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Bormwort. 





Hıs ih im Jahre 1868 den erften Band eines Wertes über „das 
beutfche Senoßenfchaftsrecht” umter dem Titel einer „Rechtsgeſchichte 
ber deutſchen Genoßenſchaft“ veröffentlichte, legte ich den Plan ver wei- 
teren Fortfegung des Werkes in dem Vorwort und ber Einleitung bar. 
Diefem Plane bin ich treu geblieben. Aber ſpät nur und auch jetzt 
erft zum Theil .erfülle ich mit der Veröffentlichung bes vorliegenden 
Bandes das dort gegebene Berfprechen. 

Epät erfülle ich e8, weil nicht nur, wie dies fo oft der Fall zu 
fein pflegt, bie in der Konception fertige Arbeit erft bei ihrer wirklichen 
Ausführung manche überfeherie oder unterfchätte Schwierigkeit offenbarte, 
fondern auch vielerlei äußere Störungen, vor Allem meine Theilnahme 
am veutfch-franzöfifchen Kriege, henimend dazwifchentraten. 

Nur zum Theil aber löſe ich auch jetzt erft bie Aufgabe, die im 
Ganzen zu Löfen ich mir vorgefeßt, weil erft im Laufe ber bier zu⸗ 
nächft folgenden linterfuchung deren voller Umfang und weittragenbe 
Berentung ſich mir enthüllten und mich ziwangen, ihr allein diefen ftarken, 
urfprünglich für die Beendigung des ganzen Werles beftimmten Band 
zu widmen. Meiner anfänglichen Abficht nach follte biefer Band eine 
Unterſuchung über „bie rechtliche Natur der deutſchen Senoßenfchaft” in 
zwei Abfchnitten enthalten, deren erfter „vie Gejchichte des Körperſchafts⸗ 
begriffs” einer Specialforfhung unterziehen, deren zweiter „das geltende 
Genoßenſchaftsrecht“ anafyfiren ſollte. Nunmehr dagegen füllt dieſen 
zweiten Band durchaus nur dasjenige an, wofür fein erfter Abfchnitt 
in Ausficht genommen war. Und felbit die Gefchichte des Körperfchafte: 
begriffe habe ich darin nicht vollfommen bewältigen, fie vielmehr nur 
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bis zur Aufnahme der fremden Rechte führen können. Ich babe daher 
viefen Band als: Gefchichte des dentſchen“ Körperfchaftshegriffs be⸗ 
zeichnet, um von vornherein anzubeuten, baß bie Dogmengefchichte der 
romaniftifchen Korporationslehre darin noch fehlt. Diefe letztere aber beab⸗ 
fichtige ich, was auch aus inneren ‚Gründen vielleicht zweckmäßiger fein 
wird, als Einleitung dem britten Bande voranszufchiden, ver fich im 
Mebrigen mit der Theorie des geltenden &enoßenfchaftsrechtes beſchäf⸗ 
tigen wirb. ' | 

Wenn fo die nachfolgende Gefchichte des deutſchen Körperfchafte- 
begriffs einen Beftandtheil meines Werles über das beutiche Genoßen- 
ſchaftsrecht bildet, fo habe ich derſelben doch zugleich die Geſtalt einer 
durchaus für fich ftehenven und in fich volllommen abgejchloßenen Unter- 
ſuchung zu geben verfucht. Auf den erften Band ftügt fich biefelbe wie 
ein fchmalerer Bau auf ein in breiten Umfaßungsmauern gelegtes Fun⸗ 
bament: von dem künftigen Bande aber, wie ich im erften Bande viel- 
fach zu thun gezwungen war, die Stügen des gegenwärtigen Baues zu 
entlehnen, babe ich in biefer tiefer einpringenden Unterfuchung überalt 
vermeiden fönnen. Man wird baber, wie ich hoffe, in biefem Bande 
manche im eriten Bande beweislos Hingeftellte Auffaßung bewieſen, 
manches dort nur Angebeutete näher ausgeführt, manches dort nicht 
pollfommen Abgellärte fchärfer präcifirt finden. Aber man wird in 
ber Hier für fich gegebenen Unterfuchung feines ver Olieder vermißen, 
welche ihre Schlüßigfeit bedingen. 

Ueber ven Gegenftand und bie Methode meiner Arbeit habe ich in 
der Einleitung näher gefprochen. Der eigenthämfiche Plan, vie Ge 
ſchichte eines Begriffes zu fchreiben, forberte zum Theil auch eine 
eigenthümliche Methode der Forfchung. Daß dabei ver Natur der Sache 
nach die Aufgabe nur unvolllommen zu Löfen, unvolllommener noch von 
mir gelöft ift, defien bin ich mir bewußt. “Daß aber ver Gedanke einer 
folchen Unterfuchung an fich fruchtbar ift und daß feine Ausführung bet 
Anwendung ber richtigen Methode Refultate von relativ hoher Gewißheit 
verbürgt, davon bin ich nicht minder feft überzeugt. Gerade bie Ueber⸗ 
zengung, daß auf dem von mir Hier befchrittenen Wege für Dinge, bie 
meiſt uur Sache fubjeltiver Muthmaßungen von zweifelhaften Werthe 
zu fein pflegen, ein pofitiver Beweis zu erbringen fei, Hat mich vor 
Allem darin beftärkt, unbeirrt durch Nüdfichten anderen Art ven einge 
ichlagenen Weg bis zum Ende zu verfolgen. Das Vorhandenſein eigen- 
thümlicher Begriffe und Anſchauungsreihen in dem Nechtsbewußtfein eines 
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beftimmten Boltes und einer beftimmten Zeit ift ebeufo gewiß, als bie 
Feftftellung ihres wahren gebanklichen Gehaltes meiſt unficher- und 
ſchwankend iſt. Eine folche Feſtſtellung auf rein objektiver Baſis durch 
die Kombination bebuftiver und induftiver Schlüße zu vollziehen, fehlen 
mir daher ein im alle des Gelingens auch den größten Kraftaufwand 
belohnender Verſuch. Indem ich diefen Verſuch unternahm, durfte ich 
nit zurüdichreden vor der dadurch bedingten Umftänblichfeit uud 
Schwerfälligkeit der Beweisführung; ich mußte in ben entſcheidenden 
Bartien des Buches das Beweismaterial oft maffenhaft häufen; ich 
mußte nicht felten dem Streben nad Wahrheit das Streben nach Eleganz 
der Darſtellung und leichter Verftänblichkeit unterorbnen. Fremdes Ur⸗ 
theil wird beßer als mein eignes zu ermeßen vermögen, inwiefern meine 
Hoffnung gerechtfertigt ift, daß dafür die bauptfächlichften Reſultate 
meiner Unterfuchung den Charakter vollbewiefener Thatfachen an ſich 
fragen. 

Die Gefchichte des Körperfchaftsbegriffs im weiteften Sinne und 
folgeweife auch feiner Steigerung zum Staatsbegriff bilvet überall den 
Angelpımft meiner Darftelung. Allein dieſer Begriff konnte nicht ver- 
einzelt aufgefaßt, feine Gegenfäte mußten zugleich entwidelt, die ganze 
Fülfe der mit ihm in Wechfelwirkung ſtehenden Begriffsreifen mußte 
entfaltet werden. So führte die Unterfuchung weit hinaus über den 
ihren Mittelpunkt bildenden einzelnen Rechtsbegriff. Wie. von einem 
einzelnen fcharf beleuchteten Bunfte inmitten der Nacht Licht auf bie 
ganze Umgebung fällt, fo ergab die Feittellung des Wechſels, den im 
deutfchen Nechtebewußtjein die Denkform für die Einheit in den menfch- 
fichen Berbänven erlitten bat, zugleich eine Reihe überrafchender Auf- 
ſchlüße über den wechfelnden Inhalt jenes Nechtsbewußtfeins überhaupt. 
Gerade hierin liegt mir eine Hauptgewähr für die Nichtigleit der ge⸗ 
wonnenen Reſultate, gerade hierin zugleich die Bürgfchaft, daß dieſe Re- 
fultate wegen ihrer über das nächte Ziel weit hinaus veichenden Be⸗ 
beutung die auf ihre Gewinnung verwandte Arbeit in vollitem Maße 
verbienen. Ich bin deshalb auch überall den Fäden, welche fich von 
dem Einen Begriffe zu anderen Begriffen hinüberfpinnen, fo weit ale 
möglich nachgegangen, ohne natürlich auf den benachbarten Gebieten 
gleich eingehende Forſchungen anftellen zu können, wie auf dem Haupt: 
gebiete meiner Unterfuchung. Mir fchien überdies in ber Thatſache, 
daß unter Boransfekung der Nichtigkeit meiner Hauptvefultate zugleich 
die von ihnen mitbebingten und mitbeſtimmten anberweiten Erſchei⸗ 
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nungen im Rechtsbewußtſein wie im Rechtsleben unſeres Volles eine 
übereinftimmende Erflärung und ein gleichmäßig klares Licht erhielten, 
eine wichtige Probe für die Schlüßigfeit meiner Beweisführungen zu 
liegen. 

In Bezug auf das von mir benutzte Quellenmaterial bemerle ich, 
daß beffen Sammlung von mir bereits wor fünf Jahren zum Abſchluß 
gebracht worben war. Aus neueren Publikationen mehr als Einzelnes 
nachzutragen, war deshalb unnötbig, weil das gefammelte Material für 
bie daraus gezogenen Schlüße überall mehr als ausreichend erfchien 
In den Haupttheilen dieſes Bandes lag die Schwierigfeit weniger darin, 
Quellenbelege für bie betreffenden Nechtsanfchauungen aufzufinden, als 
vielmehr darin, in ber Weberfülle ftofflicher Nieverfchläge ven in ihnen 
fich manifeftirenden Gedanken zu erfennen. 

Breslan, im Januar 1873. | 
Otto Gierke. 
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Laften und Pflichten laßen, foweit fie die Perfonen und ihre Ber- 
bände ergreifen und binden, dieſelben als Zubebor von Grund und 
Boden erfiheinen. . . . 

II. Dad Recht ber Grant, _ = Sufapung beffeiben ; in den 
Weisthümen . . . 

1. Rechte, die einem  Grundftüd an und für Rs zukommen — 
Standesrecht und verwandte Qualitäten der Grundftücke. — Quali⸗ 
ficirung ber Grundftüde durch bie Berieverpättnipe — Dingige 
Freiungen und Frieden. . . . 

2. Befugniße und Pflichten ber Srundftüde und Gebiete an 
oder gegen Perſonen und an Sachen. — Herrſchaftsbefugniße als 
Rechte, korreſpondirende Verbindlichkeiten als Pflichten der Grundftäde. 
— Bermögensrechtlihe Befngniße und Pflichten der Grundftüde. — 
Bedeutung der dem perfonificirenden Sprachgebrauch zu Grunde liegen- 
den Anfchauung. — Keineswegs liegt darin die Erhebung der Grundftüde 
zu Rechtsſubjekten, vielmehr bleibt man ſich bewußt, daß ftet ein 
Menfch oder ein menjchlicher Verband als wirkliches Subjekt bahinter 
ſteht: aber es wird als vor Allem mwefentlich gebacht und ausgefprochen, 
Daß eine beftimmte Befugniß ober Pflicht Beftandtheil einer beftimm- 
ten Grundftüdefphäre ift und erft in ber durch biefe Zugehörigkeit 
bedingten Mittelbarkeit, Bindung und darbung ſich mit einer Perſon 
verfnüpft oo... 

IV. Der Rechtsverkehr als Inbegriff von Veränderungen und Ber. 
ſchiebungen der räumlich-binglichen Rechtsſphären. — Antnüpfung an 
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die Vorftelung einer räumlichen Veränderung. — Auftreten ber Per- 
fonen für die Grundftüde — Scheinbares Wollen und Handeln ber 
Grundpüde ſelbft. — Bedeutung biefer Borftellungd- und Ausdrude- 
wie 2 nn 

V. Dualisuus des Rechtes der Perſonen und bes Rechtes. ber Srund- 
ftäde. — Selbſtaͤndigkeit beider Sphären. — Gegenfeitige Abhängig- 
keit derfefben von einander. — Wachſende Herrfchaft der dinglichen 
Beziehungen über tie perfönlichen. — 1. Verhältniß des Rechtes ber 
Einzelperfönlichkeit zum Grunbftüdsreht. — 2. Analoge Verhältniße 
zwiſchen dem echt der Perfonenverbänbe und bem Recht ber Höfe 
und Marten. — Gegenfeitige Bedingtheit bed einen durch das an- 
bere. — Wachſende Berdinglihung. — Nachweis aus ber Wandlung 
und Weberiragung der Namen. — Einfluß auf die Benennung und 
Auffaßung der über Land und Leuten fich ſchließlich erhebenden idealen 
Perjönlichkeit, in welcher ber alte Gegenfab fih löſte. — Innerer 
Zufammenhang ber Selbſtändigkeit und rechtlichen Bedeutung ber 
räumlich - binglichen Rechtsſphären mit dem Mangel abitrafter Sub- 
jektöeinbeiten - © > 20 0 

VI Dem Recht der Grunbftüde durchaus analog ii bas —8 
ber felbftändigen Gerechtigkeiten.. 


III. Der Begriff des Rechts, 


Die Hauptmerkmale der älteren beutichen Rechtsidee und die Richtung 
ihrer Fortbildung. — I. Das Verhälmiß von objektivem und fub- 
jektivem Recht. — Uriprünglicher Mangel eined begriffiichen Gegen⸗ 
faged. — Verſchiebung bed Berhältnißes von Geſetz und Breiheit. — 
Trennung und Verföhnung. — II. Recht in abstracto und Recht in 
concreto. — III. Geltungsbereih des Rechts. — Neben einander 
fiehen die Principien der Perfonalität und ber Dinglihleit. — Ber. 
föhnung durch das Territorialitäteprincip. — IV. Die Gegenfeitigkeit 
alles Rechtes und die Einheit von Recht und Pfliät. — V. Die 
Spentität von Öffentlihem und privatem Recht. — Der Charakter bed 
älteren eitartigen Rechts, bad weber Hffentliches noch privates Recht, 
aber Keim und Möglichkeit von Beidem if. — Spätere Trennung. 
— Über über dem “Beni bleibt Die « Binpeit bee Reqhicgedanlens 
gewahrtttt. 8 


Zweites Kapitel. 


Geuosßenſchaft und Gefammircht. 

Im Allgemeinen. — Die Analyfe des alten Genoßenſchaftsbegriffs 
muß mit ber Unterfuchung bes alten Gefammtrechts an Grund und 
Boden beginnen. — Den Mittelpunkt der Anterfuhung bet das länd⸗ 
liche Gemeinderecht zu bilden 

Das Geſammtrecht am liegenden Gut. — Entftehung 
und Inhalt des Tiegenfchaftlihen Rechtes überhaupt. — Stufe bes 
Remadenthums und des Aderbaus. — I. Ausprägung des Begriffs 
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ber: Gewere. — IL. Ausprägung des materiellen Sachenrechts. — 
Unterfchied : des. deutfchen Grundeigentbumsbegriffe vom römifchen 
Eigentäumsbegriff. — 1. Abhaängigkeit des erfteren von ber Befchaffen- 
heit feines Objektß. — 2. An Stelle bes Gegenfages von . Eigenthum 
und Rechten an fremder Sache fteht der Gegenſatz des vollen Sachen⸗ 
rechte: unb. ber einzelner. binglichen Rechte. — Dualttative Theilbar⸗ 
keit des Eigen. — 83. Dem deutſchen Grunbeigenihum. fehlt base 
Merkmal ber Elafticität. — a. Bolles und gemindertes Eigen. — 
b. Fities und belaftetes Eigen. — 0. Echte: Eigen. und abgeleitetes 
Acht an Grund und Boden. — 4. Bor Allem endlich faßt da&: ger- 
mautiche Gruudeigenthum Grundherrſchaft und Gruidvermigen in 
ein einziges einartiges Richt gufammen. — Es enthält Daher Ale Keime 
fowok: der heutigen Gebietshoheit als des heutigen Peine 
am Boden. — Entwidlung - - - 2 220° 

B.. Iſt liegenſchaftliches Recht Gefammtrecht, fo ift bie Veldafen 
heit bes. Subjekts von. Einfluß auf die Beſchaffenheit ‚des Rechtes 
ſelbſt. —:L Geſammtgewere neben der Sondergenere - . . . . 

‚II. Gefammteigen und bingliche& Geſammtrecht überhaupt. neben 
Sondereigen und Sonderrecht. — 1. Im: Berbältui vor Giefammtt- 
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recht und Sonderreifit wird Häufig nur den Gegenſatz empfenben unb - 


betont. — Berührung der. Borftellungen: bed Alten gemeinen und des 
herrenloſen Gute, — Praktijche Folgen hiervon im Oklupationerecht. 
— Di gemeine Bollsland. — Doch: find, dies nur Refte einer älteren 
Vorſtellungsweiſe, während im Allgemeinen bie Borfiellung: eines dem 
Spnbereigen Torrefpenbirenben unb mit. ihm einem höheren Battungd- 
begriff zu unterfiellenden Geſammteigen Tängft gefiegt- Hatte . 

2. Eiufluß des. Verhältnißes zu draußen ſtehenden Redtsfubjetten 
anf pie -Beftftellung ber rechtlichen Beſchaffenheit des Gefaunmtuchte. — 
Sirtrung des dinglichen Gefanmtrechts an: einer Merk ‚gegenüber: den 
‚ar: derfelben Mark begründeten Necht eiues höheren Derbitibeb. - Das 
höhere Gebietorecht am echten vollfreien Geſammteigen. - .Rögliche 
Minderndg; Belaftung und:Zeriplitterung des Geſammteigen;. — Dies 
geſchieht zum Theil/ durch Verſchiebungen zwifchen weiterem. und engerem 
Geſanmbrecht. — Insbeſonderr aber durch die Beruͤhrungen vo Ge⸗ 
ſammtrecht und Herrenrecht. — Doppelter Weg ber Aufzehrung bed 
Geſammtrechts durch Herrenrecht und ber Ablöjung eines Giſammt⸗ 
rechts vom Herrenrecht. — So entſtehen folgende Hauptgruppen von 
Geſammtrecht: a. Echtes vollfreies Gqſammteigen als das eine Ertrem. 
— b;: Ein blos aus Gnade eingeräumter Gefammtgebrauch als dus 
andre Extrem. — c. Zwiſchenftufen. — «. Geſammtgerechtigkeiten am 
Herreneigen: — 4. Zwiſchen einen Herrn und einer Geſammtheit ge 
theiltes Eigen. — Eigen“ des Grundherrn und. „Allmende“ der Ge⸗ 
meinde. — Geſauminuzeigen. — Geſammtzindeigen ober Gefſammierb⸗ 
zindeigen. — Geſammtlehenrecht. — „Eigen” bes Herrn und „Erbe” 
der Gemeinde. — +. Durch Herrenrecht gemindertes und belaſtetes 
Geſammteigen. — Freies vogtbares Geſammteigen... 
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8. Korrefpondenz der rechtlichen Beſchaffenheit bes Geſammteigen milt 
dem perjönfichen Recht ber beireffenden Genoßenſchaft; — mit ber 
Beſchaffenheit des Rechts ber einzelnen Genoßen am ihren Sufen . . 

C. Subjekt des Geſammtrechts if in allen Fällen bie Geſammt⸗ 
heit der Genoßen, und zwar die Geſammtheit ſchlechthin, ohne Tren- 
nung ihrer einheitlichen und vielheitlichen Seite. — Nachweis. aus bem 
urlundlihen Sprachgebrauch. — Gehalt: unb Bebentung ber. zu 
Grunde liegenden Rechiövorflellungen. . - - - 2 2 00. 

D. Inhalt des alten Geſammtrechts an Grund und Boden. — 
I. Befugniße, welche das Recht an einer Mark ber Geſammtheit gibt. 
— Sunere Steigerung und Mehrung berjelben durch die fortfchrei- 
tende Berbinglichung perfönlicder Verhältniße. — Beſchränkung dur 
das Herrenrecht. — 1. Gewaltrehte (Gefammtgrundherrfdaft). — 
a. Rah außen. — b. Nah innen. — 2. Berfügungsbefugniße. — 
2. Reh außen. — b. Nah innen. — 8. Nupungsbefugnife — 
a. Nach außen. — b. Rah innen. — IL Im Geſammtrecht an: der 
Mark find aber auch Berbindlichkeiten enthalten. — Gemeine Dienfte, 
Abgaben und Laften erfcheinen in immer größerem Umfange als Aus⸗ 
fin umb Korrelat ded Gefammteigenthuuns . . . .. 
Gefemmtreht und Sonderrecht in ber Mark. Beide Aſcel. 
nen als gleich ſelbftändig und urſprünglich, aber ald bedingt und ‚ber 
ſchränkt burdheinander; fie gehören zuſammen, find in wirthſchaftlicher 
und rechtlicher Beziehung auf einander hingewieſen und ergänzen ſich 
erft in ihrer Zufammenfafung zum vollen genoßenſchaftlichen Marl: 
eigenthum. — So befteht an jedem Thell einer Genoßenfchaftsmart 
irgendwelche Getheiltheit ber Eigenthumsdefngniße zwiſchen Einheit 
und Bichelt . - > > 2 Ir te. 

I. Am ſtaͤrkſten ift das Recht des Einzelnen, am. Ichwächften das 
Recht der Geſammtheit am vollen Sonbereigen oder Sondererbe (Haus 
und Hof nebft allem in beren Umhegung gezogenen Laude). — Ding- 
Tiches Geſammtrecht aber über dem Sonberrecht exiſtirt auch bier. . 

1. Grundherrliche Gewaltbefugnige Innerhalb des Hofetters. — 
Hercſchafts⸗, Vertretungs⸗ und Ausſchließungsrecht bes Cinzelbefibers. 
— Darüber ftebt aber ein in der Marfgemeinichaft wurrgelnbes Ge⸗ 
fammtgwalucht. - © 2 2 2 0 0 ren 

2. Berfägungsrechte über Hans und Hof. — Ihre genoßenſchaftliche 
und genohenfchaftlich- herrſchaftliche Gebundenheit. — =. Vertretung 
is ‚formaler Beziehung. — Der Einzelne vertriti ſelbſtändig fein 
Gut, aber unter genoßenſchaftlicher Mitwirkung und Kontrolle — 
b. In materieller Beziehung. — a. Beränferung. — Genoßeuſchaft⸗ 
liche Beichränfungen berfelben im Volksrecht; — im Hofrecht. — 
ß. Zheilung. — Genofenfchaftlicde Beichränfungen und Erſchwerun⸗ 
gen. — y. Vererbung. — Genoßenſchaftliche Beftimmung, Bindung und 
Beihränfung derjelben. — d. Etellvertretung im Beſitz. — e Er⸗ 


werb. — Genoßenſchaftliche Bafis oder doch genofenfchaftfige Bedingt 


beit deſſelben. — £. Beruf. — Genoßenſchaftliche Gründe:eines foldhen. 
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d. VBenuhuugdrechte. Ausſchließlichkeit der Sondernutzung. — 
Kekneswegs aber Mabeichränktheit. — Genoßenſchaftliche Beſchränkungen. 

IL. Rechtögethältsiie- an ber vertheilten Feldmatl. — 1. Der 
fhgungäsefugnige — Das Sonderrecht überwiegt. — 2. Gewalt⸗ 
befugniße. — Das Recht der Geſammtheit überwiegt. — 3. Bes 
nutzung. — Die Sonbeinußung iſt die Hauptſache , ſie if aber: 
a. nicht ausfchließlich und voll, ſondern auf beſ immte Zeiten und 
Gebtauchtarten Gefchräntk, jenſeits deren das ungetheitte Geſammt⸗ 
nutzungsrecht wieder hervortritt; — b. nicht unbeſchränkt, vielmehr 
gebunden durch ben genoßenſchaftlichen Flurzwang und in Hofgemein⸗ 
ben’ Uberdies Dirt die herrſchaftlich⸗genoßenſchaftliche Kontrolle ber 
orbuungsniäßigen Bebauung. — 4. Die Rechte ber Gemeinde an ber 
Geldmark waren hiſtoriſch ein vorbehaltenes Stück ihres Egenthums. 
— Sie waren dies nicht blos, fondern wurden auch als ſolches 
empfunden. — Beweis and der ſpäteren Reproduktion gleicher 
Rechts verhãltniße „bei nenen Marktheilungen. — Verfahren der Dorf⸗ 
genteinde TER 1. J. 1336.... 

UT. Rechtevethaůſtniße an einzelnen Mirttiitten,, bet welchen das 
@tigeribom ber Geſammiheit, dem Einzelnen aber ein mehr oder min- 
ber Telbftäimbiges und danerndes Sondernutzungkrecht gebührt. — Ihr 
biftorifches und juriftifches Interefſe. — 1. Entſtehung folder Verhält- 
nege darch Berfheilung und Ueberweiſung von Gemelnland feitens der 
Gefammtheit. — Mectliche Befchaffenbeft biefer Verhältnige. — Un- 
gleiche: Stärke und ungleicher Inhalt des Sonderrechts. — 2. Entfte⸗ 
hung Ahıtliger Berhäftnige durch Ateignungstehte Der Einzelnen . 
IV: Die eigenrliche Allmende. — An ihr tft das Geſammtrecht 
ebenſo voh, wie das Sonderrecht an ber Hofſtätte. — Eie- dient‘ aber 
der. Geſammtheitgleichzeitig und ungetrennt für ihre einheiflichen 
Geweinhkiteiwece und fuͤr ihre vielheitlichen Individualzwede. — 
Churakter "und: praktifche Bedeutung "ber älteren Vorſtellunge 
weile. — Berhaͤltniß von Gefamntteinheltsrecht und Veſammiviel⸗ 
helidrecht bezuglich der Gewalt · und Berftigungsbefuguſhe an 
det Allmeube — Mehrheitsdeſchlüße und MWitelfpruchsredhte der 


Einzelnen. — Allmälige Steigerung des Smbivibuaftechts. — Bor 


Allen tritt bezüglich der Benutzung ber Allmende die Doppelnatur des 
älten Geſammteigen hervor, indem die Allmende gleichzeitig wird ohne 
dad Bewußtſein eines Unterfchiebes für eigentliche Gemeindebedürfniße 
and für die individuellen Bedürfniße aller Einzelnen verwandt warb. 
— Anfänglich becktt fich Beides. — Bei beſtimmten Benußungsarten 
iſt dies auch‘ Später der Fall. — Bezüglich der wichtigeren Nugungd- 
arten aber geratben allmälig dad Gemeindeintereffe und das gemein- 
Jame SIntereffe Aller in Zwieſpalt. — Deshalb entwidelt fi das All⸗ 
menderecht nun unter gegenjeitiger Beichränfung bes Rechte Aller 
Durch das Recht der Gemeinde und bes Rechtes der Gemeinde durch 
bus Recht After thatſächlich in doppelter Richtung fort 

1. Auf der einen Seite dient die Allmende den Bedürfnißen ber 
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Gemeinde ald ſelcher. — a. Bei ber Herftellung öffentlicher Gemeinde 
anlagen. — Beichaffung bes Bodeus — bed Materials — ber Arbeit 
— ber Selbmittel. — b. Bet der Belohnung und Entſchädigung von 
Borftebern, Beamten und Dienern ber Gemeinde. — c. Bei ber Ber- 
wendung ber Wllmende zur Gewährung befonderer Vortheile als Ent- 
ſchädigung für befondere zu Gunften der Gemeinde Lonftituirte Lafen. 
— d Bei Einräumpngen aus religiöfen und etbijchen Motiven. — 
e. Bei unmittelbarer Berwertfung ber Allmende zu Gunften ber Ge- 
meinbelfle - © 2 20 Een 

2. Auf der andern Seite war die Allmende beftimmt für die Be⸗ 
dürfniße der Geſammtheit als Vielheit und dies war in den ländlichen 
Verhältnißen die wichtigere Seite ihrer Beftimmung. — Urfprüngliche 
Unbefchränfiheit der Sondernugungen. — Spätere Beſchränkungen. 
— Princip derfelben. — Die Schließung ber Marl. — Ihre Bebeu- 
tung. — Die uumittelbaren und pofitiven Beſchränkungen. — Ihre 
Entwidelung beruht darauf, daß die Vermiltelung zweier Gegeuſaͤtze 
gefucht wird. — Einmal bed Gegenfapes zwiſchen dem dauernden In⸗ 
tereffe ber Mark und dem wirtbfchaftlichen Bedürfniß der Sondergüter. 
— Sodann bed Gegenfated zwilchen ber Idee ber genoßenfchaftlichen 
Gleichheit und den ungleichen wirtbichaftligen Bedürfnißen ber Ge⸗ 
nohßenn.. .. 

Die pofitive Geftaltung des Verhältnißes zwifchen Geſammtrecht und 
Sonderrecht an ber Allmende bei den einzelnen Rugungsarten. — 8, 
Jagd, Fiſcherei und Bienenfang. — b. Unterirdiiche Nutungen. — 
©. Benugung bes Waßers. — d. Henen, Plaggenmähen n. ſ. w. — 
e. Die gemeine Beide. — Arten. — Genopenichaftliche Form der 
Ausübung. — Genoßenſchaftliche Weidepolizei. — Das Princip bes 
eiguen wirthichaftlichen Bebärfniges. — Kollifiou mit dem Princip ber 
Gleichheit. — Ausgleihung und Vermittlung beider Principien. — 
Weitergehende Beichränkungen burch Fixirungen bed Weiderechte. — 
Etwaiger Weideüberſchuß. — f. Holzuugungen. — Mannigfaltigkeit 
ber allmaͤlig eingeführten genoßenfchaftlichen Befchränktungen. — Maß. 
Rab des eigenen Bebürfniges; Weftfehungen, Anweiſungen und Ge⸗ 
meindelontrolle. — Brincip der geuoßenichaftlichen Gleichheit. — Bes 
fhränfungen unter dein Geſichtspunkt genofenfchaftlicher Korfipoligei. — 
Schließliche Firirungen bes auf jedes Genoßenrecht fallenden Holzquans 
tum. — g. Recht der Aneiguung von Marklboden . . . . . . . 

Genopenreht und Nuzungsésrecht. A. Das perfönliche 
Genoßenreht und das binglihe Sonderreht in der Mark bilden 
urſprũnglich ein einheitliches Ganze. — Beichaffenbeit dieſes Rechts. 
— Gegenfeitige Bebingtheit feiner Beftandtheile. — Gleichgewicht der⸗ 
felben. — Epätere Berihiebungen. — Schließliche Auseinanberlöfung. 

B. Borausfegungen des Genoßenrechts. — 1. Der Erwerb des⸗ 
ſelben fordert das Bufammentreffen perjönlicher und dingliher Mo- 
mente. — 1. Berfönliche Vorausfepungen. — Geburt und perjönliche 
Selbſtändigkeit. — Aufnahme und Bedingungen berfelben, — Bere 
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hältuiß des in. Geburt oder Aufnahme befichenden perſönlichen Titels 
zu ber binglichen Grundlage des Genoßenrechts. — Uriprünglich ift 
ber perfönliche Titel Bafis des dinglichen. — Spätere Refte hiervon. — 
Im Allgemeinen aber lehrt fi) band Berhältmig allınälig um. — 
Do behalten. nehen bem Gutserwerb Die perjönlichen Voransfegungen 
des Genobenzeihid: immer eine felbftändige Bedeutung . .. 

2. Dinglige Vorausſetzung war ein beflimmt- qualifieirter Grund 
befig in der Marl. — 3.. In Bezug auf dad Wie biefes Grund» 
befiges. wurde eine bem betreffenden Genoßeuſchaftorecht entiprechende 
Gewere gefordert. —. Mittelbare Genohhen. — Spätere Verwiſchung 
38 Unterfchiedee. — b. In ‚Bezug. auf dad Was bed Grunbbefited 
forderte man, urſprüuglich eine volle Hufe. — Später. aber geitaltete 
fih Pie dingliche Baſis des Vollgenoßeurechts nach Zeit und Ort man⸗ 
nichfach verfchieden. — a. Vielfach genügt ald folche jeder Theil einer 
ehemaligen Bollyufe. — 4. Ober ber Befik: eines eignen Hanfed. — 
Statt des eiguen Haufes wird fräter oft nur .eigner Hausſtand gefor- 
dert und damit die Entwidlung zur Perfonafgemeinde angebahnt. — 
In andern: Genreinden wird Beſitz, einer „Ehehofflätte“ gefordert. 
— In wieder andern der Beſitz eines Hoſes von beftimmten: Um⸗ 
fange, — e. Sn manchen edlich der Beſitz eines ngauggeſchiedenen 
Albmendantheilſßſßß;...... 

3. Während aber. jo volles Genoßenrecht n nur : bei dem Zufammen- 
treffen perfönficer und dinglicher Vorausſetzungen entſteht, kann doch 
anvollgumenes Genoßenrecht auch da, wo: nur. einzelne jener Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, vorhanden fein. — a. Mangel der perfönlichen Er⸗ 
forperniße. — Ausmärker. — b. Mangel: der dinglichen Gruudlage. 
— Schntgenofen, Grundbeſitzloſe, Kötter. — Beilagen. — cs Unvoll⸗ 
Inmmened. Borhandenfein von beiderlei Boraudfchungen. — Mittelbare 
Schutzgenoßen. — Hinterfaßen. — 4. Wohl zu. unterieiben won Die 
fen unvollkommenen Genoßenrechten find die nur quantltatir geriu⸗ 
gesen. Genoßenrechte. — Ihre Vorausſetzungen. 

II. Verloren wird das Genoßenrecht: 1. Aus perfönfichen Srin- 
den im alle des Anstritts oder ber Ausjchliegung. — Wirkung für 
has diagliche Sonderrecht. — Verluft des. Sonderguts- oder doch 
her binglichen Bemeinfchaftsrechte. — 2. Aus ſachenrechtlichen Grlin- 
ben im, Kalle des Fortfalls der. dinglichen Valid. . . . 

TIL Erwerb. und Aufgabeides Genoßenrechts find nicht febigtig; Sach⸗ 
des freien Willens, — Momente der Zwangsmitgliedſchaft im Genoßenrecht. 

IV. Berfügung des Einzelnen über fein Genoßeurecht iſt urſprũng⸗ 
lid undenkbar, — Möglid) aber ift .eine Verfügung: über ben ding⸗ 
lichen: Titel. — Je urehr dieſer für das Genoßenrecht als: ſolches be 
ftinnmend wird, Defto-mehr- tritt bie Idee einer Berffigumg über dad 
Genoßenrecht als folches. ‚hervor... — Dulae bleibt aber genohes 
ſchaftlich gebunden . . . 

V. @emifchte, ungleichartige und fiͤhige Natur bes durch ſoiche 
doppeltgearteten Vorausſetzungen bedingten Genoßenrechts 
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C. Juhalt des Geuoßenrechts. — I. Im Bollgenoßenrecht find 
drei Gruppen von Befugnißen und Pflichten enthalten. — I. Zuerfi 
jolche, die fi auf die Friebend- und Rechtsgemeinſchaft beziehen. — 
a. Mitträgerſchaft uud Mitinhaberſchaft des genoßenihaftlichen Friedens 
nud Rechte. — b. Befugnig und Pflicht ihrer Vertheidigung gegen 
jeden von außen Tommenden Angriff. — «. Einer foll für Alle fiehen. 
— 4. Ale follen für Einen ftehen. — c. Theilnahme an der Hand⸗ 
habung won. Frieden und Recht tm Innern des Verbandes. — a. Ge⸗ 
nohenſchaftlicher Gerichtsſtand. — 4. Aline Theilnahme am genofen- 
ſchaftruchen Gericht. — y. Gerichtspolizeiliche Rechte und Pflichten bed 
Einzelnen anherhalb der Gerichtöserfammtung. — dJ. Theilnahme an 
fonftigen Gemeindeverſammlangen und Stimmredt in Gemeindeangele⸗ 
genheiten. ⸗ s. Zufammmenbang der. bürgerlichen Nechtsfähigfeit mit 
ben Genoßenrecht 

2. MBefugnife und Bflichten, bie ſich auf bie ſitiliche Bebenegeittein- 
ſchaft beziehen. — Kirchlicher, focialer und‘ geicotger Derband. — Ge⸗ 
genfeitige Nuterftäbung . 

8. Oekonomiſcher Inhalt bes Ganeohenrechts. — 2. Dar Genohen 
recht als Grundlage der Betheiligung am Genuß des Gemeindevermö⸗ 
gend umb fſonſtiger ölonomiſch werthvoller Rechte. — b. Das Ge⸗ 
noßenrecht als Grundlage der korreſpondirenden ökonomiſchen Laſten. 

I Der Jnhalt des Balfi» oder Schutzgenoßenrechts. — Er iſt 
qualitativ verſchieden vom Inhalt des aktiven Genoßenrechts — 
Dagegen iſt der Inhalt geringerer Genoßenrechte nur quantitatin ver⸗ 
ſchieden vom Zuhalt Des Vollgenoßenrechts 0.0. 

IL Das Verhaͤltniß der einzelnen im Venohenrecht aathaltenen 
Gruppen von Befugnißen und Pflichten zu einander. — Inniger Zu⸗ 
ſammenhang und gegenſeitige Bedingtheit. — Zweitheilung des In⸗ 
halte in eine perſönlich⸗politiſche und eine dinglich⸗vermögensrechtliche 
Seite. — Je nachdem bie eine oder bie andere ale Urſache ober Wir- 
fung ericheint, erhält bie rechtliche Natur des Senehenrehhi eine un⸗ 
gleiche Färbung... 

1. Die daſonuch poutiche Seite prägt ſich vor Allem in Ding- 
recht und Dingpflicht aus. — Diefe werben vielfach auf bad Genofen- 
recht als ſolches bafırt, vielfach aber andy auf beſtimmte andere ein- 
jelne Eeiten des letzteren. — Geſchieht dad Letztere, jo gründet fich 
au vielen Orten die Gerichtämitgliebichaft auf das dingliche Sonder: 
recht. — An anderen Orten auf perjönliche Grundlagen. — Oft end- 
li ftebt fie. auf deppelter Bafis . 

2. Die binglid-vermögendrechtliche - Seite des Geuohenrechis bat 
ihren Mittelpunkt in dem Anrecht auf Markgenuß. — Dieſes er- 
ſcheint oft als Ausflug der Genoßeneigenſchaft jchlechthin. — Oft aber 
wird es auch mit beftimmten anderen Beftanbtheilen ded Genoßenrechts 
in nähere Kaufalverbindung gefebt. — a. So vor Allem mit ben ge⸗ 
nobenfchafitichen Pflichten. — b. So ferner ınit perfönliden Cigen- 
(haften und Zuſtänden. — c. So in vielen Fällen mit ben binglichen 
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Sonderrecht an Haus uud Hof. — Entwidelung der Pertinenzqualität 
ber Allmendnupung. — Realgemeinden. — d. Endlich Tann aud ber 
Allmendgenuß für fich ſelbſt ald Vermoͤgensrecht vom befriiminten ob- 
jetiivem Gehalt aufgefaßt werden. — Rechtliche Berfelbftindigung des 
fo aufgefaßten Antheild. — Eutwidelung der Rechtfamegemeinden 

D. Umfang bed Genoßenrechts. — Entwidlung von Ungfeichheiten. 
— Berfiebenartige Natur ter eintretenden Unterfchiede. — Qualita- 
tive. und quantitative Unterfchiede. — Gemiſchte ‚Syteme ber Alaſſen⸗ 
bildungg.. — 

I. Die Natur dee unterſchiedes vı von Bollgenoßhen und —E 
— Beränderungen, die im Laufe der Zeit hierin eintraten . . 

II. Serfönfich-politifche Unterſchiede unter den Vollgenoßen. — Un. 
terfchiede des Standes und Rehtd 2 2 2 2 2 2 rn en 

III. Berdrängung ber Unterjchiebe des perfäufichen Rechts durch Die 
Srößenunterfchiede des Grunbbefiged. — Entwickinng aus der Be- 
meßung von Rechten und Pflichten nach dem Grundbeſitz. — Bildung 
feiter Genoßenklafſen nah dem Grundbeſitz. — uebergaus in rein 
quantitative Unterfchiede . . . 

IV. Eiutheilung nad den ald obieftive Singeiten von gleichem Ge 
halt gefeßten, aber mehrfach oder bruitgeitamele beſtbharea erohen. 
rechten felbft -. - . . 

E. Die rechtliche Natur ber Nuhungerechte am Gemeinfand, —_ 
Ihr genoßenſchaftlicher Charakter. — Die dabei mäglichen Verſchie⸗ 
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denheiten. — Ihre Beurtheiluug Im heutigen Recht. — Nothwenbig- 


feit der Unterſcheidung anberer inhaltlich gfeicher, aber mit dem Ge⸗ 
noßenrecht in feinem orgauiſchen Zufammenhang ftehender Nupungs- 
rechte. — Jusbeſondere herrſchaftliche Nupungsrehte. — Deren ver- 
ſchiedene Arten und ungleiche rechtliche Natur . 
Genoßenſchaft und Gefammteigentbum — Hr Weſen und 
gegenfeitiged Verhaͤltniß. — I. Gemeinde und Dark ald fubjeltive und 
objeltive Einheiten des alten. Rechts. — Das Geſammteigenthum als 
Berbindung zieifhen Gemeinde und. Marl. — Beſtimmung felter 
rechtlichen: Ratur von der einen oder von ber andern Seite ber. — 
Miſchung oͤffenllichrechtlicher und privatredtticher Elemente. — Die in 
der alten Gemeindegenoenfchaft ungetrennt burdelnander liegenden 
Keime. — Uuseinanderlöfungen. — Verbindungen. — Staatlihe Ein- 
wirkuug.. 

I. Ganz ahnuch verhält es ſich mit dem Recht: bed Einzelnen in 
der Gemeinde einerfeit8 und au. der Mark andrerfeits, — ihrem We⸗ 
fen, — gegenfeitigen Verpäknid, — ihren Berbilbungen, — ihrer 
Ausdelnanberirennung . . 

IL . Unverändert bleibt . bei. allen. lolchen Verſqiedenheiten has 
Verhãliniß von ‚Ginheit und Vielheit zu einander. — Gegenſatz 
der alten. Vorftellungäweife zu ven fpäteren röomiſch⸗ rechtlichen 
Abftraltionen. — 1. Es liegt kein ausſchlieklicheg Recht einer 
juriſtiſchen Perſon vor. — Nachweis daß im Geſammteigenthum 


320 


325 


327 


$ 13. 


XXI 


eia Recht der Vielheit von je ſowol enthalten war als empfunden 
wurde. — 2. Ebenſowenig liegt individnelles Mitelgenthum einer Viel⸗ 
heit vor. — Nachweis bes vorhandenen einheitlichen Momentes 

3. In Wahrheit beruhte das genoßenſchaftliche Geſammteigenthum 
auf der Verbindung von Geſammteinheiterecht und Geſammtvielheits- 
recht. — a. Konftruftion dieſes Rechtsverhältnißes untet Zuhülſenahme 
unferer hentigen abſtrakten Begriffe. — «. Aus ber beſonderen Beſchaf⸗ 
fenheit bes Subjektes. — 4. Aus ber beſondeten Veſchaffenbeit des Ob⸗ 
jektes. — y. Zuſammenfaßung beider Geſichtspunkte. — Ons Keſultat. 
— Die Getheittheit der Eigenthumsſphäre zwiſchen Einheit und Biel⸗ 
heit. — Ungleihheiten ber Thellungsproportion. — Prattiiche Folgen. 
— weltungdgebiete bed Gemeindewillens und bes Indisidnafwillene. — 
Bezüglich der verfheilten Marl. — Bezüglich ber Allmenbe. — b. Dem 
äfteren Redhtäbewußtfein mangeln die bei biefer Analyfe des @efammt- 
eigenthums verwandten Abfiraftionen. — Praktiſche Folgen biervon. — 
Die relative Unvollfommenheit bebingt auch hier einen reicheren und 
tieferen Entwidinngegebat. » . - > 2 2 000. 

IV. Folgen der Verbindung mehrerer Gemeinden durch Martgemcin 
ſchaft fir bie Begriffe ber Genohßenſchaft und bes Geſammteigenthums. 
Befteht der größere Verband aus engeten Semeinben oder-uud enges 
nen Genoßen? — Iſt das Ganze eine nem Einheit oder eine bloße 
Mebrbeit von Theilhabern? — Borbanbenfein von beiderlei Auffaßun⸗ 
gen. — Ihre’ begriffliche Ungeſchledenheit. — Nebergänge und Miſchun⸗ 
gen. — Nachweis an den großen Dturfen im Allgemeinen. — Anfüh- 


rang und Beſprechung einer Weihe von einzelnen Beifpielen fiir vwer- 


fhiedenartige Nebergangs- und Mcformen -. . - » 2 2. . 
Sejummtgerehtfame. I Liegenfhaftliie Gerechtfame im Blige- 
meinen. — Zug der yatrimonfal-fenbateı Zeit, Perfonenverbindungen, 
fomweit fie fich nicht direkt auf eine rämmlig-binpfige Sphäre bauen 
loßen, auf eine analog aufgefaßte Wereähtigtettöiphäre zu bauen. — Bei 
Genoßenſchaften Ttsbefondere. — Genoßenſchaftiiche Geſammigerecht⸗ 
ſame. — Huberſchaften. — Weinbergegenoßenfchaften. — Genoßen⸗ 
ſchaftliche Bergwerkagerechtſame. — Ländfiche Amtd und Gewerbefchen. 
— Borftamt. — Zelbleramt. — Fiſchergerechtſame. — Schiffergerecht⸗ 
Fame. — Mühlengerechtſame. — Amtegerechtſanie be Dienft⸗ und Lehn⸗ 
rechte. — Staͤbtiſche Geſammtgerechtigkenen. — Münzer. — Hofrecht⸗ 
liche Innungen. — Zünfte und Gilden. — Amiskorperſchaften. — Be⸗ 
rufsgenogenfchaften. — Privilegsgerechtigkeiten ber ſpaͤteren Zeit . . 
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IL Struktur der genoßenſchafilichen Gefammtgerechtſame. — 1. Ber- | 


hältniß von Genoßenſchaft und Gerechtigkeit zu einander. — 2. Ber- 


haltniß von Genobenreht und Thrilgetechtigleis zu einander. — 8. Ber- 


haältniß von Einheit und Vielheit in der Genoßenfchaft bezůglich der 


im Geſammtrecht ſtehenden Gerechtigket 


.Geſammtfahrhabe. I. Vorhandenſein und Bedeutimg des bewegli 


hen Semeinvermögens In ben Älteren Genoßenſchaften. — IL Rechtliche 
Natur der Gemeinhabe vor Entwicklung bed Körperfchaftsbegriffs. — 
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III. Bewegliches Eigenthum ber älteren Stammed- und Bollgenoßen- 
ſchaften. — Die Auffaßung desſelben ald Geſammthabe. — Veentuns 
dieſer Auffaßung für bie geſchichtliche Entwiclung 

IV. Geſammtfahrhabe der Mark, Dorf- und Hofgemeinden. — 
1. Ständige Gemeindehabe. — Ihre Geringfügigleit. — Sie dient der 
Geſammtheit zugleich In ihrer Einheit und In ihrer Vielheit. — Man- 
gel einer Gemeindekaſſe. — 2. Bewegliche Einnahmen und Ausgaben. — 
Bußen, Gebühren, Gefälle, Zinfe und Markerträge gehören der Ge⸗ 
ſammtheit ſchlechthin. — Beweis aus dem Sprachgebraudh. — Was an 
bie Gemeinde im Ganzen und was art jeden Genoßen gleihmäßig fällt, 
feheint nicht an ein verfchiedenes Subjelt, fondern an biefelben „Alle“, 
nur bier getrennt und dort vereinigt, zu fallen. — Deshalb erfolgt auch 
bie Verwendung ber gemeinen Einnahmen unterfchiebälos für Gemeinde 
bedürfniße und gleichartige Bedürſniße Aller. — Befriedigung ber un- 
mittelbaren Gemeindebrdürfnige. — Verzehren, Bertrinfen und Ver⸗ 
theilen der Einkünfte. — 3. Umgelehrt erfcheinen die gemeinfamen An- 
tcchte, Bezüge und Ausgaben Aller zugleich als Anzcchte, Bezüge und 
Audgaben ber Gemeinde. — Eo das Anrecht auf die Benugung des 
Wuchervieh's. — So auch andere gemeine Gebrauchsrechte. — Eben⸗ 
ſo die Anſprũche der dingenden, zinſenden oder frohnenden Genoßen auf 
Belöftigung, Geldgeſchenke oder ſonſtige Gegenleiſtungen. — Und eben⸗ 
fo endlich Die gemeinen Ausgaben zur Erfüllung gleichmaͤhiger Verbind⸗ 
lichkeiten aller einzelnen Gemeindegenoßen. . 

V. Bewegliches Geſammtvermoͤgen ber Gilden. _ "nfprüngfich 
reicht auch bier die alte Vorftellung des Geſammtrechts aus. — Epä- 
tere Sutwidlung eines korporativen Haushalte. — Mit dem Körper- 
jchaftsbegriff bleibt aber felbftändiges Vielheitsrecht auch hier vereinbar. 
— Bewegliches Geſammteigenthum neuer Art. — Anwendung auf 
fändige und fruchttragende Genoßenſchaftokapitalien. — Die Sabungen 
der Kölner Müngergenoßenfchaft über die Bennpung eines korporati⸗ 
ven Kapitals durch bie einzelnen Genoßen. — Andere Arten ber Ber- 
wintung eines Genoßenfchaftsfapitale für bie Senoßen . . . 
Oefammtforberung und Geſammtverbindlichkeit. — Diefe 
Begriffe find Korrelate des Genoßenſchaftobegriffs im Obligationsrecht. 
— A. Gefſammtforderungsrechte. — Ihre rechtliche Natur. — 
DieGeſammtheit als berechtigtes Subjekt. — Erfüllung an Alle oder an 


die Genoßenſchaft als foldhe. — unterſchled von der Forderung zur ge⸗ 


ſammten Sand . . 

-B. Sefammtverbindligfeiten. — "Entf ‚Hung und Princip, — 
I. Im Allgemeinen iſt zu unterſcheiden: 1. Eine genoßenfchaftliche 
Verbindlichkrit geht auf eine einheitliche Leiſſung im Ganzen. — Dann 
haftet in und mit-der Einheit zugleich Die Vielheit. — Unlerſchied von 
Verbindlichkeiten zur gefammten Hand. — a. Haftung. der Geſammt⸗ 
belt indgemein und inſonberheit. — b. Unbeſchraͤnkte Haft der Ge⸗ 
noßen. — Möglichleit objeftiver Haftlimitirnng. — 0, Ratenweiſe oder 
ſolidariſche Haft-der Einzelnen. — 2. 89 Liegen zunächft gleichmäßige 
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Seite 
Sonderpflichten Aller vor. — Dann läßt ſich die Summe ber vielheit⸗ 
lichen Genoßenpflichten zugleich als genoßenſchaftliche Geſammtpflicht 
rorſtellen. — Haftung ber Einheit in und mit ber Vielheit.. 983 
3. Pflichten der Geſammtheit gegen die Einzelnen. — Ungeſchleden⸗ 
heit korporativer Plichten des Ganzen gegen die Glieder und gegen- 
feitiger Pflichten ber Einzelnen gegen die Einzelnen . . 336 
4, Haftung der Geſammtheit für Echulden . mb Delitte des Ein. 
zelnen. — Beſchränkungen und. Modifikationen. — Immer liegt darin 
zugleich eine Haftung Sebes für Jeden. — Bälle folder Geſammthaf⸗ 
tung im äfteften Recht; — im Gildenrecht; — im mittefalterlichen 
Verkehrerecht. — Allmälige-Befeitigung der Anwendung. biefes Grund» 
fages auf die Städte. — 5 Analoge Berbäftniße in :herrichaftlichen 
Berbänden. — Haftung ber abhängigen Leute ‚für-ben Ser, Haf⸗ 
tung des Herrn für bie. Lerbandägliedee -. .. . .. 386 
II Foridauer der alten Formen ber Scammtverbinbticfet in, ben 
ländlichen Gemeinden im Gegenfab zu Gilden und Städten. — 
1. Zufammenfaßung der urfprüngliden gleichmäßigen. Einzelverbind- 
lifeiten in genobenfchaftliche Gefammtlaften. — a, Abgaben und Zinfe 
der Einzelnen. — Genoßenſchaftliche Exrhebungs- und Ahliefexungs⸗ 
formen. — Auffaßung der Gemeinte als Schuldnerin. — Uebergänge 
zur eimbeitfichen Gemeindeleiflung. — b. Dienſte ber Einzelnen. — 
Genoßenſchaftliche Formen der. Anfage und Leiftung. : Behanpbuge 
zur cinheitlichen Tienftpflicht der Gemeinde .. 391 
2. Umngelehrt find bei den zunächſt von der Gemeinde im Ganzen 
geſchuldeten Zahlungen und Leiſtungen die Einzelnen in und mit der 
Gemeinde verhaftet. — a. Beden und Etenern, die. ein für alle Mal 
auf ein Geſammtquantum feftgefetst find. — Einheitliche Momente — 
Auflösbarkeit in Einzelrflichten. — b. Die ihrer Natur nad in einer 
einheitlichen Geſamnitleiſtung befiehenden Gemeindeverbinblichkeiten be- 
gründen zugleich. direfte Verbindlichleiten der Einzelnen. — Verbind- 
lichkeiten zur Beherbergung und Verpflegung des Herm, feiner Beamten 
und Thiere. — Pflicht zur Stellung eines Pferdes oder Eaumthiers, 
wenn der Herr über die Alpen zicht. — Ehrengeſchenke. — 0. Dienfle, "die 
wegen ißrer einheitlichen Natur zunächft auf der Gemeinde im Ganzen 
ruben, verbinden zugleich unmittelbar bie einzelnen Genoßen. — Gerichte⸗ 
und Polizeifrenen. — Sefangenfehung, Bewachung und Ablieferung von 
Miffetbäten. — Hülfspflihten bei der Vollſtredung peinticher Urtel . 896 
3. Auf die im Gemeindeintereſſe felbft begründeten gemeinen Laften 
haben tie Ratur von Gefummtverbinblichleiten alter Art. — 4, Ebenfo 
die vertragsmäßig begründeten Gemeindeſchulden. — 5, Nicht migder 
die Verbinblichkeiten aus unerfaubtn Gefammthbandlungen . . 403 
- Pelitifches Geſammtrecht. A. Auch für bie ‚politifchen Rechte 
find flatt abfirafter ſtaatsrechtlicher Verbandoperſönlichkeiten ſichtbare 
Herren ober ſichtbare Geſammtheiten die. Subjekte. — Einftige Beden⸗ 
tung des politischen Gefammutvechte. — Fortdauer ber dasſelbe been 
ſcheuden Vorſtelſungen in ten Tändlichen Rebenäfteifen . . . . . 405 
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I. Jeder Genoßenſchaft ftand irgend welches, im Einzelnen aber ein 
nach Inhalt und Umfang fehr verfchiedenartiges politifches Geſammt⸗ 
recht zu. — Unterfchiebe werden begründet durch die Verbandsgattung, 
‚ben Grab der Verbinglichung und bie Intenfivität beö Herrenredhts. — 
1. Politifche Befugniße, die ald freies und felbRändiged Gelammtrecht 
im ausſchließlichen Genoßenſchaftobeſitz ſtehen. — Urſprüngliche Sou⸗ 
verãnitãt. — Eelbfiveriheibigung und Selbſtvertretung nach außen. — 
Selbſtbeſſimmung und Selbſtdverwaltung nach innen. — Autonomie. — 
Gerichtsbarkeit. — Umfang des oͤffentlichrechtlichen Machtkreiſes, der 
fi aus der Selbitändigkeit des Rechtes an der Mark ergibt. — Im⸗ 
mer aber reicht das politiſche Geſammtrecht über ben Kreis der Mark⸗ 
angelegenheiten hinaus. — Genobenfchaftiiche Beftellung von Vorftehern, 
Leamten und Dienern, — Wahlrechte. — Abſehungsrechte. — Amte- 
bhobeit dee Gefammibeit .. 2 20 een 
.. 2. Dem jelbftändigen politiſchen Geſammtrecht ſtand nberal ſelb 
ftändiges politiſches Herrenrecht gegenüber. — Seine Duelle iſt ſehr 
ungleichartig, liegt aber immer außerhalb der Geſammtheit. — Cha⸗ 
alter ber herrſchaftlichen Gewaltſphäären. — Zerſplitterungen, Thei⸗ 
Jungen. und Verbindungen derſelben. — verſqhafutthe Aemter und 
deren Natur. . . 

8. Gemeinfchaftliche Mactfphären, : in Bezug auf. welche Denen. 
xecht und Geſammtrecht zufamntentreffen. — Auffahung einer ſolchen 
Gemeinſchaft. — Anwendung auf bie Gerichtsbarkeit. — Anwendung 
auf bad Gebiet der Marfangelegenheiten. — Gemeinſchaftliche Aemter. 
— Doppelte Vollmacht, doppelte Kompetenz und: doppelte Amiehabel 
— . (intiprechende Formen der Anftellung und Abfegung . . . « 

TI. Alles politifhe Recht einer Geſammtheit war Geſammtrecht im 
alten Einn. — Auch bier macht fich die Ungeſchiedenheit von Geſemmt⸗ 
sinheit und Geſammtvrielheit geltend. — Die Varſtellungsweiſe. — Der 
Sprachgebrauch. — Einzelne Symptome. — Bußen an Jeden. — Be 
meßung von Bußen jür Vergehungen gegen bie .Genminbe nad der 
Anzahl ber Vollgenoßen. — Bolgen für. die Ausübung. ber politiichen 
Rechte. — Zufammenfaßung der zunächkt den Einzelnen für fich ” 
ftehenden politifchen Rechte zum Gemeindereht » . » 

IIL Aonjequenzen für das Verhältniß der alten Genohenſchaften u 
ihren Herrn. — Die Genoßenſchaft wird dem Herrn gegenüber ald Ge⸗ 
ſammtheit ſchlechthin mit Geſammtrecht und Gefammtpflicht aufgefaßt. 
— Herr und Geſammtheit in ihrer Zufammenfaßung zu ‚einem neuen 
Berbandöganzen werben als ein Doppelfutjeft ohne Echeibung ber ein 
heitlichen unb der zweiheitlichen Grite vorgeftelt. — Alle einzelnen 
politifchen Anſprũche einer Genoßenfchaft gegen ihren Herm erſcheinen 
ald Gefammtanfprüche, alle politifchen Pflichten gegen den Hermi als 
Sefammtyerbigdlichleiten. — Folgen für die Korreſpondenz von Recht 
und Pflicht — Natur: des politiſchen Selammtverhättniges zwifchen 
Herr und Geſammtheit. — Miſchung von gemeinheitlichen und inbi- 
dualrechtlichen Momenten, Kombiyation der Idee des organiſchen Ver⸗ 
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kanbes nad der Vertragtauffahung. — Uebergewicht der Verteagdauf- 
faßung und praftifche Kofgen hiervon. — Tendenz der Welterentwidfang. 
IV. Konſequenzen für das Verhältniß engerer und weiterer Vet⸗ 
bande. — Jede engere Geſammiheit war urfprüngli in khrer Ein⸗ 
beit wie: ie ihrer Vielheit Grundlage des politiſchen Gefanimtbau’s, 
beide Diomente aber waren ungeſchieden und fiüßig. — Tingleidgartige 
Ausgeftaltung bes. Hierin enthaltenen mehrfachen Keime feit dem Ein⸗ 
tritt fefter Gorperativer Biſdungen. — Fortdauer des alten untzefon⸗ 
derten Berhättniges auf dem Lande. — Die Gemeinden tet Enten 
uud Landgerichte, — Goe, — Beten, — Graffhaften und Jahrge⸗ 
richte, — Sumnunitäten, Aemter :und Vogteien, — größeren Kofver- 
bande: — Zuſammenſetzung derſelben aus ben einzelnen Gericht 
genoßen. — Gleich zeitige Bedeutung: der engeren: — — Yir 
den Drganieınus bed weiteren Verbaudes. — Gingelbefthm mungen, in 
denen bie Verwendung ver Organiſation uud Gſiederung der engeren 
Genoßenſchaſt fir die Zwecke des weiteren Verbandes ſich manifeſtkri. 
B. Dieſe Vorſtellungen, weiche alles politiſche Recht am ſichtbare 
Ser ober fichtbare Geſammtheiten Inüpfen, find auf dem Kante erft 
ſpät und unvollkommen ten abftraften - Begriffen obrigkeltlicher ober 
gemeinheitiicker Gewalt gewichen. — 1. Ausnahmsweiſe Ambildbäng 
einen Gemeindegmoßenichaft zur politiſchen Körperfchaf. — Damit 
wird viefelbe zu einem Gemeinweſen mit eigner politiſcher Geſammtper⸗ 
ſönlichkeit. — Anfäge hierzu in Dörfern. — Korporative Unibiſdung 
größerer Marken. — Bildung politiſcher Bezirkogemeinweſen aus Kitch⸗ 
fpielen, . Yemtern und Gerichten. — Ausbildung ſitatlicher Landes 
gemeinweſen. — Das Land als Pecſen wird d Eutjett politlſcher Nechte 


und Pflichten... len ne. 


2. Solchen Ausnahmen igeifer war ed im Afgemeinen. micht bie 
Umbiltung des Geſammtrechts in gemeinheitlihe Kecht, ſondetn die 
Umbildung des politifchen Herrnrechtd im obirigteitfige Gewalt,‘ wodurch 
das ländliche Berbaudäwefen in moderner: Weiſe uingeftaltet unb bas 
alte politiſche Geſammtrecht -verbräugt ward - - ... 0 0. 
Der Begriff bes Rechts und das alte Genoßenichaftswefen. 
Die Unvolllommenheiten ber - älteren germaniſchen Reihtsidee Fomnten 
nicht überwunden werben, jo lange ‘weder das Genoßenſchaſtoweſen 
dutth ben Korperſchaftsbegriff noch die Herrſchaſt durch ben Dbrig: 
keltebegriff wngebifdet war. Eie treten uns daher bis ın Die nettere 
Bet im Bereiche des ländlichen. Genoßenſchaftsweſens entgegen. — 
Partilnlariemus. — Perfonalität und Tinglichkeit. — Ungefchtebenbeit 
von Öffenttichen und privatem Necht. — Vermiſchung bes abftraften 
aub kontkreten, ſowie des objektiven und bes fubjektiven Rechtsbegriffo. 

Das Moment der Satzimg in den Rechtsverhältnißen. — Die 
Anflöfung der Normen in den Gedanken fibjeftiver Rechte und 
Pflichten. — Serlegung des Orts⸗ ober Bezirksgeſetzes in cine @umme 
von Befagnißlabegriffen won Herrn und Geſammmtheiten. — Einfluß 
dieſer Vermijchung auf ten "Charakter: ber Einzelbeflinnmungen 
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Begrifffiche Ungefcktedenheit ber Begründungatitel von objektiven 


und ſubjektivem Reit. — An Stelle der hentigen doppelten Begriffs- 


reihen fanden auch bier einfache Begriffe, in welchen zwiefache Keime 
aueniwidelt Shlummerten — Der Begriff des Herfommens 'umfaht 
Gewohnheitsrecht und Unvordenklichkeit. — In. bev- Rechtweiſung 
fließen Weisthümer und gemeine Urtel zuſammen. — Die gemeine 
Kundfchaft enthält Gemeindezeugnig und Fefftellung von Bewehn- 
heitsrecht. — Bel ber bewußten Nechtserzeugung werben die Bor- 
ſtellungen bes legislativen Aftes und der Begründung von Rechtöver- 
häftnißen durch Rechtsgeſchäft vermifht . . 


Bei der Nechtöerzeugung feitens einer Geſammtheit miſchen PR bie 


Borftellungen ber Autonomie und des Vertrages. — Autonomiſches 
Moment in Individualakten der Geſammtheit. — Bertrogfmioment in 
autonomifchen Sapungen . . 

Dad don einem Heren gegebeie Reit vereinigt in. ſich den Cha⸗ 
rakter ber legislativen Verordnung und der dispeſitiven Beräguns, 
— Gebot: und Verbot, — Privilegien . - . . 

Wirlen Herr und Geſammtheit bei einer echtäfeftfeflung: oder 
Rechtsbegründung anfammen, fo erſtredctt ſich einerfeitd der nie ganz 
mangelnde legislative Charakter auch auf fnbjeltive Rechtsverhältuiße, 
andrerjeitd wird ber ganze: Alt von ber Anffaßung als Vertrag oder 
Dergleich beherrſcht. .. 

Vermiſchung ber Begriffe von Gefet und Befugniß bet. Bam 
Abänderung des beftehenden Rechts . 

Reben tiefen Unvollkommenheiten bewahrte bie Redjtsidee i im: Rreife 
bes alten Genofenfchaftämefens ebenjo treu die Verzlige des Älteren 
deutfchen Rechtsgedankens. — Dieſe Vorzüge find fpäter im Intereffe 
des Fortſchrittes zwar zeitweife verdunkelt, aber niit befinitiv ver- 
Ioren worden . . . . 

Wifllend- und Hanblungefäßigkeit der. Sefammipeit. 
A. Begriff des Geſammtwillens. — Mangel eines abftraften Allgemeln- 
willens ‚wie eines abftraften Individnalwiſlens — Natur des perfün- 
lichen Herrenwillens. — Gleich konkrete Natur des genoßenfchaftlithen 
Geſammtwillens. — Diefelbe ift weder eine bloße Summe: indlvi⸗ 
dueller Einzefwillen, noch der Wille einer abftraften Einheit, fondern 
der Wille der in greifbarer Weife zugleich vielköpfigen und einheitlichen 
Verſammlung. — Einerſeits daher macht fi) das Moment der Ein- 
heit des genohenfchaftlichen Willensaktes geltend. — Andrerfelts das Mo- 
ment feiner Zuſammenſetzung aus vielen Einzelwillen. — Des ſpecifiſchen 
Unterfchiebes aber zwifchen Gemeindebeſchluß und gemeinſamer Willene- 
vereinignng warb man fi im Feiner. Weite bewußt. — Eingelfolgen. 

Insbeſondere das Majoritätsprincip. — Der Unterfchieb und das 
Gelinngegebiet ven Ginftimmigkeit und Stimmenmehr. — Urfprüng- 
liche Grundlage dieſes Unterfchiedee. — Dad Majorltätsprineip ent⸗ 
widelt fi Anfangs. nur als ein Mittel, um über den Zwieſpalt hin⸗ 
aus zum Geſammtwillen zu kemmen. — Urſprünzlich thatjſächlicher 
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und fräter rechtlicher Ziwang gegen bie - Minderheit, ba8- von ber 
Mehrheit als dem flärkeren Theil Gewollte ihrerfeits auch zu' wollen. 
— Nachweis aus der Geftaltung des Mehrheitsprincipe. — Erforder⸗ 
nihß einer Aberwiegenden Mehrheit. — Die geſetzliche Formulirung dee 
Majoritatoprincipo. — Dac ſchließliche Reſultat. — Beſondere deut⸗ 
liche Auſprãgung der alten Anfſahung dei einer Rehtungbverfäieden 
beit unter Urtelefindbeen . . ... 
Dillendoertretung einer Sefammigelt re j 
B. Hanbdblungsfähigkeit.: Die- Senoßenſchaft ſelbſi handeli in 
jeder unmittelbaren Geſammthandlang. Ian uebtigen bedatf ſie der 
Stellvertretung 
L Die Geſammthandlung. — Eine feidpe Tiegt vor, ſobeld "bie 
orbnungsmäßige- Berfaurmiung' Aller irgendwie thätig wird. — Da: 
bei handelt fie als Geſammtheit alter Art. — Elnbeitlide ind viel- 
heitliche Momente im Geſammtalt. — Darin liegen die Keime nicht 
nur korporativer Einheitsakte und iſolirter Ginzelhandlungen, :fondern 
. auch mandher Mebergangsfornen.: — Ungeſchiedenheit ber verfihteden- 
ortigen Sanktionen des Gefammtfchene. — Die Verſammlung ber 
Genoßen ift ir allen genaßenfchaftlichen Angelegenheiten zu unmittel⸗ 
barer Handlung berufen, nnd nur In: Falle unmittelbarer Gelammt⸗ 
handlung fcheint die Genoßenſchaft ſelbſt an handeln. — Zie Einzel. 
fälle der Gefammthandlung. — Insbeſondere in ter Gerichts und 
Gemeindeverfammlung, — bei ‚der. Heeres⸗ Yand-, Gerichts und 
Herrenfolge,. — bei Marlumgängen‘ — | 
DL. Stellvertreter ter Geſammiheit. — Begriff des genoßenfhaft. 
lichen Umtes ale einer Willensvertretung :dee Geſammtheit. — Roth: 
wendizleit einer Wandinng des ‚Mutsbegriffd. — Die urſprungliche 
Bollnachtöidee. — Die allmilige Verfelbftinbigung des Amtes ;: un- 
abhängige Stellung des Beamtenwillens und objeftiner: Begriff ber 
Amtögerechtiame. — Borflellung ter Amtsleihe. — Fortſchritt zur 
Borflellung einer Willendveräußerung. — Der Benmte: wird zum 
ſelbſtändigen Berbandehaupt, dad Amt zur Serricherwürbe aus eignem 
Necht. — Endlicher Uebergang in eigentliched Herrenrecht. — Zulcgt 
vermag fo die aus der Unfähigkeit der .alten Geuvßenſchaft, anders 


als in ſichtbarer Berfammlung zu handeln, erzeugte, au einheitlicher 


Handlung befähigte Herrenmacht die Genoßenſchaft voͤllig zu abforbiren. — 
Umgekehrt bebarf aber auch der Herr der Stellvertretung. und auch das 
herrſchaftliche Amt lann fich einem ‚ähnlichen Ummandiungöbegriff auf 
bie Dauer nicht entziehen. — Erſt als bie felbftändige Weſenheit bes 
Algemeinwillens erfaßt und hier von ber Judividualität des Herrn, 
dert von ber Perfenenvielbeit der Geſammiheit gelöſt if, werden 
Dusch ben Begriff des verfaßungsmähigen Organs. aus genohenfchaft- 
lichen gemeinheitſiche und aus herrſchaftlichen obrigkeitliche Aemtet 

Dia genoßenſchaftlichen Aemter im Einzelnen. — Auch hier mani⸗ 
feflirt und das Bauernrecht bis in die neuere Zeit manche im Uebri⸗ 
en. längft überenndenen Eatwidlungeftufen und Wanblungen. — 
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1. Das. Amt des Vorſtehers. — a. In ben großen Marken. — Vom 
‚gewählten erſten Märker bis zum eigentlichen Markgrundherrn finden 
wir alle denkbaren Mehergangd- und Zwifchenftufen vertreten. — b. In 
den Dörfern, — Der urjprüngliche Charakter des genohenfchaftlichen 
Amts. bleibt bier am längften und reinften gewahrt. — Die Tendenz 
aber. zur Berfelbftindigung des Amts gegen die Gemeinde zeigt fich 
auch hier. — Auenahmsweiſe Umwandlung in eine Torporative Ort 
obrigfeit. — Uebergang in eine polizeiliche Ortöobrigkeit. . 

2. Untergeordnete Aemter genoßenſchaftlicher Art... 

3. Die repraeſentativen Ausfhüße. — Der principielle unlerſchied 
von Schöffenverfahung und Rathsverfahung. — Dieſer Unterſchied iſt 
eine der klarſten Ausprägungen des Untexichiedes von alten Genoßen⸗ 
ſchaften und korporativen Gemeinheiten. — Charakter des alten Echöffen- 
thums. — Das Schöffenamt teilt die Natur und bie Tendenz aller 
alten Aeniter und gefährbet daher das genoßenſchaftliche Leben. — 
Rechtweiſung und Urtelfindung werben urfprünglih von der Ver— 
fammlung Aller in&gemein vollzogen. — Lange Fortdauer diefes Grund» 
fabes in den engeren ländfichen Verbänden. — Mannidfaltigkeit ber 
Sormen, welche: bie Sarmulirung bes Rechtoſprucht Einzelnen zu- 
weifen, fchließlig aber deſſen Erhebung zum Geſammtakt Berbeiführen. 
— Fortbauer..der unmittelbaren Thätigkeit der Gefammtheit in Recht 
und Gericht neben ftändigen Ausſchüßen. — Tie Ehöffen ale bloße 
Vorfinder dei Rechts. — Dennoch. liegt Im Schöffentbum ber Keim 
zur Befeitigung ber alten Gemeindethätigkeit. — Eelbftändigmerden 
der Schöffenämter. — Die Schöffengefammtheit als Gegenfaß. ber 
Gemeinde. — Geſteigertes Recht des Echöffenkallege. — Uebergang 
zu ausſchließlicher Thätigleit der Schöffen und Uutergaug der genofen- 
ſchaftlichen Grundlage ihrer. Stellung... - - . 

Ausnahmsweiſe traf eine. Fortbildung bes Schöffenthums im Einne 
der Gemeinheiteverfagung ein, fo bafı aus dem genoßenſchaftlichen Ge- 
zihtännafhuß. ein gemeinheitliches Reprarfentatiyorgan wurde. — 
Dingutritt verpaltender Thätigleit zur gerichtlichen. — Uebergang zu 
raihs ͤhnlichen Gemeindebehörden oder zu einem eigentlichen Rath. 

Gemeindeausſchüße anderer Gattung, — Sie ſtehen einem vepiaer 
fentatinen Organ von vornherein näher. — Auch fie. freilich entwickeln 
ſich vieifach zum. Nachtheil bes gmoßenſchaftlichen Beftandee im Sinne 
der alten Aemter. — Häufiger aber werben. gerade fie zum Hebel kor⸗ 
porativer Umbilbung. — Natur derſelben. — Seltenheit und Unpoll- 
Tommenheit der Ratheverfagung anf dem Lande . . ... 

I. Bertragsfäpigkeit der alten Geneßenſchaft. — - Anwendung. der 
Vorſtellungen des Geſammtwillens und vr Weſammihandlung auf 
Berträge ... 0.1. 0 ren 

IV. Gerichtöfähigfeit der Genoßenſchaft. — Kuh vor Gericht trat 
urſprünglich die Geſammtheit in ihrer fihtbaren Erſcheinung auf. — 
Form der gerichtlichen Parteferflärungen einer Gefanmtheit. — Stel- 
fung ber Borfteher und Büriprechen einer Genoßenſchaft nor Gericht. 
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— L. Alam, tit. 34. — Sachſenſp. II, 386 $ 2. — Vertretung ber 
Geſammtheit durch Proceßbevollmaäͤchtigte. — Sie vertreten Anfange 


‚nicht die juriftifche Perfon, fondern die abweſende Gemeindeverſamm⸗ 


fung. — Spätere Umwandlung in Proceßorgane. — Rechtöftreitig- 
feiten zwifchen der Gemeinde unb einem- einzelnen Gemeindegenoßen . 
V. Setittsfähigkeit der alten Genoßenſchaft. — Fälle der unerlaub- 


‘ten Genoßenſchaftehandlung. — Folgen derſelben. — Schadenserſatz 


als Geſammtverbindlichkeit. — Strafen. — Solche Strafen treffen 
die Geſammtheit ofi nicht blos in ihrer Einheit, ſondern gleichzeitig 
in ihrer Bielheit. — Belege für den Fortbeſtand der alten Anfchanungen 
and ben Weisthümern der Landleute. — Sächſenſp. III, 86 $ 2 — 
Mit der Trage nah der Möglichkeit und den Folgen einer unerlaud⸗ 
ten Genoßenſchaftshandlung darf die weitere Frage nicht verwechfelt 
werben, inwieweit eine Gefanmtheit nad außen ſegar fuͤr Vergehen 
einzelner Geuoßen haften muß... 


Drittes Kapitel. 


Kirche und Reich als Rechtsſubjelte. 
Die Subjekte des Kirhenguts — Da in Bezug auf die ber 
Kirche zuftehenden Bermögens- und. Herrfchaftörcchte frühzeitig unficht- 
bare Subjette in das bürgerliche und pofitifche Leben eintraten, entiteht 
für und die Frage, wie dieſe Subjefte fi) dem Volksbewußtſein dar- 
ſtellten und welches der Einfluß thres Borhandenſeins auf die welt⸗ 
lichen Rechtabegriffe war . . . . 

I. Die vollethümliche Auffagung der älteren uiſtüch hermaniſchen 
Welt. — Einfügung des geſammten kirchlichen Rechtsorganiomus in 
dad vorhandene Syſtem der Vorftellungen über Bertände. — Auf⸗ 
faßung der Kirche als eines göttlichen Reiches. — 1. Als eigentliche 
Subjelte des Kirchenguts werden Gott und bie Heiligen vorgeftellt. 
— Entfichung und Verbreitung dieſer Borftellung. — Der urlund- 


liche Sprachgebrauch. — Nachweis der Sinnlichkeit der zu Grunde 


Hegenben Anſchanung. — Langer Beſtand derfelben. — Benußung der⸗ 
ſelben dutch das lanoniſche Rebt - - 2 2 2 0 2 rn. 
2. Diefe überirdiſchen Eubjekte bebürfen: irdiſcher Stellvertreter. — 
Als ſolche gelten die Vorſteher ber Kirchen. — : Nadweis aus dem ur · 
kundlichen Sprachgebrauch. ln. 

3. Sobald geiſtliche Genoßenſchaften mit kollegialiſcher Berfaßung 
ben lirchlichen Würdenträgern zur Seite ftchen, wirb ben @enoßen- 
gefammtheiten ein abgeleitetes Geſammtrecht alter Art am Kirchengut 
zugefchrieben. — As Subjekt wird dabei die Geſammtheit ohne 
Scheidung ihrer einheitlichen und vielheitlichen Seite gedacht — Die 
Gefammtheit ift aber weber für ſich affein noch zuſammen mit bem 
kirchlichen Würbenträger ESubjelt der Subftanz des Kirchenguts. — 
Bielmehr repraeſentiren fie mir den’ Heiligen ımb feine Kirche und 


haben fon nur Berwaltungd- und Nutzungsrechte. — Urkundlicher 
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Nachweis, — Deshalb Haben auch nad ihrer Berfelbftändigung weder 
Kapitel noch Klöfter eine freie Körperfchaftöperjönfichkeit, ſondern eine 
Anttältsperfönlichkeit entwickelt, welche an die Stelle der Rechtsſubjektivi⸗ 
tät des Heiligen irat. — Untergeordneter noch war die Stellung ber 
genohenfchaftlicden Elemente in ber Kirche als folder. .. . - 

4. Die Stellung der Raiengefammtheiten in Bezug auf das tuq. 
liche Recht. — Eine eigne kirchliche Rechtöinbjelttuität wird ihnen 
nicht zugeſtanden. — Doch finden ſich einzelne kirchliche Rechte md 
Pflichten der Laiengemeinden. — Hierbei werden beſelben als Ge⸗ 
ſammtheiten alter Art vorgeftelt - . .. 

db. Die fubjeltiven Einheiten werben auch in Bezug auf Das tirch. 
liche Recht durch die objektiven Einheiten räumlich⸗bdinglicher Rechts⸗ 
ſphären ergänzt. — Die Kirchen als Mittelpunkte ſolcher Sphären. 
— Deren weitere Gliederung und Geſtaltung. — So erſcheinen alle 
Rechte eines Heiligen zugleich als Zubehör feiner Kirche. — Zuwen⸗ 
dungen au ihn geſchehen zu der Kirche, Veräußernugen von der 
Kirche. — Nachweis, daß hierbei dem urlundlichen Sprachzebrauc 
bie Borftellung ber Kirche im räumlichen Sinne zu Grunde liegt. — 
Denfelben Sinn aber. hat im älterer Zeit gewöhnlich auch der die 
Kirche ſcheinbar perfonificirende Sprachgebraud ; jo. daß damit im 
ähnlicher Weiße, wie wenn Gleiches. von Höfen und. Hufen ausgelagt 
wird, ur ein: Verhättniß objekliver Bugepörigteit ausgedxückt werben 
ol . .. 

U. Das Eindringen bes kanoniſchen Anflaltobezriffe in das öffentliche 
Bewußtfein. — Fortdaner des Begrifis abjtrakter Rechtsperfönlichkeit 
in der Kirche ſelbſt. — Eeit dem 11. Jahrhundert tritt diefer Bes 
griff im kanoniſchen Recht wieber in deu Vordergrund und geftaltet 
fih zum kauoniſchen Anfaltöbegriff aus. " Zu. den. -folgenben..Zabr« 
hunderten verdrängt dieſer Begriff mehr umd mehr aud im Volls⸗ 
bewußtſein die alten Vorſtellungen. re te 2. 

1. Perfonificirung der Kirche in. ihrer Allgemeingeit, — Myftif- 
icholaftiiche Auffaßungsweile. — Sn der Einen und allgemeinen Kirche 
als perfonificirter Heilsauſtalt koncentrirt ſich die Fülle aller Kirchen- 
gewalt.. — Folgen für das Kirchenvermögensrecht. — ‚Berwaltungs- 
und Aufſichtsrechte der allgemeinen Kirche. — Ein Eigenthum aber 
an allem Kirchengut vermag fie nicht durchzuſetzeu . . 

2. Perſonificivung der Eingelficchen nach dem. Vorbild ber Sefammt- 
kirche. — Anſtaltliche Individualität der Einzelkirchen. — Das kirch⸗ 
liche Inſtitut als ſolches wird dae Subjelt aller in feine Sphären 
fallenden weltlichen Rechte. — Dieſer Gedanke erringt fid) feit dem 
12. Jahrhundert die .unbeftrittene Herrfchaft Im allgemeinen Bewußt- 
fein. — Nachweis aus dem urkundlichen Sprachgebrauch. — Die 
kirchliche Anfſtaltsperſon als Eigenthümerin; — als Subjekt öffent⸗ 
licher Rechte; — als beſitzend; — als. erbfähig; — als Gläubigerin und 
Schuldnerin; — als willens- und hardiungeſabis — als Lertrage 
und Streittbell . - . .., . re. j 
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DL Einfluß dieſer Entwicklung auf die Auffaßung der Rechtefub- 
jettivstät weltlicher Derbände. — Allgemeine Bedeutung des Vor⸗ 
handenjeins des abjtraften Begriffes einer unfinnlichen Perfäntichkeit. 
— Dagegen läßt ein direkter Einfluß des Kirchenbegriffs auf bie 
Ausbildung einer wellihen Berbanbsperfönlichkeit fich in ber Zeit 
der rein nationalen Nechtsentwidiung nicht nachweifen . . 

Dem Genoßenſchaftobegriff zunächſt ift der Tanonifche Kirchenbegriff 
innerlich gar nicht verwandt. -- Biel eher dem germanifchen Herr⸗ 
fhaftsbegriff. — Denn die Kircheuperföntichleit ift nicht an die Stelle 
einer ehemals berechtigten Geſammtheit, foudern au die Stelle eines 
überirdiſchen Herrn getreten. — Während daher die Steigerung des 
Genogenicaftsbegriffs zum reinen Körperfchaftobegriff dem beutfchen 
Recht angehört, Hat dis kanoniſche Recht den reinen Anftaltöbegriff 
erzeugt. — Breili mußte auch in der Kirche die Anftaltsitee mit 
dem Torporativen Gedauken ringen. — Allein cin ftärferes Hervor⸗ 
treten der Förperfchaftiichen Auffaßung berubte ſtets gerade auf dem 
Eindringen des weltlichen germaniichen Bewußtjeind. — Sowelt ba- 
gegen das Kirchliche fiegte, mußten alle korporativen Elemente fich 
dem Unftaltögedanfen unterorbnen. — So vor Allen in bem Be 
griff der Geſammtlirche. — So aber audy bei den Einzeltirchen. — 
Nicht minder endlich bei Kapiteln und Klöftern, welche ihrem kirch⸗ 
lichen Begriff nach fiete Anflaltöperfonen mit einer bem Auſtalts⸗ 
zwid dienenden forporativen Berfaßung blieben 

Auch in ben weltlichen Herrichaftsverbänden find die erften An. 
fänge für die Löſung einer abſtrakten Verbandseinheit von ihren finn⸗ 
lichen Träger auf der Grundlage des nationalen Nechtes gemacht. — 
Ext feit der Aufnahme der fremden Rechte beginnt Die birefte und 
pofitive Einwirlung des kanoniſchen Anftaltsbegriffs . 

IV. Eigenthümlichkeit der zwifchen weltliche nud geiftligem Hecht 

in der Mitte fichenden Verbände. — Bel ihnen zeigt fich das leb⸗ 
bafıefte Schwanken zwiſchen Anftaltsbegriff und Genoßenſchaftébegriff. 
— Zusbefondere die geiftlichen Ritterorden. — Die einzelne Ordens⸗ 
anftatt wird in ihrer Nechtsfubjrktivität darch den Orden im feiner 
Einheit und Allgemeinheit abjorbirt. — Berföntichkeft des bet, — — 
Der Orden als Auſtalt. — Der Orden als Genehenſchaft — 
Idee der anftaltlichen Einhelt überwiegt . . - 
Das Rei ale Nehtsinbjelt. — Das Reich aa Träger —* 
licher Machtfülle und des Reichsvermögene. — War ed im Sinne von 
n"Staat” ober „Biskud" Rechtsfubjelt? — 1. Das-Meich wirt kunächft 
im Siune einer objelttuen Einheit als eine von Gott efugefehte 
bödgfte irdiſche Herrſchergewalt vorgeſtellt. — Die Stetigleit des ob⸗ 
jelllven Beſtandes biefer Gewaltiphäre vermittelt Die Kontinuität der 
Reichsgewalt. — Der innere Schalt ber Reichdidee. — Die ftant- 
lichen Momente in dem Begriff der Neichögewalt. — Trotzdem fügt 
fie ih in die germauiſche Sorten einer BE perſelbſtãndlaten 
Herrſchaftoſphäre ein 
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D. Wer war nun aber das Subjekt dieſes höchſten und umfaßend⸗ 
ſten Rechtskomplexes? — Der abſtrakte Begriff des Staates exiſtirt 
zunächſt nicht. — Ebenſowenig der abſtrakte Begriff bes Fiekus. — 
Der romiſche Name bes fiscus dauert zwar fort, bat aber lediglich 
gegenflänblicde Bedeutung. — Als wahres und einziges Subjekt fteht 
dahinter der König. — Ueberhaupt ift jedenfalls an die Unterfcheidung 
einer ſtaatsrechtlichen unb einer vermögendrerhtlichen Peföntigteit 
des Reiches nicht zu deuten . - 2 2 00. 

Sn Wirklichkeit wurde bis in bad spätere Mittelalter flets ein fügte 
bares und Tonfreted Subjekt ald Träger der öffentlihen Gewalt und 
des Öffentlichen Vermoͤgens vorgeftellt. — Urfprünglih die Vollks⸗ 
geſammtheit. — Dann König uud Vollsgefanmtheit miteinander. — 
Sodann ber König allein. — Endlich der „Rdn zufammen mit ber 
Geſammtheit der Großen . . © 2 2 0 0 en ne 

DI. Das beutiche Reich indbefonbere. _ Der Kalfer und bie 
Keichshändegefammtheit, „Kaifer und Rei". — Neichögewalt uud 
Neichsvermoͤgen finden ihre Subjekt nicht mehr im Kaifer allein, fon- 
dern in ihm und ber Gefammtheit ber Neichsfände. — Dadurch wird 
bie. Scheidung von Reichsgut und königlichem Hausgut möglid. — 
Bebeutumg dieſes Unterfchiedes. — Mannichfaltigkeit in dein Gebrauche 
des Wortes „Reh. — Die abftralten Begriffe „Staat” oder 
„Biötus” find darin Ecineswegd andgebridt, vielmehr bald eine edler 
tive, bald eine fubjektive Einheit alter Art . . . 

Erſt feit dem 18. Jahrhundert tritt allmälig der Begriff einer ab» 
firalten Reichäperfönfichkeit deutlicher hervor. — Die Geſammtperſoͤn⸗ 
lichleit des Reiches konnte fi) aber num nicht mehr ald wahre und 
volle Staatöperfönlichkett, ſondan m nur m. als Finungtperfäntiptk 
fortentwiden . . . oo. . . ... 


Viertes Kapitel. 
Die Stadtperfänligkeit. 

Urfpränglider Zuſtand. — Der deutſche Körperfchaftsbegriff 
vollendete fi in dem Begriff der Gtadtperfönlichkeit: dieſer Begriff 
aber wuchs in langfamer Bilbung aus ben älteren Vorſtellungen der 
Genoßenſchaft und des Geſammtrechts heraus. — I. Die Beichaffen- 
beit der älteften innerhalb der Stadt anfähigen Verbände. — Das 
Berbältuig von Einheit und Bielheit in benfelben. — Rein Iolale Be- 
beutung der Worte „Stadt* und „Bürger -. - 2 - 2 200. 

II. Beränderung feit dem 10. Jahrhundert. — 1. Die Stabt im 
objektiven Sinne tritt al8 eigenthüämliche Gebietägattung mit befonde- 
rem Frieden, Recht und Gericht hervor. — Das Wert „Stadt“ be 
beutet daher nunmehr eine juriftifch beſonders qualiflcirte räumlich 
binglihe Einheit. — Unterſchied von den alten Gebietsarten. — 
2. Es emifteht eine Stadtgemeinde als ein befonders gearteter Per- 
fonenverband. — Baltifhe und rechtliche Abfchliegung der Stabtein- 
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wohnerſchaft nach außen. — Anbahnung einer inneren Verbindung, 
zuvörderſt Durch das gemeine Stabthaupt, damı auch durch die Ent: 
widlımg einer ftädtifchen Friedens⸗, Rechts⸗ und Gerichtsgenoßenſchaft. 
— Mehrgliedrigkeit der Stadtgemeinde. — Ihre Natur. — J 
Unterſchied von den alten Gemeindegattungen 

II. Veränderung ſeit der Mitte des 11. Jahrhunderts — Die 
Stadtgemeinde wird zu einer Bürgerſchaft mit elgnem aktivem 
Recht. — Die Bürgerihaft birgt in ihrem Namen und Weſen 
den Aufpruch, den Begriff der Stadt ausſchließlich für fih zu er 
obern .. . 

IV. So ftehen ſich beim Beginu der Entwiclung bes nãduſchen 
Gemeinweſens die Begriffe „Bürger” uud „Stadt" in ſcharf audge⸗ 
prägter Bebentung gegenüber. — Nachweis, daß in den lateinifchen 
Duellen die Worte cives (universi cives, universitas civium) und 
eiritas correfpondizen. — Snöbefondere hat „civitas“ unter Ber: 
wiſchung feiner urſprünglichen Bedeutung zunächſt einen ledig lokalen 
Sinn augenommen, fo daß es dem Stammwort „burg“, eivis aber 
dem abgeläiteteu Wort „burg-er“ entipridt. — Niemald bedeutet 
„eivitas“ Die „Bürgerfchaft.” — Beweife: 1. aus deu Berbinlungen, 
in denen bad Wort civitas urkundlich gebraucht wird; — 2. aus den 
lateinifhen Synonymen; — 3. aus den beutfchen Meberfeßungen; — 
4. aud gewißen fonft pleoneſiſchen Wendungen; — 5. aus ben ro⸗ 
manifchen Sprachen . 
Die Bürgergenofenfhaft. und das Etadtgebiet. Die io 
entwidelten Begriffe „Bürgerfchaft” ımd „Stadt” fügten fich zunadhit 


durchaus in die alten Borftellungen fubfeltiver und objeltiver Ein 


beiten. — Die Bürgerfchaft als Genoßenſchaſt mit Geſammtrecht im 
alten Einn. — Die Stadt als räumlich⸗dingliche Einheit mit Förperlichen 
unb unförperlichen Pertinenzen. — Beide Begriffe aber decken fid) Anfangs 
keineswegs. — Berbältnig des bürgerfchaftlichen Geſammtrechts an der 
Etadt zu fremdem Recht an derfelben Stabt. — Die ganze fernere 
Entwicklung dreht ſich um bie äußere und Innere Berfchmelzung ber 
beiden &egenfäge zur Einheit. — Aber auch nadydem in Folge dicjes 
Proceßes das Wort „Stadi" den neuen Behalt einer iiber Stabtge- 
biet und Bürgerfchaft ſtehenden Gejammtperjönlichkeit empfangen bat, 
bleiben die Ausdrudäweifen ftehew, welche am bie Älteren Borftelun- 
gen miahnen . . 

Borlänfige Analyfe Der Älteren BorfteNungsweife an ı einem urkund- 
lichen Beijpiel .. . . 
Die Bürgerſchaft in ihrer Drganiſation. — Aus dieſen 
Elementen entwickelte ſich das ſtädtiſche Gemeinweſen in der Art, 
daß die Bürgerſchaft ſich eine einheitliche Organiſation gab, als zur 
Einpeit organifirte Gefammtheit aber die Stadt für ſich eroberte. — 
Princip diefer Entwicklung (Anmerkung über die neueften Anfichten 
vom Urfprmg der Stadiverfaßung, bei. Maurer und Henseler). — 
Hier entfieht zunächt die Frage, wie die erfte Seite jenes Procchet, bie 
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Organiſation der Bürgerſchaft, auf das Verhaͤliniß von Einheit umb 
Bielheit in ber Gefammtheit eingewirkt hat 

J. Zunachſt macht ſich thatſächlich das Moment der Cinfeit raf. 
tiger geltend als in landlichen Verbänden. — Dies bat für bie Ver⸗ 
ſeibſtaͤn digung der Geſammtelnheit eine praeparutoriſche Bedeutung. 
— Oives universi und singuli. — Die universitas ober communi- 
tas eivium in den Urkunden : . 

Durchaud irrig aber ift es, in den Borten universitas, eommune, 

gemain u. f. w. den erſten Ausdruck einer anerkannten Rechtöperfön- 
Tigfert det Stadt’ zu finden. — Vielmehr wird damit nichts als Die 
GSeſammiheit bezelchnet. — Und zwar bie Geſammtheit keineswegs In 
Ihrer Organffation, fonbern vielmeht gerade ohne Rückſicht auf eine 
ſolche oder ſelbſt im Gegenſatz zu Ihr. — Die Bedeutung des Wor- 
te8"unlversitas inobeſondere. — Urkundlicher Nachweis, daß univer- 
sitas eivium ſtets ſchlechthin nur bie Geſammtheit der Bürger be⸗ 
deutet. — Vetwendung ber Worte universitas, commmnitas oder 
‚gemeinde, um nur einen Theil der Bürgerfchaft zu bezeichnen. — 
© Insbefonbtre 'tm Gegenfa zu den Vollbürgern das ftäbtifche 
Bolt. — Häufige noch im Gegenſatz zu dem ftädtlfchen Behörden» 
organismus die von diefem ausgeſchloßene Gefammtheit.. . . 

I Das Auflommen ber technifchen Formeln, welche die Bürger- 
fchaft ausdrücklich als eine geglieberte und organifirte Gemeinde 
barftellen und fo als Trägerin ber ftädtiſchen Sphäre bezeichnen. — 
Bedeutung diefer Formeln. — nurſchude in ihrer Geftalt und ihrem 
Schuh . . . 

1. Ein erſter nnierſchied Siege: darin, 7 and wo in ber Formel 
Richter mufgeführt werden. — Bedeutung ihres Borfommene, Burüd- 
teetend und embfichen Verfäwinbens . . . . 

2: Tin zweiter Unterfchieb ber Formeln liegt darin 06 fie nur die 
Gliederung oder auch die Organiſation der Bürgerſchaft ausdrücken. 
— Nachweis diefes Unterſchiedes. — Seine Bedeutung . 

3. Ein dritter Unterſchied liegt darin, ob in den Formeln nur bie 
in bem betreffenden Fall handelnden Organe, oder zugleich die gefammte 
Bürgerfhaft genannt werden. — Zum techniſchen Ansbrud des 
ſtädtifchen Gemeinwefens werden überall Formeln, welche die Bee 
ben unb Die Gefammtheit zufammenfäßen .. 

Mißdeutungen dieſer Formeln. — nterpretationsverfuche von 
Fichard, Tittmann und Anderen, welche bie barin genannte Bür- 
gergeſammtheit immer auf irgend ein wirklich mithandelndes Stadt⸗ 
organ döuten zu müßen glauben . 

Wahre Bedeutung ber Formeln. — Die Nennung der Värgerger 
fammthelt in denfelben ift ſtets wörtlich zu nehmen. — Keineswegs 
aber iſt bamit gefagt, dab in bem betreffenden Zall neben ben be- 
ſonderd aufgeführten Behörden die Bürgerverfammlung ober ein Die 
ſelbe vertretendes Organ wirklich thätig war. — Nachweid aus ben 
Stadtformeln der verfälebenften Gegenden Deutſchlande. — Somit 
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radeon alle dieſe Formeln ven Gebanfen aus, daß die Bürgerjchaft ee 


ald organifirte Gemeinheit Subjelt der Staptiphäre iſt und baß ber 
bürgerichaftliche Geſammtorganizmus als. folher auch in feinen ein 
zeiuen wollenden und handelnden Organen zur Ericheinung fommt. . 605 
4. Erndlich treien mannihfage Unterfhiede in Bezug barauf her⸗ 
vor, meldhe Behörden in ben Formeln aus ber Geſammiheit heraus⸗ 
gehoben werben. — Die Nenuuug von Schaffen in den Formeln. — 
Die Rennung gildemäßiger Aueſchühe. — Die Nennung eines eigent- 
lichen Rathsä. — Berdrängung ber Schöffen aus den Formeln. . . 612 
Die Unterfchiebe ber Formelbildung unter dem Einfluß ber fpäteren 
Dehörbenvervielfältigung. — Das Berhältniß obrigfeitlidher und reprae⸗ 
fentativer Momente in deu Stabtbehörben, bie in Folge der Verſchie⸗ 
bungen dieſes Berbältniged eintretenden Neubildungen und der Aus 
drud dieſes Eutwidlungsproceßes in den Formeln. — Die Innere 
Debentung ber Rennung oder Nichtnennung eines Organs . . . . 616 
‚Die Verwandlung der Formeln an ihrer Spike durch das Herwor- 
nn bes Bärgermeilteramtes. — Bedeutung bieler Veränderung . . 619 
Die urſprüngliche Vrannichfaltigleit im Formelgebrauch und bie 
Beinheit der NRäünneirungen, — Spätere Einfärmigkeit der Formel 
„Bürgermeifter und Rath.” — Die Bebentung ber alten Bormeln 
wird vergeßen. — Innere Gründe hierfür . . . 619 
I. Mit der Borftelung, daß bie Bürgerfaft - in ihrer Drganifa- 
tion Trägerin des ſtädtiſchen Mechtes fei, iſt Die. alte Identificirung 
von Gejammteinheit und Gefammivielheit überwunden. — Der bür- 
gerichaftliche Organismus als Einheit. — Doch ift damit uur erſt 
die äußere Erſcheinung, nicht das eigentlicke Wefen des neuen Rechts⸗ 
ſubjektes ausgedrüdt. — Unzulänglickeit unb Unvolltommenheit dieſes 
Ausdrudd. — Bebürfnig einer darüber. hinausſchreitenden Perfonifici- 
rung. — Cine ſolche erfolgt im Begriff und Nanıen der „Stadt“ . 620 
5 24. Die Erhebung der Stadt zur Perjon. Aeußere Thatlache eines 
veränderten Sprachgebrauchs feit der Mitte des 12. Jahrhunderts. — 
Der veränderte Gehalt des Wortes „Stabt‘. — Der neue Sprad- 
gebrauch beweiſt, baß bie Eroberung der Stadt durch die Bürger 
(haft vollendet iſt, daß Perfouenverband und Stadtgebiet zu einer 
lebendigen Einheit verſchmolzen find. — Indem biefer Einheit Rechts⸗ 
jubjektivität beigelegt wird, ſtellt ſich unter dem Namen ber Stadt 
ein an die Stätte gebundenes bürgerliched Gemeinweien ald Perſon 
dar. — Schwierigkeiten der Feftfillung . . - 622 
Zuſammenhang dieſes Fortichrittd mit gleichzeitigen dortſchrilten 
anderer Art. — Mit den durch den Bürgerſtand angebahuten intellek⸗ 
tuellen, ethijchen und religiöfen Wanblungen. — Mit ber Umwand⸗ 
lung des focialen Lebens in ben Städten. — Mit der wirtbichaftlichen 
Umgeftaltung — Mit der Banblung des ſtaatlichen Lebens. — Mit 
ber Beränderumg aller anderen Grundbegriffe auf dem Rechtsgebiet 
1 Ve 200.638 
825. Die Stabtperfänligteit "und das Stadtregt. Dus Stadt 
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recht veproducirt in fidh bie eltgermantiäe Rechtsidee, erhebt fie aber iu 


auf eine höhere Stufe . . . 626 
I. Objektive und fnbieltives Reit. — Urfprüngfich And fi auch 

in den Städten ungeſchieden — Mit der Erhebung der Stadt zur 

Perjon tritt ihre Trennung ein . . 626 
Am längften erhält fi die alte Ungefehiebenfeit info weit, ale da⸗ 

Stadtrecht von außen gegeben oder doch feſtgeſiellt, fanktionirt und 

beſchränkt wird. — Die Privilegien insbeſondere. — Urſprüngliche 

Privilegtirungen der Bürzgergeſammtheit, — des Stadtgebiets, — bei⸗ 

ber neben einander. — Gruͤndungeprivilegien. — Cpätere Privilegii⸗ 

rungen der Stadt als folcher. — Die hierbei vorwaltende Auffaßung. 

— Aehaliche Auffaßung der Vernüge und Vergleiche mit den Stadt⸗ 

brm . . . 627 
Soweit aber das Stabtredit nach innen 1 gefebrt if, treten ſich der 

Geſetzesbegriff und ber Befugnißbegriff ſcharf gegenüber. Idee der 

Selbſtgeſetzgebung. — Gewohnheitsrecht — Feſtſtellungen des objelli⸗ 

ven Rechts. — Dem reinen Gefetzesbegriff gegenüber erlangen um- 

gelehrt die Begründungstitel ber Nerhtöverhältnige einen rein firbjel- 

tivrechtlichen Charakter. — Ueber den Gegenfäben aber bes Geſetzes 

nnd der Freiheit bleibt die höhere Einheit ber Nechtsibee gewahrt . 633 
II. Recht in abstracto und Recht in concreto. — Bolgen ihrer 

Unterfheidun.. . . . . . 63 
IH. Das fubjektive Reit wahrie die Gedanken der Einheit von 

Recht nud Pflicht, der jeder rechtlichen Herrſchaft innerlichen und 

weſentlichen Schranke und ber Gegenfcitigkeit allen Rechtsbeziehungen. 636 
IV. Das objektive Recht gewann ein einheitliches Grundprincip 

über fetnen Geltungsbereich, indem an die Stelle von Perfonnfität 

und Dinglichkeit bie Stantlichleit und damit bie Territorialität des 

Rechtes trat. — Urfprüngliched Rebeneinapderftchen eines Rechtes der 

Stadtmark und eines Nechiee ber Bürgerfähafl: — Berfämelzung bei- 

der zu eluem einheitlichen Stadtrecht im neuen Sinn. — Urlundliche 

Ausprägung dieſes Entwicklungsganges. — Diefed Stadtrecht“ ift das 

Hecht eines ſtaatlichen Gemeinweſens uxb gleich biefem zugleich perfän- 

lich und territorial. — Befeitigung bed alten Perfonalitättpriacips 

für die Bürger und des alten Dinglichleitsprincips für bie Weichbilb⸗ 

güter. — Geltung des Stadtrechts außerhalb des Stadtbezirkß. — 

Geltung des Stadtrechts für Nichtbürger. — Geltung von fremben 

Recht in ber Stadt. — In allen diefen Beziehungen ift im Stadtrecht 

das heutige Syſtem der fogenannten Zerritorialität des Rechts, welches 

eigentlih ald Syſtem der Gtaatlichfeit des Rechts bezeichnet werden 

muß, typifch vorgebifbet . . . . 636 
V. Deffentliches Recht und Hrivatrecht werden gefgieden. — ur 

nerer Zufammenhang dieſes Fortfchrittes mit der Ausbildung der Stabt- 

perfönlichleit. — — Umwandlung bes gefammien Verfaßungs⸗ und Ber- 

waltungsrehts, des Strafredhtd unb des Gerichtsverfahrens im Einne 

eines wahrhaft öffentlichen Rechts ohne Zerftörung feiner vollen 
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Rehtenatur. — Umwandlung des auf Indiridualverhältniße bezüig- 
ficken Rechts im Sinue eines reinen unb freien PBrivatredhts. — Ber- 
änderungen im Perfonenreht — Sachenrecht — Obligationenrecht 
— Familienreht — Erbrecht. — Natur dieſes PBrivatredhts und inne- 
ter Unterfchieb beffelben vom römifchen Privatrecht . . 

‚ Epaltung ber einzelnen boppeltgearteten Snftitnte ded alten Rechts 

in zwei parallefe Inftitute von entgegengefepter Natur. — Die Fol: 

gen für dem Perfonenbegriff inäbefondere . 
Die Stadtperſönlichkeit und bie Stadtmart. Principiell⸗ 
Beränderuug der alten an der Stadtmark beſtehenden Rechtöverhäft- 
niße durch die Ausbildung des fläbtiichen Gemeinwefne . . 

L Einem höheren Gebietsheren gegenüber. 1. Urfprünglich beſte 
ben gleichartige Rechtsverhältniße wie anf dem Lande. — Konkurrenz 
von Herrenrecht und Geſammtrecht an ber Stabtmarf. — Echtes Ge⸗ 
famniteigen. — Berdunfelungen und Herabminderuugen des Gefamnıt- 
rechts. — Rechtsverhältuige in Eoniglichen und fürſtlichen Städten. — 
Ehnräumungen bei Neugründungen. — Entſcheidende Bedeutung ber 
Beichaffenheit des Herrenrechto einerjeits und des bürgerjchaftlichen Ge⸗ 
fasımirechts aubdrerfeitd an der Stabtmarf für die politifche Stellung 
der ee 

2. Brincipielle Beränberung, feitdem mit ber Erhebung ber Stadt 
zur Perfon öffentliches Gebietsrecht und Privateigentfum an Grund 
und Boden audeinanderfallen. — a. Im öffentlichen Recht trat zwifchen 
den Etabtherrn und das Etattgebiet die gefchloßene Einheit des ftädti- 


ſchen Semeimmefens. — Stellung bes ftäbtiichen Gebietsrechts zu hö⸗ 


heren Gewalten. — Befeitigumg fremder grunbherrlicher Befugnige am 
Stadtgebiet ober befien Teilen. — Rangfamleit und Unvollkommen⸗ 
heit dieſer Entwickſung. — Mopifilationen ber fpäteren Zeit . 
b. In privatrechtlicher Beziehung erfolgt ber Untergang bed getheil- 
ten Eigenthums in feiner alten umfaßenden Bebeutung. — Die zurüd- 
bleibenden Beihränfungen bed Privateigenthums an der Etabtmart 
und ben Einzelgütern finb für den Stabtbegriff unerbeblih. — Im 
Weſen der ftäbtifchen Entwicklung jedoch Tag die Tendenz auf Herftellung 
eines volllommen freien Privateigentbums an Grund und Boden . 
U. Andern Gebieten gegenüber. 1. Urfprünglich beftehen gleichar- 
tige Gemeinſchafts· und Durchkrenzungsverhältniße wie auf dem Lande. 
— 2. Mit der Erhebung der Stadt zur Perfon treten principielle Ver⸗ 
änderungen ein. — a. Im öffentlichen Recht. — Entwidlung ber 
äußeren Ubgefchloßenheit und inneren Einheitlichkeit des Stadtgebiets. 
— Ausnahmen und Uebergangäfiufen. — Mit der Einheit des Weich⸗ 
bildes bleibt die Selbftändigkeit der Stadtbezirke als der Grundlagen 
von Untergemeinden verbunden. — Der Begriff bes einheitlichen Ter⸗ 
ritoriums bleibt jedoch auf das Weichbild befcgränft, während bas jen- 
feit feiner Grenzen liegende ſlädtiſche Beſitzthum an bem flantlichen 
Fortſchritt nicht Theil nahın. - b. Im Privatrecht. — Feſte Sonde⸗ 
rung des Rechtes der Stadt von dem Markenrecht anbertr Verbände. 
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— Nach innen. — Nach außen. — Natur der ausnahmsweiſe foribe⸗ 
ftehenden Markgemeinfchaft mit anderen Gemeinden. — Auch bier bringt 
fih der Lörperfhaftliche Charakter der Stadt zur Geltung . . . . 

II. Im Berbältnig der Gefammtheit zu ben einzelnen Bürgern. 
— 1. Urſprüngliche Rechtöverhättnige. — Gefammteigentfum und 
Stadtmarkgemeinde. — Gefammtzecht und Sonderrecht an der vertheif- 
ten und unvertheilten Stabtinarl. — Die Gefammtheit im alten Siun 
wird als Subject des gemeinfchaftlihen Rechte an der Stabtmart vor- 
geftellt. — Benupung berfelben für ſtädtiſche Bedürfniße und für 
Wirthfchaftsbebürfniße ber Linzelnen. — Berfügung. — Gewalt⸗ und 
Unterwerfungsverbäftniße als Ausflug des Ddinglichen Geſammireqhie 
und Sonberrecdhte 

2. Veränderungen ſeit der Erhebung ber Stadt ur Berfon. 8. 

Im öffentlichen Recht. — Entjtehung des neuen und felbftänbigen 
Gedankens ber ftäbtifchen Gebietegewalt. — Korrefpondirender Begriff 
der Gebietözugehörigfeit der einzelnen Weichbildgrunpftüde. — Los⸗ 
löſung biefer Berhäftuige von dem bingfichen Privatrecht an Grund 
unb Boden. — Rein öffentlichrechtfiche Natur der ftäbtifchen Gebiets. 
gewalt. — Der Begriff bes ſtädtiſchen Territoriums. — Folgen biefer 
Begriffsummwandfung. — Untergang der feubalen nnd patrimonialen 
Ideen und Suftitute. — Umwandlung der Hoheitsrechte und Aemter. 
— Mbforbirung ber in dem Stadtgebiet vorhandenen grundherrlichen 
und vogteilichen Befugnige. — Unterwerfung aller einzelnen Grund⸗ 
ftüdle unter die Stadtgewalt. — Deffentliche Grundfteuern und Grunb- 
Laften. — Befeitigung der Eremtionen 

b. Im Privatrecht. — Das alte Sefammteigentum verſchwindei 
ober ändert doch fein rechtliches Weſen. — «x. Völlige Beendigung bes 
dinglichen Geſammtrechts am Sondergut. — Somit wird das Grund⸗ 
eigenthum der Bürger das erfte vollkommen freie und reine Prival- 
eigentbum an Grund und Boden. — Die fortbeftehenden Befchränkun- 
gen murzeln in ber ftäbtifchen Gebietsgewalt und treffen nicht bas 
Eonfrete Grundſtück, fondern das Grundeigenthum in der Stadtmark 
überhaupt . . . 

ß. Anbrerfeits teitt aus bem Geſammteigenthum forporatives Alein- 
eigentbum ber Stabt heraus. — Dies gefchieht durch Verfelbftän- 
Digung längft vorhandener Momente, — Korporative Verfügung. — 
Korporative Benupung bed Gemeinlanded. — In ber ftäbtifchen Ent- 
widlung treten ſchon früh die gejammteinheitlihen Momente in den 
Vordergrund? — Der Grund liegt einerfeitö in den ſtets wachfenden 
Bebürfnigen bed neuen Gemeinwefend. — Er liegt aber andrerfeits zu- 
gleih in der Veränderung ber wirthſchaftlichen Bedürfniße der Ein- 
zeinen. — Mit dem Bortfall bes gleichmäßigen landwirthſchaftlichen 
Berufs und mit ber Differentiirung bes ftäbtifchen Berufs wirb die Grund- 
idee der alten Allmendnutzungen unbaltbar. — Nothwendigfeit einer 
Auseinanderfegung zwifchen Stadt und Bürgern. — Streit und Kampf 
barliker. — Entgegengeiehte Standpunkte ber Altbürger und ber Neu: 
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bärger. — Entſcheidung zu Gunſten der Stabt in faſt allen größeren 
uud älteren Städten — Beifpiele aus der Zeit der Zunftbemegungen. 
— Faſt überall bleibt zuleßt nur eine vein ftäbtiiche Allmende übrig. . 

Das Alleineigenthum der Stadt an. ber Allmende bedingte deren rein 
forporative Nutzung. — Diefe war in verſchiedeger Meife moͤglich. — 
Erftens unmittelbar für einheitliche Stadtzwece. — Zweitens mittelbar 
zu Gunßen der Stabtlaffe — Drittens dur bie Hingabe zum öffent- 


lichen Gebrauch. — Viertens iu ber. Farm fogenannter „bürgerlicher 


Nubungen" publiciftifcher Natur. — Alle dieſe Rupungsarten. Iaben, 
da fie vielheitliches Sonberreht nicht begründen, bes. Auleincigenthum 
der Stadt unberührt. — Ausprägung des Gebanfend eineß rein lorpo⸗ 
rativen Privateigenthums der Stadt an Grund und Boden und Er⸗ 
kenntniß ber inneren Gleichheit dieſes Rechte mit dem Grundeigenthum 
Der Eimelnen. 6 

y. Möglich war auch ſtatt der Aufloͤſung bie Bermandlung dep Sr 
fammteigenthumd alter Art in Gefammteigenthum neuer Art. — Unter- 
ſchied von dinglichen Rechten her Bürger am Stadigut und ber Gtabt 
anı Bürgergut, wobgi Bürger nnd Stadt fi wie beliebige Dritte ge- 
genüberfichen. — Hier dagegen werben bie Eigenthumsbefugniße zu- 
nãchſt zwiſchen Stadt und Bürger ‚getheilt, dann aber burch die Stäbt- 
verfaßung in organifcher Weife zu einem eigenthünslichen Suftitut zu⸗ 
fommengefaßt. — Mannichfaltigfeit der Hierher gehörigen Verhaͤltniße. 
— Mögliche Abfonderung einer beſonderen Agrargenopeäfäaft vom 
Stadtkoörpreeeer...... 

IV. Beräuderte Bedeutnug ber Stabtmark für den. Bau bed Bäpti- 

ſchen Gemeinweiens. — Urfprüngliche Bedentung bed Geſammteigen⸗ 
thume an ber Stadtmark für bie bürgerliche Genoßenſchaftsverfaßung. 
— Doppelcharakter der alten Bürgergemeinde..— Dagegen ift für bie 
Stadt als Gemeinwefen die Stabtmark nur noch als Gebiet bedingend 
unb beftimmend. — Umgekehrt gewinnt auch die pripatrechtliche Seite 
der alten Markgemeinſchaft nunmehr ihre ‚felbfändige .Bebeutung und 
Entwidiung — Diefe Fortſchritte vollziehen ſich fchen. zur Zeit. ber 
Geſchlechterherrſchaft, wenn auch ihre letzten Konfequenzen meift erſt ber 
Sieg der Zänfte verwirklicht. — Ausunienaufänbe in. Eleiueren Stäb- 
ten. — Sie betätigen bie Regel . . 
Die Stadtperſönlichkeit und bie Bürger. Puicipielle Bere 
änderung des alten gemoßenfchaftlichen Verbandes durch die Ausprägung 
ber Stabt zum Gemeinweſen. — I. Der Bürgerverband wird zum rein 90° 
litiſchen Berbande. — Das Bürgerrecht ala Mitgliebfchaft im ftäbti- 
ſchen Gemeinweſen. — Abftreifung ber prixetzxchuichen Merkmale des 
alten Genoßenrechts. un. 

1. Erwerb und Berluft be Bürgerrechts, _ Vefpräingfiche Dingfiche 
Grundlage. — Beränderung und endlicher Fortfall derſelben. — Per⸗ 
fönfiche Erforderniße. — Pofitifche Natur derſelben. — Verluſt bes Bür⸗ 

t8 . [ &. , I \ " r vs a. 0 V . 


2. Fahali des Blirgerceiits, — Ürfprängliche Verbindung öffentlich- 


Seite 


676 


682 


691 


692 


g 28. 


XXXX 


rechtlicher und privatrechtlicher Beſtandtheile. — Scheidung beider Sei⸗ 
ten des Bürgerrechts. — Die Befugniße. — Nur die polit iſchen Be⸗ 
fugniße bleiben Weſensbeſtandtheile des Bürgerrechts. — Schidfal ber 
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nutzbaren Genoßenrechte. — Die Pflichten. — Nur noch politiſche 


Pflichten ſind jetzt im Bürgerrecht enthalten. — Grundlage der Bür⸗ 
gerpflicht. — Ihre Löfung aus den privatrechtlichen Zuſfammenhängen. 
— Beſondere Entwicklung ber privatrechtlichen Pflichten und Laften. — 
Die Scheidung ber alten Abgaben in privatrechtfiche Zinfe und öffentliche 
Steuern. — Wirkliche Steuernatur ber fläbtifhen Eteuern. — Ihre 
Grundlage. — Arten der Steuern. — Kampf um bie einheitliche 
Durchführung bes ftädtifchen Steuerſyſtems . 

3. Umfang des Vürgerrechts — Das Bollbirgerreiht und feine r- 
genfäbe. — Urfprüngliche Identität mit den ländlichen Unterfcheidun- 
gen, — Umwandlung dieſer Unterfchicbe im Einne eined politifchen 
Rechte, — Zulept fichen ſich nur noch Aktivbürger und Paffivbürger 
gegenüber. — Nichtbürger. — Spätere Klaffeneintheifungen . 

H. Soweit ber. Bürgerverband den Einzelnen nicht ergriff, wurbe 
befien Perfönlichkeit frei. — Befeitigung aller mit bem Stadtbegriif 
Kollibivenden perjönlichen Abhängigleitsverhäftnige. — Darüber hinaus 
fteht andere Verbandsmitgliedſchaft offen. — Soweit aber der Bürger 
für ih allein flieht, wird er der Träger einer felbftändigen. und von 
feiner Stellung Im Gemeinwefen ganz unabhängigen Privatredtsiphäre. 

III. So wird durch den Zortjchritt in der Auffaßung der Gefanmt- 
perfönlichkeit auch ein Fortſchritt in ber Auffagung ber Einzelperſoönlich⸗ 
keil bebingt. — Natur der Perfönlichkeit des Bürgers. — Shre Einkeit- 
lichkeit. -— Ihre Doppelfeitigleit. — Die ftaatöbürgerfihe Seite. — 
Die individualrechtliche Seite. — Auch biefe Fortfchritte aber vollziehen 
ſich nur nach innen hin. . ... 
Die Stadtperfönliäteit tm öffentlichen Rebe Die Stadt 
als älteſtes wahrhaft ſtaatliches Gemeinweſen in Deutſchland. — 
A. Im Berhaältniß zw ben über ihr ſtehenden Gewalten konftituirt 
ſich die Stadt als abhängige, aber geſchloßene politifche Koͤrper⸗ 
ſchaft. — Urfprüuglide Natur der kaiſerlichen, landesherrlichen 
und grundherrlichen Herrſchaftsrechte. — Berwandlung derſelben 
in Rechte gegen die Stadt als ſolche. — Die Stadt als Sub—⸗ 
jekt der vom Herrn verliehenen Brivilegien und Freiheiten. — Die 
Stadt als eine mit dem Stadtherrn ſweitende und vertragſchließende 
politiſche Perſon... 

Treuverpflichtung und Hulbigungbelb ber "Stadt Insbefontere — 
Gegenverſprechen bed Herrn. — Schirmgewalt. — Bannredit . 

Die Stadt als ſolche dienſt- und insbeſondere kriegsdienſtpflichtig. — 
Die einzelnen Bürger nur noch der Stadt verpflichtet. — Militäriſche 
Geſchloßenheit der Stadt . . 

Die Stadt als folde- fteuerpflichtig. - — Die einzelnen Bürger fin 
nur noch ber Stadt verpſichtet. — vorporetive deritellung und Er⸗ 
hebung der Steuern . . .. 
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Die Stabt als Subjekt ber Reichs⸗ unb Landftandſchaft. — Streben 
der Stadt, auch die unmittelbare Gerichtsgewalt eines Herrn im Stabt- 
gebiet unb über die Einzelnen zu befeitigen. -- Erwerb ber Gerichts. 
barkeit dich die Stadt. — Erwerb oder Berwandlung ber fisfafifchen 
und nutzbaren Herrfhaftsrechte in der Statt . . . 

Die veränderte Auffaßung bed polttifchen Rechts findet ſich zanuchn 
nur auf Seite der Städte. — Könige und Fürſten behandeln Ihr 
Recht gegen die Stadt als Herrfchaftsrecht alter Art. — Die Stäbte 
ziehen von dieſer Auffaßung Vortheil, indem fie nach und nad bie 
fremben politifchen Rechte auf patrimonialem Wege an ſich bringen. 
— In der Hand der Etadt aber bleibt das fo erworbene Recht felten 
lange patrimonial. — Vielmehr verwandelt es ih in ſtaatliches Ho⸗ 
beiteccht . - . 2 20. 

Zuletzt müßen auch das Rei und bie Territorien die eigne Raats- 
rechtliche Perfönlichkeit der Stadt anerkennen. — Fortdauer derſelhen 
in fpäterer Zeit. 

B. Berhäftniß ber Etäbte zu koordinirien politiſchen Maͤchten. — 
Die Stäbte als völkerrechtliche Perſonen. — Städte ale Vertragstheile 
bei politiſchen Berträgen. — Städte als Bundesglieder. — Städte als 
Streittheile und kriegführende Parteien. — Städte als Inhaberinnen 
answärtiger Privilegien. — Städte als Ausftellerinnen von Urkunden 
und Berjprehungen. — Städte in Ionfügen völferrechtlichen But 
tionen . . 

Die Stadtbehörden erfcheinen hierbei nur als Organe ber Stadt. — 
Verſchieden davon find beſondere Bevollmächtigte und Geſandte (Stäbdte⸗ 
boten). — Die Bürger oder ihre Geſammtheit werden nur ald ſichtbare 
Träger bes unfichtbaren Gemeinwefend genannt . . . 

Anerkennung ber völferrechtlichen Berfönlichkeit der Stadt im miitel 
alterlichen Verkehrsleben. — Vertretung des Gebiets und ber Bürger 
durch die Stabt als ſfolche. ... 

C. Berhältniß der Stadt zu den von ihr abhängigen politifchen Perfonen. 
— Die Stadt als ſolche iſt das Subjekt von mannichfachen Herr- 
ſchaftsrechten über andere Körperfchaften, Gefammtheiten ober einzelne 
Berfonen, die in ben Organismus des eigentlichen bürgerlichen &emein- 
weſens nicht aufgenommen find. — Verhäaltniß ber Stadt zu den in 
ihr anfäßigen Stiitern, Klöften und Orden, — zu Univerfitäten; — 
zu Zubengemeinden u. f. w. — Herrichaftöbefugniße der Stadt außer 
halb des Stadtgebiets. — Berbältnig der Stadt zu Ebelbürgern, 
PMahlbürgen und Ausbürgern aller Art, zu ſtädtiſchen Vaſſallen, Hel- 
fer und Göldnern. — Die Anwendung bed Lehnsverbandes Indbe- 
fondere. — Die Stabt als Lehnsherrin. — Die Stabt als Baffallin. 
— Die Stadt ald Batın . . 2: 00 ren. .. 

D. Die Stadt ale Subjekt flaatlicher Gewalt nach innen. — Der 
Staatsgedanke in der Stadt. — Die Stadt als Subjekt ſtaatlicher 
Gebietöhoheit. — Die Stadt als Subjekt ftaatlicher Machtfülle über 
ihre Glieder. — Die öffentliche Gewalt fieht der Stadt als unficht- 
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barer Einheit zu, — Sie wirb aber zugleich, fofern fie Gubjet öffent- 

licher Rechte ift, ala Allgemeinheit seat - - - >“ 0 2. 733 
Die Stadt ald Staat bat einen Anfprud auf Gehorfem, Treue 

und. Dienft der einzelnen Bürger, welche nicht. bloe ihre Lieber, fon- 

dem ‘auch ihre Unterthanen find. — Die Stadt al Trägerin ber Sou⸗ 


‚veränität über engere Verbände - - . > > | En 2 nn... 734 


Die Stabt ald Herrin bes in ihr gelteuben Reis und als Sub⸗ 
jeft einer gefeßgebenden Gewalt . . 135 
Die Stadt als Inhaberin der ſaͤdtiſchen Werichtebarkeit. — ver. 
änderung ber Natur der alten Gerichtsgewalt in den Städten. Die 
Ausäbung der ftädtiichen Gerichte gewalt. — Mechtöftreitigleiten. — 


Strafgerichtsbarkeit. — Freiwillige Gerichtobarkeit. — Gerichtsfülle. 736 - 


Die Stadt als Subjekt einer vollziehenden Gewalt. — Entſtehung 


des Begriffs einer ſolchen. — Kriegöbehelt. — Polizeihoheit. — Po⸗ 


fitive Staatliche Wohlfahrtöpflege. — Armenweſen. — Schulweſen. — 
Gefunbheitöpflege — Sorge für Handel und Verkehr. — Deffenttiche 
Beranfaltungen . . een 138 
Die Stabt als Eubjett. ſtaatlicher ginanzhoheit. — Gründung eines 
öffentlichen Haushalis. — Beiteuerungsreht. — Regale. — Deffent- 
Tiche Schuld. — Finanzverwaltung.. 220. 742 
Die Stadt als Subfelt der fädtifchen Amtshoheit. — Idee der 
Staatsamts. — Die Stellung der ſtädtiſchen Behörden und Beam⸗ 
ten im Berhältniß zum Gemeinwefen. — Unterſchied dieſes Nechtd- 
verbältnißes von allen älteren Amtsverhältnißen. — Selbſtändigkeit 
ber privatrechtlichen Seite des Amsverhältniges. — Im Uebrigen ift 
dasfelbe rein Bffentlichrechtlicher Natur. — Fortfall der feudalen uud 
patrimontalen Merkmale des Amtsbegriffes. — Begriff der Befoldung. 744 
Die Stabtperfänligtleit im Privatreht. A. Umfang. ber 
Briuntrechtsfähigkeit der Stab. — I Im Sachenrecht. — Gewere, 
Eigenthum und binglichee Recht der Stadt, — 1. Recht der Liegen⸗ 
ſchaften. — Die Stadt ald Eigenthümerin von Grund und Boden. — 
Allmende. — Beſonders erworbene Srundſii ce. — Oeffentliche Ge⸗ 
bäude — Zufällige Beſitzungen.. 748 
Die Stadt ald Subjekt dinglicher Rechte. _ Dbereigenthum. — 
Untereigenthum. — Dingliche Gebrauch⸗· und Nutzungorechte. — 
Pfandrechtt. 750 
Der taneben fortdanernde Gebrauch älterer Ausdrüde, welche alle 
diefe Rechte den Bürgern, der Gemeinde, der Behörde, der Behörde 
und der Bürgerfchaft u. ſ. w. zufchreiben, beweift nichts gegen ben durch⸗ 
fchlagenden Sieg bes neuen Gebantens eines rein Torporativen Rechte. 751 
2. Bahrende Habe. — Schon die Beichaffenheit und ber Zweck bes 
beweglichen Stadtguts führten frühzeitig zu Torporativem Allein- 
eigenthun daran. — Der Sprachgebrauch. — Korporative Berwen- 
bung und Benugung. — Aufbewahrung und Verfügung . - 152 
3. Bildung einer Stadtlafle — a, Stäbtifche Einnahmen. — Die 
einzelnen Beftandtheile derſelben. — Urſprüngliche Borftellung dieſer 
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Einnahmen al® Geſammteinkünfte alter Art. — Hefte Diefer Auſchau⸗ 
ung und Fortdauer des ihr entſprechenden älteren Spruchgebraudhe. — 
Unvereinbarkeit der älteren Auſchauungeweiſe mit ber Ausbildung ber 
Kädtifchen Steuern. — Es bricht fig die Erkenntniß Bahn, daß bie 
Siadiperſoͤnlichkeit es ift, an welche bie Steuern entrichtet werben. — 
Berallgemeinerung der Idee, daß bie Ginkünfte an bie. Etabt fallen. 
— Doc, dringt ber neue Gedanke aur Aufenweife und allmälig durch. 
— Zuerft wird nur die äußere Thatfache, daß etwas in Die ſtädtiſche 
Kaffe ober Kammer fällt, ansgedrüdt. — Sodann wird es befonbers 
Ablich, den Rechtecharakter ftädtifcher Eimahmen burch ben: Hinweis 
auf ihre Behimmung zu bezeichnen. — Und zwar zuerft für ein .ein- 
seines Bedfrfnig des Gemeinweiend, beſonders für „ber Etäbte 
Bau.” — Dann für das Öffentliche Wohl ſchlechthin. — Endlich 
wird es allgemeine und technifche Anddrudöweife, bie Einnahmen der 
Stadt alt folcher zumuweilm . . ı . . 

Folgen dieſer Auſchanungeweiſe. — Ausbildung des Sakıt, da 
ftäbtifche Einkünfte nur für öffentliche und einheitliche Zwecke bet. We⸗ 
meinweſens verwanbt werben dürfen. — Sorge für Aufrechthaltung 
diefed Satzes. — Einfluß auf dei Mebergang von der Ratuatwieih- 
ſchaft zur Selbwirtbichaft . . . » .-- 

b. Ausgaben. — Alte Borftellgng. der Gefommtaudgaben. — Gut. 
ſtehung bed Begriffes öffentlicher Ausgaben des ſtädtiſchen Gemein⸗ 
weiend, — Die einzeluen Beitandihelle der ſtädtiſchen Ausgaben. — 
Ueberel if es die Studt, weiche dieſelben aus ihrer Kafle beftreitet. 
— Bulammenfaßung ber einzeknen Ausgaben ale „ber "Stadt Aus 
gaben" ober Koſten der Etadt‘. — Princip berieben . . : 

e. Bildung ber Stadtlaffe. — Eigenihmm ber Stadt: baren. — 


Diefed Eigenthum tft an ſich gewohnliches Privaleigenthum. — Allein 


Verwaltung, Rechnungslegumg und Kontrolle find ber Gegenſtand öf⸗ 
ſentlichrechtlicher Berfaßungsbeſtimmungen. — Aufftellung einet geord- 
neten frädtiichen Snubbaltd . » > 2 2 0 irren 
IL Obligationenrecht. — 1; Forberungen der Stadt. — Urkunden 
auf ihren Namen. — Qutltungen, Erlaße:und Verzichte der Stabt . 
2. Bebinbfigfeiten der Etabt.. — Scheidung berfelben von indi⸗ 
duellen Verbindlichkeiten aller Büuger oder einer Alafie berieben. — 
Verſchiedenartige. Bälle einer Verpflichtung ber Stabt als ſolther. — 
Die Stadt verfpriht, ſtellt den Schuldſchein aus und zahlt, gibt ober 
feiftet aus öffentlichen Mitten. — Quittungen und Verzichte auf ben 
Namen der Etoebt . . . a . 
Hefte älterer Kufepauungöweife nad außen. — Haftung ve ein. 
zelnen Bürger unb ihres Vermögens für bie Verbinblichkeiten der Stabt 
ald folder. — Haftung ter einzelnen Ruthmannen. — Fortdauer bes 
Sprachgebraucht, wonah die Bürger in ihrer Sefammtbelt als 
Schuldner erſcheinen. — Umgelehrte Haftung. ber Stadt für. bie 
einzelnen Bürger. — Haftung ber Bürger für einander . . . . 
IH. Erbfäbigkeit der Stadt - - . - > 2 0 20. . 


Seite 


760 


. 762 


766 


1767 


770 
178 


0. 


AXXXIV 


B. Die Stellung der Stabt ald vermögendreihtlicher Berfon. — 
Die Perfönlichfeit der Stadt ift nur Eine, — Allein die Weſensunter⸗ 
ſchiede von Privatrecht und öffentlichem Recht bringen fich auch danm, 
wenn ihre Subjekt die Stabt if, zur Geltung. — I. Die Gtabt hat 
im öffentlichen Recht die Bedeutung einer ſtaatlichen Allgemeinheit, im 
Privatrecht gilt fie nur fo viel wie ein Judividuum. — Sie begibt 
fih daher wie ein Einzelner in ten bürgerlichen Rechtsverkehr und 
geht hier Rechtsverhäliniße und Berträge jeder Art nicht nur mit be- 
liebigen Dritten, ſondern auch mit den Stadtherrn, ten von ihr ab- 
hängigen Verjonen, den in ihre enthaltenen engeren Verbänden und 
ihren einzelnen Bürgern gang wie mit unverbunbenen Individuen ein. 
— :50 bezüglich dee privatrechtlichen Seite der politifchen Berhält- 
nie und Berträge. — So aber inäbefondere bei reinen Privatrechtö- 
geihäften. — Einzelfälle — Darlehnsverträge. — Rentenkauf. — 
Leibrentenverträge: — Beränßerungsgefchäfte. — Anfchaffungäverträge. 
— Bürgideft: — Mieibe und Pacht. — Dienſtmiethe. — Verwah—⸗ 
rung. — Bollmakt. — Gefellfchaftäverträge. — Handelsbetrieb der 
Stab; — Vorzüge und Privilegien der Stabt vor andern Bermögens- 
fubjekten befieben niht . -. -. . . . 

U. Die Stabt blieb aber auch im Bermögensret, wenngleich den 
Einzelnen gleichgeftellt, ein Gemeinweſen. — Deshalb fallt auch bier 
nicht blos ihr Außeres, ſondern zugleich ihr inneres Lehen unter das 
Recht. — Berfaßungabeftiumungen über Berwaltung und Berwendung 
des Bermögend und über Gültigkeit unb Ungültigleit ber dasſelbe 
betreffenden Befchlübe und Handlungen . . . 

DBillend- und Handlungsfähigkeit der Stadt. k Im au. 
gemeinen. — Die Stadt als folche will und handelt durch ihre Organe. 

I. Begriff der ftäbtiſchen Berfaßung — Enticklung dieſes Be- 
griff3 aus den Afteren Vorſtellungen. — Einfluß bes Gildeprincipẽ. — 
Klärender und fchärfenter Einfluß ber äußeren unb inneren Kämpfe. 
— Die Äußeren Käuıpfe um die Stabtverfaßung. — Die inneren Ber- 
faßungskämpffee... 

IL Die Verfaßung alt Duelle ber Zufammenfegung und ) Gtiche 
rung bed Stabtlörperd. — Doppelte Grundlage bed Stadtgeblets und 
der Burgerſchaft. — Berfapungsmäßige Gliederung der Bürgerfchaft. 
— Vollendung dieſer Entwicklung durch die Zunftbewegungen. — Ju 
den Zeiten bed Kampfes freilich entfteht oft Die Gefahr eines Zerfalles 
der Bürgerfchaft in zwei Gemeinden. — Allein man bleibt ſich ber 
Einheit des Gemeinweſens ſelbſt in ben Äußerfien Fällen der Doppel- 
biſdung bewußt: — Und das Refultat ift überall eine einheitliche, faſt 
überall eine Eorporatin geglieberte Bürgerfhaft . . . 

Arten dieſer Gliederung. — Zwelthellung in eine Autbingerſchaft 
und eine Zunftgemeinde, wobei bald nur bie erſtere bad Regiment 
führt, bald die letztere einigen Antheil daran hat, bald beide ſich in 
das Regiment theilen. — Berufsfändifche Zwei⸗ ober Dreitheilung 
der Bürgerichaft. — Durchgängige Gliederung nach polltifchen Zünf⸗ 
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tm. — Gflieberung nad GStabdtvierteln. - - Kombination mehrerer 
Gliedernngen ald Grundlage ber Stadtverfaßnng. — Bürgerfchaften 
obne politifche Gliederung - - - > > > 2 0 0 nn 

Rechtliche Ratur der politifchen Glicberförper. — Doppelſeitigkelt 
ihres Weſens. — Relative Selbftänbiglt -. -. - . 2 2... 

HI. Die Verfaßung als Duelle der Drganifation des Stabttör- 
pers. — 1. Berfohungsmäßige Bernfung zu Wahlen und Eruennm- 
gen. — Ueberwinbung ber alten Besollmädhtigungd resp. Veränfe- 
tungdoorftellungen und Erkenntniß, daß barin Alte des Gemeinwefens 
Tiegen, welches fidh ‚feine Organe ſchafft. — a, Hervortreten ber nenen 
Anſchauung bei ber Beftellung beö Nathe. --- Wahl durch die Bär- 
gerihaft. — Wahl durch ven Rath. — Wahl durch andere Behörden. 
-— Künfttiche und verwidelte Wahlorduungen. — Berfaßungsmäßige 
Beſchränkuugen ber Wahl. — Charakter bes Raths aid eines auf 
Grund ber Berfaßung regierenden, Tollegtallihen Stabtorgens . . . 

b. Bildung des großen Rathe und verwandter Kollegien. — Inner⸗ 
halb der alten Bollbürgergemeinde, — Int Vertretung der Neubürger- 
gemeinde. — Innerhalb der neuen durch ben Zunftfieg bergeftellten 
Vollbürgergemeinde. — Urten ber Beſtellung und Zuſammenſetzung 
ber Ratheerweiterungen und Bürgerausichüße. — Verſchiedenheit ber 
diefen Formationen zw Grunde liegenden Geſichtspunkte. — Weberall 
aber iR die Beſtellung ein Eorporatiger Willensakt der Stabt und der 
Charakter ſolcher Kollegien der von einheitlichen Etadtorganen. . . 

©. Beſetzung der übrigen Stadtämter. — Bürpermeifter. — Aut- 
ſchühe und Kommiffarien. — Ständige Einzelimer . . . . . . 

d. Beiebung ber Gerichte im Eiune verfaßnuugsmähtger Knnter . 

2. Betheiligung außerRäbtifcher Gewalten bei der Konftitutrung 
von Stadtorganen. — 3. Unterfchieb der Eribeilung einer Vollmacht 
durch bie Stadt ven ber Beflellung eines Organ -. -. . . 2... 

IV. Die Berfeßung überweift den einzelnen Organen verfchiedene 
Zunltionen des Räbtifchen Lebens; — 1. Kunktionen bed Raths — 
Derfiellung der pofitiven Lebensthätigkeit ded Gemeinweiend. — 
Stedtregierung. — Obrigkeitliche Stellung. — Berfaßumgämäßige 
Kompelenzgrenzen. — Spätere Unffahun - -» - 2 2 2 2 0. 

2. Bunftionen ber Bürgerverfammlung. — Sie wirb aus einer 
fefbfiberechtigten Gefammtheit zn einem Organ des Gemeiuweſens — 
Berfsßungdmäßige Bindung und Beſchränkung ihrer Beſchlüße und 
Handlungen. — Berfafungsmäßige Kompetenz. — geſamewrien 
von Rath und Bürgerfchaft . . . 

3. Sunltionen ber großen Rathe und verwandter Kollegien. — 
Regierungsfunltionen. — Bertietimgöfunttiouen. — Stellung zum 
Hat einerſeiis und zur Bürgerverſammlung audrerfeits. — Kompe⸗ 
tenzabgrenzungen bei dem Nebeneinanberfichen mehrerer Ausfchuf- 
formatiouen >» 2 2er. 

4. Sunttioner ber übrigen Behörden und Beamten. — Burger. 
meifter. — Ansſchüße und Kommifſäre des Rathe. — Einzelämter.. 
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5. Funktionen der Gerichte, — Kompetenzabgrenzung und Inftanzen- 


zug. — Scheidung von Verwaltungs⸗ und Rechtſprechungöfunktionen. 


V. Wenn verfoßungsmäßig beftellte Organe der Stadt in. Uns 
übung ihrer verfaßungsmäßigen Funktionen etwas beſchließen ober 
thun, fo will und handelt die Stadt. — Erforderlih iſt, daB. das 
Drgan als ſolches auftritt und bag es feine verfaßungämäßige Sphäre 
nicht überfchreitet. — Manifeſtation des Gemeinweſens in feinen: Dr- 
ganen. — Handlungen der Behörde im Namen ber Stadt. — Hanb- 
Jungen der Bürgerichaft im Namen ver Stadt. — Auch wenn: Be- 
börden und Bürgerfchaft zufammen handeln, handelt wicht I Ge 
ſammtheit, fondern die Etadt. . . . 

VI. Folgen der einheitlichen Billens und Haudlungefähigkeit Kir 
das geichichtliche, politiiche, fociale, Staatliche und rechtliche Leben. — 
Sentralifation. — Berwaltungsreformen. — etehaebung und Dede 
ſprechung. — Privatrechtövertehr . . 

B. Gerichtäfähigfeit. — Xeltere Auffaßuug, "wonach de Bürger 
getammttbeit als ſolche Hagt und verklagt wird. — Durchdringen des 
Grundſatzes, daß die Städte als korporatipe Einheiten gerichtäfähig 
find. — Die Städte ald Proceßparteien. — Ladungen und Sen 
gen. — Bertretung. — Procehorgane - 2. Sue. ‚. 

Di: Stadt kann auch vor ihren eignen Gerichten Kecht ahnen 
und geben. — Nachweis bed Vorhandenſeins diefer Auffaßung. — Die 
Sdentität von Gericht und Partei tritt vor deu Gebanten: der:obirk 
tiven Macht des Rechtes zurüd . . . 

C. Inerlaubte Handlungen. — Möglichkeit rechtͤwidriger Hand» 
tungen einer Stadt. — Peinliches Berfahren gegen eine folde. — 

Schabenderfagpfligt. — Strafen. — Bann und Acht. — Verhan- 
fung,. Bervemung und andere Bundesſtrafen. — Die einzelnen Wär- 
ger müßen mit der Stadt leiden. — Doch wird bie Stadt. von ber 
Haftung für rechtswidrige Handlungen ihrer Bürger befreit . . 
Das Weſen ber Stadtperſönlichkeit. — Gedanke und Wort ded 
„Gemeinwefens“. — I. Die Stadt war das natürliche und prlitiiche 
Einheitsweſen, welches in ber an eine Stätte gebundenen organifirten 
Bürgerfchaft lebte. — 1. Ihr Körper beftand aus einem doppelten 
Subſtrat. — a, Erftend war ein beftimmtes Gebiet wejentlich für ihren 
Begriff: — Nachweis. — b. Zweitens war ein genoßenſchaftlicher Perſonen⸗ 
verband in ihrem Begriff. enthalten. — Nachweis. — 2. Dieſer Lör- 
per wird durch Gliederung und Organijation lebensfähig. — In dem 
Begriff der Stadt wurde ſtets ihr Organismus mitgedacht. — Nach⸗ 
weis. — 8. In. dem organifirten Körper lebt die Stadt als unficht- 
bare Einheit, — Sie ift ein einheitliches Weſen und bringt ſich als 
ſolches auf allen.@ebieten zu Iebendiger Erfcheinumg und Geltung ; inſoweit 
fteht fie dem Einzelmenfchen gleich. — Ste ift aber zugleich ein gemein- 
heitliches Weſen; als ſolches ift fie vom Eingelmenfchen total verſchieden. 

II. Durch die Wuetnuung im Reit wird dieſes ſuintiiche Benein- 
weien zur Perſon 
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Jr. Die Stadt als Perſon fällt mit der Einzelperſon unter den⸗ 
ſelben Gattungsbegriff ber Perſon, iſt aber im Gegenſatz zu ihr eine 
Geſammtperſoͤnlichkeit. — 1. Vorhandenſein bes Gattungebegriffes der 
Perſon. — Allgemeine Rechte der Perjönlicgkeit, die ber Stadt ia 
gleicher Weiſe wie dem Einzelnen zulommen. — Snöbefondere Name, 
Siegel, Hausmarke, Wappen, Stand, Ehre. — 2. Die Stabt unter- 
ſcheidet fich dadurch, daß fie Geſammtperſon ift. — a. Daraus folgt 
ein anderer Umfang und Inhalt der Rechtsfähigkeit. — b. Zweitens 
aber fällt beim Einzelnen nur das äußere Leben, Sei ber Statt auch 
das innere Leben in das Rechtegebit - - » 2 2 200: 

IV. Die Stadtperjönlichkeit war im Verhältniß zu der fe bilden: 
ben Geſammtheit eine zwar felhftändige, aber innmanente Einheit. — 
1. Schftänbigkeit der Stabtperfönlichlelt gegen die Glieder. — Fort 
fegritt gegen Genohenſchaft und Gefammtreht. — Im öffentlichen 
Recht. — Im Briateeht - . © > 2 0 2 ren 

3. Die Stabt als eine ber Geſammtheit immmanente Einhell. — 
Dadurch erſcheint fie ald Kortbilbung der germaniſchen Genoßenſchaft 
uud unterfäheidet ſich fcharf von antiken und kirchlichen Gebilden. — 
Gegenfeitige Beziehung des üffentlihen Wohles ber Statt und bed 
gemeinen Wohles der Bürger. — Im öffentlichen Recht ift die Stabt 
ein Raatliched Gemeinweſen. — Unterfchied vom antiken Staat. — 
Die Stabt als Rechtoſtaat. — Im Privatrecht iſt fie eine Gehmmt- 
perfönfichkeit, keine römifche juriftliche Pefon -. - - . . =. 


Fünfte Kapitel. 
Die Ausbreitung des Körperſchaftsbegriffs. 


Die Arten der Körperfhaft. Nachdem der Körperfcpaftäbegriff 
im ftäbtifchen Gemeinweſen dem bentichen Rechtsbewußtſein einmal 
auf gegangen war, durchdrang und geftaltete er bald alle anderen ba- 
für geeigneten Genoßenſchaften des beutihen Rechte. — Aus dieſer 
Entwidfung find bier aur noch ‚diejenigen Diomente hervorzuheben, in 
weichen eine Differehtiirung bed Köperfchaftsbegriffes liegt. — Wäh⸗ 
rend gewiße Merkmale, welche fi fänmtlih auf die Eigenichaft, 
Gefammtperjönlichkeit zu fein, zurudführen lagen, allen Köperfchaften 
beutfchrechtlicher Bildung gemeinfam find, treten in anderen Merkmalen 
Ictunterfchiede hervor. — Artunterfchiede finden ih: 1. in Bezug 
auf das Subftrat, jenachdem nur ein Perjonenverein oder außerdem 
eine cbjective Grundlage weientlih war. — Webietäläcperichaften und 
auberweite ſachlich bedingte Körperſchaften. — 2. In Bezug auf den 
Exiſtenzgrund. — Geworbene und gewilllürte Körperfchaften. — 3. 
In Bezug auf den Umfang ihrer Lebenszwecke. — Körperſchaften fir 
den menſchlichen Gemeinſchaftszweck fchlechthin mb fire Einzelwerke. — 
4. Oeffentlich⸗rechtliche Körperichaften und Privatrechtöförperichuften. — 
5. Unterſchiede in Bezug auf dad Borhanbenfein oder Nichworhanden⸗ 
fein eines für die beftimmte Körperfchaftsgattung wefentlichen Vielheits⸗ 
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rechtes der Glieder, dad ſich mit dem Cinheitörecht ber Geſammtper⸗ 
fünlichleit organifch verbindet. — 6. Eintheilung der Körperfchaften 
nad den Begriffen „Stadt", „Semeinde” und ,‚Genoßenſchaft.“ — 
„Rechtögemeinfchaft“ und „Anftalt" als Gegenjäße ber Körperichaft . 
Der Staatöbegriff. 1. Der Staat ald Perfon gemorbne höchſte 
Allgemeinheit. — Verhaͤltniß des Stantöbegriffs zum Körperfchaftäbe- 
griff. — Unterfchied der von je vorhandenen Eriftenz des Staatlichen 
und ber erft auf einer beitimmten Etufe eintretenden Eriftenz des 
abftratten Staatöbegriffe. — Steigerung des Körperfäaftnbegeife zum 
Staatöbegriff . . 

Il. Die Manifeftation des Staatobegriffs in der Siadl. _ Sinat. 
lichkeit der Stadt. — Gemeinheitlichleit dieſes Staatsweſens. — Ein- 
fluß des ſtädtiſchen Staatöbegriffd auf bie Seqichte des deutſchen 
Staatsbegriffs überhaupt . . . 

UI Die Manifeftation bes Staatöbegriffs in ben Freien Yandesge- 
meinweſen. — Analogie ber Eanbeiperfönlikeit mit der Stabtperfön- 
lichkeit. — Entftehung des Lan,..„vegriffs über Land und Lenten ans 
dem Genoßenichaftöbegriff. — Veränderung des Sprachgebrauchs. — 
BDegrifffihe Veränderung. — Landedgebiet. — Landesbürgerthum. — 
Landesorganifation. — Das Land als politiiches Rechtsſubjekt. — 
Das Land als Privatrechtöfubjeft. — Die. dadurch bedingten %ort- 
ſchritte. — Unterſchied von der ftäbtifchen Entwickſung. — Einfluß 
der Idee des korporativen Landesgemeinweſens auf Die Geſchichte bes 
deutſchen Staatsbegriffs überhaupt . .. 

IV. Die Manifeftatien des Staatsbegriffs in bundesßtaatlichen Ge 
meinwefen. — Ungleihe Natur der politiicken Einungsverbände. — 
1. Unterſchied politiiher Einungskörperfchaften und pofitifder Gemein- 
haftöverhältnige zwifchen einer Mehrheit. — Uebergangsformen. — 
Stäbtifche Bündniße und Städtebünde. — Der rheinifhe Bund und 
die Hanfa. — Entwidlung der Hanfaperfönlichkeit. — Andere Einun- 
gen. — Zandfriedenseinungen. — Der Tandfriede ald Perſon. — Landftän- 
bifche Vereinigungen. — Die Perjönlichkeit der ſchweizer Eidgenoßenſchaft. 

2. Möglichkeit einer Durchführung ber einmal feftgeftellten Törper- 
ſchaftlichen Ratur einer Einung in ungleihem Umfange. — Kombina⸗ 
tionen von gemeinheitlihem Einbeitsredht und gemeinfchaftlichem Viel⸗ 
heitörecht. — Analogie mit dem korporativen Geſammteigenthuin. — 
Bewußtfein diejer Möglichkeit. — Einzelerſcheinungen einer derartigen 
Berbinbung von Gejammteinheitörcht und Geſammwielheitsrecht 

a. Begrünbungstitel. — Konftituirende Alte und politifche Bundes⸗ 
verträge, Gewohnheitsrecht und ſubjektive Rechtöverhältniße . 

b. Mitgliedfehaft in einem höheren Bundesorganismus und indivi⸗ 
bualrechtliche Theilnahme an einem Gemeinfchaftöverbältuiß . 

c. Bunbesverfammlung. — Korporative und rechtögemeinfchaftliche 
Elemente einer ſolchen. — Bundesverordnete und Bevollmächtigte. — 
Verfaßungsmäßige Normirungen und Vertragberedungen. — Beh 
heitsprincip nnd Kollektiewille . . . . 
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d. Weitere Organifation. — Organfchaft und Vennacht — diup 
ter, Unterverbände und Ausfhüße . -. - . . » . 

e. Gefammtperfon und Perfonengefammibeit . . 

£. Bölterreihtliche Perfönlichkeit und kollektive Einheit "nad; "anfen. 

g. Bunbeögefeßgebung und vertragsmäßige Vereinbarung ber Bun- 
beögliebr . . . . nn 

h. Bundesgerichtöbarteit und Bundesſchiedogerichte FE 

i Bundesregierung und gemelnfchaftliche Gefchäftsführung . : -. 

k. Heerwefen. — Einbeitlichleit der Bundesheere und Fautingenlt 
verfßung - » : 2 20. 

L Buubeshaushalt. — Bunbebfeuern und Bunbesbeiträge, -- - Bun- 
bestafle -. -. . - . 

m. Bunbdeövermögen und Vermogensgemeinſchaft der Bundebglieber. 

3. Unterſchiede in ber rechtlichen Befchaffenheit. ber Einungsperföän- 
lichkeit. — a. Gewilltürte Yunbdesförper und. zwingende Bunbesver- 
bände. — liebergang von ber einen zur andern Zorn. — b. Bünde 
mit rein perfönlicher Baſis uud. terrnurial bedingte Bundesgemeinwe⸗ 
fen. — co. Bünde mit voller ftaatlicher Gefchloßenheit der Glieder und 
Dünbe, deren Macht in dad Innere ber lieber hineinragt.. —.d. 
Bünde, deren Perfänlichkeit wur ein Mittel für bie Individunalzwecke 
der Glleder if, und Binde mit einer um ihrer felbft willen beſtchen. 
den höheren Allgemeinperſoͤnlichkeit. 

4. Bebeutung bed politiſchen Einungswefend für die Geſchichte der 
dentſchen Staatsbegriffs. — Möglichkeit, aber nur beſchränkte Verwirk⸗ 
lichung einer bundedſtaatlichen Einheit. — Fälle einer. blos voͤlkerrecht⸗ 
lichen ober privatrechtlicden Bundeskörperſchaft. — Fälle einer ſtaatsrecht⸗ 
lichen Bunbeslörperjchaft. — Der Begriff des bundesftantlichen Gemein⸗ 
weiend. — Stellung deffelben. im Mittelalter. — Spätere Entwidiung. 

V. Die Manifeſtation bes Stantöbegriffs im Landesſtaat. — 1. Der 
ſtändiſche Landesſtaat bes Mittelalters als zweigliedriges Landesweſen. 
— a. Die Landesgemeinde oder Landſchaft als bundesflaalliches Oe⸗ 
meinweſen mit eigner Rechtsperſönlichleit. — Zuſammenfetzung. — 
Organiſation. — Geſammtperſoönlichleit. — b. Die vandebobrigkeit 
als eine vom Landetherrn dargeſtellte anftaltliche Verbandseinheit mit 
eigner Rechtsperſoͤnlichkeit. — Subjekt und Zrügen ber Lanbeshohelt. 
— Borbildliche Bedeutung des ſtaͤdtifchen Gemeinweſens feiner einheit⸗ 
lichen Seite nach. — Gegenſatz zur gemeinheitlichen Seite des Stabt⸗ 
Raatd. — 0. Das Land als. eine aus ber Torporativen Laudſchafts⸗ 
perſon und ber anflaltlichen Obrigkeltsperfon zuſammengefetzte Stantd- 
perfönficgkeit. — Landesherr und Landſchaft ala Träger und Glieder 
bes über ihnen ſtehenden Landesweſens. — Begriff der Banbeöverfaßung. 
— Das Land als Staat. — Anfänge der praktiſchen Verwitklichung 
bes Staatsgehankens. — Das Land iſt aber Staat in ber eigenthlim- 
lichen Form einer Gefammtperfon, bie ans ber organifchen Berbinbung 
einer auſtaltlichen und einer Torporativen Einheit erwächſt. — Vorzüge 
amd Schwächen biefes Staatebegriffs. — Dualiemus. — Untergang. . 
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2. Der rein obrigfeitlihe Staat der fpäteren Zeit. — Seine Berfön- 
lichleit. — Er ift ſchlechthin Anftaltsperfon. — Stellung bed Torpora- 
tiven Brincips im demſelben. — Herübernahme der altnationalen Rechts- 
begriffe in ben mobernen Berfabungeftaat — Natur feiner Perjön- 
Iihlet . » > 2 20 202000 

VI. Manifeftation bes Statsbegriffs im Reiche. — Geſammiperſon. 
lichkeit des Reiches. — Unerbeblichleit derſelben für bie Fortbildung des 
deutſchen Staatsbegriffs. — Uriprung und Weſen ber Berfönlichleit bes 
neuen Deutichen Reich... . 

Der Gemeindebegriff. I. Weſen des Gemeindebegriffs. — ur⸗ 
ſprünglich latente Exiftenz des Gemeindlichen. — Manifeſtationen bes 
Gemeiudebegriffs ſeit der Ausbildung bes Körperſchaftobegriffs. — U. 
Die Stadt als Gemeinde. — Verſchmelzung von Staatlichem und 
Kommunalem, Löfung von Gemeinde und Wirthſchaftsgenoßenſchaft. 
— Die fpätere Stabtgemeinde. — III. Die politiſchen Theillörper ter 
Steht: — Dertliche Unterverbände. — Perfonalförper. — IV. Land⸗ 
gemeinden. — V. Größere Bezirlögemeinden. — VL SKorporative 
Gliederungen der politiihen Einungsverbände — VIL Der Gemeinde 
begriff als eine befondere Anwendung bes deutfchen Korperſchaftsbegriffs. 
— VIH. Spätere Modiſtceirung des Gemeindebegriffs un Sinne des 
Anftaltöbeaciffö - © > 2 2 0 ren. 

Der Genoßenfhaftäbegriff. i. Der Begriff der Genoßenſchaft 
ale Artbegriff der deutſchrechtlichen Koͤrperſchaft. — Unterſchied dieſer 
Genoßenſchaft von der Genoßenſchaft im alten Sinn. — Unterſchied 
von Staat und Gemeinde. — Dehnbarkeit des Genoßenfchaftsbegriffe. 

II. Eriftenzgrumd ber deutschen Genoßenſchaft. — 1. Derfelbe liegt 
nicht in etwas außer ihr. — Abhängigkeit ber Genoßenſchaftsexiſtenz 
von fremdem Willen. — 2. Bielmehr liegt ber Grund jeder Genoßen⸗ 
ſchaftsexiſtenz in ihr ſelbſft. — Gewordene Genoßeuſchaften beftehen 
kraft einer natürlich oder gefchichtlich, gegebenen Thatfache. — Gewill⸗ 
fürte Genoßenfchaften entſtehen durch einen fchöpferiichen Willensalt. 
— Mebergänge zwifhen beiden Begründungsarten. — Principieller 
Gegenfat derſelben. — Anterſcued in Bezug auf das fernere Leben 
der Koͤrperſchaſttt. nee 

III. Zuſammenſetzung. — Begriff des Subftrats. — 1. Das objektive 
Subftrat. — a. Ein ſolches fehlt ganz bei ben rein perfonalen Genoßen- 
Ichaften. — b. Für andere Genoßenfchaften ift ein objektives Subftrat 
weſentlich und bedingt und beftimmt bis zu irgend einem Grabe ihren 
perfönfthen Bau. — a. Objektives Subftrat Tann eine Einheit bes 
öffentlichen Hechts fein. — Dahin gehört das Gebiet bei Gebietöge- 
noßenfchaftens — Sodann das Amt ober ein irgendiwie verſelbſtändig⸗ 
tee Inbegriff öffentlicher Rechte und Pflichten bei Amtölörperichaften. 
— 8. Objektives Subftrat Tann aber anch eine Bermögenseinheit fein. 
— So das unvertheilte Gemeinland. — Ein einzelues Bodenbefik- 
thum. — Eine Gefammtgerechtfame. — Ein way. _ donſgrut 
zur reinen Bermögensgenoßenſchaft.. . 
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2. Unerlägliches Subftrat ift ſtets ein Perfonenverein. — Begriff 
ber Mitgliedſchaft. — Verhältniß ber Mitgliedfchaft zu dem übrigen 
Inhalt der Berjöntichkeit ihres Trägers. — Der. Inhalt ber Mitglied 
ſchaft. — Erwerb und Berluft der Mitgliedſchaft. — Unterſchied ber 
Zwangdmitgliebfchaft und der freien Mitgliedſchaft. — Unterfchiebe, bie 


durch den Einflnß des etwaigen objektiven Subſtrats auf bie Mitglied. 


ſchaft begründet werben. — Unterſchiede in Bezug auf bie rechtliche 
Natur der Mitgliebfchaft. — Perfonenrechtiiche und ſachenrechtliche Na⸗ 


Seit e 


tur insbeſondere. — Unübertragbarkeit und Uebertragbarkeit. — Offene 


und geſchloßene Mitgliederzahl. — Ungleiche Arten der Abſtufung von 
Rechten und Pflichten der Mitglieder. — Klaſſenbildung nach perfön- 
lichen ober nach ſachlichen Momenten . » > 2 2 2: 0 0 2. 

IV. Organifation. — Unterfhied vom aften Genoßenſchaftoweſen 
— Begriff des Organs. — Verfaßungkmäßige Bildung ber Organe. 
— Berufung zur Trägerſchaft eined Organe, — Verfaßungemäßige 
Beimmung und Abgrenzung der Funktionen des Organs. — Natur 
bed Berhältnißes zwifchen ber Genoßenſchaft und ihren Organ 

Einrichtung und Wirkungskreis der einzelnen Organe. — Die Mit. 
gliederverſammlung. — Unterfchied von ber alten Genoßenverſamm⸗ 
Yung. — Dad Majoritätsprineip. — Die Borftände. — Unterſchied 
von Herm und Gefammtbenollmächtigten. — Die Ausſchüße. — Die 
tepraefentative Idee. — Nichterliche oder ſchiedorichterliche Organe. 
— Die fonftigen Organe und bie Grenze ded Begriffs bed Organs ge⸗ 
gen ben Begriff des Auftrags ober Dienfiverhältniges. — Engere Ber- 
bände als Organe bed höheren Organismud -. - . . 2... 

V. Gefammtperfönlichleit. — Weſen verfelben. — Das Moment 
der Einheitlichkeit. — Der geſchichtliche Entwidelungsproceß. — ‚Die 
Merkmale der Bean > > 2er. 

1. Rechtsfähigkeit. — Umfang berfelben im Allgemeinen. - — Rechte 
ber Perſonlichkeit an fih. — Name. — Hausmarke. — Siegel. — 
Andere Zeihen. — Domicil. — Ehre. — Stand, Rang und Titu⸗ 
rn 

2. Deffeniliches Reh. — _ Dat bei jeder Genoßenſchaft aus ihrem 
inneren Reben erwachſende Gebiet öffentlicher Rechte. — Autonomie. 
— Gerichtsbarkeit. — Selbftverwaltung — Beihlußgewalt. — Be 
fieuerungsrecht. — Haushalt. — Amtshoheit. — Die befonderen dffent- 
lichen Rechte beftimmter Genoßenſchaftogattungen. — Charakter ber 
öffentlichrehtlichen Genoßenſchaftsperſönlichkeit. — Berhältniß zu ih⸗ 
ren Gliedern, — zu höheren Organismen, — zu koordinirten politi- 
hen Perſonen. nen 

b. Privatredt. — Natur der Brivatreditäfäbigkeit ber Senofen- 
Ichaftsperfönfichteit. — Fähigkeit zu Eigenthum und dinglichen Rech⸗ 
ien. — Rechte an liegenden Gütern. — Grundeigentfum. — Gerech⸗ 
tigkeiten. — Recht an fahrender Habe. — Bildung einer Torporativen 
Kaſſſe. 
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beionbere. — Borbild der Stabtlaffe. — Urjprünglige Zuftände. — 
Sonberung ber Zwede. — Sonderung ber Fonds. — Gonberung ber 
Subjelte. — Korporatine Beftimmung ber Genoßeuſchaftskafſe. — Kor 
porative Verwaltung. und Kontrolle — Genohenfchaftlicher Haushalt. 
Obligationenrecht. — Forderungen und Berbinblichleiten der Ge⸗ 
nohenſchaft als ſolcher. — Erbfähigkeit 
2. Willens und Handlungsfaͤhigkeit. — Die Geſammtperſonlichteit 


will und haudelt durch ihre Organe. — Beſchränkungen durch eine 
hohere Willensordnung. — Oeffentliche Alte — Rechttgeſchäfte. 


Proceßführung. — Unerlaubte Handlungen....... 


VI Das Verhältniß der Geſammtperſönlichkeit zur Sefammisiciieit | 
— Zufammengebörigkeit von Einheit und Bielheit in der deutſchen Ge⸗ 


noßenſchaft. — Möglichkeit eigenthümlicher, auf das Geuoßenſchafts⸗ 
vecht beichräntter Nechtöverhältnige zwifchen ber Genoßenſchaftsperſon 
und den dur fle verbundenen Einzelnen. — Gülle der Einzelgeftal- 
tungen und Dehnbarkeit des deutſchen Genoßenfchaftöbegriffs. -- Zu⸗ 


riſtiſche Konſtruktion derjenigen Berhältniffe, welche auf einer vexfaffungs- 
‚mäßigen Berbindung des Einheitsrechts der Genoßenſchaft mit ſelznan· 


digem Vielheitsrecht der Genoßen beruhen.... 


Die Einzelfälle. — Politiſche Rechtsnerhättniße. — Eigenthum. — 


Dem neuem Genoßenſchaftsbegriff entſpricht ein nener Geſammteigen⸗ 
thumsbegriff. — Struktur des Geſammteigenthums im neuen Sinn. 
— Agrariſches Geſammteigenthum ber Gilden und Zünfte. — Beweg⸗ 
liches Geſammteigenthum 

Genoßenſchaftliches Geſammieigenthum a an einem m Bermögenstompler, 
— Am Hausvermögen des hohen Adels. — An einer in nutzbare An- 
theile.zerlegten Bermögensmaffe. — An einen genoßenfcaftlichen Kapitaf. 

Das Geſammteigenthum in der vollendeten Vermögensgenoßenſchaft, 
insbefondere im Aftienverein. — Werthauoten und Ertragsrechte als 
Sonderrechtte.. 

Genoßenfchaftliche Geſammtgerechtigkeiten. — Anwendung auf öffent- 
liche Rechte. — Insbeſondere anf dad Handwerksamt. — Das Einheitd« 
recht der Zunft und die Sonderrechte der Zunftgenoßen . . . . 

Organiſche Verbindung von Einheitsrecht und Vielheitsrecht im Obti- 
gationenreht. — Genoßenſchaftliche Korberungsrechte mit individuellen 
Antheilövechten. — Genoßenſchaftliche Verbindlichteiten mit indivibneller 
Mitverpflihtung . . - . 

Obligatorifches Beſammitrecht Gegügtich der zwiſchen der Wenoßenſchaft 
und ihren Gliedern Beſtehenden inneren Nechtöverbältniße. — Genoßen⸗ 
ſchaften, bei denen eine Vielheit won individuellen Pflichten organiſch 
mit den Mitgliedfchaften verknüpft ift. — Insbeſondere Deichverbände. 
— Genofenfchaften, bei denen eine Vielheit individueller Fordernngs⸗ 


rechte gegen den Verein organiſch mit den Mitgliebfchaften verknüpft if. 


— Insbeſondere Erwerbi- und Wirtsfchaftögenoßenfhaften. - . . 
Körperſchaft und Rechtsgemeinſchaft. I. Die Vollendung bes 
Körperichaftöbegriffs bewirkt zugleich die Klärung bes Begriffee der nicht 
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forporativen Rechtsgemeinſchaft. — Eie wird ald Individualverhaltniß 
einer Perſonenmehrheit begriffen. — Damit wird Die alte Vermiſchung 
bed gemeimbeitlichen und bes gemeinfchaftlichen Rechtes Aberwunden. — 
Die begriffliche Sirirung der Rechtsgemeinſchaft ald eined Rechtsver⸗ 
bältuipes unter Mehreren zwingt indeß nicht bazu, bei jedem Gemein- 
ſchaftsverhãltniß nach Art des römifchen condominium bad Prinzip ber 
abjoluten Geltung des Individualwillens in völlig gefonderten Antheild- 
fphären durchzuführen. — Vielmehr behält ber deutiche Gemeinihafts- 
begriff für Rechtögeftaltungen Raum, bei denen bad Individualprincip 
burch genoßenfchaftliche Bindung des Einzelwillens und dad Antheild. 
princip durch die Berechtigung zu gefammter Hand modiſicirt wird. — 
Da von der anbern Seite her ber beutfche Körperſchaftsbegriff für eine 
weitgehende Bindung und Beſchränkung bes Einheiterechts Durch bas 
Dielheitärecht Raum behält, berühren fich tm Leben die Außerfien Glie⸗ 
ber der realen Berwirktichungen des Körperſchaftobegriffs und ded Ge⸗ 
meinichaftöbegriffs. — Hiſtoriſche Anbeſtimmtheiten und Schwankungen. 
— Ülebergänge vom Einen zum Andern. — Sn manche Verbandska⸗ 
tegorien theilen fich beide. Begriffe. — Der principielle Gegenſatz ſteht 
troßdem ff > ren 

IL Daß die deutſche Rehtögemeinfaft, während fie doch bloße Ge⸗ 
meinfchaft Mebrerer bleibt, es im inne einer Einheit bis zu einer 
lörperfchaftäähnlichen Geftaltung zu bringen vermag, erklärt ſich von 
doppelter Seite her. — Erſtens von der Seite bed Perfonenbegriffs, 
indem eine Berfonenmehrheit nicht als Mehrbeit ſchlechthin, fonbern als 
jo und fo verbundene Mehrheit Subjekt ber Gemeinſchaftsſphaäͤre wird. 
— Zweitens von der. Seite des Sachbegriffs, indem bie Gemeinſchafts⸗ 
Iphäre ald «ine in ſich geglieberte und gefchloßene objektive Einheit 
geſetzt nub als ſolche an die Mehrheit der Subjekte herangebracht wird. 
— Bei den einzelnen Gemeinfgaftöverhältnigen muß je nach ihrer Natur 
bald von der einen oder anderen biefer Geiten, bald gleihmäßig von 
beiden auögegangen werben. — Beifpiele hierfür. — Ehegemeinſchaft. — 
Geſammte Hand mit Familien, Wirthſchafts und Lebensgemeinichaft. 


— Bertragsmäßige: Geſellſchaft. — Objeltive Gemeinfchaften. — Gan⸗ 


erbſchaften. — Handelsgeſellſchaftenn... e. 

IIL Der principielle Gegenſatz zum Körperfchaftsbegriff tritt trotzdem 
bei allen Rechtögemeinfchaften, wenn fie fich auch Außerlich der Körper 
ſchaſt nähern, in allen Einzelheiten hervor — 1. Bezüglich ber Grund⸗ 
lage — Die Gemeinfchaft fließt aus den Begrimbungstiteln der fub- 
jektiven Rechtöverhältnige. — Beſtand, Veränderung und Auflöfung. — 
2. Bezüglich der Zufammenfeßung — Es beſteht Theilhaberſchaft, Feine 
.. Mitgliedfchaft. — 8. Beziglich der Gebundenheit des Individualwillens. 
— Es if nur der Schein einer Organifation vorhanden. — In Wahr- 
Beit gilt vertragsmäßige. Bereinigung einer Mehrheit von inbivibuellen 
Willen und Stellvertretung ber Mehrheit durch Willenövertreter. — 
4. Bezüglich der Einheitlichkeit ded Ganzen. — Die Mehrheit wird zur 
Kollektiveinheit zufammengefaßt, aber dad Ganze hat Feine eigne Per- 
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foͤnlichkeit. — 3. Bezůglich ber Nechtöfähtgkeit. — Es befteht eine 
kollektive Rechtöfähigfeit, die eine befondere Gemeinſchaftsſphäre erzeugt. 
— 6, Bezüglich der Willend und Handlungsfähigkeit. — Auch hierbei 
kommt nar eine kollektive, Keine korporative Einhelt zur Geltung . . 

IV. Befonberheit ber einzelnen unter ven Gemeinfchaftsbegriff fallen- 
den Rechteverhaltniße. — 1. Gruppirung berfelben nach der Berfchie 
denheit des perfoͤnlichen Bandes. — Gemeinfchaften, deren Natur Iebig- 
lich durch ihre objektive Baſis beftimmt wird. — Gemeinfchaften mit 
ſelbſtaͤndiger Perfjonenverbindung. — Natürlich - fittliche Gemeinſchaften. 
— Bertragemahige Gemeinſchaften. — Oeffentlichrechtliche. — Privat. 
ie > nn 

2 Grappirung der Gemeinfcaftöverbäftniße nad ber Verſchiedenheit 
des als gemeinſchaftlich geſetzten Objektd. — Gemeinſchaftliches politiſches 
Recht. — Einzelfälle. — Struktur nach der Analogie der Eigenthums- 
gemeinfchaft. — Schidfale der politiſchen Rechtsgemeinſchaften nach ber 
Durdführung bes Staategebantend . 

Im Privatrecht enthält die Gigenthumögemeinfchaft zugleig bie Ty⸗ 
pen ber übrigen Rechtsgemeinſchaften. — Das gemeinſchaftliche Eigen⸗ 
thum verwirklicht ſich unter verſchiedenen Modalitäten. — Den Haupt⸗ 
gegenſatz bildet das einfache Miteigenthum und das Eigenthum ber 
gefammten Hand. — Princip des Miteigenthums und anderer nach 
feinem Borbilb Eonftruirter Mitberechtigungen. — Princip der firengen 
Geſammthand. — Keine getrennten Antheile. — Kein Sonderrecht 
des Geſammihänders. — Macht des inzelnen über das Ganze — 
Folgen bes Fortfalls eines Gefammthänders. — Konfolidation. — Un- 
getheilte Audübung bed gemeinfchaftlichen Rechtes burch die Tollektiv 
geeinte Mehrheit. — Beſitz und Rutung. — Verfügung. — Bertre- 


tung. — Beftellung ftändiger Vertreter ber Geſammthand und Schein 


einer Organifatton. — Insbeſondere bei Lehen und Bauergütern . 
Mopifitatienen der reinen Formen des Miteigenthums einerfeits und 
ber geſammten Hand andererfeits, — Modifikationen bed Miteigen- 
thums durch eine gewiße Cinheitlichkeit der Gemeinſchaftsſphäre. — 
Modifikationen der Gefammihand durch das Princip der Quotenthei⸗ 
lung. — Thellung der Nubungen nad) Quoten. — Bildung realer Ge⸗ 
nußantheile. — Teilung der gemeinen Gewere — Böllige Durchfüh- 
rung des Antheilsprincips nach innen. — Kortbaner der Gefanımthand 
im Falle definitiver Realtheilung. — Fiktive Geſammthand . . 
Rechtliche Natur der Eigenthumsgemeinſchaft am Geſellſchaſtsvermö⸗ 
gen ber nicht korporativen Handelögefellfchaften.. . 
Gemeinſchafisformen des Obligationenrechtes. — Gemeinſchaftliche 
Forderungsredite. — Gemeinſchaftliche Verbindlichkeiten. — Gegenſatz 
der einfathen Mitverpflihtung pro rata und der Verpflichtung zur ge- 
ſammten Hand, — Modifikationen ber einen Haftart durch bie andere. 
Körperfhaft and Anftalt. Parallelismns in ber Ontwiitung des 
Körperſchaftsbegriffs nnd des Anftaltsbegriff . . 
I. Gefthichte des Anftaltöbegriffes in Deutichland. — "Antnäpfang 
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an ben uralten Dualismus von Geuoßenſchaft und Herrſchaſt. — Aus 
prägung bes Fanonifchen Anftaltsbegriffe in ber Kirche. — Anfänge ber 
Entwidiung eines weltlichen Anfaltsbegriffs in dem Gebanlen einer 
vom Herrn nur bargeftellten Obrigkeit. — Die verfchiebenen Phafen 
bes obrigfeitlichen Anſtaltsbegriffs und ber Einfluß fremder Rechtsbe⸗ 
griffe auf feine Entwidlung. — Vegriff ver öffentlichen Einzelanſtalt. 

Die Entwidelung bed Anftaltöbegriffs in den milden. Stiftungen — 
Urſprũngliches Schwanken zwiſchen verjchiedenen Anſchauungen. — Auf⸗ 
fahung der Stiftungen als Kirchengut; — als aͤffentlichet Eigenchum; — 
als Genoßenſchaftsgut; — als Eigenthum ber den Rutzen ziehenden 
Geſammiheit; — als eine blos objektiv⸗ſelbſtaͤndige Vermögendeinheit. — 
Allmäliger Sieg der Idee einer Anſtaltsperſoͤnlichleit. — Name derſel⸗ 
ben. — Verhaͤltniß derſelhen zum Schutzheiligen, zu Kirche und Staat, 
zu Verwalumgekollegien, zu ben bewidmeten Perfonengejanmtheiten, zu 
ber objektiven Einheit des Stiftungevermögens. — Die Stiftung, als 
Berlörperung bes Willens ihres Stifters. — Die hierin liegende anomale 
Ausdehnung der privaten Willensmacht. — Ergänzung und Korrektur 
buch den öffentlichen Willen . . . . » na. 

IL Verhältnik des Anftaltäbegriffd zum Körperjchaftöbegriff, — 1. 
Gemeinfame DMerkınale ergeben ſich Daraus, daß in beiden Fällen eine 
finulid nit wahrnehmbare Willengeinheit über ben Einzelmenſchen 
zur Perfon erhoben if. — Auch ber Auftaltebegriff ift mannichfacher 
Differenzitrung fähig. — Steigerung zum Staats⸗ und Kirchenbegriff 
einerjeits, privatrechtliche Ausprägung aubrerfeite. — Auch die anflalt- 
lichen Berbäube haben fih nur Iangfam bie Anerkennung eigner Rests- 
wejenheit errungen. — Ausſcheidung ber blos fubjectinen Wechtsverhält- 
niße zwiſchen mehreren Einzelperſonen. — Mobifitationen berielben im 
Einne ber Einheit -. . . 2. 20. 

2. Der Anftaltöbegriff als Gegenſatz bed Rörperfgaftöbegriffe, — 
Die Duelle der Anftaltöperfon. — Die Beftimmung ihres Lebens. — 
Hr Endſchickſal — Die Stellung einer Geſammtheit im Anpalte- 
| 0) 1 2 DE 

UL Die Möglichkeit der Kombination tͤrderſchafllicher und anftakt- 
licher Elemente in demjelben Verbande. — Berfchiedene Formen biefer 
Kombination. — Der ſtändiſche Landesſtaat. — Die kirchlichen Ver⸗ 
bandseinheiten des Mittelalters. — Die geiftlichen Bruberfchaften. — 
Die Univerfitäten. — Die öffentlicgrechtlichen Merbänbe und Karpora⸗ 
tionen der neueren Zeit. — Die modernen Milchformen. — Der mo⸗ 
derne Staatebegciff -. - -- > 2 2 0 0 02 eu . 

Berührung beider Verbandsarten im Leben. — Zwifgenftafen, - 
Hifterifche Webergänge der einen Verbandsgattung in bie andere , . 

Für die principielle Beurtbeilung jeboh muß am dem Gegenſatze hou 
Anſtalt und Körperichaft feitgehalten werden. — Unftalten mit korpo⸗ 
rativer Berfaßung.: — Zuriftifche Konftruftion derſelben. — Körper 
Ichaften mit anftaltliher Spige. — Inriftiſche Konſtruktion berfelben. 

Auch der Körperfhaftsbegriff im Ganzen kann bei einem beftimmten 
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Seit 
Volke und zu einer beftiimten Zeit durch den Einfluß des Anſtaltobe⸗ 


griffs und umgelehrt der Anftaltöbegriff tm Ganzen durch ben Einfluß - 
bes Körperichaftäbegriffs modificirt werben. — Reinheit des uriprüng- 
lien deutſchen Körperfchaftsbegriffe. — Webergewicht des Eorporativen 
Gedankens bid zur Aufnahme der fremden Rechte. — Spätereö Ueber⸗ 
gewicht bes Unftaltsbegriffe. — Mobifilation des Körperſchaftsbegriffs 
durch anſtaltliche Merkmale. — Einflug des Tanonifchen und römifchen 
Rechts. — Berhältniß beider Begriffe in der Gegenwart . . . . 975 
Schluß. . 97% 


Einleitung. 


51. Die Aufgabe 

L Die folgende Uuterfuchung ftellt fi die Aufgabe, auf ber burd die 
RNechtsgeſchichte der beutfchen Genoßenſchaft bergeftellten Grundlage die Ge 
ſchichte des Körperjhaftsbegriffes in Deutjhland näher zu 
erforſchen. 

Sie will alſo ber Geſchichte, d. h. dem Entwicklungsproceß ober dem 
durch das Geſetz von Urſache und Wirkung beherrichten Werben und Anders⸗ 
werben eines einzelnen Begriffes nachfpüren. Diefer Begriff ift ein Rechtsbe⸗ 
griff oder ſteht Doch nur nach dieſer Seite hin in Frage. Er läßt fi Außer- 
lich etwa beterminiren als die Denkform für tie feltftändige Rechtsweſen⸗ 
beit der ans einer Bielbeit non Rechtsweſen beftehenden Einheit. Der geiftige 
Borgang aber, welder in ber Entftehung und Beränterung dieſes Rechtsbe⸗ 
griffes vollzogen ift, ſoll betrachtet werben nicht als eine Summe mehr ober 
minber entwidekter Gebanten, die von Einzelnen gedacht find, ſondern als 
Bildungsproceh eines einheitlichen und Tontinnirlichen Bewußtſeins, des Rechts⸗ 
bewußtjeind nuſeres Volks. Daß dieſes Bewußtſein, weldes urſprünglich bem 
geſammten Volke gleihmäßig innewohnt, ſpäter in einem beſonderen Juriften⸗ 
ſtande ein ſelbſtändiges Organ gewinnt, dieſes Organ aber ſich feiner Quelle 
mehr und mehr entfremdet, haben wir hierbei nicht als einen Wechſel des ben- 
enden Subjelts, fondern nur als einen inneren Bruch und Zwielpalt bes 
einheitlichen Rechtsbewußtſeins, defien Suhalt für und in Frage ſteht, zu 


IL Iſt nun aber das Was dieſer Aufgabe leicht zu bezeichnen, fo ift um 
fo ſchwieriger die Grage nach dem Wie der Loͤſung zu beantworten. Denn 
ber innere Borgang einer Degriffterzeugung entziebt fich jeber unmittelbaren 
ne Liegt er im der Vergangenheit, fo ſcheint jedes Mittel zu 

feiner Erkenniniß verloren, da Feine Urkunde von ter Entftehung ober Ber- 
änderung eines Rechtsbegriffes meldet. Und am wenigften fcheint ein Punkt, 
von dem ans eine fidhere Erkenutniß gewonnen werben koͤnnte, gegeben zu 
fein, wenn bie Srage dahin formulirt wird, wie ein ganzes Boll in einer be 
fimmmten Richtung gebadht habe ober denke. 

Sa ber That kann bei Fragen, deren Gegenftanb das Werben bes Geiftes 
berũhet, nicht vom einer Loͤſung, foubern nur von einer Annäherung au bie 

1 


2 Einleitung. 


Löfung bie Rede fein. Ob es einer ferner Zukunft vorbehalten fein wird, 
das Geiftige zu den Gegenftänben bes erakten Wißens zu zählen, vermögen 
wir nicht zu fagen: bisher ift unter allen Umftänden nur ein geringer Anfang 
gemacht, über die Empirie einerjeits und die Spekulation andrerſeits hinaus⸗ 
zufchreiten auf die Bahn, weldhe uns einem ftrengen Wißen vom Geift zu 
nähern vermag. Jusbeſondere entbehrt bisher das Wißen von ter geſchicht⸗ 
lihen Entwidelung bes geiftigen Lebens in den menſchlichen Gejammtheiten 
faft jeder fiheren Grundlage. Denn entweber ftützt es fih auf eine empi- 
riſche Betrachtung der thatjädhlichen Vorgänge, oder es ift das Refultat einer 
fühnen Spekulation, die einem intuitiv erfchauten Ziele unbelümmert um 
den darunter gähnenden Abgrund zufliegt. Fehlt ter letzteren jede Ge- 
wißheit, daß jenes Ziel die Wahrheit und nicht ein von ber Phantafle 
vorgegaufelte® Trugbild ift, fo vermag das empirische Raifonnement den von 
ber Forſchung aufgehäuften und gefichteten hiſtoriſchen Stoff zwar zu beleben, 
nicht aber dem Weſen geiftiger Entwidelung auch nur um einen Schritt fidh 
mit Sicherheit zu nähern. Allein der Weg, auf deu bier ein Fortſchritt 
möglich fcheint, ift bereits eröffnet und betreten. Es ift die Erſetzung der 
blos verftändigen Betrachtung durch die Methobe des induktiven Schlußes 
und bie fo vollzogene Ergänzung der fpefulativen Deduction. Wo die Re 
jultate der Debuction auf induktivem Wege bewieſen, wo umgekehrt bie durch 
den induftiven Schluß gewonnenen Refultate durch das ſpekulative Denken be 
ftätigt werben, da tft die größte für uns mögliche Gewißheit erreicht. Denn 
dumit überwindet die Induktion die durch ben Umfang des flofflichen Mate⸗ 
riald zwar geminderte, aber nie gehobene Gefahr falſcher Berallgemeinerung, 
während die Debuktion die Gewißheit erlangt, daß ihre Ausgangspunkte Ren- 
lität und ihre Abftraktionen Inhalt haben. Freilich bezieht ſich die Gewißheit 
auch bier nnr auf die Michtigkeit des Weges: aber genug ift ſchon erreicht, 
wenn nur Das gewiß ift, daß eine Bewegung nad dem immerhin unerreich- 
bar bleibenden Ziele ber Wahrheit ftattfindet. 

Hierdurch ift auch für bie vorliegende Unterfuhung die einzig mögliche 
Methode angezeigt. Einerſeits kann der Deduktion aus fertigen und als vor- 
handen gejeßten Begriffen nicht entbehrt werden. Anbrerjeits muß ber Verſuch 
gemacht werben, den zu findenden Begriff vorläufig zu ftreihen, eine Anzahl 
konkreter Erſcheinungen, in denen fidh ein verwanbtes Geiftiges zu bethätigen 
Icheint, zu fammeln, und durch Bergleihung und Abftraktion daraus den Begriff 
gewißermaßen nem zu entdecken. Sm erfterer Hinficht wirb alfo 3. B. ber 
beutfche Volksgeiſt als eine hiſtoriſche Einheit vorausgefekt; es wird bei 
biefem Volksgeift ein mit feinen Entwicklungsſtufen fi adaequat wandelndes 
Rechtsbewußtſein angenommen; es wird enbli aus dem allgemeinen Gehalt 
dieſes Rechtsbewußtfeins in jeder Zeitepoche gefolgert, wie fich demgemäß bie Vor⸗ 
ftellung der Rechtefubjettivität über den Einzelmenſchen geftalten mußte. So 
dann aber wird umgekehrt das induktive Verfahren eingejhlagen; es werben 
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daher Volkegeift, Rechtsbewußtſein und Körperfchaftöbegriff zunächft als gar 
wicht vorhanden gejeßt; es werben für eine beftimmte Zeit und bei einem be» 
fiimmten Suftitut Thatfachen gefammelt, welche fih auf das Verhältuiß von Einheit 
und Bielheit in einer Perjonengefammtheit beziehen ; es wirb daraus finfenweis auf 
bas Borhandenjein und die Beichaffenheit eines gemeinfanen Gedankens geichlofien; 
es wirb endlich ber fo gefundene Begriff ald Symptom einer allgemeinen geiftigen 
Entwicklung verwerthet. Die zu einer folden Schinffolgerung geeigneten 
Thatſachen aber zerfallen in zwei Klaſſen. Einmal gehören bahin bie in ben 
Rechtsſatzungen zu Tage tretenden äußeren Gervorbringungen des Rechtsbe⸗ 
wußtfeine. Sobann bie unmittelbaren Aeußerungen einer Rechtsanſchauung. 
Bei den letzteren entfteht jedoch die Schwierigkeit, individuelle Meinungen von 
allgemein verbreiteten Anfchauungen zu fondern. Yür die ältere Zeit zwar, 
in welcher das Volk fein Recht fich felbft ſchuf und bezeugte, begegnen wir 
kaum einen Zwielpalt der in den Rechtsdenkmälern kundgegebenen Rechtsüber⸗ 
zeugungen. Dagegen tritt, ſeitdem die Nation in einem bejonberen Juriſten⸗ 
ftande ein eignes Drgan für Bewahrung und Yortbilbung bes Rechts ge 
winnt, ein Zwiefpalt des volkothümlichen Rechtsbewußtſeins und des Suriften- 
bewußtſeins, in dem letzteren aber die Herrichaft ber individuellen Meinungen 
bervor. Für diefe Zeit werden wir baber zwar vorzugäweije eine Dogmen- 
geichichte der Korporationslehre zu geben, daneben uns aber zu erinnern haben, 
daß ein Boll, jo lange es ein Volk fein will, fein Rechtsbewußtjein nicht 
vollig veräußern Tann, nnd daß in ber That auch das deutſche Volk nie 
ganz des nationalen Rechtsbewußtſeins noch auch ganz bes Einflußes auf bas 
jeriftiide Dogma entbehrt Bat. Wir werben daher, je mehr wir bie jurifti- 
ſche Theorie fih verzweigen und in Spibfindigkeiten nnd Künfteleien auslau- 
fen fehen, deſto entſchiedener, um individuellen Irrthum und geſchichtlich be» 
rerhtigte Gedankenbewegung von einander fonbern zu können, zurüdzufchren 
haben zu dem Urgnell alles. Rechts, dem Rechtöbewußtiein bes Volle. Und 
je mächtiger wir in der Gegenwart ein nen erwachtes nationales Rechtsleben 
pulfiren ſehen, deſto dringender wirb an und bie Aufforberung berantreten, vor 
Allem die großen Züge der vollöthümlichen Rechtsideen in ihrer Reinheit 
herzuſtellen und an ihnen bie Berechtigung bes juriftiichen Dogma’s, das 
fie ſchärfen und verfeinern, nicht aber verkehren und ummobeln foll, zu 


DL Die Schwierigkeiten biefer Unterſuchung liegen indeß nicht bios 
in ber Umnvollkommenheit der Meihobe, ſondern in einer gewiſſen Sulongruenz 
unfereö Denkens und ber realen Welt überhaupt. 

Bor Allen müſſen wir das Verhältniß von Idee und Wirflichleit als 
ungelöftes Räthfel hinnehmen. Ob im legten Grunde der Gedanke die Le 
benöformen fchafft ober nur ihr Probuft ift, mer will es entiheiben? Für 
und ftellt fi das Verhaͤliniß als gegenfeitige Kaufalität dar. Wir fehen die 
Gebanten bebingt und beftimmt durch bie thatfächlichen Zuftände und ſehen 
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.fie wiederum auf diefe als bewegende und geftaltende Kraft zurückwirken. Wie 
wir für die Biftorifche Forſchung bei dem Gegenſatz und ber barans folgenben 
ununterbrochenen gegenfeitigen Berührung und Beſchränkung von Freiheit und 
Nothwenbigkeit ftehen bleiben müffen, ohne darum das philoſophiſche Poftnlat 
einer höheren Einheit, in welder jener Gegenſatz fi loͤſt, zu laͤugnen: fo 
müfjen wir auch bie freie gelftige Schöpfung des Gedankens und die von ber 
Nothwendigkeit beherrichten Lebensverhältniße als felbftändige Faktoren ber ger 
ſchichtlichen Entwicklung ſetzen, von benen jeber gleihmäßig den andern nor- 
ausfeßt und rüdwirkend erzeugt. Im unjerem alle aljo werben wir den 
Körperichaftsbegriff fo gut als Erzeuger wie als Erzeugniß beftimmter Wand⸗ 
lungen in ber äußeren Geftaltung ber Berbände betradyten müſſen; und wir 
werben beifpielöweije nur baffelbe von verſchiedenen Seiten ber zu jagen 
glauben, wenn wir behaupten, die Idee des ftäbtifchen Gemeinweſens habe 
zur Koncentration ber Stabtregierung in den Händen bed Raths geführt, 
oder wenn wir umgekehrt fagen, die Koncentration ber Stabtregierung in den 
Händen des Raths Have die Idee des ſtädtiſchen Gemeinweſens erzeugt. 

Das hierbei anzuerkennende Gejeß der Wechſelwirkung beherrſcht aber 
überhaupt das gefammte hiftorifche Werden. Gerade darum gıht die Erſchei⸗ 
nung bed Lebens in unjerem Denken niemals volllommen auf. Denn die 
Logik unferes Denkens forbert ein feftes und unverrüdbares Verhältniß von 
Urſache und Wirkung: in der Kette ber realen Zufammenhänge iſt von ben 
mannichfachen gleichzeitigen Erſcheinungen, von denen je nad unjerem Stand» 
punft die eine oder die andere fi uns als bie kauſale darftellt, jede zugleich 
Urſache und zugleich Wirkung, zugleich Treibendes und Getriebenes. Wer 
will es 3. B. meßen ober wägen, wie weit die Entwidlung bes ftädtijchen 
Gemeinweſens Grund und wie weit Folge des Aufblühens von Handel und 
Gewerbe und ihrer Emancipation vom Grundbeſitz war? wie weit bie bürger- 
lie Freiheit den materiellen Aufihwung der Städte förderte oder umgekehrt 
ber lettere die Erringung ber bürgerlichen Freiheit bedingte? Ueberall 
fommen wir bier über die Thatiahe der Wechjelwirtung, beren Weſen 
bei jeder logiſchen Analyje einen unzerlegbaren Rüdftand läßt, nicht hin⸗ 
aus, ober verweilen doch bie Frage nach dem letzten Grunde ans dem hiftori- 
hen in das philoſophiſche Gebiet. 

Ganz ähnlid verhält es fi) mit dem das hiftoriiche Werben beberr- 
chenden Geſetz bes Meberganges. Unſer ohne Logik und Syſtem hilf- 
loſes Erkennen forbert die Annahme gefonderter Kategorien, die eine unver 
rũckbare Grenze von einander trennt, jo daß nur ein Sprung hinüberführt. 
Im wirklichen Leben giebt es keine trennenden Scheidewände zwilchen ben 
Dingen. Nur in uns eriftirt die fefte Ordnung bes gedauklichen Nach⸗ und 
Nebeneinander: draußen ift Alles eine zufammenhängenbe, Tebenbige Bewegung. 
Da giebt es Teine Zeitperioden, Teine in Schubfächern gefonberten Gebiete des 
Volkslebens, Leine logiſchen Gegenſätze: unmerkbar gehen felbft das Sein und 
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das Nichtſein in einander über, all die unendliche Mannichfaltigleit der ein- 
einen Eunktinnen wirb durch tauſend unentwirrbare Fäden zur Einheit bes 
Lebens verknüpft, und eine Brüde verbindet die Gegenſätze, welde unferm 
Syftem unvereinbar erjcheinen. Auch die Rechtöbegriffe, fo Yange fie eben 
nicht gemachte, ſondern geworbene find, bilden Leine Ausnahme von dieſem all- 
gemeinen Geſetz des geichichtlüchen Wachsthums. Sie entftchen nicht, wie fie 
zuleßt durch das Syſtem und bie Kobification fixirt werden, als logiſche Ka⸗ 
tegorien, ſondern als hiſtoriſche Gebilde. Deshalb find‘ fie zunächft nicht 
Rechtsbegriffe allein, nicht juriſtiſche Abſtraktionen für beflimmte Zwede, 
fonbern ihr furiftifcher Gehalt ift untrennbar verwoben mit einem oft alle 
amberen Lebensgebiete ergreifenben Gedankengehalt. Sie ftehen aber ferner 
nicht gleich den Iogifchen Kategorien fertig und unabänderlich da, fondern find 
in einer unaufhorlichen Entwidelung, einem fteten Uebergang vom Sofein ins 
Aubersfein begriffen. Und endlich find fie im Verhaͤltniß zu andern Rechtöbegriffen 
nicht im fefte für fie zubereitete Stellen, wie im Syftem, vertheilt, ſondern fie 
berũhren fih gegenfeitig nnd geben bergeftalt im einander über, daß es erft 
eines Tünftlidhen Abwägens unſeres reflectirenden Berftanbes bebarf, um bie Punkte 
feftzuftellen, wo noch ber eine und wo ſchon ber andere Begriff waltet. 
Schließlich wird uns die Erkenntniß eines bereit in der Vergangenheit 
liegenden geiftigen Proceſſes and durch ſubjective Momente erichwert. 
Denn da wir nie mit fremden, fonbern immer nur mit unfern eiguen Ge⸗ 
bauten beufen, find wir, fobald wir fremdes Denken zum Objelt unfres eig- 
nen Deulens machen, ſtets in Gefahr, das eigne Denken in das frembe 
Hineinzutragen.!) Nun Tommt es aber gerade darauf an, zum Berftänbniß 
einer anberßdenkenden Zeit auch nur mit den ihr eignen Begriffen zu operiren. 
Wir müflen daher, fobald es fi um die Genefls und das Weien älterer 
Rechtsbegriffe handelt, unfere eignen vollfommmneren Begriffe gewißermaßen ab- 


Es ift dies ber Fehler vieler Rechtehiftoriker, welche in dem Beftreben, ein 
möglich beftinmtes Zuſtandsbild der Bergangenheit zu geben, in die flüffige Staats⸗ 
und Rechtsbifbung der germanifchen Vorzeit die ſcharf formulirten Kategorien bes 
mobernen juriftiichen Dogmas Kineinlegen. Das wie ein vollendetes Kunſtwerk in 
feften Umrifien gezeichnete Bid beſticht damm nur allzuleicht ben methodifch und 
fyſtematiſch denkenden Juriſten und verleitet ihn wol gar zu bem Urtheil, daß nur 
eine derartige Auffapungsweife eine wahrhaft „juriftifche” fei. Vergehen aber wird, 
daß die Rechtögefchichte vor Allem Geſchichte ift, die ed mit dem Werben bed 
Fechts zu thun Bat; daß fie daher nicht unferer eignen Denkweiſe zu Liebe bie 
feäwierigere Aufgabe möglichfter Annäherung au das Weien der Entwidlung zu 
Bunften der aufprechenderen Zelchnung einer Anzahl von Zuftandäbildern vernach⸗ 
Ubigen darf. — Mit am Belteften in biefer Richtung geht unter den Neueren 
Sohnm, ber den aligermanifchen, den merovingifchen und ben Tarolingifgen Staat 
als drei in fih fo fertige und nach abſtrakten Begriffen jo regelrecht geordnete For⸗ 
mationen Darftellt, wie bie nur immer bie dogmatiſch geftalteten Verfaßunge⸗ 
Infieme in einem modernen Lehrbuch des Stantörechtö find. Vergl. u. N. 4Azu 82. 
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zulegen verfuchen und bürfen bödftens nachträglich die alten Begriffe an dem 
Maß der neuen meßen und ben Keim der letzteren aus ben erfteren heraus» 
fhälen. Allerdings werben wir auch auf biefem Wege ben pofitiven Inhalt 
eines entſchwundenen Bewußtfeins kaum in uns zu erneuen vermögen, aber 
wir werben minbeftens ein mittelbares Reflerbilb beffelben erhalten. | 

IV. So unvolllommen biernadh die Loͤſung der geftellten Aufgabe aus⸗ 
fallen muß, jo wird dennoch das Refultat nicht außer Verhältniß ftchen zu 
dem nicht unerheblichen Kraftaufiwand, deffen es auch für eine partielle Loͤſung be- 
barf. Daß für das Verſtändniß unferes heutigen Körperfhaftsrechts und ber 
auf biefem Gebiete berrfchenden Bewegung nur anf biefem Wege der Schlüßel 
gefunden, daß nur fo der richtige Standpunkt für die Beurtheilung der de 
lege lata unb de lege ferenda gleich ehr entzweiten Anfichten gewonnen 
werden Tann, wird nicht leicht in Zweifel gezogen werben. Wenn trokbeni 
die Unterfuchung ber Entwicklung eines einzelnen Rechtöbegriffes ven ihr bier 
gewibmeten Raum wicht zu verbienen fdheinen Löunte, fo fei nur daran er- 
innert, daß jeder einzelne Rechtöbegriff in engem: Zufammenhang mit dem 
übrigen Inhalt des Rechtebewußtieins fteht, daß aber ber Körperichaftskegriff 
vor Allem geeignet fcheint, als Angelpunkt ber wichtigften Grunduorftellungen 
betrachtet zu werben. Beftimmt doch die Art und Weiſe, wie die Rechtswe⸗ 
fenheit der aus einer Bielheit zufammengefehten Einheit gedacht wird, bie 
Staatsidee jelbft, die Staatsidee aber wiederum ift für die geſammte Rechts⸗ 
auffaßung bis im deren innerfte Tiefen entſcheidend. Ind wenn die Geſchichte 
unfered Begriffs zunaͤchſt nur ein ſpeciell juriftiiches Intereſſe bietet, fo kommt 
boch einer folden Einzelunterſuchung gerade ums bed eingejchlagenen Weges 
und ber relativen Gewißheit des Nefultates willen vielleicht auch ein allge» 
meinerer Werth für die Geſchichte des Geiftes zu. Denn uch iſt bas Wißen 
von dem geiftigen Proceß, ber fidh in der Geſchichte ber Völker vollzieht, nicht 
vorgefchritten genug, als daß mehr als einzelne Baufteine zuſammengetragen 
werden Tönnten für bad Tünftige Gebäude. 


8 2. Der Bildungsgang des deutfhen Rechtsbewußtſeins. 


L Bel ber Unterfuhung der Gedichte eines beftimmten Begriffs ift 
von vornherein im Auge zu behalten, daß bie Begriffsbildung fid 
keineswegs bei allen Völkern und zu allen Zeiten in gleicher Weife vollzieht. 

Das menfhlihe Denken hat eine rein formale Seite, bie überall und 
zu allen Seiten fi felbft gleich iſt. Es wird aber nicht durch die Logik 
allein, fondern zugleich durch feine wechſelnde innere Subftanz beftimmt, ohne 
welche es fih als leere Formel darftellen würde. Indem nun in der Art 
und Weiſe der Verbintung, in dem gegenfeitigen Verhältniß nnd in ber mehr 
beſtimmenden ober beftimmten Stellung dieſer beiden Elemente Unterſchiede 
bervortreten, geftaltet fidh der Proceß der Gedankenbildung jelber verſchieden. 
Deahalb ift 3. B. die Logik an fi, da ein Schluß nicht Togiicher als ber 
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andere ift, zwar keiner Komparation fühige wohl aber kanu je nach der grö- 
heren oder geringeren Neigung zur Geltendmachung des logiſchen Elements 
von ber größeren oder geringeren Logik eines beftimmten hiſtoriſchen Geiſtes 
geſprochen werden, In diefem Sinne war das römilche Rechtsbewußtſein 
logiſcher als das deutſche, weil es mit weit rückſichtsloſerer Konfequenz das 
Stofflihe den einmal firirten Denkformen unterwarf: wenn aber das dentſche 
Rechtöbewußtjein, um ſtets dem Stofflichen gerecht zu werben, bie Denkformen 
offen, flüffig, erweiterungsfähig hielt, fo war es barım nicht unlogiſch, ſon⸗ 
tern machte nur von der Logik einen fparfameren Gebrauch. Aehnlich ver- 
bält es fih mit bem mehr oder minder abftraften Charakter der Begriffe. 
Jeder Begriff ift abftraft, denn er beruht auf tem Abſehen von ben DBe- 
fonterheiten mehrerer durch Wahrnehmung erzeugten Aufchaunngsbllber. Aber 
fein Begriff ift ganz abftraft, denn ihm haftet immer etwas von dem konkre⸗ 
ten Gehalt der Anfchannngen an, bon denen er fi ablöfl. Indem nun 
aber fo jeder Begriff gewißermaßen eine geiftige und eine Teibliche Seite hat, 
tönnen dabei die mannichfachften Miichungsverhältnifie ftattfinden, fo daß ein 
verwandter Begriff bier faft ganz in ber finnlihen Anſchanung fteden 
bleibt, dort vielleicht diejelbe zu feinem völlig unweſentlichen Kleide berab- 


1. Bor Allem treten und nun in ben verſchiedenen Lebensepoden 
der Bölker gewiße typifche Unterſchiede des Denkens entgegen. Indem dieſel⸗ 
beu im Großen und Ganzen den Wandlungen ber Geiftesthätigkeit im Ein- 
zelmenſchen entiprechen, rechtfertigen fie den Vergleich der Nollsepcchen mit 
ben Alteröftufen des Menſchen. 

Iusbejondere überwiegt, je näher ein Bolt ber Kindheit fteht, deſto 
mehr das finnliche Element. Mit einer den fpäteren Geſchlechtern verlorenen 
plaftifchen Kraft verfteht es die jugendliche Volksieele, die leibliche Seite ber 
Begriffe formvollendet durchzubilden, während fle unfähig ift zur unmittelba- 
sen Erfaßung ber reinen Abftraktion. Selbft das ſchlechthin Unfinnliche ver- 
knũpft fie durch das Sinnbild, das eine Stellung von fpäter kaum noch ge- 
abuter Bedeutung einnimmt, mit der Sinnenwelt. Gänzlich abholb jeder 
um ihrer jelbft willen vorgenommenen Berallgemeinerung, ſchmiegt diefe durch 
Bilb und Sinnbild vermittelte Vorftellungsweife fi auf das Innigſte an 
den Strom bes äußeren Lebens an und erhält jomit ein durchaus konkretes 
und inbivibnellee Gepräge. Se weiter dann ber Volksgeiſt fich entwidelt, 
deſto mehr wächft ihm bie Kraft der Abftraction, währen die finnliche 
Borftellungskraft abnimmt und bie Farbe ber Sinnbilder verblaßt. Schär⸗ 
fer und beftimmter erhebt fih bie Welt der Gebanten über der Welt 
der Anfhauungen. Das Leiblide am Begriff erſcheint als nebenfächliches 
Beiwerk feines abſtrakten Gehalts, und bie Sprache felbit vergißt ben finn- 
lichen Urſprung ihrer Begriffözeichen, bis nur noch der Sprachforjcher in ihm 
die Brüde erkennt, die dereinft in die Sphären der Abftraktion geführt hat. 
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Weber die konkreten Beſonderheiten hinaus brängt Alles zur Berallgemeine 
rung, zur Regel. Mit der vollenteten Reife des Bolfes übernimmt dann 
das abfirafte Denken bie unbeftrittene Führerſchaft feiner geiftigen Kräfte, 
nicht ohne daß darunter oft das Ebenmaß litte. Endlich beginnt, wenn bie 
geiftige Kraft bes alternden Volles verfällt, das feiner Duelle 

Leben in bürrem Schematismns zu vertrocknen; ber Begriff wirb durch bie 
Formel verbrängt, alles Individuelle erſtirbt in tobten Berallgemeinerungen, 
und als eine rein mechaniſche Kraft bewegt bie leere Abftraktion bie Atome 
bes fi) loͤſenden Volksgeiſtes. 

Ein anderer Unterichieb ber Altersfiufen im Bollsieben iſt ber Unter 
ſchied in der Stellung von Gemeinbewußtiein und Einzelbewußtſein zu 
einander. Se weiter wir zurüdgeben, befto mehr find beide durch und ia 
einander gebunden, befto weniger fidh ihrer Beionberheit gegen einander 
bewußt. Erft ganz allmälig emancipirt fi das Subivibuum zu geifliger Yrei- 
beit, tritt andrerſeits das Gemeinbewußtiein als felbfländige fittlihe Macht 
in objektiver Haltung über die Einzelnen. Deshalb iſt das jugenbliche 
Volksleben einheitlicher, Träftiger, ſchoͤpferiſcher; es gleicht noch ber unbewußt 
zeugenven Naturkraft oder entbehrt doch in halb bewußter Thätigfeit der Re 
flerion über ſich jelbft; noch wirb und wächft, was bie fpätere Zeit vorſätzlich 
macht und mit Meberlegung befert; und auf allen Gebieten bes geiftigen 
Lebens ift das ganze Bolt unmittelbar und ungetheilt mit einer und fchwer 
verftändlidhen Gemeinſamkeit jeiner Seele thätig. Glaube und Poefie, Recht 
und Sitte, Sprache und ftaatliches wie wirtbfchaftliches Handeln firömen in 
zweifellofer Geftaltung aus ber noch ungeipaltenen Vollksſeele, leben allgegen- 
wärtig in ihr, wachſen glei den Bäumen bes Walbes fort. Se weiter fidh 
dann das Vollsleben entwickelt,‘ defto mehr tritt die bewußte That, die reflek⸗ 
tirte Schöpfung in den Borbergrund. Der Individnalismus fliegt, der Ge⸗ 
genfat des Einzelnen und ber Allgemeinheit wird empfunden und verichärft 
fi, die alte Gemeinkraft verfiegt zu Gunften fchöpferiicher Einzelgeiſter. 
Mehr und mehr breitet fidh die geiftige Arbeitstheilung aus. Das Volk ge 
winnt in einzelnen Ständen oder Klafien befondere Organe für die ein- 
zelnen Seiten feines geiftigen Lebens. Tritt enblih Alter oder Kranf- 
beit ein, fo verfuäcdhert das Gemeinleben zur tobten Mafchinerie, ber In⸗ 
bividnalismus aber fteigert fi zum Atomismus; alles organische Wachs⸗ 
thum weicht ber künſtlichen Mache, jebe intuitive Schöpfung erlabmt vor ber 
altklugen Verſtandesberechnung; bie zu Trägern der einzelnen Lebensfunctioneu 
berufenen Stände verlieren ben Zufammenbang mit ihrer volksthümlichen 
Bafis. 

Mit dieſem Unterſchiede hängt dann endlich auch der weitere Unterſchied 
zuſammen, daß alle die verſchiedenen Lebensfunktionen jugendlicher Völker, daß 
. Sprache, Glaube, Poefie, Sitte, Recht, Staat und Wirthſchaft, durch keine ſcharfe 
Scheidewand getrennt find, während fie mit dem Heranreifen der Volker zu 
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felbftändigen und im ſich abgeſchloßenen Organismen werben.) Urfprüng- 
lich ſiad alle jene Gebiete, wie fie ungefonbert in berjelben Volksſeele neben- 
einander liegen, offen für gegenfeitige Hinüberwirktung; jebe Funktion daher 
ift zugleich in ber andern heimiſch und geftaltet unmittelbar im ihr mit. 
Später treten die Gegenſaͤte immer ſchaͤrfer und zahlreicher hervor; das einfl 
Verbundene trennt fi, innerlich und äußerlich in große Zweige, die fort und 
reicher und reicher fich gliedern; die Grenzen 
in immer beflimmteren Zügen feſt; das Syſtematiſche erobert ben 
das Leben. Jene ewig rege Wechſelwirkung, welche hie verſchiede⸗ 
Zunltionen des Bo ismus von einander abhängig macht, " hört 
fie wird mittelbar. Erft mit Alter und Berfall fleigert fidh 
Gliederung zur Trennung, die Selbftändigkeit zur Siolirung, das Syſte⸗ 
zum Schematismns. 
2. Während ſich nun aber bie allgemeinen Grundzüge biefes geiftigen 
ichiungegeieheö bei allen Bölkern wieberbolen, geftalten fi im Ein- 
zelnen bie dadurch bebingten Ericheinungen bei den verſchiedenen BBl- 
fern ebenfo ungleich, wie bie Bollsgeifter jelbft einander ungleich find. 
Ungleider noch als an die Invidnen ſind an bie Völker fowol bie gei- 
ftigen Yäbigleiten als die ihr Geiftesleben geftaltenden äuberen Schidfale ver- 
Schon an Dauer und Entwidiungsgefchwinbigkeit ift das Leben ber 
Bölter weit mehr als das der Binzelnen unterjhieten. Das uuerbittliche 
Geſetz des Kampfes um das Dafein vergöunt von zahliofen Keimen auch Bier 
nur wenigen, ſich zu erichließen, wenigeren noch, ſich auszuleben; auch biejeni- 
gen Böller aber, welche eine volle Gefchichte Haben, weiſen in Bezug auf 
den Wechſel der Altersfiufen, bie Kraukheiten ihres Organismus und ihre 
enbliche Lebensdaner die größten Berichiebenheiten auf. Ehbeufo ungleich ift 
ber Gehalt des Geiftesiebens ber Völker. Hler tft die eine, dort bie anbere 
Lebensfunktion herrſchend oder abhängig, reich oder arm, früh ober fpät voll. 
enbet, überwuchernb oder verfümmert; völlig entgegengeſetzte Grundprincipien 
vermögen fomit beftimmenb zu werben für ben Ausbau ber einzelnen Ge⸗ 
biete. So uimmt benn auch die Gedankenbildung jelbft troß analoger 
Lebensfiufen bei verjchiebenen Bölkern ein umgleiches Gepräge an. Eine 
große Anzahl von Bölkern bringt nie vielleiht zum rein Begrifflichen vor; 
das eine oder andere entwideli nur für beftinnmte Gebiete des geiftigen Lebens 
bie höheren gedanklichen Fähigkeiten; auf der Stufe ber reinen Abſtraktion 
büßt das eine vielleicht fat ganz bie finnliche Geſtaltungskraſt ein, bie bei 
dem andern noch Lange in Iebendigfter Fülle daneben fortleht; die Abftraktion 
felbft erfheint anders geartet, je nachdem mehr die Neigung zu thenretifcher 
Spekulation ober die nüchterne praktiſche Verſtandesrichtung den Volksgeiſt 
beherrſcht. 
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Für uns kommt vor Allem zunächft der ©egenfah ber antilen und ber 
modernen Böller, oder vielmehr der griechifch-römiichen umd der germanifch 
romanischen Welt, in Betracht. Hier fpringt fofert in die Augen, daß bie 
Entwicklung des Alterthums jchneller, einfacher, glänzgender, die nnfere Tang- 
famer, ungleichmäßiger, ſchwerfälliger verlief, daß aber die unfere ‚voranfteht 
an Gehalt, BVielfeitigkeit und Tiefe. 

Griechen und Römer, unter fi an geiftiger Begabung und Ridjtung 
vielleicht verſchiedener als irgend ein modernes Kulturvolk vom andern, kamen 
doch darin überein, daß fie fih mit einer faft wunderbaren Leichtigkeit zum 
abftratten Denten, zum vollen Bewußtſein und zur ſyftematiſchen Lebensor⸗ 
ganifation erhoben. Wie in ihrer Äußeren Geſchichte Tugend und Mauneb- 
reife, ja Blüthe und Berfall faft zufammenfallen, fo Liegen auch in ihrem 
geiftigen Leben die ungleihften Entwidlungsftufen nahe bei einander. Die 
Griechen erflimmen in berjelben Zeit, in welcher bie Fülle finnlicher An- 
ſchauungen noch ungebrochen und Halb unbewußt bei ihnen fortwirkt, den 
Gipfel theoretifher Spekulation; die Römer geftalten bereit das praktiſche 
Leben nach logiſchen Ahftraktionen, während ihre Gebundenheit an das Kon- 
frete und ihr Mangel an reflektirendem Individualbewußtſein fie noch als 
Naturvolt Tennzeihnen. Das Nebeneinanberftehen der griechifchen Bolksreligion 
und ber griechiichen Philoſophie ober ber zugleih abftrafte und konkrete 
Sharatter der römiichen Sprache find Symptome deſſelben Entwicklungsgan⸗ 
ge, der in den Gebieten von Staat und Recht den abftrakten Staatsbegriff 
und ben abftraften Gefeßesbegriff faft an den Anfang ber Volksgeſchichte 
ftellte, und doch bei ben Griechen das Recht nie zu der Bedeutung einer 
volſkommen felbflänbigen und gefchloßenen Lebensfunktion erhob, bei den Roͤ⸗ 
mern dagegen bem auf bie hoͤchſte Stufe logiſcher Durchbildung gebrachten 
Recht trotzdem die finnliche Lebendigkeit und plaftiiche Formvollendung bes 
wahrte. Gerade in diefer raſchen Aufeinanderfolge ber verſchiedenen Lebens. 
finfen liegt der wunderbare Glan; der antiken Welt, Tiegt die Einheit und 
Energie ihres zu keinem Zwiefpalt mit fich jelbft gekommenen gelitigen Le—⸗ 
bens begründet: aber gerade hierin liegt auch der Grund, daß im Vergleich 
mit der modernen Entwicklung ihre Bildung einfeitiger, oberflädhlidher und 
ärmer ericheint, und bat der kurzen Periobe des Glanzes ber ebenfo fchnelle 
und unerwartete Berfall eines verfrühten Alters folgte. 

Unendlich Tangfamer haben fih die Volker der durch das Germanenthum 
geichaffenen neuen Kulturwelt entwidelt und gebildet. Lange Zwifchenräume 
trennen bei ihnen die verfchiedenen wirthichaftlidhen, politifdien und ſocialen 
Kulturftufen. Saft immer bedurfte e8 erft eines äußeren Anftoßes und ber 
Einwirkung fremder Volksgeiſter, um die Erhebung auf eine neue Lebensftufe 
zu vollziehen. Webergänge, von denen wir bei Griechen und Römern kaum 
eine flüchtige Spur entdeden, füllen bei uns Jahrhunderte aus. So Tönuen 
wir in wirthſchaftlicher Beziehung die Zeit bis. zum Abſchluß ber Wanderungen 
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als eine Zeit bes Neberganges von überwiegend nomadifirendem Lehen zur 
Aleinberrichaft des Aderbau’s, und wiederum die Zeit von ter Eniftehung- 
ber Städte bis in bad 16. Jahrhundert als eine Zeit bed Ueberganges von 
der Raturalwirtbfchaft zur Geldwirihſchaft bezeichnen. Nicht minder lange 
Zeiträume forderte in politifcher Hinfiht der Webergank vom patrlarchalen zum 
patrimdnialen und vom patrimontelen zum ſtaatlichen Syftem. Ind in den 
forialen Beziehungen zieht ih die Verbrängung der Geburtöftände dur Be 
ruföftände und der Berufsflände durch Befikftände in langſamem Wechſel 
durch die ganze Geſchichte. Im Inſammenhang hiermit war aber unfere Ent- 
widelnng aud eine ungleihmäßigere als bie ber alten Welt; benn Bei uns 
ergriff nicht jeder Fortfchritt gleichzeitig das gefammte Volt, fondern vollzog 
fi zunächſt in gewiſſen gefonberten Kreifen, fo daß ein innerer Zwieſpalt 
im Volksorganismus bervortrat, befien Ueberwindung neue Jahrhunderte for» 
berte. Die modernen Volkern fiel ferner bie Aufgabe zu, bie vorangegangene 
Kulturarbeit des Alterthums in ſich anfzunehmen, um ihr unfterblidhes Theil 
ber Menihheit zu erhalten, und untereinander durch gegenfeitigen Austauſch 
und wechielfeitige Einwirkung einen Zuſammenhang berzuftellen, der die Ver⸗ 
wandlung des Nebeneinanderlebens ber Kulturnölfer in ein wahres Gemein- 
leben anbahnt. Auch hierdurch aber wurde bie Entwidlung ber einzelnen 
Bolkeinbivibnalttäten erſchwert, ba die fremde Bildung zunächft in einen &e- 
genfat zum eigenen Leben treten mußte und die Auflöfung dieſes Gegenſatzes 
eine Iange und mühenolle innere Arleit in Anfpruh nahm. In jeber Be 
ziehung überhaupt ftellte unfere vielfeitigere Begabung uns größere Probleme 
und trug in unfer Leben Genenfäte und Widerſprüche hinein, deren Kampf 
oft die Grundveften unſeres Dafeins erjchätterte, bis ihre Verſohnung oder 
Laſung gelang. Statt der Einheitlichkeit ft jo der Dualismus das charak⸗ 
teriftiiche Zeichen unferer Entwiclung, die immer von dem Gegeuſatze aus- 
ging; Diesfeits und Senfeits, weltliches und geiftliches Gebiet, Staat und 
Kirche, Nationalität und Univerfalität, Genoßenſchaft und Herrſchaft, Eigen 
und Lehen, Land nnd Lente, Land und Stadt, Rei und Kerritorien, alter 
und neuer Glaube, Inbivibudlisung und Gemeinfinn, und hundert ähnliche 
Gegenſätze ließen fich beransgreifen, welche die Grundlagen zwielpältiger 
und im Ringkampf ſich feinblich gegenüber tretender Kulturgeitaltungen bil- 
teten, die zum Theil noch heute unverföhnt nebeneina der ftehen. Aber ge- 
sade durch ihre Iangfamere, jchwerfälligere, widerſpruchsvollere Entwidelung bat 
unfere Kultur eine Bieljeitigkeit, einen Reichthum unb eine Tiefe errungen, 
weiche fie hoch über die antike Kultur erheben. Und wenn auch uns bereinft 
Alter und Tod Eevorfiehen, fo heffen wir doch, daß wir erft ben kleineren 
Theil unferer geſchichtlichen Bahn turdlaufen und von unjeren Aufgaben für 
bie Gefchichte der Menſchheit die jchöneren erft in der Zukunft zu erfüllen 
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entipricht nun insbefondere auch der außerorbentlich Iangfame, ungleichmäßige 
und mühjame Bortichritt zu den Höheren geiftigen Funktionen; das oft un. 
Mare und widerſpruchsvolle Gepräge ber unjere Entwidelung beherrſchenden 
Ideen; ber fpäte und zum Theil nur durch Benutzung antiker Geiftesarbeit 
vollgogene Uebergang zum abftraften Denken, zur bewußten Reflerion und zum 
Syftem. ud Bier aber bat die relative Unvolllommenheit eine größere Bollen- 
dung, die Unflarheit bie Tiefe, der Widerſpruch die Schärfe, das Flüßige 
ben reicheren Gedankengehalt zuletzt geboren. 

Unter den modernen Boͤlkern fliehen baun wieder bie germaniſchen zu 
ben romaniſchen Nationen in einem ähnlichen Verhättuig, wie die moberne 
Welt zum Altertbum. Aber der Unterſchied ift ein bem Grabe nach gerin- 
gerer. Denn bie romanifchen Bölter, geboren aus der durch das Germanen- 
thum vollzgogenen Neuverfnüpfung ber zurüdgebliebenen Atome bes ſterbenden 
Römerthums, waren in jeber Beziehung neue und jugendliche Organismen. 
Sie trugen jeboch wegen der nationalen Herkunft der Mafje ihrer Atome von 
vornherein mehr von dem Geifte bes Altertbums in fi) und reproducirten 
fomit mehr jowol von feinen Borzügen als von feinen Schwächen. 

Im Uebrigen wies aud in der mobernen Welt bie Berfchiebenheit ber 
Anlagen wie ber ihre Ausbildung geftaltenden Verhältniße. jeder Vollsinvi⸗ 
bualität bejondere Bahnen der geiftigen Entwidlung an. Es fand uud fin- 
bet daher auch unter den moternen Voͤlkern, troß reger Wechſelwirkung, eine 
gewiße geiftige Arbeitötheilung ftatt. Hier hat fich diefe, dort jene Seite bes 
geiftigen Lebens früher und voller erichloßen, reifer und Eräftiger geblüht. 
Doc ift von einer fo weit gehenden @infeitigkeit ber Geiftesrichtung, wie bei 
den alten Bölkern, und von einer ſolchen Verkümmerung einzelner Lebens- 
funktionen, wie fie etwa bei ben Griechen bas Recht (das ten Römern als 
ein jus inconditum ac paene- ridiculum erſchien) ober bei ben Römern bie 
Kunft traf, bei feinem neueren Bolt mehr die Rebe. 

I. Fragen wir nun unter Berüdfihtigung biefer allgemeinen Gefichts- 
punkte fpeciell nah dem Bildungsgauge des deutſchen Rechtsbewußt⸗ 
feine, fo haben wir zunächſt feftzuftellen, auf welder Stufe bes geiftigen 
Lebens die germanifchen Voͤlkerſchaften bei ihrem Kintritt in bie Geſchichte 
und bei ihrer erften Berührung mit frember Geiftesfultur fanden. 

Offenbar war dies eine ber Kindheit noch näher als der Jugend ver- 
wandte Stufe. Alles, was uns ald Symptom des damaligen Geifteslebens 
der Germanen befannt ift, weift auf das entſchiedene Uebergewicht ber finn- 
lich konkreten Anjchanungswetie, der unbewußten oder halb bewußten Gemein- 
ſchöpfung und des Ineinanderfließens der einzelnen Funktionen bin. So war 
benn auch das Recht noch ein gleihmähiges Beſitzthum bes ganzen Volles, 
es ftrömte aus feiner Seele wie ber Volksgeſang, ed wurde fort und fort 
überliefert wie die Bolkafltte, e8 war heilig und ftetig wie der Volleglaube, 
ed wuchs und verzweigte fi) wie bie Volksſprache. Unausgejondert noch lebte 
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und wirkte im Recht das religiäfe, das ethiſche, das dichteriſche Element; un- 
tremnbar verwoben und im vollem Einflang mit dem Recht waren bie wirth- 
ſchaftlichen und politiſchen Verhältniffe; und äußerlich ſchon war es dieſelbe 
Verſammlung, auf welcher die Gottheit verehrt und die geſellige Sitte ge⸗ 
pflegt, des Sängers Lieb gehört und ein Kriegszug beichloßen, der Ader ver⸗ 
looft und das Recht gewieien warb. Das Rechtsbewußtſein eines fo jugend- 
lichen Bolles war demgemäß noch durchaus finnlich, konkret und unmittelbar, 
es war ebenfo reih an Phantafie nud geftaltender Kraft, als nubehilflich, wo 
irgenb ein Abſtraktes gefaßt und irgend ein Allgemeines vom Zufälligen and 
Beſonderen Iodgebunden werben follte. Alle Rechtöbegriffe daher tragen noch 
den Stempel dieſer jugendlichen Denkweiſe. Wir dürfen uns babei nicht 
durch die fpätere abftrafte und generelle Bedeutung vieler ſchon dem älteften 
Recht angehörigen Ausdrüde täufchen lafſen. Sn Wahrheit weckten dieſe 
Ausdrüde damals uoch ganz andere Borftellungen als in uns; fie Tonnten, 
obwol vielleicht ſchon tanjendjährige Gedanlenarbeit fie vergeiftigt hatte, nicht 
geiprochen werben, ohne das mit ihrem gebanklidhen Gehalt untrennbar ver- 
bundene leibliche Bild oder Sinnbild, das ihnen das Dafein gegeben hatte, in 
Iebhaftefter Weife anzuregen. Wer vom Frieden ſprach, bem war noch das 
Bid der abſchließenden Umfriedung gegenwärtig; noch ſah man im Ver⸗ 
brechen den Bruch folder Umfriedung, in ver Rache ihre Wieberberftellung, 
im Richter den Rächer, im Recht das Gerichtete; noch betrachiete man bie 
Sriedlofigkeit als Ausſchluß vom umfriedeten Kreis und bie Baße als bie 
für den Wiedereintritt gegebene, befernde, fühnende Gabe. Die Gewalt über 
Perfonen ftellte mau fi) noch als die zugleich herrſchende und ſchirmende 
Hand, die Were als die Belleivung des Menfchen mit der Sade vor. Eigen 
und Erbe waren noch Feine von den Sachen gelöfte Rechte, jondern der vom 
Menſchen ergriffene ober erarbeitete Boden felbit, die Habe ber gehabte Ge⸗ 
genftand. Noch Inüpfte man jede Rechtshandlung au nnabänderliche Kormen, 
an feftftehende feindliche Worte, an farbige Symbole, welche auf ber Idee 
berubten, „daß Sache ober Perſon dabei jelbft finnlich und leiblich vergegen- 
wärtigt werben müfle.?) Und wenn ftatt des Grundftüds Scholle, Halm 
ober Ait vor Gericht find oder die nicht wahrnehmbare Gewaltbefugnig durch 
Stab, Fahne oder Stuhl ansgebrüdt wird, fo tft das noch nicht ein bloßes for- 
males Zeichen, fondern es fcheint in ber That das Abweſende gegenwärtig, 
das Unſichtbare fichtbar zu werden. Alle Rechtsbegriffe ferner find noch Indi- 
vidnell gefärbt: Recht ift nur erſt das eigne Recht, Freiheit und Mitglied 
ſchaft im Bolte der Franken oder Alamanuen ift ibentiich, und weber werben, 
bie Menfchen als Perfonen noch Eigen und Fahrhabe als Sachen bereits zu- 
ſammengefaßt. So find deun auch die Satzungen durchaus an das Konkrete 
and Kormale gebunven, fie enthalten nie eine über das Bebürfniß gehende 
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Verallgemeinerung, fie ziehen dem unabänderlichen Maß und der mechaniſchen 
Zahl das Individuelle Geheimnißvolle, Poetiſche vor?) Und gänzlich fehlt 
das Bewnptiein des dem Rechte immanenten Syſtems. 

Langſam fchritt von da an das Rechtsbewußtſein des beutjchen Volkes 
zu wachſender Reife fort. Aber fait ein Sahrtaufend Yang Lönnen wir die 
Einzelheiten der veränderten Geifteäbeichaffenheit kaum mit Sicherheit feitftel- 
Im. Daß der Germane im Tarolingifchen Reich anders dachte als fein Bor- 
fahr, der zuerft die römifchen Adler erblickt hatte, daß fich vielleicht ebenfo fehr 
die Dentweife des Deutſchen unter ben Ottonen von ber des Sachſen oder 
Baiern unterjchieb, ber bem Heerbaun Karls d. Gr. folgte, möchte auch be- 
weislos zugegeben werben. Allein Alles, was ſich in ben beiprocdenen Be⸗ 
giehungen während dieſes langen Zeitraums vollzieht, ift mehr ein Unterjchieb 
bed Grabes, als eine epochemachende Wandlung. Jedenfalls ift bezüglich der 
eigentlichen Denkmethode und der juriftifchen Begriffsbildung die Wandinng 
bes Volksbewußtſeins im ganzen erften Sahrtaufend unjerer Geſchichte weni- 
ger einſchneidend, ald die Wandlung, welche in den viertbalb Sahrhunderten, 
bie dem Beginn der Hohenftauffenzeit folgten, ber deutſche Volksgeiſt erfuhr. 
Mit der Hobenftauffenzeit zuerſt trat, wie in allen Gebieten, fo im Rechts⸗ 
und Verfaßungsleben das deutſche Volksbewußtſein in die Phaſe des abitraf- 
ten Denkens, der Reflerion über ſich felbft und der ſyſtematiſchen Ordnung. 
Bon da zuerft beginnt unfer Volk, die Verhältnige mit Bewußtjein nad) der 
Idee zu mobeln. Wo bis dahin Naturfräfte zu walten fchienen, tritt jet 
ber Menſch nach verftändiger und berechneter Meberlegung jchöpferiich auf, be⸗ 
räth und beſchließt, ändert und beiert. Und es beginnt der große Proceß, 
der bie Allgemeinheit von ihren indivibuellen Trägern entbindet und das In⸗ 
bividuum von den Banden der Gefammtheit befreit. 

Zwei Punkte indeß find ed, Die in Bezug auf diefen Entwidlungsgang 
noch der Erörterung bedürfen: die Frage nach dem Einfluß fremden Denkens 
und die ungleichmäßige Fortbildung des Bewußtſeins in den verjchiebenen Le⸗ 
benskreiſen bes Volles. 

1. Zunächſt wurde die Entwicklung des dentſchen Rechtsbewußtſeins in 
weſentlichen Beziehungen durch die Berührung mit der abſterbenden Kultur 
des Alterthums beeinflußt. Denn unmöglich konnte die Geftaltung bes geifti- 
gen Lebens von Vorgängen unabhängig bleiben, bie eine neue Religion an 
Stelle der heimiſchen ſetzten, eine fremde Sprache zum Mittel fchriftlicher 
Mittbeilung erhoben und endlich bedeutende Volksſplitter völlig ber ange 
ftammten Nationalität entfremdeten. 

Es würde indeß nichts irrthümlicher fein, ald bierbet irgendwie an eine 
Berpflanzung ber in den legten Römern lebenden Denk- und Anfjchauungs- 
weife in den germaniſchen Geift zu denken. Völlig unfähig nod war das 
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jugenbfiche Eroberervolk, fi jene Abſtraktionen anzueignen, welche die fin- 
kende alte Welt beherrſchten; unfaßbar und unzufagenb zugleich mußte ihm 
ein zur lebloſen Mafchinerie geworbener Staat und ein zum Formelfuftem ge 
altertes Recht fein. Was es daher der auch in ihren Greiſenthum noch ge- 
waltigen Kulturwelt entnahm, befchränkte fich einerfeits auf neue Gegenftände 
des Denkens und andrerfeits auf äußere Formen, Namen und Einrichtungen. 
Dagegen blieb des Volkes Denkweiſe felbft germaniſch und unterwarf fid 
langſam vermöge eines geiftigen Affimilifationsproceffes jowol den fremben 
Gehalt als die fremde Form. Und fo lange biefer Proceß nicht vollzogen, 
fo lange das Fremde nicht innerlich turchbrungen war vom eignen Geift, 
biieb das fortbeftehende Roͤmerthum dem Germanen auch äußerlich fremb. 

Diefe Erſcheinung hiitt auf allen Gebieten bervor. Wurbe doch baß 
Chriſtenthum felbft vom germanifchen Geiſte ebenfofehr verfinnlicht als ver- 
tieft und durch die Zwiſcheuſtufe einer Halb heidniſchen Religion von ehr 
leiblicher Auffafung des Geiftigen, aber auch von ſehr tief empfundenem 
ethiſchen Gehalt und Gemüthöleben hindurchgeführt. Galt doch Aehnliches 
von ten letzten Weberlieferungen antiker Kunſt. So war es benn nicht an. 
ders auf den Gebieten von Staat und Recht. 

Ale Rechtsbegriffe und Nechtsinftitute daher, weldhe man den Rönern 

entlehnte, veränderten ihr inneres Weſen. Entuahbm man dem römifchen 
Weltreich die Ideen bes Reiches und der Kaiſerwuͤrde, jo erhielten bald gerabe 
Meile Ideen, von ber ſchoͤpferiſchen Volksphantafie mit finnbildlihen Nimbns 
umgeben, ein vorzugsweife germaniiches Gepräge. Behielt man im Franken⸗ 
reich roͤmiſche Magiftraturen bei, fo ſchützte dieſe ihre Herkunft nicht vor ber 
Umwandlung in germaniſche Aemter, die aus berrichaftliher Vollmacht zu 
Leihbefig und aus ſolchem zu Erbbefit zu werben vernochten. Gaben römifche 
Sormen des abgeleiteten prefären ober emphytentiſchen Befibes den Grund⸗ 
ftoff für die Ausbildung des Beneficialweſens ber, fo entihwand doch bie letzte 
Spur ber römifchen Duelle, ſobald Gewere und Auflagung darauf angewandt, 
ein fiitliches Treuverhältniß dazu in Beziehung geſetzt und das Privatrechts⸗ 
verhältnig mit dffentlichredhtlihen Gehalt durchwoben ward. Dauerten po⸗ 
Htifche Steuern aus römifher Zeit in Suüdfrankreich oder Chur fort, jo wan- 
beiten fie fi in germanijche Grund⸗ und Leibzinſe um. Romiſches Fiskal⸗ 
recht wurde beutfches Konigsrecht, römifches Grundeigenthum deutſche Grund» 
berrichaft, römifche Sklaverei deutiche Hörigkelt. 

Umgekehrt war es für das Weſen der heimiſchen Rechtsbegriffe und 
Rechtsinftitute einfinglos, daß man bei dem Mangel einer deutſchen Schrift- 
fprache in Rechtsaufzeichnungen und Urkunden lateinische Namen und Zormeln 
für fie anzuwenden gezwungen war. Was man Iateinifch fchrieb, wurbe 
dentſch gedacht, und die flereotupen roͤmiſchen Wendungen, ihres einftigen Ge⸗ 
halis Tängft entkleidet, wurden bloße Hülle germanifcher Vorftellungen oder 
auch nebenfächlicher klingender Schmud. Freilich ſprach man nun von einer res 
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publica oder civitas: aber man war fo weit davon entfernt, darunter den ab- 
ftratten und unfichtbaren „Staat” zu verftichen, als es uns heute ſchwer wird, 
biejen Begriff beim Klange jener Worte zu verſcheuchen. Man ſprach von 
imperium und jus publicum, ohne im Minbeften die römifchen Borftellungen 
einer einheitlihen Staatsgewalt ober eines beſonders gearteten äffentlichen 
Rechtes zu haben Man ſchrieb bem fiscus oder aerarium Bermögen zu, 
ließ eine universitas, eine ecclesia erwerben: jehr verwunbert aber würde 
ber jo Schreibente ober Sprechenbe über die Eröffnung geweien fein, daß er 
bamit dem Staat eine befondere vermoͤgensrechtliche Perſoͤnlichkeit beigelegt 
oder eine juriftifche Perſon als Rechtsſubjekt bezeichnet habe. Es würde unter 
diefen Umftänten fehr ſchwierig fein, die Entwicklung der Rechtöbegriffe durch 
die fremde Form hindurch zu verfolgen, wenn uicht, von den Rückſchlüßen 
aus der Außeren Rechtögeftaltung abgeſehen, die Bergleihung fowol der ſpä⸗ 
teren als der wenigen älteren (beſonders angeljächfifchen) in heimifcher Sprache 
abgefaßten Rechtsdentmäler meift "beftimmt lehrte, welcher deutſche Ausdruck 
dem Iateinifchen zu Grunde liegt nud durch den letzteren in fteter Wiederkehr 
mit oft Ängftlicher Genauigkeit wiebergegeben wird. 

Lieferte nun aber fo die Gedankenwelt bes abfterbenden Alterthums 
bem geiftigen 2eben der neu erftehenden Völker uur ber Verarbeitung bebürf- 
tiges Rohmaterial, fo dürfen wir doch nicht vergefien, daß Sahrhunderte hin⸗ 
durch die Refte antiter Bildung und die Anfänge germanifcher Kultur mehr 
oder minder unvermittelt neben einander flanden. Sm fränkiichen Reich leb⸗ 
ten neben den Germanen roͤmiſche Provincialen, welche unzweifelhaft roͤmiſch 
dachten. Im Staat und mehr noch in dee Kirche machte fi der Einfluß 
von Männern geltend, deren gejammte Bildung anf antikem Fundament zubte. 
Sicherlich lebte in ſolchen Kreifen auch das abftralte roͤmiſche Denken von 
Staat und Recht fort. Allein für das germanifche Volksbewußtſein war ſolch 
fortbeftehendes römifhes Denken kaum erheblicher, als fein Kortbeftand in 
Büchern, Dentmälern und Worten. Fremd, als ein Aeußeres fland es ihm 
gegenüber. Die antike Geiftestultur hatte ihre zeugende Kraft verloren und 
vermochte nicht, wie einft orientalifche Kultur- und keltiſche Naturvoͤlker, jo 
jet die Germanen fih zu unterjochen. Nicht als ob nicht einzelne Germa- 
nen römifche Bildung angenomiten hätten! Selbftverftändlid war das ber 
Hall. Aber der Bolkögeift als folcher blieb davon unberührt. Der einzelne 
Germane, welcher in fränkifchem Königödienft fand, und mehr noch ber, wel- 
cher fich der Kirche widmete, mochte mit der Kenntniß römijcher Sprache, 
roͤmiſcher Geſetze und roͤmiſcher Litteratur auch die abftrakten Begriffe des Roͤ⸗ 
mers denken lernen, unb in der Seele Karla des Großen, fo deutſch fie war, 
mochte ein letter Strahl der römischen Stantsibee gezündet haben. Allein 
für den Fortfchritt des germanifchen Gefammigeiftes mußten Gedanken Ein- 
zeiner unfruchtbar bleiben, welche nicht die höcften Blüthen einer inneren 
nationalen Entwicklung, jondern von den Xrümmern fremder Kultur in 
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'empfünglichen Geiftern geweckt waren, Was die fränkifche Monarchie von 
einem wahren, nidht anf bie Idee perfönlicher Herrſchaft und perſoöͤnlichen 
Dienftes, fondern auf die abftrafte Idee der Berkörperung des hoͤchften Allge- 
meinwillens gebauten Staate an fih trug, war Nachklang des Römerreichs, 
wicht Errungenſchaft des germaniihen Geiftes. Darum find denn auch gerade 
bie ſtaatlichen Elemente des fränkiſchen Berfaßungsbau’s wieder zu Grunde 
gegangen, während feine germanifchen Beftaubiheile Die Grundlage der gefamm- 
ten ferneren Eutwicklung wurden. Selbft die Kirche, in ber doch ber Zufam- 
menbang mit dem Römerthum nie ganz unterbrochen ward, mußte in ihrem 
inneren Weſen ir bie Barbarel ber jungen germanifchen Welt zeitweife ver- 
finten, um nene Lebenskraft zu gewinnen. Der ſcheinbar unerflärlihe Rüd- 
ſchritt Europa’s im 9. und 10. Jahrhundert wäre in der That ein unlds- 
liches Problem, wenn man annehmen müßte, ed feien den germanijchen Böl- 
fern eine bereiß eroberte höhere Geiiteßreife, dad einmal aufgegangene Stante- 
bewuhtiein, ein felbfterrungenes Syſtem abftraßter Begriffe wieberum verloren 
gegangen. Iu Wahrheit giengen nicht die germaniſchen Voͤlker in fich zurüd, 
fondern es verblih nun erft die lebte Abendröthe antiker Civiliſation. Nicht 
weil das Licht In der Seele unjeres Volkes zurüdgeflammt wäre, fondern weil 
uns die Reflerbelenchtung durch die letzten Strahlen bes antiken Geiftes fehlt, 
erſcheint uns heute eine fpätere Epoche unferer Bergangenheit duufler, minder 
bewußt und minder Mar als die ältere.“ 


9 Seit Roth’s epochemachenden Schriften, bat unter den jüngeren beutjchen 
Rechtögiftoriterm eine den hier vorgetragenen Grunbanfchauungen diametral entgegen- 
gefepte Auffaßung ber fränkiſchen Zeit eifrige und fcharffinnige Verfechter gefunden. 
Ihr Axiom ift die wahrhaft flaatliche Natur des Frankenreichs. Die äußerſten 
Ronfequenzen in biefer Richtung bat jept Sohm (die fränkiſche Reicht und Ge⸗ 
rigtöverfaßung. Weimar 1871) gezogen, indem er nicht nur jene Auffaßung bezüg- 
Sch des Frankenreichs auf das Schärffte zufpist, fondern bereits in bem beutfchen 
Necht der Taciteifchen Zeit die regelrecht durchgeführten Grundlagen dieſes Staats - 
bau’s findet. Nach ihm war won je ber Staatöbegriff im deutſchen Verfaßungs⸗ 
reiht volilommen verwirflicht; eö gab eine wahre, weil ſonveraͤne und von jeder 
anbern Gewalt generiſch verfchiedene Staatögewalt; eine rein ftaatlidhe Heereöver- 
faßung, eine rein flaatliche Gerichtöverfaßung, ein vom Geſetzesbegriff beberrichtes 
vein Raatliches Recht ftanden geichloßen ba; man war fich des Gegenſatzes ber öffent. 
lichen Stastöinftitutionen gegen analoge Inftitutionen in genopenfchaftlichen Berbänben 
voßlemmen bewußt; die verjchiebenen Funktionen der öffentlichen Gewalt waren von 
einander Har getrennt; öffentliches Recht und Privatrecht waren durchaus gefchieden. 
Den Beweis für dies Alles finde ich in keiner Weiſe buch Sohm erbracht; er verweißt 
Dafliz freifich zum Theil auf den noch nicht erfchienenen zweiten Band, während für Die 
Taciteiſche Zeit der Ratur der Sache nach feine Behauptungen fo gut wie beweislos da- 
Beben mäffen. Die vorliegende Unterfuchung wird iprerjeitö in einigen Punkten einen 
direkien Gegenbeweis erbringen. Gie muß es fich indeß verfagen, eine unmittelbare 
und volle Widerlegung der in Bezug auf bad Frankenreich von Roth, Sohm 
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Mit dem definitiven Untergang der Trümmer der alten Welt fällt zeit» 
ih ein andres Ereigniß zufammen, das von allen früheren und fpätern Be 
rührungen römifchen und germanifchen Weſens gänzlich verichieden if. Das 
ift die Bildung der romanifchen Nationalitäten durch die organiſche Verſchmel⸗ 
zung ber in den Römerprovinzen bis dahin getrennt neben einander lebenten 
Dölfer zu neuen einheitlichen Volkakörpern. Diefer Vorgang beftand nicht 
in der Abforption eines Volkes durch das andere, auch nicht in der Zufam- 
menfügung zweier in fi) ein Sonberleben führender Organismen. Sondern 
fowol die römifchen Provincinlen als die von ihren Stammperwanbten ſich 
löfenden Germanen gaben ihr bisheriged Volksthum auf, zerſetzten fich in ihre 
Elemente und verbanden fich zu neuen Körpern. Nicht der römiihe Dolls 
törper lebte fort, er war tobt und durch Teine Zuführung fremden Blutes 
zu beleben, — fondern die einzelnen Elemente, aus denen er beftanden hatte, 
wuchſen mit den binzutretenden germanijchen Elementen zu nenen Organis« 
men zufammen. Darum treten bie romanifhen Nationen in der That als 


u. U. aufgeftellten pofitiven Süße über ben Charakter von Staat, Staatögewalt, 
Heer, Gericht, Amt, Recht u. f. w. zu verfuchen. Denn ba ſich ergeben wird, daß, 
wenn wirklich die betreffenden öffentlicgrechtlichen Begriffe verwirklicht geweien wä- 
ren, fie jedenfalls wieder verloren und exft fpäter wieder ohne Zufammenhang mit 
ihrem ehemaligen Dafein neu erzeugt find, fo würde die erforderliche umfaßende 
Unterfuhung für Die hier geftellte Frage der Geneſis der modernen Begriffe in 
jedem Falle nuplos fein. Webrigens fehlt auch dem Verfaffer, wie er offen bekennt, 
bei voller Inanſpruchnahme durch das Stubinm ber fpäteren Quellen die zu einer 
durchſchlagenden Auseinanderſetzung mit ben erwähnten tief in die Quellen drin- 
genden Specialunterfuchungen erforderliche Herrfchaft über das fränkiſche Duellen- 
material. — In Bezug auf bie von Sohm in der Borrebe gegen mich, ber ich 
„bie herrſchende Lehre zu ihren äußerften Konfequenzen fortgeführt" haben fol, 
gerichtete Polemik bemerkte ich noch, daß er zwar ben grunbfäßlichen Gegenſatz 
meiner Geſammtanſchauung gegen die feine richtig hervorhebt, bie pofitiven Grund⸗ 
zuge meiner Darftelung aber einfeitig zeichnet. Insbeſondere habe ich die Ver⸗ 
faßungsentwidtung nicht ausſchließlich aus dem von mir ſpeciell behandelten Ge⸗ 
noßenfchaftäbegriff, fondern gleichzeitig aus dem für bie fränkifche Zeit ſchon fehr 
viel erheblicheren Herrichaftäbegriff, fowie aus den Kombinationen beider Begriffe 
hergeleitet. Und ferner babe ich mit der Verneinung des Borbandenfeind des ab- 
ftralten Begriffes vom Staat und bes bewußten Unterfchiebes von öffentlichem und 
privatem Recht nicht die latente Exiſtenz von Staatlichem und Deffentlichem ger 
läugnet: vielmehr ftanden Hier wie in vielen andern Beziehungen an Stelle der 
und geläufigen begrifflihen Doppelreihen einfache und einartige Begriffe, benen 
eben heute Fein Begriff mehr entipricdt, die aber ben Keim ber mehreren heute 
von einander gefchiedenen Begriffe in fi trugen unb je nach ihrer Tonfreten An- 
wendung bald bem einen unb bald dem andern unferer heutigen Begriffe äußerlich 
näher kamen. Wir werben auf biefes nicht ganz leicht anſchaulich auszubrüdende 
Berbältniß in einer großen Zahl von Fällen noch ausführlich einzugehen haben. 
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weugeborue Bölker mit allen Merkmalen der Jugend auf und erzeugen erit 
allmälig aus ihrem Sunern eine eigenartige Geiftesfultur. Natürlich aber 
mußte für die lebtere die Beichaffenbeit und das Miſchungsverhältniß der von 
ihuen fertig aufgenommenen Beftanbiheile von entſcheidender Bedeutung wer- 
ben. Biel Anfangs (nach einem von Ganpp gebrauchten Bilde) dieſen Voͤl⸗ 
fern die romanifche Sprache ald mütterliches Erbiheil zu, während fie vom 
germaniichen Vater Recht und Verfaßung überfamen: jo mußten allmälig 
dieje wie alle andern Seiten bed geiftigen Lebens fih immer inniger durch⸗ 
dringen, und ed mußte, während auf andern Gebieten germanifches Weſen ſich 
färker durchſetzte, das in den Adern bes Bolfes fliegende roͤmiſche Blut die 
Geftaltung von Recht und Staat mehr oder minder vom germaniſchen Typus 
entfernen. So trat bier eine mittelbare Wiebererzeugung römilcher oder 
dem römiichen Weſen verwandter Ideen ein, teren Wirffamkeit in unjern 
Nachbarländern wir beute noch erkennen. 

Anders diejenigen Voͤlker, welche fih das Germanenthum unvermiſcht 
erhielten. Bei ihnen, und vor Allem in Deutichland jelbft, wo and) in ben 
Grenzdiftritten das römifche Provincialweſen fpurlos wieder verſchwaud, ent- 
widelte fi zunächft das geiftige Geſammtleben und ſomit auch das Rechte 
bewußtjein anf rein germaniicher Grundlage fort. Ja der Trieb, die natio- 
nalen Eigenheiten rüdfichtelos zur Geltung zu bringen, woaltete fo mächtig, 
daß er zulett zu einer Krankheit des Rechtes führte. Denn indem die bild- 
nerifche Kraft des Volkes eine Ueberfülle konkreter Rechtögeitaltungen in enge- 
ren und engften Kreifen ſchuf, entftand und wuchs ein aus fich felbit nicht 
mebr heilbarer, faft chaotiſcher Partikularismus. 

2. Ans ver fo berbeigeführten Verwirrung und Spaltung fi zur Ein- 
beit uud Allgemeinheit zu erheben, gelang dem deutſchen Rechte nicht durch 
eigue Kraft. Ein fremdes Recht übernahm dieſe Aufgabe. Es übernahm fie 
nicht weil, fondern obwol es ein fremdes war. Es war dazu befähigt 
wegen jeines univerjellen Charakters, wegen feiner inneren Vollendung, fowie 
vor Allen, weil es als das Recht eines reifen, männlichen Bolkes in ſehr wich 
tigen Beziehungen den Beränderungen entgegenlam, welche durch die gerabe 
damals vollzogenen Wandlungen unferes Bewußtſeins und unſeres Lebens be- 
Dingt wurden. Es mußte aber helfend hinzutreten, weil es ein gemeines 
Recht war, während das einheimifche Recht bei der tranrigen ſtaatlichen Zer- 
rißenheit Deutjchlands fi zum gemeinen zu erheben nicht vermochte. Hier 
und bier allein liegt der legte Grund der Reception. Alle andern für diefelben 
angeführten Gründe erflären nur ihre Moͤglichkeit: ihre gejchichtliche Not h⸗ 
wendigfeit folgte ausſchließlich aus dem anders nicht erreichbaren Poftulat 
eines für das ganze Volk und alle feine Stände gemeinen Rechts. Die Richtig. 
keit diefer Behauptung, vie im Laufe unferer Unterfuchung überall Beitätigung 
Äinden wird, ergiebt ih ans der Beichaffenheit der in ben voranliegenden 
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Sahrhunderten vollzogenen Wandlungen bes beutfchen Rechtsbewußtſeins und 
Rechts. 

Zange vor ber Beeinflugung durch die Wiedererweckung bes Alterthums, 
feit dem Beginn der Hohenftaufenzeit etwa, war das Geiſtesleben unferer 
Nation in eine neue Phaſe getreten. Der Charakter diefer Wandlung welder 
zugleich eine Wandlung der wirthichaftlichen und focialen Berhältniffe parallel lief, 
ift oben bezeichnet worben. Ihr eigentliches Stigma war der Fortſchritt zu abftraf- 
tem Denken und bewußter Reflerion. So trat benn and) das Rechtsbewußtfein 
in eine neue Phafe; es erhob fi zur Schöpfung abftrakter Begriffe, zur Löfung 
ber Idee von der finnlichen Anfhauung, zur Emporhebung des Einen und Allge- 
meinen über das Individuelle und Konfrete, zur Reflerion über fich felbft, zum 
Syftem. Der abitrakte Staatöbegriff und der abftrafte Gefeßesbegriff ent- 
ftanden; öffentliches und privates Recht fonderten ſich; eine wirkliche Staats⸗ 
gewalt, eine überlegte Gejebgebung, eine von der Idee bes öffentlichen Wohls 
beftimmte Verwaltung, bewußt gemachte Berfaffungen, rein politifche Aemter 
und Bürgerrechte traten aus den Banden bes Individualrechts; bie Freiheit 
ber Perjon und die Freiheit des Eigenthums wurden die Angelpuntte eines 
reinen Privatrechtö; ein bewegliches Verkehrsrecht entwidelte ſich und emanci« 
pirte das Kapital und die Arbeit aus den Banden ber Dinglichleit und ber 
Hörigkeit; und bis in jede Einzelnheit hinein erftreckten fich analoge innere 
und äußere Veränderungen, Sonderungen und Firirungen, deren Totaljumme 
einen Geſammtfortſchritt gleicher Art darftellt, wie man ihn gewöhnlich erft 
ald Folge der Reception des römijchen Rechtes aufieht. 

Alle tieje Fortſchritte vollzog das deutſche Recht aus fich jelbft heraus. Es 
vollzog fie auf rein nationaler Bafis und in rein nationaler Geftalt. Aber es voll- 
30g fie nicht nur langfam und unvollitändig, fondern ungleihmäßig, partifula- 
riftijch und in ftändifcher Sonderung. Nicht alfo fehlte unferm Volke die fchöpfe- 
riihe Kraft, um fein Necht nach den Anforderungen einer neuen Lebensepoche 
fortzubilden. Aber ibm fehlte Kraft und Möglichkeit, diefe Fortbildung in 
allgemeiner und gleichmäßiger Weife durchzuführen. 

Die Umbildbung tes Lebens und des Rechts begann in den Städten, ben 
Geburtsftätten der neuen Zeit. Im dem Rechtsbewußtſein bes Bürgerftandes 
werben wir die neuen Ideen von Staat und Recht fih bilden, in ben Stadt 
rechten fie die Wirklichkeit umgeftalten jeben. Beburfte e8 aber bier ſchon 
mehrerer Jahrhunderte, um dieſen Proceß zu vollenden, jo fchritt derjelbe ſehr 
viel fpäter und langfamer außerhalb der Stadtmauern fort. Irgendwie frei« 
lid wurden alle am yolitifchen Leben des Volkes Theil nehmenden Stände 
von der Bewegung ergriffen: allein vielfach blieb die Wandlung eine unvoll- 
ftändige, immer an die ftänbifch-Porporative Sonberung gebunden, immer 
endlih im örtlichen Partikularismus befangen. Und ein Stand blieb über- 
haupt, von vereinzelten Ausnahmen abgeſehen, ausgejchloffen von dem Um⸗ 
Ihwung des Volkögeiftes und des Volkslebens. Das war das bäuerlihe Land⸗ 
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volf, das in feinen alten Verbänden faft ohne Zuſammenhang mit ben andern 
Volkskreiſen fein altes Leben weiterlebte. Bis an tie Grenzen unferer Tage 
bewahrte e8 fi) zum Theil die uralte Weife bes Denkens und Aufchauens. 
Und wo bier dad Nene eindrang, wurde es häufiger von außen künftlich 
eingepflanzt, als es von innen aus ben alten Wurzeln erwuchs. 

Die letzterwähnte Thatfache, bedauerlich für unfere Entwidlungsgefchichte, 
bringt für bie Kenntniß unferer Bergangenbeit hohen Gewinn. Denn fie 
feßt uns in den Stant, aus verhältnißmäßig jungen, reichlich fließenden 
Duellen, aus den Weisthümern der Dorfleute, Form und Gehalt uralter 
Rechtsanfhaunugen Eennen zu lernen, die hier von Geſchlecht zu Geſchlecht 
unverändert ſich fortgepflanzt batten. Hier dachte man bis ind 17. und 18. 
Sahrhundert oft nicht viel anders, ald man nach der erften feften Bodenbe 
fedlung gedacht Hatte. Und wie bie Dorfleute bis in unfere Zeit, jo hatte 
einft dad ganze Volk gedacht. Was in den andern Volkskreiſen oft verjchollen 
and verflungen war, ebe es Aufzeichnung fand, das tönte hier fort und fort 
and wurde fo, wie e8 von Mund zu Mund gieng, im Weisthum firirt. Auch 
für unfere Unterfuhung daher überhebt und das Bauernrecht der Notbwen- 
digkeit, die Eigenthümlichkeiten der älteren Rechtsbegriffe in ben Quellen ber 
franfifchen Zeit, die uns hier bezüglich bes eigentlich Volksthümlichen meift 
im Stid lagen, mühſam zufammenzufuchen. Wir können vielmehr aus bem 
breiten und vollen Strom der Weisthümer ſchöpfen und das jo Gewonnene 
als ausreichenden Typus bes geſammten älteren Rechtsbewußtſeins verwerthen. 

II. So war tas Rechtsbewußtſein des deutſchen Volks inmitten eines 
ans ihm jelber hervorgetriebenen, noch unvollendeten und ungleihmäßigen Um⸗ 
bildungẽprocefſes begriffen, als in gewaltfaner Weiſe der merkwürdige Vor- 
gang dieſe Bewegung unterbrach, ben wir als die Reception der fremben 
Rechte bezeichnen. 

Das Weſen dieſes Vorganges war grundverichieben von dem aller frühe, 
ren Derübrnuugen mit dem Roͤmerthum. Zweierlei ift babei hervorzuheben. 
Einmal waren zwar auch vorher mandherlei roͤmiſche Säte und Formen von 
unjerm Recht anfgenommen: aber fie waren als einzelne Stüde bineingefügt 
worden in ben nationalen Rechtsorganismus und hatten defſen Weſen fo wenig 
geändert, wie etwa bie Herübernahme noch fo vieler Fremdwörter unfere Sprache 
ihrem Grundweſen entfrembet hat. Set dagegen wurbe das römische Recht 
in der Geſammtheit feiner Zufammenhänge und feines Syftems als geichloße- 
mer Organismus nach Deutſchlaud verpflanzt, mithin in der That römifche 
Dentweife übertragen und bald fogar das fortgeltende heimiſche Recht nad) 
sömifcher Deufmethobe aufgefaßt. Zweitens, und das ift die wichtigfte Seite 
bes Borgange, war der Träger ber Reception ein fich neu entwidelnber ge- 
lehrter Zuriftenftand. Nicht das Volk nahm das Fremde auf und verlernte 
fein nationale Denken. Ein römijch geichulter Berufsftand vielmehr, deſſen 
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Vorſtellungsweiſe dem Bolle ebenfo fremb blieb wie ihm ſelber bie fortlebende 
Borftellungsweije des Volkes, importirte die fremden Begriffe, eroberte Iang- 
fam Gericht, Geſetzgebung und Verwaltung, unb zwang nad errungener 
Herrichaft das Leben, fi diefem buchgelehrten Begrifföfuften zu fügen. 

Daß ein zeifenbes Bolt in einem beionderen Beruftftand fowol für 
die Außeren Funktiouen bes Rechts als für das Nechtsbewußtfein felbft ein 
beſonderes Organ gewinnt, ift am fich eine durchaus normale Erſcheinung. 
Aber nur jo lange ift fie normal, als der rechtskundige Stand eben ein Or⸗ 
gan bed Volkes bleibt. Bei gefunder Entwicklung wird daher ber Suriften- 
ftand zwar die Faßung und Geftaltung ber Gefete und bie logiſche Anwen- 
dung der Norm auf has Leben übernehmen, nie aber das Volk von der Theil- 
nahme an der Rechtserzengung und Rechtſprechung völlig abbrängen; und er 
wirb als Träger eines geichulten Rechtsbewußtſeius zwar bie Rechtsbegriffe 
ſelbſtändig klären und. burchbilben, fie ſchärfer ausprägen und feiner diffe⸗ 
renziiren: aber bie breite Bafis aller feiner Rechtbideen wirb das allgemeine 
nationale Rechtöbewußtfein, jeder feiner Begriffe wirb gewißermaßen eine 
deftillirte Volksanſchanung und fein gejammtes Denken wirb von nationalem 
Gepräge bleiben. Anders war es, anders ift es zum Theil noch heute in 
Deutihland. Der Juriſtenſtand, fo viel an ihm lag, ifolirte fih vom Bolt, 
fchöpfte fein gefammtes Bewußtſein aus den fremden Quellen und brachte bie 
fo gewonnenen fremden Schulbegriffe rein Außerli an die heimiſchen Ber- 
hältniffe heran. Das Volk feinerjeits fah den Suriftenftand mit Mißtranen 
an; die neuen Begriffe blieben ihm ebenfo fremd und unverftänblich wie bie 
lateiniſchen termini technici und die Citate römifdher Stellen; und foweit 
daher das Streben ber Juriſten erfolgreih war, hörte das vollstkümliche 
Rechtsleben überhaupt auf und wich dem künſtlichen Apparat juriftiicher Tech⸗ 
nit, während im Uebrigen Rechteleben und Rechtsbewußtſein bes Bolles, un- 
beachtet und geringgeſchätzt, oft verfümmert und entartet, ihren eignen Weg 
verfolgten. So trat jener Flaffende Zwielpalt ein, der Suriftenbewußtfein 
und Bolsbewußtfein als zwei zuſammenhangloſe und oft fich fchroff entgegen- 
gefeßte Geiftesiphären gegeneinander ftellte. 

Aber das deutſche Volk beſaß der unvergänglichen Kraft genng, um biefe 
Krankheit gleich mancher anderen zu überwinden oder hoch ihre Ueberwindung 
anzubahnen. Bon Aubeginn an waren gewiße Elemente vorhanden, in denen 
ber Keim zur Wiedervereinigung des Getrennten lag. Der beutfche Iurift, 
mochte er es noch fo ernftlich wollen, konnte boch nie zum Römer werben; 
ihm felber unbewußt wirkte das vaterlänbifche Vollsrecht, wirkten bie in die⸗ 
jem lebendigen Anfhanungen auf feine Methode, feine Anslegung, feine Be⸗ 
griffsbildung ein. So wurbe unter feinen Händen das roͤmiſche Recht ein 
anderes. Mächtiger uod mußte, fobalb einheimifcher Rechisftoff ber roma⸗ 
niftifchen Surisprudenz unterworfen warb, befien innere Natur auf bie ri 
miſchen Begriffe, in die man ihn zwängte, mobificirend zurückwirken. Und 
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endlich erftand im öffentlichen und bald auch im privaten Hecht die neue 
Wißenſchaft des heimiſchen Rechts, welche den noch lebenden deutſchen Rechts. 
begriffen ihre Selbftänbigkeit revindicirte. Andrerſeits ftarb das volksthüm⸗ 
liche Rechtsbewußtſein nie ganz und verlor nie ganz die Kraft, ſowol erbal- 
tend als neuſchaffend fih zu bethätigen. Nicht mehr wie ehemals floß bas 
Recht aus ber Bollsieele, als ein freier und Ianterer, oft bie Ufer überſchwel⸗ 
Ienter, immer befruchtender Strom fi) durch die offenen Lande ergießend: 
aber mochte die Duelle getrübt jein, fie fprubelte Doch, und immer blieb auch 
im Zwang ber Dümme und unter Aberwucherndem fremdem Gewächs ber 
Ziuth einige Bewegung, welche ihre volle Berfumpfung abzuwenden genügte. 
So lebten die nationalen Rechtsanſchauungen und Rechtsbegriffe im Stillen 
fort. Sie zengten andy jetzt noch manches Neue aus germanifcher Wurzel. 
Und daneben begann hier und ba die langjame und faft unbemerfkte, aber nie 
raftende Arbeit des Volksgeiſtes, der das Fremde filh eigen zu machen fuchte. 
Mit tem Wachtthum diefer Bewegung wuchs die Kraft, von ben fremden 
Rechttinſtituten eine immer größere Zahl dem beutichen Rechtsbewußtſein an⸗ 
zupapen und fie durch eine bis in ihr innerfte Lebensprincip reichende Um- 
geftaltung zu nationalifircen. Weit entfernt freilich ift heute noch unjer Bolt 
von wirklicher Bezwingung und Aneignung ber ungeheuren Maffe des ent- 
lehnten Stoffe. Aber die einftige Erreihung dieſes Zieles fcheint gefichert. 
Dann wirb ver alte Zwieipalt fih verjühnen, das Juriftenbewußtfein wird 
die normale Stellung der höchften Steigerung und Klärung des volksthüm⸗ 
lichen Rechtöbewußtfeins einnehmen, und im Volksbewußtſein felber werben 
die Grundzüge eines einheitlichen deutſchen Rechtes Ieben, für deſſen Wejen 
dann bie urfprüngliche Herkunft feiner einzelnen Elemente keine entſcheidende 
Bedeutung mehr haben wird. 

Schon heute ift die Bewegung, obwol weitab noch vom Ziel, vorge- 
fchritten genng, um bie leitenden Ideen des neu erftehenden nationalen Rechts 
zu erfennen. Die gewaltige Erhebung des Bolkgeiftes in unſerm Jahrhun⸗ 
tert bat vor Allem auch bas vollstbümlihe Bewußtjein von Staat und 
Recht nen belebt, und neue Formen haben die äußere Verwirklichung dieſes 
Bewußtſeins dur unmittelbare Mitthätigfeit des Volles im Staats⸗ und 
Rechtsleben wiederum ermöglicht. Die Rechtswißenſchaft ihrerſeits hat ben 
volletbümlichen Boden wieter gefunden, fie hat fi in Vergangenheit und 
Gegenwart bed nationalen Rechtslebens verjentt und beginnt aus diefer un. 
verfieglihen Duelle eine frifchere Kraft zu ſchoͤpfen, als ihr die Ausipinnung 
bes römiihen Dogma’s zu verleihen vermag. Auf ten Punkten, wo biefe 
Bewegungen bereits zufammentreffen, vor Allem in ben Gebieten bes öffent. 
lichen Rechte, Laßt fi ſchon heute wieder von nationalen Rechtsbegriffen 
fprehen. Sie find national nit nothwendig in dem Sinne, daß auf ihre 
Erzeugung und Geftaltung fremde Bolkögeifter einflußlos geweſen wären: 
aber national in dem Sinne, daß fie der gefammten Nation gehören. Un- 
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verloren iſt fo für uns die Geiftesarbeit des untergegangenen Alterthums, 
unabgeichnitten der befruchtende Ideentanſch mit ben gleichzeitig lebenden Böl- 
tern: aber die fremden Elemente, anftatt als Befiktum einer ifolirteun Be⸗ 
rufsflaffe das Volk von einer feiner widtigften Lebensfunktionen abzuſchnei⸗ 
ben, bereichern den Bollögeift jelbft; und anftatt als unorganifche Stoffe im 
Volkskörper die freie Eirkulation der Säfte zu hindern, werden fie ein leben- 
diger Beftandiheil des fie in fi aufnehmenden Organismus. 

Unter dem Einfluß folder Wandlungen des Rechtsbewußtſeins vollzog 
fi nun auch die Entwidlung des Körperichaftsbegriffe. Indem wir zu ihrer 
Darftellung übergeben, haben wir zunächſt biejenigen Älteren Grundbegriffe 
näher zu analofiren, welche in unmittelbarem Zufammenbange mit ber Vor⸗ 
ftellung einer rechtlichen Einheit über den Einzelmenfchen fiehen. Es find 
das die Begriffe bes Rechtefubjelts, bes Rechtsobjekts und bes Rechtes felbft. 


Erftes Kapitel. 
Die Grundbegriffe des Altern dentſchen Rethts. 
I. Die Rechtsſubjektivität. 


8 3. Der dentſche Berfonenbegriff im Allgemeinen. 

Set Savigny ift es Sitte geworben, bie Lehre von den Perfonen ehwa 
folgendermaßen zu beginnen. Urfprünglic und für die natürliche Anſchanung 
falle ber Begriff des Rechtsſubjekts zufammen mit dem Begriffe bed Menſchen. 
Jeder einzelne Menſch und nur der einzelne Menſch ſei rechtsfähig. Erſt durch 
das pofitive Recht koͤnne dieſer Begriff ber Perſon zweierlei Modifikatiouen 
enppfangen: einfchräntente und ausdehnende. Es koͤnne nämlich erſtens manchen 
Menſchen die Rechtsfähigkeit ganz oder theilweiſe verſagt werden. Es koͤnne 
zweitens bie Rechtsfähigkeit auf irgend Etwas außer dem einzelnen Menſchen 
übertragen, aljo eine „juriftiihe Perſon“ Fünftlich gebildet werben. 

Diefe Sätze Männen von einem doppelten Staubpunfte aus verftanten 
werben, je nachdem bie Worte „an ſich“, „urfprünglih“ u. f. w. ein philo- 
ſophiſches oder hiſtoriſches Grundprinzip bezeichnen follen. 

Als philofophifhes Grundprinzip des heutigen Rechts fteht ber An- 
fpruch jedes Menſchen auf Perjönlichkeit feſt. Dagegegen ift die zweite Hälfte 
jenes Sabes, daß an fih nur ber einzelne Menſch Perfon ſei, rechtsphiloſo⸗ 
phiſch unbegründet, indem vielmehr, wie fi fpäter ergeben wird, die Perfön- 
Tichkeit menfchlicher Bereinigungen im Rechtsgedanken felbft gegeben ift. 

Sofern aber, was hier zunächft nur intereffirt, jene Säte eine hiſtoriſche 
Wahrheit ansiprechen wollen, find fie in allen ihren Gliebern ſchief und völlig 
unbraudber als Ausgangspunkt biftorifcher Unterfuchung. 

„Urfprünglich‘“ und „für die natürliche Anfchauung” giebt eg überhaupt 
keine „Perfonen®. Wort und Begriff fehlen, bis die keineswegs einfache Ab- 
firaftion vollzogen ift, welche die individuellen und finnlichen Verſchiedenheiten 
aller fubjektiven Rechtseinheiten zu Gunften eines einförmigen Begriffes über- 
fieht. Es eriftirt aljo zumäcft nur bie gejchichtliche Thatſache, daß beftimmte 
Billensverlörperungen Rechte haben. 
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Fragen wir nun, wer urfprünglich Rechte hatte, fo zeigt ſich fofort, daß 
die Geſchichte aller Völker mit einem Volls recht, keine mit einem Menſch⸗ 
heitsrecht beginnt. Deshalb find zundrberft die Einzelnen nicht ala Menſchen, 
fondern als Volksgenoßen Träger von Rechten und das Volksrecht ift nicht 
ein Recht, fondern das Recht.) Daraus ergiebt ſich die Rechtloſigkeit ber 
Sremden und aus dieſer die abjolute Verſagung ber Nechtefähigfeit für bie 
Sklaven; daraus ergiebt fi aber ferner mit Rüdfiht auf bie ungleiche Theil. 
nahme an ber Volksgenoßenſchaft die Ungleichheit ber Rechtsfähigkeit und 
folgeweije die theilweife Berfagung derſelben für die Unfelbftändigen, Un⸗ 
mündigen und Minberfreien. Nie und nirgend aljo ift bei unentwidelten 
Bölkern jeder Menſch rechtsfähig und jeher Rechtöfähige in gleichem Grabe 
rechtöfähig geweien. Ebenſowenig aber hatten bei irgend einem Volke jemals 
thatſäͤchlich nur bie Einzelnen Rechte. Denn zum „Recht“ gehörte von An- 
fang an auch das öffentliche Recht, das ohne die Gegenüberftellung des Ganzen 
und ber Einzelnen als ber Träger gegenfeitiger Rechtöbeziehungen undenkbar 
war. Aber au im Privatrecht ift, wie die Geſchichte aller- Völker Iehrt, das 
Vermögen der Geſammtheiten gleich alt mit dem Vermögen der Einzelnen. 

Wurden nun aber dieje thatfächlichen Verhältniße Gegenftand der Snb⸗ 
jumtion unter Rechtsbegriffe, fo mußte fidh ihre gebankliche Sormulirung ſowol 
mit Rüdfiht auf den Grab der Abftraftion, als mit Rückſicht auf die ge- 
jammte Redtsauffaflung bes abftrahirenden Volksgeiſtes fehr verſchieden ger 
ftalten. Und Hier zeigt fi fofort ein prinzipieller Unterjchieb der Roͤmer und 
der Germanen. 

L Die Römer famen in ber That zu einem SPerfonenbegriff, ber den 
Savigny'ſchen Sätzen nahe ftand. Sie Tamen dazu vermöge ißret frühen, 
aber einfeitigen Abſtraktion. Bon allen Völkern zuerft ſetzten fie das Recht 
als jelkitändigee und unantaftbares Gebiet. Ihnen zuerit gieng daher die 
abſtrakte Rechtsidee anf. Aber fie gieng ihnen nur zur Hälfte auf. Denn 
Recht im vollen Sinne des Worts war ihnen nur das Privatredht. Zwar 
hatten fie, wie ſchon das Wort „jus publicum“ zeigt, die Ahnung einer 
höheren Einheit: allein Alles, was dem römifchen Privatrecht feinen welt 
biftorifchen Werth verlieh, berubte nicht auf dem, was ihm etwa noch mit 
dem jus publicum gemeinfam war, jontern ganz allein auf feinem Gegenſatz 
zu tiefem. Das jus publicum, das feine einzige Beziehung und feinen lebten 
Zwed im „status rei Romanae* findet, erfchien durchaus nur als Ausflug 
der einen und untheilbaren Staatsibee; nicht einmal tie Vorftellung von der 
Möglichkeit einer Selbftändigkeit befjelben im Verhältniß zum Staat tauchte 


2) So iſt dem Volle Anfangs aud feine Sprache die Sprache, und Anders⸗ 
rebende find Nicytrebenbe oder Stumme, wie noch heute der Pole die Dentichen 
nennt. So ift ihm feine nationale Gottheit, obwol national, Die Gottheit, fein 
nationaler Glaube der Glaube, der Fremde ein Ungläubiger. So ift ihm feine 
Eitte die Sitte, der Fremde ein Barbar, dem jede Sitte fehlt. 
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auf. Umgekehrt war das gerade ber ungeheure Kortichritt, ben die Römer in 
bie Welt brachten, daß fi: das Privatrecht auch gegen den Staat als jelbft- 
ſtändig ſetzten. So fehlten tem römiſchen jus publicum gerade biejenigen 
Mertmale, welche das jus privatum zum Recht machten; und umgefehrt er- 
fhien als das Weſen des Tetteren gerade dad, was dem jus publicum den 
Charakter eines wahren Rechtes nahm. 

Demgemäß mußte bem Römer der Begriff ber Perfönlichleit mit dem 
Degriff ter Privatrechtsfähigkeit zufammenfallen. Denn für bas jus 
publicum gab es unr Ein Subjekt, für welches alle Einzelnen und alle andern 
Berbände nichts als unfelbftänbige Theile waren; dieſes Eine Subjekt aber 
war ber römifche Staat, der als einziges Weſen feiner Gattung Teiner Sub- 
fumtion unter einen höheren Begriff bedurfte. Yür das jus privatum ba- 
gegen gab es eine große Zahl von Subjekten, die innerhalb diefer Sphäre 
ſogar dem Staate ebenbürtig waren. 

1. Der römilche Perionenbegriff gieng baher von der Borftellung ver 
singuli aus. Denn Privatreht war, quod ad singulorum utilitatem 
spectat. Es war gerade bas eigentliche Wefen bes Privatrechts, dem Individuum 
eine jelbfländige Willensiphäre zu ſchaffen. 

Perſon war freilich nicht jeder einzelne Menſch. Anfängli war auch 
ber roͤmiſche Rechtsbegriff national beichränft und Perfon daher nur ber civis 
Romanus mit tem connubium und commercium des jus civile. Und als 
das römifche Recht in feinem Zuge nach Univerfalität im jus gentium bie 
nationale Schranke feiner Geltung abgeſtreift hatte, blieb Doch der Slave 
rechtlos. Allein nun ftellte fich allerdings die Rechtsanſchauung feft, daß am 
fih der Menſch als Menſch Derjon fei. Und die Eine ungeheure Ausnahme, 
vor deren realer Macht die Abftraktion die Waffen ſtrecken mußte, erſchien 
nun als Ausflug einer pofitiven Sabung.?) Unverkennbar war ed eine ber 
großartigiten Thaten des Menfchengeiftes, daß daſſelbe Volt, welches bis zu 
feinem Ende den Staat nur in ber civitas Romana fand, zuerft die Privat- 
rechtsfähigkeit von der Givität Löfte und dem Menſchen als Menjchen Geltung 
zuſprach; unverfenubar war es nicht dieſes Volkes, ſondern der zwingenden 
fozialen Verhältniße Schuld, dag man, nachdem man bie Redhtlofigfeit von 
Menſchen als Ausnahme begriffen hatte, diefe Ausnahme nicht ald Unrecht zu 
begreifen vermochte. Allein auf ber andern Seite wurde durch die Schärfe 
der Abftraftion die Größe des Uebels nur verihlimmert. Denn jebe Brüde, 
welche im Leben noch zwiſchen Freien und SElaven beftehen mochte, wurbe 
begrifflich abgebrochen, ſeitdem der Perfonenbegriff vollendet nnd ber Sklave 
ben Sachen zugewiejen war. 

Perſon war ferner nicht Jeder in gleihem Grabe. Die Unterjchiebe, 
welche ben cives, liberi und homines sui juris gegenüber ein geminberter 
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status in dem Umfange der Rechtsfähigkeit erzeugte, mußten als theilweife 
Berfagung ber Perjönlichkeit empfunden werden. Allein die römifche Abftraf- 
tton ueigte auch bier dazu, in ber Ungleichheit eine poſitiv⸗rechtliche Ausnahme 
von ber im Princip augenommenen Gleichheit zn jehen. Man ſetzte zupärberft 
in bem abftralten Begriff der Perfon, den man mit einem ganz beftimmten 
und unabänderlien Juhalt verfah, jeden Menſchen in Bezug auf Rechts⸗ 
fähigkeit dem andern gleih; und man ließ erft binterber durch bie Hinterthür 
der Ausnahme die Ungleichheit wieber ein. Zugleich hatte dies die praßtifche 
Folge, daß diefe Ausnahme, eben weil fie Ausnahme war, mehr nnd mehr 
zur Befeitigung fam. Daher bie wunderbare uivellirende Kraft des römifchen 
Rechts, welches kaum einen Anſatz zu einem Stanbesrecht Tannte, ſchließlich 
aber in einem völligen Nivellement ber Rechtsſubjekte endete. 

2. Lag das Weſen bes Rechtes dariu, dem Individuum eine jelbftän- 
bige Sphäre gegen bie Allgemeinheit abzugrenzen, jo war an ſich auch unr 
das Individunm zum Träger von Rechten berufen. Wenn baber etwas An- 
beres als Rechtsſubjekt betrachtet werben mußte, Tag darin eine künſtliche An- 
nahme des pofitiven Rechte. Die Römer ftanden daher auch dem zweiten 
Theil des Savigny’ihen Satzes nahe ober wurben doch unabweislich einem 
ähnlichen Gedankengange zugebrängt. 

Für die Anffagung des einer Gemeinfchaft zuftchenden Rechtes blieb tem 
Römer, wenn anders er feinen Perfonenbegriff fefthalten wollte, nur eine 
boppelte Möglichkeit. Entweber das Recht wurde in irgend einer Weiſe, fei 
e8 durch begrifflice Zertheilung ober ſei eb durch mehrfaches Borhanbenjehen, 
der Mehrzahl von Subjekten bergeftalt affommodirt, daß die Willensſphaͤre 
ber einen Perjon gegen die Willensiphäre ber andern durchaus gejondert und 
die Perfönlichkeit intakt blieb. Dann lag jedes noch fo enge Band zwiſchen 
den Perfonen Tebiglih auf ber Äußeren, objektiven Seite unb die abfolnte 
Selbftändigkeit des Individuums im Recht blieb gewahrt. Oder aber, wenn, 
wie bei hen Vermoͤgen bes Staats, der Municipien, der Priefter- und Hand⸗ 
werkerfollegien, die begrifflide Auflöfung in eine Summe von Jubivibual- 
rechten als thatfächliche Unmöglichkeit erichien: jo bedurfte man eines von ben 
Einzelnen verfhiedenen Subjekts, das felbft als Individuum gelten Tonnte. 
Es wurbe alfo jebes Gemeinichaftsverhältnig negirt und eine über der Ge⸗ 
meinſchaft ftehende Perfon als Subjekt eingeführt. 

Eine folde Perfon mußte, wenn der roͤmiſche Perjonenbegriff gewahrt 
werben follte, den Gliedern ber Gemeinſchaft genau wie Dritten gegenüber- 
fiehen. Denn wären bie Einzelnen durch fie in ihrer Perfönlichkeit beichräntt 
oder gebunden geweien, fo hätten fie aufgehört, im Recht nur als Individuen 
zn gelten. Die neue Perfon konnte ferner ihrerſeits nur ai® Individuum, als 
eine dem Menſchen gleichftehende Einzelperfon gedacht werden; denn wäre fie 
als Allgemeinheit in das Privatrecht eingetreten, fo wäre dieſes nicht mehr 
ein Recht ber singuli geblieben. Und fo emtfleibete denn in ber That zuletzt 
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— ein gewaltiger Sortfchritt in ber menfchlichen Geſchichte — ver römifche 
Staat felbft im Bermögensrecht fich feiner Majeftät, um unter Individnen als 
Individnum zu gelten; er beugte fidh als fiscus dem Recht, über dem er als 
Staat allgewaltig fand. Endlich aber mußte die Perfönlichkeit der Berbänte 
als etwas Künftliches ericheinen. Denn fie konnte nicht aus ſich felbft ftammen, 
weil an fi nur der Menſch Perfon war; fie Tonute aber auch nicht ans ihren 
Mitgliedern ſtammen, weil diefe ohne inneren Zuſammenhang mit ihr waren 
und nichts von ihrer Perfönlichkeit in ihr aufgegeben hatten. Man mußte 
alſo ſchließlich dahin kommen, in dieſer Perfon eine künftliche Annahme, eine 
Fiktion zu finden, was weiter dahin führte, ald Duelle einer fo merkwürdigen 
Eriftenz allein die Stantsallmacht gelten zu laflen, durch dieſe aber auch Die 
Perfonificirung aller möglichen andern Subftrate als zuläßig anzunehmen. 

3. Aus diefer Begriffsentwidelung ergeben fich die weientlichen Merkmale 
ber roͤmiſchen Perjönlichkeit. Sie ift der vom Recht anerkannte Sudivibnal- 
wille; und fie ift eine ebenfo unumſchraͤnkte Willensmacht in ber privatredht- 
liden Sphäre, wie died der roͤmiſche Staat im öffentlichen Rechte ift. 

Die römifche Perfönlichkeit ift daher abfolnt. Sie ift nur durch fi 
jelbft beftimmt, wird Dagegen weder durch Verbindung mit andern Subjelten 
noch durch die ihr unterworfenen Objekte afficirt oder mobificirt. Im Ber- 
hältniß zu andern Perſonen ift fie alſo ſchlechthin Toorbinirt: ein Wille, der 
fremdem Willen unterworfen wäre, würde aufhören, Wille zu fein. Freilich 
Tennt das Familienrecht eine wichtige Ausnahme in der potestas, einem wahren 
Recht an ber Perfon: das ift aber gerade der Fall theilweiſer Berneinung der 
Perjönlicheit, der biltoriich fogar ans einem Eigenthum erwachſen ift. Ab⸗ 
geichen hiervon muß ber Wille fih felbft binden, damit eine Verpflichtung 
eniftehe; and dann aber räumt er Feine Herrfdhaft über fich jelbit, fondern 
zunächft uur ein Recht auf eine Handlung ein, und erft im alle ber Nicht. 
erfüllung kann daraus die Perfon jelbft verhaftet werben, ja nach ftrengem 
Recht ale Sade in ten Willen des Glänbigers fallen. Umgelkehrt tft die 
Perſon gegenüber der von ihr ergriffenen Rechtsſphäre ſchrankenlos befugt, 
durchhringt diefelbe auf das Bollftämdigfte, geftaltet fie gewiſſermaßen nur zu 
ihrer äußern Hülle. Die römifche Perjon ift alfo nad außen wie nach innen 
jouverän. 

Sie ift femer untheilbar wie bie Individualität. Ihr gefammter und 
überall gleicher Gehalt ift wejentlich für ihren Begriff, fie Tann ohne Selbſt⸗ 
zerftörung fein Stüd von ſich ablöfen, fie kann daher auch nicht Theil oder 
Glied einer andern Perjönlichkeit fein. 

Sie ift entlih unübertragbar, weil fie die rechtlich nothwendige 
Eigenſchaft jedes Individuums if. Uumdglih daher find für den Römer 
die Selbflergebungen, welde im bentihen Recht eine fo hervorragende 
Rolle fpielen. Unmöglih ift jelbft eine theilweife Hineinlegung des 
Willens in einen Anbern, fo baß es nicht einmal eine Stellvertretung, bei 
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welder der Wille des Bertreters in Wahrheit als der des Bertretenen gälte, 
gibt. Und wenn das Recht an der Perjon (potestas), weil bier eben wirklich 
ausnahmsweiſe die Perjon Objekt wird, die Uebertragung nicht ausſchließt, fo 
ijt doch fowohl die aktive wie die paffine Seite der Obligation unhbertragbar, 
weil in jeder Ueberiragung eine Verfügung über fremden Willen läge. Nur 
Surrogate mildern für den Verkehr die Sproͤdigkeit diefes Principe. 

II. Dieſe Entwidelung des römijchen Perfonenbegriffs hieng fo eng mit 
bem Geſammtcharakter des römiſchen Geiftes zuſammen, daß es geradezu abfurb 
wäre, eine einfache Wieberholung berjelben bei einem andern Volke auch nur 
für möglich zu halten. Snsbefondere mußten bei den Germanen zwei Um⸗ 
ftände auf eine diametral entgegengefette Gejtaltung hinwirken: einmal bie fo 
viel fpätere und unvollfommnere Abjtraktion bei unendlich größerem Reichthum 
und Gehalt der Eonfreten Berhältniße; zweitens die von Anfang an voll 
fommenere und weitere Anlage der germaniihen Rechtsibee. 

1. Eine völlig durchgeführte Abſtraktion von den Unterjhieben der 
Rechtsſubjekte und deren Subjumtion unter einen farblofen Gattungsbegriff ift 
in Deutichland vor Reception des roͤmiſchen Rechtes überhaupt nicht vollzogen 
worden, wie ſchon ter Mangel eined deutſchen Wortes für „Perfon“ oder 
„Rechtsſubjekt“ beweift. Doch war der Sache nad) ſchon im fpäteren Mittel» 
alter das gemeinfame Merkmal der verjchiebenen jubjektiven Einheiten, Perjon 
zu fein, zum Bewußtjein gelommen; man parallelifirte als gleichartige Glieder 
einer höheren Gedankenreibe Rechtsſubjekte verfchiedener Art, beionders Körper- 
haften, Stifter und Einzelne, und unterwarf fie der gleickartigen Anwendung 
einer Reibe von Rechtsſätzen; und man hätte fiher auch über kurz ober lang 
ein technifches Wort (etwa „Rechtsweien"?) zum Ausbrud des dem Rechts- 
bewußtjein bereits jo nahe gefommenen Begriffes geftempelt, wenn nicht Wort 
und Begriff der Römer vor tem letzten Abichluß ter Entwidelung eingegriffen 
hätten. 

Dem Stadium aber einer. au nur foweit fortgeichrittenen Ausbildung 
bes Perjonenbegriffs ging ein ganzes Sahrtaufend vorauf, in welchem überhaupt 
feine Spur einer Abitraftion erfichtlich ift, vermöge deren man über den kon⸗ 
Treten Unterfchieden der Rechtsſubjekte die Gattungseinheit erblickt hätte. Und 
in den Landgemeinden dauerte bis an die Grenzen unferer Tage die alte naive 
Anſchauung fort, welche bei der thatfächlichen Verſchiedenartigkeit der Rechts⸗ 
ſubjekte ftehen bleibt. Das Rechtsbwußtſein auf dieſer Stufe fieht es wol, 
daß diefelben oder ähnliche Rechte bier einer Gefammtheit und bort einem 
Einzelnen zufteben: aber es läßt den Schluß ungezogen, daf deshalb Geſammt⸗ 
beiten und Einzelne in dem Punkt, Rechte zu haben, daſſelbe find. Ja aud 
vie Einzelnen für ſich werben in älterer Zeit gar nicht unter den Gattungs⸗ 
begriff von Rechtsſubjekten zufammengefaßt, denn der „Menſch“ als foldher hat 
feine rechtliche Bedeutung, im Uebrigen aber giebt es nur engere und Fon- 
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fretere Gattungsbegriffe, wie die ber Stammesgenohen, Standes-, Gemeinde 
Dienft-, Befißgenofen u. |. w. 

Wie überall, jo war auch hier die fpite und unvolllommene Abftraktion 
nit blos ein Mangel, jondern weit mehr ein Vorzug unjeres Volkes. Jene 
heilige Scheu, welche die Germanen von verfrühter Firirung ter Begriffe 
zurüdhielt, ift ebenſoſehr Etzeugniß wie erzengenber Faktor unferer höheren 
Kultur und tieferen Beranlagung geweſen. So läht fi) die unferem Rechte 
eigenthümliche Anerkennung der Menſchenwürde, fein Grundzug tiefer Humanität 
nicht ohne jene Fülle von Mebergäugen deuten, durch die in unmerklichem 
Sortfchritt die eignen Leute zur Dörigkeit und bie Hörigen zur Freiheit er- 
boben wurden. Dieſe Uebergänge aber waren unmöglich gewejen, wenn ber 
Freiheit der abſtrakte Derfonenbegriff frühzeitig jubftituirt worden wäre. Dann 
wäre bie Drüde abgebrocden gewejen zwiſchen Freiheit und Unfreiheit, die 
Menſchen wären wie bei den Römern in Perjonen und Sachen zerfallen. 
Allerdings wäre dann auch bie volle Freiheit nicht zur Ausnahme geworben: 
wer aber möchte wũnſchen, es hätte bie eine Hälfte bes Volks die Wahrung 
ber alten Freiheit mit ber Sklaverei der andern Hälfte erfauft? So gab es 
ſchließlich kaum noch volle Freiheit, aber auch kaum noch volle Unfreibeit, und 
ed war der Weg zu der im Sachſenſpiegel ſchon ausgeiprochenen Idee gebahnt, 
dag der Menſch als Menſch immer und nothwendig Perjon, die Leibeigenfchaft 
aber nicht pofitives Ausnahmerecht, fondern pofitives Unrecht ſei. Natürlich 
ftand auch hier Begrifflihes und Thatjächliches in unlösbarer Wechſelwirkung 
und es wirkten noch andere Faktoren auf daſſelbe Ziel. So war fidherlich das 
Chriſtenthum eine Wurzel jener Humanität, die das deutfche Recht im Men⸗ 
ſchen nie den Menfchen überjehen ließ, und doch wurbe andrerſeits dad Chriften- 
thum erft dadurch, daß es für feine Lehren ben fruchtbaren Boden des ger 
manifchen Gemüthes und in ihm feine Bertiefung fand, zur Loͤſung einer 
Aufgabe befähigt, die e8 in der That im abfterkenden Alterthum nicht gelöſt 
bat. Ebenſo war bie langſame Entwidelung ber germanifchen Wirthſchaft 
und daB langdauernde Webergewicht tes Ackerbau's zugleih Bedingung und 
Folge des älteren Perſonenrechts. Allein ein nicht wegzudenkendes Glied in 
ber Kette diefer Wechſelwirkungen war eben aud ter Mangel an Abftraftion 
der die Mijchverhältuiffe von Freiheit und Unfreiheit rechtlich ermöglichte. — 
Sn demielben Zuſammenhang ftand dann ber fpäte Fortſchritt zum abftraften 
Perfonenbegriff mit der eigenthümlichen zugleich trennenten und verbindenden 
Stänbebildung, ohne welche die BVielfeitigkeit unſerer Kultur nicht denkbar ge 
weien wäre; oder mit der größeren Relevanz der Rechtsobjekte, wodurch 
wiederum nuſer reicheres und komplizirteres Verkehrsleben bedingt ift; vor 
Allen aber mit dem erweiterten nnd vertieften Gehalt ver Nechtsinee im Ver⸗ 
hältniß zur Staatsibee. 

2. Die oben behanptete weitere und tiefere Anlage der germa- 
nifhen Rechtsidee, welcher ein ganz anderer als der römilhe Perjonen- 
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begriff entiprecyen mußte, laͤßt fih in den Sag zuſammenfaßen, daß die ger- 
maniſche Rechtsidee von vornherein die Idee bes öffentlihen Rechtes in 
fih enthielt. 

Gehoͤrte zur weltbiftoriihen Miffion der Römer die Schöpfung bes erften 
Privatrehts, jo war in demfelben Sinne in der weltbiftorifhen Miffion ter 
Germanen bie erfte Schöpfung des öffentlihen Rechts enthalten. Bei den 
Griehen war alles Recht im Verhältniß zum Staat unfrei, es gieng nicht 
blos ter Bürger im Staat, jondern dad Individuum im Bürger auf; bie 
Römer fehten das Privatrecht jelbftftändig gegen den Staat und gaben dem- 
jelben Menſchen, ber ald Bürger im Staat aufgieng, eine individuelle Sphäre 
fonveräner Willensmacht; die Germanen zuerft erflärten auch die Beziehungen 
zwiichen Staat und Bürgern für Recht und fchufen bas öffentliche Recht als 
Beftandtheil bes Einen Rechtes, das überall ſich ſelber gleich blieb. 

Auch bier ward die vollfommenere Kultur mit einer relativen Unvoll- 
fommenheit eingeleitet. Die germanifche Rechtsidee trug bie Keime zu reicherer 
Entfaltung nur in fi, weil fie älter als die germaniſche Staatsidee war. 
Während die griechifche wie die römifche Gefchichte mit dein State beginnt, be⸗ 
ginnt die germaniſche mit den Recht. So mußten wir, bamit die erft halb 
geoffenbarte Rechtsidee der Menſchheit voll aufgehe, ungleich Tänger als bie 
alte Welt eines wirklihen Stantes und damit der Trennung öffentlichredht- 
licher und privatrechtlicher Berhältniffe entbehren. Die thatfächlihen Momente, 
welche darauf hinwirkten, Daß es bei uns länger ald ein Sahrtaufend ein fehr 
entwideltes Recht und doch feinen eigentlichen Staat gab, — wie bie fpäte 
Entwidelung von Handel, Verkehr und ftädtiichem Leben, der Mangel eines 
natürlichen Mittelpunkts, die ftändifche und territoriale Mannichfaltigkeit, — 
waren hier wie überall ebenfofehr Grund als Folge einer eigenthümlidhen An- 
lage und Richtung bes germanijchen Geiſtes. Jedenfalls iſt es gewiß, baß bei 
und in die wirkliche Welt wie in das Bewußtjein der Staat ſehr viel Ipäter 
als das Recht trat. 

So umfaßte bei den Germanen von je das Recht gleichzeitig die Be 
ziehungen der Einzelnen zu einander und zur Allgemeinheit. Beides Tonnte 
zunächft gar nicht geſondert werben. Es gab im Grunde weder öffentliches 
noch privates, fondern nur ein einziges, einartiges Recht. Aber tiefes Recht 
war dur und durch Recht; es trug in allen feinen Theilen bie Merkmale 
ber Gegenfeitigkeit und Erzwingbarfeit an ſich; es war vollkommen felbftändig 
und fegar jo felbftändig, daß es feinerjeits alles ftaatliche Lehen band. 
Deffentlihe wie private Derbältniffe wurden jo mit dem Stempel ber Einen 
Rechtsidee ausgeprägt: unentfchieden aber und für ihr Weſen unerheblich blieb, 
ob dabei mehr der Charakter des heutigen Privatrechts oder ber des heutigen 
öffentlichen Rechts zur Geltung fam und welcher Wechlel bierin etwa im 
Laufe der Zeiten eintrat. 
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Diefe Unvolltommenbeit Tonnte erft überwunden werben, feitbem zuerft 
in ten Städten und dann in den Ländern der Staatsgedanke aus dem Recht 
beranstrat. Nun mußte fi alles Recht in die beiden großen Gebiete tes 
öffentlihen Rechte und bes Privatrechts ſcheiden. Allein joweit die Entwide- 
lung dentſch blieb, wurde damit die Idee einer Einheit alles Rechts Teines- 
wege aufgegeben. Nach der Heception bed römifchen Rechte wurde freilich 
in Deutſchland (anders als in England) bie Rechtsnatur des öffentlichen Rechts 
auf dad Außerfte gefährbet ; es ſchien, als könne anders fich der Staat kein 
volles Sein erkämpfen. Allein ganz erloſch bie germaniſchẽ Rechtsidee nie. 
Die Intenfivität des Öffentlichen Rechtsgedankens entſprach vielmehr genau dem 
Grabe, in welchem das Rechtebewnätfein unſeres Volkes lebendig und beutfch 
blieb. Und die Wiebergeburt tes nationalen Rechts in unferm Sahrhundert 
knũpft vor Allem an die Wiederbelebung bes öffentlichen Rechtes an. 

Diefer umfaßenderen Rechtsidee mußte nun von vornherein auch ein 
umfaßenberer Perfonenbegriff Torrefponbiren. Perfoͤnlichkeit konnte nicht wie 
bei den Römern Privatrechtsfähigkeit fein. Bielmehr mußte fih im Serfo- 
nenbegriff die Fähigkeit zu Sffentlihem und privatem echt vereinigen, wobei 
Anfangs Beides ungeichieden darin enthalten fein, fpäter darin zwei verfchle- 
dene Seiten derſelben Perjönlichkeit gefunden werben mußten. | 

Das germanifche Recht konnte daher nicht, wie das römifche, von ber 
Nebeneinanderftellung einer abjoluten Willensordnung bed Staats und einer 
Summe fonveräner Einzelwillen ausgehen. Sein Ausgangspunft vielmehr 
mußte ein einheitlicher Willensbegriff fein, der die Merkmale der Freiheit und 
der Beichräntung, des Fürfichjeins und bes Fürandereſeins, des Indivi⸗ 
duellen und des Gemeinheitlichen gleihmäßig umſchloß. Es war daher der 
freie, aber fittlich gebundene, der fittlih freie Wille, welcher bie Seele 
der germaniſchen Perjönlichkeit bildete Und Perſoͤnlichkeit beftand in der 
Anerfenuumg eines fittlich freien Weſens ald bes Trägers von Recht. 

Dabei Tonnte uriprünglih je nad der Natur der in Frage ftehenben 
Rechte in dem Begriff der Perfönlichkeit die Freiheit ober die Gebundenbeit 
faltifch mehr Hervortreten: es gab aber Feine principielle Scheidung inbivi- 
dueller und gemeinheitlicher Willensmacht. 

Als aber öffentliches und Privatrecht ſich gejchieden hatten, trat zwar 
eine begriffliche Trennung der beiden Seiten ber Perjönlichkeit ein: es gieng 
jedoch darüber die Einheit des Perjonenbegriffes nicht verloren. Jetzt gieng 
zwar das Privatrecht von der Freiheit und das öffentliche Recht von ber Noth- 
wendigkeit, aber weber dieſes von der Willenlofigkeit, noch jened von ber 
Willkür aus. Sm Privatrecht erſchren die Perjönlichkeit als Individuum: 
aber nicht in roͤmiſcher Welfe als eine an fi mit Anbern unverbunbene, 
föranfenlofe, abjolnte Willensmacht, jonden von vornherein bedingt und 
innerlich beſchränkt durch die fittlide Ordnung ber menſchlichen Gemeinſchaft. 
Im öffentlichen Recht erihien die Perfönlichleit als ein Gemeinwejen oder 
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ald Glied eines folden: aber nicht in ber erſteren Beziehung ale abjolute 
Nothwendigkeit einer einzigen Willensordnung und in der zweiten als willen- 
loſer Theil eines Ganzen, fondern dort als das höhere, aber durch die Zu- 
fammenfegung aus felbftändigen Glieder fittlid gebundene Ganze, bier als 
das ein- und untergeorbnete, aber vermöge- ber ftaatöbürgerlichen Freiheit im 
fi) berechtigte und willensfreie Glied. Und zuletzt war, wie der Begriff des 
Rechte, fo der Begriff der Perjönlichkeit nur Einer, indem fi Freiheit nnd 
Nothwendigkeit in dem Begriff der fittlichen Freiheit zu höherer Einheit löften. 

3. Perſoͤnkichkeit in dieſem Sinne hatten zunächſt von je die &inzelnen. 

Anfangs hatten fie auch bei und nur die Volksgenohen, und aus der 
Rechtlofigkeit der Sremden war aud bei und bie Rechtloſigkeit ber Unfreien 
gefolgt. Allein che man deshalb die letzteren unter den Sachbegeiff verwieſen 
hatte, veränderte das fi) ausbildende Hofrecht bie thatſächlichen Verhältniße. 
Zwar gab es auch fpäter eigne Leute ohne Hofrecht: ganz rechtlos aber wa- 
ren auch dieſe nicht. Immer war die deutſchrechtliche Gewalt über Uufreie Tein 
teined Privateigenthum, fondern zugleich Herrichaft, keine einfeitige Befugniß, 
jondern zugleich Pflicht, und auch das intenfiofte Herrihaftöverhältnig war 
ein Berbältnig der Gegenfeitigleit. So kam ed, lange bevor von ab» 
ſtrakten Menjchheitsrechten bie Rebe fein Tonnte, dahin, da in irgend einem Grade 
jeder Menſch rechtsfähig, Feiner nur Rechtsobjekt, jeder alſo „Perfon* war. 
Und ald man daher zu abitrahiren begann, mußte man Serjönlichkeit nicht 
als eine Eigenſchaft anfehen, die zwar „an ſich“ jedem Menſchen gebühre, 
ihm aber durch das pofitive Recht entzogen werben könnte: jondern als eine 
wefentliche, immanente, nothwendige Qualität des Menfchen, die das pofitive 
Recht nicht, ohne zu Unrecht zu werben, läugnen durfte. Schon im Mittel- 
alter ftand dieſe Anſchauung feft: ungleich war nur das Minimum des In- 
halte, bis zu welchem die Rechtsfähigkeit minderbar fhien. Während z. B. 
die Stadtrechte volle perfünliche Freiheit als Weſensmerkmal der Perſoͤnlich- 
feit feßten, jo daß jede vom Stadtrecht ergriffene Perſon fi bis dahin heben 
mußte und feine darunter ſinken fonnte, beftimmten die Hof- Dorf- und 
Landrechte eine viel tiefere, aber gleichfalls unüberjchreitbare Grenze. In ber 
Folge bat fih dann nur diefer für den Perfonenbegriff wefentliche Gehalt 
verändert; die Anfchauung aber, daß unter diejes dem Zeitbewuhtfein ent- 
Iprechende Niveau das Recht den Menihen nicht hinabtrüden dürfe, blieb 
gewahrt. So war jede Erweiterung des Sreiheitäbegriffs nicht blos Inhalt, 
fondern auch Schranke des pofitiven Rechts, und es feftete fich die heute nicht 
mehr in Frage geftellte Auffaßung, daß ter Menſch ein abjolutes Recht auf 
Derfönlichkeit mit fih zur Welt bringt, daß er nicht durch das Recht zur 
Perſon wird, fontern ſchon ald Perſon in das Recht tritt. Das Recht, welches 
die Perfönlichkeit des Menſchen nicht bejahen oder verneinen Tann, jondern 
in ihrem ganzen für wefentlich erfannten Umfange bejahen muß, fchafft nur 
das Gebiet und die Mittel ihrer Verwirklichung. 
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Niemals aber war über diefes ihr weientliche Minimum binaud die Per- 
jönlichkeit von durchweg gleihem Gehalt. Urſprünglich brachten Stand, 
Beſitz, Beruf, Bekenntniß, Alter, Gefchlecht, Koͤrperkraft n. |. w. eine fo weit 
greifende Ungleichheit der Rechtsfähigkeit hervor, bak man über ber konkreten 
Verſchiedenheit nicht einmal das, worin die Perſoͤnlichkeit fich trotzdem gleich 
blieb, fah. Nur für die gemeinfamen Beziehungen einer gewiffen Sphäre 
jegte man die Genoßen berjelben einander gleich, alfo 3. DB. bezüglich bes 
Standesrechtes die Standesgenoßen, bezüglich des Berufs die Berufsgleichen, 
bezüglich des dinglichen Rechtes bie Befiter gleicher Gattung, bezüglich des 
Reichs⸗ und Landes⸗Staatsrechts die politifchen „Stände“. Aber man war 
weit davon entfernt, über ſolche relative Gleichheit hinaus eine „an fi" be 
ftehenbe, nur durch das Mecht veränderte Perfonengleichheit anzunehmen. An 
biefer Möglichkeit der Steigerung, Minderung und Mobificirung der Perjön- 
lichkeit änderte dann auch die Entftehung des abftraften Perjonenbegriffs nicht. 
Denn damit wurde nur ber Minimalgebalt, nicht uber der gejammte mög- 
lihe Inhalt menſchlicher Rechtsfähigkeit als gleich geſetzt. Erſt mit dem rö- 
mifchen Recht drang die Idee abſtrakter Gleichheit vor und that wichtige 
Dienfte in ver zur Ueberwindung bes Mittelalters erforderlichen Nivellirungs. 
arbeit, in dem Durchbredien der ftändiichen Schranken und in ber Herftellung 
ber allgemeinen individuellen wie ftaatvbürgerlichen Freiheit. Allein im Grunde 
ift auch heute weder im Rechtsleben noch im Rechtsbewußtſein der römifche 
Satz durchgedrungen, daß die Perfönlichkeit an fich gleih und Ungleichheit 
nur Folge einer pofitivrechtlichen Ausnahmeſatzung fe. Denn wenn thatſäch⸗ 
li die größte Verſchiedenheit der. Rechtsfähigkeit beiteht; wenn im äffentlichen 
Recht die Möglichkeit, Subjekt beftimmter Befugnige und Pflichten gu fein, 
von Geburt, Geſchlecht, Alter, Mitgliebichaft beftimmter Verbände u. |. w. 
abhängt; wenn im Privatrecht nicht blos Alter, Gefchlecht, Geiftestraft, bür- 
gerliche Ehre, jondern auch ein beftimmter Beruföftand, wie 3. B. im Han. 
delörecht die Eigenfchaft eines Kanfmanns, die Fähigkeit zu ganzen Redhts- 
fphären bedingen; wenn, wie fi) fpäter ergeben wird, jebe korporative Mit- 
gliedſchaft die Perjönlichkeit zugleich bindet und erweitert, alſo mobificirt: fo 
widerfpridht es der tieferen Einficht in das Weſen der Dinge, dad Princip 
ber Gleichheit zu jeßen, um es fofort durch hundert Ausnahmen wieder auf 
zubeben. Denn entweder ift das Princip richtig: dann find die Ausnahmen 
principwibdrig und brängen auf Befeitigung. Ober die Ausnahmen find be- 
gründet: daunn ift das Princip eine leere und ſchädliche Abftraktion. Iſt doch 
überhaupt der Widerſpruch zwiſchen Princip und Leben nur ein fcheinbarer: 
Principien, welche fih nicht in das Leben zu überfegen vermögen, bofumen- 
tiren ſich dadurch als unzutreffende Berallgemeinerungen; Thatſächliches aber, 
weldhes dem wahrhaften Kern eines Princips widerfpricht, gebt auch im Le 


ben zu Grunte. ze 
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4. Schon aus dem Bisherigen und ohne Rüdficht auf die Subfumtion 
ber über den Einzelnen fteheuden Einheiten unter den Perfonenbegriff ergibt 
fih, daß die roͤmiſchen Merkmale des Abjoluten, der Unübertragbarkeit und 
Untbeilbarkeit auf die Perfon des deutſchen Rechts unanwendbar waren. 

a. Die beutfchrechtiiche Perſoͤnlichkeit ift nicht abſolut, weil das deutſche 
Recht einen unnmfchränkten und beziehungsloſen Willen überhaupt nicht kannte, 
vielmehr von der gegenfeitigen Bebingtheit aller Willen und namentlich auch 
bes Geſammt⸗ und Sondeniwillens ausgieng. Daraus ergab fi, entgegen dem 
römifchen Princip der Getrenntheit, die Einheit von Recht und Pflicht. Denn 
der abfolute Wille kann fih nur in einer einfeitigen nnd an fi fchranfen- 
Iofen Befugniß wiederfpiegeln, während feine etwaige Beichränfung und Ge⸗ 
bundenheit als davon ganz unabhängige umd ebenfo einjeitige Verpflichtung 
in die Sphäre eines audern Willens fällt. Iſt aber der Wille in ſich jelber 
fittlih befchräntt, jo koͤnnen Recht und Pflicht ald zwei Seiten berfelben Be⸗ 
ziehung deffelben Willens zu einem andern Willen betrachtet werben. Die 
Sache läßt fih natürlich auch umkehren und aus der Trennung von Recht 
und Pflicht die abfolute und einjeitige Natur des roͤmiſchen Rechtsſubjekto, 
aus der Einheit von Recht und Pflicht die bedingte und relative Ratur ber 
bentihen Perfönlichkeit ableiten. Denn liegt es im Weſen des Rechts, ein 
Spftem von Befugnißen zu fein, jo jteht fein Subjelt, jo weit es Subjelt 
iſt, für fih und ohne jede Beziehung anf ein anderes Subjelt im Recht; es 
ift für feinen Begriff äußerlich und zufällig, daß andere Subjekte da find 
und es ihrerſeits befchränten. Ift aber das echt feinem Weſen nach ein 
Syftem von Befugnißen und Pflichten, jo -ift fein Subjelt von vornherein 
nur in ber Beziehung zu andern Subjelten Subjelt, und es ift für feinen 
Begriff weientlih, daß der in ihm verkörperte Wille in ſich beichränft und 
gebunden ift. 

Aus diefem Grunde wiberfpricht es dem Wejen der beutfchen Perſoͤnlich⸗ 
feit nicht, theilweife zugleich Gegenftand von Rechten zu fein. Vielmehr ift 
jeber Wille zugleich berrihend und beherrſcht. 

Ebenſo aber kann bie Perfönlichkeit des deutjchen Rechte durch das in 
ihre Sphäre fallende Objekt bebingt und beftimmt, gebunden unb erweitert 
werben ; nicht aber durchdringt fie nothwendig und ausſchließlich ihre geſammte 
Herrihaftsiphäre mit der fouveränen Macht des eignen Weſens. 

b. Die dentſche Perjönlichkeit ift ferner theilbar, indem nur ibr je 
weilig als weientlich betrachteter Minimalgehalt nothwendig bei ihr bleiben 
muß, darüber binans aber Stüde ber Perjöulichkeit, einzelne Willensfplitter, 
abgetrennt werben Finnen. Auf der Möglichkeit, eine andere Perfönlichkeit 
dadurch zu erweitern und bie eigne zu fehmälern, beruht die Möglichkeit un- 
gleicher Rechtefähigkeit auf der Möglichkeit, Stüde der eignen Perſoͤnlichkeit 

behufs Bildung einer höheren Geſammiperſoͤnlichkeit auszufondern, bie Res— 
lichkeit jelbftändiger Genoßenſchaftsbildung. 
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c. Die beutfche Perfönlichkeit ift aber aud, bis auf ihren nach dem 
jeweiligen Recht wefentlidhen und daher unveränßerlichen Kern, übertragbar. 

Deshalb war in älterer Zeit die faft völlige ober doch theilweiſe Selbft- 
entäußerumg des Willens, von der Selbſtergebung in die Eigenſchaft bis zum 
Treuverfpreiden bes Baflallen, ein vollkommen binbenbes Rechtsgeſchäft. Des⸗ 
halb war ferner die Uebertragung aktiver Willensmacht auf einen Andern in 
verfhiedenfter Weife möglich; es gab alſo eine wahre Stellvertretung auf 
Grund übertragenen Willens, nnd es konnte eine beliebig beftimmte Willens- 
macht, namentlich auch eine öffentliche ober herrſchaftliche Gewalt, in zahl⸗ 
Iofen Nũancen einem Andern anvertraut, geliehen ober völlig veräußert wer- 
den. Deshalb fonnten endlich auch die bereits Eonftituirten perfönlichen Wil⸗ 
lensbeziehungen auf beiden Seiten löslih und übertragbar werben, wie ja in 
der That im Mittelalter faft alle Berhältnige der Willensherrſchaft ſowol wie 
der Willensuuterwerfung die Uebertragung auf Andere zuließen, fo daß zu- 
legt der öffentliche wie der individuelle Wille in zahllofen Splittern deu Ge⸗ 
genfland bes Rechtsverkehrs bildete. 

Als dan die gemeinheitliche und die privatrechtliche Seite der Perfün- 
lichkeit fich trennten, mnfte freilich in Bezug auf die erftere bis auf ein- 
zelne Reſte die Möglichkeit der Uebertragung verjchwinden, da ein wahrhaft 
ſtaatlicher Organismus feinen Gliedern nicht Macht über ihre Mitgliedfchaft 
geben kann. Im Privatrecht dagegen lebte das alte Grundprincip fort. Denn 
im Gegenſatz zum römtichen Recht fett nach deutfcher Anfchauung bei jeder 
Uehernahme einer Verpflichtung der Wille einen Theil feiner felbft als Rechts⸗ 
objekt, e8 gibt eine wahre Willensvertretung duch Bevollmächtigte, und 
Schuld wie Forderung find vom Individuum löslich und negotiahel gewor- 
ben. Sa felbft ein ganzer Kompler von Gebundenheiten und Erweiterungen 
bes Willens ift übertragbar, wie z. DB. das Recht an einer Firma, worin fo 
viel perfönliches Recht fteckt, duß Viele eine eigne Firmenperſoͤnlichkeit anneh⸗ 
men, oder eine gefellichaftliche Theilhaberſchaft. Und ſogar, was vielleicht den 
Gegenja zum roͤmiſchen Perfonenbegriff am fchärfften bezeichnet, die Mitträ- 
gerkhaft einer Körperichaftsperjönlichkeit kann bei uns ald Aktie zu einer von 
jeder indivibuellen Beziehung gelöften Waare werten, fo daß alfo eine Perfon 
aus einer Anzahl negotiabler Theilperſoͤnlichkeiten beftehen Tann. 

5. Fragen wir num ſchließlich nach der Ausdehnung des Perfonenbegriffs 
über den Einzelmenichen, fo ift ſchon nad den Bisherigen klar, dab von 
vornherein ein Aufgehen der Rechtsiubjektivität in dem Begriff des Indivi⸗ 
duums bei uns unmöglich war. Denn von vornherein lag ja im Weſen des 
Rechts nicht blos Die Abgrenzung indivibueller Willensiphären als jelbftän- 
diger Machtgebiete gegeneinander, jondern zugleih die organifche Verbindung 
von Sonterwillen zu ber höheren Willensiphäre einer Gemeinfchaft. Und von 
vornherein bezeg fih bie beutiche Perfönlichkeit nicht blos auf ſich felbft, fon- 
dern zugleich amf höhere Gemeinheiten, für welche fie Glied und Trägerin war. 
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So waren denn in ber That von jeher über den einzelnen Menſchen 
bie menfhlihen Verbände Träger von Rechten. Sie traten nicht nur 
andern Verbänden, fondern auch ihren eiguen Gliedern als verkörperte Wil⸗ 
lensmãächte mit Befugnißen und Pflichten gegenüber. Sie waren Redhtöfub- 
jekte, weldye die zwiefahe Bedentung, Allgemeinheiten über den Individuen 
und felbftändige inbivibuelle Einheiten zu fein, in ihrem Weſen trugen. 

Zunähft jedoch war aud Bier die gemeinheitliche und bie inbivibual- 
rechtliche Seite ungeſchieden und unfcheidbar. Und ed gab beshalb Feine be⸗ 
griffliche Grenze zwifchen gemeinheitlichen und indivibualiftiichen Verbindungen. 

Bon den beiden Grunbformen germaniicher Verbände fand die eine in 
einem Herrn, bie antere in einer Genoßengeſammtheit die Darftellung ihrer 
Einheit; alle Mifhformen aber beruhten anf der Theilung bed Berbands- 
rechtes zwifchen Herren und Gejammtheiten. Nun war von Anfang an ter 
Herr nicht blos als inzelner Träger von Individualrecht, fondern zugleich 
als Verbandshaupt Träger von Verbandsrecht, jo daß feine durch bie ihr ver- 
bundenen Stüde fremder Perfönlichfeiten erweiterte Perſoͤnlichkeit über die 
blos individuelle Bedeutung zur Bedeutung einer Allgemeinheit erhoben wurbe. 
Und von Anfang an war die Genopengefammtbeit nicht blos Summe von 
Sndividuen, fondern zugleich Allgemeinheit, und folgeweife nicht blos Träge⸗ 
rin gemeinfchaftliher Einzelrechte, fondern auch Trägerin genofenfchaftlichen 
Gemeinrehts. Allein bei dem Mangel an Abftraftion wurden weber bei ben 
Herrn noch hei den Geſammtheiten dieſe beiden Seiten ihres Weſens von 
einander getrennt. So umſchloß in beiden Fällen das Verbandsrecht als eine 
gleichartige Maffe die Beziehungen zwifchen Allgemeinheit und Gliedern und 
die individuellen Beziehungen aller Einzelnen zu einander. Ob der einheit- 
liche Wille des Verbandes als Repräfentant einer Allgemeinheit, ob ein für 
fich jelbft beftehender Einzelwille oder Komplex von Einzelwillen im konkreten 
Falle zur Erfheinung kam, war eine That⸗, Feine Rechtöfrage. Noch Tonnte 
man daher weder Herrichaftöverbänte von Herrichafteverhältnigen, noch Ge⸗ 
‚nogenfchaften von Gemeinſchaftsverhältnißen begrifflih trennen.” Bielmehr 
unterjchieb fih zwar thatfächlih ein Verband, für welchen bie Stellung bes 
Herrn als Verbandshaupt überwog, von einem einzelnen Herrſchaftsverhältniß, 
bei welchem individuelle Beziehungen im Vordergrund fanden: allein bis zu 
irgend einem Punkte gab es auch bier eine einheitlihe und bort eine vielheit- 
liche Willensiphäre, ohne daß .in fefter Begriff beides von einander geſchie⸗ 
ben hätte. Und ebenjo war ein großer thatfädhlicher Unterfchied zwiſchen Ge⸗ 
noßenfchaften und Hechtögemeinfchaften: allein bi zu irgenb einem Grabe 
war bier eine Gemeinſamkeit getrennter Willensiphären eingetreten, dort ber 
Wille Aller lebendig geblieben, ohne daß man den inneren Unterichieb gemein- 
beitlicher und gemeinfamer Rechte firirt hätte. Wie daher bei noch jo weiten 
Herrichafteverbänden der Herr im Individuum, fo blieb bei noch jo Träftigen 
Genopenverbänden die Geſammteinheit in der Vielheit der Genoffen fteden. 
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Recht einer Geſammtheit und Gefammtrecht Mehrerer waren nicht qualitativ, 
anr quantitativ verfchieden; es gab im Grunde weder eined noch das andere, 
fondern nur Geſammtrecht fchlechthin, weldhes den Keim von beidem und bie 
Möglichkeit, eins ober das andere zu werben, in ſich enthielt. 

So groß die Unvollfommenheit dieſer Borftellungen, die ganz am Sinn- 
lichen und Konfreten haften blieben, fein mochte: fie war auch hier der Keim 
einer reicheren und tieferen Entwidlung. Dies zeigte fich, ſobald die Abftraf- 
tion fich der Berhältnifie bemächtigte und im Iufammenbang mit der Schei- 
bung von individuellen und gemeinheitlichen Rechten bie Berbanbseinheit von 
ihrem fichtbaren indivibuellen Träger begrifflich loͤfte. 

Sm Herrſchaftsverbande wurde nun die im Herrn verkörperte Allgemein- 
beit von feiner Individualität, in der Genoßenſchaft die Gefammteinheit von 
der Geſammtvielheit unterſchieden. Alles Recht, das bisher Herrenrecht ſchlecht⸗ 
bin geweien war, zerlegte fi) nun in das Recht des Herrn als Einzelperjon 
und in das Recht der von ihm nur repräfentirten Verbandseinheit. Und alles 
Recht, welches bisher Geſammtrecht ſchlechthin geweien war, zerlegte fich in 
Vielheitsrecht Aller und Einbeiterecht der von der Geſammtheit nur darge⸗ 
ftefiten Genoßenſchaft. So entftand dort eine anftaltliche, bier eine koͤrper⸗ 
fchaftliche, dazwiſchen eine aus anjtaltlichen und koͤrperſchaftlichen Elementen 
gemilchte Berbandsperfänlichkeit. 

Die anftaltlihen und Torporativen Verbände waren nunmehr von bloßen 
berrichaftlichen und genoßenſchaftlichen Rechtsverhältnißen begrifflich und recht- 
Lich verſchieden. Daher traten diejenigen Herrſchaftsverbände, welche feine 
felbftändige Berbandseinheit durchzuſetzen vermochten, wie 3. B. die Outöherr- 
ſchaften, die häusliche Gemeinſchaft, der Verband von Meifter und Gefellen 
n. |. w., in die Reihe bloßer Redhtöverhältnige zurüd und unterſchieden fich 
ſcharf von den zu Perfonen erhobenen Kirchen und Xerritorialftaaten, fowie 
von firdlichen und ftantlichen Anftalten. Ebenſo ſchied fi jetzt beftimmt 
die Köryerjhaft von bloßen Nechtögemeinfchaften und Gefellichaften, bei denen 
das Ganze Fein von der Summe der Einzelnen verichiedenes Subjekt war. 

Die jo in die Sphäre des Begriffs erhobenen Perjonen über den Einzel- 
mienfchen waren aber von den römiichen juriftifhen Perfonen im innerften 
Weſjen verſchieden. 

Sie hatten zunächft ganz andere Funktionen zn erfüllen, indem fie keines⸗ 
wege nur um der Privatrechtöfähigkeit willen da waren, fondern vor Allem 
Öffentliche Rechte und Pflichten batten. Wie beim Einzelnen die Perfönlid- 
keit eine doppelte Seite hat, jo äußert fi) die Periönlichkeit ber Verbände in 
der doppelten Beteutung, Allgemeinheit und individuelle Einheit zu fein. Und 
während beim Einzelnen die Intivibnalttät, ift hier gerade umgekehrt die Ge- 
meinheitlichkeit Ausgangspunkt alles Rechts. Erſt als ein Zweites ſchließt fich 
an die Stellung als Xrägerin von Gemeinheitsrecht die Fähigkeit zu Indivi⸗ 
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dualrecht und möglicherweife noch die Stellung als Glied einer höheren All- 
gemeinheit an. 

Sie waren ferner Feine küuftlichen Schäpfungen, ſondern beſtanden gleich 
ben Einzelperfonen aus und durch fi felbft und wurden vom Recht nur er⸗ 
kannt und anerkannt, nicht geichaffen. Wäre freilich die deuntſche Perfönlichkeit 
uutheilbar und unübertragbar, jo ließe filh das Unbegreifliche, daß mehr Per- 
fonen als Menſchen beftehen, nur aus ber Annahme einer juriſtiſchen Um⸗ 
dichtung bes Nichts zu Etwas erflären. Iſt aber die deutſche Perfönlichkeit 
reih genug, um ohne Selbftzerftörung einen Theil ihrer felbft zu Gunften 
einer neuen Willendeinheit aufzugeben, fo folgt die Eriftenz der Verbands⸗ 
perjonen aus der Natur der Dinge Die Anftalt hebt ans irgend welchen 
außerhalb des von ihr ergriffenen Kreiſes liegenden Willensfphären, die Koͤrper⸗ 
haft aus den Willensiphären ihrer Glieder eine zur Einheit verbundene 
Willensmacht heraus und verkörpert fie durch Organifation. Indem ber jo 
und jo gebundene und belebte Einheitäwille vom Hecht ald Subjekt anerfannt 
wird, ift er genau in bemjelben Sinne wie der Einzelwille Perfon, der ja 
auch nicht in feiner gefammten natürlichen Eriftenz, fonbern als ein beſtimmt 
beichränkter und gebundener Wille im Recht fi zur Perfon verkörpert. 

Weil Leine künftliche Annahme vorliegt, Tann auch die Nerfänlichkeit nicht 
etwa beliebig noch andern Dingen als Verbänden und Einzelnen angedichtet 
werben. Im älteren deutſchen Recht findet fich daher eine Tünftliche Perjoni- 
fitation unbelebter Gegenſtände. Schrieb man Gott und ben Heiligen Rechte 
zu,d) fo betrachtete man fie eben als überirdiſche Heren mit irdiſchen Stell- 
vertretern. Perjonificirte man aber bie Thiere,“) fo erkannte man in naiver 
Weiſe auch ihnen einen rechtlich relevanten Willen zu. 

Die deutchen Berbandöperfonen waren auch Feine Singularitäten, fo daß 
fie ald Ausnahmen von der Regel, daß „an ſich“ nur der Menſch Perfon jet, 
erihienen wären: fie waren vielmehr im Rechtsgedanken jelbft gegeben, da mit 
ihrem Nichtvorhandenſein auch der beutiche Rechtsgedanke aufgehoben ge 
weien wäre. 

Sie ftanden aber ferner ihren Gliedern nicht wie beliebigen Dritten, 
fondern in organifher Verbindung gegenüber. Denn fie waren nicht blos für 
fich, ſondern auch für ihre Glieder dba und durch die Beziehung auf dieſe be- 
ſchränkt und gebunden; gleichwie umgekehrt bie Glieder nicht blos für fich, 
fondern and für den Verband vorhanden’ und durch ihn beſchränkt und ge» 
bunden waren. Daraus ergab fih die Möglichkeit einer Verbindung von 
Einheits⸗ und Vielheitsrecht: es entſtand eine Reihe den römiſchen Begriffen 
wiberfprehender Inftitute, welche auf der Zufammenfaßung eines zum Theil 


9) Bol. unten $ 19. 
9 Dal. Dfenbrüggen, Studien S. 139—149. Mein Humor im dentſchen 
R. S. 16—18 und bie dafelbft in N. 5A—57 angef. Stellen der Weisthümer. 
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in bie Einheitsſphäre verwiefenen und zum Theil zu Sonderrecht zerftreuten 
Rechtskomplexes beruhten. Da ambrerfeitd auch die dentſchen Gemeinfchafts 
verhältnige, zumal im Begriff ber Geſammthand, keineswegs gleich ten rö- 
milhen Kommunionen und Societäten eine volle Unabhängigkeit und Ge 
jondertheit ber durch fie verbundenen Willen begrifflich forderten, vielmehr auch 
bier der germanifche Perfouenbegeiff die Annahme einer gemeinfchaftlichen 
Billensiphäre geftattete: fo flanden fi) Körperihaft und Gemeinſchaft viel 
näher ald im römiichen Recht. Begrifflich freilich waren fie ebenſo fcharfe 
Gegenfähe wie corpus und societas: indem aber in ber Korperſchaft die 
Einheit mit genofenfchaftlichem Vielheitsrecht verträglich, in der Rechtsgemein⸗ 
ſchaft die Mehrheit der Subjelte mit ungetrennten Gemeinfchaftöverhältnigen 
vereinbar war, wurben beide Begriffe weit genug, um bie allermannichfachften 
Rechtsgeftaltungen aufzunehmen, deren änßerfte Glieder fi im Leben un- 
mittelbar berührten. 

Untereinander waren die Verbandöperfonen von noch ungleicherer Rechts⸗ 
fubjektivität wie die Einzelnen. Aber die allgemeinen Merkmale der beutfchen 
Perfönlichkeit fanden auf fie alle jo gut wie auf die Einzelnen Anwendung. 
Auch fie erſchienen als rechtliche Verkoͤrperungen fittlich-freier Willenseinheiten 
und auch fie waren wedere nach außen noch ihren Gliedern gegenüber abfolut 
und ſchraukenlos. Vielmehr Lönnen fie, fo wenig wie die Einzelnen ohne 
Beziehung auf die Gemeinſchaft Perfonen find, fo wenig ohne Beziehung zu 
Einzelnen gedacht werben. Wenn aljo 3.3. nad römifcher Anfchauung in der 
Korporationsperfönlichkeit gar nicht, auch nicht zum Fleiniten Theil die Ge- 
jammtbeit enthalten ſein fann, fo ift die deutſche Köperfchaftsperjönlichkeit gar 
nicht vorftellbar, ohne in ihr zu irgenb einem Xheile die Geſammtheit der 
Blieder mitzudenten. Und in allen ihren Lebensäußerungen iſt die beutfche 
Verbandsperſon durch das Recht ihrer Glieder als foldder gebunden unb 
beichränft. 

Ans der Kette der Perfonen tritt in allen diefen Beziehungen felbft die 
intenfiv und ertenfiv höchfte Perjönlichkeit, felbft der Staat nicht heraus. Alles, 
was ihn von andern Perjonen unterjcheidet, beruht darauf, daß Feine Perſon 
mehr über ihm fteht, bag er die einzige Perfon, die nur Allgemeinheit, mithin 
bie Allgemeinheit jchlechthin, ift. Allen auch der Staat ift nicht wie bei den 
Römern ber verkörperte abjolnte Wille, fondern der fittlich⸗freie Sefammtwille. 
Er ſteht nicht blos als Fiskus, ſondern auch als Staat ganz und voll im 
Recht, das ihn beſchränkt und bintet. Eine Erniedrigung liegt darin für ihn 
fo wenig wie für ben Einzelnen, wenn er fih dem Rechte keugt: auch ber 
Staat hört damit nur auf, Willfür, nicht aber, ein fittlich-freied Weien zu 
fein. Und endlich findet auch der Staat nicht mehr wie in ber alten Welt 
feinen Zweck lediglich in fih felbft. Sondern er ift zwar nicht, wie man 
wol gefolgert hat, lediglich um ber Einzelnen willen ba; aber Einzelne unt 
Staat find für einander da. 
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Diefe ganze Entwidelung entſpricht der germaniſchen Grundunfhauung 
über das Verbältniß des Allgemeinen und bes Beionteren, bes Individuums 
und ber Gattung. Wir fuchen den Lebenszweck des Individunms nicht aud- 
jhlieglih in ihm felbft, aber aud nicht ansfchlieglich in etwas außer ihm, wir 
ftatuiren weder ten rücichtelofen Egoismus noch die rüdfichtelofe Hingabe: 
und lebt vielmehr Jeder zugleich für fi und für das Ganze. Beides ſcheint 
und in ben legten Zielen nur eins zu fein. So ift uns auch das Allgemeine 
nirgend blos Mittel der Selbftjucht, fondern ein durch fich beftehender höherer 
ſittlicher Zweck; und ebenjo ift uns das Individuum nirgend blos Mittel für 
das Allgemeine, ſondern trägt feinen nächften Zwed und Werth in fidh felbft. 
Aber das letzte Ziel, an welchem wir bie fittliche Berechtigung allgemeiner wie 
individueller Zwecke meßen, ift die barmonifche Hebereinftimmung beider. 

Hieng nun jo die über bie Sphäre des Individunms hinausfchreitende 
Entwidlung des beutichen Perfonenbegriffse mit den Grundanſchauungen des 
germanifchen Geiftes innig zufammen, fo konnte auch die eindringente römifche 
Lehre fie nur unterbrechen, nicht zerftören. Das römifche Recht mochte ein 
wichtiges formales Fortbildungselement und mancherlei praßtifche Umgeftaltungen 
bringen: den deutſchen Gedanken vermochte ed im Rechtöbewußtjein nicht zu 
erftidlen. Und gerade in neueſter Zeit bat nicht mittels ſondern troß ber rö- 
miſchen Begriffe das Rechtsleben mannichfache Seftaltungen geichaffen, die in 
ihrem innerften Kern auf dem dentſchen Perfonenbegriff beruhen. So lohnt 
es wol der Mühe, zunächſt zu ben unaudgebildeten und unvollkommenen 
Vorſtellungen bes älteren deutichen Rechtes hinakzufteigen, um in ihnen bie 
Wurzel der lebendigen und zufunftreichen Nechtöbegriffe zu ſuchen. — 
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Als Grundformen aller germanijchen Berbände haben fih im erfien 
Theil Herrihaftsverband und Genoßenſchaft ergeben. So reichten 
denn auch für die Trägerfchaft aller den Einzelnen überragenden Rechtöiphären 
bie Vorftellungen von der Rechtsſubjektivität der Herren und der Geſammt⸗ 
heiten aus. Nach ihrem Uriprung bedarf es keiner Forſchung. Es beburfte 
keiner Abftraktion, um im Haufe, im Dienftverbande, in der Gefolgihaft und 
ihren Erweiterungen den @inen, der das Band für Alle war, als Träger des 
Herrſchaftsrechts nach innen und außen zu feen. Es bedurfte ebenfowenig 
- einer Abftraftion, um im Geſchlecht, in der Nachbarſchaft, in der Land⸗ und 
Gaugemeinde ber Genoßengeſammtheit biefenigen Rechte zuzufchreiben, welche 
fie ald Verſammlung in finnlich⸗lebendiger Einheit übte. 

Als dann aber im Laufe der Zeit diefe einfachen Vorftellungen nicht 
mehr genügten, weil in ven Herrichaftöverbänden bie Vielheit fih zur Mit 
trägerin bes Verbandes erhob und weil umgekehrt aus ber Genoßenſchaft das 
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felbftändige Recht eines Einzelnen herauswuchs: da reichte zunächft die äußere 
Kombination beider Borftellungen aus. Herren und Geſammtheiten theilten 
fh nun in die Verbandseinheit und waren ihrerſeits durch eine Summe gegen- 
ſeitiger Rechtsbeziehungen verbunden. 

L Sm Herrſchaftsverbande ift es ber Herr, beffen näher ober 
eutfernter wirtende Perfönlichkeit die Vielheit der Dienenden überhaupt erft zu 
einem Ganzen macht, fie zur Einheit erhebt und ale Einbeit in das Rechts- 
Ichen einführt. Nach außen ftellt er allein ten Verband dar. Denn foweit 
bie abhängigen Lente eben dem Verbande angehören, ftehen fie binter ober 
anter dem Herrn (Hinterfaßen, Unterfaßen); diefer fteht zwiichen ihnen und 
der übrigen Welt, mit ber fie fi in Bezug auf den abhängigen Theil ihrer 
Rechtsiphäre (Unfreie alſo überhaupt) gar nicht unmittelbar berühren; fie 
werben durch den Herrn bergeftalt gedeckt und vertreten, daß eine Geſammtheit 
gar nicht fihtkar wird. Ebenfo aber ift nad innen der Herr der Träger alles 
Rechtes, was die Vielheit zum Ganzen macht; das Band, mit beffen Fortfall 
fie felbft auseinanberfiele; aljo im eigentlichften Sinne der Verband jelbft. Als 
Einzelne mögen einige ober alle Unterworfene mehr ober minder jelbftänhige 
Rechte gegen den Herm, vorbehaltene ober erworbene, perjönliche oder familien- 
rechtliche Befugniſſe, Herrſchaftorechte über eigene Diener, Vermoͤgensrechte, 
Yemter und Theilnahmebefugnige an Recht und Gericht haben: eine berechtigte 
Gefammtheit bilden fie urfprünglich nicht. Vielmehr ift der Herr Träger 
und Duelle alles den Berband als joldyen ergreifenden Rechts; fein ift ber 
Berbaudäfriede, defſen Wahrung und Herftellung und der Empfang ber Sühne; 
fein das Gebot und Berbot, die Sakung und Ordnung in gemeinfamen An- 
gelegenbeiten; fein find Dienfte und Abgaben, die aus der Verbindung fließen; 
fein bie Gliederung, die Meber- und Unterorbuung innerhalb des Berbantes; 
fein das Amt aus näherem oder entfernterem Auftrag; fein dad Grund» 
eigentbum, das bie Einzelnen als VBerbandeangehörige mitbenuten; fein der 
Schatz, aus welchem die Koften des gemeinfamen Unterbalts und der Lohn für 
die dem Ganzen geleifteten Dienfte beftritten werben. 

Alle diefe Rechte nun aber bat der Herr in feiner konkreten menfchlichen 
Erſcheinung. Er bat fie nicht als Nepräfentant eines unfichtbaren idenlen 
Rechtsfubjekts, deun fie werben jeinen Privatrechten vollftändig gleichgeftellt. 
Er hat fie aber ebenfowenig als ein für fich ftehendes Individnum, tenn fie 
fliehen aus feiner Stellung an ter Spige einer durch ihn verknüpften 
Perjonenvielheit. Sondern ungetrennt unb untrennbar liegt Beibes ober 
boch ber Keim zu Beidem in der finnlich-Iebendigen Perfönlichkeit des Herrn 
beifammen. Herrſchaft und Unterwerfung find daher anch bis dahin weder 
Sfentliches noch privates Recht, fontern Recht ſchlechthin. Und es ift nod 
gar nicht entſchieden, ob denn überhaupt der Herrſchaftsverband ein Rechts. 
organiſantus, der objektives Recht und objektive Gewalt erzeugt, oder ob er 
aur eine Summe fnbjeltiver Rechte und Pflichten ift. Unentwidelt vielmehr 
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und ungefondert Tiegen noch die verfchiebenen Möglichkeiten durcheinander: 
das Prototyp des Tünftigen Iambesberrlichen Staates und bas Prototyp der 
fünftigen Auflöfung der Samilie in Privatrechtsverhältniſſe und des Dienftes 
in Miethöverträge find in demfelben einheitlichen Ban gegeben. 

Indem der Herr in feiner ungetheilten Perfönlichkeit Rechte und Pflichten 
von gemeinbeitlichem und von indivibualrechtlihem Charakter vereinigt, ift er 
in feiner Gefammtftellung das zugleich freie und durch das Recht beichräntte 
und gebundene Verbandshaupt. Dies hat die Folge, daß weder feine Gewalt 
befugniße einen und rein ftaatlichen noch feine Bermögensbefuguiße einen rein 
privatredhtlichen Charakter haben, fondern in unficheren Schwankungen ſich bald 
zur einen und bald zur anderu Seite neigen fünnen. Aber dadurch wird es 
gehindert, daß der Herr zum Gigenthümer der ihm unterworfenen Leute ober daß 
ber Eigenthümer zum pflichtenlojen Vermögensſubjekt werbe. 

Den Genoßenſchaften gegenüber ift der Herrſchaftsverband durch bie 
finnlih wahrnehmbare, ununterbrochene, niemals zweifelhafte und energiſche 
Einheit, welche der Herr in ſich allein barftellt und für beren Weſen ber 
Wechſel der abhängigen Verbandsgenoßen gleichgiltig ift, bevorzugt. Allein 
weil diefe Einheit bei dem Mangel der Abftraftion nur in der menſchlichen 
Individualität des Herrn gefunden wird, trägt fie mit der begrifflidhen Un⸗ 
vollkommenheit zugleich faktiſche Mängel au ſich, welche kei der weiteren Ent⸗ 
wicklung beſonders nad zwei Richtungen bin nicht nur ihre volle Durch⸗ 
führung, fondern geradezu ihre Exiſtenz gefährben. 

Es ift dies erftens in Bezug auf die Organifation und Glieterung bes 
Verbandes der Fall, die mit deffen größerem Umfang und ungleidhartigerer 
Zufammenfegung nothwendig eintreten muß. 

Sobald der Verband einen größeren Umfang erreicht, kaun der Herr nicht 
alle feine Rechte und Pflichten perfänlih ausüben. Er ernennt fi daßer 
Stellvertreter und Berollmädtigte. In diefen aber erblidtt das am Konfreten 
haftende Bewußtfein nur jo Iange ben wirklich fortdauernden Willen des Herrn, 
als diefer letztere ftetS nahe und zur thatfächlichen Berfügung über Richtung 
und Ende des Auftrags im Stande bleibt. Hört die fontinnirliche Willens- 
macht bes Herrn über feine Willensvertreter auf, fo greifen andere Vorftellungen 
Platz, welche fi von der Annahme einer leihweifen Hingabe bis zur Annahme 
wirklicher Veräußerung des Herrichaftsrechts fteigern. Se ferner und bunfeler 
die Quelle, je näher und deutlicher die Selbftändigkeit ter Willensmacht des 
Stellvertreter empfunden wird, defto mehr neigt man dazu, bielem ein eignes 
Beſitzrecht beizulegen, das von einer prefären und perjönlichen Leibe alle 
Nüancen bis zu einem felbftändigen, für ſich vererblichen und felbft wieder 
theilbaren und veräußerlichen Untereigentbum durdlaufen Tann. Im jedem 
Salle ift, wenn aud die Vorftellung, daß der Herr die Duelle ber abgeleiteten 
Befugnige war, noch fortlebt, das einmal emanirte Recht in gewißem Um⸗ 
fange felhftändig geworben und bedarf nur jenfeit der dadurch beſtimmten 
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zeitlichen oder befuglichen Grenzen der Erneuerung aus feiner nriprünglichen 
Queſle. Die Idee eines ununterbrochenen und lebendigen Stromes, welcher 
die Berbindung zwifchen der Machtquelle und ibren Ausflüßen erhält, ift noch 
nicht gefunden und Tann nicht gefunden werben, jo lange es an dem Begriff 
eines von individuellen Zuthaten freien öffentlihen Willens fehlt. So zieht 
die Sdentität der berrichaftlichen und ber inbinibuellen Perjöulichkeit die Un- 
geihiedenheit der Organſchaft und der Stellvertretung, des öffentlichen Amtes 
und ber Vermoͤgensgerechtſame, der Berufung zur Darftellung von Berbande- 
willen und der Willenöveräußerung nad fi. Und zulekt führt die Sprödig- 
feit ber konkreten Berftellung zum Bruch, indem die Berbandseinheit, welche 
in immer erbeblicheren Stücken auf immer jelbftändigere Mitträger übergeht, 
völlig zerreißt. | 

In ähnlicher Weile treibt die Gliederung der abhängigen Leute nad 
Stand, Beihäftigung, Wohnfitz, Unterordnung unter gleiche Beamte u. ſ. w. 
ben Berband auseinander. Denn da die Idee einer Berfaßung, vermöge 
deren alle befonderen Kiafienverbände nur als die zufammengefeßten Glieder 
Eines fie alle durchdringenden Organismus erſcheinen, ohne die Trennung der 
Allgemeinheit von der fie barftellenden Individnalität unmöglich ift, ſchwächt 
ſich bie Borftellung der herrſchaftlichen Verbandseinheit in demfelben Grade ab, 
in dem fich thatfächlich die einzelnen Kreife von einander fondern. Der Ber- 
band ergreift zuerft in einigen, dann in allen Beziehungen die Mitglieder ber 
engeren Kreife nur mittelbar, bis dieſe zuleht zu jelbitändigen Sonber- 
verbinden werben und die höhere Verbandseinheit |prengen. 

Zweitens aber zeigt fi die Unvollkommenheit der mit der finnlidhen 
Perjönlichkeit des Herrn identificirten Verbandseinheit darin, daß diefelbe nur 
fo ange unverändert fortbefteht, als ber Herr berfelbe Bleibt. Ak fich alfo 
löft fich, wie dies in der That nicht nur bei der häuslichen Gemeinfchaft und 
ibren erften Erweiterungen, fondern auch hei den fpäteren Vaſſallenverbänden 
der Fall ift, ber Verband mit dem Tode des Herren auf. Andrerſeits find 
aber von je einzelne herrichaftliche Befugniße, wie 3. B. alle Rechte über Un- 
freie uud Halbfreie und jelbft das familienrechtlihe Mundium, erblich gewefen, 
während andere, wie die freien Dienftverhältnige, thatſächlich in ber Regel 
erneuert wurden, um jchließlich ebenfalls erblich zu werden. Und je mehr alle 
Herrichaftsverhältnige mit Grund und Boden, dem Haus, bem Hof ober Palaft 
des Herren rechtlich verknũpft und als einheitliche Rechtskomplexe übertragbar 
wurden, befto leichter konnten fi thatſächlich große Herrſchaftsverbände als 
fefte, die Sahrhunderte überbauernde Einheiten herausbilden. Allein auch jeht 
blieb, bis der Verband als eine vom Herrn verſchiedene Perſon gefeht war, 
De Trage unentfchieben, ob nur ein neuer Träger die alte Einheit über 
nommen hatte oder ob ein Inbegriff von Rechten und Pflichten an ein an- 
deres Subjekt gekommen war. Denn die Nachfolge in die Herrſchaft erfolgte 
genau in derſelben Weiſe und nach denjelben Grundſätzen wie die Erbfolge in 
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bas Bermögen. Es eriftirte weder ber Begriff einer verfaßungsmäßigen an 
Geburt oder Abftammung gefnüpften Succeffion in die Repräfentanz einer 
Öffentlichen Willenseinheit, noch ber Begriff einer rein privatrechtlichen Erbfolge. 
Bielmehr war Beides ungetrennt und untrennbar in ber Einen Herrſchafts⸗ 
folge verbunden und dergeftalt durch einander gebunden und bedingt, daß weder 
das Vermögensreht ohne Rüdficht auf öffentlichrechtliche Gefichtspunfte frei ver- 
erbt werten konnte, noch die Succeſſion in bie Gewalt frei von den Merkmalen 
des Privaterbrechts war. Es hieng von andern, äußeren Umftänden ab, ob 
öffentlichrechtliche und privatrechtlihe Momente überwogen, und eine Verſchie⸗ 
bung nad) der einen oder andern Seite ſchien für den Rechtsbegriff als foldhen 
ohne Bedeutung. So Tonnte bis in die fpätere Zeit fraglich bleiben, inwieweit 
die Handlungen des Könige oder Landesherrn den Nachfolger verkänden,t) 
während doch jene Handlungen ſchon dadurch, daß alle Untertanen für fie 
verantwortlich und haftbar gemacht wurben,?) ſich als berrichaftliche Verbands» 
bandlungen Tennzeichneten. Denn nicht der Unterjchied privater und im Namen 
des Landes vorgenommener Handlungen, — ein Unterfhieb, der noch nicht 
vorhanden war, — ſondern die objektive Beichaffenheit der Dadurch erzeugten 
gleichartigen Verpflichtungen entſchied darüber, ob und wie weit der Nachfolger 
in fie eintrat. Ebenſo wurde die Theilung bed Herrenrechtö unter mehrere 
Erben glei der Vermögenstheilung dur die Natur der Herrichaft nicht aus- 
geihlogen. Die XTheilbarkeit war freilich nicht von vornherein bejaht: wol 
aber war es bejaht, daß im Weſen der Herrihaftsfolge nichts enthalten war, 
was fie hindern fonnte, theilbar zu werden. Und indem diefe Moͤglichkeit der 
Xheilbarkeit in weitem Umfange zur Wirklichkeit wurbe, war ein neues Mo⸗ 
ment für die Auflöfung ber Verbandseinheit gegeben. 

War aber die Herrichaftseinheit im Todesfall nach erbrechtlichen Geſichts⸗ 
punkten übertragbar und tbeilbar, fo fette ihre Natur auch der Veräußerung 
oder der Abveräußerung eines Theiles unter Lebenden Fein Hinderniß mehr 
entgegen. Und jo wurden ja in der That Territorien jeber Art zu Rechte: 
tompleren, denen zwar in ber Perfon des Landesherrn eine ſubjektive Einheit 
entſprach, die aber nichtödeftoweniger glei Landgütern theilbar und veräußer- 
li waren. 

D. In der Genoßenſchaft erwuchſen auf entgegengejeßter Grundlage 
parallele Verhältniffe. Hier gibt es Feinen Herrn, der Duelle und Xräger 
ter Einheit wäre: zu gleihem Recht und gleicher Pflicht ift jeder Bollgenofie 
berufen, Borzüge Einzelner fließen nur aus ber Vollmacht oder Uebertragung 


) Bol. Waitz UL 245f. IV. 188 Roth, Beudalität 46f. Stobbe, 
RG. L 486. N. 8 u. P. R. 327. Urk. v. 1174 b. Lacomblet L 318: alle 
Stände des Stifts verfprechen, einem neuen Biſchof nicht eher Gehorſam zu leiften, 
als bis er eine vom gegenwärtigen Bifchof kontrahirte Bisthumsſchuld anerkannt hat. 

2) Bol. unten 8.13. B. I. 5. 
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Aller. Das Band, welches Alle zufammenbält, ift die genoßenſchaftliche Ver⸗ 
bindung Aller mit Allen, und nicht ein Herr, fondern die Gefammtheit jelbft 
ift aljo der Verband. 

Diefe Geſammtheit aber ift im Berbältnig zu ihrem einzelnen Mitgliebe, 
fo gut wie ber Herr für ben dimenden Mann, eine fichtbare und fühlbare 
hoͤhere Willensmacht. Denn ald Heeres-, Gerihts- und Opferverſammlung 
beihliegt und handelt fie in greifbarer Lebenseinheit. Hier jet und handhabt 
fie Frieden nud Recht, hier ertheilt fie Vollmacht und Würde, bier verfügt fie 
über bad gemeine Gut nnd beihränft den Wirtbichaftäbetrieb der Einzelnen 
zu Omften des Ganzen. Hier offenbart fie fi in Eraftuolliter Weiſe jedem 
Einzelnen ald die wollente und handelnde Gemeinjhaft, weldhe ihn in 
hundertfältiger Weiſe in feinem Sonberwillen begrenzt und zum Gehoriam 
zwingt, nad außen aber ihn vertritt und deckt. Was fi im Leben täglich 
als reale Macht manifeftirt, muß auch im Bewuptjein feinen Pla erobern. 
Wenn Eräftiger als jemals fpäter das Gefchlecht, die Gemeinde, der Stamm 
ihre Glieder zufammenzwingen und iu ihrer Sondereriftenz bedingen und be- 
ftimmmen; wenn bis in die Fleinften Aeuperlichleiten der Sprache und Sitte, 
des wirthſchaftlichen und rechtlichen Lebens der Verband der Genoßen am 
Einzelnen kund wird; wenn bie Berbindung bergeftalt ald natürlidhe und fitt- 
liche Nothwendigkeit erjheint, daß kein Einzeler fi ihr entziehen fann und 
darf: jo müßen Inpdivibualbewußtfein und Gemeinbewußtſein gleich alt, gleich 
poll und gleich lebendig entftehen und wachſen. Ein Erwachen zum Selbit- 
bewnptjein ift gar nicht möglich, obne daß ſich der Menſch zugleich als Glied 
eines Geſchlechts, eines Stammes, einer Gemeinſchaft, kurz als Theil eines 
Ganzen empfänte: jo kann er auch fich ſelbſt nicht als Rechtsſubjekt ſetzen, 
ohne zugleich das Gange ald Rechtsſubjekt fich gegenüberzuftellen. 

Judem nun aber der Genoßenverband in ber Verfammlung Aller zur 
Erſcheinung kommt und das ber Abftraktion ermangelnde Bewußtſein bei ber 
Erſcheinung ftehen bleibt, wird die Berfammlung Aller im Gegenfaß zn 
den einzelnen Genoßen als die Trägerin ber Berbandseinheit und alles Ver⸗ 
banderechtes vorgeſtellt. Die verfammelte ober als verfammelt vorgefiellte 
Menge der Genoßen in biejer ihrer finnlich-Eonkreten Individnalität ift in 
terjelben Weiſe Rechtöjubjelt wie es der Herr ift. Sie ift e8 ald Gefammt- 
beit, aber als Geſammtheit ſchlechthin, deren Eigenſchaft, zugleih Einheit 
und Vielheit zu fein, jo wenig begrifflich gejondert ift, wie beim Herrn bie 
Eigenſchaft, Sndivibuum für fih und Haupt eines Ganzen zu fein. Auch hier 
Tommt der Unterfchieb zwifchen der menſchlichen Individualität und ihrer Rechts⸗ 
perfönlichleit noch gar nicht zur Sprache. Und wie baber ber einzelne Genoße 
in feiner finnlicy- lebendigen Weſenheit Rechtsſubjekt ſchlechthin ift, ohne daß 
mit Beang auf bie ihm felbft und auf die ber Gemeinſchaft zı gekehrte Seite 
eine individuelle unb eine gemeinheitliche Rechtsſphäre gejchieben würden: fo 
feft in dem Einen Begriff ver Geſammtheit ungetrennt und untrenubar noch 
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das doppelte Merkmal, day fie einheitliche Aklgenreinheit und vielbeitliche 
Summe von Individuen ift. Wird bieier Gefammtheit Recht zugefchrieben, 
ſo deckt fidh dies weder mit unferem Begriff eines gemeinfamen Rechtes Aller 
noch mit unferm Begriff tes Rechtes eines einheitlichen Gemeinwejens: jondern 
ed liegt eine Borftellung vor, die noch Feind von Beidem iſt und doch den 
Keim von Beiden bergeftalt in fid) enthält, bag, wenn Beides bereinft ge 
ſchieden werben follte, eines ober ba8 andere darand hervorgehen Tann. Die 
Geſammiheit ift Einheit und Vielheit zugleich und fo ift aud ihr Recht ein 
zugleich einheitliches und vielheitliches Geſammtrecht: das ift die Borftellung, 
mit der das unentwidelte Bewußtſein fih begnügt. 

Schon im Sprachgebrauch offenbart fich diefe Spentificirung von Gefamnt- 
einbeit und Geſammwielheit. Einerſeits freilih find neben den einfachen 
Sammelwörtern, wie sippe, maegdh, folk, theod, liod, menge u. f. w., in 
den mit — sami, — scaft oder scift, — burgh u. ſ. w. gebildeten fingu- 
lariſchen Kollektivwörtern Ausdrüde in Gebraud, die recht eigentlih die Ver⸗ 
fammlung der Vielheit zur Einheit bezeihnen. Andrerſeits jedoch wird bei 
Rechten, Beichlüßen und Handlungen ber Gefammtbeit die pluraliſche Form 
mit der fingularifchen promiscue and ohne die Abfiht ober das Bewußtſein, 
etwas rechtlich Verſchiedenes auszuſagen, gebraucht. 

Wo es fi daher um ein Recht der Samilienverbindung handelt, werben 
als deſſen Träger ebenjo häufig oder häufiger wie bie Sippe, Magſchaft, 
Freundſchaft u. |. w. die Magen, Freunde, Geſchlechtsgenoßen u. ſ. w. genannt. 
AS in den wichtigften Beziehungen die Marktgemeinde an die Stelle des Ge⸗ 
jchlechtö tritt, wird Gewalt, Friede, Recht und gemeined Gut unterſchiedslos 
den Nachbarn, Bauern, Märlern, Hüfnern u. ſ. w. und der Nachbarfchaft, 
Märkerfhaft, Bauerfame, Hubichaft, dem Gericht oder ber Menge zugeichrieben. 
Ganz ebenfo erjcheinen in den größeren Bezirken bald das Hundert, die Hun- 
bertihaft, das Hunbertgericht, der Go, der Can, die Fefte, die Landſchaft n. |. w., 
bald die Hundertmänner, die Gaugenoßen, die Landleute u. ſ. w. als berechtigt 
und verpflichtet. Und endlich find es häufiger als das Bolf, das Heer oder 
das Gericht die Leute, die Wehrmänner ober die Dingleute, oder es find die 
Franken, die Mamannen oder die Mercier, weldhe in Krieg unb Frieden als 
berechtigt, wollend und handelnd genannt werben. 

Genau ebenfo verhält es fi) mit den entſprechenden Iateiniihen Wen⸗ 
dungen. Mit gens, genealogia, propinquitas, parentela, familia, cognatio 
wird das Geſchlecht in den Rechtsquellen fo wenig blos als korporative Ein- 
beit, wie mit propinqui, gentiles, parentes, amici, cognati als bloße PViel- 
heit bezeichnet. Bei den Gemeinden ber Marken, Gerichte und Gaue werden 
auch für die am Entichiebenften ausgeprägten Einheitörechte faft ausſchließlich 
bie vicini, cives, commarcani, marchiones, villani, rustici, mansonarü, bie 
compagenses, pagenses, incolae terrae u. |. w. ald Subjelt genannt. Und 
was die Voͤlkerſchaft als Ganzes angeht, fo ſpricht zwar ber roͤmiſch denkende 
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Tacitus von einer civitas, bei weldher die politische Gewalt jet und an welche 
Die Buße falle: dem beutfchen Inteiutich gefchriebenen Recht dagegen tft nicht 
nur ein fo abftrafter Ausdruck und Begriff unbelannt, jondern es werben viel 
bänfiger und gerabe zu formellerem Ausdruck, als die allgemein gehaltenen 
Sammelwörter gens, populus, natio, exercitus, placitum u. f. w., die indi⸗ 
vibnellen Böllerfchaftsnamen der Franei, Ripuarii, Frisiones u. |. w. gebraucht. 

Wie wenig die Rechtsſprache fingulariiche und pluralifche Formen bewußt 
ſcheidet, erhellt nicht nur aus dem häufigen Wechfel beiber in Einer Urkunde 
und gleichen Verbindungen, fonbern bejonders Far auch aus ber fih häufig 
wieberholenden Ungenauigkeit, daß tem fingularifchen Kollektivwort eine plu⸗ 
ralifche Form bes Berbums oder Pronomens folgt, z. B.: die bursap wisent; 
die gemeinde die das recht habent; universitas persolvant; und ähnlid.?) 
In demſelben Satze aljo denkt man bei ber Nennung ber Geſammtheit daran, 
daß fie Eine ift und aus Bielen befteht. 

Diefelbe Gleichftelluug fingufarifcher und pluraliſcher Sormen begegnet 
uns in demjenigen urkundlichen Ausdrüden, welche auf bie Gejammtheit als 
folde nachdrũcklich hinweiſen und bei technifcher Gegenüberſtellung von Ge⸗ 
ſammtrecht und Sonderrecht beſonders üblich find. Sehr häufig erfcheinen als 
berechtigt, handelnd und wollend die Gemeinde, Gemeinheit, Gemeinſchaft, 
gemeine Gemeinheit (meene meente), gemeine Menge, Genoffame, Samme- 
nung, Geſammtheit der Nachbarn, Leute, Genofien u. ſ. w.; bie universitas, 
communitas, communio, Communia, Commune, communis. congregatio, 
consortium, conventus, turba, multitudo commarchionum, villanorum, 
hominum u. j. w. Aber ganz gleichbedeutend braucht man die Formen: alle, 
gemeine, gefammte Bauern oder Mannen, bie gemeinen, fammentlichen, ſam⸗ 
meten, ganzen Genoßen, die Landleute gemeinlih, fämmtlich, insgeſammt, 


2) Bol. z. B. no b. Grimm, W. I. 54: es sund och die bursami ze K. 
han einen forster. 163: die genossami .. die sullen, 232. 831. 382 (1895): ant- 
wurtent dieselbe gebursami. 430: das volk, die yne darzu erwelt hant. 454. 
458. 459. 460. 462: weisent die gantze gemein. 556. 557 dreimal: wysent die 
gancze gemeyn. 560. 577 $ 13. 588. 600: die gemeinde haben. 780, 788, 787, 
788 u. 792 oft: es habent, sprechent, wisent, deilent, sollent die gemeinde. 
I. 717: dar uf sullen dat dorp v. M. ire vehe dreiven. V. 298. 581 $ 27. 
30—38. 88 u. |. w. 587 8 15. 607 8 16. Kaltenbäd I. 177 992, 186 8 2: 
die gemain bitten. 199 $ 67. 202 $ 2. 207 8 76. 208 8 2. 218 8 66. 249 1 
u. 3. 266 $ 4, 28, 25. 588 8 18. 595 88. II. 8 97. Urk. 0.1406 b. Remling 
II. 45: die gemeinde bannen. Schreiber, Urkb. II. 97. 827: die gebent 
die ritterschaf. — Aehnlich lateiniſch; 3. B. Urk. 6. Lacomblet, niederrh. Urkb. 
I. 884. II. 166. 206: communitas campsorum . . unanimiter concordaverunt. 
850: omnis vestra universitas . . persolvent. Ill. 163: obsequia, que univer- 
sitas . . impenderunt et adhuc impendere poterunt. 565. Urk. v. 1278 b. 
Remling I. 336: controversia ... quam universitas villanorum in W. move- 
runt. U. f. w. 
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fpäter andy der gemeine Hübener, der Lanbınann gemeinlich u. j. w.; latei⸗ 
niſch universi cives, communes incolae, cuncti Alamanni, omnes Merci, 
vicini universaliter, communiter n. |. w. Namentlich bat ber lateiniſche 
Ausdruck „universitas“ durchaus feine techniſche Bebeutung verloren und be 
zeichnet nicht mehr und nicht weniger als die unbeftimmte „Sejammtbeit*, 
wie ſchon aus den zahllofen Urkunbenanfängen hervorgeht, welche fih an die 
universitas der Gläubigen, der Meunſchen ober Aller derer, welche die Urkunde 
leſen ober hören werben, wenden.) Ebenſo haben bie deutichen Worte „Se 
meinde” ober „Semeinheit” nod in keiner Weiſe den techniſchen Sinn erlangt,’) 
ben wir beute damit verbinden und ber ſich auch im Nechtöbewußtfein des 
Volks, wie z. B. das Rechteſprichwort „eine Gemeinde ftirht nicht" beweift,‘) 
fpäter daran Tnüpfte. 

Sp wurde denn alles Recht einer Genoßenſchaft zwar in Gefammtrecht 
und Sonderrecht zerlegt und in feiner ganzen Zülle erft durch die Nennung 
des Rechtes bezeichnet, welches die Genoßen gemeinlic und fonderlih, ſammt 
und ſonders, communiter et divisim, universaliter et singulariter haben. 
Allein in dem Geſammtrecht ſteckt ungeſchieden das Recht der Gemeinheit und 
das gemeine Recht Aller; und es giebt Fein gemeinſames Recht aller Einzelnen, 
für welches diefe nur als Individuen gälten und nicht zugleich durch das 
Ganze gebunden und bejhränft würden, während es ebenjowenig ein Recht der 
Gemeinheit giebt, woran nicht die Einzelnen zugleich mit ihrer von der Mit- 
gliedfchaft im Verbande völlig unlööbaren ISndividualiphäre participfrten. 
| Die auf der Hand liegende begriffliche Unvollkommenheit diefer An⸗ 
Ihauungsweije war auch bier die Duelle höherer Entwicklung; fie war aber 
auch bier zugleid die Quelle thatjächlicher Mängel, welche zunächſt den Be⸗ 
ftand der genogenfchaftlihen Einheit gefährden und felbft wöllig in Frage 
ftellen mußten. | 

1. Zunächſt ift jede Gefammtbeit, wenn fie als Geſammtheit ſchlechthin 
berechtigt ift, mit der Auflöfung in berechtigte Individuen bedroht. Denn ob 
„Alle” etwas „insgefammt“ oder „gefondert” befigen, ift ja Fein Unterfchieb 
des Subjekts, jondern nur ein Unterjchied der Befitzweiſe. Und jede Rechte- 
beziehung zwiſchen der Gefammtheit und Einem trägt die boppelte Möglichkeit 
in fih, als Beziehung zwifchen der Genoßenſchaft und ihrem Gliebe oder als 
Beziehung zwijchen einem Genoßen und den Anderen gedacht zu werben. 
Darüber aber, ob bie eine oder die andere diefer Möglichkeiten zur Wirklichkeit 
wird, entſcheidet nicht ein feſtes Rechtsprincip, jondern die jeweilige Ent- 
willungsftufe des konkreten Rechts. 


4) ©. den Beweis bei. unten in $ 23. 
s Den Beweis erbringt 8 23. 
% Graf u. Dietherr, deut. Rechtsſpr. IX. Nr. 88 ©. 487. 
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So ift freilich das lebendige Rechtsbewußtſein im einzelnen Falle nie im 
Zweifel, was ber Geſammtheit und was ben Iubivibuen gebührt. Allein die 
Grenze zwiſchem Beiden ift nicht eine principielle und fefte, jondern eine that- 
ſachlihe umb fläfige. 

Daß die genoßenſchaftlichen Gewaltrechte nicht Rechte jebes Einzelnen 
gegen jeden Einzelnen, fondern Rechte ver Genoßenſchaft gegen ihre Glieber 
find; daß, wenu eine Berfammlung non 100 Männern Einen aus ihrer Mitte 
vom Gemeingut ausſchließt, nicht 99 Jndividuen gegen eins, fondern bas 
Ganze gegen feinen Theil fteht; daß nicht viele Individualrechte, ſondern Ein 
Geſammtrecht in der Befugniß, zu richten und Frieden zu feben, Tiegt: das 
weiß und fühlt man. Ebenſo tft man nie im Zweifel darüber, daß dem Ge- 
fanımtreht am Gemeingut felbftändige Sonberredhte Aller gegemüberfichen, 
and, wenu die Rechte Aller gleichartig find; daß bis zu irgend einem Grabe 
die Willensiphäre Eines Genoßen auch für den einftimmigen Willen aller 
Uebrigen unantaftbar ift; daß bie genoßenfchaftlide Machtiphäre durch Ab⸗ 
trenuung eines bebentenden Stüds zertheilt, zeriplittert oder auch auf Einen 
übermächtig bervortretenden Genofen übertragen werben Tann. Allein da⸗ 
zwiſchen liegen zahllofe Uebergänge, deren jeder in jedem Fall begrifflich mög- 
lich ift; es ändert fi, wenn die Grenze hierhin ober dorthin rückt, nicht die 
rechtliche Natur des Verbandes, fondern nur das NRechtöverhältnig in ihm; die 
Ertwicklung nad) den verſchiedenſten Zielen bin bleibt offen. 

So Tann insbeſondere das Gejammtrecht fi in unaufhörlihem und fie 
tigem Fluß in Sonberreihte auflöjen, wie dies ja in der That Jahrhunderte 
hindurch langſam und unaufballfam geichah. 

2. Sodann ift jede Geſammtheit, wenn ihre Einheit und ihre Bielheit 
nicht unterjhieden werben, in ihrem einheitlichen Wollen und Handeln dur 
Geltendmachung der Einzelwillen bebroßt. 

Sept fi Ein Genoße gegen bie Andern, fehlt er auch nur in der Ver⸗ 
farımlung oder Löit er fi) vom Verbande, fo ift die Geſammtheit ald Summe 
nicht mehr diejelbe und bieibt doch dieſelbe genoßenſchaftliche Einheit. Die 
finnlide Auſchauung, das konkrete Bewußtſein enticheidet hier, ob ber Gefichts- 
punft der Identität oder der ter Verſchiedenheit Plab greift. Man zweifelt 
nicht, dab in der Mehrzahl der Zälle auch ohne den Einen es die Gefammt- 
heit ift, welche will und bandelt. Aber möglih iſt auch, daß wegen der 
Stellung des Einen oder feines in Frage ftehenden Sonderrechts ohne ihn nur 
ein Wille aller Andern, nit ein Gefammtwille vorliegt. 

Kommt es in der Berfammlung Aller bei einer Beſchlußfaßung, einer 
Bahl n. ſ. w. zu einem Zwiefpalt des Willens, fo gibt es urfprünglich feine 
fefte äußere Norm darüber, was als Geſammtwille gelten fol. Vielmehr zeigt 
die finnlihe Wahrnehmung, wo das Bolt, das Geſchlecht, die Gemeinde tft, 
wo wiberftrebende Einzelne. Im woͤrtlichſten Sinne wird, wo Waffenklirren 
oder Zuruf üblich ift, der billigende ober mißbilligende Klang den Widerſpruch 

4% 
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übertönen, jo daß man zulegt nur Eine Stimme hört, welche fi damit als 
Willensäußerung der Gefammtheit offenbart. In zweifelhaften Fällen aber 
wird thatjächliches Webergewicht oder höheres Anjehen die Widerftrebenden ent- 
weder gütlidh ober zwangsweiſe auf bie ftärkere Seite ziehn. Im Nothfall muß, 
wenn die Genoßenſchaft fich nicht fpalten ſoll, Waffenftreit enticheiven, indem 
damit ber fchwächere Theil gezwungen wirb, daffelbe wie der ftärkere zu wollen. 
Langſam und nur nach vielen Zweifeln und Kämpfen fett fi in einer Reihe 
von Beziehungen die Geltung bes Stimmenmehrs durch: zunächft jedoch nicht 
als eine Berfaßungsbeftimmüng, vermöge beren die Mehrheit zur Erſcheinungs⸗ 
form eines einheitlichen Gemeinwillens erklärt würde, fondern als der Rechts⸗ 
fat, daß die Minderheit als ſchwächerer Theil bei Strafe fchulbig fei, das vom 
der Mehrheit Gewollte auch zu wollen, damit ein Wille Aller zu Stande Tomme. 
Und oft genng bielten fi auch nad der Anerkennung dieſes Satzes bie Min- 
berheiten für befugt, mit Waffengewalt zu verfuchen, ob uicht dennoch ihr 
Wille der ftärkere fei.’) 

3. Die Geſammtheit ift ferner, wenn fie Geſammtheit ſchlechthin ift, 
durch den Wechſel der Genofen in ihrer Einheit bebroht. Denn wenn Ge- 
noßen austreten, ausgeſchloſſen werben oder fterben, andere burch Geburt oder 
Aufnahme hinzukommen, fo ift zwar nicht die Gefammtheit als Einheit, wol 
aber die Geſammtheit ald Vielheit eine andere geworben. 

Auch hier kam man nit über die konkrete Entſcheidung, ob Identität 
oder Veränderung vorliege, zum abftraften Princip. Man unterfchied nicht 
die erfolgte Mehrung oder Minderung der Individualrechte, welche auf die 
Subftanz der vorhandenen Individnalrechte zurückwirkte, und die Mebrung ober 
Minderung ber Mitgliederrechte, welche die Subſtanz der bisherigen Mitgliedere 
rechte unberührt lief. Man fonderte begrifflich nicht das privatrechtlihe Erb⸗ 
recht, vermöge deffen ber Sohn den Hof des Vaters übernahm, und dad po- 
litiſche Geburtsrecht, vermöge befien die Söhne des Genoßen die Genoßen⸗ 
verfammluug beſuchten. So war man fi zwar in jedem einzelnen Fall 
darüber Mar, in welchen Beziehungen Gefchlecht, Gemeinde, Bol u. |. w. troß 
des Wechſels der Individuen als dieſelbe Gejammtheit erſchienen und im 
weldyen andern Beziehungen das Genofenfchaftsrecht verändert war. Principiell 
abgejchnitten aber war in Feiner Beziehung weder die Auffaßung, daß troß 
des Wechſels der Glieder das Ganze unveränbert bleibe, noch die Auffaßung, 
daß mit der Aenberung ber Theile zugleich das Ganze geändert je. Und 
ebenjo ſchloß das Genoßenrecht durch fein Weſen weder die Behandlung im 
Sinne des heutigen Bürgerrechts, noch auch bie Entwidlung zu einem ver- 
änßerlichen, vererblichen, theilbaren Snbivitualrecht von firirtem Quoten⸗ 
gehalt aus. | 


) Bol. das Nähere über die Geſchichte des Majoritätöprincips unten in 
818 1. 
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Blickte man über die gegenwärtige Generation hinaus in Bergangenbeit 
und Zulunft, jo mußte man freilich es gewahr werben, wie Geſchlecht, Ge⸗ 
meinde und Bolt auch dann uoch fie felbft blieben, wenn die Gefammtheit 
ber Genoßen bis auf ben legten gewechſelt hatte War nicht das Volk ſchon 
in unvorbenllicher Zeit Befitzer ſeines Landes geweien? Erwarb nicht eine 
Gemeinde Marken und Rechte, woran künftige Generationen noch Theil haben 
follten, wenn feiner ber jet gefammterwerbenden Geuoßen mehr lebte? Wollte 
man nicht durch Deichlüffe und Geſetze die fpäten Enkel verbinden, gleichwie 
man ſich felbft durd das von den Vorfahren überlommene Recht gebunden jah ? 

Kein Zweifel, dag man fih ber Identität der Genoßenſchaft bewußt war. 
Allein trogdem gelangte man nicht dazu, bie beftändige Daner ber Berbande- 
einbeit burd die Loͤſung der Gefammteinheit von der Gefammtvielheit zu er- 
Mären und begrifflidh zu firirn. Sondern man ftellte fi in der Kontinuität 
zugleich die Veränderung, in ber fortlebenden Gelammtheit bie wedhjelnbe 
Bielheit vor. Bermittelt wurde dies namentlih durch die am bie Nachfolge 
in die einzelnen Genoßenrechte anknüpfende Anſchauung, daß die jebesmalige 
geänderte Geſammtheit die Exbin und Rechtönachfolgerin ber ihr voran- 
gegangenen Geſammtheit je. Daß dieſe Vorftellung, welche über den Wider⸗ 
fprudh zwifchen der gleichzeitig angenommenen Spentität und Veränderung 
einigermaßen hinweghalf, fehr verbreitet war, beweiſen zabllofe urkundliche 
Ausbräde. Bei allen Berbandsgattungen und in allen rechtlichen Beziehungen 
werden Sejammtrechte als Rechte bezeichnet, welche die gegenwärtigen Genofen 
gemeinlich, insgefammt und injonderheit, die Gemeinde n. |. w. von ihren 
Borfahren ererbt, ũberkommen, erhalten haben; und es werben Rechte, beren 
wahres Subjekt die Genoßenfchaft felbft fein foll, den gemeinen Genoßen und 
ihren gemeinen Erben und Rechtönachfolgern, der gegenwärtigen und zulünftigen 
universitas, der Gemeinte und Allen, welche in Zukunft ihr angehören werben, 


4. Die Gefammtheit war ferner in ihrer Einheit durch jede Gliede⸗ 
rung tes Verbandes bedroht, indem bie Idee einer verfaßungsmäßigen Orb- 
nung der Mitgliedichaft im Berbande bei dem Mangel einer abſtrakten Ge- 
fammteinheit unmöglich war. 

Jede Genoßenſchaft umfaßte zugleich Schutzgenoßen, die in der Ber- 
fammiung, welche doch als die Genoßenſchaft jelbft galt, gar nicht ericheinen 
durften. Dabei ftellte nun zwar fo Iauge, als es nur Schnutzgenoßen im 
vollen häuslichen oder herrſchaftlichen Mundium eines Vollgenoßen gab, jeber 
Bollgenope ſchon als Haus⸗ und Hofherr die von ihm vertretenen Schup- 
genojen dar. Lockerte ſich aber der Herrſchaftsverband, jo daß jeine abhängigen 
lieder in unmittelbare Beziehungen zur Geſammiheit traten, oder hieng eine 
beftimmte Klafie von Schutzgenoßen unmittelbar von ber Geſammtheit ohne 
jede Beziehung zu einzelnen Vollgenoßen ab, jo konnten die Geſammtheit ber 
Bollgenohen und die Geſammtheit der Schutzgenoßen einander ald beſondere 
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Sefammtrechtsfubjelte gegenübergeftellt werben. Dabei Tonnte dann die höhere 
BVerbandseinheit fih im Laufe ber Zeit zu einer Summe von Beziehungen 
zwiichen beiden Gejammtbeiten abſchwächen, bie fie ganz zerriß und zwei Ge⸗ 
meinden ober eine Gemeinde und Ungemeinder, eine Genoßenſchaft und Un⸗ 
genoßen neben einander ftanden. 

In ähnlicher Weife konnte jede Ungleichheit beftimmter Genoßenklafſen 
zur Zerreißung der Genoßenſchaft in mehrere felbftändige Kreife führen, berem 
Stellung ald Glieder einer höheren Verbandseinheit fi mehr oder minder in 
die Stellung jelbftänbiger Genofeufchaften verwandeln mochte. So haben ja 
in der That die urfprünglichen einheitlichen Volksgemeinden fi überal durch 
die Mittelftufe ſtaͤndiſcher Gliederung zuletzt in felbftändige Standesgenopen- 
ſchaften aufgelöft. 

Nicht minder gefährdet war bie Einheit größerer Genoßenſchaften durch 
das Verhältuiß zu ben in ihr enthaltenen engeren Verbänden. Entbielt eine 
Genoßenſchaft Theilgenogenfchaften, jo enthielt fie biefelben als Gefammtbeiten 
ſchlechthin, fo daß gleichzeitig bie kleineren Gefammteinbeiten und die Summe 
-allee Glieder der letzteren ald Träger ber größeren Gefammtheit erichienen. 
Dabei: beftimmte aber feine verfaßungsmäßige Grenzregulirung, in welden 
Beziehungen die engeren Verbände nnd iu welchen bie Einzelnen zur Dar- 
ftellung ber Allgemeinheit berufen waren: vielmehr war auch bier Beides gleich 
möglich und bie Entſcheidung, was wirflich fein follte, konkret und flüßig. 
So war fowol die Abforbirung ber engeren Verbände durch die größere Ge⸗ 
jammteinheit, als die Verwandlung ter weiteren Genoßenſchaft in eine bloße 
Soederation felbftändiger Genoßenſchaften und ſchließlich die völlige Auflöfung 
der größeren Verbandseinheit begrifflih moͤglich. Thatſächlich aber vollzog 
fih die Entwicklung in Deutſchland meift in der letztgedachten Richtung. — 
Noch entichiedener und Träftiger wirkten auf das gleiche Ziel die in den Ge- 
noßenſchaften enthaltenen Herrichaftsnerbände, weldye mit jeber intenfiven und 
ertenfiven Berftärfung für die Auflöjung der fie umfangenden Genoßenſchaften 
arbeiteten. 

5. Endlich war vor Allem die Gefammtheit, wenn ihre Einheit in ber 
Bielheit ſtecken lich, durch jedes genoßenſchaftliche Amt in ihrer Einheit ge» 
fährbet. Denn da die Gefammtheit auch in den einfachften und engflen 
Verhaͤltnißen nicht alle ihre Angelegenheiten jelbft beforgen Tonnte, mußte fie 
von je einen Theil der Gefammtgewalt an Einzelne übertragen. Der fo 
beauftragte Beamte aber konnte nicht als Organ eines unfichtbaren Gemein- 
wefens, jondern nur als bevollmächtigter Stellvertreter der fihtbaren Geſammt⸗ 
beit betrachtet werben. Auch hier reichte dann die Vorftellung einer Geſammt⸗ 
vollmacht nur fo lange aus, als der ertheilte Auftrag wirklich in jedem Augen- 
blick zu Händen Aller blieb. Wurden bie Verſammlungen jeltener, ihr Ein. 
fluß auf die inzwiſchen vorzunehmenden Amtehandluugen geringer, fo ſchien 
die Geſammtheit einen Theil ihrer Mahtiphäre fortgegeben zu. haben. An⸗ 
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fünglich mochte dem Beamten nur Leihbefig eingeräumt fein; allmälig wurbe 
fein Recht felbftändiger und er erſchien nicht mehr als Treudiener, fonbern als 
jelbſtberechtigtes Haupt ber Genoßhenſchaft, wenn anch der Urfprumg feines 
Rechts aus tem Geſammtrecht noch in ber Erinnerung lebte; endlich gieng 
and diefe Erinneruug verloren und er wurbe zu einem wahren und eigent- 
lichen Herrn mit einem völlig eignen, vererblichen, veräußerlihen nnd theil⸗ 
baren Rechte. Möglich und häufig war ed dann, daß ſchließlich im Herrenrecht 
das Geſammtrecht ganz untergieng unb die Geſammtheit nit einmal mehr 
als Mitträgerin der einft von ihr allein bargeftellten Verbandseinheit erichien. 
Se größer aber der Umfang einer Genoßenſchaft und je jeltener und unfähiger 
zer eignen Ausübung des Geſammtrechts die Berfammlung Aller war, defto 
intenfiver mußten biefe zerftörenden Kräfte auf ihren Untergang binwirken. 

IH. Die Miſchformen, welde durch das Einbringen der Herrichaft in 
die Genoßenſchaft und der Genoßenſchaft in die Herrihaft bald überall ent- 
ftanden, fügten fi) durchaus in den Rahmen ber alten Borftellnngen. Herr- 
Shaftsverbände, in denen eine oder mehrere Geſammtheiten dem Herrn mit 
Geſammtrecht und Gefammtpflicht gegenüber getreten waren, und Genoßen⸗ 
fhaften, in welchen ſich eine herrſchaftliche Spite gebildet hatte, uuterjchieden 
fi) in wefentlichen Beziehungen: fie ftimmten aber darin überein, da die 
einft entweder beim Herrn oder bei der Geſammtheit Toncentrirte Verbande- 
einbeit nunmehr zwifchen Herrn und Geſammtheit getheilt war. Es gab alſo 
zwei Rechtsfphären, welche ben Berband im Ganzen ergriffen und erft zuſam⸗ 
men das volle Derbandsrecht bilbeten: Träger der einen war ber Herr, Trä- 
gerin ber anderen die Gefammtheit. 

Da nun aber auch Hierbei ber Herr als finulich-Eontrete Perjönlichkeit, 
die Geſammtheit ale finnlich-Tontrete Berfammlung im bisher entwidelten 
Sinne vorgeftellt wurbe, jo bildeten fie beide zufammen wiederum eine Ein- 
beit äbmlicher Art. Sie wurben daher allerbings ſowol uad) außen wie ben 
Einzelnen gegenüber zujansmengefaßt und im ihrer Zufammenfaßung als 
Rechtsfubjekt gedacht. Allein fie wurben nicht als Glieder einer von ihnen 
verſchiedenen höheren Berbandseinheit, freilich ebenfowenig als völlig getrennte 
und nur burch ihre inbivibnellen Rechtöbeziebungen verknüpfte Willensmächte, 
fondern eben als eine Einheit, welche zugleich Zweiheit war, vorgeflellt. Wenn 
man > B. Kaifer und Reich ale das Reich, Herr und Hofgemeinde ald ben 
Hof, Fürft und Vaſſallenſchaft als das Land zufammenfaßte, jo blieb man fich 
zwar in jedem Augenblide der geboppelten Trägerſchaft des Verbandes be- 
wußt, batte aber gleihwol bie Borftellung einer zweigliebrigen organtichen 
Einheit. Für ten Fall dereinftiger Scheivung bes Gemeinheitlichen nub bes 
Iubivibuellen trag daher ein ſolches Berbältuig die Möglichkeit in ſich, ent- 
weber zu einer Gemeinheit mit zwei Oauptträgern einer über beiben ftehen- 
den Gelammtperjönlichleit zu werben, oder aber fih in Einzelbeziehnngen 
zuijhen zwei im fih abgeſchlohenen Perſoͤnlichkeiten aufzulbſen. Borläufig je 
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doch ſchien Beides nur quantitativ verſchieden und die Eutwicklung wurbe durch 
feine begrifflide Grenze an ber Bewegung in ber einen ober in ber andern 
Richtung gehindert. Es war erflärlih, daß, da von einer Zweibeit fchwe- 
rer als von einer PVielbeit bie in ihr ftedlende Einheit fich abheben läßt, zu- 
nächſt überall die auflöfende Richtung fih geltend machte. Das Verhältniß 
von Herrn und Gefammtheiten wurde daher thatfächlich immer ähnlicher einer 
individualrechtlichen Verbindung ſelbftändiger Rechtsſubjekte. 

Die Vermiſchung von Herrſchaft und Genoßenſchaft war mithin ein 
neues Moment, welches den Keim zu einer vollkommeneren Rechtsbildung in 
zeitweiliger Unvollkommenheit barg. Indem bie Mängel der beiden Verbands⸗ 
formen fich hier in gewißer Weiſe ausglichen und die Vielheit in der Herr⸗ 
ſchaft Anerkennung, die Einheit in der Genoßenſchaft einen ſtets unzweifel- 
haften, kontinuirlichen und energiſchen Ausdruck errang, ohne daß zu dieſem 
Behufe die Erkenntniß einer abſtrakten Einheit nöthig geweſen wäre: wurde 
die Enwicklung des Begriffs der Allgemeinperjönlichkeit ebenjofehr verzögert 
als vertieft. | 

IV. Die Rectsfubjeltivität der Herren und der Geſammtheiten erichöpfte 
im Älteren Recht den Begriff der bie Einzelnen überragenden Perfönlichkeit. 
Wie aber die deutſche Perfönlichkeit überhaupt, jo war fle auch bier nicht allein 
durch fich felbft und durch das Berhältnif zu andern Rechtsſubjekten, jondern vor 
Allem auch durch die von ihr beherrichten objektiven Rechtsiphären bedingt und 
beftimmt. Es war dies jo fehr ber Kal, daß ſich das alte Recht der ſubjektiven 
Einheiten gar nicht ohne ein-Torrefpondirenbes Syftem objektiver Einheiten vor- 
ftellen Laßt. Erft dadurch, daß aus rein fachlichen Beziehungen ein Band er- 
wuchs, welches gewiße in fich gegliederte und gefchloßene Rechtskomplexe burch 
die Sahrhunderte hindurch zufammenhielt, wurbe es möglich, fo lange ohne 
den Körperjhaftsbegriff auszulommen. Wir haben daher, um die Grundla- 
gen unferer Unterfuhung zu gewinnen, auch den deutſchen Sachbegriff im 
Allgemeinen und die durch ihn ermöglichte Bildung objeltiver Rechtsſphären 
insbejondere einer Betrachtung zu unterziehen. 


II. Die Rechtsobfektivität. 
8 5. Der dentſche Sachbegriff im Allgemeinen. 


L Der Begriff des Rechtsobjekts im Allgemeinen kaun weiter und 
enger gefaßt werben. 

1. Sm weiteften Sinne ift Rechtsobjekt Alles, was den Gegeuftand 
einer anerkannten Willensherrfhaft bildet. Im biefem Sinne Tann es jo we- 
nig ein objektlofes wie ein ſubjeltloſes Recht geben, da ein Wille ohne die 
Richtung auf ein ihm Gegenftänbliches Teine Realität bat. Unter ben Be- 
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griff des Rechtsobjekts in weiteften Sinne fallen daher auch die Rechtsſub⸗ 
jelte. Denn zunächlt giebt es Rechte, bei welchen ber Wille fich felbft gegen- 
ländlich wird, wie Freiheit, Stand, Ehre u. f. w., welche daher als Rechte 
an ber eignen Perſon biejelbe Perfönlichkeit als Subjeft und ale Objekt 
ſetzen. Sodann giebt es Hechte, bei welchen ein Wille für den andern ober 
zwei Willen für einander gegenftänblich werben, welde alſo als Rechte an der 
freunden Perjon eine Perfönlichkeit für bie andere als Objekt oder zugleich 
ale Subjelt und Objekt jegen. Es ift mit antern Worten jebe Pflicht als 
Unterwerfung unter fremden Willen eine partielle Objektivirung des Rechts⸗ 
ſubjekts. Derartige Rechte an einer andern Perfon zerfallen weiter in zwei 
Klafſen. Die Rechte der erften Klafie, zu welchen die meiften öffentlichen 
Gewaltrechte und im Privatrecht die perjänlichen Familienrechte gehören, haben 
gar fein anderes Objekt als die Perfönlichkeit. Eine zweite Klafje dagegen, 
in welcher bie yperfönlichen Vermögensrechte oder Obligationen herborragen, 
umfaßt diejenigen Rechte, für welche zwar das nächite Objekt ein fremder 
Wille ift, ald mittelbares Objekt aber ein Gegenftand hinzutritt. “Der ge- 
ſchuldete Gegenftand ift hier der Macht bed berechtigten Willens jo Iange ent⸗ 
zogen, als nicht dazwiſchen der verpflichtete Wille beherrſcht wird; er Tann 
alfo gar nicht als Objekt gefeßt werben, ohne zuerft den Willen des Schulb- 
ners als Objekt gefeht zu haben. Der Wille des Schuldners andrerfeits ift 
wicht ſchlechthin, jondern nur in Bezug auf ben gefchuldeten Gegenſtand und 
innerhalb der dadurch beftimmten Schranke Objekt. Hier find aljo zwei gleich 
weientliche Objekte vorhanden, von benen das entferntere ohne das Mittel des 
näheren gar nicht Objekt fein würbe, das nähere ohne die Beftimmung durch 
das eniferntere in einer leeren und nichtigen Beziehung ſtünde. Mithin Liegen 
Rechte vor, deren Objekt ber durch ein zweites Objekt beftimmte WBillensfplitter 
einer Perjönlichkeit ift; Rechte, bie nicht an ber Perſon ſchlechthin, aber an 
einer perjönlichen Berbindlichkeit beftehen. 

Die Eigenfchaft des Rechtöfubjekts, zugleich Rechtsobjekt zu fein, ſtand 
im römijdhen Recht im Wideripruch mit der abfoluten Subjeltivität der Per- 
fon; da fie aber troß der Beichräntung auf das Privatrecht nicht völlig zu 
verbaunen war, fanb fie theils im Begriff der Ausnahme theils in einer 
Zünftlichen Auffagung der Berpflichtung Platz. Dagegen war im beutichen 
Perjonenbegriff von vornherein die partielle Rechtsohjektivität gegeben, da ja 
jeder Wille als zugleich Herrfchend und beherrſcht in das Recht trat. 

Wenn es nun aber fhon im Weien bes Rechtsſubjektes Liegt, zugleich 
Rechttobjekt zu jein, jo bedarf es Teines jelbfländigen Rechtsbegriffs für Ob- 
jekte diefer Art. Inkbeſondere ift ein Gattungäbegriff, welcher diejelben mit 
den blohen Gegenſtänden des Rechts in Eine Kategorie verbände, entbehrlich 
umd in ber That vom Redhtöbewnptjein meift entbehrt worden. 

2. Rechtsobjekt im eigentlichen und tehnifchen Sien ift vielmehr 
mut das, was Rechtsobiekt ſchlechthin ift; mithin Alles, was bie ausſchließ—⸗ 
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liche Beftimmung in fi trägt, Gegenfland anerkannter Willensherrichaft zu 
fein. Im diefem Sinne ift Rechtsobjekt nur das durchaus Willenlofe, ber 
Menſch alfo nur, wenn feine Perjönlichkeit durchaus negirt wird. Die Redhts- 
objefte biefer Art fapen wir unter dem abftraften Begriff ber „Sache“ zu- 
ſammen und erhalten jo als Gegenfat des Perfonenbegrifft den Sachbegriff. 

DL Der Sahbegriff {ft eine Anftraktion wie ber Perfonenbegriff. 
Urſprünglich gibt es überall nur die Thatſache, daß beftimmte Gegenftänbe 
in beftimmten Beziehungen rechtlich beherricht werden. Dabei ift die Stellung 
diefer Gegenftände im Recht nach Zeiten und Böllern verſchieden. Wirb da- 
ber das gemeinfame Merkmal, Sache zu fein, erfannt und firirt, jo wirb fidh 
ber Gehalt dieſes Begriffs gleichfalls verjchieben geftalten müßen. 

1. Dem römischen Rechtsbewußtſein gieng ber abftrafte und farb- 
Iofe Sachbegriff (res) früßzeitig auf. Allein felbft bei den Römern war diefe 
Abſtraktion Feine volllommene.!) 

Man ſetzte ald „Sache” jedes räumlich begrenzte Stüd der änßeren Ra- 
tur, welches Gegenſtaud menſchlicher Willensherrſchaft fein Tonnte; und man 
feßte unter Abftreifung jeglicher Beſonderheit jede Sache rechtlich der an⸗ 
dern gleich. 

Diefer abftratte Sachbegriff, der offenbar au der beweglichen Habe in 
ſehr alter Zeit zuerft gebildet worden, war freilid nad) der einen Seite zu 
weit und nad der aubern zu eng. Aber man gab ihn deshalb nicht auf, 
joudern Half durch künftliche Korrekturen nach. 

a. Der römiſche Sachbegriff war zu weit, weiler nichts vom konkreten 
Gehalt des Rechtsobjekts in ſich enthielt, fondern in der leeren Abſtraktion 
ber überall gleihen Sachqualität beftand. Führte man ihn fireng durd, fo 
durfte fein Recht deshalb verſchiedenartig fein, weil es fi) auf einen verſchie⸗ 
benartigen Gegenftand bezog. In Wirklichkeit aber war es, jo früh man 
Sklaven, Grundftäde und Mobilien als Sachen gleichftellte, uumdglid, die 
priucipiell verfüudete Ibentität des Eigenthums an ihnen durchzuführen; und 
ebenjo mußte man andere fachliche Unterjchiede, z. DB. der res mancipi und 
nec mancipi, der praedia rustica und urbana, ber res divini juris, ber 
vertretbaren nnd verzehrbaren Sachen u. ſ. w., als Nechtequalitäten anerfen- 
nen. Man half fih aud bier mit der Annahme einer Ausnahme von ber 
im Princip gejeßten Gleichheit, woraus fi dann auch hier die Tendenz ber 
möglichften Einſchränkung und endlichen Bejeitigung der Ausuahmen bis zum 
Nivellement der Rechtsobjekte praktiſch emtwidelte. 

b. Der römifche Suchbegriff war aber andrerfeits offenbar zu eng, in- 
dem er das Merkmal der Körperlichkeit fefihielt. Während in dem Begriff 
ber Perfon die Rechtsfubjeltivität von dem übrigen Inhalt des menſchlichen 
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Weſens gelöft wurde, blieb ber Begriff ber Sache in ber Körperlichleit des 
Gegeuftandes fteden. Die Sache war baber in ihrer ſinnlichen Totalität, 
als greifbares und wahruehmbares Stüd der Natur, Rechtsobjekt, und bas 
Eigenthumsrecht Tonnte geradezu mit der Körperlichleit feines Objektes ibenti- 
fieirt werben. 

Bon diefem Stanbpunft aus war ed eine Inkonſequenz, wenn ein 
ſonderes Recht an einer pars pro indiviso zugelaßen wurbe: denn ein Körper 
läßt ſich nicht in ideelle Theile zerlegen. Ebenſo war es eine Iukonfequenz, 
von der man freilich in neuefter Zeit das roͤmiſche Recht zu reinigen verfucht 
Bat, wenn man an einer universitas rerum ein Recht anerkannte, welches 
das Ganze als jeldhes und nicht vielmehr die Summe ber bariu enthaltenen 
Einzelfacdhen ergriff: denn das Ganze ift nur begrifflich, nicht koͤrperlich von 
ber Summe ber Theile verſchieden. Endlich war es fireng genommen eine 
Inkonſequenz, wenn mau eine Sache als gleichzeitiges Objekt verſchiedenartiger 
Rechte fehte: denn ba in bem Begriff ber Sache ihre körperliche Kotalität 
ftedit, kaun fie fireng genommen nur ganz oder gar nicht von einem Recht 
ergriffen werden. In ber That giebt es daher im Grunde nur Ein unmittel- 
bar dingliches Recht: das Eigenthum. Indem biefes die Sache in ihrem 
ganzen Beftande in die Willensfphäre einer Perfon weift und gewißermapen 
zu einem Städ der Perfou macht, ſchließt es jeden andern Willen von einer 
gleich unmittelbaren Einwirkung auf biefelbe Sache aus. Erſt als Rechte 
fingulärer und im Grunde filtiver Ratur treten die jura in re aliena hinzu, 
weldye nie ganz unmittelbar werben, weil zwiichen ihnen und ber Sache bas 
Gigenthum ftebt, und welche ftets etwas Anomales behalten. Ebenſo Tann 
bei den Obligationen der Einfluß des mittelbaren Objekts nicht ganz abge 
wehrt werben, tritt aber fo viel wie irgend möglich vor dem perfänlichen 
Bande zuräd. 

Ein eigenthümliche Dilemma entfteht bei dieſer Auffaßuug, wenn es 
ſich um die Frage handelt, ob es außer den Törperlihen Sachen noch andre 
Sachen giebt. Denn entweber wird dies verneint: dann find, da die Körper 
lichkeit aller Sachen ſchon buch das Eigenthum erſchoͤpft wird, die übrigen 
Rechte objektlos. Ober aber es wird bejaht: bann fehlt es, da in ben Törperlichen 
Sachen die gegenftänbliche Totalität ſteckt, für die übrigen Sachen an jebem 
gegenftänblichen Subftrat. Die roͤmiſchen Iuriften griffen hier zu Dem Außer 
lichen Hilfsmittel, den koͤrperlichen Sachen als unförperlidhe (res incorpora- 
les) die Rechte (jura) entgegenzufeken.?) Dabei aber wirb offenbar nicht nur 
ganz Ungleichmäßiges verglichen, fonbern es bleibt völlig nuerflärt, wie denn 
das Recht zugleich Herrichaftsbefugnig und Beberrichtes fein fell. Die Schwie 
tigkeit, daß entweber mehr Sachen als Gegeuftände oder objektloſe echte be» 
fieben, wird hiermit nicht gelöft, fondern umgangen. 
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2. Das deutſche Rehtebewußtfein erhob fi ungleich fpäter zu 
einem abſtrakten Sachbegriff. Aber au hier hatte es dadurch ben Vortheil, 
weder zu Gunſten begriffliher Berallgemeinerung der Fülle ber Lebensverhält- 
nife Gewalt anzuthun, noch durch einen zu engen Begriff fi) auf dem Wege 
zu gedanklicher Vollendung Yeßeln anzulegen. 

a. Zunächft lag e8 dem älteren Recht durchaus fern, die verſchiedenen 
Gegeuftände rechtlicher Willensherrfhaft, wie namentlih Meuſchen, Vieh, 
Srunbftüde und Fahrhabe, unter einem farblofen Suchbegriff zu ſubſumiren. 
Wie hierdurch die Ausdehnung bes Perjonenbegriffse auf alle Menſchen mög- 
lih ward, ift ſchon erörtert. Auch die übrigen Rechtsobjekte aber galten fo 
wenig als rechtlich gleich, daß vielmehr ihre Verſchiedenheiten dad gefammte 
Mechtsfyften gliederten und beftimmten. Schon bie natürlichen Eigenſchaften 
ber Sachen gaben dem anf fie bezüglichen Recht eine beſondere Färbung, jo 
daß 3. B. das Eigentbum an Gruudftücken und an Fahrhabe nicht einmal 
einen gemeinfamen Namen batte, ebenfo.aber weiter das Eigenthum an Ader- 
Iand, Häufern, Gewäßern, Wäldern, Bergwerken, Deichen u. |. w., ober daS 
Eigeuthum an Vieh, Geräth, Früchten, Geld u. f. w. bon ungleichem recht. 
lihen Gehalt war. Sobann aber waren umgelehrt die Sachen befähigt, durdh 
beftimmte rechtliche Vorgänge oder Berhältnige, wie z. B. durch Konftituirung 
von Leihen, Zinjen, Geſammtrechten, durch die Perfönlichkeit, den Stand oder 
Beruf des Befigerd, dur die Verbindung mit Aemtern, Dienften un. f. w., 
jelbft eine bejondere Rechtsqualität anzunehmen. Die Entwicklung in diefer 
Richtung vollzog fich namentlich bezüglich der Grundſtücke in folder Reich» 
haltigkeit und wuchernden Fülle, daß zulebt, wie jede Perion, jo jedes Grund» 
ftüd fein konkretes und individnelled Recht hatte und nur innerhalb einzelner 
vornemlich durch bie ftändifche Gliederung geichiebener Gruppen eine gewiße 
Gemeinſamkeit erhalten blieb. 

Mit ber Erreichung einer höheren Kulturfiufe konnte ein folder Indivi⸗ 
bualismus der Sachen fo wenig wie ber Individualismus bes Perſonenrechts 
fortbeftehen, mußte vielmehr gleich dieſem dem Gedanken der Rechtsgleichheit 
weichen. Zuerft innerhalb gewißer Gattungen, dann an den Gegenftänben des 
Rechts Überhaupt wurbe bad Gemeinfame erfaßt und abgelöft, in die Sphäre 
bes abftrakten Begriffs erhoben und injoweit Einer Regel unterworfen. Allein 
auch bier wurde die Gleichheit des Merkmals, Sache zu fein, nicht zu einer 
principiellen Gleichheit des geſammten rechtlichen Gehalts des Suchbegriffe ge- 
fteigert, fondern von vornherein im Sachbegriff die mögliche Ungleichheit mit» 
gedacht. Freilich gelang auch Hier die völlige Ueberwindung bes hergebrachten 
fpröden und geſchloßenen Individualismus nicht ohne Beihilfe und zeitweiliges 
Uebergewicht der fremden Begriffe: aber ven Kern des heimiſchen Rechtsbe⸗ 
griffs vermochſe dic römifche Abftraftion nicht zu zerſtoͤren. Heute, nach der 
Erringung eines gemeinen Sachenrechts, ift es ebenfo überflüßig als inuerlidh 
unwahr, die Bedingtheit des Rechts durch die Sache und bie ungleiche Rechts⸗ 
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qualität der Sachen im Princip zu verneinen, um fie durch die Hinterthüre 
der Ausnahme fofort wieder zuzulaßen. Unſer Eigenttum an Liegenichaften 
und beweglichem Gut ift nicht am fich gleich und in feinen Wirkungen zu- 
fällig ungleich, jondern, weil der Begriff des Eigenthumsrechtes erft durch den 
Begriff eines Eigenthumsobjektes vollitändig wird, ein an ſich ungleichartiges 
Recht. Und wenn wir öffentlihe und private Güter, Kirchen und Deiche, 
Häufer und Bieh, Adergeräth und Handelswaaren in Bezug auf die Eigen- 
fchaft, Sache zu fein, einander gleichjeßen, jo negiren wir damit auch nicht 
einen Augenblid, daß ihr objektiver Gehalt rechtlich verfchieden jein und bie 
an ihnen begründeten Rechte ungleich qualificiren kann. Daß aber hierin 
nicht bloß eine theoretiſche Verſchiedenheit von der romiſchen Auffagung liegt, 
zeigt fi) in der von ninellirenden Tendenzen nie ganz zerftörten Neigung 
unfered Rechts, das Sachenrecht auch praktisch der Mannichfaltigkeit feiner 
Objektsgattungen auzupaßen. 

b. Auf der andern Seite loͤſte das deutſche Rechtsbewußtſein den Sach⸗ 
begriff weit früher und vollftändiger als das römiſche von der beengenden 
Borftelung der Körperlichkeit. 

Die Anfhauung, daß art fih jede Sade nur Einem Willen unmittelbar 
unterworfen und nur Einem Recht Gegenſtand fein Tönne, wurde nie ent- 
widelt. Kein abjoluter und einfeitiger Willensbegriff nöthigte dazu, in roͤ⸗ 
mifcher Weiſe jede Sache, wenn fie einmal von einem Willen ergriffen war, 
tofort unter Ausjchliegung jedes andern Willens in ihrer Xotalität durch 
diefen Willen abforbiren zu laßen. Und von ber Seite der Sachen ber war 
im Gegentheil thatſächlich offenbar, daß beſonders die Grundſtücke gleichzeitig 
mehreren Billen unmittelbar unterworfen und für die verjchiebenartigften 
öffentlichen und privaten Befugniße Gegenftand waren. Diefelbe Sache ge 
börte einer Gejammtheit und Einzelnen; an bemfelben Grundftück beftanven 
laudrechtliche Gewere des Einen und lehn⸗ oder hofrechtliche Gewere des An- 
bern, Zind- und Zehntrechte, Anwartrechte von Erben und fonftige Goentual- 
rechte, grumb- und vogteiherrliche Befugniße, ohne daß die Unmittelbarkeit 
eines diefer Rechte durch die Unmittelbarfeit ber andern ausgeſchloßen wurde; 
und felbft kei einem perſoͤnlichen Rechte Tonnte die Sache immerhin ſchon 
im irgend einer, wenn auch erft durch die Perfon des Verpflichteten vermittel- 
tem Beziehung zum Berechtigten gedacht werden. Eine ſolche Mehrheit von 
Sachenrechten und eine Beziehung felbft der Sorderungsrechte auf den Sach⸗ 
gehalt war nun aber nicht möglich, wenn die Sache mit ihrer Törperlichen 
Zotalität zufammenfiel. Vielmehr Tag darin der Stoff zu der Erkenntniß, 
daß nicht der Naturgegenftand als folder, ſondern der Inbegriff feiner zur 
Willensbeherrihung geeigneten Eigenſchaften unter das Recht fällt; daß der 
Rechtöbegriff ber „Sadye" fidh fo wenig mit bem Begriff des förperlichen Ge⸗ 
genflandes deckt wie ber Begriff der Perjon mit dem des Menſchen; daß wir 
das Körperliche an einer Sache zwar thatſächlich innehaben und übergeben, 











62 Die Grundbegriffe des Altern beutjchen Rechts 


nicht aber rechtlich beherrſchen umd übertragen; daß bie Dunlität ald Sade 
nichts fiunlich WBahrnehmbares, fondern etwas rein Begriffliches ift. 

Aus diefer in der Anlage ſtets vorhandenen, wennſchon noch unentwidel- 
ten Auffaßung folgte ſchon in älterer Zeit die Anſchanung, daß das Eigen- 
tum ein Recht ‚wie andere und nur durch bie in ihm vorgenommene Zu- 
fammenfaßung aller denkbaren Beziehungen der Sache zur Perfon ansgezeidh- 
net fei; daß umgekehrt jedes andere unmittelbar oder mittelbar auf eine Sache 
gerichtete Recht ein Stüd ber Sache in fi} enthalte Dort waren alle für 
den Meufchen überhaupt werthvollen Beziehungeu eines Geyenftandes zujam- 
mengefaßt nnd ald Rechtsobjekt gejekt: bier waren beftimmte Seiten oder 
Möglichkeiten aus ber allgemeinen Sachſphäre herausgehoben und für fich als 
bejonderes Rechtschjelt erflärt. Daher war das Eigenthum fo gut wie jedes 
andere Sachenrecht ein Recht; jo gut aber wie das Eigenthum mit der von 
ibm beherrſchten Sache identificirt werben konnte, ließen ſich auch bie andern 
Rechte ale Sachen betrachten. Und fo ift denn in ber That unferm Rechte 
eine von Alters her geläufige und äußerſt praktiſche Anſchauung, daß Rechte 
verjchiedenfter Art in gleihem Sinne wie das Eigenthum „Sachen“ find.?) 
Zahllofe Herrihafte- und Nutzungsbefugniße, Gerichtsherrlichkeiten, Vogteien, 
Amtögerechtsjame, Regalien, Gewerbereihte, Zwangs⸗ und Bannrechte, Real⸗ 
rechte jeder Form wurden ald Sachen auerlannt, an denen wieder Eigen-, 
Leib» oder Pfaudgewere und Rechte verfchiedenfter Art mögli waren. Und 
ſelbſt die perjönlichen Bermögensrechte können durch ben Einfluß ihres ent- 
fernteren Objekts in eine Ähnliche Kategorie einrüden,‘) fo daß fie durch bie 
Form der Inhaberpapiere fogar an dem eigentlichen Sachenrecht Theil nehmen, 
in dem Begriff von „Kapitalien,” „Aktiven“ u. ſ. w. als Sachen vorgeftellt, 
und ibrerjeits nicht uur als Objekt binglicher Rechte, wie Pfandrecht und 
Niegbraud (was die Römer nur fehr anomaler Weiſe zulichen), fondern als 
Gegenftände des „Eigenthbums’ gedacht werden koͤnnen. 

Man pflegt au für das deutſche Recht bie römifchen Ausdrücke koͤrper⸗ 
licher und unförperlihet Sachen zu gebrauden. Es ift dies ungefährlich, 
wenn man nur zweierlei nicht vergißt. Einmal, daß auch die Förperlichen 
Saden nur eine unkörperlihe Seite Lörperlicher Gegenftänte, nämlich den 
Inbegriff aller ihrer rechtlich erheblichen Eigenſchaften, ausbrüden, während 
bie unförperlihen Sachen, als abgetrennte Splitter jenes Jubegriffs, der Be⸗ 
ziehung auf die Körperwelt keineswegs entbehren. Zweitens, daß unkoͤrperliche 
Sachen nicht die „Redhte” als ſolche, jondern die in dem Namen bes Rechts 


9 Alle neueren Gejeßgebungen haben diefer Anſchauung Ausdrud verliehen. 
Bol. z. B. Bair. &. R. Ic. 189. Pr A. L. R. 1,2 82. Oeſterr. Gb. 8 292. 
Code cir. a. 526. 529. 530. 

% Das preuß. L. R. bat daher die Forderungsrechte für „Rechte zur Sache”, 
das öfterr. Gb. für „ perfünlihe Sachenrechte“ erflärt. 
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mitausgebrüdten Objelte find: d. h. der von dem betreffenden Recht ergriffene _ 
und als Willensobjelt geſetzte Theil der Sachſphäre beſtimmter Gegenftände. 
Da dieſes Stüd der Sachſphäre, welches in Wahrheit die unlörperliche Sache 
iſt, nur durch das betreffende Recht feine objektive Sanbereriftenz erhält und 
mit teilen Sortfall fofort in ten allgemeinen Sachbegriff zurüdfällt, und da 
— das betreffende Recht ohne dieſe feine gegenftändliche Seite nicht 

es jelbit wäre: fo ift der Gebrauch deſſelben Namens für Beides erflärlich 
und im Ganzen unſchädlich. 

Eine ber wichtigften Folgen diefer Erweiterung des Saqhbegriffs iſt die 
Möglichkeit einer Verbindung mehrerer Sachen zu einem Ganzen. Denn 
liegt in dem Sachbegriff die Körperlichkeit, fo koͤnnen nur entweder die 
Einzelfahen ober das Ganze Sachen jein, während im lehteren Yalle die 
Einzelfachen zu Sachtbeilen zufammenfchrumpfen mühen, im erfteren Fall das 
Gang ftreng genommen ein bloßer Name iſt. Wird dagegen ber beutfche 
Sachbegriff zu runde gelegt, jo koͤnuen Ganzes und Einzeljachen gleichzeitig 
und gleihartig Sachen fein, indem eben für gewiße Beziehungen die anf bie 
Sondereriftenz ber Einzeliachen bezüglichen Seiten, für aubere Beziehungen 
aber die rechtlich relenanten Eigenichaften des von der Summe ber Einzeljachen 
verjchiedenen Ganzen als Objekt gefeht werden. Das Ganze als Sache ift 
dabei eine leere Abftraktion, jondern fo viel ober jo wenig körperlich wie bie 
Einzelfachen.°) 

So finden wir benn in ber That im deutſchen Recht zunächſt von je 
törperlihe Sefammtjahen anerfanut. Landgüter, Gefammtgebiete, fpäter 
auch bewegliche Komplexe (3. B. Heerbe, Inventare, Bibliotheken, Waarenlager) 
find einerfeits als objektive Einheiten, welche mit dem Wechiel der Einzeljachen 
nicht wechjeln, Gegenftand von Rechten, und berauben doch anbrerjeits ihre 
Beftanbtheile nicht des Sachcharakters. Begrifflich freilich Ichied man hier jo 
wenig wie bei Perjonengefammtiheiten uriprünglich das Ganze und die Summe 
ber Einzelnen: thatſächlich aber machte fi) auch bier von je das der Geſammt⸗ 
ſache eigenthũmliche Merkmal, objektive Einheit und Bielheit zugleich zu fein, 
im Rechte geltend. Und die jchärfere Unterfcheivung eines abftrahirenden Be⸗ 
wuhtfeins mußte endlich hier wie bei Perfonenverbänden die Einheit und bie 
Bielheit trennen, fo daß fih genau firiren ließ, wie weit die Einzeljachen be⸗ 
fondere Rechtsobjekte waren und wie weit andererſeits die Geſammtſache als 
ſolche Gegeuftand von Rechten und felbft von Befit fein Eonnte. 


5) Bol. 3. B. Pr. U.UR. I, 2 8 82. Defterr. Gb. 8 302. Wenn Befeler, 
Eyftem 5 77 a.f., die Geſammtſache als „Törperlichen Gegenftand“ betrachtet, fo 
widerfpricht bies der von ihm felbft gegebenen Definition, fie fet ein Inbe⸗ 
griff an fi felbftänbiger, im Wefentlichen gleichartiger Sachen, welche, zu einem 
beftimmten Zweck verbunden und mit einem gemeinfamen Namen bezeichnet, auch 
jurtftifch als eine Einheit, als Eine Sache betrachtet werden und als folde 
zum Gegenfland von Rehtögefchäften gemacht werben können.“ 
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Wichtiger noch war die Verbindung von Haupt» und Nebenſache, 
wobei nicht die Verbindung aller Sachen mit einander, fondern die Abhängig. 
feit der Nebenfachen von der Hauptfache Grundlage einer objektiven Einheit 
war. Der Begriff der Zugehörung, heute noch von Wichtigkeit, nahm im 
ältern Recht eine geradezu dominirende Stellung ein. Auch bie Hauptſache 
aber mit ihren Zugehörungen bildete ein objektive Ganze, welches ſich von’ 
der Summe ber in ihm verbundenen Sachen unterſchied. Denn es war zwar 
für diefes Ganze die Hauptfache weientlih und beftimmend: die Pertinenzen 
aber erſchienen als abhängige Glieder, deren Individualität für die Identität 
und Kontinnität des Ganzen unerheblih war. Wenn zunächft das ältere Recht 
bier fo wenig wie etwa im perjönlidhen Herrichaftsverbande den Unterſchied 
zwifchen dem Verbande von Hanpt und Glievern und zwildhen der Summe 
von Einzelſachen begrifflich firirte, fo brachte doch Hier wie dort Beides fich 
von je zu praktiſcher Geltung. 

Sodann fand und findet auch eine Kombination des Berhältnißes ber 
Geſammiſache und der Haupt- und Nebenfache ftatt, indem 3. B. ein Inbegriff 
von Sachen als Pertinenz einer Onuptjache oder umgelehrt als Hauptſache für 
Nebenſachen gilt. 

Diefe objektiven Sadverbände find aber ferner nicht auf Törperlihe 
Sachen beſchränkt, vielmehr nehmen daran die unlörperlihen Saden in 
analoger Weife Theil. Rechte werden ald Zubehör von Sachen oder andern 
Rechten gedacht, wie 3. B. die jubjeltiv-Dinglichen Rechte, und mehren oder er- 
weitern fo den pofitinen Gehalt bes Sachganzen, während dieſes in feiner ob- 
jeftiven Einheit unverändert bleibt. Dinglihe Belaftungen ftellen fih um- 
gekehrt als Mindernugen ober Beſchränkungen der belafteten Sache dar, ohne 
die Spentität des Sachganzen anzugreifen. Und fofern endlich Törperlihe und 
untöryerlide Sachen ohne Anfnüpfung an ein reales ſachliches Haupt als 
ein in ſich verbundenes Ganze (universitas juris) vorgeftellt und von ber 
Summe der Einzellachen unterfdhieben werben, entiteht ber Begriff einer ob- 
jeftiven Rechtsſphäre ober in Bezug auf das Privatrecht ein objektiver 
Bermögendbegriff. 

I. Der VBermögensbegriff des römiichen und deutſchen Rechts 
war baher fo wenig wie der Sachbegriff gleich. 

1. Der römische VBermögendbegriff war durchaus jubjeftiv. Das Ber- 
mögen geht in ber Perfönlichfeit auf, die es ganz und gleihmäßig durchdringt, 
und wird nad Umfang und Inhalt durch die Herrihafteiphäre eines indivi⸗ 
duellen Willens begrenzt und beftimmt. Gelbit wenn die Perjönlichkeit fort- 
fällt, bleibt das Vermögen nur dadurch ein Ganzes, daß der Wille des Erk- 
laßers als fortlebend fingirt und vom Erben übernommen wird. Und bejondere 
Dermögensmaffen, die gegenüber dem andern Bermögen deſſelben Subjekts eine 
felbftändige Bedeutung hätten, fommen nur anomaler Weiſe in den Pelulien, 
der dos und verwandten Ericheinungen vor, die immerhin noch, obwol nicht 
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ohne Zwang, von ber Seite der perjönliden Beziehungen erfaßt werben 
tonnten. 

2. Der deutſche Bermögendbegriff dagegen war von je zugleich objektiv. 
Fällt die Perfönlichteit fort, fo bleibt ſchon ans fachlichen Gründen dad Ber- 
mögen entweber ein Ganzes ober geht doch nicht ald Summe von Einzeljacdhen 
fondern in ber Gliedernug nach objektiv verbundenen Inbegriffen auf die 
Erben über. Nicht bie ganze Rechtsiphäre der fortgefallenen Perjönlichkett 
wirb übertragen, fondern nur derjenige Theil derjelben, welcher in dem Ber- 
mögen zugleich eine objektive Eriftenz Kat. Und vor Allem entiteht die Mög. 
Iichfeit von Soubervermögen, welde als in fich gegliederte und abge- 
ſchloßene Mafien im Berhältnig zu dem übrigen Vermögen beffelben Subjekts 
bei befien Leben wie nach befien Tode ihre objektive Selbftändigfeit in einem 
im Einzelnen fehr verſchiedenen Grade zur Geltung bringen. Dieje Sonder⸗ 
vermögen fpielten von je und fpielen noch heute eine biäher ehr wenig ge 
wärbigte, unb doch geradezu enticheibende Rolle im deutſchen Recht. So ge 
hören zu den zwar fehr verichiebenartigen, aber durchweg von bemielben Ge⸗ 
tanken einer objektiv verbimbenen, gegliederten und Bis zu irgend einem Grabe 
geichloßenen Sachſphaͤre beherrſchten Sondervermögen bes heutigen Rechts bie 
Beſtandtheile des Ehenermögens, das Gefellihaftsnermögen (joweit ihm Teine 
juriſtiſche Perſon entſpricht), das Hanbelsvermögen („Geihäft" und „Firma”), 
dad Dergvermögen, bas Schiffevermögen, bie Konfure-, Nachlaß⸗ und Liqui⸗ 
bationdmaflen, bie öffentlichen und privaten „Konds" und „Kaflen" für be- 
flimmte Zwecke, auch nach ber Auflöjung des Grundeigenthums in einen vom 
Grundftũck nur bargeftellten Vermögenswerth das Grundvermögen u. f. w. 
Ebendahin gehört aus älterer Zeit die geionderte Behandlung von fendalem 
und allobialem Vermögen, von Stammgut, Erbgut und gewonnenem Gut, 
von Gerade und Heergeräth, die Bebentung rein objeltiver Gemeinſchaften n. ſ. w. 
Der Unterfchied iſt nur, daß, je weiter wir zurückgehen, deſto entſchiedener ber 
Begriff des Sonbervermögens an finuliche Unterfchiebe anknüpft oder fih an 
ein reales und in feiner Individualität weientliches Hauptobjekt, beſonders ein 
Grundfiad, anlehnt, fo daß im vorftäbtifchen Leben faſt ausſchließlich bie 
Grundftüde mit den ihnen zugehoͤrigen Sachſphären als objektive Vermoͤgens⸗ 
einbeiten bervortreten. Der Gedanke aber war derjelbe: es ift nur im Laufe 
der Zeit auch bier das finnlih Konkrete durch das Abſtrakte, ja zum Theil 
durch bie bloße Werthabſtraktion, erfeßt, und ftatt der Grundftüde ift ber 
Kapitalbegriff zum Ausgangspunkt des Vermoͤgensbegriffs geworben. 

IV. Bei einer derartigen Verſchiedenheit ber Grunbbegriffe mußte auch 
bie Stellung der Saden im Recht bei Römern und Deutſchen ver- 
ſchieden fein. Im Allgemeinen denkt das römifche Necht als Ausgangs» uud 
Mittelpunkt aller Rechtsverhaͤltniße einfeitig und ausſchließlich Die Perfonen, wäh- 
rend das beutfche Recht neben ben Perſonen zugleich bie Sachen als jelbftändige 
Pole der Rechtsgeftaltung anfieht. Im Einzelnen treten freilich für das roͤmiſche 
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Recht erhebliche Modifikationen, für das beutfche Recht in feinen verjchiedenen 
Entwilungsperioben bebentende Ummandlungen hervor. 

1. Im römischen Recht find die Sachen principiell ohne eigne rechtliche 
Bedeutung. So weit ed irgend mit dem Leben vereinbar ift, werben bie 
Sachen als Objekte eines von ihnen weder bedingten noch beftimmten Willens 
und ohne jede eigne rechtliche Individualität gedacht. Es giebt daher im All- 
gemeinen Feine rechtlichen Unterfchiebe ber Sachen, wovon freilich, wie ſchon 
erwähnt ift, erheblidhe Ausnahmen zugelaßen werden müßen. Es giebt ferner 
feine Beziehungen der Sachen zu einander, wonon wieder durch ben Pertinenz- 
begriff unb durch den Begriff der universitas rerum Ausnahmen eintreten. 
Es giebt Feine Rechte ber Sachen im deutſchen Sinne, wovon nur Eine wich⸗ 
tige Ausnahme in ber ſubjektiv⸗dinglichen Beichaffenheit der Praedialſervituten 
anerfannt wird, jo daß bier fogar bie ältere Anfchauung eines praedium 
dominans, eines servire oder debere fando nicht ganz verflungen if. Es 
giebt ebenjowenig Laften der Sachen im beutfchen Sinne, fondern nur jura 
in re aliena, bie als partielle und dur, ein fremdes Eigentum hindurchge⸗ 
hende Herrichaftsrechte an der Sache aufgefaßt werten, obwol. auch hier Spu⸗ 
ren einer andern Auffaßungsweife fih in ber Benennung und Behaublung 
ber Servitut als „servitus" und bes Pfandrechts als „obligatio rei" kund 
geben. Bor Allem aber find die Sachen ſchlechthin nur Herrſchaftsobjekte, 
nie Begrünber oder Geftaltgeber des Willens, und ed giebt daher Feine ding⸗ 
lie Erweiterung und Teine dinglihe Gebundenbeit der Perſönlichkeit. Mag 
ansnahmdweife mit einem Objekt eine Befugnig an weiteren Objekten ver- 
Inüpft fein, jo wird doc damit nicht Die Perfönlichkeit felbft erweitert, wie 
bieß 3. B. bei unferen fubjeftiv-binglichen Standes: und Herrſchaftsrechten ber 
Fall war. Mag umgekehrt der Eigenthümer eine partielle Herrihaft Ande⸗ 
rer an feiner Sache dulden müßen, jo kann doch nie für ihn eine pofitive 
Verpflichtung, eine Beichränfung des Willens durch Sachbeſitz entftehen (ser- 
vitus in faciendo consistere non potest), und es ift unmöglid, daß nad 
beutjcher Weife die öffentlichen und privaten Laften jeder Art von den Per⸗ 
fonen abgewälzt und auf Grund und Boden geworfen werben. In berjelben 
Unfelbftänbigkeit der Sachen wurzelt enblih die völlige Unabhängigkeit der 
Obligationen von ihren entfernteren Objekten und die Unmöglichkeit, das 
Erbrecht auf objektive Momente zu bauen. 

2. Das deutſche Recht ftellte umgekehrt von je die Sachen als Aus 
Hangepunkte von Rechtöverhältnigen neben die Perjonen. Weil ihm die Per- 
fon nicht abfoluter, fondern bedingter Wille, das Recht nicht einfeitige Be⸗ 
fugniß, fondern zugleich befugende und bindende Beziehung war, mußte ihm 
auch die Sache zugleich als bedingt durch das Recht und als bebingend für 
bas Recht, als Endpunkt und als Ausgangspunft ber auf fie gerichteten Wil⸗ 
Venebeziehung erjcheinen. So Tonnten die einzelnen Sachen im weiteften Um⸗ 
fange mit beitimmten Rechtsqualitäten bekleidet, ja es Tonnte zuletzt bei 
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Grundftũcken eine Standesqualität möglih werben. Die Sachen konnten 
ferner untereinander in bie mannichfachften objektiven Beziehungen ber gegen- 
feitigen Berbiudung und Zufammenfügung, ber Ueber- und Unterorbnung 
treten. Die Anfnüpfung von Rechten und Pflichten an beftimmte Sachen, 
jo dag nur erft durch das Mittel des Sachbefike bie Perfon bereihtigt und 
verpflichtet warb, konnte eine Zeit lang bie allgemeine Regel bilden. Und 
weil Hier überall die Beichaffenheit, Gliederung und objektive Zujammenge- 
börigleit der Sachen bedingend und beftimmend für bas an ihnen haftende 
Recht war, diefes Recht aber wiederum die Willensfphäre feines Subjeltes 
färbte und begränzte, fo konnte ber Wille felbft dinglich erweitert oder gebun- 
ben, die Perfönlichkeit mithin durch die Sachen mobificirt werben. So war 
es möglich, daß rein perjönlihe Rechte, wie Stand, Herrſchaft, Amt, Ge- 
werbebetrieb, Bermögensanfprücde gegen Perjonen u. |. w. als Ausflug von 
Sachbeſitz galten, perjönliche Pflichten und Willengminderungen, wie Freiheits⸗ 
beichräufungen, Dienfte, Treuverhältnige, Zahlungsverbindlichkeiten u. ſ. w. 
als dingliche Laften erfchienen. Und wenn hiermit einerjeits, jo lange öffent 
liches und privates Recht zufammenflelen, das Syſtem der fenbalen und patri- 
monialen Gewalten gegeben war, fo lag darin amndrerfeits die Möglichkeit, 
alle perfönliche Unfreiheit langſam anf Grund und Boden abzuwälzen. 

Bon bier aus erklärt fi dann ebenfalls die ſchon von der Seite bes 
Perſonenbegriffes aus feftgeftellte Theilbarkeit und Uebertragbarkeit des Wil⸗ 
lens. Denn wenn ber Wille ſich nicht nur objektiviren, ſondern ſich ſogar 
mehr oder minder feſt mit einer Sache verbinden und zu deren Zubehoͤr hin⸗ 
geben Tann, fo muß das fo beftimmte Stück des Willens nicht nur an fich 
treunbar fein, fondern mehr oder minder felbft die Natur der betreffenden 
Sade annehmen. So waren denn in der That Erweiterungen und Gebun- 
benbeiten des Willens mit den Sachen und wie Sachen veräußerlich und theil- 
bar. Und folde Wirkungen konnte nicht nur das unmittelbare, ſondern jelbft 
das eutferntere Objekt hervorbringen, wie dies das deutſche Obligationenrecht 
noch Beute zeigt; denn indem hier oft der Gegenftand der Leiſtung als wahre 
Subftanz, das perfänliche Band als blos formales Element bed Rechtsver⸗ 
haltaißes eriheint, Tann Forderung wie Schulb trenubar und bei Inhaber 
papieren eine perjönliche Verpflihtung, die fih in einem negotiablen Papier 
verkörpert, mit dieſem negotinbel werben. Ja es kann, wie bei Bergwerks⸗ 
furen und Aktien, die Mitglieichaft in einer Körperichaft als Zubehör einer 
Sade veren Natur folgen. Und eben fo Tann im Erbrecht ber Uebergang 
von perfönlichen Rechten und Pflichten davon abhängig gemacht werben, in- 
wieweit fie fi) in dem Subegriff der vorhandenen Sachen objektivirt haben. 

Erdlich ergiebt fi im Verhältuig zum eignen Subjekt eine für das roͤmiſche 
Reit undenkbare Selbftändigkeit ber Sache. Denn eine Sache ober. ein Inbegriff 
von Sachen kaun nicht nur, weil ihre Unterwerfung unter eine Perfon nicht ihre 
Kotalitkt zu abforbiren braucht, mit verſchiedenen Theilen ihres Weſens verſchiede⸗ 

be 
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nen Willensfphären angehören: fie kann auch im Berhältnig zu Einem fie beherr⸗ 
ſchenden Willen mit eigner rechtlicher Iubividnalttät bekleidet und mehr oder min- 
der abgeſchloßen und geglieberi fein. Indem es fo möglich wird, daß eine 
Sache oder ein Vermögen nicht ſchlechthin, ſondern in beftimmter objeftiver 
Beſchaffenheit und Verbindung als Gegenfland eines Willens gebadht wird; 
bag aljo bei größeren Gefammtfachen und Vermoͤgenseinheiten der Wille nicht 
alle Theile und Glieder, alle einzelnen Rechte und Pflichten gleihmäßig durch⸗ 
dringt, fondern erft mittelbar durch das Ganze bie Theile ober durch das 
Haupt bie Pertinenzen beherrſcht oder vertritt: entftehen zuſammenhängende, 
in fich geglieberte und gejchloßene objektive Rechtsſphären, welche auch nnab- 
bängig von ihren Trägern und felbft im Gegenfat zu beren perjänlicher Be- 
ſchaffenheit eine gewiße rechtliche Bedeutung haben. 

V. Dieſes Borhandenfein objektiver Redhtseinheiten neben ben 
jubjektiven Willenseinheiten bat nun für bie Gefchichte bes Körperichaftsbe- 
griffes ein hervorragendes Sntereffe. Denn indem das Syſtem ber bie Ein- 
zelmenfchen überragenden und überbauernden Rechtöinbjefte durch ein ausge⸗ 
bildetes Syftem feft geglieberter und gefchloßener objektiver Rechtöfpbären er- 
gänzt wird, kann einerfeitd bie Abftraktion der ſubjektiven Einheit weit länger 
als bei den Römern verzögert, muß aber andrerſeits der Körperichaftsbegriff 
weit reiner und tiefer erfaßt werben. 

1. Der Gedanke objektiver Rechtseinheiten tft im beutichen Recht hente 
ebenjo lebendig wie vor einem Sahrtaufend. Die äußere Erſcheinung folder 
objektiven Einheiten jedoch hat fi in den verſchiedenen Entwidlungsperioben 
unſeres Rechtes jehr ungleich geftaltet. 

a. Zunächft wirkte darauf das wechielnde Verhaͤltniß von öffentlichem 
und privaten Recht. Ihre urfprüngliche Identität bewirkte, daß Anfangs 
auch in den Sachſphären Beides ungetrennt verbunden war. Insbeſondere 
ftellte fich jedes Grundſtück mit den ihm zugehörigen Sachen und Rechten als 
eine räumlich-dingliche Rechtsſphäre dar, welche Vermögensbefugniße und poli- 
tiſche Macht, Ehre und Geltung in Einen Kompler zufammenfaßte; und 
ebenfo waren Herrihafte, Amts, Regalgerechtigkeiten u. |. w. gleichzeitig 
Vermoͤgens- und Machtinbegriffe Mit der Scheibuug beider Rechtögebiete 
dagegen fielen and die objeftiven Einheiten auseinander. Im öffentlihen 
Recht behielten von den Törperlihen Sachen die Grundftüde ald Gebiete und 
Gemarkungen die Bedeutung objeftiver Einheiten, während unförperliche Ob⸗ 
jettseinheiten in ben ihrer privatrechtlichen Seite entkleideten Hoheiten, Ge⸗ 
walten, Aemtern u. |. w. zum Vorſchein Tamen. Im Privatrecht aber ent- 
ftand nun ber reine Dermögendbegriff, für ben auch Grund und Boden ledig⸗ 
lich als vermögensrechtlicher, wenngleich beſonders qualificirter Beſtandtheil in 
Betracht kam. 

b. Sodann wirkte die ungleiche Bedeutung der verjchiedenen Sachgat⸗ 
tungen auf ben verſchiedenen Stufen wirthſchaftlicher Entwidlung auf die 
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Bildung und Stellung der Sachfphären ein. Auf ber urſprünglichen Stufe 
der Nomadenwirthichaft konnten den nad Analogie bes Familienrechts gebil- 
deten Beziehungen ber Perfonen gegenüber die Sadyen, welche nur in fah- 
render Habe beftanden, Feine jelkftändige Bedeutung erlangen. Mit der Un- 
terwerfung der Erde dur) den Aderbau führte die neue Idee des Grund» 
eigentbums als nunmehr wichtigfte Sachen bie Grundftücke ein, ohne daß da- 
von zunächft die überwiegende Bedeutung ber Perjönlichkeit afficirt ward. 
Allmälig aber trat, je ausſchließlicher der Aderbau das Leben der Nation bes 
herrſchte, defto entjchiedener der Grund und Boben nit nur über alle an 
dern Rechtsobjekte, bis fih endlich die meiften Sachen und Rechte um ihn 
gruppirten: fondern mehr und mehr wurde der Menſch jelbft von ihm abhän⸗ 
gig. So gewann nunmehr der Zug bed germanijchen Rechts nach Verſelb⸗ 
fländigung der Objekte den freieften Spielraum, bis zulegt die feft geglie- 
derten nud gefchloßenen Sphären der Orundftüde und Gebiete ſowie ber ihnen 
parallel laufenden Immobiliargerehtigfeiten bedingenb und beftimmend für 
die Mehrzahl aller und auch der perjönlichen Verhältniße wurden. Es war 
fomit das Zufammentreffen der germaniſchen Neigung zur Anknüpfung ber 
Rechtöbeziehungen an ihre Objekte und ber Energie, mit welcher das ftäbtelofe 
Volk fi in die Bebauung des Landes verjenkte, woraus für unfer Mittel- 
alter ein jo ausgeprägtes und felbftändiges Recht der Grundſtücke bervorgieng, 
daß Feine Epoche irgend einer anderen Volksgeſchichte auch nur ein entferntes 
Analogou biete. Hierin mußte aber mit der Entwicklung ber ftäbtifchen 
Geldwirthſchaft und mit der Emancipation bes Handels und der Gewerbe 
vom Grundbefit eine neue Wandlung eintreten, bie bald über die Städte 
binausgriff und bis heute unaufhörlich fortſchrit. Denn einmal mußte nun 
in ben widtigften Beziehungen die Perjönlichkeit wieder in ihre Rechte tre- 
ten. Sodann aber mußten unter den Sachen bie Grundftüde ihre hervor⸗ 
ragende Stellung einbüßen und mit den beweglichen Sachen in bvenjelben 
Bermögendbegriff zuſammenſchmelzen. 

e. Endlich geftaltete fich der Begriff der objektiven Sachſphären verſchie⸗ 
ben nad dem Maße ber Abftraktion. Urſprünglich knüpfte er überall an 
ein konkretes Grundftüd, an bie finnlichen Eigenfchaften beftimmter Sachen 
(4. B. bei der Gerade), an den greifbaren Inhalt der Rechte an. Allmälig 
indeß fand man, nachdem die ben Römern in ihrer heutigen Bedeutung noch 
unbefannten®) Begriffe des „Rapitals* und des abftrakten „Werths“ entitan- 
ben waren, bie Weſenheit eines Sachganzen mehr und mehr in dem nad 
feinem Geldwerth meßbaren und beftimmbaren, von ihm dargeftellten Kapital. 
Während in früherer Zeit die Individualität des Befites jo wichtig war, ba 
ber Name des Grunbbefiges zugleich zum Geſchlechtsnamen wurde, fragt man 
hente zuerft, wie viel, und hoͤchſtens in zweiter Reihe, was Semand befigt. 


9 Bol. Arnold, Kultur u. Recht dev Römer S. 830 f. 
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So neigt man denn auch bei ben Sondervermögen dahin, die bunte Realität 
der zu einem Ganzen verbumbenen Rechte und Pflichten in ihrem abftraften 
Werth aufgehen zu laßen, ja jelbft das Grundftüd mit feinem Zubehör in 
letzter Juſtanz als ein in Grund und Boden verförpertes Kapital (, Grund⸗ 
vermögen") zu denken. Allein immer ift in Bezug auf das Weſen ber ob» 
jeftiven Einheiten ber abftrafte Werthbegriff nicht von ausſchließlicher Erheb⸗ 
lichkeit: vielmehr fteht dahinter die faktiſche Verſchiedenheit der zuſammenge⸗ 
faßten Sach⸗ und Rechtskomplexe, ohne welche fie feine fo ausgeprägte Rechts⸗ 
individualität haben Lönnten, wie fie noch heute Firmen, Schiffe, Grund⸗ 
ftüde u. ſ. w. haben. 

2. Wie dem aber auch fein mochte, darin flimmten alle derartigen Rechts⸗ 
bildungen überein, daß in ihnen ein beftimmter Inbegriff von Rechtsobjekten 
zunächft nach objektiven Rüdfichten gruppirt, durch fachlihe Beziehungen zu 
einem Ganzen verbunden und erft in ber fo begründeten Sachbeſchaffenheit 
au bie Perjonen berangebracht wurde. Immer aljv entſtand eine objektive 
Einheit, deren äußerer Beitand und innerer Zuſammenhalt bis zu irgend 
einem Grabe von der Beſchaffenheit ihres Subjeftes unabhängig war. Und 
es warb möglich, daß au ohne oder ſelbſt gegen eine Perfoneneinheit fich 
die rein objektive Einheit einer beſtimmten Sachiphäre mehr ober minder zu 
rechtlicher Geltung brachte. 

Ohne eine entiprechende Perfoneneinheit werben derartige objektive Ein- 
beiten auf zweierlei Art wirkſam. Einmal dadurd, daß fie ben Subjelts- 
wechjel überbauern, mithin troß jucceffiver Perfonenmehrbeit fortbeftehen Eöunen ; 
dag alio Sachſphären (3. B. Grundftücke, ein Geſchäft u. ſ. w.) unter Leben⸗ 
den oder von Todes wegen im Ganzen und unverändert auf Anbere über- 
gehen Tönnen, ohne daß es einer die Perſonenidendität fingirenden Univerfal- 
fucceffion bedarf. Zweitens dadurch, daß bei Eonetaner Subjektsmehrheit das 
Gemeingut (4. B. eine Ganerſchaft, ein Handelögefellihaftsvermögen, ein 
Schiff u. | w.) ein in fich gegliebertes und geſchloßenes Ganze und als fol- 
ches nad außen und innen wirkfam fein Tann, ohne daß doch bie mehreren 
Subjelte zufammen ein von ihrer Summe verſchiedenes neues Subjelt zu 
bilden brauchen, wobei dann im Wehrigen die Antheilsrechte der verfchiebenen 
Subjekte mehr oder minder gejondert ober verbunden fein mögen. 

Gegen die Perfoneneinheit bringt fih die objektive Einheit infoweit zu 
rechtlicher Geltung, als mehrere Macht- ober Bermögensiphären beffelben Sub- 
jekts gegeneinander abgejondert und abgeichloßen werben, bie unmittelbare Be- 
rührung der in der einen und ber in der andern enthaltenen einzelnen Rechte 
und Pflihten verhindern und ungleichen rechtlichen Schickſalen unterliegen. 
Der Grab biefer Geſondertheit kann natürlich fehr verfhieden fein. Es kann 
3. D. die Konfuflon ausgefchlogen fein; es Tann die Kompenfation und Exe⸗ 
kution für Dritte zeitweife oder dauernd beſchränkt werben; es kann beim 
Konkurſe Separation eintreten; es Zönnen verſchiedene Schuldenfofteme (wie 
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+ B. außer bei Grundſchulden Bei Lehns- und Fideikommißſchulden) gelten; 
es Tann ungleidyes Erbrecht beftehen; es Tönnen endlich Rechte und Verbindlich 
keilen zwar nicht ausfchlieglich, aber zunächft, für gewiße Beziehungen ober bie zum 
Eintritt eines gewißen Falles als Beftandtheile der Sachſphaͤre, in die fle hinein 
gebunden find, in Betracht Tommen, während darüber hinaus ihre Verknüpfung 
mit dem Subjekt fih wiederum ſchlechthin und Beziehungslos geltend macht. 

3. Wie groß nun aber die Selbftändigkeit und Gefchloßenheit ber objek⸗ 
tiven Rechisjphären auch fein mag: immer kann fie nur relativ, niemals 
abfolut fein. Denn wäre fie abfolut, jo wäre das betreffende Sachganze ent. 
weder fubjektlos ober ſich ſelbft Subfelt. 

Man bat nun freilich, um mit bem roͤmiſchen Vermoͤgensbegriff in Ein- 
Hang zu bleiben, theils die Möglichkeit fubjektloſer Rechte behauptet, theils die 
Saden zu Subjekten erhoben. Beides kommt, da ja auch im letzteren Falle 
das Subjekt eine weienloje Fiktion ift, fo ziemlich auf baffelbe binaus. Ins 
befondere erflärte man die hereditas jacens und die Stiftungen für perfoni- 
fieirte Vermögensmaffen, ſah im Aktienverein ein perfonificirtes Kapital, und 
legte endlich im öffentlichen Recht der Krone, ben Aemtern u. f. w., im Pri⸗ 
vatrecht den Grundftücden und Smmobiliargerechtigfeiten, den Handelsge⸗ 
fhäften oder Firmen, ja jelbft den Wechſeln unb Inhaberpapieren fingirte 
Perjöulichkeit bei. 

Allein das find juriftifche Kunſtſtücke, welche nimmermehr der von ihnen 
gejeßten contradictio in adjecto, der Perjönlichleit ohne Willen, Realität 
verleihen, oder umgekehrt ein Recht ohne jede Willensbeziehung zur begriff 
lichen Möglichkeit erheben koͤnnen. Am wenigften bat ſich daher jemals das 
natürliche und ungefhulte Volksrechtsbewußtſein, welches jo wenig unlogifch 
fein Tann als eine Volksſprache ungrammatikaliſch, einer ſolchen Begrifföver- 
taufhung ſchuldig gemacht. Wohl mag eine naive Anſchauung Götter, Hei: 
lige und fymbolifche Weſen, ja felbft Thiere als Perfonen anfeben; wohl mag 
ein ausgebilbetes Recht den noch unfertigen Willen des Kindes Fünftlich ergän- 
zen unb ben erlofchenen Willen des Verftorbenen als fortlebend fingiren ; wohl 
kann ber abgezweigte, verjelbftändigte und verkörperte Theilwille als Körper 
fchaft oder Anftalt Perfon werben: allein dem fchlechthin Willenlofen, das 
einen Willen niemals Batte und niemals haben wirb und gar nicht als wol» 
Iend vorgeftellt werben Tann, entweder Perjönlichkeit anzudichten, oder es ſub⸗ 
jettlos in die Rechtswelt binzuftellen, das vermag nur ein vom Boden ber 
Wirklichkeit völlig abgelöftes juriftifches Denken. Derartige Kunftftüde find 
daher nicht nur für das heutige Recht verwerflidh, fondern dürfen noch viel 
weniger zur Exrflärung des älteren Rechts verwandt werden, fo daß man etwa, 
wozu einige Verjuchung vorliegen würde, den Gedanken einer Grundftüds- 
perſoͤnlichleit als Schlüßel zum Verſtändniß ber mittelalterlichen Rechtsan⸗ 
ſchauung verwenden dürfte. Auch ift es verkehrt, wenn fich gerade vorzugs⸗ 
weife die Anhänger aller möglichen Perfonifitationen auf die Anſchauung und 
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den Sprachgebrauch bes Lebens berufen. Denn richtig iſt es zwar, daß es 
von je übli war und heute noch üblich ift, ein „Gut”, ein „Dominium“ 
oder eine „Derrichaft”, Die Krone“ ober ein „Amt”, ein „Haus”, ein „Se 
ſchaft“ ober eine „Firma”, einen , Fonds“ eine „Kafle ober eine „Mafle* 
ihren eignen Subjekten gegenüberzuftellen und nicht nur von ihren Rechten 
und Pflichten zu fprechen, fondern ſogar Handlungen von ihnen auszufagen, 
als träten die wirklich bandelnden Perjonen nur für fie, in Stellvertretung 
oder Organfchaft, auf. Allein darin Tiegt nichts Weiteres als der finnlide 
und lebendige, daher auch im früheren Zeiten noch mehr als hente übliche 
Ausdrud der Selbitändigleit des betreffenden Objektöganzen. Es ift gar nicht 
bie Frage nach dem Subjekt, fondern die Frage nach der Stellung des Ob- 
jetts zum Subjeft, woranf ein derartiger Spracigebraud die Antwort er- 
theilt. Man will e8 zum Ausſpruch bringen, wie bie betreffende Sachſphäre 
als ein in ſich beruhendes Ganze eine Summe einzelner Rechte und Pflichten 
umſchließt und abſchließt; wie bas eigne Subjelt von ihr abhängig, durch fie 
bedingt und beftimmt wird; wie daher auch im Rechtsverkehr jeues Subjekt 
in einer Reihe von Beziehungen nicht ale Subjekt ſchlechthin, ſondern als 
Träger biejer beftimmten Objektseinheit auftritt. 

In Wirklichkeit bat daher unter allen Umftänden jebe noch jo felb- 
ftändige Sachſphäre ihr lebendiges Subjelt. Soll fie in voller Befonberheit 
für fich eriftiven, jo muß eben eigens für fie durch Anftalte- oder Bereins- 
bildung eine Perfon gewonnen werden. Geſchieht dies dagegen nicht, jo füllt 
fie auch nur als ein mehr und minder, nie aber völlig geſchloßenes Ganze 
in die Willensiphäre irgend einer fchon vor ihr beftehenden Perſon oder 
Perſonenmehrheit. 

Möglich iſt es alſo zwar, einen für beftimmte Zwecke gewidmeten Sach⸗ 
komplex dauernd und vollftändig von der übrigen Sachenwelt zu trennen. 
Möglih ift dies aber nicht auf blos objeltivem Wege, jo daß jener 
Sachkomplex zu feinem eignen Subjeft erhoben ober ſubjektlos bingeftellt 
würde. Möglich ift es vielmehr nur, indem für ben Bereich und die Zwecke 
dieſes Sachganzen von irgend einem andern Willen ein Wille abgezweigt, ver» 
Törpert und durch Organtifation belebt wird, um als eine für fidh beſtehende 
Perſon das Subjekt des ohnedies tobten Objekts zu bilden. So wird z. B. 
bei einer Stiftung nicht das zwedibeftimmte Vermögen perjoniflcirt, ſondern 
der in der Stiftungsanftalt verfelbftändigte und verkörperte Wille als lebendige, 
wenn auch durchaus durch jenes Vermögen bedingte und beftimmte Perjon 
geſetzt. Und beim Aftienverein ift das Kapital weber ſubjektlos noch fich jelbft 
Subjekt, fondern fein Subjekt ift die lebendige, wenn auch nur durch das 
Kapital und um des Kapitals willen ins Leben gerufene Vereinsperſön⸗ 
lichkeit. 

In allen andern Fällen dagegen iſt das Subjekt der objektiven Einheit 
irgend eine ſchon vor ihr beſtehende Einzelperſon, Geſammtperſon oder Per⸗ 
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fonenmehrheit. Dann aber ift biejes Subjelt zwar in Bezug auf dieſes be 
flimmte Objekt irgendwie gebunden ober erweitert, mithin von ihm abhängig: 
es ift jedoch darüber hinaus unabhängig und theils allein durch ſich ſelbſt 
theild durch andere Objekte bedingt und beſtimmt. Mithin bringt ſich bier 
von rein objektiner Seite ber die rechtliche Iubivibualität und Selbftändigkeit 
des Objekts gegen das Subjekt und andre Objekte deſſelben Subjelts zur 
Geltung: allein fie findet ihre weitere oder engere Schraufe an der Einheit 
bes fie überragenden Subjekts. So ift es 3. B. bei ben befonderen Kaflen 
und Fonds des Einen Staats; bei den im Konkurs, in Liquidation u. f. w. 
gebilbeten Specialmafien; bei dem befonderen Lehns⸗ und Fideikommißver⸗ 
mögen; jo aber auch bei der Krone und ben Aemtern; bei den Gruudſtücken; 
bei dem Geihäft des Einzellaufmanns oder der nicht als juriftiſche Perſon 
Zonftituirten Handelsgeſellſchaft. Hier überall kann das Sachganze weber fein 
eignes Subjekt, noch fubjeltlos fein: fondern wäre ed ſchlechthin jelbftändig, 
fo bliebe nur die Eine Denkform moͤglich, daß die Perfon durch die Macht 
bes Objektes in mehrere getrennte Perfonen zertheilt wäre. Es wäre alſo 3. B., 
wie dies ja iu der That von Gerber behauptet ift, der Lehns⸗ oder Fidei⸗ 
Tommißbefiger Träger zweier Perfonen; es wäre ebenjo der Beamte ale Trä⸗ 
ger des Anıtes eine bejondere Perjon; es zerlegte fih beim Grundbeſitzer die 
Perfönlichkeit in den durch den Grundbeſitz bedingten und beitimmten Theil 
und ben Reft, jo daß zwar nicht Beſitzer und Grundftück, wohl aber die von 
Einem Menfchen getragene Privatperjönlichkeit und Grunbbefißerperjönlichkeit 
fich gegenübertreten Lönnten; es wäre endlich ber Kaufmanı qua Geichäfts- 
inhaber ein vom Kaufmann qua Privatperjon verfchiebenes Subjelt. Eine 
foldde Erhebung des durch die Beziehung auf ein beſonderes Sachganze abge- 
grenzten Theiles der Perjönlichkeit zur Sonderperjon, eine joldhe Rechtsſatzung, 
daß der objektiv gebundene und erweiterte Wille eined Individuums bem 
fonftigen Willen befjelben Individuums gegenüber eine rechtliche Sonder- 
eriftenz führe, wäre nur bie hödftmögliche Steigerung der Selbftänbigfeit der 
Sadıen im Rechtsſyftem. Wohnte einem Sachinbegriff die Kraft inne, fein 
Subjelt jo weit zu bedingen und zu beftimmen, daß bie bloße Eigenſchaft 
als Subjekt dieſes Objektes eine damit ftehende und fallende Sonderperjön- 
lichkeit ablöfte, jo wären in ber That die Sachen berrichend im Recht. Allein 
ebenbeshalb, weil es damit in die umgelehrte Einfeitigkeit verfallen wäre, bat 
das deutiche Recht derartige Bildungen niemals vollzogen. Es machte Per- 
fonen und Sachen nebeneinander, aber nicht bie leßteren für fi allein zu 
feinen Ausgangäpuntten; ed fntuirte keinen abjoluten und beziehnungslofen, 
aber ebenfowenig einen nur von außen beberrichten Willen; es ließ die Thei⸗ 
Inng ber Perföulichkeit durch Willensentäußerung, aber nicht ihre Theilung 
durch die Herrſchaft des Objektes über den Willen zu. Will man eine Rich 
tung fortjchreitender Objektsverjelbftäubigung, wie 3. B. bad Anwachſen bes 
Rechts ber Grunbftüde im Mittelalter, als eine Bewegung nach dem Ziel ber 
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Zertheilung der Perfon durch die Objekte bezeichnen, jo läßt fich dagegen 
nichts einwenden. Nur darf man nicht vergeßen, baß biefes Ziel nie und nir- 
gend erreicht ift und auch nicht erreicht werben kounte, wenn nicht das beutfche 
Recht feinen Willens- und Perjonenbegriff aufgeben und dem roͤmiſchen abfo- 
Inten Willen ftatt des fittlich-befchräntten Willens den unfreien Willen gegen- 
überftellen wollte. In Wahrheit war und ift daher in allen namhaft ges 
machten Fällen die Perfon nur Eine, und was zur Annahme mehrfacher Per⸗ 
fönlichkeit zu drängen jcheint, ift Lediglich Ausflug der objektiven, bis zu irgend 
einem Grabe allerdings auch dem eignen Subjekt gegenüber wirffamen Selb: 
ftändigkeit und Gefchloßenheit eines Sachinbegriffs. 

Deutlich tritt dies 3. DB. bei der kaufmaͤnniſchen Firma hervor. Ein 
Kaufmann ann nicht mit fich felbft in Rechtsverhältnißen ftehen oder Ver⸗ 
träge ſchließen: gleichwol ift e8 für jede feiner Befugnige und Berbinhlid- 
feiten von rechtlicher Erheblichkeit, ob fie der durch die Firma bezeichneten 
objektiven Sphäre angehören ober nicht. Alſo nicht, um ein andres Subjekt 
als Handelnd zu bezeichuen, wol aber, um anzuzeigen, daß er etwas in An- 
ſehung jener Sachſphäre thun und ihm damit eine bejondere objektive Be- 
ziehung, Wirfung und Färbung mittheilen wolle, bedient er fi) der Firma. 
In diefem Sinne tft es alfo aud eine rechtlich relevante Handlung, wenn er 
eine perfönliche Sorberung dem Gefchäft überweift, eine Sache ober einen 
Vorſchuß aus dem Geſchäft zieht u. ſ. w. Denn damit nimmt er zwar Tein 
Rechtsgeſchäft vor, da fi) auf der Seite des Subjektes gar nichts ändert; wol 
aber nimmt er einen Rechtsakt vor, da fich gewiße fachliche Eigenfchaften und 
Beziehungen verändern und biefe Aenderung rechtliche Wirkungen hat. 

Ganz ähnlich verhält es fi mit dem modernen Recht ter Grundftüde. 
Bereinigen ſich 3. B. berechtigtes und verpflichtetes Grundftüd in Einer Hand 
unb e& tritt doch Feine Konfuflon ein, fo liegt dies nicht an fortbeflehender 
Subjeftöverjchiebenheit von Recht und Pflicht, ſondern einfach baran, daß 
Recht und Pflicht, weil fie erft durch das Mittel verfchiedener objeftiver Ein- 
heiten derjelben Perſon angehören, fi nicht unmittelbar berühren. Befonbers 
aber wird allein auf diefem Wege das gefammte moderne Grundfchuldenrecht 
verftändlih. So ift z. B. der Schlüßel für bie Hypothek des Eigenthümers 
bier gegeben. Denn wenn Semand auf feinem eignen Grunbftüd eine For⸗ 
derung für fi eintragen Täßt, jo entfteht freilich weder Korderung uoch 
Schuld, Allein e8 entfteht eine Veränderung in der rechtlichen Befchaffenheit 
ber Grundftäceiphäre, welche die Fähigkeit in fi trägt, mit dem Hinzutritt 
der jubjeltiven Vorausſetzung der Perjonenverfhiedenheit fofort auch ein ſub⸗ 
jektives Rechtsverhältniß zu erzeugen. Mit der Eintragung der Poft nämlich 
ift eine jo und fo beftimmte Werthquote aus dem Grundvermögen abgefon« 
dert und als verfügbares und portables Objekt in das übrige Vermögen bes 
Beſitzers trantferirt und damit mobilifirt. Der Befiger ift nicht reicher und 
nicht ärmer als vorher: aber fein Grundvermögen ift buch eine objektiv 
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bineingelegte Verpflichtung gemindert, fein Mobiliarbermögen durch dad ent- 
fprechende Recht vermehrt. Diefe objektive Verſchiebung aber hat nicht bios 
eventuelle, fondern aktuelle Rechtswirkungen (3.8. bezüglich fpäterer Einträge) 
und fogar dem eignen Subjekt gegenüber, das fie ja nur unter beſtimmten 
Borausfegungen und Formen wieder aus ber Welt ſchaffen Tann, eine gewiße 
Selbſtändigkeit. 

Derſelbe Grundgedanke ber objektiven Einheit, nur in finnliher und an 
die äußere Erſcheinung antnäpfender Weife, beherrfchte nun vor Allem auch 
das mittelalterliche Recht der Grundftüde, welches wir, als unentbehrlihes 
Korrelat des dammligen Perjonenrechts, noch näher darzuftellen haben. 


5 6. Das Recht ver Grundſtücke im älteren Redt. 


Bevor in ben Städten neue wirtbfchaftliche Berhältnige und neue Rechts- 
Begriffe entftanden, waren die Grundftüde die ansfchlieglichen Mittelpunfte 
und Träger alles besjenigen Rechtes, welches den Perfonen gegenüber eine 
objektive Bedeutung erlangte. Dem Hecht ber Perfonen ftaub fo ein an In⸗ 
alt und Umfang ftetig wachſendes Recht der Grundftüce ergänzend und aus- 
füllend gegenüber. Eine daß gefammte nationale Bewußtjein durchdringende 
Anfhauungsweife ſetzte überall Die feft abgetheilten und umgrenzten Stätten 
und Bezirke in Beziehungen ber Unter-, Ueber⸗ und Nebenorbnung zu ein- 
ander, theilte jeber räumlich-dinglihen Einheit diefer Art ihren befonderen 
Frieden und ihr bejonderes Recht zu, und fah in den Menſchen und ihren 
Berbänden nad wichtigen Richtungen bin theils ein abhängiges Zubehör von 
rund und Boten, theild duch mehr die Vertreter als die Herren eines Rechts, 
welches in erfter Linie aus ter Geftaltung und Gliederung der Grundftüde 
zu fließen ſchien. 

Sole räumlich-dingliden Rechtsipären nun aber entfprachen nicht blos 
den von ihnen mannichfach bedingten und beftimmten, gebundenen und erwei⸗ 
terten &inzelperjonen: fie entiprachen insbeſondere auch den berrichaftlichen 
und genoßenſchaftlichen Verbinden. Und dies war für Die Gejchichte des Koͤr⸗ 
perichaftsbegriffes vom entfcheidender Bedeutung. Denn nichts war geeigneter, 
die Unvollfommenheit der alten Subjektseinheit zu ergänzen, als die An» 
Mnüpfung des Herren⸗ oder Geſammtrechts an die objektive Einheit eines 
Hofes oder einer Marl. Indem Höfe und Marken unverändert Tiegen bie 
ben, wenn bie Generationen der Menſchen wechielten, ſicherten fle dem mit 
ihm verbundenen Recht eine innere Kontinuität und äußere Beftändigkeit, 
wie fie von der alleinigen Seite des Subjektes her ohne den Begriff der ab» 
firaften Einheit nicht erreichbar geweſen wäre. 

L Bafis dieſes Rechtes der Grundftücde war deren Indivibualifi- 
rung. Als feft Begrenzte und gegliederte, einfache oder zufammengejeßte 
Sachin dividuen traten die Grunbftüde in ihrer Tonkreten, finnlichen 
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Realität in das Recht. Nicht waren fie wie heute abftrafte Sachen ober 
gar farbloje Werthbegriffe, deren individuelle Füllung dem. Recht unweſentlich ift. 
1. Das engfte Ganze biefer Art war die Hufe, welde dem durch fein 
Samilienhaupt repräfentirten einzelnen Dansftande entſprach. Nach ber An- 
fieblungsart von vornherein ungleich geftaltet, fpäter unter dem Einfluß von 
Theilungen, Zufammenlegungen und Gemeinfchafttauflöfungen in ihrem Be- 
ftande mannichfach wechielnd, blieb die Hufe immer eine organiſche Einheit 
von Haupt und Gliedern. Ihr eigentliche Haupt war das Wohnhaus, in 
welchem dad Herdfener des Beſitzers loderte. Unmittelbar daran ſchloßen fidh 
Nebengebäude, Hofraum und Garten, welche, mit dem Wohnhaus gemeinſam 
umbegt oder umfriebet, ald „Hofftätter oder „Hans und Hof” ben für die 
Individualität der Hufe wefentliden und beflimmenden Kern bildeten. Um 
bie Hofftätte Tagen bei Einzelhöfen Aeder und Wiefen, während in der Mehr- 
zahl der Marken fi erſt ald entfernteres Glied der Anfangs unausgefchiedene, 
jpäter abgefonderte Zoostheil in ber offenen Feldflur anſchloß. Endlich Tief 
die Hufe in die unvertheilte Mark, ſoſern biefe ihren Sonderzweden diente, 
aus. Dieſe verjchiedenen Hufentheile waren einander ebenfogut rechtlich wie 
tbatfächlich ungleich, verſchieden an Selbſtändigkeit, Geſchloßenheit und Be- 
friedung: zufammen aber bildeten fie ein gegliebertes Ganze, das fchon ſeinem 
äußeren Umfange nach nicht willkürlich bemeßen, fonbern ber Arbeitskraft und 
dem Wirthichaftsbebürfnig Eines Hausftandes urjprünglid) angepaßt war. 

In demfelben Grabe jedoch, in welchem fich die Perſoͤnlichkeit durch Die 
ftändifhe Gliederung differentiirte, nahmen auch die Hufen im Laufe der Zeit 
eine immer ungleichere Rechtsinbivibualität an. Neben die Vollbufen traten 
durch Abzweigungen und Theilungen Theilbufen manderlei Art, Schuppofen, 
Mentage, Kotten, Halbipännige oder halbwarige Güter u. |. w., bis zuletzt 
bloße Hofftätten ohne Aderland, wie Häuslingsgüter, Tagelöhnerhäufer, Mund⸗ 
häuſer u. ſ. w. als Einheiten geringfter Gattung entftanden. Bon den rein 
Iandwirtbichaftlichen Hufen ferner unterſchieden fi) Außerlich wie rechtlich Die 
zugleich einem beftimmten Gewerbe dienenden Höfe, wie Mühlen, Schmieden, 
Wirthshäuſer, Fiſcher, Wild- und Förfterhufen, Zeiblergüter u. |. w.; bald 
auch die Amtöhöfe aller Art, mit denen ein Amt ober Dienft verbunden war, 
wie Schöffen- und Schulzenhöfe, Meier- und Kellböfe, Dinghöfe, Richter- 
Iehn u. |. w. Der Erhebung bevorrechteter Stände entſprach eine Äußere Ab- 
fonderung ihrer Hufen, welche zuerft zu größeren, enger geſchloßenen und ftäre 
fer umfriedeten, aber noch durch Markgemeinfchaft mit den Bauerhoͤfen ver- 
bundenen Gütern, endlich zu volllommen jelbitändigen und ihrerfeits herrichen- 
ben Beflgungen wurden. Bon den bevorredhteten Gütern der Edlen und 
Priefter in manchen Marken bis zum Königshof waren fie nichts ald erwei⸗ 
terte und verftärkte Bauerhufen: aber das ihr Haupt bildende Wohnhaus 
wurde zum Frohnhof, zur Burg, zum Palaft; die Nebengebäude wurden zu 
ganzen Kompleren von Wohn- und Arbeitshäufern für Amtlente, Hofdiener 
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und Wirtbichaftegefinde; die einfache Umfrievung wurde zu Wällen und Grä- 
ben mit Fallthoren, endlich zu Mauern und Thürmen; ber Antbeil an ber 
Feldmark wurde zu gefonderten Aderflähen; an Stelle einer mit ben Nach⸗ 
barn gemeinen Mark traten eigne Weiden und Wälder und zulekt Bann⸗ 
wäßer und Bannforften, welche ganze Gemeinmarten in den Kreis ber Son- 
berumbegung Eines Hofes zogen. Gemehrt enblih wurde biefe Ungleichheit 
der Einzelgüter noch dadurch, dag den weltlichen Gütern die geiftiichen Be⸗ 
figungen zur Seite traten, deren eigentlihes Haupt nit ein Wohnhaus mit 
Gener und Rand), fonbern eine Kirche war. Zwar galt auch biefe Kirche als 
Wohnhaus, aber als Wohnung bed tu ihr Törperlich anweſenden Heiligen, 
wobei der Altar mit dem Reliquienfchrein und ben brennenden Kerzen ben 
Herd vertrat, während erft als ihr Zubehör die Wohnungen ber Geiftlichen 
und Genoßenſchaften erjchienen, welche ſich dem Dienfte des unfichtbaren Herrn 
gewidmet hatten. 

2. Aus Einzelgütern jeßten fi neue räumlich » dingliche Einheiten zufam- 
men, welche ben Perfonenverbänden entſprachen. 

a) Der Genoßenſchaft korreſpondirte die Mark als Geſammtheit gleicher, 
bemnächt nach Klafſenunterſchieden abgeftufter, aber auch fo einander koordi⸗ 
uirter Hufen. Die Mark war einerfeits Vielheit von Einzelgütern und an» 
brerfeits ein neues einheitliches, nach außen durch natürliche Grenzen oder 
Fünftlihe Markzeichen gejchlogenes, nach innen gegliedertes Ganze Ihr Mit 
telpunkt war das durch Zaun, Wal oder Graben geeinte Dorf und in ihm 
Me Gerichte- ober Verſammlungsſtätte, von welcher die alle Theile der Mark 
mit ihrem Haupte verbindenden Straßen ausliefen; an das Dorf ſchloß fich 
bie Feldmark an; an dieſe, das unvertheilte Land, Waßer, Weide und Wald, 
wodurd in ber Regel and äußerlich die Mark ringförmig zufammengebalten 
und gebunden wurde. “Die doppelte Eigenfchaft, Summe von Einzelgütern 
und neue Einheit zn fein, war aber bei der Mark nur thatſächlich vorhanden, 
nicht begrifflich geſchieden 

Aus Marken erbauten ſich kleine und groͤßere Gaue, aus Gauen Länder, 
welche urſprũnglich ebenfalls aus gleichen, dann wenigſtens aus koordinirten 
Gliedern beftanden und nach außen und imen eine neue räumlich⸗dingliche 
Einheit mit einem räumlichen Mittelpunkt und dem dinglichen Bande einer 
Sau- oder Landesallmende und mit beſtimmter rechtlicher Geſammtindividua⸗ 
Iktät darftellten. Umgelehrt theilten fidh die Marken oft in mehr oder min- 
ber getrennte Untermarfen, jo daß fie wiederum zugleich Gange für fidh waren 
und eine Mehrheit von Dorfmarken zu einer umfaßenderen Einheit ver- 
banben 


b) Dem Herrſchaftsverbande korreſpondirte der Hofverband, ber gleid- 
falls auf der einen Seite eine Bielheit von Einzelgütern und auf der andern 
Seite ein einheitliches Ganze war. In legterer Beziehung fehte er ſich aus 
dem Derrengut als Haupt und aus einer Anzahl abhängiger Hufen als 
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Gliedern zufammen. Er war nad) außen gefchloßen, iudem er ſich bier nur 
als Erweiterung des Herrenhofs barftelltee Er war aber auch nad innen ge- 
gliedert, indem fi bier bie einheitliche Individualität des Ganzen in dem 
Fronhof Eoncentrirte, welcher die Stätte für Gericht und Verſammlung des 
Verbandes umſchloß und ſchon Außerli durch erhöhte oder ſonſt ausgezeich⸗ 
nete Rage das Ganze beberrfchte; indem aber ferner ein Kompler mehr oder 
minber jelbftänbiger, jehr verſchieden abgeftufter und gruppirter Hufen nebft 
einer gemeinen Hofmark als Inbegriff abbängiger Glieder mit dem Fronhof 
zu einer rechtlichen Einheit verbunden war. 

Auch die Hofverbände fügten fih zu größeren Einheiten zujammen, in 
bem die Geſammtheit der Herrenhöfe eines Bezirks in dingliche Abhängigkeit 
von einem oberften, gräflichen oder fürftlichen Hofe trat. Je mehr fi) das 
Lehnrecht ausbreitete, defto mehr erichienen ganze Grafſchaften, Fürftenthümer 
und Territorien als erweiterte Hofverbänbe, weldhe nach außen durch die Im⸗ 
munttät fi abichloßen, nach inuen auf ber dominirenden Stellung eines lan⸗ 
desherrlichen Hofes und ber dinglichen Abhängigkeit vafjallitiicher Grundherr⸗ 
haften berubten. Umgekehrt zerfielen die Hofverbände oft in mehrfach abge 
fiufte Unterperbänbe, deren jeber in dem vom Stellvertreter des Herrn be 
wohnten Hofe (Meierhofe, Kellhofe u. f. w.) feinen beſonderen Mittelpunft 
fand und von denen oft wieberum mehrere unter einem eignen Ding- ober 
Gerichtshofe ein befonderes Ganze bildeten. 

c) Marten und Höfe Ereuzten fih auf die mannichfachfte Weile. In 
ben Marken entwidelten fi einzelne Hufen zu felbitändigen Dofverbänden, 
welche Anfangs neben den Banerhöfen Glieder ber Mark blieben, endlich aber 
durch Abmarkung ausſchieden und die Einheit der Mark zerrißen. Grund» 
berrichaften und Marken wurben ſomit koordinirte Glieder der Genten, bis 
durch Die Erweiterung ber Smmnnität die Grundherrſchaften auch aus dem 
Gentverbante traten und nunmehr mit ben übrig gebliebenen Genten ben großen 
Sau bildeten. Der weitere Kortfehritt der Smmunität zerrig auch den Zu⸗ 
fammenhang der Gaue und führte die herrſchaftlichen Xerritorten als jelb- 
ftändige Glieder in die Länder und das Reich ein. Weil aber bie Ber- 
Tnüpfung ber Grundftüde mit einem Herrenhof nicht an ihre Lage gebunden 
war, jo ragten mehr und mehr die Grundherrſchaften auch in die noch vor⸗ 
Bandenen Gebiete hinein und löften deren objektive Einheit auf. Umgekehrt 
wurde jedoch damit zugleih bie Einheit bes Hofverbandes gelodert, zumal 
wenn die abhängigen Höfe, während fie urſprünglich nur durch das Mittel 
bes Haupthofes mit andern Höfen zufammenbängen konnten, allmälig in eine 
unmittelbare Berbindung mit freien ober einer andern Herrſchaft zugehörigen 
Höfen deffelben Bezirks traten. | 

Marken und Höfe giengen aber auch eine innere Verſchmelzung ein. 
Dort erhoben ſich Herrenhöfe und wurden zu Hänptern der Mark, ohne doch 
für alle Beziehungen ben Markverband aufzuheben; bier traten abhängige 
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Hufen in diugliche Gemeinſchaft, ohne doch die gemeinfame Abhängigkeit vom 
Sronhofe zu verlieren. So entftanden in ben engeren Kreijen der ländlichen 
Gemeinden, fo aber auch in Graffchaften, Vogteien, Smmunitäten und Xerri- 
torien raänmlich-bingliche Rechtsganze, deren Einheit zum Theil auf ber be 
berrihenden Stellung eines Herrenhofs und zum andern Theil auf dem Zu- 
jammenbang der einzelnen Beſtandtheile unter einander beruhte. 

Auch das Rei ald Ganzes war eine foldhe räumlich-bingliche Einheit. 
Urſprünglich ſtellte es fi mehr als die aus Marken, Centen, Gauen und 
Ländern erbaute und durch das unmittelbare Reichsland dinglich verknüpfte 
Reichsmark, ſpäter mehr als ein umfaßender Reichshofverband bar, in welchem 
in mannichfach geglieberter Stufenfolge ein verſchieden qualificirtes Dingliches 
Band jedes Grundftüd von einem Fronhof und eben Fronhof von einem 
höheren Herrenhof bis aufwärts zu bem (freilich zum Schaden der Reichs⸗ 
einbeit nicht ftändigen) Koͤnigshof abhängig machte. 

IL Indem nun jo bie Grundftüde ben Perfonen als objektive Rechts⸗ 
indivibualitäten gegenüberftanben, mußte fi) als Gegenbild dir perjönlichen 
Willensbeziehungen ein Subegriff räumlich⸗dinglicher Objektsbezie— 
hungen bilden. Es war nicht bloß von rechtlicher Erheblichkeit, in welcher 
Beziehung etwas zu einer Perfon ftand, fondern ebenſo erheblich, in welcher 
Beziehung etwas zu einem Grundſtück ftand. Neben die rechtlichen Beziehun- 
gen bes Willens zu Sachen oder anderen Willen traten die. rechtlichen Be⸗ 
ziehungen ber Grundſtücke zu andern Sachen ober zu Perfonen. Wie daher 
das Recht dem Willen eine ihm eigne Macht- und Vermoͤgensſphäre anmies, 
jo wies es jedem Grundftüd eine ihm eigne Sachſphäre an. Das Hinein- 
fallen in eine Willensipbäre und das Hineinfallen in eine Grundftädsiphäre 
waren nun zwar im lebten Grunde jo verſchieden von einander wie Perjonen- 
begriff und Sachbegriff: allein fie waren inſoweit analog, als in beiden 
Fällen ein rechtlich Herrſchendes und ein rechtlich Beherrichtes geſetzt wurbe. 
In beiben Fällen wurde Etwas als irgendwie abhängig, nur bort als abhän- 
gig von einem Rechtsſubjekt und bier als abhängig von einem Rechtsobjekt, 
gedacht. Dem allgemeinften Begriffe für die Abhängigkeit von einer Perfon, 
bem Begriffe des Herrichaft und Vermögen zugleich umfaßenden Gehoͤrens, 
Torrefpondirte daher ein nahe verwandter allgemeinfter Begriff für bie Ab- 
bängigfeit von einem Orunbftüde, der Begriff des Zugehdrens. Beide 
Begriffe entflammten derſelben Wurzel; und während wir Heute durch unwe⸗ 
fentliche Sormveränberungen die Kluft anzudeuten fuchen, welche für uns die 
Begriffe bes „Gehoͤrens“ und bes „Zugehörens‘, ben Eigenthumsbegriff und 
ben Pertinenzbegriff trennen, unterfchied der ältere Sprachgebrauch Beides 
kaum, fondern ließ eine Sache fo gut einer Hufe wie einem Manne hören, 
gebören ober zugehören, und wanbte promiscue bie Sonnen pertinere ad 
fundum und fundo, ad hominem und homini an. Schon deshalb müßen 
wir von bem heutigen Pertinenzbegriff, ter ſich zu einem Schatten jeiner 
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alten Bebentung verflüchtigt hat, ganz abfehen, wenn wir bie Stellung des 
Begriffes des Zugehörens im mittelalterlichen Rechteiyftem würdigen wollen, 
in welchem er in faft alle Verhältniße des äffentlichen und privaten Rechtes 
eingriff und ebenfo viele Abftufungen, Anwendungen und Nüancen hatte, wie 
der Begriff perfönlicher Herrſchaftsbefugniß im weiteften Sinn. 

Bor allem zunähft fanden Grundſtücke im Verhältniß rechtlicher 
Abhängigkeit von Grundftüden. 

a) Das Einzelgut war einerfeitd ein in fi verbundenes Ganze und 
anbrerfeitö ein Komplex verichiedenartiger und für fi als Saden vorftell- 
barer Hufenbeftandiheile. Sofern es ein Ganzes war, galten feine einzelnen 
Stüde als integrivende Theile und gehörten daher zu dem Gut in feiner 
Sanzheit.!) Sofern e8 aus Sonderſachen zufammengejegt war, galt das 
Wohnhaus als das Haupt bes Hofes, des Gartens und ber übrigen ihm zu- 
gehörigen Stüde der Hofftätte,®) die Hofftätte als das Haupt des ansgefchie- 
denen Antheild an Aeckern und Wiefen,d) das Sondergut ald das Haupt des 
unausgefchiedenen Antheild an ber Gemeinmark. Das Land war baher Zu- 
bebör der Hofftätte,t) die gemeinen Wälder, Weiden, Gewäßer und Wege 


1) Vgl. z. B. Url. v. 883 5. Wigand, Arch. I, 2. 86: mansos V cum 
terris cultis et incultis ac silvis communibus ad eos pertinentibus. Memoratos 
mansos sub omni inlegrifate. eorum sicut superius continet. Urk. v. 796 b. 
&acomblet 1.5: illam Aovam integram . . cum pascuis et perviis et aquarum 
decursibus et scara in silva juxta formam hove plene; 820 ib. 19: cum omni 
integrilate i. e. terris silvis pratis et cum omnibus adjacentiis quae ad eandem 
hovam pertinent; vgl. 799 ib. 8, Auch in ber Urk. v. 796 ib. 6 wird al8 „in- 
tegritas® bezeichnet ein Hof nebft dem dazu gehörigen Aderland und dem Untheil 
an Wieſen, Weiden, Fiſcherei, Waßerlauf und gemeinen Wegen, welche zu den be- 
treffenden Dorfmarlen gehören. — Bel. auch Urf. v. 876 b. Falcke, trad. Corb.: 
duos mansos cum una area in villa G. et campo ibidem Bito ... et jure 
in silvis quod vulgo achtwort dieitur. Urk. v. 744 5b. Remling, Speier. Urkb. 
8; v. 864 im Cod. Lauresh. 1.72; aus d. 11.3.6. Meichelbeck I, 2. 500. 


3) Urk. v. 1267 b. Gudenus II. 169: domum suam cum tota curia, orto 
et horreo; 1249 5. Würdtwein, dioec. Mog. IL 657: curiam unam cum 
una domo, horreo et orto in villa. Maurer, Fronh. II. 193—198. 


3) Daher ber nord. Spruch: tompt ärakärs modher. Bgl. Grimm, R.U 
539 f.; Grenzalterth. 124; 3. f. g. R. W. II. 57; Graf u. Dietherr 124. 
And Andr. Sunes IV,10: adjacencium prediorum que fundis velud membra 
capitibus obsecuntur. 


9) In den Pertinenzformeln erſcheinen daher flet3 agri, terrae cultae et 
incultse, terra arabilis, prata u. f. w., als Zubehör ber curia, curtis, domus, 
area, casa, des curtile, der hofstatt, bes hofes u f. w. 3. B. 793 b. Lacom⸗ 
blet 1.2: unum curtile cum agris; 1214 ib. IL 24: curtim in ville... cum 
sttinentiis, videl. agris silvis et pratis; vgl. 796. 1107. 988. 1328 ib» I. 6. 
174, 11. 14. 82, Url, v. 18375. Kindlinger, M. 8. III, 1. 870: domum sive 
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gehörten zu einem beftimmten Xheile zum Hauſe, zum Hofe ober zur 
Hufe?). 

Daraus ergaben ſich wichtige Nechtöfolgen. Zuvörderſt konnte man ur- 
fpränglih zwar eine Hofftätte ohne Land ober Markenrecht, nicht aber Land 
eder Marfantheil ohne Hofftätte befigen®). Dieſes Princip fcheint zwar, wäh. 
end es bezüglich des unausgeſchiedenen Markantheils erft gegen Ende bes 


mansum . . cum omnibus suis agris, pratis, pascuis ac generaliter cum omni 
integritate juris sui ac universis pertinentiis ad dietum mansum pertinentibus. 
1314 ib. 303 u. 1320 ib. 111, 2. 730. Richtſt. Landr. 108: das ime de hofe 
verliehen sy . . den an hussstadel, hofreiti u. aller zugehörunge zu dorff w. 
zu felde. 1560 b. Sethe, Leibgewinnögüter, Anh. 67: mynen hoff . . mit aller 
synen fobekorynge, lenderyen u. markengerechtigkeit. 

9 In ben Pertinenzformeln wird ald Hauptfache bald das Haus, bald die 
Hofftätte, Haus und Hof ober der Hof, balb dad Grundftüd, die Hufe ober das 
Gut bezeichnet; unter den Pertinenzen werden dann Wald, Water und Weide, 
Waßerlauf, Wege und Stege, öde Gründe und Heiden entweder ſchlechthin mit 
aufgeführt, oder fie werden babei durch einen Zuſatz ald gemein, ungetheilt, in 
Gemeinſchaft fiehend gefennzeichnet, oder es wird endlich ein Recht an ihnen, ein 
Gemeinfchaftörecht, Antheilsrecht oder Nutzungsrecht, als Zubehör genamt. Bol. 
3 2. Url. v. 18925. Kindlinger, M. 2. I. 14: domum... cum omnibus 
attinentiis suis, agris pascuis pratis terris cultis et incultis. Urk. v. 7936. 
2acomblet I 2: curtile ... . cum waterscapis perviis communibus pascuis; 
796 ib. 5: cum scara in silva; 799 ib. 8: cum integritate in silva, aquis, 
pascuis; 786 ib. 4: dominationemque in silvam; communionemque in silvam; 
801 ib. 12: cum usibus aquarum dominationemque in silvas. 9486. Meichel- 
beck]J, 2.444; ib. 500: praedium .. cum privatis et communibus usibus. 896 5. 
Neugartl. 511: curtilia .. cum omnibus usibus ad ipsa curtilia in eadem 
marcha pertinentibus. 833 b. Seibertz1 Nr. 83: silvis communibus ad eas 
pertinentibus. 104956. Falcke, trad. Corb. 850: cum omni sylvatica utili- 
tate. Cod. trad. in Juvavia 40: casam et curtem cum territorio et sylva; vol. 
ib. 37. 38. 42. 43. 44. Cod. Lauresh. I. 28. 80. 32. 84. 52, 56. 57. 62. 
1294 b. Gudenus II. 282. 18316. ®igand, Arch. III, 8. 108: curtem cum 
omni jure et appendiciis scil. scapdrif achtwort pratis et pascuis. Ditmarf. 
£dr. a 87 56: ein gehofite . . dartho eine gemene marke gehörede. Schau: 
berg, 3-L 118811 u. Beitr, 1I. 418: derselbigen huben alle gerechtigkeith da- 
selbst zugehörig gsein. Wyß, 3. f. ſchweiz. R. I. 24 N. 20. Bol. ferner d. 
Stellen in Rote 1 u. unten in F 11N. 201 u. 203 — 206. Sodann bie angel- 
ſächſ. Pertinenzformeln, zufammengeftellt v. Kemble, Cod. dipl., Introduction 
p. XXxVI—XL Auch Eihhorn, 3. g. R. W. L 168f.; Landau, Terr. 
Sf; Lsw, Markv. 29 N. 14 u. 86 — 88; Bluntſchli, 8. ©. J. 84 u. II. 
666; Maurer, Einl. 126 f. 136; Markvy. 59 f.; Fronh. IIL 198 f.; Dorfv. 
L 61. f.; Beiöte a. a. D. 108-112; Renaud, 3. f. D. R. IX. 3. 79. 97; 
Dunder, Gefammteigih. 158. 

9 Grimm, R. 4. 318. Maurer, Sronh. III. 198. 
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Mittelalters durchbrochen warb”), bezüglich der ausgeſonderten Aecker ſchon 
früher Ausnahmen zugelaßen zu Baben®): als Regel indeß blieb es bergeftalt 
aufrecht, daß jedes von einer Hufe abgetrennte ober neu aus ber Gemein- 
mark gefonderte Landſtück entweber mit einem bereits vorhandenen Hofe ver 
einigt oder aber mit einem Wohngebäude beſetzt werden mußte). Deshalb 
mehrte und minberte fi) auch die Zahl der Hufen als ber eigentlichen Grund⸗ 
einheiten des Landes nur mit der Zahl ber Hofflätten 10). 

Sodann drängte bie objektive Zufammengehörigfeit ber Güter zur Er- 
ſchwerung ihrer Zertheilung und zur Feſthaltung eines Zufammenhangs ber 
getrennten Stüde im Falle troßdem vollzogener Theilung!!). Im Landrecht 
früh nur in einem Naherrecht der Getheilen und in öffentlichrechtlicer Ab- 
bängigfeit der Xrenuftüde vom Stammgut fortdauernd, fpielten im Hofredht, 
das überhaupt vielfach eine Ältere Stufe bes Landrechts analog reprobucirte, 
die Theilungsbeſchränkungen jederzeit eine große Rolle. Hier waren die Gü- 
ter überhaupt ober über einen beftimmten Grab hinaus gar nicht ober doch 
nur mit berrfchaftlicher und genogenfhaftlicher Bewilligung theilbaͤr. Pier 
forgte ferner nach erfolgter Theilung ein allen andern Näherrechten vorgehen- 
bes Vorkanfs⸗ und Abtriebsrecht ber Getheilen für möglichfte Wiebervereini- 
gung. Hier galt endlich auch bie getbeilte Hufe in manden Beziehungen, 
wie namentlich bezüglich ber unter folibarifher Mithaftung jedes Theils auf 
ihr forthaftenden Laften und Dienfte, nach außen noch als einheitliches Ganze, 
das von einem Träger oder Hauptmann repräfentirt und im Namen Aller 
fowol zu Ding und Ring getragen als bei Einfammlung und Abführung 
ber Zinje vertreten wurde. Saum bebarf es des Hinweijes, daß aud in ben 
höheren Verhaͤltnißen der Minifterialität und bes Lehndienſtes bie Idee bes 
mit ber gelichenen Bodenherrſchaft verknüpften Amtes ber freien Theilbarkeit 


) Th. L 604f. u. unten 8 11 NR. 210. 

3.8. Urk. v. 890 in Juravia 113: sine curtili terra; ®rimm, 8. 
I. 177. Rote 1. 

) Grimm, ®. I. 126. 199. 211. 802. 568. 650. IIL 626. 888. IV. 43. 
91. 95. Kaltenbäd L 17888. 66 $ 14. 75 8 57. 77 880. 80825. 82 5 23. 

10) Bei Hufentheilungen Tönnen daher jedenfalls nur foldje Theile zu neuen 
Hufen werden, auf denen eine neue Hofftatt angelegt wird; vgl. Kaltenbäd L 
89 8 19; Maurer, Fronh. L 89 8 19. Sie werden es aber nicht immer, viel- 
mehr Tönnen nach der Ortöverfaßung alle ober einige Theile nur als Theilhufen 
oder ald neue Güterarten fchlechterer Rechtöqualität fortgelten; vgl. Th. L 596. 
u. unten $ 11. 

11) Die objelitve Zufammengehörigkeit des Bodens wird 3. B. als Grund 
ber Theillofung ausdrücklich ausgeſprochen b. Grimm, W. II. 650: gut... 
das in eines andern guth gehörig. Inſoweit, als fie auf der Bindung des Son⸗ 
derrechts Durch genofenfchaftliches Geſammtrecht ruhen, werden bie Xheilungsbe- 
ſchrankungen unten noch erwähnt werben; vgl. $ 10. N. 25—86. 
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lange Zeit ein Ziel ſetzte. Und auf allen Stufen erhielten fi, troß der im 
Allgemeinen ftetig vordriugenden freien Xheilbarkeit, einzelne Refte der alten 
ans dinglicher Zujammengebörigleit folgenden Theilnngserfchwerungen, welche 
demnächft als äußere Anfnüpfungspunkte für eine neue theilungsfeindliche 
Gegenftrömung dienen konnten, deren treibender innerer Grundgedanke freilich 
ein ganz anderer war). 

b. Sm Markverbande gehörten einmal bie einzelnen Hufen zu ein- 
ander, indem fie als eine Bielbeit felbftändiger Güter dur eine Anzahl 
gegenfeitiger Sachbeziehnngen mit einander verbunden waren!®); und fie bilbe- 
ten zweitens integrirende Beitandtbeile der Mark, die fich jo als ein ein- 
heitlihes, aus Haupt und Gliedern zujammengejeßtes Ganze darſtellte 14). 
Dieſes Berbältnig dinglicher Zufammengehörigkeit bot mit dem perſoͤnlichen 
Bau der Genoßenſchaft eine gewige Analogie. Auch bier wurde bie einheit- 
liche und die vielheilliche Seite begrifflich nicht geichieben, jondern ed erjchien 
nur als eine Frage größerer oder geringerer Zufammenfaßung, ob mar die 
Onfengefammtheit oder die Mark als ſolche nannte. Insbeſondere daher wurbe 
bie vertbeilte wie die uwertheilte Mark einerfeits als Zubehör aller einzelnen 
Höfe!) und anbrerjeits als Zubehör des einheitlichen Dorfes!) vorgeftellt 
und bezeichnet. 


2 Es war der Gedanke eines öffentlichen Intereſſes, um defien willen durch 
objektive Sapung beftimmte Theilungsbefchränkungen allgemein ftatuirt oder für 
einführber erflärt wurden. Go bei der Abfchließung der Territorien zu publi« 
ciftifhen Ganzen: bei Hervorbringung der auf Erhaltung der adligen Güter ge 
richteten Snftitute; bei ber neueren Gefchloßenheit der Bauergüter. 

=) Dies zeigt fich beſonders in dem binglichen Nachbarrecht ; vgl. unten Rote 
9%. 9—10. 

) Das Dorf mit allen ihm zugehörigen Höfen und mit ber vertheiften und 
uuvertheilten Mark bildet daher eine integritas. Urf. v. 6505. Miraeus, Cod. 
dipl. L. 281: ipsam villam G. cum omni integritate ad se pertinente; 684 ib. 
282. 834 im Cod. Lauresh. L 55: villam.. cum ecclesia ibidem con- 
structa et cum reliquis aedificiis, casis, domibus, mancipiis, terris, pratis, 
silvis, pascuis, aquis, aquarum decursibus, adjacentiis, perviis, exitibus et 
regressibus, quantumque ad praed. villam aspicere videtur; vgl. 846 ib. 58: 
villam . . cum siniegritate sus, worauf eine ähnliche Aufzählung folgt; 882 ib, 
81. Bol. auh Grimm, W. III. 397. 404. 505. V. 668 8 2: Walhalben mit 
seiner zubehoere. 

9) Bel. 3 DB. Grimm, I. 174: in den hölzern u. bännen, so zu dem 
hofe u. schupposen gehören. II. 400. IV. 539 $ 6: hört zuo der gnossen 
eigen u. erbe V. 69 $ 4A. I. 390: der wald... gehört. . zu den 18 hof- 
stätten. 

0, Bgl. z B. bie Url. v. 92956. Emminghaus, C. J. G. 11: cum om- 
zibus ad praed. loca pertinentibus; 1000 ib. 16: silvae et campi, ad villam 
L pertinentes; 959, 983, 1095 u. 1064 ib. 11. 13. 16. 18. Ferner Urk. v. 706. 

6* 
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Für die Ginzelgüter ergab fih aus der binglichen Abhängigkeit von ber 
fie zuſammenſchließenden Mark eine mehr ober minder ausgedehnte wirthichaft- 
liche und juriſtiſche Unjelbftändigkeit!),, Für die Mark felbft aber folgte 
daraus, daß fie ald Ganzes von Haupt und Gliedern in fih zufammenhieng, 
eine größere oder geringere objektive Geſchloßenheit, eine gewiße Wiberjtands- 
Fraft gegen Zerfplitterungen, und die Tendenz, im alle wirklich erfolgter 
Theilung einen territorialen Zufammenbang unter den ehemals verbundenen 
Stüden feftzubalten. 

Standen mehrere Dörfer in Markgemeinſchaft, fo gehörten auch fie einer- 
jeits zu einander und bildeten anbrerfeits die integrirenden Theile der großen 
Mark, welde fie als eine felhftändige Einheit umſchloß 18). 

Aber auch die Hundertfchaft, der Sau, das Land wurben durch einbing- 
liches Band zufammengebalten, fo daß ihre einzelnen Beftandtheile alle zu 
einander und jeber zu dem Gebiet als einem Ganzen gehörten. Dieſes ge» 
noßenſchaftliche Sachband war fo Tange,. als eine Hundertihafts-, Gau⸗ oder 
Lundesallmende beftand, gewißermaßen fihtbar; aud ohne eine folde aber 
ſchien die Gemeinfchaft der Waffen, des Gerichtes und bes Rechtes der objel- 
tiven Zufammengehörigfeit der betreffenden Gebietsmark zu entftammen. Da- 
bei ift aber freilich zu beachten, taß im Laufe ber Zeit mehr und mehr dieſes 
gleiche und gegenfeitige Band des Markenzufammenhanges durch das ftärkere 
Band zwifchen herrſchenden und abhängigen Höfen gelodert und zerrißen oder 
doch erjeßt und gewandelt wurde. Gin Vorgang, der wieberum erleichtert 
wurde durch den auch hier waltenden Mangel begriffliher Unterſcheidung 
zwifchen dem Ganzen und der Summe feiner Beitandtheile. Denn indem man 
nicht unterfdhied, ob und wie weit eine Landes- oder Gerichtsmark unmittelbar 
aus Cinzelgütern, ob und wie weit aus ben zunächit engeren Marken beftand ; 
indem man es vielmehr für identiih anfah, den Gau aus Marken oder aus 


887. 066. 10065. Kacomblet I. 5. 24. 63. 92; v. 874b. Boehmer Bf; v. 
8655. Neugart L 67: waltmarke ad ipsa loca pertinens; ib. 444 u. IL 17 
(v. 948); v. 993 b. Hund I. 92 u. 93. Auch form. Marculf. II. 17. 19, 28. 
Url, v. 1323 b. Boehmer I. 472: die gemeinde, die zu den zwein dorfen 
gehoret an walde, an velde, an der bach. Urf. v. 1472 in Mon. Boica 31 
p. 516: zugehorung ze haws, ze hof, ze holz, ze veld, wayd, wismad, dd u. 
wasser. Grimm, W. L 662 $ 12. III. 838. Bol. auch unten 8 IM. 
125—128. 

17) Bol. unten $ 10, bef. über Berfügungs- u. Nutzungsbeſchränkungen, Mark⸗ 
loſung, Markihliegung u. ſ. w. 

6) Bol. Th. 1 S 9 u. unten 8 12 IV; die In Th. 1. © 82 N. 5 citirten 
Stellen: villam V... cum omnibus vilullis et viculis; und: villam . . B. cum 
. universis villulis ad se adapicientibus; Grimm, W. III. 324: das gerichte.. 
here an die mark zcu dem Hayne, die den vorter gehere an die margk 
zca Elben. 
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Hufen, das Land aus Gauen, Marken oder Einzelgütern zuſammenzuſetzen; 
und indem fo die Grenze, bis zu welcher das engere Gebiet dem weiteren 
gegenüber geichlogen war, in thatſächlichem Fluß blieb: Tonnte fi ohne alles 
Hinderniß eine Entwicklung vollziehen, welche die freien Marten und Gane 
immer offener für die Hineinwirfung ber intenfiv und extenſiv wachſenden 
Herrſchaftsgebiete hinlegte!?). 

e. Sm Hofverbande waren einerfeitd die abhängigen oder bienenden 
Güter Zubehör des Herrenhofes und es war andrerfeitö der Herrenhof mit 
allen ihm zugehörigen Gütern ein in fi geichloßenes Ganze. 

Zunädft war jebes dienende oder abhängige Gut Pertinenz eines Herren- 
bofes, in deſſen Sachſphäre e8 ganz ober theilmeije fiel?%). Dabei konnte 
das die beiden Güter verfnüpfende Band von ebenfo verſchiedener rechtlicher 
Beichaffenbeit fein, wie das perjönlide Band der Hörigkeit und bes Treu⸗ 
dienftes. Schon feinem Urſprung nach war e8 ungleich, je nachdem es ber 
Neft ehemaliger voller Einheit war?!) oder umgelehrt auf ber Abhängigma⸗ 
dung eines urfprünglich jelbftändigen Gutes berubte*?), Weitere Unterſchiede 
bilbeten fi mit der Scheidung ber verſchiedenen lehn⸗ bienft- und hof⸗ 


ıe Bol. Th. L $ 7. 10. 14 25 u. unten $ 16. 

20) In zahlreichen Traditiondurfunden wird daher ein Fronhof oder Gutshof, 
ein fiscas, palatium oder eine villa dominica mit fo und fo viel mansibus ad 
eum pertinentibus, spectantibus, adjacentibus u, f. w., mit ben ihm zugehört- 
gen Höfen, Lehen, Hufen, Erbgütern u. ſ. w. vergabt. Vgl. z. B. Url. v. 7526. 
Neugart I. 28: curtis D. cum XI casatas quod ad haec pertenet; Urk. v. 
7796. Lacomblet I. 1; Salzb, Url. in Juvavia 21: villulam .. cum man- 
sos X cum silva et prata vel pascua ad eandem villulam pertinentem; ib. 
22. 23. 28. 31. 82. 33. 34. 35.87. — Bol. dazu Grimm I. 858: der hoff u. 
die güt die dazu gehören. 677: dirre hof ist auch also gelegen, das drin 
hört nün huben, die erbe sint. 692: jura curie dominice . . in quam perti- 
sent, praeter bona salica, 18 mansi. 713: alle die höfe, die darinne hörent- 
IL 180. 182: lehenguter . . in den hof da sie hingehörig sint. 652: hoiff- 
gedinge . . ad quod spectant et pertinent 8 feoda curtialia. 164 $ 1: veri 
domini curtis de Dorsten et bonorum spectaniium ad eandem; dazu gehören 
Güter, deren „proprietae“ beim Hof if, Die aber „tenentur de dicta curte jure 
vitse ductus seu alimonie” II 487: den hof mit sinen zugehorungen. 495 : 
was guter in den hof gehorent. IV. 130 (1308): in denselben hof hörent 20 
huoben. 128. 163. V. 288. Aud heißt es „ao hat der hoff 24 lehen,“ 3. 8. 
IV. 3, oder ähnlih. Bol. 1. 260. 698. III. 483 $ 1 u. 2. IV. 141. 149. 169. 

=) 8. v. Ulmbah v. 1419 6. Grimm III. 897: der Brobft hat einen frien 
fronhof mit aller siner zugekorunge, mit namen 5 lehen, die von alder doris 
gehoren, u. sint etwan uss demselben fronkof genommen u. dienen noch in 
den hof. 

2) Gewöhnliche Auffagungs- u. Ausdrudsweife dabei tft, das But folle nun. 
wehrt an, in, auf den Hof hören oder ſchauen, zu ihm gehören, in ihm Liegen u. f. w. 
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rechtlichen Befiktitel heraus, deren jeder das SPertinenzuerhältnig ungleich 
qualificirte. Mannichfacher noch geftalteten fich diefe dinglichen Beziehungen, 
als auch die freien Güter in Abhängigkeit von Herren- ober Amtshöfen ge- 
riethen umd namentlich bie gemeinfreien Hufen in Folge binglicher Belaftun- 
gen und gerichtlicher ober vogteilicher Unterwerfungen als Zubehör von Fron⸗ 
böfen erfhienen®?). So nngleih aber die Beichaffenheit und Intenfivität 
des Sachbandes war: überall waren es unmittelbare Beziehungen von Grund⸗ 
ftüd und Grundftück, die darans folgten. Die Hufe zinste und diente dem 
Hofe, wurbe zum Gericht an diefen getragen, fiel zu ihm heim, ftand für 
feine Zwecke gewißen Nubungen offen®). So war benn überall das dienende 
»Gut abhängig vom Herrenhof und her Herrenhof war das Haupt der dies 
nenden Güter. Deshalb waren auch Grundherrſchaft, Obereigentbum, Ge⸗ 
richtöherrichaft und Vogtei an den Gütern eined Gebietd urſprünglich burdh- 
aus an bie Sphäre des betreffenden Herrenhofs gebunden und von ihm nidht 
trennbar 2). Ein Sab, defſen Aufrehthaltung bezüglich des Verhältnißes von 
Snts- und Bauerhoͤfen ſchon durch die wirthſchaftliche Natur dieſes Berban- 
bed verbürgt warb, der aber urfprünglich offenbar auch dem Lehnrecht, aus 
welchem fpäter die rechtenothwendige Berfnüpfung der Lehnsherrlichkeit mit 
einem beftimmten Lehnsoberhofe verjhwand, zu Grunde gelegen hat *). 

Der Herrenhof mit allen ibm zugehörigen Gütern war aber nicht blos 
eine Summe durch Eingelbeziehungen verbundener Grunbitüde, ſondern ein 
geihlogenes Ganze für fich“). Diefes Ganze war infoweit, als die ab» 
häugigen Güter nach ftrengem Hofe oder Lehnrecht beſeßen wurben, für bas 
Landrecht eine bloße Erweiterung bes herrichaftlichen Befites. Denn Fron⸗ 
bof und bofhörige Hufen waren für dad im Innern herrſchende Hofrecht 
abgefonderte Grundftüde: dem Landrecht waren fie eine einzige ungetrennte 


3) Schon 812 Heißt es daher b. Pertz III. 177: respiciunt ad eandem 
curtem mansi sngenusles. 

2) Bol. unten Rote 77. 88. 101. 108—109. 113—114. 116. 

25) Ausdrücklich jagen in dem W. v. Heimersheim (Anf des 15. I.) b. Grimm 
u. 722 die Schöffen, nachdem fie 7 Herren wegen beftimmter Burgen mb Höfe 
bie gemeinfame &erichtäberrlichkeit zugewwiefen haben: were sache, das jemant 
von diesen herrn were ind would eime andern die Asrlicheit geven aff ver- 
kouffen ind would dat gosd dat dar zo gehurt selve behalden, dat wiset der 
scheffen, dat dat neit sein noch geschein en mach, ind were also guel 20 
scheiden as die wasser ind win scheiden woulde, dat under ein gelan were. 

0) Es ift das die ftillichweigende Bafis bed älteren Rehnswelend und ein 
grundbefiglofer Lehnsherr fchwerlich vorſtellbar geweſen. Die Lehen wurden von 
und zu einem lehnsherrlichen Hofe gettagen, an ihm verlichen und verrechtet, zu 
ihm durch Hofe und Gerichtsdienft vergolten, fie fielen an ihn beim. 

) Das Herrichaftögebiet ift eine „integritas“, ber Fronhof fein „caput", 
bie anderen Höfe find „membra®. Bol. Th. L 135 N. 5. 172 9. 55. 
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Grundherrſchaft. Und ebenfo waren Anfangs bie Lehen jeber Gattung nur 
für das Lehurecht vom übrigen Eigen bes Lehnherrn abgetrennt, im Land 
recht nad) wie vor befien Theile Hierans ergab fi) die Abſchließung der 
Herrichaftsgebiete gegen die Volksgebiete. Als dann aber die Immunität fich 
inkeufiv und ertenfiv fletig erweiterte, wurben mehr und mehr auch freie Höfe 
und Marten in ben Kreis folder Herrichaftögebiete gezogen und es wurbe 
gleichxitig bie rechtliche Bedeutung dieſes herrſchaftlichen Zuſammenhangs ver- 
ſtärkt und die unmittelbare Verbindung der Gebietstheile mit Allem, was 
jenfeits der Verbandögrenzen lag, abgeſchwaͤcht. So wurben Grundherrichaften, 
Smmunitäten und Bogteien, Territorien nieberer und höherer Orbnung zu 
immer fefter geichloßenen Gebieten, die im fich jelbit durch die Abhängigkeit 
von dem gleichen Herrenhof zufammengehalten wurden, nach außen aber Durch 
Näberredite, Ausfuhrverbote, Zwangs⸗ und Bannrechte und vor Allem durch 
immer Träftigere Abwehr der von anfen kommenden Herren» ober Geſammt⸗ 
gewalt fi) als territoriale Einheiten darſtellten. Indeß war and) dieſe ob» 
jektive Einheit eugerer und weiterer Herrſchaftsgebiete Teineswegs der Aus- 
fiuß einer publiciftifchen Nothwendigkeit, wie fie ber Staatsidee entipridt; 
fie war vielmehr ter Aunsfluß der zufälligen binglihen Verbindung, welche 
ohne Unterſcheidung der privatrechtlichen und der öffentlichrechtlihen Momente 
die herrſchenden Höfe zu Häuptern und die abhängigen Güter zu Gliedern 
umfaßenderer Gebietseinheiten ſtempelte 2°). 

Aud die Herrihaftsgebiete glieberten ſich in weitere und engere Ver⸗ 
Bände. Dabei war dann auch bier durch Feine prineipielle Grenze feftgefeßt, 
wie weit die engeren Gebiete als ſolche oder unmittelbar beren einzelne Be⸗ 
ftanbtheile der umfaßenberen Herrichaft angehörten. Deshalb Tonnten bie that 
jädlichen Zuftände fi ohne begrifflihes Hinderniß mehr und mehr einem 
Syſtem dinglicher Mittelbarkeiten nähern, bei weldhem ber jedesmal naͤchfte 
Herrenhof das von ihm abhängige Gebiet von ber unmittelbaren Verbindung 
mit den weiteren und wmeiteften Gebieten ganz ober größtentheils abſchnitt. 
Bar dies der Ball, fo Tag bie Hufe für ten Darüberftchenden hinter dem 
Fronhof, der fle deckke und vertrat, die Grundherrſchaft Hinter dem Grafen- 
oder dem Fürftenhof, ber fie von ber Keichsunmittelbarleit abtrennte Das 
dingliche Band zwiſchen ben engften und woeiteften Einheiten führte dann 
immer durch bie dazwiſchen liegenden Fronhoͤfe hindurch, und ber Gutshof 
mit ten ihm zugehörigen Bauerhöfen wurbe in feiner Ganzheit als Zubehör 
eines beftimmten herrichaftlichen Amts⸗ oder Gerichtöhofes, der Amts⸗ ober 
Gerichisbezirt wiederum in feiner Ganzheit als Zubehör des Fürftenhofes, 
das Territorium in ber Geſammiheit feiner Slieberungen und Zufammenhänge 
als ein vom Königspalaft bependirendes Reichslehen vorgeftellt??). 

20) Bol. Th. IS 14. 28. 
N Go wird 14545. Grimm IV. 163 ein dinckhoff mit allen huoben u. 
gütern als zugehörung eines fronhoff bezeichnet. Ebenſo fehr oft im Elſaß ein 
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d. Wo fih Marken» und Hofverfaßung kreuzten ober miſchten, Ereuzten 
und miſchten fi) aud die gegenfeitige Zugehörigkeit Toorbinirter Güter und 
die Abhängigkeit vom Herrenhofe. Insbeſondere entſprach ber Spaltung ber 
 perlönlihen Berbände in Herren und abhängige Gefammtheiten auch eine 
Zerreißung der räumlichedinglichen Einheiten. Indem eine Anzahl abhängi- 
ger Güter oder Gebiete unter ſich eine alte Verbindung erhielt oder eine neue 
Berbindung begründete, überbie8 aber gemeinfamer Herrſchaft unterworfen 
ward oder blieb, konnte mehr und mehr das fachlich verbundene Gebietsganze 
als ſolches der höheren berrichaftlichen Einheit gegenübertreten. Dann mwurbe 
auch ftatt einer Zugehörigkeit der Einzelgüter vielmehr. eine Zugehörigkeit ihres 
Kompleres vorgeftell. Es wurde alfo z. B. dem Herrenhof gegenüber ftatt 
ber hofhörigen Hufen das Dorf, der Grafichaft oder Landesherrſchaft gegen- 
über ftatt der einzelnen Grundherrſchaften das Land als abhängige Pertinenz 
gedaht?%). Und ebenfo bildeten dann nicht die einzelnen Hufen nebeneinan- 
ber, fondern etwa eine Anzahl von Fronhöfen mit Zubehör die Elemente einer 
Mark oder eines genogenfchaftlichen Gerichtögebiets 1). 

2. Auch fahrende Habe war in weiterem Umfange ald heute Zubehör 
von Grund und Boden. Nicht blos bie an fi und dauernd für die Zwecke 
eined Gutes oder Gebäudes beitimmten Gegenftände, wie Bieh und Inventar 
beim Landgut, Kirchenutenfilien bei der Kirche, waren deren Pertinenz: ſon⸗ 
bern im Sinne der Naturalwirthſchaft diente überhaupt der größte Theil ber 
Habe und das baare Gelb felbft zuleht den bkonomiſchen Zwecken der Grund- 
ftüde und galt injoweit als deren Zubehör. Man fah daher in der That 


Dinghof mit feinen Zubehörungen ald Zubehör bed Dingoberhofes, des Mutter- 
bofes u. |. w., 3. 8. ib. 15. 40. 45f. Auch erfheint 1437 ib. IIL 219—221 
ber Otteröberg mit ber gefammten zugehörigen Vogtei ald Zubehör des erzbiſchhöfl. 
Stuhl zu Bremen. 1394 ib. V. 783 8 1 der Hof gu Bord; mit synen tobe- 
hore als frei eigen Gut eines fürftlichen Haufes. Bol. das W. v. Hornbach v. 
1354 ib. 683—691 übßer bie freiheit, gericht u. bezirk yon Stabt und Thal 
bafelbft, welche zu einem fronhof gehören; es ift dies ein Immunitätsgebiet, deſſen 
oberfted Zahrgebing der Abt v. S. Pirmin, ber Kaftenvogt, ein Schultheiß und 
die Schöffen befigen; dazu gehören aber weiter 9 Höfe mit 9 Meiern und 9 be= 
fonderen Hofgerichten. — Daß die Reichslehen mehr und mehr ald vom Reich 
geliehene, geſchloßene Herrſchaftsgebiete erſcheinen, bedarf Feines näheren Nachweiſes. 

”) Dörfer ald Zubehör von Fronböfen 3. B. b. Grimm I. 521. IIL 397. - 
404. 505; ald Zubehör einer Immunität 1386 ib, L 4: dat Duitz, dat vur- 
mails ein slos ind stat ist gewest, u. noch huide des dachs eine friheit is 
mit den vunf dorpern, die darzo u. darin gehuierent, doit u. levendich .. 
mit allen iren zobehuiren . . ist vri eigen ald erve ind guit (des erz- 
bischofs); Aemter, Thäler, Bogteien, Gerichte, Länder u. f. w. als [Zubehör von 
gerichtsherrlichen, gräflichen oder fürftlichen Höfen in fehr vielen Gerichtöweisth- 
mern, 3. B. ib. IIL 219. u. V. 683. 

2) Bol. unten $ 11 NR. 34—39. 
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urfprünglih den Schatz des Königs (fiscus ober aerarium) ald Pertinenz 
feines Palaſtes, den Schaß bed Bauern ald Pertinenz des Bauernhofes, bad 
Kirchenvermögen als Pertinenz bes Gotteöhaufes, gemeined Geräth und Geld 
als Sertinenz der Allmende an®®). 

3. Aber nicht bloß andere Sachen, auch Perjonen und Perſonen⸗ 
verbände ftanden in objektiver Abhängigkeit von den indinibualifirten Ein- 
beiten des Bodens. Denn Grund und Boden gehörte zwar den Menſchen 
und wurde von ihnen beherrſcht: aber auf der andern Seite waren in immer 
zahlreicheren Beziehungen die Menſchen dingli gebunden und fdhienen unter 
der Herrſchaft des eignen Grundbefitzes zu ftehen. 

Zunähft mehrte fi) die Zahl der Befugniße, welche den Perfonen 
nicht ſchlechthin, ſondern nur kraft und währenn eines beftimmten Grundbe- 
figes zuftanden. In allen ſolchen Fällen aber lag ed nahe, Perfonen und 
Derfonenverbände nur ald Bertreter von Grund und Boden, ald Träger 
eines an fih dem Grundſtück zufommenden Rechts zu betrachten 33). In letzter 
Suftanz freilich waren fie, da fie ja Herren des Grundſtücks waren, auch 
Herren alles fubjektiv.dinglihen Rechts: immerhin jedoch waren fie nur deſſen 
bedingte und mittelbare Deren und infofern abhängig von dem ihr Recht be. 
bingenden nnd vermittelnden Objekt. Dieſe Herrſchaft des Objekts über das 
Subjeft wurde um fo praegnanter, je mehr aud das an ſich und urjprüng- 
lich perſoͤnliche Recht in die vom Grundbefitz beherrſchte Sphäre fiel. Wenn 
einft rein perjönliche Momente den Stand, bie genoßenjchaftlichen ober herr- 
ſchaftlichen Rechte und die geſammte politiihe Geltung des Mannes beftimmt 
hatten, die Perjönlichkeit aber ihrerjeits für den Rechtscharakter des Grund» 
eigenthums entfcheidend gewefen war; wenn dagegen mehr und mehr umge: 
kehrt Stand, Freiheit und Abhängigkeit, Ehre und Amt, Waffen. und Heeres- 
recht, Gerichtsftand und Schöffenfähigkeit, Xheilnahme an Recht und Verwal⸗ 
tung in höheren und niederen reifen durch Grundbefitz bedingt, nad der 
Qualitãt desjelben Haffificirt und nad) der Duantität desfelben bemeßen wurden : 
fo war offenbar die Abhängigkeit ber Perſönlichkeit vom eignen Beſitzthum 
gefteigert. Nichts kann für diefe Entwidlung bezeichnender fein, als daß im 


=) Bel. unten 5 14. 18. 19. In den Pertinenzformeln heißt es öfter cum 
immobilibus et mobilibus, 3. B. 779 b. Lacomblet 1. 1. 

2) Wort u. Begriff des „Zrägers” finden fich im Lehnrecht („Lehnäträger*), 
mehr aber noch im Hofredt. Denn hier heißt nicht blos ber Stellvertreter eines 
Auswärtigen und ter Bertreter einer getheilten Hufe ein trager o. vortreger 
(unten 5 10 R. 35. 48. 50.), fondern von dem Befiger felbft wird gefagt, er 
‚trägt des Hofes But” (3. B. b. Grimm IH. 483 8 1. IV. 76), tregt zwo 
haoben (3 3. ib. IV. 27. 2. 28.), fol nicht mehr ald eine Hufe „tragen“ o. 
„vertreten“ (unten $ 10 N. 57), fol fein Gut felbft „tragen" (ib. N. 4647) u. ſ. w. 
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Laufe der Zeit vielfadh fogar der Name des Grundftüds über den Namen 
des Befiters®), die dinglidhe Hofmarke und andre Gutszeichen über die Haus 
marke und andre Perfonenzeihen Macht erlangten®). Ganz ebenfo nun aber 
verhielt es fi) mit den Perfonenverbänden, indem urfprünglich ihre Zu⸗ 
jfammenfegung, Gliederung und gemeinfame Befugniß die entiprechenden Ge⸗ 
biete geftaltet und qualificirt hatte, fpäter umgelehrt die feft begrenzten Ge⸗ 
bietseinheiten das Recht ter anfcheinend aus ihnen erwachienen Gemeinſchaften 
bedingten und beftimmten; indem daher nunmchr bie Nachbarichaft in dem 
Begriffe der Mark, die Mannengenoßenſchaft in dem Begriffe des Landes mit 
einem immer größeren Theile ihres Weſens aufgieng, und ſchon äußerlich bie 
Mebertengung der Gebietsnamen auf das Boll an Stelle ber Vebertragung 
der Volksnamen auf dad Gebiet trat ?®). 

Da nun aber in allen biefen Fällen ber Gruubbefit nicht blos Rechte 
gab, fondern auch Pflichten auferlegte, mithin ben Willen nicht bloß erwei⸗ 
terte, ſondern auch band: fo mußten vom irgend einem Standpunfte aus bie 
Derjonen und ihre Verbände fogar als Zubehädr von Grund und Boden 
eriheinen. Abgeleiteter Befig warb mehr und mehr die Grundlage perjön- 
licher Abhängigkeit, aber jelbft völlig freies Grundeigenthum erfchien als 
Grund der Unterwerfung unter irgend eine höhere Gebietsgewalt. Offenbar 
alfo ergriff das Grundftüc bis zu irgend einem Grabe den Willen des Be⸗ 
fitzers, objektivirte ihn und machte ihn im diefer Objektivirung zur Pertinenz 
der eignen Sachſphäre. Dieſes Verhältnig nun aber war wiederum der mar 
nichfachften Abftufungen fähig. Der grundhörige Kolone, welcher mit feiner 
Familie an die Scholle gebunden war, ſich durch eignen Willen von ihr nicht 
loͤſen durfte und ihr daher durch alle Veränderungen unfreiwillig folgte, war 
mit feiner ganzen Perjönlichkeit Pertinenz der Hufe. “Der ſchutz⸗ ober vogtei⸗ 


4) Bol. 6. Homeyer, die Hand und Hofmarlen ©. 200-208 bie aus 
allen Gegenden Deutfchlands zufammengeftellten Fälle, in benen ein Hofname, ber 
jeinerfeitö urfpränglich meift ein Mannesname gewefen unb erſt allmälig in dem 
Grundftück feft geworben iſt, als alleiniger ober doch als zweiter Name auf jeden 
Beſitzer übertragen wird. Nichts Anderes ift der (aus Shalefpeare bekannte) Ge⸗ 
brand, das Land für den Fürften zu nennen. Und bei den adligen Geſchlechts⸗ 
namen liegt der Unterfchied nur darin, daß der Gutsname nicht bloß über einen 
Einzelnen, fondern fogleich über beffen ganzes Geſchlecht Macht gewonnen hat. 

) Bol. Homeyer, Handgemal 78; Hand- und Hofm. 194—199 über das 
Sofzeichen, das ebenfalls urfprünglich ein radicirtes Perſonenzeichen geweien ift, 
allmälig aber dinglich wird und num zugleich dem Befiger ald Perjonenzeichen bient. 
Auch ib. 203 n. 352 Aber dad Hausbild. 

20) Th. I. 8 7—10 n. 13. In Bezug auf bie Namen vollzieht ſich genau das 
in NR. 34 für die Hofnamen Bemerkte, nur viel allgemeiner u. regelmäßiger. 
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börige Bauer, welcher das Recht bes freien Wegzugs hatte, war body fo Tange, 
als er in ter Hofmark blieb, an einen beftimmten Hof gebunden ober burfte 
ihn doch nicht ohne Weiteres, fondern z. B. nur kei Stellung eines tüchtigen 
Eriakmanns, verlagen. Ein Anderer hatte vieleicht nur zu zinfen und zu 
frohnen, war aber, ba ihn fein Berhältnig zu Grund und Boden hierzu 
zwang, infoweit dinglich gebunden und mit dem fo gebimbenen Stüd feiner 
Perſon Zubehör eines Guts. Der ritterlihe Dienfimann war durch das 
Dienftlehen nur zu ritterlichen und höfifchen Dienften ober einem bejonderen 
Amte verbunden, injoweit aber gleichfalls dinglich unfrei. Der freie Baffall 
Eonute das Lehn jeberzeit aufgeben, durfte jogar einer feinen Heerſchild ernie- 
drigenden Beräuferung ber Lehnsherrlichkeit wiberjprechen und erlitt an feinem 
volfsredtlichen Perjonenrecht keine Einbuße, allein in Bezug auf die Dingliche 
Lehnspflicht gehörte auch er zum Lehen. Der vollfrete Grunbbefiger war min- 
beftens für die Geſammtheit, welche er bilden half, in gewißen Beziehungen 
Zubehör feines Guts, bis and er meift einer durch Gebietsrecht vermittelten 
Herrſchaft unterworfen ward. So eniftanden ſehr verfchieben intenfive und 
ſehr ungleich qualificirte, immer aber irgendwie analoge Zugehörigkeiten der 
Menſchen zu Grund und Boden; und wenn Herren oder Gefammtheiten mit 
den Grunbftüden ihrer abhängigen Leute oder Genoßen zugleich ein in beren 
Sachſphäͤre hineingebundenes Stück der Perfönlichkeit beherrſchten und zu 
rechtlicher Verfügung hatten, fo war e8 durchaus konſequent, inſoweit die Per. 
fonen als Zubehör der Grundſtücke zu denken und zu bezeichnen. Daß aber 
Gleiches von den zu einer größeren &ebietseinheit gehörigen Perjonenver- 
bänden galt, folgt von ſelbſt. War ber börige Bauer Zubehör einer Hufe, 
fo war auch die börige Bauerjchaft Zubehör’der Hofmarf. Und ebenjo muß⸗ 
tem fih in irgendwelchen Beziehungen die Smmunitätegemeinben als Zubehör 
der Immnnitätsgebiete, bie Leute ale Zubehör bes Landes, die Markgemein- 
den als Zutehör der Marken, die Gangenoßenjchaften als Zubehör der Gaue 
tarftellen. So werben denn in ber That in zahllofen Urkunden fowol einzelne 
Hufen oder Höfe mit ten ihnen zugehörigen Bauern ober Familien, dem Hof- 
gefinde u. f. w., als ganze Hof» ober Marfgebiete mit den ihnen zugehörigen 
Gemeinden oder Genoßenſchaften veräußert, vererbt, verpfändet oder fonft zum 
Gegenftand von Rechtsgeſchäften gemacht; es werben Höfe mit den Hofbefißern, 
Burgen mit ben Burgmannen, Lehen mit den Vaſſallen übertragen; „Land 
und Lente“, d. h. das Recht am Lande mit dem zugehörigen Recht an 
den Bewohnern, werben vererbt, verkauft, vertaufcht, verliehen, verſetzt 
und ſchließlich auch ideell oder real getheilt; und nicht blos Grundherrſchaften 
und die aus ihnen erwachſenen Kerritorien, fontern aud die über freies Ge- 
biet erſtreckten Bogteien, Grafſchaften und Yürftenthümer werden ſolchen Ber- 
fügungen und Beränderungen unterworfen, welde yrincipaliter Grund und 
Boden treffen und ebendeshalb fich Überwiegend in ben Formen und Regeln 
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bes heutigen Privatrechts vollziehen, troßdem aber zugleich bie Perfonen und 
ihre Verbände, weil und foweit biefelben in bie dingliche Herrichaftsiphäre 
fallen, ergreifen und binden ®”). 

DI. Wenn nun fo die Grundftüde objektive Einheiten waren, zu welchen 
Sachen und Perfonen in objektiven Beziehungen ftanden, fo gab es einen 
Inbegriff von Rechten und Pflichten, welche durch die Anknüpfung an Grund⸗ 
ftüdle bedingt und beftimmt wurden. Es gab alfo ein Recht der Grund» 
ftüde Nicht als ob die Grundftüde Subjekte von Rechten und Pflichten 
geweien wären. Aber fie waren die Ausgangs und Mittelpuntte von raum- 
lich⸗ dinglichen Rechtsfphären, weldhe ben in ihnen enthaltenen Einzelbeziehungen 
zunähft nnd vor Allem von dieſer objektiven Seite ber einen beftinmten 
Weienöftempel aufprägten. 

In diefem Sinne wirb in zahliofen Weistyümern das Recht beftimmter 


2 Daß fo verfchiedenartige Rechtsbeziehungen von Perfonen zu Grunbftüden 
in dem Rahmen bes Einen Pertinenzbegriffee Platz hatten, begreift fich leicht, 
wenn man bie Dehnbarkeit und Nũancirungsfähigkeit dieſes Begriffes in Erwä- 
gung zieht. Se ift es möglih, daß mit benjelben Worten die grundbörigen Ko- 
Ionen ald Zubehör der Hufen, bie börigen Genoßenfchaften als Zubehör der Fron⸗ 
böfe und Hofmarken, bie Minifteriaien als Zubehör des Palaftes, die freien Ge⸗ 
meinben als Zubehör der Marken und Dörfer, die freien Baffallen als Zubehör 
ber Lehen, bie Bürgerfchaften ald Zubehör der Stabt, die Leute ald Zubehör des 
Landes bezeichnet werden. Vgl. 3. B. Ed. Rotar. c. 1956—197. 374. L. Liutpr. 
VL 44. Urk. v. 830 b. Ried 28: proprietates cum sclavis ibidem commanen- 
tibus. 881 ib. 67: cum parscalkis omnique censu eorum cunctisque juste ad 
eandem proprietatem pertinentibus. 950 ib. 97. Url. v. 929 b. Emming- 
haus 11. Salzb. Ur. in Juvavia’8l: villa . .. cum suis ibi manentibus in 
coloniis suis. 834 im Cod. Lauresh. I. 55: villam... cum. . mancipiis. 
.779 b. Zacomblet L 1: cum .. sccolabus, mancipiis . . totum et ad inte- 
grum cum omnibus appendiciis, 1064 ib. 129: allodium integrum cum sclavis 
ibidem commanentibus. ®rimm, ®. 1. 108: der in den hof gehöre. Auch 
Th. I. 163. 171. 1770. 72. Ferner 1128 6. Gudenus I. 60: ministerialibus 
ad locum pertinentibus; auch Th. I. 182 N. 7 u. 18. Sodann Urk v. 12736. 
Gudenus II. 797 u. 798: universitas attinens ad marcam silve de Cruftele, 
währenb doch biefe Marktgemeinde ganz frei ift und den Wald zu Eigen (omnijuri 
et proprietati) befigt; and ®rtimm III. 453. Sodann die BVBerpfändung der 
Stadt Oppenheim mit allen ihren Bürgern b. Franck 48 f. Weiter in ber Urk. 
v. 1304 5. Kraut $ 268 Nr. 3 den Ausdrud: vasallum suum alienare; a. 
ebenfo b. Homeyer, Syit. 390 für den Fall ber Lehnöverpfändung: das sie dem 
sollen hulde geloben, dem sie versatst sind, ob sie ir herr an in weiset mit 
hant u. mit mund; .. na rechten pfandrecht sollen sie im hulde thun. 
Endlich über land u. leute Th. I. 574 N. 179. 
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Hufen ober Grundſtücke?s), eines Hofes>®, einer Mark“), eines Dorfes), 
einer Gerichteftätte #), eines Thales oder Lantes,*) eines Gartens, Waldes, 
Weinbergd oder Gewäßers gewieſen;“) oder es wirb ihr resp. ihr und ihrer 
Bewohner Herfommen, Sitte und Gewohnheit dargeftellt); oder es werben 


33) Bol z. B. W. v. 14825. Grimm I. 278-283: rechte der erbgüter; 
rechte der gotzhuslätgüter u. ſ. w. III. 166 $ 5: cum per tales negligentias 
et similes curtis praed. et bona pertinentia ad eandem injuriantur et suo 
jure et libertatibus privantur, 111. 608 u. IV. 6: die mule hat das recht. Ill. 
165: si curtis et bona ejusdem permaneant in jure eorum. 1233 Lacom⸗ 
biet IL 100: aree . . ejusdem, cujus prius, juris existunt, 

20) W. v. 1439b. Grimm I. 11: des hofes recht ze A. 86: offnung u. 
rechtung des twinghofs von W. 102: des hoffs ze L. rechte u. geding. 692 
—694: juris curie in B. III. 12: des hofs gerechtigkeit. 483 $ 1, 3, 4: des 
hofs recht. IV. 371: dis ist des hofes recht, V. 69 8 13 u. 77 & 7: des ho- 
fes recht. Bgl. L 73. 161 f. 168. 259. 307. 664 f. 675. 710 f. 716f. 793 f. 
729—733. III. 848 f. 850. 869. 873. IV. 334 8 8. V. 869. 388. 401f. — Na- 
mentlich in ben elſäß. W. iſt eine ſtehende Anfangdformel der einzelnen Säge: 
es ist ouch des hofs (dinghofs, dinges) recht, daz. 

⸗o) W. v. 14216. Grimm I, 575 8 2 u. 4: hat ein mark das recht, 
das die ander marke hat. 1487 ib. 578: dass mark u. märker bei recht 
bleiben. IL 453: der marg alt herkomen, gewonheit u. recht, 457. 490: 
der gemeinen mark ir rechte. 678: als der hofmark recht ist. V. 248 $ 1: 
der mark recht u. herkomen. 

N Grimm, ®. I. 93: des dorfs ze Flaach gerechtigkait u. alt herkomen. 
97: des dorfis O.alte brych u. recht. 438. 452. 11. 50: freiheit u. herlicheit. . 
des dorfs zu F. II. 157 635: des derfs O. eehaft u. von alter also herkomen. 643 f. 

=) 3.2. Deffn. v. 14355. Grimm IV. 270f. $ 8, 9, 10, 11, 12 n. 17: 
es ist ouch der dingstatt recht; der dingstatt recht u. gewohnheit. 

Grimm, ©. IV. 856: dz dz irs tals und umb ir gnossamy recht sy. 
1308 ib. III. 483 $ 1, 3 u. 4: der grafschaft landrecht. I. 539—544: Land⸗- 
reiht des Rheingans. III. 55 $ 13: dit is des ammetes recht. V. 179 8 1: der 
kilchen recht. — In den öfterr. Pani. oft „des aigen recht‘, 3. B. Kalten- 
bad ı.65f. 87f. 194 f. 208 $ 1. 255 $ 2. 268 f. 265.319 $ 23. 488 $ 36. 
546 $ 68 u. 72. 600 $ 71. II. 1484. — So auch ſchon consuetudo pagi in form. 
And. 53; lex loci in form. Marc. I. 87; Sirm. 83, 

“) So in öfter. Bant. oft „des perges recht”, Raltenbäd I. 8078 35 
319. 502f. IL 69f. 80 $ 20. Grimm I 691 f.: Freiheiten u. Rechte bes Schiffs⸗ 
grabens. III. 295: alle gerechtigkeit des Grinderwaldes. Ib. 608: der garten 
hat das recht. 1. 727: Recht einer fronmatte. — Auch das Net eines Marktes, 
einer Meſſe oder Kirchweih, ib. IL. 76 f. 78 f. 104 f.; einer Mühle ib. 532 f. u. ſ. w. 

Grimm, W. IL 385 f. 389 f. 405 f.: dieses hoffs statt, herlickeit u. 
freyheyt. IL. 116: unsers dorfs E. alt harkomen gerechtigkeiten sint. Ill. 23: 
nsch altem herkomen u. gebrauch des hofs, 631: was ir guetter u. hinter- 
sassen fur alt herkomen hetten. 869. V. 172: deshoffs recht sitt u. gewohn- 

heit. 208. 307 $ 60: ofinung u. satzung u, alt herkomen des dorfs u. der vogti. 
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bie zum Hofe, zum Dorf, ober zur Mark gehörigen Rechte und Gebräuche 
geſchildert“); ober es heißt, her Hof ober die Mark habe ein beftimmtes 
Recht’), fo dag in manchen Weisthümern jebe Einzeliagung mit den Worten 
„der Hof bat aud das Recht daß“ oder ähnlich beginnt“). Daß man aber 
babei den betreffenden Inbegriff von Rechten und Pflichten in der That als 
eine dem Boden anhaftende Qualität, als Ausflug der räumlich-fachlihen 
Beichaffenheit des Grundfſtücks bezeichnen will, gebt 3.3. baraus hervor, wenn 
alle oder einzelne Rechtsſatzungen mit den Worten eingeführt werten: „der 
Hof ift aljo gelegen daß”; „der Hof ift auch in dem Hecht gelegen daß” ; 
„die Mark ift auch aljo frei gelegen Laß"; ober ähnlich ). 

1. Sm Einzelnen wurde es zunörderft vermöge einer derartigen Auf- 
faßung möglich, jedem Grundftüd an und für ſich beitimmte Rechte bei. 
zulegen, welche in ähnlicher Weiſe in einer Beziehung auf ed ſelbſt beitanten, 
wie die Rechte bed Perjonenftandes in einer Beziehung auf die eigne Perjon. 
Es war dies nur die Durchführung des Gedankens einer objektiven Rechts⸗ 
individualität ber Bobeneinheiten, woraus die Yähigfeit, beftimmte rechtliche 
Dualitäten in fi aufzunehmen, mit Nothwendigleit folgte). 

Dahin gehörte 3. B. das beſondere Standesreht der Grundftüde Ur⸗ 
Iprünglid nur das Abbild der Stanteseigenfchaft des Befitzers, wurbe bie 
Beihaffenheit des Grundſtücks mehr mehr umgekehrt die Bafis jener und 


“) Grimm L 75: die nachg. recht, gesatzt, gewonheit, fryheit, her- 
komen u: ehafty gehörent zu dem dorf N. Ib. 358: dis sind die recht die 
ze W. in den hoff hören. IV. 163f.: die recht u. zugehörung des fronhoffs. 
1374 ib. 636 8 6. 

7 Grimm I. 273f.: die erbgüter hant das recht. 412: die recht, die 
das gericht u. der hoff u. das margrecht hat zu 9. 457: was recht die her- 
ren von S. zu dem dorfie u. armen leuten daselbst haben u. hinwiederumb 
das dorffe u. die armen zu den h. v. 8. haben. 727: dieselbe matt hat quch 
das recht. II. 68: ein hof hab die freiheit. W. v. Bermele v. 1277 ib. III. 
186: omnia jura, que.. marcha .. consuevit habere IV. 370: das die höf... 
alle gelich söllent stan u. gelich recht han. 

So z. B. b. Grimm L 873. 687 - 688. V. 69 f. 77; Trouillat Rz, 
818 IV. 508f.; u. überhaupt in vielen elfäh. Dingrobeln. 

) Eo heißt es im W. v. Sundhaus b. Grimm I. 676-678 immer: dirre 
hof ist also gelegen; ebenfo 689 f.; in den W. ib. 711—714 u. 748—750 immer: 
der hof ist auch in dem rechte u. in der freyheit gelegen, dasz; ib. 727: 
die matte ist in dem rechte gelegen, dasz; in ©. Hippolyt V. 392 $ 1: u. 
ist also gelegen, dasz er fri ist u. twing u. bann, wunn u. weide in densel- 
ben hof hörent; vgl. $ 4 u. 5; in Wiedenfoblen 1364 ib. IV. 159f.: ber 
Wald, der Hof, ber Fronhof tft fo gelegen, daß er bie m. die Rechte hat. 

50) Hierher gehören fchon die befonberen Namen der einzelnen Höfe u. Gebiete, 
die dinglichen Hofmarken (Homeyer a. a. D. 195 f.), die den Häufern, Burgen 
n. Gebieten anflebenben Bildzeihen u. Symbole u. f. w. 
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erhob fich ſchließlich zu folder Selbftändigkeit, daß dem Gute jelbft eine bem 
Stand des Befigers nicht mehr nothwendig entiprechende Stanbesqualität zu- 
kam. Man unterihied nun mansi ingenuiles und serviles dl), allodiale und 
feudale Güter. Die freien Grunbftüde theilten ſich weiter in freie Herr- 
Ihaften, fhöffenbarfreie Güter und gemeinfreie Hufen, melde letzteren wieber 
in jehr verfchiedenen Nücnncen vogtbar, zinfig und bienftpflichtig fein konnten. 
Unter den geliehenen Gütern gab e& fo viele Abftufungen und Schattirungen, 
als es Abftufungen und Schattirungen bed Lehn-, Dienft- und Hofrechts gab, 
und es war auch bier eine dem beftimmten Stüd. Erde anhaftende Eigenfchaft, 
Fahn⸗ oder Scepterlehn, Kriege-, Dienft-, Amte-, Burg-, Ritter- ober Ge 
richtslehen, Erbe, Gotteshausgut, Vogtgut, hubiges Gut oder Freigut zu fein. 
Die fernere Entwicklung der Standesverhältnige war dann ftet3 von ähnlichen 
Beränderungen ber Güterqualität begleitet, und es entftanden z. B. mit dem 
Degriff eines Ritterftandes und eines Bauernftandes adlige oder Rittergüter 
und bäuerlide Güter, bei welchen ja zum Theil noch heute die Standes 
qualität von Grundftücken dauert. Ebenſo wie die Einzelgüter waren Gebiete, 
Grundherrſchaften und Marken frei oder abhängig, höher ober geringer 
qualificirt. 

Auch nahmen bald, wie den Perſonen Amt, Würde oder Beruf eine 
beſondere Redhtöqualität verlieh, die Gebiete und Güter je nach den mit ihnen 
verbundenen Aemtern, Würden und Gewerbereiten einen bejonderen Rechts⸗ 
daralter an. Der Grund und Boden als folder ſchien fih zum Kürftenthum 
oder zur Grafſchaft zu eignen; es ſchien bas Recht beftimmter Höfe, Frei⸗ 
fchöffen» oder Schöffengüiter, Richterlehen ober Amtshöfe zu fein; Dinghöfe, 
Sculzengüter, Meier- und Kellhöfe waren von den übrigen Bauerböfen, 
Sörfterlehn, Wildhuben, Fiicherhuben, Zeivelgüter, Rebenlehen von ben reinen 
Adergütern, Mühlen, Schmieten, Brauftätten, Wirthshäuſer von den bäuer- 
lichen Hufen nicht blos thatfählih, ſondern in ihrer rechtlichen Beſchaffenheit 
unterjchieden. 

Sogar ber Umfang und die Beichaffenheit des Befigredhtes an einem 
Grundftũck erſchien zugleich als deflen objektive Rechtsqualitäͤt. Es galt als 
ein Recht des Grundftückes, ver Verfügung des Befigers nur bedingt ober 
begrenzt unterworfen zu fein, nicht oder nur in gewißen Yällen veräußert, 
verpfändet, vermacht oder getheilt werden zu koͤnnen. Das Gut als ſolches 
war Stammgut, geichloßenes Gut, fendum alienabile u. |. w. Ebenſo war 
Bererblichkeit und Art des Erbgangs eine rechtliche Eigenfchaft des Grundftüde, 
and man ſprach nit nur von hofrechtlichem Erbe, feuda hereditaria oder 
feminina u. f. w., fondern fagte gerabezu, ein Gut babe das Recht, an den 

s) 3. 8. 863 im Cod. Lauresh. I. 68: hubas serviles. 864 ib. 72; 
mansus serviles. Kinbdlinger, M. B. IL, 2. 2: sunt ibi 7 mansi qui dicun- 
tur serviles. Dagegen 812 5. Pertz III. 177: mansi ingenuiles. Bel. auch 
Eichhborn, 3. f. RW. L 156f. 
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Erben zu fallen oder nicht zu fallen, an ben ober jenen Erben zu kommen 9), 
in ben Hof, von dem ed ausgegangen, zurüdzufehren. 

Beſonders ſtark endlich prägte ſich das felbftändige Recht der Grundftüde 
in den Dinglihen Freiungen und Frieden aus. Das geſammte Recht 
der Freiftätten und Aſyle, der Hausfriebe, der Kirchen und Kirchhofsfriede, 
ber erhöhte Friede der Dinghöfe, Gerichtöftätten, Schöffenböfe, Mühlen und 
andrer oft jcheinbar zufällig gefreiter und hefriebeter Stätten, die größere 
Offenheit und der geringere Friede der Wirthöhänfer, Straßen und Allmenden, 
die befondere Freiheit oder Befriedigung einzelner Marken und Dörfer: Dies 
Alles wirb als das Recht der Grundftüde gedacht und als Freiheit und Recht 
beftimmter Kirchen, Höfe, Hänfer, Mühlen, Gärten, Bannforften, Marten, 
Eigen u. f. w. im Zonfreten Fall ausdrücklich gewiefen und kenannt®). Auch 


sn Bol... B. W. v. Tannegg v. 1482 b. Grimm I. 276: die erbgüetter 
hand das recht, dass sie sond fallen von erbwegen etc. 

*) Deshalb heift es won bem Fronhof oder Dinghof, ex fei fo frei wie bie 
heilige Kirche o. wie ber Kirchhof, z. B. 5. Grimm I. 598. II. 249. 257. 259. 
289. 298. 341. 472. III. 423. 437. IV. 232: derselbe hoff ist ein freihoff u. 
recht widemhof ... als fry als ein kyrchhoff. 639 $ 14; ober er ſei aljo frei, 
liege in folder Freiheit, Habe das Recht, daß ber Flüchtige darin Frieden haben folle 
u. f. w., 3. 2. ib. 652: der fronhof z. 8. ist fry; 726 (1888): der hoff hat 
das recht, flühet jeman in den hoff, dem soll nieman nohe louffen, wun er 
fry ist; IV. 188: mins h. hof sol och vri sin, wer dar in entränne, der sol friden 
han; vgl. I. 317. 828. 325. 675. 679 $ 1. 682. 689. 708. 11. 81. 181. 186. 
289. 299. 308. 813. 324. 857. 369. 402. 412. 488. 463. 472. 430. 503. 506. 
530. 585. 648. 660. 673. 683. III. 11. 397. 487. 519. 534. IV. 78. 156. 164. 
232. 578 89. 773 93 u. 4 (mo Laftenfreiheit u. Freiheit als Aſyl parallelifirt 
werben). V. 60 $ 1. 864 $2. 393 88. 406 $ 1. 401 8 1. 413 8 1. Aehnliches 
wird gefagt von ber Freiheit u. dem Frieden ber Gotteshäufer, 3. B. ib. I. 339 
eines Pfarrhofes V. 558 $ 18; eines Rathhaufes ib. 8 15; eines Schulgenhofes IT. 
461 un. 692; ber Schöffenböfe ib. 11. 127. 284. 287. 875. 411. 560. 566. IM. 
461. 692; eines Wirthshanfes IL. 411; ber Mühlen II. 25. 85. 254. 267. 320 
560. II. 608 u. Schwip. (W.) 205 (die müle hat bezzer recht danne ander 
huser); ber Burgmanmenhäufer 5. Grimm II. 560; beftimmter freier Güter, 
Hufen, Zehen I. 500. IL 580. 726 8 8. III. 437: zu O. 10 frie huben, die 
solche friheit han; bed bewohnten Haufes überhaupt, ib. 1. 885. 855. hus u. hof 
ist gefrigt; III. 648 $ 14. 686; Kaltenbäd I. 449 8 7-9. 469 $ 14—17 
479 9 4—9, 488 9 14. 544 5 29-80. 589 8 8—10. 598 8 38. 546 $ 76; unten 
8 10 N. 8. Daſſelbe gilt von ber Freiheit eines ganzen Gerichtsbezirks, z. B. 
Kalteubäd L 510 830. 632 8 8-10. 544 8 25. 557 8 86; einer Marl, z. B. 
Srimm I. 590; eines Walbes, ib. II. 183. V. 616 8 28; eines Berges ib. 28 813; 
eines Ackers ib. 415 9 4; eines Gartens I. 608. Die gefreiten Stätten beißen 
„Freiheiten? o „Breiungen“, 3.8. ib. 1. 675. 679 $ 1. 714. Il. 508. 560. IIL. 
684 f. 687. 790. 794. 796. 798. 829. 888. — Bol. au L. Fris. XVII 8 2 
u. add. 1 c. 1; L. Sax. III., 4; frief. Küre Nr. 12 b. Richthofen 20; auch ib. 
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Ing e8 ja auf der Hand, daß eine individuelle Rechtsbeſchaffenheit bes Bobens 
wirfiam fein mußte, wenn diefelbe Vergebung, obwol von berfelben Perfon 
an demſelben Gegner auf dem Eigenthum beöfelben Herrn begangen, je nad) 
ber Stätte ber That eine ungleiche Buße nach ſich 30954) wenn ber öffent 
lichen ober herrſchaftlichen Gewalt der Eintritt in ben von genauen örtlichen 
Grenzen beihloßenen Raum verfagt oder nur bedingungsweiſe geftattet wurde 66); 
wenn Berhaftungen oder Pfändungen bier erlaubt und bort verboten S®), bie 
gewaltfame Abwehr und Töbtung bes Fremden in ber umfriebeten Hofftätte 
bupelos und draußen ftrafbar waren 57); wenn die „Freiheit" mancher Marken 
fo weit gieng, daß für BVergehungen auf gefreitem Grunde nur Scheinbußen 
erfielen®®). Nur fo wird es denkbar, baf rein räumliche Momente über die 


285 $ 10—11; 377 8 1-6 2. 10— 11. Grimm, R. 9. 886-892, Wilde, 
Strafr. 2425. u. 557f.; Dfenbrüggen, alam. Strafr. 118f.; der Haudfriebe, 
&tL 1857; Graf nm. Dietherr, Rechtöfpr. 496 f. Nr. 70—87, 89—94, I6—97; 
Manrer, Fronh. IV. 246f. (©. 251: die Freiheit. war ein Realrecht des Fron⸗ 
bofs); unten 59 M. 137f. u. SION. 83f. 

9 Bel z. B. W. v. 1447 b. Grimm V. 184 822: in ber hofraiti be# 
Herrn wird zwiefache Buße, in feinem Schloß dreifache verwirkt; ib. 167 $ 36 im 
Schloß doppelte, 11. 578: verſchiedene Strafen für biefelben Vergehen in ber freiheit 
u. im landi. Bel. L. 126. 673. 708f. III. 685. V. 421 8 17. 657. Auch IL. 
635: die benanten 7 gut haben die freiheit, ab sie sich schlugen 0. stechen, 
eis weit die gutter reichen, so sie sich des selbst vereineten, ehe es an der 
zente z. B. gerüget würde, wern sie nicht schuldig. Kaltenbäd L 229 8 18 
n. 19: anf dem aigen iſt das Spiel verboten, in der freiung mag fpielen wer ba 
will. Graf u. Dietberr 381f. Nr. 515: ‚im Wirtböhanfe verbriht Niemand 
mehr ald auf freiem Felde;“ vgl. Rr. 514 u. 516, Grimm I. 677, Goslar. 
St. 51, 18. Bgl. auch über die „Dffenbeit* ober „Sreiheit" ber gemeinen Mart 
unten 59 N. 19. 

se) Bol. unten 59 N. 138—189 u. $ 10 N. 4; Maurer, Fronh. IV. 884f.; 
Derfo. II. 169 f.; Kaltenbäd L 510 $ 30: der Richter Hat zu greifen in die 
freihait um drei stuck (Morb, Brand, Nothzucht); ebenfo 582 8 8—10. 544 
625. 557 $ 86. 

“) Grimm, ®. I. 590: zum dritten soll die mark so frihe seyn, dass 
niemandt den andern daruf bekümmern, beklagen u. gehemmen mag. 1884 
ib. 654 $ 2: derselb hof hat das recht u. die fryheit, dass niemand soll kein 
pfand darab nemmen. III. 608: dise mulen u. auch der garte hant daz reht, 
swer drin entrinnet, den sol nieman drus nemen an gerichte. V. 60 $ 1: 
der hof hat das recht, daz er frig ist u. sin sol also, wer darin entwichet, 
was der getan hat, der sol da frid han, u. sol im nieman in den hof nach- 
jagen. Bgl. gan; beſonders J 385f. Auch ib. 328—824. 662. 673. 675. 679. 
682. 726. IIL 437. 687. V. 864 8 2. 898 $ 2. 406 81. 415 8 1. 

7) Bol. unten 510 N. 8 u. 5; über die Scheinbuße dabei mein Humor 85 
NR. 121 u Grimm, ®. L 414. 422. 

9. v. 1523 5. Grimm I 590: zum andern soll die mark so friehe 

u, ‘ 7 
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SIntenfivität von Frieden und Freiung entfhelden. In dem Beſitzthum bei 
jelben Herrn ift das Wohnhaus höher befriedet als der Hof, biefer höher als 
das Land, dad zeitweife gehegte ober gebannte Stüd während biefer Zeit höher 
als die offenen Ränbereien®®). In der Mark ift die Gerichtäftätte am hoͤchften 
befriedet, das ummallte oder umbegte Dorf Tiegt in beferem Frieden als das 
Geld, die Allmende ift freier als der Adler). Mauern, Zäune ober Gräben “!), 
bie Dachtraufe bes Hauſes 82), eine nach Fußen bemeßene Entfernung®®), ein 
in Gedanken gezogener feibener Haben) beftimmen rein äußerlich und räumlich 
bie Grenze des beßeren oder fhlechteren Rechts. Ja die Auffaßung ift eine 
jo durch und durch finnliche, daß 3. B. die Frage, ob den Todtſchläger ber 
Hausfriede vor Strafe ſchützt, nach der Lage bes Leichnams ober feines Hauptes 
entſchieden wirb®°), oder daß ber flüchtige Verbrecher, wenn ein Aſyl uur auf 
Zeit ſchützt, nach Ablauf diefer Zeit fih den Schutz für gleiche Zeit von 
Neuem ſichern kann, wenn es ihm gelingt, drei Schritte aus dem Aſyl auf 
ungefreiten Boden zu thun und es von dort wiederum zu befchreiten‘®). Des 


sein, schlüge einer einen todt darauf (da gott vor sey), soll er den obg. herrn 
mit dryen hellern gebessert haben, er sehe fuhrter, wie er von den freun- 
den komme. 

”) Bol. oben NR. 50 u. Bl. 

©) Bol oben N. 50 u. 51 m. unten $ 10; auch Grimm I. 887 u. Kalten 
bäck II. 8 838. 

3.38. Grimm I, 113: kilch, kirchhof u. die hussre daruff, als wyit 
die mur darumb get u. begriff. sind also gefrytt. Graf u. Dietherr 497 
Nr. 89: die Maner heißen wir heilig. — Bildlich heißt es b. Grimm I. 139: 
die wynreben zu W. sollen also in gutem friden sein u. ligen, alss ein guth 
in nün ettern. 

o Grimm, W. I. 385. Kaltenbäd I. 172 88. 181 $ 62. 189 8 62. 
859 8 19. 493 8 1. 499 8 26 u. 38. 501 8 13. 510 8 31. 521 8 7—8. I. 1483. 
Vgl. ib. 582 8 4, wonach, wer unter die Dachtraufe dringt, ſchon Buße entrichtet. 
wer aber gar ind Haus bineinläuft, doppelt fo viel. 

e) Bluntſchli, R.G. 1.482. KRaltenbädL 479 8 7: march der freiung. 
Grimm IL 104 u. 105. 

%, Grimm, ®. L 837 u. IL 188. 220. Raltenbäd L 469 $ 14: als wer 
es mit einem faden umbfangen u. umbhangen; 522 $ 11: ein Zwirnsfaben be- 
grenzt ben burgfrid; vgl. 181 546 n. 47: als weit der frid umbfangen ist; 
830 8 38; 189 848 u. 49. Dazu mein Humor 38 N. 129, 

 Srimm, R. A 627f.; W. L 414 u. 422; auch 463. II. 658. IIL 876. 
IV. 528 88. V. 2418290; 3. f. R. ©. V. 45. 

ee) Grimm II. 289: ber Mißethäter fol im Hof friedt haben 6 w.u. 8 t.; 
u. kunt er darnach 3 schritt ausz dem hob u. wider darin kommen, soll er 
noch 6 w. u. 8 t. friedt haben. Vgl. ib. 254. 259. 298. 508. 530. 560. 585. 
III. 684. 692. 706. 790. 798. Kualtenbäd I. 479 8 2 (vgl. $50); 221 88. — 
Umgelehrt hat man bisweilen den Frieden ſchon erworben, fo bald man den Hut 
in die freihait geworfen bat, Grimm IIL 684; ober 2 Pfennige ib. 685. 
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halb geht auch eine ſolche rechtliche Eigenſchaft einer Stätte nur durch fachliche 
Beränderungen, 3. D. durch Abbruch tes Gebäudes, Entziehung bes geweihten 
Bodens aus ber Weihe, Niederlegen ober Oeffnen der Umfriebung, verloren 9°). 
Und wenn urfprünglich auch die dinglichen Srieden und Freiungen nur Abbild 
des Friedens und ber Freiheit der Menichen und ihrer Verbände, deren Per 
fönlichkeit fi in ihren Höfen und Marken und bier wieberum am Träftigften 
in Wohnhäuſern und Saummelftätten zu verkörpern ſchien, gewejen waren ®®): 
fo kehrte fich im Laufe ter Zeit das Verhaͤltniß oft dergeftalt um, daß fogar 
bie Sreiheit eines Grundſtücks dem Befiter als ſolchem das Recht verichaffen 
tonnte, bei allen Bergehungen eine geringere Buße zu zablen®®). 

2. Den Grundftüden und Gebieten wurden aber auch einzelne Befugniße 
und Pflichten mannichfadher Art an oder gegen Perfonen und an 
Sachen zugejchrieben. 

Insbefondere galten zunähft Herrſchaftsbefugniße, die wir heute 
zur Öffentlichen Gewalt rechnen, ala Rechte, bie entiprechenden Verbindlich. 
teiten, bie fich heute als politifche charakterifiren, als Pflichten der Grund⸗ 
flüde und Gebiete. Es galt dies in höheren und niederen Kreifen genau in 
bemjelben Grabe, in welchem die patrimoniale Auffaßung der Gewalten durch⸗ 
brang. Deshalb wies man einem Hofe oder Haufe die Herrihaft, Gerichts⸗ 
herrlichleit oder Vogtei eines beftimmten Bezirkes zu?%). Man wies ihm 


67 Imäbefondere ſetzt der Hausfriede ein bewohntes Haus voraus; Goslar. 
St. 50, 1; Dfenbrüiggen 50; Graf u. Dietherr SELF. Ar. 505. 

=) Der perfönliche Urfprung des Dingfriebens zeigt fich beſonders noch in ber 
Austehnung auf die zum und vom Dinge Gehenden (Th. I. 33 N. 26—30 u. unten 
10 N. 161—162; Grimm, W. III. 430. IV. 739 82. V. 18 $ 14: loca per 
que vadit placitum generale. 401 8 1; bditmarf. &. R. v. 1447 827 u. 43 u. 
». 1467 art. 18); ber perfönliche Urfprung bes Hausfriedens in dem Erforberniß 
wirklichen Bewohntieins (N. 67); der perfönlihe Urſprung der Fronhofefreiung 
,2 im W. v. Riened v. 1380 6. Grimm III 519f., wenn gleicher Friede, 
wie dem in ben frihof Geflũchteten, Jedem zugefichert wird, ber unter des Herrn 
von R. rechten Arm flüchtig geworden. 

“3. v. Schwarz v. 1449 5. Grimm II. 857: die freien Güter find alles 
Hersenbienftes ledig n. fo frei, daß ihre Befiker nur 8 Heller o. ein ungelochtes 
Öufeifen büßen. Ib. IV. 432 8 7: die gütter sind och also fry, daz sy nieman 
kein atur gebent, weder küng noch keiser. Item die gütter sint och also fıy, 
wer der güittren het u. sie enpfangen het von dem gotshus, wer dz dera 
dheiner ein bus verschulte o. ein frefel, der sol alweg des dritten pfennings 
minder büssen denn ein anderer, der nit der güttren het. 

” Bol. z. B. Grimm, W. IL 722: herlicheit des Hofe. I. 815: eehäfty 
des hoffs. III. 230: das Gericht awer den wolt u alle dorpere u. tobehoringe. 
IL 587: weist der hoffman dem haus K. freyheyt u. herlicheit wie folgt. 

7* 
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Zwing und Bann, Stod und Stein, ben Glockenſchlag und bie Landfolge, 
Gebot und Verbot, die Beſetzung der Aemter, Zug und Ylug, den Wilbbann 
u. ſ. w.’1), Der Hof Bat ungebotene und gebotene Dinge ’*), bat Richter, 
Schöffen und Beamte’), ja der Hof ober das Haus felbft erfcheint als Herr, 
als Graf, als Holzgraf, und hat feine Unterthanen ober Holden %. Nicht 
felten wirb von dem Hofe oder Haufe felbft gefagt, daß fie richten, firafen, 
pfänden oter Bußen beziehen 5), daß fie tie abhängigen Leute bei ihren &ü- 
tern firmen und wehren?®), daß fie heimfälliges, verſeßenes oder erblojes Gut 
wieber an fich ziehen, fich desſelben unterwinden, ihrem Eigenthum nad 
fahren”). Deshalb wirb auch dem Hofe ober Haufe der Huldigungteib ge 


II, 271—274: obrigkeit u. rechte des hauses Lauenstein. Ebenſo IV. 648— 
654, bei. $ 11: der rechten obrigkeit des hauses L. Bgl. ib. I. 887. 736 f. 
UL 324. 487. IV. 219. V. 288. Urk. v. 1259 5. Kindlinger, Hör. 283: cum 
civili jure quod vulg. burgericht dicitur eidem curie attinenti Kaltenbäd 
I. 526 $ 9: das gantze aigen mit aller herlichkeit, gericht u. panthäting ge- 
hört zu u. 1. ff. gottesbaus; ib. 838 8 29—34. 

) 3.8 Grium, ®. IV. 180 (1808): einen dinghof, in den hoeret 
twing u. ban u. tub u, vreven ze richtende; ähnlich L 867. V. 69 $ 2: des 
twinghofs twing u. ban. I. 698 (1320): sol der hof stok u. stein han. II. 759 
(1389): dem huis van L. . . clockenschlag. III. 583 (1851): dem haus zu R. 
alle gebott u. verbotte u. allen gewalt u. den frevel. IV. 648f. $ 8: bot u. 
verbot. III. 535: dem hause zu RB. den wiltpant. IV. 244. V. 85—87 (1843). 

” 3.8. 1820 b. Grimm I. 878: dirre hof het trü gedinge alle jar. 
Ebenfo ib. 711. II. 760. Auch I. 667 f.: der hof soll gericht haben. 

3) Grimm IV. 170: der dinckhof goll haben eynen vogt .. meyer.. 
weybel . . geschwornen schryber. III. 169: dat huis tot R. gettet altit einen 
holtrichter tot behuif des huses u. der gemeinen buren, 

”) Grimm I, 769 (1369): dat huisv. IL... is holt greve. Ib. DIL 
169 Erbholzrichter, IV. 648 |. Herr. Vgl. Kaltenbäd J. 858 8 10 m. 11: der 
hof hat holden. 

”) Grimm III. 219: der Ostersberg richtet. Ebenſo dathuis ib. IL 
759, 760, 761. — Daher foll man aud) dem hof bessern, ib. IV. 282; vgl. IH. 
169; dem Haufe büßen, ib. IV. 648 8 4; konfiscirte Schweine find dem huise 
verfallen, IIL 170. 

79) Grimm III. 320: den sal der hof mit den hofesluden darbi behalden; 
ib. 876. ®gL TV. 232: so mag im der hoff wol hingehelfen u. tut daran der 
hof kein unrecht. 

) Grimm I. 686: der hof fert der eigenschaft nach. II. 760: so sal 
dat huis v. L. des hoifs ind des gudes sich underwinden ind daran griffen 
ind benaden dan die erven. III. 26: gepfändete u. eingegogene Güter kommen 
in des hofes gewalt. I 692: ad usum curie saisire. III 220: sin gut vor- 
valt an den Ottersberg. 
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fworen?®), Gehorſam gefchulbet”?), Kriegsdienft und Gerichtsfolge geleiftet®%. 
Es ift ein Recht bes Oberhofes, daß andre Höfe in ihm Recht fuchen müßen, 
biefe find zu ihm zugig*!). Und wenn in allen ſolchen Redewendungen zuletzt 
bie Worte „Hof“ oder „Haus“ wieber einen perjönlichen Subalt im Sinne 
bes heutigen Fürftenhofes, Gerichtshofes, regierenden Hanfed u. f. w. in fi 
aufuehmen®®): jo ift doch gerade ber Umſtand, daß dies von einer urfprünglich 
rein räumlichen Bedeutung and geſchehen konnte, für die Entwidlungsgefchichte 
bezeihnend. Im ähnlicher Weiſe erfcheinen im Rahmen der genoßenſchaftlichen 
Berfagung das Land, der San, bie Mark, das Dorf u. ſ. w. als Träger ber 
Geſammtgewalt und die Einzelnen find ihnen unterworfen, jchwören und dienen 
ihnen, fienern und büßen an fie, ohne daß damit fogleich ber Mebergang von 
dem räumlich-binglichen Begriff zu bem Begriff bes Gemeinweiens vollzogen 
wäre®®). Umgelehrt nun find es im Berbältniß zu Herm und Geſammtheiten 
bie Hufen und Höfe, die freien wie die geltehenen Güter, welche ihrer Gewalt 
unterworfen find und alle öffentlichen Verbinblichkeiten mit Heeres- und Ge- 
ridätebienft, mit Steuern und Beben erfüllen. Bon den Gütern daher wirb 
gejagt, daß fie im Hofe oder anf ber Malftatt Recht fuchen und nehmen ®), 


% Grimm, ®. L 319. 686, 687. 706 8 8. 710. 711. 781. 740. 744. IV. 
116. 131. 141f. 169. V. 69 8 8. 77 87. 3885. 

”) Grimm IL 686: dem hof gehorsam wenn der hof der huber bedarf. 
III. 827: dem hof gehorsam. IV. 141: dem hof getrüw u. holt zu sin. 
V. 19 $1. 

“) Grimm IV. 141f.: man jdhwört dem hofe, ... zu geding u. ring zu 
komen, . . .. die recht des hofls zu sprechen, geben u. halten. IV. 648. 
5 13 u. 14: dem haus L. . . alle gemeine lantweren. 

) Bol. Grimm I 652: der hof ze H ist zugig in den dinckhof gen B. 
660 $ 33: der dinghof hat den gezug. 663 8 26. Beſonders aber 736-739. — 
Ebenſo im Berhältniß anderer Marken zur böchften Mark, vgl. oben 8 9 N. 47. 

2) So heißt ed ſchon 1469 in WBalmünfter b. Grimm IV. 710—711: „der 
hof" weist, bat geautwortet, gebt hinaus, weigert bie Antwort, beruft fich an feinen 
Dberhof, fährt au diefen, wird belehrt, bringt fein Urtel an den Hof gu W. zurüd, 
bebentt fih unb fpricht. Vgl. UI. 9f. 11f. 386. 137f. 380. 515; unten 818 N. 81. 

22) Bol. unıen 39 N. 128—129; 5 14 N. 16- 19; HI16N.133 u. 169f. 

*) Bol Th. L ST RI. 216. Eichhorn a a O. 173f. Grimm IIL 365: 
das hus u. die hoffstatt, das C. W. u. L. E.’s was, das hat von alder der 
stat rad und recht getan. III. 495: was guter in dene hoiff gehorent, 
dienen u. beden als ander gutere. Die Güter als foldhe find daher auch vogt- 
bar oder unvogtbar, 1397 ib. I. 837; frei oder unfrei; herrſchend ober dienend; 
reidhsunmittelbar ober landfäßig m. ſ. w. 

* Grimm, W. J. 713: alle die höfe, die darinne hörent .. sollen recht 
suchen in diesem selben hofe. II. 744: de dry hove solen gayn van deseme 
erve zu ringe u. zu gedinge. 1803 ib. IIL 483 $ 1. Deshalb heißt es auch 
„dinglich gut“, ib.; und: die hube . . ist dingpkliktig in disen hof, 1882 IV. 
128. — Bol. andy unten 5 11 R. 166-171. u 
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Sewappnete ftellen und Rüftzeng unterhalten®®), ben Stod büten und den 
Galgen machen follen®”). Die Grundftäde ſelbſt ſcheinen znfammenzulonmen, 
indem der Huber fein Gut mit fih zu Ring und Gebing „trägt“. Ja fo 
ſehr fcheinen die Befiter im Hofverbande nur bie Repräfentanten der binglich 
verbundenen Hufen zu fein, daß häufig der Hufe aufgegeben wird, einen Huber, 
dem getheilten Gut, einen Träger, dem Schöffengut, einen Schöffen zu geben 
oder zu ftellen®®). Ebenjo erfheinen die gegenfeitigen Rechte und Pflichten im 
Gemeindeverbande zum großen Theil als Rechte und Pflichten ber verbundenen 
Güter). NMnd endlich werden Pflichten gegen die Dienſtherren und Rechte 
geyen die Amtseingefeßenen den zahlreichen Amtögütern als ſolchen beigelegt, 
fo daß oft das Gut felbft als Inhaber des Amts erfcheiut?!). 


se) Srimm I. 612 (1408): das jeglich hove bestellen soll drey gewapnete 
u. 3 hove 3 herwagen. III. 376: die 4 hube sollen halten 4 armbräüst, u. 
die 4 lehen 4 baucker, der fronhof 1 armbrust u. 1 baurker, u. die mole 
1 armbrust u. 1 baucker, u. die hintergüter sollen haben trabgeschirre. — 
Bol. Th. L 87. Waik IL 286. 

), Grimm I, 667: u. ligent hie 26 hove in dem rehte, das sie des 
stockes sullent hueten. IV. 159 (1864): dise sehs höfe follen den ſchädlichen 
Mann im Gtod behüten. III. 661 (1431): das die Perenrieder güetter, die 
der H. W. u. der L. K. H. hat, an das gericht den galgn machn sülln. 

es, Grimm IV. 3 u. 4: der hof hat 14 lehen; ... auch sol je das lechen 
einen huber haben, der dasselb lechen ... zu hoff trage. IV. 118 (1354): 
den mentag zu hofe tragen. Qgl. ib. II. 180, 182, 183, IH. 831, V.548 $ 6, 
wo es überall heißt, man trage eine Hube zu Ding und Ring. 

0) Bol. Grimm IV. 4 (in Note 88); ebenfo ib. 138 u. I. 826 $ 8 (1492). 
II. 652 (1404): quodlibet feudum habere debet unum juratum dictum hoffman, 
qui jurati venient ad curtem, 1339 ib. IV. 189: es soll auch jede zelle 
haben zum allermünsten 4 huber u. der mentag zwen, die sie zu geding 
tragendt. Ib. 130. I. 740: ein yegeliche hube u. gut . . sol dem hoff einen 
huber geben; ebenfo ib. 786 u. V. 541 $ 1 (in einem monat). Deshalb heißt 
auch das Gut als folches „huebig“ (3. B. I. 689. 703. 710. 740. 785. V. 541 
8 1). — Ueber die Pflicht des getheilten Guts, einen Träger zu geben, unten $ 10 
N. 35. — Ueber Schöffengüter 1519 b. Grimm II. 586: 5 lehen, die sollen 
einen scheffen zu 8. in den hoff geben. 

0, Es heißt fogar b. Grimm I. 515: des gotzhus gut is menglich genoss. 
Bol. im Einzelnen unten Note 97—101 u. 115; 8 11 N. 33—54. 280-235. — 
Umgekehrt erfcheint daher die Eremtion vom Gemeinbeverbande ald eine Befreiung 
des Bodens von der Gemeinſchaft mit den Nachbargebieten; vgl. 3. 8. Urk. v. 1064 
b. %acomblet I. 129: allodium liberum ab omni communione et impedimento 
adjacentium terrarum. 

, Grimm, W. V. 105: der meierhof zuo N. hat die gerechtigkeit, 
welcher daruf sitzt, sol sin dorfmeier. Ib. I. 24 (1481): dieselben güter 
8 öllent setzen 7 freigstulsässen zu der gerechten hand des richters. 2gl. I. 
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Hat ſich doch eine ähnliche Auffaßungs⸗ uud Ausdrucksweiſe bis in bie 
neuere Zeit bezüglich ber vielen politifchen Rechte erhalten, welde mit Grund» 
beſitz verfuüpft blieben. Patrimonialgerichtsbarkeit, Patronat, Tändliche Polizei, 
tie ältere Landſtandſchaft und bie nenere Kreis- und Provinztalftandichaft 
galten ober gelten noch ale Rechte beftimmter Güter, und es wirb heute noch 
haufig nicht bloß in der vnlgären, fondern felbft in ber Gefeßes- und Gerichts. 
fpradhe das „Dominium” ftatt des Gutsherrn und ber „Schulzenhof“ ftatt bes 
jeweiligen Schulzen ald Subjekt öffentlicher Hechte genannt. Und ebenfo er- 
fheinen noch heute die öffentlichrechtlichen Reallaften, wie Grundfteuern, Deich⸗ 
und Siellaften, viele Kommunal-, Parochial- und Schullaften, in erfter Linie 
als Belaftungen und Verbindlichkeiten des Bodens. 

Genau in gleicher Weife nun aber wurden bie Grundftüde ala Aus 
gangtpunkte uud Träger der zahlreichen vermoͤgendrechtlichen Befugniße 
gebacht, weldye in die räumlich. dinglihen Sphären hineingewoben wurden. 
Sa tm Grunde war bei allen politifhen Verhältnißen erft die Hervorkehrung 
der verniögendrechtlichen Seite das, was die Berbinglihung ermöglichte So 
waren alle Regale urſprünglich Stüde der Grundherrſchaft und daher fowol 
objektiv als ſubjektiv dinglich. Es waren ganz beitimmte fürftlidhe ober herr. 
ſchaftliche Höfe, denen in einem dazu gehörigen Bezirk mit dem echten Eigen 
oder irgend einer Gebietäherrlichkeit auch Zorfthoheit, Jagd, Yifcherei, Strand- 
recht und Grundruhr, das oberfte Recht an Wald, Waßer und Weide, bie 
uubbare Seite ber Gerichte- und Aemterhoheit, Zollredhte, Münze und Juden⸗ 
ſchutz u. |. w. angehörten”). Ebenſo waren bie Realgewerbebereihtigungen, 
wie Fiſcherei, Bäderei, Brauerei, Schankrecht, Schmiedereht u. f. w., bie 
Rechte beftimmter Hofftätten®®). Es waren die Marken, Länder und Gebiete, 


677f. 692f. 726f. 749. HL 529. IV. 168; oben R. 74 u. 89; unten 8 18 
N. 4-35; NR. 61—62; RN. 69; N. 104—108. 

) Denn alle biefe Rechte find Beftaubtheile des echten Eiger oder doch irgend 
einer dinglichen Herrlichkeit und das Eigen ober die Herrlichkeit find wiederum Zu⸗ 
behör irgend eines in ungeipaltenem Eigentum ftehenden Herrenhofes; vol. oben 
N. 20—26, bei. Srimm IL. 164 $ 1 u. 722. Bol. auch ib. I. 20f. u. 129 über 
die Girundherrichaft des „huis Kyburg“; III. 220, wonach der Ottersberg . . ge- 
rechtigkeit an dem dorp . . an holt water wysche u. weide bat; IV. 648f, 
816. 17. 51. 85, wonach gemeine Fluße, Fiſcherei, Zins, Zehnt u. ſ. w. des hauses 
gerechtigkeit fiud; ib. 654 nu. IIL 487f. Auch oben NR. 70-71 u. ımten 
N. 101 u. 108. 

on Bat. 3.2. 1404 b. Grimm III. 880-882: dyt sint die recht u. ge- 
wonheide unser 13 gute, dy unser belehinten fyscher erbeiten u, ynne haben. 
Ib. 608: der garte hat sogetan recht, daz nieman dekeinen crutdisch setzen 
sol an den market an des garteners willen. II. 590: budelhoifstatt. 608: 
bödelhöfe. 803: honnelehn. 517: fischer-, förster-, botenlehn. I. 498 f.: wilt- 
haben. III. 628: erbschmidstat. Bol. Th. J. 178 N. 85 u. 868 N. 44; unten 
EIER. 1—I. Maurer, Fronh. II. 328 f.; Stadtv. II. 775777. 
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denen man gewerblidhe Vorrechte, Zollbefreiungen, Mefl- und Marktrechte, 
BVerkehrsfreiheit oder das Recht auf Verkehräbefchräntungen und gewerbliche 
Abſchließung zuſchrieb ꝰe). Alle Zwangs⸗ und Bannrechte wurben als ſubjektiv⸗ 
dingliche Befugniße einer Mühle, eines Hauſes u. ſ. w. gewieſen ?%), während 
umgekehrt die Höfe oder Huben des Baunbezirfs als verpflichtet galten, fo 
daß man fogar fagte, eine Hube fei „bannmühlig Gut“, das Grundftück folle 
ben Bannwein trinken u. |. w.ꝰe). Aehnliches gilt vom gefammten Nachbar- 
recht, jo daß Meberhangs- und Meberfalldrecht, Tropffall und Umzäunungs- 
pflihten den Gütern beigelegt werben und es felbft heiten kann, ein Gut folle 
dem andern ben Frieden ausrichten, die niedere Hofftatt folle ber oberen 
Frieden geben, ber Krautgarten folle fich felbft befrieden?”). Die mannid- 


”, 3.8. Kaltenbäd I 541 $ 5: auch ist es des aigens recht, daz wir 
kein maut geben. Ebenſo bad Recht freien Kaufs u. Verlaufs ib. 483 5 9, 456 
839, 472 8 51, 539 8 9 u. die Sefchloßenheit und das Einfuhrverbot von Wein 
und Bier ib. 823 8 56—64 u. 348 5 88—41l. Bol. über bie binglihe Natur ber 
Markfchließung, der Ausfuhrverbote u. ſ. w. unten $ 10 N. 223—226. Ueber bie 
freyheyt der kisben ®rimm II. 192; das Recht der Mefien u. Märkte ib. 76f. 
78f. 104f. Auch heißt ed 3.8. ib. 766: dat land von Dreyborn ist ein frey 
offen land, dat ein jeder man mach heut darin gehen, morgen wiederumb 
daruss. Dgl. au unten $ 25 u. 26. 

MW, v. Riehen v. 1418 b. Grimm V. 58 $ 3: des gotahusz muli ze R. 
hat daz recht, baz daruf malen söllen all die gotshuslüt. Und zwar dieſe un- 
bedingt, mögen fie nun des Gotteshauſes Lehen Haben oder nicht. Leute aber, bie 
nur Reben vom Gotteshaus haben u. nicht zugleich perfönlich hörig find, follen nur 
das korn, daz uf der gotzhuser güter wachget u. wirt, dort mablen zu laßen 
fhuldig fein. Vgl. IV. 424 $ 12: die mülli hat ouch dasz recht. III. 608. 
IV. 728 8 14. 

eo), Grimm V. 316 86: jeclich bube des goczhus sal trinken des lant- 
weins; ebenfo iclich lehen u. iclich markhofstat, gt. IL 150. 586: lehen .. 
banmelligh. 

) Vgl. Grimm L 88: waz an die alment . . stosset, es syen wiss ald 
acker, die süllent da machen einen guten frid. 130: an welichen orten 
unser gemeinwerch an die güter stost, sond die güter vor der allmendt zunen. 
118: vrid machen, falltor machen. 134: es sol och die nider hofstat der 
obren frid gen. 136. V. 116 $ 6: was hofstetten stoszent an die strasz, soll 
allwegen die forder der hinder hofstatt frid u. weg geben. I. 865: das unser 
hoff zu E. die freyheit u. daz recht hett, daz er sol han ein zun umb das 
hus u. umb den hoff. Ib. 184: doch sol ein krutgart sich selbs befriden. 
213: holtzackere ... die sich selbs bezüenen müessen. 257 8 20: es soll auch 
ein weingarten ihm selbs frid geben u. ein köllgarten. 1346 IV. 832 8 6: 
der hof in L. u. der hof ze K. die sullent sich selber beschliessen V. 288 
8 15: das der kolben hof sim selber sol frid geben on der von W. holtz; 
ebenfo heißt e8 von mehreren Höfen ib 289, sol der hof sich selber beschliessen 
u. zünen, on der v. W. schaden. — Vgl. über bie Eintragung einer Fenſter⸗ 
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fachſten Nutzungsrechte und Dienftbarleiten, Wenger, Trift-, Holz, Weiter und 
Waßerrechte, erichienen ald Rechte der Höfe gegeneinander, an der Mark ober 
an bienenten Güten®). Cs wird daher auch gejagt, ein Ader folle dem 
andern Weg und Steg geben), ein Gut fahre oder treibe auf das andere 19), 
ein Hof ſei zum Holzhieb, zur Weide, ober zur Maft berechtigt 191), eine Wiefe 
habe das Recht, daß beftimmtes Vieh auf ihr weiden folle1%), ber Fronhof 
babe anf den bienenten Gütern vorzulefen oder vorzuſchneiden 108). Bor Allem 


gerechtigleit umb eines Waßerfallrechts als ber Rechte eines Haufes in das Kölner 
Schreinsbuch die Notiz v. 1277 b. Ennen, Quellen III. 132. 

se Grimm IV. 148: dis sint die recht, die die dinghöfe gegen enander 
hant. III. 219: der Ottersberg hat Rubungsredhte an Dorfmarken und Dorf 
gütern; de mach de O. bruken an holte acker heide u. weide. V. 116 $ 7: 
bat der kelnhof die rechtsame. 210 $ 1: die burg ze F. hät öch die recht 
in dem see. IV. 309: die hoffwisz hat das recht, das sy den bach nutzen 
sol mit wäzren. — Umgekehrt ift e8 eine freiheit des Gutes, wenn feine Nutzungs⸗ 
rechte daran beftehen; vgl. z. B. ib. V.69 $ 2; 667: das reich so edel, daß Feine 
Jagd darin. . 

” Srimm I. 94: es sol je ein vorder gut dem hindern wäg u. stäg 
geben. 119f. V. 116 86. 192 8 18. 

10%, Grimm L 164: es sint acht hoef, . . die söllent ligen in steken u. 
soend weder tretten noch etzen in disem hof .. och weder hoewen noch 
weiden. 165. 687: die höfe fahren. III. 171. de hof driftl. — Biöwellen 
wird Hier umgelehrt bie Perfon für das Gut genannt, 3. 8. W. v. Loßburg v. 
1539 ib. L 392: Max Kistenmacher u. Jacob Schmid haben baide macht, 
auffeinander zufarn. W. des Dreieicher Wildbaund v. 1838 ib. 502: eyn iglicher 
mercker mag off den andern faren. 2gl. dazu 1523 ib. 591: ein holtz... 
uf weme das stundt; . . des manns, da es uff stündt. 

u) Bel. Grimm I. 101: der oberhoff hett och die rechtung, das man 
im sol holz gen ze einer uffrichti u. och brüchholtz ze pflügen. 107: hat 
dieselb hub holtzrecht; ebenſo daz gut. 117: Holzrechte bat der hof, die obere 
muli, der kelnhof. 874: sont die höve . . niemen. 687: darumb sollen die 
höfe das recht haben, das sie holz hauwen . . wenn sie bedurfen. II. 475: 
der Kemper hof hat nichts zu hauen. IIL 169: dem huse. IV. 160: das 
holtz sond howen die funf mentage. 209: Diethers hube sol howen 2 fuder 
an der almend. V. 250 8 25: ein hof. . hat recht in der mark . . holts zu 
holen. — Ebenfo Weiberehte ib. I. 674. 734. 783; Maftredite 170: dat huis 
heft die alde erfgerechtigkeit. II. 604: ein hoff ift mit einer Sau u. 15 $er- 
Tein berechtigt. IH. 171. — Bgl. unten $ 11 N. 204—206. 225-229. 

ws, W. v. 1338 6. Grimm IL 727: die matte ist in dem rechte gelegen, 
dass der schultheiss soll daruff han gen einen hamel u. ein rint; .. dieselbe 
matt hat ouch das recht, dass man das houe soll führen in den stadelhoff. — 
Bat. auch IV. 309: der Swendybach hat ouch das recht, von einer beftimmten 
Gemeinde geräumt zu werden. 

“) Grimm I. 686: der hof mag zu herbst mit 12 lesern einen tag 
vorlesen. 307: der hof ze B. hat daz recht, daß der Meier worfchneiden Kann. 
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aber werben bie mannichfachen Reallaften durchgängig als Pflichten der Grund» 
ftüde, die entiprechenden Berechtigungen regelmäßig als Rechte eines Hofes 
anfgefaßt. So erfcheinen Abgaben jeder Art in den Gütern zeihnifen, Ur 
funden und Weisthümern aller Zeiten, in den ftäbtiichen Kämmerei- und 
Grundbüdern jo gut wie in den äAlteften Klofterregiftern, als Leiftungen ber 
Güter, und es werben die mansi als ligii oder solventes, die Huben als 
ſchuldig, zehntpflihtig, zinfig oder zinjend aufgeführt 4). Ganz regelmäßig 
beißt e8, jede Hufe, der und ber Hof, das Gut, das Lehen, die Hofftätte, die 
Mühle, ver Garten u. ſ. w. gebe einen beftimmten Zins an Früchten, Thieren, 
@iern oder Geld, ſchulde, zahle, gelte, zinſe oder liefere 1%); ober jede Herbftatt, 


10%) Bol. 3.8. Gu&rard, Polyptique u. tie Güternerzeichnige von Korvey, 
bef. 5. Kindlinger, M. 3. OD, 2. 107—116 u. 119—145; Verzeichniß 6. 
Grimm III. 618—620: solvunt . . . areae, bona, mansi‘ gebunden, 
novale i. e. rod u. f. w.; ebenfo deutih 621 — 625; au 1264 — 1268 
ib. IIL. 617: de villis decimam ad curiam in Monre solventibus; ib. 626 bie 
Abgaben der lehen u. 505 f. u. 509 f. die Abgaben der mansi oder huben; auch 
1108 IV. 756 $ 11: curtes . . que advocato integrum servicium debent.. he 
sunt . . Iste autem dimidium persolvunt servicium; I. 428f.: ye die hube 
soll gelten; vgl. ib. 465. 522. 563. 664. IV. 288. 240. 244. Url. v. 1201 b. 
&acomblet II. 1: persolvunt beneficia; ib. II: 37. 1283 b. Ried 589: hor- 
tum . . solventem. Ebenſo bie ftädtifhen Kämmereibücher; 3. B. im lüb. Urkb. 
DI. 1017f, wo aufgezählt wird, was bie einzelnen Häufer, Höfe, Mühlen, Buben, 
Gewerböhäufer, Wiefen u. |. w. der Stadt geben; ober bie Verzeichniße v. 1285 
u. 1293 6. Ennen, Quellen IL Nr. 253 ©. 219f. u. S. 354—8379 (domus 
solvit, cabiculum solvit, curis solvit u. ſ. w.). 

108) Es heißt z. B. mansus persolvat, 1096 b. &acomblet I. 163; istorum 
mansorum quilibet solvit, Grimm I. 692. V. 636 $ 2 (1148); mansus, terra, 
curiae, curteg solvunt in W. des 13. 3. ib. 229 8 1—5. 10. 14 u. 461 $ 1— 
14; casale debet 1213 ib. 4 $ 2; tenementum .. debet cupam avene ib. $ 5; 
der hoff B. ist m. h. schuldigh II. 525; dem vogt . . ist der hoff B. jährlich 
schuldigk zu liefern ib. 526; die guet . .. zinsen, geben... zu zins ib, III. 
832. 540. 544. 546; dieselben huben geben ire jegliche III. 497; so zinget 
ain jetlichü hub I. 404 u. 405; die huobe git 20 omen cinsmeszes jargelich 
V. 492 82, .die hube giltet I. 516f. IV. 14. 26. 104. 332; die hube gibt, 
zinst, ist schuldig, giltet oder ähnlich I. 516 f. 568. 665. 673. 679 83 u. 6. 684. 
689. 692. 698. 702. 706 $ 14. 707 8 17. 708. 710. 716 8 1. 720. 721. 739. 
804. 811. III. 833. 538. 872. IV. 19 f. 91. 98. 128. 130. 281 $ 10; jedes 
leben gibt ib. I. 846 $ 2. 355. 856. 358. 360.11. 398 f. 584. V. 282 8 7; der 
'mentag giltet IV. 93. 104. I. 662 $ 5; schuppos I. 300f. 303 f. 316. 326; 
schupposen u. manwerke I. 174; kelnhof, huoben, schupposen geben zu zins 
IV. 424 8 13 u. 20; hub u. schupos I. 214; die hube, die hofstatt, das gut IV. 
127f.; das eigen giltet IV. 14; die mule ib. 145; daslehen, die muli, das 
gut 1303 ib. 257; jeglich hofstatt b. Schreiber I. 123; das haus gibt b. 
Grimm IV. 14; da liegen 82 hube, der gibt jeglich; ebenfo wuste guter, 
huser, gärten, schewern, 9 lehen, 14 andere lehen, die geben ib. III. 526—528; 
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jedes Herdfener, jedes Fener und Rau zu Berge Tehrende Hans folle. ein 
daſtnachtshuhn, einen Weibepfennig u. |. w. geben 10%); ober jeder Morgen, 
jedes Aderviertel u. |. w. babe eine beftimmte Abgabe zu entrichten 102). Ebenfo 
fiab es die Güter, welche Sterbefall, Ehrſchatz und britten Pfennig ſchulden 108), 
und welche jelbft mit Rückſicht auf das vom Nachlaß ihrer Befiger nerfallende 
Beſthaupt „Fällig" oter „kurmedig“, mit Räckficht auf die bei Beſitzverände⸗ 
rungen erforderliche Neubelehnung und Empfangsgebühr „ehrihägig" ober 
‚empfänglich”, mit Rüdfiht auf den bei gewißen Berkäufen verfallenden 
britten Pfennig „drittheilig” beißen und find oo), So trägt auch das Gut 
bie Baulaft für Kirchen, Thore, Mühlen, Burgen 119%); und ber Fronhof, 


das im . . jeklichs hus, hofstatt u. hofraite .. geben solle ain wagenfueder 
mist u. buw ib. V. 146; lehen, hofstatt, müle, garten, acker „dienen“ mit fo 
n. fo viel Getreide, Räfe, Eiern, Geld 5. Kaltenbäd I 165 $ 4—5. 178 89, 
16. 187 8 10-18. 202 f. 8 8—22. 219 $ 446. 327 8 10. 


106) 3. 9. Grimm I 4: iglich hus 203. 209. 519. 566. 577. IIL 872. V. 
918 18. 208 $ 3: auch soll ein jekliche feurstatt... mir jährlich geben ein 
fastnachthuon.. Graf u. Dietderr 51 Nr. 186—191.1209 5. Lacomblet IL 
17. 1841 6. Gudenus II. 1083: auch ist mir ieclich herdestat daselbes 
schuldig jerlichen . . 2 burden holtzes u, ein hun. 

en 3. B. Grimm IV. 580 $ 20: was ein jeder morgen hubenguet jars 
vor guilt, gelt u. frucht dem grundherrn zu geben schuldig sey. II. 525: 
das vierteil landts giebt 2", Eier; ib. 538. J. 748: zinsacker der win gibt. IV. 
118: yeder mentag... git ein pfunt pf., u. ein halber mentag git 10 sch., u. 
ein virtel git 5 sch. IIL 448: ein morgen gibet als der ander uf die zins- 
tage, er si riche o. arm, der den inne hat. 2gl. I. 725. Kaltenbäd I 
570 $ 3. 

w) Grimm L 687: jeclich hub gibt zum fall u. erschatz. 656 $ 15: 5 
fallhof, da jeglicher hoff git einen fall. I. 105: 12 hofstett in dem dorff z. 
A, die bestheupter gen 8. geben. 1343 V. 89 8 13: Huben, Schuppoien u. 
alle andern Güter, die in dem Hof gehören, find dem Hofe das Beithaupt fällig. 
I 660 $ 31: gut, das dinghofig ist, gibt... erschatz. 1218 V. 4 8 1: colungia 
..debet in mutatione vasalli. . in mutatione prepositi' I. 744: 80 oft ein gut 
.. in ein ander hand kompt, so giebt es. V.62 88: es sollen alle meierämptige 
güter u. erbgüter als vil ze &rschatz geben, als si ze zins geben, als digk 
man die verlihet u. empfahet. Bgf. I. 347 $ 7 u. 8. 517. 666 $ 28. III. 39. 
487. IV. 424 8 8, 

300, Dingrodel v. Zarten b. Grimm I. 837: güter.... sindt von töden 
vellig, von verkouffen driteilig u. von empfahen erschätzig. I. 681 $ 24: das 
gut das in den dinghof hört zu B. das ist vellig. Ib. 739: valbar. 839: 
entpfengliche gutter. 408: dritteilig güter. | 

0) Grimm I. 102: das selb valtor sol machen Eberli’s gut. 815: der 
boff soll in der Oentzgassen ein eschtürlin machen, wenn man sin bedarff. 
II. 9: wer die bruck vor dem schlosz zu machen hab? Der Fölchinger 
hof soll es thun. Was der F. hof fur freiheit davon hab? Zolifreigeit feiner 
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Pfarrhof oder Meierhof ift fhuldig, ten dienenden Gütern das Fafelvich zu 
halten!!), Ja auch in den Ländern und im Reich find es die Höfe unb die 
Marten, welche ald Schulbner der meiften Abgaben, Beben und Laften er- 
fheinen!!2), Gleich den Abgaben find zablreihe Dienfte zu Reallaften ge- 
worden unb gelten als Verbindlichkeiten der Güter. Oft heißt es geradezu, 
eine Hufe, ein, Hof, Gut, Lehen ober Haus biene ober frohne, ſolle jo und fo 
viel Tagwerke für den Herrenhof thun, folle fäen und fchneiden, einfahren und 
beherbergen 113), Der es wirb gejagt, daß das Grundftück eine beftimmte 
Anzahl von Leuten, Männern ober Frauen, Arbeitern, Froͤhnern oder Schnit- 


Bewohner. 755: der hof ist schuldig, bauwich zo halten w. f. w. Ebenſo 
die müle. 

111) Grimm III. 8: der fronhofe solle halden einen farren. 171: vier 
näher bezeichnete have... sind schuldig, .. bi verluis ores markenrechts 
Wuchervieh zu Kalten. Vgl. I. 100. 101. 107. 517. II. 755. IV. 219. 

12) Bot. 3. B. b. Trouillat IIL or. 32 p. 43—73 ba8 Verzeichniß v. 1303 
der gulte, stura, nutze u, recht, welche bie Herzöge von Defterreih als Lande 
grafen von Oberelſaß dort haben; hier heißt es immer das torf git ze sture, der 
hof, das hus, die stat git u. f. w. ®rimm III. 864: Güter, Exbe u. Hof- 
ftätten, das sal myns herrn not tragen.— So find denn au von je alle Steuer⸗ 
befreiungen, Laftenerleichterungen u. Eremtionen als Befreiungen des Bodens be» 
tradhtet worden; fo 3. DB. in ben angelfächftfchen Privifegien, welche dem Gute als 
foldem libertas verleihen, ausgenommen von ber trinoda necessitas, Th. I. 88 
N. 2. Bol. au ib. 517 N. 7: „das land* trägt die gemeinen öffentlichen Ab⸗ 
gaben. Wendifch-Rügtan. Landgebr. 134, 107: de plichte blyven by der wehre 
u. ehrer thobehörunge; 125, 104: de gemeine unplicht de folget den höfen 
u. hufen. 

8) Bgl. z. B. Grimm V. 229 $ 7: mansus debet arare; .. debet semi- 
nare proprio semine; $ 8: ducit karratam feni.. in curiam; $ 9 u. 18: 
debet adducere. III. 626: 24 lchen, deren soll je eines so oft als das ander 
dienen, so hat eines weit a, breit als das ander. 545 u. 546: die gut... 
sollen frohnen mit zwen ochsen, resp: mit einem ochsen. I. 304: es sol och 
jecl,. schuppos einem vogt jehrlichs 2 tagwan . . tun. IV. 208: die 13 men- 
dage sollent alle wochen jeglicher einen tagwan tun harin in den hof. V. 
816 $ 7: iclich hube tut 3 artage, 3 snidetage, 1 mewetag u. 1 heutag. V. 
146: das im darzuo jeklichs hus, hofstatt u. hofraite jeklichs jares tuon sol- 
tin ainen tagwon. III. 887: so seint etliche gutter die dynen den herren 
zu halben tagen. I. 5l6’f. u. 699: sol jede hube infuren, zünen u. f. w. 
122: kelnhof dient; 6 huben dienen. Bgl. 321. 366. 364. IL. 88: jedes hus, 
V. 14: diese hove ligent alle in deme rechte, das si m. h. geste ros sullent 
behalten u. in geben stro u. höwe u. lihen iru bette har ze hove. III. 526: 
das der hof . . die cost sall gelten. Ib. 563: dieselbe gute u. lehen geben 
atzung u. futter m. h. v. W. amtläten u. dienern. — Daher heift ed auch 
umgefebrt IL. 367: zwei höfe, die sind als frei, das sie enkeinen herren die- 
nen sond. 
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tern ſchulde, gebe, zu Hofe jende, zum Dienft fielen ſolle u. f. w!14). Und 
Aehnliches gilt dann auch Hier nit nur von Dienft- und Lehnöpflichten 
böherer Art, fondern andy von ben gemeinen Verpflichtungen der Mark⸗, Ge- 
richts⸗ und Landesgenoßen, joweit fie eben auf Grund und Boden rabicirt 
find!15). Umgekehrt aber ift auch die den Reallaften entiprechende Berechtigung 
meift ein Realrecht, es foll einem Hofe, Haufe, Gotteshauſe oder auch einer 
Mark gezahlt, geleiftet oder gedient werben 116). 

Zu allen diefen ftändigen, meift aus Nachbarſchaft, Markgemeinſchaft oder 
abgeleitetem Befit fließenden Rechten und Pflichten der Grundftüde traten 
dann mehr und mehr aud bewegliche, auf Zeit begründete und vom freien 
Sudividualwillen abhängige fubjektiv oder objektiv dingliche Rechte. Auch bei 
biefen waltete, wie Taum bes Hinweifes bebarf, eine ähnlihe Auffaßungs⸗ 
weife vor. So fchienen durch die Inſtitute des Pfandrechts, des Rentenkaufs, 
des Altentheils, des Wittums, der Leibzucht, der Apanage n. f. w. bie Grund⸗ 
ſtücke ſelbft zu Schuldnern beftimmter Perjonen zu werben 1”), Bei vielen 


N) Bel. Orimm V. 229 $ 6: unusquisque mansus antiguus mittit 2 mes- 
sores. 1213 ib 4 $ 3: quilibet ignis debet una die in anno hominem qui 
fodist in clausa dominorum; $ 5: quil. ignis debet vindemisatorem. Ib. 537 
bis 558 immer: dantur, mittantur de mansu. I. 356: es ſoll das lehen .. 2 
fröner geben. 698 u. 699: u. git jede hube dem appete einen meder u. zwene 
snitter, eene fruwe u. ein man. 708: jegl. hus sal auch geben zu der erne 
einen man. 115: es sol inen ouch jedes hus ein schnitter senden. gl. ib. 
617. 11. 545, 

11) Bol, z. B. Grimm I. 107. 214; ferner unten $ 10 R. 180 un. 182 u. 
8 11 N. 250. 

ne Bol. 3. 8. Grimm IV. 168: der dinkhof mit allen huoben, güett- 
ren, huob- u. dinkrechten, mit zinsz, zehenten, gülten, renten u. was darin 
gehörig. L 692: mansus perpetue curie serviat. V. 81 $ 13: dem hofe fel- 
ig. DIL 635: dinste .. die an dasselbe haus gehören. IV. 141f.: alle des 
hofs guter u. zins. L 814: der banwart sol dem hoff gewinnen sin zins u. 
sin välle. III. 220 u. 221: ®üter zinfen u. dienen deme Ottersberge. 1320 ib. 
L 667—673: Rechte beö hofs. III. 826: dem hofe gnug tete. V. 69 $ 7: 
ber twinghof fordert dad Befthaupt. Vgl. L 207. 815. IV. 90. 95. Auch 
oben R. 77. 

mn) Man vgl 3. B. den Ausbrud der Berpfänbungsurk. v. 1214 5. Lacom⸗ 
biet IL 24, worin es von dem einem Kofler verpfändeten Hofe heißt: curtis 
monasterio serviat, donec ecclesia nominata 100 marcas ad plenum resumat. 
Berner die Urkunden u. Notizen fiber wiederläuflihde Grundreuten, wonach fie auf 
den Srundftäden ruhen, oder wonad ed heißt: domus civitatis.... solvit annua- 
tim 20 solidos; molendina, domus, tabernae solvent u. ſ. w.; vgl. 3. B. 1962 
im 2b. Urkb. L 247—252; 13098 ib. IL 150; auch II. 1017 f.; Ennen, Dud- 
len IIL 219 f. u. 354 f.; Urk. v. 1114 6. Trouillat I nr. 160 p. 286. Auch 
die Stellen b. Krant $ 102 u. 100. Sogar von einer bios verheuerten ftäbtifchen 
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Näherrechten aber ftanden den belafteten Gütern auch bereihtigte Grundftüde 
gegenübert1®), 

Iſt doch auch unfrer heutigen Anfchauungs- und Ausdrucksweiſe es feines» 
wegs fremd, bie fubjektin-binglichen Rechte als Berechtigungen eines Gutes 
vorzuftellen und zu benennen, den objektin-dinglichen Rechten aber eine, Guts⸗ 
laft“ ober eine „Grundſchuld“ zum Inhalt zu geben. 

Diefem Allem nun aber lag fo wenig wie heute jemals eine Rechtsan⸗ 
ſchauung zu Grunde, welche die willenloje Sache zur Perjon erhoben hätte. 
Immer vielmehr blieb man fich beffen bewußt, daß dahinter als wirkliches 
Subjekt jeder Befugniß oder Pflicht zuleßt ein lebendiger Menſch ober eine 
menſchliche Geſammtheit ftand. Und oft genug gab man diefem Bewußtſein 
Ausdrud. Man bob es daher bei den fubjectiv dinglichen Rechten hervor, daß 
ber Befiter bes Hofes oder ber Marl, zu deren Sachſphäre fie gehörten, zuletzt 
auch ihr Subjekt ſei; daß bderfelbe nur eben die einzelnen in jeiner Grund- 
ftädsfphäre enthaltenen Befugniße nicht fchlechthin, ſondern in der durch dieſe 
Zugehörigkeit bedingten Mittelbarkeit, Bindung und Färbung befaß!!9). Und 


Wieſe heißt es, dah fie der Stadt die Pacht zahle; @üb. Urkb. IL. 1043: pra- 
tum solvit. 

116) Grimm IV. 180: wer och sin gut wil verkoffen, das in den hof 
szinset, der sol es bi sinem eide dem Aaf bietten, ob ers kofien welle. .. 
Wil sin aber der hof nicht u. f. w. ®gL IIL 550. IV. 209. 240. V. 69 $ 10. 
12. 14. 18. 19. Oben Rote 11. 

110) Alle bie Befugnige daher, welche einem Fronhof zugewiefen zu werden 
pflegen, werben ebenfo oft dem Herrn oder ber Serrfchaft gewiefen. ehr häufig 
heißt es, der Herr fel Eigenthlimer des Hofed, ber Hof aber habe ober in ben 
Hof gehörten die und die Rechte; z. B. 1308 b. Grimm IV. 130: du her- 
schaft hat ouch in dem selben dorf einen dinghof, in den hoeret twing u. 
ben u. f. w.; ib. 163: haben die herren.. etliche stuckh, #0 sie mit u. sampt 
dem fronhoff erkaufft, .. vertauscht u. verwechselt; ib. L 660 8 28 u. 663 
5 26; zwei Dinghöfe find zu einander zugig, wann beede dinghöf einer ker- 
schaft zugehörent;, vgl. V. 87 8 1. L 521. Oder ed heißt, der Herr habe die - 
und die Rechte, fie gehörten aber in ben und den Hof; 3. DB. 1838 ib. L 726: 
dass sie sol han twinge u. bann, u. das höret in iren stadelhoff, u. ist der 
stadelhoff fry u. hat von königen u. kaysser die fryheit; der Herr babe be 
fiimmte Rechte von beftimmter Höfe wegen, 3. B. II. 722; ober als Inhaber eines 
beftinnmten Haufes, 3. B. IV. 648f. 8 5. 25: dem inhaber des hauses L.; $ 
26. 68 u. 69; I. 94 f. Auch beißt es ib. IV. 197: dis sint die recht des fron- 
hofes im Mäünstertale und hern J. v. Srankenfels, des er ist; oder ähnlich. 
Sehr eigenthümlich und bezeichnend iſt es, wenn bei gemeinfchaftlichem Befig eines 
berrfchenden Haufes die Herrichaft bem Inhaber des oberften Steines zugewielen 
wird; 3. 8. IL 229f.: den eldisten herrn zu Sternberg, der den obristen 
stein inhait, vor einen grundherrn; ebenfo ald Schirmherru u. ib. 223 für einen 
obersten vogt; ib. 285—238: wer den oberften Stein des Haufes Schoͤneck vom 
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ebenſo betonte man es bei den Gutsbelaftungen, taß fie ben jebesmaligen 
Beſitzer verpflichteten uud ihn nur eben nicht fchlechthin, fondern von des 
Gutes wegen, kraft und während feines Befitzes banden 2%. Es erklärt fidh 
aber leicht, daß man einen ſolchen Hinweis auf die hinter dem Gute ftehende 
Perſon um fo eher zu unterlaßen geneigt war, je jhärfer die Dinglichkeit ſich 
autprägte, je gleichgültiger die Iubivibualität des Beſitzers erſchien und je 
weniger etwa für das Realrecht noch perjönliche Vorausſetzungen gefordert oder 
mit und hinter den Neallaften noch perjönliche Berpflichtuugen begründet 
wurden. Man begnügte fi eben dann, das allein Wejentliche zu denken und 
andzufprecdhen: daß nämlich eine beftimmte Befugniß ober Pflicht Beftanbtbeil 
der oder jener Grunbftüdsiphäre fei. 

IV. Unter folden Umftänden mußte aud der Rechtsverkehr fih für 
die Anfchauungsweife der Zeit vorzugsweije als ein Inbegriff von Verände⸗ 
rungen und Berjchiebungen der räumlich- binglihen Rechtsſphaͤren darftellen. 
Bei jehr vielen Rechtshandlungen erſchien es als bas Erfte und Widhtigfte, 
daß die Eigenfchaften, die Sachbeziehungen und bie Rechte und Pflichten von 
Grundftüden geändert waren. Erft in zweiter Linie kam in Betracht, daß 
Damit zugleich die perjönlichen Beziehungen umgeftaltet, die Subjekte gewechſelt, 
menſchliche Willen gebunden oder erweitert wurden. 

Ss bob man denn in ber That bei Vergabungen und Veräußerungen, 
bei Berfänfen und Erwerbungen, bei Zahlungen und Leiftungen, bei Rechte 
verleihungen und der Auferlegung von Laften vor Allen das hervor, daß fie 
zu oder von einem Grundſtück geihähen, dab aljo eine räumlich» Dingliche 


Erzbifchof zu Lehen Hat, iR Schirmherr. — In ganz ähnlicher Weife gehört bad 
Recht, das zur Mark gehört, zuleßt der die Mark innehabenden Gemeinde; 3. B. 
Kaltenbäd I. 598 $ 9 u. 596 $ 10: die gemain hat ein reies aigen;... 
das aigen hat daz recht;.. die gmain in demselben aigen in iren rechten 
widertreiben; unten $ 9 R. 103—129. 

20) Es heißt, Jemand ſchulde, biene oder zahle von feinem Gut; 3. B. oft 
im 2b. Urkb. L 247. u. II. 1017 f.: de domo solvit; ®rimm I 824: ber 
Huber beickwört, zu thun „alles das ein huber von sime gut schuldig ist zu 
tunde“: IL 182: das seindt lehengueter u. enpfengliche gueter von dem haus 
R., darvon der arme man zu ring u. zu ding gehet in den hof, da sie hin- 
gehörig seindt; ib. 525, 538, 645 u. f. w.; III. 544: wer die inhat. IV. 590 
$ 1: zum ersten sint die manwerke geheyssen manwerke umbe des willen, 
were die hait, die sint da von unser heren mann u. auch ene verbuntlich als 
eyn mann synen heren plichtig ist; dafür folgen aus ihrem Beſitz auch Yreibei- 
tem, 3 8. von Verhaftung ($ 12) w. Zöllen (8 13); Kalteubäd I. 572 8 72: 
der mann, der das aigen inhat, derselb soll gehorsamb sein mit demselben 
grundt. Auch heißt es b. Grimm V. 192 8 13: es sond och alle die güter 
und die si inhand steg u. weg geben u. beszren. Und ib. II. 796 wird er- 
Märt: die vorsthoeve ist schuldich zo leveren alle jairs dry schuldige pende, 
dat sol doen de gheyne, de dye vorsthoeve huydt ind helt. 
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Rechtsſphaͤre gemehrt oder gemindert fei. Und dabei knüpfte man zunächft im 
ganz finnlicher Weife an die Vorftelung ober doh an das Bild wirklicher 
Ortsveränderung an1#t). Fahrende Habe wurde ja in ber That räumlich auf 
das Grundftäd, zu dem fie gehören follte, 3. B. geſchenkte Koftbarkeiten in bie 
Kirche, gebracht, und umgekehrt von dem Grundftüd, zu bem fie nicht mehr 
gehören follte, z. B. Geld aus ter Koͤnigsburg, fortgetragen. Zehnt- und 
Zindlaften bewirkten, daß Getreide, Vieh oder Geld wirklih won der ab- 
Bängigen Hufe in ben Herrenhof gefahren, getrieben oder getragen wurden 122). 
Perſonen, die zu einem Fronhof fich felbft hoͤrig machten oder veräußert wurben, 
wechielten bisweilen ben Wohnort, immer den Ort, wo fie zu dienen, zu liefern, 
und Recht zu nehmen hatten 1880). Und felbft Grundftüce, welche mit einem 
anderen Grundftück in irgend welche rechtliche Verbindung gebracht oder aus 
irgenb welcher Verbindung mit ihm gelöft wurden, blieben zwar liegen: es 
änderte fih jedoch in irgend einer Beziehung die Richtung, in welcher ihre 
Erträge abzuführen und zu verwenden und die Dienfte ihrer Befier zu leiften 
waren, ober doch der Ort, wo fie ihren Beſitzer empfiengen, verrechtet und 
gewert wurben IM). Deshalb verfinnlichte man fi) auch bier die Verichiebung 
der objektiven Rechtsſphären unter tem Bilde einer Ortöveränderung, einer 
räumlichen Webertragung des abveräugerten Aders oder Waldes, der aufge 
tragenen Hufe, des zinspflichtig ober lehnbar gemachten Gutes von einer Hof- 
ftätte zur andern, aus der Mark zum Hersenhof, von einem Sronhof zu einem 
Gotteshauſe. Man fagte, das Grundſtück folle feine Lage ändern; es jolle 
von einem Hof ober einer Mark entfernt und anderöwohin gebracht werten, 
um nunmehr dort (ibi), darin ober dahin zu liegen (jacere, adjacere, angel- 
ſächſ. licgan), zu ſchauen (spectare) ober zu hoͤren 126). Sa es wurbe dem 
Hübner verboten, die Hufe fortzutragen; und von dem Befiger mehrerer Güter, 
der eins nicht ohne das andere veräußern darf, heit ed, er folle eines bei dem 
andern liegen laßen 120). 


121) Val. unten 5 19 NR. 55—56 u. 8 OR. 7—I. 

122) Es Heißt daher: güter . . dies» den dinghof zinsgeben, z. B. Grimm 
L 706 a. 8. 14. 17. 18; Beſthaupt in den hof ib. 815; ad dominicalem curtim perti- 
nent sex mansi . . ex quibus persolvuntur b. Kiudlinger, M 8. II, 2. 21; 
man giebt von der Hufe zu dem Hof, gen Sponheim (oben R. 108), an den Hof n. ſ. w. 

90) Denn man frohnt unb dient „harin in den hof" (Brimm IV.208), 
trägt die Güter zu Hofe, an den Hof, in den Hof (Rote 88), ift dorthin kriegs⸗, 
ding⸗ ımd folgepflichtig. 

12) Denn bie Güter werden „von dem hofe“ empfangen n. getragen (3. B. 
Kaltenbäck J. 660 8 1; Grimm III. 483 8 1 u. IV. 76), zu ihm ober an 
ihn zu Dinge getragen (ib. L 706 $ 62 u. oben R. 88), fie zinien und dienen in 
ihn (ib. III. 897. TV. 208), fle können an ihn, zu ihm oder im ihn gezogen wer- 
den (ib. L 706 $ 13: gut... ziehen in den dinghof) u. f. w. 

128) Bol. unten $ 19 N. 51. 5358. 

20) Grimm 1. 716. $ 11: so soll er es lassen ligen eins bei dem an- 
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Hinter dieſer Veränderung fachlicher Zugehörigkeit fand nun allerdings 
immer noch ber Erwerb ober die Veräußerung, die Willenderweiterung ober 
BWillenebiudung handelnder Perjonen. Was zu einem Grundſtück gegeben 
warb, wurde feinem Befiger, nur nicht ihm ſchlechthin, fondern ihm mit 
näherer Motivirung und Beftimmung gegeben; was von einem Grunbjtüd 
veräußert ward, veräußerte fein Befiter. Bei genanerer Sprechweije jagte man 
daher auch, eö werde einem Herrn zu feinem Hofe, einem Heiligen zu feinem 
Sotteshanfe, einer Gemeinde zu ihrer Mark gegeben, trabirt, verfprocdhen; es 
biene, leifte ober zahle ber Bauer von feiner Hufe, der Baffall von jeinem 
Leben, ber Genoße von feinem Gute127). Allein je intenfiver die Macht bes 
binglichen Rechtes warb, deſto mehr trat im Bewußtſein und folgeweife im 
Sprachgebrand) die Perjönlichkeit der Handelnten in ben Hintergrund. Immer 
häufiger begnügte man fich daher, die Grundſtücke zu nennen, deren Sphären 
verändert waren. Nun fagte man nicht mehr blos, es werde zu, jondern 
audh, es werde dem Grundftüde ein Hecht begründet; Formeln, wie donare, 
concedere, vendere, legare, tradere fundo, curti, domui, palatio, ecclesiae 
u. ſ. w. finden fi in Urkunden aller Zeiten; man ertbeilte dem Hof, dem 
Dorf, der Mark, dem Lande Privilegien, Gerechtfame und Befreiungen, man 
obligirte fich, zahlte, leiftete, diente, ergab und kommendirte fich, leiſtete felbft 
Huldigung und Treuſchwur einem Hofe, Haufe, Palaft, Altar oder Gottes- 
hauſe 12%. Und umgekehrt fagte man ohne weiteren Zufab, man babe von 
(de ober ab) einem Grundftüde Rechte ober Freiheiten erworben, ein Ver⸗ 
ſprechen erhalten 129). 

Zulegt brauchte man diefe Ausdrücke nur in das Tranfitive zu wenben, 
am die Grundftücke geradezu als wollend und handelnd in die Rechtsfprache 
einzuführen. Und fo wirb denn wirflih in Weisthümern und Urkunden 
äußerft gewöhnlich gefagt, ein Grundſtüũck, Hof, Haus, eine Hufe oder Kirche 
wolle oder handle, erwerbe, empfange, befite oder habe, Taufe oder laße fi ver- 
een; Hufen und Höfe machten fi verbindlich, erfüllten, zahlten, 

‚ arbeiteten ober ftellten Arbeiter!3i); eg werden mehrere Grundftüde 


dern.— Bel auch Grafn. Dietherr 193 f. Nr. 96: das Gut geht in ben Hof, 
daraus e8 gekommen. 

137) Bol. unten $ 19 N. 56; oben N. 20. 

28) Bol. oben N. 75. 78—80. 116; unten $ 14 NR. 16—19; 8 1I N. 58. 
6 35. Urk. b. Kraut $ 101 Rr. 1: aree concessimus; ib. Wr. 2. 

129) Bol. 5 B. oben R. 124; unten 8 19 N. 54. 

130) Bol. oben R. 20 a. ©. 47—48. 73 - 77. 96—108; unten 8 19 N. 59 
bis 60 u. $ 20. Bol. auch Grimm IV. 108: der hof wil; 142: on des hofes 
wissende; 180, 209 u. 240: der hof kauft; 169: so solle der hoff die güether 

.. leidiglichen besitzen. 
121) Bol. oben N. 84-87. 96. 105—108. 118-114; unten 8 19 R. 59. 
IL 8 
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oder Gebiete bei einem Bertrage als DVertragstheile, bei einem Rechtsſtreite 
als Streittbeile genannt); ja e8 ift von unerlaubten Handlungen, von 
Bußen und Strafen ber Güter die Rebe13%), Die Perſonen erfdheinen dann 
dabei häufig blos ald Träger oder Repräfentanten der Grundftücde; fie werben 
als Bertreter eingeführt, welche von bes Gutes wegen, für den Hof, anftatt 
bed Haufes bie Rechtshandlung vornehmen; oder es wirb felbft gejagt, der Hof 
handle dur feinen Beſitzer. Auch hiermit ift nun freilih das Grundftäd 
nicht perfonifichrt und das Subjekt zu feinem Organ berabgefeßt: aber es ift 
in möglichfter Lebendigkeit und Sinulichkeit ausgebrüdt, daß die Üiberwiegenbe 
Bedeutung der betreffenden Rechtshandlung in ber Veränderung ber räumlich⸗ 
dinglichen Redtsiphären liegt. | | 

V. Indem nun fo dem unmittelbar perjänlichen Recht der Einzelnen 
und ihrer Verbände ein an Umfang und Selbftändigkeit ftets wachſendes Recht 
ber Grundftüde nnd Gebiete gegenübertrat, z0g fi durch ben Geſammtbau 
des Älteren Rechtes ein eigenthümlicher Dualismus bin. Und dieſer Zwie⸗ 
ſpalt kounte nicht eher überwunden werben, als bis mit ber Entwidlung bes 
Körperfhaftsbegriffes die Möglichkeit gegeben war, Land und Leute in eine 
höhere Einheit zu verbinden. 

Der Gegenfag des Rechtes ber Perfonen und des Rechtes ber Grunbftüde 
beberrjchte das gefammte öffentliche und private Recht. Das Verhaͤltniß beider 
Sphären zu einander hat fich freilich im Laufe der Jahrhunderte völlig ver- 
Ihoben und faft umgekehrt, indem die Gliederung und rechtliche Beichaffenheit 
von Grund und Boden, welche urjprünglich nur ber Niederjchlag des perjön- 
lihen Rechts geweien war, allmälig in immer größerem Umfange zur Bafls 
perfönlicher Verhältnige wurde. Allein in irgend welchen Beziehungen blieben 
jederzeit beide Sphären jelbftändig. Stets gab es nebeneinander ein Hecht, 
bad der Einzelne überall mit fich trug, und ein Recht, das ihm nur vermöge 
feiner Beziehung zu einem beftimmten Gruudftück zuftand. Und ebenfo teilte 
fih das Recht der Perfonenverbänte jederzeit in ein Recht, welches bie Ge⸗ 
noßenſchaft oder der Herrſchaftsverband als perfönliches Befitzthum bei etwaiger 
Wanderung mit fi) führen konnte, und in ein Recht, welches an dem Gebiete 
klebte. Daß in älterer Zeit wandernde Völkerichaften in der neuen Heimath 


132) Vol. unten 8 18, 19 u. 20. 

185) 3, B. Grimm IV. 4: hat och jegliches gut ein hofstat, wenne die jar 
u. tag on man buw lit, so sol sie 3 sch... bessern in den dinghof. III. 544: 
Das Klofter Hat zu Hofftätten 19 Güter. Der sein 6 bawegüter, der sal ein 
iglichs haben zwene ochsen u. sollen gebawet sein mit häusser u. schawer, 
u. welchs das hausse, schawern, ochsen o. derselben eyns nit enhatt, were 
einem prior zu 8. bussfellige. Aehnlich ib. 545 u. 547. Bel. 1820 ib. L 667: 
sol ime der hof sinen schaden abtun. IV, 232: u, tut daran der hof kein 
unrecht. 
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anch dasjenige Recht, welches fie am Boben ber alten Heimath hatten liegen 
lagen müßen, leicht reproduciren Tonnten, und daß umgekehrt fpäter die mit 
beitinımten Gebieten innig verwachlenen Berbände kaum noch ohne Zerreißung 
ihre Zufammenhangs zu wandern vermocht hätten, widerſpricht dem nicht. 
Denn im erften Falle war das reprobucirte dingliche Recht ein neues und 
bem Recht ber verlafenen Stätten nicht gleich, fondern nur analog; und im 
zweiten $alle würde, wenn die Wanderung und Berpflanzung von Mark⸗ und 
Hofgemeiuden ober ganzen Völkern noch denkbar geweien wäre, immer einiges 
Recht als perfönliches Verbandsrecht von ihnen mitgeführt worden fein. 

Daber wurde denn auch ber Geltungsbereich des Rechtes nicht durch Ein 
oberfte® Princip, jondern durch die beiden nebeneinander ftehenden Principien 
ber Perſonalität und der Dinglichkeit des Rechtes beſtimrat. Urſprünglich 
freilih herrſchte ausſchließlich das Princiv der Perfonalität, indem alles Recht 
ald eine den Perjonen und ihren Verbänden auklebende Eigenſchaft galt. 
Allmälig indeß eroberte ſich daneben das Princip ber Dinglichkeit immer 
größeren Raum, indem das geſammte Recht der Grundſtücke als eine Eigen- 
ſchaft des Bobens am Boden haftete. Und biefer Zwieipalt Tonnte nicht Früher 
durch ein neues und einheitliches Princip aufgelöft werden, als bis zuerft in 
den Städten und dann in ben Territorien die Idee eined ſtaatlichen Ber- 
Bandes auf territorialer Grundlage entftandeu und im Zufammenhang damit 
ber Begriff bes objektiven Rechtes aus den Banden der alten Vorftellungen, 
für welche alle Rechtsnormen zugleich ſubjektive Befugniße ober Freiheiten von 
Berbänden und Gebieten waren, emporgehoben war. Nun erft Eonnte ſich das 
herrſchende Princip der Territorialität bed Mechtes bilden, wonach das 
Recht als objektive Norm feinen Ausgangs- und Mittelpunkt in ter publi- 
ciftifchen Einheit eines Gebietes findet und deshalb an fich alle Verhältniße 
ergreift, welche nach ihrer Natur in die Sphäre dieſes Gebietes fallen. Daß 
auch unter der Herrichaft Diefes neuen Principe in mancher Beziehung, wie 
bei den Fragen des Perjonenftandes, das Recht von den Perfonen über die 
Gebietögrenzen binansgetragen wird, in Bezug auf bingliche Verhältniße aber 
fich zu einem Recht ber belegenen Sache verengt: bas find nun nur noch 
Auwenbungen beffelben einheitlichen, Land und Leute von demfelben Begriffe 
ber Gebietteinheit aus ergreifenden Princips1%), 

Denn nun aber vermöge dieſes Dualismus Recht der Perjonen und 
Recht der Grundftücke einander in einer gewißen Selbftändigkeit gegenüber- 
fianden, fo waren fie boch keineswegs von einander feit abgejondert und bes 
grifflich getrennt. Bielmehr griffen fie in einer Reihe von Beziehungen in 
einander und bedingten und beftimmten fidh gegenfeitig. Wie weit jedoch das 
eine ober das andere Recht abhängig oder herrſchend war, darüber entſchied 
auch bier kein feftes Princip, fondern das jeweilige individuelle Recht der 


19 Bol. unten $ 7. 17. 25 IV. 
5% 
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Tonfreten Perſonen und Sachen. Und fo ergab filh and von biefer Seite für 
alle Iuftitute bes Älteren Rechts ein konkreter, relativer und flühiger Charakter. 

1. Ein ſolches Verhältniß tbeilweifer Selbftänbigkeit und theilweifer 
Bedingtheit fand zunächſt zwiſchen dem Grumbftüdsrecht und bem Recht der 
Einzelperſoͤnlichkeit ftatt. 

Gewiße Rechte des Bollfreien, wie 3. B. das Mundium über feine Haus- 
genoßen, waren immer unmittelbarer Ausfluß ber Perjönlichkeit, andere, wie 
3 B. ber dingliche Friebe, immer unmittelbarer Ausfiuß der Oufenqualität. 
Im Mebrigen aber ftanden Vollfreiheit und vollfreies Hufenrecht nicht blos 
in zufälliger, fondern in innerer Verbindung und bedingten und beftimmten 
ih mannichfach. Nur wandelte und verfchob fih nnaufhörlich die Grenze, 
biß zu welcher die perjönlihe ober die dingliche Seite ala das Nrfähliche 
erihien. Irgend einmal war bie Vollfreibeit lediglich Ausflug der Perjön- 
lichkeit, insbefondere ber Geburt und Wehrhaftmachung, geweſen, das echte 
Eigenthum aber an einer genoßenfchaftlich zugemwiejenen ober garantirten Hufe 
war ibr von felbft gefolgt, jo daß die Hufe gleich der Vollfreiheit unveräußer- 
lic, untheilbar und unvererblid war. Später näberte man fi umgelehrt 
einem Zuftanbe, bei welchem das Recht an der Hufe ausfchlieflih von ding. 
licher Seite ber beftimmt, mithin auch frei theilbar, vererblich und veräußer- 
ih war, das Vollgenoßemecht aber als Ausflug und Anner dieſem 
Sachenrecht und feiner Natur folgte. Zwiſchen dieſen beiden Polen aber, von 
denen der eine vorbiftorifh, der andere nie erreicht ift, Tagen die in ber Wirk» 
lichkeit des Mittelalters webeneinanberftehenden zahlloſen Mittelitufen, auf 
welchen in einigen Beziehungen bie perjönlichen Freiheitsrechte von bingliher 
Baſis abhängig, in andern Beziehungen die Grundftücksrechte durch perjönliche 
Beziehungen des Befitzers bedingt und gefärbt waren. Die Grenzen jedoch 
waren hierbei Tonkret und flüßig. In fehr verfchiedenem Grade alfo blieb 
nach zeitlichen und oͤrtlichen Unterſchieden das freie Gruudeigenthum burdh 
perjönlihe Rüdfichten gebunden, das Recht in Gemeinde und Bolt von per- 
jönlichen Qualitäten, wie Geburt, Geſchlecht, Wehrhaftigkeit, abhängig. Und 
in ſehr verjchtebenem Grabe umgekehrt wurbe bad Grundeigenthum frei und 
jelbftändig, das Hecht in Gemeinde und Boll durch Grundbefitz bedingt und 
jelbft nah ihm abgeftuft. Wenn 3. DB. einerfeits die Verſchiedenheit des 
Grundbefitzes für Gleihgeborne ungleihes Recht in der Berfammlung und 
ungleiche Heerespflicht bewirkte, andrerſeits Unfreie und Fremde, Frauen und 
Krüppel vom Erwerbe vollfreien Eigens ausgeſchloßen oder darin beſchraͤnkt 
waren: jo herrſchte hier das Recht der Perjönlichkeit über das ber Hufen und 
bort biefes über jenes. Und man konnte nebeneinander bie beiden Sätze, von 
beuen jeder nur bie halbe Wahrheit enthielt, aufftellen, daß perjöuliche Frei⸗ 
beit das Gut freie und bag freies Gut frei mache 126). 


2) Bol. z. B. Grimm, R, 8. 25; W. IIL 247: „frei Mann frei Gut”; 
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In ähnlicher Weiſe mobificirten aber überall Perſonenrecht uud Güter- 
recht einander. Eiuerſeits entſchieden Umfang und Beſchaffenheit des Grunb- 
befiges immer felbftändiger über Stand, Genoßenrechte, Herrſchaft und Dienft, 
bie Betheiligung an Gericht und Heer, die Aemter und das Berufsrecht. An- 
brerfeits blieben auch in den Zeiten größter Verbinglihung Geburt und Be 
ruf, Waffenfuͤhigkeit, Mannesehre, geiftige Befähigung zum Amt, perfönliche 
Genoßen- oder Treubienfibande Voransiegungen ber betreffenden Perſonen⸗ 
rechte, und weil es nicht benfbar war, daß der Kauf eines edlen Gutes jedem 
Zahlungsfähigen ben Abel gäbe ober jedes Amt mit dem Gut auf Weiber 
und Kinder vererbe, blieb das Güterrecht feinerfeits perfönlich gebunden. So 
fand denn überall eine gegenfeitige Anbequemung beider Rechtsſphären ſtatt. 
Auf der einen Seite wurben bis zu irgend einem Grabe Staubeörechte, Ge 
noßenrechte, Herrichaft und Dienft, Aemter und Gerichtögewalten, indem fie 
die Rechtönatur ber fie bedingenden und beftimmenben Grunbftüde anungah⸗ 
men, gleich ihnen veräußerlich, vererblich, tbeilbar, auf Stellvertreter über- 
tragbar, alſo patrimonial. Auf ber andern Seite folgte für das Recht aller 
Grunbftüde, weil es bis zu irgend einem Grabe unter der Einwirkung ber 
zugehörigen perjönlichen Rechte und Pflichten ftand, ein Syftem perfönlicher 
Gebundenheit. Aus dieſer Duelle floßen alle die vielgeftaltigen Beichränkun- 
gen ber Beräußerung uud Theilung, die genoßenſchaftlichen und berrichaftlichen 
Beiſpruchs⸗, Vorkaufs⸗ und Näberrechte, die Beichränkungen ſowie die Befon- 
berheiten der Erbfolge mit Rüdfiht auf Stand, Ehre, Geſchlecht, Waffen⸗ 
und Amtöfäbigkeit u. |. w. Insbeſondere aber beruhte das gefammte fo viel⸗ 
fach gebundene Güterreht des Lehn⸗ und Hofrechts auf einer fehr ftarfen 
Modifilation bes binglidhen Rechts durch die Natur der damit verbundenen 
perfönlihen Dienft- und Unterwerfungsverhältnige. Wenn alſo z. B. im 
Hofrecht die abhängige ober hörige Dualität des Gutes bisweilen die Kraft 
Bat, fogar einen freien Beflter börig zu machen, immer perjönliden “Dienft, 
Huldigungspflicht, Dingpflicht u. |. w. nach fich zieht: fo wird doch andrer⸗ 
feits in mannichfachfter Weiſe fchon der Erwerb des Hofgnts von dem per- 
fönlichen Berhältuig zum Hofherrn abhängig gemacht, die Verfügung be- 
ſchraäͤnkt, eine beſondere Erbfolge begründet, Belehnung und Hulbigung bei 
jedem Befigwechfel geforbert, Berluft des Gutes durch perjönlihe Säumniße 
ober Wirthſchaftsuntũchtigkeit bewirkt 139). 


Grafen Dietberr 41 Nr. 119 u. 1%0 u. 50 Rr. 166; dazu bie Urk. v.1275 
5. Kinblinger, M. 3. III, 1. S. 264, wonad der Erwerb durch Freie die 
hörigen Güter von hörigen Laften befreite. Die Korrefpondenz des yperjönlichen 
Standesrechtes u. der Gutsqualität wird bisweilen dahin ausgebrüdt, der Befiger 
fei feines Gutes Genoße; 3. B. Schreiber, Freib. Urkb. I. 83; unten g ION. 52. 

20 Bol. unten $ 10 N. 12-63 u. bef. Aber den Zufammenhang unb die 
gegenfeitige Beeinflußung von Grundbefig und Gemeinderecht $ 11. 
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Diefen Fällen nun aber, in welchen ber Dualismus des Rechts wegen 
ber gegenfeitigen Bindung und Beichränkung feiner zwiefachen Ansgangäpunfte 
das perſoͤnliche Recht patrimonial macht und das Sachenrecht perſoͤnlich bin- 
bet, ftehen andere Fälle gegenüber, in welchen umgekehrt die Selbftändig- 
feit beider Rechtsjphären fi zur Geltung bringt, mithin das Recht ber 
Grundſtücke und das Recht der Perjonen fich auch äußerlich zweien. Dies 
ift 3. DB. der Fall, wenn die Stantesqualität eines Gutes und feines Beſitzers 
fih nicht zu decken brauchten. So kam es im Hofrecht vor, daß gleichartige 
Güter von Hörigen ungleichen Rechts oder nebeneinander von Hörigen und 
Freien, 3. B. Gotteshausgüter theils von Gotteshausleuten und theils von 
Bogtleuten, bejeßen wurden. Dann war das dingliche Recht für Alle gleich, 
das perfönliche ungleich, und der Unterfchied ber Abgaben und Dienfte „vom 
Leib" und „vom Gut“ erlangte praktifche Wichtigkeit!27), Später erwarben 
oft Ausmärker, Adlige, Stifter, Städte n. ſ. w. hörige Hufen, ohne daß 
dies auf ihre Perjönlichkeit eingewirkt oder ihre Perjönlichkeit die Dualität 
der Hufe verändert hätte, fie waren vielmehr nur gehalten, einen Träger, 
Hulder oder Huber auf das Gut zu feßen, ber das in fich geſchloßene Sach⸗ 
ganze in den perſoönlichen Beziehungen zu vertreten hatte 188). Aehnliche Er⸗ 
Ideinungen wiederholen fi auf den hößeren Stufen bed Grundbeſitzes, wie 
ja in neuerer Zeit die „adlige“ ober „ritterliche* Dnalität eines Guts audh 
in den Händen eines Bürgerlichen wirkt, ohne doch diejen zu abeln; oder wie 
im gejammten fpäteren Lehnrecht das Sachband jo hervortrat, daß felbft Hö⸗ 
bere von Niederen Lehen trugen. Weberhaupt zeigt fich überall, wo fi in 
Einer Hand Güter verjchiedenen Rechts, wie Lehn und Allob, freier und hö- 
riger Befig, unter Beibehaltung ihrer ungleihen Qualität vereinigen, bie 
Gelbftändigkeit und äußere Zweinng des Perfonen- und Güterrechts. Nicht 
minder tritt fie zu Tage, wenn 3. B. ein Gut, mit dem politifche Rechte 
verbunden find, zwar auch auf Unfähige oder Unmündige vererbt, das Amt 
aber, die Landtagsftimme ober eine öffentliche Pflicht für eine gewiße Zeit 
damit verloren gehen und entweder ruhen oder von einem nicht dinglich beru- 
fenen Dritten ausgeübt werben; ober wenn 3. B. ein ſubjektiv⸗dingliches 


137) Mal. z. B. Srimm I 314. 370: sont da mit lüt u. guot gedienet 
han. 413 u. 414: fronen . . vom acker u. vom libe. 784: so verzinsent sie 
yme den lip mit fellen (vgl. ©. 735) u. die gäiere myt habern u. myt nfennigen. 
816: u, vallent von dem libe u. nicht van dem gut. Il. 38: Schöffen werben 
von Dienft friehe, ir Zip und ir gut; nur ir zinse, die ir gut u. ir erbe schul- 
dig ist, die sollen gie getzalen. IV. 276: „geltent die guter“ und „lipstur“. 
792 $ 1: die Güter. fo lange fie in bes Bauern Händen find, geben halven 
schatz; in der Herren Hand find fie alles Schates frei, kommen fie aber wieder 
aud der Herren Hand, fo geben fie auch wieder halben Schap. Bol. Kaltenbäd 
1. 571 8 1. Unten $ 11 R. 176—177. 

133) Bol. unten $ 10 N. 45—50; 8 11 N. 164. 
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Nutzungsrecht oder eine privatrechtliche Reallaft zwar an fi) mit dem Gute 
ſteht und fällt, ihr Umfang aber durch perjönliche Verhältniße des Befigers, 
wie fein Verheirathet⸗ ober Ledigſein, beſtimmt wird. 

2. Ganz analoge Berhältniße beftanden nun, was für uns befondere 
Wichtigkeit hat, zwilchen dem Recht der Perfonenverbänbe und dem Recht 
der Höfe und Marken. 

Es gab daher nebeneinander Recht, welches unmittelbar aus bem 
Berbande floh und ihm ohne Rüdfiht auf ein beftimmtes Gebiet und jelbft 
ohne jedes Gebiet, alfo 3. B. während eines zur Auffuchung neuer Wohnfitze 
unternommenen Wanderzuges, zugeftanden haben würde, und echt, welches, 
wie 3. D. die Sreiung einzelner Stätten, im Laufe der Zeit fo fehr zur Eigen- 
ſchaft des Bodens geworden war, dab es an biefem ohne Rüdficht auf bie 
Perfon des Befitzers klebte. Im Mebrigen aber bedingten und beftimmten fich 
and bier perſoͤnliches Verbandsrecht und bingliches Gebietsrecht gegenfeitig, 
ohne daß ein principieller Begriff bie fortwährende Fluktuation ber abhän- 
gigen und ber herrſchenden Momente gehindert hätte. 

Daß Marten und Höfe, deren gefammte Gliederung nur der Nieder 
flag einer älteren Glieberung des Volkes war, in wichtigen Beziehungen 
von dem perfönlichen Recht der ihnen zugehörigen Verbände jederzeit abhän- 
gig blieben, liegt anf der Hand. Veränderungen in der Stellung, Geftaltung 
und Zufammenfetung einer Genoßenſchaft ober Herrſchaft bewirkten auch Ver⸗ 
änderungen in den räumlidh-dinglichen Rechtsſphäären. Die Befreiung einer 
bhörigen Gemeinde z. D. freite auch ihre Mark, bie Unterwerfung einer freien 
Gemeinde begründete zugleich grundherrliche Rechte an ihrem Gebiet; die Ent- 
ftehung neuer Aemter bob Amtshöfe empor; die Bildung perfönlicher Stan- 
beö-, Klafjen- oder Berufsunterjchiebe ſchuf neue Unterfhiebe des Güterrechts; 
bie Mehrung der Genoßenzahl konnte Mehrung der Hufen ober bo ber 
Hofftätten und damit Mehrung ber binglihen Nutzungen oder Laſten 
erzengen. 

Umgekehrt aber zog, und zwar in ſtetig wachſendem Umfange, das Recht 
ber Höfe und Marken die perfönlichen Rechtsbeziehungen der ihnen zugehoͤri⸗ 
gen Berbände nad) fi. Die Einheit bed Befitzes konnte fogar Perjonen- 
mebrbeiten zur Einheit zufammenfchliegen, wenn das perſoͤnliche Band fort- 
gefallen oder ein ſolches überhaupt nicht vorhanden war. So hörte an fi 
ber Hausverband mit der Löfung ber Einheit des hausväterlihen Mundium 
auf: nach vielen Hofrechten aber galten auch mehrere münbige Söhne ober 
aubere Erben dem Herrn ober ber Gemeinde gegenüber Dann als Eine Haus- 
gemeinichaft fort, wenn fie in ungetheilter Gefammtgewere des Gutes blieben, 
fo daß fie 3. DB. einfaches Nutzungsrecht zu genießen und einfache Laften zu 
tragen, auch Yallrechte nicht bei jedem Todesfall, jondern nur beim Tode des 
Adteften zu entrichten hatten. Dei der gefammten Hand des Lehnrechts, bei 
den anf gemeinfamen Beſitz einer Burg gegründeten Gauerbſchaften u. |. w. 
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floß ebenfalls aus dinglicher Gemeinfhaft perjönlider Zufammenkang. Das 
bejondere Recht der Stammgüter bewirkte wenigftens in einzelnen Beziehun- 
gen nod) eine Einheit der Sippe, und bie Richtung auf Neubegründung einer 
Samilieneinheit im Adel lehnte durchaus an die Schaffung eines beſonders 
qualificirten Samiliengutes an. Wie aber für Gemeinden höherer und nie 
berer Ordnung und für das gefammte Volk felbft in immer größerem Um⸗ 
fange die dinglihe Gemeinfhaft Grund des Zuſammenhangs, die Glieberung 
bes Grundbefitzes Bafis der Gliederung, die Zufammenlegung und Zertbeilung 
der Höfe und Marken Duelle der Veränderung wurbe, hat bie Rechtsgeſchichte 
ber Genoßenſchaft hinlänglich ergeben. 

Auch das Recht der Perfonenverbände daher wurde bis zu irgend 
einem Grabe dinglih-patrimonial, während das Recht der Höfe und 
Marten genogenfhaftlih ober KHerrfhaftlih gebunden blieb, fo- 
weit nicht auch bier der innere Dualismus zugleich eine äußere Zweiung her⸗ 
vortrieb, wie dies 3. B. bei ber Fortdauer perfönlicher Verbindung nad) dem 
Sortfall der dinglichen Gemeinfhaft ober umgekehrt bei der Ausſcheidung 
einer privatrechtlihen Markgemeinde aus der alten Gemeinde der Fall war. 

Zunähft Tam, wie bei ben Einzelnen, fo bei den Verbänden die Beweg⸗ 
Tichkeit und Klüffigkeit der Grenzen durchaus der ränmlich-binglihen Sphäre 
zu Gute. Nichts Tann hierfür harakteriftifcher fein, als die Wandlung und 
Uebertragung der Namen. Urfprünglih hatten alle Verbände ihre Namen 
vom perjönlihen Bande und bie entiprechenden Gebiete leiteten erft von ihnen 
ibre Namen ber. Die allgemeinen Worte für Genoßenfchaft und Herrichaft 
brüden das perfönliche Verhältniß von Genofen, Gefährten, Gefellen, Freun⸗ 
ben, Sleichen, von Dienern, Folgern, Begleitern, Getreuen, Amtlenten ans; 
bie Worte für Familie, Gefchlecht, Hundertſchaft, Voͤlkerſchaft, Stamm, Bolt 
u. |. w. weifen auf die Gemeinfchaft des Blutes, des Friedens (Sippe), Rechts 
und Gerichts, des Xifches, bes täglichen Lebens, ber Waffen u. ſ. w. ober 
ſchlechthin auf die Gefammtheit, eine Vielheit ober eine beftimmte Zahl von 
Männern hin; die Sondernamen der Geſchlechter, Völker und Stämme find 
gleih den Einzelnamen von perjönlichen Eigenſchaften hergenommen. Dage- 
gen wird die Mark nad dem fie befitenden Gefchlecht, Die Hunbertfchaft und 
ber Gau nach der Stammesgenoßenſchaft, dad Land nad dem Volk, der Hof 
nach dem Herrn genannt, fo daß Anfangs die Gebtetsnamen nicht einmal 
feft an beftimmten Grenzen haften, fondern mit ben Wanderungen, Bereini- 
gungen und Trennungen ber Bollsverbände wechſeln; ebenfo werben die Nx- 
men für gewiße Gebietögattungen vielfach durch den Hinweis auf den fie be⸗ 
fitenden Perfonenverband gebildet, das Dorf wird als Sig ober Niederlaßung 
eines Geſchlechts oder einer Genofenihaft, das Land als Stammes- ober 
Volksbezirk, der Hof als Fronhof, Grafenhof, Königshof, das dazu gehörige 
Gebiet als Herrſchaft, Grafſchaft, Königreih, Bisthum, Fürſtenthum, Vogtei 
u. |. w. bezeichnet. Und nicht blos das! Unverändert gehen fogar die Namen 
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für Perfonenvereine auf bie Torrefpondirenden Gebiete übere Die Worte wa- 
pentac, huntari, Hundertſchaft u. |. w. werben ans perjönlichen Kollektiven 
(congregatio hominum dicta Hunschaft) zu geographifchen Begriffen, deren 
Urfprung ſich dergeftalt verwiicht, daß man fie ſelbſt rückwärts als Bezirk von 
100 Hufen erklären will23%); hie Namen bed Gerichts, welche melft die Ber- 
fammlung ober Beiprechung ber Zente ausbrüden, wie mallum, sprach, ge- 
mot, ding, ring, warf, gericht, placitum, conventus, judieium gehen auf 
die Berfammiungsftätte oder den Gerichtsbezirk über; die Namen von Aem⸗ 
tern, wie „Amt*, „Pflege“, Vogtei, advocatia, Grafihaft, episcopatus 
m. |. w. übertragen fich auf ben Amtsbezirk; das Land heißt fogar Volt, 
Wehrmannſchaft oder Heer (.B. in exercitu Bajovariorum in locis etc.!4), 
Dies Alles num aber Tehrte fi mit ber fortfchreitenden Verbinglichung mehr 
und mehr um. Die Namen ber Stätten und Bezirke werden nicht nur ſelb⸗ 
fländig, fonbern beftimmen nunmehr ihrerjeits die Namen der Perfonenver- 
Bände. Der Sondername bes Geichlehts wird dem Stammgut entlehnt, bie 
Gent- oder Gaugemeinde nad dem Bezirk, das Volk nach dem Lande, ber 
Herrſchaftsverband nad dem Herrenfit benannt. Ebenſo werden bie Gattung 
namen ber Verbände nunmehr mit Rüdfiht auf die Beichaffenheit ihrer Mar- 
Ten und Höfe gebildet. Man unterfcheidet Dorf, Mark, Hof-, Cent⸗, Veſt⸗, 
Kirchſpiels⸗, Go, Gau, Thal, Landes-Gemeinden, ⸗Genoßenſchaften, Leute, 
-Berfammlungen u. |. w.; man fpricht von Dorf, Nachbar⸗, Heim-, Märker-, 
Bau, Thale, Landfchaften m. ſ. w., von Theilſamen, Thalmengen, Hubſchaf⸗ 
ten; man bezeichnet die Verbandsmitglieder als Dorfgenoßen (vicini villani), 
Haus, Hof, Markgenogen, Waldleute, Thalmänner, Landleute, als Huber, 
Hufner, mansonarü, Lehnleute, Gotteshausleute, Vogteileute n. |. w. Und 
zulegt fheint, weil mehr nnd mehr jeder Verband als Zubehör feines Ge⸗ 
bietes gilt, ſchon in dem einfachen Gebietönamen die Perfonengefammtheit mit 
ansgebrüdt zu fein, bis das Anfangs rein räumlihe Wort vorzugsweiſe oder 
ausſchließlich eine perfönliche Bebeutung erlangen Tann. Nun kann man un- 
ter „Haus“ die Familie, unter hired, Hof u. f. w. ben Berkand von Her- 
ren und Dienern, unter Dorf, villa, locus, vicinia, marca, parochia, Kirch- 
fpiel, Uerte die Bauerſchaft, unter pagus, shire, Gau, Go, Befte, Waldftatt, 
Thal, Provinz die Gerichtd- oder Volksgemeinde, unter Sand oder Reich das 
gefammte Bolt, unter Grafſchaft, Bisthum, Fürftentfum, Amt, terra, terri- 
toriom den Inbegriff der Eingejeßenen gleichzeitig oder zunächft verftehen 141). 


2) Grimm, R. X. 746f.; Url. v. 13225. Racomblet, Ar. L 276; 
h. L. 3 6. 

1%) Sob. Meichelbeck, hist. Fris. L 320. 

so) Bol. fon oben R. 82 u. 83, Grimm I. 94f. u. 99f.: wer Ossingen 
das dorff, Zät und git, von inen inne hat; ib. III. 485 $ 14. 1861 5. Richt⸗ 
bofen 109 Nr. 8: quod singuli districtus terrarum suos judices eligant. Urk. 
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3a e8 Tann, wo Herr und Gefammtheit neben einander ftehen, bafjelbe Wort, 
wie Haus, Hof, Grafihaft u. ſ. w., bald beide zufammen, bald vorzugsweife 
den Seren, bald vorzugsweiſe die nnterworfene Geſammtheit bezeichnen 14). 
Man kann daher nun auch von einem gemeinen oder gefammten Hofe, dem 
Dorf oder der Mark gemeinlich, dem ganzen oder gefammten Lande fprechen!‘2) ; 
man Tann fogar den Gau, das Thal oder das Land zum Kriege ausziehen 
laßen, gleich als äußere fih auch hier nur die in die Ferne wirkende Kraft 
des Bodens. Manche urjprünglich perfönlidhen Worte, wie 3. DB. Hunbert- 
{haft oder Amt, gelangen fo vermöge, eines eigenthümlichen Kreiölaufes zu 
perfönlicher Bedeutung zurüd. 

Als ſpäter Land und Leute zu einer über beiden ftehenden ibenlen Per- 
fönlichfeit verjhmolzen, da waren es vorzugöweife diefe urſprünglich räum- 
Tihen Worte, welche dem neuen unfidhtbaren Mechtöfubielt den Namen ga- 
ben. Das ftäbtifche Gemeinweien erhielt als „Stadt” feinen Namen von ber 
Stätte; die „Gotteshäuſer“, „Kirchen“, „Klöfter" u. ſ. w. wurden Subjelte 
bed Kirchenrechts,; die Zamilieneinheit des hohen Adels wurbe „Haus“ ge 
nannt; das territoriale Gemeinwefen wurde ald „Land”, zum Theil auch bie 


v. 1256 6. Würdtwein, nov. sub. XII. 170: universitas eorum, qui heinge- 
reide dicuntur; vgl. ib. 171. 172. 173. 226. 227. 230. 246. 248. 252. 256. 
313 -317, wo es öfter heißt: rusticos . . . qui heingereide dicuntur; wir die 
gereide ; wir oder die von der gereiden x. ſ. w.; andre Belfp.b. Thudichum 
121—122. Zeugenverbör v. 1560 b. Landau, Xerr. 117: weil aber nicht die 
ganze Mark ihre Einwilligung Dazu gegeben. 1483 b.2%dw 67: die marck er- 
mahnen u. sie heisen wieder einen untermärkermeister zu küsen. ®Bgl. die 
Stellen, nach denen der Go, dad Land, die Veſte, das Kirchipiel, das Gericht, das 
Amt u. f. w. zufammentommen, Recht weifen u. f. w. unten in 8 16 NR. 133f. u. 
5 18 3. 81. 

14) So wird mit dem Wort „hof“ offenbar der Hofherr bezeichnet, wenn es 
"Heißt, man hulde und ſchwoͤre dem hofe; ebenfo offenbar aber die Gefammtheit 
ber Hofgenofen, wenn gefagt wirb, der hof ober der ganze hof finde das Urtel. 
— Auch das Wort „Reich" bezeichnet bald den Kaiſer, bald gerabe feinen Gegen- 
fat (8 20). — Und ebenfo wirb unter „Rand“ bald der Landesherr mitverftanden, 
bald wird damit eine neben ihm ftehende Geſammtheit ausgedrückt. Bgl. 3. 2. 
fhon die Bündniße v. 1203 u. 1217 b. Lacombſet IL. 6 u. 35 inter ecclesiam 
Coloniensem et archiepiscopum ex una parte et ducem Lothar. et terram 
suam ex alia, Urk. v. 1255 b. Lappenberg, Hamb. Urkb. I. 487: ber Graf 
v. Holſtein erflärt „communis terre nostre voluntate”. 

143) Bol, 3. DB. die friefifchen Stellen in Th. 1 84 N. 18 u. 19, wo das 
mene land mit liode gleichbedeutend erfcheint. Ib. 171 NR. 51: vor... demgan- 
zen hofe; dem sämmtlichen hove. Grimm, W. I. 43: gemeinem dorf. 256; 
das ganze dorf. II. 137f. u. 515: der gantze hoff erkant u. gewiset. III. 
121 f.: vor dem gemeinen lande, 236 f.: dat gantze land. Bgl. auch unten 
5 16 N. 182g 18 N. 8. 
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Landgemeinde ald „Dorf“, „Mark“, „Kirchipiel" u. |. w. perjonificirt. Daß 
gerade diefe Namen und iweber bie von ter Geſammtheit entlehnten, wie 
„Gemeinde“ und „Gemeinheit” im heutigen Sinn, noch bie fpäteren abftraf- 
ten Zuftandöwörter, wie „Staat“, „Stiftung“, „Anftalt*, „Inſtitut“ u. f. w., 
zuerft für bie einheitlichen Verbandsperfonen des deutichen Rechts gebraucht 
wurden, war feinefwegs etwas Zufällige, Vielmehr liegt darin ein Hinweis 
anf die Entftehungsgeichihte dieſer Begriffe, welchen man fi in temfelben 
Grabe näherte, in dem die perjönliche Verbandsſphäre und die räumlid-ding- 
liche Gebietsiphäre einander äußerlich deckten und innerlich durchdrangen, bie 
ihre begriffliche Zufammenfaßung in ben Gedanken eines einheitlichen Ge» 
meinweſens möglih ward. Allein zunächſt war dieſer lebte Schritt noch 
lange nicht getban, ſondern nur ſeht entfernt vorbereitet, wenn man 
bie Perfonengefammtheit in gewißen Beziehungen in ihrem Gebiete mitbachte 
und infofern von dem letzteren perjonificirende Redewendungen gebrauchte. 
Zunädft vielmehr war damit nichts ausgedrüdt, als daß in einer Reihe 
von Berhältnigen der Perfonenverbanb abhängig von feinem Gebiet geworben 
war und nur als Träger ober als Zubehör defielben in erſter Linie in Be 
trat fam. Und deshalb tritt auch überall infowett, ald nad wie vor das 
perjönliche Herrichaftse- oder Genoßenſchaftsrecht felbftändig bleibt, bie Ge 
fammtbeit im alten Sinne dem Hofe oder der Mark wieberum gegenüber. 
Noch kann man in letter Inſtanz nur fagen, daß Dorf, Mark oder Hof der 
gemeinen Bauerſchaft, der Märkerfchaft, dem Herrn und den Hoflenten gehö- 
ren: man Tann aber nicht fagen, dad „Dorf" gehöredem „Dorf*, der „Hof" 
dem „Hof“, dad „Land“ dem „Lande”, wieman fpäter allerdings fagen Tann, 
die „Stadt? gehöre der „Stadt 14), 

Wie ſehr nun aber gerade die Selbſtändigkeit und rechtliche 
Bedeutung der räumlidh-dingliden Rechtsſphären geeignet war, 
den Mangel abftratter Subjeltseinheiten zu erſetzen; und wie gerade deshalb 
dieſer Mangel wiederum zurückwirken mußte auf eine fortwährente intenfive 
nnd ertenfive Steigerung bed Rechtes ber Grundftüde: das Tiegt auf ber 
Hand. Denn je unabhängiger von der Individualität der Perfonen und ihrer 
Berbände die mit Grund und Boden verknüpften Rechte und Pflichten wur- 
ben und je mehr andrerfeitö der Umfang des fo verbinglichten Rechtes wuchs, 
deſto ftändiger wurde bie Rechtsordnung des Volles. Viele Jahrhunderte hin- 
durch Tagen diefelben Bauerhoͤfe und Schuppofen nebeneinander, ftand bier bie 
Mühle und bort die Taverne, gab jener Hof den Richter und biefer den 


140) Weber bie im Ganzen vereinzelte und fehr allmälige Erhebung ber Worte 
„Dorf“, „Mark, „Amt“, „Gericht, „Kirchſpiel“, „Pflege” u. f. w. zum Ausdrud 
einer abſtrakten Nechtöperfönlichkeit gl. unten $ 16 N. 150174. Weber die Er- 
hebung von „Kirche", „Reich“, „Stadt”, „Rand“ zu Perfonen Th. I. 517—580 u. 
unten $ 19. 20. 24f. 
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Schöffen, war ber eine Boben fenbal und der andere allobial; immer feltener 
wurden bewußte Eingriffe in das alte Herkommen, welches bieje beftimmte 
Zahl von Hufen zur Mark verband, diefen beftimmten Fronhof zum Mittel- 
punkt eined Gebietes erhob, beſtimmte Abgaben und Dienfte mit jebem Hof 
verknüpfte; endlich fchien es, wie dies die Bauernmweisthümer oft zu erfennen 
geben, als fei von je und für alle Zukunft dieſes Stüd Land zum Eigen 
und jenes zum Lehn, diefes zum Herrenhof und jenes zum Dienftgut, biejes 
zum Gemeinland und jenes zum Sondergut praebeftinirt, als ſei durch eine 
natürliche und nothwendige Orbnung für alle Zeiten jedem Hofe, jedem Ader, 
jebem Gewäher eine feite Summe von Rechten und Laften zugetbeilt. Yür 
bas in eine räumlich-binglihe Sphäre gebundene Recht war ed num gleich- 
giltig, ob die Individuen und felbft die Generationen wechielten, ob bie Ge⸗ 
meinde von heute mit der Gemeinde ber Vergangenheit und ber Zukunft iben- 
tiſch war ober nicht. Die Marken und Höfe blieben jedenfalls feit uud un⸗ 
verrüdbar Tiegen, und damit war dem Recht, das ihnen zugebörte, bie Kon- 
tinuität von ber objektiven Seite ber gewahrt. So und fo allein konnte denn 
auch das Mittelalter des abſtrakten Gefehesgebantens entbehren. Denn wenn 
das Mittel der Hinaushebung in die Sphäre bes Geſetzes ba, wo ein ſtetiges 
und bleibendes Recht gefhaffen werden follte, verfagt war, jo erreichte man 
basjelbe durch das Mittel der Verknüpfung von Rechten und Freiheiten mit 
Marken und Höfen. Unb während es fo feinen abftrakten Staat, Teine ab⸗ 
ſtrakte Körperfchafts ober Anftaltsperfon und Fein abftraktes Recht gab: Eonnte 
troßdem vermoͤge des echtes ber Grundftüde bie mittelalterlidhe Rechtsord⸗ 
nung jene Ständigkeit erlangen, welche zulegt fo vielfach zur Starrheit wurde. 

VI Dem Rechte der Grundftüde war, was fchließlih noch erwähnt wer- 
ben muß, vielfah dad Recht einzelner Liegenfhaftliher Gerechtſame 
analog. Die einem Grundſtück zugehörenden Rechte und Pflichten gehörten 
ihm nicht ungegliedert, fondern in organijchen und gegliederten Kompleren zu 
So waren innerhalb biefer Sphäre beftimmte Hanptrechte ober Rechtsinbe⸗ 
griffe die Mittelpunkte und Träger engerer an fie angeichloßener Sachſphären. 
Da aber, wie wir gejehen haben, Gerechtigkeiten jo gut wie Grunbftüdke 
Sachen waren, fo Tiefen fi auch die Gerechtigkeiten mit ben ihnen zugehö- 
rigen Inbegriffen für fich allein als objektive Einheiten vorftellen. Ste konnten 
nun in dieſer ihrer DVerfelbftändigung entweber als befondere liegenſchaftliche 
Gerechtſame von den Grundſtücken getrennt werben, oder es konnte fogar das 
Grundſtück, deſſen Pertinenz fie zuerft gewefen waren, umgelehrt als ihr Aus- 
fluß und ihr Zubehör erfcheinen. Soldye Gerechtigkeiten mit Zubehör waren 
dann genau in demfelben Sinne wie bie räumlich⸗dinglichen Einheiten ge- 
ſchloßene und gegliederte Sachſphären. Auch bie in ihnen enthaltenen ein- 
zelnen Objekte traten den Perfonen gegenüber in eine gewiße Mittelbarleit 
zurüd; auch fie überbanerten und überragten in ihrer objektiven Einheit und 
Kontinuität Die wechſelnden Subjekte; auch fie bedingten und beftimmten bie 
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Perfönlihfeit tergeftalt, daß dieſelbe infeweit une als ihre Trägerin und 
Bertreterin erſchien. 

Eine ſolche Berjelbftändigung erfuhren z. B. mehr ober minder alle 
Herrichaftögewalten, die Reichegewalt felbft, die Herzogswürde, die Landes- 
bobeit; ferner die einzelnen Hoheitsrechte und Regale, Gerichtsbarkeiten, Heer- 
bannrechte, Schirmvogteien, Patronate; die von einem Regal abgeleiteten Ge 
rechtigkeiten, wie Zoll-, Mühlen-, Fähr⸗, Salz, Gewerbegerechtfame; ſodann 
vor Allem bie herrſchaftlichen und oͤffentlichen Aemter; enblich, ſoweit fie als 
treanbare Rechtſamen, Weren, Meenten u. f. w. in ben Verkehr Tamen, bie 
Genoßenrechte jelbft. Derartige Rechte wurden für fidh erworben, beſeßen und 
verloren, je nach ben Umftänden auch veräußert, verliehen, vererbt und ge 
theiit1®), während ihnen beſtimmte ypolitifche und nutzbare Befugniße und 
Pflichten, Gefälle und ganze Vermoͤgenskomplexe ald unfelbftändiges Zubehör 
folgten), Man fagte daher auch von ber Gerechtigkeit, etwas gehöre zu ihr, 
gehöre ihr, fei ihre Gewalt, ihr Eigenthum ober ihre Recht; fie fei befugt 
oder verpflichtet; fie wolle oder haudle im Hechtsleben 47), Bezüglich der 


) Bol. 3. B. Th. L 168 N. 80. 188—192. 196. 211f. 216 N. 80. 842f. 
868 N. 49. 370. 627. 629. 680; unten $ 11 N. 207—211. 236— 239; 8 18R. 
38f. 61—62. 69. 104—108; $ 18 u. 20. 

“e) Bol. 3. B. über dad Münzeramt u. feine Zubehörungen Th. I. 188 f.; 
über das Amt der Nicherzeche mit Zubehör Th. I. 342 N. 14; über die dienft⸗ 
mãnniſchen Erblehen an Aemtern, Ehrenrechten und Nutungögerechtfamen und bie 
Damit verbundenen Güter Ennen, Köln I. 434—435 ; über bie ſchleſiſchen Erb⸗ 
vogteien u. beren Zubehör Tzſchoppe u. Stenzel, Einl. 181—182. 

16), Bol. z. B. Url. v. 12925. Tzſchoppe u. Stenzel 417: quod ad 
enndem advocatiam ex pristina locatione haec debent pertinere: tres mansi 
liberi et unus censuatus .. molendinum . . tertius denarius u. |. w. Bgl. 
1292 u. 1295 ib. 418 u. 426. W. v. Obernaula b. Grimm III. 332 (1419): 
was rechtes, herschaft u. gewonheit he und die graveschaft z. Z. in dem ge- 
richte z. OL. hetten o. haben sulten? Alle Rechte werden fodann gewielen dem 
junker und siner graveschaft. Bgl. 1402 ib. 167 $ 12: redditus advocatiae. 
Ib. 168 f.: Rechte, bie „der Frie sivel“ bat. Alle Eingefeßenen beftimmter Kirch- 
fpiele „, sind schuldig, dem frien stoel to folgen“, er hat das Halögericht über 
fie und bezieht die Bußen. Ib. IV, 154: walth, der desz meyerthum anhört. 
V. 180: die reht, die daszelb portenamt hette; ebenfio daz meieramt. 264: 
herrlichkeit u. alt herkommen der . . vogtei. 287: Hegung eined Gerichts im 
Namen deö Herrn, der reichöfreien Genohen und Kehnträger und im Namen bed 
Serichtä felbft mit aller von Alters her auf ein ehrbares Gericht gelommenen u. erwachſe⸗ 
nen Gerichtögerechtigkeit und Freiheit. Vgl. ib. 664 85: mehr ander herlichkeit hat 
daz büttelampt. 336-—338: gerechtigkeit des fahrs zu O. Ebenfo die gerechtigkait 
w gewohnhait des fars zue R. ib. 221 $ 20, vgl. 8 21—25; auch I. 81-82. 
620. IH. 699 f.: dasselb unser urfar hat das recht. Ueber die Zugehörigkeit 
beftimmter Lehngüter zu beftinnmten Aemtern vgl. I. 24. 677 f. 692. 726 f. 749. 
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„Krone,” des „Amts? und in ähnlichen Fällen bat fich ein folder Sprach⸗ 
gebrauch fogar bis heute erhalten. 

Auch diefe Erhebung unperfönlicher Gerechtſame zu Mittelpuntten in fih 
gegliederter und nad außen geſchloßener Sachſphären gewinnt für uns ba- 
durch eine beſondere Wichtigkeit, daß fie in ganz ähnliche Beziehungen wie 
Marken und Höfe zu Perfonenverbänden traten. Das einer Gefammt- 
beit zuftehende Amt, Gewerberecht ober Nutzungsrecht, urſprünglich durch die 
perjönliche Gliederung bedingt und beftimmt, Tonnte auch Hier dem perſön⸗ 
lichen Berbande immer felbftändiger gegenübertreten, ihn bedingen und be- 
flimmen, ja zulegt ihn zu einem bloßen Ausflug und Mittel für fih her⸗ 
abfeben. 

Bon ber objektiven Einheit Tiegenfchaftlicher Gerechtiame war dann end» 
lich der Uebergang zu einer objektiven DBermögenseinheit nicht ſchwer zu voll- 
ziehen. Hier lag daher die für das heutige Recht fo wichtige Möglichkeit 
porgebildet, daß auch ein Kapital, ein beftimmter Vermoͤgenswerth das bebin- 
gende und beftimmende Subftrat eines Perfonenverbandes werbe. 


II. Der Begriff des Rechts. 
87. 


Da die Begriffe der Perfon und der Sache den Begriff des Rechts 
vorandfeßen, haben wir bereits mehrfach auf die Eigenthümlichkeit der beut- 
hen Rechtsidee eingehen und fowol ihr Verhältniß zur Rechtsidee andrer 
Bölker erörtern, als ihren geſchichtlichen Geftaltungsgang andenten müßen. 
Es erübrigt, um den Abſchluß der für die Geſchichte des Körperfchaftäbegriffs 
erheblihen Grundbegriffe zu finden, die Hauptmerkmale der urfprünglichen 
Rechtsidee unſeres Volkes zu firiren und die Richtung ihrer Fortbildung zu 
bezeichnen. 

L Hauptcharakterzug unferer Rechtögeichichte ift, daß bei und, während 
die römiſche Entwicklung mit der ſcharfen Gegenüberftellung von Geſetz und 
Befugnig begann, Jahrtauſende lang die Eine Idee des Rechtes ben unent- 
wickelten Gegenfat des objektiven und des ſubjektiven Rechts umfpannte. 
Das Recht wurde gleichzeitig als eine höhere, dem meunſchlichen Willen über- 


II. 803. 517. IV. 424 8 5—7 (1296); bef. 1801 Ib. I. 680 $ 17, wonach bie 
Schulen, Meier u. Büttellehen ledig find, swel hant erstirbet, die da lihet o. 
enpfahet die ambacht, das schulteissentum, das meiertum o. das gebutteltum; 
in Efchen ib. V. 424 $ 5 find fogar kelnhof, vorsterlehen u. mälli jährlich 
ledig. Bol. auch W. v. Berfe (18. J.) ib. 1. 692-694 über die Rechte, quae ad 
officia pertinent; u. ib. 728 u. 677 f. über die Abgaben und Pflichten vom ban- 
wartum, meiertum u. andern Yemtern. 
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georbnete Macht und als ter Inbegriff der menſchlichen Willensbeziehungen 
vorgeftellt, ohne baf man im Stande gewejen wäre, beide Seiten bed Rechts⸗ 
begriffes in der Abftraktion zu trennen und im Leben zu begrenzen!),. Das 
deutiche Bewußtſein entbehrte freilich uie, wie man wol behauptet bat, ber 
Borftellung eines objektiv bindenden Geſetzes): aber dieſe Verftellung blieb, 
ftatt in die Sphäre eines reinen und felbftändigen Begriffs erhoben zu wer- 
ten®), in dem fubjeltiven Freiheitsbegriff fteden und durch ihn gebunden. 


) Wenn Zöpfl, R. ©. II $ 1, das römische Recht vom Geſetzesbegriff, das 
Deuifche Recht vom Freipeitsbegriff ausgehen Täßt, fo liegt darin das Richtige, daß 
die Neigung zur Boranftellung bed einen Begriffe in jedem der beiben echte von 
Anfang an ſich wirkfam zeigt. Wenn er aber (ib. Rr. III) behauptet, urfprünglich 
habe dem beutichen Recht „der objektive Rechtsbegriff faſt gänzlich und jedenfalls 
in einer ſolchen Weife gefehlt, wie dies im r. R., in weichem diefer letztere Begriff 
voranftand, hinfichtlich des fubjeftiven Nechtäbegriffes niemals der Ball geweſen ift“ 
(vgl. dazu ib. $2 Nr. II), und wenn er darin eine „angeborne Einfeitigleit” ber 
Nation findet, die den Keim ihrer eignen Ueberwindung in fi trug (ib. $g1 Nr. IV), 
fo tft Dies ſchief. Denn charakteriftifch für das ältere deutſche Recht ift nicht der 
Mangel des objektiven Rechtsbegriffs, ſondern der Mangel des Gegenſatzes zwiſchen 
objektivem und fubjektivem Recht, während die frühe und fchroffe Ausprägung biefes 
Gegenſatzes ben römifchen Rechtöbegriff harakterifirt. Der abſt rakte Gefebesbegriff 
war es, ber uns fehlte: genau ebenfo aber fehlte ein abſtrakter Sreiheitsbegriff. 
Und wenn wir Heine freie und unabhängige Geſetzesnorm im römiſchen Sinne 
kannten, fo war uns ebenfalls eine freie und reine Befugniß im römifchen Sinne 
unbelannt. Weit entfernt, einfeitig zu fein, ift alfo vielmehr die deutſche Rechtsidee 
gegenüber ber frühreifen, aber einfeitigen Logik des Romers die tiefer und voller 
veranlagte. Denn ftatt der Ausprägung fuchte fie bie Ueberwindung des Gegenſatzes. 
Und nicht „der Sieg des objektiven Nechtsbegriffs über den ſubjektiven“ (ib. $ 1 
Nr. V), fondern bie trotz endlicher Scheidung erftrebte Verfühnung von Belek und 
Freiheit bildet „deu Kern der innern Geſchichte des beutfchen Nechts”. 

3 Schon in den Volksrechten, weit mehr noch in den fränkiſchen Kapitularien 
tritt der Geleheöbegriff neben der Auffaßung bes Rechts als vertragsmäßiger und 
herrſchaftlicher Berhältniße deutlich zu Tage. Ebenſo im fpäteren Mittelalter. Das 
zeigt ſich 3.2. in der Zurückführung bes Rechtes auf Gott. Man vgl. die von 
Graf u. Dietherr S. 1f. Nr. 1—11 gefammelten Sprücdywörter, weldye Gott ala 
Recht oder ald Anfang alles Rechtö bezeichnen. Ebenſo in den Rechtsbüchern, 3. 8. 
Sachſ.ſp. Borr. 22: got is selve recht; Spiegel beut. Leute 35: swer gott 
minnet, der minnet reht; Fl. Kaiferr. (E.) I, 1: reht .. ist eine sture u, eine 
grundfeste aller guten dinge. Auch wird im Volksmunde dad Recht mit ber 
Wahrheit identificht (Graf u. Dietherr a. a. DO, Nr. 23—29), das natürliche 
Recht über bie Sabung erhoben (ib. Nr. 15—17), das Recht ald Schirm ber Un- 
ſchuld gepriefen (Mr. 105), die Gleichheit des echtes für Alle hervorgehoben 
(Nr. 4044). Ja es heißt ausdrũcklich „Wille ift nicht Kandrecht" (Mr. 45—47) 
mub „durch das recht sind funden alle recht“ (Nr. 14), fo daß fi das Recht 
und die Rechte ſchon nicht mehr zu decken fcheinen. 

2) Wie dies z. B. nad) Sohm von je geichehen wäre, 


128 Die Grundbegriffe des Altern deutſchen Rechts. 


Das Geſetz felbft ſchien daher von anterer Seite ber nur ein ſubjektives Recht, 
eine Freiheit zu fein; es war ein Anſpruch des Herm ober der Geſammtheit 
gegen die Berbanbegenofen, eine Freiheit des engeren Gebietes gegen bad Reich, 
ein Privileg der Stände gegeneinander. Umgekehrt blieb hinwiederum ber 
Sreiheitebegriff gebunden durch das in ihm ſteckende objeltine Moment, durch 
bie Beziehung auf eine höhere Willensorbnung, fo daß es unmöglich war, den 
Iubegriff der ſubjektiven Nechtöbeziehungen nach römifcher Weife in ein Kon- 
glomerat einfettiger Befugnibe aufznlöfen. 

Auf das Dentlichfte tritt und noch in den fpäteren Weisthümern ber 
Landlente der völlige Mangel einer Trennung von objektivem und fubjeltiven 
Recht entgegen. In bunter Miihung werben bier Satungen und Einzel» 
beziehungen, Normen für Familien⸗ oder Erbrecht und der Inhalt ber auf 
einem beftimmten Grunbftüc laftenden Dienftbarkeiten, Feſtſetzungen über die 
Breite eines beftimmten Weges und über bad Duantum und Quale der Ab» 
gaben eines beitimmten Bauern vorgetragen. Gewohnheitsreht und Unvor⸗ 
denklichkeit, Küren und Verträge, ein Bergleich über einen Streitfall und ein 
bie Dorfverfaßung abänternder autonomifcher Akt erſcheinen durchaus als 
gleihgeartete Titel für die Begrüntung oder Aufhebung von Recht, ohne daß 
man fi) bewußt wird, daß in dem einen Fall Rechtönormen, in dem andern 
Rechtsverhältniße entftehen. Jede Rechtebeziehung zwijchen zwei Landleuten 
oder den Landleuten und ihrem Herrn hat etwas von einer Sabung an fidh 
und wird bamit der Sphäre des freien Willens irgendwie entrüdt; jede auf 
Gewohnheit, Anordnung oder Küre beruhende Satzung erſcheint umgelehrt 
zugleich als fubjektive Berechtigung des Herrn oder der Gemeinte, tft eine 
Herrſchaftsbefugniß jenes oder eine Freiheit dieler, eine Gerechtigkeit des Hofes 
ober ter Marty. Was aber bier bi8 an die Grenze unferer Rage lebte, war 
einft die alleinige und allgemeine Anſchauungsweiſe unferes Volks. 

Weil nun aber dieſe ungleichartigen Beſtandtheile der Einen Rechteidee 
durch Feine begrifflihe Grenze in ein feftes Verhältniß zu einander gejegt 
werben fonnten: war mit ber heutfchen Rechtsidee zugleich die Gefahr einer 
dauernden Verſchiebung und Störung bes harmoniſchen Verhältnipes von 
Geſetz und Freiheit gegeben. Die Eutwidlung unſeres Volks im Sinne bed 
Subjektivismus, der Mannichfaltigkeit und der Inbivibualfreiheit fand, als fie 
ih auf das Recht übertrug, Tein Gegengewicht an einem unverrüdbaren und 
einheitlichen Geſetzesbegriff. Das Recht Iöfte fih in Rechte auf, bis es 
nur noch in der Idee ein gleiches und gemeines echt, in Wirklichkeit nur Die 
zahlloſen individuellen Rechte, Freiheiten, Privilegien und Sonderbefugniße der 
Stände, Herren und Genoßenſchaften, der Marken und ter Höfe gab. 

Zuerft die Städte überwanden für ihr inneres Leben bie Abforption bes 
Geſetzes durch Die Rechte, indem das Stadtrecht als eine für Alle gleiche und 


%) Näheres unten in $ 17. 
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Alle bindende Norm von ber Summe der fubjeltiven Rechte gelöft ward. 
Allein die Stadt war nur ein enger Kreis und nur nach innen war ihr Recht 
wahres Geſetz, während es ſich nach außen gleichfalls nur ald Inbegriff kor⸗ 
porativer und ftändifcher Freiheiten darftellte Die Anfänge einer Verallge⸗ 
meinerung bed nenen Gebantens auf rein nationaler Grundlage find bann 
zwar zu bemerken: vollendet aber wurbe auch hier erft durch den Einfluß ber 
römifchen Rechtsidee die Erhebung des allgemeinen und gleichen Geſetzesbegriffeb 
über die Rechte. Seitdem ift die ſcharfe Gegenüberftellung des objektiven und 
bes fubjektiven Rechts auch bei uns zur Grundlage alles Rechtslebens geworben. 
Allein während bie Römer beim Gegenjat ftehen blieben, erfennen wir in ihm 
zulegt nur die Glieder einer höheren Einheit und fuchen das Ziel alles Rechte 
in der ſchließlichen Verſoͤhnung von Geſetz und Freiheit. Auch bier aljo ift 
die urjprüngliche Anlage unferer nationalen Rechtsidee burch den Biftorifchen 
Proceß entfaltet, wicht zerſtoͤrt. 

IL Beniger noch wurde vom älteren Bewußtſein bas Recht in abstracto 
und das Recht in concreto geihieden, was ohne die vorangehende Scheidung 
son Norm und DBefugniß, von Nechtsinftitut und Rechtöverhältnig gar nicht 
möglich ift. 

Zwar fehlte Teinem Zeitalter die Idee eined einigen und untheilbaren 
Rechtes, das fogar auf Gott felbft zurüdgeführt, ja mit Gott ibentificht 
wurbe®): aber diefes Eine Recht ift eben auf der andern Seite nur ber In⸗ 
Begriff aller geltenden Satungen und Gebote Diefe einzelnen Satzungen 
ferner ftehen unter einander zwar im Berhältnig der Gliederung, des näheren 
oder entfernteren Zufammenhangs: allein das tft noch etwas Thatjächliches und 
Lebendiges, nicht hat wie heute die Abftraktion daraus den Begriff des Rechte. 
inſtitutes gebildet, welches nun als ein in fih geſchloßener organifcher Kom- 
pler abftrafter Regeln dem Leben gegenüber eigne Macht und Bebentung 
gewinnen kann. Deshalb ſteckt auch zwar im Recht ein Syftem wie in ber 
Volkoſprache Grammatik ſteckt: aber es giebt feine bewußte Syftematif und 
keine ſyſtematiſchen Rechtsaufzeichnungen. Ja bie einzelne Rechtsnorm felbit 
wird kaum als abftrafte beftändige Regel von ihren einzelnen Anwenbunge- 
fällen unterjchieben, fo daß in denfelben Berfammlungen und wefentlich gleichen 
Formen Rechtserzengung und Rechtiprechung vor fi) geben, Geſetze und Urtel 
faft die gleihe Natur haben. 

Wenn aber die Scheidung des Abſtrakten und Konkreten bezüglich bes. 
objektiven Rechtes nicht vollzogen ift, kann fle noch weniger bezüglich der fub- 
jektiven Rechte und Pflichten und ber aus ihnen zuſammengeſetzten Rechte 
verhältniße vorgenommen fein. Man bat daher noch nicht von der Summe 
ber Tonkreten Berhältnite den abftratten Begriff eines Rechtsverhältnißes als 
des fubjektinen Korrelats eines beftimmten Rechtsinftituts gelöft. 


9 Bgl. Rote 2. 
I. 





130 Die Grundbegriffe des Altern dentſchen Rechts. 


II. Mit diefen Unvolllommenheiten hieng ber ſchon oben beſprochene 
Mangel eines einheitlichen, objektiven und abſtrakten Principe über den Gel- 
tungsöbereich bes objektiven Rechtes zufammen. Alle Rechtsfätze galten 
entweder als das Beſitzthum eines beftimmten Perſonenkreiſes ober aber als 
Zubehör von Grund und Boden, und danagch entſchied Perjonalität oder 
Dinglichkeit, bid mit ber Veränderung und Entfaltung der Rechtsidee dad 
Princip der Verritorialität entwidelt warb. 

IV. Die deutſche Rechtsidee war jedoch nach ihrer ſubjektiven Seite hin 
tiefer und vielfeitiger als die römifche veranlagt. Denn während das roͤmiſche 
Recht ein Syſtem von einfeitigen Befugnigen war, baute fich das beutiche 
Recht auf dem Gedanken ber Gegenfeitigfeit als ein Syftem von Red. 
ten und Pflichten auf Das Recht warb nicht als abjolnte, fondern als fitt- 
Tich-befchränkte Willensmacht, als gegenfeitige Beziehung verjchiedener Willen 
zu einander, vorgeftellt. Dem Römer war jedes Recht au fich eine reine und 
ſchrankenloſe Befugniß, welche nur von außen ber burch andere Befugniße 
beichränkt oder durch gleichzeitig begründete Pflichten bedingt werben konnte: 
für die germaniſche Auffaßung trug jedes Recht in fidh jelbft die Schranfe 
über welche hinaus es fidh zu Unrecht verkehrt hätte, und es enthielt ala we- 
fentliches und nothwenbiges Korzelat der Befugniß zugleich die Pflicht in fich, 
bie nur die andere Seite berfelben Beziehung zu fein ſchien. Diefe Einheit 
von Recht und Pflicht, die vielfach ſogar bis zu einer Spentität der Namen 
führte, ift zu allen Zeiten ein Grundzug unferes Rechts geblieben. Sie ift 
noch mit unfrer heutigen Anſchauungsweiſe fo unlöslich verwebt, daß es und 
faft als felbftverftännlih gilt, Rechte und Pflichten aus einander abzuleiten 
und nah einander zu bemeßen, und daß wir geneigt find, überall, wo uns 
die entiprechende Kehrfeite nicht deutlich entgegentritt oder beide Seiten im 
unrihtigem Verhaͤltniß zu ftehen fcheinen, das echt für ein ungerechtes Pri- 
vileg oder die Pflicht für eine unbillige Laft zu erklären. 

Man bat bisweilen, indem man die Rechtsidee mit vollem Fuge auf die 
Freiheitsidee zurücführte, mit Unrecht aber den urfprünglichen Sreiheitsbegriff 
der Germanen ala Willkür beterminirte, in dem ſubjektiven und zunähft nur 
durch das Maß der eignen Kraft begrenzten Belieben des Einzelnen die Duelle 
ber beutfchen Rechtsidee finden wollen.) In Wahrheit trag ber germaniſche 


%) Am ſchroffften Rogge u. Zoͤpfl. Dem Lebteren (8 2) ift „das älteſte Recht 
ber germanifchen BVölter . . eine Art von Recht bes Stärkeren”, das dann „Kaifer 
und Fürften" mühſam unterbrüdt haben. Selbſt im Herlommen findet er noch 
„den Charakter eines Nechtes bed Stärkeren’. Er befinirt dann Tonfequent bie 
Grundbegriffe unferes Rechts (8 4) ald reine Befugnißbegriffe, insbefondere Munbium 
und Gewere als Vertheidigungsbefugniß von Perfonen u. Bertheidigungsbefugniß 
von Sachen‘. — Als wenn ein Recht des Stärkeren überhaupt ein Recht wäre! 
Nach biefer Auffaßung fehlte den Germanen überhaupt bie Rechtöidee, bie Taiferliche 
n. fürftlige Verordnungen fie ihnen aufoktroyirten. 
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Freibeitöbegriff von je die Schranke eines objektiven, durch das fiittliche Ge- 
meinbewußtjein gegebnen Maßes in fidh, nnd fo weit die Geltung des indi- 
vibuellen Beliebens von der Anfchaunng des Traftuollen und ungebändigten 
Volkes auögebehnt werben mochte, jo heilig und unverrädbar galten ihr die 
Grenzen, welche der Sittlichleitsbegriff ber Willfür zog. War nun aber bie 
germanifche Freiheit nicht die abjolute, ſondern die durch das filtlihe Gemein- 
bewußtfein begrenzte Geltung bes einzelnen Volksgenoßen, fo mußte aud die 
Rechtsidee fofort in einer Yorm in das Vollsbewußtſein treten, welche ber 
Beſchränkung der Befugniß durch das Recht ber Gemeinſchaft und der Ge 
noßen Ausdruck gab. Es entfpracdh der tieferen und volleren Anlage unferes 
Bolkes, daß es dieſe Beſchränktheit und Bebingtheit ber Befugniß in ben 
fubjeftiven Rechisbegriff felbft verlegte, während bie Römer das ſubjektive 
Recht mit fchneidender Schärfe als einfeitige und bebingungelofe Befugniß 
binftellten, um es nur von außen ber durch ben Geſetzesbegriff und Durch fremde 
Befugnige einzufchränten. Auch bei den Römern wurden freili in vielen 
Beziehungen bie jchroffen und abjoluten Befugnißbegriffe bed imperium, bes 
dominium, der potestas u. |. w. im Leben durch die gute Sitte der Älteren 
Zeit und durch das bonum et aegnum gemildert und mit der Sittlichkeit 
verföhnt: höher aber und zu reicherer Kultur befähigend war bie germaniſche 
Rechtöibee, welche von vornherein in ber Willensherrihaft die Willendbe- 
ſchränkung, in ber Befugniß die Pflicht mitdachte, welche das imperium durch 
das teutiche Herrſchaftorecht, die potestas durch das Mundium, das dominium 
durch die Gewere und das Eigen erfehte, und welche überhaupt weder im 
Öffentlihen noch im privaten Recht eine einfeitige und ſchrankenloſe Macht 
fei es einer Geſammtheit oder fei ed eines Einzelnen zuließ. 

V. Bor Allem endlih umfaßte die germanifche Rechtsidee, weil fie nicht 
die Sphäre des Individuaiwillens, fondern die gegenfeitige Beziehung aller 
Billen zum Ausgangspunkte nahm, von je in gleicher Weife öffentliches 
und privates Redt. 

Hente find und öffentliches und privates Recht die beiden verfchieben ge- 
arteten Seiten bes Einen Rechts. Ehe wir indeß zu biefer Auffaßung ge 
langen Fonnten, mußten wir einen weiten und vielverjchlungenen Weg zurüd- 
legen, auf deſſen erfter Hälfte wir die Einheit der Rechtsidee mit ber begriff- 
lichen und praktiichen Bermifchung des öffentlichen und privaten Nechts erkan- 
fen mußten. Um die höhere Vollendung der Rechtsidee zu erringen, mußten 
wir länger als irgend ein auderes Volk der Staatsidee entbehren. Wir muß- 
ten, um zur emblihen Harmonie zwiihen Allgemeinheit und Einzelnen zu 
kommen, lange Zeit hindurch Die Fortſchritte des Gemeinlebens den Vortſchrit⸗ 
ten des Einzellebensd opfern. Ja wir mußten und fo tief in den Ausbau 
der Individnalrechte verlieren, daß wir endlich nicht ohne das Hülfsmittel 
fremder Ideen die begonnene Erhebung zur Einheit und Allgemeinheit und 

9% 
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bamit die Trennung des öffentlihen Rechts vom Privatrecht zu vollziehen 
vermochten. 

Bis zu den Veränderungen, welche im Innern der Städte ihren Anfang 
nahmen, gab es nur ein einziges einartiges Recht. Dieſes Recht umfaßte 
ſowol den Stoff bes öffentlichen wie ben be privaten Rechts, die Ju⸗ 
dividualverhaͤltniße wie die Allgemeinverhältnige: aber es umfaßte fie in unge 
trennter und untrennbarer Vermiſchung. Die Trennung und ungleichartige Behand» 
Iung beider Gebiete war gar nicht möglich, fo lange im Perfonenbegriff bie indi- 
viduelle Seite und die Seite, Allgemeinheit oder Glied einer Allgemeinheit 
zu fein, zujammenfielen. Vielmehr gab es nur ein einziges allumfahendes 
Recht, das durch und burd die Merkmale eines wahren Rechtes an ſich trug, 
dad aber weder Öffentliches noch privates Recht, wenn auch Keim und Mög 
lichleit von Beidem war. 

Diefes eine Recht konnte nun zwar in feinen Beftandiheilen von fehr 
verjhiebenem und im Laufe ber Zeit mannichjach wechielndem Charalter fein ; 
und es Eonnte dabei im Einzelnen bezüglich der es beherrſchenden Grund⸗ 
jäge bald mehr dem bentigen rein öffentlichen Recht bald mehr dem reinen 
Privatrecht ähneln. Allein, was darüber entichieb, war nicht der principielle 
Geſichtspunkt der objektiven Notbwendigkeit in dem einen umb ber JIndivi⸗ 
bualfreiheit in dem andern all, ſondern hieng von einer Reihe äußerer Um⸗ 
fände und namentlich von der ungleichen Geltung perjönlicher oder dinglicher 
Momente bei den einzelnen Suftituten und in den verfchiebenen Zeiten ab. 
Se mehr im Sinne ber patriarchalen Lebensformen noch bie perfönlichen Ber- 
hältnige, welche aus der Samilienverbindung hervorgegangen oder analog ge- 
bildet waren, den Bau bes Rechtes beſtimmten, deſto mehr ähnelte dasjelbe 
dem heutigen öffentlichen Recht. Denn indem bie perfönlichen Merkmale der 
Geburt und Abftammung, der gefornen ober angebornen Treuverpflichtung, 
ber Wahl durch die Genofen u. f. w. bie Vermoͤgensrechte vielfach nach fich 
zogen, mußte das Recht ohne Rüdficht auf feinen vermögensrechtlichen Gehalt 
fich vornemlich an die Organifation ber perjönlichen Gemeinfchaften anſchließen. 
Auch der Privatrechtöftoff mußte folgeweife mehr ober minder durch perſoͤnlich⸗ 
öffentliche Verbältnige gebunden werden, wie dies namentlich in ber aufäng- 
lichen Untbeilbarkeit, Unveräuperlichkeit und auf wehrbafte und bintsverwanbte 
Männer beichränkten Vererblichkeit des Grundbeſitzes hervortritt. Je mehr 
aber in ber ferneren Entwicklung bie patrimonialen Lebensformen überwogen 
und demgemäß bie Beſitzverhältniße, weldde aus ber Bodenvertheilung hervor⸗ 
gegangen waren, ben Bau bes Rechts beftimmten, defto mehr näherte ſich das 
Weſen alles Rechts dem Weſen des heutigen Privatrechts. Perfönlich-öffent- 
liche Verbältnige, wie die Gewaltbefugnige und Aemter, die Dienfte und Ab⸗ 
gaben aller Art, die politiſchen Standesrechte u. |. w., folgten nunmehr in 
ihrer Rechtsnatur den DBermögensinbegriffen ober von ber vermögensrechtliden 
Seite aufgefaßten Gerechtſamen, mit benen fie in Verbindung gefeht wurben. 
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Zusbefondere z0g die veränderte Behandlung bes Grunihefigee, der in immer 
freierer Weiſe vererblich, veräußerlih und theilbar wurbe, eine entiprechende 
Behandlung aller mit ihm verknüpften öffentlichen Rechtöverhältnige nach fich. 
Das Recht wurde freilich niemals reines Privatrecht, ſondern blieb, wie es 
feinem Inhalt nah ſtets die gefammte Lebensorbnung ded Volkes umfaßte, 
fo feinem Weſen nad in den wichtigften Beitanbtbeilen, wie im Ständerecht, 
in den Grundſätzen über Erwerbung und Veräußerung der Grundftüde, auf 
fälliger nodh im Lehn- und Hofrecht u. ſ. w., durch politiſche Rüdfichten ger 
bunden. Allein im Ganzen trat bie privatrechtliche und vermögensrechtliche 
Seite aller Berbältnige mehr und mehr in den Vordergrund und keitimmte 
über deren fonftigen Gehalt, fo daß als letztes Ziel, welchem die Entwidlung 
zuzueilen ſchien, die Auflöfung der gefammten Rechtöordnung in eine Summe 
individueller Rechtsverhältnige aufgefaßt werben Tonnte. 

Erft feitbem durch das Bintreten ber Staatsidee in das deutſche Leben 
die begriffliche Trennung beöjenigen Rechts, in welchem die Perjonen ald In» 
dividuen gelten, von demjenigen Recht, in welchem fie ald Allgemeinheit oder 
als Glieder einer Allgemeinheit in Betracht Tommen, ermöglicht war, wurde 
diefer Weg wiederum verlaßen. Nunmehr konnte fich reines Privatrecht und 
rein öffentliches Recht entwideln und jedes von beiben fich jeinem inneren 
Weſen gemäß geftalten. Doch blieb im Wiberfpruh mit dem römifchemn 
Recht als Frucht des germanischen Urgebanfens die Einheit über ben Gegen- 
fäßen gewahrt, und es blieben fi deshalb auch thatjächlich öffentliches Recht 
und Privatrecht weit näher als bei den Römern. Im Privatreht waltet nun 
das Princip der Freiheit und der Beweglichkeit vor: aber das öffentliche Su» 
texeffe und ber Gedanke der vom Recht untrennbaren Pflicht ziehen bie 
Schranfen weit enger ala im römifchen Recht. Das öffentlihe Net wird 
in die Sphäre der Objektivität und Stetigkeit erhoben: aber es bleibt wirt. 
liches, gegenfeitiges und geſchütztes Recht, und es wahrt der freien Willens- 
beftimmung einen ausgedehnten Spielraum. 


Zweites Kapitel. 
Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


88. Im Allgemeinen. 


Bon den fo ermittelten Grunbbegriffen des älteren deutſchen Rechts haben 
wir nun denjenigen näher zu unterſuchen, welcher den noch unentfalteten 
Körperfchnftsbegriff im fich enthielt. Das aber ift der alte Genoßenſchafts⸗ 
begriff. 

Da wir das Weſen der alten Genoßenſchaft darin gefunden haben, daß 
bie Geſammtheit ſchlechthin, ohne Unterſcheidung ber einheitlihen und viel- 
heitlichen Seite, als Rechtsſubjekt gelegt wurde, haben wir die Rechtsſubjekti⸗ 
vität der Gefammtheit nach allen Seiten bin näher auseinanderzulegen. Da 
wir aber ferner bie Rechtöfubjeftivität überall durch objektive Momente be 
dingt und beftimmt fanden, haben wir mit der Betrachtung der Gefammt- 
heit ſtets die Betrachtung des objektiven Geſammtrechts zu verbinden. In⸗ 
dem wir ſodann nach dem Berhältnig von Genofenihaft und Geſammtrecht 
fragen müßen, werden wir einerjeit die Wirkungen zu unterfuchen haben, 
welche für das im eine genoßenſchaftliche Sphäre fallende Objekt die befonbere 
Beichaffenheit feines Subjektes Hatte, audrerſeits die Rückwirkung feftftellen 
müßen, welche tie einmal bergeftellte objektive Beichaffenheit der Geſammt⸗ 
rechtsſphäre auf die Geftaltung ihres genoßenſchaftlichen Subjektes hatte. In 
beiden Beziehungen endlich werben wir die Geſammtheit und das Gefammt- 
recht nicht ohne die Gegenüberftellung der Einzelnen unt ihres Sonderrechts 
firiren koͤnnen. 

Den Ausgangspunkt unferer Unterfuhung muß, wenn wir und an Die 
Bedeutung bed Rechtes der Grundftüde erinnern, das Gefammtredt an 
Grund und Boden bilten. Allerdings ift der Genofenfchaftöbegriff älter 
als das Grundeigenthum überhaupt und das Gefammteigenthum an der Mark 
insbefondere. Indeß die einfache Vorftellung der NRechtsfubjektivität der Ge- 
fammtheit in den vorgemeindlihen Bildungen, in Geſchlechtern und unan- 
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geiehenen Stämmen und Völkern, ift erftens ſchon dargelegt worden und fin- 
bet zweitens in ben mit Grund und Boden verknüpften Verbänden fih über- 
all wieder. Nicht bie Meberrefte der fich auflöjenden rein perjönlihen Ver⸗ 
bände, fondern bie von frifhem Leben erfüllten räumlich-dinglichen Genoßen- 
ſchaften enthalten in Wahrheit Die Fortſetzung und Fortentwicklung bes älteften 
Genopenfchaftsbegriffe. Und wenn zu den durch das Geſammteigenthum an 
einer Mark mehr oder minder geftalteten Genoßenſchaften fpäter wierer vom 
Boden unabhängige Genoßenſchaften treten, jo fuchen fih auch diefe zunächſt 
an den objektiven Begriff einer nah dem Borbild ber Mark gebildeten Ge- 
ſammtgerechtigkeit anzulebnen. 

Hauptquelle werben hierbei für uns aus einem hoppelten Grunde die Weis. 
thümer unb Urkunden über das ländliche Gemeinderecht bilden. Ein- 
mal deshalb, weil über audere Genoßenſchaften älterer Struktur auch nicht 
annähernd dad Material vorhanden ift, welches und bier geftattet, den Bil- 
bungögang des urfprünglihen und ungeſchulten Volfsrechtsbewußtfeins bis ins 
Kleinfte zu duschichanen und die Belege überall ans dem Bollen zu fchöpfen. 
Zweitens deöhalb, weil fi in biefen engften Kreifen in ungetrübter Reinheit 
bis in das 17. und ſelbſt 18. Jahrhundert die einft allgemeine Auffaßung 
von Genohenfhaft und Geſammtrecht, bie überall fonft lange vorher einer 
Umbildbung unterworfen war, erhalten bat, jo daß wir in manden Beziehun- 
gen bier vor unfern Augen ſich einen Proceß vollziehen jehen, der in vollkom⸗ 
men analoger Weife ſich vor vielen Jahrhunderten in den weiteren und hoͤ⸗ 
beren Lebenskreiſen unſeres Volles nollzogen hatte. Gelingt es uns baber, 
bie Lebensleime der deutſchen Genoßenſchaft in biefem Einen Yalle an ihrer 
Wurzel und in ihrem intenfivften Wirkungsbereiche aufzubeden, fo ha⸗ 
ben wir bamit von felbft die Baſis bergeftellt, auf welcher die Bilbung 
auch der höheren nub verwidelteren Gemeinfchaftsorganismen zu irgenb einer 
Zeit durch Entfaltung und Verzweigung ftattgefunben haben muß. 

Aber nicht blos hiſtoriſchen Werth hat eine nähere Unterfuchung biefer 
leicht zugänglichen, ihrem Bilbungsgehalt nad uralten und doch nach Zeit 
und Form verhältnißmäßig jungen Geftaltung von Genofenfchaft und Ge⸗ 
ſammtrecht: fie bietet auch ein ungemeines praktiſches Interefſe. Denn ein- 
mal liegt Hier der Schlüßel für dad Verſtändniß aller fo zahlreichen mober- 
nen Genoßenſchaftsformen, weldhe auf der organtichen Verbindung von Ge 
fammteinheitsreht und Gejammtvielbeitörecht beruhen und von ber alten Ge- 
noßenichaft fich nur dadurch unterfcheiben, daß das früher Vermiſchte begriff 
lich geſchieden und nad feftem Princip gegen einander abgegrenzt iſt. So⸗ 
dann aber finden wir bier das Prototyp aller Genoßenfchaften, für welche 
neben einem SPerfonenverbande zugleid eine objektive Einheit effentiellee Sub⸗ 
ſtrakt ift, fo daß nach der einen Seite bie territoriale Bafis der öffentlichen Ge⸗ 
bietstörperfchaften bier anknüpft, nach der andern Seite der Aufbau einer 
Körperfchaft auf dem Fundament einer privatrechtlichen Sacheinheit und inf. 
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beſondere die Struktur des Aktienvereins und andrer Vermögensgenoßenſchaf⸗- 
ten hier Vorbild und Wurzel und hier allein die Moͤglichkeit vollkommenen 
Verſtaͤndnißes hat. 


89 Das Geſammtrecht am liegenden Gut. 


Das Geſammtrecht am liegenden Gut ift gleich alt mit dem Recht an 
Grund und Boben überhaupt!). Alles Recht an Grund und Boden, ſobald 
es zur Gntftehung und zum Bewußtjein kam, fpaltete fi in Folge ber ge 
noßenſchaftlichen Bewirthichaftungs- und Lanbvertheilungsformen fofort in 
Geſammtrecht und Sonberreht. Um daher vom liegenſchaftlichen Geſammt⸗ 
recht zu handeln, müßen wir zunächft auf Entftehung und Inhalt bes Tiegen- 
ſchaftlichen Rechtes überhaupt zurückgehen. 

A. Nomabifirenden Voͤlkern ift, weilfle einmal thatjächlich die Erde noch 
nicht beberrichen und zweitens ber Boden an fich für fie noch kein werthuolles 
Gut ift, ein eigentliches Orundeigenthum unbekannt. Die Erde gilt ihnen 
noch, wie und Luft und Meer, als freie und herrenlofe Natur, die ihre Er⸗ 
zeugniße Jedem freiwillig ſpendet, der fie ergreifen kann und will, Doch ken⸗ 
nen fie immerhin ſchon, wenn auch Fein nad innen gefehrtes Eigenthum, fo 
hoch ein nach außen wirkſames Machtrecht über räumlich abgegrenzte Stätten 
und Gebiete. Der Einzelne hat wenigftens vorübergehend die Stätte inne, 
auf die er fein bewegliches Haus feßt; Horben und Stämme betrachten ihre 
Jagd⸗ und Weidebezirke als ein ihnen gehöriges und gegen die Nachbarn ab- 
gefchloenes Gebiet. Einzelne und Gefammtheiten, wenn fie den Einbring- 
ling abwehren, ſchützen freilich nicht ein gefondertes und felbfländiges Befig- 
tbum, welches in einem Stüd ber Erbe als folder beftünde: aber fie ſchützen 
bie Grenzen, innerhalb deren fi ihre perſoͤnliche Macht entfaltet. 

Anders wird es, jobald der Aderbau eine höhere Bedeutung gewinnt. 
Nun tritt die Erde aus der Reihe ber freien Naturmächte heraus und fügt 
fih menſchlichem Willen. Sie wird dem Menſchen dienftbar, daher zum Herr⸗ 
ſchaftsobjekt geeignet. Zugleich erlangt fie die Bebeutung eines an fich werth⸗ 
vollen Gut. Denn Werth verleiht ihr zunächft die in fie hineingeftedkte 
Kulturarbeit, Werth bald auch die Lage, natürlide Beichaffenbeit und Sel⸗ 
tenheit. So wirb ein intenfives und jelbftändiges Recht am Boden und allen 
mit ihm verbundenen Sachen möglich. 

Zunächft jedoch fehlt es, wie dies dem Gharakter des deutſchen Rechts 
entipricht, an einem abftraften Begriff und Wort, um biefe neue Beziehung 
des Menſchen auf die ihm unterworfene. Erbe auszubrüden. Daber fehlt es 
auch zunächſt an begrifflicder Unterjcheidung und Begrenzung der verſchiedenen 
Seiten und Beitandtbeile des Rechtes an Grund und Boden. 

I. Der exfte fefte Mechtsbegriff, welcher aus ber Fülle ber konkreten Be 
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ziehungen zu ben Grundftüden im bentichen Recht heraustrat, war der Be⸗ 
griff der Gewere. Sm ihm wurbe, wenn aud in zahlreichen Anwendungen 
umb Nünncen, die äußere und formale Seite der Sachherrſchaft felbftändig 
gefaßt. Der von der Volle ober Stammesgemeinihaft dem unter ihrer Ge⸗ 
währleiftung mit dem Beflg Bekleideten gewährte Schuß, — der Anfprud 
bes Beſitzers auf Vertretung, Bertbeibigung und Verfolgung feiner Sache, — 
das faktiſche Verhältnig des Befikers zu dem Grundftück und feinem Nuten: 
das find die Momente, welche ſich in der Gewere zu einem einheitlichen Be⸗ 
griff verbinden ober doch verbinden können. Je nad dem Hervortreten und 
ber ungleichen Beichaffenheit eines diefer Momente nimmt dann auch die Ge⸗ 
were ihre im Einzelnen fo verfchiebenartige Faͤrbung und Bedentung an: mag 
nun babei ber Eintbeilnngsgrund von der ſchützenden Gemeinihaft genommen 
werben (land-, lehn⸗, hofrechtliche Gewere); oder mag auf den ungleichen 
Urfprung (faktifchen Befitz, gerichtliche Anflaßung, Zeitablanf) und die ungleiche 
Sutenfivität des Schutz- und Bertheidigungsanfpruchs geſehen werben; oder 
mag die Beichaffenheit der in ber Gewere formalifirten Herrihafts- ober 
Nutungsbefugnige in Betracht kommen (eigenliche, pfandliche, erbliche, nuß- 
liche, Zins⸗ Vogtei-, Renten, Gerichte, Vormundſchaftsgewere u. ſ. w.). Im⸗ 
mer ift in allen ihren Anwendungen und Wirkungen die Gewere weber ber 
Gegenſatz des Sachenrechts noch mit dem Sachenrecht identifch: fie tft viel- 
mehr eine für fich aufgefaßte beftimmte Seite bes Sachenrechts, indem in 
ihr das formale und nad außen gefehrte Element deffelben abgehoben und 
unter limftänden zu jelbftänbiger Geltung gebracht wird, Unberührt bleibt 
von ihrem Begriff die eigentliche Subftanz, die nach innen geehrte Seite bes 
Sachenrechts. Es ift daher unrichtig, in ber Gewere bie Grundlage bes 
deutſchen Sachenrechts zu erbliden®). 

I. Neben ber Gewere ftand vielmehr von vornherein das materielle 
Sachenrecht in der ganzen Fülle feines möglichen Subalts?). Die materiellen 
Herrihaftöbefugnige aber der Menſchen an den Saden wurden, weil fie fi 
eben mit ihrem ftofflichen Gehalt zu decken fchienen, Tpäter und unvollkom⸗ 
mener in bie Abftraftion erhoben. Ja fie blieben bisin das ſpäte Mittel 
alter fo Eonfret, daß man oft nicht einmal verjchiebene Namen für das Recht 
und feinen Gegenftand hatte, beides vielmehr gleichzeitig mit Worten wie 
Eigen, Erbe, Leben, Hufe, Ruben, Habe u. |. w. bezeichnete. 

Deshalb mußte das deutſche Sachenrecht, wie überhaupt, jo vor Allem 
in Bezug auf Grund und Boden von vornherein einen ſchneidenden Gegen- 
fag zu der römischen Abftraftion des Eigenthums und ber dinglichen Rechte 
bilden. Der römifhe Eigenthumsbegriff ift die Abftraftion, vermöge deren 


2) Wie dies von Albrecht geſchieht. Bol. dagegen au Bejeler, Syftem 
286 Note 18. . 
>) 9. M. Maurer, Einl. 92f. 97—104; Dorfv. L. 68. 
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bie Totalitaͤt einer Sache als Beſtandtheil der vermögensrechtlichen Willens- 
ſphaͤre einer Perſon gedacht wird. Das Eigenthum iſt daher erftens vollkom⸗ 
men unabhängig von der Beſchaffenheit feines Objekts. Cs iſt zweitens der⸗ 
geftalt ausſchließlich, daß jede außer ihm begründete Sachherrſchaft nur als 
Recht an einer fremden Sache (jus inre aliena), als ein bingliches Recht, 
das Nichts vom Weſen des Eigenthums in ſich trägt, aufgefaßt werden kann. 
Es ift drittens, weil reine Abftraftion, unabhängig von feinem konkreten In- 
halt im einzelnen Sal, mithin fo elaftiich, dag es fich durch die Abtrennung 
einzelner ober felbft der meiften in ihm enthaltenen Befugniße nicht zu ver- 
ändern fcheint, wenn ed aud in feiner praktiſchen Wirkfamkeit zu einem 
Schatten feiner ſelbſt herabfinken ſollte. Endlich find die roͤmiſchen Sachen⸗ 
rechte rein privatrechtliche Begriffe. 

Das deutſche Sachenrecht dagegen Tannte weder ein Eigentum noch 
dinglide Rechte in diefem Sinn. Es wurde zunächft durch die konkrete Be⸗ 
ichaffenheit der Sache bergeftalt beeinflußt, daß für das Recht an fahrender 
Habe und an Liegenſchaften urfprüngli ein gemeinfamer Begriff überhaupt 
nicht vorhanden war. In Bezug anf bad Recht an Liegenihaften aber 
galt in allen bervorgebobenen Punkten das Entgegengefeßte vom römischen Recht. 

1. Das Recht an Grund und Boden war zunädhft in feinem Weſen 
abhängig von der Beichaffenheit feines Objekte. Allerdings gab es von An- 
fang an einen gemeinfamen Begriff, welcher alle an irgend einem beftimmten 
Grundſtück moͤglichen Befugniße zufammenfaßte. Diefen Begriff brüdte man 
durch den das Grundſtück ſelbſt bezeichnenden Namen, inöbejondere aber als 
„Sigen“ (proprium, dominium) aus, Allein diefer Begriff war Feine farb- 
loſe Abſtraktion, ſondern deckte fih und veränderte fi daher mit dem jebes- 
maligen konkreten Gehalt der an einer beftimmten Grundftüdsindivibnalität 
begründeten menjchlichen Herrichaft. 

2. Weil aber dad Weſen des germanifchen Eigen nicht in ber abftraften 
Beziehung auf Eine Perfon, fondern in der Zufammenfagung aller denkba⸗ 
ren Herrſchaftsbefugniße zu einem Ganzen Ing, befien Rechtscharakter alle feine 
einzelnen Beitandtheile beftimmen halfen: fo fehlte es an tem Gegenſatze bes 
Eigenthums und ber Rechte an fremder Sache. Vielmehr ſchien foweit, als 
ein Grunbftüd thatſächlich mehrfacher Herrſchaft unterworfen fein Eonnte, die- 
jelbe Sache auch rechtlich das gleich unmittelbare Objekt mehrfacher Befugniß 
zu fein. Es gab Fein Sachenrecht, bad andere Sachenrechte ausgefchlogen 
hätte Die Sade gehört einer Perfon nur in denjenigen Beziehungen, in 
welchen fie derjelben rechtlich unterworfen ift: foweit Died aber ber Tall, ge⸗ 
hört fie ihr auch, wennfchon zu noch fo geringem Theile, ift aljo für fie feine 
fremde, fondern eine eigne. 

Statt des Gegenfager tes Eigenthums und der Rechte an fremder Sache 
fteht daher ber Gegenſatz des vollen Sachenrechts und der einzelnen dinglichen 
Rechte an ter Spike des deutſchen Immobilienrechts. Es giebt eine große 
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Zahl von Herrichaftsrechten an Grund und Boben, die vereint das volle und 
ungefhmälerte Eigen bilden, getrennt fi als beffen generiſch nicht verfchieben: 
Splitter darftellen. Das Eigen war aljo theilbar. Wurden einzelne Befug- 
niße von ihm abgetrennt, fo hörte es vielleicht wicht auf, Eigen zu fein, war 
aber ein veränbertes, geminbertes Eigen. Die abgetrennten Befugnige nnı- 
gelehrt gaben ihre bisherige Natur nicht auf, jondern blieben, wie fie ed ge- 
weien, Stücke des Eigen, die nur aus ihrer bisherigen Unfelbftändigkeit ber- 
ausgeboben waren. Das fraglidde Objekt fiel alſo nicht mehr ausjchlieglich 
in Eine Machtſphäre, fondern mit gewißen Beziehungen in die Machtſphäre 
bes Einen und mit anderen in bie bes Anderen. Unweſentlich ift es dabei, 
mit weldyen Namen die einzelnen Sachenrechte bezeichnet werben; ob nament- 
lich, wie in ber älteren Zeit, da8 Wort „Eigen“ und „Eigenihaft” vornem- 
lich nur für bad originäre und vollksrechtlich garantirte Sachenrecht gebraucht 
wird *), oder ob man nebeneinander zwei Rechte als „Eigenthum“ benennt 
(Proprietät und Nutzeigenthum, dominium directum und utile), ober ob man 
endlich das Eigen, weil es nirgend mehr ganz vorhanden ift, überhaupt als 
zerftört anfieht und feine Splitter mit neuen Namen belegt. Der Kern ber 
Sade liegt nit in der Gleichheit oder Ungleichheit ber Namen, fonbern 
darin, daß bas alte Eigen feinem Begriff nach qualitativ theilbar war. Die 
fpäteren Fälle des fogenannten getheilten Eigenthums find daher nur unter 
der Herrfchaft des römischen Eigenthumsbegriffs Singularitäten: es haben ſich 
bier als Anomalien Refte eines veutfchrechtlichen Principe erhalten, welches 
dereinft das gefammte deutfche Sachenrecht beberrichte. Und das urfprüng- 
liche Weſen dieſes Princips Tiegt darin, daß jedes unmittelbar dingliche Recht 
die Sache in irgend einer Beziehung für den Berechtigten zur eignen machte), 
das Eigen aber fi von feinen verfelbftändigten Splittern nicht durch den 
Artunterjhied der Ausfchlieglichkeit, jondern Tebiglich durch den Umfang ber 
in ihm zufammengefaßten Befugniße unterſchied. 

3. Das deutjche Grundeigentum ermangelte daher auch des Merkmals ber 
Elafticität. Nur fo lange, als wirklich die Totalität aller an einem Grund⸗ 
ftüd möglichen Befugniße vereinigt ift, liegt das die ganze Sache erſchoͤpfende 
volle, freie und echte Eigen vors). Soweit dagegen das Recht am 


% Doch kommt fchon 1297 im Stabtr. v. Winterthur $ 13 u. 17 b. Gaupp 
L 145 „einsaigen“ als Gegenſatz von „ledig aigen“‘ vor; 1420 b. Bluntſchli 
L 265 „vogtbar Eigen“ u. |. w. 

5) Daher wird, wie von Gewere, fo von „Eigentbum” an Rechten, 3. B. 
Gefällen, Zehnten, Zinfen, Vogteien, Gerichtöharkeiten, Patronaten u. f. w., d. 6. 
nach den obigen Erörterungen an dem durch folche Rechte berausgehobenen Stüd 
der Sache, geiprochen. Belege b. Kraut (5. Aufl.) 8 73. 

©) Ueber die Terminologie Grimm, R. U. 492 f. u. Kraut 8 63. „Rech- 
tes freies lediges eigen“ kommt 3. B. in einer Urf. v. 1385 in Mon. Boica 
XIL 210 u. 1402 b. Kraut $ 73 Nr. 4 vor. 
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Grundftück gemindert, belaſtet oder unter Garantie eines Sondergerichts fortge⸗ 
geben ift, ergreift weber dad originäre noch das abgeleitete Recht mehr bie 
Kotalität, fondern jedes nur einen Theil der Sache. 

a. Boll ift das Eigen nur, fo lange ber Eigner das Grundftück ausſchließ⸗ 
lich befigt und nutzt. Auch das nicht volle Eigen bleibt Eigen, ift aber ein 
anderes, ein gemindertes Eigen. Denn die fortgegebenen Befugniße, fo 
verſchieden fih ihr Inhalt von bloßen einzelnen Nutungen oder Eventual⸗ 
rechten bis zu einem nur nominell beſchränkten Untereigenthum geftalten mag, 
find in jedem Falle verjelbftändigte Eigenthumsfplitter und entziehen zu irgend 
einem Theil die Sache der unmittelbaren Herrſchaft bes Eigners. Das volle 
Sachenrecht ift jet nirgend mehr. Auf beiden Seiten ift nur partielles 
Herrſchaftsrecht. Erſchoͤpft wird der Eigenthumsbegriff erft durch die Zufam- 
menfaßung der getrennten Stüke. 

b. Frei (frank, ledig) iſt das Eigen nur, ſo lange kein Dritter ein 
unmittelbare Gewaltrecht an demfelben Grunbftüd bat. Ein abſolut freies 
Eigen hat es daher im Grunde jo wenig wie eine abſolute Freiheit der Perjon je 
mals gegeben. Denn auch über die umfriedete Hofftätte des Bollfreien und 
jeleft über allodiale Immunitäten und Grundherrijhaften übte immer: die Ge 
meinde oder doch die Vollsgefammtheit und an ihrer Stelle der König und 
wer in feinem Namen die öffentliche Gewalt inne hatte eine territoriale Ober⸗ 
gewalt. Aber das war, weil ſchon mit bem Begriff bed Grundeigenthums 
gefegt, nur defien allgemeine und gleihmäßige Schranke, nicht bie Schmäle 
rung der $reiheit im einzelnen Fall. Cine wirklide Minderung der Freiheit 
des Eigenthums Tag dagegen in jeder konkreten Heirſchaftsbefugniß eines 
Andern, welche diejed beftimmte Grunbftüd ergriff und Rechte von ihm ab» 
trennte, die das alte vollfreie Eigen in ſich enthalten hatte Mithin in 
jeber Belaftung des Grundftäd mit Abgaben oder Dienften, in jeder Dienft- 
Darfeit defelben, in jeder Unterwerfung unter eine Immunitäts- oder Bogtei- 
herrihaft, in jeder Zind- ober Rentenpflicht. 

Auch eine geminderte ober gejchwächte Freiheit Eonnte freilich bei der Re 
Iatinität dieſes Begriffes noch als Freiheit bezeichnet werden und wurbe e8 na- 
mentli in ber fpäteren Zeit, in der es völlig freies Eigen kaum noch gab: 
allein begrifflich war doch foldhes Eigen nicht mehr das alte vollfreie Eigen, 
welches feine grundherrichaftlichen Mechte über ſich duldete, ſondern jebes in 
fi ſelbſt enthielt. 

c. Echt (recht, Iuter, durchſchlachtig, torfacht, Alod u. |. w.) endlich iſt 
nur das Eigen, weldes vom Volksrecht anerkannt, vor ber Volksgemeinde 
übertragen und vom Volklsgericht gefhügt wird. Indem nun aber im Lehn⸗ 
und Hofrecht ſich bejondere Rechtögemeinfchaften mit eigenen Gerichten bilbeten, 
entftanden dem Volksrecht analoge Sachenrechte mannigfachfter Art, deren Gel⸗ 
tung und Oarantie urfprünglich anf Die engen Gemeinſchaftskreiſe der Dienft- 
ober Hoflente beſchränkt war, allmälig aber eine allgemeine Bebentung uud 
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Auerkennung erlangte. Die aus der Vergünftigung des Herrn hervorgegan- 
genen Rechte an defien Grundſtücken ober an den von ihm nach erfolgtem 
Auftrag zurückgegebenen Gütern waren Anfangs freilidh für das Volksrecht 
und die Volksgerichte gar nicht oder nur als thatfächliche Verhältniffe vor- 
handen: indem fie aber in rechtlichen Formen vor Manuen- ober Hofgerichten 
begründet und übertragen, vertheidigt und geſchützt wurden, erſchienen fie mehr 
und mehr aus Ausflüge paralleler Rechtsorbnungen. So entftanden fowol 
Gewere als ſelbfiändige materielle Sachenrechte des Lehn⸗ und Hofrechts; und 
dem zurücbleibenden echten Eigen traten mit oder ohne biefen Namen die Be 
griffe des Lehn- und Hofeigen, des „Lehen" ober „Erbe“, gegenüber. Diefe 
Begriffe aber erſchienen hinwiederum als Zufammenfaßungen aller nad dem 
beftimmten Lehn⸗ oder Hofrecht überhaupt möglichen Gewalt» und Nutzungs⸗ 
befugniße au Grund und Boden und buldeten ihrerfeits gleich dem rechten 
Eigen die mannichfachſte Theilung und Belaftung. | 

4. Bor Allem endlich unterſchied fih das germaniſche Grundeigenthum 
bom römifchen dominium durch feinen viel umfaßenderen ftofflihen Gehalt. 
Denn während das letztere als rein privatrechtlicher Begriff die Sache nur 
als Bermögensbeftanbtheil fette, war das germanifche Eigen von je gleichzeitig 
Grundherrſchaft und Gruntvermögen und barg in Einer Hülle die Keime ber 
beutigen Gehietshoheit und die Keime des heutigen Eigenthums. Bevor daher 
mit der Entwidelung ber Staatsivee die Scheidung öffentlicher und privater 
Rechte am Boden ermöglicht ward, umfaßte der Eine Begriff des räumlich 
dinglichen Rechts gleichzeitig die dokonomiſchen Nutzungsbefugniße des Bauern 
and die territoriale Gewalt des Königs ober ber Gejammtheit, gleichwie um⸗ 
gekehrt kein Gattungsunterjchieb irgend welcher Art zwiſchen Grundfteuern und 
Grundzinſen ober zwiſchen ben nom Lehen gefchnibeten Kriegs und Amts 
dienften und den bäuerlichen Realfroßnen beitand. Nachdem die Spaltung 
öffentlicher und privater Rechte vollzogen war, konnte freilich nur durch einen Miß⸗ 
griff Argfter Art bie Landeshoheit einem „Eigentbum* am Lande verglichen ober 
mit einem dominium eminens gepaart werten: daß aber Landeshoheit und 
Privatgrundeigenthum hiſtoriſch derſelben Wurzel entfproßen find, ift darum 
nicht minder richtig. Diefe Wurzel war eben das alte Eigen, welches vom 
modernen Eigenthum und von ber mobernen Gebietöhoheit gleich verfchieben 
war, obwol e8 ben Stoff und die Möglichkeit von Beidem in fih enthielt; 
welches daher auch niemals als reines öffentliches Mecht, ebenfowenig aber, troß 
bes wachfenben Uebergewichts feiner vermögensrechtlichen Beftandtheile, jemals 
als reines und freies Privatrecht behandelt worben ift. 

Umfaßte nun aber fo der Inhalt des alten Grundeigens jeberzeit alle 
Gewalt: und Bermögensredhte, welche als Ausflug des Bodens erfchienen, fo 
geht ſchon aus den früheren Erörterungen hervor, daß diefer Inhalt im Laufe 
ber Zeiten wechfeln und zwar im Ganzen ſich Eontinnirlich fteigern mußte. Abge⸗ 
fehen davon, taß mit ter Vervielfältigung und wachſenden SIutenfivität ber 





142 Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


Wirthſchaftszweige neue Nutzungsarten entſtanden ober ſelbſtftändig wurden 
(3. B. Bergwerksrechte, Rechte an Forſten und Gewäßern, Regale aller Art) 
und daß mit der Verwicklung der Lebensverhältniße zahlloſe neue Sachenrechte 
aller Art fih bildeten und ablösbar wurden (z. B. Eventualrechte aller Art, 
Anwartihaften, Beiſpruchs⸗ und Näherrechte, Pfandrechte, Zind- und Ren⸗ 
tenrechte n. |. w.), wuchlen insbeſondere dem Grunbeigen alle urfprünglich per 
fönlichen Rechtsbeziehungen, jobald fie binglich geworben, zu (8 6). Die ganze 
Fülle gerichtlicher, militärifcher, polizeilicher und financiellee Gewalten, welche 
fih in den Händen der Grundherrn zufammenfanden, hatte in bem Einen 
Begriff des grunbberrlihen Eigen Raum. Und auf der andern Seite war 
das Örundeigenthum rei genug, um ohne Selbftzerftörung nach oben unb 
außen bin im unendlicher Abftufung und Nüancirung Nutzungs⸗ Gewalt⸗ und 
Ehrenrechte abzugeben und Die entfprechenten Minderungen, Laften und Unter 
werfungsverbältnige zu tragen. 

B. ragen wir nun, wie fi das Recht an Grund und Boben geftal- 
tete, wenn es Geſammtrecht war, fo erhellt jhon aus ber dargeftellten 
Natur des deutſchen Sachenrechts, daß die Beichaffenheit des Subjektes 
von Einfluß fein mußte auf die Natur des Rechtes ſelbſt. Das Recht am 
liegenden Gut war daher nicht dasfelbe, wenn es einem Einzelnen oder einer 
Geſammtheit zuftant. Sa es kann nicht kefremben, wenn wir oft nur den 
Gegenſatz diefer beiden Arten von Bodenbeherrſchung hernorgehoben finden. 
Gleichwohl indeß fielen Geſammtrecht und Einzelrecht infoweit, als es fich 
am das ihnen gemeinfame Merkmal menfchlicher Herrihaft über die Erbe 
hanbelte, frühzeitig unter diefelben Gattungsbegriffe. 

I. Was zunfchft die formale Seite des Sachenrechts angeht, jo ftand eine 
Gejammtgewere am gemeinen Gut von je neben ber Sondergewere am 
Einzelgut. Allein die Gewere der Gejammtheit war ein weit befchränkterer 
und unaudgeprägterer Begriff als die Gewere der Einzelnen. 

Inſoweit, als die Gewere auf die gerichtliche Bekleidung mit tem Beſitze 
binweift?), find überhaupt erſt jpät die Geſammtheiten mit den Einzelnen 
in Eine Reihe geftellt worden. Das Recht der Geſammtheiten an ihren 
Marken, bervorgangen aus der erften Befiedlung und Bertheilung des Landes 
und aus uralter eigner Befiguahme oder Zuweifung ſei es höherer Verbaände 
fei e8 eines Grundherrn, galt den fpäteren Gefchlechtern ald ein originäres, 
von den Vätern ererbtes und durch Unvordenklichkeit gefeftetee Recht?). So 


N Grimm, R. A. 355 f. 602 f. Befeler, Erbv. L 22 f.; Syſtem $ 79. 
Zöpfl,R. ©. $ 100. 104. 105. Kraut $ 68 Nr. 4f. 

e) So fagt in dem Proceh über den Wald im Hägbach v. 1487 b.Grimm 
W. J. 400 ber Zeuge Mathis Bäche, ihm fei von Dielen in Langenbach erzäßlt: 
dass der wald .. ihr und deren von Uebel rechte innhabende ererbte gemeinde 
allmend und von iren vordern unz an sy als ein gemeinde allmend kom- 
men u. erwachsen sye. Unb in Köllikon ib. V. 64 8 58 heißt ed: die wäld 
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haͤufig fich auch fpäter die Ausſcheidnug vom Sonderreht aus dem Geſammt⸗ 
reiht, wodurch die Gewere am Cinzelgut überhaupt zuerft entftanden war, 
wiederholte, fo felten kam ed umgekehrt vor, daß eine einmal anjäßige Ge. 
ſammtheit auf berivativem Wege neues Gemeiuland erwarb. Ans biefem 
Grunde fehlte das Bedürfniß, eine befondere Form für ten Erwerb von 
Land durch die Geſammtheit auszubilden, und es fehlte folgeweife die formale 
Grundlage, welche für den Begriff der Gewere am Einzelgut fo wichtig war. 
Erſt mit der Ergänzung oder dem Erſatz des Altes der Auflaßung durch die 
öffentlichen Bücher trat Hierin eine Aenderung ein 9. 

Auch das Moment des Schutzes und ber Vertheidigung fand bei tem 
Geſammtbeſitz injoweit nur eine beſchränkte Geltung, als die Geſammtheit 
ihren eignen Mitgliedern gegenüber fi} felbft ihren Befig garantirte!). So⸗ 
weit indeß eine Geſammiheit in die Lage kam, vor einem außer ibr ſtehenden 
Gericht ihr Geſammirecht zu vertheibigen ober zu verfolgen, kam allerdings 
bie formale Seite bes Befitfchuges mit zur Frage iu)y. Und in Bezug auf 
daB in ber Gewere enthaltene faktiſche Verhältniß zur Sache war gerade beim 
gemeinen Gnt die thatſächliche Ausübung ber Befihrechte um ſo erheblicher, 
als der unvordenkliche Befib in der Regel der einzig nachweisbare Rechtstitel 
des Sefammteigenthums war!?). 


und die hölzer, die von alter her nit verhouwen oder nit undergangen oder 
mit marksteinen usgezeichnet u. gezogen sint, das anders nieman verdenket 
noch gehört hat, dieselben wälder u. hölzer heissen gemeinwerk. Bol. ib. I. 
400. IL 471. TIL 685. V. 155 $ 57. 

*) Dies trat aber erft in den Städten ein. 

”, W. v. Ultorf v. 1439 b. Grimm, W. L 15 8 44: das si mit ir selbs 
mund und hand ir gemeinwerk wol mugent behalden und an ir gerichten 
erteillen u. uf haben. Deffn. v. Pfäffiton um 1427 ib. IV. 846 8 22: wäre dz 
uns jemant unser gemeinmärch ab welte reden, dz wir dz wol mügen be- 
haben mit unser sälbs hand. — Streitigkeiten über bie Allmende gehören daher 
vor die GenoBenverfammlung, wenn biefe auch für andre Grundeigenthumöftreitig- 
feiten nicht Tompetent if. Deshalb kann auch ber Sachſenſpiegel, obwol er dem 
Bauermeifter fonft kein Gericht über Eigen zubilligt (II, 13), die Klage gegen einen 
Bauern, welcher vom Gemeinland etwas abgepflügt, abgegraben oder abgezäunt 
hat, vor deu Bauermeifter weifen (III, 86 $ 1 u. 2). 

1) Bel 3. B. Sadfenfp. II, 86 $ 1 u. 23; den Rechteftreit v. 1273 b. 
Remling L 388 f.; die Entfcheibungen v. 1819, 1323 u. 1858 6. Trouillat 
DI ar. 162 u. 169 p. 277 u. 828 u. IV or. 387 p. 689; befonderö aber ben 
1487 vor dem Stabtgericht zu Schiltach zwifcden dem Herren von Hohen Geroltseck 
uud Schenkerzell und ber Thalgemeinde von Uebel und Langenbach über bad Eigen- 
tfam am Hägbadyer Wald geführten Rechtöftreit b. Grimm, W. L 397-4083. 

m So beruft ſich in dem in ber vor. Note erwähnten Nechtöftreit die ver- 
Hagte Thalgemeinde zum Beweife ihres Allmenbeigentbums an bem beraudver- 
Iangten Walde lediglich auf unvordenklichen Beſitz: dasz der wald u. allmend 
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So fehlte es denn in ber That auch in älterer Zeit nicht an dem Be 
griff einer Gefammtgewere an der Mark!3), Und diefe Gejammtgeivere war 
baburdh, daß in ihr ber Keim des Lörperichaftlichen Befitzes Iag, jederzeit that⸗ 
fachlich verfchieben, wenn auch nicht feit abgegrenzt von ber blos gemeinen 
Gewere Mehrerer, wie fie bei ben Berbältnißen ber Geſammthand als mehr 
fache Gewere an berfelben Sache beſtand !4). 

II. Das materielle Sachenrecht war auch als Gejammtrecht entweder 
Eigen ober irgend ein vom Eigen abgelöftes dingliches Recht. Es war 
jedoch von Sonbereigen und Sonberrecht an Weſen und Gehalt verſchieden. 

1. Sm BVerhältniß der Gefammtbeit zu ihren Gliedern wurde ſogar häufiger 
und nachdrüdlicher der Gegenfab, als das Gemeinfame von Gefammt- und Sonder⸗ 
recht betont. Urkunden und Weisthümerfinden daher jelten Anlaß, das Recht am Ge⸗ 
meinland einerſeits und die Rechte an der vertheilten Feldmark andrerſeits als 
Unterarten eines Gattungsbegriffes zu bezeichnen, jondern bleiben meift bei dem 
Ausdrud des Gegenſatzes ftehen. Und da nun unzweifelhaft das Recht am 
Sondergut die ftärkere und intenfivere Herrfchaftsbefugniß enthält, fo wirb 
erflärlicher Weiſe bei einer derartigen Gegenüberftellung der Begriff des Eigen 
vornemlich auf dad Sonbereigen angewandt, das Geſammtrecht aber haupt. 


ihre wäre u. die innegebabt, genutzt u. genoszen haben zu ihren bauwen 
u. gärteren nach all ihren nothdurft, länger denn zweier männer gedächt- 
nusse, on ansprach u. intrag. Der Zeugenbeweis ergiebt daun in der That, 
dass die armen lüth zue L. u, U. den wald genutzt, genossen, besetzt u. 
entsetzt haben, ungesäumt aller mengliches (S. 400); baß fie insbeſondere 
einmal troß des Widerſpruchs der Mutter des Klägers einem Meier, ber ohne Be⸗ 
willigung ber Gemeinde Holz gehauen, dieſes zerfchlagen haben (&. 400. 401. 
402); daß fie endlich fih einem vom Vater beö Klägers erlagenen Verbot bes 
Waldes nit gefügt und, deshalb vor dad Landgericht zu Rottweil geladen, Hier 
bad Urtel erlangt haben, dass sy sich haimsigen sollten u. ihr allmendt inn- 
haben, nuzen u. niessen hin als her, wie sy die von alter hergebracht hat- 
ten, biss dass man sy widerumb lüde oder wider intrag geschehe (©. 898 
u. 403), Dad Urtel lautet bann auch, daß Kläger die Gemeinde „ billigen bi 
ihrem alten herkommen lass bliben, u. dass sie ir allmend des waldes i. H. 
hinfär nutzen, niessen, gebruchen u, inhaben sollen u, mögen, wie sie den 
bishero ingehabt, gebrucht, genuzet u. genoszen haben“ (5. 408). 

13) Bol, die poflefforiichen Formeln in Rote 8 u. 12. Berner Sachfſſp. IIL 
86, wonach ber Bauer bad angeeignete Gemeinland ben Bauern nicht blos verbüßen, 
fondern ihnen auch „ere gewere weder laten“ fol. Auch Urk. v. 1973 b. Rem⸗ 
ling I. 835: villani de W. dicebant se habere in terminis ville L. et hae- 
tenus quiets possedisse . . jura pascuorum. Es ift baber unrichtig, wenn 3. B. 
Zöpfl $ 104 die Gewere ausdrücklich nur zum „Privatbefig" ſtellt. 

#0) Bol. 3. B. Schwäb. Xehur. (L) a. 61: ein lehen, daz si mit gesam- 
meter hant enphahent und gelich gewer daran haut; &. 64: eine gemeine u. eine 
geliche gewer . . an dem gute. 
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ſächlich durch bas negative Merkmal, daß es eben kein Sondereigen ift, ge 
kennzeichnet. 

In dieſem Sinne iſt es zu verſtehen, wenn bisweilen die Allmende oder 
Gemeinmark geradezu als Gegenſatz das „Eigen“ oder „Eigenthum“ aufge⸗ 
faßt wird. So werben in ben Carber Weisthümern mark und eigen y, 
auch fonft allmende und eigen, allmende und erbe gegemübergeftellt!®) ; 
im Wörther Markrecht werben 9 fromme Männer gewählt, um zwischen all- 
men und eigenthumb, auch zwischen eigen u. erbe zu entscheiden 
u. zu vermarken!?); im Erfelder Weisth. wird die Frage aufgeworfen: so 
eigentum und allmen im feld zu hauf stoszen, ob das eigentum dem 
allmen soll frid geben oder das allmen dem eigentum?1°) Ja es ſcheint 
überhaupt bei der Bezeihnung der Mark als einer „gemeinen“ oft weniger an 
pofitined Hecht der Gemeinheit, als an bie Negation des Sonderrechts gedacht 
zu werden, weshalb Begriff und Wort nicht felten in Begriff und Wort ber 
„offenen“, „freien“, „öffentlihen Mark übergehen!?). 

In gewißer Beziehung ift fogar bezüglich der Allmenden noch bie ind 
ſpaͤte Mittelalter die im Uebrigen längft verwifchte Erinneruug an den Rechts⸗ 
zuftand der Nomadenzeit Iebenbig geblieben, bei dem es ein eigentliche Grund» 
eigenthum noch nicht gab. Die Hauptbeitandtheile der gemeinen Marken, die 


6) Carber W. v. 1449 8 1 b. Grimm Ill. 462 u. V. 801; au) 304 8 2, 

") Urf. v. 1217 6. Techudi I, 114: et in omni communs pascua nec 
istis nec illis liceat aliquam proprietatem per tempora acquirere seu vendi- 
care. Landb. v. Schwyz ©. 185, 186, 208 u. 286 (eigenthum, eigne gütter, 
frei lidig eigen ald Gegenſatz von allmy oder allment, W. v. Altenhaslau b. 
Grimm III. 414 8 9; v. Hagenbach aus b. 13. Jahrh. ib. V. 716 $ 26: in 
bonis que dicuntur almende et que dicuntur erde. W. v. 1529 ib. 442 8 7: 
als lützel soll auch das wasser eigen sein, sondern es ist ein freiwasser. 

, Grimm, ®. V. 517—518. Urtel v. 1468 b. Mone I. 428: zuschen 
almende u. eigenthume. Holzordn. v. Opfikon b. Schauberg I. 135 $ 5. 

*” Grimm, R. 4. 5928. 

ı) Urk. v. 1133 b. Schöpflin, Als. dipl nr. 252: in silva publicali quod 
vulgo almeide dicitur. Mon. Boica V. 392: silva communis u. libera als gleichbe⸗ 
bentend. W. v. Heimeröhelm b. Grimm 1. 750: alle velt offen ind vri, also balde 
die sichel u. sentze gestrinet. Im W. v. Sandhofen ib. I. 460 wird ein Be⸗ 
zirk zu allmende, recht landes allment, truwen rechten landes allment gemwie- 
fen, und hieraud das Recht des Fremden, von einer None zur andern Weide 
darin zum fuchen, Herzuleitn. — Beſonders nahe berühren ſich die Begriffe „ge 
mein® und „frei” oder „offen” bei Gewähern und Wegen. Bol. W. v. 1529 in 
Nete 16. W. v. 1885 6. Grimm L 512: das die Bybra die bach als fry 
ist, das eyn iglicher merker drin mag geen fischen. Ib. 720: die bach ze 
H offen ind vri. V. 551 $ 12: die bachfluesz ... vor ein recht allmend, also 
desz man die nicht verdeichen noch verwähren soll. 580 8 20. 5658 9 u.10 
(der gemein zu L. vor ein offen graben). 566 8 16: offene Wege. Rechtsiprüchw. 
b. Graf u. Dietherr 509 f. Nr. 164—170. U. ſ. w. 
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Wälder und Heiden, Sümpfe, Gewäßer und Wüfteneien, waren auch bei 
- fortgefchrittnerer Bodenkultur noch fo reichlich vorhanden und anbrerfeits noch 
fo wenig zum Gegenftande wirklicher Arbeit gemacht, daß mean bezüglich ihrer 
nach wie vor den Boden jelbit als werthlos und erft die ihm abgewonnenen 
Erzeugniße ald Werthobjelte betrachten konnte So war es möglih, auch 
jet in dem Recht ber Gejammtheit an ihrer Mark mehr ein Recht auf bie 
Bezirksgrenzen ald ein Grundeigenthum zu fehen. Praktiſch äußerte fich die 
in einer theilweifen Sortdauer des alten Oftupationsrechtes au den Allmenden ?9). 
Ein wirkliches Recht, durch Umbegung oder Umzäunung von Markbeftand- 
theilen das Sondereigen zu verftärken ober durch Robung und Nenbruch in 
Wald und Heide ein neues Sondereigen zu erzeugen, ftand freilih nur den 
Markgenoßen zu. Allein der Ungenoße war weientlich deshalb an bie aus⸗ 
drückliche Genehmigung ber Gefammtheit gebunden, weil biefe ihm ja ſchon 
den Eintritt in ihre Grenzen verwehren Tonnte. Und wenn man thatſächlich 
Genoßen wie Ungenofen auf das Freigiebigfte Anfangs zur Landnahme ver- 
ftattete, fo zeigt ſich auch fpäter noch in mandherlei Anzeichen die urſprünglich 
vorwaltende Anihauung, daß nicht das Genoßenrecht, jondern Befignahme 
und Bearbeitung Cigenthumstitel für das aus dem an fi) werthlofen Mark⸗ 
boden geſchaffene neue Werthobjekt feien. Dafür fprechen fchon die üblichen 
Namen, indem ber Erwerb occupare, capere, proprendere, opprendere 
u. |. w.21), das Erworbene occupatiö, captura, apprisio2?), oder auch bifanc, 
infang u. f. w. heißt?s). Auch wirb ausdrücklich die Arbeit als Befitztitel 


2) Bol. Th. I. 68-60. Löw 82 f. 187 f. Grimm, R. U. 524 f. Lan⸗ 
bau 158 f. Thudichum 174 f. Maurer, Einf. 157 f., Marko. 153 f., Fronh. 
IU. 211, Dorfo. L 292 f. Beſeler, ber Neubruch nach dem älteren deut. R. 
Berlin 1868. 

an) urk. v. 805 b. Lacomblet I. 15: quicquid ibi habuimus aut per jus 
hereditatis au: per comprehensionem aut per aliam quamcunque adquisitionem. 
Urk. v. 801 u. 10857 b. Dronke, C. D. 94 u, 366; v. 813 6. Falcke, trad. 
Corb. 377; Cod. Lauresh. I. 889 (proprislt). Landau 154 f. 

22) Cod. Lauresh. 1. 485: occupationem ad X hubas; Urf. 6. Dronke 
136. 146. 152. 205. 207. 208 (captura); 211 u. 252 (comprehensionem); v. 855 
b. Neugart I. 292: in concaptione quae sita est in marcha; v. 805 u. 818 
b. Lacomblet L 15 u. 29. comprehensionem in ailva; W. v. Vermele v. 
1277 b. Grimm II. 186: omnes occupationes que besettinge vocantur. 

28) Urk. v. 791, 804, 813 u. 1057 b. Dronke 59. 117. 145. 866: bifang; 
v. 791, 811, 813 5. Befeler a. a. D. ©. 11 Note 8; v. 1260 b. Gudenus 
L 674: novis captionibus, quod nuwen bivanc dicitur; Cod. Lauresh. L 389: 
unum bifangum, quem pater meus proprisit in silva „Invang“ b. Grimm, 
®. I. 151. 193 8 9 (invachen); III. 722 $ 18. 735 $ 9 (einvahen); Schau- 
berg, Zeitfehr. II. 118; Mone V. 267 f. Auch „Umfang (Maurer, Einl. 
187) ober „Anffang” (Schmeller, bair. Wörterb. I. 540). 
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genannt und von einem Erarbeiten bed Bodens geſprochen?). Die Land- 
nahme wird ferner als „Eigenthum machen", Berwanbeln in „redtes Eigen‘ 
u. f. w. bezeichnet), jo daß der Schiug nahe Liegt, bie Mark fei vorher 
Riemandes Eigen geweien. Endlich ift zwar, um bem Erwerber Gewere und 


Nechisichug zu verichaffen, eine die Stelle ber Auflaßung vertretende feierliche 
Form des Befiterwerbes üblich, welche in einem Umguge oder Umritt mit den 
dazu gehörigen ſymboliſchen Handlungen befteht?®%): von einer Befigübertra- . 
gung feitens der Geſammtheit ift dagegen nicht die Rede. Im Laufe der 
Zeit verfhwand dann freilich diefe Auffagung in bemfelben Grabe, in welchem 
mit ber Benöllerungsverbihtung die Erkenniniß wuchs, daß auch der unge 
robete Bald und ungetrodnete Sumpf nicht unerfchöpflih und daher an fid 
wertbuoll und zu ausichlieglichem Befig geeignet fein. Allein eine Erinne: 
rung an das alte Recht erhielt ſich nod lange in einzelnen geringeren Befug- 
nißen der vorübergehenden ober dauernden Aneignung von Markboden 27) und 
in einem mitunter ausdrücklich änerlannten, wenn and bedingten und nad 
Quantum oder Befitzeit beichränkten Neubruchöredht 32). Und wenn man 


”) Bluntſchli, R. &. I. 88: Erwerb einer proprietas im 13. Jahrh. „la- 
bore“. EGendahin zielt dad „elaboravit“ im Xitel der . Salica de migranti- 
bus und die „labores“ ber 1. Bajur. XVI c. 1 u. 2. Bgl. Dronke nr. 854: 
ıres laboraturas silvae, quod nos dicimus thriu rothe. 

2 W. v. Werbenfeld v. 1481 b. Grimm, W. IIL 658: wer an den zwei 
pergu icht rawmen o. rawttn wolt, dem sol das nyemandt weren u. sol sein 
recht aign soyn. 2acomblet I. 15. Wefterwold. Landr. v. 1470 c. 10 8 8 
b. Richthofen 269: Verbot de „eygendom maken in der buermarke sonder 
eonsent der buren“; vgl. c. 8 $ 18 ib. 268. | 

3%) Bol. die Urk. v. S. Emmeran b. Maurer, Einl. 159 u. Beſeler a. a. O. 
©. 11 Note 9 (in sylva communi .. praedium silvaticum, quale .. circumeundo 
sibi in proprium . . captitaverat); Ur. v 848 b. Lacomblet I. 29 (compre- 
hensionem ... quam homines tui una nobiscum circuierunt); befonderd aber 
die Erzählung einer ſolchen Befipnahme durch Graf Hermann von Kaftel in Mor. 
Boica X. 392 u. die v. Maurer, Marko. 165 u. v. Beſeler, ©. 12, von 
Zetterem unter Heranziehung v. 1. Bajuv. XVI c. 2 und einer Stelle bes nord. 
Rechts, dazu gegebenen Erläuterungen. 

7, So die Anfchuß- o. Ortlandögerechtigleiten, das Recht auf bie Anlegung 
von Weibelämpen, Zufchlägen u. Zaunrichtungen; das Recht der Sondernugung 
der Mark im Umfange ded Hammerwurfs oder Hennenflugs u. ſ. w.; Löw 185 f., 
Landbau 153f., Maurer, Einl. 157f., Marl. 163f., Dorf. L 294 — 299. 
Grimm, ®.L 418: welcher arm man in dem kirspel sinem herren zu 
dienst sitzt u. wagen u. pflug hett, der mag vermachen einen tawon matten 
o. zwen, die da ligen in einem hag; ist es ein wenig me, 80 sol es ime nit 
schaden. W. des lirbeisthals ib. V. 351 $ 31: Seder kann ein Tagmatten um 
fein Hand herum verzäunen und beichließen. 

2) W. v. Saspach b. Grimm I. 418: ein amptmann zu S. sol auch dem- 

10* 
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dieſen Befugnißen durch ihre Anlehnung an den genoßenſchaftichen Allmend⸗ 
antheil zum Theil nun eine neue Baſis gab, jo zeigt fi doch bie Fortdauer 
ber älteren Anfchauung im Leben lange noch darin, daß es zahlreicher und 
wieberholter Verbote und Strafandrohnngen bedurfte, um tie gemeine Dart 
vor einer ohne Bewilligung ber Gemeinde reip. des Grundherrn vorgenom- 
menen Robung oter Aneignung zu fchüten?9). 

Am nächſten berührten fi bie Borftellungen des „Allen gemeinen® 
und des „Niemand eignen" Guts bei denjenigen Wäldern, Gewäßern und 
Wüfteneien, welche ohne Anrecht engerer Verbände als gemeine Velkamark 
dem Geſammivolk und an feiner Stelle fpäter dem zum Herrn gewordnen 


selben mann (dem Anzügling) gunnen zu ruten in der marg, wo er will, ein 
juch veldes u. einen tagwan matten, ob der arm man das begert. Zieht er 
fort, fo zieht der Amtmann dad Gut wieder ein, kommt er wieder, fo foll ihn 
der Amtmann von Neuem setzen in gewalt u. in gewer der joch veldes u. 
des tagwen matten. Bl. ib. 133. 459. 462. 576 $ 12. 165: was man rütet 
usser den hegen, der sol es drie roeb niessen, dar nach sol ers lassen ligen. 
IV. 362 $ 13: wer auf den Höfen gefeßen if, mag „rüty” machen. V. 364 
5 4—6: man mag roden, Matten machen und Feldader aufbrechen im Bann, muß 
fi aber von der Herrſchaft damit belehnen laßen und ihr zinjen. Ib. 557 8 4. 
Landb. v. Uri a. 335 8 1. 4. 12. 18. Urk. v. 1553 b. Maurer, Dorfv. L 303 
N. 17. Osnabr. Holsger. DO. » 1617 a. 8 u. Dorford. v. Minden v. 1755 
8. 47 6b. Maurer a. a. D. 292 Note 0 u. 31. Holftein. Bauerbrief v. 1712 
b. Befeler a. a. O. ©. 15 Note 24. Rectöfprühw. b. Graf u. Dietherr 
S. 67 Rr. 23: „Holz und Unkraut wächft für alle Menfhen.” Grimm, R. A. 
247. 51Af. 

29) Vgl. z. B. W. v. Einfideln aus d. 15. Jahrh. b. Grimm, W. L 151 u. 
153 8. 9: es soll och niemandt ruchenwaldt u. allmeind invachen &ne erloben, 
gunst, wissen u. willen eins h. v. B., eins vogts u. der waldlüätten; bei 3 Pid. 
Buße W. 9. Tablatt v. 1471 u. Rorſchach v. 1469 ib. 228 u. 236: wer „ge- 
meinmerck inlait,“ fol Buße geben und „gleichwol das wider usslegen‘“. 
W. des Lorfcher Wildbanns v. 1423 u. bes Dreieiher v. 1338 ib. 466 u. 
490 (auch sal er weren alles raden). 588. 589. 640. IL. 16. 310. 672. 729. 
III. 174 8 14. 186. 231. 278. 329. 722 $ 13. 735 $ 9 (kain gemain invahen). 
IV. 862 8 13. 674 8 16. V. 165 $ 57. 219. 565 $ 18. 414 8 7 u. 8. 576 
$ 25. 596 8. 12. W. v. Sernatingen v. 1483 b. Mone XVII. 149f. $ 21: 
wer das wer, der an dez dorfs alman stiesze o. dem dorf daz sin invieng o. 
rüti oene ainen undergang, der ist verfallen etc. Landb. v. Schwiz 161 u. 
185; v. Uri a. 835 $ 1. Kaijerr. II. 56. Lacomblet, Arch. L 369. Defterr. 
Pant. b. Kaltenbäd I. 43 8 49. 547 8 84. 554 $ 14: wer ainen uberfang 
thut u. der gemain gründt sich understet, wird geftraft. Wefterwolber Landr. 
c. 10 8 3 in Note 25. Bair. &, O. vo. 1553 t. IV. 19 a. 1, R. v. 1616 
tit. 25 a. 5 u. 6. Andre Stellen 6. Maurer, Marke. 171—175 u. Anh. 480 
$ 14; Befeler a.a. ©. 21. 
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Könige oder Herzoge gehörten®®). Denn foweit tiefes Land nicht durch Die 
Gefammibeit oder den König in Bann gelegt ober anberweit befrietet war, 
machte fi daran das Ausfchliegungerecht des Eigenthümerd vernemlih nur 
gegen Volkefremde geltend®!), während jeder freie Volksgenoße urſprünglich 
ein nnbedingtes Recht der Befituahme durch Rodung ober anderweite Kultur 
arbeit, Unfriebung und feierlichen Umgang daran hatte?) Allmälig indeß, 
wenn auch in ten einzelnen Ländern in ungleichartiger Weiſe, fette fich auch 
hier ein intenfiveres Recht des Könige ober eines anderen Herrn burd, fo 
daß nun auch ber Allen gemein gebliebene Boden nur mit höherer Erlaubniß 
amgeeiguet werben burfte®®). 

So aber find überhaupt bie Rechtsanſchauungen, in welden bie Begriffe 
bes gemeinen unb bed berrenlojen Gutes zufammenfließen, nur Refte einer 
älteren Borftellungsweife, bie fich in einzelnen Beziehungen eine beichränfte 
umd relative Geltung erhalten hatte. Im Allgemeinen hatte Tängft bie in 
ihrem Urfprunge mit der feften Anfieblung und Landvertheilung gleich alte) 
Anſchauung gefiegt, wonach fi das Recht der Geſammtheit an ber Mark als 
ein dem Sonbereigen Torrefpondirendeg Geſammteigen barftellte. 

Wenn daher in ben inneren Beziehungen Geſammtrecht und Sonderrecht 
gewöhnlih uur von ber Seite bes Gegenſatzes gefaßt werben, fo fehlt es doch 
auch nicht an Belegen bafür, daß man frühzeitig beides einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Sattungsbegriff unterftellt bat und fih der Einheit über dem Gegenſatz 
vollkommen bewußt geworben ift. Ausbrüdlich wird mitunter bie Gleichartig⸗ 


Bol. TE. L ©. 116. Für das von Waitz IL 555 u. Roth, Benef. 
69-73 dem fränkifchen Könige an Wüfteneien mit Hecht zugefprochene ausſchließ⸗ 
tie Eigentum u. Berfügungsrecht bebarf es nicht mit Befeler ©. 16 Note 9 
des Zurüdgehend auf eine röm. Komftitution: ber König ift vielmehr hier wie 
überall nur Erbe des alten Volksgeſammtrechts, das in feiner Hand fich verdichtet 
und verftärkt bat. Umgekehrt folgt daraus, daß jedem Volksgenoßen freie Rodung 
zufteht, wicht, wie Befeler will, unbedingte Herrenlofigkeit, indem ja auch an 
der unzweifelhaft nicht herrenloſen Dorfmark das Geſammtrecht fi mit dem 
Landnahmerecht der Genoßen vertrug. 

s) Volkefremde beburften daher zur Vornahme von Robungen Töniglidher Er⸗ 
laubniß; Befeler S. 16 N. 27. 

2) Befeler ©. 18-20 fammelt u. erläutert einige yrlundlich überlieferte 
Bälle der Ausäbung dieſes Rechts in Baiern v. 979 u. der Buchonia v. 811 
u. 813. 

2) Nach Waip, Roth u. Befeler (6. 15—17) war bie in Franken fchon 
in älterer Zeit der Fall und wurbe für Mlamannien 1114 u. 1144 (Befeler 
N. 3132) ausbrũcklich ale Rechtsgrundfap ausgefproden. 

aM. Renaud, 3. f. D. R. IX. 80, nad welchem die Markt Anfangs 
nur als Zubehör ber Gonbergüter gebacht, fpäter zuerft ein Herrfchaftliches, dann 
erft ein genogenfchaftliches Eigenthum an der Mark vorftelbar geworden wäre. 
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feit der Rechte an Mark und an Sontergut hervorgehoben”). Die für das 
Recht am Sonbergut üblichen Namen, vor Allem „Eigen’, „Leben und 
„Erbe“, werben aud zur Bezeichnung bes Geſammtrechts an der Mark ge- 
kraudht?®). Und in einer Reihe von Beziehungen werben für bie Gefamntheit 
aus dem Befig ber Allmende genau biefelben Rechte und Pflichten wie für 
ven Einzelnen aus dem Befig von Haus und Hof gefolgert?”), während 
freilih in andern Beziehungen bie Verfchiebenartigfeit von beiderlei Recht 
gewahrt bleibt 28). 

2. Ein näherer und Fräftigerer Anlaß jedoch, als Durch das Verhältniß 
der Geſammtheit zu den Einzelnen, wurde durch ihr Verhältniß zu einem 
außer ihr ftehenden Subjekt für die Seftftellung der rechtlichen Beſchaffenheit 
des Geſammtrechts gegeben. 


s) So 1487 b. Grimm I 899: dasz der wald ires tals.. rechte u. 
eigentliche gemeine allmend sy und dass sy als guet recht zuem walde haben als 
zue ihren eigenen matten, die by ihren hüsern liegen. W. v. GSernatingen b. 
Grimm V. 219 $ 21: dem dorf daz sin. Urk. v. 1823 6. Boehmer 472: 
die Gemeinde klagt, einzelne Gemeinbeglieder hätten der gemende .. sich ane 
genomen, .. daz sie ir salde sin u. nicht der gemende. 

3%) Unten Note 48f. Rechtöiprichw. b. Graf n. Dietherr 486f. Nr. 26: 
was gemeyn ist, das ist eygen auch. 

” 3. B. bezüglich bes Weberfalled von Eondergut up dey marke im 2etter 
Markprotok. v. 1527 b. Grimm III. 143: isset sacke, dat de gemeynen buren 
eme gewyset hebbet u. togelaten, dat he dat moge toslaen, so sall he den 
overfall eynlene beholden (denn der Zufchlag begründet zeitweifes Sondernugung?- 
recht); ist das nicht, 80 sollen de buren den owerfall int samet gebrücken. Ebenſo 
b. Kindlinger, M. B. I, 2. 364, 1551 b. Pu fendorf, Obs. II 0. 60 p. 362 
— Ebenfo bezüglig der ben Uferbefigern obliegenden Pflicht zur Eindämmung 
eined Baches in der Zulder Marl b. Grimm V. 823 $ 5: stiesze auch ein 
gemeinde darauf, die sollen das wasser auch in seine staden halten, — Auch 
wird 3. B. in Sandweil b. Grimm III. 184 8 8—9 korrefpondirend beftimmt, 
wie weit jeder Genoße der Allmende u. wie weit umgekehrt bie gemenheit bem 
im Felde gelegnen Kamp, das erbgrund ist u. zum erbe gehörig, mit Plaggen- 
mähen nahe fommen darf. — Und in Wartenfteln ib. 713 wird gleiche Strafe 
gebroßt, ob einer ein zaun seinen nachbahren oder auf ein gemein zu 
nahend setzt. 

”) 3. B. bezüglich der Verjährung, der Frevel unb ihrer Bußen u. f. w. 
Auch trifft die Umzäunungspfliht da, wo Allmende u. Sondergut zufammenftoßen, 
nicht, wie fonft, beide Nachbarn, fordern den Sonbereigenthümer allen. 3. 82. 
Deffn. v. Winkel v. 1417 6. Grimm L 88; v. Töß ib. 130: an welichen orten 
unser gemeinwerch an die güter stost, sond die güter vor der allment zunen 
uff uns frid gen; Erfelder W. b. Grimm, %. 9. 528; Rügian. Randgebr. 192, 
155: an einer samenden meinheit dar graven de dar freden (db. h. follen bie 
Zaunpflichtigen überdies einen Graben berftellen). — Daher das Rechtsſpr.: „UN- 
mendgut ift nicht Nachbargut”, Graf u. Dietherr 72 Nr. 88. 
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Soweit es fi freilid nur um eine Kollifion mit einer benachbarten 
Geſammtheit oder Grundherrſchaft handelte, kam es auf die innere Natur des 
Markenrechte nicht näher an. Denn ber Sap, daß jede Mark ein gefchloffenes 
Landgebiet war, im welches fremde Gewalt und Nutzung fi nicht erftreden 
konnte, wurbe nie angezweifelt: ftreitig waren vielmehr in der Regel nur bie 
Grenzen ober die Zugehörigfeit beftimmter Gebiete zur einen oder zur anbern 
Mart?9). 


Anders dagegen Tag die Sache, fobald das Verhältniß ber Gefammtiheit 
zu einem über ihr ftebenden Subjekt in Frage kam, welches an derfelben 
Mark, auf die fih das Geſammtrecht bezog, ein irgend wie befchaffenes ding- 
liches Recht hatte. Denn in diefem alle war es von großer Erheblichkeit, 
Umfang und Natur des Gefammtrechts im Gegenfaß zu dem aus feiner 
Sphäre berausgehobenen Herrichaftsreht an der Mark zu firiren. 

Urfprüngli hatte jede Geſammtheit nad außen bin an ihrer Mark 
volles, freies und echtes Eigen. Daffelbe wurbe jedoch in bemfelben Maße, 
wie das vollfreie Sondereigen, durch das Gebietörecht höherer Gemeinfchaften 
oder ihrer Vorſteher beſchränkt. Das Recht einer Bauerſchaft an ihrer Orts- 
mark war haͤcffig durch eine umfapendere Markgenoßenſchaft gebunden; bar- 
über fland das die ganze Cent- ober Gaumark ergreifende Gebietörecht ber 
Gent: oder Gaugemeinde heziehungsweife bes Cent- ober Gaugrafen ober 
eines Smmmunitätöbern; alle Marten und Gaue endlich unterlagen bem 
oberfien Gewaltrecht, welches das Bolt und fpäter ber König in Perfon 
ober durch Beamte am ganzen Sande übte. Im allen dieſen Abftufungen 
war bie engere Mark nad außen Beftandtheil der weiteren und nahm nach innen 
an ihrem Frieden und Rechte Theil: das Recht der engeren Geſammtheit an ihrer 
Mark wurde daher durch das Recht des weiteren Berbanbes ober feines Hauptes am 
Gefammtgebiet bergeftalt beſchränkt, daß es nach anfen mitvertreten und nach 
innen mitbeberricht ward. Der König hatte nach außen mit dem Lande zugleich 
alle Provinzen, Gaue, Genten und Marken, ber Graf mit bem Ga deſſen 
Einzelmarten, die Markgemeinde mit der großen Mark die einzelnen Orts- 
marken zu vertreten und darzuftellen; ebenjo aber ergriff nach innen die oberfte 
Gebietsherrſchaft des Könige mit dem Lande zugleich alle Provinzen, Gaue, 
Genten und Marken, die gräfliche Gewalt alle Genten und Marken des Gau's, 
bas markgenoßenſchaftliche Recht alle Dörfer der Marl. Und jebes höhere 
und niebere Gebietsrecht biefer Art war urfprünglich ein gleichgeartetes räum- 
lich⸗ dingliches Herrſchaftsrecht an Grund und Boden, welches feinen Mittel 


9) Bol. 3. B. die Vorſchriften für ben Streit über Markgrenzen in L Alam 
87; den Bergleidh der Uranienses u. Claronienses über die Grenzen ihrer Land⸗ 
marfen v. 1196 5. Tschudi I 97; zwifchen Einfibeln u. Schwiz 1217 ib. 114; 
U v. 1152 b. Lacomblet L 257; Grimm, Grenzaltertb. 187f.; Ofen- 
brüggen, Studien 234. 
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punkt und Kern Anfangs überall in einem unmittelbaren und ausſchließlichen 
Recht der höheren und höchften Geſammtheit an der Gent-, Gau⸗ und Volks⸗ 
allınente, ſpäter ftatt deſſen in dem gräflichen, herzoglichen oder Töniglichen 
Herrenhofe fand, während an diefen räumlich-dinglichen Kern fich in mehr. 
facher Abftufung ein immer ſchwächer werdende analoges Recht an ben 
übrigen Gebietstheilen anjeßte Wie nun aber das Sondereigen vollfreies 
Volksrechtseigen blieb, fo lange es nur ben allgemeinen Beſchränkungen durch 
weitere Gebietörechte unterlag: fo war dad Gefammteigen unbejchadet der 
höheren Gebietörechte, fo lange dieſe nicht im konkreten Fall mehr als Bei 
andern entſprechenden Geſammtrechten aus ihm heraushoben, voll, frei und 
echt. Denn es umfaßte alles das, was ein Gefammteigen ſolcher Stufe inner 
halb eines geglieberten Volks nach jeweiliger Anſchauungsweiſe überhaupt 
umfaßen Tonnte. 

Gerade im Gegenfaß zu dem im ungetheilten Befitz einer weiteren Ge⸗ 
fammtheit verbleibenden Lande wurben daher hie für engere Genoßenſchaften 
ausgeſchiedenen und abgefteinten Marken zuerft und entſchieden als deren 
Eigen aufgefaßt und bezeichnet. Mocte im Verhältniß zu den einzelnen 
Höfen die engere Mark nad) wie vor unter den unbeftimmten Begriff des 
„Allen gemeinen® Guts fallen: gegen die weitere Mark war fie in ganz ähn- 
licher Weife, wie in ihr felbft das Sondergut gegen die Allmende, als ein 
Sonderbeſitzthum abgemarkt und abgefchlogen. In biefer Beziehung erjchien 
fie gar nicht mehr als Gemeingut, fondern als Sondergut; fie war die be- 
fondere Allmende dieſer beftimmten Geſammtheit; fie war ihr anerkanntes 
und geihühtes Eigen oder proprium®®). 


“) So werben im Rheingau dem als „abgescheiden wald“ bezeichneten fürft« 
lichen Bannforft einerfeits u. beim gemeinen Gauwalde andrerjeits bie „abgeſchie- 
denen Marken” ber Einzelgemeinden gegenübergeftellt: und iglich stat u. dorf ir 
abgescheiden mark hait, die mogent sie bestellen zu allem irem notze; ®. v. 
1324 b. Grimm I. 534. Wegen der Angelegenheiten biefer Sondermarken hält 
jede Ortfchaft ihre Sonderverfammfungen, Landr. $ 1 ib. 539 ui. IV. 572 — In dem 
W. v. Warmsroth, Erbach; Gensheim u. Roth v. 1608 b. Grimm II. 185 f. 
wird das Recht eines den 4 Dörfern gemeinen Waldes gewiefen. Diefer Wald ift 
behufs der Holznutzung u. Maft getheilt, dad Eigenthum an ihm aber gemein ge- 
blieben. Es ist eines jeden dorfs abhauende u. bauwälde insonderheit von 
einander abgesteinet, damit jede gemeinde mit ihrem holz ausgeben zu 
bleiben u. auch in jahren, so es eycheln traget, in ihrem bauwalde zu blei- 
ben wisse. Außerdem aber giebt es im Bezirk andere Wälder, an denen ber 
Gefammtheit ber 4 Dörfer nur der Gebrauch von Waßer und Weide, dad Eigen- 
thum aber einer einzelnen Gemeinde zufteht, und biefe werden ald „eigen” dem 
„gemeinen Walde entgegengefet. Item es liegen auch in bemeltem bezirk 
etliche eigene, unter anderen der Gensheimer eigene wald, darinnen haben wir 
vier gemeinden gleich als in unserm gemeinen walde ohne einigen unterscheid 
wasser und weid zue gebrauchen. — Bgl. auch die Auöfcheibung einer Sonber- 
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Das vollfreie Gefammteigen war nun aber glei dem Sontereigen ber 
Minderung, Belaftung und Zerfpitterung fähig und fand anbrerjeits fein 
Gegenbild in analogen Gefammtrechten bes Lehn- und Hofrehte. So konnte 
eine ebenfo reihe und ungleichartige Abftufung bes Gefammtredhts an Grund 
and Boden entftehen, wie fie bezüglich bes Grundbefitzes ber Cinzelnen 
beſtand. 

Zunähft war es möglich, daß fi das Recht der höheren Gemeinſchaft 
oder ihres Hauptes, in deren Gebiet die Mark einer Genoßenſchaft beſchloßen 
war, durch Abſorption einzelner an fih im Eigen enthaltenen Befugniße zu 
einem Herrſchaftsrecht verbichtete. In Deutichland bat fi) zwar niemals, wie 
zum Theil im morbifchen Nechtt!), ein allgemeines und grundfägliches Ober 
eigentbum des Königs oder der Fürſten an allen Allmenben herausgebildet: 
unzweifelhaft aber haben in einer Reihe einzelner Marken die urſprünglich 
volksrechtlichen Töniglichen, berzoglichen oder gräflichen Gebietögewalten den 
Kern gebildet, aus welchem befondere ſchirmherrliche und grundherrliche Ge⸗ 
walten bervorgewachjen find. Offenbar find auch viele Regale unter dem 
Einflug ähnlider Ideen entftanden. Und noch in fpäterer Zeit waren es 
vorzugsweiſe die Allmenten und befonderd tie Waldungen, an welchen man, 
intem man von Neuem die Gebietshoheit mit einem dinglichen Recht am 
Lande zu vermifchen oder zu paaren verjudhte, den Landesherrn auch ohne 
fpeciellen Titel ein Eigenthum ober einzelne Eigenthumsbefugniße vindiciren 
zu Tönnen glaubte“). 

Sn umgekehrter Richtung war es möglich, daß bei der Ausfcheibung von 
Sondermarken aus einem größeren Gebiet dem weiteren Berbande ober feinem 
Haupte Recht an den Einzelmarken vorbehalten wurde, welches, wenn voll- 
freies Geſammteigen an die engeren Gefammtheiten überwieſen wäre, biefen 
hätte mitüberwiejen werden müßen. Häufiger war freilich das gerade Gegen- 
theil der Fall, intem früher ober fpäter dem höheren Verbande fogar jedes 


marf für die oppidani in Gerisheim aus der universa marcha de Bilke 1273 
b. Lacomblet IL 879. W. v. St Jean des Choux v. 1418 8 8 5. Grimm 
V. 477: den drien dörfern ein gemein weid u. jedem dorf sein recht vorbe- 
halten. Urtel v. 1478 6. Mone I 432: die dorf hetten auch ein eigen marcke. 
Grimm, R. U. 500: außer der gemeinen Mark bat jedes Dorf fein proprium, 
das heißt Heemfchnaat. Url. 6. Lacomblet II. 68; Remling L 338. II. 44f.; 
Grimm, ®. II. 186. IIL 96. 112. 118. 116; auch Maurer, Einf. 11 über 
den Unterfchied von hubenwald, gemeindewald u. märkerwald im Obenwalb. 
— In dem Mangel einer höheren Gefammtheit lag daher ein neuer Grund, wei 
halb bie Rechte an dem unvertheilten Lande bes ganzes Volles unbeftimmter als 
die an engeren Marlen blieben. 

sı, Jat. Low I. 46 (53, 2): dem könige de erde, dem bondten dat holdt. 
Bol. Maurer, Einl. 106 u. 123. 

“) Bel. TH. I. ©. 659. 
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Gebietorecht am den in herrſchaftlichen Befitz gerathenen, abgemarkten und ab- 
gehegten und endlich durch Immunitätsprivilegien erimirten Sondermarken 
abhanden kam, bis zuletzt jenem Verbande jede dingliche Bafıs und damit bie 
Exiſtenz überhaupt entzogen wurde. War dies doch der Weg, auf welchem 
zuerft bie großen Gau⸗ und Lanbesallmenden unb manche Centallmenden, 
ſchließlich die Centen, Gaue und Länder felbft verfhwanden“*), und auf wel- 
chem bei fortichreitender Zerfplitterung und Aufloͤſung mehr und mehr and 
bie übrig gebliebenen Gentmarken und fonftigen großen Marken von den en⸗ 
geren Marken völlig aufgezehrt wurden“). Allein es kam auch vor, daß 
bei einer Auftheilung der höheren Geſammtheit nicht nur eine Gejammtall- 
mende und das fih au biefe anſchließende allgemeine Gebietörecht, ſondern 
beftimmte einzelne Herrfchafte-, Verfügungs- ober Nutzungsbefugniße an ben 
ausgeſchiedenen Sondermarken refervirt wurden. So bildeten fi dann Ber- 
hältniße eines zwiſchen weiteren und engeren Gejammtbeiten qualitativ ge 
theilten Markeigen. Beifpielaweife gab es Wälder ober Weiden, au welchen 
beftimmten Einzelgemeinden ein mehr ober minder umfaßendes Nukungsrecht, 
das Eigenthum oder Obereigentbum aber der Geſammtgemeinde zuftand“). 
Ober e8 wurde umgelehrt den Einzelgemeinden abgeſondertes Markeigen zu- 
gewielen, biefes aber zu Gunften der Gejammtgemeinde mit Weide⸗ Waßer⸗ 
Holz⸗, Trift- und Wegerechten beichwert4%). Ober aber es banerten wenig- 


) Bol. Th. I. ©. 59. 81. 86f. Doc find auch viele Gaualimenden in der 
Reichdallmende aufgegangen. 

“) Th. I. ©. 82f. Maurer, Einf. 191 — 201. 808f.; Mary. 1— 14. 
16—22. 280 6f. Landau, Terr. 111f. Gaue I. 12f. Renaud a. a. ©. 
10-13. Thudichum 277f. Heusler a. a. O. 24f. 

*) So ber gemeine Wald der 4 Dörfer in ber Warmsrother Gemarkung (vgl. 
oben Rote 40), an welchem Berfügung und Waßer- und Weidenugung gemein, 
dagegen für Holzung& und Maftnupung jedem Dorf ein Theil zur Sondernugung 
überwiefen und abgefteint war. Diefe in gedachten walden habende gerechtig- 
keit und theil follte aber, wenn ein Dorf ausſtürbe, an bie andern brei Dörfer 
zurüdfallen. Ebenſo ift in Wäningen b. Grimm, W. IV. 818 die Nutzung ge 
theilt, Eigenthum und Verfügung gemein. Vgl. ib. 807 f. 299 8 6. In der Mark 
auf der Harb wurden 1460 an zwei Gemeinden die ihnen nächften Martwaldungen 
zur Sondernutung überwiefen, 1554 zwei anberen Gemeinden ihre Antheile an der 
Gemeinweide für einige Jahre zur Beackerung ausgeſchieden, 1760 bie ganze Marl 
unter die 5 berechtigten Gemeinden vertheilt; Maurer, Markv. 14 N. 50. 

4%) So war in der Warmsrother Gemarkung in einem Sonderwalb Waßer 
und Weide 4 Dörfern gemein (Rote 40). Im Rheingau blieb die Weide in allen 
Waldungen bei der Geſammtheit, Grimm I. 584. Bgl. bie gegenfeitigen Weide⸗ 
rechte mehrerer Dörfer b. Remling L 836, Kindlinger, M. 3. IL 2. 30, 
Maurer, Einl 194. 197. 200. 201, Grimm, ®. L 188. 160. 768 $ 8. IL 
177. UL 458. 549. IV. 309. 898-408. 758 $ 5. Es heißt au, 2 Gemeinden 
jeien „gemeinweldig u. gemeinweidig“ (ib, IL 873), 11 Dörfer feien „einweidig 
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ſtens in einer territorialen Nedhts- und Gerichtsgenoßenſchaft, vielleicht auch 
nur in einem gemeinfamen Oberbofe für Marfgerichtsjahen, bier und ba 
au in einer fortbeftehenden Tirchlichen Berbintung bie Refte der alten 
Markenverbindung.*7) 

Dei Weitem häufiger jedoch, als durch ſolche Verſchiebungen zwiſchen 
weiterem und engerem Geſammtrecht, wurde ſeit der Entwidelung der Grund⸗ 
herrſchaſt tur, die Berührungen von Geſammtrecht und Herrenrecht das Recht 
an den Marten gemindert und zerfplittert. Ja ſeit der fränkiſchen Zeit war 
die Minterung des Geſammtrechts durch durch Herrenrecht eine jo allgemeine 
und regelmäßige Erſcheinung, daß vollfreies Geſammteigen endlich zur Sel⸗ 
tenbeit wurde. 

Zunaͤchft ſchmaͤlerte dasjenige Herrenrecht, welches aus der Umwanblung 
genoenfchaftlicher Borftandfchaft bervorgieng, die dinglichen Geſammtbefug⸗ 
ige. Sa in Gauen, Ländern vnd bem Reich wurde ſchon in früher Zeit 
das Geſammtrecht der Sau, Stammes- ober Volksgenoßen nicht nur gemin- 
dert, fondern bald durch ein volles ober boch nur von oben ber befchränttes 
Sonderrecht der Grafen, ber Fürften und des Königs abſorbirt. An den 
Gentmarten enthielt ſich bisweilen, an den Marken einzelner ober verbunbener 
Dörfer faft immer genoßenſchaftliches Geſammtrecht: allein in ſehr vielen 
Fallen gab dasjelbe auch hier Gewalt-, Verfügungs- ober Nutungsbefugniße 
an Grafen, Voͤgte, geiftliche oder weltliche Immunitätsherrn ab, weldhe ihre 
Anfangs auf Wahl oder Amt beruhende Gebietögewalt zu einer Schirm- ober 
Boigteiherrichaft und endlich wol gar zu einer Grundherrſchaft verbichteten. 

Sn noch größerer Zahl entftanden bald auf umgefehrtem Wege minber- 
freie oder belaftete Geſammtrechte. Denn überall, wo innerhalb berrihaftlicher 
Berbände fich abhängige Gemeindegenoßenſchaften freier, halbfreier ober höriger 
Leute bildeten, zweigte fi für biefelben vom grundherrlichen Sondereigen ein 
abgeleitetes Geſammtrecht in berjelben Weife ab, in welcher abgeleitete Son- 
berbefigrechte ter Einzelnen entitanden. Dieſes Geſammtrecht aber Tonnte 
ebenjo verſchiedene Stufen burdlaufen, wie fie bad Befitreht der Ein 


u. eineckerig, einwesserig u. einweidig“ (ib. II. 134), 5 Dörfer feien eines 
andern Dorfd „trettgenossen® (ib. IV. 382 8 5). Gemeiufamer Holzgenuß bei 
getrenntem Eigen ib. III 555. Im einer Url. v. 1218—1225 5b. Lacomblet 
IL 68 wird eine Mark zwifchen einem Dorf und einem Hof getheilt, es follen 
aber Wege, Weide und Trift gemein bleiben ; vgl. 1028 u. 1061 ib. L. 102 n. 115—116. 
Im 3. 1406 5. Remling I. 44—46 wird von 2 Dörfern dem einen das Eigen- 
thum an einem Walde, dem andern das Eigentfum an einer Weide zugewiefen, 
fowol Wald als Beide aber follen nur gemeinſchaftlich benußt werben. N. f. w. 

N Bel. Manrer, Einl. 62. 180. 200 f.; Marko. 20-22. Grimm, I. 
880. 570. HIT. 410. 415. Kindlinger, M. ®.I,2. 385: Lette als de hoesthe 
marke in dem lande, daer in alle andere marken rechtes tho gebrucken 
schuldich. Unten $ 12 R. 31. 
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zelnen durchlief. Bon einem prefären, auf Gnade berubenten Gebrauchsrecht 
fonnte es fich zu einer hofrechtlich geſchützten und garantirten Leibe, von einem 
Inbegriff einzelner Nubungegerechtsfame zu einem halb hofrechtlichen bald 
landrechtlichen Untereigenthbum, einem Lehn ober Erbe, einem Zins. ober 
Nupeigen, von einem Untereigenthum zu einem nur durch Bogtei- ober Schirm- 
berrihaft ober einzelne Mitnutungsrechte befchränften Eigentbum und enblich 
jelbft zu vollfreiem Geſammteigen fteigern. 

Auf diefem Doppelmege der Aufzehrung tes Geſammtrechts durch Herren- 
recht und der Ablöjung eines Geſammtrechts vom Herrenrecht entflanden man⸗ 
nichfache an Inhalt und rechtlicher Natur ungleiche Arten des Gefammtredhts 
an der Mark. Bei der konkreten Fülle und unaufhoͤrlichen Fluͤßigkeit der Ueber⸗ 
gänge lätzt fih im einzelnen Fall nicht immer genau firiren, auf welchem 
Punkte eines jener Wege das Geſammtrecht einer Keftimmten Gemeinde ge- 
rade fteht. Im Allgemeinen indeß laßen fi) gewiße Gruppen von Rechtsver⸗ 
bältnigen unter Gattumgebegriffe zufammenfaßen, wenn nur dabei beachtet wird, 
dag im Leben von ſyſtematiſcher und principiellee Orbnung dieſe Verhältniße 
noch nicht die Rede, fondern alles im Fluß einer unaufhörlich die Grenzen 
verfchiebenden Entwidlung begriffen war. 

a. Das eine Ertrem, in freien Marken als Ansgangspunft und im 
Grundherrſchaften als Ziel der Entwicklung aufzufaßen, war echtes voll. 
freie Gefammteigen. 

In fteter Verminderung begriffen, kommt es im fpäteren Mittelalter als 
Regel nur noch in ben friefiſchen und niederſächſiſchen Marichländern und ein- 
zelnen Gebirgeländern, vereinzelt au im übrigen Deutihland vor. So wird 
noch 1385 die Bibrauer Mark den Märkern zu „reihtem Eigen", das fie von 
Niemand zu Lehen trügen, gewiefen‘). Ebenſo die Mark von Seulenberg 
und Erlenbah*), die Oberurfeler oder Hohe Mark i. 3. 140159), die Klein- 
auheimer Mark im 15. Jahrhundert !). Nichts Anderes bedeutet es, wenn es 
1355 von der Babenhaufer Mark beißt: „auch ist die margk lot eygen 
der mergkere gemeinliched?)“. Auch Dorf und Bauerſchaftsallmenden werben 


*, Grimm, W. I. 512: wir wysen uff unsern eid Bygermark, walt, 
wasser u. weide als wide als sie begriffen hat, den merckern su rechtlichen 
eigen, ü. han die von nymand zu lehen, weder von konige odir von keisern, 
noch von burgern oder von steden, dan sie ir recht eigen ist. ©. 514: den 
merkern zu rechtlichem eigen. 

 Srimm, ®. V. 319 $ 1: das die mark der obgeschriben dorfer u. 
merker rechtlich eigen si. 

° Grimm. ®. IH. 488. Wörtlich wie In Note 9. - 

a) Grimm, W. IV. 552: da weyssent die Auheimer merker zu recht 
die A. mark den funff dorffern... zu rechtem eigenn, nit zu lehen, wedder von 
konigen noch von keysern; u. alle uffistogser zu rechten usmarkern. 

s) Grimm, W. IV. 547 8 2. Lot eigen ift gleich lutereigen, d. i. Iautereß, 
freies Eigen. Grimm, R. U. 494. 
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nicht felten für freies lediges Eigen, freies Eigen, frei eigenes Gut ber Gemeinde er» 
MärtdS) ober ihr als eine rechte Gottesgabe zngeiprochendt). Die Vermuthung ſpricht 
auch da für ein, wenn auch vielleicht unerheblich abgeſchwächtes vollfreies Ge⸗ 
fanımteigen, wo Wald, Waßer und Weide ſchlechthin für „Eigen“, „pro- 
prium“, „proprietas“ einer Genoßenichaft erklärt werben ®d). Mitunter wird 
zur Behebung aller Zweifel ausdrücklich jedes Herreurecht verneint®®) ober Die 
Freiheit der Marl von allen Dienften und Abgaben betont?’)., DBisweilen 
werben die in ber Grundherrſchaft enthaltenen Hoheits⸗ und Nugungerechte in 
beufelben Formeln, wie fonft ben Herrn, der Gemeinde zugewiefen®®). In 


5) So übergeben nad einer Urk. v. 1172 5. Höfer, Zeitichr. f. Archivkunde 
XD. 486 bie villani in Bernheim ihre villa, quam libere et propere et ab ommi 
dominio solutem hactenus possiderumt, ber Taiferl. Vogtei. Deffn. v. Maur v. 1543 
b. Grimm I. 43: dasselb holz ist der von Mure fry ledig eygen. Ib. II. 
837: der Heilenbacher Wald ift Dreier Gemeinden frei eigen. Urbar der Alpmark 
Pfronten b. Maurer, Marko. Anh. Nr. 1 ©. 453f.: der von P. frey eygen 
get u. von niemant lcehen. Grimm, R. A. 502 u. W. I. 590: vriehe marck; 
ib. III. 274. 276. 279: der erven fri brok. u 

*) W. v. Albisheim b. Grimm IV. 688 $ 8: item weist man waldt u. 
weyde vor ein recht gottes gabe der gemeinden zu A. 

53,9. rk. v. Monte um 1264 b. Grimm III. 617: ut homines sive 
eommunitas ville in M., ad quos fundus pertinebat proprietatis titulo.... omni 
juri...renuntiarent. Ib. IV. 530 $ 26: der gemein seyn eigen. Url. v. 1363 
5. Lacomblet III. 585: die andere welde (außer 2 Xebnwälbern) .. sint der 
merkere eygin. Urk. v. 1273 b. Gudenus U. 797: universitas, attinens ad 
marcam silve de Cruftele, . . abrenuntiantes et effestucantes omni juri et pro- 
prietati, quam hactenus in silva habuimus. Ebenſo fpäter natürlich vielfach in 
Der Schweiz, 3 DB. in Unterwalden b. Heusler 70: das gemeinland gehört 
gemeinen kilchern zu eigen; 56; 88 (1648): d&r wald ist der ürte gehörig; 
40; 1722: das holz... ist dem kirchgang K. gehörig. Bgl. auch Sadıl. jp, 
IH. 86: siner bure gemeind. Kaiſerr. H. 73. Grimm, W. I. 482: das der 
winkel einer gemeind ist u. entzogen von herren gewalt. Ib. 461: in der 
ziegelgraben hetten die herrenn gegrabenn u. horte der gemeindt zu, das sie 
es mussten lassen ligen. 

se) W. v. 1519 b. Grimm V. 557 $ 1: Erstlich weysen wir... den waldt 
.. zu gedochten 5 dörffern u. keinem herrn... . Dies ist der begriff der 5 dör- 
fern gemark, die weisen wir den 5 dörfern allein u. keinem herrn. 

sn So im freien Gericht Keichen 6. Grimm II. 557—459; W. über bad 
Nied v. 1509 ib. III. 473—477, bei. $ 4: obe auch jemand mehr herlichkeit u. 
gerechtigkeit, dann die drei dörfer V. M. u. H. auf der weide habe? Antwort: 
zur der König, wenn er über Wald und Thal zieht, kann fich bier fammeln und, 
wenn er weiter zieht, einen Maulefel fordern. 

se. v. Kaltenfondheim v. 1468 b. Grimm III. 580: wir teylen holtz 
u. feld den nachgebauren im dorf, wonne u. weyde, wasser u. wag, als weit 
die mark ist. ®. v. Bingenheim v. 1494 u. der Fulder Mark ib. II. 439 u. 
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anderen Faͤllen folgt vollfreies Gefammteigen inbireft daraus, daß die Ge 
meinde vollkommen jelbftändig über ihre Mark oder einen Theil derfelben ver- 
fügt umd echtes Eigen baran überträgt). Und wenn hier meift an Fort⸗ 
bauer uralter Freiheit zu denken ift, fo fehlt es auch nicht an Beiſpielen, in 
denen urſprünglich grundherrliche Gemeinden durch Herkommen ober Bertrag 
zulegt echtes vollfreies Marleigen erworben haben 9). 

b. Das entgegengejehte Extrem, in freien Marken oft das Ziel und in 
allen Hofmarken der Ausgangspunkt ber Eutwidelung, war ein nur aus 
Guade eingeräumter Gefammtgebrauch am Herreneigen ober einzelnen 
Stüden desfelben. Da bier ein wirkliches Recht der Geſammtheit gar nicht 
anerkannt war, lag ein Anlaß zur urkundlichen Feſtſtellung ſolcher Verhält⸗ 
niße in ber Regel nicht vor. Doc finden ſich Einzelverhältniße dieſer Art 
noch in fpäteren Weisthümern erwähnt®!), und häufig ſahen fi) Gemeinden 
veranlagt, ihr Gejammtrecht gegen die Auffagung als eine prefäre und nur 
auf Gunft beruhende Nutzung ausdrücklich in Schuß zu nehmen *®). 


V. 324 8 10 gleichlautenb: auch weist das urtheil, das der wildeband, die 
fischerei, velt, wasser u. weide der gemeinde ist. W. v. Clũßeradth v. 1546 
ib. IL 821: wir erkennen der gemeinde u, inwohnern dieses dorffs C. wasser 
u. weyde, viltz, ley, wildt u. zam, den fisch uff dem sand, dass wildt uff dem 
lande. Diefelbe Gemeinde ift zu % Hochgerichteherrin. 

) Bel oben Note 53 u. 55. Urt. v. 1484 b. Heusler a. a. D. 71: bie 
Kilcher v. Kerns verlaufen ihr almend . .. für fry lidig eigen mit aller rech- 
tung a. zughörd. 1375 ib. 105. Urf. v. 1979 u. 1173 b. Bodmann I. 4. 
453; d. 1218. 1801 b. Sacomblet IL. 68. IIL 10; v. 1131. 1231 b. Gude- 
nus ]. 94. II. 1102; v. 1267. 1278 b. Remling I. 814. 335. 336. — Bal. 
Ur. v. 1152 b. Lacomblet L 257, wo die pagenses einen Wald als commu- 
nem compascuum terminum vindiciren. 

9 3. 8. in Maur, Thaweil u. Schnottwyl. Grimm, ®. I 43. 62. Re 
naud a. a. O. 17 N. 47. Bluntfhli IL 260 f. Maurer, Fronh. III. 211; 
Dorfo. I. 82. 

ei) Defterr. Pant. b. Kaltenbäd I. 545 8 59: nachdem diz aigen kain aigen 
holtz nit hat, dann was innen von der hetrschaft aus gnaden vergunndt wirdt. 
Ebenſo bez. der Weide ib. 846 8 12. W. v. Urmersbach b. Brimm II. 449: 
solle die gemeinde zu U. haben wasser u. weydt, also weit Polcher holts- 
eigenthum geht, das mit ihrem viehe zu gebrauchen, mit gnad. Weinsheim 
ib. IV. 732 8 2: weisen wier dem herrn zue wasser u, weydt, dass han wür 
von ihren gnaden. W. v. ©. Ingbert II. 56: den bannherrn banne u. manne, 
flugk u. zugk, wasser u. weide, wege, stede u. welde; in den welden soll 
der arm man ein wenig genoss haben. gl. ib. I. 178. 454. IL. 568. Scha u⸗ 
berg I. 96 8 85: uss gnaden gelassen. Gtreitigletten barüder, ob ein Genuß 
auf Gnade oder Recht berube, b. Bluntſchli J. 255. Noch 1393 wies der Abt 
in Thalweil ber ein Recht behauptenden Gemeinde gegeniiber nach, bie Holzver- 
theilung gefchehe von gmaden u. nicht von recht. Bol. Maurer, Fronh. IIL 207; 
Dorfv. I. 74. 

2, W. des Wildbann Nichernaula v. 1466 b. Grimm IIL 340: u. sol 
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e. Zwifchen diefen beiden Ertremen nun aber lagen zahlreiche mittlere Ber- 
hältnige, welde darin übereinftimmten, bag die im vollfreien Eigen enthal⸗ 
tenen Befugniße zwifchen Herr nnd Geſammtheit getheilt waren, die Mark 
mitbin ihnen beiden gehörte. Mitunter begnügen fi) Urkunten und Weis: 
thümer mit ber Hervorhebung des gleichzeitigen ober gemeinfamen Rechtes bes 
Herm und der Gemeinde an der Mark). In ter Regel dagegen pe 
cialifiren fie direkt oder indireft die Beichaffenheit und das Verhältnig von 
genoßenſchaftlichem und Kerrichaftlichem Recht. Danach Tagen fich drei Haupt⸗ 
gruppen von Rechtsverhältnißen unterjcheiben, je nachdem nur bem Herrn, ober 
ihm und ber Geſammtheit zugleich, ober nur ter Geſammtiheit ein jo um- 
fapendes Recht zuftcht, daß man es als Eigenthum qualificiren Tann; je nach⸗ 
bem alfo ein nur durch einige Geſammibefugniße beſchränktes Herreneigen, 
oder getheiltes Eigenthum, oder ein nur durch einige Herrenbefugnige gemin- 
bertes Geſammteigenthum anzunehmen ift. 

a. In die erfte Gruppe gehören viele Wälder, Weiden und Gewäßer, 
beſonders die eingehegten Bannforften und Bannwaßer, welche freies und echtes 
Sondereigen eines Grundherrn geblieben oder geworben, immerhin aber mit 
einzelnen feften Nutzungsbefugnißen einer Gejammtheit beſchwert waren. In 
ber Form folder Geſammtgerechtigkeiten an Herreneigen famen früher 
und fpäter SIagb- und Fiſchereirechte““) Holzgerechtigkeiten aller Art‘®), 


eyn here den sinen wasser u. weyde nicht weren darynne. W. v. Lauter 
bach (14. 3. ) ib. 349: dem sal man wasser u. weyde nicht verbieten u. wes 
man des thede,des wer gewalt u. kein recht. Bol. II. 663. 677. 680: baussen 
einiger herren verbot. I, 454: darann sollen sie die herren nit ergern 0. 
irren in keinem wege. II. 717: ohn jemants widdersagen. 

383.3. der Elbermark v. 1440 b. Grimm IIL 821—828, wo «6 
mehrmals heißt, der Wald fei der herren von E. und der merker. ®. v. Em- 
men um 1303 ib. L 166: in solchem begriff ist auch grund u. grat des hertzo- 
gon u. der lüten erb u. eigen. Ib. III. 77: den junkeren u. der dorffschaft 
insgemein zustendig. W. v. Hoerbt v. 1448 ib. V. 551 $ 4: dem closter und 
dem dorf zu einer rechten allmend; $ 5. Aehnlich ib. I. 522. 524. 662 $ 12. 
386. II. 498. 640. IIL 229 $ 1. IV. 679 8 11. V. 101 $ 11; urk. v. 1388 b. 
Boehmer 557. Etwas Anderes ift es natürlich, wenn es z. B. b. Grimm J. 
825 heißt: der walt . . ist halber des bischofs u. halber der gemeine. — Den 
Gegenfag bildet freied Sondereigen bed Herrn, 3. B. ib. IH. 847: der gruenweg 
ist nicht gemeine, ist zugehörig allen m. w. fr. 

3.8.5. Örimm U. 61. 62. 88. 2492. 471. 540. 569. 717. IIL 360. 
368. 369. 370. 874. 377. 887. 

3.8: b. Grimm L 693: Holzungsrecht der villani an 3 Tagen. 888: 
das die armen leut im tal zu B. gerechtigkeit haben, darin zu hawen. W. v. 
Bodenau IL 168: die gemein zue B. holtz hab macht ze hawen in desen 
abts wälden zum stäg über die bach; doch joll ber Hoffmann um Erlaubniß ge- 
fragt werden; gibt er lauben, wohl! wo nit, so hats gemein doch von alters 
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Maft- und Leſerechte 86), Weiberechte‘T), Lehm. und Sandgräbereirechte ®) u. |. w. 
vielfach vor. Das Eigen bes Herrn war in allen dieſen Fällen nicht mehr ganz voll 
und frei®9): aber es enthielt in fidh den Überwiegenden Inhalt, beſonders die 
Herrihafte- und Verfügungsbefugniße des Grundeigenthums, und erfchien bed 
balb nach wie vor als herrſchaftliches Sondergut, während man ter Gemeinde 
oder den Genoßen nur ein „Recht“, eine „Rehtung” ober „Gerechtigkeit“ 
baram zuſchrieb. Solches Gut hieß daher nicht „Allmenbe” ober „gemein“, 
fondern wurde von der eigentlichen Hofallmende als das „unverliehene Eigen” 
bes Herrn, als fein Bannholz, Sonberwald, Fronholz oder ähnlich ſcharf 
unterfchieten ’%. Es geſchah bie um fo mehr, ald es in den meiften Marten 


her zue thun. Ebenfo ib. I 256. 489. 728. 752 f. U. 11. 141. 321 f. III. 331. 
878. 880. 538. 625. IV. 467 8 14. V. 12. 8 27—28 (usus). 64 $ 55. 166 f. $ 22 
—85. 432. 8 1—5. 704 8 14. 

ec) W. v. Wolen v. 1406 b. Grimm V. 81: daz die bursame zuo W. die 
rechtung hat im jungholz, wenn daselbs eichlen stand, so mögend si dahin 
varend mit iren schwinen wie vil u. wie lang u. dick si wöllend W. v. 
Lingenfeld ib, 566 $ 14: daz holz u. den boden desselben waldes den . . non- 
nen, . . aber die eicheln u. weidgang der... waldwisen.. . der gemein zueL. 
W. v. Bodenau IL 168: weist man .. den ecker dem apt uf den baumen 
zue, wan er herabfellt, der gemeinen zue. gl. I. 752. 779. 1I. 111. 112. 
115. IH. 555 (Eidelfefe). IV. 712. W. v. Mittelberbach v. 1482 ib. V. 706 8 
25: Die Eiern follen von der Herrichaft dem Dorf zum Vorkauf angeboten wer 
den, warn sollich dorf gerechtigkeit darzu hat. 

e) 3.85. Grimm L 784. III. 624. 628. IV. 628: 17 dorfer.. die 
recht hant in die weide. 

“ Srimm, W. IL 734: Net, Lehm zu graben. V. 607 $ 16: hat die 
gemeinde ein gerechtigkeit, auf A. v. B. guetern sand zu graben. 

So wird im W. zu Coppenftein b. Grimm III. 141 unterfchieden: ber 
Wald zu Burghaw, der zwar u. gn. h. eigenthumb ift, aus dem ſich aber die Be 
zirtgeingefeßenen zu bebolzen haben, und der Wald Heifterfchnitt, der u. gn. h. 
frey eigen zu dem hauss C. gewiefen wird. Vgl. ib. I. 290: einen /reien waldt, 
mit namen banforst; 855: der ist sin fry eigen; 250: allein vor ein recht u. 
niemants gemein; IL 510: dasz dieser hoff gantz frey eigen eye, keiner gemeinde 
underworfen. 

70, Sp wird In Aebligenswil b. Grimm I. 164 behufs der Bezimmerung 
einer Ehafte in des hofs gemein march Genoßen wie Gäften, im fronholtz nur ben 
Genoßen ein Holzungsrecht eingeräumt. Umgekehrt fol in Wellhauſen ib. 256 
in des herren holis dad ganze Dorf, in dem gemeinmerk nur, wer haushäbli auf 
den Erbgütern fipt, bauen. Nach einer Urf. b. Kindlinger, M. 2. U.2. ©. 
8 wird die silva communis, in weldyer die SHofleute jede Holzart hauen können, 
entgegengefeßt der silva domini quae singelaris est, worin fie alles Holz außer 
Eichen u. Buchen hauen dürfen (Th. I. &. 173 N. 60). In Farnau b. Grimm 
I. 319 bat das Gotteshaus ein banholz, ist des gothzus eigen wwerlihen, u. git 
die gebursami die darzu hört, dem gotzhus II mod. avene von den ächillen 
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nebeneinander eine Gemeindeallimente und ein für einzelne Gemeinde 
nußungen geöffnete herrſchaftliches Sonbergut gab. Die Gefammtnugungs- 
rechte waren dam bier als ein bloßes Zubehör zur Allmende fowol für das 
Recht an diefer als für das perfönliche Genoßenſchaftsrecht ohne eutſcheidende 
Berentung. Sie trugen ihre Normen in fich felbft, mochten fie nun auf Ber- 
leihung an urſprünglichem Herrengut beruben”?!), mochten fie umgefehrt die 
legten Refte eines vom Herrenrecht ganz ober theilweis abforbirten Gefammt- 
eigenthums ſein 7). 

ß. Eine zweite Gruppe von Verhältnißen charakterifirt ſich dadurch, daß 
an einer Mark ober einzelnen Markftüden das echte Eigen bei einem Grunb- 
beren, bei einer Gemeinde aber ein irgendwie beichaffenes Untereigenthum 
war. In diefe Gruppe gehörten im jpäteren Mittelalter bei Weitem die 
meiften Gemeinländereien. 

Im Allgemeinen pflegt ein ſolches Verhältnig getheilten Markeigens da⸗ 
durch ausgedrückt zu werben, daß man eine Mark als gleichzeitig herrſchaftlich 
und gemein, als Eigen des Grundherrn und Allmende ter Gemeinde be- 
zeichnet. In den vielen Weisthlimern, welche einen ganzen Bezirk als echtes, 
rechtes, Tauteres, freies, Tediges, durchſchlachtiges, falmännifches oder berrichaft- 
Tiches Eigen (allodium, proprietas, dominium verum, plenum ober liberum) 
einem Grundherrn zufprechen, wirb daher unter den Beitandtheilen biefes Eigen 
Die ganze vertbeilte und unvertbeilte Mark meift ausdrücklich aufgeführt; es 
wird dem Herrn neben Zwing u. Bann, Mann u. Bann, Stod u. Stein, 
Dieb u. Frevel, Raub u. Brand, Gebot u. Verbot, Glodenflang u. gemeinem 
Geichrei, dem berfommenten Mann, Bund u. Prund, Zug u. Flug u. ſ. w. 
in ber Regel Alles zugewiefen, was die gemeine Mark zu bilden pflegt, wie 
Grund u. Grat, Holz u. Feld, Waßer u. Weide, Wunne u. Weide, Buſch 
u. Bald, Weg n. Steg, Berg u. Thal, Sand u. Gries, Luft u. Wind, 
u. ſ. w.; ja e8 wird ihm ſogar an dem Fiſch in den Wogen u. dem Wild in 
bem Wald, dem Bogel in ber Luft und dem Bund unter ber Erbe, dem 


u. dem abholz. In Kirburg 1461 ib. 640 f. wirb des lehnherm holz u. das 
gemeine holz unterjchieden. Vgl. W. v. Mülheim v. 1475 ib. 263. II. 290. Mau⸗ 
rer, Doro. I. 226 N. 68—69. 

In) Dies war 3. B. bei fehr vielen neugegrünbeten Städten der Yall, denen 
vegelmäßiz neben einer wahren Stadtallmende zugleich mancherlei Geſammtgerecht⸗ 
ſame in ben anftoßenben herrſchaftlichen Forften, Gewähern und Weidegebieten ein- 
geräumt wurden. Vgl. unten 8 26. 

73) Dies war befonbers oft in den größeren Marken der Ball, die von Vög- 
ten u. Randesherrn zuerft durch die Anlegung von Bannforften u. |. w. gefchmä- 
tert, enbli völlig iu ihr Eigenthum gezogen wurden, während ben Märkern bloße 
Nutzungsrechte verblieben, die bann nach der Reception des römiichen Rechtes ſo⸗ 
gar ald Gernituten zu jura in re aliena berabgebrüdt wurden. Bgl. Th. I ©. 
659 f. Eichhorn, R. G. 8 548. Maurer, Marko. 488, 

IL 11 
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Waßergang u. Bachlauf ober überhaupt an Allem, was unter u. über der 
Erde oder zwifchen Himmel u. Erde ift, das echte Eigen zuerkannt”), Big- 
weilen werben aber auch austrüdlih die „Allmende*, die Silva oder marca 
communis, bie mark ober gemeinmark, ober „alle gemeine Gebräude“ 
zugleich für „Eigen“, „Eigenthum“ ober proprietas des Herrn, ober umgelchrt 
das Eigen des Herrn für Allmende erflärt”%). Es Tann daher in Gtreit- 


1 Bol. Orimm, R. U 44—46. 48-250; W. I. 423. 438. 480. 520. 
521. 608. 612. 620 f. 625. 627. 681. 708. 734. II. 20. 24. 82. 41. 46. 65. 78. 
75. 80. 81. 83. 87. 89. 96. 98. 99. 110 (bann u. man, zugk u, flugk, fundt 
u. pfrundt, wasser u. weydt, den vogel in der lufft, das wild uffm feld, den 
fisch im wasser, das sandt ufm landt). 112. 114. 216. 250. 258. 255. 257. 
359. 293. 300. 304. 824. 825. 858. 854. 396. 410. 414. 429. 458. 478. 484. 
516. 524. 529. 588. 656. 668. 673. 688. 689. 722. 724. 734 (waldt u. weide 
u. wyltfank, wasser u. wagk). 756. 804. III. 375. 492. 493. 494. 495. 496. 
497. 756. 767. 787. 789. 793. 794. 832. 840. 874. 878. 880. 515 f: das das- 
selbe gericht yre halb luter eigen si mit wasser u. weyde. IV. 104: walt u. 
wege, wunne u. weide. 577. 590. 696. 736 $ 2: wasser u. weyde u, den rech- 
ten eigenthum bynnen dem gerichte. 757 f. V. 157 u. 175. 217. 289. 292 8 
1: ist das dorfe, wasser u. waide, velt, walt u. das gericht, die eigenschaft 
unser u. unsers stifts eigen u. erbe. 1361 ib. 309 8 2: das die eigenschaft 
des bodens, grunts, wassers, lants u. weiden . . eigentlich an den stift... 
gehoret. 860. 591 $ 2. 634 8 2. 639 8 2. — „Eand u. Land’, „Sand u. 
Gries“ ib. IL 109—117. 255. ITI. 358. 368. 367. 873; „Berg u. Thal” ib. IL 
87. 261. 364—357; „freie Pläge ib. III. 836; „Luft n. Winb* IL 522. 672; 
„der Grund und Boden ganz ımb gar” ib. III. 539 u. 671; das Eigenthum vom 
Himmel bis in die Erde u. von ber Erbe bis iu den Himmel if. 725. 756 IIL 
832. 838. — Bat. über die Einzelbeftandtheile des grundherrlichen Eigen Man- 
rer, Fronh. IH. 2—105; Zöpfl, R. A. J. S. 14-240 (von ©. 170 an eine 
Barallele mit den Beitandtbeilen der englifchen Grundherrichaft). 

”) Urt. v. 833 b. Seiberg II, 1. 4: sirvae communes. W. v. Hagenbach 
(13. 3.) 6. Grimm V. 714 $ 3: proprietas omnium bonorum dicte ville et 
banni ejus attinet s. Petro: Dazu gehören aber communia pascun, commeunis silva, 
communis marca ($ 8. 4 14. 15). W. v. Sandhofen ib. I 457: das wasser u. 
weyde der herren v. S. eigen ist u. der gemeind richlichen almende als ferre 
die marcket des dorff 8. reichet u. gett. Dal. ib. 178. 672. 674. II. 872. 
Mone IL 455. 459. W. ©. Balzer n. Dilmar 6. Grimm II. 256: item er- 
kennen wir u. h. drey freye büsch; sonst in den andern gemeinden welden 
erkennen wir in vor einen grundherrn. W. v. Hornbach v. 1354 ib. V. 686 
$ 22: „allmende“ als Eigen des Abte. W. v. 1382 ib. IV. 75: mins herren 
almende. W. v. Küßnadıt ib. 359 8 6: was dazwyschend gemeinmercht Iytt, 
das ist des gotshus von Lucern eygenn. W. v. Hoffletten v. 1884 ib. IIL 542: 
dem h. v. Rineck die gewalt, die marck dem dorff u. die eigenschaft dem 
thurmprobst zu Meintze. W. v. Gernsheim ib. I. 482: freiheit u. eigenthumb 
der herren von E. u. furter allmende u. weide ganz der gemeind z. G. 
W. ©. Loßburg ib. 890. W. v. 1486 ib. IV. 564 3 1 u. 2, wonach ber Wal 
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fällen jehe wol vorkommen, daß ein Herr die Zugehörigkeit eines Grundſtücks 
zur Allmende einräumt und trotzdem Eigenthum daran behauptet?®), ober 
daß umgekehrt eine Gemeinde das Eigentum eines Grundftüds bem Herrn 
zugeſteht und basfelbe dennoch als Allmende für fih in Anſpruch nimmt?®). 

Die Natur eines ſolchen Geſammtrechts an einer im echten Eigen eines 
Herrn fiehenden Allmente Tann, von ben Unterfchieben beichränfter und un- 
beſchraͤnkter Bererblichleit abgeſehen, ebenſo verſchieden wie bas abgeleitete 
Recht am Sondergut fein. Es Tann fi als landrechtliche Leibe oder als 
hofrechtliches Lehen, ald Nutzeigenthum oder als mehr oder minber feſtes Zins⸗ 
eigen, als Erbe ober ald Eigen und Erbe barftellen. 

Am bäufigften wurde das Recht an ber Allmenbe als ein vom Eigen 
bes Herrn abgezweigtes umfaßendes Gebrauche- uub Nutzungsrecht vorgeftellt 
und bezeichnet, welches fi von bloßen einzelnen Nutzungsrechten am Herren 
gut dadurch unterichieb, daß es eben die Mark zur Allmende machte Da 
bierbei überall die Anſchauung Plab griff, daß die Mark infoweit, als fie 
bem gemeinen Gebraud offen ftand, der Gemeinde gehöre, bie ihre ſei 
und den Gütern der Genoßen biene, fo lag offenbar die Auffaßung eines ge- 
theilten Eigentums vor. Dem Herren gebührte das echte Eigen, ber Ge⸗ 
fammtheit ein mehr ober minder umfafendes Nutzeigenthum. In ben 
Beisthümern beißt es gewöhnlich, dem Herrn ftehe dad Eigen, der Gemeinde 
aber der Gebrauch ober Genuß ber Allmende zu; Waßer und Beide, Holz 
und Geld fein Eigen bed Herrn, aber die Gemeinde folle fie „nießen“, „ba- 
ben und uiehen”, „gebrauchen“, „nuten und brauden” n. |. w.7). Auch 


vow Dieidenftadt des Kloſters „eygenthumb*, tropdem aber drei Dörfer „in des 
apts u. syns closters walt merker“ find und ſich deſſelben al6 „mercker. . zu 
gepruchen“ Haben. Ebenſo werben 5. 2. ib. L 674 „alle frige nuze*, II. BI6 
u. 529 „nutz u. plutz“, im W. v. Eitoil ib. I. 546 aber ganz allgemein „wassir 
w. weide allenz myd eynander u. dasz gerichte u. alle dyng, der gemoyne Jude 
mugent gebruchen", alö Eigen ber Herren gewiefen. 

Bol. + 2. Url. v. 1468 bei Mone I. 405, wo bie von Lorſch bei ber 
Bindilation eines Berges der Ihr Allmeubrecht einwenbenben Gemeinde v. Hand⸗ 
ſchuchsheim erwidern: ob der berg woll in der almend lege, das det ine an ir 
eigentschagt keyn abzug. Vgl. 1859 ib. 423. Maurer, Marlv. 30-88 

”) So beißt eu 1230 b. Gudenus, Syllog. 178: villani recognoncenten 
daustro proprietaten quidam fundi . . ceperunt tamen asserere, ligna nihilo- 
minus ad suam almeinam spectare eaque suis usidus vendicare. Bol. ib. 298 f. 

m) Bel 3. 8. Grimm, ®. I. 390. 462. 457. 604. 622: u gn. herrn 
wasser u. weidte u. die gemeinde des mit zu gebrauchen nach irer notturft. 
IL 168: wasser u. weydt zu gebrauchen der gemeyn zue B. Aehnlich ib. 159: 
wir erkennen u. weissen zue recht... u. gn. h. in dem gericht zu W., soweit 
die gemarcken reichen, fischerei jägerei wasser weidt strassen weg steg wohne 
u. weydt, darzu alle bruch frevel u. buess, doch also, dass sich die gemeindte 
der wäld mit beholtzung, wasser u. weidten, strassen weg u. steg, wie von 

11* 
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wird geſagt, Herr und Gemeinde ſollten bezüglich der gemeinen Mark fidh 
nicht von einander ſcheiden 78). 

Sehr oft wird ferner das Recht der Gefammtheit an ihrer Mark als 
eine Art Gefammtzinseigen oder Erbzinsrecht dharakterifirt, indem 
beftimmte von der Geſammtheit zu entrichtende Zinfe, Renten, Beben ber 
Dienfte als Aequivalent für den Allmendgenuß bezeichnet werden). Dabei 
wird bald die Abgabenpflicht als Folge des Gefammtrechts an der Mark hin- 
geftellt®%), bald umgekehrt das Gefammtredht auf eine beftimmte Abgaben- 


alters herkomen ist, zue irer zimblichen notturft haben zue gebrauchen. 
Ib. 621 8 6 u. 7: hat das dorf. .zu geniessen u. zu gebrauchen; $ 8. ®. v. 
1377 ib. 205: wasser u. weide den herren . . yclichem dorfe doch der ge 
bruckunge zu synem rechte, Ib. 138. 140. 188. 192. 197. 201. 202. 205. 295. 
299. 8320. 324. 834. 344. 413. 447. 449. 453. 462, 471. 501: dem herren.. 
weyden u wasser... doch unser gemeynde unverdirplichen, die der weyden 
u. geniessen sollen. 505. 549. 604. 689. 709. TIL. 329. 840. 359. 862. 
863. 367. 495. 500 (wasser u. waid u. alle gemeinschaft). 743. 768 u. 886 (wasser 
waid u. holz) 789. IV. 6. 212. 245. 248. 621 $ 7: wasser u. weyd zu gebruchen, 
weg u. steg zu handthaben. 701 82. W. v. Wiedenfohlen v. 1864 ib. 154: der 
herren lidig eigen... also gelegen ist, das die dorf, lute v. W. u. die huber v. U. 
wunne u. weide dar uf haben u. nieszen sont. Aehnlich ib. 162 am „lidig eigen... 
des dorfherren.“ 1874 ib. 686: bie Eigenſchaft am Dorf mit allen Gerichten 
und Rechten u. Waßer u. Weide ift des Stifte, doch „also bescheidentlich, daz 
aller mengelich edel u. unedel walt wasser u. weide geniessen sollent”. V. 69 
&. 4: daz si niessen söllent twing u. bänn, wunn u. weid, in holz u. veld 
nach- ir notturft u. des hofs recht. 639 $ 5: wasser u. waide u. wald find 
Eigen des Herrn, doch uns u. allen inwohnern an unserm derselbigen notiurf- 
tigen geprauch mit waide, beholczen u. eckern . . unabbrüchig. 652 $ 2. 660 
$ 1.657 8 1. 665 $ 8. 1295 b. Trouillat II nr. 458 p. 585: usufructs 
qnarundam silvarım ad communitatem villaram . . . spectantium. 

70) W. v. Wehr b. Grimm III. 838 u. IV. 759: der Herr ift Eigenthlimer, 
doch soll der herr sich nicht scheiden von den unterthanen u. die unterthe- 
nen sich nicht von dem herren in rauf u brand, buschen u. wiesen u. allen 
gemeinden. Bgl. 760 $ 2f. 

%) Vertragsmäßige Begründung von Gefammtzindeigen b. Grimm III. 729: 
ein busch, den hat die gemeyn v. T. von dem herren zu s. M. bestanden 
umb ein halb fuder weins (d. i. jührlicher Rente). 

°°) Urk. v. 1209 5. Remling I. 144: proprieias eines Sumpfes beim Kiofter, 
usuaria paludis et agrorum sub annua et certa pensione 9 unciarum bei den coloni 
de Mutterstadt. Deffn. v. Wiedilon 6. Schauberg L 15 8 10. W. v. Bell- 
heim 6. Grimm V. 554 8 6: man weist die Wälder dem Pfalzgrafen zu eigen 
u. herlichkeit, den weidgang der gemein zu B. zu noturft u. gerechtigkeit; 
davon gibt jerlich die gemein u. gn. h. 14 malter korn. W. v. Penningen ib. 
IV. 710 8 13: und sullent die nutzen u. bruchen als sie und darumb sind wir 
in dis recht vorg. schuldig und nyergen anders worumb. W. v. Zingenfeld ib. 
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pflicht Kafirt®!). Mitunter Fam es auch vor, daß Lie Allmende troß des herr- 
ſchaftlichen Obereigenthums zwar ald Allmende zinsfrei war, dagegen zinsbar 
wurde, wenn und fo lange man fie zur Ackerkultur z09°%). 

In andern Weisthümern wird das Geſammtrecht als ein bofrechtliches 
Lehen bargeftellt, mit weldhem ber Grundherr bie Gemeinte mit ober ohne 
Zins belehnt Hat®°); auch heißt die Mark im Gegenſatz zu bloßen Amtslehn 


V. 564 $ 2: swing u. dann weist man u. gn. h., aber wäld u. weid einer gan- 
zen gemein zue L., desshalb soll die gemein frönen u. beet u. gn. h. geben. 
Ebenſo Offenbach ib. 583; Gensheim ib, 242 $ 2: item weisen wir ganz ge- 
mein zu G. u. gn. herrn waser u. weide zu, u. der gemein den gebrauch davon; 
darumb müssen si u. gn. h. dinst u. bete thun. Aehnlich ib. 288. 290. 
®. v. 1378 ib. IL 672 u. v. 1486 ib. IV. 5648 1—3. W. v. Hagenbadh (13. J.) 
ib. V. 714: die Zinfen werden gefchulbet für alle Güter, ausgenommen bie com- 
munia pascua; für dieſe fchuldet die universitas bem heiligen Petrus „specialia 
obsequia“, nämlich beftimmte Sroubienfte jedes Genoßen. Bol. auh Maurer, 
Marko. 67. Fronh. IIL 30f. Dorfe. L 75. 

) W. v. Kaltenfonbheim 6. Grimm IL 677: tzwa mark rechter bete, 
die sall allman geben u. gelten, wer binnen K. gesessen ist; . . u. darumb, 
das wir die geben u. handreichen sollen, so sall u. mach ein jedermann ge- 
brauchen wasser u. weide, strassen u. gemeinde u. f. w. Cbenfo ib. 680. 
Andre Beifpiele unten. 

e2) W. v. Mümlingen v. 1422 6. Grimm III. 557: die welde, die das 
dorfie M. hat, sie hab sie von des obg. u. b. gr. M. v. W. gnaden, u. wan 
die welde o. ein deile der welde zu ecker o. wingarten würden gemacht, so 
sollen si u. h. obg. zinsen u. ist die eigenschaft des obg. herrn; u. wer es, 
daz dan wider welde daruss würden, so sollen sie wider des dorffes M. sin 
als vor. Aehnlich W. v. Sandhofen ib. I. 459. 

9. v. Breiflg aus d. Enbe des 15. 3. 5. Grimm IL 634: das u. fr. 
ein lehnfrauw ist zu Br. u, hat die mercker belenet mit den weldenn, boisch u. 
froinfelden umb 6 schill. gelts erblichs zins; ähnlich fchon 1863 b. Lacom- 
biet OL 535: hat die merkere zu B. beieent.. mit den welden zu Br., busch 
u. fronheldin um sies scill. penning geltz erflichs eins W. der Bergpflege 
Babenheim v. 16556 b. Grimm, W. IIL 826: wasser u. weyde, damit s. churf. 
gn. den armen landimann begnadiget u. beiehnet. W. v. Johannisberg ib. I, 658. 
W. v. Dürkheim ib. 797: wald wasser u. weide hant die von D. von gnaden 
des heiligen crutzes; davon gibt ides hus ein holzhon. W. v. Emmel ib. II. 
353: darumb, dass die gemeind z. E. u. gn. h. solche dienst (Heerfolge) thun 
soln, dess haben sie von s. gn. zu lehen den Willerberg, ecker u. welde. Ib. 
V. 414: die biderben leut, die under dem gericht sitzend, die hant einen 
walt,.. des hant sie zweitheil von m. fr. u. das dritteil von m. h.; beöbalb 
müßen Robungen der Aebtißin verzinst ($ 7) u. von ihrem Schultheißen zu 
Lehn empfangen werden (8 8). W. v. Ulm ib. I. 480: so like ein apt... walt 
u. weide. €. 482: in diese welde u. weide hat nyman keyn recht wedder 
klein noch grosse, wann der ez von eyme apte v. 8. enpfangen hat. Bgf. II. 
394. IV. 632 $ 6. Auch den Recorb v. Borne v. 1486 ib. III. 857, wonach 
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ein Erblehen der Bauerſchaftꝰ). 

Endlich betrachtele man an manchen Orten, und zwar meiſt in Korre⸗ 
fpontenz mit irgend einem erblihen Baurecht an den Einzelhöfen, tie All⸗ 
mende als das mehr oder minder freie Erbe ter Geſammtheit. Wie man 
daher das Einzelgut als Eigen bed Herrn und Erbe bes Bauern zu bezeidh- 
nen pflegte®°), fo nannte man die gemeine Mark Eigen bes Herrn und Erbe 
ber Gemeinde®%), auch wol Eigen bes Herrn und Eigen und Erbe ber 
Genoßen 27). 

y. Schließlich gab es eine dritte Gruppe von Rechtöverhältnigen, bei weldhen 
das Geſammteigenthum an der Mark zwar durch Herrenreht gejchmälert und 
beihränkt war, ein eigentliche Obereigenthum jedoch dem Herrn nicht zu- 
ftand. Dies war namentlid der Fall, wenn fich das Hecht ber Gemeinde 
als freies vogtbares Eigen dharakterifirte Ein ſolches Gejammteigen 
war weder frei noch voll, fondern einer mehr oder minder ausgedehnten vogtei⸗ 
lichen, ſchirmherrlichen oder ähnlichen Gebietsherrichaft unterworfen, oft über- 
dies mit Zinfen belaftet und um einzelne dem Herrn zuftehente Nutzungs⸗ 
befugniße gemindert: allein der Inbegriff aller dem Herrn zuftehenden Ho⸗ 
heits⸗ Berfügungs- und Nutungsbefugniße ftellte fih nicht als echtes Eigen 
ober Srundherrfhaft dar. Man fchrieb daher hier direkt oder indirekt Das 


ber König Sonderbout mit einem Walde alle Dörfer beiehnt bat, welche fein Bote 
während feiner Mahlzeit umritt. 

), W. v. Knonau v. 1461 b. Grimm L 52: es sind och die gietter zu 
K., grund u, graut, holtz u. feld des gotzhus ze Schennis u. der husgenossen 
u. der bursami erblechen, usgenommen der meygerhoff, der heisset u. ist ein 
amptlechen. Crtheilung eines förmlihen Erblehnbriefs unter Beftellung eines 
Lehnsträgers, der einen Lehnseid zu fchwören hatte, über cine Berniiche Allmende 
1722 6. Renaud a. a. DO. 81 R. 150; Stettler, R. ©. 116 f. Vgl. Lehnbrief 
v. 1513 5. Reinhard 187. Gtruben, rechtl. Bed. I. 803. 

=) 3.8. b. Grimm I 56—63 häufig des gotshus eiyen u. des mannes 
erb. Ebenfo 161. 518. Ib. 149: der herren eigen u. armer lüde erde. 521: dab 
Kofter ift gruntherr u. hat die eigenschaft, den Leuten gehören bie Güter zu 
rechtlichen erbe. V. 282 8 6: u. sein solche hube der herschaft eigen u. der 
armen erbe 297 8 10: igl. husgenoisz sin erde, das miner herren eigen ist. 

) Urk. r. 1273 6. Zacomblet IL 379: parrochiani in Bilke, ad quos 
ipsa marcha hereditario jure pertinere dinoscitur. W. v. Weggis b. Grimm 
I. 161: diese mark . . ist des gotzhus eigen u. luten erbe. Deffu. v. Malters 
ib. IV. 376 8 3: U. wz inret dien ziln lit, dz ist des gotzhuses v. Lucern 
recht eigen u. der gnossen erbe; ebenjo $ 4 u. dazu $ 6: inrent dien ziln ist 
ein alment. Aehnl. Schwommendingen 5. Schauberg I. 116 $ 2. 

er) W. v. Küßnacht v. 1561 b. Grimm IV. 859 8 6; was dazwyschennd 
gemeimerchts Iytt, das ist des gotzhus eygenn u. hört zuo der gnossen eigenn 
und erbe. Ä 
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Eigenthum an der Allmende ber Geſammtheit zu®®), dem Herrn dagegen wies 
man nur bie Hoheit, Herrlichkeit, höchfte Gewalt, Bogtei u. |. w. nebft einer 
Summe einzelner dinglicher Befugnißess). Man ſagte aud wol, Wald, 
Baßer und Weide gehörten der Gemeinde, aber der Herr ſei Schirmherr, 
Bogt oder Herr darüber). Es war daher hier andh nicht ein vom Herrn 


) Namentlih unterſchied man eine ſolche Allmenbe ſcharf von allem und felbft 
von dem für den gemeinen Gebrauch gleichfalld geöffneten Herreneigen. Vgl. 3.2. 
®. v. Breitfurt v. 1458 b. Grimm II. 41. W. v. Großenauheim ib. V. 322 
& S: die gemein hat auch ein eignen wald, darinnen sie allein zu treiben, zu 
weiden, . . auch ire beholzung darauss. W. v. Urbad ib. 358 $ 11: Herr⸗ 
ſchaftewaßer und andres, darinne mogent die läte vischent, sie allment. ®. v. 
Indenburg ib. 359 $ 23; v. Urbeisthal 360 f. 5 21-84; v. Dornftetten I. 383 
bis 3887. W. v. Burtſcheid v. 1226 ib. IV. 798 (CKacomblet IL. Rr. 183): der 
eammerforst der Aebtiffin unterliegt ihrer freien Verfügung (8 5), Dagegen kaun 
fie in communitate nichts bauen, nisi de consensn communi advocati videlicet 
et hominum ecclesiae. Im W. 5. Borchen v. 1370 ib. II. 94—101 werben 
breierlei Wälder unterfhieben: de gemeinen unvordelden büsche die unser aller 
sint, des Abts Buſch der den buren to erer vedrifft offen ist und des Abté 
sunderlick erflike holt; ebenfo dreierlei Waher: des Abts Bannwaßer, dad Waßer 
woran bie Erbgenoßen u. ihre Meier Fiſcherei und andre Nupung haben, und dat 
water buten dem dorpe . . hedde de burscop geholden vor ere gemeyne wa- 
ter. Ebenſo nnterfcheidet das W. v. S. Hippolyt ib. V. 898 bie herrichaftlichen 
Hölzer, in denen GSotteshausfeute u. Huber Holz bauen u. Gras fchneiden dürfen 
(4 6—7), und einen Wald, ber fo gelegen ift, daz die huober zwene under inen 
söllent kiesen, die den wald behütent. Und in Leiningenaltorf ib. II. 47 beißt 
e6: wan ein vogell uber das dorff, bann o. herligkeit flüge, ein feder fallen 
liesse o. sunst fundt in der herren wäldt o. deren güter hohen flugs fun- 
den wurden, gehörte m. h. zu; da aber solchs uf der gemeind bösch o. hecken, 
solte derselbig der gemeindt zustendig sein; Bund endlih auf Sondergut eines 
gemeinsman gehört nur bis zu 5 8 Werth biefem, darüber dem Herrn. Bol. auch 
II. 39 u. 45. 

) W. des Holtings in Hohenhameln v. 1579 8 2 u. v. Heinwalb 8 15. 
Grimm III. 255 f. u. 257f.: weme die holten ufm H.walde die höchste gewalt 
zuerkennen? ist eingebr. dem hause Peine. Im Heinwalb wird ihm auch in 
$ 3 gebott u. verbott zuerfannt. Die Frage aber, weme sie grund u. bodden auch den 
eigenikumb erkennen, wirb beantwortet: grund u. bodden dem hause Peine, 
aber den eigenthumb den rechten erben. W. v. Slameröhelm ib. IL 686: den erf- 
fen u. 'anerffen irrer gerechdigheit u. deme herren sin hoigheit. W. v. Böll 
lingen v. 1422 ib. 11: das holts der gemeynde, die dussen m. herren. Bgl. auch 
unten Rote 98, 

8. v. Pfaffenſchwabenheim b. Grimm IV. 715 $ 5: weisen wier, wass 
gehöltz stehet in dem dorfisgraben inwendig der zeun, der gemeinen zue, u. 
darüber sollen u. gn. h. unser beschirmer sein. W. v. Rorbas I. 94: wunn u. 
weid der von Flaach in eyns vogtherrn zwing u. bann. W. v. &rmatingen 
ib. 240 $ 13: vo w herr... uff allen gemeinmerken. W. v. Dreiborn v. 
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abgeleitetes Befißrecht, ſondern der vom Herrn zu gewährende Schirm und 
Schutz *), wofür Abgaben und Dienfte von ber Mark entrichtet wurben®®). 
Etwaige Vor⸗ oder Mitnutzungsbefugniße bed Herrn erſchienen hier nur als 
einzelne beftimmt begrenzte Gerechtigkeiten an der Allmende?d). Und man 
Veitete das Geſammtrecht nicht aus herrfchaftlicher Verleihung ber, jontern 
meinte, die Mark fei den Genofen „vom bimmlifchen Vater zu Lehen“ ges 
geben), Dies Alles ſchloß natürlich nicht aus, daß im Laufe ber Zeit über⸗ 
aus häufig aus dem Schirmer ober Bogt ein Grundherr und Cigenthümer 
der Mark ober des Dorfes wurde. 

3. So war bas Gefammtreht an Grund und Boden je nah Zeit und 
Ort von außerordentlich verfchietener rechtlicher Beichaffenheit 5), Die Um 


1419 ib. IL 767: so seind herdte u. büschen im lande, darüber ist der herr 
ein Akerr und der landmann als der herr. 

MW. v. Schifferftadt 6. Grimm ILL 16: walt wasser u. heide der ge- 
meinde u. armen leuten u. auch u. h. v. Speier, der uns von dem gericht 
u. von der gemeind wegen bei solcher freiheit beschirmen u. behalten soll, 

9) Barmer Hofesicht 6. Grimm W. III. 16: so haben wir Bärmer all- 
hie sin gemarke, das ist unser qui. Davon hat ber Erzbifchof beftimmte Abgaben, 
darumb sol er der gewalt stewren. Zuerft entjcheiden bie Erben, dann er. — 
Aehnlich in den Marken v. Altenhaslan, Dornftetten, Bellersheim u. Pfronten b. 
Srimm III. 417 8 18. 20. I. 388 u. Maurer, Marko. 65. 457; auch in ber 
Bornheimer Grafihaft 6. Boehmer IL 355f. u. Grimm II 483 8 1. 4. 7. 
(dem konige von wazzere u. weide „dienen“, fie ihm „ferzinsen“). 

) So erfennen Im Etreit v. 1487 b. Grimm I. 397 f. die Thallente an, 
daß der Wald in des Herrn Zwing und Bann liegt u. dab dem Herrn wiltpann 
und herlickeit daran zuftcht; aber dem Anfpruch des Klägers gegenüber, „der wald 
wer sin,“ feben fie tropdem ihr Eigenthum am Walde durch. Der Wald foll die 
rechte u. eigentliche u. gemeine allmende der Thalleute fein, vom Wildbann ab- 
geſehen ihrem Alleingebrauch unterliegen u. ven ihnen allein befegt u. entfeht wer⸗ 
den. — Ebenfo gehört im Rheingau dem Fürften in allen Allmenden wilddaun u. 
Jischerei: dad Eigenthum daran aber haben die Mannen Vurgmannen Dienfimannen 
u. Hofeömannen des Sau's bergebracht von gots gnaden u. des guten s. Mar- 
tins. — Wenn ed in Lags 1303 ib. I. 813 heißt: in dem buochwalt ze C. hat 
dü herschaft wiltbant, der walt under G. hoeret dü herschaft eygenlich an, fo 
folzt aus dem Gegenfaß, daf der erftere Wald nicht Eigen der Herricaft ift. W. 
v. Lampersleh ib. V. 529 $ 9: wasser, won u. weid, weld u, eckern ist der 
erbarn leut, u. das wild uf der heiden, die visch in der bach u. gn. herrn. 
W. v. Kölliton ib. 64 8 26; v. Eich ib. IV. 628 8 8. 

”,W. v. 1568 b. Grimm II. 492: wasser u. weyde haben wir von dem 
himlischen vater zu lehen, darbey soll m. j. v. V. einen jedern schützen u. 
schirmen nach seiner notturft. 

*s) Jedes Echematifiren ijt hier verfehlt. Am meiften die Behauptung Weis⸗ 
fe 6, prakt. Unterf. III. 96 f., die Landgemeinden hätten nie cchteö Eigen am unver - 
teilten Rande gehabt. 
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ftänbe aber, welche biefe Beichaffenheit in jedem einzelnen Fall beftimmien, 
lagen in ber hiftoriichen Entwicklung dieſer Allmende und jener Herrichaft, 
in örtlichen Gewohnheiten nnd Verträgen, in der natürlichen oder objektiv 
jurijtifchen Berfchiebenheit der einzelnen Markbeſtandtheile. 

Die rechtliche Beichaffenbeit des Geſammtrechts an einer Mark ftand von 
je in einer gewißen Korrefpontenz mit dem perjönlichen Recht der betreffen- 
den Genoßenſchaft. Voller Gemeinbefreiheit entſprach vollfreies Geſammt⸗ 
eigen, geminderter Freiheit gemindertes Geſammteigen, den verſchiedenen Stu⸗ 
fen der Hörigkeit und Unfreiheit bie verſchiedenen Stufen tes Geſammt⸗ 
untereigentyumd und ter mehr oder minder prekären Gejammigebräude 
am Herrengut. Keineswegs jedoch deckten ſich dieſe Verhältniße vollftän- 
Dig oder nothwendig. Denn abgeſehen davon, daß in derſelben Mark ne- 
beneinander ungleichartige Geſammttechte an verſchiedenen Markftücken vor⸗ 
kamen %), war auch am Kern ber gemeinen Mark das Befitzrecht oft beßer 
oder ſchlechter als die perfönliche Stellung ter Gemeinde. Freie Gemein- 
ten Tonnten auf geliehenes Gemeinland beſchränkt fein?), ſchutzhörige 
ober grundhörige Gemeinden Eonnten, obwol allerdings erft nach Durchbrechung 
der ihrer Rechts⸗ und Berkehrsfähigkeit durch das Hofrecht gezogenen Schran- 
ten?®), freies Geſammteigenthum befiten®). Und mehr und mehr konnten 
im Laufe der Zeit, unbeſchadet der einheitlichen Qualität ihres Gefammtrechts 
an der Mark, Gemeindegenoßenſchaften engerer und weiterer Art fih unmit- 
telbar aus Genofen ungleihen Standes und Rechtes zufammenfegen. 

In ähnlicher Weiſe ftand bie rechtliche Beichaffenheit tes Geſammtrechts 
in Korrefpondenz mit der Beichaffenheit des Rechtes ter einzelnen Genoßen 
an ihren Hufen. Auch hier aber ift nit mit Maurer an eine principielle 
Spentität zu denken, wie fie ſchon wegen bed Nebeneinanderftehens ungleicher 
Befitzrechte in berfelben Gemeinde unmöglich war, überdies aber deshalb nicht 
ftattfand, weil die einzelnen Arten tes Geſammtrechts den einzelnen Arten 
des Sonderrechts nur ahnlich, nicht gleich waren 19), 


ee) S. oben Note 70. 88. Lacamblet III. 535. Grimm, W. J. 178. 638f. 
V. 554 8 6. 8. 564 f. 8 2. 7. 14. 

) Denn urfprünglih zog Unfähigkeit auf fremdem Moden nicht perfönliche 
Abhängigkeit nach fih (Th. I. ©. 123 f.), und Ipäter konnten chemals hörige Ge⸗ 
meinden zur Freiheit und die einzelnen Bauern zu vollen Eigenthümern ihrer Höfe 
emporfleigen, während doch dag echte Eigen der Allmende bei einem andern blieb 
(Schauberg, Zeitſchr. I. 124). 

Bol. Th. I. ©. 175. 


%) Freies Sefamntelgen böriger Gemeinden im 15. Jahrh. in Sofetfurn, 
Renaud a. a. O. 17. 74 nm. der Abtei Muri, Grimm I 43 u. 


Maͤrkerſchaften im Bet freier Marten und doch aus hörigen und auf — 
Boden ſitzenden Kolonen beſtehend b. Maurer, Markv. 23 f. 69 f.; Anh. Nr. 4 
S. 473 f., jetzt auch Grimm V. 574 f. 

500) Denn es gab z. B. kein Geſammtrecht, das genau der lebenslänglichen Leihe 
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C. Welches nun aber Beichaffenheit und Umfang des Geſammtrechts an 
Grund und Boten fein mochte: darin war es fidh überall gleich, daß, foweit 
es eben reichte, fein Subjekt die Gefammtheit der Genoßen war. 
Und zwar war fie e8 als Geſammtheit fchlechthin, in ihrer ſinnlich⸗konkreten 
Erſcheinung, ohne irgendweldhe begriffliche Trenuung ihrer einheitlichen und 
vielheitlihen Seite. 

Schon die äußere Rebeweife der Quellen zeigt, daß man ſich in der That 
die Gefammtheit in diefem Sinne als Subjekt des Geſammtrechts an Grund 
und Boden vorftellte. Denn in mannichfahem Wechſel, je nachdem ber angen- 
blickliche Gedankengang mehr hierhin oder dorthin führt, wird bald bie ein- 
beitliche bald die vielbeitliche Seite ober aud Beides nebeneinander betont. 

Mitunter zunächſt begnügt man ſich mit ber einfachen und die Frage 
des Subjektes offen lahenden Erfärung, etwas jei gemein (commune); 
oder Recht, Gebrauch oder Nuben daran jei gemein; ober es fei eine com- 
munio, communitas, gemeinmark, gemeinsame, gemeinde, gemeinheit, al- 
mende u. f. w. oder ein Theil davon 1). Bisweilen brüdt fogar ſchon bie 
Bemerkung, etwas fei mark, beſonders im Gegenfat zu eigen ober schutz- 
bann, ein daran ftattfindentes Geſammteigenthum aus!), 


oder dem beſchränkt vererblichen Baurecht korrefpondirte.e Maurer (Markv. 66 u. 
68, Fronh. III. 207. 208, Dorfv. I. 74. 83) fcheint das Geſammtrecht mit ber 
Summe der einzelnen Nutzungsrechte zu inbentificiren, dieſe aber bei verfchiedener 
Qualität der Güterrechte verfchieden zu ſetzen. 

101) L. Burg. add. I. t. 1 c. 6: sylvarum, montium et pascuorum.. com- 
munionem; L. Rom. Burg. tit. 17: jus esse commune. 1234 b. ®end I. 16: 
communionem quae vulgo almenda vocatur. W. v. Burtſcheid v. 1226 b. 
Grimm IV. 798 $ 11: aque communis; v. Hagenbach ib. V. 8 3. 4. 18, 15: 
communia pascus, communis marca, communis silva. Aehnlich in angelfähf. 
Urk. 3. 2. 839 b. Kemble, C. D. U nr. 241 ©, 1: in commune silva, quam 
nos saxonice in gemennisse dieimus. — Grimm, ®W. I. 80: u, gaat die ge- 
meinsamy. 760: up dem gemeinen broiche. II. 45: Waßer ift gemein. 524: 
bis an die gemeynde, van den gemeynden vort. 666. 759. 796: dit is dye 
gemeynde. III. 819: howe etwas ut der gemenheit, während die Markerſchaft 
„de gemenen menner“ heit (&. 320). IV. 618 8 5: weg u, steg, baum zum 
allmenach, wasser u. weyde der gemeinde. 767 $ 11: gemein backhaus. V. 
155 8 57: ain recht gmainmerk. 153 8 84. 856 8 24—-25: gemeine brunnen 
857: gemeyn u. gemeyn holtz wasser u. weide. 500; wasser u. weide u alle 
gemeinschaft. Auch die Stellen b. Thudihum ©. 123-124. Ganz beſonders 
häufig aber werden Wege, Straßen, Pläpe, Gräben, Bäche, Thore. Triften u. |. w. 
einfach als „gemein“ gewielen. 3. B. Grimm, ®. I 108. 116 f. 199. 204. 
255 & 16. 256. 271 8 12. 334. 693. II. 688. 693. 694. 696. 701. 724. 757. 
728—729. III. 836. IV. 710. 764 8 16. V. 606 8 8. 9. Kaltenbäd L 1788 
18—25. 184 8 94—95. 187 8 14—29. 

02) Bol. Note 15 u. 74, fowie die Ausfagen über die Babenhäufer Mark 6. 
Grimm, R. A. 499-500, wo Wald, Holz, Brüde, Waßer und Boden, darüber 
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Wo dagegen das Subjekt des Geſammtrechts ausdrücklich genannt wird, 
erſcheinen zuwoͤrderft jo manuichfahe auf die Vielheit ter Genoßen bin- 
weiende Formen, bat dadurch allein ſchon der Gedanke an eine einfeitig aus⸗ 
geprägte juriftiihe Einheit ausgefchlogen wird. Die Mark oder Allmende 
wird den Märlern, Thalleuten oder Gebietdeingefeßenen zu rechtem Eigen 
oder zu Eigen gewiejen!®%); die Märker find mit ber Mark belehnt!%); 
Nutzeigen, „usuaria‘“ ober einzelne untzbare Gerechtſame gehören den Mär- 
fern, Dorfleuten, Hubnern, Hoflenten, Eingefeßenen, den Befikern ber Hofe 
ftätten, den villani oder coloni!®). Ebenſo heißt es von Marken, Allmen- 
ben, Wald, Waßer und Weide ganz allgemein, fie feien das Gemeingnt der 
pagenses, incolae provinciae, rustici, parochiani, homines de villa N.N., 
illorum de N. N., oder der Märker, Dorfleute, Nachbarn, biderben, ehrbaren 
oder armm Leute, Reb-, Burg, Gotteshaus, Lehnleute, Bürger, Huber 
u. f. w. und würden von ihnen genukt und genogen 1%), Die Genoßen 


bie Brüde geht, das Waßer ergo auch die Brück, Wiefen, Grad, Bänme u. Ge 
ſträuche für mark im Gegenjag zu schuisbann gewiefen werben. 

ws, 3. 3.1385 b. Grimm I 512 u. 5l4: den merkern zu rechtl. eigen. 
1363 b. Lacomblet IIL 6585: der merkere eygin. ®rimm I. 400: der von 
L. w. U. rechte eigentliche almend. Heusler 29: eigenschaft ber cives de 
villa Suites. 1217 b. Tschudi J. 114 ®rimm V. 554 $ 8: die um B. ha 
ben ein eigenen walt. Ib. III. 255 8 3 u. 257 $ 4: den rechten erben... den 
eigenthumb. 

so Grimm, W. IL 635: die merker belenet. Ib. III 857: den armen 
Iuten. &acomblet III. 535. 

ꝝs) Grimm, 3. III. 500: den merken die mark zu gebrauchen zu irer 
notturft. 1273 9. Remling I. 335: jura pascua ber villans de W. 1209 ib. 144: 
usuaria der coloni de M. Grimm IL 686: den erffen u. anerffen irer ge- 
rechtigkeit. I. 390: dennen, so» uf den 18 hofstetten sitzend. 123. 374. II, 334. 
387: den sullen dye hosfslude geprauchen wasser u. weyd. 854: die lehen- 
leuth. III 538: „die im gericht“ follen „macht haben‘. IV. 6: die huber u. 
die hofflute u. wer in dem hoffe gesessen ist, die hant dz recht, dz sie sol- 
lent nützen wunn u, weid 154: die dorflüät u. die huber. 245: die huober 
u die gottzhausleute. 

ss) 1158 5. Lacomblet L 275: communis compascuus terminus ber pa 
genses. Bobmann I. 452: incolis provinciae. 1217 b. Tschudi I. 114: homi- 
mibus de Sites libere et in perpetuum utenda permaneant. 1218 — 1225 b. 
Lacomblet II. 68: Wald der Aomines ville T. 1248 u. 1273 ib. 146 u. 379: 
parochiani. Stimm, W. V. 636 $ 10: almenda rusticorum. 231 8 10: silvae.. 
communes illorum de 8.; communibus rusticorum de 8. et H. Landb. v. Schwiz 
185: auf der landleuthen allmend. Grimm, ®. IL 821—823: der merker 1. 
893: dero von Losspurg gemeine allmad. 787: die von Dürkheim. Sachſ. ip. ID. 
86: siner gebure gemeine geburschaft. Kaiſerr. IL 78. Grimm I. 753 u. V. 
342 & 11: der durger walt. II. 471: sullent die nachpuren v. P. sich wasser 
u. weide gebrauchen. Ebenfo 462. 505. I. 553. III. 768. 880: wirteylen holtz 
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nennen daher die Mark die Ihre!) oder ſagen: wir haben dieſe Mark inne, 
dieſes Holz ift unfere Allmende, und ähnlich 108). Ja bisweilen wird ganz 
obne Hinweis auf bie genoßenſchaftliche Verbindung lediglich von Nubunge- 
rechten gejprochen, welche jeder Nachbar ober Huber, Jedermann ober 
‚Allmann? im Bezirke haben fol 19), ober weile einem Landmann, Got. 
teshausmann oder Huber, dem Landmann, dem Burgmann, dem Hofmann 
ober Huber zuftehen 1. Natürlich ift auch hiermit nicht gemeint, daß ſolche 


u. feldt den nachgebauren im dorf, wonne u. weyde, wasser u. wag, als weit 
die mark ist. V. 101 $ 11: gemeines Holz der reblüt dreier Dörfer. 5239 8 9 m. 
538 8 11: der erbarn lit. 414: der biderben leut. IV. 75: hant die huber einen 
först. III. 328: daz ist der armen lude holtmark von alder gewest. V. 541: 
den armen wasser u. weide. IL 689: Zehenieute. II. 39 u. V. 288: hofeslüt. V. 
290: arme leute. Ebenfo wird der „weitgang‘‘ gewielen den lehnmennern in den 
13 lehen, ib. IL. 701, den vn B. . . der ein höber ist, ib. 500; jägerei u. 
fischerei . . stehe den nachbarn zu, IL 413 u, Ill. 887, der burgleute u. hube- 
ner III. 360. 363 f. 374; Hoßbaurechte der villani I. 698, der goltesleut u. huo- 
ber V. 64 8 54, der Zeute III. 331; Maft den armen leuthen II. 111, den nach- 
barn ib. 115. 572. den von R. I. 439. Bat. ib. III. 289 8 6, 291 $ 8, 292 8 
8, 293 8 3, 294 u. f. w., wonad „m. gn. f. u. h. arme leut“ nädhfte erben bes 
Waldes binterdem Holzgrafen find. 

on Grimm, W. L 88, II. 41, IV. 856: ir allment. I. 187: ir gemein- 
march. 

soo) Grimm, ®. IH. 16: wir haben allhier ein mark, das ist unser gut. 
II. 400; die wälder die wir-zu 8. haben. II. 160: das wir ein gemein holz 
haben. I. 79 u. IV. 846 $ 22: unser gemeinmärk. Heusler 71: unser allmend. 

00) W. v. Hottenbah 5. Grimm IV. 718 8 6: wer wasser u, weidt bin- 
nen dem gezirk gebrauchen soll? Alle diejenige, die binnen dem bezirk gesessen 
sein u. niemand anders. Ib. IL. 197. 202. 672. 677. 680: „allman‘‘ fol Woßer 
u. Weide, Straßen u. Gemeinden brauchen. IV. 596 82. 601 8 12. V. 657 8 1: 
ein jeden gedingeman zu gebrauchen. V. 704 8 14: Holzrecht hat ein iclicher 
man, der sitst in etc. IV. 764 8 16, 14, 19: jeder. II. 88. jeder inwöhner. IL 
512: iglicher merker. 461: yedermann. Raltenbäd L 85 8 70 u. 71, 4828 
39-45: jeder Nachbar, jeder Gemeindmann mag fildhen; 86 8 88 u. 232 $ 87: 
jeder Nachbar mag gewiße Thiere fangen; 280 8 55—56: „Jeder“ u. 287 8 63 
bis 65: „jeber Gefeßene" Hat Holzung drehte. 

110) Grimm II. 320: wan nun solches alles der arm man betzahlt, hat 
er sich zu gebrauchen wasser weidt busch u. weldt. 844: wanne der inswoner 
des dorfs R. seine herrendienst gethan, sein grundtzing geliebert u. betzald, 
als dan mach er sich gebrauchen wasser u. weiden, filtz u. ley, wildt u. zam 
nach notturft seiner nahrung. II. 141: der arm man hat Holzgenuß. IV. 590: 
der arm man foll wasser u. weide brauchen. Ebenfo II. 160. 192. 438 8 8. 
702. — II. 767: ein landman. V. 398 $ 6—7: ein gotwhusman oder huober. IL 
549: der gehövere. IH. 868 u. 370: der burgkman u. der hübener. IL 453 u. 767: 
dem landman. TI. 826: der arme landman ift mit Waßer u. Weide belehnt. L 
573: anch hat der kirchspelsman die freiheit, sich zu gebrauchen des fisches 
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Rechte Individnalbefugniße feien, indem fie eben nicht Jeder für fich, ſondern 
uur Seder mit Allen zufammen ausüben kann. Und auberwärts beißt es 
baher ausbrüdfidh: „die dorfleute haben ein sämmetlich recht on den ge- 
meinen gütern"!!!), Oder es wird bas rechte Markeigen den Märlern ge 
meinlih oder den gemeinen Märlern gewielen!!2). Oder es wird ein 
Bald unter ausdrücklicher Verneinung alles Sonderrechts allen Derfbewoh- 
nern indgemein, ben universi provinciales, den gemeinen Kirchipield 
genoßen zugeiprochen 11%), Oder man faßt endlich die verfchiedenen Stände 
oder Klafſen des Verbandes als Subjekt zufımmen?!4). 

Auf der andern Seite ift es jehr gewöhnlich, das Subjelt des Geſammt⸗ 
rechts als Einheit zw bezeichnen. Man weist das Eigenthum, den Gebrauch 
ober einzelne Befugnige an ber Mark ber universitas ober communiluel!) 
und in ben beutfchen Weisthümern außerordentlich oft der Gemeindel!®), 


in dem wasser, des vogels in der luft u. wildfangs. IL 528: dem gehofner 
sein gebrauch. 188: ein armman. 189: ein hausman. 550: der gehöfer 188: 
der Ichumann so im gericht gesessen. 418: der lehnman. 612: der uniersasse. 
Bat. ib. 421. 529. 540. 1. 112. III. 581. 

m, Grimm, ®. L 821. 

112) Grimm, W. IV. 547 8 2: lot eygen der merker gemeinliche. V. 802 
8 2: gemein merker der 4 dorf... alle welde wasser u. weide zu irem nutzen 
n. gebrauch. 

113) Urk. v. 1173 5. Bodmann I. 453: in hac silva nullus nostrum pri- 
vatum habebat, sed communiter pertinebat ad omnes ville nostre incolas. Grimm, 
®. ıIl. 279 $ 5: den erben sambelich die jagd. II. 475: den gemeinden nach- 
barn. Maurer, Einf. 114; univerei provinciales. Heusler 70: das gemein- 
land gehört gemeinen kilchern zu eigen. 56: gemeinen kilchgenossen. 

, W. v. 1425 5. Grimm V. 262 $ 7: die priestere die burgmanne die 
burger u. nachgebuere gemeinliche bezeichnen weide u. mark, die ine allein 
zustet. 1267 5. Remling 1 814: villicus preco scabini et universalis com- 
munitas villarum de 8. 1301 b. Lacomb let III. 10: communitas militum fa- 
mulorum et parochianorum ville in Ceyrne. Im Rheingau b. Grimm I 534: 
wir... manne burgmanne dienstmanne u. hovismanne, 

15) Urk. v. 1273 6. Gudenus H. 797: proprietas ber universitas. 1279 
5 Bobmann I. 441: jas marke . . quo diote universitates gaudebant et gau- 
dent. 1231 5. Gudenus III. 1102: pascua communitatis. 1279 6. Würdt- 
wein, nor. subs. XII 218: almeindam nostre commwunitatis. 

110) So der gemein allment b. Grimm I. 458; der gemein .. wasser weydt 
busch welde einigungh u. hochgericht ib. II. 316; wasser u. weyd der ge- 
meind ib. II. 140. 171. 299. 858. 447. 501. 568. III. 743. V. 572 8 2; was 
ser weide u. welde der gemeinden Il. 873; wald der gemein II. 86. 889. V. 
922; das holz der gemeinde IL. 11. 640. V. 542; ebenfo Bufch u. Heden ib. IL 
47. 290. IV. 615 $ 5. 761 $ 9, bach driesch graben IV. 761 8 11; Sanb- 
gräßerei ib. V. 607 $ 16; Lehmgruben L 784; Graben I. 800; Biehweide u. 
Viehtrift I. 779. 780. II. 624. IV. 761 8 9; das Gemeindehaus I. 301; ein 
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auch wol der Bauerſchaft, Nachbarſchaft oder Dorfichaft1!7). Und zwar bezeich- 
net man ausdrücklich auch ſolches Recht, welches zunächft alle Einzelnen aub⸗ 
üben, ald Recht der Gemeinde A8). Daß aber dabei bie Gemeinde nicht im 
modernen Sinne einer juriftiſchen Perſon verftanden, vielmehr gerade bei 
Worten wie universitas, communitas oder gemeine die Vielbeit ſtets mit- 
gebacht wird, erhellt aus audern Stellen. Denn die Allmende wirb ber Ge 
meinde zugemwiefen, um fie mit gemeiner Hanb oder iusgemein zu 
nießen und zu branchen 119); es wird in diefem Sinne von einem edit ber 
ganzen Gemeinde, des Zofus populus, ber gemeinen Menge ober Thal- 
menge, ber gemeinen unzertheilten Waldganerbſchaft gefprocdhen!?%); das 
Weſen des Gemeindeguts wirb darin gefunten, daß ed Reichen und Armen 


Bald 3 Gemeinden II. 837. Bol. V. 554 $ 6: den weidgang der gemein zu 
B. zu notturft u. gerechtigkeit. IV. 7238 $ 8: wäldt u. alle gemein feldt unser 
gemeinen zustehet. 530 $ 26: der gemein sein oygen. 621 $ 7: wasser u. weid, 
weg u. steg . . der gemeinden. IL. 154: wir weisen... wasser u. weydt, 
weg u. steg der gemein zue. III. 439 u. V. 8248 10: der wildband die fische- 
rei velt wasser u. weide der gemeinde. Bgl. IL. 115 Note 2. 603. 604. 688 f. 
482. 483. II. 672. V. 665 $ 8. Ebenſo werden b. Kaltenbäd Fiſchereirechte 
(. 8. I. 85 8 65. 124 $ 68. 193 $ 98. 184 $ 91. 231 $ 69—78. 282 $ 78) 
und gemeine Holznutzungen (3. B. I. 219 $ 14. 240 $ 2. 264 $ 3) der gemain 
zugewieſen. 

1m W. v. 1370 b. Grimm III. 95: der bursap . . ere gemeyne water. 
77: der dorfschaft. Kaltenbäd IL 36 $ 82: Jagdrecht ber nachbarschaft. 

ne) 3,8. W. v. Imbsheim 5. Grimm IL 752: die gemeinde zu F. hat 
ein recht uf den wald, baf jeder hausman Schweine treiben kann; die gemeine 
zu I. hat recht, das bauholz auf dem vorg. wald zu hauen, wie viel einer 
zu seinem gebaus bedarf, der zu 1. in dem dorfitter sitzt. L 114: die gemeind 
hat das recht, wellicher zu E. husen wyll, dem soll der vogt ein uffrichty 
uss dem hard geben. 76 $ 18: es ist ouch unsers dorfs recht u. fryheitt, 
wer zu uns züchet u. by uns hushablich sitzet, der sol wunn u. weide mit 
uns haben u, nieszen. IV. 632 8 6: das die luste, die z. Ibersheim wonende, 
das die da gebruchen sint die recht desselben dorfs, die man nennet wasser 
u. weyde u. allmand. Auch V. 492 f. $ 1—4 vergl. mit $ 5. 

119) W. v. Neumagen v. 1815 6b. Grimm IL 326: des sullen die gemein 
v. N. in der herren walde faren u. der welde mit gemeiner handt genutzen u. 
gebruchen. I. 308: es hatt auch die gemein einne freiheit in irem gemeinen 
graben, denselbigen mit holtz u. allem in der gemein zu gepruchen. 

0) Srimm V. 564 $ 2: weid u. wald einer ganzen gemein zue L,; 
7.9.10. Url. v. 1271 5. Tschudi I. 114: totius utriusque populi habea- 
tur pascua. Grimm L 40%: der gemeinen menge zu L. u. N. gesässen rechte 
gemein eigentlich allmend. Urk. v. 1400 b. Maurer, Marko. Anh. 482: ge- 
meinen unzertheilten ganerbschaft . . . hergebrachte erbliche gerechtigkeit. 
1560 ib. 485: alle sammenthafft unzertheilte zusammen gebundene gemeine 
ganerben. 
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gleichmäßig offen ftehtl21); und es werben gerabezu die Gemeiuberechte mit 
den ungetheilten Rechten Aller identificirt 122), 

Beil fo die Geſammtheit fowol in ihrer Einheit ald in ihrer Vielheit 
Subjekt ift, Tönnen au nebeneinander bie Gemeinte und die Dorfbe 
wohner oder armen Leute, die Dorfihaft und die Dorfgenofen, die Bauer- 
fame und die Hausgenoßen, ber Hof und die Hofleute, ja auch gleichbe- 
dentend hie Leute oder die Gemeinde, homines sive communitas als Sn- 
Baber des Geſammtrechts bezeichnet werben 122). 

Nicht anders tritt da, wo zunächſt nur die objektive und erft mittelbar 
bie fnbjeftive Zugehörigkeit der Gemeinmark ausgebrüdt wird, Die Identifi⸗ 
rung von Einheit und Bielbeit hervor. Denn es heißt ebenjowol, die All- 
menbe gehöre zu dem Eigen oder Erbe ter Genofen, zu ben Huben ober 
Schuppofen, 124 als, fie ſei Zubehör tes Dorfes und feiner Marken 135), ver 
Mark, dem Gericht ober dem Dorf zuftänbig!?®), die rechte Allmende ober 


129 W. v. Maur b. Grimm I. 48: das ist gemeines dorffs zu M., rich u. 
armen gelich. W. v. Dfthofen IV. 685 $ 10: wasser u. weyd u. alle allmende 
der gemeinde daz die edel u. armen ist. Ebenſo in Niederflörsgeiin 1374 ib. 636. 
Bel. ib. 761 $ 11 mit $ 13. 

m W. v. Borchen v. 1370 b. Grimm IIL 96: do bleven under uns 
allen unvordelt de gemeyne busche, de unser aller scholden wesen. 97: de ge- 
meinen unvordelden busche, de unser aller sint. 

23) Srimm, W. II. 321: der gemeinde und inwohnern dieses dorfs C. 
wasser u. weyde etc. III. 886: der dorfschaft und den mennern darinn 
wasser weyde u. holtz. I. 52: der husgenossen und der bursami erblechen. 
V. 588 & 1: walt wasser u. heide der gemeinde und armen leuten. I. 622 
8 12: dass all allmenden, sy sygent in holz, weld, acker, matten u. wag 
dazu gehört, dem genanten hof zu W. und allen denen lüten co daselbs ge- 
sessen sint zugehörent. Ur. v. Monre (1264— 1268) ib. II. 617: homines 
sice communitas ville M., ad quos fundus pertinebat proprietatis titulo. 

14) Grimm, ®. IV. 589 $ 6: hört zuo der gnossen eigen u. erbe. 
L 174: in den hölzern u. bännen, so zu dem hofe und schupposen gehören. 
V. 69 8 4: ouch hand die 14 schuopossen das recht, daz si nieszen söllent 
twing u. bänn, wunn u. weid in holz u. veld. II. 400. — NRebeneinanber 
heißt e8 in der Url. v. 1854 b. Bluntſchli, R. G. L 85: da das vorg. rieth 
als lang 20 jeman gedenket ein gemeinmerch gewesen ist der vorg. drier 
dörfer und der liegenden guetern, die ze dien dörfern hörent, 

ıs) 1338 b. Boehmer 557: de bonis sive rebus ad dictam villam 
Burnheim et ejus terminos communiter spectantibus. 1223 ib. 472: die ge- 
mende die zu den zwein dorfen gehoret. Kaltenbäd L 556 $ 15: waid 
so zu dem dorff in N. gehört. Urk. v. 1722 5b. Heusler 70: holz... dem 
Kirebgang K. gehörig. 1760 ib.: alm holz feld was der ürte zugehörig. 

126) Sarber ®. b. Grimm V. 302 $ 3: der mark zugehörig; der ge- 
meinen mark zuständig; $ 4: alles der mark zustendig. 551 $ 4: dem closter 
u dem dorf zu einer rechten allmend. III. 549: die mark dem dorff. IV. 
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das gemeine Gut bed Landes, Thals, Kirchſpiels, Eigens oder Dorfs, meh⸗ 
rerer Dörfer, der Merte u. ſ. w.197). Auch wenn gerabezu dem Lande, Dorf 
oder Kirchſpiel das Eigenthum oder beftimmte Gerechtigkeiten an der Mark 
zugejchrieben oder die Dörfer für „Märker” in einer größern Mark erflärt 
werben 12%), ift damit vielfach nur gemeint, daß jenes Recht Zubehör ber bes 
flimmten ränmlich-dinglihen Einheit und fein eigentlihes Subjekt die in 
biefer mitgenannte Genoßengejammtheit fei, weshalb denn auch oft Dörfer 
und Märker, Gemeinde und Dorf, Kirchſpiel oder Kirchipielslente genannt 
werden 22). Erſt fpäter geht nad ftäbtifhem Vorbild dieſe Auffaßung Fis- 


650 8 28: die tiede (Gerichtsftätten) u. enger... einem jeden flecken o. dorffe. 
Eranien L 44: dem gericht. 

an) Grimm, W. I 460: recht Zandes allmend. 1424 b. Maurer, Einl. 
114: stagnum quod commune totius terrae fuerat. Landb. v. Schwiz 236 u. 
266: wunne u. weide des Zandes. 1292 b. Baur, Heß. Url. L Nr. 276: in 
communitate villae Morle que allmende vulg. appellatur. Maurer, Marko. 4 
Rote 5: almend u, alpen des thales (Val Formazza). 1487 b. Grimm I. 399: 
ihres thals z. L. u. U... allmend. Ib. L 534: Mark jedes dorfs.. 606: ge- 
meiner walt des kirchspiels. 607: des kirchspiels gewäld u. mark. linterwalber 
Ark. 5. Heusler 40, 70, 98 u. f. w.: gemeiner ürte wälder, der kichhori K. 
gemeiner hochwald, kirchgangsgüter u. |. w. Grimm, ®. I. 461: des dorfs 
allment. 63: die erlen die der dryer dörfer sind. TI. 557: die welde, die 
das dorffe M. hat. 485 8 15: der dorfe holzmerke. IV. 628 8 3: ine dem 
rechten allmanden des selben dorfes. KaltenbädL 76 $ 8: hat das aigen 
8. ain gmain holz; 215 $ 4: aller gemain des aigens; 545 $ 59: nachdem 
disz aigen kain aigen holtz nit hat. 

120) So wird die Kleinauhelmer Mark den 5 dorfern zu rechtem Eigen ge 
wiefen, Grimm IV. 522. Ebenfo ib. 557 $ 1. W. v. Sernatingen v. 1433 
ib. V. 219 $ 21: wer der wer der an des dorfs allman stieszi 0. dem dorf 
das sin invieng o. rüti. W. v. Bleidenftabt v. 1486 ib. IV. 536 $ 2: dass die 
drue dorfer H. S. u. B. in dem . . walte mercker sint. Bgl. ib. 623: 17 
dorffer... die recht hant in die weide. 1486 ib. 682 8 8 u. 6: die recht des- 
selben dorfs. V. 432f. 8 1—4 uw 5: umb diese rechte, die das dorf zue B. 
hat in dem wald. 11. 21: 8. A. dorfe hat macht. 205: yclichem dorfe doch 
der gebruchunge zu synem recht. IIL 286 $ 7: wer der nächste erde nach 
dem landesfürsten sei? die drei dörfer._ IV. 522 $ 8. 5. 6: daz selbe recht 
...8ol auch das dorf haben. II. 295. Heudlera.a.D. S. 71: die kilch- 
höre verfauft eine Alp, soweit ihre rechtsame u. eigenschaft gang. 

129) W. der Seulenberger Mark b. Grimm V. 319 $ 1: das die mark der 
obg. dorfer und merker rechtliche eigen si. Ebenſo ib. III. 488. W. v. Schwe- 
genheim V. 567 $ 7: Wald der gemein u. dem dorf als almen. Bgl. IL 717: 
dar uf sullent dat dorp v.M. ihre vehe dreiben zu weiden. 1280 b. Gudenus 
IL 219: villanos in D. quoscungue, quibus in marca ejusdem ville competit jus 
secandi. Unterwald. Urt. b. Heusler 70: die bäumen sind der kilchhöry 
oder den kilchern verfallen. &benjo wechſeln 1613 in Lungern „kilchöry“* und 
„kilchgenossen® ab, 
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weilen in bie neue Auffaßung über, für welde Land, Dorf oder Kirchſpiel 
. im Sinne eines örtlihen Gemeinweſens Subjelte von Eigenthum und ding- 
lichen Rechten find. 

Hievon abgeſehen, zeigen ſchon die zufammengeftellten äußeren Rebe» 
formen ber Quellen deutlih, daß für das in ihnen ſich abſpiegelnde Rechts. 
bewußtjein die Geſammtheit ſchlechthin und ohne Unterfcheidung ihrer einheit. 
Tichen uud vielbeitlichen Seite Subjekt des ungetbeilten Rechtes an Grund 
und Boden war. Einheit und Vielheit Tamen mit und durcheinander zur 
Geltung. 

Böllig verkehrt daher ift zunächſt die Annahme, es fei das Geſammtrecht 
au Grund und Boden irgendwo entweder als das ansfchließlihe Recht einer 
juriftifchen Perjon oder als ein bloßes Miteigentum der berechtigten Ge⸗ 
noßen jemals vorgeftellt worden 1%). Hätte man bie Gemeinde im Sinne 


130) Indem man biefe Alternative nicht etwa blos für das heutige gemeine, 
fonbern für jebes Recht jeder Zeit ftellte, kam man zu gänzlich ungefchichtlichen 
Anſchauungen. Die Einen behaupten, vor ber Ausbildung des Eigenthums einer 
jxurriftiſchen Perſon Habe ed an allen Gemeindegütern nur Miteigentbfum von Pri- 
vatperfonen gegeben. So Dunder, Gelammteigtb. 161 f. u. Gerber, Syftem 
851 NR. 4; 77 N. 9; Zeitihr. a. a. D. 208. Nah Dunder (S. 170f.) 
follen dann jogar bie großen Marken durchweg Miteigentbum geblieben, bie Dorf- 
allmenden (8. 178 f.) aber theild ebenfalld Miteigenthum geblieben, theils in das 
Eigenthum einer juriſtiſchen Perfon übergegangen fein. Die älteren Miteigen- 
thumstheorien (Th. L S. 664 Note 25) wollten wenigftens nur bie Praris, nicht 
auch die Geſchichte uniformiren. Umgekehrt trägt Thudichum S. 814—382 bie 
von Thibaut u. Maurenbrecher für praktifche Zwecke verfochtene Anſicht (Th. I. 
a. a. O. Note 29), das Gemeindegut jei immer rein korporatives Eigenthum, in bie 
älteften Zeiten hinein, indem er behauptet, urfprüngfich fei die Gemeinde als folche 
(alfo als jur. Perfon) alleinige Markeigenthümerin, der Einzelne ausfchließlich ald Ge⸗ 
meindeglieb (alfo zu fog „bürgerlicher Nutzung“) berechtigt gewefen, und es hätten fich 
neben dieſem regelmäßigen, dem bentigen Recht der Gemeinbegüter Tonformen Verhält⸗ 
nit (S. 319) nur ausnahmsweiſe an einzelnen Orten individuelle Rechte und felbft Mit- 
eigenthum entwidelt (5. 280— 288). Weniger einfeitig, aber auf beiden Seiten falfch ift 
die Meinung Renaub’s a. a. D. ©. 74f., welcher bie fpätere Theorie, wonach 
Eigenthum einer juriftifhen PBerfon und jura in re aliena ber Ginzelnen vorliegen 
ſollen (Th. I. 664 N. 26-28), in die ältere Zeit bineinträgt; ähnlich Gengler, 
D. P. R. 136. Dagegen haben die neueren Bertheibiger des Geſammteigenthums 
faft alle den gefchichtlichen Kern des Inftituts mehr oder minder richtig bezeichnet 
und ihn, obwol in verfchiebenartiger Weife, übereinftimmend darin gefunden, daß 
bie Beflpesformen an ber Allmende Einheitd- und Bielbeitörecht wejentlih und 
nothwendig zu einem Ganzen verbanden: fie aber tragen vielfach in verfehlter 
Weiſe das Flüßige und begrifflih Unausgebildete des alten Rechts in dad moderne 
Dogma und bie heutige juriftifche Konftruftion binein. Vgl. Eichhorn, R. ©. 
8 60, Einl. 8 168, 3. f. geſch. 8. W. I. 158f. Phillips, Grundf. I 8 86. 
Wollf, Lehrb. L $ 108-109. Grimm, R. A. 494. Löw, Marlg. 44 47. 
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eines idealen Rechtsſubjekts als ausſchließlich Berechtigte gedacht, was wegen 
ber überall beſtehenden Betheiligung aller Einzelnen am Gebrauch und Genuß 
unmöglid war, fo bätte man fihherlih die auf die Einheit hinweifenden 
Sormen, an beuen ed ja nicht fehlte, überwiegend augewaubt ober hoch nicht 
oft jo nachdrücklich und in jo techniſchen Sormen die Vielkoͤpfigkeit des Sub- 
jekts hervorgehoben. Hätte man umgekehrt, was wiederum ſchon an der Un⸗ 
möglichkeit der Quotenbeftimmung, an ber Veränderlichleit ber Genoßenzahl 
und an der ewigen Dauer bed Berhältnißes fcheitern mußte, fich ein bloßes 
Miteigenthum vieler Individuen vorgeftellt, jo bätte man fchwerlich oft fo 
nachdrücklich das vielläpfige Subjekt der Mark zur Einheit zufammıengefaßt. 

Vielmehr ftellte man fih eben eine Geſammtheit, welche Einheit und 
Vielheit zugleich war, als Subjekt vor, und zog im Einzelnen je nach Be 
bürfnig bald aus der einen und bald aus der andern Seite des fo beſchaf⸗ 
fenen Subjefts die rechtlihen Konfequenzen. Man folgerte alfo z. B. aus 
ber vielheitlihen Natur der Geſammtheit jelbftändige Kheilberechtigungen oder 
Nutzungsbefugniße jedes Genoßen und fah die Mark als ein von den Bätern 
„ererbtes“ Beſitzthum Aller an!3!). Und doch brachte man es fich andrerfeits 
in Bezug auf die Kontinuität des Gefammtrechts bei dem Wechſel der Individuen 
zum Bemwußtjein, daß die Öefammtheit nach ihrer einheitlichen Seite hin troß 
Mehrung oder Minderung der Genoßenzahl durch die Sahrhunterte hindurch 
biejelbe blieb und dafselbe Recht au demſelben Markgebiet übte132). 


113. Weiske, pr. Unterf. IL 105. Bluntſchli, R. ©. L 79 f. I. 78f.; 
P. R. 9 58-59. Wyß, 3. f. ſchweiz. R. 1. 47f. Maurer, Ein. 106f;; 
Marko. 68—70; Derfu. L 68—87. IL 221. 270f. Am tiefften dringen Arnold, 
Kultur u. Recht der Römer 132—148, Befeler, Volker. n. Yuriftenr. 185 f, 
Syſt. $ 83—84, und befonders Heudler a. a. O. S. 24 f., der vor Allem auch 
auf das wirtbfchaftliche Gegenbild der juriftifchen Doppelnatur des Gefammtrechts 
in der gegenfeitigen Bedingung und Ergänzung von Gemein- u. Sonberwirth- 
fhaft aufmerkſam macht, in dad Weſen der Sache ein. 

151) Bol. vorläufig oben Note 8, 18. 122. 

133) So wird ed 3. B. in Balbronn b. Grimm, W. V. 433 8 8 für ein 
Recht des Dorfes erklärt, daß jeder neue Anzügling im Walde gleiche Nutzungs⸗ 
rechte wie die bisherigen Gemeindeglieder haben fol. Und in Eandhofen ib. I. 
462 wird ausbrädlich erklärt, daß, wenn alle Dorfbewohner bis auf drei fortzögen 
oder ausſtürben und diefe drei ihre Kornbede gäben und ihren Frohndienſt erfüll- 
ten, fie zu allen Allınenden und Rechten des Dorfs gleiches Recht haben follten, 
als ob fie Viele. wären: „so sollent sie recht hann zu aller der allment u. 
des dorffs rechten als ob ir viel werent.* Berner: „wann man den h. v. 8. 
sollich dienst gethutt von des durfs wegen, das die armen leut mit ir all- 
menden mogen thon nach irem besten nutz, ir werent lätzel o. vill, wie sie 
theucht, das inen am aller bequemlichsten were.* — Andrerſeits zeigt Die 
ganze Form diefer Stelle und, daß man folche Beſtimmung überhaupt für nöthig 
bielt, deutlich den Mangel eines abjtrakten Körperfchaftsbegriffe. 


8 9. Das Geſammtrecht am liegenden Gut. 179 


Hätte man einen entwickelten Koͤrperſchaftsbegriff gehabt, fo hätte man 
in allen Fällen eine Zerlegung bed Geſammtrechts im gewiße ber Gemeinde 
ala juriftiſcher Perſon zuftehende und andere unter bie Einzelnen als Indi⸗ 
viduen zerftrente Befuguiße vornehmen, beide Befugnißſphären zunächſt prin- 
cipiell gegeneinander firiren und abgrenzen und fie demnächſt erft orgamiich 
verbinden müßen. Das ift, wie wir fehen werben, der Weg, ben. wir heute 
fortdauernben derartigen Verhältnigen gegenüber einzuſchlagen haben. Allein 
das Weien des alten Gejammtrechts wurbe gerade dadurch beftimmt, daß 
eine begrifflihe Trennung feiner einheitlichen und vielheitlichen Seite nicht 
erfolgte und gar wicht erfolgen konute; daß alfo weder das Recht einer 
jnriftifchen Perfon, noch das Miteigentbum Vieler, noch eine Berbindung 
von Beiden, fondern einfaches Geſammtrecht vorlag, weldhes noch keins von 
Beidem war und doch den Keim und Stoff von Beidem enthielt. 

Gerade hieraus und hieraus allein ergab fi im Leben die thatjächliche 
Mannichfaltigkeit, Slüpigkeit und konkrete Natur des alten Gejammtrechts an 
Grund und Boden. Denn ohne jedes begriffliche Hinderniß konnten nun bie 
äußeren zeitlichen und örtlichen Berhältnige, die Stammes oder Bodenver- 
fchiedenheiten, die wirthichaftlichen und politifhen Zuftände und zahlreiche 
andere Faktoren die Grenze von Einheitd- und Vielheitsrecht beliebig geftalten 
und verſchieben. Zuletzt Tonnte vielleicht in feiner praktiihen Erſcheinung und 
Birkung bier ein Recht am Gemeingut fich wirklich zu bloßem Miteigenthum 
abfhwächen, dort das Recht einer Gemeinde fih wirklich als ausichlieglich kor⸗ 
poratives Recht darftellen. Beides war ja nicht der Gegenſatz bes alten Ge- 
ſammtrechts, fontern als unentwidelter Keim in ihm enthalten. Allein ſolche 
vereinzelten und fingulären Ausläufer wurden nicht als bejondere juriftifche 
Formen von dem boppeltgearteten Geſammtrecht geſchieden, fondern bildeten 
nur bie beiden äußerſten Möglichkeiten, welche ber weite und umfaßende 
Begriff eines Rechtes der Geſammtheit in fich enthielt. Und in ber über 
wiegenden Mehrzahl ber Fälle kamen auch thatjächlich, wennſchon in ber un⸗ 
gleihartigften Mifhung und Vertheilung, das einheitliche und das vielheitliche 
Moment neben einander zur Geltung. 

Ehe wir nun aber auf biefe Miſchungs⸗ und Bertheilungsverhältniße 
näher eingehen ($ 10), müßen wir no den Inhalt des alten Gefammt- 
rechts an Grund und Boden ungefähr bezeichnen, indem ja gerabe dieſer 
Snbegriff von Befugnigen und Pflichten es war, deſſen Einzelbeitandtheile ben 
Segenftand der Bertheilung zwiſchen Einheit und Bielheit in der Gefammt- 
heit bildeten. 

D. Der Inhalt des Gefanmtrechts an Grund und Boben umſchoß gleich 
dem Sondereigen üffentliched und privates, Herrſchafts- und Vermoͤgensrecht. 

I. Die Befngniße daher, weldie das Recht an ber Mark einer Ge- 
jammtbeit gab, Tagen fich gleich den im Sondereigenthum enthaltenen Befug- 
nißen in Gewalt-, Berfügungd- und Nupungsbefugnige theilm. Dabei war 
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ber Inhalt des echten vollfreien Geſammteigen an ſich gerade fo reich, wie 
der nach zeitlicher und örtlicher Anſchauung dem echten vollfreien Sondereigen 
innewohnende Gehalt. Er erfuhr daher gleich dieſem, indem perjönliche Ber- 
hältniße fi mehr und mehr verdinglichten, eine fortichreitenbe innere Steige- 
rung und Mehrung. Andererfeits verlor natürlich in demjelben Grade, in 
dem dad Geſammtrecht durch Herrenteht gemintert und beichränkt ward, 
bie Gefammtheit eine größere ober geringere Zahl jener Befugnife an, 
den Herrn. 

1. Die Gewaltrechte zunächſt, welde fi für die Geſammtheit aus 
ihrem Recht an einer Mark ergaben, Toncentrirten fich bei echtem vollfreiem 
Geſammteigen in einer wahren und eigentlihen Geſammtgrundherr⸗ 
fhaft1%). Aber auch dem geminderten und abgeleiteten Geſammteigen ent- 
ſprachen einzelne und abgeleitete Gejammtbefugniße grundherrlicher Art von 
größerer ober geringerer Stärke. 

a. Nah außen lag barin das Recht jelbftändiger Abwehr jeder 
fremden Gewalt von den Markgrenzen. Dem Ungenoßen Tonnte die Gefammt- 
beit fogar den Eintritt in die Mark verjagen, oder es war wenigftens ihre 
Genehmigung zur Nieberlagung in der Mark erforberlih!%) Gegen Ber- 
gewaltigung ber Mark hatte die Geſammtheit das Recht des bewaffneten 
Widerftands; ganz wie einft das Volksheer fein Land, fo ſchützte jede Ge⸗ 
noßenſchaft ihre Gebiet zunächft jelbft mit gewaffneter Hanb und wandte ſich 
erft, wenn ihre Kräfte unzureichend waren, an Bögte, Schiem- oder Grund» 
herrn und zuletzt an das Reich 120). Als den meiſten Genoßenſchaften dieſes 
Recht der Selbſtwehr zugleich mit dem Waffenrecht verloren gieng, dauerten 
doch für die Gemeinden und ihre Beamten manche weitgehende Gewaltbefug⸗ 
niße gegen Ausmärker fort, die bei unbefugter Marknutzung betroffen wurben. 
Sie konnten gepfändet und, wenn fie Wiverftand Teifteten, glei Yeinden ge- 
fangen, gleich Wölfen verfolgt werben; wurden fie dabei getötet, fo verfiel 
feine Buße; felbft verftümmelnde Strafe und Hinrichtung wird in manden 
MWeisthümern ihnen angedroht13%), Die Marl war aber endlich aud ben 


139) Maurer, Ein. 105 f. 

130) Bol, Th. I. ©. 76-77. 168—167, 598—594. Unten $ 11. 

12, Th. J. ©. 623 N. 124. Kaiferr, IV, 20: ouch sint die merker die 
mark schuldig zu weren allen den leuten die sie angriffen. ®rimm, ®. IL 
882. 612. IH. 474: die 3 Gemeinden follen, wenn Semand ihre Gemeinweide 
angreift, zu hauff thun u. solches wehren ob sie können. Können fie ed nicht, 
fo rufen fie bie Hübner der 3 Dörfer, fchlimmftenfalls das Reich an. Aehnlich 
follen in Sulzbach ib. I. 573 die Märker u. Echüpen fidh wehren, wenn die mark 
beschädigt würde. St aber die macht allzu gross, fo ſoll der Vogt, eventuell 
der Abt als Grundherr mit feinen Hübnern, alleräußerften Falls jedody dus rö- 
mische reich ihnen helfen. Vgl. IV. 552 8 8. 

136) Bol. Grimm, R. A. 515-518. Maurer, Marko. 123f ; Dorfo. IE 
100 f. 148. Ueber das Recht, den Ausmärfer zu fangen u. zu diefem Behuf ihm 
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höheren Verbänden und ihren Peamten gegenüber ein gefreites Gebiet. Freie 
wie Hofmarken waren daher Freiungen oder Immunitäten 137), welde bie 
anferhalb der Genoßenſchaft ftehenden Beamten nicht ohne deren Bewilligung 
zur Bornahme von Amtshandlungen betreten durften 12%), Noch in fpäterer 
Zeit heißt es vielfach in öfterreihiichen Pantaitingsbüchern, wenn der Land⸗ 
richter in den Bannbezirk des Aigen fommt, so soll er nicht lenger pleiben, 
dan von dem rosz absten u. den ainen fuesz in dem stegraif lassen u. 
nicht mer dan ain phenbert wein austrinkhen; wolt er aber darüber 
lenger hin pleiben, so sollen jung u. alt (nad andern Stellen reich u. 
arm) auf sein u. in mit gewalt (auch mit stecken oter mit scheitern) 
aus dem aigen treiben 199). 

b. Nach innen enthielt das Geſammtrecht an einer Mark bie mehr 
ober minber ſelbſtändige Handhabung und Seftftelung des Markfriebens und 
Markrechts, die mehr oder minder freie Wahl der Marfheamten, den alleinigen 
oder Mitbezug der Markbußen und Markgefälle, fowie überhaupt Die genofen- 
ſchaftliche Selbftverwaltung ter Markangelegenheiten. Dem allgemeinen Ent- 
widelungsgange entiprach es, daß dieſes auf räumlich"dinglicher Baſis ruhende, 
der Bodengemeinſchaft entftammende und auf fie bezügliche Gefammtgewalt- 
recht einen immer größeren Theil besjenigen politischen Rechtes abforbirte, welches 
überhauyft hei einer Genoßenſchaft blieb. Doch kam es nur vereinzelt in 
größeren Marken dahin, daß wirklich alles Genoßenſchaftsrecht in der Marf- 
gemeinfchaft aufgieng und die Begriffe der genoßenſchaftlichen und der Mark. 
angelegenheiten ſich deckten. Im Allgemeinen und namentlid in allen Dorf. 
und Banergemeinden wahrte immer ter vom Sejammteigentbum unabhängige 
perfönliche politifche Verband eine felbftändige Bereutung !49). 


bis zu einer beftimmten Grenze nachzufolgen, die Stellen b. Grimm, R. N. 
516-517. Bol. Holting v. Dierstorf b. Grimm, W. 111. 215: man foll deme 
uthmanne volgen . . alse einem wulfe mit rucht, ihn fangen un. ihm auf dem 
Sıuamm eine Hand abbauen. Pal. ib. 491. IV. 5386 $ 12 u. 8. 4. 515—B516. 
Neber flraflofe Tödtung des frevelnden Ausmanns W. v. Twann b. Grimm. I 
182 — 183 u. v. Kaltenholzhauſen v. 1482 ib. 587—588. Im Slamersheimer 
Wald ib. IL 686 foll der Ausmärker gepfändet u. um Leib u. Gut gebradt 
werden. Erben, Anerben, Waldfäßen u. Kottern foll 6 Wochen u. 8 Tage lang in 
allen Kirchen verfünbet werden, dab fie fi zum Gericht verfammeln. Dann 
follen fie ben Srevler am Leben ftrafen, wenn nicht etwa der Schirmherr ftatt 
deffen Buße nimmt. 

7) Manrer, Fronh. IV. 884-887; Dorfv. I. 331 -853. 

2) Grimm, W. IIL 640 $ 2. 669. 671. 673. 684. II. 177: eyn probst 
sol auch nit darkomen in die bautzeune der vorg. dorfe. Maurer, Dorfr. 
I. 353 N. 85. 

130) Kaltenbäd L 167 8 87. 180 $ 42 u. 44. 189 8 46. 204 8 26. 221 
56. 330 8 34 u. 36. 337 $ 36. 859 $ 22, II. 18 9 22. 

140) Deshalb wird in 6 16 vom politifchen Gefammtrecht befonders gehandelt 
werden. Vgl. auch Th. I. S. 70f. 166 f. 209. 609-624. 
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JImmerhin jedoch war bis zu irgend einem Grabe aller Orten und zu 
aller Zeit das genoßenſchaftliche Gewaltrecht, welches eine engere ober weitere 
Geſammtheit übte, Beſtandtheil und Zubehör ihres dinglihen Geſammt⸗ 
rechts. Juſoweit entichied daher die Minderung dees Geſammtrechts durch 
Herrenrecht zugleich über die Stärke ter genoßenſchaftlichen Selbftgewalt 
gegenüber ben herrſchaftlichen Bann⸗ und Gebots⸗, Gerichts- und Polizei-, 
Ernenunngd- und Beftätigungs-, Bubantheile- und Gefällerechten. Und info- 
weit galten die der Geſammtheit verbleibende Autonomie, Gerichtsbarkeit und 
Polizei als Ausflug ihres Gefammteigenthbums au der Marti), das Recht 
zu Gemeindewahlen als das Necht der Beftellung von Markverwaltern 14), 
die ber Geſammtheit zufallenten Bußen und Gefälle ald Markerträgniße 8). 


a) Bol. z. B. bie Herleitung des jährlichen Yörftergerichts unb des Bußbe⸗ 
zuges durch bie Gefammtheit aus dem Eigenthum der Gemeinde am Walb in 
Großauheim b. Grimm, W. V. 822 8 8; ber Gerichtsbarkeit ib. III. 16; ber 
Markbefichtigung 1. 90; des Pfändnngerehts V. 580 8 83. Bol. auch W. v. 
Boswil v. 1848 ib. V. 98 85 28 u. 24; W. bed Gröver Reihe ib. II. 873: 
Waßer, Weide und Wald find zwei Gemeinden gemein; verförftert und verhütet 
werben fie durch den Zender und die Gemeinde des einen Orts im Namen beider 
Gemeinden; um fie aber in oder aus bem Frieden zu legen, Holz wegzugeben ober 
Wald zu roden, ift Mitwirkung ber beiberfeitigen Semeindefchöffen erforderlich. — 
Bol. auch das W. über das Ried b. Grimm II. 473—477, wo bad 3 Dörfern 
gemeine Eigenthum eined Weidelaudes auch gemeinfames Recht und Gericht (& 1), 
gemeinfame Strafgewalt ($ 6), die Beitellung gemeinfamer Schügen für gemein- 
fame Beaufſichtigung und Pfändung ($ 9 — 11) u. Gemeinfamleit der Bußen u. 
‘ctälle ($ 12 u. 14) nach ſich zieht. — Beſonders charalteriftiſch ift, daß auf 
Grund und Boden, der nur zeitweife Allmende iſt, auch nur zeitweife eine &e- 
meindegewalt, 3. B. dad Recht zu pfänben u. Einung zu feßen befteht; ſo 3. 2. 
ift in Sandhofen ib. I. 461 das wasser zwüschen der weide u. dem werde 
dann u. nur bann des dorfs almens, .. wan dasselb instendig wurt, das man 
nüt darauss oder darin mit schwebenden schiffen mag faren; unb nur fo 
lange auch hat die Gemeinte darauf Pfändungsgewalt als vor eyn ander des 
dorfs eynunge. — Endlich gehört es auch Hierher, baß die Ramen Marl-, Hof 
ober Dorfredht, Marl» oder Hofgericht u. f. w. immer umfaßender werben. 

149 Vgl. z. B. W. v. S. Hippolyt b. Grimm V. 895 $ 9: ein Wald ift 
im Gegenfaß zum Herrenwald „so gelegen, daz die huober zwene under inen 
söllent kiesen, die den walt behütent“; dazu $ 10-18. Weil der Wald zu 
Capell ib. I. 825 halber des bischofs u. halber der gemeinde ist, feßt auch 
der Meier im Selhofe mit der Hüber Rath zwei Förfter, einen von des bischofs 
wegen, den andern von der gemeinde wegen. Urf. v. 19868 b. Lacomblet 
III. 585: Ableitung des Rechtes der Märker, Beamte zu ernennen, aus dem Lehn⸗ 
eigen an zwei Forften. 

143) Bol. 3. B. Grimm IIL 4735. $ 12. 14. V. 521 8 9—15. 715 8 15. 
— Umgelehrt wird ib. IV. 650 $ 28 von dem an gemeinen Pläken nnd Angern 
einem jeden Dorf zugeftandenen Eigenthum das Recht auf bie darauf erfallenden 
Bußen ausbrüdlich abgetrennt und ber Obrigkeit zugewielen. 
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2. Die Berfügungsbefugniße, welche in Bezug auf die Subftanz 
ber Mark für die Geſammtheit aus ihrem Geſammtrecht folgten, waren bei 
freien Marken denen bed freien Sonbereigenthümers analog, fonft aber durch 
das Herrenrecht mannichfach gebunden: und beichränft. 

a. Nach anßen enthielt dad Gefammteigentbum die gerichtliche und anßer- 
gerichtliche Vertretung feines Objektes. Die Geſammtheit war daher bei einem 
Rethtsſtreit über die Mark als Klägerin oder Berflagte Iegitimirt!4) und Tonnte 
Berteäge und Vergleiche jeder Art bezüglich derſelben abfchliegen!#). Sie fonnte 
die gemeine Mark oder ein Stüd berjelben vergeben oder verſchenken, wie dies 
an Kirchen und Klöfter oder auch an weltlihe Grundherrn nicht ſelten ge 
ſchah 60). Sie konnte Markboben verlaufen 147), vertaufchen?4#), verpfän- 
ben149) ster in irgend anderer Weiſe veräußern!20) ober binglich kelaften 151). 


#4) rk, v. 1152 b. Lacomblet I. 257. Deffn. v. Pfäffllen um 1627 b. 
Grimm IV. 486 $ 22: wäre dz uns jemant unser gemeinmärch ab welte 
reden, dz wir dz wol mügen behaben mit unser sälbs hand. Aehnlich in 
Altorf 1489 ib. I. 44 8 15: mit ir selbs mund u. hand. 

140, Belfpfele in Note 59 u. b. Grimm IL 801. 

0) Urk. v. 1148 ans Iusti b. Thudihum 247; v. 1131 u. 1278 6. 
Gudenus I 79f. u. II. 797 (R. 55); v. Monte b. Grimm IIL 617 (N. 55); 
v. 1231 5. Gudenus III. 1102: contulerunt pascus communie. Bobmann 
I. 45: monasterii fundus ab incolis provinciae ipsiug oblatus est deo. 1278 
b. Zacomblet IL 879: parochiani in B, ad quos ipsa marcha hereditario 
jure pertinere dinoscitur . . nobis partem tradiderunt. 1230 b. Günther 
IL. 166: cum universitas de K. fundum cujusdam silve ad suam marchiam 
primitus attinentem nobili viro contulisset. 1259 ib. 296: centurio et univer- 
sitas in B. . . communi omnium consilio... viris religiosis de H. etc. 1278 6. 
Gudenus IL 898: H. de Tris cum caeteris cohaeredibus . . hospitali contu- 
lerunt silvam ... cujus pactionis series in rusticorum placitali conventu defini- 
tum bannoque placitali confirmatum est. 1267 b. Remling L 814: nos 
villicus preco scabini et universalis communitas de S. agra . . contulimus 
abbati et conventui. Bol. ib. 172. Niefert IL 360. Thudichum 291f. 

“DB. v. Meggen (14. J.) 6. Grimm I. 165: alle die güter, die wir 
verkoufft hant usser disem hof, die gemeinmerch waren. Bgl. ib. 445. 
IV. 88. Url. 5. Lappenberg, Hamb. Urk. I. 68: ab incolis terrae paludem 
comparavit. Schwizer Landb. 185. 186. 199. 288. 286. Tschudi I 294 - 
395. Blumer, R. ©. I. 882. Maurer, Einf. 110f. Verkauf der eigenschaft 
an Unterwaldener Alpen durch die Kirchhören v. Kerns u. Lungern b. Heusler 
71 u. 109. 

0) Bgl. z. B. b. Grimm V. 594 8 80: die Gemeinde Hat eine Wiefe gegen 
Befreiung von Zehnten bhingegeben. 

1) Landb. v. Schwiz 186 b. Maurer, Einl. 110. In Lingenfeld 1515 
b. Grimm V. 565 8 7 Heißt es eingefchränfter: das die gemein zu L. ire all- 
muten in brandschatzung o. iren anliegenden nöten 15 jahr lang hat macht 
Zu verseczen. 
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Sie kounte insbejondere bad echte Eigen an ber Mark einem Grundherrn auf 
tragen ober doch die Mark einer Schirmherrſchaft unterwerfen 152). Und wie 
fie die Mark mindern Fonnte, fo konnte fie biefelbe auch mehren, indem fie 
auf irgend eine Weiſe beſchränktes oder unbeſchräuktes Eigentbum oder ein- 
zelne dingliche Rechte hinzuerwarb15°), oder die Mark durch Ablöfung der auf 
ihr baftenden Beichräntungen und Laften befreite15t), 

Sn allen diefen Beziehungen nun aber waren Gefammtbeiten, wenn und 
foweit ihnen nur ein abhängiges oder abgeleitetes Geſammtrecht an ber Mark 
zuftand, durch bad Herrenrecht gebunden und beſchränkt. Sie bedurften zur 
Vertretung ihrer Mark außerhalb des Verbandes herrichaftlichen Beiftandes 
und zu Berfügungen über die Subftanz ber Mark herriähaftlier Genehmigung 
oder Mitwirkung 156), während anbrerfeits die Herrn ebenjowenig einfeitig ohne 


180) W. v. Oberurſel 6. Grimm II. 496: auch was margk ist, das soll 
man auch vergiften u. vergeben an dem gericht zu Ursell. gl. ib. V. 1185. 

u) W. der Camberger M. v. 1421 b. Grimm I. 575 $ 13: was uf dem 
marklande zu zehend gefellt, es sei wein korn o. habern, wes das ist, das 
ist der gemein zu C., u. den hant die gemeine gegeben s. Lucharts altar zu 
einer ewigen mess. Urf. v. 1301 b. Lacomblet III. 10: CEinräumung von 2 
Rittergewalten an ein Klofter in einer communitas durd bie milites scabini et 
universi parochiani totius communitatis, 

12) Beifpiel in Note 53. Bol. auch Grimm III. 689 nnten in $ 16 N. 32, 

3) 3, B. Url, 0.1901 b. Lacomblet III. 10: das Klofler, welches von 
den milites famuli et parochiani ville in Ceyrne eine Erwerbung madt, über- 
trägt bafür biefen einen Walb zu ihrer Gemeinmarf, ita quod una communitas 
sit et dicti parochiani libere et sine contradictione alicujus ordinare possint 
et disponere cum dicta silva prout in aliis eorum communitatibus consueve- 
runt, Lappenberg, Hamb. Urk. Nr. 619: Die Grafen von Holftein den agri- 
colis von Glinde u. andern Orten: vendidimus dedimus et gontulimus paludem 
.. ad communia pascua. Bgl. ten Erwerb eines ganzen Hofes vorbehaltlich 
gewißer Gerechtigkeiten bes Klofters durch die Gemeinde Töß 6. Grimm I. 128 
bis 186. Ib. III. 792: ein busch, den hat die gemeyn v. T. von dem herrn 
z. M. bestanden umb ein halb fuder weins. V. 545 8 11: auch haben wir 
ein stuck wiszen kauft daselbs. IV. 549 8 5: Borfauföreht der mergker ge- 
meynliehe an allen Wäldern innerhalb ber Mark. 

14) Oeffn. v. Wiebilon 6. Grimm IV. 287 $ 7: die gebursamy hat einen 
Allmendzins abgeläft. Bol. N. 60. 

155) W. v. Schwanheim 6. Grimm I. 524: was zu verkeuffin were von 
alman, das sal geschehen mit wissen u. willen eyns apts u. eyns faute. 432: 
nicht one eyns aptis rat u. der 5 heimburgen. 735: es ist auch recht, daz 
die gebüren in den vorg. drien dörffern nyt mogent noch en sollent keyner- 
ley almenden, kleyn o. gross, lutzel o. vil, es sy acker o. matten, verkauf- 
fen noch verzetzen, ez sy dann eyns apts v. 8. wille o. gehelle. W. v. Nor⸗ 
benftebt v. 1496 ib. 567 $ 8: die nachbarn zu E. sollen kein gemein ver- 
keufen versetzen o. verlieren ohn ihrer gn. o. derogelben wissen. V. 155 $ 
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die Geſammiheit vorgehen follten!5%), Insbeſondere war daher bei einem 
zwiſchen einem Herrn und einer Geſammtheit getheilten Markeigenthum das 
Zuſammenwirken beider erforberlih 157), es traten beide mit einander als ver- 
fügend auf!°®), und es wurde fogar ber Verlaufserlös in beftimmter Propor- 
tion zwifchen beide vertheilt1%). Natürlich fielen diefe Beichräufungen ber Ge⸗ 
fammiverfügung überall da fort, wo es ſich um bie inneren Rechtöverhältniße, 
Berträge oder Tergleiche zwijchen der Geſammiheit einerfeits und dem Herrn 
audrerſeits handelte). nd ſchon hierans geht hervor, wie völlig ſich nach 
ihrer inneren Natur dieſe aus dem konkreten dinglichen Recht eines beſtimmten 
Herrn fließenden Beſchraͤnkungen des Gemeinderechts von den ſpäteren ab- 
ftraften und allgemeinen Satzungen unterfhieden, welche aus principiellen 


58: das gmain merk . . soll nieman verlihen noch verkofen noch versezen 
noch dehain weg ändrung mit thuon, weder inlegen noch buwen noch das 
holz darab. hawen, dann mit der voigtherrn gunst wissen u. willen. Bgl. 
1. 178. 672. 674. 1II. 574. V. 68 8 57. 406 $ 7. 499 8 88. Unentſchieden 
bleibt in dem Holting ib. III. 144 u. 6. Kindlinger, M. 8. II, 2. 864865 
bie Srage: oft de maellude u, buren wess van der marke uth deden edder 
verkoften buten weten u. willen des holtrichters, u, de holtrichter sick sulk 
benaecken konde, were dat selve nicht allene dem holtrichter verfallen, offt 
was recht darumb sy? — Bgl. 1294 5. Pertz IV. 457: quod homines ali- 
cujus villae communitatem adjacentem villae im qua morantur sibi attrahere 
possiut . . consensu domini. 

14) W. v. 1421 b. Grimm I. 575 8 3: so sollent die herren die mark 
nit vergiftigen noch vereussern an der merker wissen u. willen o. verkau- 
fen. 1431 5. Gudenus V. 384. 

37) W. des Bornheimer Bergs v. 19838 5. Boehmer 557: quod nec do- 
minus loci absque universitate dicte ville B. neque universitas eadem abs- 
que domino quicquam de bonis sive rebus ad dictam villam B. et ejus ter- 
minos communiter spectantibus alienare seu distrahere posset nec deberet. 

193) 3, 9. 1148 6. Maurer, Einl. 114: paludem . . a comite Adolpho 
et omnibus Holsatis eidem ecclesise collatas. Urf. v. 1148 ib. u. v. 1271 b. 
Günther IL 411. Urf. v. 1295 b. Trouillat II nr. 453 p. 585. Urf. v. 1256 
b. Zittmann 233: in bie Abtretung eines Weges, ber zum Hofe des Meißner 
Delans gehört hatte, an das Klofter S. Afra willigt außer den Bürgern die dem 
Hofe zugehörige communitas militum provincialium et rusticorum ein; vgl. 
ib. 177. 

130) W. v. Haflerote 6. Grimm IV. 679 $ 11: eft de lantman eyne 
verkopunge dede an den holte edder achtworde? Dor wart up gefunden, 
dat de lantlüde schollen twe deyl nemen u. de herrn v. H. den dridden 
deyl u. de forster den thenden penningk. 

1@) Bgl. 3. 8. b. Grimm I. 460. Mone I. 405. 423. Tacomblet I 
257. IL 10. Remling 1. 144. 329. IL. 187. 498. Bertr. v. 1605 b. Thu dichum 
292-294. 
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Rüdfichten des öffentlihen Wohls die Verfügung über das Geneindegut an 
höhere Genehmigung banden !#), 

b. Rad innen lag im Gefammteigentbum die Befugniß zur Vertre⸗ 
tung bes Geſammtrechts gegen das Sonderrecht, aber auch die Befugnig zur 
Auflöjung tes Geſammtrechts in Sonderredt. Die Gefammtheit konnte da- 
ber in beliebiger Weije ihre Mark zu ftärkerem ober ſchwächerem Sonderrecht 
an bie in ihr enthaltenen engeren Derbände oder ihre einzelnen Genoßen 
bauernd oder vorübergehend vertheilen!?), War dies doch der Weg, auf dem 
von Alters ber das Bolkland in Marken, die großen Marien in Dorfallmenten, 
die Dorfallmenden in Sonbereigen verwantelt worden waren und bis auf 
unfere Tage ftetig verwandelt worden find. Auch hierbei indeß war tie Ge 
ſammtheit unter Umftänden an die Genehmigung eined Grund» oder Schirm- 
beren gebunden!) und mußte überdies etwaige herrichaftliche Nutzungsrechte 


so) Bol. Th. I. ©. 661. Aus Gefichtspunkten des öffentlihen Wohle will 
bereitö das Kaiſerr. II. 73 den Verlauf aller Allmenden an kaiſerliche Genehmigung 
binden. „Alle die werlt sal wiszen, daz nieman mag verkoufen kein gemeinde, 
' die zu einer stat o. zu eim dorffe gehoret, also daz sie eweclich si ver- 
kouft un ein sunderlich eygen werde eins mannes 0. zweier 0. me“. Alu 
nahmen werden zugelaßen zur Beftreitung ber Gemeindebebürfnige u. für fromme 
Zwede. „U. ane daz, so enkan man an keiner gemeinde gut nummer wer- 
den stete. Sint nieman kein gemeinde verkouffen o. verussern kan, ertu eg 
dan mit des riches hant. Sint gescer. stet: der gemein nutz, der frumt dem 
keiser, darum sal man in nit minderen“, Cine praftiiche Geltung aber hatten 
diefe Säge nur für die Allmenden der Reichsſtädte u. Neichsdörfer, wo ber Kaifer 
überbied Grund⸗ oder Schirmherr war. — Bgl. auch unten Rote 209 f. zu $ 10. 

ses) Bol. oben Note 44—47. Ucher Bertheilungen unter die Einzelnen Grimm, 
W. 1 182 f; Kaltenbäd ı. 213 $ 66: ain wis genant die lemperwis haben 
die gemain under sich zu wismadtn taillt; Urf. v. 1248 6. Möfer, Dsnabr. 
Geſch. 1 22 u. IIL 231; v. 1275 b. Günther II. nr. 269; v. 1308 b. Kind» 
finger, M. B. IL. 2. 800. Michelfen, altditm. Rechtsqu. 154. 380. 882; Landr. 
v. 1539 a. 196; 3. f. D. R. VO. 93. IX. 83; Dunder a. a. D.170; Weidte 
ll. 86; Maurer, Dorfv. I. 42-48; Löw 185 f. DBeifpiele von Theilungen 
aus Appenzell 6. Blumer I, 2. 336 u. 837 v. 1598, 1605, 1624 u. ſ. w.; i. 3. 
1605 ward bier ver Grundfab ausgefprocden. daß jebe Gegend oder Kirchhöre bes 
Landes mit ihrer Gemeinmark wohl möge falten u. walten nad ihrem Wohl- 
gefallen. 

16) W. v. Drufenheim 5. Grimm I. 735—786: wann die geburen von 
den 3 dörffern undergant o. teylent die allmende, es sy kleyn 0. gross, lüzelt 
o. vil, eg sy acker o. matten, so würt eynem apt v. 9. zweyer gebuwer teil 
u. recht; u. sollent auch die almende deylen u. undergan myt eynes aptis 
herleubunge. In Ulm ib. 433 iſt myt gunst u. myt gemeynem rat eyns aptz 
z. 8. u. auch s. Peters luten . . geteylet walt u. weide. Urk. v. 1218—1225 
b. Lacomblet II. 68: ber Erzbifchof beftätigt bie Theilung einer silva indivisa, 
cujus medietas Merensi attinet ecclesie et medietas hominibus de Turre. .. 
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berüdfichtigen und durch die Zuweljung beftimmter Markſtücke abfinden!%). 

B Was die Nutzungsbefugniße an der Mark betrifft, fo war im 
vollfreien Gefammteigen jede beliebige Nubung, in bloger Geſammigerechtig⸗ 
feit eine beftimmte nach Qualität und Quantität beichräntte Einzelnntzung 
enthalten, während bazwilchen die mannichfachften Verhältniße Ingen, bei benen 
das Nutzungsrecht ber Gefammtheit um einzelne Nutungsarten gemindert, 
durch Fremde Mitnugungsrechte beichränkt oder durch herrichaftliches Mitbeftim- 
mungsrecht gebunden war. 

a. Nah aufen liegt in dem Marknutungsrecht ber Geſammtheit das 
Ausſchließungsrecht des Ungenoßen, welches gerade fo weit wie ihr 
Nutzungsrecht reicht, daher an dem Mitbenutzungsrecht der Genoßen einer wei⸗ 
teren Gemeinfchaft1%) uud an ben aus ſehr verſchiedenen Titeln begründeten 
Mitbenugungsrechten des Herrn und feiner Vertreter!) feine Grenze findet. 

Innerhalb ihrer Nutzungsſphäre weist die Geſammtheit Jeden, ber wicht 
Genoße ift, für einen rechten Ausmärker oder Ausmann!e”), hegt und bannt 
die Mark vor ihm es), und büßt und pfändet ihn, wenn er dennoch nutt!®), 


Quod placuit tum fratribus cum hominibus ville. Die fratres theilen, bie ho- 
mines wählen. Wege, Triften, u. Weide bleiben gemein. 1243 ib. 146: Der Holz« 
graf theiit mit ben Märkern den Wald ber Gladebacenges parrochiani pro suo- 
ram lignorum communione. Ib. 461: bie &räfln v. Jülich mit ihren Söhnen 
bewilligt die Teilung eines Markwaldes unter die einzelnen Dörfer u. Höfe. 1358 
ib. II. 484; ber Graf v. Berg geftattet: dat unse burgere u. gemeyne mark- 
genoissen von Ratinger marken deylen, leken u. pelen mugen zo irme nutz 
dat Erlienbruch. — 46 allgemein erforderlich wird die Genehmigung dee 
Holzrichters zur Theilung mit Recht verneint von Möfer, Osnabr. Gel. I. 22. 

104) Bol. W. v. Drufenheim i. d. vor. Note W. v. Kirſt 6. Grimm II. 
435 (der Hof erhält, wenn Wald gerodet wirb, ein beftimmted Duantum an Ader 
voraus, danach fo viel wie jeder andre Erde). Thudichum 279. 

108) Bol. oben Rote 45 u. 46. 

06) Bgl. $ 11 a. E. über die verfhiedenen Formen und Titel berrichaftlicher 
Mitbenupungdrechte. Soweit der Herr oder fein Beamte im fpeciellen Kal fein 
ſtrirtes Recht überfchreiten will, bedarf er befonderer Gemeindeverwilligung. Bol. 
3. 2. Grimm, ®. TI. 650. III. 484 $ 7. 580. 

107) Grimm IV. 552: da weyssent die merker... alle ufstoszer zu rech- 
ten wsmarkern. Ib. III. 685: der befte Tanzplatz gehört am Kirchtag ben inwon- 
nern, und zwar umfonft, währenb aussiender schuldig seien, den tanzplatz vom 
ambtknecht zu kaufen. 629; dass niemand fremder soll treiben uf der v. 8. 
weid. II. 682: wasser u. weide . . keinen andern ausiendigen leuten. Bol. IV. 
83931 $ 4. 356. 

ss) Grimm I. 149: so sonnd unsere höltzer gebannen sin vor allen den 
die ussert disem hof gesessen sind. III. 829: sy Aegin ouch dy weyde vor 
den weluden, den armen luden zu notze, Ib. 629. 

10) Bel. Grimu, W. I. 149. 587. II. 786. III. 302 8 18. 24. 26. 305 $ 
16-18. 321. 629. 868 (1260): Buße bed non civis und bes civis. 491. 500 $ 
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Die Heinen dem durchrelſenden Fremden geftatteten Nutzungen erinnern nur 
noch zum Theil an eine im Verhältniß zum Sonbereigen geringere Ausſchließ⸗ 
lichkeit des Markeigen!7%): zum größeren Theil find fie Ausflüge des Gaftrechts, 
welche fo gut das Sondergut wie die Mark treffen können!?), 

Dem Ausichliegungsrecht entfpricht ein Zulaßungsrecht tes Fremden. Die 
Geſammtheit Tann einem Ungenofen mit ober ohne Entgelt dauernde Nugungs- 
rechte einräumen???) oder einzelne Nutungen geftatten!?T®), fie kaun aud bie 
bereit8 gewonnenen Markprobufte an ihn veräußern oder vergeben!” Denn 
die für den Einzelnen bindende Schliegung ber Mark ift für die Geſammt⸗ 
beit felbft nicht bindend. Gebunden ift fie nur, wenn ihre Nutzungsbefugniße 
von vornherein dem Herrenrecht gegenüber Timitirt und, wie dies beim abhän- 
gigen und abgeleiteten Geſammtrecht regelmäßig der Fall ift, auf dad eigne 
genoßenichaftliche Bebürfnig beichräntt find 170). Danı darf fie nur mit berr- 
Ichaftlicher Bewilligung etwas aus der Mark führen oder Fremde zur Marf- 


4—6. 789. IV. 510 8 32—33. 18388 b. Boehmer 557: Buße eines Franff. 
Pfarrers, der in der Borr heimer Markt Holz gehauen, ipsis domino et universi- 
tati solvenda. 

170) Bgl. oben Note 19 u. Grimm, ®. I. 750. 

m) Th. J. S. 35 N. 86. Kaltenbäd I 503 $ 21. Grimm, R. A. 400 
f. 523. 554. Oſen brüggen, Studien 101. 108 f. L. Rotar. 801. Sadıf.fp. II. 
68. Grimm, ®. 1. 183. III. 457. 426. 460 8 9. 681. V. 302 8 9. 805 8 
il u 12. 

3,82. Urk. v. 1195 u. 1301 5b. Lacomblet I. 383 u. IIL 10: Eim- 
räumung ven „potestateg“ oder „geholzede“ im Walde durch bie parochiani. 

113) W. der Rodbeimerr M. b. Grimm IV. 249 8 16 u. V. 249 8 15: 
kein ausmerker sall sich mit seinem fihe der mark gebrauchen, er thue es 
dan mit wissen laube u. willen der merker. W. vo. Weidenthal V. 592 8 2: 
im Wald barf Niemand bauen, sie haben dann die gemein darumb gebeten: 
W. v. Obernhauſen IV. 304 8 17: bie umbsäss follen nur mit ber Gemeinde 
gutem Willen Wunn u. Weibe nießen. 

7) Bol, z. B. Grimm, W. I. 400: wurde aber die burschaft einmue- 
tig, etwas daruss zu verkaufen, das mügen sie auch thun. Ib. ©. 577 Rote: 
die Gemeinden Sulzbad u. Soden können etliche bäume 0. este zu irer bei- 
der dörfer notze u. notturft in den wälden verkaufen. 

125) Deffn. v. Köllilon b. Grimm V. 231 $ 87: Gottesbaudlente u. Huber 
haben im Gemeinwerk Brenn- Bau-, und Nutzholz zu hauen, als vil u. digk si 
das bedürfent u, nottürftig ist. II. 159: dasz sich die gemeindte der wäld 
mit beholzung, wasser u, weidten, strassen u. weg . . zu irer zimblichen 
notturft haben zue gebrauchen. Aehnlich ib. 168. III. 632. 768. IV. 712-713 
n. fehr oft. Ausdrückliche Hinzufügung eines Verkanfsverbots ib. IL 604: nach 
allem bedorfen u. nit davon zu verkaufen. Kaltenbäd I. 67 $ 8: ain gmain 
holz, aus welchem sie gehölz zu ihrer hausznotturft gebrauchen, keineswegs 
aber darvon etwas verkauffen können. Ib, 219 8 14. 594 8 53. II. 1328 5. 
Urt. v. 1307 b. Lacomblet III. 39. 
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nutzung verftatten!?%), Handeln aber Herr und Geſammiheit ˖ gemeinjchaftlich, 
fo koͤnnen fie auch hier in beliebiger Weile zu Gunften Fremder über ben 
Marknutzen verfügen 177), 

b. Nah innen ift im Geſammteigenthum an fich die freie und jelb- 
fändige Verfügung über das Ob und dad Wie ter Marknutzung enthalten!?®). 
Die Geſammtheit bat daher den Genoßen die Mark zu verbieten ober zu er- 
Iauben, die Allınende oder einzelne Theile derſelben tauernd oder vorübergehend 
in und außer Berbot zu legen, fie zu öffnen oder zu bannen!) Sie bat 
aber auch die näheren Beitimmungen über Art und Maß ber Benutzung zu 
treffen, die Zeit des Säens und Erntens, die Brache, die Schlichung oder 
Deffnung der Wieſen feitzujegen, Wege und Triften vorzufchreiben, Weide- und 
Maftrechte zu firiren, Heumaht nnd Holzſchlag zu erlauben, anzuweiien und 
auszutbeilen, Rodungen und Zujchläge zu bewilligen und überhaupt all. 
jährlich „die Mark zu beſtelleniso)⸗ Selbft ber Herr und feine Beamten 








110) W. v. Emmen (13039) b. Grimm I. 168: bie Genoßen haben Freiheit 
Holz; zu baue, was sy ze notturft bedörfen; aber kein holtz söllent sy ussert 
disem twing abfueren one des meyers erlouptnuss. III. 574. IV. 549 8 18, 

sm Grimm, W. I. 522: eym apt mit der gemeyn semptlich hait macht, zu 
erleubin bawholts zu hauwen u. uss der marken zu faren. W. v. Kaltenholzbaufen 
v. 1423 ib. 587; v. Altftelten v. 1429 V. 299 5 6; v. Holdenbank V. 71 8 15: 
ouch hat der hof das recht, dasz u. h. die truchsässen nieman, er höre in 
den hof o. nit, enkein holz geben sollen An der gepursami gunst u willen, 
u. soll ouch die gepursami kein holz geben An der herrschaft wissen u. wil- 
len; ebenfo in Wettingen ib. 101 $ 11. 

70, W. v. Sandhofen oben in Note 132 (wie sie theucht, das inen am 
aller bequemlichsten were). W. v. Egeri ib. 160: ein gemein holz... da 
sond wir inn howen wo wir wend. W. v. Baieröbronn ib. 383: darin zuhawen 
was sie wellen. W. bed Flamerſsheimer Walds ib. II 685: die ingesessen naebern 
sullen. des waldtz gebruchen zo aller yrrer nottorfit; sy moeghen in den 
waldt gain u. den bom aff hauwen, uisgraven, reyssen, splyssen, besclain, 
eynen nuwen bouw machen up dem waldt, up sclain, wedder aff brechen, 
zo mast fueren, verkuyffen, as weyss ind korn up irem eygenen erff ge- 
waessen, sunder eynicher herrn gebott off verbott. 

0) Bol. 3. B. Grimm I. 317. 521. 528. Il. 434. Urk. 0.1473 6. Mone II. 
432. Url. v. 1225 u. 1226 6. Maurer, Marko. 269. Landb. v. Schwiz 34. 87 
197—200. 202. 207. 212. 286. 

180) Bol, Th. I. 65 N. 18; 66f; 616 N. 108; 617f. — Kaltenbidl 
198 8 48: Niemand foll ernten, dieweil nit ain gasize gemain uberains wor- 
den ist. — Ib. 132 8 26, 200 $ 8i, 370, 358, 488 $ 58: die gemain bat die 
Diefen zu öffnen u. zu fchliegen. — Ib. 483 8 57, 489 8 22 u. Grimm II. 
484 8 9: die Gemeinde verbietet, die Brache zu bejüen. — Ib. V. 105: Beftim- 
mung der Brache durch Stimmenmehr der bursame. — Ib III. 484 8 7: Recht 
ber Gemeinde, Sonberhirten zu verbieten o. zu geftatten. — Ib. 1. 459 u. IL 
434: Recht, vie Landſtraße o. Wege u. Etege zu erweitern. — Ib. III. 97 u. 
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In allen Fällen iſt es das konkrete Verhältniß des räumlich⸗dinglichen 
Anrechts beider Theile an der Mark, wonach ſich Freiheit oder Gebundenheit 
der Geſammtnutzung beſtimmt, und mit der ſpäteren obervormundſchaftlichen 
Aufſicht haben daher dieſe Verhältniße innerlich noch nichts gemein. 

Die Geſammtnutzungsrechte find aber nach innen auch durch die Sonder⸗ 
rechte ter Einzelnen gebunden und beichränft, wovon ſogleich ($ 10) näher ge- 
handelt werben fol. 

I Das Geſammtrecht an der Mark enthielt nun aber nicht blos Befug- 
niße, fondern au Verbindlichkeiten. Denn den Genofen gegenüber lag 
barin die Pflicht zur Anerkennung und Gewährung der Sonderreihtel®9), den 
höheren Verbänden und ben Herrn gegenüber wurde ein immer größerer Theil 
aller gemeinen Berbinblichfeiten als integrirender Beſtandtheil bes Befitrechte® 
an der Mark betrachtet. 

In freien Marken baber erfchienen mehr und mehr bie gegen das Reich oder die 
vom Reich abgeleiteten Gewalten begründeten Gemeinbepflichten als Yequivalent 
für den vom Volksrecht verbürgten Befig des Gebietes; Steuern und Abgaben, 
Kriegs» und Gerichtödienfte wurden, wie im Einzelnen auf bie Höfe, fo im Ganzen 
aufdie Marken geworfen. Entjchiedener noch galt das geminderte, abgeleitete oder un⸗ 
vollftändige Geſammtrecht an Grund und Boden als Bafis oder Korrelat ber- 
jenigen Pflichten, welche der betreffenden Gefammtheit gegen Schirmherrn, 
Bögte oder Grundherrn oblagen. Dabei erſchienen nicht blos bie unmittelbar 
und aus befonderen Titeln der Allmende auferlegten dinglichen Zaften, wie die ſchon 
durch ihre Namen ald Entgelt für den Markgenuß ober den Markſchirm bezeichneten 
Abgaben!”), als Modalitäten des Geſammteigenthums: ſondern mehr und mehr 





DI. 418. — Ungewintertes Bich fann zugelaßen werden „mit willen der herrn 
u. der ganzen gemein“ ib. IV. 767 8 5; ebenfo ber Hieb gewißer fonft ver⸗ 
botner Hölzer, wenn holzrichter u. markgenossen sich dessen einmütiglich 
verglichen ib. III. 142 8 28; anch NRobungen ib. 273 u. 280 $ 17 und Zu- 
ſchläge oder Zaunrichtungen ib. 210 $ 11 u. 734 $ 14 mit eindrechtiger be- 
willigunge des holtgreven, der semplicken guitherrn u. der gemeinen mark- 
genoten. _ 

) Die Gemeinde darf baber bem Genoßen die Nugung ber Alimende nicht 
verfümmern. Bgl. z. B. W. v. 13847 b. Grimm I. 35: wer ein ehoffstatt bu- 
wen will, dem sol der meyr und die gebursami nit versagen so vil holtz als 
er bedarf zu dem buwe. 168: zur notturfft sol mans keinem versagen. Nähe: 
red in 8 10. 

100) Bol, oben Rote 79 — 81. 83 u. 92. , Weidehuhn“ 6. Grimm I. 648 
86. „Holzhuhn“ ib. 786. „Holzkorn“ ib. IV. 623. „Gradpfennig” ib. V. 561 
86. „Waldhaber” ib. I. 385 u. V. 545 8 5. „Weide: u. Wordegelb” ib. HL 
211 $ 17. „Waldrecht“ von 3 pf. ib. I. 697. „Bogtpfennig für Waßer u. 
Weide” ib. 757. „Holzgeld” b. Kaltenbäd I. 240 $ 2, 344 8 69, 366, 531. 
„Schuldholz“, „Markweizen,” ‚Fiſchwaßerzins“ b. Maurer, Markv. 65 RN. 71 
u. 68 N. W—I1. 
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wurben zu diefem alle und auch die an fich perfänlichen und nach unferen Begriffen 
Öffentlichen Gefammtleiftungen in eiuen inneren Zufammenhang, ein Verhältniß 
wechſelſeitiger Bebingtheit und Beftimmtbeit, gebracht. Zinfen jeder Art, 
Beden und Steuern, Zehnten und andere Naturalabgaben erfcheinen daher ala 
Ansfluß ober Bebingung des Gebrauchsrehts an Grund und Boten!?). 
Dienfte und Frohnen verichiedenfter Gattung werben bald als Grundlage bald 
als Folge von Allmendrechten bezeichnet!®), mögen ed uun wirtbichafiliche 
Leiftungen für den Herrenhof!?®), mögen es Kriegs-, Burgbau- oder Wacht⸗ 
bienfte!%), mögen e8 Ding- und Gerichtsfolgepflichten!®5), mögen es einzelne 
Laften wie Bewirthungs- und Herbergöpflichten?%), ober mögen es jelbft 
perfönliche Beihräntungen, wie fie 3. B. durch Zwangs⸗ und Bannrechte her⸗ 
beigeführt werden197), fein. Ganz allgemein wird baber von einem „Berbienen“ 


‚”) W. v. 1878 5. Grimm, W. II. 672: für den Genuß von Waßer u. 
Weide gibt man precarias sive exactiones. W. v. 1404 ib. IV. 146 u. 147: 
Zehnten u. andre Rechte brauchen fie nicht zu geben, wenn ihnen nicht ungeftörter 
Allmendgenuß verfchafft wird. Vgl. I. 564. 642. 643. 646. II. 138. 188. 201. 
202. 672. 677. 680 (zwa marck rechter bede). II. 16. 417 $ 18 u. 20. V. 
433 9 5-8. 569 $ 19. 661 8 8. 676 $ 1. Schauberg I. 15 8 10. W. v. 
1340 b. Trouillat II. 509: dar umbe, daz si wun u. weide niessent des 
dorfes. Tiroler Landes⸗O. IV tit. 1 8 2. 

0), W. v. 1364 b. Grimm IV. 162: wer in do dienet, fol! Waßer u. 
Weide niegen. Vgl. IL 154. III. 483485. 496 (gehorsam mit dem dienst). 
IV. 511 $ 9. 712 (um den Dienft mit Hals, Sad u. Beutel, Kaltenbäd ı. 
583 $ 17. 

18) Grimm, W. IL 779. IV. 212: Srondienfte bei Saat n. Ernte auf bem 
Seelgut werben um des Allmendgenußes willen geleiftet. 

1) Bot. 3. B. Burgbaupfliten 6. Grimm I. 5756 8 3, IL 141, IIL 381 
n. 500, Frohnen, Dienfte und Wachten ib. IL 462 als Entgelt für die Allmende. 
®. v. Aldewile v. 1403 ib. I. 625: quicungue in dictis parochiis locis et ter- 
minis utitur pro tempore aquis et pascuis et consimilibus, teneatur ad se- 
quelam pulsus camtpanae et ad szervitium domini. W. v. Emmel ib. I. 363: 
die Gemeinde ſoll auf eigne Koften dem Herrn 3 Tage vn. 3 Nächte nachziehen u. 
barum Die Allmende genießen. 

os) W. v. Penningen b. Grimm IV. 710 $ 18: wir die von P. ſchulden 
den Herrn v. T. einen Zins „und alle jair zu komende zu dem jairgedinge 
zu T.“ Darnm find bie Herrn wieberum ſchuldig, nnd bie Allmende zn ge- 
währen. 

eo) 3.3. Grimm, ®. IL 449. 458. 

10) 3, B. Grimm III. 359. 362. 867. V. 698 $ 9: alle die da wasser 
u. weide suchen, die sollen den bannwein drinken. Dasfelbe gilt ib. II. 563 
bezüglich ber DBeifleuer zu einem zur Ablöfung des Weinzwanges gegebnen „Bann- 
weingelde“. Umgekehrt heißt e8 II. 185: umb daz sie zu den banmiülen u. 
banbackhuss also gedrongen sin, darumb sollen die dru gerechte wasser u. 
weide bruchen. Aehnlich IIL 818. 

IL 13 
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oder „Vergelten und Verdienen? ber Gemeinmark gejprechen!?®), uud es 
werben bald die Markunkungen von ber Entrichtung aller Dienfte und Beben, 
bald diefe von der Gewährung der Allmende abhängig gemacht!*®), wobei ftets 
bie nach heutiger Anfchanungsweile öffentlichen und privaten Laften in Einen 
Inbegriff zuſammengefaßt werben?%). 


8 10. Gefammtreht and Souderreht in ber Mark. 


Die Mark geftaltete fi) zum diuglichen Abbild ber Genoßenſchaft. So 
fpiegelte denu auch der inuere Ausbau des au einer Mark für eine Genoßen⸗ 
{haft begründeten Rechtes den inneren Bau bes genofenjchaftlichen Perfonen- 
verbandes wieber. Wie daher diefer auf ber gegemfeitigen Ergänzung und in- 
nigen Durchdringung der Geſammtheit und der Einzelnen berabte, jo zerlegte 
fih das Markenrecht in Gefammtrecht und Sonderrecht, die fidh erft in ihrer 
Zuſammenfaßung zum vollen Genoßenſchaftsrecht ergänzten. Und wie in ber 
Genoßenſchaft der Allgemeinheit und der Befouberheit eine originäre und 
jelbftändige, einer aber eine abjolute und ſchrankenloſe Geltung zukam, fo er- 
fhienen Geſammtrecht und Sonderrecht in der Mark als gleih urſprünglich 
und jelbftändig, aber als bedingt und beſchränkt durch einander. 

Das Sonderreht war allerdings gejchlichtlich jünger als das Geſammt⸗ 
recht. Aber man hatte die ehemalige Zumweilung von Haus und Hof an die 
Einzelnen Tängft vergehen, als überhaupt zuerft ber Eigenthumsbegriff an Grund 
und Boden zum Bewußtjein kam. Vielmehr erſchien nunmehr fogleich das 
Sonderrecht des Einzelnen als ein urfprüngliches und nothwendiges Verbält- 
niß. Man Eonnte fih eine Mark gar nicht mehr anders vorftellen, als daß 
die Höfe in ihr in feſtem Sonbereigen ftanden. Und wenn neue Markanlagen 
erfolgten, wurde von vornherein der Grund und Boben zu einer zwiſchen Ge⸗ 
ſammtrecht und Sonderrecht getheilten Befitesweife von der Gejammtheit of. 
fupirt oder ihr überwiefen. Es war eben auch bier die Geſammtheit 
nicht nur ald Einheit fondern zugleich als Vielbeit, welche das Recht an Grund 
und Boden für fi) erwark. 

Das Geſammtrecht umgekehrt war ebenfo urjprüngli und jelbftändig. 
Niemals etwa ift es als blos abgeleitetes Recht ober als bloßes Accefjorium ber 


»e) Grimm L 546. III. 886: Waßer, Weide u. Holz „verdienen“. V. 290. 
288: als verre sie das vergelten u. verthienen. 

) Grimm, ®. IV. 621 8 7: von solcher gebruchung u, h. bedzins, 
frondinst, schatz u, ander ungnad zu entrichten; V. 567 $ 7: davon fron 
u bet; 242 $ 2: dienst u. bete. — Umgefehrt 1. 462: wenn Kornbebe u. 
Sronbienft entrichtet werden, fteht der Gemeinde die Allmende zu; II. 192; V. 
6657 8 6. . 

200) Bol. 3. B. Grimm 1. 625 u. IV. 621 8 7. 710 8 18. 712 oben in 
Note 192. 194. 195. 199. 
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Sonderrechte anfgefaßt worden‘). Sondern es galt ald ein principales und 
jelbftändiges Recht, weldhes Grund und Zweck feiner Exiſtenz zunächſt in ſich 
ſelbft fand. Allerdings verlor es im Laufe der Sahrhunderte mit zunehmender 
Bodenkultur fowol an Umfang als an Bedeutung. Allein der Abſchluß jenes 
Procehes, in deſſen Berlauf das Sonderrecht von innen ber das Geſammi⸗ 
vecht verzehrte, iſt meift erft in unferer Zeit und erft durch flantliche Geſetz⸗ 
gebung vollzogen. Vorher aber war jelbft ein fehr geichwächtes Geſammtrecht 
fowol in wisthichaftlicher wie in rechtlicher Beziehung ein jelbftänbiger Faktor 
bes Gemeinbeweiens. Um jo mehr muß dies vom Mittelalter gelten, in welchem 
überall noch Gefammigut und Sondergut oekonomiſch fi) das Gleichgewicht 
Bielten und die Gemeindeverfaßung durchaus mehr auf die Allmende als auf 
die Höfe gebaut war. 

Wenn uun aber ſowol das Geſammtrecht als das Sonderrecht in der Mark 
durch ſich und für ſich keftand, fo beftand doch Feines für ſich allein, fondern 
jedes zugleich für das andere. In wirthichaftlicher wie in rechtlicher Beziehung 
ergänzten fie fi) und waren fie anf einander bingewiejen. Der Einzelne war in 
feiner Hofe und Aderwirtbichaft durch Die gemeinfame Wald: und Weiben- 
wirtbichaft mannichfach gebunden und beichräntt, bie Iektere fand ihr Maß 
und ihre Beftimmung au ben Sntereffen der Soubergüter. So war auch bas 
Geſammtrecht zwar jelbfländiges Gemeinderecht, aber zugleich ergänzendes Zu- 
bebör ber einzelnen Sonderrechte, und das Recht jebes Genofen an feinem Son- 
dergut verkörperte zwar feine Individualität, drückte aber zugleich feine Zuge 
börigkeit zu dem geichlogenen Ganzen der Gemeinde aus. Man konnte alfo 
Geſammtrecht und Sonderrecht eines nicht ohne das andere denken, fie fanden 
in unlöslihen Zuſammenhange und machten erft in ihrer organiſchen Verbin⸗ 
dung das volle Markeigenthum aus. 

Daraus erflärt es ſich, daß an keinem Theil einer Genoßenſchaftsmark 
nur die Gemeinde im heutigen Sinn und an keinem Theil nur ber Einzelne 
als Individuum ein Anrecht hatte. Bielmehr waren an jebem einzelnen 
Markftüde die Grundeigentbumsbefugniße, foweit fie überhaupt bei der Ger 
noßenſchaft waren, in irgend einer Proportion zwiſchen Einheit und Bielheit 
getheilt. Diefe Proportion war überaus verſchieden ſowol nach zeitlichen und 
Iofalen Eigenihũmlichkeiten, als bezüglich der einzelnen Beſtandtheile bes Ge- 
fanmigebiets. Zwilchen bem ftärfften Gefammtreht an ber Dingftätte und 
dem ſtaͤrkſten Sonderreht au dem Haufe lagen zahlreiche ungleich nüancirte 
Berhältnige, bei venen bald das Recht der Gefammtbeit, bald das des Ein- 
zeinen überwog, bald beide ſich gleihmäßig tbeilten. Und fo entftauden in 
einer gewißen Analogie mit den durch Herrenrecht geminderten Eigenthums- 
verhältuigen die mannichfachften Rechtöverhäliniße, bie weber freies Ge. 


n) Lebtereö behanptei Renaud, 3. f. D. R. IX. 79f. 
18*® 
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meindeeigenthum noch freies Privateigenthum im bentigen Sinne waren, 
ſondern zwiſchen beiden mitten inne lagen. 

I Am ſchwäͤchſten iſt das Recht der Geſammtheit, am ſtärkſten das 
Recht des Einzelnen am vollen Sondereigen ober Sondererbe, das durch 
eine Umfriedung jchon äußerlich von der Mark gefonbert ift: bei Einzelhöfen 
alſo an Haus und Hof nebft Aeckern, Wieſen und allen fonft in die Umhe⸗ 
gung hineingezogenen Räntereien, in Dorfanlagen aber an ter Hofftätte und 
ben dazu gehörigen Gebäuden, Gärten und Nebenböfen. Hier koncentrirt 
ih im Verhältniß zur Gemeinde dad Recht bes Einzelnen zu einem fo vollen 
und jelbftändigen Sonderrecht, wie es nach ter jebesmaligen Ortsverfaßung 
überhaupt an Grund und Boden möglich if. Vollkommen unabhängig ba- 
gegen von jeder binglihen Mitberrfchaft der Gemeinde Tann auch Hier das 
Sonderrecht niemals werden, fo lange nicht überhaupt jede Verbindung bed- 
jelben mit der Mark zerrißen if. Grundherrſchaften und Smmunitäten 
daher wurden allerdings in benfelben Grabe, in welchem fie aus den fie um⸗ 
ſchließenden Verbänden gelöft wurben, zu einem Sondergut ohne konkurrirendes 
Geſammtrecht: jeder Hof dagegen, welcher in irgend einem Grabe noch an 
einem Gemeindeverbande Theil nahm, blieb auch in irgend einer Weiſe einem 
Geſammtrecht unterworfen. Weil Haus und Hof weder wirtbichaftlich noch 
politiih ohne die ergänzenden Rechte, welche der Gemeindeverband verlieh, ein 
Ganzes bildeten, war daran fein vollkommen freies, fondern nur ein genoßen⸗ 
haftlih gebundenes Eigentum möglid. Und dabei mußte um fo mehr die 
Geſammtheit neben dem Ginzelnen als unmittelbar dinglich Berechtigte er- 
ſcheinen, al& das politifche Recht am Gemeindegebiet gleichzeitig in dem alten 
Markeigenthum enthalten war. Auf ber anderen Seite aber war das Recht am 
Sondergut für den Einzelnen inhaltevoller und felbftändiger als heute, weil 
es Befugniße in fih ſchloß, die heute entweder Ausflug einer Gebietshoheit 
geworden ober überhaupt von jedem Zujammenhang mit Grund und Boden 
gelöft find. 

1. Snöbefonbere vereinigte zunachft ber Beſitzer innerhalb ber Grenzen 
feines Hofetters alle Diejenigen Gewaltbefugniße in feiner Hand, welde 
dem germanifchen Eigen oder Erbe entipracdhen. Der vollfreie Genoße war alfo 
bier wahrer Grundherr, der abhängige Befiter übte geminderte oder abge- 
leitete grundherrliche Befugniße felbftändig und ohne Mitwirkung ber Gemeinde 
aus. Er handhabte daher nach innen den Frieden und das Recht des Haufes 
und Hofes fowie des dazu gehörigen Hausſtandes, und beberrichte ſowol Fa⸗ 
milie und Hausgefinde, als die von ihm etwa in Nebengebäuvden oder auf 
Nebenhöfen angefietelten Hinterfaßen?). Nah außen aber vertrat und ver- 
theidigte er nöthigenfallse mit Waffengewalt die geheiligten Grenzen feines 
Beſitzthums, den Frieden und die Ehre ſeines Hauſes und feiner Hausgenoßen. 


2) Bol. TH. I. 15. 62 u. unten 8 11. 
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Bor Allem das bewohnte Haus genoß eines jo hoben und fo felbftändigen 
Friedens, daß der Hausherr den üunberechtigten Angreifer, den Heimſucher, ja 
ben bloßen Lauſcher bußelos toͤdten Tonnte?). Und nicht blos Dritten, fon- 
dern der Gefammtheit felbft und ihren oder ben dffentlihen Beamten ftanb 
Haus nnd Hof als eine befriehete Freiheit gegemüber*), jo daß der flüchtige 
Berbrecher ohne Bewilligung des Hausherren hier nicht verhaftet 5) und der Be- 
figer bier nicht gepfänbet werben durfte Ja nad altem Markrecht war dem 
Märker, wenn ber ihn wegen Markfrevels verfolgende Markbeamte die Schwelle 
des Hauſes überjchritt, geftattet, ſich umzudrehen und ftraflos den Beamten zu 
erihlagen®). Haft alle diefe Herrſchaftsrechte und Freiheiten des Hofherrn ka⸗ 
men nun freilich, während fie für die aus der Markgemeinſchaft fcheidenden 
Fronhoͤfe fih zu Immunität und Grundherrſchaft fteigerten und endlich ber 
Kern landesherrlicher Gebietshoheit wurben, den im Genofenverbande zurüd- 
bleibenden Höfen frühzeitig abhanden: fie wurden indeß nicht durch Gemeinde- 
recht, fontern durch Herrenrecht aufgezehrt, fo daß fie aus dem Kreife bes Ge⸗ 
noßenfchaftörechts überhaupt ausſchieden. 

Trotzdem unterlag aud die umhegte Hofitätte jederzeit einem in ber 
Markgemeinſchaft wurzelnden gleichzeitigen Gejammtgewaltrecht: denn fie nahm 
Theil an Frieden und Recht der Mark und wurbe daher von der Genoßen⸗ 
gefammtheit nach aufen mitvertreten, nad) innen mitbeherrſcht. In fpäterer 
Zeit entwidelte fih fogar eine intenfive Genoßenſchaftspolizei, welche vielfach 


) Grimm, R. A. 891. Wilda Strafe. 242f. Zöpfl, Bamb. R. 157f. 
u. ®. G. 489. DOfenbrüggen, ber Handfriede; Stubien 189. 211 f. — Gloſſe 
zu Sadıf. fp. III. 78 $ 7: wer seine vier phell weret, der tut notwer, als 
der seinen leib rettet. — Nach öfter. Pant. fol das Haus fo frei fein, als wer 
es mit einem faden umbfangen o. umbhangen (5. B. b. Kaltenbäd I. 469 
8 14). Den Heimfncher wie den Laufcher tödtet man bußelos oder büht ihn nur 
zum Schein, indem man ben Leichnam aus ber Dachtraufe zieht u. ihm 3 Pf. auf 
die Bruft legt. Ib. 499 5 26. 501 8 13. 510 $ 81. 521 5 7—8. Bol. 168 
8 40. 41. 53, 172 8 6—8; 181 $ 41. 46. 47; 189 8 48. 49. 62; 221 $ 10, 
11. 14. 15. 18; 237 8 84; 245 $ 7. 10. 18; 266 8 7-9; 9756 1 11—14; 281 
8 12—14; 289 8 19-25; 830 8 38-89; 895 8 6—7; 411; 414 $ 9-11; 
425 $ 7; 432 5 5-8; 449 5 7—9; 479 8 4-9; 488 8 14; 588 $ 18; 544 
$ 29-30; 589 8 8—10; 598 8 38. Bol. dazn Grimm, W. III. 42 $ 15 n. 
808 $ 9. 

9 Bgl. Th. I. 182. Maurer, Einf. 216 f. Fronh. J. 293 f. IV. 
U6 f. 384 f. 

> Grimm I. 385. 500. III. 437; für GSchöffenhäufer II. 127. 254. 666. 
Namentlih Hatte daher der Verbrecher felbft im eiguen Hanfe Freiung, z. B. ib. 
III. 686: wen nain nachgebawr den andern erslüg, der hat freiung in 
seinem haus. 

9) So in Saspach b. Grimm, W. I. 414; in Eappel ib. 422. Bel. auch 
®. v. Kirchgarten ib. 335. 


198 Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


direkt in die Ordnung des Hausweſens eingriff. So wurde im Auſchluß an 
die Aufficht über die Verwendung von Markholz eine genoßenſchaftliche Bau⸗ 
und Feunerpolizei gebildet; ber Gewerbebetrieb wurde beſchruͤnkt; die Ausübung 
der Hausgewalt, bie Annahme und Löhnung bes Geſindes, die Aufnahme von 
Hinterfaßen und Tagelöbnern wurden einer Gemeindenufficht unterworfen; es 
wurben in Berbindung mit der Feld- und Weidepolizei zugleich Die Umzäunungen, 
die nachbarlichen Verhältniße, das Halten von Vieh u. |. w. genoßenſchaftlich 
geregelt uud Tontrollirt?). In bdiefen und andern Beziehungen trafen natürlich 
die dem Geſammtrecht entipringenden Beichränfungen mehr und mehr mit 
ähnlichen Beichränfungen zufammen, welche in einer Grundherrſchaft oder 
Bogteigewalt wurzelten; ja oft verband und vermifchte ſich Beides dergeftalt, 
daß derjelbe Beamte zugleih im Namen eines Heren und im Namen der Ge 
meinde beftimmte Gewaltbefugnife über das Sonbergut zu haubhaben batte. 

2. Sonderrecht bes Befiers war ferner die Verfügung über Haus 
und Hof, fofern eben in dem Eigen, Erbe, Lehen, Kolonat oder anderweiten 
Beſitzrecht ein Berfügungsrecht enthalten war. Gier war indeß wegen des un- 
Löslichen Zufammenhangs jedes Hofes mit feinen Pertinenzen in Yelb und 
Mark einerjeits und dem perjönlichen Gemeinderecht andrerjeitd ber Einzelne 
in weit böberem Grade durch die Gemeinde gebunden und beſchränkt. Ein 
rein individuelles Verfügungsrecht, wie es im heutigen Privateigentkum liegt, 
war undenkbar, jo lange die Gemeinde einer Wirthſchaftsgenoßenſchaft und 
ihre Berfaßung auf agrarifche Gemeinfchaft gebaut blieb. Mit den genoßenſchaft⸗ 
lichen Beſchränkungen aber kreuzten ſich überbies andere, welche durch das Recht der 
Erben, der Nachbarn, der Herren herbeigeführt wurden, und namentlih Ge 
fammtreht und Herrenrecht wuchſen auch bier oft zu einem einzigen gemein- 
fam ober durch gemeinfame Vertreter geübten Recht zuſammen. 

a. Sanz jelbftändig hatte zumächft der Einzelne in formaler Beziehung, 
fo weit feine Gewere reichte, das Sontergut zu vertreten. Der echte Eigen- 
thümer war aljo ber ganzen Volksgemeinſchaft gegenüber, ber hofrechtliche 
Befiter im Hofverbande für ſich allein und überall fonft zufammen mit dem 
Grundherrn, der wahre Repraefentant des Gutes, mochte es ſich um gericht⸗ 
liche oder außergerichtliche Akte handeln. Allein auch hierbei machte fi das 
Gemeinihaftsverhätnig auf das Beftimmtefte barin geltend, daß alle ſolche 


7) Bgl. TH. L 615. Brimm, 8. 4. 509. Maurer, Marko. 131f. 807Ff.; 
Fronh. 111. 218; Dorfv. 1. 238. Is. I1f. — Ueber die Baupolizei unten Rote 
66— 70; über die Yeuerpolizei und Feuerſchau Grimm, W. L 800, Blumer I. 
887, Kaltenbäd I. 49 $ 59. 55 $ 38. 5934 $ 28. 11. 129 8 58 und fonft oft; 
über die genoßenſchaftlichen Beſchränkungen bed Gewerbebetrieb Grimm, 
W. I. 883. 384. 416 417. 507. IL. 22. 111. 415 8 10. 418 8 26. 377; Kalten- 
bäd I. 349 84446. 421 8 50. 457 8 45 u. ſ. w.; über bie Geflndepofiget ib. 
245 5 2930. 278 $ 83-34. 455 5 34-35. 131 $ 36 - 36; über bad Bich- 
halten unten Note 72. 


r 
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Akte, wenn fie einen im Markverbande ftehnden Hof betrafen, nothwendig und 
ausfchlieglich in genoßenſchaftlicher Weiſe erledigt wurben. Nur vor der Ber- 
fammlung der Gemeinde, Mark, Centgenoßen oder ihrer gerichtlichen Aus 
fhüße, und in Hofverbänden nur vor dem mit Hofgenoßen bejeßten Hofgericht 
wurben Streitigkeiten über die Güter entſchieden )). Nur bier konnte die Ge- 
were daran begründet, verändert ober aufgehoben, das Grundſtück verrechtigt, 
veräußert, getheilt, in Geſammthand gebracht, verpfänbet, vermadt, ein Hofgut 
empfangen, b. 5. gegen Entrichtung ber Abgabe und Huldigung feierlich (mit 
halm und mund) verliehen, ein eigen Gut in Hofgut ober umgefehrt ver- 
wanbelt werben u. f. w.®) 

Dft wird fogar dem, ber um ein zum Verbande gehöriges Gut auswärts 
Recht fuchen oder nehmen würde, Verluſt bes Gutes gebroht!). Indem fo 
jede Veränderung der Befigverhältnige unter Kontrolle ber ganzen Genoßen⸗ 
fhaft oder ihrer Schöffen oder doch minbeftens einiger von den herrſchaftlichen 


6 Bel. z. B. Grimm, W. I. 55. 58. 77 8 26. 142 $ 26. 177. 184. 196. 
249. 275. 289. 635. 804. 816. II. 298. 387. 391. 393. 395. 399, 402. 407. 461. 
565 & 10. 577. 683. 450 (vor den hoebern . . und anders nit). IV. 22. 29. 
56. 65. 97. 108, 114. 117. 119. 185. 169. 200. 419 $ 80. 665 $ 29 (um Frei⸗ 
güter nur im Freiding). 672 $ 2 (um hegerisch güter nur im hegerisch ge- 
richt). V. 22 8 7. 62 8 ı5. 

N Bol. z. B. Grimm, W. I. 16 8 50 u. 66. 26. 51. 58. 79. 144 8 40. 
148. 166. 170. 172. 185. 196. 212. 289. 635. 672. 678. 675. 677. 680 $ 19— 
29. II. 15: wer binnent dem ban, bezirk u. gericht hus o. hof o. ander erb- 
schaft habe o. zufalle, keuft o. verkeuft, wie das zu genemen, die seind 
schuldig, das zu entphaen u. sich zu enterben vor dem meyer u. gericht zu 
L. 48. 65. 88. 128. 165. 194. 200. 201. 284. 238. 250. 847. 862 $ 2. 370. 
891. 399. 406. 409. 418. 461. 477. 482. 497. 519. 600. 632. 716. 756. 816. 
III. 8: were erve o. gut entpfengt, dat hoifguder sin, soll die entfangen uf 
dem hoife. 12. 26. 160 $ 110. 163 3 9. 614 8 2. 736 8 19. 768: nyman mag 
sich o. die syne erben noch enterben, er thue es dan mit halm u. mondt 
vor scheffen u. gericht zu W.IV. 5. 14. 19: die hofgüter soll och niemand 
verkoffen noch verseczen denne in dem hoffe u. vor dem hofherrn o. vor 
dem meiger u. den hubern. 29. 45. 48. 116, 184. 142. 182. 873 8 22. 874 
8 2. 486 $ 81. 496 $ 5: u. mugend die fryen kain ir gut verlieren denn in 
den egen. 8 höfen vor allen genossen, 499 8 7. 580 $ 17—19. 627 8 9. 664 
8 11. 794 8 16. V. 77 6 6. 83 $ 8. -92 8 20. 194 8 14—16. 408 8 2f. 410 
8 4—8. — Berwandlung von Hofgut in eigen Gut unter Mitwirkung der Ge 
noßen IV. 81. 52. 170. 234. V. 518 $ 8—11. — „Zemenstosz 0. gemeinschaft 
volbringen* foll man nur im Jahrgericht ib. II. 16 $ 50. — Bol. Kaltenbäd 
ı. 179 $ 26—80. 188 $ 80f. 228 8 37, wo aber fchon die Eintragung in bed 
Amtmanns Grundbuch ftatt mündlicher Auflaßung „In Nutz und Gewer“ ſetzt. 

) 3. B. b. Grimm III. 254 $ 17 für Meierbingdgüter, 402 für Landſiedel⸗ 
gäter, 615 für die „heiligen‘ Güter, 664. 665 $ 1. 666 8 8. 771. 
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Beamten and ber Gemeinde zuzuziehender Bertrauensmänner!!) ſtattfand, war 
von vornherein das Sonbergut in feiner boppelten Natur ale Berkörperung 
der Iubivibualperfönlichkeit und als das ben Einzelnen mit der Allgemeinheit 
verfnüpfende Band gefennzeichnet. 

Iu materieller Beziehung war urſprünglich ſowol Veräußerung 
wie Erwerb und jowol Vererbung wie Theilung bed Sonderguts durch Ton- 
kurrirendes Geſammtrecht gebunden. Allmälig erweiterte fih dann zwar in 
freien Marken das freie Verfügungsrecht bes Einzelnen: in ben Hofmarken 
jedoch erzeugte fih von Neuem unter konkurrirendem Einfluß bes Hofherrn 
und der Hofgenoßenſchaft eine analoge Gebunbenkeit. 

Die urfprüngliche Unveränßerlichleit des Sondereigen in der Marf!2) 
war ſchon zur Zeit ber Vollsrechte dem Princip freier Veräußerlichkeit 
gewichen!®) und wurbe erft fpäter wieder durch das an Stelle bes alten &e- 
meinberechtö nen entwickelte Beifpruchsrecht der Erben in andrer Richtung mo- 
dificirt. Thatſächlich aber blieb auch in den freien Gemeinden bie freie Ver⸗ 
imberlichkeit des Hofguts auf den Kreis der Gemeindegenoßen beichränft, ba 
ber bloße Erwerb des Grundftüds den Ungenofen nicht zum Genoßen machtel), 
ohne Aufnahme in die Genoßenſchaft aber eine erfolgreiche Bewirthſchaftung 
des Gutes nicht denkbar war. Wenn baber anch fpäter bisweilen jete Veräuße⸗ 
zung an Fremde von ber Zuftimmung der Gemeinde abhängig gemacht 
wurbe!d), fo lag bierin eigentli nur eine Sanktion bes praktiſchen Rechte, 
Da jedoch die Genoßenſchaft an der Erſchwerung bes Eintritts Fremder in ben 
Mariverband regelmäßig nur fo lange eine Iuterefie hatte, als ein vorkan- 
dener und namentlich ein noch nicht begüterter Genoße zur Uebernahme bes 
Gutes bereit war, um das Vollgenoßenrecht ober heffen Steigerung zu er- 
langen: fo ſchwächte fih das Zuftimmungsredht der Gemeinbe meift zu ber 
Beftimmung ab, dab das Gut, ehe ed einem Fremden gegeben wurbe, in ber 
Genogenverfammlung allen Genofen oder der Gemeinde felbft zum Kauf an⸗ 
geboten werben mußte und daß in biefem Kalle ben Dorf- Mark- oder Landes⸗ 


19) z. B. nah Grimm I. 706 $ 8 vor dem Schultheiß, Meier und 5 Hu- 
bern; mindeftend aber unter Zuzichung von 2 Hubern, z. B. I. 677 u. 680 8 10. 

12) Sh.1. 75-77. 

3) L. Angl. et Wer. tit. XIII: libero homini liceat hereditatem suam 
cui voluerit tradere. 

) Bel. Th. I. 168. 593. u. unten $ 11. 

9, der Grafſchaft Lags v. 1803 b. Grimm I. 818: Freie dürfen ihr 
Erbe an einen ungenossen nicht verkaufen noch verfepen. W. des Freidings Em⸗ 
merten IV. 663 8 12—14: wer von den Freien fein Freidingsgut an einen Un- 
freien verkauft, wird unfrei und geftraft, das Gut aber fällt zu X an ben Frei- 
grafen, zu % an ben „gemeinen ganzen Brein‘. W. v. Urnäch v. 1605 b. 
Blumer I, 2, 854. 
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genohen ein Vorkaufsrecht, bei unterlaßenen Angebot aber der Abtrieb zuftehen 
folitel®). 

Sehr (viel engere Schranken zog ber Beräußerungsbefugni bes Einzelnen 
das Hofreht. Denn bei ben verſchiedenen Arten bes abgeleiteten Beſitzes war 
oft Feine Veräußerung, Verſetzung, Berfümmerung, Veränderung, Belaftung, 
Theilnng oder Eigenmachung obne Genehmigung des Herrn und jeiner 
Beamten zuläßig1?), jedenfalls aber die Veräußerung ans ber Hofmark verboten 
oder durch berrichaftliche Borfaufs- und Näherrechte beichräntt!?),; und bei jeder 
Befitweränderung mußte das Gut vom neuen Erwerber im Hofe empfangen, 
die Neubelehnung mit dem üblichen Ehrſchatz nachgeincht und ber Huldeid ge- 
leiftet werden!?). Alle dieſe Beſchränkungen aber waren keineswegs bloß herr- 
ſchaftlicher, ſondern zugleich genoßenſchaftlicher Natur, und wurben ebenfo ſehr 
auf rund hofgenoßenſchaftlichen Sefammtrechtes, wie auf Grund bes Herrnredhts, 
und ebenfofehr in der Hofgenoßen, wie in ber Herren Interefje gehanbhabt. Dies 
tritt deutlich hervor in dem Erforderniß einer Zuftimmung der Genoßen neben der 
des Herrn bei allen Beräußerungen unb Veränderungen?) ; in einem hinter ober 


. 0) W. der Altenhadlauer Mark v. 1461 b. Grimm III. 416 $ 6: auslen- 
dische werden ireg kaufes nicht gewehrt, denn die einwohner gegen solche 
den ewigen abtrieb herbracht. Bgl. ib. 414. W. der Großauheimer M. ib. V. 
8932 8 2—6. — W. v. Emmen ib. IV. 373 $ 16: die gnossen hant och das 
recht, daz nieman sol verkouffen sin eigen noch sin erbe das in diesen hof 
höret, er sölle es des ersten bieten dien getheilen, dar na dien gnossen. 
Ebenſo 374 $ 4. Auch I. 813. IV. 664 515. — W. v. Holberbant V. 70 $ 12. 
der gnossami. Ib. 567 & 9: losung o. abtrib hat die gemein oder ein jeder ge- 
meinsman insonderheit. Vgl. Thudichum 209f. u. unten Note 21 — 22. Weber 
die Lanblofung Maurer, Fronh. IIL 190; Wächter, Würt, P. R. I. 318, 520; 
Befeler, Syftem 513 N. 18. 

1) Grimm, ®. L 53. 57. 140 $ 3. 162. 177. 187. 246. 254 8 3. 258. 
839. 348 $ 10. 369. 878. 421. 642 $ 10. 660 $ 19—20. 668 $ 22. 712. 815. 
DL 16. 180. 182. 363 $ 7. 868. 388. 899. 401. 461. 477. 490. 493. 682. 587. 
597. 663 (wonach ber Zuwiderhandelnde fogar ehrlos fein fol). III. 66 8 34. 
138 $ 5. 129. 160 f. $ 48; 72; 76. 162 $ 5. 249 $ 5. 268 $ 7—10. 318. 487. 
873. 724. 725. 734. 736 $ 18. 768. 809. 880. 448. 668 (nicht versezen kauffen 
u. verkauffen, wexlen rainen o. tailen) IV. 10. 12. 17. 20. 21. 29. 32. 36. 
87. 44. 46. 58. 65. 79. 95. 107. 113. 234. 235. 479 8 6. 492 8 48. 551 8 8. 
591 $ 9. 673 a. 11. V. 7786. Kaltenbäd I. 17 8 40. 62 8 11. 66 8 17. 
588 $ 77. 548. 572 8 4. II. 84 9 25. 

10) 3.8. Grimm, W. I 668. 672. 678. 680 8 17 u. 18. 710. II. 728. 
125. 736 8 17. 

ı) Maurer, Fronh. II. 12f. 138 f. u. unten Note 29. 

”) z3. 83. Grimm, ®. IL 750: man foll kein Erbe eigen machen ohne Mit- 
wirkung u. Erfenntniß bed Meierd u. der Huber u. Erſatz des bisherigen Hofguts 
durch ein beieres. Ib. 688, 689 u. 716 8 11: ohne des Herren u. ber Genoßen 
Willen kann man von mehreren Gütern nicht eines, fondern nur Feines oder alle 
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ſelbft vor dem Recht des Herrn auszuübenden, hofgenoßenſchaftlichen Borkaufs- 
recht?!) und Loſungsrecht?); in der Theilnahme der Genoßen au Beſitzver⸗ 
änberungegefällen ober ihrem Anſpruch auf ein beſonderes Hubrecht“ ober 
eHofreit” neben dem, Ehrſchatz); in der genoßenſchaftlichen Rügepflicht bei 
jeder von einem Genoßen wider das Hofreht vorgenommenen Verfügung über 
das Hofgut?). 

P. Die Theilung des Sonberguts war noch über dieje Veräußerungs⸗ 
beſchraͤnkungen hinaus und namentlich auch im Wege des Erbgange mannich⸗ 
fach beichränft und erſchwert. Zwar war im Allgemeinen bezüglich des freien 
Gutes troß feiner Markzugebörigkeit frühzeitig die freie Theilbarkeit durchge 
drungen, und Hofgüter konnten wenigftens mit Zuftimmung des Herrn und 
ber Genoßen beliebig zerjplittert werben. Allein vielfach finden filh wentgftens 


aufgeben. Ib. III. 38: nyeman soll eyn hovesgud versplittern noch versetten 
id en sy myt weten u, willen des schulten u. des hoves. Ebenſo 58. 641 
& 13. 900. Ib. IV. 167: man fol kein Gut verwechfeln, verlaufen, verändern, 
vertheilen ohne. des Meier und der Huber Erlaubniß. V.411 87. — Nach öfter. 
Pant. foll, wer fein Haus ober Out verkaufen will, ed dem Richter jagen, diefer 
aber die Gemeinde berufen u. befragen, ob ber Käufer ihnen gefall zus amem 
nachpaum; 80 soll er dem herrn füegen zue ainem holden. So b. Kalten- 
bädl. 422 8 52. 488 8 40. 457 8 47. 585 8 25. Achnlih 829 8 25. 587 
8 65. 596 8 22. — Bol. Sommer 62 $ 9 u. 10. 250 8 11. Hofr. v. Effen 
b. Kindlinger, Hörigl. 882 a. 3; ib. 820. 861 f. 

29 Bol. Kaltenbäd L 597 9 27-28. Grimm, ®. 1 8.15 8 47. 88. 
42. 46 $ 16. 141 8 18. 158 8 30. 160. 164. 172. 247. 258: 270. 276 (hier ift 
fogar jeder Genoße zu geringerem Preiögebot u. bei Wiberfpru zum Kanf für 
einen genoßenſchaftlich feſtgeſetzten Zarpreis befugt). 285. 290. 393. 408. 614. 
672. 655. 816. IL 660. IV. 194. 293 8 8. 892 8 9. 418 $ 13. 492 8 47. 502 
87. V. 78 8 14. 84 8 20. 91 8 16. Urf. v, 1146-1154 ib. 586 N. 1: con- 
tribuli seu compari suo. Wo bier ein Borfaufärecht der Getheilen u. der 
Erben erwähnt wird, gebt es überall (außer IIL 550 das der Erben) bem ber 
Genoßen vor. Ebenſo meift Dad des Herrn, welches aber oft auch dem Genoßen⸗ 
recht nachfteht, wie 3. 8. 6. Srimm, W. I 25. 69 9 34, 106. 277. III. 846. 668. 
876. IV. 346 $ 23. 

22) Bol. 3. B. Grimm, ®. I. 15 8 45 u. 46 (Vorzug bes zuerft Klagen⸗ 
den). 25. 46 $ 17. 106. 158 $ 31. 219. 224. 233. 268. 290. IV. 392 8 9. 
652 $ 8. V. 92 & 16a. 122 8 10. 123 8 19. 145 8 32. 158 $ 11. 176 9 9. 
194 9 18. 567 8 9. 

3) So iu faft allen elſäß. Dingrodeln, 3. B. Grimm, ®. IV. 2. 7. 12. 
17. 82. 37. 38. 47. 52. 57. 61. 71. 107. 115. 127. 182. 185. 141. 142. 149. 
166. 183. 189. 204. 217. 218. 234. 240. 255. 256. 234. 240. 591 8 7. V. 50 
$ 4a: dem meier den huobern u. hofluten ir hofrecht geben in win, drot u. 
gelt, und erschate des h:fherrn. 886 8 8. 410 8 4—8. 419 $ 15: den huobern 
ir hubrecht. 428 $ 9. 447 8 4—5. 451 8 5. 

”) 3.8. Grimm, W. IV. 424. 527 9 1. 794 8 17. V. 402 8 9. 426 8 2, 
434 8 8. 451 8 4. 458 8 4. 472 8 10. 582 8 6, 540 8 8, 





$ 10. Geſammtrecht und Sonderrecht in der Marl. 203 


bei ben leßteren auch in den Zeiten des freieften Individualrechts Verbote ber 
Kheilung*®) ober der Theilung über ein beftimmtes Map?®), fo daß Bierin 
Anfnüpfungtpunfte für die fpätere Sntwidelung eines Syſtemes ber ge- 
ſchlohenen Güter gegeben waren. Und immer wurben bie Theilnngen mit 
Nachtheilen verknüpft, die Theile fowol dem Herm ala ter Gemeinde gegen- 
über in manchen Beziehungen noch als ein Ganzes behandelt und ihre Wieber- 
vereinigung begünitigt. Denn obwol jeber Theilbefißer der Regel nad ven 
feinem Theile Genoße zu werben, fich kelehnen zu laßen, Empfangsgeld und 
Sterbefall zu entrichten und zu hulden gebnuden war?”), und obwol bierbei 
nad) dem firengeren, erft fpäter bisweilen gemilberten Hofreht die vollen 
Laften des Hofes auf jeden Theil bis zur Wiebervereinigung übergiengen?®), 


2) W. v. Iſſenheim v. 1882 b. Grimm, W. IV. 137: auch ensol man 
keinen mendag teilen. &benfo 590 $ 4. In Neufiih war 1380 ib. I. 292 
die Theilung nur unter Geſchwiſtern erlaubt; ib. IV. 798 8 12 nur, wenn Einer 
geftellt u. angenommen wird, ber ſich für die ganze Pacht verpflichtet. — Berbote, 
dad Gut ohne Erlaubniß „zu ſplißen o. zu theilen,” ib. I. 292. 642 $ 10 u. 12. 
644 8 9 u. 11. IL 520. 550 8 8 u. 7. III. 166 $ 8. 626. 668. 787 $ 28. 
876. IV. 497 8 12. 673 8 9. 798 8 12. V. 423 8 10. Sommer], 2. 33. 
256. Kindlinger, Hör. 361. 472, Mone V. 46. 58. 59. 273. Maurer, 
Gint. 181; Fronh. III 201 f. IV. 321 f.; Dorfo. I. 37-88, 

= W. v. Uchenheim v. 1423 b. Grimm, W. IV. 488 8 19: man soll 
ouch kein huobe teilen in mer denn in vier teile. Cbenfo die Wildhuben im 
Dreieicher Wildbann 1388 ib. 1. 500, die Hofgüter in Wiefendangen u. Peters- 
bufen ib. 141 $ 20 u. 2347, bie Lehen in Godeöberg II. 659, vie Menbage 1354 
in Sennheim IV. 118. — Bgl. IV. 97: drey hand sollent einen mentag tragen 
u. füärbas nit gebrochen werden. 103. — Monne V. 27: jede Hube Tann in 
4 Schupoſen, bie Schupofe in 4 (resp. 8) Theile getheilt werben. 

Grimm, ®. I 736: an als vil hende es komet, as mangen huber 
sol man davon geben; . . u. komet das selbe gut widder in minner hende, 
als vil huber sollent davon wider abghen; u. komet dasselbe gut widder in 
ein hant, so sol es nit me wan ein huber geben. IV. 204: fo viel Miterben 
da find, beren jeder fol von feinem Theil Huber werben, ihn zu Hof tragen, 
hulden u. ſchworen, u. den Hubern das gemeine Hubrecht thun. Ib. 674 a. 15: 
wirt ein hegerisch gut getheilt, so ist jeder hegerisch. Vgl. I. 428. 688 f. 
715 $ 8. II. 181 8 18. 182—183. 532. III. 788. 

=) W. v. Zarten v. 18976. Grimm, W. 1. 338: wie die güter zerteilt werdent, 
da het das gotshus zuo jeglichem teil sunderdar vollü recht; wer ouch, daz 
ein recht erbe dieselben güter ze einer hant wieder samneti, der sol ouch 
dieselben güter han zuo einem recht. W. v. Loßburg v. 1477 ib. 890: yeg- 
licher theil ain aignen fall. 645 8 9: so mannig spliss so mannig hoen. 741: 
also manige vogtrecht, 154 & 11. 645 8 18. 685. 722. IL 766. 408. 583: 
man foll jeden Theil entpfangen, entpfenklicher hant besitzen u. ver- 
kurmeden. III. 529 (1854). 650. 577 $ 20: so es sich nun begebe, das die 
güter kinder halben geteilet würden in feld u. in dorf, es were acker o. 
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wurde doch ſehr Häufig eine ſolidariſche Haftung aller Theile für die auf dem 
Ganzen ruhenden Laften ftatuirt?). Dafür wurbe aber ben Theilgenoßen 
Getheilen, Geſpilden, Geltern) ein oft ſogar dem Erbenrecht vorgebendes Bor- 
tanfs- und Abtriebörecht gegeueinananber eingeräumt?®), uud in vielen Gegenden 
wurden nach außen bin überhaupt die Theile nach wie vor als Ganzes behan- 
belt, indem der Beſitzer bes urfprünglichen Hofes,91) der Inhaber des größten An- 
theils,92) der Aeltefte??) oder ein von ben Getheilten gewählter‘) Träger 
(Vorträger, Hochhuber, Hofmann, Zinsmeifter, Stublgenoß, Hauptmann) die 
Zinfen und Steuern zu erheben und abzuliefern, für die gute Bebauung zu 
forgen und zu haften, das Gut zu Ding und zu Ring zu tragen und dasſelbe 
überhaupt gegen den Herrn wie gegen die Hofgemeinbe zu vertreten batte?®). 


wiesen, haus o. hof, an zweytheil, an viertheil, an sechstheil, an achttheil, 
so soll yederman ein theursthaubt geben. Item kompt es wiederumb zu- 
sammen, so ist es ein theursthaupt wie vor. 888. IV. 22. 120. 673 8 9. V. 
451 $ 2 u, 3: würde ein hubig guot getheilt in 100 theil, so gibt jeglichs 
theils einen huober u. gibt jeglicher huober ein vogtrecht. 452 8 6 n. 7 
(ähnlich). 602 8 4. — Ermäßigungen 1532 in Erbpolzheim I. 722f. u. Abſchaf⸗ 
fungen 1486 in Molzbeim u. 1521 in Avoloheim V. 426 8 2 a. E. u. 427 8 2. 

) Grimm, ®. I. 53. 276. 390: wer das ain thail guetter den zins nit 
ertragen möcht, so mag ein zinsmaister seinen rechten fusz setzen an den 
wechselsteine u. je den nechsten stockh rieffen bis den hern ir zins gefelt. 
141 820: wurde ainicher tayl dar under so swach, das er den zinsz nit er- 
tragen möcht, so söllen die andern den zinsz gelten u. denselben tail zu in 
nemen u. den zing allin geben o aber daz alles uffgeben. 147. 247. 

% So b. Grimm, ®. J. 85. 148. IV. 392 8 9; zwiichen Erben u. Ge⸗ 
noßen ib. I. 8. 16 8 49. 25. 69 8 34. 106. 160. 164. 172. 363. 891. 816; obne 
Erwähnung der Erben vor den Genoßen ib. 15 8 47. 165. 276. HL 550. IV. 
17. 79. 109. 272. 282 8 14. V. 189 8 18. 194 8 13; nad) dem Gotteshaufe IV. 
502 8 7. — Bol. Kaltenbäd I. 527 8 47. 637 8 65. 548 8 94. 

2) Maurer, Eiul. 136. 208; Fronh. IV. 829 N. 43. 

22) 3.8.56. Grimm, ®. IL. 53 u. IV. 53, Stettler, R. G. v. Bern 115. 
— Dder wer beu hoͤchſten Zind zahlt, 3 ®. b. Mone V. 274. 

3) 3.8 b. Grimm L 321. 

#) Weber Neuwahl und Eintragung des Borträgers in das Hubregifter Grimm 
1. 751; Maurer, Fronh. IV, 932, 

3 Grimm, W. 1. 595. 685. 689. 715. 728: einen vortreger geben, wel- 
cher solch gutt im dinckhof jährlich als ein huober o. stulgenosz vertrette 
u. zu ding u. ring gange. 716 8 9. 744. 751. II. 181 $ 18. 182. 478. IM. 
626. Ausführl. Regelung im W. v. Gebweiler v. 1397 u. v. Wattwiler IV. 122 
u. 120 (sol den zinsz samenthafftlich geben u. sol der zins nit geteilt sin; 
aber er bat eine Regreßklage im Dinge u. Tann die Theile der Säumigen an ſich 
ziehen). Mone V. 53. 56. 274. — Die Einheit äußert fi auch zu Bunften ber 
©etheilen oft darin, daß nur beim Tode bes Trägers elu Hubreht (Grimm L 
716 $ 9) ober ein Befthaupt (ib. 685. 715 8 8—9. 722. 723. 744. III. 745 f.) 
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y. And bei ber Bererbung der Hufe, ſeitdem von einem eigentlichen 
Erbrecht die Rebe fein Fonnte?®), zeigte ſich jederzeit bie Gebundenheit bes 
Sonderrechts durch das Geſammtrecht. Einmal darin, daß Verfügungen von 
Tode wegen, wenn überhaupt?”), oft nnr zu Gunften von Genofen zuläßig wa- 
ren?®). Zweitens darin, daß fowol bei den älteren Befchränkungen ber Erbfolge 
am Allod, wie 3.3. bei der Bevorzugung bes Mannöftammes und ber Aus- 
ſchließung entfernterer Grade, als bei ber fpäteren fo mannihfachen Bindung 
der Güterfolge im Lehn- und Hofrecht, wonach überhaupt nur die Kinter ober 
gewiße Grabe ein Erbrecht hatten, die Schwertmagen zuerft berufen wurben3®) 
oder zur Verfügung von Zerfplitterungen nur Eine Hand erbte), das beftim- 
mende Moment in dem Tonkurrirenden Anrecht darüber ftehender Herren ober 
Sefammtheiten Ing. Deshalb fand auch in Hofmarken, in welchen ebenſoſehr 
die Gemeinde wie bie Grundherrſchaft an der Erhaltung bes Gutes in ber 
Samilie, an feiner Bejegung mit einem wehrhaften und gerichtöfähigen Mann 
und an feiner fortdauernden Tragfähigkeit für bie öffentlichen Laſten intereifirt 
war, jeder Erbanfall unter genoßenſchaftlicher Kontrolle ſtatt. Ueberdies 
aber blieb eiu direktes Anrecht ber Gejammtheit neben dem Recht des 
Herm oft bahin erhalten, daß eine Bererbung der Güter aus dem &e- 
noßenverbande überbanpt nidht*!) oder nur gegen befondere Abgaben ftatt- 


verfällt. — Ueber bie Ausdehnung biefer fog. „Cinzinferei” auf andre Verhältniße, 
namentl. Thellyacht, in Bern, Zürich, der Pfalz Bluntſchli, R. &. II. 235—250, 
Mone V. 59, Maurer. Fronh. IV. 333 u. 934. 

ze) Bot. Th. 1. 77—79. 

37) Ganz verboten 3. B. in den leg. s. Petri v. 1024 5. Grimm I. 806 
8 11 u. ib. 106, 

=) Grimm I. 141 $ 16. 246. 263. II. 243. 877. 127 (v. 3. 1272). Hofr. 
». Loen ib. 147 8 71. Hofr. v. Effen 6. Kindlinger, Hör. 882 (bynnen echt). 

3%) So nad den leg. s. Petri v. 1024 $ 10 6. Grimm 1. 805. Ferner ib. 

4 $ 36. 175. 275 IH. 246 $ 9. 10. 16. Kindlinger, Hör. 458 2 u M. 
B. L 2218 1. 

“) 3. B. Succeffion des älteften Sohns in Xoen b. Grimm II 151 
8 50 un. 58, in Bingen 1425 ib. IV. 590 $ 5 u. 1405 5. Kindlinger, Hör. 
521, in Wilich 1499 b. Grimm I. 763 (wo eventuell die Ältefte Tochter berufen 
wird); des älteften Kindes b. Mone V. 59; bes jüngften Sohne b. Kind- 
Iinger, M. 38. IL 81 N. e, Sommer 70, Maurer, Fronh. IV. 348. — 
Andre W. überlaßen den Eitern o. dem Grundherrn die Auswahl des Erben unter 
mehreren Gleichberehtigten, 3. 8. Grimm II. 550 $ 4, 5, 7, Maurer a. a. O. 
349. — Bisweilen wird ein Zwang zur Aufrechthaltung ber Gemeinſchaft unter 
den Miterben geübt, 5. DB. b. Grimm IL 560 $ 3. 7. IV. 579 8 14. 

4) Hofrodel v. Engelberg b. Grimm I. 3: es Bol ouch enhein usser 
unser gotzhus lüt in disem tal erven. 292. III. 150f. $ 38. 89, 61. 53. Groß⸗ 
auheimer W. ib. V. 322 $ 5: auswärtige Erben müßen in beſtimmter Frift bad 
ihnen anfallende Markgut verlaufen. Hofr. v. Efien $ 19 b. Sommer ], 2. 221. 





206 Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


finde). Endlich war auch in Ermangelung von berechtigten Erben das alte Heim- 
fallörecht der Gemeinden, obwol überwiegend durch Herrenrecht verbrängt“?), nicht 
jelten in Kraft geblieben“) ober hatte fi) in ein Recht des nach ber Schnur⸗ 
meßung nädhıften Nachbarn verwandelt, wie auch in andern Beziehungen aus einem 
Recht der „Nahbarn" im Sinne von Gemeintegenofen oft ein Recht ber 
„Nachbarn“ im beutigen Sinne geworden ift. 

d. Die genoßenſchaftliche Gebundenheit des Sonberguts trat ferner in den 
Beichräntungen ber Stellvertretung in Bezug auf die mit Hans und Hof 
verbundenen Gemeinbepflichten und Gemeinderechte hervor. In freien Mark⸗ 
verkänden Tounte freilid der Einzelne in beliebiger Weiſe einen ftellvertretenten 
Aderwirth, Kolonen, Pächter, Hinterfaßen oder Berwalter auf das Gut ſetzen: 
allein Sache der Geſammtheit war es, darüber zu befinden, inwieweit fie den⸗ 
felben zum Genuß der Gemeinfchaftsredhte verftatten und wegen der Laſten ſich 
an ihn Halten wollte), Die Hofredhte dagegen legten oft jedem Genofen 
die Pflicht anf, perfänlich anf feinem Hofe zu fiten, ihn zu bewirthichaften 
und zu Ding und zu Ring zu tragen), Nur wurden von Rechts wegen 
Frauen und Kinder durch die Bormünder‘”), die in ungetheilter Gemeinſchaſt 


Bol. auch Sachſ.ſp. W. 81 $ 2. Maurer, Sronh. III. 139f. — Hier wurzeln 
Abſchoß u. Erbſchaftsgelder. Vgl. Grimm I. 115. 124 (lingenoßen Iöfen bie 
Erbſchaft mit einem Sterbefall). 25. 49. 79. 82. 696: Ungenoßen löfen bas Gut 
mit dem dritten Pfennig. — Ueber die Ausdehnung auf landesherrl. Territorien 
Maurer a. a. D.1%, Eichhorn, R. ©. 8 368 u. 448, Befeler, Syſt. 8 66 IIL 

47) Bol. Grimm 1. 2. 3. 61. 75 $ 9. 107. 1651. 290. 642 8 16. 644 8 16. 
707 8 17. 742. IH. 153 8 66. IV. 890 8 6. Kindlinger, Hör. 267. 260. 344. 
345. — Alle Sterbefallrechte find hervorgegangen and dem Ablauf eines um 
fprünglich eintretenden Heimfalld, vgl. Manrer a. a. O. IV. 850-876, Grimm, 
R. A. 364 f. 

“ Bol. Maurer, Dorfv. L 326 N. 6164. Nah Grimm I. 2 fol bie 
gnoszami fi) mit dem Abt um das erblofe Gut vergleidhen. Bol. ib. 862. 

“) So in der Schweiz nad den Oeffn. v. Stäfa aus b. 15. J., Breiti 1439, 
Winkel 1417, Wiefendangen 1473, Brütten, Petershauſen, Dornhaim 1417, Baflere- 
torf gegen 1400, Thayngen 1444, Gottlieben 1521 6. Grimm I. 47 8 26. 80. 
87. 141 8 17. 146. 246. 378. IV. 283 8 22. 429 8 29. 419 8 85. Bluntſchli, 
R. G. 1 310. ' 

) Bol. unten 8. 11. 

“ Grimm, ®. I. 650: der lehnman musz sein lehen selbst baun. 
III. 165 8 4: possidens debet ea personaliter colere et residere in eisdem 
ac esge huldich et hoirich domino. 539: von 12 Fahren an fell man das gutt 
besitzen u. vertretten gein dem herren. IV. 1. 7. 12. 82. 87. 40. 44. 
V. 580 $ 8: kein huber soll dem andern sein gut tragen, er solle es 
selber tragen. 

nn Grimm, W. I. 536. II. 157 $ 92—94. IV. 1. 7. 12. 82. 87. 40. 44. 
56. 107: junge kint. V. 869 8 14: wer es auch, das ein fraw hofguter het, 
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bleibenden Geſchwiſter ober fonftigen Miterben durch einen Träger vertreten“), 
und mit ausdrüdlidher Bewilligung des Hofheren und ber Hofgenoßen Tonnten 
au Andere fi in ähnlicher Weife vertreten laßen“s). Namentlich kam bies 
zu Gunſten von auswärtigen Freien, Edlen, Prieftern, Städten, Stiftern 
n. |. w. vor, wenn ihnen der Erwerb von Hofgütern bewilligt worden war. 
Statt ſelbſt in die hoͤrige Genoßenſchaft zu treten, beftellten dann ſolche Be⸗ 
fiter einen Träger (Hulber, Hochhuber, Hofſäß, Lehenmann, Muntmann, 
Vormund, Stuhlgenog, Dingmann), ter „von ihretwegen“ das Gut hebaute, 
Huldete, zinste, zu Ding und Ring gieng und alle Rechte und Pflichten 
eined Genoßen übemahm, während er außerdem zu feinem „Lehnberrn” ober 
„Hauptberen” in dem Berhältnig eines Hinterfaßen ftand®). 

e. Der Erwerb eines Sonderguts im Gemeindeverbande fehte uach dem 
Bisherigen Teineswegs blos einen vermögensrcchtlichen Akt, jondern keftimmte 
perjönliche Eigenfchaften voraus. Nur der Genoße Tonnte ohne Weiteres, der 
Ungenofe nur mit ausbrüdlicher Zuftimmung ber Geſammtheit ein Gut 
wirkſam erwerben. 

Während aber die urfprüngliche Auffaßung hierbei dahin gieng, daß der 
Fremde erft Genoße und der Schutzgenoße erft Bollgenofe werden mußte, um 
in Bezug auf Hofgüter der betreffenden Mark erwerbsfähig zu werben, ent- 
wickelte fich im Allgemeinen mehr und mehr die entgegengefeßte Auffaßung, wo- 
nad der Öntserwerb als Kitel und Grundlage ber Verbaudszugehoͤrigkeit er- 
ſchien. Man ſah alfo nun den Gutserwerb als einen jelbftändigen indivibual- 
zechtlichen Akt an, der nur durch gewiße perjänliche Vorausſetzungen beſchränkt 
wurde, und leitete dann aus bem jo begründeten Vermsgensrecht Recht und 
Pflicht her, Genoße resp. Bollgenoge zu werden. Damit war das Sonter- 


die mag wol ir gut mit eim andren huber besetzen, sunst sul ein iderman 
sin hub selber tragen. 

) Srimm, W. J. 8. 23 8 24. 28. 140 $ 12. 146. 154 8 11. 190. 246. 
285. 290. 304. 806. 812. 878. 816. IV. 272 9 8. 486 8 80. 481 $ 14: der 
altest sol trager sin der güter zu hoff, den zins geben u. sie in rechtem 
buwe haben. 

“) So b. Grimm V. 369 f. $ 20 ein kranker Huber. III. 56: priester, 
edelleuth, witwen u. waisen haben vogten u. anwalten. 

” Grimm, W. L 186. 253. 270 8 10. 470. 663. 706 8 11: einen stul- 
genossen darsetzen, der von seinetwegen darsitzet. 731: so mag der houbt- 
herre des gutes wol vor dem meiger u. zweien hubern einen stulgenossen o. 
muntmann setzen, an sine stat dem hofe gehorsam zu sin u. ze dinge u. ze 
ringe ze gande. 740. 744: hochhuber, treger o. stulgenoss. 421: vortreger. 
714 9 2, 8, 9. 731. 737. 741. 751. 786. 825. III. 8. 742. IV. 69. 870. V. 416 
5 9. 14: huldende lehnträger. 540 $ 22. Zöpfl, ®. 9. I 250. Kindlinger, 
Hör. 304. 501. — Gelbft das Beſthaupt verfällt bei des Trägers Tod, Grimm 
I. 740 u. IIL 742. — Ueber Zinjen u. Sterbefall bed Trägers an ben Hauptberrn 
ib. L 61 u. 825 u. Kindlinger a. a. DO. 386. 
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recht jedoch keineswegs zu freiem und reinem SInbivibnalrecht geworden, blieb 
vielmehr dergeftalt genogenfchaftlich gebunden, daß, wer nicht Geuoße wurde, 
nach einer beftimmten Frift auch den Hof wieder aufgeben mußte!). 

Viele Hofrechte ftehen auch Hier wieder durch das Zufammenfließen von 
Herren- und Geſammtrecht der älteren Anſchauung noch weit näher ober 
haben vielmehr ihr analoge Anfchauungen aus fich heraus neu erzeugt. Es 
traten bier in der That ganz ähnliche Zuftände ein, wie fle in der älteften 
Marktgemeinde beftanden hatten, ald noch jeder zur Gemeinde Geborne bei Er- 
langung der Selbftänbigfeit Eraft feines angebornen Genoßenrechts einen An- 
ſpruch auf Zuweifung einer Hufe hatte. Wenn in ben freien Marken dieſe 
Anſchauung von felbft erlöfchen mußte, weil mit der feften Ausbildung bes 
landrechtlichen Eigen die Fälle, in denen die Gemeinde etwa noch heimgefal⸗ 
lene Güter zu vergeben hatte, immer feltener wurben, jo boten ihr in ben 
Hofverbänten die häufigen Fälle der Erledigung oder Kabucität von Hof 
gütern reichlihe Nahrung. Es wird daher oft in den Hofwetsthümern ge- 
radezu gejagt, es ſolle Niemand als ein Hofgenoße das Gut erwerben und befigen®?), 
ja das Gut folle lieber 9 Sahre wüft liegen, als daß es einem Ungenopen 
geliehen werbeö?). ebenfalls follte ber Herr ein erlebigtes oder heimgefallenes 
Bauerlehen ober Hubgut nur unter Zuftimmmng ber Dofgenofen wieder ver- 
geben®4) nnd war dabei gebunden, zunäcft bie etwa nicht beguteten Mit- 
glieder derjelben Hofgemeinde, demnächft wenigftens Angehörige beffelben Herr- 
ſchaftsverbandes, und erft, wenn unter ihnen Allen fich kein Tauglicher fand, 
einen Fremden, auch dann aber nur einen ſolchen, weldher ben Hofgenoßen ge- 
nehm und ihrer würdig war, zu beleibend®), Auf ber antern Seite Tonnte 


5) Vgl. unten $. 11. 

s) Grimm, W. I 5. 141 8 16. 247. 253. 292: die selbigen güeter nye- 
mantz haben noch erben sol, den gotzhuslütt, die in den dinckhof hörend; 
wer auch, das der güttern kayns in ungenos hand keme, der sol schaffen, 
das die güetter widerum kemen in der hannd, die der güettern genoss syennd. 
276. 828: man sol ouch des gotzhuses gut nieman lihen, wann der sin ge- 
noss ist. W. v. 1298 ib. IL, 518: genoissich man. IIL 248. 

=) Grimm, W. L 140 $ 4. 

MW. v. Dorften 6. Grimm IIL 168 $ 18: domini possunt se de 
talibus bonis intromittere et de talibus disponere, praehabito consilio 
jaratorum et curtialium et consensu eorum adhibito. 54 8 3. 64 & 22 u. 
23. 163 8 9. 

s Grimm, W. I. 269 $ 10: zuerft hoffjünger, dann gotahuslüte dessel- 
ben dorfs, dann andre gotshuslüte. 650. 668. 786 (der Huber foll überbies 
eekint u. unversprochen fein). III. 54. 673. 722 8 12. V. 171 8 26. 864 8 
19—27. 869 f. $ 4—11. 79 $ 17: enkein vogt mag einen ungenossen ze ge- 
nossen machen einem genossen schädlich. — Nach öfterr. Pant. foll, ehe einem 
berfommenden Mann ein Beſthauptgut, eine Hofftatt ober ein Feldleha geliehen 
wird, die ganze Gemeinde feftftellen, daß er ſowol der Herrſchaft ald der Gemeinde 
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dafür ein befhöriger Genoße zur Uebernahme eines erlebigten Gutes gezwungen 
werben®®). 

Auch dadurch war der Erwerb ber Sonbergüter im Gemeinbeverbante 
beſchränkt, daß urfprünglich eine Vereinigung mehrerer Güter in Einer Hand 
unzuläßig war. Beichränkungen biefer Art, in freien Marken früh ber freien 
Bermehrbarkeit des Grundbefitzes gewichen, wiederholten ſich in den Hofmarken, 
indem bier die Anhäufung von Hofgütern überhaupt oder über eine beftimmte 
Zahl hinaus verboten zu werben pflegte”). 

c. Entlih konnte auch der Verluſt des Sonberguts nicht nur aus inbivi- 
dualrechtlichen, fondern auch aus genoßenſchaftlichen Gründen eintreten, intem 
in gewißen Yällen das Geſammtrecht ten Sieg über das ihm wiberfirebende 
Sonderrecht davontrug. In ten freien Dörfern und Marken hat fich freilich 
das alte Recht der Gemeinde, ben ungehorjamen Genofen feines Hofes zu 
entfeßen, zu einem Recht, ihm bie Gemeinſchaft des ungetheilten Landes zu 
verbieten, frühzeitig abgeſchwaͤcht, und nur wenige Spuren deuten auf ein ehe» 
maliges ſtärkeres Geſammtrechts). Die Entziehung des allodialen Guts er- 
bielt fih nur im ordentlichen Strafrecht als ſchwere Strafe in Verbindung 
mit der Srieblofigkeit. Im ten Hofverbänden dagegen war der Beſitz von 
Haus und Hof durchaus bedingt dur Erwerbung und Grbaltung des 
Genoßenrechts und Erfüllung ber hofgenoßenſchaftlichen Pflichten. Der Ver⸗ 
Inft des Hofguts trat daher nicht nurwegen Zinsverfäumnig und Mipbaues®), 
fondern insbeſondere auch dann ein, wenn bas durch Erbanfall oder Kauf er- 
worbene Gut nicht binnen einer beftimmten Zrift empfangen nad damit die 
Genoßeneigenſchaft erworben ober ein Vertreler beftellt wurde), oder wenn 


ein nũtzlicher gehorfamer Mann u. gut belenmdet tft, Kaltenbäd I. 184 $ 89. 
193 3 89. 223 9 96. 286 & 26. 329 5 25. 884 8 82. 

s* 3. 38. Grimm, ®. I 650 u. 668. 

Grimm, ®. IL 659: das lehn nit hoher zu empfangen dan ein 
ganz lehn, .. nit minder zu verspleissen dann ein fiertel lehns. I. 706 $ 12. 
ein jegl. huber sal nit mer tragen zus ring u. geding dan drei güter. Ebenſo 
140. IV. 29. 215. V. 418 8 10. 548 8 22. Zöpfl, R. ©. I 250. Bol. auch 
Grimm I. 685. IIL 660: mehr als 2 Lehen fol kayner . . mit ainer perschon 
vertretten. V. 407 8 12: kein huber fol tragen mehr dan ein huebrecht von 
sein selbs wegen u. zwei darzue mag er wol tragen für witwen u. kinder. 
Aehulich 470 8 7. 

*) &. unten $ 11. 

29 ©. unten 8 11. 

“) Bol. Srimm, W. J. 4. 47 8 27. 151. 162. 918. 330. 392. 484. 614. 
685. 706 8 13. 746 8 4. 817. 839. IV. 9. 12. 22. 29. 32. 37. 40, 43. 57. 69. 
123. 151. 170. 213. 287. 240. 835. 860 $ 18. 372 8 8. 377 8 14. u. 15. 392. 
8 9. 433 $ 6. 591 $ 8. 673 8 12. V. 271 8 11. 410 8 2, Kaltenbäd.L 89 8 
26. 170 8 73. 228 $ 36. 236 8 23. 253 281 $ 5. 300 8 97: 329 $ 20. 399. 
405 $ 24. u. 25. 410 8 19. 577984.1.48 7, 

I. 14 
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der Genoße feine Genoßenpflicht irgendwie groͤblich verſäumte, z. B. mehr 
mals im Hofding ausblieb, Bußzahlung weigerte oder ſonft ungehorfam war®!), 
Urfprünglich wurzelten freilich alle diefe Fälle ter Strafeinziehung in dem 
echten Eigen des Grundherrn, weshalb auch er zunächft bas Gut in feine Hand 
nabm oder, wie die Weisthümer fih ausbrüden, „ter Hof ber Eigenſchaft 
nadhfährt”. Allein indem ſich bie fefte Rechtsſatzung bildete, daß fowol bie 
vorläufige „Berpfählung“ als die definitive Einziehung bes Hofguts nur nad) 
Ürtel uud Sprud und unter Mitwirkung aller oder einiger Genoßen erfolgen 
burfte®®), indem ferner die Berfäumung der Gemeindepflichten der Berfäumung 
ber Herrenpflichten gleichgeftellt wurde, unb indem endlich die Geſammtheit 
gegen ben Herrn einen feften Anſpruch auf Wiederverleifung bed Gutes au 
einen andern Genoßen erlangte®®): mußte auch bier neben dem Herrenrecht 
ein genoßenfchaftliches Geſammtrecht als Duelle der Gebundenheit und Ab- 
bängigkeit des Sonderrechts erfcheinen. 

3. Am freieften war das Sonderrecht an Haus und Hof in Bezug auf 
die Benutzung geftellt. Gerade durch die unbebingte Ausſchließung jeder 
gleichzeitigen Geſammtnutzung wurde es als volles und freies Sonbereigen im 
Gegenfaß zu ben Rechten in Geld und Mark gelennzeichnet. Indeß mit der 
Aueſchließlichkeit war Teineswegs die Inbeichränktheit gegeben. In biefer Be 
ziehung unterlag vielmehr der Hofbefiker mannichfachen Einſchränkungen, welche 
aus den die ganze Mark umfpannenden Gejammtredht flogen. 

Die Hofftätte war zur Bebauung da: der Genoße konnte fie daher nicht 
in jeber beliebigen Weife, fondern nur für diefen beitinmten Zwed verwenden 


) So wegen breimaliger Dingverſäumniß db. Grimm IIL 194. 196. 201. 
204. 245; wegen Imaliger ib. V. 395 8 24; wegen Ungehorſams IL 812; wegen 
Dingſäumniß oder fonftigen Ungeborfams I. 728. 740. 748 8 6. II. 231. 847. V. 
456 8 2-3. 466 8 2—4. 468 8 1—3; wegen der Weigerung, Brüchten zu zah⸗ 
len, II. 281. 276 u. 278. 894; wegen unberechtigter Verfügung IL 662; wegen 
Mißetbat IV. 185; wegen Ungenohenehe IIL 637; wegen Klage im Ausgericht V. 
576 8 27; u. f. w. 

2) Vgl. die Stellen in Note 60 u. 61 u. 6. Grimm, ®. I. 3. 14. 151. 
158 & 8. 252 8 7. 389. 391. 392. 405. 480. 560. 604. 677. 679 8 8. 699. 703. 
706 $ 14. 710. 715 8 5. 719 u. 720. 722. 725. 730. 731. 741. 742. 744. 746 
$ 4. 735. 692: per sententiam per mansionarios latam. II. 170. 178. 271. 301. 
833. 362. 389. 430. 449. 450. 461. 462. 617. 638. 664. III. 185. 253 8 2—6. 
313. 687 $ 2. 668. 674. 721 $ 2. 736 $ 21. 816. 852. 872. IV. 10. 32. 48. 
101. 106. 182. 141. 151. 159. 167. 169. 173. 210. 213. 216. 256. 257: 265 
8 6. 817. 360 8 19. V. 458 $ 1-2. 459 8 6—7. 468 $ 10. 471 $ 3. 480 
8 3. 530 $ 4—11. 548 8 2—5, 602 8 1. 656 $ 2. 660 $ 19. Nah dem W. 
ib. 447 beichliegen fogar Die Huber nicht nur felbftänbig den Zug in den Hof, fon- 
bern können auch Auffchnb ı. Gnade üben. 

5 Vgl. oben Note 52—55. 
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und war zu ihrer Behaufung ſogar verpflichtet 4). Nach manchen Weisthümern 
konnte er felbft gezwungen werben, eine unkebante Hofitatt ober einen über- 
flüßigen Raum zur Gründung eines neuen Hofes gegen Entihäbigung abzu- 
treten, wenn er ſich nicht bereit erflärte, binnen Sahresfrift ſelbſt ein Haus 
darauf zu fehen®). Umgekehrt bebnrfte er der Bewilligung der Gemeinde und 
des efwaigen Grundberrn, um ein neues Gebäude zu errichten). ebenfalls 
follte ex die einmal vorhandenen Gebäude nicht verfallen Tagen”), fie vielmehr 
in ortnungsmäßigem Stande halten®), weshalb er einer regelmäßigen Be 
fichtigung ihres Zuftandes unterworfen war) und kein Gebäute ohne befondere 
Erlanbuiß abbredjen oder verſetzen durfte?). Auch mußte er Fallthore und 
Bannzäune orbnungsmäßig anlegen und erhalten?!) Bafls aller dieſer Be- 
ſchräünkungen nun aber war nicht, wie in den Städten, eine aus bem Begriff 
des Gemeinweſens fliegende Baupolizei, ſondern die binglihe Markgemeinſchaft, 
indem die Materialien für bie Gebände and der gemeinen Mark ftammten, 
die Hofftätte felbft urſprünglich aus ikr genommen war unb jowol das Aurecht 
am Feld und Mark als die perfönliche Gemeindemitgliedſchaft mit dem Beſitz 
eines bewohnten Hanfes in ber Mark auf das Jnnigfte zuſammenhieng. 
Khatfächli wurde auch darüber hinaus die Benukung von Hans und 
Hof durch die Beichränfungen ber Benubung von Feld, Weite und Wald 
mitbetroffn. So enthielt z. DB. das Verbot, gewißes Vieh oder mehr als 
eine beſtimmte Zahl von Bieh auf die Weite zu treiben, mittelbar eine Be⸗ 
ſchränkung des Viehſtaudes, indem das herrſchende BWirtbichafteiuften eine 
Stallfütterung überhaupt unmöglich machte. Wenn daher mitunter geradezu 


*) Bel. DB. Grimm, W. L 302. 568. IIL 626. 888. IV. 48. 91. 95. 

“ So in Oberwinterthur 1472 n. in Burgen b. Grimm I. 126 u. 19 
bis 200; vgl. auch 211. Bogt u. Gotteshausleute beftimmen Hier den Preis für 
bie enteiguete Hofftalt. 

“) Bol. z.B. Grimm, ®. L 185. IT. 114. 117. 118. 574. 865 8 16. 
Kaltenbäd L 61 $ 5. Kindlinger, M. DB. II. 364. Piper 240—241. 252. 
259. Sethe 142 5 88. Löw, Marko. 149 u. 150. Ebenfo in Unterwalden ſowol 
bez. der Häufer u. Stäfle ald der Wege, Heusler a. a. DO. 60, 61 u. 100 f. 

N Grimm, ®. I. 780 u. IIL 549, wonach jedoch ein Dad erfi als ver- 
fallen gilt, wenn das Loch in ihm fo groß if, dag man ein Geſpann Eſel Hin- 
durchwerfen kaun. Mein Humor ©. 42. 

Grimm, ®. 1. 519. IIL 417 8 17. 888. 500. Später finden fi) auch 
auf dem Lande Borfcriften über die Bauart, . DB. b. Mofer, Borflard. 
II. 229 8 10. 240. 

“, Grimm, ®. III. 417 8 17. 480. 500. 519. 888. Bodmann I. 
481. Eranieu I.14—15. v. Mofer a. a. DO. IL 289 u. 240 $ 13. Gtiffer 
L 252—254. 

4) Grimm, ®. II. 574. V. 645 $ 22 (meber Häufer, noch Scheunen u. 
Staͤlle) Kaltenbäd 1. 585 5 24. Piper 259. 

7) Bgl. DB. Grimm, ®. 1. 35. 456-457 m. bez. der Gärten III. 30. 

14* 
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das Halten gewißer Vieharten oder von Vieh über eine beftimmte Stückzahl 
verboten wurbe??), fo lag barin nur ber juriftifchen Form, nicht aber dem 
praktiſchen Gehalt nad eine Berfchärfung der beſchränkenden Beſtimmung. 

U. Dem umbegten Sonbergut ſchließen fi als Gegenftanb eines weit 
ſchwächeren Sonberrechts und eines weit flärferen Geſammtrechts bie offenen 
Ländereien ber Feldmark an, weldhe bei bey dorfweiſe wohnenten Gemeinden 
aus dem ehemaligen wechſelweiſen Loosbefiß in das fefte Sondereigen der Ein- 
zelnen übergegangen find. Nur bei Einzelhofgemeinden fehlt dieſes Rechts 
verhältuig ganz ober wird doch nur durch einzelne uicht in die Umhegung 
von Haus und Hof hineingezogene Robungen oter Sonderwalbungen vertreten. 
Im Vebrigen gehören hierher in der Regel die gefammten Aecker, Wieſen und 
Weinberge, fowie Alles, was jonft von Sondergut in ber offenen Feldmark 
zwiſchen Dorfetter und Allmende liegt. 

1. An ſolchem Lande überwiegt zunächft in Bezug auf die Verfügungs 
befugnige das Sonderreht, indem ja eben der Gedanke bes Privateigenthums 
jeit dem Aufhören des Wechſelbefitzes duschgebrungen iſt. Soweit das Land 
mit der Hofftätte zufammenbleibt, gilt, da fowol die Berfügungsfreiheit als 
die Verfügungsbefchräntungen bas Gut im Ganzen treffen, das für Hans und 
Hof Gefagte auch für deren gefammtes Zubehör. Aber auch eine Eigenthums 
verfügung über einzelne Ländereien ohne gleichzeitige Verfügung über die Hof- 
ftätte war innerhalb der durch Theilungsverbote und Erwerbsbeſchränkungen 
gezogenen Schranken möglih. Nur war die Abveräußerung von Land ur- 
ſprünglich durchaus in dem Kreis ber angefeßenen Genoßen gebunden, ba 
Aderland ohne Hofftätte urfprünglich nicht beſeßen werben konnte, ebenfo- 
wenig aber ohne ausbrüdliche Bewilligung ber Gemeinde die Anlegung einer 
neuen Hofftätte auf abgetreuntem Feldland zuläßig war”). 

2. Umgefehrt blieben die Gewaltbefugniße bes Örundeigners bier im 
Weſentlichen bei der Geſammtheit, welche daher Die Feld- und Wiejeneinungen 
aufftellte, Bußen dafür bezog, Bannwarte, Flurſchützen, Rebwarte u. f. w. 
einfeßte, Frieden und Recht handhabte und die im „Dorfbann“ oder „Schutz 


72) So war es in manchen Marken verboten, Ziegen zu halten. So 1889 in 
Dfibevern 6. Grimm, W. IIL 177. Bol. Löw, 149; Kinblinger, M. 2. 
II. 880. — Nur eine beftimmte Zahl Hühner verſtattet das W. b. Grimm J. 
303. — Sn ber Bibrauer M. follte kein Genoße über 823 Schafe, in Stopheim 
keiner über 560 Schafe, in Miel keiner über 30 Schafe und einen Widder auf ſei⸗ 
nem Hofe halten; Grimm I 512. II. 673. IV. 764 8 14. — In Kruft darf 
ein Taubenhaus nur haben, wen eine Hube Landes befikt; ib. III 598; vgl. heß. 
Greben-D. tit. 29 $ 1. — Ungewarte Leute durften oft überhaupt kein Vieh oder 
doch nur Hund, Kate un. Hahn halten (Maurer, Dorfv. I. 149. 262f., Schau⸗ 
berg, Beitr. 11. 225 u. Zeitſchr. I. 192 8 45), woher das Sprũüchw.: „Hund ı. 
Katze, Huhn u. Hahn ift des Ungenofen Vieh“, Graf u. Dietherr 69 Nr. 49. 

73) Bol. oben 8 HEN. 6u. 9 u. unten g 11. 
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bann” liegenten Gebots. und Verbotsbefugniße übte. Nur foweit durch 
zeitweife Umzäunungen ſolche Sonberlänbereien vorübergehend gegen bie 
offene Feldmark -abgefchlogen wurden, trat für den Einzelnen ein ftärferes 
Sonderrecht ein, vermöge befien er im eigenen Namen das Grundſtück auch 
gegen den Genoßen zu vertheidigen und unter Ausſchluß ter gemeinen Mit. 
berrichaft darauf zn pfänden und die Brüchten zu beziehen hatte. 

3. Was entlih die Benutzung ber Sonderländereien angeht, jo war 
zwar die Sonternußung bed Binzelnen die Hauptſache. Allein diefe Nutzung 
war nicht, wie an Haus und Hof, eine ausſchließliche, geſchweige benn eine 
unteichränfte. 

a. Ausſchließlich war an Hedern und Wielen das Nutzungsrecht bes 
Sonbereigenthümers im Markverbande nur, fo lange fie dem Pflug und ber 
Senje unterlagen. Im Mebrigen beftand an ihnen das Geſammtrecht fort. 
Die Wieſen daher wurben nach der Heuernte „wieberum gemein“ und flanden 
der gemeinen Weide offen, bis fie von Neuem „ind Heu giengen”?%). Die 
Gelder wurden gemein von ber Ernte bis zur Beitellung, indem in biefer Zeit 
bie Stoppelweide eintrat?*), und galten überbies als Allmende während ber 
nach regelmäßigen Turnus eintretenden Brache?). Ebenſo follten in manchen 
weftfäliichen Marken die Zufchläge während der Eckernzeit bem gemeinen Gebrauch 
wieterum geöffnet werben?®). Auch beichränkte fich das in der offenen Zeit und wäh. 


70) Thudichum 152—154. 

7) Grimm, ®. I. 74. 78 $ 88. 190. 189. 515: daz alle wyesen in der 
mark frieden sollen han affter s. Georgen dag. IIL 554. 654 $ 57. IV. 652 
$ 55—56: eine Wiefe darf man nur v. Walpurgis bis Michaelid Gegen, darnach 
soll sie wiederum gemeine sein. Schauberg, Zeitfchr. I. 18 8 22. Maurer: 
Dorfv. I. 251-253. Kalteribäd I. 1382 $ 26. 200 $ 81, 870. 388. 483 8 58, 

0) W. v. Wülflingen v. 1484 b. Grimm I. 187: dass alle die in der 
barche gesessen seind, dass die all sament sond han weidrecht zu ein andern 
u. von ein andern, wan man abgeschnitten. II. 720: so weiset der scheflen 
binnen Heimersheimer gerichte alle velt offen ind vri, also balde die sichel 
ind sentze gestrinet. 1. 502: eyn igl merker mag off den andern faren. VBgl. 
ib. 461. Auch Ur. v. 849 6. Nougart I. 263: ut pascua communia in agris 
habeamus. Hofr. v. Ruttingen a. 6 3 5 b. Lacomblet, Arch. I. 201. 

m) Grimm, ®. J. 78 $ 84. 188f. 674. IIL 654 8 57. 58. 62. IV. 661 
5 X. 767 89. Schauberg, Zeitſchr. 1. 53 Note; 18 5 21. Landau, Terr. 
56f Maurer, Einl. 74f. Blumer I. 883. Heusler a. a. DO. 57f. u. Anh, 
96-97. Bgl. Grimm I. 166: waz eyner nit mach schneiden noch gehöwen. 
da hant die husgenossen all recht czu weiden. Wörtlich ebenfo in Fellenden 
ib. 29. Dagegen kann er fi in Adligenswil ib. 162 durch Umhegung ſchützen: 
welr gnos ouch in dem hof ze A. acker o. matten hat, die er weder schniden 
noch meygen mag, vor dem sol nieman hueten, er züın es denn inn vor ge- 
meinem vieh. 

”), So in Raesfelb 5. Grimm III. 174 8 16: u. zu behuef der gemeinen 
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rend ber Brachzeit eintretende gemeine Nutzungsrecht nicht auf bie gemeine Weite, 
fondern umfaßte auch andere Ruhungsarten, z. B., jo lange fidh ein Jagdrecht ter Ge⸗ 
meinden erhielt, die gemeine Zagd’®). Alle diefe Geſammtnutzungsrechte darf der 
Einzelne nicht ſchmälern; er darf Daher weder Die Wieſen und Gelder in ber offenen 
Zeit, noch die Brache einzäunen oder fonft dem gemeinen Nutzen ſchließen 8), und 
wenn er in die Drache ſäet, Tann ihm die Gemeinde die Frucht abweiden®tl). 
Dagegen griff das Geſammtnutzungsrecht jelbft in der geichloßenen und an fidh 
für die Sondernußung beftimmten Zeit dann Platz, wenn etwa ber Einzelne 
die Aecker unbebaut oder and nur ungebegt liegen Lie), Denn nur bie 
Feldwirthſchaft, nicht die Viehwirthſchaft follte er abgefondert für fi) treiben®®). 
Und wenn der Einzelne dauernd fein Feld nicht bebante oder hegte, konnte 
jogar nah Ablauf einer beitimmten Frift der definitive Heimfall des Landes 
an die Gemeinde erfolgen®). Auch follte in vielen Marken das Yeld daun 


mark die zeit uber gepraucht werden. Na $ 18 foll auch das fouft beliebig 
zu brauchende Holz in der offenen Zeit wieber „markenholz‘‘ werben. 

79) Thubihum a. a. D. 806 u. unten. 

eo) Grimm, ®. 111. 654 $ 62. V. 153 8 41: wer gemeine Mark, Heder, 
Diefen, Weiden, Holz oder Feld, „daz usligen sölde,“ einlegt, Iege es bei Strafe 
in 8 Tagen wieber aus. 

sn. v. Mungenbaufen b. Grimm V. 767 $ 9: so das gheiner in die 
brach sehen en sal, es en sy dan mit erlauf des herrn u. der gantzen ge- 
meinden; u. wer dar en buyszen thet, derselbe moist leyden, das die inwen- 
dige nachpauren dasselbige mit irem vihe abweyden. Raltenbäd I. 488 
$ 57 u. 489 $ 232. — Dagegen wird b. Grimm 1. 179 nur verboten, mehr als 
man beiäen will in Brache, Holz u. Feld einzuſchlagen. 

*, Grimm, ®. I. 90: der soll da vermachen; wo er das nit tbete, so 
soll er das acker lassen liegen zu der allment. 162: wil er die niessen, so 
sol ers zunen. 654 8 5. IV. 761 $ 13: wan sach were, dasz jemandt in 
Olheimer hochheit ackerlandt zu driesch liegen liesze, dass er nicht geahren 
o. besammet hette, dass soll der arm ebenfals gleich dem reichen ge- 
brauchen. 

3) Deffn. v. Wülfflingen b. Grimm I. 197: es sol auch keiner kein 
weide desunder han; wan er einmal darin gefahret u. der noch mehr darin 
fahret, so mag dan ein jeglicher darin fahren. Reyſcher a. a. D. 87: wa 
ain vehe gät, da sal auch das ander gän. Dffenbar eine Abfchaffung des alten 
Rechts enthält die Defin. v. Burgau b. Grimm I. 200, wonach der, welcher, weil 
er ber Weide bedarf, feine Aecker unbebaut Tiegen Täßt, fie allein beweiden Tann, u. 
sond im die nachpuren nit daruff weiden. 

9), Grimm, ®. I, 419: was ouch in 10 jahren nit gedungt ist, bosch 
u. berg, dz sol sin ein gemeine weid. Oeffn. v. Cinfledeln v. 1493 ib. 158 
$ 84: es ist ouch recht, wellicher eyn gütt 10 jar u. 9 loübrysynen uninge- 
fangen Iygenn hat, das dann dem nach eyn almeynd sy wmerfordett u. unan- 
sprechig. Vgl. ib. 90 u. 165. Aehnlich in der Reichsmark nad 30 Jahren; 
eöow 150. 
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an die Gemeinde zurüdfallen, wenn man es zu Wald verwachien lieh. Denn 
Wald follte eben nach der alten Markverfaßung nicht wie das Aderland „eigen“, 
fonbern ſtets „gemein“ fein). Der Zeitpunkt, in weldem das Sonbereigen 
verloren gieng, war bierßei meift nach der Stärke des Waldes bemeßen: einen 
„weichen Bufch“ durfte der Märker noch wieber roben, war aber ber Buſch fo 
ſtark geworden, dag ihn der Ochſe mit dem Horn nicht beugen Tonnte, fo 
galt er ale „Mark*%). Später gieng dieſes Recht der Geſammtheit mitunter 
anf einen Grundherrn über?”). In andern Marten erbielt ſich wenigftens ein 
Borlanfsrecht der Geſammtheit bezüglich der in ber Mark beichlogenen Sonber- 
wälder nnd bes Holzes®?). Bine noch viel Iebhaftere Erinnerung an ben Ur 
fprung und die Unfelbftändigfeit des Sonderrechts am Ackerland erhielt fid 
im Norden, wo jeder Genoße mittels des Reebningsverfahrens die Wieder 
berftellung der etwa verwiſchten urſprünglichen Gleichheit verlangen konntekd). 

So war aljo bad Sondernutzungsrecht an den Ländereien der Feldmark 
nicht ausſchließlich und voll, jondern auf beftimmte Zeiten und Gebrauchsarten 
eingefhräntt. Und genau da, wo es aufhörte, begann an demſelben Lande bas 
ungetbeilte Geſammtrecht. Inſofern konnte man von Aeckern und Wiefen 
fügen, fie feien zugleich „eigen” umd „gemein“, fie feien in geichloßener Zeit 
„Sondergut“ und in offener Zeit „Allmende*. Daß man ſich dabei nicht, wie 


s) Attenhadlauer W. b. Grimm III. 414 $ 9: auch weiset man niemand 
kemen eigenen walt, wan er auch wohl seine eigene güter dazu verwachsen 
lassen wolte; sondern ist der gemeind alleine. Bgl. ib. 229. 416 $5. ®. 
ber Bannfcheurer Mark v. 1523 ib. I. 591 8 5: stünd ein holtz, eichen o, 
büchen, zwischen den zweien wässern Ahr u. Dürst, uf weme das stünds, das 
der hepen entwachsen were, soll marck son. Eow 150--151. Eranien I. 
86. 87. 52. Heusler a. a. D. 59. 60. 98. 99. 100. Frauzoͤſ. Sprũchw. „le 
bois acquiert le plain“ b. Graf u. Dietherr 7IN. d. 

*) Grimm, R. U. 525. 82. 92, W. L 502. 518: werz aber, das der 
weich busch als starg worde, daz in der ochse mit dem joche nit gebucken 
kunde, 0 were es marck. W. v. Sulzbady v. 1478 ib. 573: wess der ochs mit 
dem horn nit gebocken kan, das weisee man vor marck. III. 229. 416 $ 5. 
L 591 $ 5: der hepen entwachsen. 

07) Darauf bezieht fih das Rechtöfprüächw.: „Reicht der Buſch dem Reiter an 
die Sporen, dann bat der Bauer fein Hecht verloren‘; Graf u. Dietherr 
68 Nr. 29. 

*) W. ber Babenhänfer M. v. 1855 b. Grimm IV. 549 $ 15: was man 
der welde, die in dieser margk beslossen u. begriffen sint, verkauffen yman 
wolde, der sal sie uffgeben u. bieden yn deme merkerdinge. $ 16: abe 
keyner der welde, die yn der margk begryfien synt, veyle würde adir ver- 
kaufft ist, das das holtz nyeman kauffen mag adir sal, dan die merker 
liche u. koyner besonder, Wollen fie nicht, fo iſt ber oberfte Bogt und nach ihm 
ber Unternogt der nächſte zum Kauf. 

Maurer, Emil. 185. Hanffen b. Falck VI 34-48, 
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in den ſpäteren Zeiten bes Verfalls der Agrarverfahung, das gemeine Weide⸗ 
recht als Summe gegenjeitiger Sernituten und ebenjo wenig etwa als Recht 
ber Gemeinde an ber ihr fremden Sache bed Einzelnen vorftellte, bedarf Taum 
der Erwähnung. 

b. Aber auch innerhalb feiner alleinigen Sondernugungsiphäre war der 
Einzelne dur bas über ihm fiehende Gefammtredht mannichfach beihräntt, 
indem ihn der Ylurzwang bei der Bewirthichaftung feiner Wieſen, Felder und 
Weinberge an bie genoßenſchaftliche Ordnung band. 

Es beburfte kaum einer ausbrüdlichen Beftimmung, um Jeden an bie 
berfömmliche Fruchtfolge, die herfäömmlichen Zeiten des Beftellens und Erntens 
zu binden. Denn es war für ihn ſchon eine thatfächliche und wirtbichaftliche 
Unmöglichkeit, feine Sonderwirthſchaft, die ohne das ergänzende Gemeinſchafts⸗ 
secht Iebensunfähig war, von der Gemeinwirthichaft zu emancipiren. 

Die Einzelheiten, insbeſondere auch die offene und geſchloßene Zeit der 
Felder und Wiejen, beftimmte meiſt uralter Brauh®). Soweit aber dieſer 
nicht hinreichte oder einer Abänderung bedurfte, trat ber Gemeindebeſchluß ein. 
Die Gemeinde daher bannte uud äffnete die Wiefen und Yelber?!), beftinmte 
die Ländereien für Sommerfrudt, Winterfrucht und Brache?), orbnete die 
Zeit des Säens und Erntens an?®), regelte die Weinleje*), fette fpäter fogar 


vo) Hierher gehört 3. B. der alte Sag: „um Georgi gehen bie Wiefen ins 
Hm’. W. v. 1385 b. Grimm I 515; Graf u. Dietberr 69 Nr. 50 u. Bl. 
Offene Zeit mit ©. Gallen 6. Grimm I 324. Bgl. auch oben N. 75. Ueber 
die herfömmliche Zeit ber Aderbeftellung Landau 59 u. Thudichum 171. 

), Grimm, ®. I 74. 180. 189. Maurer, Dorfo. I. 251 Note 48: 
wan die esch lär sind, u. der keller, ein gantze gemein u. die gemainen 
nachbarn erkennen, dasz man darinn triben soll, su mag man dann darin 
treiben, u. vor nit; alsdan sol auch ein gemaind ein gemeinen hirten dingen, 
der alls viehe mit einandern an. gaszen ausztreiben. Kaltenbäd I. 132 
$ 26. 200 8 81. 870. 888. 483 8 58. 

2) Landbau 62f. Grimm V. 105: der Meier ruft im Herbft, wenn man 
Brache Iegen will, die pursame gemeinlich uf den meierhof, u. was da under 
inen das mehr wirt, das soll man halten. 

3) Defin. v. Toß b. Grimm L 132: der acker halb, so kornn haber o. 
andere frücht tragent, sond die dorfvierer zu der zit der ernn besichtigen, 
u. wie die notturft vordert, das schniden, bis uff komlichs zit, verbiten o. er- 
loben. Che das Feld ledig ift, barf Niemand Bieh in die Halmen ſchlagen; nur 
bie Roffe, mit denen er einfährt, mag er an den Karren oder Wagen binden und 
alfo een laßen. Ebenfo in Gappel ib. 419. Deffn. v. Brütten ib. 149. W. 
v. Hattnegge III. 48 8 85: lest ein man sein korn darbauten stahn, wan alle 
leude ir korn inne haben, wird ihme das abgefressen, man geldet ihme den 
schaden nicht. Ib. 697 $ 34: wenn man einfahren will, so sol dye gemain 
mit einander ainig sein. I. 74: es ist och des hoves recht, das nieman 
meigen zol, & daz dü gebursami gemeinlich ze rate wirt, daz man meigen 
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den Arbeitslohn für die Erntezeit fell). Sie Halte ferner die Kontrolle 
darüber, daß die bisherige Nutzungsart ber im Zlurzwang ftehenden Ländereien 
nicht willkürlich geändert und damit bie Feldgemeinſchaft durchbrochen werte, 
fo daß nur mit ihrer ausdrücklichen Bewilligung ein Adler etwa in eine Wieſe 
oder einen Weinberg verwandelt oder mit ©ebäuben befegt werben Tonnte?), 
ebenfo aber umgelehrt etwaige Sonberwälber nicht ohne ihre Genehmigung 
niebergehauen und in Feld verwandelt werben burften?”). Nicht minder wur- 
zelten im Geſammtrecht alle die Befchränfungen und Belaftungen bes Sonter- 
eigens in ber Felbmark, welche aus ber Gemengelage ber Landftüde folgten. 
So die Pflicht, dem Genogen zur beftimmten Zeit Weg und Steg zu geben®®), 
ihm ſelbſt durch das ſtehende Korn einen Senjenfchlag bis zu feinem Acer zu 
gönnen 9), ihm das Feld oder die Wiefe zu vorübergehender Benußung bei ber 
Holzabfuhr, bei Wiefenwäßerungen u. |. w. zu überläßen 100). So aber insbeſondere 
auch die Pflicht, Gärten, Weinberge, Zeldfluren, Eichen, Zelgen, Wieſen und 
Sonberwälber mit Zäunen ober Gräben gegen die Nachbaräder und die Ge— 
meinmark zn umgeben, die gehörigen Fallihore anzubringen und in der offenen 
Zeit die Zäune wieberum wieberzulegen, weshalb es genoßenſchaftliche Ge⸗ 


soll Vgl. ib. 823. — Ueber die Beftimmung ber Erntezeit durch Die Gemeinde 
in Rorddeutfhlaud Harthaufen, ländl. Berf. 2357, in Baiern Rechtsb. d. 8. 
Ludw. c. 142 u. bair. 2. R. v. 1616 tit. 24 a. 2, in ber Schweiz Schauberg, 
Zeitſchr. L 75 8 52, in Defterreih Kaltenbäd 1. 166 8 29. 183 8 74. 192 
8 74. 198 8 48. 212 $ 51. 341 $ 28. 308. 472. Zu früh Gemähted verfällt hier 
der Gemeinde, ib. 69 8 47. Nur für die Nothdurft des Haufes, für ein Brob u. 
bel. darf man einige Garben vor der Zeit fchneiden, ib. 79 $ 12. 81 $ 11. 
170 8 71. 

* Grimm, ®. I. 817: wenne die gebursami ze rät wirt, daz man le- 
sen soll. Aehnlich ib. 323 Meier und die gebursami, 830 amptman u. gemeine. 
Bol. d. Herbftorbn. v. Hattingen 820—821; andre Drdn. IL 464 f. 818. IIL. 
698 $ 40. V. 830 8 5. 

) So fehen nad öfterr. Bant. Richter, Bierer und Etliche von ber Gemeinde 
Die Zahl u. den Kohn der Arbeiter fell; Kaltenbäd I. 227 8 88. 245 8 29. 253 
& 41. 270 $ 35. 278 8 38. 284 $ 55. 294 8 57. 322 5 41 u. 65. 324 8 6. 
886 8 49. 419 8 36. 437 $ 32. 455 $ 34. 592 8 19. 

) Bol. 3. B. Grimm, ®. I. 183. v. Löw 150 

M) Stimm, ®. IH. 814. V. 153 8 44. 

” Grimm, ®. L 181 u. 132. Wer aber vor ber Zeit einiges Korn zum 
Baden fchneidet, muß es zur Straße Hin tragen u. barf nicht fahren. 419. ILL 
657 8 53. IV. 286 8 34. Blumer I. 383. Hentler a. a. D. 57 f. 

* Grimm, ®. IH. 657 $ 53. Raltenhäd J. 11 8 10, 

m So ik man nah Grimm, W. III 651 8 60 verpflichtet, fremdes ge» 
ſchlagenes Holz 8 Tage anf feiner Wiefe lagern zu laßen; dann darf man es ver- 
bremen, nicht heimführen; vgl. auch $ 64. In Riespach ib. IV. 6 haben Huber 
n. Hoflente das Recht, ihr Gut über bed Genoßen Matte zu wähern, auch au 
bes Genoßen Gut zu mergeln. 
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meindeangelegenheit war, die Zeit des Zäunens, die Art und Weiſe, ſowie 
Stärke und Höhe der Umhegungen (, friedbare“ o. „wehrbafte Zäune") und 
Thore feitzufegen und durch regelmäßige Befichtigungen, Rügen und Strafen 
für die Aufrechthaltung folder Anordnungen zu forgen!%), Und fo endlich 
feinem Urfprunge nad das gefammte Nachbarrecht, indem dasfelbe Anfangs 
mehr Ausflug des die ganze Mark umfchlingenden genoßenſchaftlichen Bandes, 
als eine auf dem befonveren Titel bes benachbarten Sruutbefibes ruhende in- 
dividnelle Modifikation des Eigenthums war. 

Ungleich gebundener noch war die Feldwirthſchaft Ned Einzelnen in ten 
Hofmarken dur das herrichaftliche Necht, indem der Befiter oft bei Gefahr 
bes Gutöverluftes zu orbnungsmäßigem Bau verpflichtet war!) und jehr genaue 
Borfhriften über die Art der Benutung und Bewirthichaftung einzuhalten 
batte!), Mit dem grundherrlichen Recht aber verband fi) aud hier ein ge 
noßenfchaftliches Geſammtrecht auf die Beobachtung derartiger Beichräntungen, 
jo daß die Genoßen den , Mißbau“ ober die „Schwächung“ eines Hofgutes zu 
rügen!®), die Frage der Pflichtwerfänmig oder Untüchtigkeit zu enticheiben!®), 
und nothwendiger Weiſe mitzuwirken hatten, wenn ber ſchlechte Wirth feines 


ıı) Grimm, ®. L 78 $ 31—34. 88. 98. 117. 118. 137. 139. 149. 418, 
463. 649. III. 106 $ 36. 476 8 14. Landb. v. Schwiz 135—186. Kaltenbäd 
I. 132 8 22. 153. 169 8 51. 176 & 45. 184 $ 84. 192 $ 84. 212 8 56. 226 
8 57. 234 8 6. 271. 279. 286. 297. 409 8 8. 471 8 29. 481 8 35. 526. — 
Beitimmung ber Zeiten b. Schauberg, Zeitſchr. L 81 $ 9—10 u. Grimm, 
W. I. 91. 522. III. 627. 642 $ 18. 719; Zäumung gegen die gemeine Mark ib. 
I. 166. IV. 662 8 41; Befichtigungen, Rügen u. Gtrafen ib. I. 90. 130. 182 
(auch bei unbebauten Aeckern). 149. 179. 204. 263 (bei Weingärten). III. 642 8 
18; Schauberg L 81 $ 9. 94 $ 44. — lieber Fallthore ib. 114 8 25—27 u. 
Grimm I. 117—119. 204—205. — Bgl. and Maurer, Fronh. III. 578—579; 
Dorfo. I. 251. 856-360; Thudich um 171. 

7) Grimm, ®. DO. 16: in gutem ufrichtigen bauw zu handhaben u. 
zu halten u. zu besitzen. Bgi. I. 169 $ 8. 177. 182. 186. 300. 317. 826. 
367. 456. 568. 611. 688. 732. II. 228. 298. 347. 362 8 4. 868. 402. 422. 440. 
451. 452. 506. 755. 817. IIL. 107 8 44—45. 128 8 2—8. 129. 160 f. $ 42 u. 
64. 814. 379. 398. 675. 734. 735 $ 11. 806. IV. 10. 64. 79. 89. 109. 127. 
171. 177. 182. 219. 479 8 6. 494 $ 66. 590 $ 8.695 $ 5. 643 8 3. 793 8 10. 
V. 402 $ 8. Kaltenbäd I. 60 $ 34. 62 8 12.508 $ 20. 527 $ 46. 587 8 64. 
II. 23 $ 12, 29. 63 $ 27.83 $ 21. 

03) Vgl. 3. DB. Grimm, ®. IH. 807—808. IV. 120 u. 122. 286 (wonach 
man Feinen Baum im Hubgut pflanzen ober ausgraben foll ohne die Erlaubniß 
des Hubgerichte). IL. 430 (genaue Vorſchriften über die Beftellungöweife),. Ferner 
die Borfchriften über die Düngung ib. 346. 368. 402.428, 817. 818. 

ı) 3, B. Grimm, ®. V. 402 5 9 u. d. meiften ber in N. 102 angef. 
Stellen. 

0) 3. B. Grimm, ®. L 684. 685. 715 8 4. 
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Gutes entjeßt und durch einen beieren erſetztios) ober etwa zum Tauſch mit 
einem Tũchtigeren, der ein kleineres Gut befaß, gezwungen werben fjollte10”), 

4. Wenn uun fo das Sonbereigen in ber vertheilten Feldmark der Ge⸗ 
meiube gegenüber mannichfach unfrei, belaftet und beſchränkt war, jo. war 
daran ein eigentlidhes und unmittelbare Gefammtrecht über und neben dem 
Sonderrecht begrüntet. Dieſes Geſammtrecht war gefchichtlich der Reſt eines 
einft noch intenfiveren Gefammtrechts, eines freien und vollen Eigenthums ber 
Gemeinte; ed war das nicht mitvertheilte, vielmehr gemein gebliebene Stud 
bes alten Gejammteigen an ber genoßenfchaftlic) beſeßenen Feldmark. Und es 
war dies nicht bios, fonbern wurde noch fpät jo empfunden. Weber ein 
polizeiliches Recht der Gemeinde als folder, noch privatrechtlihe Servituten 
ober Rechte an fremder Sache Tagen bier vor: fontern ein nicht in Sonder- 
rechte zerlegtes Stüd eines Geſammteigenthums alter Art. Die Gefammtheit 
batte an der Feldmark ihr Eigenthum nicht ganz an die Einzelnen vergeben, 
ſondern einen Theil besfelben fi) vorbehalten; oder es war in Hofmarken 
nicht alles vom echten Eigen bes Herrn abgeleitete Recht an ben Feldern ben 
Einzelnen, jondern einiges davon gleichzeitig oder |päter der Genoßengefammt- 
beit zugewiejen worden. Kurz es lag überall eine bingliche Gemeinſchaft vor, 
bei welcher gewiße Grundeigentbumsbefugniße unter die Geſammtheit in ihrer 
Bielheit zu Sonberreiht vertheilt, andere bei der Gefammtheit in ihrer Ein- 
beit verfammelt waren. 

BDebürfte es noch eines Beweiſes dafür, daß eine berartige Auffaßung im 
Nechtöbewußtiein der Landbevoͤllerung lebendig blieb, jo liegt derſelbe in ben 
durch alle Jahrhunderte fi wieberholenten Vorgängen, durch welche bisher un- 
verteilte Stüde der Allmende in ganz analoger Weife wie einft die Feldmark 
langfam und mit Innehaltung ber mannichfachften Uebergänge zu Sondereigen 
wurben. Denn das in den verfchiebenften Gegenden von den Gemeinden 
gleihmäßig eingeichlagene Verfahren, Allmenbftüde unter die Genoßen zu einen 
irgendwie beichaffenen Sondergennßrecht zu vertheilen, ber Geſammtheit aber 
ein mehr ober minber ſtarkes Recht daran vorzubehalten, deutet auf die fort- 
dauernde Triebkraft derfelben Anichauungen und Motive, weldhe von ben 
älteften Zeiten ber das Geſammtrecht in Sonderrecht aufgelöft, immer aber 
dieſe Anflöfung nur allmälig und bis zu einem dem jedesmaligen Wirthichafts- 
bebürfnig entiprechenden Grade vollzogen hatten. Don derartigen unvollftän: 
bigen Allmendvertheilungen wird fogleich die Rebe fein. Hier aber fei noch 
ein intereffantes Beiſpiel dafür erwähnt, wie eine Gemeinte noch im 16. Sahr- - 
hundert mit Bewußtfein eine neu erworbene Feldmark zwar fogleich zu Sonder- 
eigen vertbeilte, der Geſammtheit aber ein in feiner Stärke nnd feinem Um⸗ 


3.8. Grimm, W. I. 615. IL 283. 403. IV. 426 8 19. 551 $ 57. 
V. 4083. 
“3.8. Grimm, ®. IIL 674. 675. 721 8 5.727 86. 
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fange an bie älteſten Agrarzuſtände erinnerndes Recht daran in einem fürm- 
Tihen Genoßenſchaftsſtatut vorbehielt. Ein Beifpiel, welches beſonders beutlid, be⸗ 
legt, wie damals noch die bewezenben Ideen des alten Genoßenſchaftsrechts im 
Volke ungefhwäcdht lebten. 

Die Züricher Dorfgemeinde Toͤß ftellte i. J. 1536 eine neue Oeffnung 
vornemlich deshalb auf, weil fie von dem tie Grundherrſchaft befitzenden 
Klofter den Hof Tätnow vorbehaltlich gewißer Gerechtigkeiten bes Klofters ge 
kauft hatte ios). Einen Theil des Waldes behielt fle in ungetheilter Gemein- 
haft und ftellte ihn unter bie genogenfchaftliche Schub- und Rügepflicht!). 
Das übrige Gehölz aher, fowie die Wieſen und Aecker vertheilte fie durch das 
Loos unter die einzelnen Genoßen. Sie wies daran den Einzelnen Eigen- 
thum zu 110), 

Aber fie behielt zunächft der Geſammtheit ausdrücklich den Weidgang als 
unveräußerliches Genoßenſchaftsrecht vor, woran jeder Genofe gleichmäßig An- 
theil nehmen follte!1!). Zur Erhaltung dieſer Gleichheit wurbe beftimmt, daß 
jever Genofe zwar fo viel Vieh, als fein Wirthſchaftsbedürfniß forderte, aber 
nur drei Haupt unentgeltlich, dad Mehr nur gegen einen an bie Gemeinde 
fallenten Zins auf bie Weide ſchicken dürfel!?). Auch im Webrigen nun aber 
wntden ben Einzelnen die mannichfachften Beichräntungen auferlegt. Die ver⸗ 
theilten Wälder follten fie, damit auch für die Nachlommen gejorgt fei, nur 
zur Beholzung für ihre Nothdurft brauchen, nie aber verkaufen bürfen!!), 
Auch follten fie diefelben nicht roden oder doch eine angelegte Rüte nur in 
zwei aufeinanberfolgenden Jahren brauchen und bauen, danach wieder liegen und 
zu Holz werden laßen. Nur die an bie Aeder ftoßenden Hölzer follten um 
bes Vortheild ber Aecker willen in einer Entfernung von 12 Schritt gerobet 
werden!!4). Bei der Benutzung von Aedern und Wieſen follten fie nicht nur 


e) Bei Grimm, B. I. 128-136. 

im, %. a. D. S. 132: was holtzes noch unzertheilt ist o. wo in künfftig 
sit ein gemeind holtz züchten u. uf wölt komen lassen, das sol menklich 
verschonen, helfen schützen u. schirmen. 

110) Dies folgt aus bem an fich anerkannten Berfügungsrecht der Einzelnen 
und aus ben Worten in Note 111. 

m) S. 133 a. a. D.: es ist och gar eigenlich berett,"nachdem wisen aker 
u. holiz uf dem hof T. geteilt, der weidgang von nieman geeignet, köft noch ver- 
köft sölle werden, sondern der gemeind sin u. keiner persson me dar von zu- 
stan dann der andren mit der lütrung so nachstat. Bgl. ib. 185. 

12) S. 133. — Bol. unten Aehnliches. 

2) S. 132 a. a. D.: als wir dann um mer schutz u. schirm das holtz 
uff dem hof T. zerteilt, sond die, so das selbig innhand, nı%# verkofen, son- 
dern zu ir noturft u. hüsern bruchen, damit unsere kind u. nachkomen och 

int geniessen. 

114) &, 133. a. a. O. 


8 10. Geſammtrecht nud Sonderrecht in der Mark. 221 


in üblidher Weiſe zäunen, einander Weg und Steg geben, bie offene und ge- 
ſchlohene Zeit innehalten und die Bewäßerungen vornehmen), ſondern ſich 
genau nad) dem von ber Gemeinde vorgefchriebenen Wirthichaftefyften richten. 
Sowol die Zeit des Henens als die Zeit der Fruchternte follte jährlih durch 
Gemeindebeſchluß feſtgeſetzt werden!1%), Niemand follte auf feinem Anteil 
eine neue Hofitatt anlegen oder überhaupt baranf haufen; nur Schenern 
durfte er baranf bauen. Weingärten burfte er zwar, wo dies nüßlich, anlegen, 
follte aber der Gemeinde 5 8 Zins von jetem Juchart für bie entgangene 
Beide geben, die rechten Wege innehalten, das Holz zur Anlage außer Dom- 
flanden und einigen andern Holzarten nur aus feinem Sonbergut nehmen und 
alle Anordnungen ber Gemeinde befolgen”). Sonft follten bie zugetheilten 
Loosftüde unveräntert fo, wie fie das Loos gegeben, bleiben!) Namentlich 
jollte Niemand außerhalb der Zelgen weber in Holz noch in Selb ein Ried 
einfhlagen und in Wiefen verwandeln. Innerhalb der Zeigen durfte er zwar 
einen der einfchlagen und zur Wiefe machen, um Gras und Heu für ſich 
allein zu gewinnen: er follte aber, fo lange die betreffende Zelge brach lag, 
auch die Wiefe wieder für die gemeine Weite öffnen. Endlich behielt ſich die 
Gemeinden an den Loodantheilen der Einzelnen ein Borkaufsrecht ober vielmehr 
ein eventuelle Ankaufsrecht gegen eine Tare vor!) Sie follte dann bie 
freie Wahl haben, ob fie einen erworbenen Antheil für ſich behalten ober 
einem Gemeindeglied, das etwa der Güter feines hätte, überlaßen wollte‘39). 

In ähnlidher Weiſe fehen wir vor unferen Angen ein durch Geſammt⸗ 
recht beſchraͤnktes Sonbereigen entftehen, wenn i. 3.1303 ber Abt und bie 
Markgenoßen von Wadenhart die communis marcha curtis nach einftinmiger 
Beſchlußfaßung unter die einzelnen Märker zur beliebigen Abholzung und Be 
nutzung vertbeilten, ebenjo einftimmig aber feftießten, daß feiner den ihm zu- 
gewiefenen Waldantheil mit Gräben oder Zäunen umgeben dürfe, berjelbe 
vielmehr der gemeinen Weide offen bleiben mühe (ut communibus pascuis 
pecora libere possint uti) 12%), 


18) S. 130 u. 131 a. a. 0. 

un & 10 u. 132 a. a. O. 

ı1n ©, 185 a. a. O. 

10) ©. 133 a. a. D.: als wir dann den hof T. under uns geteylt, sond 
äcker wisen u. holtz unverendert beliben wie es das loss yedem gäben hat. 

19) ©, 133 a. a. D.: sol er die einer gemeind des ersten anbieten, u, 
wo sü sich nit kofs vereinen, mogent sy bedersit biderb lüt zu glichem zu- 
satz erbäten, u. was von denen gesprochen, sol die gemeind geben u. ver- 
köffer nemen. — Be. ber Weingärten ©. 188. 

0) S. 184 a. a. D.: es mag och danehin die gemeind erköften güter 
selbe behalten, oder, so einer in der gemeind der gütrr keins hette, dem 
selbigen fürer dann eim andren lassen werden. 

0“), Urf. b. Kindlinger, M. 32. I, 2. 800. 
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IH. Zwifchen dieſem feften, obwol beſchränkten und geminderten Sonder 
eigen und dem vollen Geſammteigen lagen weiter manderlei Rechtsverhältniße 
an einzelnen Markſtücken in ber Mitte, bei weldden das Eigenthum ber 
Sefammtheit, dem Einzelnen aber ein mehr ober minder dauerndes und jelb- 
ftändiges Sondernutzungsrecht gebührte. Diefe Rechtsverhältuiße bieten ſowol 
biftorifch als juriſtiſch ein befonderes Iutereffe. Hiftorifch, weil in ihnen bie 
älteften und zum Theil vorgeſchichtlichen Landtheilungen fi in verkleinertem 
Mapftabe ftetö nen wieberholen. Zuriftich, weil fie in ihren verſchiedenen Abftu- 
fungen und Nũüancen die Kluft zwifchen Geſammtrecht und Sonterrecht durch 
eine Reihe von Mittelglievern ausfüllen, in ihrer Entwicklung ben Uebergang 
vom einen zum andern verfinnlichen und in ihrer fteten Reprotultion bie 
Fortdauer der alten Rechtsanſchauung bezeugen, wonach das Gejammtrecht in 
gleicher und ununterſcheidbarer Weiſe für die Gefammtheit als ſolche und für 
alle fie bildenden Einzelnen da ift. 

1. Derartige Rechtsverhältniße entftanten regelmäßig durch eine von ber 
Geſammtheit vorgenommene Bertbeilung und Weberweifung von Gemeinland. 
Auf diefem Wege wurde ja nrfprünglich in allen Dörfern die gefammte Feld⸗ 
mark nach dem Syſtem der Fluren und Gewanne in einzelne unter ein- 
ander gleiche Antheile zerlegt, welche den Genofen durch das Loos ober nad) 
reiheweifem Wechſel zu einem bloßen vorübergehenden Genußrecht eingeräumt 
wurden121), Als nun aber Verloofung und Wechfel im Allgemeinen aufgehört 
hatten, erhielt fih doch Lange noch in einzelnen Marken ober doch an einzelnen 
Theilen mancher Feldmarken tas alte Verfahren. Im welchem Umfange und 
wie lange dies ber Fall war, läßt fi) freilich aus den Quellen nicht beftim- 
men. Namenilich laßen die meiften Traditionsurfunden ber älteren Zeit, in 
welchen als Beftanbtheile der Hufen die unzweifelhaft im Sondereigen ftehenben 
Häufer und Höfe und die unzweifelhaft ungetheilten Allmenten unterſchiedslos 
nebeneinanber geftellt werben, es durchaus ungewiß, ob die dazwiſchen als Zu- 
behör der Höfe aufgeführten Aecker, Wieſen und Landmaße (agri culti et in- 
culti, terrae, prata, mansi, hobae, araturae, campi, jugera, juga, jurnalia 
u. f. w.) ſchon feſtes Sondereigen oder noch ganz ober zum Theil den An⸗ 
ſpruch auf ein wechſelndes Feldloos bedeuten. ebenfalls indeß haben nicht nur 
bis über das Mittelalter hinaus, fondern bis heute in allen Gegenden Deutſch⸗ 
lands einzelne Gemeinden die Gewohnheit beibehalten, einen Theil ihrer Mark 
in regelmäßigem Turnus und zwar meift durch das Loos unter die einzelnen 
Genofen zur Sondernußung zu vertheilen, dag Eigenthum aber für fi 
zurückzubehalten. Solche Berhältnige kamen am Aderland 1%), häufiger noch 


121) Bol. Th. I. ©. 62. 

129) Wie bei den Trierfchen Gehöferfchaften, welche die Feldmark periodiſch 
vermeßen u. an bie Mitglieder na Maßgabe ihrer ideellen Antheile durch das 
2008 zur Sondernugung auf beftimmte Zeit verteilen; Hanſſen 6. Bald VL 
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an Wieſen 12), mitunter and an Waldungen 124) vor. Dabei entftcht offen- 
bar immer für den Einzelnen während feiner Befitzeit ein unmittelbares ding⸗ 
liches Sonderreht an ven beftimmten Bodenſtück. Dasjelbe erliicht aber von 
jelkft mit tem Ablauf ber für den Sondergenuß beftimmten Periode, und e& 
bleibt dann für den Einzelnen nur der ibeelle Aufpruch auf Zutheilung eines 
anderen Markftückes beftehen. 

Ein ähnliches Verhältniß, hei bem jeboch das Sonderrecht ſchon ftärker 
und jelbfländiger hervortritt, entiteht, wenn die Gemeinte ohne Seftitellung 
eines periodiſchen Wechſels einzelne Allmentftüde an die Einzelnen auf Lebenszeit 
oder auf eine beftimmte Reihe von Jahren für irgend eine Sondernutzung, wie. B. 
jur Garteu⸗ oder Weinkultur, zur Errichtung von Gebäuden n. ſ. w., überweift. Es 
war dies eine in ben verjchiedenften Gegenden verbreitete Form der Ausnußung des 
Gemeinlantes. Hierher gehören 3.3. die Allmendäder in Baben u. Weißenburg, 
bie Gemeinmarkgüter in Schwiz u. Luzern, bie Markfelder in Weftfalen, bie 
Almentgärten in Gerſau, Schwiz, Uri u. Unterwalten, bie Allmentweinberge 
bei Koblenz u. Weißenburg, die Allmenthanfgärten in Uri, die Gemeindetheile 
in Appenzell, die Kohltheile im Eichsfelde, die Rütinen in Glarus u. Uri, die 
Gemeindeäãcker in ber Mark Kampen, die Gemeinbegüter in der Pfalz u.f .w.125). 


9 u. Abb. d. Berl. Akad, v. 1863 ©. 75-96; Th. J. 64 N. 15 u. 683. Ebenſo 
bei den 109 in Meldorf periodifch verlooften Aderparcellen, Michelfen, 3. f. D. 
R. IX. 101 u. Th. L 680. Auch bei den pfälz. u. naſſau. Londgütern und ben 
t. 3. 1553 in Peitingau in Balern erwähnten „gemaine loos“, Maurer, Ein. 
6 f., Fronh. III. 202 f.; Schmeller, bair. Wörterb. II. 504. 505. 531. 

139) Regelmäßige Wiefenverloofungen finden fi z. B. In Heflen, Sternberg 
a. a. O. 123 u. 128; Baiern, Schmeller a. a. D. 504; auf Ufebom, Yöhr, in 
Meltenburg u. England, Homeyer, über bad german. Looſen 29; bie Loos⸗ 
ftäbchen (Berl. 1868) ©. 70. 72-73. 

24) Hierher gehören bie Hackwaldungen zu Reichholzheim b. Wertheim 
nah Mone IV. 420. Der Hadwald wurde ale Reutfeld unter die Markgenoßen 
nach Berhältuiß bes Grundbefiges verlooft, um dad betreffende Stüd in beftimmter 
Erift abzuholzen, ein Fahr als Aderfeld zu benupen und demnächſt wieder mit 
Buſchwald zu befegen, bis neuer Holzfchlag möglich war. — Beſonders aber her⸗ 
vorzußeben find „bie Haubergögenoßenfchaften des Siegerlanded" (Achen- 
bad, Boun 1863, bef. S. 3—7). Sie befigen u. benugen gemeinſchaftlich Wald- 
bezirke, deren Unttriebözeit 15—20 Fahre beträgt und beren jeber demgemäß in 
15—20 „Haue” oder „Schläge“ getbeilt ift. Zährlich im März oder April wird 
ber ältefte Schlag unter die Genoßen zur Abholzung vertbeilt, nah der Abholzung 
mit dem verbrannten Raſen u. |. w. gedüugt, mit Winterkorn beftellt und im 
nähften Jahr abgeerntet, um ſodanu an die Geſammtheit zur Beweidung und 
neuen Holzbefamung zuräüdzufallen. 

2 Th. 1 ©. 67 N. 24 u 620 N. 116; Wigand, Arch. II, 2. 144; 
Mone I. 14; Grimm. ®. I. 166. 765. Nah Landbau, Terr. 177. hätten 
hierzu auch die Wildfelder im Speflart, die Egarten, Wild- oder Schiffelländereien 
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Alle dieſe Grundftüce blieben, wie ſchon ihr Name anzeigt, im Eigenthum 
der Gefammtbeit und fielen in das volle unb freie Gefammteigenthum zurüd, 
fobald die der Sondernußung geſetzte Frift abgelaufen oder ber Beſitzer ver⸗ 
ftorben war!2%), Auch trat oft fchon vorher ihr Rückfall ein, wenn die Ge 
meinbe von einem etwa vorkehaltenen Widerrufsrecht Gebrauch machte!27), ober 
wenn ber Befitzer das ihm überwieſene Land nicht rechtzeitig für ben be 
flimmten Zweck verwandte, es unbenußt liegen ließ, einen zweckwidrigen Ge⸗ 
brauch davon machte, das Gebäude verfallen ließ ober fonft gegen- das Ge⸗ 
noßenſchaftsrecht verftieg!2%). Im Mebrigen dagegen hatte, foweit nicht etwa 
bes Geſammtheit noch ein Mitbenubungsrecht, wie 3. B. der Weidgang in 
Frühjahr und Herbft, refervirt war1*9), der Inhaber in feiner Befigzeit den aus⸗ 
ſchließlichen und unbeſchraͤnkten Genuß. Beräußern ober verpfänden durfte der Ge⸗ 
noße fein Genußrecht nidht13%. Der Anſpruch, einen Autheil überwieien zu 
erhalten, gründete fi) auf das Genofenrecht, weshalb jeder Einzelne dem an- 
bern gleich behandelt zu werben fordern Tonnte, fo daß auch nad erfolgter 
Zutheilung für Aufrechterhaltung der Gleichheit ber Antheile geforgt werben 
follte131), 


an der Mofel, vie Butenfelder in Meklenburg, die Haider u. Driefchlänbereien vier 
ler niederdeutfchen Gegenden, nah Maurer, Dorfv. J. 305 bie Wechfeläder in 
Zulda u. im Eichöfelde vormals gehört. 

120) Renaud a. a. D. 25 Note. Landb. v. Uri a. 8385 $ 9 m. 11 u. Eherecht 
. d. Gerfau nah Maurer, Dorfv. L 305 N. 32. Blumer a. aD. Heubßler 
a. 0. O. 93. Hol. D. v. Opfikon b. Schauberg I. 135 a. 5: wan ein gemeind 
im gmeinmerch etwas zebuwen ussgibt, sol ess, nach dem die frucht abge- 
schnitten werdent, wider ysz liggen, u. nit für eigen geteilt, sunder zuo der alment 


a) W. v. Meggen aus 14. 3. b. Grimm I. 165: wer gemeinmerch inne 
hat in dem hof ze M, wenne ein vogt u. die genossen über einkoment, das 
er das sulle lassen ligen, das er kein recht dar zu mer haben soll. Cbenfo, 
aber nur gegen Entjchädigung, aus überwiegenden Rüdfichten des gemeinen Wohle 
in Unterwalden, Heusler 93. 

1, So in Uri (Randt. a. 885 $ 11—13), Echwiz (Landb. 161), Glarus 
(Blumer I 2. 865, Maurer, Marko. 175). Aehnlich in Blanckenloch in Baben, 
widrigenfalls bier ein anbrer Einwehner den Anbau unternehmen Tonnte, nad 
Mone I. 144. In Peitingau trat noch 1553, troß bereits burchgebrungenen Eon- 
bereigentbumd, Heimfall bei Mißbau ein, Maurer, Dorfo. I. 309 N. 64. 

120) So in Schwiz (Landb. 214. 225. 236) u. Uri; Maurer, Einl. 114; 
Marke. 175. 

1%) Landb. v. Schwiz 161 u. 185; v. Nri a. 885 $ 15 u. 17; W. v. Flom⸗ 
meröheim b. Maurer, Dorfo. Anh. Nr. 2 3. II. 414. Ebenſo in Untermalben, 
wo jedoch „Berlehnung” erlaubt war, Heusler 9. 

131) Heusler a. a. D. 98; Maurer a. a. D. 414. Sn Glarus follte, wer 
feine Rütinen nahm, durch 8 Batzen entfhägigt werden, Blumer a. a. O. Hie 
rauf bezieht ſich auch wol die Beft. des Landr. ber Edgaſſer Gohe (füdl. v. Han- 
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Stärker noch geftaltete fih an ſolchen Markländereien das Sonderrecht, 
wenn daran ein beichränftes Erbrecht anerkannt wurde, wie dies mitunter zu 
Gunſten der Kinder gefhah13?), oder wenn an fi bie Zutheilung nur auf 
Lebenszeit erfolgt war, die Erben fi aber durch eine Abgabe im Beſitz er 
balten Tonnten?28). Hier fehen wir vor unfern Augen die Brüde fchlagen, 
auf der allmälig das Sonternugungsreht am Gemeinland in volles Sonder: 
eigen ähnlich wie vor Zeiten bezüglich der gefammten Feldmark übergieng. 

Eine Reihe anderer Mobifitationen dieſer Rechttverhältnige prägte den- 
jelben durch Lockerung des Zufammenhanges zwiſchen Genoßenrecht und Be- 
figrecht in ihrer Bafis einen mehr individualrechtlichen Charakter auf, wobei 
der mehr oder minder umfaßende Befugnipinhalt nicht in Betracht kam. Dies 
war infonderheit der all, wenn die Zuweilung nicht unentgeltlich erfolgte. 
Dabei gab es aber wiederum die mannichfachften Nüancirungen. Wenn nur 
ein geringer Jahreszins gegeben wurde, der einem Empfangsgeld, einem Aner- 
kennungszins oder einer Steuer ähnelle!3%), und wenn die Gleichftellung oder 


nover) v. 1557 b. Grimm IV. 662 $ 40: wenn einer im gemeinen felde ein 
stück 5, 6, 7, 8, 9 oder einen ganzen kamp liegen hette, u. andere, go auf 
beiden halben land dernegst hergehende hetten; u. solches abgepflüget 
würde u. mitten in den kamp gebrucht, ob derselbige nicht so lange an das 
negste stück des kampes holden soll, dasz die stücke ein dem andern gleich 
werden? — dasz der, so abgeflüget, daran holden soll, bisz die stücke alle 
sambtlich ein dem anden gleich seyen. Bgl. 661 8 33. — Dazu W. x. Lin 
genfelb v. 1515 ib. V. 565 $ 13: Niemand darf fich eigenmädtig von ber All- 
menbe nehmen, wenn er babei ober daran zu wenig bat, noch überbauen u. über- 
zäunen, fondern er ſoll an Schulz u. Gericht gehen.. 

137) So in Unterwalben, während bei inderlofem Tod Rüdfall an die Theil- 
fame eintrat, Heusler a. a D. 93 u. 198 f. Ehbenio in Gerfau, Maurer, 
Dorfv. I. 308 N. 54. Auch bezieht fih wol auf einen folchen realen Allmendtheil 
bie Beftimmung des W. v. Virnheim b. Grimm IV. 529 $ 24, wonach „die 
allmen“ von mehreren Kindern dasjenige, welches im Hanſe der Eltern verbleibt, 
erhält, biefelbe aber an die gemein heimfällt, wenn ſich der Erbe nicht binnen 
Jahresfriſt verändert. 

139) W. v. Flommersheim i. d. Pfalz b. Maurer, Dorfv. U. Anh. Nr. 2.6, 
414: wann einer ausz der gemein zeucht o. stirbt, ist die almen der gemein 
verfallen; würdt aber dasz haus bewohnt durch kinder o. erben, so sollen 
sie der gemein einen gulden geben, als dan haben sie almen gleich einem 
andern gemeinszmann in diesem feldt. 

2) W. v. Wälfflingen v. 1484 b. Grimm IL 137: dass der bruel 
ir gemainmarch sein soll. Wer darin bauen will, foll vom Bogt den Juchart 
um ein Biertel Kernen empfangen u. soll der zins der gemeind hören. Auch 
fol ers frievben. Und wän er das nit mehr bauwen wil, so sol dass wiederumb 
ghören als vor. — W. der Kamberger M. ib. 576 $ 12: welcher mercker sich 
des marklands will gebruchen, der soll von igl. morgen geben 3 heller, als 
vil als er hat. — „Gemeinmarkgeld nach Landb. v. Schwiz 226. — In Unter 
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doch die gleichmäßige Berückfichtigung aller Genoßen aufrecht erhalten blieb 188), 
fo war an ber genoßenſchaftlichen Bafis der Befittrechte wenig geändert. Wenn 
umgekehrt die Allmende an einen oder mehrere Einzelne gegen volle Entſchä⸗ 
digung auf beftimmte Zeit verpachtet wurbe!3%), jo berußte ſolcher Befit offen- 
bar auf einem rein privatrechtlichen Titel. Die privatrechtlihe Natur dieſes 
Befigrechtes wurbe aber wiederum durch genogenfchaftlihe Momente mobdificirt, 
wenn nur Genoßen zur Pachtung zugelafen wurben oder dieſe doch einen 
Vorzug dabei haben ſollten 27), Jedes Zurückbleiben tes Zinfes hinter vollem 
Entgelt, jedes aus der Gemeindemitgliebihaft als foldher fließende Anrecht 
auf Berüdfichtigung bei ber Allmendzuweifung, jetes genoßenſchaftliche Thei⸗ 
lungs⸗ oder Zuweifungsverfahren entfernte das Befigrecht am Allmendtheil 
noch weiter von der Natur des Individualrechts. 

Waren nun fo in allen ſolchen Fällen die Eigenthumsbefugniße an be 
ftimmten Ländereien zwifchen Geſammtheit und Einzelnen getheilt, jo konnte 
feinem Inhalt nad das Sonderrecht des Einzelnen vom zeitlich beſchränkten 
Nubungs- ober Beitandrecht bis zum mehr ober minder beſchränkten Erbzins- 
oder Erbpachtrecht und von einem irgendwie beichaffenen Untereigenthum bis 
zum alleinigen Sonbereigen alle Stufen durdlaufen!). Das korreſpon⸗ 
dirende Geſammtrecht aber mußte fih dann vom Eigentfum zu bloßem Ober- 
eigentbum und endlich zu einzelnen Befugnifen in entiprechender Weiſe 
abihwähen. Zwar wurte haufig und ausdrüdlich jede Schmälerung bed Ge⸗ 
meinderechts verboten): allein die unaufhaltſame Tendenz des Sonderrechts, 
fih zu vollem und. freiem Eigenthum zu fteigern, vermodhten folde Verbote 
nicht zu bezwingen. 


walden Heine Auflagen, welhe nach Heusler 93 nur fir Iuftandhaltung ber All⸗ 
mende durch die Gemeinde bienen. 

135) So troß des Zinſes in Schwiz, Unterwalden, Glarus. Blumer a. a. O. 
Heusler 92. 

136) So auf 80 J. ober einen andern Zeitraum in der Lippinghauſer u. Egels⸗ 
baufer Marl; Piper 224. 230; Löw 33. 185. 

N So follen in der Dernekamper M. bei Verpachtung von Waldwieſen u. 
Markländereien bie Marfgenoßen ben ungewarten Leuten vorgehen, Grimm III. 
142 8 25; ebenfo ib. IV. 558 f. $ 7—8 die inwohner der 5 dörfer bei Berftei« 
gerung ber Eichelmaſt u. der Waldweide im Martwalde der 5 Dörfer. 

133) So findet fi Verleihung in Zeitbeitand c. auf Erbzind bei den Ganerben⸗ 
ädern u. Ganerbenwiefen in Hanhofen b. Maurer, Marko. Anh. Nr. 4 ©. 476; 
(6. Grimm V. 574 f. nicht mit abgedruckt) Auch in ben pfälz. Heingeraiden 
wurden Aecker, Wiejen, Weinberge u. Heiden theils gegen jährl. Zins, theils in 
ewigen Beitand oder Erbbeftand einzelnen Bauern o. ganzen Gemeinden verliehen; 
Maurer, Einl. 195 u. Marko. 176. — Vgl. über die Krautgärten u. Etzwieſen 
in ber Altenhadlauer, die Kappisgärten, Wiefen u. Yeder in der Bendheimer Mark 
Grimm, ®. III. 416 $ 10 u. 11. 468. 

13909) 3.3, im Hohenloher Landr. tit. 19 83: „Die fogenannten Bürgergemein- 
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2. Während in den bisher beiprochenen Fällen ein zwiſchen Gemeinde 
und Einzelnen getheiltes Grunteigenthum aus ber Snitintive der Gemeinde 
bervorgieng, bildeten fi ganz ähnliche Rechtöverhältnifie vom Sontereigen 
ber durch Aneignungsrechte der Einzelnen. Rodungen, Urbarmadhungen und 
Umbegungen, ſoweit fie geftattet oder beſonders bewilligt waren, gaben zwar 
in der Regel volles oder doch daſſelbe geminterte und beſchränkte Sondereigen, 
welches jonft den Einzelnen in der getheilten Feldmark zuftand!4N). Allein 
die Gemeinde fonnte, da fie die Minderung des Gemeindelandes zu verbieten 
befugt war, fie auch in jebem einzelnen Fall unter beliebigen Bedingungen 
und Beſchränkungen erlauben, mithin z. B. fih ein Heimfallsrecht vorbehal- 
ten 141), ober eine Aneignung nur auf Zeit oder für einen beftimmten Zweck 
geftatten!®). Außerdem aber gab ed in vielen Marken eigentbümliche An- 
eignungebefugnige der Hofbefiker, deren Inhalt ſchon au fih auf die Begrün- 
dung eine® dauernden ober vorübergehenden Sonbernußungsrehtes be- 
fimmter Art beſchränkt war. So das weftfälifche Ortland- oder Hagenrecht, 
fraft defien der Genoße entweder in einem inmitten der Mark in Beſitz ge- 
nommenen Stüd oder in einem durch Hammer-, Beil- oder Scharwurf, durch 
Hennenflug oder auf ſonſtige alterthümliche Weife bemeßenen Umkreiſe des 
Sonbereigen ausſchließlich zu heuen und Plaggen zu mähen, auch wol zu 
bolzen, zu weiden, Torf zu ftechen und dergl. befugt war und zu biefem Be- 
hufe ein ſolches Markftück dauernd ober zeitweile gegen die andern Genoßen 
„verthädigen® Tonnte!#). So ferner das in manden Gemeinden vorlom- 
mende Genofenreht, auf der Gemeindemark mit oder ohne Bewilligung ber 


rechte, Gutzen, Holzlauben u. dergl., die follen auch vor das Zufünfftige ihre 
Eigenſchaft behalten u. dahero von feinem Beſitzer eigen gemacht u. auf bie 
Erben gebracht werben können, fonbern ber gantzen Gemeinde eigenthümlich 
verbleiben u. nur allen der Genuß nad jeden Orts Herfommen von einem 
Bürger zu dem andern walßen.” 

0) Bel. oben 5 I N. 20—27. Dasfelbe war zum Theil bei den weftfät. 
Hagen, Ortländern, Anſchüßen, Einfängen, Sundern, Zaunrichtungen u. Zufchlä- 
gen ber Fall; Kindliuger, M. B. TIL. 8 f.; Piper 117 f; R. ber 7 fr. Hagen 
b. Grimm III. 809 $ 99; Entw. der Osnabr. Holjger. D. v, 1671 a. 8—9 u. 
Lingifhe Holtingö-Iuftr. v. 1590 $ 62—63 b. Lodtmann, de jure holtgravii; 
Sommer 28 $ 56; Maurer, Dorfv. I. 804. 

ı) Eo fand in Urt Rüdfall ftatt, wenn das Land nicht im beft. Friſt ge- 
robet war, Landb. a. 835 $ 12. Vgl. Grimm, W. I. 459. 462 u. oben $ 7 
N. 28. 

s“ So mußte in Meggen nach dreimaligem Genn bad gerodete Rand wieber 
zu Allmende liegen bleiben, Grimm I. 165. Achnlih in Uri, Landb. a. 335 
8 1.4. 18. 

5) Lanbr. v. Rietberg v. 1697 6. Grimm, W. III. 105 $ 30: so weit- 
einer mit seiner rechten hand unter dem linken beine her mit einem langen 
pflugeisen werfen kann, so er den einen fuss im graben haltet, kann er die 
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Gemeinde und bed Grundherrn Gebäude zu errichten und ausfchließlich zu be- 
nuten, während das Grundeigentbum bei der Gemeinde blieb!4). So entlid 
das verwandte Sondernußungerecht, welches bisweilen ben Einzelnen an ten 
von ihnen auf die Allmende gefeßten Obftbäumen, bie in der Schweiz zum 
Unterfhied von ben „Allmendbäumen‘ „Eigenbiume" hießen, zugeflanden 
wurbe1#). In allen diefen Fällen ftellten fi die Sonderrechte in nub an 
ber Allmente ald Verſtärkungen bes vollen Sonbereigen dar und pflegten die: 
jem durch deſſen Attraktionskraft, wie fie von ihm hervorgebracht waren, fo 
Ah immer mehr zu affimiliren. 


market mit torf u. plaggenmaht verthädigen. Aehnl. ib 8 31 bez. bes Zaum- 
bolzet. In Sandwil 1566 ib. 134 $ 8 haben Bauern und Markgenoßen „mit 
dem plaggenmeyen von ihrem grunde aus der mark so weit zu geniessen... als 
ein hauszmannsknecht mit einem haarhaemer under dem linkeren beine her- 
schmeiszen kann“. Eicheln Iefen darf man bier in der Mark fo weit, ald man 
fie vom Graben des Eigens aus Iangen kann. Ebenfo nad $ 9 vom Kamp aus. 
Auch in Scledenhaufen 1576 ib. II. 198 Tann jeder Erfmann in ber Mark 
Plaggen mähen, foweit der Hammerwurf reicht. Vgl. Dorfordn. v. Miuden 
u. ſ. w. v. 1755 8 47 b. Wigand, Prov.R. IL 382: „und wie in einigen 
Aentern ein Gewohnheitsrecht {ft daß diefenigen Eigenthümer, fo an ber Gemein- 
heit Gründe Tiegen haben, fich einen gewigen Raum über ihre Grenzen ber- 
geſtalt mit Ausfhluß anderer zueignen, welchen Raum man einen Anfhuß zu 
neunen pflegt, worauf die Eigenthümer benen übrigen Marlinterefienten Teine 
Nupung, befonderd mit Plaggenmähen, verftatten‘. — Bol. ud Grimm, R. U. 
56 f.; Löw 174—179; Piper 117 f; Kindlinger, M. B. IL 7 f; Haltaus 
789 f.; Delbrüder Landr. a. 7 $ 8; Entw. ber Osnabr. Holzg. O. v. 1671 
a. 8 u. Ling. Holt. Inſtr. v. 1590 8 58. — ©. and meine Schrift, der Hnmor 
im D. R. ©. 43—4. 

14) Landb. v. Urt a. 835 $ 2; v. Schwiz ©. 185 u. 312; Rettberger 2. O. 
b. Maurer, Marko. 174 f., Dorfo. I. 290 f. — Bereitd an Konſens gebunden, 
aber doch mit verſchiedener Strafe für Gewerte u. Ungewerte, erfcheint die® Recht 
in der Letter M. i. 3. 1528 b. Grimm III. 144. 

138) Defterr. Pant. b. Kaltenbäd I. 32 8 14 u. 229 8 13: stoszet ainer 
felber auf der gemein mit des richters urlaub, der mag sie geniessen; stirbt 
er o. ziegt wekh von den gründten, so gehörts der gemain. (Anders Del- 
brüder Landr. a. 7 8 9). Zeitweifes Genußrecht des Pflanzenden und ber Erben 
in Bar nah Renaud a. a. D. 25—26. In Unterwalden kann jeder haushäbliche 
Theiler Obftbäume auf die Allmende pflanzen, nach feinem Tode aber fallen fie am 
die Theiljame, Heusler 93. In Uri Tonnte jeder Landmann urſprünglich beliebig 
viel, fpäter 6 Eigenbäume auf die Allmende ſetzen, Landb. a. 173. 174. 346. In 
Schwiz tft gerade umgelehrt, weil urfprünglich alle Kirihbäume auf Gemeinland 
ftanden, bie Rechtsanſchauung erwachien, alle Kirſchen ſeien gemeined Obft; doch 
konnte der Eigentümer bie auf feinem Eigen ftehenden Bäume in befiimmter Form 
gegen ben gemeinen Genuß „wehren“, Landb. 87. Vgl. Maurer, Einf. 111. f.; 
Markv. 178 f.; Dorfv. I. 288. 
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IV. Allen bisher befprocdenen Marktheilen gegenüber, an denen ein Son- 
derredht irgend welcher Art fichtbar abgezweigt ift, fteht die eigentliche ALl- 
mende als Gegenftaub des vollen Geſammtrechts. An ihr ift nicht blos 
das Eigenthum, jontern auch Befitz und Genuß gemein. Sie ift daher das 
Gegenbild der Hofftättee Denn bis zu demfelben Grabe, bis zu welchem bie 
letztere volles Sonbereigen tes Einzelnen ift, ift die Allmente volles Geſammi⸗ 
eigen der Gemeinde. 

Die Gemeinde aber als Subjekt dieſes Geſammtrechts ift weder eine 
juriftiſche Perſon noch eine Perjoneumehrheit: fie ift vielmehr eine Geſammt⸗ 
beit, die daffelbe unvertheilte Land gleichzeitig und ungefchieden für ihre ein- 
heitlichen Gemeinheitszwecke und für ihre vielheitlichen Individualzwecke be» 
ist. Wie daher das Sontergut Fein freies Privateigenthum heutiger Art, fo 
ift die Allınende kein Gemeintevermögen im heutigen Sinn. Sondern fie 
fpiegelt in dem Einen Begriff des „Allen gemeinen‘ Gutes das Weſen ber 
alten Genoßengeſammtheit dinglich wieder. Das Gefammtredht enthält daher 
fowol ein Recht des Ganzen ald ein Recht aller Genoßen in fich, beides aber 
in begrifflicher SIpentität und thatjächlicher Vermengung. Es ift jo wenig 
ein Torporatived wie ein bloß gemeinfchaftlichee Bermögen, fondern ein 
den uuentwidelten Keim von Beidem in fi tragended Gefammteigenthum 
alter Art. 

Vom heutigen Standpunkte aus vermögen wir die innere Struktur 
diefes alten Gefammtrechts nicht anderd darzulegen, als indem wir das in ibm 
enthaltene Einheitöreiht und Vielheitsrecht unterjcheiden und die Grenze zwiſchen 
beitem in ben einzelnen Beftimmnngen aufſuchen. Wir mühen uns aber 
dabei ſtets erinnern, daß bem Zeitbewnßtſein jener Unterjchied noch nicht anf 
gegangen und die Grenze daher eine thatſächliche und flüßige war. Wohl 
war man fi) infofern der Gedoppeltheit des Geſammtrechts bewußt, als man 
immer hinter dem einheitlich zufammengefaßten Recht fi) Antbeile Aller und 
über den Antheilen Aller fih einheitliches Gemeinderecht vorftellte Allein 
man war fih nicht bewußt, daß eine begriffliche Kluft zwifchen Gemeinderecht 
und gemeinem Recht Ing, jondern empfand nur eine ber verfchiebenften Ab- 
finfungen fühige größere ober geringere Koncentration ober Zerftreuung von 
Geſammtrecht darin. So konnte denn aud die Grenze zwiſchen ten einheit- 
lichen und den vielheitlichen Momenten des Gefammtrechts filh in jedem An- 
genblid beliebig verfchieben, ohne daß defien rechtliche Natur damit geändert 
ſchien. Dadurch erhält der ganze Begriff eimas Schwaukendes und Unbe⸗ 
flimmbares, gleizeitig aber jene Biegfamkeit und Beweglichkeit, vermöge de⸗ 
ren er ſich in jebem einzelnen Punkte dem jedesmaligen wirthichaftlihen Be- 
bärfnig, den zeitlichen und drtlichen Anfchauungen, ber Tonkreten Beichaffenheit 
der Mark und ihrer Beftandtheile anzupaflen fähig war. Und in dem Rahmen 
befjelben Suftituts hatten jo die mannidhfachften Rechtsverhältniße Pla, bei 
weldyen balb ber Charakter eines dem banernden Gemeinwohl dienenden öffent 
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lichen Vermögens, balb der Charakter eines zur Ergänzung ber Individnal⸗ 
wirtbfchaften beftimmten Gemeinſchaftsgutes überwog, bis zuleht vielleicht, wenn 
auch erft mit dem Verfall der alten Verfaßung, die eine ober die andere Seite 
der Allmende im einzelnen alle aus der realen Welt völlig verſchwand. 

Was nun zunähft die Gewalt. und Berfügungsbefugnige an der 
Allmende, foweit fie mit ober ohne Konkurrenz herrſchaftlicher Rechte einer 
Gemeinde zuftanden, angeht, jo erjcheint jhon hier in ber Regel die Geſammt⸗ 
beit ſchlechthin, ohne Scheidung ihrer einheitlichen und ihrer vielbeitlichen 
Seite, ald Grundherrin und verfügende Eigenthümerin. In SKollifionsfällen 
freilich müßen fih allmälig Normen darüber bilden, ob in dieſer ober jener 
Beziehung das Hecht bes Ganzen ftarf genug ift, um einen wiberftrebenden 
Einzelwillen zu überwinden, ober ob das Recht jedes Einzelnen auch für 
die Sefammtheit unantaftbar bleibt. Allein die Entfcheidung fliegt Hier nicht 
aus einem allgemeinen Princip, fondern aus einzelnen herkömmlichen oder 
ausdrũcklichen Satzungen. Und weun dabei nothwendig, weil gerade Gewalt 
und Verfügung einen einheitlichen Willen fordern, die einheitliche Seite des 
Geſammtrechts am Stärfften ausgeprägt wirb: jo bleibt dafjelbe doch immer 
auch in diefen Beziehungen durch das Recht Aller gebunden. 

Die Form, in welcher das Mebergewicht des einheitlihen Moments in 
Bezug auf Grundherrichaft und Eigenthumsverfügung ſich manifeftirt, ift vor 
Allem die Anerfennung einer Beſchlußfaßung mit Stimmenmehrheit, während 
die fortdauernde Selbftänbigfeit der vielheitlichen Seite ſich in einem Witer- 
ſpruchsrecht ter Einzelnen offenbart. Seitdem nun überhaupt ein Majoritäte- 
princip entwidelt war, fand daffelbe gerade in Allmendfachen vor Allem feinen 
Geltungsbereich, ohne daß jemals eine jouveräne Herrichaft der Mehrheit über 
das Recht einer widerjprechenden Minderheit anerkannt worden wäre. Wie 
weit jedoch das Mebrheitsprincip reichte, blieb vielfach unbeftimmt und wurbe 
oft ungleich entihieden. Aus Älterer Zeit wird, wie bei der engeren Gebun- 
benheit des individuellen Willens erklärlich, ein Widerfpruch zwiſchen Geſammt⸗ 
beit und Einzelnen, bejonderd nach außen hin, jelten erwähnt, wielmehr bei 
der urkundlichen Aufzeihnung von Seftftellungen und Beichlüfien die Heber- 
einftimmung Aller meift ansdrüdlid bezeugt. In fpäteren Weisthümern aber 
wird gerate für Markangelegenheiten oder überhaupt für Alles, was das Dorf 
zu ſchaffen bat, der Sat, daß bie Minberheit der Mebrbeit folgen folle, als 
unbedingte Regel ausgeſprochen 146), So war denn aud im Einzelnen nament- 


146) W. der Bibrauer M. v. 1885 b. Grimm I. 513: worden die merker 
icht ze rade von der mark wegen, fo entſcheidet Mehrheit. Achnlich in Oftbevern 
1339 ib. III. 179 in Allem, dat der marcke beste si (aber Zweidrittelömajorität). 
In Wülfflingen galt 1484 in Allem, was dass dorf ze schaffen hat, in Nefften- 
bach in allen Dorffachen der Gap: „was der merteil über einkompt, das soll 
der minderteil folgen“; ib. I. 139 n. 78 8 83—34. — Bgl. ib. I. 149. 168. 
213. IV. 308. 321 $ 4. 374 8 25. V. 105. 144 8 7. Sinblinger, WM. ©. II. 
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lich in Bezug auf die mehr politifhen Markbefugnige, wie die Wahl der 
Markbeamten!*?), die Aufftelung von Einungen und Satungen #2), die Ur- 
telfindung und die Straffeftiegung in Markſachen 1%), das Mehrheitsrecht ftets 
unbeftritten in Kraft. Ebenſowenig hatte urfprüngli ter Einzelne ein Wi. 
beripruchörecht, wenn bie Gemeinde das Gemeinland oder einen Theil deſſelben 
zeitweife ober dauernd bem gemeinen Gebrauche fhloß1°%); wenn fie es dem⸗ 
jelben durch Verſchenkung oder Veräußerung ganz ober Iheilweife entzog ober 
durch Belaftungen fchmälerte!°1); wenn fie e8 an bie Einzelnen nah Maß— 
gabe ihrer Anrechte vertheilte 152); wenn fie endlich Fremde zu einer einzelnen 
Nutzung zulieg oder neue Nutzungsrechte Tonftituirte15°), Allein in allen 
biefen Beziehungen verftand fih eine Rüdfichtnahme auf den Zweck der All⸗ 
mende, die Bewirthſchaftung der Sondergüter zu ermöglichen und zu vervoll⸗ 
ftändigen, ganz von ſelbſt. Und von je hatte jedenfalls darauf jeber einzelne 
Genoße ein feftes und individuelles Anrecht, daß er ohne feine Zuftimmung 
durch Feine Gemeintehandlung hinter den Mitgenogen oder doch den Genoßen 
jeiner Klaffe zurüdgejeßt, und daß er anders, ald in den rechtlich vorgeſehenen 
Fällen nah Urtel und Recht, feines Mitgenußes nicht beraubt werbe1dt). 


378. 884. Schauberg L 55 8 26. 112 8 10. Kaltenbäd I. 154 8 32. 158 
8 19. Sächſ. L. R. II. 66. Schwäb. 2. R. (Laßb.) c. 214. Rupr. v. reif. I. 142. 

en Grimm, ®. L 5. 35. 76 $ 11. 228. 289 & 1. 279. 513. IIL 411. 
559. IV. 394 8 16 (Wahl u. Abfepung). 279 8 2. 324 8 7. 865 88. 

“, Grimm, W. I 257. 389. III. 361. 645. IV. 284 8 25. 879 8 87. 

w Grimm, W. I. 378. 420. 713. II. 824. III. 558. IV. 200. 270 8 2. 
V. 109. 690 8 63. Kaltenbäd I. 558 8 9 (1371). 

10) W. v. Langenerringen v. 1378 b. Grimm II. 645: Der Richter febt 
Einungen u. erlaubt o. verbietet die Mark mit ber Mehrheit der Geburſchaft. 
Ebenſo wirb ib. IV. 277 mit Mehrheit der Wald gebannt, 284 8 25 die Stroffel- 
weide, Holz u. Gelb mit Mehrheit erlaubt o. verboten. Ebenſo in Malterd (Anf. 
bes 14. 3.) ib. IV. 379 8 37, wo jedoch eine Mehrheit von zwei Dritteln gefor- 
dert wird für ban machen uber holtz u. uber velt, für einung setzen, für 
ban o. einung uslan. 

2) AM. Renaud a. a D. IX 89-93 u. Eichhorn 3 873. Vgl. aber 
Thudichum a. a. DO. 817 u. Maurer, Dorfv. I. 85. 219f. 

15) A. M. Renaud a a D. Bol. aber Bluntſchli, P. R. 163; Thu 
dihum 818; Maurer a. a. DO. 220. 

Dies folgt aus der Aufnahme Fremder dur bie Gemeindeverſammlung 
oder ihre Borſteher. Vgl. Th. I. 605 NR. 64: mit willen der gemeinen burschaft. 

) W. v. Embrach v. 1518 b. Grimm I. 114: was darumb das mer 
wirtt, dem sol menglicks gestragx nachgan, es wurde dann etwas damit beschwert, 
der mag es mit recht widertreiben. Daher fol z. B. in ber Nortrupper M. ib, 
uI. 209 $ 5 kein Genoße Dich über die fixirte Anzahl auf die Weide treiben 
bürfen ane vorwettent u. bewilligunge der semätlichen markgenoten. Ebenſo 
vermuthlidh „bei Bevorzugung eined Genoßen durch Zulaßung nicht gewinterten 
Biehs; vgl. ib. IV 767 $ 5: es en sei mit willen der ganzen gemeinden, 
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Im Verlaufe der Entwicklung geftaltete fi dann überall, wo bie privatrecht⸗ 
liche und vielheitlihe Seite der Allmende in den Vordergrund trat, das Ein- 
zelrecht noch felbftäntiger. Bisweilen bilbele fi) zunächft die Rechtsanſchauung 
aus, daß jeder Einzelne durch feinen Widerſpruch die Zulaßung eines Frem⸗ 
den zum Mitgenuß ber Mark verhindern könne!) Bon bier aus Eonnte 
man dann auch für die Aufnahme eines neuen Gemeindegenogen Einftimmig- 
feit fordern 15%). Weiter gelanyte man oft dazu, die Zahl der Nutzungsrechte 
zu firiren, womit die Begründung neuer Antheilsrechte überhaupt ausgefchloßen 
war 167). Endlich konnte fi für den Einzelnen ein unentziehbares Anrecht 
auf ganz beſtimmte nah Inhalt und Umfang firirte Nutungen feftftellen, fo 
daß ihm ein wirkfames Widerfpruchsrecht gegen jede Verfügung, welche bie 
bisherige gemeinfchaftliche Benutzungsweiſe veränderte15%), mithin auch gegen 
jede Veräußerung!?®) und fogar gegen die Theilung eo), zugeftanden wer- 
den mußte. 


188) So bewielen in dem Hechtöftreit v. 1487 6. Grimm I. 397 f, die Thal⸗ 
feute, daB, als einft ein Ungenoße bie thalmengy um Bauholz; in ihrem Allmend⸗ 
wald gebeten, ber Widerfpruh Eines Genoßen genügt hatte, um die Bewilligung 
aller Andern Traftlos zu machen. Da wurden sü eis bis an einen, säss im 
Uebelbach, hiess der Fritsch, der spräch: er wollts mit thuon, was er vom 
‘Martin Schnider (dem Holz; Crbittenden) hett? Da leiten sie sich an ihn u. 
bäten ihn, dass ers auch verwilligte. Da wurde er (Zeuge) bericht, dass man 
niemand nüzt erlauben sollt, es wäre denn richer u. armer lüth im thal 
gemeiniglicher will; u. das recht hett der wald u. wäre so gemeyn u. fry, 
wenn es nur eim mann nit lieb wäre, so dürfen die übrigen nichts erlauben u. 
habe der einig mann zu wehren; ©. 400. — Bgl. Url. v. 1258 5. Seibertz 
" I. nor. 279. Aehnlich wird in Eriché feeländ. Gef. II. 58 nah Hanffen 6. 
Bald VI 47 Einftimmigleit gefordert, wenn ein Nichtberechtigter zur Mit- 
benußung öber Gründe zugelaßen werden fol. 

156, So in Urfern, wenn ber Aufzunehmende nicht Thalmanu v. Urt war, 
Blumer I 1. 385; allgemein in einigen Unterwaldner Theilfamen, Heusler 
a. a. D. 46, 47. 67. 68. Bol. Th. I. 673 R. 62. 

ss Vol. Th. I. 601f. 604 f. 678. 

se. v. Rümlang (15. 3.) 6. Grimm IV. 332 8 2: Einhellig mögen 
bie Huber die Güter für fi bannen. Spricht aber blos der Mehriheil ‚wir 
sond bannen“ oder,, wir sond nicht bannen, fo mag es der Mindertheil vor die 
Aebtiffin ziehen, wer joch des minren teils nit mer denn einer 0. zwen. 

se, Schon 1487 heißt es vom Wald im Hägbah 6. Grimm L 400: wurde 
aber die burschaft einmuetig, etwas darauss zu verkaufen, dass mügen sie 
auch thun, doch dass ess ihr aller wille sye. Einftimmigfeit zur Veräußerung 
wird fpäter in Urfern gefordert, Blumer I, 1. 385. In Blickendorf können 4 
Genoßen den Verlauf von Holz aus dem Dorf, die Theilung oder die veränderte 
Benutzung durch ihren Widerfpruch Kindern, ib. I, 2. 831. 

160) Vgl. die vorige Note. In Zug wurde feit 1519 fogar der Untrag auf 
Theilung mit dem Berluft bed Blrgerrechtd bedroht. 
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Das Mebergewicht der gefanmteinheitlichen Seite in Bezug auf die Ges 
walt. und Berfügungsbefugnige an der Allmende zeigt fich ferner in ber ge- 
noßenfihaftlihen Form ihrer Handhabung und namentlidh in ber dabei ftatt- 
findenden Vertretung der Gefammtheit durch Vorſteher und Beamte. Daß 
indeg auch Hierbei die gefammtvielheitlihe Bafis des Verhältnißes für bie 
voltsthümliche Auffaßung unzerftört blieb, ergiebt fih aus ber unten feftzu- 
ftelfenden Borftellung der Gemeinteverfaßung und der Gemeinbeämter, die von 
ber Borftellung gegenfeitiger Rechtöverhältnige und gemeiner Vollmachten noch 
keineswegs abgelöft war. 

Bor Allem aber tritt bezüglich der Benußung ber Allmende die Dop- 
pelnatur des alten Gefammteigend bervor, indem die Allmende gleichzeitig und 
ohne das Bewußtſein eines Unterfchiedes für die Bebürfnige der Gefammtein- 
beit und für die der Gefammtvielheit verwandt wurde, alfo ebenjowol die 
Aufgabe des heutigen Hffentlichen Gemeindeguts als die Aufgabe eines wirth- 
ſchaftlichen Gefellihaftsnermögens der bäuerlichen Genoßen erfüllte. 

Zuuächſt fiel aud äußerlich Beides vollfommen zufammen und blieb in 
der That bei einer Reihe von Benußungsarten jeberzeit itentifh. Dies ift 
namentlich bei der Verwendung der Allınende ober ihrer Malftatt für die 
Gemeindeverfammlung der Yal!dı), indem bier recht eigentlich die Gemeinde 
in ihrer Einheit und in ihrer Biellöpfigkeit gleichzeitig fihtbar wird. Der 
an ber Verſammlung haftende erhöhte Friede ſchützt daher einerſeits auch ben 
Einzelnen ſelbſt auf dem Wege zu und von der Verſammlung, und perpetuirt 
fich andrerſeits als räumlicher Ding. ober Warffriede an der für die Ver- 
fammlung beftimmten Stätte1%). Eben fo tritt ein Unterfchieb oder Gegen- 


on Die Berfammlung fand ftatt: auf der Dial- 0. Dingftatt, Grimm I. 
588. 590. II. 185. III. 189 8 1, Wigand, Ar. V. 886, Landau, Gaue I. 
18, Maurer, Marko. 827 u. Anh. or. 4; unter der Dorflinde, Sternberg I. 
7 Rote; uppe dem thy (Dorfplap) under der linden, Grimm IV. 650 ı. 
662, vgl. II. 91 u. 94; unter einem Markbaum, ib. I. 633 III. 123. 124. 180. 
182. 188. 440. 453. 457; auf bem Marliplaß, ib. I. 787; an ber Brüde, ib. I. 
245—244; im Walde, ib. 580 u. 786 u. Piper 222; auf einer Au, Grimm 
111. 473. 488. 489. 490. 491 u. Bodbmann L 461; auf dem Felde, Grimm 
1. 588. III. 175. 185; auf Bergen, Maurer, Marko. 829 u. Anh. nr. 5; „ge- 
dinge up deme gemeinen broiche“, 1369 in Lidberg d. Grimm 1I. 760; im* 
@®rabeu ib. I. 881. III. 124; auf dem Kirchhofe oder bei der Kirche, ib. I. 463. 
IE 440. IV. 547 u. Maurer, Dorf. II. 81. Immer alfo auf der All⸗ 
menbde. Nur bei Unwetter verlegte man bisweilen das Ding in bie Kirche, Grimm 
1. 381, eine Echenne, ib. III. 139, oder Stube, IH. 77 u. 79, mithin auch auf 
Sonbereigen, bis bafür das Gemeindehaus gebaut ward. Bol. Th. I. 62. 

ıe2) Th. I. 83. Selbſt die Linde, unter ber man fich verfammelte, nahm am 
erhöhten Frieden Theil. Eldagſer Gorecht v. 1557 b. Grimm IV. 662 $ 37: 
wo fry für einer stad o. für einem dorffe uf einer thye eine linde sein 
schulle? Die soll so fry sein als ein wendelstein im felde. (Die Berrüdung 
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ſatz zwiſchen der Benutzung für Gemeindezwecke und gemeine Zwecke Aller 
überall da gar nicht hervor, wo die Nutzungen Mehrerer ihrer Natur nad 
einander nicht beſchränken, wo mithin weber der Einzelne an der Gewinnung 
eined Individualrechts intereffirt ift, noch die Gemeinde durch die Erſchoͤpf⸗ 
barkeit der Nußungen zu mehr als polizeilihen Beſchränkungen des Sonder⸗ 
genußes genöthigt wird. Dies ift regelmäßig bezüglich der gemeinen Wege, 
Plaätze, Triften und Brücken ber Fall, die Jeder zum Fahren, Reiten, Gehen 
und Treiben nach Bedarf gebrauchen Tann, ohne aus häufigerem Gebrauch 
Bortheil zu ziehen ober durch mangelnde Gebrauchögelegenheit benachtheiligt 
zu werben und ohne durch Zuvielgebraud die Sntereffen der Zukunft ſchädigen 
zu koͤnnen 163). Die Gefammtheit umgekehrt übt bier das Recht, gewiße Wege 
Allen zu ſchließen, gewiße Handlungen darauf Allen zu verbieten und gewiße 
Beichränkungen bezüglich ihrer Allen aufzuerlegen, ohne daß hierin mehr als 
der Keim einer Wege- und Triftpolizei läge!%). Gleiches gilt in ber Regel 
von ber Benutung gemeiner Brunnen, Bäche, Quellen, Flühe, Seen und Ge 
wäßer zum Schöpfen, zur Viehtränke, zum Waſchen, zum Flößen, zur Schiff- 
fahrt u. |: w. 166); Nutungen, die Seber ohne merklihe Schmälerung bes 
Mitgebrauchs Anderer und ohne Schädigung des Gemeinintereffes beliebig 
vornehmen mag, während die Gemeinte auch bier nur durch Vorſchriften po 
lizeilicher Art den Einzelnen zu beſchränken Anlaß hat1%). Aehnlich verhielt 


o. Schädigung ber Grenzzeichen war bekanntlich mit fehr ſchweren Strafen bedroht). 
Bgl. ib. 650 8 28, 666 8 7. 

16) Bol. Grimm, ®. I 181. 136: die Wege braucht jederman wer in 
nottürftig ist. II. 159: zue irer zimblichen notturft . . zue gebrauchen. 677. 
680 (in N. 109 3. 8 9). III. 30. 134 8 10. 642 8 15. IV. 375. 621 $ 7. — 
Denkbar find auch Sondernutzungen am Wege, 3. B. IV. 761 $ 12: item magk 
ein ider mist machen, hultz legen auf der straszen. 

164) So wirb die Verunreinigung der gemeinen Gafſe, namentlich durch Aas, 
unterfagt 5. Kaltenbäd I. 9 8 77. 47 8 37. 59 8 29. 538 8 73. Grimm 
V. 863 3 8. — Berbot, die Wege durch Gräben, Heden ober fonft zu fchmälern, 
b. Biper 174. 192. 193. 259. 

15) Grimm, ®. I. 514: wir wysen Affinsee den merkern zu einre 
drenke. 108: da sond sy trenken: II. 806. I. 792: Brunnen zu ir aller not- 
-turft, II. 693: gemeinen floitzgraben. I. 444—445: ihr holtz darin zu flöszen. 
Ib. 333. IV. 764 & 17: flusz.., $ 19: wassergraben.. denselben mach jeder 
gebrauchen. Piper 259. Löw 181 f. Maurer, Markv. 162 u. Anh. Ar. 1; 
Dorfo. I. 280 f. 

00) Berbot der Verunreinigung bes gemeinen Brunnens b. Kaltenbäck J. 
I 8 79 u. 80; bed Flachsröthens b. Lodtmann, de jure holtgraviali 213—214; 
bed Stauend, Ableitend o. Behinderns des Waßerlaufs ib. 96. 111. 113. 118. 
176, Löw 181; des Behinderns der gemeinen Dorfgräben und des Stauens bed 
gemenen waters im Wefterwolder Landr. vo. 1470 b. Richthofen 2689 c 4 
$5uN. 
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es fi) uriprünglich auch mit der Benukung von Kirchen und Kirhhöfen, ſo⸗ 
weit fie unter die gemeinen Gebräude gerechnet wurden 167). Hier überall 
fam es überhaupt nicht zur Sprache, ob der Einzelne aus indivibuellem Recht 
oder als Gemeindeglieb nußte, ob bie Gemeinde für dauernde öffentliche Zwecke 
oder für übereinftimmende Sonderzwecke Aller ſorgte. Wurde doch in Bezug 
anf den Umfang te Sondernutzungsrechts bier nicht einmal zwiichen Boll 
und Schubgenogen unterjhieden, und bat doch andrerjeit bis heute das ge» 
fteigerte Polizeireht den wirthſchaftlichen Inhalt jener Nutungen faum 
verändert 0°), 

Ganz, wie no fpäter mit der Benutzung von Wegen und Gemwäßern, 
verhielt es fih nun einftmalg mit allen Nubungen in der Allmende. Dies 
konnte indeß nur fo lange dauern, als die Allmende unerſchoͤpflich, als auch 
Jagd, Holzſchlag Weide und ſelbſt Robung darin nicht ein ausichliefender 
Frucht⸗ oder Subftanggenuß, fondern ein bloßer Gebrauch zu fein ſchien. 
So lange fiel in der That auch bier öffentlicher und gemeiner Gebrauch durch⸗ 
aus zufammen, und von einer Kollifion zwilhen dem Rechte der Gemeinde 
uud dem Rechte Aller Tonnte nicht die Rede fein. Anderd aber wurde es, 
feitvem der Vermögenswerth foldher Nutungsarten hervortrat. Nun ergab fich 
ein Zwiefpalt zwiichen Gemeinbeinterefje und gemeinfamem Cinzelinterefie. 
Und wenn fich auch Beibes begrifflih nicht ſchied, fo mußte fih doch nun 
eine gegenfeitige Bejchränfung des Rechtes Aller durch das Recht der Gemeinde 
und des Rechtes der Gemeinde durch das Recht Aller thatſächlich entwideln. 
Es läßt fih daher die Fortbildung tes Rechtes an der Allmende nunmehr 
in den beiden Richtungen der Benukung für Gemeindezwede und ber Benutung 
für gemeine Zwede ber Einzelnen geſondert verfolgen. 

1. Auf der einen Seite diente von je die Allmende den Bedürfnißen 
ber Semeinde als folder. Es war dies zwar bie minber erhebliche, 
feineswegs aber bedeutungslofe Verwendungsart bed gemeinen Gute. 

a. Dies zeigte ſich zunächft bei der Herftellung öffentliher Gemeinde 
anlagen jeglider Art. 

Für fie gab die Allmende in allen Fällen Grund und Boden her. 
Wege und Pläge!®), Deihe!7%), Brücken 171), Brunnen 172), Dorfetter und 


107) Stimm IV. 758 8 5. II. 540 (1428): so ist die kirche u. der 
kirchhof mit allen zugehörungen gemeyn den nachgeborn in dem dorfle zu 
W. — Später bildeten ſich Hier freilich indivituelle Rechte, 3. ®. auf Kirchenſtühle 
u. Begräbnißpläte. 

see) Mit der ſtädtiſchen Entwidlung traten freilich auch bier Veränderun⸗ 
gen ein. Bgl. unten $ 26. 

100) Wege, Stege, Pläge, Triften u. f. mw. erfcheinen fchon in den alten Per- 
tinenzformeln (cum viis et inviis, exitibus et reditibus u. f. w.) als Beſtand⸗ 
theife der Allmende. Ebenſo fpäter. Vgl. Grimm, W. I. 185. 187. 5989 8 1: 
ihre marke . . trifft weg u. steg u. anders. 632—633. II. 728 - 729. II. 
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Dorfthore!7?) wurden auf ber Allınende hergerichtet; Gemeindebackhäuſer und 
Gemeindemühlen darauf erbaut!7%); gemeine Obftbäume darauf angepflanzt!?5); 
Vorrichtungen zur Abhaltung der Gerichte und in fpäterer Zeit Gemeinde 
und Katbhäufer darauf angelegt!76); Hffentlihe Gebäude für kirchliche und 
Schulzwede darauf errichtett77), 

Ebenſo aber entnahm bie Gemeinte das Material für alle Derartigen 
Anlagen aus der Allmende; fie grub in den gemeinen Gründen Sand, Lehm 
und Mergel, ſchlug das erforberlihe Holz im gemeinen Walde und brach die 
Steine in den gemeinen Brüchen; fie beichränkte nöthigenfalls, um hierin keinen 
Mangel zu leiden, die Nußungen ber Einzelnen!?8). 


588. IV. 618 8 5: weg u, steg, baum zum allmenach. 764 8 16—19. 767 
$ 7 u. 10. 13808 b. Würdtwein Ill. 279 u. 280: almeindam cum ipsa via. 
Mone I. 394f. Maurer, Dorfv. IL 286f. Oben $ IN. 101. 

110, Th. I. ©. 618 N. 91. 

m) Grimm, R. 9. 499. 500: es sei die brücke mark. 

"2, Grimm, ®. I. 103 n. V. 856 $ 24 u. 25. 

3) Grimm, W. I. 214. 217. 881. 451. 459. 461. 472. 651. 758. Bgl. IL 
157. Gemeine Gräben nad Sächſ. 8. R. U, 66 $ 1. Haltaus 2144. Bod⸗ 
mann IL 125. Maurer, Einf. 37 f.; Dorfo. I. 82 f. 

129 Grimm, ®. II. 689 3 11: uff der bannerhostert sulle ein backhaus 
stehen, der gantzer gemeinen zum brauch u. guten. Ebenſo ib. 693. IV. 767 
& 11: das gemeine backhuys. II 154: es hat die gemeindt ein mühel allhie, 
derowegen wissen wier, dasz wier seindt verbannt in unser mählen zu 
mahlen. 167. III. 891. V. 606 $ 5. Schauberg I. 139. Hefſ. Greben ˖ O. 
t. 38.46 8 1 ©. % ı. 118. Sternberg L 6. 

12) Grimm II. 688. wann opasbäume uf der platzen stunden, so soll 
das opss, so darauff gewachsen were, gemeine sein. Ib. 693. Landb. v. Urt 
a. 347 u. 348. Hefſ. Greben⸗O. tit. 12 $ 9 ©. 32. Deibrüder Landr. a. 7 89. 

176) Bol. über die alten Schrannen, Märler- u. Gereideftühle, Schöffenbänte, 
Tiſche, Schirmdächer u. f. w. Grimm, W. I. 498. 575. II. 175. III. 139 
$ 4. 280 8 14 u. 16. 398. 409. 423; Maurer, Einl. 60f. 222 u. Marko. 
3382 f. — Gemeinde u. Rathhäuſer auf der Allmende b. Bodmaun I. 461. 466. 
475; Grimm I. 801: gemeines haus u. stub. 604. 606. II. 155. 833. III. 296. 
Lacomblet, Arch. I. 280. 284; Landb. v. Schwiz 58; Bluntihli, R. ©. 
I. 79; Landau, Gaue I. 86; Maurer, Dorfv. IL. 82. 

im, Bol. Rote 167 u. Maurer, Dorfv. I. 291. 

m) 9. v. 1295 6. Grimm I 767: fowol für die Brüden u. Thürme der 
Stadt Landau als für die Kirchen der Dörfer wird dad Holz aus ber Heingereide 
entnommen. III. 296: ber Bürgermeifter v. Münder fordert u. erhält bas Holz 
vor ire statt nottürft vom Holggrafen. IV. 781 $ 1-2: im Weldorfer Buſch 
wird mit räth des hunnen, der geiffen u. der forster aus der Mark das Holz 
genommen, fowol für den Kirchenbau, ald ob sach were, dasz die gemeinde 
bawens notig hette. W. v. Bufchhofen ib. II. 663: allen notbau zu kirchen, 
putzen u, falderen, alles was man zur gemeinden behoef, das soll man in 
M. gemeinde hawen, W. v. Morenbofen v. 1463 ib. 666: of einige noit fiele 
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Dagegen brachte fie die erforderlihe Arbeit in ber Regel durd die 
unmittelbare Heranziehung aller einzelnen Genoßen auf. Denn das fogenannte 
Bauernwerk ober gemeine Wer? (meenwirk) war Gemeindelaft im Sinne 
einer genoßenſchaftlichen Geſammipflicht 17?) und mußte daher von allen ein- 
zelnen Genoßen nad Maßgabe ihrer Genoßenrechte in Natur geleiftet werden!®9). 


zu buwen an den kirchen, schlägen, grimelen, bruggen of an dem putze zu 
M., darzo mogen die naberen alda holz hawen up der gemeinde dis walds. 
W. v. Balgau v. 1448 ib. V. 857 8 25: die sern u. zin zuo B. sol man ouch 
usz der gemein machen u. in ern halten. W. v. Rappoltömeiler ib. 362 86. 
W. ter Reichsmark v. 1566 5. Sethe, Anh. ©. 135. Lodtmann |. c. 103. 
Löw 183. 

m) Grimm, ®. I. 419: kirweg u. steg sol die burschaft gemein machen. 
622: sal die gemeyne... bezunen u. befriden. Vgl. unten $ 15. 

00, W. v. 1426 5b. Grimm III. 425: eyns tzu dem tage mochte er gebieten 
tzu machen u. tzu bussen, was da an der gemeynde des dorfjs buwefellig 
ader tzubrechen were, es were tzune graben ader was die gemeynde 
antreffe, das man das machte; u. wellicher nachgebure daby nit en- 
were, den mochten sye bussen. 643 $ 26: wenn die nachparschaft weg 
o. anders, o eine ganze gemain o. nachparschaft betrift, zu machen haben 
u. ainer o. mehr ungehorsam aussen bleiben, die werben geftraft; ebenfo, 
wer einen untauglihen Buben o. Ehegatten ſchickt. 707 $ 14: das ainer 
mit dem andern sollt leiden, de hinder als der vorder, die im perg 
haben, weg u. steg, prunnen u. was in dem perg notturftig ist. Kaltenbäd 
II. 26 $3 u. 84 8 60: es schollen auch alle die, so auf des gotshaus gründen 
behaust u, gesessen sind, alles das mitleiden, das dasselbig aigen angeth, in 
weg, in steg, in wismat, in pauen, zu dorff u zu veld, auch in zeinen u. 
fridn u. was das dorff ungefer antrifit. Ib. I. 218 $ 28: auch habent die 
nachpaurn zu E. das recht, das sy vier under in erwellen u. darzue setzen 
sullen, das sy fowrstettt, steg u. weg, zeyn u. marich u. ander notturft des 
dorfis beschauwen u. ausrichten sollen, also das die gemain trewlich bewart 
u. ausgericht werde. Bol. ib. I. 7 $ 55. 15 $ 25. 42 8 53. 47 8 38. 68 
$ 20. 80 $ 80. 82 8 27. 209 $ 89. 253 8 8. 305 8 13. 625 8 24. 536 $ 61. 
547 8 83. IL 8 8 6 m. 7. 130 8 6. — Weſterwolder E.R. c. 12 875. Ridht- 
bofen 272: de richter sal verkundigen enen jegelycken to maken dammen, 
bruggen, wegen ende stegen. — Auch über Gemeindefrohnen zu Weg u. zu Steg 
Grimm 1. 204. 205. 207. 824. V. 624 $ 13; Schauberg I. 55 $ 18. 114 
5 24; heff. Sreben-D. XL c. 4—6 u. 9; Kaltenbäd 1. 415 $ 12; zum Deich⸗ 
Bau Grimm I. 418 u Th. 1. 614 N. 95; zum Brüdenbau Grimm V. 363 
8 10; zu Wehren, Uferbauten u. Aufwürfen Blumer I, 1. 381 u. heſſ. Greben- 
O. a. a. O. c. Ten. 9; zur Anlegung u. Reinigung von Gräben u. Bächen 
Grimm IL. 255 8 16. 271 8 12. 688; Schauberg I. 113f. $ 18. 19. 23; 
heff. Oreben-D. a. a. D.; Kaltenbäd 1. 66 $ 22 (graben aufwerfen zu veld 
u. zu dorf). 41 $ 40. 54 8 33. 68 8 12. 72 8 23. 76 $ 14. 79 8 13. 81 8 12. 
132 8 21. 170 $ 80. 195 $ 15. 213 8 57. 229 $ 21; zu gemeinen Zäunen ib. 
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Und indem für den Einzelnen dieſe gemeine Arbeitspflicht zwar einerſeits eine 
genoßenſchaftlich angefagte und vertheilte Kommunallaft war, andrerſeits jedoch 
anf Hand und Hof und dem zugehörigen binglihen Sonderrecht rubte: er- 
ſchien aud fie in analoger Weife wie die nußbaren Befugniße als eine bie 
Begriffe des öffentlichen Dienſtes und ber privatrechtlichen Gemeinbefrohnen 
noch ungeihieben umfaßende Genoßenpflicht'si)y. Deshalb neigte man fogar 
vielfach dazu, auch tiefe gemeinen Laften ähnlich wie den gemeinen Nußen 
zunächit real zu vertheilen, während dahinter die allgemeine Gefammtpfliht 
beftehen blieb. Es entftanden daraus Syſteme, bei welchen die Pflicht zur 
Anlage oder Iuftandhaltung von Deichen, Zäunen, Wegen, Gräben u. ſ. w. 
in erfter Reihe nach beftimmt abgegrenzten Bezirken ald Sonberlaft den Ein- 
zelnen traf, jubfidiar aber ald unvertheilte Gemeinlaft auf Alle zurüdfiel 18%). 

‚Soweit endlich, was bei der Anfbringung von Boden, Material und 
Arbeit in Natur nur felten vorkam, Geldmittel zu gemeinen Anlagen 
gebraucht wurben, half die Gemeinde fih aud bier auf doppeltem Wege, in- 
dem fie entweder Gemeingut veräußerte, oder aber Geldumlagen ausſchrieb, 
welche letzteren zunächſt meift nur ad hoc und fubfibiär erhoben und oft 
unmittelbar nah dem für Jeden aus biefer beftimmten Anlage fließenben 
Bortheil bemeßen wurden, wohurd fie fi von eigentlichen Gemeindeſteuern 
noch ſcharf unterfchieden!®®). 
827 $ 12 (u. die gantze gemain zu verfridn an einander helffen sollen) u. 
Grimm IV. 660 $ 13 uw. 14; für die Gemeindemühle ib. II. 669. 

en) Vol. unten $ 11. 

se2) Eo in den Deichachten bie Kabeldeichung, Th. L 778 R. 36—87. Ebenſo 
aber foll 3. B. nach öftere. Pant. Jeder den Weg vor feinem Grundftüd beßern, 
wenn ed ihm aber zu fchwer ift, die ganze Gemein uw. Nachbarſchaft zu Hilfe 
rufen, Kaltenbäd ı. 506 8 17. 511 8 89. 170 8 75. Bgl. Grimm IIL 718. 
Nah Eldagfer Gorecht ib. IV. 660 8 18 zäunt den Weg die ganze gemeine, 
so in dem sulvigen felde ackerbuw hefit, u. nad) $ 14 geltet den Schaben in 
gemeiner Wieſe, wer fein Theil wicht gezäunt bat. Vgl. ib. 698: den gemeinen 
Klößgraben fol Jeder auf feinem Erbe rein halten Auch ib. 696. Reihweiſes 
Ränmen der Gräben durch die Unlieger b. Piper 259. Theilung ber Wegebeße- 
rung in Loofe nah Drömten zu Bitzdorf anf Fehmarn b. Hanffen 114 a. 32. 

3) Bol. Deffn. v. Nieder⸗ u. Mättmenhasle v. 1436 u. 1478 b. Schauberg 
1. 8f. u. Grimm IV. 8308 8 25, 38, 84. Die (gewäßlten, dorffimeyer hand 
ouch recht, ze gebietten steg u. weg u. wasserrünsen zemachent, jegklichem 
ein tagwen, armen u. richen; u. wenn jederman ein tagwen tuet, bedarf 
man dan mer, so soll man das anlegen nach yedermans guett u. gewerb. 
Bol. III. 707 8 14. W. v. 1485 ib. 475: mit einem gemeinen gelde .. wie 
ine die geschwornen setzen V. 856 $ 24: ein Brunnenmeifter ſoll für die 
2 gemeinen Brunnen jährlich ein gemein Brunnengeld fammeln u. aufgeben, bie 
Vertheilung aber fol fo gefchehen, daß die am nächften Gefeßenen u. am meiften 
Brauchenden auch bad Meifte zahlen. Bol. Kaltenbäd I. 403 8 55. 407 5 44. 
428 $ 85. II. 7 $ 3. Katferr. IL c. 74. 
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b. Für die Zwecke ber Gemeinte als jolcher wurde ferner nach heutiger 
Borftellung die Allmende infoweit verwandt, ald aus ihr die Vorftände, Ber 
amten und Diener der Gemeinde Lohn und Entſchädigung erhielten. Mit- 
nnter wurden für fie förmliche Amtslehen zum Sonterbefig aus der Mark 
geihieten!H). Faſt überall aber gewährte man ihnen in Wald und Weide 
befontere Nußungen, die den Charakter von Befoldungen trugen. Hierher 
gehörten, bis fie mit ter Verwandlung be Amtes in Herrenrecht ihr Weſen 
Anberten,135) die Nutungevorrechte ber Obermärker, Holzgrafen, Holzrichter 
n. f. w.18%, Ebenſo die amtlihen Nußungen oder Vorrechte der Dorf⸗ und 
Bauerrichter!7). Beſonders aber find es die mancherlei auf Cinräumung ber 
Geſammtheit beruhenden Genußrechte der Schöffen, Geſchwornen, Förſter, 
Mahlleute, Bannwarte, Weibel, Hirten und jonftigen Gemeindebeamtenss), 
welche oft ausdrücklich als Ausfluß ihres Amtes!3%), als Entſchädigung für 
ihre Mühe 180) hezeichnet und behandelt werden. Anch die Nubungsrechte der 


1) 3. 8. Grimm I 101: vorsterlehn. 727: darumb hat der büttel 
sein viertel land. 43: was däs hirtlechen besser ist, dass es zemeinem dorf 
zugehört. Meiergüter, Weibelwiefen, Dorfichererögüter b. Schauberg I. 118 
817 u 27. 

185) Bol. unten $ 11 a. E. u. $ 16. 

se) 3. 8. Grimm IV. 553 8 5 u. 6: der gekorne Vogtherr bat Nutzungen, 
darumb sall er die mark shewern u. beshirmen; ebenfo 1355 ib. 547 8 1 u. 
548 8 4-9 der erfte n. zweite Obermärfer, in Burbach ib. I. 404 dad Kofler u. 
fein Schultheiß. In der Bellersheimer M. b. Cramer II. 126 u. 132 heißen 
ſolche Rechte „Amtömarken® u. b. Maurer, Marko. Anh. Rr. 6 $ 16 „ambtholz“. 
Bat. ferner Grimm ID. 177 f. 181. 188. 193. 256 8 15-19. 258 8 12—14. 
287 8 19. 290 8 16—19. 303. 360. 421. 454 f. 489. 772. IV. 547f. $1. 4—9. 
622 8 5—6. 660 8 15—17. 668 5 5—6. 698 812. 781 86. V. 261. 
275 8 2. 

ST) Bol... B. Grimm, ®. I. 460. 11. 569. III. 421. IV. 4380 $ 36. 
782 8 10. V. 430 8 86. 

ı 3, B. Grimm IL 85. 101. 431. 524. 525. III. 171.. 188. 257 8 8. 
258 $17u.19. 284 $ 25 n.26. 287 $ 15—19. 292. 294. 295.. 421. 426 — 428. 
499. Schauberg I. 103 8 24. 121 8 22. 

se, Grimm, W. IH. 421: igl. scheffen 4 swyne von dem scheffenamte. 
171: ein schar von derem ampt. V. 564 8 4: dem Schulth. giebt man ein 
recht durch die marken, das er mögligs fleisz einer ganzen gemein vor sol 
sein u. gehen, wan u. so oft ir das not ist u. thut o. die notturft erheischt 
u. erfordern wird. So weit ein jeder schulteis, der da itzund ist o. nach- 
mals wird sein in L., solches nit det, so mag man ime solch sein vorbe- 
stimpt gerechtigkeit durch die ganz gemarkt wiederumb nehemen. 

10) Grimm, ®. III. 256 $ 20: was die holten den holtgeswornen vor 
ihre mühe erkennen? eingebr.: jederem des jahrs einen baum. 258 $ 17: 
für ihre mühe. IV. 667 8 28 u. 30: gerechtigkeit . . . vor ere möhe u. 
arbeit. Kindlinger, M. 8. II, 2. 361: den maelluden u. kneichten is myt 
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Geiſtlichen und Schullehrer wurden oft ähnlich aufgefaßt!). Und endlich 
hatten meilt aud die Allmendnugungen ber von ber Gemeinde oder dem 
Grundberrn zum Gewerbebetriebe in ter Mark verftatteten Handwerker einen 
verwandten Charakter. Denn die Haudwerker galten ald Angeftellte der Ge⸗ 
meinde und waren als folche nicht nur befugt, fondern verpflichtet, für fie und 
ihre Mitglieder ausjchlieglich oder zunächſt zu arbeiten oder auch wol ein be 
ſtimmtes Maß von Arbeiten fei es als Abgaben fei e8 gegen feſte Preife zu 
liefern: die am Gemeingut ihnen eingeräumten Nußungen aber, welde den 
Handwerksbetrieb erſt ermöglichten und zugleih als Entgelt dafür angeſehen 
wurden, ftellten fi als eine Art von Beſoldung bar!9). 

In allen diefen Fällen indeß erſchien das, worin wir eine Verwendung 
der Allmende zur Bezahlung befonderer der Gemeinde als folder geleifteter 
Dienfte zu erbliden geneigt find, dem Zeitbewußtfein gleichzeitig als eine Ver⸗ 
wendung bed Allen gemeinen Gutes für die unmittelbaren Bebürfnige Aller. 
Denn Vorfteher, Beamte und Diener jo gut wie angeftellte Handwerker waren 
von der Geſammtheit ſchlechthin beauftragt und ihr fo gut in ihrer Vielheit 
wie in ihrer Einheit nützlich. Deshalb Hatten denn auch alle derartigen. 
amtlichen Anſprüche auf Allmendgenuß mehr oder minder zugleih ihre indi⸗ 
vidualrechtliche Seite und konnten zuletzt ſogar zu reinem Privatrecht werden. 
Und deshalb finden fi) daneben fo viele andere Befoldungsformen, welche 
nad) heutiger Auffaßung die Idee einer Bezahlung durch die Gemeinde und 
einer oft fogar nach dem durch das betreffende Amt jedem Einzelnen gewährten 
Nutzen verteilten Gejellihaftslaft bunt durcheinander mengen!?®). 


ordell u. rechte togewyset ... : als se van der gemenheit wegen der Letter 
buren u. der Letter marke umme gaen, t’verwaren de marke, sollen se hebben 
“vor ere arbeyt u. gemith II. foder bernholtes u. dat derde uppe gnade. 

m) W. v. Dalheim v. 1472 b. Grimm II. 570: der kilchherr verdienet 
den acker u. sein holtz zu dem fewr gleich andern hoffesleuden, mit schrei- 
ben u. legen den gerichten. IU. 256 8 11—13. 258 $ 11. 858 (1486): jeder 
Driefter erhält beftimmte Holzquanta und foll barum bitten für König Sonder⸗ 
bouts (des angeblichen Schenkers der Mark) u. feiner Hausfrau Seele. Schauberg 
I. 137. Weiske a. a. DO. 83—84. Stettler, Bürger. 12. Maurer, Dorfe. 
I. 226 f. 

2) Bol. Grimm, W. I 36. 453—454. 493. 499. 537. 666. 684. 701. I. 
126. III. 296. 427. 438. 455. 628. 684. V. 249 8 9—13; R. 9. 520f.; Mone 
I. 435; Maurer, Marko. 118—121, Dorfv. I. 144—150. 

103) Hierher gehören die verfchiebenen Geld- und Naturalleiftungen der Ge- 
meinde wie ber Einzelnen; bie Antheile an Buben und Gefällen; die Obliegen- 
beiten beftinnmter Perfonen oder Güter oder derer, die es trifft, Die von eluzelnen 
Nupungen erfallenden Zinfe (3. B. Stammrecht, Maſtdehm, Weidezind); bie Um« 
lagen, 3. B. zu Günften des Holtgreven b. Grimm IIL 208 $ 1, befonderd aber 
der Hirtenlohn, welcher von jedem weibeberechtigten Genoßen erhoben werben fol, 
and wenn er Fein Vieh austreibt; Sächſ. L. R. II, 54 8 3; Grimm, ®. IL 
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c. Ganz ähnlicher Natur war die Verwendung ber Allmende zur Ge⸗ 
währung bejonderer Vortheile, welche eine Entihäbigung für einzelne zu 
Sunften der Gemeinde Eonftituirte befondere Laften bilden follten!?4). Im 
der Regel freilich war auch in einer ſolchen Verwendung mittelbar eine Ver⸗ 
wendung für bie gleihmäßigen Wirtbihaftsbebürfnige aller Einzelnen enthalten, 
wie dies 3. B. beutlich bei der ſehr häufig durch Marknutzungsrechte ge 
währten Entihädigung für bie Pflicht zur Unterhaltung von Wuchernieh 
hervortrat. Hielt die Gemeinde felbft den Wucherſtier oder Zuchthengft, jo 
pflegte fie fi jelbft dafür entweder einen Nutungsantheil 196) oder ein be 
flimmtes Markſtück (3. B. eine fog. Bullenwieje ober einen Hengftader) 19%) 
zu unmittelbarem Gebrauch zu referviren. Die thatjächliche Aufbewahrung 
und Unterhaltung bes Gemeindeviehs aber pflegte dann ebenjo wie ber that- 
ſächliche Befit und Genuß jenes Allmendtheils reihweis unter den einzelnen 
Genoßen zu wechjeln!?”). 

d. Auch gehören in dieje Kategorie die Genußrechte, welhe man um 
religiöjer, fittlicher ober in der Sitte begründeter Motive willen den Gäften,1?®) 
den Siechen!®), den fchwangeren Frauen?) und den Kindbetterinnen 201) in 


134. 721 (1 Pfennig aus jedem Sans). IL. 272. 569; Schauberg 1. 
107 8 62. 

m) Dal. z. B. W. v. Sandhofen v. 1527 5. Grimm I. 460: auch geit 
die gemeine den herren 5 schlege grass an der almende; der werden in die 
3 darumb, dass sie sollennt den teiche in bawe halten, das der gemeine kein 
schaden geschehe; die andern 2 schleg grasses geit man von des pfarrers 
gassen uf der H. gassen, das die gemeinde wege habe uff die weide, Ebenſo 
5 Schläge dem Schultheiß, bamit er der Herrn Knechte mit Heu verforge. Vgl. 
ib. 107, wo eine Hube Holzrecht hat, weil fie den Börfterlohn geben, eine andere, 
weil fie Wuchervich Halten muß. Auch 1338 ib. 727 das Recht einer Sronmatte, 
woran dem Schulth. v. Marlei wegen feiner Pflicht zur Unterhaltung v. Wucher- 
vieh, den edlen Leuten ebenda wegen ihrer Kriegsdienftpflichten gewiße echte 
zufteben. 

5) So in Rychigen in Bern nad Renaud a. a. D. 45. 

ie) Hagemann, Landw. R. 550. 

197) Raltenbäd I. 249 $ 66: die gemain haben ain wisen.. davon 
sollen sy halten ain stier; u. ain yeder nachper daselbs nach ordnung der 
heuser sol denselben stier ain gantz jar davon füren u. halten, dagegen mag 
sich derselb sölcher wisen gebrauchen. Aehnl. Klotten b. Schauberg I. 106 85. 

108) Vgl. oben $ 9. Grimm W. III 426. 457 (Weide). 460 $ 9. 681. V. 
802 $ 9. 805 $ 11—12. | 

Grimm, ®. L 357. 641 8 3. D. 86. 539. V. 227 8 24. 

20) 3. B. Fiſche b. Grimm I 894. 641 $ 3. IL 85. 517. III. 834. 837. 
IV. 621 $ 12. V. 227 8 24; Kaltenbäck I. 508 $ 19. Wildpret b. Grimm 
IL 454. Trauben b. Kaltenbäd L 233 8 90. Obft b. Grimm I. 463. Eine 
Garbe von gemainem gut, wenn fie den Imbiß trägt, ib. IV. 480 $ 36, 

1, Grimm, W. IL. 589. 613. IV. 559 8 5. 

IL 16 
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ber Allmende einräumte, fowie die uralten Holzgaben, welche hei ber Geburt 
eines Kinbes?%%), bei Hochzeiten*®), an gewißen Yeittagen ?% ober zur Be⸗ 
wachnug eines Leihnams?) aus der Mark gejpenbet wurden. Denn ed war 
eine fittliche Gefammtpflicht, welche hierdurch erfüllt ward.2%) 

e. Endlich kam es ſchon frühzeitig vor, baß eine Gemeinde Stüde ihrer 
Allmende, Aecker, Gärten und Wiefen ober die baranf errichteten Gebäude, 
Mühlen, Wirtbihaften, Obftbiume u. f. w. verpadhtete oder vererbpachiete, 
Markfrüchte oder Markholz verlaufte oder irgendwie fonft zu Gelbe machte, 
um bie umgebenden Zinfen und Gelder zur Beftreitung von Gemeinbebetürf- 
niffen zu verwenden?”), Allein bag auch hierbei ber volksthümlichen Auf 
Tagung die Verwendung für die Gemeinde von ber Verwendung für Alle 
innerlich nicht verfhieben ſchien, zeigt fih in der Sitte, ten nad Beftreitung 
der augenblicklichen Gemeindebedürfniße verbleibenden Neft unter die Genoßen 
zu vertheilen ober gemeinfam zu vertrinken 0). 

Anders freilich faßt ſchon das Heine Katferreht II c. 73 die Sache auf, 
wenn ed die Veräußerung einer gemeinde zu sunderlich eygen überhaupt 
an Taiferlihe Genehmigung binden, die Fortgabe gegen eluem Jahreszins aber 
um. öffentlicher Bedürfniße willen, wie namentlich zur Anlage von Weg und 
Steg, aber auch nur um deshalb und behufs wirklicher Verwendung in 
den gemeinen Nuten, geftatten will). Denn wenn hierfür der Sag, „want 


”) Grimm I 101. 107. 307. 815. IV. 384 $ 5. Meift bei Geburt eines 
Knaben zwei, bei der eines Mädchens ein Fuder o. Karren, 3.2. ib. L 78 5 48. 
96. 137. 141 $ 21. 374. II. 429. IV. 430 $ 40, 

205, „Brautholz“ b. Grimm IH. 78; Gramer IIL 138. 

24) 3, B. Weihnachtsholz b. Grimm L 101. 823. IV. 212 (für huber u. 
banleut); Walpurgisholz für die jungen Knechte u. Knaben ib. II. 168. 

205) W. v. Thalwyl (15. J.) 6. Grimm IV. 834 $ 8. Vgl. Bluntſchli, 
R. G. IV. 334 8 8, 

206) Daher gibt z. B. in Koenen 6. Grimm II. 85 die Gemeinde als Ge⸗ 
fammtheit dem Herrn dafür eine jährliche Abgabe, daß Kranke und ſchwangere 
Frauen ans ber Gemeinde im Herrenwaßer die Heinen Fiſchereirechte Haben. 

7) Bol. oben N. 134—139; Grimm, W. II. 169 $ 14. IV. 568; Löw 
135 f. Piper 224 u. 230; Verpachtung v. Gemeinland in Helgoland, 3. f. D.R. 
XIV. 286. 

2 Grimm, W. L 10. 788. 802. II. 501 $ 6. IV. 558f. Sternberg I. 
7f. 21. 64. Heſſ. Greben-D. tit. 46 $ 7-8; 47 8 1. Maurer, Dorfv. L 291 
—292. ©. unten 8 14. 

200) Vgl. N. 160 3. 8 9 über das Veräußerungöverbot. Dann heißt es weiter: 
des hat der keiser wol urloub gegeben, wan ein stat sy o. ein dorf, dem es 
not tu an stegen u. an wegen, daz sie wol ab mogen scheiden ir gemeinde, 
davon man gulde mache zu jarzal, daz man anderswa mit (do mede) gebue, 
da es not tu un auch an den gemeinen nutz kum. 
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wa man gemeinem nutz tut, da dienet man dem riche“, angeführt und 
in ähnlicher Weife das Veräußerungsverbot motiviert wird 310), fo ift hierbei 
offenbar die öffentliche Beftimmung des Gemeinlandes nicht nur im Gegen- 
fat zu andern Berwendungsarten in ihrer Beſonderheit erfannt, ſondern auch 
als das für die rechtliche Natur deſſelben allein Wefentliche gefett?!!). Hierbei 
ift indeß zu beachten, daß zwar das Kaiſerrecht ausdrücklich ſo gut von Tänd- 
lichen wie von ftädtifchen Allmenden fpricht (gemeinde, die zu einer stat o. 
zu eim dorffe gehoret; wan ein stat sy o. ein dorf), angenfcheinlich aber 
zunächft ſtädtiſches Gemeinland im Auge hat, und daß jebenfalls bie von 
ihm vorgetragenen Anſchauungen bem ftäbtifchen, in ben gleichzeitigen echte 
aufzeichnungen der Landleute nirgend ſich abſpiegelnden Ideenkreiſe angehören. 

2. Die Allmende war nun. aber zweitens beftimmt für bie Bebürfniße 
der Geſammheit als Bielheit, unb dies war in den Iänblichen Verhaͤlt⸗ 
nißen die wichtigere Seite ihrer Beſtimmung. 

Bei den einfachen Zuftänben der älteften Zeit war eine Verwendung bed 
Gemeinlaudes für die Wirthſchaftsbedürfniße der Einzelnen mit ihrer Verwen⸗ 
dung für eigentlihe Gemeindebebürfnige nicht nur nicht im Wiberftreit, fon- 
bern in ber That identiſch. Denn dpa jeder Gemeindegenoge Lanbwirth war, 
und bie Lanbwirtbichaft ſowol in berjelben Weiſe als in demjelben ungefähren 
Umfange wie feine Mitgenogen betrieb, deckte fi) die Summe ber wirthſchaft⸗ 
lichen Eingelintereffen volltommen mit dem einheitlichen Intereffe der Gemeinde. 
Wenn daher jeber Genoße gleihmäßig die Allmende für ſich benutte, fchien 
barin eine Benutzung durch biefelbe Gefammtheit zu liegen, welche bei anderen 
Benntzungsarten dad dauernde Gemeinwohl vertrat. Der Unterſchied ſchien ba- 
bei einzig und allein in der mehr ober minder getrennten ober vereinigten 
Nutzungsweiſe zu beftehen. 

Eine ſolche Benutzung der Allmende durch alle Genoßen fonnte auch zu 
nächft ſchrankenlos verftattet werden. Denn die Allmende war reich genug, 
um die Befriedigung der Bebürfnige eines eben zu ermöglichen, ohne daß 
einerjeits die Zukunft gefährdet und andrerſeits burch die Nutzung des Einen 
Die Nutzung des Andern gefhmälert ſchien. Wer das Wild im Walde erlegt 
und den Fiſch im Strome fängt, wer das Holz mit ber Art fallt und mit 
feinem Vieh das Gras abweidet, ja wer in Walb ober Sumpf Land rodet und 


210), Mit den Sägen „der gemein nutz der frumt dem keiser, darum sal 
man in nit mindern“ u. ‚von der gemeinde sal man buwen des keisers gut.“ 
Ebenfo wird H. c. 56 die eigenmäcdhtige Verwandlung von Gemeinland in Son- 
bereigen ald „wider den kaiser“ verboten u. jede Erfigung bed gemeinen Guts 
audgefchloßen, weil gefchrieben ftehe: waz dem gemeinen nutz schedlich sy, daz 
sal man ab tun. | 

213) Bezeichnend ift auch die Motivirung für die Zulaßung der Vergabung an 
Spitäler u. Sotteshäufer, ab sie yeman bedenken wil mit etzlicher volleist, 
also daz es zu dem gemein nuts kome dem armen u, dem richen. 

16* 
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einhegt, ſcheint die unermeßliche Allmende jo wenig zu mindern, als wer 
Sand vom Berge gräbt ober Waßer aus der Quelle ſchoͤpft. Einmal gewon⸗ 
nen, erhalten jene Markprodukte freilich einen Bermögenswerth: allein Werth 
verleiht ihnen nur die anfgewandte Arbeit und Kunft. So fcheint es and 
fein rechtlicher Borzug, fondern nur ein Vorzug perjönlicher Thätigfeit ober 
faktiſcher Befitesmacht, wenn etwa ein Genoße die Allmende ſtärker als ber 
andere nut, weil ihm mehr Hände zum Holzfällen ober Landroden und mehr 
Viehhäupter zum Beienden der Gemeinweide zu Gebote ftehen. 

Urfprüngli) waren baber alle Marknutzungen für die felbftänbigen Ge 
noßen völlig unbefhränkt. Nur gegen bie Ungenogen ehrt fid, bie Ab⸗ 
wehr der Gemeinde. Der Genofe benutzt die Allmende, wo, wie und wann 
er will. Seine Nutzungen baben alle noch dieſelbe Natur, wie fpäter der ge 
meine Gebrauch der Wege ober des fließenden Waßers. 

Sn demfelben Grabe indeß, in weldem die Erſchoͤpfbarkeit der einzelnen 
Marknutzungen zu Tage tritt, wirb das Nebeneinauberfiehen eines genofen: 
ſchaftlichen Geſammtrechts und ſchrankenloſer Sonternugungen unmöglid. 
Nunmehr zeigt es fidh, daß nicht in allen Fällen der Vortheil aller gegenwär- 
tigen Genoßen zugleich das dauernde Gemeinbeinterefie ift, und daß der beliebige 
Mehrgenuß einiger Genoßen die Gennßrechte der übrigen gefährdet. Gleid- 
zeitig offenbart es fi, daß ter Anſpruch anf Gewinnung ber Markfrüchte 
ſchon an fi einen Dermögenswerth bat, dab baher die einmal vorhandenen 
Nupungsbefugnige für den Inhaber einen Beftandtheil ter in feinem Sonder 
eigen wurzelnden Sonderrechtsſphäre bilden. Nunmehr entwidelt ſich daher 
das Allmendenrecht unter dem Einfluß zweier entgegengefeßter Tendenzen fort, 
von denen die eine um des Allgemeininterejfed und der genofenfchaftlichen 
Gleichheit willen anf Beichränkung ber Genußrechte abzielt, die andere um ber 
wirthſchaftlichen Ergänzung der Soudergüter willen für die Nutzungsrechte 
eine feſte indivibnalrechtliche Bafis zu gewinnen fucht. 

Zunähft war es vor Allem bie Schliegung ber Marl, welde 
. der Sondernutung eine Schranke zog. Nah alter Satzung follte, was 
in ter Mark gewonnen war, nur in ber Mark felbft und nur von und 
für Genoßen verzehrt und verarbeitet werben 12). Desbalb verbot man die 
Ausfuhr des in ber Mark gefchlagenen. Holzes?18), der darin gefangenen 


212) W. v. Oberurſel v. 1401 5. Grimm III. 489. 
2) Grimm, ®. L 10. 88. 168. 199. 214. 256 $ 19. 271. 514. 535. 579 
8 7.584: dass kein merker macht habe, einig holtz usser der mark zu geben 


“ u. zu führen. 606. II. 126. 229. 786. IH. 177. 302 $ 32. 305 $ 27. 455. 


462 8 6. 499, 501 8 4 u. 6. 533. 674. 799. 858. 860. IV. 862 8 12. 378 
8 28. 375 8.8. 540 $ 12. 568 8 5. 565 8 5. 614 8 3. 667 8 25. 679 8 9. 
V. 248 $ 5. 568 $ 12. 302 $ 6. 819 8 6. 599 $ 17. Kaltenbäd 150871. 
61 8 9. 66 $ 15. 131 8 13. 265 8 12. 656 $ 19. 694 $ 58. Trouillat 
III. 600. 
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Fifche*14), der daſelbſt gewachſenen Früchte*15), des Daraus gemäftelen Viehs 219), 
der darin gewonnenen Borräthe von Hen und Stroh, Dung und Schaub, Plaggen 
und Bejen?17), des darin gegrabenen Mergels?!2). Man verbot jelbit die Ausfuhr 
der ans Markholz gegimmerten Gebäude und ber aus Markholz oder Markerbe 
gefertigten Geräthe, Wagen, Pfläge, Karren, Kohlen, Schüßeln und Xöpfe?"?), 
ja des Gutes des in ber Mark gepfänbeten Srevlers??%). Und man geftattete 
auch Gewerbtreibenden und Handwerkern die Ausfuhr ihrer Waaren ober bie 
Arbeit für Ausmärker nur, wenn bie Bebürfnife der Märker zuvor befrie- 
Digt221) oder die Waaren zuvor in der Mark öffentlich feilgeboten waren ?3®). 

Diefe Schliegung ber Mark aber Hatte ihren eigentlihen Grund in 
einem allgemeinen Princip, welches an fich mit ber Befchränfung des Sonber- 
rechts durch das Geſammtrecht nicht identifh war. Sie flog aus dem mit 
der Naturalwirthſchaft von felbft gegebenen, fpäter geſetzlich firirten Gruub- 
ſatz, daß jeder wirthſchaftliche Lebenskreis zunächſt für ſich felbft vorhanden 
und auf fidh felbft angewiefen war. In Bezug auf Markverhältniße war da⸗ 
ber ber Inhalt dieſes Gruudſatzes ein doppelter. Im erfter Linie follte danach 
bie Mark im räumlich⸗dinglichen Siune ein gefihloßenes Gebiet fein. Deshalb 
burfte z. DB. auch ber Genoße für ben eigenen Gebrauch kein Marlerzeuguiß 
ausführen, fondern follte das in der Mark Gewonnene auch in ber Mark 
verbrauchen*2®), wovon erft fpäter einzelne Ausnahmen zu Gunften eigener 


24) Grimm IIL 462 $ 7. 631. V. 302 8 7—9. Kaltenbäd I. 85 $ 68. 
2328 75.478 46. 

2) 3. 9. Kom nah) Grimm V. 319 8 6; Holzäpfel ib. IV. 422; Samen 
ib. IV. 607 u. 1218 V. 4 8 12. 

210) Z. B. Schweine nah Grimm IV. 546 8 11. 

an Grimm, ®. L 177. 285. 642 8 11—12. 644 8 10-11. 800. HI. 141 
& 9. IV. 808. 862 8 12. 488 $ 11: 527 8 31. 607. V. 606 $ 14. 645 $ 23. 
Piper 310. 

2:0) Pi per 211. 212. 218. 216. 220. 

a) Grimm I. 99 $ 15. 4598454. 696. 767. IL 786. IIL 170. 177. 305 
$ 28. 574. 638 $ 5. 858. 860. IV. 362 $ 15. 436 $ 1. 546 8 11. 667 8 20. 
Kaltenbäd L 585 8 24. 

220) Grimm III 640 $ 6: Geld u. But des in der Hofmark esgriffnen 
(häblichen Mannes „soll in der hofmarch bleiben.“ 

21) Daber follten auch die Delmüller in der Bibrauer M. dem inmercker 
vor dem ussmercker zn einem beftimmten Breife Del fhlagen, W. v. 1385 b. 
Grimm L 514; Borzugöreht der Inmärker in Bannmühlen ib. IL 569 u. 
HL 377. 

2) Go follten Seile, Töpfe n. andre Waaren vor der Ausfuhr in der Marl 
feil geboten werben, Grimm I 453f. 499. III. 140. 455. 628. 631; ebenfo 
Bifche öffentlich unter ber Linde, ib. 456; oder durch dreimaligen Ausruf auf der 
Brüde, Raltenbäd L 55 8 67. 124 8 68. 232 8 73. 

22) 3. B. Holz nah Grimm I. 605. Ebenſo mußte ber Gaft bad ihm 
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Güter im Aufengebiet vorfamen*®4) ; deshalb war auch ber Herr oft durch bie 
Ansfuhrverbote gebunden ?*5); deshalb wurde auch die Einfuhr beſchränkt, fo 
lange die Mark fich felbft genügte?) Und nur eine Ausdehnung besfelben 
Gedankens war es, welche die meiſten Zwangs⸗ und Bannrechte, die Mark. 
Iofung, die Nachftener und den Abſchoß hervortrieb, während anbrerfeits bie 
rechtliche und gerichtliche Geſchloßenheit, die Immunität u. |. w. nichts als 
die politifhe Seite berjelben Sache find. Im zweiter Linie aber follte and) 
der genoßenſchaftliche Perjonenverband, welcher der Mark entipradh, ein ge- 
ſchloßener Kreis erflufiver Markberechtigter fein. Die Mark follte daher nur 
für die Genoßen da fein und fo lange, als irgend ein Bedürfniß eines Ge⸗ 
noßen zu befriedigen war, aud nicht mittelbar Ungenoßen zu Gute kommen. 
Deshalb durfte man die Markfrühte an Ungenofen auch innerhalb ber 
Mark nicht veräußern??”). Dagegen war ber Verkauf von Marffrüchten??) 
und ber Bertrieb ber barans gefertigten Gegenſtände?) an Genofen unb 
in der Mark an fih erlaubt: denn bier war weber ber geichloßene räumlich. 
bingliche noch der geichloßene perſoͤnliche Rechtskreis durchbrochen. 

Obſchon nun aber fo die Schliegung ber Mark eine unmittelbare Be⸗ 
Ihränkung des Sondernugungsrechts nicht enthielt, zog fie bemfelben doch mit- 
telbar eine Schranke. Und im praktifchen Refultat kam fie, da ja ohnehin 


verftattete Zifchgericht in ber Mark verzehren, ib, III. 456 u. V. 802 8 7—9. 
Und in Noffiton 1431 ib. I. 25 durfte man fogar bas für Hofgüter gelöfte Gelb 
zwar auch außer ber Mark verzehren u. vertrinten, fchuldete dann aber davon dem 
Herrn ben dritten Pfennig. Vgl. ib. 49. 

22) So ift nach d. W. v. Hodftetten b. Grimm V. 645 8 28 die Dung- 
ansfuhr verboten, aber auf eigne Güter außerhalb der Mark geftattet. 

235) Sp darf in Kaltenholzhaufen der Herr, außer zum Burgbau, Fein Holz 
aus der Mark führen, W. v. 1423 b. Grimm I. 587; vgl. ib. 575 8 3. In 
Langenbiebach hat der Märkermeifter ven Windichlag, darf ihn aber nicht aus ber 
Mark führen, ib. V. 275 8 9. In der Dieburger Dark darf der Obermärker nit 
mehr Holz hauen, als er zum Bau in ber Marl u. zur Bereitung feiner Speife, 
während er darin weilt, braucht, u. nichts andführen, ib. IV. 534 $ 3. 

226) Maurer, Dorfo. L 316 f. R. 10-11. In Defterreih ſoll nur im 
Nothfall Fremder Wein ind Eigen geführt werden, u. zwar zunähft bon ber 
Obrigkeit, eventuell von der Gemeinde, erſt im äußerften Ball von Dritten; 
KRaltenbäd I. 406 3 31-82. 589 $ 13. 421 3 44. 456 $ 42. 

vn 3.8 Grimm, ®. I. 271. 1V. 437 8 6. 8 u. 11. In Altftabt durfte 
fogar der Bäder für den Ausmärfer nicht mit Markholz baden, 1485 ib. IH. 
455; auch fellte man dem Ungenofen Teinen Topf mit Markholz brennen, ib. 485. 

220) Grimm I. 676: kein holz verkaufen, dan jeder huber dem andern. 
256. III. 681. Auch foll man ein Haus zwar nicht fortführen, wol aler von 
einer Hofftatt auf die andre feßen bürfen, ib. I. 883 u. IV. 421 8 49. 

229) Bol. Note 219 u. 222; Grimm I. 453: vertreiben under denen, die 
in der allment sitzen u. darin gehören. 
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bei der Beſchräukung bes Vertriehes auf ben Kreis ber zur Gewinnung gleicher 
Markerzeugnige genau ebenfo befugten und befühigten Genoßen durch efwaigen 
Verkauf nur der Arbeitspreis erzielt werben fonnte, einer pofitiven Bejchrän- 
fung des Nubungsrechtes auf das eigne wirthichaftlihe Bedürfniß ziemlich 
nahe. Es Tann daher nicht Wunder nehmen, dab bie aus der Schließung 
ber Mark hergeleiteten Beftimmungen mit den direkten Beſchränkungen ber 
Nugung auf das eigne Bedürfniß vielfach zufammmenflichen 2%). 

Gehen wir nun zu ben pofitiven und unmittelbaren Beſchränkungen des 
Allmendgenußes über, fo kehren babei, jo ungleich fie fidh bei ben einzelnen 
Arten der Benutung geftalten, gewiße allgemeine Geſichtspunkte ale beftim- 
mende und in ihrem Widerftreit fich gegenfeitig modificirende Momente wieder. 
Beionders find es zwei Gegenjähe, deren Vermittlung babei gejucht wird. 

Der erfte beftimmenbe Gegenſatz ift der zwiſchen dem dauernden Inter- 
efie der unvertheilten Mark und zwifhen dem wirthſchaftlichen Bedürfniß ber 
Genoßen nnd ihrer Sonbergüter, zu deren Ergänzung bie Allmende beftimmt 
ifl. Man mußte einmal bad immerwährende Befte ber Mark wahrnehmen 291), 
„Damit anch Kinder und Nachkommen berfelben genießen mochten” 9%). Und 
doch galt es zweitens, die „Nothburft” ber einzelnen Genoßen und ihrer 
Güter zu befriedigen ??). Man mußte aljo gleichzeitig „einer gemein und 
der gueter nutz darin betrachten“ 2%). 

Der zweite beftimmende Gegenſatz ift der zwiſchen ber Idee ber ge- 


20) Dies zeigt fi) auch in den bisweilen zugelagenen Ausnahmen. Im 
Dorfetter v. Imbsheim darf der verarmte Burger, wenn er mit 2 Nachbaren feine 
Noth beweift, ein Gebäu ind Rand verkaufen u. Holz zu einem neuen aus bem 
Wald Holen, W. v. 1550 b. Grimm L 753. Bol. 1284 ib. 823: zu Weiß 
nachten Tann der Huber 2, ber Lehnmann 1 Fuder Holz verlaufen. DB. Kalten- 
bäd L 545 wird in $ 60 u. 61 der Berfauf von Bau- und Brennholz verboten, 
in 8 62 ber von anderm Holz erlaubt. 

a) Grimm, W. IL 183: Alles, wad dem wald zuwider were, foll unter- 
bleiben. III. 139: man foll keine Holzhaufen fegen, want het ein verderf der 
mark is. IV. 782 8 11: Holz darf nur bauen, wer gefchworen hat, des busch 
beste zu thun. Bgl. ib. I. 123 u. 124 $ 22: das die holtzer dadurch nit 
gewüst werdint. Kaiſerr. IV. c. 20: un auch bescheidenlich werde. gehouwen 
ane wüstunge. 

22) Grimm, W. I. 182: damit unsere kind u. nachkommen och mogint 
geniessen. 

235) Grimm, ®.I.180: aber die güeter sullent davon ir notdurft haben ze 
husen u. ze brennende u. ze solichen dingen, du dien guetern notdurftig sin. 651: 
ir notdurft in holz u. in allmende. 676. II. 844: nach notturft siner narung. 
HL 19: soll mallig der heide nach notdurft gebrauchen. 500: den markern 
die mark zu gebrauchen zu irer notturft. 1303 5. Kinblinger, M. 8. 
30. Und ähnlich in faft jeden Weisth. 

2) Grimm, ®. IV. 3820 8 2 (Schauberg, Beitr. IIL 873), 
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noßenſchaftlichen Gleichheit und zwiſchen dem ungleichen wirth- 
ſchaftlichen Bedürfniß der Genoßen. Jede Gemeinde war ein brüderlicher 
Verband, um Freude und Leid mit einander zu tragen: ſo ſollte denn auch 
an den aus der Verbindung fließenden oekonomiſchen Vortheilen jeder felbftän, 
dige Genoße in gleicher Weiſe Theil nehmen, der Eine wie der Andere, der 
Arme wie der Reiche?26); es ſollte eine ungetheilte Gemeinſchaft beſtehen, bie 
von einem Fallthor zum andern geeint und geraint wäre, damit Niemand 
einen Vorzug habe vor dem Anderen?26). Und doch ſollte andrerſeits Keiner 
über das wirtbichaftlide Bebürfui feines Hausftandes und feines Gntes 
hinaus die Mark benußen, dieſes wirtbfchaftliche Bebürfnig aber, ſoweit mög- 
lich, vol und ganz barans befriedigen. Sobald daher Ungleichheit des Be- 
fites und ber Hausflände eintrat, mußte fi) nothwenbig eine Kollifion beider 
Principien ergeben. Die Folge war, daß entweber bie Entwicklung ſich nad 
ber einen ober andern Richtung einfeitig vollzog ober eine fünftlihe Aus 
gleihung geſucht ward. Eine wirkliche innere Ausgleichung Tonnte indeß nicht 
gefunden werben. Denn der ganze Bau des alten Gefammteigentiums war 
anf die Identität des äffentlichen und bes Privatredhts, auf die volle Ueber⸗ 
einftimmung der bürgerlichen und der wirthichaftlichen Stellung jedes Einzelnen, 
anf die ungetrennte und harmoniſche Verbindung bed politifhen Gemeindeorga- 
nismus und bes agrariſchen Wirthichaftsorganismus gegründet. Er fette eine 
Gemeinde voraus, die von einer Anzahl wirthſchaftlich und rechtlich felbftän- 
diger Hausväter mit ungefähr gleihem Grunbbefiß, gleicher Berufsbeſchäfti⸗ 
gung und gleichen politifhen Befugnißen gebildet ward, während ſich ein Kreis 
unfelbftändiger Schußgenofen in gleichzeitig wirtbichaftlicher und politifcher, 
thatfächliher und rechtlicher Abhängigkeit anſchloß. Fielen dieſe Voraus—⸗ 
jegungen fort, fo Eonnte ber innere Widerſpruch, welcher nunmehr in ber 
Doppelnatur der alten Gemeinde und bes alten Gemeinguts verborgen lag, 


235) Grimm, ®. IV. 558 8 1: einem jeglichen, der eigen rauch helt, 
für einen märker, den armen als den reichen, einem als vil als dem andern. 761 
8 11 dreimal: dere soll der arme sowol als der reiche gebrauchen. 288 
$ 11: einer als der ander. I. 44: als vyl recht u. tail als ein andrer. 76 
8 18. 79 8 46: einer als der ander. IL 475: arm u. reich. IIL 223. 1279 
b. Bodmann L 441: equale jus in nemoribus, pascuis et aquis. 1242 b. 
Seibertz IL, 1. 282. 1873 b.Meichelbeck IL, 2. 73. 1826 6. Gudenus V. 
801: equalem portionem. Auch die Stellenb. Thudihum 244—246; Maurer, 
Einl. 71 f. 87 f. 199. 183. 137 f.; Marko. 55; Renaud a. a. O. 6 u 26 f.; 
Heusler a. a. D. 26 f. 

220) „Das daselbs zu R. ain ungetailte gemain ist, die von ainem val- 
thor zu dem andern geaint u. geraint sein solle, damit nyemand für den 
anndern vortail habe.“ Go u. ähnlich b. Kaltenbäd L 165 $ 2. 172 8 4. 
178 $ 7—8. 186 $ 8—9. 195 $ 7—8. 223 $ 31 u. 38. 242 $ 3. 275 $ 4. 281 
8 4. 845 8 8. 688 $ 2. 595 8 6. 
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lange noch verbedit und ausgeglichen werden: in irgend einer Weife aber mußte 
fi nun der Proceß anbahnen, welcher zulett zur Auseinanderſetzung des un- 
vereinbar Geworbenen führte. 

Die fih nun bes Näheren unter dem Einfluß folder Gegenfähe das 
Verhaltniß zwiſchen Geſammtrecht und Sonderrecht an der Allmende geftaltete, 
muß an den einzelnen Nutzungsarten dargethan werden. 

a. Jagd, Fiſcherei und Bienenfang ſtanden als uralte Beftand- 
theile bes germaniſchen Grundeigenthums 2°”) ſowol in der Allmende als in 
der vertheilten Mark, jo lange Ießtere dem gemeinen Gebraud geöffnet war, 
urfprünglich der Gefammtheit zu. Allein der Regel nach giengen dieje Rechte 
ober doch ihr wichtigfter Theil mit dem echten Eigen oder auch mit bloßer 
Schirm⸗ oder Lanbesherrlichleit auf Grund» und Landeöherrn über, und den 
Geſammtheiten verblieben nur jelten die ungejchmälerten Jagd- und Fiſcherei⸗ 
rechte in ihren Marken, meilt nur unbedeutende Hefte des alten Rechts. 
Daraus erflärt es fi, daß fi ein eigenthümliches Syſtem genoßenſchaft⸗ 
licher Benutzungsweiſe in dieſer Beziehung kaum ausgebildet hat. Soweit 
vielmehr eine Geſammiberechtigung fortbeftand, nahmen alle Genofen und 
nur bie Genoßen an ihrer unmittelbaren Ausübung gleichmäßig Tcheil*#8) ; 
und foweit überhaupt Jagd und Fiſcherei gemein blieben, mochte jeder Ge⸗ 
meinsmann nach Belieben in den gemeinen Gründen jagen?®®) und in ben 


27, Rathſelhaft ift, wie Thudichum, ber ©. 806 ausbrüdlih uur ben 
Märler für jagd- und fifchereibereihtigt erflärt u. ©. 314 f. „das Eigenthum ber 
gemeinen Mark der Geſammtheit ber Märker“ zufchreibt, denuoh ©. 312 aus ber 
„freien Pürſch und Fiſcherei“ fchließen Tann, „daß das ältere deut. R. keineswegs 
Jagd und Bifcherel als im Eigenthum an Grund und Boden enthalten anfah, 
wie gemöbulich gelehrt wird’. — Ueber den Bienenfang Maurer, Dorfv. I, 
2373—280. 

2#) L. Bajuv. L 91 (22) $. 11: ut nullus de alterius sylva, quamvis 
prius inveniat, aves tollere praesumat, nis; ejus commarchanus fuerit, quem 
calameo dicmmus. W. v. Werdenfels b. Grimm III. 653: an einem Berge ift alle 
Zagd, außer Nothwild und Roihfederfpiel, frei; doch sol nyemandt da jagen, 
dann der hewslich mit aignem rauch in der grafschaft gesessen ist. Ib. I. 
512: das die Bybra die bach als fry ist, das eyn iglicher merker darin mag 
Seen fischen. Kaltenbäd L 412 8 60: im gemeinen Bach darf fiſchen, wer 
im Dorfe ſeßhaft ift u. bie gemeine Bürbe trägt. 

2, Wefterwolder Landr. v. 1470 b. Richthofen 286 c. 5 8 24: in die 
ghemene mark mach men jagen, waer men will. (Die Revifion v. 1567 beichränfte 
Dies auf bie Zeit, in der ber Landesherr abweiend wäre; fo lange er zugegen, follte 
er allein jagen dürfen u. von ungefähr Gefangenes ihm abgeliefert werben). W. v. 
Schlanders b. Grimm IIL 789: die jagd ist gemein; v. Ahlten ib. 281: die rehejagt 
gehoret thom huse RB. u. die andere jagd sey gemeine; bed Felberiſchen Bruchs 
ib. 2379 $ 5: den erben sümbtlich die jagt. Url. v. 951 b. Dronke, C. D. 321 
u. Schannat, hist. Fuld. Cod. prob. 307 nr. 33: forestam .. in qua prius erat 
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gemeinen Gewäßern fiſchen.o) Non genoßenſchaftlichen Beſchränkungen der 
Ausübung des Gefammtrechts durch die Einzelnen findet ſich nur bie einzige 
erwähnt, daß das Necht vielfach anf das eigne Wirthſchaftsbedürfniß beſchränkt 
und daher der Verkauf bes erlegten Wildes und ber gefangenen Fiſche ver- 
boten fein follte.241) 


communis omnium civium venatio. Bol. Urk. v. 1029 u. 1060 b. Thudich um 
307. — Bol. ferner Grimm, W. L 884 (außer Rothwild). 578. IL. 50. 242. 
824 Note. 6540 (der hofman). 529 (der gehoevere). III. 488. IV. 511 8 5—8 
die gesellen). V. 382 $ 53-54. 883 8 7-3. In der Seulbeiger u. Eıle 
bacher M. foll nah dem W. v. 1484 ib. 319 8 4 der Märker und Landmann 
(na dem Waldboten jagen dürfen, währenb bad W. v. 1493 ib. III. 491 nur 
NRittern, Edelleuten und Paftoren die Jagd verſtattet. Vgl. ib. V. 227 (Mone 
X. 380) 621: man Tann jagen alles das den herd bricht u. den boum stigetr 
Ausführlich wird um 1400 in der Waldmark Dornftetten ber Umfang der gemeinen 
Jagd, an welcher alle Gerichtöeingefeßenen Theil nehmen (dass die, die inn das 
gericht gehörent, hand recht zu jagen u. zu fähen), feftgefeßt: fie umfaßt 
vogel, aichhürn, schwin, beren, fuchg oder wölff, dagegen rothwild, das sind 
hürsch, hinden u. rebe, nur mit des Amtmanns Erlaubniß; Hafen mag man 
mit einem Hunde für den Haudgebrauch fangen; genau wird das Recht der Jagd⸗ 
folge und eine Reihe von Abgaben an den Grundherrn geordnet; ib. L 384, 386 
u. 887. Vgl. ib. 383 u. 888 über das Recht, ein wilde Schwein zu fangen; 
Sulze, Kopf u. Füße erhält der Herr. Auch IL 784 u. 787. IIL 836: ein 
burger o. burgerskint da.f einen Hafen o. ein Schwein fangen. IL 26: jeder 
inwoner des tals mag einen Hafen o. Fuchs fangen. Ebenſo darf nad oͤſterr. 
Bant. b. Kaltenbäck L 86 8 83 u. 232 5 87 jeber nachbahr einen Fuchs, 
Biber, Iltis, Marder, Dachs o. ein Wilbfchwein, ib. 36 8 82 einen Hafen 
fangen. 

sc Urk. v. 1292 5. Baur 171: ut piscaria .. sint omnium quomm 
interest communia. Grimm, W. I. 512: eyn igl. merker. 457. 461: yeder- 
man. 578. II. 37: frey wasser, darin ein iglicher armer man daselbs zu 
fischen macht hat. 50. III. 232 87. 439. 456. 631. 743: im Rein der marck, 
bussen salmenfangh, mag jeder fischen. 887. IV. 308 8 11 (1898). 511 8 9. 


V. 227 8 92-28. 302 8 7-9. 882 $ 54—55. 575 8 24. 662 $ 132. 
Schauberg L 114 8 19. Maurer, Marke. And. Nr. 1 u. 4. — Kleinere 


nach den Werkzeugen (3. B. nur mit Angeln) o. fonft beſchränkte Zifchereivechte 
find faft überall gemein geblieben; fie übt dann „jeder inwohner“, ;. 2. b. 
Grimm IL 88. 842. 471; der gehöffener ib. 540 u. 569; ein jeder huber 
b. 46; vgl. auch I. 156. $ 20. 888 IT. 26. 29.30..55. 92. 143. 272. 273. 386. 
437. 528. 589. 569. 605. 618. 754. III. 877. 472.693. Bei Kaltenbäd I 36 
8 70 hat „ein jeder gemeiner man, der hier mit ruckh sitzet“, dad Recht, auf 
dem Bach mit einer Zugangel zu fifchen. Aehnlich ib. 184 8 91, 195 8 93, 291 
8 6978 die ganz gemein; 35 8 71 jeder nachbahr; 412 $ 60 u. 482 8 43 
jeder Seßhafte, der die gemeine Bürde trägt. 

1) Grimm, ®W. I 388 ı. 384: der mag wohl einen hasen fähen o. 
wie viel er gefähen mag, die er in sinem hus isset, doch sol er kheinen ver- 
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b. Aud von dem Recht auf unterirdiſche Schätze erhielten fich feit 
Ausbildung der Bergbaufreiheit und bes Bergregald zu unbedentende Reſte im 
Geſammtrecht, als daß fi eine feftere genoßenſchaftliche Ordnung darüber 
bätte entwideln Lönnen. Kür die den Gemeinden verbleibenten Befugniße, 
Lehm, Sand, Mergel, Thon⸗ und Ziegelerden in der Allmende zu graben, 
Steine darin zu brechen, Kalk zu gewinnen, Torf zu ftechen u, ſ. w., genügte 
ber Grundfatz, daß fie jeder einzelne Genoße nach Maßgabe jeined wirthſchaft⸗ 
lichen Bebürfniges für fi) ausüben Tonnte, babei aber der Allmende den 
mindeft möglichen Schaden zufügen follte. Es finden fich daher lediglich Ber- 
kaufs⸗ und Ausfuhrverbote, fowie einige gemeindepolizeiliche Beſchränkungen 
ber Sonternugung. 2) 

c. Daß die Benugung des Waßers im Allgemeinen weder zur Kolli- 
fion des Geſammwielheitsrechts mit dem Gefammteinheitzrecht noch zu andern 
ald polizeilichen Befchränfungen einen Anlaß bot, ift ſchon oben bemerft. 
Einige Waßernutzungen jedoch hatten eine andere Natur. Namentlich war 
dies der Fall bezüglich der Ableitung des Waßers zur Wiefenbewäßerung. 
And hierzu war am fich jeder Genoße nah Maßgabe feines wirtbichaftlichen 
Debürfniges befugt.) Wo indeß das Waßer nicht im Ueberfluß vorhanden 


kouffen; ebenjo File. Vgl. IL 28. 29. 30. 50. 272. 821. 448. 143 8 2: 
Fiſche u. Hafen darf man fangen, doch nicht zum Verkauf, fonbern in sein haus 
zu gebrauchen zue seiner notturft. IIL 647 8 7. W. v. Eichen v. 1340 ib, 
1. 808: villanus inhabitans villam . . victus et necessaria sibi et familiae 
mae; nach bem W. defielben Orts v. 1476 ib. IV. 628 8 1 darf man aber auch 
über das Bedürfniß fiichen, wenn man vom Mehr Y,, an das Klofter o. feinen 
offciatus abgiebt. Im Schwarzwald ib. V. 227 8 23 fol der Einungsemeiſter 
mit ben Nachbarn in Gefellichaft die gefangenen Fiſche verzehren. Nach öfterr. Pant. 
darf man oft Teine auf der Gemain gefangenen Zifche verkaufen, Kaltenbädl. 
35 8 68, 232 8 75, 247 8 45; fonft verliert man die freiheit zu fischen, ib. 
130 8 58. — Bol. über die Ausfuhrverbote v. Fiſchen oben N. 214; Vorlaufsrecht 
der Gemeinde in NR. 222; Vorkaufsrecht der Herrichaft b. Grimm IL. 272. 

2) Grimm, W. II. 662: drei offen leimkollen . .,mach ein ider nach- 
ber zu seinem baw u. notturft in holen. 482. 669. 692 Note. 696: aus ber 
gemeyn leymkaule darf man bis Walpurgen Lehm holen, muß es aber mit dem 
mindeften Schaden thun. 755. L 461. 1V. 287 $ 83 (man barf beim Diergel- 
graben feinem Baum zu nah kommen, Hanſſen, Zehmarn 108 a. 10: Lehm 
nach Bebürfniß. Landb. v. Uri a. 99 u. 275. Schauberg I. 188. Hefſ. Greben⸗ 
D. t. 28 8 12. Piper 104-110. 212. 220. 237.243. 256. Mone I. 428. Löw 
183 f. Oben N. 218. 

” W. v. Gappel b. Grimm I. 422: wer auf ber Hube figt, mag ouch 
das wasser niessen in sinen gütern. Ib. 74. 630. II. 498. 674. 721: ind mal- 
lichs des wassers geneissen sal zo sinre noittorft. II, 329: daz waszir sul- 
lin sich gebruchin dy armen lude zu erer notdurfft u. zu wessirn er wesin. 
Schauberg I 94 8 35. 114 8 18—19, 
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war, zeigte fih die genoßenſchaftliche Gebundenheit des Sondernutzungsrechts. 
Denn bier follte das Waßer nur zu beflimmten Zeiten auf bie Wieſen ge 
lagen und dann vom Dorfoorftand ober eigens beftellten Waßermännern unter 
Ale nah Maßgabe ihres Bedürfnißes, der Zahl und Größe und bisweilm 
and) der Qualität ihrer Wieſen und Aecker einerfeitö und nad dem Princip 
ber Gleichheit andererſeits vertheilt werben.244) 

d. Groͤßeren Beichränfungen unterlag das Heuen, Plaggenmähen, 
Wildheufammeln u. |. w. in der Marl. Die Gejammtheit Tonute, ſoweit 
nicht die erwähnten feften Sonderrechte der Plaggenmaht innerhalb tes Ham⸗ 
merwurfes, des Obrtlandes und ber Ginfänge entgegenftanden, dieſe Benutzungß · 
arten ganz oder in beitimmten Theilen der Mark unterfagen.?%) Soweit 
dies aber nicht gejhah, finden ſich zwei verſchiedene Syfteme ber gemeinen 
Nutzung. Nah dem einen Syſtem wurde jedem Einzelnen freigegeben, zu 
beuen und zu mähen wo und wie er wollte.) und ed wurben nur von 
Gemeinde wegen Zeiten dafür gejeßt, polizeiliche Anordnungen zum Schuß von 
Daumen und Grasangern erlaßen, Sriften für die Fortführung bei Ber 
meidung des Verfalls geftellt, gewiße Verwenbungsarten unterfagt, Verkauf 
und Ausfuhr verboten.) Nach dem andern Syitem wurde zur Erhaltung 
der genoßenſchaftlichen Gleichheit die gemeine Wiefe vor der Heuernte mit 


2), W. v. Roggwil b. Grimm L 351 8 22, wonach ein eigner Waßer⸗ 
mann beftellt ift, der das wasser leite u. wise uff die agker allenthalben ge- 
licklich, das nieman da dehein voruss an bescheche an geverde. Ib. 368.8. 
v. Partfchind v. 1380 ib. III. 738 8 1: der Dorfmeifter theilt jedem mann nach 
seiner nothdurft dad Waßer zu. Genaue Beftimmungen über Wäßerung voa 
Wiefen verfchiedner Güte, unter Zurüdfegung ber fchlechtern, ib. L 181. Bel. 
301. — Ueber die ſchweiz. Waßerherrn u. den Dürkgeimer Wiefenwäßererr Mau⸗ 
rer, Dorfo. I. 284 u IL 96. 

25) Bel. 3. B. Grimm V. 362 8 5; Schauberg L 95 8 47; Landb. v. 
Uri a. 839 u. 342. 

20) Srimm I. 885: welcher, der in der vorg. dörffer einem sitzt, will 
haiden meigen, der hant recht, haiden zu maigen. Cbenfo ib. 388. 458. V. 
319 8 4—5. Landb. v. Glarus a. 200, v. Uri a, 839f. 1268 b. Gudenus, 
Byll. 256 u. 498: tondere fenum in allmenda Meichelbeck, hist. Fris. 
I, 2. 144: communionem in marchis foenum secandum. Piper 97—103. 
Löw 197. Maurer, Marko. 160 f.; Dorfv. I. 289 f. 

7). v. Hanbofen 6. Grimm V. 575 8 13—14: man darf nicht vor 
beſtimmter Zeit mähen u. muß das Gemähte binnen 2 Tagen fortnehmen, wibri- 
genfalls Jeder es fich aneignen kann. Ib. IV. 510 8 35: kein Markmaun darf 
an Sonn u. Feiertagen o. bei Nacht mähen. III. 1418 18: junge Bäume follen 
babei geſchont werden. — Zeitfeftfeßungen b. Piper 179. 212—214 u. Kalten- 
bäd I. 34 $ 56: auf der gemain haben wir grasz, das soll niemand abmähen 
vor 8. Jacobi tag. Bgl. Piper 236 über dad Verbot des Mähens auf Weide 
land u. 210 über dad Berbot der Berwendung zum Eindeichen von Waßergräben. 
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Pfählen abgetheilt und verlonft, oder eö wurde auch wol das Heu gemeinfam 
gemäbt und in Haufen geſetzt, um ſodann dieſe Haufen zu verlooſen.?«8) 

Berwandt find andere Heine Nugungen, wie bad Obftfammeln 2), 
Stoppelicheeren 25% Laubjammeln 251) Gicheln- und Ccdernlejen252) u. |. w. 
Auch bier Bat die Gemeinde frei zn verbieten ober zu erlauben. Und auch 
bier wird entweder jedem Genoßen unter gewißen polizeilichen Beſchraͤnkungen, 
Zeitfeftjeßungen und Ausfuhrverboten die abgefonderte Nutzung frei gegeben 
ober es werben bie Markerzengniße gemeinfam gewonnen und demnächft zu 
gleichen Theilen verlooft. 

e. Einen ungleich intenfiveren Konflikt zwiichen Geſammtrecht und Sonber- 
angung, als alle biöher erwähnten gemeinen Gebräuche, ergab die wirthſchaft⸗ 
lich wichtigfte Marknutzung, die gemeine Weide. Das Recht auf alle Arten 
der Weide war ungetheiltes Gefammtredht. Geſammtrecht war am Sonder- 
ader die Stoppelweide wie die Brachweide, an Sonberwielen bie Weide in 
der offenen Zeit (Grasweide, Blumenweide oder „Weide ſchlechthin); Geſammt⸗ 
recht aber war auch in der Allmende die Waldweide („Wunn*), die Weide 
anf den gemeinen Wieſen, Angern und Heiden, die Alpweide im Gebirge, bie 
Fruchtweide oder Maft (Eder) im Eihen- und Buchenwald. Die Gefammt- 
beit jedoch übte alle diefe Weiderechte durch und für die Einzelnen, feines 
davon für Torporative Gemeindezwede aus. Der Einzelne umgekehrt nahm 
an ber Weide immer nur als Genofe und in voller Abhängigkeit von der 
Geſammtheit Theil. Und doch war für ihn gerade der Antheil an der Weide 
die unentbehrliche Ergänzung und untrennbare Pertinenz feines Sondergutß: 
weldyes er darohne bei bem ganzen auf Verbindung von Aderbau und Weibe- 
wirthſchaft geftellten Syftem gar nicht hätte benutzen können, und erfchien in- 
fowelt als ein feftes und unentziehbares Recht won berfelben mehr und mehr 
individualrechtlichen Natur, wie fie dad Eigenthum am Hofgut felber annahm, 

Zunähft war die Borm, in welder das Weiderecht ausgeübt werben 
follte, durchaus genogenichaftlicher Art. Denn die Weide durfte nicht von 
Jedem für fi (wie etwa Jagd, Fiſcherei, Heumaht u. |. w.), ſondern nur 
von Allen zufammen benußt werden. Alles Vieh follte durchaus nur in der 
gemeinen Herde unter dem von der Gejummtheit ober ihrem Vorftande an. 
geftellten und befolbeten gemeinen Hirten ansgetrieken werben. 259) Ein Recht 


, Lanbau, Terr. 18. Thudich um 259. 

2) Kaltenbäd IL 84 $ 57: es soll ouch niemand kein obst nehmen 
ob der gemain vor s. Laurenti tag, Oben N. 215. 

20, Stoppelfcheeren b. Srimm IL 669 u. 692, Streufammeln (anfangs frei, 
fpäter verlooft) in Unterwalben b. Heusler 94. 

) &öw 172. Lodtmann ca. a. D. 3. Grimm,, W. II. 186, 

288) Verboten b. Grimm, B. II. 785. III. 178. 538; erlaubt ib. 190. 639. 
V. 661 8 9 u. nach Löw 171. 

=) W. v. 13283 b. Grimm, L 420; v. 1385 ib. 518: das kein man, er 
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auf Sonderherden und Sonderhirten mußte ansbrädlich erworben?®4) oder aus 
bem vorbehaltenen Recht des Grundherrn abgeleitet werben.?55) 

Daraus ſchon ergab fich eine einheitliche und umfaßente Weidepolizei 
ber Geſammtheit. Sie beftimmte die offene und gefchloßene Zeit, die Stätten 
und die Ordnung für ben Auftrieb der einzelnen Bieharten, bie zur Ver⸗ 
bütung bauernder Schädigung der Mark erforderlichen Borfichtemapregeln.2*) 
Bei ſtrenger Buße verpflichtete fie den Genofen, unreines oder Tranfes Vieh 
zu Haufe zu laßen?7) und in allen Beziehungen bei Einrichtung feines Vieh⸗ 
ftandes das gemeine Wohl im Auge zu behalten25%). Sa fie verbot jogar, 
gewiße jhähliche Thiere überhaupt zu halten oder ben Viehſtand über Die zum 
Weidebeſuch berechtigte Stückzahl hinaus zu erhöhen 25°). 

Als weitere Befhränkungen nothwendig wurden, kam bier wie bei andern 


sey ritter o. knecht, paffe o. leyge, keine sunderunge sal han mit keime 
hirten; wer das dede, der hette der merker recht gebrochen. 767. 784. 
787. DI. 86: u. sollen des herrn wälde u. der gemeinde wälde einweydig 
seyn u. einhirdtig. 731: gebuirherde. III. 417 8 23. 436. 489. 449, 475. IV. 
534 $ 2 (auch der Obermärker nicht). V. 2138 11. 324 $ 11. 576 $ 22. Boeh- 
mer, C. M. I 472. Kaltenbäd L 499 8 34. 549 8 88 u. 100-102. 158 
8 15. Vgl. auch ſächſ. Landr. II, 54 8 1—2; ſchwäb. Landr. (W.) c. 179; 
Ruprecht v. Sreifing I, 141. Wer ſein Vieh nicht mittreibt, muß trogbem bem 
Sirtenlohn zahlen; ſächſ. Landr. a. a. DO. 88, Grimm,®.L 184.721; Schau 
berg I. 107 8 625 Kaltenbäd I. 578 8 15. Auf umfriebetem Eigen bört 
natürlich der Gemeinfchaftägwang auf, Grimm I. 420. 

2 Grimm, W. I. 787. IIL 284. 418. 417. 418. 463 $ 1. IV. 286 $ 38 
(Recht zweier hofstetten zu sunderweid). Eranien I. 81. 41. 48. Löw 178. 
Maurer, Einl. 151. 217; Dorfv. I. 254 N. 68. 

55, Grimm, W. I. 784. 787. II. 471. 721. IIL 420. 486. 449. V. 824. 
(1434) $ 11: so soll niemand in der F. mark keinen besondern hirten han, 
dan ein apt v. Fulda uf seinen fronhoven. Maurer, Fronh. II 81. 

26) Pol. oben N. 77—83. 92f. — Grimm I. 130 (ausführl. Vieh⸗ u. 
Weideordnung). 420 (junge Schweine follen nicht audgetrieben werben). III. 174 
5 13: keine Schafe in ben Wald. 732. V. 803 8 10: Schafe nicht bei Nadt. 
805. 363 $ 7: Rindvieh u. Schweine zu ſondern; $ 8: Tein And auf bie Weide. 
218 $ 10: Beichränkungen f. Hengftfüllen, Stiere u. kranke Thiere. Nah Lodt- 
mann a. a. O. 79 u. Löw 173 follten Schweine einen Ring am Nüffel tragen; 
auch follte Fein Vieh auf fanbige Plätze getrieben werben. Bol. ferner über bie 
Reihenfolge der Bieharten bei der Stoppelweide u. über die Sondernng ber Wei⸗ 
ben f. Zug. u. Melkvieh Maurer, Marko. 147; Dorfv. I. 2585 Thud ich um 
253—258. 

zn) Grimm, W. I. 194. V. 153 $ 89. 162 $ 50. 191 $ 12. 582 8 89 u. 
40. Kaltenbäd I. 174 8 24.182 869 u. 85. 191 8 99 („tadlihaftiges vieh“). 

ss“ KRaltenbäd I 271 9 55. 279 8 44. 286 $ 49. 297 8 88. 384 8 78. 
350857. 440 8 50. 459 $ 56. 598 $ 41. 

330) Bol. oben R. 72. 
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Marknutzungen zunächft das Princip des wirthſchaftlichen Bedürfnißes 
zum Durchbruch. Daraus folgte die allgemeine Beftimmung, daß die Weide 
von den Genoßen nur für ba8 eigme Bedürfniß benugt?%%, fremdes Vieh da- 
gegen von ihnen nicht angenommen und auf bie Weite gefchlagen werben 
follte%1), Pofitiv wurde dann bie Weideberechtigung eingeſchränkt auf das 
Vieh, welches man felbft anf einen in der Mark belegenen Hofe gezogen 
batte?®) , auf das Vieh, welches darauf überwintert worden war?) ; ober auf 
bad Vieh, welches barauf überwintert werten Tonnte?%4), Aehnliches galt nament- 
lich auch bezüglich der Maftberechtigung, jo daß man alle auf den eignen Trögen 
gezogenen Schweinen (deeitucht) in nicht wenigen Marken unbedingt?) oder 
doch während einer gewißen Zeit?) in den Wald treiben durfte. Dabei war 
dann mitunter genau beftimmt, zu welchem Zeitpunkt man die Schweine ſchon 
beießen haben mußte, damit fie als felbftgezogene gälten *7). 


260) Urk. v. 825 6. Meichelbeck I. 257: pascua porcorum, quando illi 
opus fuerit. ®rimm, W. I. 869: schweinen . . der he das jaer gedechte 
zu geniessen. 584. III. 176. 516. IV. 288 8 18. V. 809: alle weide im felde 
u. in welden zu irem vihe haben u. nutzen. 

2) Grimm, W. I. 83. 86. 120. 179. 422. 482. 689. 696. 752. 765. 826. 
1. 59. III. 92. 98. 141 8 17. 177. 209 $ 4. 416 8 13. 474 8 7. 782. V. 275 
8 2. 249 $ 16: so sall kein inmerker keines ausmerkers fihe zu ime ne- 
men, sich der mark zu gebrauchen, er thue es dan mit wissen, laube u 
verhenknus der merker. Heusler 74. Michel ſen a. a. O. 97. Ditmarf. Landr. 
v. 1567 a. 87 89. 

Grimm, W. 1. 179. 488. 441. 695. 762. 7656. 773. 825. III. 418, V. 
576 8 22. 

2 Grimm, ®. I. 164. 206. III. 655 8 67 IV. 767 8 5: wasin dem 
kirspel niet erwintert enwirt an viehe, sal auch nit allhie gesoemert wer- 
den. 781 $ 8: auch solle niemandt mehr viehe darauf treiben, dan binnen 
dieser hondschaft gewintert ist. 

) Grimm, W. I. 166. 197. II. 668. UI. 655 8 67. IV. 862 $ 11. W. 
v. 1466 ib. V. 153 $ 40: es tft verboten m. ftrafbar, im Sommer mehr Bieh uf 
die gemain brach o. waid zu jchlagen, dann er den winter gewintren möcht 
uf den gütern. 191 8 8. 211 8 2. Schauberg I. 54 8 14. Blumer I, 2. 
365. Ebenfo in Untermalden auf den Alpen, im Gegenfag zu ben niebrigeren 
Almen, Heusler 72f. 

0%) So 1260 in Sueftem b. Grimm III. 863: porcos quos parerunt in 
domo sus; in Selbolb 1866 ib. 421: die sie ufiren tröchen ziehen; in Alten- 
hatlau, Millingen, Hochwald, Babenbaufen ib. 416 $ 12.786 u, IV. 712. 547. 
Bol. ferner I. 179. 639. 695. 752. 767. 825. I. 114 118. 177. 282. 418. 
416 $ 18. 784. 1242 b. Seiberk 11, 1. 282. In Cappel b. Grimm 1. 422 
barf man zur Ergänzung Schweine Laufen, aber Teine wieder verlaufen. 

26) En b. Grimm, W. 1 502. Ill. 786. IV. 551 8 12. 

7), So in Altenhaslau 3 Tage vor Walpurgi, W. v.1416 6. Grimm III. 416 
8 13; in Dftbewern vor Jakobi, 1389 ib. 177. 
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Mit dieſer Abmeßung der Weideberechtigung nach dem Bedürfuiß kolli⸗ 
dirte nun aber das Princip der genoßenſchaftlichen Gleichheit. Deun wenn 
bie Weide ein Gefammtrecht war, hatte an fich jeber Vollgenoße gleiches An⸗ 
recht anf ten ans ihre fich ergebenden Vortheil, während das Bebürfnigprincip 
ben Reichen vor dem Armen bevorzugte. Mitunter drang daher ber birelt 
entgegengeſetzte Grundſatz durch, daß jeder Vollgenoße, arm ober reich, ohne 
alle Rüdficht auf fein größeres oder geringeres Wirthſchaftsbedürfniß gleich 
viel Vieh auf die Weide zu treiben befugt fein ſollte?es). Es kam and, vor, 
baß bei der einen Weidegattung das intivibuelle, bei der andern das genoßen⸗ 
ſchaftliche Princip durchdrang, wie 3. B. in Unterwalden und fonft in ber 
Schweiz, wo fi an den hochgelegenen Alpen das Weiderecht zu einem nad 
dem Bedürfniß bemeßenen ISudivibnalredht der Güter entwidelte, an den nie 
drigeren Almen dagegen ber Grundſatz in Kraft blieb: „die Allmend ift gleich 
bes Reichen uud des Armen“ 26%. | 

Sn der Regel indeß trat eine gewiße Ausgleihung und Vermittlung ein. 
So lag eine Konceffion un das Gleichheitsprincip ſchon in ber Dertheilung 
der auf Weide und Maft haftenden Abgaben an Schirm» und Grundherrn 
(wie Weidezins, Maftzehnte und befonberd der wol aus ber Ablöfung des letz⸗ 
teren hervorgegangene dehem, dechem oder dechtumb) #7%) oder an die Ge 
meinde (wie Hirtenlohn) nah Maßgabe bes aufgetriebenen Vieh?!) Mas 
aber bier nur mittelbar erreicht wurbe, fuchten mande Mark- und Dorfrechte 
direkt und mit ber ausgeſprochenen Abficht, die Gleichheit zu erhalten, durch 
Beitimmungen zu bewirken, wonad nur eine beftimmte geringe Stüdzahl von 
Vieh frei auf die Weide gelaßen, für das Mehr ein förmlidher Entgelt in 
Form eines Zinfed entrichtet werden folte?7%). Anderwärts gieng man noch 

© 


268) W. der Bibrauer M. v. 1885 b. Grimm I. 522. Ib. IV. 558 8 7: 
arm u. reich gleich viel. III. 824: ye dat huiss nit me dan 30 schaiff, 
arm u. reich. 

00, Heusler a. a. DO. 85 f. 126. 180. 131. 186. 

0) Grimm, ®. I. 489. II. 38: deheman von jedem, aud) nicht ausgetrieb- 
nem Echwein eined Lehnmanns). 41 42. 58. 72 (von jebem Fuß 1 Heller). 107. 
111. 112. 115. 128. 134. 208. 252. 255. 264. 271. 855. 392. 412. 418. 421. 
528. 549 (der scheffen frei). 614. 616. 775 f. 784. V. 714 8 4. 

1) Grimm, ®. I. 773. 825. II. 418. Bluntfhli, 9. R. 160. Blu⸗ 
mer I, 2. 866: zuerft nur eine Heine Auflage zum Beten ber Allmende; ſpäter (In 
Schwyz feit dem 17. Jahrh.) ein „Biehgeld” v. 1 fl. u. mehr an dad Bauamt. 
Heusler 34. . 

279) So in Töß von jedem Haupt Vieh über breit, Grimm, W. I. 188. 
Vgl. III. 141 f. 8 16 u. 28. 868. — Später wurden z. B. in Unterwalden all- 
gemein nur 1 bid 2 Kühe unentgeltlich zur Allmenbe gelagen, für mehr voll be 
zahlt. Das Pachtgeld wurbe oft unter Alle, auch unter ſolche, die gar kein Bieh 
auftrieben, vertbeilt. Hensler 88f. — In Appenzell konnte man 1546 nur 6 
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weiter unb erhob von allen Genofen, welche Vieh auftrieben, eine Geldſumme, 
durch deren BVertheilung diejenigen Genoßen, welche Tein Vieh aufzutreiben 
hatten, entſchädigt werben follten?7%). Wieder in andern Marken und Dörfern 
ſuchte man durch eine Mobiftkation tes Bedürfnißprincips zu helfen: es wurbe 
dem, ber kein eignes ober nur wenig eigned Vieh Halten konnte, erlaubt, eine 
beftimmte Anzahl Vieh zu Taufen ober, wenn ed ihm anch dazu an Geld 
fehlte, zu entleihen, um dasſelbe zum Genuß, zum Wiederverkauf oder gegen 
Bezahlung auf der Allmende zu weiden ober zu mäften und in dieſer Form 
feinen Antheil am Geſammtweiderecht zu verwerthen 27%). 

Hiermit dürfen natürlich die geringeren Weiberechte minberberedhtigter 
Genoßen und die auf bloßer Konceifion der Gemeinde beruhenden Tleinen An- 
fprüde bloßer Schußgenogen und Beifagen nicht verwechſelt werben?75). Deun 
bier ift das Genofenrecht jelbft ungleich und deshalb das ungleihe Maß der 
Weiderechte die durchaus principgemäße Konfequenz ber genoßenſchaftlichen 
Gliederung. 

Endlich genügten nun oft alle ſolche Beichränkungen nicht mehr, man 
mußte vielmehr dazu fchreiten, Zahl und Gattung des Viehs, das jeder Genofe 
ober jeder Genofe einer beftimmten Klaffe auftreiben burfte, zu firiren. 
Dies geſchah entweber durch jährlichen Gemeinbebeihlug*?%) oder ein für alle 


Kühe frei auftreiben; für mehr wurbe indeß nur eine geringe Auflage erhoben, 
Die für Wege u. Stege verwanbt wurde, eventuell in ben Kirchenfedel fiel. 

29) So in linterwalden ber Allmendthaler, den Seber, ber auftreibt, zahlt, 
und Seder, der nicht auftreibt, erhält; Heusler 89I—I1. Auch Austheilung v 
Gartenland Fam hier als Entſchädigung für die armen Genoßen vor, ib. 91 f. 

24) Go Tann nad der Kerner Einung der arme haushäbliche Genoße 2 gelie- 
bene Kühe auf die Alp fchiden, Heusler 78. Ergänzung ber Roffe in Tirol b. 
Grimm II. 773. Im Hochwald kann ber arme Mann 2 Schweine Taufen, ib. 
IV. 718. Ebenſo I. 767 (jeder hausman) n. 825. Im Steinmweblerwald ib. IV. 
695 $ 13 kann jeder holtingsmann 4 Schweine, ib. I. 695 der arme Mann 6, 
ib. III. 124 fo viel, als er für den Erids feines beiten Pferdes erhält, Taufen. 
IL 572: 2 kaufen o. den pfacht von zweien holen. I. 752: wer keine Zucht⸗ 
ſchweine hat, Tann 2 gekaufte, wer feine Taufen Tann, 2 geliehene auftreiben. Ib. 
858 $ 52: die gebursami v. ben kann 60, die v. Ror 80 Echweine umionft, 
mehr nur gegen je 4 Pf. Waldrecht an den Abt „von uszluten“ in die Allmende 
nehmen. V. 158 $ 40: Winterungöprincip; usgenommen arme lüt, da mag 
ainer haben ain kue, ain kalb, 4 hennen, ainen hanen u, ain schwain. 
Ebenfo 154 8 55 u. 2128 7 m. 11. 

en). Um b. Grimm L 433: ber Huber 32, ber einlutig man 4, die 
Witwe 2 Schweine. IIL 284 8 13. vollmeier 20, dreihöfeling 16, halbspänner 
10, kötter 4 schweine. IIL 413: 4 schweine vom mundhaus. 417 $ 15. 124. 
n. f. w. Recht der Beifäßen in Unterw. 5. Heusler 73—80 u. Anh. Nr. 27, 
49. 54. — Bol. unten $ 11. 

26) Feldordu. der M. v. Kirburg 6. Reinhard 176f. $ 1. Grimm, W. 
I. 78 9 33. 120, IL 489 (1401), Maurer, Marko. 147. 


IL 17 
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Mal7). Bezüglich der Maſt wurde in der Regel ein für alle Mal feſtgeſtellt, 
wie viele Schweine bem vollen Genoßenrecht im Falle voller Maft entſprechen 
jollten, während jährltcher Beichluß darüber, ob volle, halbe, viertels ober gar feine 
Maft vorhanden war, vorbehalten blieb?s). Die beftimmte Zabl pflegte dann 
gezeichnet (gemerkt, gewahrt) und jeder dadurch leicht kenntliche Mebertrieb mit 
Berluft des ungewahrten Thieres oder mit andern Bußen beftraft zu werben ?7°). 
In allen ſolchen Fällen entiprach aljo dem Genoßenrecht eine Weidegerechtig⸗ 


2) Grimm, ®. I 207: 4 haupt viech. 435 u. 440: 4 Kühe u. 
6 Schweine. 784: 5 Ochfen. V. 721: jeglik naber mach halden 30 schaf u. 
1 widder. 471: 80 schaf. 668. 669. 673: 50 schaf. III 824. V. 332 (1988) 
$ 23: quilibet verus ex avis aut parentibus suis marcariug aut wmarcaria, 
dictus marker, potest minam unius quartalis una cnm uno vervice dicto weder 
in psscus graminum minare infra bannum Erpele. BDod kann bie Gemeinde 
beichließen, daß ed nicht gefchehe. Eine supermina i. e. overdrifte muß man 
beßern. Vgl. I. 512. W. bes Ried III. 475 8 8: ein igl. nachbar der 8 dorf 
möge treiben auf die weithe 20 Schafe nebft den Jungen, 4 alte Gänfe, 
1 Sänfer u. die Zungen. Schauberg I. 118 8 11 u. 122 $ 35. In Unter- 
walden fand an den Hochalyen, wenn biefe für die Bebürfniße Aller nicht mehr 
ausreichten, die fog. Stublung u. bie Bertheilung der Antheile durch das Roos 
ftatt; doch Fam auch am geftuhlten Alpen Zulaßung einer Weberjegung gegen Gelb 
vor; Heusler a. a. DO. 82—85. Aehnlich in Uri feit 1682, Schwyz jeit 1583 
(40 Kuhheſſen), Appenzell feit 1546 (nur 6 Kühe unentgeltlih); Blumer I, 
2. 366. 


16) Bihrauer W. v. 1885 6. Grimm I 512: wir wysen dem gewerten 
man, wan fol eckren ist, 82 swine zu driben vur sinen rechten jar hirten; 
weriz aber nit fol eckren, wie dan die merker zu rade werden, also sulde 
man iz halten. Bgl. ®. v. Ulm ib. 482 u. v. Harenberg III. 284 $ 18. Im 
Altenhaslau gehen bei voller Waft 12 Schweine vom ganzen, 6 vom halben Hofe, 
4 vom Mundhaufe, ib. IU. 413 $ 12; ähnl. 417 8 14—15. Im Walde Scherz⸗ 
beim treibt der gemeine Dann 4 Schweine bei voller, 2 bei halber Maft, IV. 518 
8 9—16. In Selbold jeder Pflug 8, jeder Ritter, der ein Märker iſt, 12, fein 
Lanbfiebel 8, ein Edelmann 8, ein Scheffe 4, ‚ein Cingrefe ein Viertel, jeder ges 
fhworne Knecht 4 u. |. w., 1366 ib. III 421. Sn ber Seulenberger u. Erlen- 
bacher M. wird dur den gemeinen Schreier der Beichluß des Märkerbinge ver- 
fündet, wie viel Schweine der Waldbote, die Märkermeifter u. jeber Märfer o. 
Landmann treiben bürfen, 1484 ib. V. 319 $ 8. Bgl. L 428. 500. EL 666. 776. 
IH. 188. 193. 489. Bef. 237 $ 14 u. 288 $ 85. IV. 510 8 31f. 518. 2öw 
168. Sethe 116 $ 10. 152 $ 60. 153. Stiffer II. 34. 41f. Piper 198. 294. 
Pufendorf, Obs. I. 565f. Eranien I 32. 89. 58. 

0) MW. ber Dernelamper M. b. Grimm III. 141 $ 16: die mahlleute 
follen die Schweine inscharen u. brennen nach eins jeden gerechtigkeit; doch 
werden bier gegen schützgelt auch ungewarte u. ungebrante schweine zuge 
laßen. 142 $ 28: ungewahrte biester. 209 8 6 — 7. 856. Setbe 115. 
123. 152 f. 
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feit von ganz beſtimmiem objektiven Gehalt und Bermögenswerth, und ces 
fonnte diefe Seite des Genoßenrechts unter dem Namen einer Gerechtigkeit, 
eines Theile, einer Ware ober Schar, eines Echtworts, einer Kuhheſſe u. |. w. 
als eine unkörperliche Sache wie eine Aktie behandelt werben ?®9). 

Im Uehrigen traten aber wieber Unterfchiebe hervor, jenachdem innerhalb 
ber durch die Zahl gezogenen Grenze das Bedürfnißprincip ober das Gleich⸗ 
beitsprincip ober eine Kombination von beiden zur Anwendung gelangte. Ent- 
weber nämlich hatte bie Feſtſetzung ber Zahl nur bie Bedeutung eines 
Marimum’s, während im Nebrigen das Bebürfuig, die eigne Zucht, bas Win⸗ 
terungsprineip u. f. w. entidhieb?%). Oder es hatte jeder Genoße ein unbe- 
Dingte® Anrecht auf bie Ausnützung ber Gemeinweide mit ber beftimmten 
Biehzahl, fo daß er erforberlihen Falls die Zahl durch Kauf ober» Entlehnung 
komplettiren ), ja bisweilen bie Weibegerechtigleit von fo und jo viel Vieh *P), 
ober felbft das eventuelle Recht auf Die Entlebnung oder den Anlauf fremden 
Vieh's verfaufen?*?) und fo fein Anrecht auf dad genoßenſchaftliche Geſammt⸗ 
eigentbum verwertben konnte. So war es möglich, daß die Weibegerechtigkeit, 
während fie unmittelbarer Ausflug ber Genoheneigenichaft blieb, ihrem objel- 
tiven Gehalt nach fih als ein rein inbivibuelles Vermoͤgensrecht von bem 
Wirthſchaftsorganismus ber alten Gemeinde loͤſte. 

Blieb endlich nad der Benutzung durch die Einzelnen ein Weideüberſchuß, 


2) Bol. z. B. Grimm IV. 669 $ 15: fri echtwort ist 4 schweine; u. von 
dem hove landes mach noch ein ider ein echtwort driven. Aehnlich echtwort 
ib. 518 $ 17 1. IL. 82f.; echtwehr III. 284 8 13 u. IV. 695 $ 20 u. 27; 
theil IV. 698 $ 15; gerechtigkeit III. 141 $ 16. Vgl. unten R. 288 u. 284 
— Ieber bie Bedeutung der Kuhheſſen, Kuhſchwären, Kuhweiden u. f. w. bei ge 
Ruhlten Alpen, welche ben ganz beftimmten objektiven Gehalt der für eine Kuh 
resp. bie lorreſpondirende Stũckzahl andern Viehs (1. B. % Pferd, 7 Schafe ober 
Ziegen) erforderlichen Alpweide repraefentiren, Blumer I, 2. 366 u. 870f.; 
Heusler 82f.; Th. L 611 N. 79. 

2. Deffu. v. Schwommenpingen b. Schanberg 1. 122 $ 35: ob aber einer 
sein zahl vieh nit hätte auf die weid zutreiben, der soll sein zahl ni er- 
setzen mit frömdem o. anderem vieh. 

se) W. v. Selbold v. 1366 b. Grimm III. 421: deilen wir dem pluge 
8 swyne, hett er der swyne nit, so mag er sye entlehnen. Ib. I. 767. I. 
417 $ 14. Eranien I. 82 u 89. 

) W. 9. Dftbevern v. 1339 b. Grimm III. 177: wer Teine Schweine bat, 
Kann feine Ware verlaufen, ber Holzgraf für 80 Schweine u. einen Eher, ber 
Markgenoße für 6, ber Kotter für 1, der Scharmann für 2 Schweine W. v. 
Scherzheim v. 1492 ib, IV. 518 $ 17: wer kein swin hat, der hat dennacht 
die gerechtigkeit u. mag sein recht verkaufen. 

20) W. des Hochwalde v. 1546 5. Grimm IV. 718: ber arme Mann mag 
seine gerechtigkeit der zweien schweinen (vd. 5. dae Recht auf Kauf zweier 
Schweine) einem andern einigsman in den dryen dörfern verkaufen. 

17° 
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jo kam auch dieſer, ſoweit nicht herrſchaftliche Anfprüche entgegenſtauden 296), 
der Genoßengeſammtheit zu Gute *6). 

f. Sehr ähnlich geftaltete ſich das Verhältniß von Geſammtrecht und 
Sonderrecht bezüglich der Holznutzungen. Auch dad gemeine Hol; war fo 
gut für alle Einzelnen wie für die Gemeinde als ſolche da. Während aber 
urſprũnglich jeder Genoße Holz ſchlagen mochte, wo, wie und wann er wollte), 
wurden allmälig die mannichfachften Beſchränkungen eingeführt. Dabei war 
theild das wirthichaftliche Bebürfniß, theils die Rüdficht anf die genopenichaft- 
liche Gleichheit, theils dad dauernde Snterefe der Forſtkultur beftimmend. 

Daß für die Holzungung das eigne Bedürfniß ber Genofen und ihrer 
Güter den Maßſtab bilden folle, wurde, nachdem fchon die Schließung ber 
Mark baranf bingewirkt hatte?es), faft überall zum pofitinen Grunbprincip 
erhoben ?%). Und zwar geſchah dies fowol bezüglich des für bie Güter exforder- 
lichen Baubolzes2%), als bezüglich bes für ben Hausftand nöthigen Brenn- 


2) Grimm 1. 179: der ubernutz dem gotzhus. 787. II. 581. 

286) Grimm 1. 428: were dan furbasser me eckere im ban, sol ouch 
der genossen sin. Im Hochwald böhmt man fremde Schweine ein, wovon lant 
Bertrag ber Herr %, bie B berechtigten Gemeinden % erhalten, ib. IV. 712. 

zer) W. v. 1396 b. Grimm 1. 123; v. Egeri ib. 160: ein gemein holz.. 
da sond wir innen howen wo wir wend; v. Baiersbronn ib. 338: zuhawen 
was sie wellen; nur wer mehr fchlägt, als er fortführen Tann, wirb geftraft. 
II. 168. I. 654 8 61. Blunt li, R. ©. 1. 257. Blumer I, 2. 359. 

206) Bol. oben N. 218 u. 219. Man folte nicht einmal für den Holzbieb 
oder die Abfuhr Ungenofen verwenden oder Dingen, ausgenommen das eigne Brot- 
gefinde, einen. leiblichen Bruder oder dergl. Bel. Grimm, W. 111. 274. 282. 
IV. 558 $ 3. 782 8 11. &öw 166. 

30), Grimm I. 62. 168: gemeinen holshow . . zur notturft. 640: holz 
zu seiner notturft u. nit weiter. 703. 752. 11. 82: seine nothdurft zu hawen. 
139: sein urbar bauholz u. feurholtz, wes der arm man nott hat. 168. 271. 
873. 528: dem gehoffner sein gebrauch auff dem waldt zum bau, zum feur, 
zum pflugh u. wagen, u. so vil als ers behuff nach seiner notturft. 550. 
614. Ill. 651 8 84: wen sie sein durfent. 176. 718. 788 $ 2: nach seinem 
bedarf. IV. 861 $ 1: ir notturft.. wes sy bedörffent zu den selben gütern. 
614 $ 3: holtz howen zue sinen nöthen. V. 309 $ 6: zu irer notdorft. 351 
8 1—3. 477 8 4—12. Kaltenbäd 1. 219 8 14. 240 8 2. 264 $ 8. 280 $ 55 
—56. 287 8 63—65 (nach notturft). 1296 b. Meichelbeck II. 42. — Oft 
bedurfte es gar Feiner befondern Erlaubniß o. Anweifung, vgl. Piper 160. 188. 
185 f.; Niefert II. 145; Wigand, Prov. R. v. Paderb. II. 396—897. 414— 
415; Grimm, W. I. 500. II. 177 u. Hofe. v. Loen ib. 157 8 92-94, in 
welchem letzteren auch ausdrücklich bie Begrenzung durch eine beftimmte Zahl negirt 
wird u. nur das Gut nicht verwüſtet werben foll. 

0) Grimm, W. 1. 85. 78 $ 45. 126. 164: welr gnoss o. gast het ein 
ehehafti in dem hof, wil er die ehafti bezimbren, daz holtz sol er howen 
in des hofs gemein march, u. sol ouch nit me howen denn er zu siner 
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bolzes 291), als endlich bezüglich ded zu Zäunen, Wagen, Schlitten, Pflügen, 
Ratten, Stangen, Gerten u. f. w. nothwendigen Nubholzes?®®). Jeder Ueber- 
bieb wurde demgemäß mit Strafe bebroht und der Holzverlauf auch an Ge 
noßen unbedingt verboten??®). In ber Regel aber wurte auch eine foͤrmliche 
Gemeindekontrolle eingeführt. m dieje zu ermöglichen, jollte ver Holgbedürf, 
tige der Gemeinde oder Herrſchaft und ihren Beamten eine vorherige Anzeige 
machen oder auch wol eine freilich im Bedürfnißfall nicht zu verjagende Er- 
Iaubniß einholen und demnächſt das zu fchlagende Holz fi im Gemeinwalde 
durch die Forftbeamten anweifen laßen?%). Doch war eine ſolche Anweifung 
nur für Bauholz faft durchgängig vorgefchrieben?%), für Brennholz?) und 


ehafti bedarf. 354 $ 53: zu notturftigem gebuw. 512. 640. 691. 696. 710. 
728. 453: wer da recht in die allment hat, der mag bawholz hauen zu sei- 
nem bawen so viel er bedarf. II. 174. 264. 271. 767: zur notturft seines 
baws. Ill. 16. 588. 739. 786. IV. 436 8 1—2. 486 8 86. 540 89. V. 50 8 13. 
53 $ 12. 166 $ 22—24. 477 $ 15. 545 $ 6. 662 8 10. 

20), Srimm, DB. I. 142 8 22—28. 354 $ 53. 537: zu der notturft u, 
fewerung der heuser. 11. 174. 475: nach notturft irer haushaltung .. brenn- 
holz zu hauen. Ill. 124. 428. IV. 540 8 11. V. 167 8 31. Sethe 147 8 48. 
149 8 51. — Beim Breunholz war e6 durchaus die Regel, baß es einer befon- 
deren Anweiſung nicht beburfte, vgl. Grimm 1. 513. 514. 522. 524. 596. 111. 
124. 416. 1V. 696 8 24 (wo dagegen fir bauholz Anweifung gefordert wird). 

2) Grimm, W. 1. 96. 115. 142 8 23. 168. 174. 178: wes er notdurftig 
ist... als schürmachen, spichern, taunen, schygen o. schindeln. 453. 512: 
der gewerte man mag sinen hoff befreden us der mark. 750. Iı. 139. 174: 
pflugholtz .. zu seiner hotturft. 264. 271. 306. 877. 475: nach notturft 
ihres gezeugs. III. 16 $ 124 (Wagen o. Pflug). 413 8 6. 416 8 9. 428, 886. 
IV. 509 $ 25- 26. V. 167 8 25—26. 363 $ 17: so vil esz ihme notdürftig 
ist, sein hofguet zu vermachen u. vershlahen. 422 84—5, 477 8 14.6618 8. 

ꝛ) Srimm, W. 1. 422: wer hinder eck sitzet uff obg. gütern, der 
mag den wald niessen zu buwen uff die güter u. nit den pfennig zu lesen. 
Ib. 10. 68. 899. 427. 640. 676. 696. II. 229. 111. 178 8 9. 786. IV 884. 8 9. 
118. Schanberg I 110 84. Sethe 125 8 44—45. 145 8 42. 149 8 51. 

3%) Urk. v. 1287 b. Mone IV. 419: de quorum licentia quolibet tempore, 
quo ligna secanda sunt, tantum de lignis secandis singulis assignetur. Grimm, 
W. 1. 85. 189. 168 (die Gemeinde darf es nicht werfagen). 178. 419. 605. 801. 
I. 11. 60. 189. 168. 271. 200. 295. 373, Ill. 140 8 11. 209 8 8. 282. 800 
(gebrauchszettel u. maszbrief). 855. V. 268. 592 8 15. 

) Grimm, W. I. 85. 174 178. 179. 213. 271. 354 $ 53. 427. 514. 
522. 640. 696. II. 82. 174. 309. 421. 475. 550. 614. 616. 658. 767. 785. 111. 
16. 98. 418 8 6. 416 $ 9. 455. 698. 711. 788 $ 2. 789. 786. 799. 818. 828, 
IV. 658 $ 6. 696 8 24. 718. V. 58 8 12. 641. 

”) Grimm, ®. 1. 107. 108. 354 8 53. 587. III. 306. 499. 711. Sethe 
118 $ 15. 119 $ 16. 147 8 48. 148 $ 49, Lodtmann 70, — Bgl. aber 
Note 291. 


262 Genoßenſchaft uud Geſammtrecht 


Nutzholzꝰ) nur in einzelnen Gemeinden augeordnet. Hiermit verbaud fich 
dann oft ſowol eine vorgaͤngige Prüfung ber Bedürfnißfrage, als eine nad 
träglihe Kontrolle der Holzverwendung. Erſteres war beſonders bei Bauholz 
faft allgemein ber Fall. Ehe daher Holz für Neubauten ober Reparaturen 
angewiejen wurbe, follten die Borftände ober beiontere Geſchworene der Ge⸗ 
meinde durch Befichtigung des Bau's feftftellen, ob ein wirkliches Bedürfniß 
vorhanden war). Zu einem überflüßigen Bau follte nichts bewilligt 
werken??®). Dies war, wie wir gefeben, ber erfte Keim einer förmlidyen 
Baupolizei und regelmäßiger Banbefihtigungen. Andrerſeits wurbe aber 
auch bie zweckentſprechende Verwendung bed angewiefenen Holzes Tontrollirt. 
Dasfelbe follte binnen einer beftimmten Friſt abgehauen werden, widrigenfalls es 
an den Bald zurüdfiel 2%), Hatte man es gefchlagen, jo burfte man es nicht 
verfanlen laßen, fondern mußte ed innerhalb einer gewißen Zeit fortführen 
und verbauen ober fonft der Anweifung gemäß verwenden, wibrigenfalls es an 
bie Gemeinde fiel ober auch von jedem andern Genoßen in Befit genommen 
werben Eonnte?), Endlich durfte man das Holz nicht zn anderen Zwecken 
als für die es gegeben war verwenden, Bauholz 3. B. nicht verbrennen, wes⸗ 
halb mitunter ſogar Revifionen im Sunern ber Häufer flattfanten?%®), 


20) Grimm, ®. I. 115. 174. 178. 179. 371.419. 537. II. 174 806. 475. 
III. 711. 818. IV. 509 8 25. Löw 167. 

200) Grimm, W. I 213 (1495): den vogt u. die vier gesetzten man.. 
bitten den baw zu besehen, ob es ain nothurft sy zebuwen o. nit. 640: seine 
noitbawe zu besehen. It. 498. 767. II. 173 8 8. 417 8 17. 818. 823. IV. 
437 8 9. 509 $ 29. V. 268 8 11—12. 250 8 24 (ob Abbruch bes alten Bau's 
nõthig ift). 641 8 10. v. Mofer a. a. ©. 11. 228 8 9. 289 8 9. Sethe 120 
8 28. 145 8 42. Piper 168. — Anders noch Grimm Il. 822, wo nur An⸗ 
zeige, nicht Beflichtigung gefordert wird. 

0) Grimm I. 696. Ecdhauberg I. 135 8 8. 

0) Grimm I. 127 (binnen 1 Woche). 576. III. 210 $ 12. 856 (fonft haut 
der Förfter das Zeichen wieder aus u. der Baum „vererfft dem buysche“). P i- 
per 203. 288. 

°)®. v. 1449 b. Grimm L 458: weber Bauholz noch Nutzholz darf man 
über 1 Monat liegen Taßen, ohne ed umzuwenden; wendet man es aber monatlich, 
nicht über ein Jahr; fonft bricht man die Einung u. jechlicher, der in die all- 
mend gehört, mag das Holz wegführen. Bgl. ib. 127. 111. 455. IV. 436 8 4. 
V. 517 8 16 Schauberg I. 110 8 2. 184 $ 2. Kaltenbäck L 546 8 63 um. 
695 $ 55 (e6 verfällt der gemain). — Nach andern Weisth. verliert man das 
Holz nur, wenn man es verfaulen läßt, Grimm I. 85. 126. 605 Ill. 265 540. 
718. IV. 781 8 4. V. 167 8 27; Kaltenbäd L 50 8 71 u. 78 u.61 89 — 
Berbauen in Jahr u. Tag wird z. B. 1298 in Landau gefordert, Grimm I. 
767; ebenfo ib. 111 8 14. 126. 514. 11. 272. 878. 877. 498, III. 49. 500. 
850. 578. V. 250 8 22—28. 268 $ 10. 

) Grimm, W. 1. 899. 458. III 500. V. 167 8 28. Heusler 98. 147 f. 
Kontrolle in den Hänfern felbit 6. Maurer, Marko. Anh. Ar. 6 8 1 u. in ber 
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Dem Bebürfnigprincip gegenüber machte ſich das Princip der genofen- 
Ihaftlihen Gleichheit indirekt in der Erhebung Heiner Abgaben für die 
Gemeinde ober ihre Beamten nach Maßgabe der wirklich erhaltenen Stämme?0%), 
direkt in der Binführung regelmäßiger Holztage®%) und gleihmäßiger Holz 
vertheilungen 9%) geltend. 

Das Intereſſe der Forſtkultur endlih als ein Theil bes dauernden 
Gemeindeinterefjeß führte zu einer Reihe von Beichränfungen, aus benen eine 
mehr oder minder entwidelte genoßenfchaftlihe Korftpolizet hervorgieng *%®). 
Schon die Anweifung und Zeichnung der zu ſchlagenden Bäume durch bie 
Sörfter zielte dahin, indem fie ba gefchehen follte, wo e8 „dem Wald am un- 
ſchädlichſten war 37), Sodann wurden auf Zeit ober für immer, bebingt _ 
oder unbedingt gewiße Holzungen als Friedewälder (Hegewälber, verpönte o. 
verbotene Wälder) dem gemeinen Gebrauch gefchlogen?®). Zuletzt konnte man 


Röder M. 1576 b. v. Mofer 280 8 17 (von Zeit zu Zeit Reviſion der Häufer, 
ob Niemand über Bebürfnig Brennholz gefchlagen). 

) Grimm, ®. 1. 888. II. 651 $ 85. 836. 538: „stammgeld“. 640 u. 
696, III. 499 u. 1V. 558 $ 6: „stammrecht“. II. 174 u. 271: „stockpennig“. 
L. 572 u. 578: „stockgeld‘. III. 428: Wein an bie Beamten. Kaltenbaäck J. 
340 8 2, 344 8 69, 866 u. 581: „holzgeld“. Heusler 97, 99 u. 152: „holz- 
Inder“. — Bisweilen finbet eine folche Abgabe nur für das Mehr über ein firir- 
tes Quantum ftatt, vgl. Grimm V. 406 u. IIL 78; Heusler a. a. O. — An 
Stelle der Abgabe tritt in andern M. die Pflicht, für jeden Stamm mehrere junge 
Erfagbäume wieder anzupflanzen, Grimm III. 140 $ 12. 173 8 8; Sethe 121 
$ 28. 146 8 44; Riefert II. 146—147. 

») Grimm I. 197 (alle 6. W.). 142 $ 28 (Bmal jährlich). 698. IL 87. 
IIL 142 8 28. Schauberg I. 184 8 2. Kindlinger, Hör. 421. 

2%) Stimm It. 210 8 11: Holztheilunug in beiseint der gemeinen mark- 
genoten. 176: dat darin eine gleichheit nach vermöge des woldes gehalten 
werde. 142 $ 23: gieichtheilig, doch nach eins jeden gebürender gerechtig- 
keiten. 1. 127. Kaltenbäd I. 40 $ 26: dasz keiner in den gemainen höl- 
sern für sich selbstn kain holz abhacken solle, sonder der dorfrichter u. 
die vier sollen alle jar ain austhaillung machen. 218 $ 65. — Die Theilung 
faub bald fo flatt, daß jebem dauernd o. wechjelweis ein befimmter Bezirk zum 
Holzfällen zugewiefen warb, Grimm I. 606. 514. LI. 171. 174 $ 15; Man- 
zer, Marl. 188f.; bald fo, daß das Holz gemeinfam geſchlagen, nach Saufen 
abgetheilt u. dann verloft wurde, v. Mofer II. 240 $ 11. 244 8 20; Sethe 
124 $ 80; Lodtmann 101, 

ss, Ausfährl. Forſterdn. 3 B. b. Grimm IV. 219 f. V. 268—271 (Groß⸗ 
Iindner Zent). 275—280 (Modftadt). 

”) Grimm, W. I. 127. 142 8 22—24. 178. 419. 514. 537. 640. 11. 498. 
UL 140 $ 11. 172 & 4. 413 8 6. 499. IV. 480 8 43. 508 8 21. V. 268 $ 18. 
Deusler 97. Sethe 121 $ 23. 122 $ 30. 146 $ 42. 153 8 61. Piper 168. 
Lodtmann 75. 

eo Grimm, ®. L 458. UL 300. 3801 8 17. V. 268f. 8 24. v. Moſer 
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zu foͤrmlichen Schlagabtheilungen und ſchlagweiſem Abtrieb übergehen ?%%). Der 
Holzhieb bei Nacht, an Feiertagen und in den gebannten Zeiten wurde ver» 
boten310), Gewiße ſchädliche Nutzungsarten, wie Eichel⸗ u. CEckerſchlagen, 
Laubſtreifen, Baft- u. Lohſchälen, Kohlenbrennen u. ſ. w., wurben unterſagt oder 
doch beſchränkt?1)y, Oft wurden gewiße Holzarten ganz geſchont oder ſollten 
doch nicht für beſtimmte Zwecke geſchlagen werden?2). Der Auftrieb ſchäd- 
licher Thiere wurde verboten 1%). Und Häufig wurden auch den geſammten 
nußnngöberechtigten Genoßen beftimmte pofitive Leiftungen für den Wald auf 
erlegt, wie bie Anpflanzung einer beftimmten Zahl von Bäumen ®14), die An- 


248. Stiffer 40. Biper 236. Sethe 125. dw 154. — Beſonders wurden 
die jungen Waldungen gebannt, Grimm IIL 237. 292. — Doch war auch), wenu 
der Wald in Frieden lag, bisweilen ber Erſatz eines gebrochenen Rades erlaubt, 
ib. 859; oder bas „notholt“, 3. 8. in ber Raesfelder M., auch wenn fie „to 
geschlagen“ war, ib. 169. 

3») So 1742 in der Röder M. na v. Mofer 248, 

310) Rodenfleiner M. 5. Grimm IV. 540 $ 18: sol der waldt friden han 
von der sonne nidergang biss zu irem uffgang, der sontag u. der heilige tag. 
Bol. IH. 178 8 7 (Nachts doppelte Brüche). 859. IV. 519 8 85. — Anch über 
offne n. gebannte Zage u. Zeiten ib. L 127. 524. 525. 537. 576. IIL 801 8 17. 
IV. 568 $ 8. 782 8 9. V. 517 8 17. 268. 8 17; Kaltenbäd I. 131 8 12; 
:öw 154. — Bel. au) Grimm IIL 148: de maellude u. gemeynen buren 
hebn ingegaen, dat se sick sollen entholden houwens biss an den nesten 
erfholtink. — An gebaunten Tagen follte der Wald fo frei fein, daß ein barum 
gezogener ſeidner Baden nicht gekränkt wurde; ib. II. 188 n. mein Humor ©. 88. 

sn Grimm, ®. I 170. 176. 498. 499. 565. 576 8 11. 640—641. ID. 
177. 186. 285. 286. 289. 291. 302. 805. 821. 416. 489. IV. 549. 7828 12—13. 
V. 614f. $ 18-21. — Bgl. IL 685: die Förfter follen den Wald bebfiten vur 
allen unrechten hauwen, vur koillen brenderen, vur weytesich brenderen, 
kalckbrenderen, vur velgenheuweren, vur benden u. landt zo machen, roi- 
den, loe zo scheillen ind dergelichen. II. 169 an. 173 8 10: Koblenbrennen 
n. Holzhaufenfegen ift verboten, went het ein verderf der mark ist. 287 $ 25: 
gerügt u. gebüßt wird alles was an der mark entgegen geschicht, als mit 
hauen, hagen auslegen, eicheln lesen u. schütten. I. 537: Verbot, einen nenen 
Baum vor Abfuhr der alten zu fchlagen; Gebot, die Stämme dicht über ber Erbe 
zu bauen. Letzteres auch III. 462 $ 8, Piper 168 u. Eranien I 53 $ 34. 

2) Grimm I. 524 u. 597. — Verbot, fruchtbares Holz zum Brennen gu 
ſchlagen, ib. 453. IT. 174. IL 173 89. 186. 285 819. 481. V. 575 8 18—19; 
Maurer, Markv. 134—136. — Unterfchied v. Hauwaldungen“ u. „Bauwal ⸗ 
dungen”. — Bgl. Grimm III. 858, wonach Eichen, Buchen u. Linden „keur- 
hout“, u. ib. 863 u. IV. 106, wonad Eichen u. Buchen „bannbeume* find. 

23) Grimm I 587 III. 174 8 18. 177. 499. — Auch follten die Hirten 
fein Feuer im Walde machen, v. Mofer 254; Lodtmann 95. 

34) Grimm II. 1078 48. 140f. 8 18—14. 173 8 11. 211 8 20 (®oll- 
genoßen boppelt fo viel wie Halbgenoßen) Sommer I, 2. 246 $ 4. Shan 
berg I, 117. 134 8 2. v. Mofer 252. Löw 158. 
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legung von Eichellämpen 315), die Löichpflicht bei Waldbränden®!®), 
Schließlich genügten nun aber in vielen Marten, als der Wald ſich zu 
erihöpfen begann, alle ſolche Beichranfungen der Sondernugung nicht mehr. 
Man griff daher auch bier wie bei her Weide zur Fixirung bed Holzquan- 
tum’s, das auf jedes Genofestrecht fallen ſollte. Dabei machte fi dann zu 
vörberft das Princip ber Gleichheit geltend, indem jedem Genoßen ober doch 
jebem Genoßen berfelben Klaffe der Anſpruch auf ein gleiches Quantum zu- 
geftanden wurdeꝰ17). Daneben aber kam namentlich bezüglich des Bauholzes 
das wirthichaftliche Bebürfnig in Frage, jo daß eben nur im Bebürfnigfall, 
dann aber für jebe Art bes Baues jedem Genoßen bad gleihe Quantum von 
Holz angewiefen wurbe?13). Seltener hielt man umgelehrt den Umfang des 
Tonfreten Bedürfnißes ald Maßſtab für das Nutzungsrecht feft und half ſich 
burch eine Beſchränkung des Nutzungsanſpruchs am gemeinen Walde auf eine 
fefte Duote bes erforderlihen Duantums1%). Bezüglich des Brennholzes er- 
faunte man in ber Regel einen Unterjchieb des Bebürfnißes gar nicht an, fo 
daß alſo Hiervon jedem Genofen, jeder Hufe ober jedem Haufe jährlich die 
jelbe Anzahl von Yuhren, Fudern ober Bürben ohne Weiteres gewährt 
wurdeꝰꝛo). Dasjelbe galt aber mitunter nicht nur vom Nugbolz391), fondern 


315) Grimm IIL 141 815.174 8 12. Piper 169. Niefert IL 147. Sethe 
117 8 12. 121 8 27. 147 8 46. 

so), Srimm I. 168. V. 49 $ 18. 820 8 12. 614. 622. &öw 158. 
Gtiffer 41. 

sın) 3, B. Grimm L 107. III. 82f. 856. V. 644 $ 18—20. 258 (1488) 
$ 4: beft. Quantum f. jeben ackerman. II. 685—686: genau firirte Holzquanta 
für die 4 Genoßenklaßen des Blameröheimer Waldes. III. 856: genaue Zeiten u. 
Duanta für jede gewalt. 

s”, v. Capell b. Grimm L 825; zu eime husse 5 grosse böme, zu 
einer schüren alse vil, zu eime korbe eine süle, zu einre mülen einen wen- 
delbom u. zwene grundbome. 114: ein uffrichty. 327 $ 17. ein uffhebi. 499. 
OL 651 $ 85. Kinblinger, Hör. 421. Sternberg I. 28. Grimm 479 (1301) 
8 8: jeder Huber erhält zu einem Bau ein Fuder. IH. 428: iglich gefurstet man 
.. zu sinem sedelhuse . . 4 sweln, 4 phedin, zwo first sulen u. einen first- 
balken. II. 809. III. 215. V. 268 $ 7. 

a) So in Schwanheim 1% des Holzes, befien man bedarf, Grimm I. 522. 

30) Srimm L 524 u. 525: 8 Wagen für jede were. IV. 98: zu disen 
gütern hören zu einem jeden mentag zwey fuoder toubes holtz uss dem 
walde. III. 223: jeder Märler erhält wöchentlich 2 Fuder, wovon er eins verlan- 
fen kann; ib. IV. 700 $ 9 jeber holtingsman wöchentlich 1 Fuder u. ib. V. 575 
8 15 zwei Wagen. Kaltenbäd J. 181 $ 12: jedem Haus ftehen jährfih 2 Klaf⸗ 
ter Holz aus dem Gemeinwalde zu. Bgl. Grimm I. 127 (6 Wochen lang erhält 
jeder Genoße wöchentlich ebenfo viele „burdina“, ale er Biertel Bogthaber giebt! 
107. It. 16. IV. 558 $ 8. V. 268f. $15; Urk. v. 1280 5. Gudenus II. 220; 
Hensler 98 f. u. 144 f. 
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in manchen Marken ſelbſt vom Bauholz, jo daß auf jedes Genoßenrecht jähr⸗ 
lich eine beftimmte Anzahl von Bäumen ohne Rückficht darauf, ob ber Einzelne 
gerade zu bauen batte oter nicht, zu beliebiger Verwerthung fiel???). Je feſter 
in allen dieſen Fällen der Inhalt der ans dem Genoßenrecht fließenden Holz 
gerechtigfeit geregelt war, befto mehr näherte fidy die Iegtere einem individuellen 
Sachenrecht von beftimmtem vermögensrechtlicdhen Gehalte an, jo daß zulekt 
unter Were, Gewalt, Gerechtigkeit u. bergl. geradezu der Anfpruh auf ein 
gewißes Holzquantum verflanden werden Tonnte?*®). 

Sanz unbefhräntt blieben oft einzelne ben Genoßen zuſtehende gering- 
fügige Holzgenüße, wie das Recht auf dürres Holz, Holzabfälle, Windbrüche 
und Windſchläge u. |. w.32). 

g. Endlich wurde auch das ftärffte Sondernutzungsrecht in ber Allmenbe, 
bas Recht der Aneignung von Markboden, unter bem dreifachen Geſichts 
punkt bes wirthichaftlichen Bebürfniges, der genopenfchaftlichen Gleichheit und 
bes dauernden Intereſſes der Mark beichräntt, bis fchlieglih die Erwägung 
durchbrach, das jede Landnahme nicht eine bloße Nutzung, jondern eine Sub- 
ftanzminderung und besbalb in jebem einzelnen Fall von ber freien und aus 
drüdlichen Bewilligung der Gemeinde abhängig ſei. 


8 11. Genoßenrecht und Nutzungsſrecht. 

A. Wir haben gefehen, wie der Genoßenſchaft ein mit ihr eng verwad- 
ſenes Gefammtreht an Grund und Boden entſprach und wie dieſes Gefammt- 
vecht fi zu ihrem binglichen Abbilde geftaltete.e Wir haben ferner gejehen, 
wie einerſeits die Genoßenichaft fi mit ber Gefammtheit der Genoßen bedite 
und andrerfeits das Geſammtrecht den Inbegriff der genoßenfchaftlihen Son- 


31) Grimm L 524: jeber were jährlich 80 gebunt.phele. 107. IV. 354 89. 

Schauberg L 808 6.110 8 5. 

am) Grimm IV. 782 $ 14: daz man 24 heisteren sol geben vor ein ge- 
walt; find Eichen da, 4 Eichen u. 20 Buchen; außerdem 8 Linden, 3 Hanbuchen, 
3 Kirfchbäume. I. 138: jeder Hofftätte eine Eiche. II. 775: jährlich 1 Eiche o. 
2 Buchen u. taub o. Tiegend Holz zum Brennen. IV. 884 & 5-6: jede ber 12 
Hofftätten erhält jährlih 4 Buchen, 4 Hölzer für den Hausbau m. f. w. Bgl. 
ib. 4837 8 9, 

323) Bol, die vorfiehenden Noten. Ferner Grimm I. 107: holzrecht. 111. 92: 
schlachtenut. 142 $ 23; gerechtigkeit. 856: gewalt. IV, 783 8 16: „werge- 
waldt“ u. „serfftergewalt“ mit verfchiedenartigen Befugnißen u. Abgaben. 

2209 Grimm, W. I. 427: ouch hant die genossen recht zue howen im 
ban doupholz u. dürreholz. I. 264. IV. 106. V. 167 $ 29. &öw 156—157.— 
Solche Rechte genoßen auch die Kötter mit, Grimm II. 16; mitunter felbft Un- 
genoßen, 3. B. ib. L 525: die zu 8, R. o. G. sitzen, die nit merkere weren, 
die affterslege ... u. dorre holz, das mogen sie holen. — Bgl. über Wind⸗ 
u. Sallyol II. 130. III. 211 9 8. 285 8 30 287 8 20. 308 4 34-85. 858. IV 
407 $ 11. 509 $ 27. 40 8 10, V. 4382 8 1—. 545 $ 2—3, 
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derrechte in fich enthielt. Daraus ergab fih nun mit Nothwendigkeit ein 
glei inniger Zufammenhang zwifchen dem Genoßenrecht und dem nußbaren 
Sonderrecht in der Marl. Die eigentbhümliche Beichaffenheit aber, welche in 
Folge defien das Recht bes einzelnen Genoßen annahm, beftimmte ihrerjeits, 
da ja Genoßenrecht und Sonderrecht die Bafls von Genoßenſchaft und Ge 
fammtrecht bildeten, in den wichtigften Beziehungen den Bau der alten 
Gemeinde. 

Uriprünglich erfchienen Genoßenrecht und nutzbares Sonderreht nur als 
die fubjektive und objektive Seite beflelben Begriffe. Das Genoßenrecht ale 
bie perſoͤnliche Mitgliebichaft im Berbande z0g zugleich einen Inbegriff von 
liegenſchaftlichem Sonderrecht als feinen dinglichen Nieberfchlag nach fi; und 
das fo oder fo beichaffene Sonderrecht in der Mark bildete zugleich bie Bafis 
des entipredhenden Genoßenrechts in bem ber Mark entiprechenden Berbanbe. 
Dabei war aber fo wenig das Genoßenrecht von ber individuellen Seite der 
Perfönlichkeit als das genoßenſchaftliche Sonberrecht von der freien und jelb- 
fländigen Individualſphäre des Einzelnen getrennt. Es ftand nur feit, daß 
jeder Einzelne fowol für fih felbft Perfon als zum Gliede eines Ganzen be- 
rafen, daß ebenfo jein Recht in der Mark ſowol ein in fich beruhendes Privat- 
recht als vom Geſammtrecht beichränkt und gebunden war. Ungefchieben baher 
lagen perfönlihe und dingliche, politifche und vermögensrechtliche, genofen- 
fhaftliche und indivibnelle Momente in dem Recht des Einzelnen burcheinander, 
bedingten und beftimmten fih in gegenfeitiger Abhängigkeit und verbanben 
fih zu einem barmonifchen Ganzen. Die Grenze aber, bis zu welcher für bie 
Natur des Ganzen ber eine ober ber andere feiner Beftanbtbeile entſchied, 
bieng lediglich von dem konkreten und flüßigen Gehalt der zeitlichen und ört- 
lichen Rechtsverhaͤltniße ab. 

So lange die alten einfachen Zuftände, welche auf ber vollen Spentität 
ber politiihen und wirtbichaftlichen Organifationen berubten, auf dem Lande 
fortdanerten, Tonnte fih die thatjächliche und rechtliche Harmonie einer folden 
Verbindung erhalten. Als aber bie alte Gemeinde- und Agrarverfaßung ver- 
fiel und damit das Gleichgewicht der verichiedenen Seiten des Gemeinderechts 
geftört ward, traten die mannichfachſten Verſchiebungen ein, welche zulegt zur 
Anteinanderreigung der einft auf das Engfte verwobenen Befugnife und 
Pflihten führten. Se nad) ben -Umftänden überwog zunächſt für die Natur 
des ganzen Rechts bald feine perſönliche und bald feine nutzbare Seite, bis 
vielleicht in der einen Mark das Genoßenrecht von einem heutigen Ortöbürger- 
recht kaum verſchieden war, in ber andern Mark das Genoßenrecht faft einer 
beutigen Aktie ähnelte. Indem aber hierbei nicht daſſelbe Pricip in gleich 
mäßiger Weife nach allen Richtungen bin durchgeführt wurte, fondern oft be- 
züglich der Voransſetzungen, bes Inhalts und bed Umfanges deſſelben Ge- 
noßenrechts ungleichartige Gefichtspunkte fich durchfetten, entitand eine bunte 
und oft von Znfälligleiten beftimmte Mannichfaltigkeit nach Zeit und Ort. 
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Zuletzt konnte es nicht ausbleiben, daß der innere Gegenſatz das alte 
einheitliche Recht völlig auseinandertrieb. Langſam loͤſten fi) einzelne perſön⸗ 
liche wie dingliche Rechte und Pflichten von der Gemeindemitgliedſchaft ab 
und ftellten die Sphäre einer freien Snbividualperjönlichkeit her. Das Genoßen⸗ 
recht jelbft aber zerfiel, wo tie Entwickluug fich vollendete, ſchließlich geradezu 
in zwei getrennte Genoßenrechte, während in andern Källen zwar biejes Ziel 
nicht erreicht, aber doch durch bie Herftellung ungleicher Borausfegungen und 
Wirkungen der verfchiedenen zum Genoßenrecht verbundenen Beſtandtheile 
angebahnt wurbe, 

B. Im Einzelnen galten zunächit betreffs der Vorausſetzungen bes 
Genoßenrechts nad Maßgabe der Entwillungsftufe ber Gemeinde ungleichartige 
Grunbfäte. 

I. Zum Erwerbe des Genoßenrechts mußten im Einklange mit feiner 
Doppelnatur immer perfönliche und binglidhe Momente zufammentreffen. 
Das Verhältniß aber beider zu einander war verjchieben. 

1. Derfönliche Vorausſetzung jebes vollen Genofenrechts war, daß man 
bem Berbande buch Geburt oder Aufnahme angehörte. 

Geburt zum Berbande gab ohne Weiteres die Genofeneigenfchaft!), 
das Bollgenofenrecht aber erft mit dem Hinzutritt voller perjönlicher Selbitän- 
bigfeit. Letztere trat urſprünglich mit der Waffenfähigkeit ein*), fpäter mit 
der Erlangung ber oekonomiſchen Selbftänbigkeit durch Begründung eines 
eignen Hausſtandes, insbelondere durch Verheirathung und Anfäßigmachung 
in der Mark (Hanshäblichkeit, eignen Rauch)*). Bisweilen mußte der junge 
Bauer noch durch eine ausbrüdliche Aufnahme „für voll erkannt“ werben t). 


1\ W. v. Erpel 1383 6. Grimm V. 332 $ 23: quilibet verus ex aris 
aut parentibus suis marcarius aut marcaria, dietus marker. Sternberg IL 
105 Rote. 

N Bgl. noch Rietberger Landr. v. 1697 5. Grimm II. 103 $ 5: wie soll 
einer gestaltet sein, der dieses recht gewinnen will? Er soll so männlich 
sein, dasz er einen bogen in der noth rücken, seiner frau im bette genug 
thuen u. seinem herrn im felde als ein wehrhafter man nachziehen könne. 

) Grimm, W. I. 488. 490, IIL 659: heuslich mit aigem rauch geses- 
sen; I. 256 8 19: hausräuchin auf den erbgütern; Il. 188. 174. 201. 569: 
feur u. flamm; I. 198. 824: der sein selbs mus u. brot isset. Schauberg IL 
59 8 40. 978 89.192 $43: inwendig etters gesessen. — W. ber Fofienhelde v. 
1444 b. Grimm I. 582: welchem merker solches zu wissen werdt, er sey 
jung o. alt, der sich verandert habe o. zu seinem erbe kommen sey, er gey 
edel o. unedel, der soll uff solch merkerding kommen. — Bgl. insbeſ. über 
Anfang u. Ende der Haushäblichkeit u. über die anomalen Rechte ver Witwen, 
Waiſen u. Unverbeiratheten Heusler a. a D. 33—44 u. 73 f. 

MR. der 7 freien Hagen b. Grimm II. 811 $ 37. — Ueber das „Be 
kennen der Echte” Th. I, S. 164 N. 12. 
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Demnächſt mußte der Genofeneid5) und in Hofverbänden überbied der Huld⸗ 
eid geleiftet werben®), wenn nicht ber letztere ſchon bei Gelegeuheit ber regel- 
mäßigen Dereidigungen aller zu ihren Sahren gelommenen Genoßenkinder ge 
ſchworen war”). Endlich kamen fpäter auch befondere Gebühren für die 
Erlangung des Vollgenoßenrechts auf), bie aber geringer ald die Aufnahme- 
gebühren Fremder zu fein pflegten®). 

Wer nit zur Genoßenſchaft geboren war, konnte nur durch ansbrüdliche 
Anfnabme feiten® ber verfammelten Gemeinde oder ihrer Beamten Genoße 
werden 10). In Hofverbänben hatte in der Regel ber Herr ober fein Vertreter 


s@. v. Nußdorf v. 1508 b. Grimm V. 574 (Mone XVIL 169.) $ 11: 
all jung knaben, die zu dem sacrament sint gangen, die sollen alle schwe- 
ren der gemein eid.. Reinhard 191 u. 192: Bereidigung aller derer, die fich in 
ber Mark von Oberkleen verbeirathet haben, mit der getreuigkeit, gelübde u. 
eide über die mark. 

8. v. 1475 b. Grimm V. 267 8 25: wenn der Sohn eines Nachbarn 
fi ebelich verändert, foll er binnen einem Jahr dem Herrn zn Händen bes Amt⸗ 
mannd huldigen u. Ießterer ihn annehmen, damit er nachbarrecht hab u. thue. 

) Grimm, ®. J. 8. 84. 64. 116. 141 $ 19. 184. 192. 202. 234. 259. 
284. 328 8 27. 878. 395. 412. 427. 434. IV. 483 $ 6. 490 $ 25. 508 $ 18. 
597 $ 6. 606 $ 18 (über 14 Sabre). I. 869 (über 12 Sabre). 311 u. IV. 431 
$ 5 (über 15 Jahre). Nah I. 784 ſoll hulden, wer Jahr u. Tag in ber Marl 
figt, nah L 409 wer ſich verheirathet (u. zwar dem Herrn, hinter dem er bie 
erfte Nacht ſchlaͤft). Erneuerung des Eides, wenn ein neuer Abt o. eine neue Aeb⸗ 
tihin gefeßt wird, 1299 ib. 169 8 5 u. IV. 79. 

Grimm, ®. I. 802. IIL 194. 198. In ben 7 Hagen ib. 811 8 36 foll 
der junge Bauer mit 2 Henkelmann, d. i. 2 Bierteltonnen Bier, die Bauerſchaft 
befennen: mit dem erften erwirbt er, daz er ist für voll erkant worden ($ 37), 
mit dem zweiten, daz er vor kühe u. schweinehirten treiben mag. Umgekehrt 
wird ihm ein Willkomm gebracht (8 44), ben er mit einem grünen Kranz u. einem 
Krug Bier empfängt ($ 45). — Bol. auch Bluntſchli IL 65—66. 

N Grimm, ®. I. 461. IV. 806 $ 28. Bluntſchli IL 65. — Auch fonft 
finden ſich Bevorzugungen ber gebornen vor ben aufgenommenen Genofen. So 
it in Erpel b. Grimm V. 884 8 24 zum Ecöffenamt nur fähig, qui sit vel 
sint ortus vel orti ex sua natione veri Erpelenses et non advenae. In Wa⸗ 
genhauſen 1491 ib. I. 289 gibt ein ungenossamer, der ein Gut erwirbt, fauft 
o. erbt, höheren Ehrſchatz. In Graubünden haben fowol nah ber Bundsordnung 
wie nad ber Ordnung des Hochgerichte Klofters neu Aufgenommene 12 Jahre 
lang fchlechtere® Recht, ib. V. 213 8 9. Bol. I. 206. 

Grimm, W. L 168: so jemand harin zücht, den sol man empfahen 
u schirmen für einen genossen. Ill. 274: de ein recht arre wegen wil, de 
schal komen vor ein holting mit segel u. breven of sine were u. laten sik 
dan sinseiten vor einen erven u. geven den uth 4 s., so ist he ein recht erve. 
Ebenfo 276. 1V. 488 $ 14: wen wir einen dorfman empfahen zu einem dorf- 
man. 632 $ 7. V. 528 $ 22: ein neuer gemeinsman angenomen. 1195 b. La⸗ 
eomblet I. 383: in perpetuam communionem . .. recepit. Mone I. 11 8 5: 
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bei des Aufnahme mil der Gemeinde zufanmenzuwirken!!). Bedingungen ber 
Aufnahme waren die perjönliche Auſäßigmachung in der Mark, die Gründung 
eineß eignen Hausſtandes in berjelben, fowie biefenige Vollkommenheit ber 
Ehre und des Rechts, welche dem perfönlichen Zuftanbe ber betreffenden Ge 
meinde entipracdh12). Im Mebrigen wurbe die Aufnahme Anfangs Leicht gewährt 
und felbft begünftigt!3), während fpäter, als bie oekonomiſche Seite bed Ge 
noßenrecht6 in den Vordergrund trat, Aufnahme, inzugs- und Einfchreibe- 
gelber verfchiebener Art’), bie als ein „Einkauf“ in das gemeine Gut galten?S), 


in ir gemeinschaft ziehen noch uffnemen. Wigand, Arch. I, 4. 106 f. Rein- 
hard 176 $ 299. 

1) So nimmt in Saspach der Amtmann mit den Gemeindezwölfern auf, 
Grimm I 418. Vgl. ib. 210: mit des herrn u. der nachpurn wissen u. 
willen. V. 267 $ 26. 1ll. 641 $ 18: die herschaft u. die nachbarschaft follen 
ed verwilligen. Bgl. ib. 870, — In DBefterreih nimmt ben neuen Gemeind- 
mann bald die Gemeinde mit ber Herrſchaft Willen auf, Kaltenbäck L 245 8 
31; — bald ber Richter mit ber Gemein Wißen u. Willen, ib. 165 $ 6. 223 
$ 88. 250 8 16. 256 8 8. 855 8 88. 840 3 8. 422 8 52. 488 8 40. 457 8 47. 
587 8 65. 596 $ 22; — erſt jpät bisw. die Obrigkeit allein, 3. DB. 595 $ 7. 

12) Daber fol nach oͤfterr. Pant. (Note 11) der gute Leumund des Aufzu- 
nehmenden feitgeftellt werden. Berner koͤnnen in eine freie Genoßenſchaft Feine 
Unfreien treten, Grimm III. 245 f. 8 11. IV. 662 $ 5—7. 12—14. In den 
Sreidingöverband v. Emmerten können weder Städte, noch Ebelleute, noch Pfaf⸗ 
fen, noch unehelich Geborne aufgenommen werden, ib. IV. 665 $ 80. 

2) Bol. z3. B. Grimm 1. 168. 210 f. 413: man foll ben Anziehenden nicht 
fragen, wer er sy 0. wannen er sy o. wes herren er sy. II. 878: das das 
reich offen soll staen jederman darin zu ziehen u. auch auszuziehen. Kal- 
tenbäd 1. 409 $ 1: das das aigen frey seye jedem mann herzufaren, er sei 
arm o. reich. &teuerfreißeit auf 1 Jahr in Großlems b. Grimm I 656 $ 10. 

1) Srimm I. 111 $ 18: so einer zu T. ze einem insessen uffgenommen 
würt, der soll geben 5 pf. h. dem gerichtsherrn u. der gemeind ouch 5 pf. 
h. Aehnlich ib. 781 zum inzug, dann foll er diser gemeinschaft hoch u. nider 
sitzen als ein ander gemeinsman. 177.f. 801. II. 191. 194. 198. 199 $ 11. 
208. 641 $ 12—18. IV. 812. 498. V. 218 8 8. Kaltenbäd I 578 $ 21. 422 
8 58. 488 5 4. 457 8 48. In Lucern zuerft 1396 nah Wyß a. a. O. J. 88 
Note. Bol. Ditmarf. Ldr. v. 1539 4 196 u. 231. Eommer I], 2. 17. Stett⸗ 
ler, R. ©. 120 u. Gem.» u. Bürgerr.- Verh. 44. Bol. auh Tb. I 164 N. 9 
w. über die fpäteren Erhöhungen 672N. 61. — Ueber Einzugäbriefe Bluntſchli 
I. 66f.; Hofbücher Th. L 164 N. 8; „Meierbuh” 1472 in Molsheim b. Grimm 
V. 423. $ 16. Vgl. W. des Felberfchen Bruchs ib. II. 280 $ 13: nachdem 
die erben verzeichnet sein, . . welche nicht verzeichnet sein, hält man vor 
aushölzer.— Ueber andre Erfchwerungen, Widerſpruchsrecht Einzelner u. ſ. w. 
Th. 1.593 N. 26 u. 678 R. 62. 

8) Deffn. v. Töß b. Grimm I. 132: das biöherige Einzugögeld wirb wegen 
der Vermehrung der gemeinen Mark auf das Doppelte erhöht; dann foll aber auch 

der uene zu Töß haushäblich fich niederlagende Genofe „unser allment wie ein 
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gefordert und ſtetig erhöht wurden. Der neue Genoße mußte alle Verbind⸗ 
lichkeiten eines Genoßen und insbeſondere einen gleichen oder verhaͤltnißmaͤßigen 
Antheil an den gemeinen Laften übernehmen), mit den Genoßen in allen 
Dingen Liebe und Leid zu tragen veripredhen??”), und dieſe Erklärung mit 
einem feierlichen Eide bekräftigen!?), Auch in Hofverbänden, in denen er 
überdies dem Herrn fich börig machen und den Huldeid leiften mußte!®), hatte 
er zugleich den Genoßen zu ſchwoͤren 29). 


anderer insäss nutzen u. brachen, och in allweg wie unser einer derohalb 
gehalten werden“. Deffn. v. Rümlang v. 1503 ıb. IV. 806 $ 28: will frow. o. 
man . . dasülbs bi inen hushablich sitzen, wunn u. weid mit inen niessen 
..20 er nit ein erborner Rümlanger ist, der sol in geben u. usrichten 1 fi. 
zuo gemeines dorffes handen u. nutz. Ditmarf. Stat. des 16. 3. b. Michel- 
jen, Samml. 334 f.: die volle Bauerjchaft erwirbt der Anzügling, der bie mene- 
marke gebrauchen will, mit 100 fl.; arme lüde, die de menemarke nicht mede 
bescheren wolden, zahlen nur 4 fl.; dazu bie Klagen ber Armen v. 1577 b. 
Micelfen, Urkb. 325. Bol. auch Grimm, W. I. 186. 461. IIL 124. 126. 
819: wederum dar in kope. V. 523 $ 24. — Später ſah man barin einen 
Kauf des Dorfrechts feldft, 3. B. 1487 im Gefhhichtöfreund III. 271: das torfi- 
rechtig, das ich von inen erkaufft han um die obg. summ; ober der „freiheit“, 
3; 8. Orimm III. 855 (Note 20), u. f. w.; vgl. unten N. 90. 

ı) Grimm II 355 (NR. 20). IL 824: wenn ouch ein fremder man har 
gen A. kumt u. sich meint do zu betragent u. sin selbs mus u. brot isset, 
der sol die gebursami halten, es sig mit gericht gon, als mit weg u. steg 
zu besserr. 

1) Grimm II. 426. IV. 72: wann ein burger, wannen o. wer der ist, so 
inn dag gericht Sulzbach ziehet, der soll schweren, lieb u. leid, wie andre 
im mayerthumb sesshaft, er sey wesz stands er well, dieweil er darinnen 
sitzt, zuleiden. 

18) Nach dem W. v. Hochſtetten b. Grimm V. 648 $ 3 foll ein Auslendi- 
ger zum Inwohner nicht angenommen werden, er ſchwöre benn zuvor, dieſes Weid- 
tbum, Ordnung u. Sapung zu handhaben u. zu halten, mır vor der Gemeinde 
Recht zu fuchen, u. alle Srrungen u. Zänke zuvörberft audzutragen. Ib. I. 795. 
DI. 483. IV. 538: zum merker geschworen, V. 248 $ 1. 555 $ 10. Eranien 
L 57 8 57. Sethe 114f. $ 2 u. 38, 

9) Bol. über biefen hofseid, hubereid, hobseid, durch welden man beı.: 
Herrn 0. dem Hofe Trene u. Huld gelobte, Grimm I. 658 $ 4. II. 334. 518. 
653. 697. 819. UI. 12. 26. 52. 68 $ 91. 662. 744. 782, 806. 814. 817. 870. 
IV. 9. 10. 17. 52. 77. 79. 107. 112. 115. 121. 123. 169. 171. 174. 180. 189. 
196. 219. 252. 255. 256. V. 365 8 26. 423 8 19. 440 8 9. 458 $ 4. 460 $ 
13. 467 8 8. 471 8 7. 472 9 1. 482 8 28. 548 3 6—8. 608 $ 6; bei. auch die 
Eidesformeln L 667. 676. 684. 688. 702. 706 $ 8. 711. 714 8 2. 719. 724. 
731. 750. Il. 889. 899. 446. 632. 657. 816. IV. 167. 183. 218. 222. 238; 
Kalteabäck 1. 484 8 4. 

”, W. v. Ibersheim v. 1486 6. Grimm IV. 631 $ 1: so er hubener 
werden will, soll er vor den hubenern gemeinlich geloben . . dem hern.... 


272 Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


Geburt ober Aufnahme nun blieben jederzeit ſelbſtaͤndige Vorausſetzungen 
bes Genoßenrechts; fie blieben e8 auch, als baneben eim binglicher Titel zur 
felbftändigen Vorausſetzung des Genoßenrechts wurde. Allein wenn zu irgend 
einer Zeit aus Geburt ober Aufnahme das Recht auf Anweifung bes kor⸗ 
reſpondirenden Sonderrechts in ber Mark, alfo eines Hofes mit Zubehör, ohne 
Weiteres gefolgt war (Th. I $ 8): fo wurbe das Verhältniß allmälig umge 
fehrt, jo daß der Gutserwerb einen Titel auf Erlangung ber perfönlichen 
Genoßeneigenſchaft gab. 

Zum Theil freilich erhielten fich noch bis in fpätere Zeit Reſte der An- 
ſchauung, wonach der perfönliche Titel Bafis des dinglichen war. So Tonnten 
in bofhörigen Gemeinden neu aufgenommene Genoßen bisweilen geradezu eine 
Ehebofftatt beanfpruchen ?!), während überall in den bereitd erwähnten Vor⸗ 
zugsrechten der Genoßen bei dem Erwerb ober der Nenbefegung erledigter ober 
bofhöriger Güter minbeftens etwas vom alten Princip fortlebte, Und jebenfalls 
lebte dann, wenn es fih um bie Neuvertbeilung von Markftüden ober etwa 
einer ganzen neu erworbnen Mark handelte, ber alte Grunbjat in voller Kraft 
wieder auf, indem dann jeder Bollgenoge kraft feines Genoßenrechts 
bie Meberweifung eined erledigten oder neu angelegten Loostheiles fordern 
Tonnte®®), 


u. auch einem iglichen under den hübern. W. v. Breitenbach v. 1467 ib. III. 
354 f.: wo mede eyner, der usswendig hier inner zoge, solche freyheit . . 
ob he die adir womede he die koufen adir losen solle? ... her sal hertreten 
in diess zenth u. sal geben dem schulth . . 5 sch. u. jedem schepphen 1 pf. 
u. sal unsern recht heren geloben truwe u. holt zu syne u. iren schaden 
zu warnen zu tag u. zu nacht u. zu welche zyt en das noid sy; he sa) das 
selbe geloben den nackeburen u. dem lantman; he sall ouch geloben, dass he 
wolle buwen wege u. stege mit andern sine nackeburen, alleine kann er nicht 
velo gemachen. 

21) W. v. Rickenbach v. 1495 6. Grimm, ®. L 211: wer och, das je 
mandt sich zuo R. husshablich satzte u. uffgenommen wer . . und der hoff- 
statt begerti, daruf er ain huss bawen welti n. f. w. Im Notbfall muß ihm 
ein Andrer gegen eine von 4 Nachbarn zu feßende Tare eine Hofftatt abtreten. 
Bgl. ib. 79 5 44—45. 134. 126. 199. Bei. auch W. v. Kilchberg ib. 307, wo» 
nah man fih mit dem Begehren um eine oehushoffstatt an ben Herrn oder 
feinen Statthalter wendet. Deren Abgefandter fol bann mit den hofgenossen 
belfen ain eehofstatt machen u. usgon, die aim herren an sinen güetern, 
desglich den hoffgenossen an iren güetern am unschedlichosten sige an steg 
u. weg. Wer aber eigne Güter bat, fol darauf bauen, u, ist man im nit schul- 
dig kain hoffstat uss zegandt. 

2) Bgl. oben dad Beiſpiel v. Toß (N. 120 3. 8 10). W. v. Weilbach u. 
Eddersheim b. Srimm IV. 559 8 4: so sich einer zu W. 0. E. in die che 
begibt, nachbar wird u. eignen rauch hält u. begehrt der gemeindtschaft dieser 
allmayen, solle bey der gemeindt burgermeister ansuchen; welcher garthen 
dan ledig fundte, soll ihme zugestellt werden; da aber keiner ledig, sollen 


8 11. Genoßenrecht und Nubungsredt. 273 


Im Allgemeinen dagegen wurde, je mehr der Gedanke des Privateigen- 
thums am Sontergut durdbrang, defto mehr der fachenrechtliche Titel des 
Hofbefiges zur Selbftändigkeit erhoben und eine Auffagung angebahnt, nad 
der nunmehr umgekehrt das perfönliche Genoßenrecht auf dem Hufenbelig 
berubte. Nur wurde dies niemals jo verftanden, daß ber Gutserwerb ale 
foldyer ohne Weiteres und von Rechtswegen zum Genoßen machte, fondern 
immer nur fo, daß der Gutserwerb einen Anfpruch auf das Genoßenrecht gab, 
wenn zugleich die perfönlihen Vorausſetzungen vorlagen?®). Die letzteren 
blieben alfo unerläßliche Bedingungen ter VBerbandsmitgliebichaft, wenn auch 
deren eigentliche Bafld mehr und mehr in dem Befit eines qualificirenden 
Gutes gefunden und dadurch bie perfänlichen Erforderniße in die zweite Linie 
gedrängt wurden. Zur wirklichen Begründung des vollen Genoßenrechts be 
burfte es daher nach dem Gutserwerb immer noch ter haushäblichen Nieber- 
Tagung in der Mark und der Aufnahme feitens der Gemeinde?*), wozu dann 
in Hofverbänden noch der hofmäßige „Empfang“ des Gutes trat?®), fowie 
ber Entrichtung der üblichen Abgaben?*) und der Ableiftung des Genoßeneibes 7). 


schultheis u. burgermeister beyder gemeindten zusammenthuen u. demselben 
ein placken verschaffen. Was bier von Allmendgärten gefagt wird, 
bat irgend einmal von der ganzen Hufe gegolten. 

2) So heißt ed in der Zent Kleinlinden b. Grimm V. 271 8 3—6 aus⸗ 
drüdtih, Zentner werde man noch nicht durch den Erwerb von Zentgut, fondern 
durch deſſen Empfang mit Eiden u. Gelübden. Etenfo nah $ 7—9 beim Erb- 
gang. Es foll fih daher nach $ 11 der zent nit gebrauchen, . . wer zentgut 
hat u. noch nit zentner ist. ®gf. 1. 410. 750. 111.276: if den ok einer einen 
hof kofte u. bewisede des nicht, dat he ein recht erve si, den sülvigen 
schal men holden gelik einen utholten. Ebenfo 1510 ib. 277. 

29 Bol. 3. B. W. der Rodheimer M. v. 1454 b. Grimm V. 248 8 1: zum 
ersten bekennet man niemant keins rechten in R. mark dan denjenen, die 
in der mark wonhaftig seint u. eigen rauch dorinne haben; auch foll man, 
ehe man die Mark gebraucht, einem markermeister geloben, der mark recht 
u. herkomen helffen zu behalden u. alle dinge die mark andreffen gehor- 
sam zu sein als ein ander merker. I. 76: wer zu uns züchet u. by uns 
hushablich sitzet. IV. 321 84. 361 $ 1 u. 13. 865 (1381) $ 9: weler ze B. 
seszhaft ist, der sall huw u. weid han; u. weler da nütt seszhaft ist, hett 
er joch gut da, so söl er doch nüt houw noch weid han, er seszi dan da 
hushablich. 283 $ 18. 308. 298 $ 2. 788 8 3 V. 466 $ 11. Schauberg I. 
97 8 89. 

2) Grimm, ®. IV. 375 $ 10: und wenn ers empfacht und genoss wirt. 
Bel. I. 672. 673. 675. 677. 680 8 19—22. 688. 705. 7183. 725. 844 8 18. 
V. 402 8 4. 410 8 4—3. 419 $ 2—7. 421 8 2—3. 431 $ 4—10. 440 5 8f. 

* Srimm, ®. IV. 372 8 7. 877 8 11. 591 8 7. V. 386 8 8. 402 8 4. 
410 8 8. 429 4 3. 430 8 5. 431 $ 9. 489 8 10—16. 

27) Wenn nicht der Gutderwerber ſchon einmal geſchworen Bat, denn wer 

18 
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Und zwar galt dies in ganz gleicher Weiſe für ererbte ) unb für 
erfaufte oder ſonſt erworbene?) Güter, nur daß bei ben erfteren bisweilen 
leichtere Debingungen geftellt wurden. Modificirt wurben biefe Säbe nur 
dadurch, daß vielfach ftatt der ausdrücklichen Aufnahme eine ftillichweigende 
angenommen wurbe, wenn Jemand wiberfpruchelos Jahr und Tag in ber 
Mark gejehen hatte. Denn dann traten nach Ablauf der Frift nicht nur nad 
dem Satze „bie Luft macht eigen” die Rechte und Pflichten eines Hofhörigen 
gegen den Hern®®), fondern auch die Rechte und Pflichten eines Genoßen 
gegen bie Genoßen *1), und nicht blos in Hofmarken, fonbern auch in manchen 
freien Marlen?®), ohne Weiteres ein. 

2. Dingliche Borausfegung bes vollen Genoßenrechts war ein ſowol 
nah dem Wie ald nah den Was beſonders qualificirter Grunbbefit in ber 
Mark. Erſt vermöge dieſes ſachenrechtlichen Bandes trat die volle Verknũpfung 
mit der Gemeinde, die ja eben eine auf dinglicher Gemeinfchaft ruhende Marf- 
gemeinde war, in's Leben. | 

a. In Bezug auf bad Wie des Grundbefites wurbe eine dem betreffen- 
den Genoßenſchaftsrecht entiprehende Gewere, mithin landrechtliche Gewere 
in freien Marten, hofrechtliche Gewere in hofhoͤrigen Gemeinden u. ſ. w., ge 
fordert). Wer fein Gut nicht unmittelbar unter der Garantie ber Genoßen⸗ 
{haft beſaß, fondern fein Recht daran erft von einem einzelnen Vollgenoßen, 
jei es als Untereigenthum, fei es ale erblichen oder lebenslänglichen Kolonat, 


auch einmal geschwört, der darf dabei nicht mehr schwören; Grimm L 
706 $ 9. Il. 816. V. 446 8 8. 

z, 2.8. Grimm III. 8. 37. 89. 64 $ 22. 514 8 7—8. 72785. 745. 
758. 772. 788. 798. 806. 826. 829. 848. 871. IV. 82. 46. 197. 199. 204. 210. 
215. 255. 264. 429 8 28. V. 400 8 2. 455 $ 5. 457 8 3. 467 8 6. 470 84—5. 

») 3.8 Srimm V. 457 82. 459 8 4—5. 470 8 6. 471 $ 4—6. 548 
$ 7-8. 715 8 7—8. 

% 3.82 W. v. Altorf v. 1439 5. Grimm L 16 8 57. 21 8 27. 27. 9. 
82. 188. 151. 224. 424. 425. 558. 569. 784. 816. 111. 438. 439. Bobmann 
IL. 665. Th. 1. 164 N. 11. — Als falultatine Hecht des Herrn b. Grimm 
1. 461. | 

3) Srimm I. 697. II. 426: keme ein mann bei uns wohnen, jahr u. 
dagh bey uns gewohnt hette u. lieb u. leidt bey uns gelitten hette, als ein 
ander burger, den soll m. gn. h. schirmen u. verantworten als ein ander 
burger. Bei. aber W. v. Schifferftadt V. 596 $ 3. 

”) So fon nach der L. Salica tit. de migrantibus. Bgl. Deffn. v. Maur 
v. 1543 5. Grimm I. 44: wer zu M. hushablich ist gesin jar u. tag, wannen 
er komen ey, der hat als vyl recht u. teyl als ein ander. gl. ib. 76. 
Ebenſo in großen Marten, wo freilich vorher Aufnahme in ben Einzeldörfern ftatt- 
fand, Maurer, Marko. 118—114. 

381.596 f. 
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fei es als bloßen Zeitbeftand ableitete, war nur mittelbarer Genoge®4. Er 
hatte daher Rechte und Pflichten nur „von bed Gutsherrn wegen“), was ihn 
indeg nur bezüglich der felbftändigen Vertretung und Ausübung beichränfte, 
ohue Inhalt und Umfang des Rechts an fih zu mindern. Im vielen großen 
Marten, befonders in Weſtfalen, dauerte bis in die neuere Zeit ber Unterſchied 
unmitiefbarer und mittelbarer Genoßen Träftig fort. Die Kolonen, Land 
fiedel, Meier u. f. w. bilbeten bier zwar ben nächften Verband der „gemeinen 
Markgenoßen“, waren aber in vielen Fällen und beſonders bei Subftanzver- 
fügungen an bie Bewilligung und Mitwirkung ihrer Grundherrn, der ſog. 
Erberen, rechten Erben, Salerben, Lehnherrn, Hofherrn u. f. w., gebunden ®®), 
weshalb jeder Landfiedel Recht und Pflicht hatte, eine an ihn ergangene Ladung 
zum Märkerbing feinem Gutsherrn zu verkünden). Die Gefammtheit ber 
Erberen galt daher auch als echte Eigenthümerin der Mark, die Gefammtbeit 
ber Bauern nur als „von ihrer wegen" daran berechtigt?s). Im ähnlicher 


) Th. L 597 NR. 39. Waik, V. ©. IL 270-271. — Ueber die nord 
stuf Sanffen a. a. DO. VI. 30-38. 

3) Grimm, ®. IV. 241: die hant das recht von des abts wegen. gl. 
ib. I. 122. 424. 458. 643. Landbau, Terr. 167. 

3”) W. der Dernelamper M. b. Grimm J. 142 $ 9 u. 8 25: die „gemeine 
eingesessene 0. beerbte bawrmennere“ nber „markgenoissen“ dürfen Marl. 
wiefen u. Ländereien nicht verpachten, ſondern ſelbes fol beim holzrichter u. erb- 
exen 0. ihrem gewalthaber stehen. 2gl. W. der Zudorfer M. ib. 87: bie 
burscap beider dorpe bringen an die erfigenoten, daß bie Mark nicht besnedet 
fei; letztere ſetzen eine Zeit feftl, de snede to vernigen. W. v. Altenhadlau ib. 
454: die Maärker müßen bie Lehnherren zuziehen bei Wahl ves Obermärkers. 
Ebenfo oft bei Bewilligung von Neubauten, Zufchlägen u. f. w.; vgl. ib. 114. 
117. 118. 210 $ 11. — Bgl. über erfnoten u. meyger in Borchen ib. 94 f.; 
erbexen u. arme lude ib. 175 $ 19 u. 208; erven u. meigere 274 u. 276; 
sallerven u. gemeine erven 58; junker u. geneine markgenossen 77 f. u.8if.; 
gemeine erffexen u. ingehorige markgenoten 112-118; erfesen et markge- 
noten 1277 in Vermele ib. 186; guthern u. erfexen u. gemeine markgenoten. 
in Rortrupp ib. 208—212. 192 f.; gutherren u. erbexen u. gemeine bauer- 
schaft in Detterfen IV. 697—700, beſ. 8 17—18; lehnherren u. lantsiedel ib. 
. 411. 418f. 488f. V. 820 u. W. des Bornh. Bergs b. Boehmerl. 356 f. 

mW. v. Altenhaslau v. 1854, v. Altenftadt, Oberurfel, Rortrupp, Seulen- 
berger u. Erlenbacher M. 5. Grimm IH. 411. 454. 489. 211 $ 24 u. 192. V. 
320 8 13. Bodmann I. 268. Löw 79. 105 f. 

=) W. bes Epeller Walde v. 1465 b. Grimm IIL 180: de markgenoten, 
die dar recht in hebben van erer herschap wegen. W. des Waldes Ber 
ſchampe v. 1503 ib. 230: der Wald gehört den hofiherren to den haven, dar 
de holtingeslude up wanen; erflere Baben aber kein Holz u. Maftrecht darin 
mehr, indem vielmehr bie Leute auf den Höfen van erer weggen hebben u. be- 
rechtigt sin. W. der Tudorfer M. ib. 85 f. u. 91f.: die Meier haben den Ge⸗ 
brauch ihrer Meierhöfe myt einer slachte nut; de slachte nut ys acker u. 

18* 
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Weiſe waren in den Dingböfen die Träger, Hulder, Hinterſaßen u. ſ. w. nur 
durch das Mittel ihres Hauptherrn Genopen??). Im Laufe der Zeit jedoch 
hat fich vielfach der aus der ungleihen Gewere folgende Unterjchied bes Ge⸗ 
noßenrechts verwilcht. Nicht felten wurde fogar ausdrücklich die Beſchaffenheit 
der Gewere für gleichgültig bezüglich des Gemeinderechts erflärt4), ja es 
wurde der bloße Zeitpächter für die Dauer feines Befiges als unmittelbarer 
Genoße behandeltt!). 

b. In Beang auf das Was bes Grundbeſitzes galt urjprünglid ter Satz 
daß jedem Vollgenofenrecht eine volle Hufe, d. h. eine Hofftätte mit zuge 
börigem Feld. und Markantheil, entſprach. Seitdem indeß Befigungleichheiten 
in der Mark entitanden waren und durch die fortichreitende Theilbarkeit der 
Hufen ftetig fich vergrößerten, geftaltete die bingliche Bafis bes Vollgenoßen⸗ 
rechts fih nach Zeit und Ort mannichfach verſchieden “). 

a. In vielen Gemeinden blieb die Eigenfchaft, zum Genofen zu 
befähigen, an jedem Theil einer ehemaligen Vollhufe haften, fo daß jeder 
oder doch jeder ein ſehr gering bemeßenes Minimum überjchreitende Grund» 
befig in der Mark genügte). Bon felbft verfteht fi, daß eigner Haus 


wegze, water u. weyde u. holt.. to den hoven, de se von den erven heb- 
ben. Ib. 255 $ 4. 

3 Daher blieb in vieler Beziehung das Recht des Hauptberen entfcheibend. 
&o bei Einziehung ober Berpfählung wegen Abganges oder Verſehens bed Trä- 
gers, indem 3. B. dem Hauptherrn eine Frift zur inlöfung oder Uebernahme 
gefett ward, 3. B. Grimm I. 740 u. 742. Auch galt oft der Sag: der hinter- 
gesse vellet dem huber, 5. ®. ib. 825. Bgl. aud) ib. 61 n. IV. 27 f., bef. 29. 

“0, W. v. Otteröwedier v. 1266 5. Grimm IV. 516 $ 8: omnes coloni 
bonorum claustri predicti . . uti debent silvis pratis pascuis aquis et aqua- 
rum decursionibus, almeinda et commodis quibuscungque ea libertate ac utili- 
tate, quam pred. singulorum locorum incole perfruuntur. ®gl. I. 521: eygens 
oder erbes. 623. 575 f. Oeffn. v. Breiti v. 1489 ib. 80: welicher ouch in 
dem hoff ze R. dry schuch witt u. breitt hät, es sy eigen o. Zehen, u. darin 
gesessen ist, der ist weidgenoss. Bgl. Th. I 597 N. 41. Au Trouillat 
IH. 509 u. 600 über die @emeinberechte der Herrenleute, Die ihres Herrn Gut bauen. 

“) Bol. Th. I. 595 N. 42 u. das dort angef. W. ber Foſſenhelde v. 1444, 
wonad er die zeit er die inhat verbundlich u. gehorsam gein, u. derjenige, 
der sie verlawen hat .. mit der mark nichts zu thun haben fol. Bgl. W. 
v. Altenhaslau 6. Grimm III. 412f. u. 416f. $ 13 u 20: der geiselhofman 
. . hat gleiches recht, wie andere nachbarn, auch gleiche beschwerung zu 
tragen. Urk. v. 1278 b. Meichelbeck II, 2. 78. 

“) Bol. Th. I. 598—605, 

Grimm, W. L 824: wer des gutes iht hat o. hye noch gewinnet, 
sin si lutael o. vil, der ist huber. Ebenſo IV. 674 8 15 u. V. 64 $ 23. 479 8 
2. — 1b. II. 46 u. 47: wer... in der abteien wonet mit feur u. flamm, ein fhur 
foldts uff, die andere ab, schlag uf schlag ab, der ist ein huber. — In Cappel wer- 


8 11. Genoßenrecht und Nutzungsrecht. 277 


ſtand“) und perjönlihe Anfäßigkeit in ber Markt) binzutreten mußten. 

A. Su andern Gemeinden war es ber Befit eines eignen Haufes in ber 
Mark, welcher als dinglihe Bafis bed Genoßenrechts erforberlih und Hin. 
reichend fchien*%). Dabei wurde, jeitbem bie Beichaffenheit ber Gewere gleich. 
gültig geworden war, dem Eigenthum an einem Haufe bad afgeleitete Befip- 
recht und fogar der bloße Zeitbeftand an einem ſolchen gleichgeftellt 17)... Da 
Anfangs regelmäßig jedes Haus nur Einem Hausweſen unter Einem Haus 
herrn diente, deckte fih das Erforderniß des Haushbefiges mit dem Erfordernig 
des eignen Rauches, Herdes oder Hausftandes®). Als jedoch die Vereinigung 
mehrerer felbftänbiger Haushaltungen in demfelben Haufe vorkam, mußte es 
fraglich werben, ob Hausbeſitz oder Hausſtand gefordert fei. Im Sinne bes 
alten Rechts konnte man, da der bloße Hausftand Fein dingliches Band war, 
für jedes Haus nur Ein Genoßenrecht zulapen*). Bisweilen indeß geftand 


ben 3 Furchen gefordert, ib. 1.421. — Auderswo fo viel, daß ein breibeiniger Stuhl 
darauf ftehen u. ein Mädchen neben einer Kinderwiege darauf fißen Tann, 3. B. 
in Hanfen u. Lämmerfpiel IV. 554. — Oder fo viel, daß ein dreibeiniger Stußl 
darauf ftehen Tann, 3. B. III. 460: ist ein jeder hausgenoss, der des Lim- 
burger erbes so viel hat, dass er einen dreibeinigen stuhl darauf möchte 
setzen; vgl. U. 166. 182. 188. 201. 202. 211. 327. TIL 478. 514. IV. 683 $ 
6. — Oder fo viel, daß man ein Rob darauf wenden mag, 1382 ib. IV. 75. — 
Dber 3 ober 7 Schuh weit u. breit, 3. 3. J. 11 8 3, 27. 80. V. 77 53.828 
4. — Und endlih ſoll in Giderftebt nach den Zufäßen zur Krone der rechten 
Wahrheit v. 1426 b. Richthofen 565 8 5 volle Aderwere u. volles Landrecht Je⸗ 
ber haben u. thun, beflen Landbeſitz eines Kampffchildes Breite u. eined Schaftes 
Länge Bat; dar hört voll lag unde landrecht to; wer daher dem Andern fo 
großes Land nimmt, bricht ebenfo viel, ald wenn er einen Morgen (demt) ent- 
wältigte. 

“ Deffn. v. Breiti (oben in N. 40): und darin gesessen ist. W. ber Hoffen- 
beide 6. Grimm L 581: so eyner in der mark begüttet o. geerbt sy, der 
soll sich der mark auch gebrauchen in den guedern u. nirgendts anderst, 
er sey edel o. unedel, so fern er auch hauss darinnen held u. rauch habe. 

) Srimm, W. I. 168. 458 f. IV, 288 8 18. 808. 865 $ 9. V. 466 $ 
11. Schanberg I 58 a, 35. 192 a. 1. 112 a. 8. Landb. v. Schwiz 83. Mau- 
rer, Einl. 308; Fronh. HL 210; Dorfv. I. 125f. 

“) So in Dornftetten, Grimm L 383f. Vgl. Th. I. 598 N. 48. Es mußte 
aber ein Wohnhaus fein, nicht „epiker u. backhäuser“, W. v. Deifterwolb ib. 
IV. 670 $ 19. 

3.8. Kaltenbäd I 41383: eigen haus oder bestand haus. 

*) W. der Kleinaubeimer M.v. 1519 6. Grimm IV. 557 8 1: wir weisen 
die inwohner der 5 dörfern, einen jeglichen, der aigen rauch heit, für einen 
märker. Ebenſo W. ber Rodheimer M. v. 1454 ib. V. 248 8 $. — Bgl. I. 44. 
76 $ 18. 183. IIL 885. 625. 746. 819. IV. 806 $ 28. V. 528 $ 22.590 $ 31. 

*) Grimm, ®, DI. 312 u. 313. Bluntſchli, 8. ©. II. 66. 82. 
Gternberg I. 121. 
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man jedem Hausſftande als ſolchem ein Genoßenrecht zu), womit die 
fachenrechtlihe Bafis ber Gemeinde aufgegeben war. Von da ans konnte man 
fchlieglich, indem man nun bie perjönlichen Erforbernige um fo ftärfer betonte 
und den durch Geburt und Heirath von Alters ber berechtigten Vollgenoßen⸗ 
freiß gegen Fremde abſchloß, zn ben reinen Perfonalgemeinden gelangen, welche 
bier und da die ältefte familienartige Struktur der Gemeinde tro ihrer poli- 
tifhen und vermögendrechtlichen Ausflüße reprotucirten®t). 

y. Häufiger geſchah es, beſonders in ebenen Gegenden, daß die Genoßen⸗ 
eigenſchaft nicht an den Beſitz jeher beliebigen Hofftätte, fondern uur am ben 
Beſitz einer ber urfprünglich berechtigren Hofftätten gebunden wurbe. Hier 
wurde dann eine geſchloßene Zahl jogenannter „Chehofftätten" die Grundlage 
einer entjprechenden geſchloßenen Zahl von Vollgenofenrechten, während durch 
ben Befiß eines andern Hofes ober durch Neubau anf Aderland ein Gemeinde 
recht nicht entftand 52). 

d. In andern Gemeinden erfchien nicht die Hofftätte allein, fondern das 
ganze Hufengrundftüd als weientliche Baſis des vollen Genoßenrechts. Hier 
forderte man daher den Befig eines vollen Bauerhofes, Geſpannes ober 
Dfluges, einer ganzen Hufe u. ſ. w., d. h. einer Hofftätte mit einem 
beitimmten oft nach der Morgenzahl firirten Maße zugehörigen Landes). 


°, Bluntſchli, R. ©. II. 69. 81. 82. 

21) Th. I. 599. Einzugsbr. v. Regensperg v. 1539 b. Wyß L 26. Blumer 
I, 2. 365. 

” TH. 601 N. 50. W. v. Wellhaufen, Langenerdhingen u. Loßburg b. Grimm 
L 523 $ 11. 256 8 19. 271 u. 272. 339. — Bgl. auch ib. IL 628. 657. 659. 
DW. v. Thalweil ib. IV. 334: 12 berechtigte Hofftätten; ib. 300 8 7: 17 unbe 
rechtigte Hofftätten. — W. des Steinwedelwaldes v. 1558 ib. 695 8 16—17: 
berechtigt find die Erben in 7 Dörfern, $ 20: wer auf einem hoff wohnet, den 
erkennet man vor einen echten, der aber auf acker gebauet hat, seie 
ein ausholz; dergleichen wan zwen auf einem hoffe wohnen, musz der einer 
des holtzvogts willen haben, den man irer einen allein vor einen erben er- 
kenne ; $ 26: Iemand wirb ald ausholz gewiefen, weil er auf einem stuck lan- 
des wohnet. Ditmarf. Yandr. a 87 $ 10: ock schall nener, de by einem ge- 
höffte etwas thobuwet, der gemenen mark tho gebruchen heben; $ 11: so 
een broder dem andern broder edder syner süster für eer erfdeel etlyken 
acker thodelete u. de broder effte züster darby ein huesz buwen worde, so 
schal doch solcker broder effte süster der gemenen mark sick nicht hebben 
antomathen.— Maurer, Dorfv. I. 38—40. 

ss, Th. L 602-604. Bei. Bibrauer W. v. 1335 6. Grimm I. 512: das 
ein igl. gewerter man, der gewert wil sin, der sal han 82 morgen wesen u. 
eckir, eine hobstadt. W. der Holzm. Münber II. 297: we vele erfllandes 
einer solle haben, der sich vor einen erben holt? .. ein ferendell landes 
solle er heben u. ein ferendell landes sein vünff morgen. W. des Flamersh 
Waldes II. 685 W. v. Schifſdorf b. Pufendorf, Obs. Jur. Un. II. o. 112: 
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e. Endlich zog ſich oft die Befähigung, zum Genoßen zu machen, in die 
äußerfte Peripherie der Hufe, in den unausgeſchiedenen Allmendantheil, zurück, 
Diefer Antheil wurbe dann im Verhältniß zu dem Hofgut als eine mehr 
oder minder felbftänbige und trennbare Sache aufgefaßt, jedenfalls als eine 
für fich beftehende Vermoͤgensgerechtſame zur Bafis ber Verbandsmitgliedſchaft 
erhoben. Für das volle Genoßenrecht war alſo ber Befitz einer vollen Bere, 
Rechtſame oder Mente, eined Gemeindenutens, Markiheils ober Looſes u. ſ. w. 
erforberlich und ausreichend 4). 

3. War nun fo das Zufammentreffen perjönlicher und binglicher Mo- 
mente unerläßliche Borausfegung des vollen Genoßenrechts, fo konnte doch 
eine unvollflommene Zugehörigkeit zum Verbande, ein paifines ober Schuß- 
genoßenrecht, auch ba entfiehen, wo nur einzelne jener Vorausſetzungen 
vorlagen. 

a. Mangelte es an ten perſoͤnlichen Verausfeungen, fo blieb man, auch 
wenn der dingliche Titel in vollem Umfange vorhanden war, Ausmärker ober 


bauman ift, wer 4 spall landes hat. Vgl. Renaud a.0.0.37 Note. Maurer, 
Eint. 129 f. 280 f. Fronh. IH. 200 f. IV. 19-20. Dorfv. I. 37. 

”) Th. IL 604 — 605. So muß im Felberſchen Bruch 1502 n. 1510 b. 
®rimm II. 274 u. 276, wer ein recht arve wesen wil, vor dem holtink ben 
Befig einer were mit segel u. breven beweifen. Doch fol nad S. 275, wer 
fein Gut verfeßt Hat, nicht holzen, fondern ftatt feiner ber, welcher ed unter Händen 
bat. Bol. 280 $ 16. — In ber Eiteler Holzm. 1411 ib. 81—85 wird vom Land⸗ 
befig echteword ertheilt. In ber Oftbeberfchen M. 1889 ib. 177 find marcke- 
noten, de in der marke sit u. ware besetten heft. Speller Wald 1465 ib. 180: 
die dar marcknoten oder waraftig inne sein. 220: echtwardt. 855 f: wer ge- 
erft up dem buysche. — In dem Brud der Schwanheimer M. ib. 528 find 
42 were; biefe werden 1. 3. 1421 fo vertheilt, daß 21 gen Schwanheim u. zum 
Goldſtein, u. zwar 14% zum Goldfteln, 5% dem Urberger Gut u. 1 bem Klaus 
Schimpf zu Echwanheim, gebören, die andern 21 aber nach Nieberrade u. zu ben 
Outenleuten, u. zwar den letzteren 2%, nicht, wie behauptet war, 2%. Ebenſo 
1453 ib. 628 n. 524. — Bol. auch über die Gebauerfchaften in Sandhofen ib, 
461. Ferner IV. 669 8 15. — Später gab es z. DB. in Rychigen in Bern 48 
gemeine Nutzen f. 14 Bauern, 10 f. 8 Tagwner; in Mühlheim 16 Rechtſamen u. 
8 Bauern; Renand 42 u. 45. Im 18. Jahrh. gab «es in Ringwil 26 Zirten 
u. 24 halbe Gerechtigkeiten, in Dachelſen 25 Haushaltungen u. 14%, in Maid 
wenden 90 Haushaltungen u. 54, in Schwarzbach 80 Feuer u. 13 Gerechtigkeiten; 
Wyß a. aD. 28 N. 31. — Auch die Helgoländer Bauerloofe (buer lot oder 
buerschop) ſcheinen Hierher zu gehören; 1. 3. 1615 gab es 68 foldher Looſe, bie 
in 3 Quartiere getheilt waren; nur ber Inhaber eines ganzen Looſes, der über- 
dies ein eignes Haus batte, war vollberechtigter Ortdangehöriger, was namentlich 
bei Predigerwahlen un. gemeinfamen Bergungen hervortrat; es gab auch halbe u. 
viertel Looſe, nie aber durfte mit Einem Haufe mehr ald Ein 8008 verbunden 
fein; auch raum und Waifen Tonnten ein Lood vertreten; 3. f. D. R. XIV. 
282—286. 
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Ungenoße. Dies galt namentlich von den nicht in der Mark perſoͤnlich Haus 
haltenden Grundbeſitzern. Doch trat für fie als Folge ihrer dinglichen Ver⸗ 
bindung mit der Mark oft immerhin einiges Gemeinderecht, namentlich in 
otonomiſcher Beziehung, ein®®). 

b. Seblte die dingliche Grundlage, jo Tonnte man doch durch Geburt 
oder Aufnahme resp. durch perjönlichen Wohnfiß in der Mark dem Gemeinde 
verbande als Schutzgenoße angehören. Zu derartigen unmittelbaren Schuß- 
verwandten ber Geſammtheit gehörten fowol ganz grundbefitlofe Leute (ein- 
Veufige, ungeerbte, ungewerte Leute, Häuslinger, Ginlieger, Miether, Tag⸗ 
wöner un. |. w.)®®), als die auf der Allmende oder im Dorf angeflebelten 
Befiger nicht gehörig beichaffener Stellen, aderlofer Häufer u. f. w. (Kötter, 
Seldner, Hüttner, Büder, Mundhausbeſitzer, viele Dorfhandwerker u. |. w.) 57). 
Später traten mit ter Abjchliegung der Gemeinden vielfah auch an fidh 
qmalificirte Befiter, die nur das Vollgenogenrecht nicht erlangen Tonnten ober 
wollten, in das Verhältnig unmittelbarer Gemeindeſchutzgenoßen ein; inäbe- 
fondere bildete fi) das Recht der fogenannten Beiſaßen aus und ed entitand 
ein eigener Beifaßenverband, zu welchem wiederum Geburt oder foͤrmliche 
Aufnahme geforbert wurden ®). 

c. Schließlich Tonnten bie perfönlichen und dinglichen Vorausſetzungen 
gleichmäßig fehlen und dennoch dadurch eine Gemeindeangehörigfeit erzeugt 
werten, daß in der einen oder andern Beziehung eine mittelbare Verknüp⸗ 
fung mit der ©emeinde vorlag. Dies war durch das Mittel eined perjän- 
lichen Bandes bei unjelbftändigen Leuten, Grauen, Kindern, Knechten, 
Mägden und überhaupt allen der Haudgewalt eines Genoßen unterworfenen 
Derionen der Hal. Durch das Mittel aber eines dinglichen Bandes trat 
ein Ähnliches Berhältnig kei den auf dem Grund und Boden eines Genoßen 
figenten Hinterfaßen, wie bei ben bereits erwähnten Landſiedeln, Hubenträgern 


5” Th. I. 606. Grimm V. 152 5 38. Heudler a. a. O. 26 f. Auch bie 
langjährigen Streitigkeiten zwifchen der Stadt Burg u. den Dörfern auf Fehmarn 
über die Theilnahme der im Befit von Dorffeldern befindlichen Bürger an ben 
Gemeinweiden der Dörfer u. an den Dorflaften; erft allmälig erlangten folche 
Bürger ein bejchränktes Weiderecht; Hanſſen, Fehmarn 6770. 

* W. v. Monte b. Grinm III. 608: illi homines, qui dicuntur hinder- 
sesse vel eynleffigede lüde, qui non habent hereditatem vel agros vel pos- 
sessionem in villa. Ib. 486: die einlefftigen lüthe, die nit uff irem aigen 0. 
irem erbe sitzen. L 516: die eigenlifftigen o. ungeerbten. Kindlinger, M. 
3. I, 2. 8: solivagi, qui ex parte domini terram non habent; Hörigl. 417 
(1838): einlufftig . . ungewert lüde, i. e. qui non habent nec tenent agri- 
culturam in campis. 

5 Th. L 607. Grimm IV. 679, bei. 8 10 u. 14. 

se Th. I. 607—608. Thudichum 228—230. Heusler a. a D. 47—52 u. 
76—92. Auch oben N. 15. 
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u. ſ. w, ein. Daß auch foldhe mittelbaren chntzgenoßenrechte eine Gemeinde⸗ 
augehoͤrigkeit hervorbringen, dokumentirt ſich darin, daß zu ihrer Begründung 
neben dem Aufnahmeakt des Haus⸗ oder Hofherrn nicht ſelten eine Bewilli⸗ 
gang ter Gemeinde und ein Cinzugsgelb gefordert wurbe5®). 

4. Böllig verfchieden von diefen unvolllommenen Genofenrechten waren 
die jpäter vielfach vorlommenben, vom vollen Genoßenrecht nicht qualitativ, 
fondern nnr quantitativ unterfchiedenen geringeren Genoßen rechte, und zwar 
ſowol die Klafjenrechte der Schuppofer, Mentager n. |. w., als bie wirklichen 
Theilgenoßenrechte der Halb- und Biertelabauern u. ſ. w. Zu ihrer Begrün- 
dung mußten fo gut wie zur Begrünbung eines Vollgenoßenrechtes perjönliche 
und dingliche Vorausſetzungen zufammentreffen, nur daß fidh die letzteren auf 
geringeren Grundbeſitz oder ben Befitz eines bloßen Bruchtheils ber vollen 
Rechtfame reducirten®®). 

Il. Berloren wurde dad Genoßenrecht in entiprechender Weiſe entweber 
aus perjönlichen Gründen oder wegen Fortfalls der diuglichen Baſis. 

1. Aus perfönliden Gründen verlor man das Genoßenrecht im 
Galle des Austritt ober der Ausjchliefung Mit dem Genoßenrecht gieng 
dann felbftverftändlih auch das Sonderrecht an der Mark infoweit verloren, 
als dafjelbe nicht bereits zu einem jelbftändigen und auch bei einem Unge- 
noßen möglichen Sndividnalrecht geworden war. Urfprünglich zog baher ber 
and perfönlichen Gründen eintretende Berluft des Genoßenrechts immer aud 
ben Berluft des Sonderguts nad filh, gleihwie ja ber Erwerb bes legteren 
an den gleichzeitigen Eintritt in die Genoßenfchaft gebunden geweien war 
und in Hofperbänden no in fpäterer Zeit wiederum rüdgängig wurde, 
wenn der Erwerber bes Hofguts nicht in beftimmter Srift Genofe warb). 
Als dagegen ber Gedanke bes Privateigenihbums am Sondergut durchbrang, 
verlor zwar der audtretende oder ausgeſchloßene Genoße nicht mehr das Gut 
felbft, er Tonnte e8 aber nur noch wie ein Ausmärker gebrauchen und gieng 
jedenfalld der in Feld und Allmende dem Vollgenoßen zuſtehenden binglichen 
Gemeinſchaftsrechte verluftig. 

Wer daher aus ber Gemeinde dauernd verzog ®®), feinen Haushalt in 
der Mark aufgab, feine perjänliche Selbftändigkeit einbüßte oder fonft aus 
dem Kreife ber felbftändigen Gemeindeglieder fchied, verlor mit dem Genofen- 


Th. I. 606-607. Grimm IL 155: welcher nit in der gemein ist, 
ess sey knecht o. nachbars sohn. Weber die Aufnahmebewiligung Grimm I. 
104. III. 673 n. 725 u. Maurer, Dorfv. II. 153 f. 179; über das Cinzugsgeld 
Ur v. 1581 b. Michelfen a. a. O. 335—336. | 

@) Bel. Th. I. 606. 608. 

ei) Bol. oben 8 10 N. 60. 

en, Nicht aber, wer nur vorübergehend, 3. B. ald Dienftbote, ben Ort ver⸗ 
ließ; Grimm, W. I. 188. — Bol. au Heusler a. a. D. 47 u. 75. 
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vedit®®) zugleich feinen Antheil am umgetbeilten Geſammtrechtẽe), ben er bei 
etwaigem Wiebereintritt wie ein Fremder von Neuem erwerben mußte®). 
Wer aber wegen Nichterfüllung feiner Berbindlichfeiten zur Strafe von 
ber Gemeinde ausgeſchloßen wurbe, verlor mit beim Genoßenredht®) urfprüng- 
lich fein ganzes Befitzthum, wovon fich in der gewiß uralten Sitte der Ber- 
pfählung tes ungehorfamen Bauern Refte erhalten Haben). Später hörte 
zwar, von der Mitwirkung ber Hofgenogen bei ter Strafeinziehung von 
Hofgütern abgefehen®®), eine jo durdigreifende Gewalt der Geſammtheit über 
das Sonbereigen auf. Allein nad wie vor blieb dasjenige Sonterredht, wel 
ches in dem Mitgenuß des umvertheilten Landes beftand, der genofenfchaft- 
lichen Strafgewalt unterworfen. Die Geſammtheit Eennte daher ben pflicht- 
vergeßenen Genoßen für immer ober auf Zeit von ber Allmende mit ber 
Wirkung ausſchließen, daß er in allen Marlangelegenbeiten für einen Aus- 
maͤrker galt und gleich einem ſolchen bei eigenmächtiger Nubung gepfändet 
und beftraft wurde. Gehr viele Markweisthümer bedrohen denn auch in ber 
That die Verabſäumung der Genofenpfliht mit bem dauernden ober vorüber: 
gehenden Berluft tes Markrechts. Am bäufigften geſchieht dies für ein- oder 
mebrmalige unentſchuldete Verſäumniß des Märkerbings®?), überdies für Marf- 


s, Hofr. v. Loen b. Grimm IIL 150 $ 88: hefft verloren syn hoffrecht. 
721 $ 8. 792. IV. 306 $ 85: so ist er sins eids ledig. 

4) Grimm L 44: wer hinnen zücht, so hat er kein recht daran me. 
133: welicher us unsser gemeindt zücht, sich an andre örte hushablich setzt, 
das der in unsserem gemeinwerk kein teyl me sölle haben. 413: er verliert 
auch das Gerodete. IV. 356. Schauberg I. 192 8 44: were ouch, das einer 
von Klotten zuge, dass er nit mehr inwendig etters gesessen, der soll dann 
fürbas die allmend nit mehr niessen. 

) Grimm L 461: ſobald er dad KHansgerälh vor den Dorfzaun gebradht 
bat, muß er die Banerfchaft von Neuem Laufen. — Bol. Heusler a. a. D. 38. 

ec) Berluft des „hausgenossenrecht“ wegen dreimaliger Dingſäumniß b. 
®rimm IL 194. 196. 201. 204; der „freiheit‘‘, d. i. Mitgliedfchaft in ber 
Gemeinde der Freien, für Bmalige Nichtentrichtung der Gebühr zum jährlichen 
Gemeindeſchmaus o. des freien Zinfed, im Freiding Emmerken ib. IV. 665 8 31 
n. 32, Bgl. Delbrücker Landr. ib. TIL. 8. Record v. Borne ib. S61: ennich half- 
wenne, der in die 14 kirspelen wont, ende met hunne naburen gein her- 
scappie hebben en wolden, sullen a/gesloten werden toter tijt ton, dat sy ge- 
moet sijn, miet die naburen lief ende leet de lijden. Kaltenbäd L 553 8 
18. Prot. v. 1562 b. Piper 177-179. 

MR. der 7 fr. Hagen b. Grimm, W. IIL 8118 10: dem soll man einen 
graben vorm thor übergraben, das thor zupfahlen u. den eimer über dem 
sode weg hauen, den backofen zumachen, kein feuer leihen lassen, hecrde 
u. schweine verbieten, u. lassen ihm also einwachsen u. ein wahl auf seinem 
hause halten, bis er sich bessert. 

Bol. oben $ 10 R. 61. 

s W. v. Beber 6. Grimm IV. 667 8 27: so seck en markgenote we- 
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frevel jeber Art?9), Mebertretung ber Ausfuhrverbote”!), Wiberftand gegen 
Marfbeamte??), Weigerung zur Uebernahme eines Amts?®), verfagte Hülfelei- 
ftung’%), Eidesweigerung”®), Unterlagung ber ſchuldigen Rügen?®), Nichtbezah- 
Tung von Abgaben und Bußen?”), Ungeborfam 7%) u. |. w. 

2. Der %ortfall der dinglichen Bafls zog nothwendigerweife auch 
den DBerinft des vollen Genoßenrechtes nah fich. Wer daher fein Hofgut 
beziehungsweife feine Rechtfame aufgiebt, verkauft ober fonft verliert, ſcheidet 
damit aus dem Kreife ber Vollgenogen?®), wenn er auch mögliherweife im 


gerde u. dat hölting nich wolde holden helpen, ohne krankheit u. herren 
noht, wat dessen bröke syn schall? Den schall man vor enen utmanne hol- 
den u panden. Oelbrod IIL 112: tom drüdden mal verlustig syner gerech- 
tigkeit yn der marke. Ebenfo 117. W. ber Foſſenhelde ib. 582: der soll der 
mark daraffter entweist sein. Bgl. 580 8 8. I. 493 8 2: markrecht verloren. 
DL 285 8 29: seines echtwerdes verfallen 293: seiner gerechtigkeit ver- 
fallen. IV. 565 8 6—7. Im Camberger W. ib. I. 576 $ 8 wird die gleiche 
Drobung ausgefprocdhen u. in 8 9 durch die Märker gemeinlich gegen eine ganze 
Gemeinde ausgeführt.— In andern Marten fol der Ausſchluß nur bis zur Ent- 
richtung der Buße dauern, ib. IIL 319 u. 301 $ 8; ober nur bis zum nächften 
Solting, ib. 84. 93. 286 $ 3. 

) Srimm, W. V. 208 8 2—3, 275f. bei. $ 5i u. 54. 819 86. Man 
verliert dad „markrecht‘“., 

2) Grimm, WW. III. 5600: dem soll man von stund an wasser u. weid 
auch gemeinschaft verbieten. Ib. 455 u. V. 248$ 5: bisz ine die merker wi- 
der innemen. Kaltenbäd IL 130 8 58, 

W. des Speller Walde b. Grimm III. 183: wer ſich gegen die Pfän- 
Dung wehrt, wird v. Holgrichter, Erfexen, Malleuten u. Markgenoßen gewiefen 
uth allen rechten die he heft. 

”) Grimm II 285 $ 27: wer das Amt eines holzwahren audjchlägt, ver- 
tiert die holzung. 

19 8. v. Diestorf b. Grimm IL 215: offt de grave einen man an- 
spreke inn nod u. he omhe nicht helpen wolde? is gefunden, den sal man 
holden vor einen uthmarkerschen. III, 305 $ 22. IV. 510 8 35: der marg- 
man, der dem margknecht gegen einen usman nicht beiftcht, foll sines teiles u. 
rechtes berubet sin an der mark. IIL 489: wer verbodet wirt, der marg vor 
fure zu huden, u. des nit thut, der ist der marg zu ewigen tagen verschal- 
den; doch mogen der walpode u. der lantman das mildigen. 

”) 8. v. Dürkheim 5. Grimm I. 784. 

’) Grimm III. 161: by verlust sines markenrechts. V. 817 8 6. 

nn Grimm IIL 283 u. 2848 17: mau bäft ihn vor einen utholzer. 77: 
Sufpenfion bis zur Zahlung. I. 576 8 10: Verluſt wegen Nichtzahlung des 
Börfterlohns. 

”) Grimm IIL 188: verliert der mark gerechtigkeit. 301 8 30. IL 409, 

79) W. v. Offingen 6. Grimm L 99 $ 15: so einer in der gemeind sin 
hus zu kouffen gipt, der sol sin burgrecht verwürkt haben, u. so er nach 

» in der gemeind huss halten wyl, sol er den inzug schuldig wie ein andrer 
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Verbande der Schutzgenoßen bleibt). Ebenſo aber hört für ben, welder 
fein Sondereigen zwar behält, e& aber der Markverbindung durch Abhegung 
unter Verzicht auf ben Allmendgenuß entzieht, zugleich die perfönliche Ge⸗ 
meindeverbindung auf®!). 

IL Da die alte Genoßenſchaft kein gewillfürter Berein benachbarter 
Grundbeſitzer, fondern eine gejhichtlich gewordene Gemeinde halb politifcher 
und halb wirtbichaftlicher Nature war, und da das Genoßeurecht zugleich 
einen Inbegriff von Pflichten gegen den Herrn und gegen bie Gemeinde 
barftellte: war weder der Eintritt in den Verband noch der Austritt Tediglich 
Sache bed freien Willens. Vielmehr trug das Genoßenrecht bis zu einem 
gewißen Grabe den Charakter einer Zwangsmitgliedfchaft an fid. 

Ber zur Genoßenfhaft geboren war, gehörte ihr unabhängig von feinem 
Willen an; wer fi in ber Mark nieberließ, wurbe gleichfalls nach Jahr und 
Tag oder einer anderweit beftimmten Frift ohne Weiteres ald Gemeindeange- 
böriger betrachtet und zur Leitung bes Genofeneides gezwungen. Ebenſo 
aber mußte, wer Orunpbefit in der Mark erwarb, Genoße werben®?) ober 
doch einen tauglichen Vertreter beftellen®). Kür die Hofverbände Tag dies 
ſchon in dem Gebot ausgeſprochen, jeden erworbenen Theil eines Hofguts zu 
„empfangen“, da ber „Empfang“ eben mit dem Eintritt in bie hörige Ge⸗ 
uoßenfchaft verbunden war®*), 


usserthalb dem dorf. W. v. Ingweröheim v. 1462 ib. V. 410 8 1. Schau. 
berg I. 192 8 44. Ur. v. 1600, 1601, 1670, 1752 b. Bluntſchli, R. ©. IL 
64—66. Ditmarf. 2. R. a. 87 9 6. 13. Sternberg 128 u. 129. 

80) Wer daher 3. B. fein Gut au die Erben abtritt u. fi auf's Altentheil 
ſetzen laͤßt, tritt in die Klaſſe der Paffivgenoßen zurüd; Bluntſchli IL. 65 f.; 
Thudichum 209—211; Sternberg I. 105. Er bat baher nad Barmer 
Soft. b. Grimm IIL 16 fein Recht am Gemeinlande mehr außer auf nothdärf- 
tiges Brennholz. 

81) Auf diefem Wege fchieden ja die großen Grundherrn u. ſpäter die Beſitzer 
von Sundern, Schugbann, Bund, gefchloßenen Höfen n. f. w. aus ben Gemein- 
ben; vgl. Maurer, Einl, 187. 216—220; Dorfv. I. 155159. W. ber Gent 
Eiche b. Grimm IIL 554: ob ein edelman gesessen were in der zente, der 
sich mit der cente behelffen wolte, der soll auch mit ziehen. Were aber 
' das er sich on die zente behelffen wolte, so solt die zent ime auch nicht 
beholffen sin. 

8°) Vgl. oben 8 10 N. 51 u. 60. Grimm, W. HL 876 IV. 198. 

e) Oben $ 10. N. 50 u. 60. Kaltenbäd L 89 8 19: wer häuslich baut 
in ber Gemeinmark, Tauft ober verliehen erhält, ſoll Recht haben, als wenn er 
100 Jahr dort fähe, aber auch sein ain glaicher man der gemain u. in allen 
dingen mitleyden, . . er sey selber da o. er hab ain an seiner stat, der in 
verwes. 

2 Grimm, W. I. 386. 391. 899, 406. 492. 538. 535. 543. 598. 610, 
617. 688. 693. IIL 836. V. 307 8 8. 
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Auch der Austritt aus der Gemeinde ſtand keineswegs im Belieben des 
Einzelnen. Denn ohne gleichzeitige Aufgabe des Hofgutes und des Wohn- 
fites in der Mark konnte man fi, von dem alten Abmarkungsrecht abge 
fehen, dem Genofenverbande nicht entziehen. Dagegen war es dem Freien 
nnbenommen, feinen Grundbefit aufzugeben und nad Erfüllung aller bereits 
fälligen Berbinblichkeiten die Mark zu verlaßen, — ein Hecht, das unter bem 
Namen bes „freien Zugs“ mehr und mehr auch den minderfreien und jelbft 
börigen Leuten eingeräumt und durch eine den Herrn und Vögten auferlegte 
Pflicht ſymboliſcher Hülfeleiftung beim Abzuge verftärft wurde). Damit 
war dann fowol das dingliche wie bas perfönliche Genoßenband gelöft®®). 

IV. Eine Berfügung bes Einzelnen über fein Genoßenrecht waa 
hiernach urfprünglich undenkbar. Mittelbar freilich enthielt, ſeitdem die Dingliche 
Bafis in den BVorbergrund trat, Die Verfügung über das Sondergut auch eine 
Verfügung über die Gemeindemitgliedfchaft: allein immer nur unter der bop- 
pelten Beichräntung, daß erftend nur ein Titel für den Erwerb des Genoßen⸗ 
rechts, nicht dieſes felbft übertragen werben Tonnte, und da zweitens gerade 
mit Rüdficht auf den darans berzuleitenden Anfpruch auf Gemeindemitgliedfchaft 
die Verfügung über das Sondergut mannichfach gebunden blieh. 

Der erfte biejer beiden Gefichtspunkte trat dann freilich in demſelben 
Grade zurüd, in welchem das Genofenrecht als bloßer Ausflug des Grund. 
beſitzes betrachtet zu werben begann; und er verſchwand völlig, ſobald bas 
Genoßenrecht unter dem Begriff eines felbftändigen Allmendanrechtes mit 
zugehörigen perfünlichen Rechten und Pflichten anfgefapt und als ware, schar, 
echtwort, gewalt, rechtsame u. f. w. für fidh gleich einer Aktie verkauft, 
vererbt nnd getbeilt ward. Nunmehr fchien allerdings das Genoßenrecht als 


s, Grimm I. 8. 76 8 19. 88. 116 147. 168. 171. 199. 211. 219. 225. 
235. 285. 289. 296. 315. 316. 348 8 9. 367. 876. 894. 426. 637. 681. 729. 
816. IL. 42. 48. 45. 46. 58. 60. 63. 66. 68. 88. 113f. 116. 122. 128. 239. 
258. 274, 297. 302. 825. 468. 558 u. 559. 570. 600. 766: eyn frey offen landt, 
dat ein jeder man mach heut darin gehen, morgen wiederumb daruss. IV, 
306 $ 35. V. 11 8 7. 191 $ 12. 148 $ 81. Der Wegziehende ſoll aber vorher 
den Herrn u. die Gemeinde bezahlen (3. B. II. 113. 320), widrigenfalld ihn jeder 
Nachbar anhalten Tann, daher auch uur bei Sonnenfchein ausziehen (I. 867. IL 
113). Begegnet ihm der Herr o. Vogt, fo fol er vom Pferde o. doch aus einem 
Steigbügel treten u. den Wagen fortichieben Helfen (ib. L 687. 777. IL 254. 259. 
IL 792. V. 669 $ 13; mein Humor 40). — Beichräntungen der Zreizügigfeit 
durch eine geforderte Exrlaubniß b. Grimm IL 674. 723. 784 8 2; duch das 
Berbot, Bürger o. Geiftlicher zu werden, ib. I. 818. 330; durch Abzugögelber, 
dritten Pfennig, „ablaitt“ (neben „anlait“) ib. 865 u. Kaltenbäd I. 422 8 58. 
438 8 41. 475 5 48. 578 8 21. 

) Daher wird auch in Flamersheim bie vor ber verfammelten Gemeinde 
vorzunehmende Aufgabe des Hofgnts zugleich genaunt: seine gemeinschaft vor 
der gantzen gemein aufkünden. Xagerb. b. Maurer, Dorfv. I. 186 R. 9. 
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foldhes, nicht blos ſein dinglicher Titel, einer privatrechtlichen Verfügung zu 
unterliegen. Immer aber blieb irgendwie dieſe Verfügung um ber von ihr 
zugleich getroffenen Berbanbsmitgliebichaft willen genoßenſchaftlich gebunden 
und beſchränkt, wie fi dies in Xheilungs- und Beräußerungsbeiihränfungen, 
in Borlaufsrechten der Genoßen, in Beichräntungen ber Vereiniguug mehrerer 
Genoßenrechte in Einer Hand, in ber Möglichkeit einer zur Strafe verfügten 
Entziehung ober Schmälerung, in perjönlidden Anforderungen au den Erwerber 
n. f. w. zeigte”). 

V. So erſchien ſchon BHinfihtlih feiner Boransfehungen das Ge 
noßenrecht als ein boppeltgenrtetes Recht. Es galten weder bie Grunbfähe 
bes reinen Sffentlichen noch die bes reinen Vermoͤgensrechts, fondern Regeln 
gemifchter Natur, wobei balb das eine und balb das andere Moment über 
wiegen und zulett bier faft die Natur eines heutigen Ortsbürgerrechts und 
bort faft die Natur einer Bodenaltie zum Durchbruch kommen konnte. Im 
der einen Mark blieb die perfönliche Seite ber Gemeindemitglisdihaft ent⸗ 
ſcheidend und es gab nur geborene und gefhworene Genen). Im 
ber andern Mark fiel das Mebergewicht auf bie oekonomiſche Seite und man 
jah in den von einer Perfon auf bie andere übergehenden Gemeindemitgliei- 
fhaften ererbte und erkaufte Genofenrechte®?), in der Aufnahme eines 


) Vgl. Th. I. 604f. NR. 57—64. 677. 679. 682. Auch noch ben Hofrobel 
v. Reichenburg v. 1586 6. Grimm IV. 351 5 84, wonach Frauen u. Töchter das 
Alpgeuoßenrecht erben, es aber durch Heirath eines Ungenoßen verlieren. W. v. 
Mäggithal v. 1496 ib. 356: dz keiner sin allmeind magy verkouffen noch ver- 
schenken, den ein gnoss dem anderen. 

*, W. v. 1382 6. Grimm II 490: geboren uff gehulde hoifslude. III 
16: jeder geborne erbe. I. 455: geschworner hübner. V. 700 8 11: ob ein 
huber gemacht würde in solichem gericht. IH 839f. (unten N. 148). 

ee) Th. I. 604. 677f. — Berner W. v. Sandhofen 6. Grimm I. 461, 
wonach vor S. Georgentag jeder unbefcholtne Anzügling für 8 fl, ein Dorflind 
für bie Hälfte eine ganze o. halbe Gebauerfchaft kaufen, ein bereitd Gemeinderecht 
Habender aber für je ein Biertel Wein uchft 2 Weden u. 1 Käfe je eine vierte 
Gebauerſchaft Hinzuerwerben kaun. — Ib. IV. 875 8 11: wer ouch, das jeman 
deheines guots von einem genossen ze erb keme, der erb sol ouch denne ein 
genoss sin. 356: allmeind.... erben... verkouffen.... verschenken. L 41: dehein 
genossamy .. zu güttern.. ze kouffen. Sternberg L 105: „ich verlaufe 
meine Gemeinde.” — Deutlich tritt in der Deffn. v. Toͤß die privatrechtliche Auf- 
faßung hervor, indem hier bie gegenwärtigen Gemeinbeglieber ben Hof Tätnow 
mit gemeinfamen Mitteln zur Dorfmark hinzuerworben haben unb nun bie Anſchau⸗ 
ung entwideln, daß in Zufunft nur Erbfolge in eines der damit begründeten Ge 
noßenrechte ober aber Einftiftung eined neuen Antheild zum Genoßen machen Tönne. 
Bgl. Grimm I. 134: Dorflinder, die ſich auswärts aufgehalten aber nicht haus- 
häblich uiedergelaßen haben, mogent.... das dorfrecht von iren fäteren erben 
u. ane inzug fry zu uns ziehen; fonft follen fie halbes Einzugsgeld geben, indem 
die andere Hälfte deshalb fortfällt, umb das er oder sine vorderen kosten mit 
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neuen Gemeindeglieds gegen Einzugsgebühren ben Verkanf eines neuen 
Genoßenrechts jeitens ber Gemeinde). Faſt nirgenb aber Fam eine dieſer 
Auffaßungen rein und ansichlieglich zur Geltung, ſondern, wie das Genofen- 
recht felbft gemifchter Ratur war, fo wurden bie perſoͤnlich⸗politiſchen Voraus⸗ 
feßungen befielben überall durch dinglich⸗privatrechtliche und letztere wiederum 
durch erftere modificirt und ergänzt. 

C. Seinem Juhalt nad vereinigte das Genoßenrecht Befugniße unb 
Pflichten und zwar beide fowol politifcher als oekonomiſcher und fowol per⸗ 
föulicher als fachenrechtlicher Art zu einem einheitlichen Ganzen, deffen einzelne 
Beſtandtheile fih in einer freilich nah Ort und Zeit fehr verichiedenen Weife 
bebingten und beftimmten. In Hofverbänden trat dann noch der enge Zu- 
fammenbang det Genopenrechts mit dem aus dem Abhängigkeitöverhältuig 
fließenden Inbegriff von Rechten und Pflichten hinzu. Erſt allmälig Ioderte 
oder loͤſte fidh ber Zuſammenhang ber einzelnen Beſtandtheile, beftimmte Ber 
fugnige und Pflichten loͤſten ſich gu einer gewißen Selbftänbigleit ab, es 
fpaltete ſich wol gar das einheitliche Hecht in zwei getreunte Rechtsinbegriffe, 
ohne daß auch hiermit fofort jede Beziehung der einft verbundenen Rechte und 
Pflichten auf einander fortgefallen wäre. 

I Im Einzelnen laßen fih zunächft die im Vollgenoßenrecht ent 
haltenen Befugniße und Pflichten in drei Gruppen theilen, je nachdem fie 
fih auf Die politifche Friedens und Rechtsgemeinſchaft, auf die fittliche Lebens⸗ 
gemeinschaft oder auf bie oekonomiſche Gemeinſchaft des Genoßenverbandes 
beziehen. 

1, Friebe und Recht des Berbanbes waren ein genoßenfchaftliches Ge⸗ 
fammtbefitthum. 

a. Seber Genofe als folder war daher Mitträger und Mitinbaber bes 
genoßenſchaftlichen Friedens und Rechts; jeder gotshusman ist, wie gejagt 


der gemeind des hofes Dätnow halb erlitten. Dazu ©. 136: darzuo sinen 
teil an hof u. weydrecht, wie einer im dörf erköft u. bezalt hat. 

v Th. I. 605 N. 61. Grimm I. 42: ob ouch einer gen W. züge u. nit 
gnossig were u. wunn u. weyd da niessen wölte, der sol umb die gnossamy 
geben drü pfund. Eigenthümliche Folgerungen werden aus biefer Anffaßung ger 
zogen im W. v. Buochs v. 1438 ib. 488. Wenn bier nämlich nach $ 14 ein nen 
Anziehender mit 2 fl. oder einem Bürgen Dorfrecht erwirbt,. werden Kinder unter 
7 Jahreu dorflät mit im; Kindern über 7 3. aber soll u. mag dorfrecht niemen 

en, weder von vatter noch von mutter, old sy köffens dann von den 
dorfläten. Ebenfo fol nad) $ 15, wenn eine fröw oder tochter, die dorfrecht 
hett, einen ussren neme zu der &, der nit dorfman were... der man dorf- 
recht nit nieszen, er köf es den, Und nad $ 17 follen, wen ein dorfman ist, 
der kind hett, die nit dorffiüt sind noch dorfrecht nit habent, bie Kinder 
das Dorfreht nur ſoweit mitgeniehen, als dad Bedürfniß bes Vaters o. der Mutter 
ed mit ſich bringt. 
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wird, genoss u. geerb der gotzhuslüten recht u. fryhaiten?!). Daraus 
ergab fi die Pflicht, das Weisthum, die Ordnung und die Satzung des Ver⸗ 
bandes zu halten und zu handhaben *), worin fowol die palfive Gehorfams- 
pflichtꝰ) als die Pflicht jelbftthätiger Hülfe bei Aufrechthaltung der Rechts⸗ 
ordnung) enthalten war. Daraus ergab fich aber ebenfo das Forrefpondirende 
Recht auf Schub und Schirm der Gefammtheit?), insbefondere auf gericht- 
liche Abhülfe, wenn Friede und Recht am Genoßen gebrochen find). “Der 
Ungenoße hatte urfprünglich einen derartigen Rechtsanſpruch nit. Allmälig 
wurbe dann zwar dieſes Princip durchbrochen; auch den Fremden wurde Rechts⸗ 
ſchutz gewährt, ja es follte ihnen oft vor den Einheimifchen gerichtet werden, 
und die Ausbildung ber fogenannten Gaftgerichte 7) realifirte überall ben 
neuen Sat: wehr auch das recht anrüft, dem soll man zum rechten 
helfen, er si husgenosz oder gast). Allein die alte Idee blieb doch in 
manchen Snftituten, wie der Kautiondbeftellung, dem Frembdenarreft und andern 
Benadhtheiligungen der Säfte?) lebendig und wurde bisweilen noch direft aus- 
geiprochen, wie 3. DB. wenn dem Gaft vor Anftellung einer Klage auferlegt 
ward, das Recht der Genoßenſchaft zu Taufen!%), alfo gewißermaßen das den 
Anſpruch auf Rechtshülfe bedingende Genofenreht zunächft partiell zu er- 
werben. 

db. Sm Einzelnen lag daber im Genoßenrecht vor Allem Befugnig unb 


9) Grimm, W. I. 281. Bgl. V. 423. $ 19. 

) Grimm, ®. V. 643 $ 8: disz weisthumb ordnung u. satzunge zu 
handhaben u. zu halten. 248 &$ 1: der mark recht u. herkomen helffen zu 
behalden u, alles dinges, die mark andreffen gehorsam zu sein als ein ander 
merker. 423 f. $ 20. IIL 810: des haves recht halden. 

”) Grimm V, 248 8 1. 451 $ 4: dem hof gehorsam zu sein. Kalten- 
bat I. 184 8 89. 193 8 89. 324 $ 82: Gehorfam gegen die gemain. 

%) Grimm IH. 412: der mark getreulich beholffen zu seyn zu allen 
ihren rechten. 

% Grimm I. 168, II. 13: bei dem ban u. frieden behandthaben u. be- 
halten IV. 306 $ 86. 

*) Vgl. 3.2 W. v 1420 6. Grimm IIL 567; ib. II. 612. 

„) Näheres 6. Oſenbrüggen, Studien 19—68. 

* So im W. v. Zuozwil v. 1488 5. Grimm V. 142 8 6. Bol. ib. I. 26. 
IV. 284 8 26. 297 $ 1: den gesten richt man vor den husgenossen. 815 

”) 3. 8. höhere Buße des Gafts b. Grimm V. 119 8 8. 

00 W. v. Altorf v. 1489 6. Grimm I. 11 $ 4: wer, das ein ussrer in 
dem hof ze A. ze schaffen gewunn u. klagen welt umb eygen o. umb erb, 
der sol das recht kofen umb 5 sch. 4 pf. u. sol man im richten als einem 
andern hofman. Bedarf aber der inner von dem ussern des rechtes, so soll 
der usser den innern vertroesten, das recht da zu lassen. Achnlidy in Maurer 
ib. 43. 
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Pflicht, den Frieden und das Recht des Verbandes gegen jeden von außen 
kommenden Angriff zu vertheidigen. 

a. Deshalb ſollte in allen Händeln und Streitigkeiten der Gemeinde 
Einer für Alle ftehen!). Jeder follte jeine Gemeinde und deren Marl 
jowol wor dem höheren Richter vertreten helfen, als einen gewaltiamen Angriff 
nöthigenfalls mit gewaffneter Hand abwehren!®), In den Grund- und Land⸗ 
berrichaften freilich gieng die Pflicht, der Sturmglode ber Gemeinde zu 
folgen, Waffen dazu in Bereitichaft zu halten und mit den Genoßen zu reifen 
und zu bienen, mehr unb mehr in den Land und Kriegöfolgepflichten für 
bie Herrſchaft unter!%%): allein felbft bier zeigte ſich ber engere genofenfchaft- 
lie Wehrverband bisweilen fjogar gegen ben Herrn wirkſam, jo baf bie 
Genoßen befugt und verpflichtet waren, unrechtmaͤhige Anforderungen des Herrn 
gemeinfam abzuwehren1%). Nur ein Ausfluß der genoßenſchaftlichen Selbft- 
wehr war die durch das Genoßenrecht begrünbete Befugnig und Pflicht bes 
Sinzelnen, den die Mark fchädigenden Ansmann zu pfänden!®) und ten 
Markbeamten bei jeinen Amtsbandlungen gegen Ansmärker zu unterftügen 1%). 

A Umgekehrt follten aber auch Alle für Einen ftehen. Wurde daher 


100) So fol nad oeflerr. Pant. das neue Gemeindeglied in allen hänndin 
u. sachen sambt der gemein mitleiden tragen, Kaltenbäd I. 165 $ 6. 298 
4 38. 250 $ 16. 256 8 9. 885 8 88. 840 5 8. W. v. Altenhaslau v. 1854 b. 
Grimm IU. 412: hierzu u, zu diesen sachen u. nothdurft des gerichts u. 
der mark sollen alle merker... dem gericht u. der mark daselbsten getreu- 
lich beholfen sein zu allen ihren rechten u, notturften ohne gefährde. 

. Grimm, ®. L 882. 412. 418: beim Sturmläuten fell Jeder mit feinem 
gewere zur Kirche eifen. 612: umb gemeine noth binnen dorffes o. erbaussen 
des dorffs noth zu beschützen. 420. 500, 578. 691. 640. 768. — Bol. Richt. 
bofen, friej. Requ. 278 c. 17 84; Bluntſchli I. 418 f. Dfenbrüggen, 
Stubien 111 f. 

so 3. 8. Grimm IIL 18: helffen s. gn. land u. leute zu beschützen. 
3 8 2-4. 818. 515. 662. 745. 841. 866 3 8. 886. 892. V. 611 $ 8: Heb u. 
leit mit ine zu leiden. Pflicht, Lanbwehren zu machen, 3. B. ib. I. 27 u. 28, 
für den Herrn Wölfe zu jagen, zu Tämpfen u. f. w., 1880 ib. IL. 520. 

) W. der Yulder M. v. 1434 b. Grimm V. 825 $ 15: were os auch, 
das der herrn einer jemand daruber drangen wolte, he were arm o. reiche, 
das solde der ander weren. W. v. Peltingau ib. IIL 6592 $ 40 u. 41. 

Grimm, ®. I. 577 $ 14: wer da geeignet u. geerbet ist zu C. u. 
darumb, er sei man, burgman o. burger o. wie der ist, die hat als gut recht 
zu phenden ein ausmerker o. uf dem markgelende als die forster. Uehnlich 
683-589. 590. 676. III. 210 $ 10. 412. 420. 491. 860. IV. 208. 206. 

we) So ſoll in Oſtbevern der Maͤrker auf Verlangen bes scharman mit biefem 
reiten u. geben u. heipen en penden u. helpen en die mark weren, 1889 
b. Orimm II. 176. Bel. ib. 182, IV. 510 $ 85. 565 $ 6. 660 $ 20. V. 
29 8 19. 

IL 19 
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ein Genoße an ſeinem Hauſe, ſeinem Leben, ſeinem Gut oder ſeiner Ehre be⸗ 


droht, fo waren alle andern Genoßen zu thatkraͤftiger Abwehr berechtigt und 
verpflichtet 107), Bei einem Streit unter Genopen follte Niemand fidh zum 
Nutzen und dem Genoßen zum Schaden auswärtige Verwandte oder Freunde 
in die Mark laden ober führen 100), Und hatte ein Genoße Streit mit einem 
Auswärtigen, jo follte fein Genoße den lebteren verftärken oder ihm auch nur 
Waffen zur Verwendung gegen ben Genoßen leihen!®), 

c. Der Genoße war aber ferner berufen, an ber Handhabung von Frieden 
und Recht im Innern des Verbandes Theil zu nehmen. 

a. Zunädhft war er, foweit bie Rechts. und Gerichtsgenoßenſchaft der 
Gemeinde reichte, gebunden, vor der Genoßenſchaft Recht zu nehmen und zu 
fuchen!!0), In allen Sachen baber, für welche das Genoßengericht kompetent 
war!ll), durfte er weder vor ein auswärtige Gericht laden 112), noch einer 


m) Grimm, ®. I. 213: ob ain insess von aim gast beschalkt wurde. 
ID. 768 1: einer dem andern seinen leib u. guth zu retten u. zu beschutzen. 
— Nach oefterr. Pant. trifft den Hülfe Weigernden bie Strafe des Miffethäters; 
Kaltenbäd I. 20 8 18. 88 $ 8. 120 8 12. 128 8 29. 229 8 17. 238 8 46. 
305 $ 12. 470 8 20. 553 $ 12. 557 $ 81. 559 $ 18. 561 8 16. 579 8 29. 
599 3 56. II. 10 $ 82. 17 $ 7. 61 $ 5. — Ueber die Genohenpflicht, einer in 
ihrer Ehre gefährdeten Frau o. Jungfrau beizuftehn, ib. I. 9 8 86. 18 8 52. 47 
$ 83. 74 8 41. 629 9 68. 588 $ 80. 549 8 104. 

00) Raltenbäd IL 53 $ 14—15. 59 8 31. 638 8 85. 77 8 18, 82 $ 31. 
168 8 48, 173 8 15. 181 $ 49. 190 $ 15. 209 $ 12. 221 8 9. 2488 9 u. 16. 
250 8 18. 275 8 10. 281 $ 11. 289 $ 18. 307 $ 25. 324 $ 7. 831 $ 40. 387 
$ 14. 348 3 36. 864 $ 37. 370 $ 33. 385 8 37. 392 8 5. 404 89. 414 8 8. 
425 $ 8. 432 8 4. 449 8 6. 481 $ 24. 585 $ 30. 548 8 92. 578 $ 18. 589 8 
1. IL 1786. 

wo) Kaltenbäd I. 277 8 24. 484 8 17. 452 8 17. II. 101 8 29. 

1) Grimm L 515: jeder Märler wird geftraft, wenı er mit anderm ge- 
richt umbginge dan mit der merker gericht. Bgl. ib. 5. 25. 110 8 9. 116. 186, 
259. 364. 672. 746 8 3 n. 5. II. 469. 500. 518 (1298) V. 191 8 4. 376 $ 10. 
388 8 10. 404 8 4. 408 8 3. 469 8 4. 648 $ 8. 

11) So nach faft allen Hofsweisthümern in Angelegenheiten der Hofgüter, 3. 2. 
Grimm I 804. IV. 285 $ 27 n. oben $ 10; ferner beim Gericht um Unfrieden, 
ib. IL 404. 518. 638. 756; u. meift in beftinmten ſowol bingligen ald perfön- 
lichen Sachen, 3.8. W. v. Herzogenbuchs ib. I. 815: wass da stöss sind o. werden 
umb des gotshus güter o. um des gotshus Zu, da sol man nienert umb richten 
dan vor dem hoff zu B.; W. v. Obermichelbach v. 1457 ib. 657 $ 1 u. 661. 

119) Grimm I. 67 8 25. 196. 281. 283. 285. 687. TIL 45 $ 18: ohne 
laube sol keiner den andern uss dem gerichte laden. 564. 568. 615. 633 8 8, 
674. 721 8 9. 728. 728 8 11. 761. 810. 865 $ 4. Kaltenbäd I. 90 8 83. 167 
5 38. 172 $ 3. 180 8 45. 189 8 47. 222 $ 19. 350 & 37. 887 8 16. 342 8 87. 
859 8 21. II. 101 8 28. 
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Ladung vor ein ſolches Folge leiſten 1d). Ebenſo durfte er nur in den zu- 
läßigen Fällen und bei dem gehörigen Gericht eine Berufung einlegen!!4). 
Und bisweilen war ihm ſelbſt die Verbürgung für Auswärtige verboten 115), 
Dafür hatte er einen feiten Rechtsanſpruch darauf, von Niemandem und aud) 
vom Herren nicht vor ein fremdes Gericht geladen zu werden 116), 

B. Sodann war ver Genoße befugt uud verpflichtet, am genoßenichaft- 
lichen Gericht aktiven Antbeil zu nehmen, „dem hofe sein recht zue sprechen, 
zue behaben und auch zue rügen“ 117), 

Recht und Pflicht, in ungebotenen und gebotenen Dingen zu erjcheinen, 
war ein fo wejentliher Ausfluß des Genoßenrechts, daß „Dingpflicht” und 
„Markberechtigung“ geradezu identifch zu fein fchienen +18). Zahlloſe Weis. 
thümer daher fnüpfen die Theilnahme am Dinge an die Eigenjchaft eines 
Genoßen, Gemeindsmanns, Erben, Märkers, Nachbarn, Bauern, Hausgenoßen, 
Hofkindes, Hofmanns, Lehnmanns, Hubers, parochianus u. f. w. iu8). Unge⸗ 


113) Grimm I. 786. III. 45 $ 19: kein uthgerichte suchen, 148 $ 27— 
28. IV. 489 $ 21. Kaltenbäd I 9 8 88. 523 8 66. 

1), 3, B. Grimm I. 672. 650. 652. 654. 672. 713. 736 |. 743. IV. 53. 
76. 109. 180. 194. 200. 673 $ 4. 

115) Raltenbäd I. 559 $ 18. IL 63 8 26. 88 $ 20. 

116) Bol. 3. B. Stimm I 660 $ 22 u. 668 8 25: Propſt, Schaffner u. 
Bogt dürfen ben Huber des Zinſes wegen nicht vor ein Ausgericht laden. 

11) Srimm I. 706 $ 1. 

118) Bol, z. B. Grimm IIL 118. Yud ib. 431: eyn ungeforster man u. 
eyn ungedingter man. 

m) W. v. 1383 5. Grimm I. 579 $ 2: das merkerdinge ... mit den 
merkern gemeinlich, die recht dazu han, hegen. III. 84: wan ein holting is, da 
sollen die buor alle jeghenwordich sien. — Diugrecht u. Dingpflit für alle 
genossen, iglich genoez u. ſ. w. ib. IV. 372 84. 34686. 3768 6.891 81.482984. 
489 8 14. 471 $ 1. 496 8 3. 592 8 14 u. 15. 609 8 4—5. 681 $ 1—2; für 
iglichen gemeinnnan ib. 600 8 5—8. 619 8 14. 785 $ 2; für jeden Aegerisch 
man ib. 672 8 1; für die orven ib. 665 8 3; für die nachbarn, die arben seind, 
ib. IL 485; für Die nachbarn, lehnleute, hoflente ober hausgenossen IIL 9. 17. 23 
n. 24. 25. 81. 38. 45 8 2. 51. 61 8 5. 128 u. 129. 185. 191. 194. 637 8 1, 
120 $ 1. 726 $ 3. 814. 817. 842; für bie hofekinde V. 382 8 2 u. 3; für die 
huber I. 676. 682. 687. 702. 706 8 5. 710. 712. 714 8 2. 720. 724. 739. 742. 
744. 751. 786. 797. 808. 848 8 ı1. IV. 8. 7. 9. 11. 18. 17. 19. 21. 28. 33. 
39. 40. 43. 47. 50. 53. 64. 66. 71. 76. 89. 91. 95. 96. 102. 107. 109. 113. 
116. 119. 132. 139. 141. 150. 162. 164. 165f. 171. 176. 193. 220. 230. 235. 
240. V. 402 5 7. 408 8 1. 407 8 4. 423 8 6-8. 459 8 8. 460. 461 $ 2. 462 
& 15. 468 $ 1—2. 471 $ 1—2. 476 $ 1. Bol. ib. V. 280 $ 11: omnes paro- 
chianı de 8. debent eidem placito interesse. — Jeder hausgenoss 0, inman nad 
Kaltenbäd J. 64 $ 2; jeder hausgenosz o. inmann ib. 36 $ 3. 49 8 1. 5782. 
65 8 3. 70 8 1. 88 8 83. 169 8 65 u. 69. 554 8 16. IL. 63 8 17. 78 8 2. 

19* 
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nogen werben ausbrüdlich vom Dinge verwieſen 120). Erſt ſpaͤt wurde auch im 
dieſen Kreiſen wie läugſt bei ben höheren Gerichten die Dingpflicht anf 
Schöffen, Parteien und ausdrücklich Geladene eingefchränft 121), 

Jeder Genoße und nur ein Genoße war befähigt, im Genofengericht das 
Urtel finden zu helfen ober in die Zahl der ein für alle Mal beftellten 
Schöffen einzutreten1%2), ſoweit nicht etwa bei Stieitigfeiten um Eigen oder 
Erbe noch eine weitere Dualififation geforbert wurbe12%), Jeder Genoße und 
nur ein Genoße ferner konnte Zeuge, Eideshelfer und Fürſprech fein 1%). 


79 $ 2; jeder nachbar ib. I. 844 $ 56. 403 8 2; jeder perggnoez ib. 157 8 2. 
161 $ 10. 304 $ 2 u. 6. 580 $ 4; die ganie gemain von ainem valthor zu dem 
andern ib. 174 5 84. 212 $ 48. 880 $ 42. — Yeyelich lantman im godink 
nad) Weiterwolder L. R. e. 11 8 1 5. Richthofen 271. — Bewaffnetes Erſchei⸗ 
nen ber Huber im Ding b. Grimm L 650. 

0) Grimm L 583: gienge jemandts in der mercker radt uff dem 
merckergedinge, der nit mercker were, den sollen sie weisen an die herren 
gnade. Ungenoßen follen vom Dinge 60 Fuß entfernt bieiben, ib. IV. 666 $ 6; 
oder ſoweit man ein weißes Pferd im Belbe fleht, ib. III. 801 8 7. 30486. — 
Bgl. ib. 246 8 11 u, IV. 662 9 5—. 

121) W. v. 1486 6. Grimm V. 426 $”5: wer nicht zu rügen, zu kaufen o. 
verlaufen, Hubgut zu empfangen bat, o. zugeordnet iſt, das Dinghofrecht zu befiken, 
fol von nun an nit mehr kommen. 1584 ib. I. 745 u. 798: nur De schöffen. 
Bol. Kaltenbäd L 152 8 14. — Für bie größeren Bezirke finden fi ſchon 
früher ſolche Beſchränkungen; vgl. z. B. Urt. v. 1264—1268 b. Grimm IIL 618 
über das publicum generale totius terre plebiscitum bei Monte. — Auf be 
fondere Aufforderung des Richters mußte aber immer jeder Genoße erfcheinen ; 
KRaltenbäd L 154 8 90. 193 $ 90. 201 8 93. 206 $ 74. 408 $ 8. 

12) W. v. ©. Blaſien v. 1888 b. Grimm IV. 488 8 10: were ouch, daz 
ain sach under den genossen, die sy under ainander angiengi u. mit ainander 
ze schaffen gewunnen, .. da sol nieman umb ertailen denne die genossen. 
Bgl. I. 284. 290. 321. 368. 869. Iv. 488 $ 8. 488 8 7. V. 110 88. 374 8 10. 
369 8 20. 

123) Um Eigen o. Erbe jollen richten: genossen nad Grimm I. 47 8 21. 
60. 292. 307. 809; genoss o. ubergenoss ib. 51. 168; jeber biderman ib. 55; 
gotshuslüt u, frei lüt ib. 80; eigen lüt o. gotshuslüt ib. 5. 142 $ 26. 150. 
818; die in dem dorff sesshaft sint ib. 100; der in den hof gehöre ib. 180; 
geboren gotshuslute u. waltlut ib. 158 $ 33; die da ze G. hushablich sitzend 
u. ainem herrn geschworen hand ib. IV. 419 $ 80; geschworne huber ib. 
IV. 8. 9. 18. 88. 87. 44. 48. 56. 61. 67. 116. 159. 200. V. 882 $ 2. 409 8 2. 
684 8 B; die eigen o. erbe im hof hant I. 161. V. 68 $ 14; nieman, er hab 
denn in dem hof 7 schuoch lang u. breit L 27. 47 8 21. 

120) Bol. bez. des Zeugnißes Grimm IL 170. IV. 2. 44. V. 71 8 18; ber. 
der Furſprache I. 828. 328 8 20. 660 8 17. 816. III. 83. 595. 876. IV. 44. 48; 
bez. der Eideshllfe Küren der Brokmer u. Emflger b. Richthofen 188: consives; 
Emfiger Domen v. 1812 ib. 186: cum duobus civibus Ade dignis, mit triuwe 
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Aus dem Genoßenrecht endlich floß auch die wichtige Pflicht zur Rüge, 
b. h. zur öffentlichen Anklage gegen den Mitgenoßen, ber fih gegen ben Srieben 
oder das Recht ber Gemeinde oder ihres Herrn vergangen hatte?32d). 

y. Auch außerhalb ber Gerichtsverſammlung aber war der Genoße durch 
eine Reihe gerichtöpolizeilicher Befugnige und Pflichten zu einem Wächter und 
Vollftrecker des gemeinjamen Rechtes berufen. Die Befugnig und Pflicht, 
unter Streitenben Friede zu wirken, machte ihn gewigermaßen zu einem Noth⸗ 
richter für den Augenblid12%), Die ihm obliegende Pflicht, den richterlichen 
Beaniten bei Ergreifung und Gefangenhaltung von Mißethätern Beiftand zu 
leiften 137), im Notbfall aber jelbftändig vorzugehen!3®), verlieh ihm gewißer- 


buren; ib. 198 $ 16. 289 8 16; — Bgl. Grimm IV. 374 $ 8: es mag aber 
nieman ein urteil ziechen den ein gnos. 

185) Grimm I 606: sollen ein jedweder kirchspielsnachbar jezo vor dem 
:gantzen kirchspiel vorbringen, was er selbsten in wald u. sonsten dem kirch- 
spiel sträfliches u, rugbar gesehen. 418: was rügbar, es treffe m. gn. h. ahn, 
es treffe die gemein ahn. — Bgl. ib. 170. 246 $ 8. 259. 800. 811. 823. 328 
8 26. 882. 434. 463. 614. 660 $ 18. 676. 685. 688. 710 8 10. 724. 731. 744. 
750. 803. 840. IL 18. 142. 201. 232. 234. 382. 334. 887. 362. 445. 464. 482. 
622 $ 10. 632. 684. 650. DI. 722 & 18. 728 8 14. 737 8 83. 817. 852. IV. 2. 
4. 8. 10. 12. 80. 82. 85. 87. 40. 44. 48. 62. 55. 72. 107. 118. 116. 117. 
120. 132. 136. 142. 167. 178. 182. 194. 202. 206. 219. 285. 256. V. 40289. 
434 8 6 u. 8. 662 $ 7. — Speciell der Gemeinde gegenüber I. 463. 523. 526. 
89. 791. I. 144. 188. 211 $ 28. IV. 529 8 26. 667 8 24. IV. 581f. 8 26, 
39, 40. 220 8 18 u. 30. Kaltenbäd I 356. 18 8 A. 34 8 55. 42 849. — 
Per die Rüge unterließ, follte oft die Strafe bes Thäters leiden; 3. 3.5. Grimm 
L 805 $ 25: wann ein markgenosse wüste seinen mitgenossen bruchfellig u. 
verschwiege dasselbige; II. 678. 580; Kaltenbäd I. 12 $ 116. 51 8 85. 52 
8 3. 83 8 8. 157 8 8. 212 $ 48. 334 $ 84 u. 85. 484 $ 4. IL 23 8 4—5. 

ne) Grimm L 218: jeder hofman. 225. 284. V. 125. Landb. v. Urt 
a. 261. Schauberg 1. 20f. Biumer, R. G. I 160. 421f. 580 u. 2. f. 
D. R. IX. 301f. Dfenbrüggen, Studien 384f. — Hierher gehört auch das 
Hecht, den Friedensftörer aus dem Wirtshaus hinauszuwerfen; Kaltenbäck I. 46 
$ 14. 57 8 6. 820 8 14—16. 330 8 31. 342 8 34, 859 $ 19. 418 8 7. 495 
$ 16. 521 8 10. 623 8 9. 534 8 16. 

nm Grimm I. 219. 225. 235. 264. 283. 495 8 3. 11. 88. 131. 161. 166. 
233. 234. 332. 342. 410. 535. 540. 695. IIL 12. 420, 803. Pflicht, dem Richter 
zu helfen gegen alle leute, die wider das aigen teten o. wider ain gemain, 
b. Kalteubäd I 6 $ 35. 22 8 84. 46 8 23. 68 8 35. 164 8 31. 168 8 48. 
178 8 19. 294 $ 54. 381 $ 57. 404 $ 10—11. 419 & 82. 425 8 2. 437 8 80. 
455 $ 30; Pflicht, gefangen zu halten, ib. 38 $ 8. 37 8 7. 7087. 76 87. 81 
5 6.189 8 4. 

139) So in Burgau jeder nachpur, wenn der Amimann nicht da ffl, Grimm 
L 200. gt. ib. ID. 12 u. Blumer, 3. f. D. R. IX. 302 — Auch konnte z. B. 
in Weſtfalen jeder Märker ohne Klage unrechtmäßige Zufchläge einreißen; 
gdw. 1%. 
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maßen die Stellung eines richterlichen Hülfsbeamten. Und Aehnliches gilt von 
ben mancherlei Pflichten des Einzelnen bei allgemeinem Anfgebot der Land⸗ 
ober Gericätöfolge, bei Aufläufen u. bergl.139), fowie bei ber endlichen Voll⸗ 
ſtreckung peinlicher Urtel 19). 

d. Mit der Theilnahme am Gericht war zugleich bie Theilnahme an der 
Gemeindeverfjammlung und mit dieſer ein Stimmredt in allen Gemeinde 
angelegenheiten gegeben. Darin lag auch bas aktive und paſſive Wahlrecht 
bei allen Gemeindewahlen. Zur Uebernahme genoßenſchaftlicher unb in Hofver- 
bänden oft auch herrichaftlicher Aemter waren aber die Genofen nit nur 
meiſt ausſchließlich befähigt und befugt 101), fondern oft auch bei Strafe ver- 
pflichtet 182), 

& Endlich war auch die geſammie bürgerliche Rechtsfähigkeit bes 
Einzelnen Anfangs durch das Genoßenrecht bedingt und beſtimmt. Denn 
Volksrecht, Stammesrecht, Ortsrecht, Hofrecht u. |. w. waren urſprüng⸗ 
lich genoßenſchaftliche Verbandsrechte, welche die Zugehörigkeit zum Verbande 
als Grundlage der Rechtsfähigkeit vorausſetzten und dieſe ſelbſt nach der 
Stellung im Verbande abſtuften. Als dann ſpäter das Recht dieſe Schranken 
durchbrach, wirkte die ältere Idee, der zufolge commercium und connubium 
genoßenſchaftlich begraͤnzt waren, noch im Hofrecht nad. Wenigftens war in 


20) 3. B. Grimm I. 82. 213. 283. 300. 408. II. 696 8 27. IV. 471 
8 2. 766 8 1: ein klock.... soll ein jeder nachpaur folgen. 

130, 3, 8. Grimm V. 433 $ 13. 529 $ 8. 

131) So foll 3. B. ber richter ein hofmann fein, Grimm IIL 33. 250. 869; 
fein Stelivertreter ein hausgenosz, ib. 594. 398; der Amtmann ein Genofe, ib. 
I. 237. 279. 418. 729. 749. 791 u. Kaltenbäd I 217 8 25. 8 $ 18 u. 14; 
ebenfo ber Vogt b. Grimm I. 700. IL 453; der Untervogt ib. L 365. 111 (usz 
der gemeind); der Schultheiß V. 622 8 8; ber Keller I. 260 $ 5 u. 266 8 6; 
ber Meier I. 669; der Untermeier ib. 745; ber Weibel ib. 253 $ 11. 2380. 291; 
ber Vogtknecht ib. 812. 359; der Sronbannwart ib. 822; der Sronbote ib. III. 33. 
140 8 6; ber Büttel I. 429. V. 404 3 11; der Förfter L 103; die Mallente IIL 
139 $ 3; die Schöffen I. 521. 745. II. 491. III. 589. 869. V. 687 $ 8. 

132) So zur Uebernahme der Aemter des Amtmanns, Schöffen , Schnltheißen 
u. Büttele 1374 b. Grimm I. 685 $ 2; des Richters o. Geſchwornen b. Kal- 
tenbäd I. 403 8 4. 411 8 86; Weſterw. L. R. c. 10 8 25 6. Richthofen 
371 (auf ein Jahr); des olderman ib, 520 8 1; des Holzgrafen b. Grimm LIT. 
297; des Amtmanns ib. I. 89. 194 (1469). 270 (auf 1 Jahr). III. 649 8 26 
(ebenfo); bes Heimburgen auf 1 Jahr ib. I. 417; eines Gehilfen bes Holzgrafen 
nI. 285 8 27. 298; des Bannwartd L 29; des Schüten V. 642 $ 12; des För- 
fterö II. 401; be scabinus TII. 822; den scheffenstol anzunemen II. 492, V. 
67485. — Bgl. IV. 5 u. 92: wären nur noch 2 Genoßen ba, fo joll einer 
Meter, der andre Förſter fein; V. 50 8 32 m. 3b: jeder muß das Meierthum, 
Bannwartifum o. Hirtenthum übernehmen; um. giengen die Hofleute bid auf 3 ab, 
fo müßen diefe 3 bie 8 Aemter nehmen. 
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perſoͤnlich Hofbörigen Gemeinden die Genofeneigenihaft als ſolche Duelle einer 
beichräntten Rechtsfähigkeit im Familienrecht 102) wie im DBermögensrecht!). 

2. In Bezug auf die fittlide Lebensgemeinſchaft enthielt das Ge- 
noßenrecht kirchliche, ſociale und gefellige Befugnige und Pflichten!®5). Ins 
befondere aber begründete es eine ausgedehnte Pflicht gegenfeitiger Unterſtützung. 
Hier wurzelte die Pflicht, bei Zeneräbrünften zuzulaufen, zu löſchen und zu 
reiten 136), bei Waßer- und Erdbrũchen Hülfe zu leiften!?”), und überhaupt 


139) Hierher gehört ber alte Ehezwang, 3. B. 1299 b. Grimm 1. 169 $ 7; 
1344 ib. 311 u. V. 108; verneint III. 152 8 55. Ferner das Erforderniß eines 
mit Abgaben verbundenen Ehekonſenſes, ib. II. 469. 482. 500. IIL 64 8 26. 146 
5 5. 674. 723. 785 $ 7. IV. 242, Kaltenbäd I. 407 8 42. 482 3 33, woraus 
tn Afpizbeim 6. Grimm L 802 ein Weinkauf an die Gemeinde geworben ift. 
Beſonders aber bie Beſchränkung des connubium auf Gensfen, z. B. ib. I. 3. 
20. 34. 69. 68 $ 29. 80. 88. 95. 102. 114. 121. 125. 141 8 15. 154 8 15. 
169. 170. 174. 185. 137. 190. 262. 295. 309. 810. 811. 315. 316. 325. 376. 
668. 674. 755. 818. 923. II. 42. 48. 145. 490. III. 54 8 5. 57. 65 8 27. 28. 
128 8 7. 129. 150f. $ 49, 69—61, 68, 101, 103, 109. 502 u. 522. 525. 637 
8 3. 676. 721 8 4. 723. 728 8 8. 734. 735 $ 7. 809. IV. 5 (felbft wenn nur 
2 Hoflente da find). 13 $ 17. 22 831. 27. 44. 145. 105. 155 $ 15. 170. 262. 
2372. 280 8 8. 284. 285 $ 81. 296. 316 $ 3. 321. 331. 408 8 54. 414. 485. 
877. V. 12 $ 11. 27 8 12. 58 8 1 u. 5. 63 8 17. 97. 481 8 7. Den Gegen- 
fat ſpricht das W. v. Großkems ib. I. 656 8 9 aud: wir söllend auch aller 
fürsten genos sin u. mögent wiben u. mannen, on eigen lüt, wo wir wollen- 
— Bol. auch über die Beſchränkung der Bormundichaftsfäpigkeit auf Thalgenogen 
W. v. Engelberg ib. I. 5. N. f. w. 

330) Weber die Befchräntungen bez. der Liegenfchaften ift in $ 10 gehanbelt. 
Urfprünglich aber war ganz allgemein das commercium auf Hofgenoßen befhränft, 
vgl. z3. B. Grimm I. 21 8 28 u. 83. Auch die Erbrechte der Herren (ib. I. 377 
n. 290) und beren zahlreiche Nefte trafen die fahrende Habe. 

ıs5) Th. 1. 623 u. 69. Grimm, W. 1. 109 8 2. 110 8 7. 210. 

136) Grimm L 417 (Gefehire mitzubringen). 768. 801 (Leitern bereit. zu 
halten). IL 168. III. 695 $ 12-—18, 1V. 608. 609. V. 249 $ 18, 820 $ 12. Be 
ſonders nachdrücklich handeln von ber Genofenpflicht, bei Fener zuzulaufen und zu 
Helfen, fowie von dem inzwifchen eintretenden hohen Frieden, der alle Beindichaften 
fiftirt, die Sachen boppelt befriedet u. die Bußfäpe erhöht, die öfterr. Pant.; vgl. 
Kaltenbädı. 17 8 47. 40 $ 80. 50 $ 62—64. 53 8 17. 62 8 19. 67 8 31. 
78 8 27. 76 8 17. 79 8 14. 81 $ 13. 128 8 18. 165 $ 7. 172 8 9—13. 179 
8 32—87. 188 $ 36—39. 205 8 42—43. 208 $ 7—9. 217 $ 24 u. 30. 225 
8 55—56. 237 8 30—38. 248 8 61. 269 8 8. 296 $ 76. 319 8 8—10. 329 
6 26—29. 340 8 9. 348 8 62. 361 8 42—48. 397 $ 27—80. 411 $ 45—47. 
422 8 56. 424 8 6. 489 8 46. 470 8 19. 481 8 831 - 34. 526 5 36-37. 534 
8 25—29. 543 8 17—19. 586 $ 28—31. 596 $ 18 20. IL 10 8 33. 83 8 17. 
100 8 22. 

137), W. v. Magdenau u. Uzwil b. Grimm V. 190 8 29. 195 $ 23. Bel. 
ib. 579 8 18. 
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in jeder Noth felbft mit eigner Aufopferung dem Genoßen beizuftehen 1%). 
Sollten doch nach uralter Meberlieferung die Genoßen im Nothfall einander 
fogar zur Erwedung eines Erben behülflich jein 12%). Befonders follten fie auch 
in Sachen der Feldarbeit einander anshelfen!). Und noch über den Tob 
hinaus verflihtete ber Genofenverband zur Erweifung ber letzten Ehre14). 
Am wenigfteun follte ein Genofe bie Noth des andern in eignem Juterefſe 
ausbenten 14). Wie in ben Zünften warb auch in den Landgemeinden öfter 
bas Abdingen ber Arbeiter, Knechte und Mägde unterfagt!). Auf berielfen 
Bafis ruhen die Beihränfungen bes Arreftichlages gegen Genopen 44). 
Endlich ift vor Allem auch bad kommunale Armenrecht aus dieſer Wurzel 
erwachien 148), 

3. Das Genoßenrecht hatte brittens einen fehr wichtigen oefonomifchen 
Snbalt. 

a. Es gab zunäcft ben vollen Mitgenuß bes unbeweglichen Gemeinde: 
befitzthums. Deshalb wird in zahlreichen Weisthümern bie Eigenſchaft als 


we) Th. I. 638 R. 126. R. der 7 fr. Sagen 6. Srimm III. 308 $ 11: 
wann einer seines nächsten vieh sähe in unspil kommen, wie soll ein jeder 
thun, damit solch stück vieh gerettet werde? derselbe soll seine eigne arbeit, 
es sey auch so schleunig als es wolle, anstehen lassen, u. thun darbey wie 
er es selber gerne nähme. 1497 ib. V. 220 & 13: gerügt wirb, der sich 
gesumpt hette in sturmsnoeten, eg wer in krieg, für o. wassersnot 
0. sunst, 

10), Grimm, R. U. 443. W. III. 42 5 27. 48 8 77. 70 8 52. 311 8 82. 
Mein Humor 56—57. 

0 W. v. Wäningen b. Grimm IV. 815: ob ein armer gesell were, der 
suo buwen hette, der mag anrueffen die v. W., das im jetlicher das fuere 
ein kere, damit das im sin äckerli ouch buwen werde. II. 814 u. 707 8 16 f.: 
Bricht, id beim Zäunen zu belfen. Ib. 888: Pflicht, dem fortziehenden Genoßen, 
wenn es ihn noch binnen der Falltbore wieder gerent, zurückzuhelfen. Kalt enbäck J. 
2312 $ 18: man fol dem Nachbarn Pflug, Wagen u. f. w. borgen; fichen fie auf 
dem Felde, fo darf der Genoße fie brauchen, muß fie aber zurüdbringen u. danken. 

141) Th. I. 624 R. 97. 

107) Verboten ift 3. DB. der fürkauf von Lebensmitteln zur Gewinufpefulation 
bei Theuerung, geboten ber Verkauf bei Mangel, Kaltenbäd I 420 $ 42-43, 
456 8 40- 41. 

149) So nach oefterr. Pant. b. Kaltenbäck J. 41 8 39. 51 $ 84. 58 8 24 
—25. 69 8 54. 73 8 83. 89 $ 80. 128 8 22. 133 8 85. 166 $ 21. 245 8 88. 
822 5 40. 841 $ 21. 848 $ 87. 861 8 89. 870 8 34. 385 8 88. 897 8 26. 
405 $ 20. 411 $ 38- 40. 419 $ 37. 487 5 88. 455 9 35. 528 8 64. 588 8 71. 
549 8 111. 592 $ 30. 599 8 58. II. 24 8 24. 

4) Srimm LI. 674. III. 30. 45 8 20: auch soll gein vestgenoete den 
andern bekummern. 

“) Maurer, Dorfv. I. 84A0—847. Kaltenbäd IL 133 $ 88. 
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Genope, Märker, Gemeindmann, Baner, Dorfmann, Huber u. ſ. w. andtrüd- 
lich für die Bafls ber Nutungsrechte in der gemeinen Mark erflärt!). Und 
für ein neu aufgenommene Gemeinbeglied trat mit dem Genoßenrecht jofort 
auch ber volle Allmendgenuß ein1+7), fofern nicht ausuahmöweife das Nubungs- 
recht für ben neuen Genoßen noch eine Zeit Iang fufpendirt bleiben jollte!4). 
An das Allmendrecht ſchloß fi dann ferner das Recht auf Mitgebrauch bes 
beweglichen Gemeinbevermögens, 3. B. bed Wuchervieh8149) und ber gemeinen 
Gerätbichaften 5%), an. Endlich floßen aus dem Genoßenrecht bie Befugniß 
zu Gewerbebetrieb uud Weinſchauk in der Marf1dl), die Theilnahme an Zoll- 


me) W. der 7 freien Hagen b. Grimm III. 811 $ 39: was der junge 
bauer in der bauerschaft gänzlich soll zu genieszen haben? salz malz holz 
wasser in der weide das honig in der heide. W. der Dftbeverfchen M. v. 
1889 ib. 178: Niemand fol hauen u. treiben, he en si ein marckenote unde he 
si in der marcke wonhaftig u. besetten. Bol. 412. II. 500: die von B. sollen 
den weitgang haben, der ein höber ist. I. 428: wer dem Gotteshaus nicht ge- 
bufdet Hat, ſoll im Bann nicht mehr Recht haben, ald was ein von ihm am Geil 
im Wege geführtes Ferkel genießen Tann. — Ebenfo wirb als allmenbberedhtigt 
bezeichnet jeber genosse ib. I. 107. 164. 168. 427; markgenosse III. 114. 178. 
209. 300; merker ib. 321 f. 323. 421. 462. 489. 500. 516. IV. 801 8 2. 
819. 332. 429 f.; markman IV. 508 f.; Aholteungeman ib. 695 f., bei. $ 24. 700 
8 3; Iandiman ib. 680 $ 12—14; erfman III. 195; geselle IV. 511; gemeints- 
mann III. 786; dorfmann IV. 437 8 8 u. 11; ackerman V. 253 $ 4; nachbar 
IL. 471; dwer III. 82 f.; gemeine bauerschaft IV. 699 $ 18; ganze gebursami 
1. 354 8 53; jeber insess L 213; Aobeman IIL 799; hoifner III 886; huber 
IV. 154. V. 215. 368 $ 17; wer in den hof gehört II. 775; jeder gotshusman 

BB. v. Baflerdtorf 6. Grimm IV. 286 $ 88: welher gen B. in das 
dorf zieht u. übernacht da ist, der hett recht zuo der allmuot, Ebenſo in 
Rümland ib. 806 $ 28: alles das rächt zuo der allmendt, als der, der all 
sin tag ze R. ist gesessen. Dgl. Deffn. v. Töß u. Nefftenbach ib. L 138 u. 
76 8 18. ®. v. Schifferftabt V. 590 8 81: so soll er auch niszen walt wasser 
u. weid als ein ander gemeinsman. 

38) W. v. Weidenthal b. Grimm V. 528 $ 22: so ein neuwer gemeins- 
man angenomen, soll er ein jar in der gemein, ehe er desz walts u. ander 
geneust. — Nicht zu verwechfeln damit tft, wenn das Genoßenrecht felbft erft 
nach Jahr und Tag ertheilt wird, womit natürlich auch der Genuß ber Allmende 
von felbft fufpendirt bleibt. Deffn. v. Ti in NR. 82. W. v. Dodweller IH. 
889 u. 840: der Fremde, welcher Jahr u. Tag zu D. wohnt, fol dasselb recht 
haben in buyschen u. gemeynen, als were hie von allen sienen eltern 
darin geboren. 

"o) 3.8. Kaltenbäd L 13 $ 18: ain jeder der sein notturftig wirt. 51 
3 81. 69 $ 28. 69 9 52. 185 8 85. 528 8 56. 

0) 3. B. Kaltenbäd I 11 8 115. 18 8 9. 5189. 

ıs. Grimm IL 677: zappen backen brewen gelden u. verkaufen u. sich 
des allerbest erneren mit gott u. eren. 680. III. 580. 854: wo an& ber borger- 
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freiheiten und Vorrechten ber Gemeinde i62), das Vorzugsrecht auf Bannback⸗ 
haͤuſern und Bannmühlenib2) und ähnliche Rechtsvorzüge von Vermoͤgenswerth. 

b. Dem vollen oekonomiſchen Recht entſprachen aber volle oekonomiſche 
Laften. Im Vollgenoßenrecht Iag daher ein voller Antheil an allen jowol bem 
Herrn als der Gemeinde geichulbeten Dienften und Abgaben). Dahin ge- 
hörten nicht nur die auf das gemeine Gut bezüglichen 155) ober fonft zum ge- 
meinen Vortheil 15%) umgelegten Dienfte und Abgaben, fowie Die ald Gemeinde» 
Iaften dem Herrn gegenüber begründeten Pflichten 157), ſondern mehr ober 
weniger alle auch zunächft den Einzelnen als Einzelnen obliegenden Zinfe und 
Frohnen, indem dieſelben zuleßt fi ebenfalls als genoßenſchaftlich zu erfül- 
Iende und den gemeinen Nubungen Torreipondirende Geſammtverpflichtungen 


schaft in einem Dorfe folgt: in synem dorfie, dar he gesessen ist, bruwen 
backen slachten schenken, tryben welicherley kaufschatz he kan adir mag 
vergelten. — Nach öfterr. Pant. hat nur wer mit der gemein leidet, fein Un⸗ 
angefeßener o. Lediger, Weinichant, Kaltenbäd I. 341 8 14. 348 8 88. 365 $ 
40. 370 $ 35. 385 8 89. 406 8 29. 415 8 12. 427 8 27. 529 8 25. 689 8 11; 
er muß aber den Wein auörufen laßen u. an Arm u. Reich geben, ib. 840 8 13. 
348 8 41. 865 8 41. 370 8 36. 385 $ 40. 


152) Bol. 3. B. W. v. Hasloch b. Grimm V. 582 8 37: an der Zollfreihelt 
in Speier, welche das Dorf wegen feiner Pflicht zum Feſtungsbau hat,. nimmt 
Theil ein jeglicher man, der do hie sitzt bäulich u. heblich u. inwoner 
hie ist. 

Grimm ID. 168. Maurer, Dorfo. I. 319-320. — Unfprud auf 
Kredit wegen Bannweins b. Grimm IV. 207. 286 5 35. 

4) Grimm, W. I. 76 8 18. III. 418. 417 8 20. IV. 829 $ 24: frohnen» 
belangen m. gn. h. oder die gemein. 421 $ 51: dienst u. stür ... beide gen 
ainem herren u. ainer gemaind. 1840 b. Trouillat III. 509: wo aber daz 
dorf not an get, do sunt si helfen dem dorfe tragen kosten u. erbeit. 

18) Bol. oben $ 10. Richthofen, frief. Röqu. 415: alle im Dorf haben den 
Meg auf der Hemmerit (Dorfmark) zu beffern. Auch die Deichhilfe o. doch die 
Deichnothhilfe war urfprünglich u. blieb vielfach eine Pflicht des Gemeindegenoßen 
als foihen; TH. I. 613 N. 91 u. 102; Urk. v. 1287 b. Lappeuberg, Hamb. 
Urt. Nr. 508 S. 486. Außer diefem jog. burenwerk (Örimm I. 418) o. meen- 
wirk gehört hierher auch die Pflicht der Genoßen, neben ben Förftern u. Slur⸗ 
fügen oder auch ftatt ihrer Wald u. Feld zu behüten, ib. I. 109. 653. 671. IL. 
174 $ 19. V. 320 $ 12, ja im Nothfall wechfelweis Hirtendienft zu thun, 
ib. L 179. 

156) Grimm I 179. IV. 659 $ 15. 


157) Grimm I. 29. 76 8 18. 413: steur u, bet als ein ander hofman. IL 
413. III. 413 & 16. 417 8 20: wer in dem A. gericht sitzt, wasser u. weyd 
sucht u. eignen rauch helt, der soll mit dem gericht lieb u. leyd liden tragen 
das ist er soll helfen geben u. h. sein geld. 
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barftellten 15%). Auch die ben Zwangs⸗ und Bannrechten entſprechenden Pflichten 
ruhten auf der Genofeneigenichaft!°®). 

I, Sm Gegenſatz zum Bollgenoßenreht hatte das blos paſſive Genoßen⸗ 
recht einen nur paffiven Gehalt. Das Recht des Palfiv- oder Schutzgenoßen 
enthielt nur eine Berbandsangehörigkeit, aber feine Verbandsträgerſchaft. Cs 
war daher vom Vollgenoßenrecht feinem Inhalt nah qualitativ verfchteben 
und für das rechtliche Weſen der Genoßenſchaft einflußlos. Der Schuß- ober 
Pafivgenoße ift daher gar nicht Genoße im eigentlichen und kechniſchen Sinn; 
er gehört nicht zu der mit bem Verbande fidh deckenden Geſammtheit ber 
Mark, Dorf, Hof-, Haus, Beitgenoßen, der Kirchſpiels⸗, Thal⸗, Land⸗, Dorf 
leute, der Nachbaren, Bauern, Huber, ber comprovinciales, pagenses, mar- 
carii, villani, vieini u. |. w.; und nur in demſelben uneigentlihen Sinn, in 
welchem in den Stäbten auch die Pafivbürger unter dem Ausdruck cives ober 
burgere als „Bürger ohne Bürgerreht* oft mitbegriffen werden, umfaßen 
auch jene Ausdrüde unter Umftänden die zu dem betreffenden Verbande ohne 
aktives Genoßenrecht gehörigen Lente. 

Bei dem mittelbaren Schutzgenoßenrecht ergab fih ſchon aus 
feinem Begriff, dag es für bie Genofenichaft unmelentlih war. Denn es 
bildete nach außen bin durchaus nur einen Beftanbtheil besjenigen Bollge- 
noßenrechts, durch welches es mit der Gemeinde verknüpft war; für die Ge 
noßenihaft waren mithin lediglich ſo und fo viel Vollgenoßen vorhanden, 
welche nur eben keine ifolirten Individuen, fonbdern Hausd- und Hofvorftände 
mit ben ihnen zugehörigen Schugverbänden waren. Ueber das innere Verhaͤlt⸗ 
niß aber zwiſchen dem Recht des Vollgenoßen und dem aus ihm abgeleiteten 
Schutzgenoßenrecht entichieden Tebiglich die befouderen Rechtsbeziehungen zwiſchen 
Haushern und Hausangehörigen oder zwiſchen Hofherrn und Hinterſaßen 169), 


186) Vol. unten R. 185 f. u. $ 15. Auch oben 8 10 N. 62 über die genoßen⸗ 
fchaftliche Mitwirkung bei der Einziehung bed Guts wegen Zinsſäumniß. Berner 
®rimm I 715 8 6. 724 u. 733 über die ben Mitgenoßen übertragene Entſchei⸗ 
dung, ob die Qualität des als Zins gegebenen Kornes 0. Weines genügend iſt. 

200, Bol. z. B. bez. der Bannmühlen Grimm IL 155. 157. 185. 718. IIL 84 
8 8. 818. 834 f.; bez. der Bannbadhänfer ib. 11. 184. 555. 502. 569. III. 645. 
813. 334. 

se) Hausangehörige wie Hinterfaßen, bie in Nebenbäufern o. auf Hubenland 
fipenden Zagelöhner u. alle Miethöwohner wurden urfprünglich von ihrem Hofheren 
andfchließlich vertreten u. gefchügt, waren nur ihm zu Dienften verpflichtet, nahmen 
nur an feinen Nutzungsrechten Theil; Th. I. 607 N. 67 u. Maurer, Dorfv. L 
198 f. II. 379—880. Dabei ift aber zu beachten, dab allmälig biefe Mittelbar- 
Zeit vielfach durdhbrocdhen, eine unmittelbare Schupverbindung mit der Gemeinde 
Hergeftellt und für manche Leute biefer Klafie zuletzt ein geringeres, aber felbftän- 
diges Genoßenrecht begründet ift; Th. I. 607 u. Maurer a. a. O. 1. 199 f. 
2937—231. 
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Anders war es bei ben unmittelbaren Schutzgenoßen der Gemeinde, 
beren Kreis fich ſtets erweiterte. Sie ftanden in einem bireften Rechtsver⸗ 
haͤltniß zur Sefammtheit, das feinem Inhalt nach ſehr verfchieben fein konnte, 
immer aber für die Schubgenofen im Princip nur eine paffive Cheilnahme 
am Berbande begründete. Solche Schutzgenoßen Tonnten ben Frieden und 
das Recht der Gemeinde anrufen und Schuß und Vertretung uach außen 
fordern, während fie ihrerfeits den Genopenichaftsredht unterworfen waren; 
alleiu fie konnten weder gerichtlich noch außergerichtlich als. jelbfithätige Ge⸗ 
meindeglieber auftreten und entbehrten jeglicher Stimme in genoßenſchaftlichen 
Angelegenheiten. Ebenſo Tonnten fie unter Uebernahme eutſprechender Laften 
beftimmte ihnen Toncedirte oekonomiſche echte ausüben: allein fie hatten 
feinen eigenen Autheil am Gefammteigentbum und eine jelbftändigen AU- 
menbbefugnige1*), 

Den Schutzgenoßen gegenüber waren bie in der Mark angeſehenen 
Ausmärker wahre Ungenoßen. Sie konnten nur den Schutz ihres ding⸗ 
lichen Rechtes verlangen und mußten umgekehrt wegen des Gutes vor den 
Genoßen Recht nehmen: fie hatten dagegen keinen Antheil weder an dem 
politiſchen noch an dem oekonomiſchen Geſammtrecht ecr). Man half, wie 
wir geſehen haben, vielfach durch Zulaßung ftellvertretender Genoßen. Hier⸗ 
von abgeſehen, wurde das alte Recht ſpäter inſoweit modificirt, als gewiße 
Befugniße zu rein privatrechtlichem Zubehör des Grundbeſitzes wurden. So 
war es möglich, daß in manchen Marken denjenigen Auswärtigen, welche ihr 
But jelbft bebauten, während bes Baues die gemeinen Weiderechte einge, 
räumte) und dafür entfpredjenbe Pflichten auferlegt wurben 14%). 

Mit der Entftehung geringerer Genoßenrechte endlich, deren Inhalt 
von dem der Vollgeuoßenrechte nur quantitativ verſchieden war, trat im 
bie Gemeinde ein ganz anderes Princip ein, dad nunmehr auch auf die Natur 
der Schußgenoßenrechte vielfach verändernd einwirkte. Es war bie bie Be 
gründung ſelbſtändiger Genoßenrechte von verjhiebenem Umfange, wovon 
in Kurzem (unter D) zu fprechen ift. 

II. Das Genoßenrecht war jomit feinem Inhalt nach ein Iubegriff von 
Befugnigen und Pflichten mannichfacher Art. Er umfafte nach heutiger 
Auffaßnng gleichzeitig die Theilnahme an einem politiihen Gemeinbeverbanbe, 


10) Th. L 607 f. N. 68—71. — Ueber die verwandte Stellung der Pfarrer, 
Schullehrer u. |. w. Maurer, Dorfo. I. 155. 226—227. 

5) Bol. oben N. 23 u. 24. Grimm L 639. IV. 865 $ 9. 

se) Srimm, W. L 56. 137. 456. IV. 283 $ 18: die wil er denn die 
guetter buwet ungevarlich, so mag er wunn u, weyd mit inen niessen. 808 
8 27. 356. Schauberg 1. 3 $ 27. 58 8 35. 112 8 8. 192 $ 41. — Undere 
Rechte der Ausmärker 6. Grimm I. 575 8 1. 4. 5—7. 11. 18 u. IL 188 8 7. 

166) Angebr. W. 5. Maurer, Dorfo. L 204. 205. Wltenftäbter W. v. 1486 
b. @rimm II. 456. — Anders in Ellikon ib. L 119. 
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an einem gewihermaßen einer erweiterten Samilie vergleichbaren Perjonen- 
verein, und an einer auf Vermögensgemeinihaft gebauten Wirtbichaftögefell- 
ſchaft. Diefe ungleihartigen Beftanbtheile aber ftanden untereinander in dem 
zwierachen Verbältniß des innigen Zuſammeuhangs und der gegenfeitigen 
Bediugtheit. Indem fle fih daher in bem Begriff des Genoßenrechts zu einem 
rechtlichen Ganzen vereinigten, das ald Ganzes nur Eine Natur haben Tonnte, 
prägten fie ber Berbandmitgliebichaft einen gemifchten und mittleren Charakter 
auf. Se nachdem aber bas Verhältniß der Beftandtbeile zu einander fich 
umgleih geitaltete, mußte auch bie rechtliche Natur des ganzen Genoßenrechts 
bald durch das eine und bald durch das andere in ihm enthaltene Moment 
überwiegend gefärbt werben. 

Die Hauptunterfchiede ergaben fich hierbei aus dem Gegenfab ber 
Bffentlihrehtlihen und der privatrechtlichen Beftandtheile. Diefer 
Gegenſatz ift allerbings nicht der einzige, welcher in Betracht kommt, und er 
deckt ſich z. B. nicht volllommen, ſondern Trenzt fi) zum Theil mit dem 
Gegenja der perjönlihen und der dinglichen Rechte und Pflichten. 
Allein in der Hauptfache ftimmen bie für das Weſen des Geuohßenrechts aus 
beiden Gegenſätzen refultirenben entgegengefeßten Folgen überein, nnd man 
ann daher von ber Zweitheilnng bes Inhalts in eine perjönlih-politifche 
und dinglich vermögensrecht liche Seite Ausgehen. 

Tragen wir nun näher nad dem Verhaͤltniß dieſer beiben Hauptſeiten 
bes Genoßenrechts zu einander, jo ergiebt ſich fofort, daß nicht nur ihr enger 
Zujfammenhang exit unter dem Einfluß des modernen Principe der Scheidung 
öffentlicher nnd privater Rechte gelodert, fondern auch ihre gegenfeitige Be 
dingtheit im alten Recht immer feftgehalten ift. Denn irgendwie blieb immer 
das politische Gemeinderecht durch fachenrechtliche Befugniße unb irgendwie 
immer das nubbare Genoßenrecht durch äffentlihe Rechte und Pflichten ge 
bunden und bedingt. Immer baber fland das Genoßenrecht in der Mitte 
zwifchen einem politifhen Bürgerrecht, das zugleich bürgerliche Nutzungen be- 
gründet, und einer Bodenaktie, die zugleih Stimmrecht in ber Verſammlung 
der Antbeilhaber giebt. Uber freilich mäherte es fich Bier mehr dem einen 
umb dort mehr dem andern dieſer Eytreme, jenachbem mehr ber politiſche 
oder ter unhbare Inhalt Bafis des andern und tonangebender Theil bes 
Ganzen war. | 

Um bie zn erflären, brauchen wir nur bie Weisthümer jelbft um ibre- 
Unihanungen Darüber zu befragen, woburd die hauptſächlichen Befugniße und 
Pflichten des Genoßen bebingt find. 

1. Der perſoͤnlich politifche Inhalt des Genoßenrechts findet feinen 
eigentlichen Mittelpunkt in ter Theilnahme am echten Dinge. Denn biefe 
bringt die perfönliche Verknüpfung des Einzelnen mit ber Gemeinde und feine 
Mitträgerichaft am Verbande zu fihtbarem Ausdruck. Dingreht und Ding- 
pflicht werben nun vielfach ganz allgemein als Ausflug des Genohenrechts be⸗ 
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zeichnet (N. 119). Sie werben aber auch häufig auf beftimmte andere einzelne 
Seiten des Genoßenrechts gegründet. Und wo das Letztere geſchieht, begegnet 
und bald eine fachenrechtliche bald eine perfänliche Bafis der Gerichtämit- 
gliedſchaft. 

Nach vielen Weisthümern wird bie Theilnahme an ben echten Dingen 
eines Verbandes auf das dingliche Recht an dem darin beichloßenen Grund 
und Boden fundirt. Es werben baher Alle berufen, die im Gerichtsbezirk 
geerbt, begütert oder angeſeßen find!&), in Hofverbänden Alle, die Hofgut 
baben oder „vom Hofe gegutet und gehubt“ find16). Dabei wird oft eine be- 
ftimmte Größe des Befſitzthums geforbert 197), wenn auch nur der Raum, auf 
dem ein breibeiniger Stuhl ftehen Tann 168), ober ein Raum von 7 Fuß Länge 
und Breite!®%). Hier ericheinen die Genoßen gewißermaßen nur ald Träger 
der objektiv verbundenen Güter, fie „tragen die Hufen zu Ding und zu 
Ring" 170), weshalb auch answärtige Befiter folder Güter perjönlidh oder 





0, Grimm I, 529: alle die geerst u. sitzendt sein in diesem gericht. 
IL. 156: wer da degudi in der marken 8. ist. 162: wer da gut in der ge- 
marken hat. 99: eigen u. erbe. IIL 438: alle die gelt u. gu in der F. mark 
haben. 447: alle die erb u. eigen haben z. F. IL 13: der da gw in dem be- 
zirk habe. Vgl. 71. 109. 129. 275. IV. 782 8 8. — Bol. L 55: alle die in 
der vogtie sesshaft sint. Ebenſo 166. 169 $ 9. III. 327: alle besensen. 669 
5 58: yeder gesessen. 318. 822. Kaltenbäd I. 588 $ 1. 87 8 3. 266 $ 3: 
jeder angesessene. In Bergtaidingen wer im perg hatt, ib. 571 8 19. II. 66 
8 2.7089. 


166) 3. B. alle die gut inhaben vom dinghof, Grimm I. 658 $ 4. 7. 16. 
IL. 385. 409. II. 575. 723. V. 479 8 1—2. 488 $ 1—2. 484 $ 1—3. 488 $ 
15. 514 $ 1; jeder belehnter III. 771. V. 530 8 8. 639 8 1; wer begudt is 
IL. 783. V. 636 $ 3. 699 8 5; alle die hie gegudt u. gehubt sint IV. 59787; 
wer gehubt ist IV. 627 $ 1; von dem hofe geerfft u. geguit II. 716. 


en) Grimm I. 575: wann einer hat 8 morgen acker im Sulzbacher feld, 
der soll den hof suchen, u. hat er minder als 3 morgen, so darf er den 
hof nit suchen. II. 82: so viel... das er mit 6 ebenmässigen ochsen 
wenden u. keren kan. 48: die begutt sint ynen helffelink. 442: dritten 
halb foiss erff. 


166) Grimm II. 166: wer in disser gemarken begut ist so wyet u. 50 
vil, das er ein dreybeinig stul mag druf stellen, der sal hie sein u. hoeren 
der hern fryheit u. herlichkeit, darzu der gemein. I. 638. II. 188. 200. 202. 
211. 237. IV. 643 $ 2. V. 256 8 3. 282 8 3—4. 3078 3. 
| 10) Srimm IV. 270 8 2: wer da inrent etters hatt 7 schuch weit für 
sich o. hinder sich, der sol bei der ofinung sein. I. 7. 11 $ 8. 57, 76 8 17. 
144. 160. 152 8 2. 173. 201. 257. 816. IV. 289 5 18. 290 3 2. 304 $ 12. 
828 8 1. 330 8 12. 845 $ 2. 

0) Grimm IL 180. 182. 193. IIL 881. V. 548 8 6. 
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burch Stellvertreter erſcheinen follen?71). Anderswo ift es nicht das Sonber- 
eigen, ſondern das Allmenbrecht?7®), oder andy wol ber Antheil an ben ge» 
meinen Laflen?7®), worauf bie Gerichtstheilnahme ruht. 

Nicht minder häufig aber gefchieht es, daß bie Berufung zu den Dingen 
ale Ausflug der perſoͤnlichen Verbindung mit ber Gemeinde und ihrem Herrn 
betrachtet wird, mag nun anf die Schup- und Gerichtöhörigkeit 174), oder mag 
lediglich auf eiguen Hausftand, Rauch oder Herb im Gerichtsbezirk Gewicht 
gelegt werben 175), 

Bielfach ſetzen fi daher bie Dingpflichtigen ans verjchiebenen Klaffen 
zulammen, indem ſowol bie dinglich als die perfönlich verbundenen Leute, 
mithin neben den Bollgmoßen andy nur binglidh verknüpfte Ausmärker ober 
nur perjönlid verknüpfte Schutzgenoßen dazu gehoͤren 178). Doch find bie 


2. v. Fluntern vor 1346 in 3. f. ſchweiz. R. IV, 2. 69 f. 8 8: zum 
placitum fommt, qui habet ... 2 pedes, sive sit villious sive extraneus, 1897 
b. Srimm I. 888: er sie daruff sesshaft o. nicht. 857. 858. 

11) Grimm I. 788: alle die die wasser u. weide niessen bei der ge- 
meinde. 487 8 7: der wünne u. weide hie niesset. 429, 787. II. 668. III. 588 
592. IV. 241. V. 894 8 21. 

13) Srimm JIL 426. 748: alle die in diesem hoff u. bezirk jars geben 
ainen helberling zins. IV. 738 $ 2: jeder Zindbare. 

) Grimm 1. 815: alle eigne leute des gotshauses. 425. 497. 483. 788: 
wer do den herren gelobt u. geschworen hat. U. |. w. 

1) Grimm IL 481: 80 feur u. flamm in dem kirspell prauchen. 508: 
die feur u. rauch haben. III. 45 8 1: alle die seinen eignen rauk hat, sol 
in der landfesten sein. Aehulich 625. 746. 819. IV. 126: alle die husrächin 
hant. 129. 527 8 1. Kaltenbäd I 484 $ 6: wer eignen Rauch bat. 249 5 4, 
521 8 2, u. 542.8 6: jeder hausgesessene, wobei nach 418 $ 8 gleichgiltig, ob 
es bestand o. aigen haus. 

1%) Srimm I. 1: wer zwichent Rus u. dem Reine des gotzhus eigen ist; 
u. darnach alle die, die von dem gotzhus erb o. len hant. Ebenſo eigneu. be- 
leente ib. 322. 323, 368. 869. 378. IIL 826. V. 57 $ 1; huber u. lehnleute 
I. 685; gemeinsleute u. huber III. 786 f.; gotshusleute u. huber V. 389 f. 
392f. alle hoflute u. die von dem hofe belent sint IV. 871 $ 8. 376 8 83. 
478 9 8. 483 $ 8; alle hausgenossen u. die so in dem twing gesessen sint, 
ib. 297 $ 1; wer innert den zylenn säshafft ist o. innert het eigen o. erb, 
ib. 359 8 4. 307; ain etlicher, der zinsbarü gut in der mark z. B. oder 
aigen roch hat, I. 404; inmerker und usmerker die in die merke gegutet 
sind ib. 575 8 1 u, 8; vgl. IV. 377; huber, gotzhuslute u. banlute I. 673; 
hoflüt, huber u. belehnte V. 52 $ 4. 864 $ 5; nachbarn, huber, einleuftige 
u. wer zu G. u. in der gemarken geeignet u. geerbt ist V. 289; wer leib 
oder gut von s. Valentin hat und wer gesessen III. 838; endlich alle die an 
den gerichten sizen, frye, goekussküth, vogtlüth 0. aigne lüth, such alle, die 
usert den gerichten sizen uff den gorhusguetern, u. alle goshuslüte, wo die ussert 
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Letzteren mitunter nur zum Beſuch einiger, die Vollgenoßen allein zum Beſuch 
aller Gerichte befugt und verpflichtet 177). Weberbies ift bie Theilnahme am 
Dinge noch nicht identiſch mit aktiver Stimmfährung und Nrtelfindung da⸗ 
ſelbft 17%), Dies ift auch bezüglich der ausuahmswelje vorkommenden Bethei- 
gung von Frauen und andern unfelbftändigen Perſonen zu bemerken. Regel- 
mäßig werben, weil nur fie Vollgenogen find, lediglich Männer, die einem 
felbftändigen Haushalte vorftehen, zum Dinge berufen 17%), Witwen und Waiſen 
ausdrũcklich davon ausgeſchloßen 18%), Mitunter indeß ſollen auch Yrauen zum 
Beſuch der Berfammlungen befugt?3!) oder felbft verpflichtet fein?*9). 

2. Der Dinglid-vermögensredtliche Inhalt des Genoßenrechts hat 
feinen Mittelpunft in dem Mitgenn ber gemeinen Mark, welcher die Ber- 


den muren uff dem laudt sizent, in ben beiden Sahrgerichten des Tannegger 
Amts, 1432 ib. I. 273288. 

sm So follen in Berfe im 13. Jahrh. auf den 3 ungebotenen Dingen bie 
mansonarii und alle anderen gerichtöfähigen Bannleute, auf ben 10 „botschefte“ 
nur mansonarii erfcheinen, Grimm I. 692; in dee M. Schwanheim, in Hornan 
u. Kelchheim follen die mit Eigen u. Erbe angefeßenen Genoßen alle, bie Ein 
fäufigen nur 3 Gerichte im Jahr beiuchen, ib. 528. 561. 565; anderswo geht man 
um der Güter willen nur zu ben Sahrgebingen, wenn man aber zugleich auf ben 
Gütern haushäblich ſitzt, zu allen Gerichten, ib. V. 152 8 88. 196 $ 9—10. 198 
8 8—10. vgl. au IV. 297 8 1. 

116) Bol. oben N. 122-128. Grimm IIL 245 f. $ 11: Unfrele halten das 
Gericht mit, aber 63 Schritt wom gebegten Dinge entfernt. IV. 662 9 5—7. 
L 675 $ 11: die inmärcker binden durch ihre Befchlüße die Forenſen, obwol biefe 
einige Nutzungsrechte haben (8 5— 7.18). Wyß a. a. O. J. 3. N. 88. Bluntſchli 
D. 65 u. 66. Maurer, Dorfv. I. 189 f. 

1) W. v. 1485 b. Grimm II. 656: ein oder man die selfmundig is. IV. 
483 $ 3. V. 894 $ 1: yegelich man der es vor dem alter o. vor jugent o. 
vor siechtagen gesuchen mag. L 687: ein jegl. hauptmann aus dem haus dar 
faathleute seind. IIL 291. Sogar die Witwer waren biöweilen, weil fein volles 
Hausweſen repraefentirend, ausgeſchlohßen; 3. B. in ber Bulder u. Bingenbeimer 
M. 1434 ib. IIL 438 u. V. 322 $ 1: ohn widtwer widwen u. weisen. 

0) Grimm III. 447. 771. V. 801 $ 8. 525 5 2. Kaltenbäd L 289 
$ 51. — Bertretung der Witwe durch ben mannbaren Sohn in Brindel 6. 
Orimm IL 415. 

on) Srimm IV. 258: dass jedes hausz u. hovestett in dem selben dorf 
einen man o, ein fraw da soll haben zu dem gedinge. 1348 ib. 261 (Trou- 
illat IIL 548): item les femmes vefves ne sont tenues venir au plaid ge- 
neral; ot si aucune y venoit, franche cy vient et franche cy revat. 1404 ib. 
III. 661: utriusque sexus hominibus in lantgedynge. Ebenfo 1337 ib, V. 9. 

185) W. 9. Arheiligen v. 1428 b. Srimm I. 487 $ 2: solche 8 gericht 
sollen suchen witwen u. weisen u. alle die in der gemarke u. dorfen sich 
gebrauchen wasser u. weide. II. 481: alle nachparen, kirspels kinder, witwen 
u. weisen. 
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nüpfung des Einzelnen und feines Guts mit der oekonomiſchen Gemeinfhaft 
zu fihtbarem Ausdruck bringt. Das Aurecht auf den Markgenuß wird nun 
häufig ganz allgemein aus ter Genoßeneigenſchaft als ſolcher Gergeleitet (Note 
146). Oft aber wird e& auch in nähere Verbindung mit beftimmten anderen 
Deftanbtheilen des Genoßenrechts geſetzt und hierbei zeigt ſich eine dharakteriftifche 
Mannichfaltigkeit. 

a. Mit beſonderem Nachdruck wird zunächſt bei den verſchiedenften Ge⸗ 
meindeformen ber enge Zuſammenhang ber nutzbaren Befugniße mit ben ge⸗ 
nohzenſchaftlichen Pflichten betont. Darin liegt ein unzweidentiger Beweis 
dafür, wie weit man überall von der Auffaßung der Allmendrechte als reiner 
woblerworbener Privatrechte entfernt war. 

Derjenige und nur derjenige foll zur gemeinen Mark berechtigt fein, 
welcher die Pflichten eines Gemeinbebürgers erfüllt 188). nd zwar foll er be 
zechtigt fein, weil er verpflichtet ift, jo daß die Vortheile ein Aequivalent 
für die Laften bilden. Kür die Baſis und Borausfeßung des Allmendgenußes 
in diefem Sinne wird aber nicht etwa blos die Theilnahme an etwaigen gerade 
fpeciel für die Allmende gefchuldeten Abgaben erflärt!%), fondern ganz all- 
gemein die Mittragung aller gemeinen Laften, mögen dieje nun privatrechtlichen 
Frohnen und Zinfen, mögen fie öffentlichen Dienften und Steuern ähnlicher 
fein 85). Deshalb kann auch Pflichtverſäumniß den Ausſchluß aus der Mark 1860), 


” Grimm, W. IL 488 9. 1: An den Nußbäumen auf ber Allmende hat 
Niemand Recht, er thue auch der gemeinden recht. W. v. Meddersheim v. 
1514 ib. 728 $ 9: wer bey uns sitzt u. wohnhaftig ist u. den herren dienst- 
lich lieb . leydten, gnad u. ungnad- Iytt, der hat macht u. freyheit zuge- 
brauchen wasser u. weyd, fischen u. jagen gleich ein ander gemeinsman. 
KRaltenbäd L 412 $ 60: Niemand foll im gemeinen Buch filchen, er sey dan 
seszhaft u. trage gleiche purdt mit der gemain. Ebenſo 482 $ 43. 

10) 3, B. in Holzheim b. Grimm II..694: wer kein buschhaber gildt, 
hatt auch kein geregtigkeit uff dem busche. Ib. 18. IV. 624 $ 10. V. 851 
6 5. 482 85.8. 

188, Waßer u. Weide fol genießen, wer mit der Gemeinde zinst, Grimm 
L 283. 782. 812. II. 188. 189. 820. 677. 680. V. 596 8 19; wer mit ihr bient, 
ib. L 497. II. 24, 83. 85. 108. 229. 234. 387. 844. 488 8 3. 489. 456. 702. 
775. 860. 807. IIL. 500. 516. 779. 886. IV. 210. V. 288; wer Dienft u. Bede 
mitleiſtet, ib. L 580. IL 290. 295; wer den Bannwein trinft III. 359; wer Eid 
». Sul thut I. 428. 11. 86. V. 657 $ 6; wer rügepflichtig ift I. 652. 

106) Note 69-78. Kaltenbäd I 415 $ 12: er soll auch leiden mit der 
gemain in allen notturften nach seinem vermügen in solch anschleg, es sey 
zu weeg 0. zu steeg, zuespringen, 80 soll er auch gemainschaft haben mit 
der gemain als ain ander nachbar; wolt er darin widerredt haben, so soll 
er kein gemainschafft haben mit der gemain. Cbenfo 149 $ 88. 438 8 10. 
451 $ 10 n. 81. 599 $ 57. — In der Schweiz foll nach bem Lenzburger Mand. 
v. 1712 Seber, ber ſich verheiratbet, eiue beftimmte Ausrüftung anfchaffen. Bis 

IL 230 
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bie „Pfändung an Waßer und Weide” zur Folge haben #7). 

Umgekehrt wirb aus dem Mitgenuß an der Allmende die genoenichaft- 
liche Pflicht gefolgert. Wer Waſſer und Weide genießt, fell dieſen Vortheil 
auch vergelten und verdienen, indem er bie gemeinen Laften jowohl ber &e- 
ſammtheit als dem Herrn gegenüber tragen bilft18%); er fol mit der Ge⸗ 
meinde zinfen, fteuern und dienen?®®), den gemeinen Bannrechten fih unter 
werfen 100), Heer⸗ u. Gerichtöfolge Teiften!®!); er ſchuldet der Genoßenſchaft 
und ihrem Herrn Gehorjam!), Charakteriftiich für die bezügliche Auffaguug 


er fie befigt, fol er vom jeder Nutzung in Wald und Feld ausgeſchloßen fein, kei⸗ 
ner Gemeinde beimohnen u. zu keinem Amte gewählt werben; Of enbrägg en, 
Studien 114. 

en Srimm II. 171: den mag man pfenden mit wasser u. weid. 
III, 318. 

we W. v. Großbockenheim v. 1800 b. Grimm V. 624 8 18: were sich 
gebraucht wasser u. weid, der soll steg u. weg helfen machen. I. 459. Senne» 
berger 2. O. v. 1639 IV. t. 1. c. 1: alle diejenigen, die in unser grafschaft 
H. seszhaft u. sich gemeinen wunn u. weiden, weg u. steg u. anderer ge- 
meinde neben anderen inwohnern gebrauchen u. freuen, die sollen auch mit 
steuer, folg, frohn u. reis, auch in weg u, steg machen u. andere obliegen- 
den nachbarlichen beswernussen, zu vergleichung des geniesz, neben anderen 
der gemeinde ein gemein mitleiden tragen. Tiroler 2, DO. IV. t. 2. Stern- 
berg 1. 9. 23. 26. 64. Bluntſchli I 413. 414. Bobmann II. 772. 773. 
Maurer, Einf. 89 f. 279; Marko. 185 f.; Fronh. II. 215 f. Dorfo. L 192 f. 

) Mer Waßer u. Weide benupt, fol mit ber Gemeinde dienen hoe u. 
nieder, Grimm V. 676 $ 1; dun als ein ander doselbes, ib. IIL 458; frohnen 
n. zinfen I, 22 $ 83. 459. 564. II. 154. 160. 192. 353. 462. 612. ID. 413 $ 16. 
417 8 20, 484 8 4 u. 7. IV. 212. 361 8 1. 479 8 8; nad feinem Vermögen 
Bede u. Steuern geben, 1868 ib. II. 672, vgl. ib. 188. 432. IV. 516 8 2. 601 
$ 12. 621 8 7. V. 661 8 3; den Landes o. Schirmbern u. ihre Beamten be- 
berbergen II. 449. 458. 111. 362. 363. 489 u. f. w. 

10) Grimm V. 598 8 9: alle die da wasser u, weide suchen, die sollen 
banwin drinken; foweit er nicht auögetrunfen wird, fol Jeder übernehmen sein 
theill nachdem als er der allmenden genüsst. Bgl. I. 458. IIL, 369. 362. 
867. 563. 818. 

1) W. der Abtei Prüm b. Grimm IL. 519: Keerfolgepflichtig iſt, wer die 
communio in pascuis aquis nec non in terminis hat. Bgl. IV. 669 $ 10. 
Hontheim I, 664. 671. 672. 673. — Wer Waßer u. Weide braudt, fol uf 
den glockenslag gehoren u. folgen, Grimm IV. 648 $ 6. gl. 1401 ib. IL 
668: dat gevulchnisse von allen den die wasser u. weide alda nutzende 
wesen. 1403 ib. I. 625: teneatur ad sequelam pulsus campanae. — Beitragd- 

pflicht zum Heerlager ib. III. 868. 864. 439. — Ableitung ber Dingpflicht ans 
dem Allmendrecht oben in NR. 172. 

102) W. v. 1400 5. Grimm IV. 875 3 6: der sol ouch mit inen dienen 
u. dem twing gehorsam sein als ein ander genoss. 1882 ib. IL 495: ben 
Herm zu einem lantheren kiesen. 
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ift z. B. die Beftimmung des Fuldiſchen Markweisthums, wonach ber Land⸗ 
mann vou der Beitragspflicht zum Heerlager bes Abtes und Grefen dadurch 
befreit werden Tann, baß er in feinen Hofzäunen bleibt und fih der Mark⸗ 
nutzung enthält!9), 

2. Als integrivenber Beftandtheil des Genoßenrechts war ber Allmendgenuß 
urjprünglic ein unmittelbarer Ausflug der freien und felbftändigen Perjön- 
lichkeit. Während nun aber da, wo die Entwidlung der Real- oder Nutzungs⸗ 
gemeinde quftrebte, Die gleichwol geforderten perjönlichen Vorausſetzungen neben 
der dinglichen Grundlage in bie zweite Linie rückten, blieb in andern Gegen- 
ben immer bie Auffagung überwiegend, daß beftimmte perfönliche Eigenſchaften 
die eigentliche Duelle, ber außerdem etwa noch geforderte Grundbefig nur eine 
weitere Bedingung ber nußbaren Markbefugniße jeien. 

Nah manchen Weisthümern wird man baher durch die Geburt!%), nad 
ſehr vielen durch felbftändigen Haushalt in der Mark zu den Nutungsrechten 
berufen. Wer im Bezirk mit Feuer und Flamme gefeßen ift195), wer haus- 
bablic darin wohnt!%), wer eignen Rauch hat 107), wer im Dorfe ſeßhaft 
und wohnhaft iſt 100) oder in das Dorfrecht gehört19), fol Wald, Wafler und 


105) W. v. 1484 6. Grimm V. 324 8 14: gienge he aber darausz u. 
nosste waszer u, weide als sein nachpaur, so solde (er) auch zu der kost 
thun u. bezalen als andere sein nachbar. 

4) Grimm L 217: es mag auch ein jeder in diesem gericht, welcher 
ein dorfikind u. alda geboren ist. ein kuh u. schwyn auff die zelg einem hirten 
fürschlagen, ob er schon keine aigne gelegne güter habe. III. 840: von allen 
sienen eltern darin geboren. V. 332 8 28. 

15) Grimm IL 138: ein arm man, .. der in dem betzirk seszhaftig 
mıt füre u flamme ... , soll macht haben, wasser u. weide zu gebrauchen 
u. holtz zu hawen zu seinem füre. 201: wer feur u. flam hat, denen er- 
kennen sie wasser u. waidt zu gebrauchen in diesem gericht. Aehnlich ib. 
143 $ 2. 173 u. 174. 702. 

0) W. v. Ellikon 6. Grimm 1. 119: welcher mit hus zu Wald sitzt, 
der ist mitt uns u. wir mitt im weidgenödss. W. v. Rorſchach v. 1469 ib. 235: 
wer unter Entrichtung von Einkaufögeld ind Dorf zieht, wenn er sin selbs cost 
ist u. der roch dürch das tach uff tringt, u. denn so hät derselb zenyessen des 
hofs gemainden, wunn u. waid, als ander hofgnossen. III. 659: der 
hewslich mit aigen rauch in der grafschaft gesessen ist. II. 475. 139. 
IV. 407. 

m) 3.8. Grimm IV. 558 8 1. 

8) Grimm IV. 614 $ 3: wer sesshaftig ist u. wohnet in dem dorf. 
I. 78 $ 46: wer der ist, der zu N. gesessen ist, der sol u. mag bruchholz 
in der von N. gemein merck howen, ciner als der ander, u. wunn u. weid 
niessen. II. 188. 192. 197. 202. III. 651 8 34. 858f. IV. 6. 38. 288 & 18. 
718 8 6. 723 8 9. 782 8 7. 

19%) Srimm II. 738 9 2 

20* 
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Beide zu gebrauchen haben. Es ift alſo Bier die perſoͤnliche Stellung an ber 
Spitze eines ber jelbftändigen Hausweien im Gemeindegebiet, worauf bie Theil⸗ 
nahme an dem nußbaren Geſammtrecht in erfter Reihe beruht. 

3. Der Allmenbgenuß war aber anbrerjeite von je ergänzendes Zub ebör 
bes Sonderguts und Eonnte im Laufe ber Zeit, wenn ber binglihe Titel 
bie perfonalen Borausjegungen in bie zweite Linie brängte, ald unmittelbarer 
Ausflug des Rechtes am Haupigut erſcheinen. 

Mit der Pertinenzqualität allein war dies freilich noch nicht ausgeſprochen. 
Denn die bloße Thatſache, daß der Einzelne das Gemeinlaud zu feinem Hofe 
und für fein Gut benutte*0), reichte volllommen bin, um die Mark als 
Zubehör der Höfe, das Nutzungsrecht ale Zubehör bes Souberguts bezeichnen 
zu !önnen?%), Damit war an fidh bei dem weiten Umfange bed alten Begriffs 
ber Zubehörung über die Art und ben Grund ber rechtlichen Abhängigkeit bes 
Nutungsrechtes vom Güterbefig noch nichts Näheres ausgelagt ?I*). 

Je mehr indeß die Entwicklung in vielen Gegenden ben verſchiedenen 
Sormen der Realgemeinde zuftrebte, deſto entjchiebener wurde das Nutzungs- 
recht von dem Hauptgut, zu dem es gehörte, rechtlich abhängig und in feinem 
Weſen durch das Necht am Hauptgut bedingt und beftimmt. Grundbefig ober 
doch Grundbeſitz beftimmter Größe oder Art galt nun als bie unmittelbare 
Duelle entfprehender Marknutzungen 22). Der Genoße ſchien feines Gutes 


x, Grimm I. 41: genossamy . . zu güttern. 80. 899: den wald.. 
bruchen .. zue iren guetern. 581: der marck auch gebrauchen in den güdern 
u. nirgents anders. II. 709. III. 412: haben alle märker.... solche freiheiten 
u. recht zu ihren gütern u. höfen. 413. 416 8 6 u. 13. Bgl. bef. au Hent- 
ler a. a. O. 27. 72f. 

20) Dies geſchah daher von je in den Pertinenzformeln der Trabitionsurfunden, 
Note 1 u. 5 zu 8 7. Chenfo Heißt es in Unterwalden, obwol die Alpnugung uie 
im heutigen Sinne bloße Outöpertinenz war, oft, das die alpen denen gütern 
gehören, u. fpäter fogar, „die Alpen feien Eigentfum der Güter"; Heudler 27. 
69 |. 72f. 114—116. Bol. Grimm I. 390: der wald. ‚ gehört. .zu den 18 
hofstätten. 174: in den hölzern u. bännen, so zu dem hofe u. schupposen 
gehören. 825: der walt, der ouch zu dem gute gehört. Maurer, Dorfe. L 
36 N. 53: mit den hölzern so in die huben gehören. 

3010) Bgl. bei. auch Heusler a. a. O ©. 69f. 

”*, Grimm III. 118: welck man, de ene Aove hevet u. selven besit in 
der marcke, de mach houwen u. driven als ein ander marckenote. I. 188: 
wer ein hofstatt hat. 390: wölche die 18 hofstetten inhaben, die mogen den 
wald niessen. 271: die erbgüeter in habend. IV. 361 8 1: die selben güter, 
wer uff dien gesessen ist, die hant das recht etc. Bol. I. 123. 126. 128, 
827 8 17. 422. 431. 662 8 12. IL 701. III. 739. IV. 208. 236 $ 38. 862 $ 18. 
486 $ 883, 1323 b. Boehmer 472: alle die, die gut in ben dorfen hant. 
Ditmarf. L. R. v. 1567 a. 87 $ 6: so ock wol ein gehofte kofte in einem dorf 
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wegen, durch feinen Beſitz, kraft feined Sonbereigens allmendberechtigt zu 
fein *°8) ; ja die Güter felbft erfhienen als eigentliche Träger der Nutzungs⸗ 
antheile2%), ven Höfen als foldhen wurde eine Ware, eine Gerechtfame, ein 
Echtwort zugefhrieben 2%), von gewarten und ungewarten Gütern, berechtigten 
Hofftätten, Gerechiigkeitshäufern u. |. w. wurde gerebet?%%), Natürlich tbeilte 


dartho eine gemeine marke gehöret.. de mach de gemene march gelich, 
sinem nabern geniten u. gebruken. 

208) Urk. v. 890 b. Neugart I. 485: quod nos.. de legitimis curtilibus 
talem usum habuimus, qualem unusquisque liber homo de sus proprietaie 
juste et legaliter debet habere, in campis pascuis silvis lignorumgque suceisio- 
nibus atque porcorum pastu pratis viis aquis aquarumque decursibus pisca- 
tionibus exitibus et reditibus. 1803 b. Kindlinger, M. B. II, 2 Nr. 50 ©. 
800: ii, qui jus cedendi ligna ratione domorum suarum in ipsa marcha videntur 
habere, qui vulgariter marchenote dicuntur. Grimm III. 84. 113. 116: ge- 
rechtigkeit . .. van dem hove. 

) W. v. Steinäder b. Grimm II. 400: 4 hofistädt.. die haben den 
haw u. den baw; u. seindt 4 hoffstädt, . . dieselbige haben allein den baw 
u. nicht den hawe. W. v. Solbenbant ib. V. 69 & 4: ouch hand die 14 schuo- 
possen das recht, daz si nieszen söllent twing u. bänn, wunn u. weid in holz 
u. feld. 1386 ib. I. 180: die güeter sullent davon ir notdurft haben ze husen 
u. ze brennende u. ze solichen dingen, dü dien güetern notdärftig sin. IV. 
384 $ 5: 12 hofstätt, die rechtung in der banneg han; dazu $ 6—9. 300 $ 
7: 17 hofstetten ze A., die kein rechtung habend in der v. A. holtz noch 
an wunn noch an weid.-1II. 211 $ 18: den schultenhof vor ein fulwarig erve. 
1. 44: 11 huben .. unser weydgenossen. 1383 $ 3 u. 1444 ib. 580 f.: 
seien folgende dorfer merker.. g. der huef zu H. 

=) W. v. Meggen b. Grimm I. 165 (14. J.): wer guot in disem hof het, 
das ehaftiygh het an holiz u. an veldt;... der stamphacker het ouch kein 
ehaftigt. 111. 84: dat hervordersche gut... die enhebben nein echtwort in 
der E. marke. 171 f.: scharen der Höfe in Naedfeld. IV. 300 8 7 u. 834 8 5: 
rechtung der Hofftätten. Vgl. 1. 101. 107. 389. 691. 710. II. 650. 663. I11. 222. 
124. 255 3 6-12. 257 8 6—8. 413. 824. IV. 160. 479 8 8. V. 359 f. resp. 
892 f. $ 5. 6. 15. 18. Urk. w. 13832 6. Bluntſichli 1. 254: das... die wilde 
hube enkein recht hat an der holtzmark. Urf. v. 1204, 1210, 1242 b. Seiberg 
II. 1. 169, 178 u. 282: warandiam .. quam habuit mansus, domus . . assignamus. 
12341 b. Nieſert XVI. 125—126. em, Markg. 78. 84. 86: das Recht haftet 
an der betymmerten salstatt. 90. Ur. v. 1547, 1577, 1584, 1797 b. Sethe, 
Leibgewinnsgũter, Anh. 29. 47. 65—66: dat die huve in der marken lieget u. 
tho deren nutzbarigkeit von alders mit berechtigt gewest. Ditmarf. Landr. 
v. 1567 a. 87 8 13: idt schall ook nemandes sine gerechtigkeit an der ge- 
meinen mark einem andern verkopen efte verpanden, sunder de schal by dem 
gehofte bliven, u. wer den hof kofft adder in sine pandiyke gewher nimmet, 
dem schal solche gerechtigkeit mede folgen. 

0) Grimm III. 181: der hove recht, die dar inne gewart sint, II. 686: 
dat der hoefithoestart ader platze.. eyn anerff sy; .. der hoefl sy eyn 
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in Folge einer ſolchen Entwidlung das Nutzungsrecht immer entſchiedener bie 
Natur nnd bie rechtlichen Schickſale der Hauptiache, ed Tonnte als Pertinenz 
bes Hofes mit diefem veräußert, verpfänbet, verpachtet, vererbt und jelbft ge 
theilt werden, und näherte ſich ebenſo wie das Grunbeigenthum felbft einem 
freien Privatrecht an. Allein es blieb bei der Annäherung, indem das Nutzungs- 
recht immer zugleich wefentlicher Beftandtheil des Genoßenrechts und biefes 
als Ganzes bis zu irgend einem Grade durch andere Momente bedingt und 
beftimmt blieb. Deshalb blieben auch die Nutzungsbefugniße irgendwie zugleich 
durch die perjönlichen Beftandtheile bes Genoßenrechts gebunden, wie ja 
andrerſeits auch das Hauptgut mehr oter minder in genoßenjchaftlicher Ge⸗ 
bundenheit und nicht als reines Privateigenthbum beſeßen wurbe. 

4. Der Allmendgenuß hatte enblih auch für ji betrachtet einen 
vefonomifchen Werth, der ihm unabhängig von feiner Beziehung zu einer be 
ftimmten Perjon oder einem beftimmten Gute zulam. Das im Genoßenrecht 
enthaltene nutzbare Recht Tonnte daher als ein Bermögensrecht von beſtimm⸗ 
tem objeltiven Gehalt aufgefaßt werben. 


Daß dies früßzeitig geſchah, beweifen ſchon Die mandherlei technifchen 
Namen welche in den einzelnen Marken für den Inbegriff aller oder gewißer 
Nugungsbefugnige eined Genoßen als objektive Einheit üblich waren 27). 


anerff. III. 211 $ 18. Urf. v. 1449 6. Wigand, Ar. VI, 2. 185: eyn vulle- 
comen huysz, dat buirheit hevet. 

207) Der Antheil heißt communio, 948 b. Meichelbeck 1, 2. 444. 471, 
1271 ib. 73, 976 b. Zacomblet I 4 u. 6, 1203 b. Günther II. 78; com- 
munitas 1195 b. @acomblet 1. 388; jus gommune 1279 5. Bodmann I. 
441; gemeinde b. Sternberg I. 105; meente, bürgerschaft 3. f. D. R. VIL 
95 f. 101; gebauerschaft Grimm, ®. I. 461; buirheit, Wigand, Arch. VL, 
2. 185; gemeinderecht, dorfrecht, nachbarrecht, Grimm I. 183. 462, BIluut- 
fchli IL 64—65; haushofgerechtigkeitib. 81; lexb.Meichelbeck I, 2. 476; 
ehafte 5. Grimm I. 165; gerechtigkeit ib. II. 685 f. II. 112. 116. 170. 175 
$ 19. 182. 298; recht zuo der allmendt ib. IV. 806 $ 28; recht in der all- 
mendt ib. I. 454. III. 188; markrecht ib. III. 161. IV. 565 $ 7. V. 2586 651 
u. 54. 268 $ 2-3. 319 $ 6; der marke gerechtigkeit ib. III. 112. 188; 
märkerrecht, marke 1225 u. 1279 b. Bobdmann I. 441 (communibus juribus 
que marke dicuntur). 441 u. 1274 b. Günther II. 395; tagwenrecht 3. f. D. 
R. IX. 42. 48. 46. 48; achtwort oder echtwort ib. Kindlinger, M. B. II, 2. 
255. 326, Seiberk 11, 1. 537, Falcke, trad. Corb. 875 u. 876, ®Wend Il. 
285, Wigand, rd. II. 8. 99, Grimm IL 84. 285 $ 29. IV. 665 8 6, 
669 $ 15, vgl. Haltaus 252 f., Bilmar, Idiotikon 8; schara 855 u. 1166 
b. Kiudlinger II. 22. 202, 796 6. Lacomblet I. 5; ware oder were Löw 
78; warandia ®rimm Ill. 186; potestas o. gewalt 1195 b. Lacomblet L 
883, ib. II. 461. III. 10. 89, Urt. v. 1254 u. 1271 5. Günther II. 548. 378, 
Grimm III. 855 f.; communis utilitas 1195 5. Lacomblet I. 883; utilitas 
silvae 9038 M. B. I. 128; usus 1120 b. Schoepflin I. 206; usamentum 1184 
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Damit war jedoch an ſich noch nichts Naͤheres über die rechtliche Beſchaffen⸗ 
beit und Selbftaͤndigkeit dieſes Vermoͤgensbegriffes ausgeſagt. Vielmehr war 
nur Die beſoudere thatſächliche und wirthſchaftliche Werthbedeutung des Ge- 
noßenantgeild an der Mark ausgedrückt 20%), während rechtlich dieſer Antheil 
bier noch Ausflug der Perjönlichkeit und dort untrennbares und unfelbftändiges 
Gutszubehor fein mochte 20%). 

Bo fih indeß die Entwicklung im Sinne den Rechtſamegemeinde vollzog, 
wurde ber ideelle Antheil des Einzelnen an ber Mark, nachdem er einmal im 
Begriff der Rechtfame, Ware, Gewalt, des Gemeindenugens, Echtworts u. f. w. 
zu objeftiver Befonderheit erhoben war, nunmehr auch rechtlich verfelbftän- 
big. Er näherte fih nun. einem durch fih jelbft beftimmten und für fidy 
befigbaren Recht, deſſen Natur, ſoweit fie eben von dem eignen rein vermögens- 
rechtlichen Gehalt abhieng, die eines felbftändigen, vererblichen, weräußerlichen 
und theilbauen Privatrechts war), Und der Befig einer ſolchen Antheils- 
quote war e&, worans nun bie einzelnen Nußungsbefngnige in der Gemein- 
mark floßen?!!). Da aber das Nutungsrecht zugleich integrirender Beftand- 


b. Mone L 406; nutz uf der gemeinde 1328 b. Boehmer I. 472; gemeinds- 
nutzen b. Sternberg 1. 6 f. 12 f.; einwartsgebrauch Bifmar, Idiotikon 86 
n. f. w. — Dazu koınmen dann bie zahlreichen Namen für die einzelnen befonberen 
Im Genoßenrecht enthaltenen Nutzungsrechte beftimmter Art, wie jus lignorum 1255 
b. Günther II. 274; jus nemoris ib. 895; potestas in silvam 798 b. Lacomblet 
L 2; dominatio in silvam 796 n. 804 ib. 4 u. 12; holzmark 1168 ib’ 299 (tria 
forestiforia que vulgus holz marchen nominant), 1136 b. Wigaud, Arch. V. 
40, Srimm Il. 617 (silvas et jura que dicuntur holzmarken); holzung 
ib. III. 285 8 27; Weiderecht, Maftrecht, Grasrecht, Alprecht, Rinderrecht, Kub- 
reiht, Kuhhefien, Kuhſchweren, Stoß u. |. w. 

see) Solche Gerechtigkeiten wurben daher auch bei Gütertaxen u. Steuerver- 
anlagungen felbftäudig gefhäht. Thomas I. 218. 222. 

209) Bol. , DB. oben N. 204—206 

3) Bol. Th. 1. 604 R. 58-64; inbbeſ. über bie Trennbarkeit vom Gut bez. 
der bauerschaften in Sandhofen Grimm I. 461; ber meenten iu Dit. 
marfchen Michelſen, 3. f. D. R. VIL 95 f.; bes hefiiihen Gemeindenntzens 
Steruberg I. 6. 7. 24. 25. 47; der rechtsamen in Fulda Thomas IL 218— 
319, in Züri u. Solothurn Schauberg I. 184, Renaub aa. D. 48, Wyß 
a. a.D. 58, ber Bauerlofe in Helgoland 3. f. D.R. XIV. 285—286; der Waren, 
Scharen, Achtworte, Rotten, potestates m. f. w. in Weftfalen n. am Rhein 
Löw, Marks. 78 f; Dunder, Geſammteigth. 167—169; Urk. v. 1144 b. Niefert 
1. Ar. 81 ©. 161; v. 1204, 1210 u. 1242 b. Setber& II, 1. 169. 178. 282; 
v. 1277 u. 1806 b. Falcke, Trad. Corb. 875 u. 876; v. 1306 b. Schaten, 
ann. Paderb. II. 207; v. 1844 b. Mone V. 419-428; v. 1297 u. 1825 b. 
Bigand I, 4. 106 u. III, 8. 102. 

211) Die Allmende barf daher nur benuken, wer da recht in die allment 
kat, Grimm L 458; wer gemain u. tayl daran hat III. 782; wer in die 
holsmark befaget ist III. 302 $ 18; ein gewerter man J. 512; ein iglicher 
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tbeil des Genoßenrechts und dieſes (von ber fpäteren Doppelbilbung natürlich 
abgejehen) ein Ganzes war, jo zog bie verjelbftänbigte Allmendgerechügleit ale 
Bafis und tonangebender Theil des Gemeinderechts zugleich befien übrige Be 
ftandtbeile nach fi. Nur blieb e& auch hier bei einer Annäherung an bas 
Ziel des reirien Privatrechts, indem bie zu irgend einem Grabe das Genoßen⸗ 
recht immer zugleich durch feine perfoͤnlich⸗politiſchen Beftanbtheile bedingt und 
beftimmt, mithin auch Das Nutzungsrecht weber für fi) zum reinen Privat. 
recht noch für das Genoßenrecht zur alleinigen und andfchlieglihen Bafis 
wurde, 

D. Was endlih ben Umfang des Genoßenrechtes augeht, fo war biefer 
an fih für jeden Genofen ober doch für jeden Genoßen derſelben Klafie gleich, 
wurde aber dem tbatfächlichen Erfolge nach durch die Vertheilung ber Rechte 
und Pflichten nad Bedürfniß und Bermögen ungleich geftaliet. Hieraus 
mußten fih im weiteren Berlaufe ber Entwidlung Unt erſchiede be Ge 
noßenrechts ergeben, weldhe wiederum bei der eigenthümlichen Doppelnatur bes 
Genoßenrechts von ungleichartigen Geſichtspunkten aus firirt und beurteilt 
werben Eonnten. 

Soweit nämlich die perſönlich⸗politiſche Seite überwog ftanb bie 
gleiche perfönliche Stellung der Genoßen im Vordergrund. Der Genoße war 
mit dem Genoßen gleich bereihtigt und gleich verpflichtet, womit eine ungleiche 
Beiheiligung an ben oekonomiſchen Vortheilen und Laften als ein rein that 
fächlicher Unterſchied fehr wohl vereinbar jchien. Nur ein aus der Perfönlich 
feit als ſolcher fließender Unterſchied Tonnte eine rechtlich ungleiche Stellung 
in der Genoßenfchaft herbeiführen. Unterſchiede folder Art ergaben fi) aus 
der Ungleichheit der perjönlichen Selbftändigleit und bei weiterer Gliederung 
des Verbandes aus der Ungleichheit des Standed. Die fo gebildeten Genoßen⸗ 
Hafien hatten dann jelbftuerftändlih auch in oekonomiſcher Beziehung Rechte 
und Pflichten von ungleihem Umfange. Ihre Genoßenrechte waren aber von 
vornherein qualitativ verfchieden und ftellten in ber organtjchen Gliederung 
bes Verbandes die Elemente engerer Glieberverbände bar. 

Soweit umgekehrt die dinglich vermögensrechtliche Seite überwog, 
ftand ter gleiche objektive Inhalt ber Genofenrechte im Vordergrund. Man 
fuchte Daher durch Firirung des Umfangs der im Genoßenrecht als ſolchem 
enthaltenen Rechte und Pflichten das Genoßenrecht tem Genoßenrecht gleich 
zu ſetzen, während es unerheblich fchien, ob aud ber Genoße dem Gcnoßen 
gleich berechtigt und gleich verpflichtet war. Nur ein Unterfhied im Befig 


gefurster u. gedingter man, 1380 ib. III. 428, 429. 431; ein erve, erfgenoite, 
geerfter III. 16 f. 93. 229 f. 255 f. 267 f. 274 f. 279. 282. IV. 780-782. V. 
8575 8 11; wer eine were bat 1. 524 f.; wer eine echtwehr hat IIL 284 $ 13; 
wer ein achtwort befitt ib. 82 f. 220. 855 f. — Bol. auch Th. L 677 f. u. oben 
Note 54. Blumer I, 2. 865. 
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von Genofenrehten Tounte baher hier zur Quelle rechtlicher Ungleichheit 
werben. Deshalb führte man die ungleiche Stellung ber Genoßen hier darauf 
zurüd, daß nicht jeder Genoße gerade ein Genoßenrecht zu beſitzen brauchte, 
fonbern eine Vereinigung mehrerer Genofenrechte und ber Befi von Bruch⸗ 
theilsrechten möglich war. Aus mehrfacher ober antheilamäßiger oekonomiſcher 
Berechtigung ergab fi dann Bier auch eine Steigerung ober Minderung ber 
perjönli-politiichen Rechte. Der ganze Unterjchiedb aber erfchien als ein 
lediglich quantitativer, durchaus meßbarer und in Zahlen ausdrückbarer, wes 
Halb denn au eine organiſche Gliederung bed Verbandes damit nicht be- 
grünbet war. 

Da nun aber bei der Natur ber alten Genoßenſchaft keine biejer Rich 
tungen zu ansfchlieflicher Geltung gelangen konnte, fo ergaben fich ſehr ver- 
fchiebenartige Syfteme der Klafienbildung, welche bald dem einen bald dem 
andern Extrem näher, immer aber zwifchen beiben mitten inne ftanden. 

I. Zunähft war der ältefte Unterſchied zwifchen Vollgenogen und Pafiv⸗ 
genoßen uriprünglich rein perjönlich-politticher Natur. Das Verhaͤltniß ber 
Schutzgenoßen war auf Perfonen berechnet, denen es an perfönlicher Selbftän- 
digkeit mangelte und bie deshalb felbftändige Rechte und Pflichten in ber 
Genoßenſchaft überhaupt nicht haben konnten. Ihr Genoßenrecht enthielt daher 
gar feine Verbandsträgerſchaft, ſondern nur eine Verbanbsangehörigkeit, es 
wurde von den Vollgenoßenrechten mitbargeftellt und mitvertreten, es war 
mithin ein Recht nicht von anderem Umfange, fondern von völlig anderer 
Gattung. 

Im Laufe der Zeit indeß traten hierin mancherlei Veränderungen ein. 
Indem zu den Schutzgenoßen mehr und mehr auch unabhängige Hausvorſtände 
gezählt wurden, die rechtlich und oekonomiſch mehr oder minder für ſich ſtanden, 
bildeten fi) daraus verfchieben geftellte Ginwohnerflaffen, in Bezug auf welche 
das Princiy blos paffiner Gemeindeangehörigkeit bis zu einem gewißen Grade 
durchbrochen ward. Man räumte diefen Leuten gewiße Anfangs als nicht 
bindende Öunftbewilligung anfgefaßte12), allmälig aber oft durch das Her- 
fommen in feite Rechtsanſprüche verwandelte 213) Nutungsrechte ein und z0g 


212) Th. L 607 N. 69. Grimm, ®. I. 525. 686. II. III. 170: ut günsten. 
176 (1389): kottere nein recht, se kunnen dat gebidden wedder ... die 
marckenoten. 303 $ 86: die häuslinge in die mark zu erlauben. IV. 700 $ 
9: den köter nicht mehr, den wat de kreyge van dem bome deit. V. 153 
8 40. 889 f. u. 392f. 3 6. 7. 15. 16. 18. Schauberg I. 55 $ 18. Landb. v. 
Uri a. 96. 98. 

a9) Th. L 608 u. oben N. 275 u. 324 3. $ 10. — Bgl. über bie Holzrechte 
ber Kötter Srimm II. 16. 96: holz.. dar sick de kotter uth beholten sult 
na erem recht. 069. 279. 1V. 679 $ 10 un. 14; über Heine Holzrechte ber armen 
ib. I. 142 $ 28. 258. 452. IL. 11. 174; über Weibderechte der Kötter III. 141 $ 
14: die kötier.. so von alders mit hoede u. drift in der marken berechtigt ; 


814 Genoßenſchaft und Geſammirecht. 


fie dann andrerſeits zu ſelbſtaͤndiger Theilnahme an den Gemeindelaften heran 214), 
Auf diefem Wege Tonnte endlich das Paffingenopenrecht zu einem geringeren 
Aftivgenogerreht werben, das zulegt, wenn ber dinglich⸗vermoͤgensrechtliche 
Gefichtspunkt überwog, möglicherweite als eine Quote des Vollgenoßenrechts 
erfchien. | 

Im Ganzen jedoch blieben die unter fidh wieber außerordentlich verfchie- 
benartigen ländlichen Beifiker-, Hinterfaßen«, Kötter-, Hänsler-, Tagwer-Rechte 
u. ſ. w. troß einzelner Modifikationen des Principe dem alten vom Bollge- 
noßenrecht qualitativ verjchievenen Schußgenoßenreht näher als einem bios 
quantitativ geringeren Bruchtheilsrecht. Die Folge davon war, daß fie bei 
bem fpäteren Siege ber rein vermögendrechtlichen Grundlage dann nicht in 
geringere Theilnahmerechte verwandelt wurben, fondern ans ber Genofenfchaft 
ganz beraußfielen. Aus paffiv berechtigten Gemeindeangehörigen wurben Tann 
in Bezug anf die agrariſchen Genoßenſchaftsverhältniße wahre Ungemeinber 
oder Ungenoßen. 

ID. Auch unter den Bollgenogen jelbft waren bie älteften das Gemeinte- 
recht beeinflußenden Unterfchiede perfönlich-politifcher Art. 

So bildeten die in der Mark angeſeßenen Edlen, Ritter und Geiftlien, 
wenn und joweit fie nicht aus dem Markverbande gänzlich ſchieden, eine von 
Standes wegen bevorsechtete Genoßenklafſe?16). Sie wurden, obwol zur 
Gemeinde gehörig, ben übrigen Genoßen als befonverer Stand vorangeftellt?19), 
und uicht felten bezüglich der Marknutzungen bevorzugt ?17), beſonders aber 


über Maſtrechte des einlutig man u. ber Witwe I. 482; über die Weiderechte ber 
Grundbefiblofen I. 217 u. IV. 437 8 12, ber „armen hausleute“ V. 212 $ 17 
u. 213 $ 11; über Tawnergerechtſame in Bern n. Solothurn Renaud a. a. O. 
44. 45. 48; über fonftige Nupungsrechte ber Beiſaßen, Hinterfaßen, Tagelöhner 
n. |. w. Maurer, Marko. 118 f.; Dorfv. I. 144 f. 227 f. — Der allmälige Ueber⸗ 
gang der Vergünftigung in Recht erhellt 3. B. aus dem WB. bes Weflerwalbö v. 
1534 b. Grimm III. 124, wonach olde kotters berechtigt find mit twen schweinen 
u. dat derde mit gnade in die mast u. mit so viel holtzes tho voringe als 
he lassen kan; dagegen de nien kotters, die binnen 30 jaren getimmert, sind 
nicht berechtigt mehr als sie biddet u. kopet. 

210) Th. I. 608 N. 70. Landb. v. Uri a. 96 u. 98; v. Schwyz 144 

2) Maurer, Martv. 80 f.; Fronh. IV. 76F.; Dorfv. I. 127. 

210) Grimm, W. I. 786. II. 685: den erffen, anerfien, edel u. unedel. 
II. 412. 418: alle märker geist- u. weltliche, edie u. unedle. V. 822 (1434): 
priester edelknecht scheffen u. die ganze gemeinde arme u. riche. 252 8 1 
(1398): wir die merker gemeinlichen, edel u. unedel, arm u. rich. Urk. v. 
1416 5. Bobmann I. 476: ir gantze gemeynde, edel u. unedel; vgl. ib. 124. 
268. 459. 470. 472. 495. Url. v. 1823 b. Boshmer I. 472. W. v. Dürkheim 
b. Maurer, Dorfv. I. 128 N. 77. 

sn W. v. Selbold v. 1866 6. Grimm IIL 421: ein Ritter, der Märter 
ift, treibt 12, fein Landſiedel 8, ein Edelmann 8 Schweine. W. v. Seulberg v. 
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wegen ihrer anberweiten Verpflichtungen zuerft für ihre Perfon und zulegt 
fogar für ihre Güter von Steuern und Dienften befreit ?19). 

Anch abgejehen hiervon aber fanden fich jeit den mancherlei Durchkreuzun⸗ 
gen von Grunbherrjchaften und freien Marken oft in Einem Gemeindever- 
bande Genofen von fo ungleihem Stande zufummen, daß biefe Unterfchiebe 
ber Perjönlicgkeit and ten Umfang tes Genofenrechte beeinflußen mußten. 
Freie und Hörige, Hörige verſchiedener Gattung, Angehörige verſchiedener 
Herrn, Befiger eigner und geliehener Güter ftanden miteinander in Gerichts. 
und Marfgemeinfhaft!9. Wenn man in foldhen Fällen in älterer Zeit zur 
mehr oder minder feften Abichliegung der einzelnen Gruppen in bejonderen 
Rechtögenohenfchaften neigte 0), jo überwog fpäter umgekehrt die Anſchauung, 
daß fie nur bie in einigen Punkten ungleich berechtigten und verpflichteten 
Klaffen eines einzigen Gemeindeverbandes feien. Lente ungleichen Rechtes daher 
fonnten nun, von ihrer anßerdem ftattfiudenden Zugehörigkeit zu verſchieden⸗ 
artigen Gerichts» und Herrichaftsverbänden ganz abgefehen, in Bezug auf deu. 
jelben Gemeindeverband ungleiche gerichtliche Befugniße und Pflichten), 


1493 ib. 491: Jagdrecht Tommt iu der Mark nur zu rittern edelleuten u. pastorn 
in der mark gesessen, die darinne eignen rauch halten. Bgf. I. 585 $ 6. 1II. 
413. 417 9 28—25. 

20) Bol. Grimm I. 504 505. 611. 540 $ 18. 749. 790. 828. IL. 869. 672. 
680. IIL 485. IV. 685 8 1—8. Maurer, Einl. 189. 208 f. 286 f. 289 f.; Fronh. 
IV. 883884 ; Dorfo. 1. 194. 200—204. — In der Hellberger M. beißt es no 
1488 b. Srimm V. 264 $ 8: so sollen alle paffen u. etellude stuern u. 
helfen machen zu brucken, zu stegen u. zu wegen gleich andern gemeindern. 
— Sn Ulfenbrud fol noch 1509 der setelhoff zwar fo lange er dem Kiofter ge- 
hört frey ledig eygen aller beschwernus u. dienstes fein: wan sie ihn aber 
verleien forder in eine frembde hant, derselbe soll dienen u. gemeintschaft 
haben gleich ein ander gemeinsman, Aehnlich 1409 in Affenheim ib. IIL 452. 

219) Bel. 3. DB. über das ungleiche Recht der frylüt, lüt die von eigenschaft 
wegen an das hus K. hörent, unverlechent gotshuslüt, lantzügling und unelich 
at in der Grafſchaft Kyburg Grimm. I. 22 f., bei. g 85; Freie, Inhaber vogt⸗ 
barer Güter, Hausgenofen u. Gotteöbauslente ib. 257259; huber, hoflät u. 
lehnman 652-654; husgenossen u. hofjünger 24 f.; auch 248-257; landtman 
«a. freiman II. 578 f.; gotthusleute, huber u. banleute IV. 286; auch 229. 
253. 268. 889—896. 157; husgenossen, freie u. gest 270 & 2—3; gotshuslüt 
u. belent lüt 488-487; aigen lüt u. hindersessen 487—496; nachpuren, hof- 
gnossen u. gest V. 148 $ 6—7. 19. 34—25. U. f. w. 

se) Th. I. 157—162. Hofr. v. Loen b. Grimm III. 145—161; v. Büden 
ib. 218: dat sticht van B. heft drigerley echte: godenhuslüde, sünderlüde, 
vrige godesitd; v. Efien v. 1824 ib. 877 f.: Echten ber heiligen Leute, der Ein- 
länfigen u. ber Hyen. 

22 Weber die Unterſchiede ber Dingpfliht oben R. 177; ungleiche Bupfäge 
b. Grimm II 158. 489. 499. 11I. 674; ungleiche richterliche Fähigkeit der Haus⸗ 
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ungleiche Amtsbefähigung und Amtsverpflichtung?*®), ungleiche Laſten und 
Abgaben???) und ungleihe Marknugungsredhte??t) haben, und bifbeten gleich 
wol nur verfchiedene Klafien derſelben Genopenfchaft. 

II. Je mehr iudep das dingliche Element in den Gemeinden überwog, 
defto entichievener wurten bie alten Unterfchiebe des perjönlichen Rechts durch 
bie einfachen Größenunterfchiede des Grunbbefites zurückgedrängt. 

Die Bemeßung der Marknutzungen nach dem wirtbichaftlichen Bedürfniß 
führte, da nur bei wenigen Nubungen das perjönliche Bedürfniß des Haus⸗ 
ftaubes, gerade bei den wichtigften dagegen das fachliche Bedürfniß bes Gutes 
entjchied 225), mittelbar zu ber Verteilung der velonomifchen Vortheile nadh 
dem Maßftabe des Grunbbefites. Dasfelbe aber galt von ver Vertbeiluug ber 


genoßen u. Freien ib. IV. 270 $ 2, ber eignen Leute w. Höfer I. 491, ber Burger 
n. Lehnlente ib. 284, der Gotteshauslente und folder Infäßen, die nur Gottes- 
bansgüter haben I. 142 8 26. — Bgl. ib. 521. 650: von den hubern nimpt der 
probst wisung u. der meiger von den tsschupposern. 

se) Bol, Grimm I. 250 $ 5: zum Keller wirb ein rechter Hofjünger u. nur 
wenn keiner da iſt ein anbrer Gotteshausman berufen. IV. 236: zum Bannwart- 
thum erſt Gotteshauslente, Dann Huber, dann Bannleute. Bol. I. 148. 258 8 11. 
266 3 6. 286. 413. Auch II. 297—298 über die Wahl des Holzgrafen im 
Münber. 

235) Befonderd wegen des Unterjieded der Abgaben „von der eigenschaft 
des libes“ (Grimm I. 800. 312) und „vom gute‘ (ib. I. 312. IL 101. 120f. 
438. 590. IIL 793). Im erften Fall wird nur felten nach Köpfen (. 8. UL 61f 
3 7—12), meift nach Hausftänden (3. 8. TI. 100. 129. 301. 351. 482. 456. 491. 
496. 534. 544. 638. 702. V. 188 $ 4. 267 8 27-28) gemeßen, dabei jedoch 
bisweilen von einer „zerbrochenen Ehe“ nur halb fo viel wie von einer „ganzen 
Che” erhoben (IL 119. 127. 488). Im zweiten Gall müßen von 2 Gütern in 
Einer Hand Abgaben u. Dienfte boppelt geleiftet werden (TIL. 759. Kaltenbäd 
69 $ 47: von jebem Haus der gemain und der herschaft ganze steuer). 

224) Urſprünglich waren die Nupungdrechte Freier u. Höriger verſchieden; vgl. 
Urk. v. 809 5. Neugart L 485: talem usum . . . qualem unusquisque ler 
homo . . debet habere; 868 im Cod. Lauresh. I. 68—69: ber Freie fendet 10, 
der Unfreie 5 Schweine de sus hoba. Dagegen heißt eö 1143 in Heffen: liberi 
et serviles omnes videl. incole de T. qui vulgo dicuntur merchere Thu⸗ 
dichum 247. Maurer, Fronh. I. 340. 352. 378 -380; Dorfv. I. 56. 206 f.* 
Segeſſer, R. ©. v. Lucern 1. 504. — Immer machte ed in Bezug auf das Recht 
an Hofallmenden einen Unterfchted, ob man dem Herrn perlönlich hoͤrig u, ob und 
womit man von ihm belehnt war. Bel. Grimm II. 394. 898. 401. 508. Bef. 
a. W. v. Loßburg v. 1477 ib. I. 389 u. dagegen die W. v. Wellbaufen u. Lan⸗ 
generchingen ib. 253 $ 11 u. 256 $ 19, 271 u. 272. 

225) Bgl. N. 262-264 zu $ 8. Grimm I. 180: die gueter sullent davon 
ir notdurft haben ze husen u. ze brennende u, ze solichen dingen, du dien 
gutern notturftig sin. IV. 361 $ 1: wes sy bedörffent zu denselben güttern. 
®gl I. 676. IIL 114, 118. IV. 699 $ 18. 
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gemeinen Laften, deren Umfang ftetd bem Umfang ber Rechte entſprach 22°). 
Lag nun auch hierin an fi) noch Feine Ungleichheit des Rechtes felbft, fon- 
bern nur eine ungleiche Ausübungsmöglichkeit2?7), jo mußte doch, je mehr bie 
oetonomifche Seite den Schwerpunft der Gemeinbeverhältnige bildete, deſto 
eber das Recht felbft fih nad dem Umfang des Grundbefitzes abzuftufen 
ſcheinen. Bielfah daher draug die Auffapung durch, dab dem ungleichen 
Öruntbefit auch ein verhältnigmäßiges ungleiches Antheildrecht am der gemeinen 
Mark entipreche223), daß fogar bei einer Subftanztheilung oder einem Verkauf 
der Allmende das Land ober der Kaufpreis unter die Genoßen nad Mafigabe 
der Morgenzahl ihres Grundbeſitzes zu vertheilen fei229), daß endlich auch bie 
gemeinen Laften nach dem Umfange der Güter bemefen werben müßten 2°). 


2) Grimm, W. I. 461: da sol yederman zu geben nach dem als er 
der gemeinden genüsset. Umgekehrt fol in Oberwinterthur 1472 ib. L 127 
Seder fo viel Bürben Holz erhalten, sovil er vierteil haber ze vogthaber gipt. 
— Bol. auch I. 138 u. 214. Urk. v. 1649 b. Renauda.a.D. 37 Note. Heus⸗ 
ler aa. D. 7. 12—15. Blumer I, 1. 377 u.558. Hanffen, Fehmarn 67—69. 
107 a 4—7. 114 a. 82. Richthofen 565 $ 5 u. 576 8 6. 

a) W. v. Bafferstorf 6. Grimm IV. 283 $ 13: welhe ouch zuo B. in- 
wendig etters gesessen sint, die sint recht weidgenoszen nach den malen zo 
jederman sin nütz ab sin gütern gezücht; ... u. sol die almend alz fry sin, 
daz ein jeglicher, so inwendig etters gesessen ist, daruff sol u. mach triben 
nach dem als er statt hat, einer als der ander. 

320, Urk. v. 796 b. Lacomblet I. 5: cum scara in silva juxta formam 
hove plene. Url. v. 1302 b. Kopp 59f.: umb daz gemeinmerch, daz das 
niemen niessen sol, wer in dem dorf ze Kussnach gesessen ist, denne als vil 
er ligender quetern da hat. W. v. Hege b. Grimm I. 123: Holzanweiſung nach 
gelegenheit der sach, je nach dem einer derselben gütter innhat. W. v. 
Selbold ib. TIL 421: so deilen wir dem pluge acht swyne. IV. 98: zu disen 
gütern hören zu einem jeden mentag 2 fuoder toubes holtz. 669 $ 15: 
fri echtwort ist 4 schwine u. von dem hove landes mach noch ein ider ein 
echtwort driven. 

220) rk. v. 1248 b. Racomblet I. 146: der Wald der Gladebacenses 
parochiani wird getheilt pro suorum lignorum communione, ita, ut unicuique 
mansui sua portio ascribatur. Urf. v. 1808 6. Kinblinger, M. 8. II, 2. 
800: Abt u. Markgenohen theilen einftimmig einen gemeinen Wald, assignantes 
unicuique marchioni juzia modum domus sue leyitimam portionem, Deffn. v. 
Höngg ». 1888 6. Grimm I. 10: der Erlös verkauften Holzes ſoll geteilt wer- 
den... under die huber nach teiltig der gueter des hofs u. jeglichs hubers. 

2 Grimm. ®. I. 817: der sol ung helfen tragen allen brüch u. stüre 
‚..als vil er der güter inhat u. bescheidenlich ist. 668: einem jeden huber 
anlegen, nochdem er hofgut hat. 138: von jedem zug dem Förfter ein Viertel 
Kernen. IV. 806 f. 3 25: so soll man das anlegen nach yedermans gutt u. 
gewerb. — Bertheilung des Kriegedienftes nach der Größe ber Hnben 6. Mau- 
rer, Fronh. II. 501 f. 618f. 
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Da nun aber ber fo nach der oekonomiſchen Seite hin firirte Rechtsumfang 
des Genoßenrechts zugleich dad Kriterium ber Geſammiſtellung des Einzelnen 
in ber Gemeinde bildete, war damit zugleich ber Sat ausgeſprochen, daß ſich 
auf nngleihen Grundbeſitz Genoßenrechte von ungleihem Umfange gründeten. 
So begegnet und denn in ber That in bem gröhten Theil Deutichlands 
die Unterſcheidung mehrerer Genoßenklaſſen nach der Größe des Grundbefiges. 
SInöbefonbere ftehen fi bie Inhaber voller Bauerhöfe (Bauern, Huber, Boll- 
fpänner, Aderlente, Fahrende n. |. w.) und die Suhaber kleinerer Ackerwirth⸗ 
haften (Schuppofer, Mentager, Kofjäten, Halbipänner, Einfpänner n. |. w.) 
gegenüber, denen dann als britte Klafie die Befiker der zu eigentliche 
Landwirthſchaft nicht mehr geigneten Stellen (Kotter, Brinkfitzer, Häusler, 
Seldner, Büdner, Gärtner, Handwerker u. |. w.) binzutreten. Wo überdies 
auch die Befiger größerer Höfe noch zur Gemeinde gerechnet werben ober wo 
zwiſchen alten und neuen Höfen ein Rechtsunterfchied gemacht wird, Tann bie 
Zahl diefer Klaffen fich noch fteigern. Für die Genofen jeder Klafie und bei 
größeren Höfen jelbft für jeden einzelnen Hof pflegt dann ber Umfang ber 
Nugungsbefugniße und der entfprechenden Laften und demnächſt überhaupt der 
genofenfchaftlihen Rechte und Pflichten ungleich beftimmt zu ſein 281). 
Unterjchiebe dieſer Art hatten bei der vermögensrechtlihen Natur ihrer 
Grundlage die Tendenz, fi) zu rein quantitativen Unterſchieden der Betheili- 
gung am Gemeinderecht zu entwideln. Wie den vollen mit einem ganzen 
Geſpann oder Pfluge bewirtbichafteten Höfen gegenüber die geringeren, ein- 
fpännig oder „halbipännig” bewirtbichafteten Höfe ſich als halbe Höfe, bie 


2) Bol. Th. 1, 603 N. 54; auch über huber und schupposer Grimm I. 
102—108. 144—149. 650. IV. 220 (entitellt suppen esser). 423-427; huber 
u. mendager IV. 105. 119. (13897); huber u. andre lehnlent o. zinslut L 
652. IV. 118 (1354). 115. 478 f. (1301). — Bgl. bei. die genau figirten Maſt⸗ 
und Holzrechte ber größeren berrfchaftlichen, geiftlichen o. bürgerlichen Höfe und 
bemnächft der einzelnen Markgenoßenklaffen in niederdeutichen Marken, 3. B. ®. 
des Grümmelwaldes b. Grimm IIL 286 8 9—14; bes Hoppenbruch ib. 291 
8 6—16; aud die W. v. Doetbebergen, Ditterfer Holz, Latwehren; Stremmen, 
Grindenwald ib. 291 f. Berner über bie ungleihen Rechte von sallerven, gemei- 
nen erven u. kottern ib, 53f.; v. hubenern u. kottern 77f. v. holtgreven, 
erven, schernen, buren, hovenern, kotern 81—85. — Sm Flamersheimer Wald 
ib. IL 685—686 giebt «8 außer dem Herren, den Förftern u. Schöffen 4 verfchie- 
dene Klaffen. Die erfte bilden bie rechten Erben, welde bie freie Verfügung 
über den Wald haben u. ihn zo aller yrrer notturft gebrauchen. Die zweite 
bilden 350 Anerben, Beſitzer v. Höfen beftimmter Größe, welche gleiches Recht 
wie die Erben haben, uisgescheyden ryssen splyssen ind besclain. Die britte 
bilden 350 Waldfäßen (waldtseysz), welche Holz jeglicher Art außer Eichen und 
Buchen ſchlagen dürfen. Die vierte 850 Kötter (coitter), die nur mit einem böl- 
zernen Hammer trodnes Holz fchlagen u. grüne Weiden holen Dürfen. 
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Heineren Stellen vielleiht als Dritteld- ober Viertelshoͤfe barftellten: fo 
wurden nun and Rechte und Pflichten, foweit fie meßbar waren, nad) ent- 
ſprechenden feften Verhältnißzahlen vertheilt222). Bon da aus aber ergab fidh 
ganz von felbft die Annahme ganzer und halber Genoßenrechte, welche aus 
dem Beſitz ganzer und halber Höfe folgten 3%), während bei weiterer Fort⸗ 
bilbung einer ſolchen Auffaßung die Befitzer größerer Güter als Doppel. 
genoßen oder fonft als Iuhaber mehrfacher Genoßenrechte erfcheinen, 2%) zulckt 
auch Dreivierteld-, Dritteld-, Viertels-, Achtelöbauern mit entiprechenven 
Bruchtheildgenogenreihten angenommen werben mochten.295) 


239) Bol. Grimm I. 107: zu einer hub gehört 4 füder holtsrecht u. zü 
ainer schüposs 2 fuder holtzrecht. V. 251 $ ı u. 2 u. 252 $ 5: doppeltes 
Recht des ackerman im Berhältniß zum einfeltigen merker. W. v. Altenhaslau 
». 1354 ib. IIL 418: von einem ganzen Hof bat man Maftreht für 12, von 
einem halben Hof für 6, von einem Mundhaus für 4 Schweine. Ebnſo ib. 417 
$ 14 von einem ganzen Pflug, halben Pflug u. Mundhaus. 284 8 13: wie viel 
echtwehr jeder zu voller mast treibe? der vollmeier zu voller mast 20, der 
dreihöfeling 16, der halbspänner 10, der köther 4 schweine. Vgl. ib. 85 R. 1. 
Schauberg I. 155 a. 13. — Ebenfo verhält es fich mit ber Laftenvertheilung. 
Bgl. Rietberger Landr. b. Grimm 107 8 46: dasz gleiche spänne gleiche 
dienste u. alle gleiche beschwernissen tragen sollen, gleichfalls halbe erbe 
u. kottstetten; dazu 103 8 4: ganzes erbe gibt 6 sch., halbes erbe 3 sch., 
köttererbe 1% sch., leibzüchter u. beilieger 9 pf. gl. über bie verfchiedenen 
Auyaben u. Dienfe von ganzen, halben u, Biertelöhuben, fowie von einleifftigen 
o. ungeerbten 1419 ib. I. 517; v. hube, schuppos u. mannsmad ib. 214; 
v. ganzen u. halben Pflügen 452; v. ganzen u. halben Lehn IL 490; v. ganzen 
Weinlehen u. Hedenlehen u. deren Bruchtbeilen 669. 725—729; v. Höfen (12 Pf.), 
Lehn (6 Pf.) u. Hofftätten (3 Pf.) 1493 ib. III. 698; v. hoevere u. köttere 
61. 8 7f.,; v. ackerman u. kotter 239; v. hufen n. lehn V. 893 8 5; aud 
ib. L 138. 491—492. IIL 458. IV. 229f. V. 536 $ 1. 714 8 3; über lehn, 
hofstatt u. weingärten Kaltenbäd 1. 165. 178. 187. 202.219. Bol. Grimm IIL 
173 $ 11: vom ganzen Exbe fol man 6, vom halben Erbe 8, von der Kotte 
2 Eichentelgen ſetzen; ebenfo ib. 211 $ 20 der vulwarich erve 5, der halfwarich 
erve 3, u. 140 $ 12—15 ber Markgenoße 5, ber Kötter 8. 

2, Th. I. 608. W. v. Borden b. Grimm II 94f.: ber burman als gan- 
zer, der kotter ald halber Genoße. W. v. Beinteröheim b. Maurer, Fronh. DI. 
Anh. Nr. 7 ©. 578: es hatt auch ein gantzer bawer zwei theil am gemeinen 
holtz u. der einspenniger halb so viel. Hergegen musz auch ein gantzer 
bawer zwey theil wo von nöthen in der gemein zuelegen, 

2, Th. L 603 R. 56. Ur. v. 1280 6. Gudenus I 220. W. v. Säle 
denbaufen 6. Grimm Ilı. 195: den erfholtrichter . . . vor einen dubbolten 
marckgenossen. Ib. I. 459: was man alment von der gemeyn hye geit, da geit 
man in als vill als zweyen mannen. 

25) Ch. I 608 f. N. 55. 57. 72, Renaub a. a. O. AA, wonach in 
Sämottwyl in Solothurn mit dem Beſih v. 8 Jucharten in jeder Zelg u. 10 
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IV. Wenn endlich das Genofenrecht als mehr ober minder jelbftänbiges 
Recht von feiner nutzbaren Seite her aufgefaßt und einem Bermögensreiht 
genäbert wurde, jo trat die Eintheilung nach Perjonenklafien völlig zurüd vor 
der rein quantativen Eintbeilung der genoßenfchaftlichen Gejammtrehtsiphäre 
in eine fefte Zahl ibeeller Einheiten. Jedes Genoßenrecht erſchien dann vor 
Allem als eine Eigenthumsquote an ber gemeinen Mark, e) welde demnächſt 
nicht nur einen entiprechenden Antheil an den einzelnen Nugungen unb ben 
forreipondirenden Laften, fondern an den Rechten und Pflichten ber Gemeinde 
überhaupt gewährte”). Während aber bie Genoßenrechte ihrem Gehalt und 
Umfange nach einander volllommen gleich waren, entfland eine ungleiche Be⸗ 
techtigung und Verpflichtung durch die vorbehaltlih der verfaßungsmäßigen 
Beichränkungen eröffnete Möglichkeit, mehrere Genoßenrechte In Einer Hand 
zu vereinigen*38) oder Bruchtheile von Genoßenrechten zu befigen *0). 

E. Für die rehtlide Natur ber Nutzungsrechte am Gemein» 
land ergiebt fi hiernach, daß dieſelben überall ein integrirender Beſtandtheil 
bes Genofenrechts und baher dieſem gleichgeartet waren, daß es aber babei 
eine offene Frage blieb, inwieweit die Natur bes Genoßenrechts durch feine 


Mädern Matten eine Rechtfame verbunden war, mit 6 Jucharten u. 7% Mädern 
% Rechtfamen, mit 4 J. und 5M. %, mt 2 J. n. 2 M. % Rehtiame, mit 
jedem geringeren Befig %. Bgl. au Haubold, Sächſ. P. R. 8 454. 

236) Bol. Urk. v. 1159 b. Riefert, Münft. Urkb. IV. 114: portionem lig- 
norum quam vocant wara in Silva; Urk. v. 1816 b. Wigand, Weblar. Beitr. 
I. 269: curiam. . cum tribus mansis terre arabilis, quingue sechionsbus lignorum 
que vulg. merkerrecht dieitur. — Daher dann hier auch eine etwaige Thellung nad 
Rechtfamen ftattfand, 3. B. 1271 6. Günther HI. 411: inter se condividant 
ita ut quilibet eorum proportionaliter partem accipiat prout nuno juris habet 
in silva. ' 

237) Vol. z. B. die Bertheilnug v. Holz u. Weide nach gewalten b. Grimm 
III. 856; des Holzes nach Weren ib. L 524; die Beſtimmung des Umfanges jeder 
gewalt im Koslarbuſch 5. Jülich 1483 ib. III. 856 u. im Weldorfer Bufch ib. 
IV. 780—782. Auch IH. 171 (scharen). 175 8 19 (gerechtigkeit). 

3) Th. I. 6035. N. 56. 60. 63. Url. v. 1759 5. Thudichum 236: das 
wirthshaus ... nest einem gedoppelten holzloos u. graszwehr. Namentlich findet 
fih fchon früh bei einem Hofe ober Beflger eine größere Zahl der weitfil Waren 
u. Scharen, der nieberrhein. Holzgewalten, ber Alp- u. Weiderechte im Gebirge. 
Vgl. Url. v. 1168 6. Lacomblet I. 299: 5 Gehöfte mit 13 holzmarken. 1195 
ib. 888. Ib. DI. 461: auf den Hof Iſenkrath fallen 64 potestates que holzge- 
welde dicuntur. 1801 ib. IEL 10. v. Löw. 85—397. 

239) Srimm IL 188: fulle war... halbe war. 211 $ 20. I. 461: halbe 
u. viertel gebawerschaft. Kinblinger, M. 3. II, 2. 878. 383. 380. Bi per 
158. 159. 160. 203. 219. 227. 280. 2836. v. Löw 86f. 78f. 96f. Auch über 
Halbe, viertel, fünftel, achtel Gerechtiamen Renaub a. a. DO. 44-47, Binntfli 
D. 82; Maurer, Marko. 55f. Bel. Th. I. 604 f. 611. 676 f. 


$ 11. Genoßenrecht und NRupnngörecht. 321. 


perjönlich-politifche Seite und inwieweit vielmehr umgekehrt gerade durch bie 
in ihm enthaltenen Nutzungsbefugniße beftimmt wurde. in organiſcher Zu- 
ſammenhang zwiſchen Nutzungsrecht und Gemeindemitgliebichaft beftand über- 
all: umentjchieden jedoch blieb das Verhältnig, in welchem beide zu einander 
fanden. Wurbe das Nutzungsrecht ſtets durch die Gemeindemitgliedſchaft in 
irgend welchen Punkten bedingt und infoweit einem Sffentlichen Recht genähert, 
jo bildete es ftetö in anderen Punkten bie Örunblage ber Gemeindemitglieh- 
ſchaft und theilte infoweit dieſer eine vermögensrechtliche Kärbung mit. Der 
hoͤchft unbeſtimmte Rahmen, welcher fo fich ergab, wurde dann erft durch bie 
Ionfreten Rechtsverhältniße der einzelnen Gemeinde näher ausgefüllt. So 
erflärt fi die ungleichartige Beichaffenheit des Nubungsrechts nach Boraus- 
ſetzungen, Inhalt und Umfang. Kaum gab es zwiichen einem unfelbftändigen 
Ausflug der Gemeindemitgliebfhaft und einem felbftändigen Vermoͤgensrecht 
unt dann wieder zwiſchen einem böcft perjönlichen Recht und einer reinen 
Sutöpertinenz irgend eine Mittelftufe, welche nicht in irgend einer Mark das 
Nugungsrecht irgend einmal eingenommen hätte. Deshalb beſtimmten fich 
auch feine einzelnen Merkmale nicht nach einem allgemeinen Princip, ſondern 
nach dem bejonderen Ortörcht, welches auf die Sragen ber Uebertragbarkeit 
und Bererblichkeit, der Trennbarkeit vom Hofe, der Theilbarkeit u. Kumulir- 
barkeit, der offenen ober gefchloßenen Zahl, der Maßftäbe für Feitftellungen 
und Klafeneintheilungen u. ſ. w. bie verjchiebenartigften Antworten gab. 
Kein Wunder, daß es unter jolchen Umftänden nicht gelingen wollte, dieſe 
Nubungsrechte der Genoßen unter einen unfrer heutigen Rechtsbegriffe zu fub- 
fumiren. Auch dürfte für die Hiftorifche Betrachtung hierzu ein Bedürfniß 
faum vorhanden fein. Für praktiſche Kragen kann ich dagegen allerbings ein 
folhes Bebürfniß leicht geltend machen. Denn infoweit altbergebrachte Ver⸗ 
bältniße diefer Art auf unfre Tage gelommen find, müßen fie fi, wenn auch 
die alten Anſchaunngen im Kreije der Gemeinde jelbit nod leben ober doch 
mehr von außen verbrängt als von innen umgebildet find, den heutigen all» 
gemeinen Rechtöbegriffen fügen. Die Aufgabe, weldhe dann an den Zuriften 
Berantritt, befteht darin, ans dem ganzen Entwidlungsgange und bem oft - 
wenig geklärten Rechtsbewußtſein der einzelnen Gemeinde die für die Natur 
bed Rechts überwiegenden Momente feftzuftellen und demgemäß die Unterord- 
nung bejelben unter die heutigen Gattungöbegriffe zu vollziehen. Wenn 
Theoretifer und Gefegeber, VBerwaltungsbehörden und Gerichte lange Zeit 
hindurch den bequemeren Weg ber Generalifirung einſchlugen; wenn fie unter 
beliebiger Hervorhebung ber einen ober der andern Seite des alten Rechts 
allen Gemeindenutzungsrechten ober boch denen eined beitimmten Landes bie 
gleiche rechtliche Natur anbichteten, mochten fie diefelben nun für rein poli- 
tiſche Ausflüge des Bürgerredhts oder umgekehrt für wohlerworbene Privat- 
rechte, für Servitnten ober eigenthümliche Realrechte, für Rechte an dem Ei- 
genthum einer juriftifchen Perjon oder Miteigenthumsquoten erflären: jo Bat 
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man doch in neuerer Zeit dieſes unansbleibli zu Rechtsverletzung und 
Rechtsverwirrung führende Verfahren wieberum aufzugeben und fidh ber kon⸗ 
Treten Unterjuchung der einzelnen Rechtbildung zuzuwenden begonnen. — 

Bon den genoßenichaftlichen Nutzungerechten am Gemeinland find mancher 
lei andere Nutzungsrechte an ben Allmenden ſcharf zu unterfcheiden, 
welche zwar einen ähnlichen Inhalt, aber, ba fie feinen organtichen Beftand- 
tbeil des Genoßenrechts bildeten, eine ganz andere rechtliche Bafis hatten. 
Ihre rechtliche Natur war von ber Natur der Genoßenrechte durchaus ver- 
ſchieden, im Webrigen aber wieberum je nach ihrer beionderen Grundlage 
mannichfach ungleich beichaffen. Dahin gehörten die mandherlei ſchon erwähns- 
ten Nutungsbefugniße, welche als Entgelt für amtliche Thätigkeit oder für 
bejondere der Gemeinde geleiftete Dienfte gewährt wurden; fodanı die ans 
religidfen, fittlichen oder humanen Motiven eingeräumten kleinen Genußrechte; 
ebeufo die von je vorfommenten Nubungsrechte, weldhe auf Grund von Ber 
trägen, Herkommen ober privatrechtlichen Konceffionen für einzelne Perfonen 
oder Güter begründet wurden und welche im Wefentlichen den Charakter ber 
hentigen Dienftbarleiten hatten. Insbeſondere aber gehörten hierher manche 
von den herrſchaftlichen Nußungsbefugnigen, die im Webrigen wiederum 
einen mannichfach ungleichen Rechtscharakter tragen und an denen die Mög. 
lichkeit verfchiebener rechtlicher Natur der ihrem Stonomifcdhen Gehalt nad 
ganz gleichen Befugniße fih am Deutlichften zeigen läßt. 

Herren ober ihre Amtleute und Höfe wurben allerdings in vielen Ge⸗ 
meinmarken ald Genoßen betrachtet und es wurde ihnen dann aud ein 
einfaches oder um ihres größeren Befibthums willen geiteigertes genoßenſchaft⸗ 
liches Nubungsrecht gewöhnlicher Art eingeräumt 9). 


” W. v. Erpel v. 1388 b. Grimm V. 831 $ 17: domini nostri hoc 
jus in silva ad parochiam et villam hbabent in C. pertinens, quod sunt coom- 
participes ejusdem silve, videlicet markgenosz nuncupali, ut unus verns COMp&- 
rochianus natione suorum avorum Seu aviarum sit pred. silve comparticeps. 
W. v. Kaltenholzhauſen v. 1428 ib. I. 587: der Herr v. Dieb als geborner Ober- 
märker ift wegen feines Hofes zu H. Märker un. fteht den andern Märkern gleich, 
fol des auch heischen als ein ander märker. W. v. Roir II. 577: in der 
gemeinten, da halten wir den jonker wie einen anderen nachper. W. v. Fri⸗ 
lingen ib. 577. Bgl. ib. III. 92: overste erfnote. 188: fulle war, halve war. 
276: wes men 8. gn. bestunde in dem broke? so vele alse einen anderen 
gemeinen arven, wente s. gn. hedde einen hof te Alten. Ebenſo 278 u. 279 
84. 283 8 6. 820. W. v. Balgau IV. 131: die Klofterfranen ſollen holtz 
feldt wonn weydt u. all ander zugehörung nutzen nieszen u. bruchen als 
ander dess dorffs burger nach ir notturft; auch glei andern die Gemeinde⸗ 
froßnen tragen. Ib. 558 $ 1: den landgrafen für einen mitmärker. Bgl. ib. 
532 f. 8 3. 7. 8. — Ueber einen aus dem größeren Umfang bes Grundbeſitzes 
bergeleiteten größeren Umfang der Nupungsbefugnige berrichaftlicher Mitgenoßen 
vgl. bef. Die VBorrechte ber als erben, erbexen, gewart u. f. w. bezeichneten 
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Allein daneben kamen zweitens kei ihnen zunächft andere Marknubungs- 
sechte wor, die ihnen kraft eines genoßenjchaftlichen Amtes gebührten 4), 
und zwar beöhalb, weil ber Genoßenſchaftsvorſtand als ſolcher nur ber erfte 
unter den Genoßen, ber erfte ober oberfte Märker, Erbe oder Erbere war, 
inbireft. mit ber Genoßeneigenſchaft zufammenhiengen 4), zugleich aber durch 
ihren Zufammenhang mit dem Anıt eigentbümlich geftaltet wurben. 

Verſchieden davon waren drittens gewiße Vorrechte bei ber Marknutzung, 
welche der Herrichaft als Entgelt für bejondere der Gemeinde geſchuldete 
Leiſtungen zuftanden 48). 

Eine vierte Klaſſe herrihaftlicder Nutzungsrechte hatte von je die Natur 
von Privatgerehtjamen an frember Sache, weldhe durch Berträge, Ver⸗ 
gleiche oder Herkommen der Gemeinde gegenüber begründet waren?*). 

Allen diefen Nutungsrechten ftanden füuftens die zahlreihen Rechte an 
ber Allmende gegenüber, welche aus dem Herrenrecht als ſolchem flofen, 
baber in völlig freien Marken verneint wurden #5). Sie waren ihrer recht⸗ 
lichen Natur nah ein Beftandtheil besjenigen Stüdes des Marleigenthums, 
welches bei ber Xheilung des Eigenthums zwiſchen Herren und Gejammt- 
beiten auf die Seite des Herrenrechtd gefallen war. Mochte nun vorbehalte- 
nes echtes Eigen oder allmälig vom Gejammteigen abgezweigtes Herrenrecht 
vorliegen: immer waren fie der Anner einer dem Gejammteigenthum gegen- 
über durchaus ſelbſtändigen Bodenherrſchaft dinglicher Art. Im Webrigen 
konnten fie eine ſehr verſchiedene Seftalt annehmen. Bald enthielten fie in 


Herrenböfe in weftfäl. Markweisth., 3. 3. IH. 255 $ 4. 257 8 8. 286 8 11. 
810. 454. IV. 669 8 1—2. Ferner das W. v. Sandhofen ib. I. 459: die Herren 
haben in ber gemark zu S. zwei pfluggewicht;; bauen fie die felber, fo haben fie 
Recht an Waher und Weide mit allem dazu gehörigen Vieh, follen aber davonn 
bede u. steuwer geben u. fronen als eyn ander gemeinsman; gibt man Al- 
mende aus, jo erhalten fie zwei Theile, jollen aber auch darvon... an zeunen, 
graben machen u. an andern diensten als vill thon als zırei gemeinsman. 

201) Beiſpiele oben in N. 185 u. 187 zu $ 10. 

29) Daber e8 3. B. b. Grimm III. 133 beißt: den erfholtrichter . . wegen 
des gerichles vor einen dubbelten markgenossen in der mark. Over IH. 171: eine 
schar von oeren ampt. IV. 781 8 6: der gn. h. als schirmher... . ein gewalt 
holz. 696 $ 2: ware bes hödhften Erben; 8 27. 

245) Beifpiele in N. 194 zu $ 10. 

34) Bol. 3. 8. Grimm, ®. I. 453. 681. II. ATI. III. 255 $ 6—10. 257 
8 6—8. 426. IV. 669 8 8. 5—10. V. 249 5 14. 930 8 10: animalia (beö 
Kioftere) de jure debent depasci in silvis que sunt communes illorum de S. 
per duos dies. 

245) Bgl. 3.8. Grimm I. 585 $ 4. IIL 258f. $ 7-12. 260 $ 8. 462 54. 
IV. 695 8 10. 701 8 8. V. 802 $ 2. 804 $ 4. 668 8 5. 740 $ 12. Ueber die 
ben Herten eingeräumten Scheinrechte mein Humor ©. 80-31. 

21* 
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Bezug auf beſtimmte Nutungsarten ein anseſchließliches Reht), bald 
gaben fie ein mehr ober minder ausgebehntes Recht der Bornugung?), 
bald endlich gewährten fie zwar nur ein Mitnutzungs recht, aber ein von 
den gewöhnlichen Beichräntumgen befreitesM®) oder doch nad Zahl und Maß 
privilegiirtes®®). An dem Charakter dieſer Herrenrechte nahmen natürlich bie 
von ihnen abgeleiteten Befugniße, imöbefondere die Nutzungbrechte ber berr- 
ſchaftlichen Beamten, Theil9%). 

Endlich geftaltete fich fechstens bisweilen das Rechteverhaͤltniß eines 
Grundherrn und einer Gemeinde an einer Allmende, ftatt als qualitativ ge⸗ 
theiltes, vielmehr als gemeinſchaftliches Eigenthum zu ibeellen Thei⸗ 
Im®51), woraus fih dann eine quotenmäßige Betheiligung am Genuß ergab ?%). 


me) 3. B. auf Jagd o. beftimmte Arten ber Jagd, Grimm I, 886. b34f. 
IL 28. 29. 529. 540. 784. III. 427. 717. 776. 784. IV. 518 $ 24; $ifcherei ib. 
1. 534 f. IL 717. 776. V. 167 $ 34—85. 227 8 22, oder doch Salmenfang, L 
808810. TIL. 748; Bienenfang I. 864; Werſchaft von Kohlenbrennern IL 581 
784; Berleihung u. Zehnt v. Silber, Blei-, Eifen- un. Erzgruben, 1482 ib. IL 
784; Windbrüche ib. 287 $ 20; Schafereirecht und Sonderherde ib. 471 u. 577. 
m. ſ. m. 

an 3 B. des DBorfchneideus u. Borlefens, Grimm L 817. 331. 328, 
820. 822; des Vortriebs, der Borhutsoder der Bormaft ib. 162. 603. 439 f. 737. 
DI. 11. 720. 784: III. 818; bes Vorhiebs III. 818. — Ungekehrt kommt auch ein 
Recht des Herrn auf den ubernutz vor, z. B. I. 107. 179. 787. II. 581; 1460 
b. Schöpflin IL 324. 

”) 3. 8, Grimm I. 432. 639: Schweine nach Belieben. IV. 669 $ 4: 
sie haben m. gn. h. keine masze zu setzen. 698 $ 13—14: dem Herzog v. 
Lüneburg wollen fie feine Zahl fegen, doch fol er die Leute fchonen. 712. 798 
85m 8. Bol auch I. 101. 854 8 58. 815. 

”) 3.8. Grimm L 414: die markherren 80 swin. 521. 528. 784. I. 
784. III. 82 f. 234 6 8—11. 299. IV. 695 $ 19. 700 8 4—6. 

0) 3. B. Grimm I. 85. 101. 107. 108. 197 u. 128. 162. 822. 414. 422. 
482. 460, 815. IIL 632f. 649 8 27. 832. 868. IV. 699 $ 15. 70088. V. 
230 8 6. 

28) Bgl. 3. B. Url. zwifchen 1218 u. 1225 b. Lacomblet II. 68: ber Erz- 
biſchof beftätigt die von einem Klofter und einer Gemeinde vorgenommene Theilung 
einer silva indivisa, cujus medietas Merensi attinet ecclesie et medietas ho- 
minibus de Turre. Das Klofter hat vie Theile gemacht, Die Gemeinde gewählt. 
— Bol. die Waldordu. v. Scherzheim v. 1492 b. Mone VIIL 154 f. u. Grimm 
IV. 517f., wonad bie Herrſchaft Lichtenau, mehrere Möfter u. bie Gemeinden 
v. 5 Heimbergthümern Miteigenthümer des Waldes find. 

5) W. v. Keßlingen b. Grimm III 640: vom Holz oder feinem Verkaufs: 
erlöß erhält ftet8 ber Here %, die Gemeinde %. Vgl. ib. DI. 229 $ 1. 880. IV. 
713. — Dagegen foll in Morenhofen 1463 ib. IL 666, wenn ber Wald abge 
hauen würde, grund ind stumpe u. gn. h. allein, die eichen den anerven inde 
dat gras den naberen v. M. verbleiben. 
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® 
Dber der Herr und die Gemeinde hatten Jeder ihre Sondermarf, aber gewiße 
gegenfeitige Nutzungsbefugniße, 2°%) — ein Berhältnig, deffen Urſprung wol 
regelmäßig in ber Theilung eines gemeinfchaftlichen Grundſtücks zu ſuchen ift, 
bei welcher einzelne Nutungen in ungetheilter Gemeinſchaft zurüdblieben 25%). 


812. Genoßeuſchaft und Sefammteigentbum. 

Betrachten wir auf Grund des Bisherigen das Weſen und das ge- 
genjeitige Berbältniß von Genoßenſchaft und Gefammteigen- 
thum in den Landgemeinden, fo treten uns bier überall die unentwidelten, 
aber inhaltvollen und umfangreichen Grundbegriffe des älteren dentichen Rech⸗ 
teß entgegen, welche in einer unüberjehbaren Fülle konkreter, den realen Ber 
bältnipen jebes Ortes und jeder Zeit fih anfchmiegenber Geftaltungen Leben 
und Dewegung gewinnen. 

L Die Gemeinde ift eine fubjeftive Einheit im Sinne ber alten Ge- 
noßenſchaft, Die Mark eine objektive Einheit im Sinne der alten räumlicdh- 
dinglichen Rechtsiphäre; beide find durch ein Gefammtreht verbunden, das 
durch Derrenrecht mehr ober minder eng begrenzt fein Tann, inımer aber min- 
deſtens ein Stud des alten Grundeigenthums enthält und daher im Allge 
meinen ald Geſammteigenthum bezeichnet werben Tann. 

Urſprünglich geftaltet die Gemeinde als perfönlicher Friedens⸗ und Rechts⸗ 
verband die Mark als ein in ihre Gefammtiphäre fallendes neues Objekt 
Yebiglich nach fih. So wird die Mark das bingliche Abbild ber Genofen- 
ſchaft und das Geſammteigenthum ift Iebiglich von der Seite feines Subjektes 
her bedingt und beftimmt. 

Im Laufe der Zeit erfcheint mehr und mehr umgekehrt bie in ſich ge 
ſchloßene und gegliederte objektive Ginheit der Mark ale das Urfprüngliche und 
Bleibende, ber Gemeindenerband als Ausflug ber Markgemeinſchaft. Das 
Geſammteigenthum wirb baher nun mehr und mehr zu einem durch jein 
Objekt beftimmten jelbftändigen Recht, das immer Träftiger feinerjeits auf die 
Genoßenſchaft zurũckwirkt. | 

Wenn nun aber fo eine angefiebelte Gefchlechtögenogenichaft, die, weil 
fie Genoßenſchaft ift, unter Anderm auch ihre Mark zu Gefammteigenthum 


ss” W. v. Eoenen 56. Grimm II. 86: sollen der herren welde u. der 
gemeinde welde einweydig seyn u. einhirdtig. Wehnli 1456 ib. 111. 549. 
W. v. Gt. Leon u. Roth ib. IV. 522 8 4 (Mone 1. 21f.): darnach sageten si, 
daz die munche gewar habent in daz holz, daz in des dorfis marke ligit, u. 
daz dorf hat gewar in das holz, daz in der munche marke ligit. $ 8: u. 
swar der munche viehe get, dar sol auch des dorfes viehe gen, u. swar des 
dorfes viehe get, dar sol auch der munche viehe gen. 

2) So erfolgt die Theilung des Waldes zwiſchen Kloſter n. Gemeinde in 
Note 251 zu Sondereigen, aber mit dem Vorbehalt: viis et semitis ac pascuis 
. . communibus. 
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® 
befitzt, und eine Marktgemeinde, bie, weil fie Gefammteigenthümerin einer 
Mark ift, fich genoßenſchaftlich verbindet und gliedert, au ben beiden äußerften 
Punkten eines Weges ftehen, von dem jede deutſche Gemeinde eine größere 
oder kleinere Strecke zurüdgelegt bat: fo finden wir in der Wirklichkeit vou 
den Anfängen hiftorifcher Kunde bis in die Gegenwart überall mannichfache 
Nebergangs- und Mifchformen, welche fi gewißermaßen als Statiouen jenes 
Weges barftellen, an denen die Fortbewegung vorübergehend oder bauernd 
Halt gemacht bat. 

Mit diefen Unterſchieden krenzt fi bann weiter die Mifchung affentlich 
rechtlicher und privatrechtlicher Verbindung. Die Genoßenſchaft ſelbſt iſt als 
Perſonengeſammtheit zugleich eine politiſche und eine familienartige Vereini⸗ 
gung, bie Mark aber ift ſowol ein territoriales Herrſchaftögebiet als ein ge⸗ 
meinfames Grundvermögen. Und wenn im Ganzen bie fubjeltive Seite ber 
Gemeinde foweit, ald fie durch fich felbft beſtimmt wurde, ein öffentlichredht- 
liches Gepräge an fih trug, bas Geſammteigenthum aber mit wachſender 
Selbftändigkeit fih immer mehr einem reinen Vermögensrecht näherte: fo 
verſchwand doch weder aus ber Perfonenverbindung jemals ganz bad privat⸗ 
rechtliche noch aus dem Markeigen jemals ganz das äffentlichrechtliche Element. 

Sp war ber Genoßenſchaftsbegriff in mehrfacher Beziehung bereichert 
und umgeftaltet. Indem zum erften Mal die Genoßenſchaft mit einer ob- 
jettiven Einheit dergeitalt verbunden war, daß bie letztere bis zu irgend 
einem Grade ihr Weſen bedingte und beftimmte, enthielt fie nicht mehr bios 
die früheren Keime politischer wie privater Perfonenaffociation: fondern fie 
enthielt nun zugleich die Keime folder Körperichafts- wie Gemeinfchaftsformen, 
die auf einem objektiven Subftrate ruhen. Und indem biefes Subftrat 
in einer räumlichen Sphäre beftand, die zugleich Gebiet und Bermögen war, 
lag bier jo gut ber Sffentlichrechtliche Gebletsverband als ber privatredhtliche 
BVermögensverband, mithin jo gut bie hentige Gemeinde mit ihren Abzwei- 
gungen als bie heutige Vermoͤgensgenoßenſchaft bis zum Aktienverein vorgebilbet. 

Noch aber Ingen alle diefe ungleichartigen Keime in dem Einen Begriff 
ber Gemeindegenoenfchaft ungeſchieden durcheinander. Zu ihrer Scheitung 
war, fo lange fie mit einander barmonitten und ber lebendige Fluß volts- 
thümlicher Rechts bildung das Gleichgewicht jederzeit berftellte, ein Bedürfniß 
nit vorhanden. Als aber mit veränderten thatfächlihen Zuftänden die poli- 
tifchen und wirthichaftlichen, bie perfönlichen und dinglichen Verbaͤltniße inner- 
lich infongruent wurden, erfolgte, wo die Entwidlung uormal verlief, die be 
grifflihe Auseinanderfegung und oft auch bie thatfächlihe Trennung ber 
ungleichartigen Seiten der alten Gemeinde, die nunmehr nicht felten in ge 
trennten Derbänden ihre befondere Fortſetzung fanden). 

Allein diefe normale Entwidlung bildete keineswegs die Regel. Weil in 


1) Bol. Th. I. 674675, 
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der Zeit, in welder die Trennung hätte erfolgen müßen, im größten Theil 
Dentichlands bie rechteichöpferifche Volksfraft verfiegt und ber ihr entftam- 
mende Strom erftarrt war: fehlte da, wo die Gemeindeverhältniße fich jelbft 
überlaßen blieben, meift Trieb und Faͤhigkeit zur Loͤſung. Statt deſſen ent- 
ftanden dann vielmehr Rechtebilbungen, bei denen wiberfprechente Principien 
bie einzelnen Theile des Bau's beberrihten und fo ein unſymmetriſcher, oft 
geradezu verſchnoͤrlelter und verbildeter Bau zu Tage trat. Bisweilen erhob 
fih anf einem perfönlich-politifchen ober auch familien. ober zunftartigen Fun⸗ 
bament eine ihrem Inhalt nach weſentlich vermögensrechtliche Gemeinjchaft. 
Häufiger wurbe umgelehrt eine rein vermögensrechtlihe Oufengemeiufchaft ober 
gar eiu nach Art eines Aktienkapitals in ibeelle Duoten getbeilter gemeinjchaft- 
licher Grundbefig zur Baſis eines Verbandes, ber troßbem bie Yunktionen 
eines politiichen Gebietskoͤrpers beibehielt; und es wurben Minbildungen mög. 
lich, wie die Verwandlung ber eines Privatrechtstitels entbehrenden Marf. 
eingefeßenen in redhtlofe Ungemeinder, oder wie die Meentenverfaßung Dit. 
marſchens, bei weldyer fogar die nad Auftbeilung des Gemeinlandes mitunter 
nur noch das politifche Bürgerrecht bedeutenden Meenten nad wie vor wie 
Eigentbumsquoten behandelt werden Tonuten.?) 

So bedurfte es denn meift ber ftantlichen Einwirkung, um definitiv das 
unvereinbar Geworbne von einander zu Iöfen. Erft von oben nub außen ber 
find einerjeitö rein politifche Gemeinden hergeftellt, um die öffentlich. rechtliche 
Hinterlaßenſchaft der alten Doppelgemeinde zu übernehmen, und find andrer- 
ſeits die Nefte des Gefammteigenthbums und der Wirthſchaftsgenoßenſchaft, 
foweit fie nicht durch das politische Recht abforbirt ober durch Vertheilung zu 
freiem Sonderrecht ganz aufgelöft find, in die Sphäre bes reinen Privatrechte 
gewiefen. So dauert das alte Geſammteigenthum nur noch als reine Ver⸗ 
mögendgemeinfchaft fort, mag es nun als Geſammteigenthum neuer Art, als 
Miteigentbum, oder als felbftäudiges Nußungsreht an dem Eigenthum der 
politifhen Gemeinde erſcheinen; und ebenfo entipricht diefer Gemeinfchaft ein 
rein privatrechtlicher Perjonenverbaud, mag derſelbe nun als Privatgemeinde, 
Korporation, Genoßenſchaft u. dergl., oder mag er lediglich als „Klaffe” ober 
zufällige Geſellſchaft anerkannt fein®). _ 

D. Wie mit Gemeinde und Mark im Ganzen, fo verhält ed fih mit 
bem Recht des Einzelnen in Gemeinde und Marl. Urfprünglich ift bie 
Stellung bei, Einzelnen in ber Gemeinde von feiner Perſoͤnlichkeit aus be- 
ftimmt, fein Recht in der Mark aber ift nur bas dingliche Abbild feiner Per⸗ 
fönlichkeit. Später wird umgelehrt das Recht in der Mark mehr und mehr 
zu einem durch feinen eignen objektiven Gehalt beftimmten jelbftändigen Recht 
und wirkt nun feinerfeits auf das perfönliche Recht zurüd. Das Genoßenrecht 


2) Th. 1. 674 f. 6756878. 
3) Belege in Th. I. 678—698. 
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alſo, als Ausdruck der Beziehungen des Einzelnen zum Ganzen, enthält immer 
zugleich perſoͤnliche Gemeindemitgliedſchaft und dingliches Sonderrecht: allein 
unter den mannichfachen Möglichkeiten feiner näheren Beftimmung ſtehen an 
ben entgegengefeßten Polen zwei entgegengefeßte Auffaßungen. Nach der einen 
wird das Weſen bed Genoßenrechts lediglich durch feine perſonenrechtliche 
Seite beftimmt, während fein fachenrechtlicher Gehalt nur als Ausflug der 
perſoͤnlichen Stellung in der Gemeinde erfcheint. Nach der andern wirb bas 
Genoßenrecht auf die Bafis des ansgejchiebenen ober unansgeichiebenen Antheils 
am Gejammteigenthum geftellt und von bier aus fachenrechtlich Tonftruirt, 
während das perfönlide Gemeinderecht ſich als abhängige Zubehör anfügt. 
Zwiſchen diefen beiden Polen aber liegen auch bier die mannichfachften Ueber⸗ 
gangs⸗ und Zwilchenftufen, auf welchen in der Wirklichkeit Die einzelnen Ge 
meinden ftehen. Und endlich Treuzt fi auch Hier mit ter Miſchung perfonen- 
rechtlicher und dinglicher Natur die Mifchung ber politischen und privatredht- . 
lichen Seiten bes Genoßenrechts und der in ihm enthaltenen Betbeiligung an 
der Gemeinde wie am Markeigen. 

Wo daun fpkter das Gleichgewicht von Genoßenſchaft und Gefammt- 
eigentbum geftört warb, traten natürlich entiprechende Verſchiebungen und 
Berbildungen bes Genofenrechts ein, das alſo beiſpielsweiſe hier als ein Orts 
bürgerrecht mit lediglich oekonomiſchem Gehalt und dort ala eine Bodenaktie 
mit dem Inhalt eines Gemeindebürgerredhtd Tonftruirt wurde. Die von innen 
oder von außen kommende Auseinanderjegung aber trennte mit ben verſchie⸗ 
benen Seiten ber Gemeinde auch die verfdhiebenen Seiten des Genoßenrechte. 
Mitunter daher dauert das alte Genoßenrecht in zwei felbftändigen Berbands- 
mitgliebfchaften, in zwei „Semeinderechten“ fort. Ober es findet, während 
es mit feiner einen Seite im Ortöbürgerrecdht weiter lebt, mit feiner anbern 
Seite wenigftens in einzelnen felbftänbig gewordenen ober body nur burdh ein 
gefellichaftliches Band verknüpften Nutzungsrechten der Einzelnen feine Yort- 
fetung®). 

IL Bei allen ſolchen Verſchiedenheiten des Geſammtrechts einerjeits und 
des Sonderrechts anbrerjeits blieb das Verhältniß von Kinheit und 
Bielbeit zu einander unverändert. Genoßenſchaft und Geſammteigenthum 
wurden daher von ber alten Borftellungsweife beherrſcht, nach welder bie 
Einheit des Ganzen mit der zufammengefaßten Bielheit ber Einzelnen und 
die Beſonderheit der Einzelnen mit der zertheilten Einheit de Ganzen iben- 
tiſch war. Die Genoßenſchaft wurbe mithin durch die Verbindung mit bem 
Gefammteigenthum weber zur Körperichaft erhoben nod ihrer Forporativen 
Keime beraubt; und das Gefammteigenthum, fo lange e8 ein genoßenſchaft⸗ 
liches blieb, konnte weder Alleineigenthbum einer juriftiihen Perfon noch ein 
bloßes Miteigentum Bieler werben. 


— — 





©) Die Belege oben in $ 11. 
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Für das roͤmiſch geſchulte Denken der Zuriften fland freilich, als Diele 
Berhältnige an fie berautraten, nur bie Alternative eines Eigenthums ber 
Gemeinde als juriftiicher Perſon mit etwaigen jura in re aliena der Einzelnen 
und eines felbftändigen condominium pro indiviso offen. Allein ganz ab- 
geſehen davon, daß hierbei bie politifhe Seite des Verhaͤltnißes ebenjo wie 
die Einwirkung des Geſammtrechts auf das freie Sondereigen völlig unbe 
rüdfichtigt und unerflärt blieb, war jebe dieſer Alternativen den wirklichen Rechts- 
verhältnigen gleich wenig adaequat. Es fehlten die abftrakten Begriffe, welche 
babet zu Grunde gelegt werben. Wären fie aber felbft vorhanden gewejen, 
fo würde dennoch das genoßenſchaftliche Geſammteigenthum unter keinen von 
ihnen gefallen fein. Denn weder bewnft noch unbewußt waltete darin eines 
der zur Wahl geftellten Rechtäprincipien, fondern e8 war umgelehrt bie orga- 
niſche Verknüpfung von Einheit und Vielheit, welche das Weſen der gefamm- 
ten in Frage ſtehenden Rechtögeftaltungen ausmachte. 

L Unvereinbar zunächft mit dem Leben wie mit bem Rechtsbewußtſein 
wäre eine ansſchließliche Durchführung bes Gedankens der rechtlichen Einheit 
gewefen. Das einheitliche Moment war vorhanden und wurde empfunden: ſehr 
fern aber lag es ten Gemeindegenoßen, daraus ein ausſchließendes Eigenthum 
einer juriftifhen Perſon abzuleiten, weldes für die Einzelnen nur Rechte an 
einer fremden Sache offen gelaßen hätte, 

Vielmehr erichien die Mark auch in ihren dem abgefonberten Einzelredht 
durchaus entzogenen Xheilen dem einzelnen Genoßen Teineswegs als eine ihm 
fremde” Sache. Aud die Allmende gehörte „Allen® und folglich Jedem, 
der einer von biefen Allen war. Mit irgend welchen Beziehungen war fie 
ja Zubehör der Sondergüter, beren wirthichaftlihen Zwecken fie diente, und 
wurbe von bemfelben in fi zufammenhängenben Sonderrecht ergriffen, welches 
an Hans und Hof in voller Intenfivität beftand und an ber vertbeilten 
Feldmark fih abgeſchwächt fortſetzte. Wenn es alfo überhaupt eine felbftän- 
dige und individuelle Rechtsſphäre des Einzelnen gab, fo fiel auch die All. 
mende in dieſelbe. Und wenn ber Einzelne fein Befigthum in ber Mark zu- 
jammenrechnete, zählte er ficher feinen Antheil an der Allmende dazu und fah 
darin das abſchließende Stück berjelben Hufe, deren Hofftätte ihm als 
eigenfter Machtkreis und wahre Heimath feines befonberen rechtlichen Willens 
erſchien. 

So wurde denn in ber That ſchon äußerlich die unvertheilte Mark, ſtatt 
als eine der BVielheit fremde Sache, vielmehr ald das Eigenthum aller Ge 
noßen, der Nachbarn oder Märker bezeichnet5); fie wurbe durch faft alle ihre 
Namen als das Allen gemeine, unvertheilte Gut dharakterifirt®); fe galt als 


— — — — 
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©) Note 101 zu 6 9. 
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Zubehör des Sondereigen;) den einzelnen Genoßen wurden an ihr ausbrüd- 
lich Antheile ober Theilrechte beigelegt ®). 

So wonrbe ferner die Allmende in ftrafrechtlicher Beziehung nur dem 
Ungenoßen, nicht dem Genoßen gegenüber als fremde Sache behandelt, woraus 
fih eine durchaus ungleiche Auffagung und Beftrafung der von Genoßen und 
der von Ungenofen unbefugt vorgenommenen Benutzung ergabꝰ). Der Un- 
genofe begieng einen Eingriff in fremdes Eigenthum, der Genoße überfchritt 
nur feine Befugniße durch den Bruch ber genoßenſchaftlichen Benutungsorb- 
nnng. In diefem Sinne heißt es in Hanhofen: kein erbe frevelt nit of 
den ganerben!P). 

Und fo lieferte endlich die Geſchichte des Gefammteigenthums, welche im 
Großen und Ganzen in einer ftetig fortfchreitenden Auflöinug und Verthei⸗ 
lung beftand, den Beweis für ein von je darin enthaltene und empfunbenes 
Recht der Vielheit. Denn wie Pönnte man die Attraktionskraft des Sonder 
eigens, welches immer mehr vom Gejammteigen an fich zog, erklären, wenn 
das letztere das außfchliegliche Recht einer dritten Perfon war? Wie und 
waun foll der Sprung vom jus in re aliena zum Eigenthum vollzogen fein ? 
Ber freilih auch dem getheilten Eigenthum feine hiftoriſche Eriftenz abftreitet 


) Note 124 zu 8 9. 

8, 3.3. Oefſn. v. Mure b. Grimm 1. 44: als vyl recht u. teyl als ein 
andrer. II. 129. III. 732: gemain u. tail daran. IV. 510 8 35: sines teiles u. 
rechtes berubet an der marg. 1888 ib. V: 331 $ 17: silve comparticeps. II. 
198. Maurer, Fronh III. Anh. Nr. 7 ©. 578: zwei teil. Cod. Lauresh. IIL 
237: portionem suam de silva. Urk. v. 1287 b. Zitimann IL 241. Urt. v. 871 
b. Neugart I. 871: quantum de communi silva ad portionem nostram per- 
tinet. Auch N. 240 3. $ 10. 

) Bol. 3. B. Grimm I 864: verfchiedene Strafen für civis u. non civis. 
1I. 788: für erven u. den der ghein erve is. Ill. 1438—144: für gewart u. un- 
gewart man. 856: ber geerft bridt 5 Marl Buße, der ungeerft 10 Marf u. 
wirb gepfänbet. W. des Delbrod ib. 118: de dinckplichtigen brocken viff mark 
u. de nicht dinckplichtigen vifftich goltgulden. ®. v. Scherwiler I. 675: wer 
darinnen hauet, findt in der forster u. ist er ein gotteshausman, so sal er 
in ruegen für 6 d u. ist er ein ungenos, so sol er in pfonden. W. v. Alten⸗ 
ftebt III. 455: ber Ausmärlker, der die Mark fchädigt, verliert Leib und Gut; der 
Inmärker wirb bann, wenn er das wiberrechtlih" Gewonnene aus ber Mark führt, 
einem Ausmärker gleich gehalten, nur das Leben faun er nicht verwirken. Vgl. auch 
I. 164. III. 113. 114. 117. 118. 210 $ 10. 302 $ 18 u. 26. 305 $ 18. 490. 
491. IV. 154. 510 8 32. 666 $ 17—18. V. 819 8 7. 320 $ 19. Auch Rote 
188 zu 8 9. 

10 Grimm, ® V. 575 8 11. — Damit ift natürlich vereinbar, daß bie 
graufamen, freilich nie vollgogenen Strafen für boshaften Marffrevel (vgl. mein 
Humor S. 49—51) auch dem Genoßen angebrobt werden. Und ein anderer Ge 
fihtepunft tritt natürlich infowelt hinzu, ald ber Genoße, wie 3. B. oft burd 
Zagdfrevel, bei der Marknutzung grundberrliches Recht verlept. 
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und an den gelichenen Gütern der Ritter und Bauern jura in re aliena 
fingirt, die troßdem ein unwandelbarer Zug ber Gefdhichte zum Eigenthum 
erhoben hat, wird auch an biefem Sprunge ber Rehtsentwidlung feinen 
Anſtoß nehmen. 

2. Schloß nun aber unzweifelhaft das Geſammteigenthum ein Recht ber 
Bielheit ein, jo wäre doch eine ausjchließliche Durchführung bes vielbeitlichen 
Moments in nicht geringeren Wiberfpruh mit bem Leben und mit dem 
Rechtsbewnßtſein getreten. Es lag daher ben Gemeindegenoßen durchaus 
fern, die unvertbeilte Mark als ein Miteigenthum zu ibeellen Theilen zu be- 
trachten oder überhaupt das Geſammtrecht in einer Summe von Individual» 
rechten aufgehen zu laßen. 

Bar doch das Sonberrecht nicht bloß in Bezug anf die Allmende, ſon⸗ 
bern bis in feinen Kern hinein genokenfchaftlih gebunden und beſchränkt. 
Ergriff doch das Recht der Gemeinde von dem Gemeinland aus, in dem es 
fi änßerlich und fihtbar Toncentrirte, mit größerer oder geringerer Intenfi- 
vität bie ganze vertbeilte Feldmark und reichte hinein felbft in das Sonber- 
eigen an Hans und Hof. Mußte doch der Einzelne in einer Reihe von Be 
ziehnngen es täglich empfinden, daß fein Sonderrecht für fi) allein ebenio 
unvolllommen als unfelbftändig war, daß vielmehr erft die Einfügung in das 
Recht eines einheitlichen Genobenverbandes ihm Crgänzung und Halt gab. 
Wenn daher überhaupt eine dem Einzelwillen entzogene Rechtsſphäre eriftirte, 
in welcher ein höherer Gemeinwille einheitlich waltete, fo fiel auch die Mark 
in allen ihren Xheilen und vor Allem die Allmende irgendwie in dieſe Sphäre. 
Der Einzelne jchrieb fi) freilid Sonderrecht nicht nur am getheilten Lande, 
fontern auch an der Allmende zu: aber wenn er ſchon als Hausbefiter und 
mehr uch als Befiter von Aeckern im Flurzwange das Net des Ganzen, 
befien Glied er war, ald Schranke empfand, fo dachte er noch weniger daran, 
die unausgejchiedenen Antbeile an ber Mark als freie und erſchoͤpfende Eigen» 
thumsquoten zu betrachten. 

So wurde benn in der That das Eigenthum an ber Allmende und bas 
daran fich anfchließende Recht am vertheilten Lande ber Gemeinde, der Ge- 
noßenſchaſt oder Märkerſchaft in ihrer Einheit ausdrücklich beigelegt ober als 
Zubehör des Obrfes bezeichnet 11), e8 wurde fo gut für einheitliche Gemeinbe- 
zwecke wie für gemeinjame Einzelzwecke verwanbt1%), und das Antheildrecht 
des Einzelnen wurbe ihm von feiner Gemeindemitgliefchaft wegen zuge. 
ſchrieben '9). 

So wurde ferner mit Mehrheit und in genoßenſchaftlichen Formen eine 
Zülle dispofitiver Befugniße ausgeübt, weldge dem Sonderrecht gegenüber ben 


11) Bgl. die Belege in Note 116—118, 125—127 u. bei. 131—182 3. 8 9. 

) Vgl. oben $ 10. 

7) 3.9. Url. v. 19850 b. Günther IL 167: ratione universitatis jus 
habere. 
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Zwang eines höheren Willens zur Geltung brachten, indem fie es binden, be⸗ 
ſchränken, ſchmälern, fnfpendiren, ja unter dem Titel einer Strafe völlig ver- 
nichten Tonnten. 

Und fo gieng auch gefchichtlich ans dem Gefammteigentium nicht nur 
Sonbergut, fondern dad heutige Gemeindevermögen als Bermögen einer 
juriftifhen Perſon hervor, was wiederum, wenn nicht chen im Gefammt- 
eigenthum inheiteredht Tag und empfunten ward, ein feltfamer Sprung ber 
Entwidlung, ein unbegreiflicher Eigenthumstauſch geweſen wäre. 

3. Su Wahrheit alfo war das genoßenſchaftliche Geſammteigenthum ein 
anf der Verbindung von Gejammteinheitsrecht und Gejammtvielbeitsrecht be- 
rubendes Rechtöverhältnig. 

a. Legen wir uns bie Frage vor, wir wir mit unferen fertigen abftruften 

Degriffen dieſes Mechtöverhältuiß, wenn hineingeftellt, aufgefaßt haben würben 
und wie wir feine heutigen Meberbleibfel wirklich juriſtiſch zu Tonfteniren 
haben, jo bietet fi uns ein doppelter Ausgangspuntt dar. Wir Tönnen es 
entweber von einer befonderen Beichaffenbeit feines Subjektes aus ober von 
ber objektiven Seite her erflären, in beiden Fällen freilich nicht ohne Wider. 
ſpruch mit den römijchen Rechtöbegriffen. 
"a. Die befondere Beichaffenheit des Subjelts Liegt in ber genohenfchaft- 
lihen Struftur ber Gemeinde. Vermoͤge diefer Struktur ift die Gemeinde 
als ſolche eine rechtliche Einheit und zugleich eine verbundene Bielbeit. Indem 
in ihr die Einzelperfonen fich zuſammenſchließen und aus ihrer Sfolirung 
beraustreten, bilden fie für die dauernden Cinheitszwecke des Verbandes ein neues 
gemeinheitliches Rechtsweien und find doch zugleich für eine Reihe gemein- 
famer Individualzwecke blos als gejellichaftlihe Mehrheit verbunden. Die 
genoßenſchaftliche Willensiphäre ift aljo für beftimmte Beziehungen die Sphäre 
eines höheren, einheitlichen, den Sudivibualwillen abforbirenden Gemeinwillens, 
für beftimmte andere Beziehungen bie gemeinſchaftliche Sphäre mehrerer durch 
gefelihaftliche Bande verfnüpfter Individualwillen. Zritt nım an einen jo 
organifirten Verband ein Rechtöinbegriff heran, fo fann er ganz in die Ein- 
heitsiphäre der Verbandsperſon ober ganz in die verbundenen Einzeliphären 
fallen: möglich aber ift, daß er fidh theilt und zum einen Theil der Genoßen⸗ 
haft in ihrer Einheit, zum andern Theil ben verbundenen Genoßen unter- 
worfen wird. 

Mit dem römifchen Perjonenbegriff ift dies, ba die Perfon abfolut, un- 
tbeilbar und nur auf ſich jelbft hingewieſen ift, unvereinbar. Vielmehr ift 
ein Perfonenverband nur denkbar entweder ald societas, bei welcher nichts ald 
eine Summe obligatoriſch verfnüpfter, in ihrer Selbftänbigfeit und Iſolirtheit 
durchaus intakter Ginzelperfonen vorhanden ift, oder als universitas, bei 
welcher zwar eine einheitliche juriftifche Perfon entfteht, dieſe aber wie ein 
fremdes Individuum ben Einzelnen, die in ihrer Selbftändigleit und Be 
fonberheit gar nicht berührt werben, gegenübertritt. In beiden Fällen bleiben 
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die Willens. und Rechtsipbären jeber Perfon begrifflih genau jo geſchloßen 
und felbftänbig, als fie dies ohne die Vereinigung wären. Es hat baber für 
bie Beichaffenbeit eines Rechts gar Leine Erbeblichleit, wenn bafielbe einem 
Berbaube zufteht. Denn ift der Verband eine societas, jo fällt das Recht 
in die Individnalſphaͤren einer Mehrheit von Subjelten, deren obligatoriiche 
Verknüpfung dabei gar nicht in Betracht kommt. Iſt der Verband eine 
universitas, jo fällt das Recht in die Eine Indwidnalſphaͤre der juriftiichen 
Perfon. Und treffen an irgend einem Punkte Rechte einer universitas und 
ber fie bildenden singuli zufammen, fo ift es genau, als träfen echte zweier 
beliebiger Individuen zufammen. 

P. Das Geſammteigenthum erflärt fi aber auch von ber Beichaffenheit 
feines Objektes aus. Indem eine Sache und zwar bier die Mark für einige 
Beziehungen als objektive Einheit zufammengefaßt, für andere Beziehungen 
in Xheile zerlegt wird, entfteht ein zufammengejehtes Rechtsobjekt, das ſich als 
Ganzes zu einheitlicher und als Summe von XTheilfachen zu vielheitlicher 
Willensherrſchaft eignet. Das Eigentum im Sinne des Inbegriffs möglicher 
Herrſchaftsrechte an einer foldhen Sache Tann baber nun zweimal getheilt 
werben; nämlich erftens qualitativ in zwei Befugnißgruppen, zweitens bie 
eine dieſer Gruppen quantitativ in ideelle Theile. Tritt das fo getheilte Ei- 
genthum an eine Genoßeuſchaft und wird die eine Befugnißgruppe bei dieſer 
als Geſammteinheit Boncentrirt, die andere den Genoßen nad ibeellen An- 
theilen zugewieien, jo ift das Geſammteigenthum fertig. 

Mit dem römijhen Sach⸗ und Eigenthumsbegriff ift dies Alles unver 
einbar. Die Sache, als Törperliche Totalität, Tann nicht als Ganzes und als 
Summe zugleih in das Recht fallen; das Eigenthum läßt fich nicht qualitatiw 
theilen; am wenigften Tann die Geftaltung eines Sachganzen fein Subjett 
beeinflußen. Zweierlei nur ift möglih. Entweder es befteht an ber Sache 
Mlleineigentfum. Dann abjorbirt dieſes die Sache in ihrer Totalität, macht 
fie zu einem Stück des juriftifhen Leibes jener Einen Perfon und läßt für 
Andere nur die Möglichkeit von Rechten an frember Sache offen. Sft zu⸗ 
fällig eine juriftifche Perfon die Eigenthümerin, fo erleidet diefer Satz auch 
nicht die leifefte Modifikation; für Mitglieter ift genau wie für Dritte die 
Sache eine fremde. Oder aber es beſteht an ber Sache ein Eigenthum 
Mehrerer. Dann muß, falle man die Ausſchließlichkeit des Eigenthums retten 
will, die Idee der Körperlichkeit der Sache, falls man umgelehrt die letztern 
retten will, die Ausichlieglichleit des Eigentbums aufgegeben werben. Es ge 
ſchieht das Erſtere, und indem ber Sachbegriff in ibeelle Theile zerlegt wird, 
ergiebt fi an jedem Theil ein abgeſondertes und für fi wieberum aus 
ſchließliches Eigenthum. 

y. Ob das Geſammteigenthum aus der genoßenſchaftlichen Struktur des 
bereihtigten Verbandes oder aus der eigenihümlichen Zerlegung feines Objektes 
bergeleitet wird, macht zwar in Bezug auf das Berhältnig von Urſache und 
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Wirkung einen Unterſchied: das begriffliche Endreſultat aber iſt in beiden 
Fallen genau dasſelbe. Und dieſes Reſultat entſpricht durchaus dem deutſchen 
Perſonen⸗ wie Sachbegriff. 

Eine Genoßenſchaft, in welcher Geſammteinheit und Geſammwielheit 
nebeneinander Geltung haben, beſttzt in ber Weiſe eine Mark, daß von ben 
daran begründeten Cigenthumsbefugnißen ein Theil bei ber Geſammteinheit 
wie bei Einer Perjon verjammelt, der andere Theil unter die Geſammwielheit 
zu Sonberrecht zerftreut ift. Die Theilungsproportion aber wedhjelt babe 
nit nur nach Zeit und Ort, fonbern ift von vornherein ungleich bezüglich 
der einzelnen räumlichen Marktheile. Doch fällt irgendwie, jo lange wenigftens 
ber alte umfaßende Grunbeigenthumsbegriff befteht, jeder Marktheil in 
beide Macht und Bermögensiphären 14). 

Das Geſammteinheitsrecht umfaßt an ber ganzen Mark ein oberftes Ge⸗ 
bietöreht. Am umhegten Sondereigen ift es damit erichöpft, foweit nicht 
fraft Ortsrechts die aus der genoßenichaftlichen Gebundenheit erwachſenden 
Befugniße hinzutretn. An den Sonderädern im Slurzwange verftärkt es fich 
durch Träftigere Gebietögewalt, dur das Recht der Wirtbfchaftsbeftimmung 
und dur einen Inbegriff vorbehaltener Nutzungsrechte. An wieber andern 
Markftüden ift für die Gejammteinheit eine Art Obereigentbum, an andern 
(wie einft an allen Aedern) ein durch ein vorübergehendes Sondergenußrecht 
belaftetes Eigentum begründet. An der Allmende endlich ift das Eigenthum 
ber Geſammteinheit gerade nur foweit gemindert, als die Nutzungsrechte ber 
Einzelnen ihr gegenüber felbfländig geworden find. 

Das Sefammtvielheitsrecht umfaßt an der real getheilten Mark getrennte, 
an ber unvertb.ilten Dart verbundene Sonderrechte. Das volle Sondereigen 
an der Hofitätte, das geminderte und beſchränkte Sondereigen an ber Yelb- 
mark, das Sonderuntereigenthum oder bloße Sondergenußrecht an mandherlei 
Allmendtbeilen haben die Einzelnen getrennt für fi) inme, aber fie find mehr 
oder minder auch hierbei durch die Zugehörigkeit ber betreffenden Grundftüde 
zur Mark befchränft. An der unvertheilten Marf dagegen tft nur injoweit, 
als feite Sonderrechte an ihr begründet find, ein mehr ober minder ausge 
dehntes Nutzungsrecht bei der Geſammtvielheit. Dieſes Nutzungsrecht aber ift 
unter die Einzelnen nicht real, ſondern zu ideellen Antheilen vertheilt, jo daß 
jeder Genoße ſich ein Theilrecht an der Allmenbe zufchreiben kann und bie 
fammtlichen Theilrechte untereinander in einer ähnlichen Verbindung wie beim 
Miteigenthum ftehen. 

So ergreift dad Gejammteinheitsrecht von der Allmende bis in bie Höfe 
und das Gejammtvielbeitsrecht von den Höfen bis in bie Allmende die ganze 
Mark: jedes aber ergreift von der Mark nur fo viel, als das anbere frei 


0) Die Darfiellung ber näheren Mobalitäten nebft ben Belegen für bad Fol⸗ 
genbe ſ. oben in $ 10 u. 11. 
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laͤßt, iſt daher für ſich unvollfländig, während beide Sphären in ihrer Zu⸗ 
ſammenfaßung fi zum vollen Markeigenthum ergänzen. 

Die praktifchen Folgen der Theilungsverſchiedenheiten treten dabei vor 
Allem in dem ungleichen Geltungsgebiet des Gemeindebeſchlußes und der Ge- 
meindebeamtenmacht einerſeits, des Einzelwillens andrerſeits hervor. Denn 
bem Geſammteinheitsrecht entfpriht die Kompetenz bed verfaßungsmäßigen 
Mebrheitsbefchluges und der amtlichen Funktionen verfaßungsmäßiger Ge⸗ 
meindeorgane; dem Geſammivielheitsrecht dagegen entipricht die auch für die 
Gemeinde und ihre Beamten umantaftbare Berechtigung des Individnal⸗ 
willens. 

Bezüglich der reell vertheilten Markſtücke ſtehen ſich hierbei ber Ge⸗ 
meindewille einerſeits und ein beftimmter Einzelwille andrerſeits gegenüber. 
Jede Verfügung, die nur das eigne Recht trifft, kann daher hier die Ge⸗ 
meinde oder der Einzelne einfeitig treffen, während zu einer das Recht beider 
treffenden Verfügung auch Webereinftimmung beider erforberlih if. Co kann 
alfo 3. DB. vielleicht ber Einzelne allein ein Hofgut einem Gerofen veräußern, 
die Gemeinde allein es mit ber ganzen Mar einer Schirmherrſchaft unter 
werfen, zur DBeräußerung aber an einen Ungenoßen ober zur Theilung mühen 
beide übereinftimmen. Ober einen Sonderader kann ber Einzelne für fi) 
mit dem Hofe verkaufen, die Gemeinde in der offenen Zeit herrfchaftlicher 
Mitweide einräumen, es bebarf aber der Webereinftimmung des Beſitzers und 
ber Gemeinde, um den Adler vom Hofe zu trennen, gegen andre Aeder zu 
begen, im Brachjahre zu bejüen ober in Wald zu verwandeln. Oder an einem 
Allmendgarten Tann vielleicht der Einzelne fein Genußreht verpachten, die 
Gemeinde ihr Eigenthum verkaufen, einfeitige Einziehung aber vor Ablauf 
ber Zeit ift der Gemeinde und einfeitige Benutung für beftimmungswibrige 
Zwecke dem Ginzelnen verwehrt. Bezüglich der Allmendgärten, Loosäcker und 
fonftiger im Sonberbefi befindlicher Gemeinländereien kann die Frage einer 
ſolchen Grenzbeftimmung noch heute entftehen. Sm Uebrigen ift am reell 
vertheilten Lande das Gefammteigentbum heute meift ganz fortgefallen. Denn 
die alten der Gemeinde kraft des Gefammteigenthums zuftehenden Befugniße 
am Sondergut find, foweit fie nicht gänzlich aufgehoben find, theils vom 
Grundeigenthum abgelöft und in die Sphäre des Bffentlichen Rechts erhoben, 
theils aus Gejammtbefugnißen zu gegenjeitigen individuellen Gerechtigkeiten 
abgeichwächt. 

Bezüglich des umnvertheilten Gemeinlandes, auf welches hiernach heute 
ber Begriff des Geſammteigenthums regelmäßig zu beſchränken ift, geitalten 
fi die Berhältnige weit Tomplicirter. Denn bier ſtehen fi bezüglich der 
ideellen Antbeile an dem gejamıntvielheitlichen Nutzungsrecht zwar eben- 
falls der Gemeindewille und ein beftimmter Einzelwille, bezüglich des Ganzen 
aber der Gemeindewille und der gemeine Wille Aller gegenüber. 

Vieber feinen Theilanfprud auf Allmendgenuß zunächſt Tann ber Einzelne 
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in gewißen Beziehungen felbftändig verfügen, indem er nicht nur bei der 
Ausübung feines Rechts eine gewiße Freiheit hat, fonbern das Recht felbft 
direkt oder inbireft mit dem Hofgut und vielfach fogar ohne dafſelbe ver- 
äußern oder theilen Tann. Weberall jedoch darf er hierbei eine im Einzelnen 
freifich ſehr vwerichieden gezogene Grenze nicht ohne Mitwirkung der Gemeinde 
als folder überjchreiten, alfo 3. DB. ohne ausdrückliche Bewilligung Mark⸗ 
produfte nicht ausführen oder beſtimmungswidrig verwenden, noch das Recht 
jelbft überhaupt oder an Ungenoßen oder ohne das Hauptgut veränkern oder 
über ein beftimmte® Maß hinaus zertbeilen. Die Gemeinde andrerjeits Tann 
vermöge ihres Einheitsrechts troß Widerſpruches des Einzelnen nicht nur ben 
Inhalt feiner Nutzungsbefugniße verändern, fondern die Subftanz des Theil⸗ 
anfpruches ſelber angreifen, indem fie 3. B. bie Zahl der vorhandenen An- 
tbeile durch Aufnahme neuer Genoßen mehrt und daher deren Duotengehalt 
ändert, Klafjenunterfchiede einführt, oder in verfaßungsmäßiger Weiſe fogar 
bas ganze Recht zur Strafe fufpendirt oder aberfennt. Diefe Macht bes 
Gemeindewillens jedoch hat wiederum ihre ungleich bemeßene Grenze, welche 
nur mit dem Willen des Nußungsberechtigten überjchritten werben darf, fo 
daß überall der Einzelne mindeftens verlangen Tann, ohne feinen Willen nicht 
binter feinen Mitgenoßen oder doch den Genoßen feiner Klafje zurückgeſetzt zu 
werden; fo daß ferner wohl überall ein feftes Sonderreht auf Berückfichti⸗ 
gung und Befriedigung bed Tandwirthichaftlichen Einzelbebürfniges bis zu dem 
mit ben Interefien des Ganzen verträglichen Grade begründet ift; unb fo daß 
zulegt nicht felten tie genoßenſchaftliche Ansichliegungsgewalt ganz aufhört, 
bie Mehrung der gefchlogenen Zahl von Antbeilen dem Gemeindebeſchluß ent- 
zogen wird, die Klafſenvorrechte unentziehbar werden, ja felbft fefte Anrechte 
auf beftimmte Minimalquanta regelmäßiger Nutzungen entfteben. 

3un Bezug auf die Allmende ald Ganzes hat die Gemeinde als foldhe 
auch wider den Willen Einzelner wichtige Rechte zu üben, fie 3. B. zu ver 
treten, zu öffnen und zu fliegen, ihre Benutzung zu regeln, zu beichränken 
und zu beauffihtigen, oft aud über ihre Subftanz durch Rechtögefchäfte aller 
Art zu verfügen. Inſoweit aber, als durch eine Verfügung das zu feitem 
Individualrecht gewordene gemeinjchaftlihe Sonderrecht Aller getroffen wird, 
muß gejammteinheitlicher und gefammtnielheitliher Wille zufammenftinmen, 
alſo zugleih ein Gemeindebeſchluß und eine einftimmige Erflärnung aller ober 
doch aller betheiligten Gemeindeglieder vorliegen.) in abftraftes Princip 


15) Es genügt alfo weder bloße Einftimmigkeit Aller noch einftimmiger Ge 
meindebeſchluß. Einftimmigleit Aller, die aber wegen bed Mangeld der verfaßungs- 
mäßigen Formen oder geforberter höherer Genehmigung nicht einen Gemeindebe⸗ 
ſchluß enthält, könnte nur zu einer blos die Sudividualrechte treffenden Verfligung, 
3. B. zur Aenderung bed Theilungdmaßftabes, hinreichen. Einfiimmiger Gemeinde 
beichluß, der beim Diffenfe einzelner nicht Erſchienener möglich ift, ohne Einſtim⸗ 
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freilich darüber, in welchen Fällen die Gemeinde jo an den gemeinen Willen 
Aller gebunden ift, läßt fich nicht anfftellen, vielmehr hängt hier Alles von 
einer oft ſehr ſchwierigen Unterſuchung des konkreten Gemeinderats ab. Es 
gilt feftzuftellen, ob und wieweit ber Einzelne nur als Gemeindeglied, ob und 
wieweit er als Individuum genußberechtigt ift. Bine Feitjtellung, die wegen 
des mangelnden Bewußtſeins von ber begrifflichen Verfchiebenheit beider Seiten 
der Perjönlichkeit in älterer Zeit und wegen der Fortdauer gemifchter, ans 
jener Zeit ftammender Befugniße oft nur nad dem Uebergewicht der einen 
oder der andern Seite mit Offenhaltung ber Entihädigungsfrage bezüglich 
der übrigen Momente erfolgen kann. Darna kann es fi) möglichermeiie 
ergeben, daß bie Einzelnen ein wohlerworbenes Privatrecht auf beſtimmte 
Nutzungsarten haben und folgeweije jeder Dispofition widerfprechen fönnen, 
die 3. D. die Verwendung des gemeinen Waldes für den gemeinen Holzver- 
brauch ober einer Wieje für die gemeine Weide unmöglid machen würde. 
Oder es kaun ein fo feftes Anrecht auf gewige Nutungsquanta begründet 
fein, daß vor deren Befriedigung bie Gemeinde jelbft für ihre öffentlichen 
Bedürfniße nit ohne Einftimmigkeit jorgen kann. Oder das Recht des 
Einzelnen ftellt fi feiner Subitanz nah als ein jelbitändiges Privatrecht 
an einer beitimmten Werthquote der Allınende heraus, was dann zur Folge 
bat, daß jeder die Werthjubftang des Ganzen verändernde Rechtsakt, jeder 
Verkauf, jede Verpfandung, Bertaufhung, Verſchenkung oder Belaftung ber 
Allmende ober eines Theils an bie Mebereinftimmung Aller gebunden ift. 
Oder endlih das Sonterreht ift nah Inhalt und Umfang ein fo feites 
Privatrecht, daß jelbft die Vertheilung der Allmende unter die Berechtigten 
aur einftimmig beichloßen werden fann. Dabei ift e8 natürlich unerheblich, 
wenn die Geſetzgebung der Neuzeit in dieſen und anbern Fällen aus Rüd- 
fihten des Gemeinwohls nicht nur von dem Grfordernig der Einitimmigfeit 
bispenfirt, fondern fogar Jedem oder doch einer Minderheit das Recht auf 
Derbeiführung einer Theilung gegeben hat. Denn die Gemeinheitstheilungs- und 
Atlöfungdordnungen haben wie fo viele neuere Agrargejeße die Natur von 
Zwangsenteignungsgeſetzen, welchen ber Gefihtspunft des öffentlichen Wohls 
zur Entziehung aud wahrer Privatrechte gegen Eutſchädigung genügt. 

b. Eine derartige Analyje bed Geſammteigenthums ift offenbar den 
heutigen Reften der ländlichen Agrargemeinichaft gegenüber ebenſo berechtigt 
wie geboten. Sie ift ed um fo mehr, als gerade in einer Reihe ganz mo- 
derner Inſtitute, bejonders in Gewerkſchaften und Altienvereinen, uns ein 
analoges genoßenjchaftliches Gefammteigenthum begegnet, bei weldem bie in 
den Agrargenoßenichaften nur Tünftlih zu ermittelnde Grenze zwiſchen Ge⸗ 
fammteinheitsrecht und Geſammtvielheitsrecht von vornherein durch Geſetz und 


migleit Aller zu enthalten, ift nichts ale ein befonders qualificirter Gemeindewille, 
der in verfaßungsmäßig vorgejehenen Fällen gefordert wirb. 
u. 22 
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Statut genan firirt ift, während überdies ſtatt der Mark mit ihren natür⸗ 
lichen Früchten ein Gefammtvermögen mit ſeinen pekuniären Erträgen bie 
objektive Beherrihungsiphäre bildet, bie in eine ber Einheit zuftehende und 
eine nah Quoten unter die Bielheit vertheilte Gigenthumshälfte zerlegt if. 

Aber auch bezüglich der in ber Vergangenheit liegenden Geflaltungen bes 
Geſammteigenthums ift eine ſolche Analyſe geeignet, biefelben unſerm Ver⸗ 
ſtäändniß näher zu bringen und in ihnen bie Keime der ſpäteren Entwicklung 
aufzufinden. Nur müßen wir dabei auf bas Allerentichiebenfte es vermeiden, 
eine folche juriftifche Begriffögerlegung in bie Vergangenheit jelbft und in bas 
ſchaffende Volksbewußtſein Hineinzulegen. Denn gerade, daß man jo nicht 
dachte und fo nicht unterfchied, war charakteriſtiſch für die damalige Rechts 
auffaßung der Genoßenſchaft wie bes Geſammteigenihums unb beftimmend 
für ihre Lebensäußerungen. 

Die bei der obigen Analyfe verwendeten Abftraftionen waren von dem 
bier fih manifeftirenden Rechtsbewußtfein noch nicht vollzogen. Man unter 
ſchied nicht die Geſammtheit als Einheit von ber Geſammtheit als Vielheit, 
man trennte nicht Gemeindemitgliedſchaft und Individnalperſoͤnlichkcit. Hätte 
man Beides getban, fo hätte fofort das alte Gejammteigenthum eine andre 
Geftalt gewinnen, politifhes Recht und Privatrecht fich trennen, Gebietsrecht 
und Grundeigenthum fich Töjen, ein eigentliches Gemeindevermögen vom Ge⸗ 
noßengut fich ſcheiden, kurz Alles fich vollziehen müßen, was zum Theil erft 
bente und nicht ohne äußere Einwirkung vollzogen ift. 

Anders in Wirklichkeit. Hier kannte man nur Eine Geſammtheit, bie 
einheitlich wie vielheitlich vorgeftellt werden Tann, nur Ein Markeigen, bas 
Herrihafte- wie VBermögensreht ift, nur Ein Gemeindevermögen, das bem 
Gemeindebebürfnig wie den gemeinen Bebürfnigen Aller dient, nur Eine 
Sonderrechtsſphäre, welche das gemeinheitliche wie das individuelle Recht des 
Mannes umfpannt. 

Deshalb ift in allen diefen Punkten die Grenze, da fie ja nidht ein So 
oder Anders, fondern nur ein Mehr oder Minder trennt, eine ewig flüßige. 
Aus den ungehindert hinüber und berüber ftrömenden Wechſelwirkungen und 
ben unmerklich fi verjchiebenden Uebergängen entfteht eine unabjehbare Fülle 
ungleiher Rechtögeftaltungen, bie in ihrer lebendigen Realität der dogmatiſchen 
Seftitellung und des Spftemzwanges fpotten. Ohne Zweifel war das ju⸗ 
riftiiche Denken, welches hierbei ftehen blieb, hoͤchſt unvolllommen. Allein 
bie relative Unvollkommenheit bedingte auch hier einen reicheren und tieferen 
Entwillungsgehalt. Denn nur weil Fein abftraftee Dogma es frühzeitig in 
Feßeln ſchlug, vermochte das Leben unaufhörlich die ihm harmoniſche Rechte 
bildung zn zeugen. Und fo vermodten in den manmichfachen Stufen unb 
Nünncen des genoßenſchaftlichen Markenrechts fi) alle die großen politiichen, 
wirtbichaftlihen und focialen Gegenſätze und Veränderungen rechtlichen Aus- 
drud zu verfchaffen, bie in Bezug auf das Verhaltniß der Viehzucht und bes 
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Aderbaus, der verjchiedenen Arten der Bodenkultur, des patriarchalen, patri- 
monialen und ftaatlihen Syſtems, der Perfönlichkeit und des Grundbefitzes, 
der gemeinen Freiheit und der jtändiichen Gliederung, der Tommuniftiichen 
Sehunbenheit und des Individualismus u. |. w. das Leben bewegten. 
Erft als gegen bie neue Zeit hin das teutfche Leben erkrankt, als die Mannid- 
faltigkeit in Partilularismus, die Stetigkeit in Starrheit, der Gemeinfinn in 
Torporativen Egoismus audarten, geftaltet auch das Gemeinderecht fich krank⸗ 
haft. Denn nun beginnen bie ihres inneren Gehalts beraubten althergebrach⸗ 
ten Formen entweder zu erftarren ober in lokaler und ftändiicher Sfolirung 
aus fi heraus fortzuwachſen, Zufälliges und Unwefentliches vermag nun be- 
ftimmend zu wirken, und zuleßt Tönnen geradezu verfrüppelte Rechtsbildungen, 
deren in ferner Vergangenheit Tiegende Wurzeln Tängft verborrt find, ein 
Scheinleben fortführen. 

IV. Bir haben fehlieglich noch zu betrachten, welche Kolgen für die Be 
griffe der Genopenichaft und des Gefammteigenthums die Verbindung meh⸗ 
rerer Gemeinden durch Markgemeinſchaft hat. 

Sind Gefammteinheit und Gefammtvielheit nicht begriffliche Unterichiebe, 
fondern nur Unterfchiede der Zufammenfaßung, jo muß auch die eine Mehrheit 
von Ortichaften umfaßende Geſammtgemeinde ebenjogut ein Verband engerer 
Gemeinden als ein Berband einzelner Markgenoßen zu fein fcheinen. Auch 
bier daher werben je nad ben Fonkreten Umftänden zum Theil die der einen 
und zum Theil die der andern Vereinigungsweiſe entiprechenden Grundfäte 
berrichen können, und die Bewegung bes wirklich geltenden Rechts nach ber 
einen ober der andern Seite hin wird burch feinen feiten Rechtsbegriff gehin- 
bert. Ebenſo wirb es an der Gefanmtgemeinde nicht begrifflich unterfchieben 
werden, ob und wie weit fie eine neue Einheit oder nur eine Mehrheit von 
Theilhabern tft, und im Laufe ber Zeit Tann fie, ohne daß darin mehr als 
die Verdichtung oder Lockerung eines der Art nach fi gleih bleibenden 
Bandes zu liegen jchiene, thatſächlich fich einer felbftändigen Körperichaft oder 
umgefehrt einem bloßen Gemeinſchaftsverhältniß beliebig nähern. 

So eriheinen denn fon nah dem Wortlaut der Duellen als Mitglieder 
ber größeren Markgenoßenſchaſten bald die gejammten einzelnen Märker!d), 


16) Bol. z. B. W. v. Kaltenholzbaufen v. 1423 5. Grimm I. 587; v. Die 
burg 1429 ib. II. 583 f.; v. Robenflein 1457 ib. 537 f. bei. 8 7 u. 8.; bes 
Cleinicher Eided ib. IL. 134: das alle die im eid gesessen einwesserig u. ein- 
weidig seien; der Carber M. V. 301f. 8 2; auch weisen gemein merker der 
4 dorf, dasz in solchem bezürk u. weisen alle welde wasser u. weide zue 
irem nutzen u. gebrauch; der Seulenberger M. ib. 819; der Rodheimer 248; 
der v Windelen u. Oftbeim v. 1898 ib. 252 8 1: wir die merker gemeinlichen 
edel u. unedel, arm u. reich, zn W. u. O., die zu der zit an eime uffen 
merkerdinge bi eine waren, bekennen; v. Berſchamp v. 1503 ib. II. 229: feine 
Dorfiaft Hat einen Sonberhagen, fondern Alles gehört den holtingen gemeine; 
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bald bie einzelnen Dorfidhaften und Gemeinden!?), ohne daß damit etwas 
Verſchiedenes ausgefagt werben folltee Denn im erfteren Falle werten bie 
Märker gleihwol in ihrer Gliederung nach Dörfern vorgeftellt!®), hei ber 
zweiten Ausdrucksweiſe aber die Ginzelgemeinden mit den Gejammiheiten 
ihrer Vollgenoßen ibentificirt 19), 

Was aber die realen Berhältnige angebt, jo ftanten fie urfprünglid 
durchaus einer unmittelbaren Iufammenfegung der großen Verbände ans allen 
Sinzelnen näher. Alle einzelnen Markgenoßen erfchienen im Märkerbing, 
flimmten und urtbeilten, hatten Theil an den Nubungen und Laften 20). Nur 


auch Holzhau u. Maft ift allen gemene, nur umme beschüringe ores dorpes 
efte tokamender notruft willen kann jede Dorfichaft bei ihrem Dorfe etwas hegen 
Bol. au Th. I. 587 N. 10 u. Maurer, Marko. 71f. 

7) W. der Kleinauheimer M. aus 15. S. 5. Grimm IV. 562: die A. mark 
den fünf dorfern mit namen ... zu rechtem eigen. 1519 ib. 657 $ 1: weisen 
wir.. den waldt.. zu gedochten 5 dörffern; $ 3: wenn die 5 märker den 
wald öffnen; $ 6: Bauholz wirb von den 5 merkern erbeten. W. des Heimwaldes 
v. 1579 ib. III. 257 $ 5: was es vor erben seien? die dorfschaften (folgen 6 
Namen). W. v. Dagmerfellen v. 1346 ib. IV. 382 8 5: die dörfer sind unser 
trettgenossen daselbs. Deffu. v. Breiti v. 1489 ib. II. 79 f. 88: die erlen die 
der drier dörfer sind. W. v. Bleidenftaebt v. 1486 ib. IV. 564 $ 2: was u. 
welche dörffer ... in des apts u. syns closters walt merker sint? .. das 
die drue dorfier H. 8. u. B. in dem. . walte merker sint. Vgl. ib. L 51. 160. 
164. 815. II. 177. W. 418 f. 485 $ 15 867. IV. 714. 758 5 5. RL. Katferr. IV. 20. 

10) Bol. 3. B. W. der Ultenftädter M. v. 1485 b. Grimm IIL 458: die 
merker gemeinlich, die in die obg. mark gehoren, nemlich die v. A. die v. 
O., die v. R. u. die v. H. ®. ber Oberrodener M. ib. 545 $ 4: acht dorfer, 
deren ingesessene underthonen. Auch IL. 79f. III. 229. 

9) Bol. z. B. W. des Büdinger Reichtwaldes v. 1380 5. Grimm IV. 428: 
dis sin dye dorfer, dye geforstet sin in dem B. walt;.. u. ein iglich gefurstet 
man sal hauwen. W. der Kleinanheimer M. ib. IV. 557 $ 1: dies ist der be- 
grif der 5 dörfern gemark, die weisen wir den 5 dörfern allein u. keinem 
herrn, u. dieinwohnern der 5 dörfer einen iglichen der aigen rauch helt für 
einen märker. Vgl. auch bie Urk. v. 1821 u. 1828 b. Boehmer 461 un. 471 f., 
wonad) eine gemende.. zu den zwein dorfen Sulzbach u. Soden gehört, dieſe 
aber in Bezug auf biefelbe „zu einander horent“, fo daß fie Eine Gefammtge- 
meinde bilden und als „gemeinschaft der dorfer 8. u. 8.“ einen Vergleich mit 
der gemeinschaft des dorfis von dem Nuwenhaine von der andern siden 
fliegen; weshalb denn auch ald Kläger wegen der Entziebung ber Allmende alle 
einzelnen Grundbefitzer auftreten (alle die die gut in den dorfien hant, ritter 
von dem lande, burger uz den steden u. die gemeinen armen lude uberall 
in den dorfen). Aehnlich verhält es fich in Weilbach u. Eddersheim b. Grimm- 
IV. 559. ®gf. ib. I. 721. III. 558 8 8 u. 6. 857. IV. 563 f. 

x) Bol. 3. B Grimm, M. IV. 488 f. 588. 537 f. 546 f. V. 248 8 4—17. 
282 f. 817 f. 
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ber UVeberficht wegen mußten in jehr großen Berfammlungen die Märker dorf: 
weife treten unb wurben dorfweiſe von ben betreffenden Ortöporftehern auf 
gerufen und gezählt21). Neue Genoßen wurben daher andy oft unmittelbar 
in bie Gefammtgemeinde aufgenommen). Und in ber Robheimer Mark 
ſollte ein etwaiger Berlanfterlds von Holz unter bie @inzelgemeinden nad 
Berbältnig der ihnen zugehörigen Märkerzahl vertheilt werben 2°). 

Später jedoch werben oft mit gleicher Entſchiedenheit die einzelnen Ge⸗ 
meinden als ſolche zu Trägern ber Markgemeinihaft erhoben. Es wird z. B. 
gemeinbeweis abgeftimmt und gewählt®4), ja es werben bisweilen nur nod 
bie Borftänte oder Ausihüße der Einzelgemeinden zum Märkerbing berufen 29). 
Oder es werben die Markuorftände nicht mehr von der Verſammlung Aller 
gewählt, ſondern aus Deputirten der Einzelgemeinden gebildet). Aud 
werben die Nutungen nicht ſelten dorfweis verteilt?”). Namentlih mußte 
ba, wo eine Stabt in der Mark Iag, bie Entwicklung in biefe Bahn gedrängt 
werben?®). Und endlich ift ja die Zerfplitterung ber großen Marken überall 


2) Bol. 3. B. Grimm L 564. IL 182. IIL 411. 488. 546 8 8. V. 314: 
mit lauter Stimme ruft ber Mark Gchreier die Schultheißen von 82 Orten auf; 
dann tritt dad Boll baufenweis. 

=) Grimm V. 71 $ 10: so einer uber berg u. thal einzöge in die ge- 
meinschaft der zweier obg. dörffe. 

m) Grimm V. 250 8 21: nach anzahl u. menige der merker in ire 
gemeine. 

”) W. ber Kleinauheimer M. v. 1519 6. Grimm V. 658 8 2: wess dess 
walts halber zu schicken, zu thun u. zu handeln ist, soll man zu R. thun 
u. ausrichten, u. weisen auch mit recht, wo drey dorf hinfallen sollen, die ander 
sooy dorf mit su fallen. W. v. Wärningen ib. IV. 813: das keiner daruff sol 
meygen, ee dann das die 4 dörffer desz eins werdent. ®. v. Altenhadlau 1461 
ib. IH. 415 8 2: bei der Wahl des Gentgrafen bat jedes dorf seine wahlstimme. 

ss So erſchienen fpäter im Rheingau die Schuitheiße, in ber M. Miltenberg 
bie Märkesichultheiße, Im Lande Toggenburg bie Aueſchüße ber 22 Kirchhören; 
Bodmann I. 460. 469, Maurer, Marko, 72, 

RW. v. Ultftetten v. 1429 6. Grimm IV. 299 8 6: jedes Dorf wählt 2 
von den 4 gemeinen Anwälten. W. v. Nieber- u. Mättmenhasle ib. IV. 308: die 
v. N. feben jährlih 2 Dorfmeier u. 2 Fürſprecher, bie v. M. 2 Dorfmeter; bie 
Ges Haben mit ben Untervögten zufammen zu richten, Markſteine zu fepen u. 
Weg n. Eteg zu orbnen. 

a7) Bor. z. B. Grimm, ®. I 815. II. 177. 851 8 12. IV. 304. V. 275 
8 12: von gepfändetem Vieh fällt % dem einen, % dem andern Dorf zu. rk. v. 
1273 u. 1406 6. Remling, Speir. Urkb. 1. 385. II. 44—46. 185. 

“= Bgl. z. B. W. v. Dornheim, Dornftetten, Selfe b. Grimm L 374. 880 
— 887. 759 f.; Heimgericht Landan v. 1295 ib. 766—768 (Stadt Landbau einerfeits, 
14 Dörfer andrerfeite); der Gent Rohr ib. IIL 5380—588; v. Tätwil v. 1456 ib, 
IV. 898-408. — Anders dagegen, trop Zugehörigkeit einer Stadt neben 11 
Dörfern, in der Bibrauer M. nah W. v. 1385 ib. L. 512. 
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zunächſt nicht durch unmittelbare Theilung unter die Einzelnen, ſondern durch 
Theilung in engere Gemeinmarken erfolgt). 

Im Zuſammenhange hiermit fteht es, daß, während urſprünglich überall 
bie großen Markgemeinden bie thatſächliche Bedeutung von Koͤrperſchaften 
hatten, fie allmälig ſehr oft zu Gemeinſchaften verflüchtigt ſind, deren that⸗ 
ſächliche Bedeutung über ein individnalrechtliches Miteigenthumsverhältniß 
nicht hinausreichte. Beſonders war dies der Fall, wenn nur noch zwei oder 
doch ſehr wenige Gemeinden in einer Gemeinfchaft bezüglich einzelner Lände⸗ 
seien fanden. Mitunter zwar genügte eine felbft geringfügige Allmende, um 
and zwei im Mebrigen jelbftänbige Gemeinden für die Allmendangelegenheiten 
zu einer Geſammtgemeinde von eigner Organifation und Bedeutung zufam- 
menzufchliegen ®°%), wobei dann bisweilen aud noch die Gemeinſamkeit einzelner 
politiſcher ober kirchlicher Beziehungen an die ehemalige umfahendere Einheit 
erinnerte®!). Schon früh jeboch begeguen und auch Fälle, in denen als Refk 
einer alten Markgenoßenſchaft nur eine Gemeinfchaft dauert, die offenbar Ie- 
biglich den Charakter eines Individualverhältnißes, fei es nun eined gemein- 


») Bol. Th. I. 88 f. u. oben 8 9. 

20 So bilden 3. B. die Dörfer Weilbach u. Edbersheim nah ihrem W. v. 
1535 b. Grimm IV. 559 bezüglich einer ihnen gemeinen allmay offenbar eine 
Gefammtgemeinde. Denn fie ftellen in gemeinfamer Berfammlung eine gemeine 
Weideordnung auf; fie übertragen die Austheilung von Allmendgärten an Gchult- 
heiß u. Bürgermeifter beider Gemeinden ($ 4); fie geftehen jebem Genoßen aus 
einer Gemeinde ein Vorkaufsrecht zu (ßz 7); fie beftrafen gemeinfam bie Weber- 
tretung der Allmenborduung ($ 7); fie follen gemeinfam bie Brüden unter 
alten ($ 16); n. fowol ber Bekenntnißwein, der bei Empfang eines Allmend- 
gartend zu geben ift, ald bie Bußen fallen beiden Gemeinden zu, bie daher jährlich 
zufammenfommen follen, um fie zu vertrinten (8 17). — Ebenſo verhält es fidh 
mit Sulzbach u. Soden (oben R. 19) und mit Neunkirchen u. Balborn 6. Grimm 
V. 718 10, bie Eine „gemeinschaft“ bilden; mit Laer u. Bartenftein ib. II. 


833, die in einer gemeinde find; mit Breyti u. Nürisdorf ib. IL 50, bie eine 


gemeinsamy baben „in gemeind wise“. 

) Bol. Grimm, W. I 523 u. 526, wonach ber Marlgemeinſchaft beider 
Dörfer wegen, wenn zwei zum Goldftein ſich fchlagen und einer von Sweynheim 
es fiebt, der Letztere es rügen fol. W. v. Weilbach u. Eddersheim ib. IV. 559 8 
18, wo beide Gemeinden in eine Allmenbordnung über eine ihnen gemeinfame 
Mark Strafandrobungen für Karten- o. Würfelfpiel aufnehmen. Vgl. ib. 75885: 
erkennen wir.. den Wiederweilern einen weidtgang, ein kirch u, ein tauf 
mit den Oberweilern haben zu gebrauchen hiermit zu, Aehnlich das W. über 
das gemeinfame Gericht der 2 gemeinden Walluf u. Neuendorf v. 1304 ib. 570, 
bei. $ 6: fürter weist man gemeine leuth als solche gemeinschaft zu halten, 
ein gemeine pfarr, ein gemein taufl, ein gemein pfarner, ein gemein 
klöckner, ein gemein schützen, ein gemeine hirten jenseit u. dieserseit, ein 
heingeregt. 
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ſchafilichen Eigenthums oder Nußungsredhts®?), ſei e8 eines gegenfeitigen 
Nutzungsrechts an den im Mebrigen getrennten Marken zweier Gemeinden ?®), 
fei e8 endlich einer einfeitigen Befugnig einer Gemeinde an ber Mark ber 
andern ®%), trägt. 

Daß aber alle diefe Unterfchiede nur thatfächlicher Natur find und Teines- 
wegs auf bewußt gewordenen Begriffögegenjäten ruhen, zeigt ſich beutlich in 
dem Vorkommen bunt geftalteter Vebergange- und Miſchformen, bei denen 
die Mitgliedſchaft der Einzelnen oder der Gemeinden und bie genoßenſchaft⸗ 
liche ober blos indivibnalrechtlihe Natur des Ganzen Taum zu beftimmen 
find, vielmehr die den entgegengejeßten Annahmen entiprehenden Grunbjähe 
fombinirt zur Anwendung gelangen. inige Beifpiele werben dies er- 
laͤutern. 
Zn der Ganerbſchaft Hanhofen erſcheinen im Ganzen bie einzelnen in 
den dazu gehörigen Dörfern angejeßenen Erben ald Gemeiner. Allein die 
Gliederuug nad Dörfern tritt nicht nur in ber dorfweiſe ftattfindenben Vor⸗ 
ftandswahl, fonbern beſonders auch darin hervor, daß, von zwei ſchlechthin 
berechtigten Dörfern abgejehen, nur biejenigen Dörfer mit ihrer Gemeinde: 
herde auf die Weide fahren dürfen, in denen mehr Erben als Unerben figen. 
Alſo in Bezug auf die als Einheit betrachtete Gemeinbeherde erhält das 
Dorf als folches durch bie Erbenqualität feiner Genoßenmehrheit felbft eine 
ähnliche Qualität!) 

3) Bel. z. B. Grimm IV. 809: u. die weid in dem riett sond sy beid 
teile, Hasle u, Nöschikon, mit einandren niessen. Auch N. 45 3. 8 9. 

3) Bol. die in N. 46 zu 8 I angef. Stellen. Auch Grimm I. 51. 182 u. 
133. 874: so soll die waide beydenthalb gemain sin. 884. 721. II 551 8 12: 
vor 8. Walpern tag mag ein gemein uff der andern weiden. IH. 532. Urf. v. 
1406 b. Remling II. 44—46: die beiden Gemeinden von 9. u. 8. einigen fich 
dahin, daß, wenn bie erftere ihr Holz bannt, ihr Büttel es dem Schultheißen u. 
diefer weiter ber Gemeinde zu L. verkünden foll, für welche jenes Holz dam eben- 
falls gebannt fein fol; bannt umgekehrt die Gemeinde von 2. ein Stüd ihrer All⸗ 
menbe u. Weide, fo foll fie e8 in berfelben Welle an bie Gemeinde von H. ver- 
fanden, die dann ebenfalls bie Weide nicht befahren fol. Hiernach Hat alfo die eine 
Gemeinde Eigenthum n. Banngewalt am Walde, die andere am Weideland, jede 
aber ein Mitnußungsrecht am Gemeinlande ber anderen. 

s) Ur. v. 1273 b. Remling I. 336: adjudicamus eisdem villanis de 
Westheim jus percipiendi pascua in Lingenthal cum rusticis ibidem per 
omnia communiter. Grimm IV. 714: anstösser, die auch etliche gerechtig- 
keit der ackernieszung im Hohenwald haben. W. v. Offenthal ib. III. 403: 
diz nachgeschr. geben die von O. yerlichs den Rodermerkern wein der ge- 
rechtigkeit, die sye in Rodermarcke han. Ib. V. 712—714: die @emeinde 
KHein-Nidespeim Kat gegen einen jährlichen u. ewigen Zind von ber Gemeinde 
Bobenheim in deren Mark ein Weiderecht erworben, dad nur ruben joll, wenn ber 
letzteren Gemeinde felbftbenuptes Weideland vom Rhein überfhwenmt ift. 

2) Grimm, ®. V. 575 8 9; dazu $ 5. 22. 28. 
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In der gemeinen Ganerbſchaft der Dörfer Freiesheim, Weiſenheim am 
Sand, Leiftadt, Kalftadt u. Herrheim find „alle sammenthafft unzertheilte 
zusamen gebundene gemeine ganerben“ zur Berfammlung und zum 
Markgenuß unmittelbar berufen und bilden Eine Geſammtgemeinde (schult- 
heiss und gantz gemein der 5 dörfer). Aber die Gliederung nad Dörfern 
tritt darin hervor, daß jede Dorfgemeinde beſonders die verlefene Ganerken- 
ordaung durch Zuftimmung bekräftigt; daß die Löfchpflicht gemeindeweis durch 
die Schultheißen angefagt und das ausbleibende Dorf als ſolches in Strafe 
genommen wird; daß ebenjo jegliches dorff seyn eynung bricht, wenn e8 
die ihm obliegende Wegebegerung, tie alſo gleichfalls dorfweiſe vertheilt iſt, 
verabfäumt ®®). 

Sm Gröver Rei ift Waßer, Weide nud Wald den beiden Zentgemeinben 
Eröve und Kinheim gemein. Alle Zentgenogen find numittelbar mutzungs⸗ 
berechtigt, gemeinweldig u. gemeinweidig; und were es sach, das ein man 
von C. holtz hieb in irem aufgethanen busch u. einer von K. queme 
u. auch hauwen wölt, der mag beneben im u. vor im als wol hauwen 
als er; auch wird das Holz für Wagen u. Pflüge unter bie Einzelnen gleid- 
mäßig vertheilt. In Bezug auf Beherrihung und Beauffihtigung der Marl 
jedoch tritt, da es an einem gemeinfamen Markvorſtand fehlt, die Orga⸗ 
nifation der Cinzelgemeinden hervor. Deshalb ſollen in ihrem Bezirk der 
Zender von G. und feine Gemeinde die Mark von ir und der vonK. wegen 
verförftern nnd verhüten; and joll der Zender von C., wenn Nutzholz ge 
banen werben foll, dies 3 Tage vorber dem Zender von K. verlünden; und 
um Friedewald zu legen ober anfzutkun, Holz wegzugeben oder Wald zu roden, 
bedarf er der Zuſtimmung der Schöffen”. 

In der Koffenhelde werben zwar 15 Dörfer als „merker« bezeichnet, in 
Wirklichkeit aber find die einzelnen Grundbefiker ftimm. und nutzungsberech⸗ 
tigt; nur wird das Märkerding dorfweife verfündet und jedes Dorf foll einen 
befonderen gefhwornen Schügen haben ®®). 

Auch die Gärteshecken gehören drei Gemeinden, welche unter einem erſten 
Märker ein gemeined Ding darüber halten, gemeinjam den Grenzumgang 
vornehmen und jomol Weide als Holz „sämbtlichen“ gebrauden. Auch ift 
Strafgemalt und Bußenbezug bei dem gemeinen märker. Aber jede Ge⸗ 
meinde fol einen beſondern Schützen anftellen und nöthigenfalls befolden ®). 

Die 3 Dörfer Bilbel, Mafjenbeim und Haarheim befigen das Ried in 
ungetheilter Gemeinfchaft. Unter dem Centgrafen u. Schultheiß von B., dem Gent- 
grafen vonM. u. dem Schulthei von 9. verfammeln fi die ehrsamen nachbarn 


” W. v. 1400 u. 1560 b. Manrer, Marko. Anh. S. 482—492. 
Grimm, ®. 11. 373. 377. 878. 

>), W. v. 1883 n. 1444 6. Grimm I. 578 f. u. 581. 

2) W. v. 1540 b. Grimm I. 588—589. 
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u. ganze gemeinde, junge u. alte, der drei dörfer und weifen das Weiberecht 
($ 1). Sie ftellen feit, wie viel Vieh ein jeglicher Nachbar der 3 Dörfer 
auf die Weite treiben darf ($ 8). Das Eigenthum des Weibegebiets aber 
fol den drei Dörfern gemein fein. Neben ihnen bat Niemand Gerechtigkeit 
und Herrlichkeit auf dem Ried, als der König, welcher fih bier fammelu darf, 
wenn er über Wald und Thal zieht. Zieht er dann weiter, jo müßen ihm 
die 3 Dörfer einen Maulefel ftellen, der dann auch allen dreien wieberum 
zufällt ober verloren geht (& 4). Gemeinfam haben die trei Dörfer Macht, 
jeden Angriff abzuwehren (& 5) und den zu firafen, welcher der Weide zu 
nahe gräbt ($ 6). And fällt an fie gemeiniam der Bortheil ans ben Pfän- 
dungen u. Rügen der Schultheißen u. Schühen ($ 9—11. 13—14). Wird 
aber eine Arbeit nöthig, um die weide und den gebrechen zu bessern, fo 
Pöımen zwei Dörfer das dritte dazu zwingen; ein Schultheiß fagt es dann 
dem andern an (8 12). 

Eigenthümlicher noch geftalten fih die Gemeinichaftänerhältuiße ber 
4 Gemeinden Warmsroth, Erbach, Genheim u. Roth nah dem Beisthum, 
das fie anf tem Sahrgedinge abgeben. Berfammelt find hier alle eingefeßenen 
Bürger der 4 Gemeinden, die auch fonft als eine nngetheilte Geſammige⸗ 
meinde eriheinen und 3. B. die Buben für Dingfäumnig wie Marffrevel zu- 
fanmen beziehen und nad) Berleinng des Weisthums im Jahrgeding ge» 
meinfam vertrinfen, die Strafgewalt haben, Gebot und Verbot in ber ganzen 
Gemarkung üben. Jeder Gemeindsmann und Einwohner eined Dorfs ift 
daher andy unmittelbar berufen, die Befolgung der Gefammtartikel zu über- 
wachen und Webertretungen zu rügen. Und wer in der Mark frevelt, ſoll mit 
Kind, Kindeskindern nnd Nachkommen aller Gerechtigkeit an Waßer, Weide 
und Wald entfebt fein. Während nun aber in allen diefen Beziehungen die 
Gliederung nach Gemeinden gar nicht hewortritt, ift die Nutzung durchaus 
gemeindeweis vertbeilt. Zunaͤchft haben die 4 Gemeinden in einem zur Ge⸗ 
markung von ©. gehörigen Wald Waßer und Weide bergeftalt samptlich zu 
gebrauchen, daß Fein Dorf vor bem andern babei irgend einen Borzug haben 
fol. Offenbar aber find hierbei den einzelnen Dörfern befondere Weidebezirke 
angewieien, ba jedes Dorf beftimmte Schonungen anlegen und hegen fol. 
Ebenſo find jeder Gemeinde bejondere Hau- und Bannwaldungen im Gemein- 
walde abgefteint. Außerdem find num ferner „eigne" Wälder der Einzelge- 
meinden vorhanden, an denen aljo das Eigenthum hei Einer Gemeinde fteht, 
Waßer und Weide aber ebenfalls den vier Dörfern gemein find. Das Lanb- 
fammeln wirb jeber Gemeinde in ihren eignen Wälbern und dem ihr zu- 
gewiejenen Theile des Gemeinwaldes, den Warmsrothern aber überdies auch 
in den andern Theilen des Gemeinwalbes, weil diefer ganz in ihrer Ge- 
markung liegt, geftattet. Endli wird zum beutlichen Beweiſe eines unter 


) W. v. 1509 b. Grimm II. 473—477. 
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ben 4 Gemeinden angenommenen Geſammteigenthums beſtimmt: wenn eine 
Gemeinde anöftürbe, „so soll alsdann desselbigen dorf in gedachten walden 
habende gerechtigkeit u. theil an uns andere drey dorfer ewiglich ver- 
fallen seyn u. bleiben.“ *) 

Drei Gemeinden bes Hochgerichts Kloftere in Graubünden beginnen 
einen anftatt ber verbrannten älteren Urkunde neu errichteten Alpbrief mit 
der Ankündigung, daß fie für fih und ihre Nachkommen beſchloßen hätten, 
Alpen, Allmenden und Waldungen ewig gemein zu haben, fo lauge Grund 
und Grat fieht und währt. Nur auf Zeit, wie die 3 Gemeinden mit Mebr- 
beit darüber einig würben, follen die Alpen getheilt werben ($ 1). An 
diefem Gemeinlande werden ſodann bie althergebrachten Nutzungsrechte jebes 
Nachbarn einer der 3 Gemeinden anerfannt. Er ann fo viel fümmern als 
er zu wintern vermag ($ 2), der arme Hausmann eine Heimkuh treiben und 
beuen ($ 7 u. 11), Alles aber vorbehaltlich der Weibepolizei (8 10). Fremde 
müßen von allen 3 Gemeinden zujummen angenommen werben und ihnen 
zujammen ein Einkaufsgeld und einen Xröfter, ber allen breien gefällig ift, 
geben; fie haben dann noch 12 Sabre lang unvolllommenes Recht (& 9). 
Keine Gemeinde oder Nachbarſchaft darf die andern Gemeinden ober Nachbar⸗ 
ſchaften mit gebirtetem Stab überfahren, ſondern jeber foll Hinter feinen 
Zäunen bleiben, wie von Alters ber ($ 3). Allmenden ober Bannwalb zu 
machen, ift keine Gemeinde ohne Bewilligung der andern befugt; jebe fendet 
dann DVerorbnete, um der Vertheilung beizuwohnen. Aud darf nichts ans 
der Mark verlauft werben ($ 4): Jedes Frühjahr werden alle 3 Gemeinden 
zuſammenberufen und es wird der Ausichlag für Alpen und Wieſen gemacht 
(& 6). Werden für eine ober bie andere Alp neue Anlagen nöthig, fo jollen 
bie 3 Gemeinden fie aus dem gemeinen Seckel bezahlen oder durch Steuern 
aufbringen; bloße Reparaturen dagegen haben die Alpgenofen, benen bie be 
treffenden Alpen zugetheilt find, zu tragen. Die Zeftftellung des Bedürfnißes 
erfolgt auf Antrag der Alpgenogen dur 3 Geſchworne, von denen jede Ge 
meinde einen entjendet und deren Ausiprud) für die Alpgenofen wie für die 
Gemeinden bindend ift ($ 8) %). 

Solche leicht zu vermehrenden Beifpiele*°) zeigen, wie mannichfachen 


8. v. 1608 6. Grimm II. 185-187. _ 

“ B. Grimm V. 211—218 aus ben Statutarrechten v. Graubfinden VIL 
8. 102 f. 

3) Bol. 3. DB. noch die Walbordn. v. Scherzheim v. 1492 b. Mone VII. 
154 f. u. Grimm IV. 517—519. Recht am Walde haben verfchledene Herrſchaften 
u. Klöfter u. die Gemeinden von 5 Heimbergthämern, welche Tepteren ben Wald 
gebraudhen nach ordnung der 5 haimbergtum ($ 7): aber ed werden unmittelbar 
den einzelnen Gemeinsleuten beftimmte Rupungsrechte zugewieſen ($ 16 f.), u. ber 
Herr v. Lichtenau ift oberfter Heimburg über den ganzen Wald. — Nach dem W. 
v. Ramſen v. 1890 b. Grimm V. 613—617 find 9 Dörfer u. verjchiebene Herr⸗ 
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Uebergangs⸗· und Miſchungsverhältnißen zwiſchen einer aus Einzelnen und 
einer aus Gemeinden beftehenden Genoßenſchaft und zwiſchen einem jelbftän- 
digen höheren Markverbande und einem bloßen Gemeinfchaftsverhältnig felbftän- 
diger Theilbaber die Tändlichen Zuftände in ihrer tbatjächlichen Geftaltung 
entiprachen, während dabei nirgend ein abftrakter Körperihaftsbegriff zur prin- 
eipiellen Sirirung der Grenzen drängte. 


8. 18. Geſammtgerechtſame. 

I. Der allgemeine Zug der patrimonial-feudalen Zeit war dahin ge- 
richtet, für jebe dauernde Perfonenverbindung eine dingliche Örundlage 
zu gewinnen. Nicht mehr wie ebemald bei den aus Familie und Gefchlecht, 
Stammes- und Volksgemeinſchaft, Herrſchaft und Dienft fi ergebenden 
Verhältnißen trugen bie Beziehungen von Perfonen zu Perjonen ſich ſelbſt: 
überall vielmehr ſchien es bes Haltes entiprechender objektiver Beziehungen 
zu bebürfen, die eine in fih zufammenhängende und mehr oder minder durch 
fich ſelbſt Heitehende Sachſphäre ber Perfonenverbindung gegenüberftellten. 
Deshalb fuchte man auch da, wo eine eigentliche Radicirung ber Perjonen- 
Beziehungen in Grund und Boben nicht thunlich war, ein Analogon herzu- 
fielen. in foldhes bot fi in der Auffaßung dauernder Rechtskomplexe als 
liegenſchaftlicher Gerehtjame bar. Denn von bier aus Tonnte man nicht 
nur jeder Perjonenverbindung in dem Begriff einer korreſpondirenden Gerechtig⸗ 
feit eine objektive Einheit non mehr oder minder jelbftändigem Beftande zur 
Seite ftellen, fontern auch ganz wie auf eine räumlich⸗dingliche Sphäre auf 
eine Gerechtigkeitsſphaͤre Perjonenverbindungen bauen. 

So war ed nun namentlich aud bei den Genoßenſchaften. Soweit 
daher bei beftimmten Genoßenſchaftsgattungen ein gemeinfames Recht an 
Grund und Boden entweder gar nicht vorhanden ober dod für eine durch⸗ 
gängige Beherrihung des Verbandes nicht geeignet war, fuchte man ihre ge 
meinfamen Rechte und Pflichten durch bie Anknüpfung an einen andern 
Mittelpunkt zu einem ber Verjelbitändigung fähigen objektiven Einheitsbegriff 
zujammenzufaßen. Es Eorreipondirte dann fo ber Genoßenſchaft eine in ſich 
gegliederte und gefhloßene Geſammtgerechtſame, die bald als Realrecht 
no in einer gewißen Verbindung mit dem Grundbefit blieb, bald als völlig 


ſchaften, welche Iepteren dafür Zins u. Löfchpflichten u. f. w. haben ($ 2. 6—12), 
natungsbereihtigt an einer Mark, deren Eigentbümerin offenbar nur die Gemeinde 
Ramfen ift, fo dag an fie allein die durch unbefugte Nutzung ober Holznerfauf in 
fremde Dörfer u. Gerichte verbrochenen Einungen fallen (8 18 f. 23); die 9 Dörfer 
aber find nicht als ſolche nußungsberechtigt, jonbern nur, wer in den egenenanten 
nune dorfen sitzet u. mene hat. (Mene ift nah Maurer, Dorfv. II. 444 als 
„Mähne” für Pferd zu nehmen, könnte aber wie das niederſächſ. meente auch Ge⸗ 
meinderecht bedeuten). — Bgl. auch Maurer, Dorfv. I. 22-25; Marko. 19f. 
33 f. 301. 
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ſelbftändiges Immobiliarrecht erſchien. Und dieſe genoßenſchaftlich beſeßene 
Gerechtſame übernahm dann dem Perſonenverbande gegenüber eine analoge 
Rolle, wie es die Rolle war, bie ber Gemeinde gegenüber die Mark mit 
ihren Zubehörungen fpielte. 

Schon in manden wirklichen Marfgemeinden warb neben ber Marl. 
gemeinfchaft zugleich ein beſonders geartetes, mit dem Qufeninbegriff ver⸗ 
knũpftes Gefammtredht anderen Inhalts als weientliches und den Genofen- 
verband mehr ober minder bedingendes und beſtimmendes Subftrat betrachtet. 
Und dabei macht fi nit felten eine Auffaßung geltend, wonach eigentlich 
biefes Geſammtrecht die Hauptſache und das Gefammtreht am Grand und 
Boden nur deſſen Zubehör if. Dies ift 3. B. bei foldhen hofrechtlichen Ge⸗ 
"noßenfchaften ter Fall, weldhe bie von demſelben Herrn mit gleichartigen 
Bütern zu gleichartigem Recht belichenen Leute zu einem Berbande zufammen- 
fliehen, ber ſich nicht mit einem engeren ober weiteren Gemeindebezirk bedit!). 
Auch ſolche Genoßenſchaften find freilich Hofmarkgemeinten. Aber fie würden 
feine Einheit bilden, wenn nicht zu ber Hufen- und Markgemeinichaft ein 
Inbegriff gemeinfamer und gleichartiger Beziehnugen zu bemjelben Herrn, 
feinen Beamten und feinem Gerichte hinzuträte. Diefer Inbegriff uun aber 
erſcheint, je felbftänbiger die Hofgenoßenſchaft wird, deſto mehr als ein Ge 
ſammtrecht berfelben. Die Genoßenſchaft als Geſammtheit daher fteht nun 
dem Herrn gegenüber und ift im Verhältniß zu ihm die Trägerin eines auf 
Gerichte, Verwaltungs und Abgabengemeinihaft beruhenden Geſammtrechts, 
befien weitere Bertheilung unter bie Einheit und die Bielbeit ber Hufen- 
befiger dann erft als eine Trage des inneren Genoßenſchaftsrechts erſcheint. 
Am deutlichften tritt eine ſolche Auffafung bei den Huberfdhaften der ober⸗ 
rheiniſchen Dingböfe hervor; denn wenn auch ber umfaßente unb mit ben - 
Dorfmarken ſich vielfach Treuzende Hubennerbandb immer in einer engeren unb 
befonderen Hofmarkgemeinſchaft fteht, fo Hält doch nicht biefe allein ben Ber- 
band zufammen: bedingenb vielmehr und beftimmend für ihn ift zugleich Das 
gemeinfame Hubenredht, das als Gefammtbefik der Huberſchaft gilt und in 
ihr wiederum von allen Hubern theils insgemein und iheils insbeſondere be⸗ 
ſeßen wird. Aehnliches aber gilt von den Baugenoßenſchaften, Lätenſchaften, 
wachözinfigen Genoßenſchaften und zahlreichen bofhörigen Vogtei- und Gerichts 
genoßenſchaften andrer Gegenten. 

Verwandt find die Genoßenſchaften derjenigen Lente, welche mit Land⸗ 
gütern von befonderer wirthſchaftlicher Beidhaffenheit belichen und durch bie 
daraus fich ergebende Gemeinfamleit verbunden find. Hierher gehören 3. B. 
die Weinbergsgenoßenjchaften, für welde das Recht des unter fie vertheilten 


— — 





N Bol. z. B. Grimm, W. L 745: es ſoll nur Ein Ding ſtattfinden, dieweil 
der merteil huber u. stulgenossen in andern umbliegenden dörfern sesshaft. 
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Weinbergs eine ganz eigenthämliche Sphäre objektiver Gemeinfchaft er- 
zengte?). 

Weiter vom Typus der Gemeinde entfernen fih die Genoßenſchaften der 
in bdemjelben Bergwerk oder Steinbruch beliehenen Bergleute, Waldwerken, 
Hüttenbefiger m. |. w., für welche neben der räumlich-dinglichen Gemeinfchaft 
der Inbegriff ber Berggerechtſame ein in mannichfach verfchiedener Weiſe ver- 
heiltes Geſammtrecht begründet?). 

Andre ländliche Verbände ſetzen fi aus den Befitzern zu gleichem Recht 
beſeßener Amte- oder Gewerbelehen zujammen und ericheinen, da für fie die 


N) Bol. 3. B. das Pergtäbing z. Enzersborf v. 1575 b. Grimm III. 705— 
710. Berggenoßen find Alle, die Berggut vom Bergheren zu Lehen haben. Letzterer 
empfängt von jedem Joch Weingärten beftimmte Abgaben (3 2), die er aber jelbft 
holen muß ($ 4); wer dieſes „Bergrecht“ nicht entrichtet, wird geftraft ($ 3) u. 
verliert, wenn er drei Sabre fäumig ift, fein Berggut an ben Herm ($ 29). Alle 
Befigveränderungen find gegen beftimmte Gebühren in ein Grundbuch einzutragen 
(8 7-9); ebenjo Erbanwartichaften (8 10) u. Berpjändungen (3 24). Zu letzteren 
wie zum Erwerbe eines ererbten o. erfauften Weingartend bedarf es berrfchaftlicher 
Bewilligung (8 11 u. 24), auch hat der Herr ein Vorkaufsrecht (3 6), Nutz n. 
Gewer“ erlangt man durch die Eintragung ($ 7). Die Inhaber der zu folhem Recht 
befegenen Güter nun bilden eine Genoßenſchaft, die fich jährlich auf drei Bergtä- 
dingen verfammelt (8 8. 5). Der Herr wird bier durch einen Bergrichter o. Berg» 
meifter vertreten. Diefen ernennt er feloft, den Weinbergöhüter febt ex mit Zu- 
fiimmung der Genoßen ($ 25). Die geuofenfchaftliche Gerichtsbarkeit (8 5) bezieht 
ih auf das dingliche Recht der Weingärten u. auf bie Bewahrung bes befonderen 
Bergfriedens (8 12). Die Genoßen find einander zu gegenfeitiger Hilfeleiftung ver⸗ 
pflichtet (8 18). Für jeden Genoßen ferner befteht eine Reihe nachbarlicher Rechte 
u. Pflichten (4 15—20) u. bergpoligeilicher Beichränkungen (8 30-34). Die Ge 
noßenſchaft befteuert fich felbft für Brunnen, Wege u. Stege im Berg (5 14 u. 19). — 
Aehnliche Bergmweisthümer finden fich in fehr großer Zahl b. Kaltenbäd; z. B. I. 
149 f. 520. 569 f. 580 f. IL 66. 69. 79f. Vgl. auh Grimm IV. 523f. u. 
Mone III. 275. 282. 290. 296 f. — Nicht Hierher gebört das Mebenweisthum 
v. Twann, in weichem es fich nur um die Beftellung, Belehnung, Bereibigung, bie 
Amtspflichten u. bie Amtövorrechte der drei vom twingherrn zu ernennenden m. 
von ber bauersame zu beftätigenden Rebbannwarte handelt; Grimm I. 182f.; 
Dienbrüggen, Etudten 98—110. 

3) Bol. Th. I. 442-444. Berner die Bergrechte zu Call u. Greſſenich v. 
14988 ». 1494 b. Grimm 11. 796-797 uw. IV. 795, gewiefen. von dem Berg- 
meifter u. den Geſchwornen. Auch das Bergweisth. zu Schleiden v. 1547 Tb. IL 
572-575, gewiefen von Bergmeifter u. Geſchwornen in dem jährlid zweimal über 
den dortigen freien Gteinbrudy abzuhaltenden berggeding. Dingpflichtig find alle 
in dem freien Steinbruch gegen den Bergzehnten mit der Steinbruchsgerechtigkeit be⸗ 
liehenen Steingräber. Diefelben bilden eine durch das beſondere Bergrecht, ben 
Bergfrieben, gemeinfame nupbare Gererhtigkeiten und eine gemeinfame Folgepflicht 
verbundene Genoßenſchaft. 
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gemeinſame Amts⸗ oder Gewerbegerechtigkeit durchaus die Hauptſache iſt, als 
wirkliche Amts⸗ und Gewerbegenoßenſchaften. Hierher gehören z. B. die Ge⸗ 
noßenſchaften der Wildhuber, Erbfoͤrfter, Lehnjäger u. ſ. w., welche in ge 
noßenſchaftlicher Verbindung das Forſtamt in einem beftimmten Walde zu 
verwalten haben, während zugleih ber Beſitz gleichartiger Amtshufen einen 
gewißen Waldmarkverband unter ihnen begründet‘), Verwandt find bie 
Zeiblergenogenfchaften, welche durch die Beleihung mit Zeibelgütern ober auch 
mit ber Zeibelgerechtigkeit als ſolcher audſchließlich befugt find, in einem be 
flimmten Walde Bienenſchwärme zu halten und den Heibehonig zu fammeln; 
bei ihnen bildet dad einigende Band die gemeinjame Zeibelgerechtigkeit, welche 
fih in eine Anzahl von @inzelgerechtiamen zerlegt, die urfprünglid als Real- 
rechte uud fpäter als felbitändige Gerechtigkeiten von ben durch fie verbundenen 
Genoßen beſeßen werden®). Aehnliches begegnet bei den Genoßenſchaften ber 


4) Bel z. 9. das ®. der Wildhuber das Lorſcher Wildbanns v. 1423 6. 
Grimm I 465—467, wonad) bie Inhaber der im Wildbann belegenen, gegen be⸗ 
flimmte Pflichten geliehenen u. mit beftimmten Rechten am Walde ausgeftatteten 
Wildhuben zu einer Genoßenſchaft verbunden find. — Aehnlich ift es im Dreieidher 
Wildbann nach dem W. v. 1338 ib. 498—503; hier giebt es 86 Wilbhuben, beren 
feine in mehr als 4 Theile zerfplittert werben barf und deren jeder beftimmte Jagd⸗, 
Holz, Weide⸗ und Maftgerechtfame im Walde zuftehen; die Hubener weifen auf Dem 
jährlichen Maigericht dad Recht des Herm und dad Recht ihres eigenen Verbandes; 
Forſtmeiſter über fie ift der vom Reich mit viefem Amt belehute Vogt v. Minpen- 
berg. — Auch nach dem WB. bed Trierer Forftamts ib. IV. 743 - 744 (u. Lacom- 
blet, Arch. I. 322) bilden die „inbeneficiati venatoreg” eine Dienftgenohenfchaft 
unter bem erzbifchöflichen magister forestariorum. — Urf. v. 1873 b. Grimm 
II. 611-618 über die Rechte der Erbförfter im Reihswalde zu Nürnberg, welche 
eine gefhworne Genoßenſchaft unter dem Walpfiromer o. oberften Zorftmeifter n. 
feinem Stellvertreter, dem Forftmeifter, bilden. Sie alle dienen dem Rei, haben 
bafür Holznupungsrechte u. Anrechte auf Pfänder u. Buben, u. weifen u. handhaben 
auf regelmäßigen Verfammlungen des Waldes u. ihres Amtes Recht. — Bol. bas 
W. der Erbwildförfter zu Kefflingen v. 1617 ib. II. 640-642; das W. der Förfter 
auf des Reichs Walde v. 1376 ib. IV. 789-791; das W. des Achener Reiche- 
walbes v. 1424 ib. 799. 

5) Bol. d. Freiheit der Zeibler im Reichöwalde zu Nürnberg v. 1850 b. Grimm 
III. 609—611 u. das (erneuerte) Zeiblerreht v. 1398 ib. 896-899. Nach der 
erften Urkunde, in welcher noch dad Reich als Grunbherr erfcheint, wird „den 
Zeiblern gemeinlich“ das Recht, welches fie „von ihren Zeibelgütern” haben, be» 
ftätigt. Danach ſteht ihnen der vom Reich belehnte Zeidelmeifter u. ein von ihm 
nach Rath u. Willen der Zeibler beftellter Stellvertreter vor. Nur ror dem Zeibel- 
meifter haben fie zu Recht zu ftehen. Bor ihm wird das Zeidelgut empfangen u. 
aufgegeben. Wer kein „geerbter Zeibler” ift, Darf weber Bienen halten noch einen 
Schwarm im Bannkreife aufheben. Bon ben Zeibelgütern haben bie Zeibler dem 
Reich mit 6 Armbrüften zu dienen u. Honiggeld zu geben. Sie haben aber auch 
gewiße Holzungsrechte im Wald, wegen deren fie fih an ben Walbftromer u. Forſt⸗ 
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Fiſcher, die ſich balb ans den Befikern beftimmter zur Fiſcherei beredhtigenber 
Fiſcherhufen zufammenfehen®), bald die von einem Grundherrn nad Hofrecht 
mit der Wilchereigerechtigkeit als ſolcher beliehenen Perfonen verbinden’), bald 


meifter wenden müßen. Weber bem Zeibelmeifter ftehen ald höhere Richter ber 
Reichspfleger u. ber Landvogt. — In dem Zeidlerreiht v. 1398, in welchem ber 
Burggraf v. Nürnberg als Grund- u. Gerichtäherr erfheint, wird bad Necht ber 
Zeidellehen, die bier „Zeidelwaid" heißen u. offenbar vor Allem unter dem Geſichts⸗ 
punkt geliehener Amtögerechtiame erfcheinen, näher beichrieben. Wer eine Zeidel⸗ 
weibe beftehen will, joll fie vor dem mit dem orftmeifter u. ben Zeidlern befeßten 
Gerichte empfangen u. soll der zeidler recht u. gewonheit zu den heiligen 
schweren zu halten ($ 3). Ebendort erfotgt bie Aufgabe einer Zeidelweide (8 4). 
Im Uebrigen aber find die Zeidelweiden vererblich u veräußerlich, alle zeidler 
erben ire zaidelwaid uff ire kinder u mögen auch die verkauffen, hingeben 
u. verschicken, wohin sie wollen ($ 6). Die Zeidelweide giebt das Recht, im 
ganzen Walde Honig zu fammeln u. nad) des Forftmeiſters Rath zu lochen u. zu 
wipfeln, fofern man nur bie bereit von Andern gezeichneten Bäume vermeidet 
($ 7). Bon der Zeibelweide wird ein Honigzins entrichtet (4 25—27). Wer dreimal 
das Gericht verfäumt o. Jahr u. Tag bie Zeidelmeide unbearbeitet läßt, verliert 
fein Recht ($ 5 u. 8). Jeder gefchworne Zeibler bat in Allem, was die zeidel- 
waid anrüret, ein Pfänbungsrecht ($ 2). Weber alle handlung u. sache, die die 
zeidelwaid rürent ($ 1), inöbejondere über die verfchiedenen mit Buben bedrohten 
Bienen- u. Baumfrevel (8 10—24), wird in den zwei Sahrgerichten verhandelt; 
aber auch wegen der außer der Zeidelweide gehaltenen Bienen foll jeder Zeibler 
recht nehmen u. geben 'vor dem zeidelrecht ($ 9). Alle Zeidler müßen bier 
erfcheinen, der Forftmeifter hält das Gericht ab u. besetzet das gerichte mit den 
zeidlern u. läszet aus inen nemen u. fordern die vorsprechen ($ 1). Die Ge⸗ 
fälle find halb des Burggrafen, halb der Zeidler ($ 2). 

©) Bol. 3. B. das Recht der Zifcher zu Fulda nm 1404 b. Grimm III. 830 
— 882. Sie figen auf vier freien u. acht vogteilichen Gütern, deren Recht fie Durch 
eldeste u. schephen weifen. An einem erbeteil eined ſolchen Fiſcherlehens haben 
zumäcdft die Ganerben, nad) diefen aber die andern Fifcher ein Borkaufsredht. 

) Bel. 3. 2. Vischtaiding v. 1546 b. Kaltenbäd I. 313—818. DaB 
Gotteshaus bat bie ihm gehörige vischwaid um jährliche Pfennige u. wöchentlichen 
Fiſchdienft an die Fiſcher verliehen (8 6). Dieſes Fiſchereilehen ift vererblich, muß 
aber vom Erben mit einer Ehrung neu gewonnen werden ($ 16) u. gebt bei Dienft- 
fäumniß verloreu ($ 17). Das Gottedhauß beftellt zur Wahrung feiner herlichkaitt, 
obrigkaitt, gerechtigkaitt u. freihaitt einen Fiſchmeifter ($ 7), dem alle belicehenen 
Fiſcher Gehorſam in dem, was die vischwaidt betrifft, fhwören ($ 9). Der Fifch- 
meifter bält das jährliche Pantatding, in dem das Recht verlefen, gerügt u. ge 
richtet wirb ($ 14. 53. 54), bejtellt aber in ben einzelnen Ortichaften „Beiftänbe“ 
zur Berhandlung geringerer Angelegenheiten ($ 10 un. 11). Dem Gotteshauß ge- 
bühren Vorkauforechte an gewißen Fiſchen ($ 19—22). Alle Fiſcher find einer Anzahl 
poltzellicher Fiſchereibeſchraͤnkungen unterworfen ($ 23—88). Die Fifchergenogenfchaft 
zerfällt in Meifter u. Knechte, welche letztere nach ihrer Verheirathung zuvörderſt 
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endlich fi) als eine mehr oder minder abhängige Innung barftellen, die ein für 
alle Mal nach Art einer Handweitszunftmit dem Fijchereirecht im Ganzen beliehen 
ift®). In entiprechender Weiſe finden fih Schiffergenokenichaften, denen eine 
„Schiffung“, eine Fährgerechtigkeit oder vergl. ald eine Geſammtgerechtigkeit, 
an welcher ibeelle Nutungsantbeile zu Sonderreht unter die Genoßen ver- 


bie Meifterfchaft empfangen müßen, um mit ber Fiſchweide belichen zu werden 
($ 51), u. deren Verhältniß im Webrigen ganz das ber Meifter u. Gefellen in den 
Zünften ift (3 40—652). — Aehnlich wird ib. 8LO—318 das Recht ber innerhalb 
der Grenzen einer beftimmten Fiſchweide berechtigten Fiſcher von diefen auf dem 
Pantaiding gewieſen (8 1—2). Auch fie ftehen unter einem Fifchmeifter ($ 3), ben 
der Propft ernennt (8 5) u. der ein Amtsichen erhält (4 8). Um das Fiſchereirecht 
zu erlangen, muß mau vom Propft damit belieben werden (4 11). Die Fiſcher haben 
beftimmte Dienfte u. Abgaben zu leiften ($ 6—7), dafür aber auch mancherlei ge 
meinfame Rechte, 3. B. auch Holzuutzungsrechte (3 21). Bei großem Eisgange 
müßen bie Fifcher and allen Dörfern fich gegenieitig Hilfe leiften (8 15). Raufe- 
reien der Fifcher auf dem Waßer werden dem Propft gebüßt ($ 12). — Vgl. au 
dad Fifchtatding ib. 600 f. 8 79 f. 

s, So ſchon die Wormſer Erbfiiher 1106 b. Shannat IL 62. Ebeufo die 
universitas piscatorum von Trier u. Umgegenb nad ihrem Weidth. aus bem Eude 
des 13. J. 6. Lacomblet, Arch. 1.388 f. u. Grimm, W. IV. 744— 746. Seder 
Fiſcher muß bei Buße auf dem jührlihen Dinge im Balaft des Erzbiſchofs er- 
ſcheinen u. die Rechte desfelben an den Gewäßern eiblich weiſen helfen ($ 1). Die 
 universitas wählt Dann einen magister, ben ber cellerarius palatii Namens des 
Erzbiſchofs in fein Amt einfept; nur wenn die Fiſcher uneinig find, eruenut der 
cellerarius den magister (8 2). Der Fifchermeifter o. ein andrer Fifcher an feiner 
Stelle hegt das Ding u. gebietet Frieden ($ 3). Je nach der Art des Fiſchfangs 
haben die Fiſcher verfchiedene Abgaben n. Dienfte zu leiften ($ 4. 5. 9), auch müßen 
fie Die Fiſche zuerft gegen eine.von zwei Fifchern zu ſetzende Tare dem Herrn an⸗ 
bieten ($ 6) u. die Bannwaßer meiden (3 7—8). Das Fiſchereirecht nun aber tft 
vom Erzbiſchof der Geſammtheit als einer Innung verlieben; deshalb wird am 
Schluß beitimmt, daß, wie alle jebigen Fiſcher dem Erzbiſchof einen Eid geſchworen 
haben, jo quicunguc juvenis in oorum fraternitatem recipitur, cum ad annos 
pervenerit, ihm ſchworen ſoll (4 10). Bol. dazu das fpätere Trierer Fifcherweisth. 
v. 13840 ib. II. 281—282, in welchem die fischer ze Trier samentlich ihre (alfo 
der Fiſchergeſammtheit) bergebrachten Freiheiten, Herrlichkeit u. Rechte im Fiſcherei⸗ 
bezirk weten; fie bilden jetzt eine freie Innung u. fchulden nur noch um der Schirm⸗ 
pflicht des Erzbiſchofs halber Diefem einige Dienfte, Abgaben u. VBorkaufsrechte. — 
Eine Fifchereiordn. zu Auenheim v. 1442 ib. IV. 6514—515 iſt von den Fiſchern 
mit Bewilligung bes Herrn errichtet. Diefe Fiſcher bilden eine Handwerkozunft mit 
dem Recht des „Zilcherbandwerts‘. Der neue Anzügling foll das fischerantwerg 
um eine beftimmte Summe „kouffen“ ($ 19); ebeufo, wer es aufgegeben bat u. 
von Neuem ausüben will (5 20). Die Fiſcher ſetzen jährlich zwei Geſchworene, um 
Vebertretungen zu rügen (& 16), halten jäyrlich Gericht ($ 17) n. beziehen ein Drittel 
der dort erfallenden Bußen (8 19). 
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teilt find, zuſtehtꝰ)). Beſonders ansgeprägt ferner zeigt ih bei Verbänten, 
bie mit einer Müblengerechtigkeit belieben find, der Typus einer auf ibeelle 
Antheile am Geſammtrecht gebauten Genoßenſchaſt 1o), Und fo oder aͤhn⸗ 
(ich ift es auch bei anderen genoßenſchaftlich bejeßenen ländlichen Amts⸗ und 
Gewerberechten. | 

Aber auch auf ben höheren Stufen des Dienft- und Lehnrechts machten 
fih vielfach verwandte Gefichtspuntte geltend. Die weiteren und engeren 
Minifterialengenopenichaften, die Vaſſallenſchaften des Lehnrechts, die allmälig 
fi bildenten Ritterjchaften u. |. w. waren nicht blos durch die Gemeinſam⸗ 
feit des Herrn unb durch ein territoriales Band, fondern vor Allem durch die 
Semeinfamkeit ihrer Dienftpfliht und der an dieſe fi anjchliegenden Frei⸗ 
beiten und Rechte nerfnüpft. Hierbei nun aber lag es tem Zeitbewußtjein 
feineswegs fern, den Inbegriff der dienftmännifchen, vafjallitifchen oder ritter- 
lichen Rechte und Pflichten fi als eine Halb privatrechtliche Dienft-, Lehns⸗ 
oder Amtögerechtiame vorzuftellen, die dem Verbande im Ganzen ald Geſammi⸗ 
recht verliehen und unter die Einzelnen nach Quoten vertheilt war 11). 

Sn den ftähtiihen Verhältnigen war es Anfangs ebenfalls eine nad 
Dienft- oder Hofrecht verliehene Geſammtgerechtigkeit, welche die Struktur der 
Münzergenopenichaften einerfeits!?), der hofrechtlichen Handwerksinnungen 
anbrerjeit8!®) Beftimmte. Als aber dann mit dem Siege der Stabtfreibeit 
überall an die Stelle bes Dienftes bie freie Berufsthätigkeit und an bie 
Stelle der fendalen Amtögerechtfame das öffentliche Amt trat: da wurde zwar 
auch das ſtaͤdtiſche Genoßenſchaftsweſen auf die’ Idee der freien und öffentlich 
rechtlichen Berufsämter gebaut. Inſoweit jedoch, als die nutzbare Seite des 


N) Bol. 3. B. die Rechte an bem urfar zu Nussdorf an ber Donau oberhalb 
Wiens v. 1450 5. Grimm II. 699—705. Die mit der „Shiffung” im Urfar 
belichenen Schiffer, deren Rechte u. Pflichten bezüglich ber Fahrten auf ber Donau 
bis ine Heinfte Detail geregelt find, bilden unter bem herrichaftlichen Amtmann eine 
Genoßenichaft, die fi auf drei Pantaidingen verfammelt. Der Antheil des Einzelnen 
an ber Schiffung ift veränßerlich, ber nene Erwerber muß aber dem Amtmann u. 
einem Ansichuf der Genoßen genehm fein u. von ihnen angenommen werben. Wer 
bie Abgaben u, ben Lohnantheil an ben Herrn nicht zahlt, verliet feine Schiffung. 
— Aehnlich die Gereitigleit des urfar u. ber schefleut zu Slofternenburg 5. 
Kaltenbäd L 308-310, 

0) Bol. bef. TH. I. 968—971 Über bie Kölner Mühlenerben, beren für ben 
Verband bebingendes u. beftimmenbes, im ibeelle Autheile zeriegtes Geſammtrecht 
urſprunglich eine zu Lehn gegebene Mühlengerechtigfeit war. Vgl. and die Mühlen- 
rechte zu Achen v. 1393 u. 1431 6. Grimm IV. 88. 

1) Bel. ZH. L 180 f. 198. 199 f. Auch bie Weisth. der Kölner Lehns⸗ 
maunen v. 1373 6. Grimm IV. 776—777 u. des Hersfelder Mannengerichts v. 
1823 ib. III. 340—842. 
2 Bol. TH. L 188. 
22) Bol. Th. I. 176 f. 
l. 
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Amtes in Betracht kam, machte fich auch jetzt die Anſchaunng geltend, daß 
N die Genoßenſchaft im Gefammtbefig einer Gerechtigkeit mit Zubehör be 
finde und durch beren objektive Beichaffenheit und Glieberung in ihrem eigenen 
Weſen mehr oder minder beflimmt werde. So war es vor Allem bei den 
Zünften, deren gefammte wirthſchaftliche Organifation von dem Grundgedanken 
ausgieng, daß das Haudwerktamt (officium, ammet, opus, handwerk, lehen) 
mit allen in ihm enthaltenen Rechten und Pflichten ein genofenfchaftliches 
Geſammtbeſitzthum fei, an welddem jeder Genoße einen gleichmäßigen Antbeil 


habe!«). Nicht anders aber betrachteten die kaufmänniſchen Gilden ihr Han- 


belsmonopol?5), die Wltbürgergilben ihre politiichen Borrechtei®), die oft ſich 
bildenden Brüberjhaften der Schöffen, Rathleute; Kirchſpielsbeamten unb 
jonftigen Officialen ihr Tollegialifches Stabtamt!7). 

Bis zu einem gewißen Grabe läßt fi ſodann in alle berufe- und 
jtanbesgemäß geglieberten Genoßenſchaften die Anſchauung verfolgen, daß eine 
Geſammtgerechtigkeit fie zuſammenhaͤlt is). Und als das Genoßenſchaftsweſen 
verfaͤllt, find die Ausläufer dieſer Anſchauung mächtig genug, um ben allge 
meinen Typus der Privilegsförperichaft zu erzeugen, bei welcher ein privat 
rechtlich aufgefaßtes Privileg der Korporation als folder zugefhrieben wird, 
bie Mitgliederrechte aber durchaus auf ben ibeellen Quoten biefer Privileg 
gerechtſame beruhen 19). _ 


19 Bol. Th. L 247 f. 858 f. 915 f. 

1) Bol. Th. I. 844 f. 

16) Bol. Th. I. 889 f. u. bei. 842f. — Charabteriſtiſch iſt beſonders bie Form, 
in welcher im 14. 9. bie Richerzeche in Köln ihre Vorrechte aufgiebt. Die ver- 
diende amptliude der hierlicheide ind des amptz up der burger huys der 
stat van Coelne dat genant is die Rijchertzech kommen sementlicgen ind be- 
sunder mit dem Rath überein, daß fie dat gen. ampt van der rijcherzecheit mit 
aller synre heirlicheit, gerichten, rechten, renten, gulden ind mit alle syne 
zubehoere .. setzen ind gheven.. in hant ind gewalt der wijser ersamer 
lude des raitz gemeynligen der stat v. C. 8. Ennen u. Edert, Quellen L 
143— 144; vgl. ib. 48 a. BRf. 

17) Bgl. Th. I. 385 N. 21—26 über die Kölner Burofficialen; ib. 344 über 
bie Schöffenbruberfchaft; auch Maurer, Stabtu. I. 241f. — Bgl. aud ber Scheffen 
Rechte zu Burtſcheid 6. Grimm II. 823—825, welche von dem Schöffeneib, ber 
Pflicht, vor den Mitfchöffen Recht zu nehmen, uw. ber Bertheilung ber Einkünfte 
handeln. An letzteren participiven ber Gerichtsherr, der Vogt, ber Meier, die Schöffen, 
ber Schreiber u. der Bote Die in Wein beftebenben Bußen werben von gelornen 
Sammlern in behoiff gemeynes scheffenstuels aufgehoben u. gemeinfam vertrun⸗ 
fen. Ungehorfame Schöffen follen aus der scheffencammer u. gesellschaft ge- 
schlossen u. verweist werden. Dal. auch die Willlür ber Scheffen u. des Rath 
gemeinlich in Seligenftabt 1377 ib. L 506507. 

10) Bol Th. I. 489 f. 

9) Bol. Th. I. 688 f. 
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I. Soweit nun bie Vorftellung von genopenfchaftlihen Geſammigerecht⸗ 
famen reicht, fo weit reicht auch eine gewiße Analogie mit dem Gejammt- 
eigenthum an der Mark?0). 

1. Der Genopenfhaft als einer fubjeltiven Einheit gegenüber bildete 
die Gefammtgerechtigfeit mit allem ihrem Zubehör, alſo z. B. das Amt mit 
allen darin enthaltenen Gewalt-, Berbot- und Nutungsrechten, mit Einfünften 
und Gefällen und mit den entjprechenden Pflichten, eine einheitliche und ge- 
ſchlohene objektive NRechtsiphäre. Sobald nun biefe Sphäre in ben Kreis des 
Genoßenſchaftsrechts fiel, begannen Genoßenſchaft und Geſammigerechtigkeit, 
fich wechſelſeitig zu beftimmen. 

Hatte, wie dies meiſt der Fall, eine ſchon vorher verbundene Genoßen⸗ 
ſchaft die Gerechtigkeit erworben, fo geftaltete fie dieſelbe zunächſt ala Abbild 
ihrer perfönlihen Struktur. Sie blieb aljo zunädft in ihrem ohne Rüdficht 
auf diefe Gerechtigkeit entwickelten Weſen unverändert unb theilte vielmehr 
ihrerjeits die eigue Natur der von ihr unter Anderm beſeßenen Gerechtigkeit 
mit. Einmal geftaltet aber, führte die genoßenjchaftlich befeßene und ver⸗ 
teilte Geredhtigkeit ein jelbftänbiges Dafein und begann nunmehr umgekehrt 
auf die Genofeufchaft zurüdzuwirten, bis dieſe vielleicht nur noch als Aus 
flug und Zubehör jener erichien. 

Bar umgelehrt eine von Mehreren bejeßene Gerechtigkeit oder Summe 
gleihartiger Gerechtigkeiten das Frühere und es erwuchs erft nachträglich eine 
Senopenfhaft, indem die Berechtigten fi zufammenihloßen und beftimmte 
Seiten ihrer Sonderrechte zur Gemeinſphaͤre zufammenwarfen: jo erichien 
zunaͤchft der Genogenverband als Ausflug und Zubehör der objektiven Ge⸗ 
meinfhaft. Mehr und mehr jedoch erhob fih, wenn eiumal entflauben, bie 
Genoßenſchaft zur Selbftändigkeit, ergriff andere, von jener Gerechtfame un- 
abhängige Perfonenbeziehungen, und erſchien vielleicht zuletzt als ein alter und 
natürlicher Perfonenverband, zu deſſen genoßenfchaftlihem Befitzthum unter 
Anderm auch eine demgemäß vertheilte Gerechtſame gehörte. 

In beiden Yällen war das thatjächliche Rejultat regelmäßig ein Zuftand, 
Der, wenn auch auf ſehr verjchiedenen Punkten, zwiſchen den Extremen in ber 
Mitte fand. Während alſo in einer Reihe von Beziehungen bie Natur ber 
Genoßenſchaft bedingend und beftimmend war für die rechtliche Behandlung 
ter Geſammigerechtigkeit, war in einer Reihe andrer Beziehungen ber Befik 
und die Gliederung der letzteren bebingend und beftimmend für den Bau ber 
Genoßenſchaft. 

Mit dieſen Verſchiedenheiten nun aber kreuzte ſich auch hier die Miſchung 
des Bffentlihen und bes privaten Rechts. Jede der alten Geſammigerechtig⸗ 
Teiten reichte im beide Gebiete hinein, indem fie einerfeits gerichtliche und 


%) Die Belege für bie Einzelnheiten Itegen in ber Darftellung ber Außeren 
Rechtögeftaltung in Th. I, 
2 — 
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polizeiliche Gewaltrechte, Amtspflichten und Amtsbefugniße von mancherlei 
Art, politiſche Mitbeftimmungsrechte u. ſ. w. in ſich enthielt, andrerſeits wegen 
ihrer nußbaren Erträge einen vermögensrechtlichen Inhalt Hatte, der durch die 
als ihr Zubehör betrachteten Bermögensftüde, Kapitalien, Renten und Ge 
fälle noch verftärkt warb. Da nun aber beide Seiten von einander zunächfi 
nicht geſchieden wurden, überwog bald die eine bald bie anbre für die Behand» 
lung des Ganzen. Sm Allgemeinen mußte hierbei die Amtsidee um fo mehr 
einer öffentlichrechtlichen Anffagung zubrängen, je felbftänbiger ber perſoͤnliche 
Genoßenverband blieb, während umgekehrt die Verfelbftänbigung der Gefammt- 
gerechtigkeit her Hervorkehrung privatrechtlicher Gefichtspuntte zu Gute kam. 
Auf diefem Wege konnte das Recht eines Amtes, eines Berufes ober eines 
Gewerbes, wenn and nicht zu reinem Privatrecht, fo doch zu einer fo fehr 
von der untzbaren Seite beftimmten Gerechtſame werben, daß vielfuch. noch 
bie Geſetzgebung umfrer Tage nicht umbin gekonnt bat, den Privatrechts- 
charakter als entſcheidend anzuerkennen. 

Dies Alles aber gilt hier wie bei der Marktgemeinde nur von berjenigen 
Entwilungsftufe, welche vor der Vollendung des Stante- und Rechtsbegriffes 
liegt. Für die gefammte neuere Zeit daher und insbeſondere für das heutige 
Recht gilt es gerade nur fo weit, als die abftrafte Staatsidee und die Schei- 
bung von dffentlihem und Privatrecht ſich noch nicht durchgeſetzt hatten oder 
haben. Dagegen fällt die exfte begriffliche und thatjächliche Ueberwindung 
jener Miſchverhältniße ſchon in bie Zeit und den Rechtskreis des mittelalter- 
lihen Stäbtewefens. Hier daher, foweit bie Idee des bürgerlichen Gemein- 
weſens die Genoßenſchaften burdhbringt, treten zuerft fefte, nach Grundlage 
und Beſtimmung genau firirte Typen an Stelle ber flüßigen Uebergangs⸗ 
formen; bier beginnen zuerft die öffentlichen Rechte und Pflichten fi won 
ben nußbaren Geſammigerechtſamen zu fcheiden; hier löſen fi daher auch 
zuerft in ähnlicher Weife, wie dies fpäter aud in den Marfgemeinden ge- 
ſchah, bie ihrem Rechtscharafter nach unvereinbar gewordenen Seiten des Ge- 
noßenjchaftsrechts von einander, fo daß vielfach felbft äußerlich die vielſeitigen 
Genoßenſchaften des alten Rechte in mehrere getrennte Koͤrperſchaften aus- 
einanberfallen und beifpielöweife dieſelbe alte Gilde fich in einer geiftlichen 
Bruderſchaft, einer politiiden Zunft und einer gewerblichen Innung fortzu- 
jegen vermag. 

2. Dem Berbältnig von Genoßenſchaft und Geſammigerechtigkeit ent- 
ſprach auch hier das Verhältniß von Genoßenrecht und Theilgerechtigkeit. 
Während daher mitunter die Theilnahme an den Vortheilen des Amts oder 
Gewerberechtes Tebiglich als Ausflug der Mitgliedſchaft in ber berechtigten Ge⸗ 
noßenjhaft, anderswo umgekehrt die Mitgliebichaft im Verbande als jelbft- 
verftändliche Folge des Beſitzes der betreffenden Gerechtſame erfcheint, ift in 
der Regel weder das eine noch dad andere ausjchlieglich der Fall; und ebenjo 
wird die rechtlihe Natur des Einzelrechts in der Regel nebeneinander durch 
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feinen perjönlichen und durch feinen fachlichen Gehalt beftimmt. In analoger Weiſe 
baber wie in ber Marktgemeinde kann das Genoßenrecht fich außerordentlich ungleich 
dharakterifiren. Bon einem rein perfönlichen, lediglich durch Aufnahme oder in manchen 
Verbänden durch Geburt zu erwerbenden Recht durchläuft es alle Stufen bis 
zu einem veräußerlichen, vererblichen und ſelbſt theilbaren Antheilsrecht, bei 
dem nur noch einzelne Beſchränkungen daran erinnern, daß es zugleich bie 
Mitgliedſchaft in einem Genofenverband enthält. Bon völlig effener Mit- 
glieberzahl führt ter Entwidlungsgang bis zur gefchloßenen Zahl ber ein für 
alle Mal firirten Mitglieverredhte, während dazwiſchen die mannichfachen, zuletzt 
dis zum förmlichen Verkauf eines nenen Mitgliebrechts gefteigerten Aufnahme» 
erſchwerungen Tiegen. Aus einem ben ganzen Menſchen umfahenden; familien- 
artigen Banbe, das zugleich die Bafis der oekonomiſchen Eriftenz bildet, wirb 
zulegt die nach Inhalt und Umfang objektiv firirte Quote eines Privilegs 
von beftimmten Vermoͤgenswerth, in welcher überdies das Stimmrecht in bem 
Sutereffenverbande gleichartiger Antheilhaber ſteckt. Und ebenfo gründen ſich 
die Unterfchiede des Genoßenrechts bier auf die politifcden und perjönlichen 
Unterjchiebe des Standes, der Eelbftändigkeit, der Amts- ober Gewerbetüchtig- 
keit, des Alters u. |. w. bort auf die Unterſchiede des privatrechtlichen Befitz⸗ 
titel, auf ben Befik mehrfacher Antheile oder der Bruchtheile von foldyen 
u. f. w. 

3. Was endlich die Vertheilung der zu Geſammtrecht bejeßenen Gerecht⸗ 
fame innerhalb der Genoßenſchaft betrifft, jo pflegte auch dieſe der bes Ge⸗ 
ſammteigenthums an Grund und Boden zu entſprechen. Der Inbegriff von 
Rechten und Pflichten wurde aljo in zwei Gruppen zerlegt, deren eine bei 
ber Geſammtheit zur Einheit verfammelt, deren andere unter die Genoßen zu 
Sonderrecht zerfireut war. In befonders ſcharfer Ausprägung ift dies jchon 
früß z. B. bei ben Münzern, fpäter in einer an bie Aktiengeſellſchaft er- 
innernden Form bei den Mühlenerbichaften u. |. w. hervorgetreten. Ebenſo 
aber übte 3. B. die Zunft oder Innung von ben im Handwerktdamt enthalte. 
nen Befugnißen einen Theil, wie die gewerbliche Polizei, Autonomie und 
GSerichtöbarkeit, die Ertheilung neuer Anredhte, die genoßenſchaftliche Organi- 
ſation und Bindung der Stoffbeſchaffung, der Produktion und des Abſatzes, 
in ihrer Einheit durch koͤrperſchaftliche Beſchlüße und Organe aus; ein anderer 
Theil dagegen, wie namentli ber Betrieb des Handwerks für eigne Red 
nung und bie gefammte nutzbare Seite ber Gerechtigkeit, aber auch bie An- 
nahme und Entlagung von Lehrlingen u. ſ. w., war ben Einzelnen zu Son- 
derrecht überwiefen. Sowol bad Recht ber Zunft als ſolcher wie das Recht 
jedes Zunftgenofen nannte man „officium“, „Amt”, „Handwerk“, „Gewerbe“, 
„Lehn”. Dffenbar aber war das Handwerksamt in feiner Totalität, wenn 
wir es und als Eigenthumsobjekt vorftellen, weder bei ber Zunft allein noch 
hei allen Meiftern, jondern bei der Einheit und Vielheit in ihrer organifchen 
Berbindung; und es ftand ber Zunft als folder nur gewißermaßen ein Ober- 
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eigenthum am Amte, jedem Einzelnen aber ein ibeeller Antheil an dem nn 
baren Inhalt desfelben zu. Ebenſo mannigfach ungleich, wie das Theilungs- 
verhältnig, konnte fich bei derartigen Bertbeilungen ber Grab ber Selbftän- 
digkeit des Sonberrehts gegenüber bem einheitlichen Geſammtrecht geftalten. 
So Tonnten 3. B. bei ber Zunft die Fragen, wie weit der einzelne Zuuft- 
genofe beim Handwerksbetriebe genoßenihaftlich gebunden, ob und wann fein 
Recht entziehbar, wie weit es durch Zulafung neuer Zunftmitglieber modificir- 
bar war, auf bad Allerverfchiebenfte beantwortet werden. In irgend welchen 
Beziehungen aber waren immer alle Sejammtgerechtigkeiten der unangreifbaren 
Snbivibualiphäre ber Einzelnen zugehörig, in irgendwelchen Beziehungen völlig 
gebundene und abhängige Beſtandtheile der genoßenſchaftlichen Gemeinfphäre 
eines die Einzelnen überragenden Torporativen Willens. 

Auch bier nun aber wurden urfprünglic weder die einheitliche und bie 
vielheitliche Seite der Geſammtheit, noch die indivibnelle und die dem Ber- 
bande zugekehrte Seite des Einzelnen begrifflidh geſchieden. Vielmehr Tagen 
nur die thatſächlichen, koukreten, flüßigen Unterſchiede der mehr ober minder 
intenfiven Zufammenfagung ober Zerftreuung bes Rechtes Aller vor. Gerade 
bier indeß trat in diefer Beziehung in einer Reihe der hierher gehörigen Källe 
eine durchgreifende Beränbernng frühzeitig ein. Denn indem in den Stäbten 
der Körperfchaftöbegriff entwidelt warb, begann man fchon feit dem 13ten 
Jahrhundert in den Zünften und verwandten Genoßenſchaften die Gefammt- 
einheit von der Gefammtvielheit mit Bewußtſein zu ſcheiden umd mehr und 
mehr auch Außerlich eine fefte verfaßungsmäßige Grenze zwifchen dem Amts 
oder Gewerberecht ber Koͤrperſchaft als ſolcher und den entiprechenben Ants- 
unb Gewerberechten der Genoßen zu ziehen. Dadurch aber tritt das Verhält⸗ 
niß aus dem Rahmen der alten genoßenſchaftlichen Gefammtgerechtfante, von 
welchen bier die Rede ift, heraus unb bleibt dem früher beiprochenen Geſammt⸗ 
eigentbum an Grund und Boden nur noch infoweit analog, als bie Torpora- 
tive Scheibung des Rechts der Gefammtperfönlichkeit von dem Recht Aller 
nicht in Betracht kommt oder do nur als Entfaltung der in dem alten ge 
noßenſchaftlichen Geſammtrecht ungetrennt enthaltenen Keime in Betracht ge 
zogen wird. 


5.14. Geſammtfahrhabe. 

L Fahrende Habe im Gemeinbefit hat es ficherlich jeit den älteften 
Zeiten. gegeben. Das Geſchlecht, der Stamm, das Bolt beſaßen vermutblich 
mandherlei gemeines Opfer- und’ Kriegögeräth; fie hielten dauernd ober vorüber⸗ 
gehend heilige oder zum Opfer beftimmte Thiere!); fie empfiengen als Gefammt- 
heiten Bußen in Vieh und fpäter in Gelb); fie nahmen, wenu auch nur zu 


ı) Tao. Germ. c. 10: equi . . publice aluntur. 
) Tac. Germ. c, 12: civitati. Wo, wie in Friesland, fidh bie republilaniſche 
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alsbaldiger Bertheilung unter die Einzelnen, die Kriegsbeute an fi. Aber 
die Einheit ber Geſchlechter loͤſte fich auf, und die größeren Stammes- und 
Volksgenoßenſchaften verloren ihre gemeine Habe an die Könige und ihre 
Beamten. 

Dagegen treffen wir in den engeren Kreijen der Mark», Dorf und Hof- 
gemeinden zu allen Zeiten Geſammthabe an. Ein freilich geringfügiges ftän- 
diges Semeinbefigtfum an Geräthichaften, Wuchervieh und Baulichkeiten bil- 
bete ein Zubehör der Allmende. Außerdem hatte die Gemeinde ans Bußen, 
Einzugs⸗ und Befikveränderungsabgaben, Allmendzinfen, Pfänbungen u. |. w. . 
mebr oder minder regelmäßige Einkünfte in Naturalien ober Gelb. 

Größere Bedeutung indeß erlaugte die bewegliche Geſammthabe vor ber 
vollen Entwicklung des Stäbtewefens nur in Bruderichaften und Gilden, 
indem in ihnen nicht nur das genofenfchaftliche Inventar ſehr vermehrt und 
die Einnahmen und Ausgaben gefteigert wurden, fondern felbft ſchon bie Bil- 
dung ftändiger genoßenjchaftlicher Kapitalien begann. 

IL In Bezug auf alle Gemeinhabe trat, bevor ber Körperfchaftebegriff 
entwidelt war, der Mangel einer Scheidung von Gefammtheit und Gefammt- 
vielheit beſonders fihtlih zu Lage. Die Geſammtheit ſchlechthin hatte Ge⸗ 
were und Eigenthum daran, ohne daß es weiter zur Sprache fam, ob fie in 
Forporativer Weife ale Ein Subjelt oder ob fie in gejellichaftlicher Weiſe als 
verbundene Vielheit von Subjekten beſaß. Es ſchien felbftverftänblich, daß die 
Berfammlung der Genoßen darüber zu verfügen befugt war, wenn auch eine 
Minderheit abweiend war ober widerſprach. Es ſchien aber ebenſo felbftver- 
ftändlih, daß jedem Einzelnen der Gebrauch gemeiner Habe für feine indivi- 
duellen Zwede offen ftand und daß gemeine Einkünfte, joweit fie nicht un- 
mittelbar das gemeine Bebürfnig erſchoͤpfte, von Allen verzehrt oder unter 
Alle vertheilt wurden. Waren doch die Forporativen Zwecke bes Ganzen und 
bie gleidhartigen Einzelzwecke beide „gemein,; und ſchien doch, was ber Ge⸗ 
noßenichaft zu Gute kam, zugleih allen Genofen, was Allen zu Gute kam, 
zugleich der Genoßenſchaft zu dienen. 

II. Daß die älteren Stammes- und Volksgenoßenſchaften von biejer 
Auffagung beherrjcht wurden, geht aus der geſchichtlichen Entwicklung felbft hervor. 
Denn gerade baburch wurde es gehindert, daß ein gemeinheitliches Ver⸗ 
mögen und ein gemeinheitlidher Haushalt des Volkes oder feiner Glieberungen, 
das aljo etwa eine Gaukaſſe und ein Gauhaushalt gebildet wurben. 

Das ganze Recht der fahrenden Habe wurde von ber habenden Gewere, 


Berfaßung erhielt, fallen auch fpäter die Bußen an die Volksgeſammtheit. Vgl. 3. 
B. die Stellen, nach benen tha liodon tho fretha gegeben wird, thera lioda fretho 
(Sriebensbnße) verfällt, ber mena meente, den Männern gemeinlich u. ſ. w. gebüßt 
wird, b. Richthofen 34. 85. 68. 64. 65. 115. 116. 117. 121. 128. 157. 159, 
176. 177. 180. 411. 456. 472; auch heißt es, bie Buße falle in tha mena lande, 
3; B. ib. 884 u. 474. 
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ber thatſächlichen Befipesberrichaft bedingt und beherrſcht. Die Vorftellung 
genoßenfchaftlicher Gefammtgewere aber Tonnte, wenn fie mit ber Borftellung 
einer gemeinen Gewere Aller zufammenfiel, bem finnlich-Tonfreten Bewußtſein 
ber alten Zeit nur fo lange Iebendig bleiben, als wirklich in greifbarer und 
fihtbarer Weiſe bie verfammelte Bollsmenge eine Belipesherrichaft übte. 
Sobald dagegen die gemeinen Sachen und Gefälle in bie Hände des Könige 
und ber Beamten kamen und mehr und mehr felbft die Mitwirkung von 
Berfammlungen bei ber Vereinnahmung, Verwaltung und Berwenbung auf 
hörte, mußte die Idee einer Gefammtgewere und bamit bie Idee eines Ge⸗ 
fammtrechts überhaupt fich abſchwächen und zulett erlöichen. So war denn 
in der That bie Vorftellung eines beweglichen National- ober Stammeseigen- 
thums und irgend eines Anrechts der Geſammtheit an ben in ben Käönige- 
oder Grafenhof fließenden Bußen und Gefällen oft jelbft da längſt ver- 
ſchwunden, wo am offen Tiegenden Sande bie Borftellnng bes gemeinen Volts- 
landes noch baftete?). 

Bas nun aber die Könige und ihre Beamten ober fpäter die Gerichte-, 
Bogteic und Landesheren zu Sonderrecht beſaßen und einnahmen, bas war 
ohne Rüdficht auf feine Duelle und Verwendung das Recht ihrer Eiuen unb 
ungetheilten menfchlichen Perjönlichkeit. In keiner Weiſe ſchied man etwa in 
ihren Händen ein Privatvermögen und ein öffentliches But, und weit ent- 
fernt war man von ber Anſchauung, daß in dem an Stelle des Geſammt⸗ 
rechts getretenen Herrenrecht das Eigenthum einer von ihrem Haupt nur re 
praeſentirten unfichtbaren Berbanbseinheit, eines Staates ober einer juriftifchen 
Perſon ftede. 

IV. In den Mark, Dorfe und Hofgemeinden, in welchen ein Gefammt- 
recht an fahrender Habe troß der auch Hier eintretenden Einengung durch 


3) Bol. Th. I. 115—117, def. N. 88. Wenn in ber ib. N. 78 angef. Urt. 
v. 841 aus Kemble nr. 248 II. 11 die Borftellung eines Eigenthums ober bod 
Miteigenthums ber Bollsgefammibeit am Föniglichen Schat in Mercia noch einmal 
auftaucht, fo f&heint fie offenbar nur durch bie ja in ber ganzen angeljächfiihen Zeit 
noch ſehr lebendige VBorftellung eines Gefammteigenthums am Volkslande (ib. R. 
78—79) flüchtig gewedt zu fein. „Berthulfus rex et omnis gens Merciorum“ 
oder „rex cum omnibus Merciis‘‘ haben, indem babei bie Zuftimmnug (licentia) 
ber obtimates für bie des Volkes gilt (ogl. Th. I. 115 N. 76 u. 77), Vollsland 
an ein Klofter trabirt. Das Kiofter hat dafür, außer veriprochenen Gebeten für den 
König und das ganze Voll, einen großen filbernen, ſehr fhön nnd koſtbar gearbeite- 
ten discus unb 190 mancusas in reinem Golde an ben König und alle Mercier, 
mihi et omnibus Merciis, gegeben. Beſitz und Genuß foll der König, in befien 
Schatz die Kofbarkiiten Doch wol gelegt wurben, allein haben (regaliter perfruendum 
et possidendum): am Gigenthum aber fchreibt man „allen Genoßen des Volkes 
noch einen Antheil zu, um es zu erklären, daß bad Aequivalent für das Allen ge 
meine Land dem Könige ausfchlteplich zufällt. Praktiſche Folgen Tnüpften fich 
ſchwerlich noch hieran. 
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Herrenrecht ſtets erhalten blieb resp. nen gebilbet warb, läßt fidh biefelbe 
Auffaung, welche einft die allgemeine war, bis an bie Grenze unirer Tage 
verfolgen. Ja fie wirkte bier jo Träftig fort, daß in den meiften Fällen ein 
wahres Gemeintevermögen, eine Gemeindekaſſe und ein Gemeindehaushalt erft 
durch obrigfeitliche Anordnungen gebildet find. 

1. Zunächſt war die ftändige Gemeindehabe ſehr geringfügig und das 
Wenige, was vorhanden war, diente mehr hen Einzelnen als der Gemeinde. 
Die gemeinen Baulichkeiten waren Zubehör der Allmende und gleich biefer 
vornemlich für die Wirthichaftebebürfnige Aller beftimmt; öffentliche Gemeinde» 
haͤuſer, Schulen u. f. w. find weit jünger, als die dem Sonbergebraudy offenen 
gemeinen Badhäufer, Mühlen und ähnliche Anlagen*). Gemeine Geräth- 
ſchaften, wie Maß und Gewichtd), aud wol Rüftzeng, Fenerlöjchgeräth, Trink 
geſchirr u. f. w., wurden unmittelbar von Allen je nad Bebürfniß benupt®). 
Gleiches gilt vom gemeinen Wudhervieh”), an bem fogar oft die gemeine Ge⸗ 
were durch alle Einzelnen vermöge einer fie veihweis treffenden Aufbewah- 
rungspflidt ausgeübt ward, während doch z. DB. in der Haftung bes ganzen 
Dorfes für ben von foldem Vieh angerichteten Schaden die Fortdauer ber 
Sejammtgewere berportritt®). Was die Gemeinde an Naturalien und Geldern 
einnahın, wurde, wie aus ber Art der Verwendung erflärlih iſt, nur kurze 
Zeit aufbewahrt und zu diefem Behufe den Gemeinbevorftehern übergeben?). 


%) Bol. oben $ 10 N. 174 f. Grimm, W. V. 606 8 5: wegen Uebertheue⸗ 
rung durch den Bannbäder bat „ein gemeinde“ mit Bewilligung des Amtmanns 
ein gemein backhaus gebauen, einen gemeinen becker darin gesetzt n. eine 
Ordnung errichtet. Gegen befiimmte Abgaben Tann jeber gemeinsman nach feiner 
Wahl hier oder Im Bannbadhaufe baden. Vgl. ib. II. 158. u. 689 8 11. 

9 Bgl. z. B. Grimm V. 529 8 10. 578 8 5. 627 3 1m 2. 

6% Bgl. oben $ 11 N. 150. Weber gemeine Waffenvorräthe, welche bie Ge⸗ 
meinde bereit Halten u. im Nothfall an Bebürftige ausleihen fol, Orbn. v. Ingers- 
beim v. 1484 b. Mone I. 10f. u. Grimm IV. 524 f. $ 12 (Hamifh, Geſchütz 
a. Bere); W. v. Bermerspeim b. Maurer, Frohn. III. 496. 498 f. — Ueber 
Fenerlõſchgeräth W. v. Neerach aus 16 9. 5. Grimm IV. 819 8 63: es sol 
ouch ein jeglich dorff im nuwen ampt ire furhaggen u. furleitern haben, 
alles auo gemeinen hannden. — In BWinbeden u. Weinähr werben 1568 ib. I. 
604 beim Märlergelage kirchspielskanndten u. geschirr erwähnt, bie im kirch- 
spielshaus aufbewahrt werben; das meifte Geräth indeh bringen Die einzelnen 
Märler zum Gelage mit. 

N) Bel. oben 5 10 N. 195—197 u. $ 11 R. 149. 

9) Oben 8 11 N. 149. W. v. Behlen b. Grimm V. 316: ob einer were, 
die einen gemeinen burberen hette u. schaden dede, wie den schaden schole 
helpen dragen? Dath schal doen dat ganze dorp, averst de ber schal an m. 
gn. h. verfallen syn. 

N) Srimm I. 92: die Allmendeinung zu Flaach ift an bie Dorfmeler ab 
liefern. Ebenfo in Töß ib. 184. In der Mechtilhäufer Cent ib. 555 au die Schult- 
heißen ber einzelnen Dörfer. 
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Ein ſtändiger Fonds wurde daraus nicht gebildet und ſelbſt eines gemeinen 
Kaſtens ober einer gemeinen Kaſſe geſchieht erſt fpäte und vereinzelte Er⸗ 
wähnung !9). 

2. Auch bie beweglihen Einnahmen und Ausgaben aber führten zu 
feinem Gemeindehausbalt, fondern waren in unterfchiebölofer Weiſe der Er- 
werb unb die Veräußerung der Gemeinde und Aller. 

Manderlei Bußen in Wein, Bier, Gelb u. f. w. fielen ausſchließlich 
oder in Konkurrenz mit Herrn und Beamten ber Geſammtheit zu. Aber 
fie filen an die Gefammtheit ſchlechthin, nicht an die Gemeinde als 
ſolche. Deshalb wies man auch diefelben Bußen oder Bußantbeile bier an 
bie Gemeinbell), die Geburfame!?), bie Burfhaft!®), die gemeine Hub⸗ 


10) &o in Molshelm 1486 b. Grimm V. 426: das Hubrecht fol halb dem 
Meier u. das ander halbteil in den gemeinen hubcosten gehoren. W. ». 
Neerach (16. 3.) ib. IV. 819 8 62: man sol ouch zuo hannden des gantzen 
nuwen amptz ein gemeine büschsen haben. Alpbrief v. Klofters ib. V. 211f. 
& 8: aus gemeinem seckel. 

11) Richthofen 513: halff ta dis riochtes bihoeff ende halff toe der 
meente; ib. 529 8 44 (1412): de meente. ®. v. 1468 b. Grimm I. 41: der 
gemeind. Offingen ib. 98 8 9: einer gemeind. Dachſen 111 $ 13: der gemeind. 
Ib. 496: der gemein. 1419 ib, 518: der gemeynde dry eymer wyns. Schwan⸗ 
beim 1453 ib. 523: was frevel u, bussin fallint, da geburet... das ubrige der 
gemeynde. Samberger M. 1421 ib. 577 8 15: das uberig der gemein u. der 
mark. ©. Goar ib. 585 $ 5: was bruche von der einung im walt fallen, seien 
der gemeine. Vgl. ib. 541 $ 27. 622. 781—782: der gemein 5 A hir für Brad 
ihres Gebots, Raufen, Schlagen, fhabhafte Zäune u. ſ. w. 788. Sehr oft in Us 
pitheim 1491 ib. 800—803. Ebenſo II. 47. 48. 51. 1665 (den herren u. der 
gemein). 865 366 505: von den bussen hat die gemeinde das dritte teil- 
606. 1380 ib. III. 738 8 2: mult.. ist der gemein. 769: der gemeinden. IV. 
816. 527 8 27. 527f. 8 26 u. 27. Jahrſpruch dv. Preinsborf ib. V. 519 $ 6: 
an allen Gefällen iu revelfachen hat ein gemein zwei theil u. die herschaft ein 
teil; nur wenn die Sache vor den Amtmann fommt, ift es umgelehrt; der Autheil 
der Gemeinde gebt in beiden Fällen vor. Aehnlich in Woerth n. Lampersloch ib. 
516 $ 4 n. 528 8 4 u. 6. Gleißweiler ib. 572 $ 4: der gemeind straf. Haßloch 
1492 ib. 577 f., wo es oft (3. B. 8 20. 39. 40) heißt: die einung ist der ge- 
meind. gl. ib. 79 8 19. 258 $ 1—2. 521 $ 9—15. 547 8 7. 598 8 21. 689. 
— Oft Heißt es auch in oefterr. Bant., daß Bußen, bei. Wein, an „die gemain“ 
fallen, 3. B. Kaltenbäd I 15 8 25. 17 8 35. 58 8 20. 525 8 24. 

) W. v. Derlifon 6. Grimm I 74: der gehursami. Ebenſo in Refften- 
ba u. 1595 in Kirchzarten ib. 78 8 38 u. 833-335 (Allmendbußen, Strafen 
für Ungehorfam, gewerbliche Vergeben u. f. w.). IV. 284 $ 25: der gebursamy 
zwen teil. 287 $ 2 u. 4: Bußen unter 54 gehören der gebursami gemein, bar- 
über halb dem Herrn halb der gebursamy, 365 $ 3. V. 98 8 23 u. 24 (1348). 
95: die gebursami den dritten teil. 96 $ 3: die holzbuossen.. zwen teil 
der gebursami. 

3) So befert man in Cappel 6. Grimm I. 417—420 „der burschaft“ bie 
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fhaft14) oder Landfchaft?5); dort an das Kirdfpiel?P), das Dorf’), ben Hof!P), 
das Land ober das gemeine Land 19); dort an das Volk, das gemeine Volk, die Leute 
oder das Landvolkꝰo); dort an den Dingmann, ben Gehöfer, den Hübner 
oder den geichwornen Lehnmann?i); bort an bie gemeinen Märker ober 
Markgenoßen*), an die Exrben??), Genoßen oder Gejellen?*), an die villani, 


Berftöße gegen bie Zeichenfolge, Fenerfolge⸗, Kriegöfolge- u. Gerichtsfolgepflicht, 
ſchabhafte Zäune, dad Halten jhäblichen Viehs, die Holz- u. Allmendfrevel. 

) Grimm IV. 54: gemeine huobschaft. 

15) Rheingauer Laudr. 6. Grimm I. 541 $ 35: ein Drittel aller Brüchten 
fällt an „die lantschaft ader gemein.“ 

10) W. der Oſibeverſchen M. v. 1839 5. Grimm III. 179: der Holzgraf er- 
halt % unde dat kerspel de twe deele. 

ın 8, v. Lottum v. 1428 6. Grimm III. 867 $ 14: von allen kueren .. 
dat doerp ein dorddendeill. W. v. Nieberrorborf ib. V. 106: die andren zwen 
dem dorf Aud iu Flaach I. 92 n. Sernatingen V. 277 beißt es oft: dem dorf. 

”) Grimm IL 137: von frevel u. bussen den herrn zweytheil u. dem 
hoff das dritte theill. 

19 Richthofen 884 u. 474: in tha mena lande; 1252 ib. 366 f. 8 5: 
den lande; ebenfo ib. $ 6, 9, 21, 22, 26, 29, 82 u. 34; 1282 ib. 869 f. 82, 3, 
4, 5, 27; 676 $ 1, 2, 8, 4; 577; 1432 ib. 569 (an ein jedes land dieser drei 
landen). 

29 Richthofen 84 8 23: ꝓlebi pax (die Friedensbuße); den volcke 0. den luden 
eren frede; tha liuden hire fretha; ib. 42. Mr. 2: Buße geghen dat mene 
vellick; 48 nr. 3: dem volks 0. liuden; ebenfo 62 Nr. 11 u. 70 Nr. 19; 116 8 
3: tha liodon to fretha; ebenfo 116 $ 9, 11, 12, 13. 117. 121. 128. 157. 159. 
176. 377. 180. 411. 456. 472. 478. W. v. 1449 6. Grimm I. 454: von ben 
Aftmenbeinungen in der Gent Sachſenheim lohnt man den Schügen, das Uebrige 
ift Halb bed Pfalzgrafen, halb des landoolks, die in die allment gehören. 

a) Grimm I 569, 573 u. 574: dem dingman. II. 174: dem geschwornen 
lehnmann. 880: dem hoebner. V. 816 $ 4: dem lantman buszen. 

32) W. der Bibrauer M. v. 1385 b. Grimm I. 514: Abzüge von allen Bußen 
f. Schöffen, Meifter, Vogt u. Knechte; was darubir ist, daz ist der gemeymen 
mercker, das mogen sie keren war sie wollen. Dſterwalder M. ib. III. 176: 
den gemeinen markgenossen. Speller Wald ib. 182: den maelnoten u. marck- 
noten, ‘% dem oversten holtrichter. Nortrupper M. ib. 208— 212: viele Brüchten 
in Geld o. Bier erhalten die mennen o. die markgenoten. Olöburg ib. 252: 
den noten ein fass biers. Raufen ib. 501: alle roge... sollen der herren halb 
sein u. daz andirtheile, weme die merker daz bescheiden. Altenftädter M. 
1485 ib. 454: den merkern. 

=) W. v. Beber b. Grimm II. 306 $ 86: wem komen die holzbrüche 
zu? 5. Magno u. den erben zwei part u. der dritte part den herren. Ahlten 
ib. L 282. 

2») W. v. Altregensperg 1456 b. Grimm I. 84: den gesellen ein eimer 
wins bei Markfrevel. Meggen (14. 9.) ib. 165: zwen teil der genossen. 
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Gentleute, Nachbarn, Bauern ober die armen Leute bes Dorf gemeinlich 29), 
an bie Lehn- ober Hofleute?®), an bie Huber, bie gemeinen Huber ober bie 
Huber gemeinlichn)y. Die Buße war eine Schuld an das Volk oder au bie 
Gemeinde, aber auch an bie Leute oder an die Bauern, und fie wurbe nad 
ber Zahlung zu Volks⸗ oder Ranbesgelb, aber auch zum gemeinen Gelde aller 
SGenogen??). Ebenfo wurden bie Einzugd- und Aufnahmegelber unterichiebs- 
108 bald zur Zahlung an die Gemeinde?) und balb zur Zahlung an bie 
Dorflente?‘), die mancherlei bei Befikveränberungen und Bereibigungen auf- 
kommenden Gefälle jo gut bem Dingvolk oder dem Hühner®!), wie den Hubern 
oder Hofleuten®?) ũberwieſen. Auch das gepfänbete, verfallene oder erbloſe 


2, W. v. Rüferd vor 1346 6. Grimm IV. 837: % an bie villani. 1480 ib. 
I. 472: den centleuthen. 330: den geburen. 418: den buren. 522: den nach- 
geburen. IIL 92: den buren L 821: von den besserungen... die dorflät 
den zwenteil. 1488 ib. 771: den von Danheim % aller wetten frevel u. unfell, 
1433 ib. 404: bie Marfbußen (andg. nr. 7) fallen ganz zu den armen lüten des 
dorff gemeinlich ze Burbach. IV. 664 $ 22: % ber Brüdhten den gemeinen 
freien. V. 499 8 83. 

=) Grimm Il. 402 u. 817: Bußen in Wein u. Brod f. Dingſänmniß u. 
Mißbau den lehenleuten. 1431 ib. I. 3: den hofjüngern. III. 875: von allen 
brocken der her 1 penninck u. die hoveslute 2 p. Ib. 38. 53. 64. 852. 

29 Vol z. B. Grimm l. 658 8 7. 661 $ 24—25. 662 8 7. 663 8 14 u 
23. 687. 724. 750: den gemeinen hubern zustendig u. gehörig. 752. 757. 778 
— 780. 1I. 40. III. 478. IV. 8. 9. 12. 19. 87. 53. 55. 192. 181: die wisunge 
sind alle der huber. 201: bessert er den hubern gemeinlich. 203. 258. 255. 
265 8 3. V. 248 8 1—2. 425 $ 11, 12, 18. 427 8 1. 444 8 1,2 u. 5: den 
huobern ein Theil der Bußen für Zind-, Ding- u. Eidesfäumniß. 448 $ 4. 453 
8 8. 459 8 7. 460. 467 8 5. 471 $ 1. 485 8 8. 514 & 13 (1385): von allen 
freveln, wetten, eiden u. enpfengnissen das dirteil sie der huober. 520f. $ 1 
—20. 539 8 1. 

2) Nichthofen 44 u. 48: Liodskelde, populi debitum; ib. 16 Nr. 9: mit 
tian kudmerkum, of da liodafia, van dem menen ghelde, de pocuniq plebis; 366 
u. 369: dat Zantfya. 

W. v. Dachien v. 1532 b Grimm L 111 $ 18: der gemeind. Bellheim 
1565 ib. V. 556 8 20: der gemein zu inzuggeld. Gleißweiler 1568 ib. 572: 
einzug.. der gemeind. W. v. Hochftetten u. v. Mannweiler v. 1519 ib. 641 $ 
9b u. 667 8 12. 

20) W. v. Buochs v. 1433 b. Grimm IV. 438 8 14: den dorfläten. 

) W. v. Genzingen v. 1491 b. Grimm IV. 610 $ 11: so gall, der solich 
gut veruszert, dem dincksfolk eyn gelte wins geben. 643 $ 4: dem dinksvolk 
wein u. wecken. I. 455: ein eimer weins, das gehört dem hübner za. 

22) Grimm I. 466: ber neue Wildhuber fchuldet den hübnern einen Eimer 
Wein u. 12 Braten. 735: von jeder Veränderung eines Hubguts unter Lebenden 
o. von Todes wegen gefellet den hubern ein anderung mit namen 4 ung heller. 
IL. 385: hober u, lehnleut 6 alb. 399. IV. 244. 246: die dingepfennig sind 
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But gehörte, foweit es an die Geſammtheit fiel, der Gemeinde oder Geburfame, 
bem Sandmann ober den Landleuten, ben gemeinen Märkern oder Balderben °®). 
Und ebenjo bildeten Holz. und Weideabgaben, Allmenbzinfe, der Ertrag ver- 
pachteter Allmendſtücke oder fonftiger Markerlds jo gut ein gemeines Ein⸗ 
fommen aller Genofen wie ein genoßenſchaftliches Einkommen ver Ge- 
meinbe4). 


ouch der huber. 247. 248 (Wein, Brob u. Gelb). III. 89—40: die hofesläde 
erhalten einen Theil der Belehnungögelder. Ebenſo II. 632 die höfer. Snäbejon- 
dere wird in den elſäß. Dinghofrodeln „den hubern‘“ regelmäßig ein Theil bes 
Ehrſchatzes oder das fog. „hubrecht‘ hei Huldigung eines neuen Hubers, bei Be- 
fißveränderungen unter Lebenden u. von Todes wegen, bei Stellung eined Lehn⸗ 
trägerd u. ſ. w, fowie eine Abgabe bei der Einfegung eines neuen Bannwarts, 
bei der Einziehung eines Gutes in ben Hof u. bei fonftigen gerichtlichen Hand⸗ 
Inngen zugefprochen; alle dieſe Gefälle aber beftehen theild im Wein, Brob, Käfe 
u. |. w., theils in baarem Gelde. Bol. z. B. Grimm I. 650. 677. 681 $ 22. 
103. 706 $ 10. 712. 715 $ 2 u. 8. 718. 719. 722. 725. 781. 739. 740. 750. 
758. 798. 803 u. 804. V. 248 8 7—11. 426 $ 1. 429 8 3. 480 8 5. 4318 9: 
der huber den hubern. 444 8 3—4. 446 8 4—6 u. 14. 448 8 4. 452 8 5. 
457 8 2—3. 459 8 4. 461 8 4. 462 8 16: dabit 4 quartalia vini mansionariis. 
463 5 4. 467 8 78. 470 8 Au. 6. 471 5 A. 482 $ 22. 484 8 5. 485 8 4—5. 
4% $ 9. 514 $ 13. 520 8 1 f. 539 8 2. 

3 Wein u. Bier, wenn ohne Willen der gemain ins aigen geführt, verfallen 
der gemain; Raltenbäd I. 444 $ 74 u. 323 8 59 u. 62. Ebenſo ib. 595 $ 55 
geichlagenes Holz, das nicht rechtzeitig fortgeführt wird. Vgl. ib. 131 8 13: aus 
geführtes Holz muß man der gemein ersetzen. Rich thofen 505 $ 4: half totter 
meente byhoeff ende halff to des riochtes byhoeff; 525 $ 11: die gemeente een 
derden deel. Rheingauer Landr. b. Grimm I. 539 8 12: vom Gut des Mörder 
erhält 1% der Kläger, % die gemeinde, % weib u. kinder. Ib. 362: die gebursame 
v. Wyler foll den dort verftorbenen Fremden begraben, fein Gut Jahr u. Tag be- 
halten u. dann aulegen mit ber Herm Rath u. Gefallen. V. 554 8 8: pfand 
darzu zu nemen, damit der gemeim ir kost muhe u. schaden bezalt werd. — 
Dagegen ſollen nach dem W. der DOberurfeler M. v. 1401 ib. DIL 489 gepfändete 
Pferde werden dem lansmann; 1493 ib. 491: dem gemeinen märker o. laniman; 
V. 316 3 9: gepfändete Schweine eigen u. gepuren dem merker u. lantman; W. 
der Dürsdtorfer M. ib. L 590: von den Pfändern trinkt der Pfändende ein halbes 
Biertel Wein u. dag übrige soll des gemeinen merckers seyn. — Endlich heißt 
es in Werheim 1479 ib. III. 500, das Pfand verfalle den märkern; im Belberiichen 
Bru ib. 286 $ 71: '% von den Pfänbern gehöre dem Herrn, % den erben; in 
der Robheimer M. V. 248: die pferde weren der merker; in der Geulenb- u 
Erlenb. 1484 ib. 316 $ 7: daran gepurt den marckern oder lantmann wagen 
u. pferde; u. ib. IV. 663 $ 14: das an einen Unfreien veräußerte Sreigut falle 
ju X an die gemeinen ganisen freien. 

20) W. v. Wälfflingen v. 1484 b. Grimm L 137: Kornzind von bebanter 
Allmende ſoll der gemeind hören. Töß ib. 183: Weibegind der gemeind. III. 211 
$ 17: war die gemeinen markgenoten von weide u. wordegelde jarlichs upto- 
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So ſchien denn ſelbſt dann das Subjekt des Empfängers kein anderes 
zu werden, wenn ein Betrag, ftatt im Ganzen au bie Gemeinde, in den ent: 
ſprechenden Quoten an alle einzelnen Gemeindeglieder gezahlt wurde. Biel 
mehr ſchien bier nur das Mittelglied eines gemeinfchaftlichen Beſitzes, deſſen 
Auflöfung in die Sonverantheile der Einzelnen. in jedem Augenblide zuläßig 
und angemeßen geweſen fein wärbe, von vornherein fortzufallen. In beiden 
Sällen wurde an „Alle, an bie Gefammtheit gezahlt: nur Bier an Alle 
„insbefondere und dort an Alle „insgemein’. Deshalb kommen Häufig 
Strafandrohungen vor, weldhe die Zahlung eines beftimmten Bußſatzes am 
jeden einzelnen Genoßen, Märker, Bauern, Hofmann, Huber oder Gerichtb⸗ 
mann vorjchreiben?d). Und ebenfo finden fich Befitveränderungs- und Auf- 
nahmegebühren, die jebem Genoßen zu zablen find). Dabei befteht aber 
in Teiner Weije ein prinvipieller Unterſchied zwiſchen dieſen und den an bie 
Gemeinde im Ganzen zu entrichtenden Bußen und Abgaben; vielmehr tritt 
3. D. bei den Bußandroßungen darin, daß auf ganz gleichartige und in gleicher 
Weiſe gegen die Gemeinde als foldhe gerichtete Bergehungen nebeneinander 
Bußen an bie Gemeinde und an eben gejett werden, deutlich hervor, wie 
man hierbei im Weſentlichen nur das Gefühl einer ungleihen Maßbeflimmung 
und eines verjchiedenen Zahlungsmobus batte3”), Oft genug mögen daher 


heven hebben. I. 524: ber Erlös aus Allmendverläufern gehört der genen. Bol 
8 10 N. 184—137. 207. 271. 308. 

=), Grimm I. 12 $ 5: wer beferes wisskorn ald nötgig ift gibt, sol einem 
jeklichen hofmann 3 sch. verfallen sein. ®. v. &. Peter (15. 3.) ib. 346 $ 1: 
wer dad Ding verfäumt, soll dem meier 8 schill. rappen pfenn. geben vorab 
u. darnach yedem gepur, der in das geding gehoret, auch 8 sch. r. p. Achnlich 
in Espach u. Loßburg ib. 855 u. 390. W. v. Gerau v. 1424 ib. 493 $ 2: jeber 
im merkergeding auöbleibende Märter sol idem merker 20 pfen. geben. 663 $ 
28: die grosse besserung das ist dem vogt 3 pfd 1 helbl. u. dem meier u. 
jeglichem huber 3 ß A pf. 686 f.: dem meier u. ‘jedem huber 2 sch. Aehnlich 
Bußen aller Art 1485 ib. 702—703. Auch 726: jedem huber 2 sch. den. W. 
v. Schoeneck 11. 564: der Friebbrüchige büßt jedem burger. W. v. Reuchen III. 
453: wer das Urtel des Dorfgerichts ſchilt, verliert iglichem nachgebure, der isz 
hat helffen sprechen, 20 pf. ®. des Ried v. 1509 ib. 474 8 3, 6 u. 7: für 
Dingfäumnig u. Markfrevel foll man einem jeglichen nachbar aus den dreiem 
dörfern 20 pf. verbüssen. IV. 17 (1588): für Zind- u. Dingfäumnig befert man 
einer fr. abtissin 80 sch. u. yedem huober 8 sch. Aehulich ib. 30. 82. 46. 116. 
183. 135. 136. V. 422 $ 10: begebe sich, dasz ein hueber den andern schluge 
o. schulte, .. der ist verfallen m, h. 30£ d u. idem huber 2. Ib. 521 $ 9 
u. 15: jeglichem bauren. — Underöwo bit man nur jedem gerichtsman (V. 
522 9 4), scheffen (L 618. 686. IV. 801) o. richter (I. 416). 

s) 3, B. Grimm I 395, 407 u. 423, wonad bei Empfang von Hofgütern 
jedem lehnman beftimmte Praeftationen gebühren. Vgl. ib. 421. IV. 29: jebem 
Huber 1 Schill. vom Empfänger einer Haupthube. 591 8 7. U. f. w. 

2) So werben in dem W. v. Cappel b. Grimm L 417-420 ganz gleichartige 
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and) bie der Geſammtheit, den Hubern insgemein oder den Hubern ſchlechthin 
zugewieſenen Gefälle als unmittelbar zu vertheilende Bezüge der Einzelnen 
gemeint jein; jetenfalls ftanb ihrer Auflöfung in folde fo wenig etwas im 
Wege, als umgekehrt der Zujammenfaßung einer an alle Einzelnen geichul- 
beten Abgabe in einen der Gemeinde zu entrichtenden Gefammtbetrag 9). 

Unter folden Umftänden kann es auch nicht befremden, wenn man biß- 
weilen bie Buße für Gerichtsverſäumniß, ftatt als Buße des Einzelnen an 
die Gefammtbeit, vielmehr als Buße des einen Märkers an bie andern 
Märker oder als Buße des amsbleibenden Hubers an die gegenwärtig ge 
weienen Huber formulirt; wenn man ebenio im Hubrecht eihe Praeftation 
bes Einen an die Anderen erblidt 9). 

Sanz in Gemäßheit folder Auffagungen erfolgte dann auch die Ver⸗ 
wendung ber gemeinen Einnahmen. Sie erfolgte unterjchiebslos und ohne 
bas Gefühl, daß dabei für die ungleidhartigen Lebenszwecke verfchiebener Rechts- 
weien verwandt werbe, für Gemeinbebebürfnige und gleichartige Bebürfniße 
Aller. Davon aber war die praktiſche Kolge, daß ein eigentlicher Gemeinde 
haushalt fich nicht bilden konnte. 

Zunädft wurden allerdings aus ben gemeinen Einkünften die wenigen 
unmittelbaren Gemeindebebürfnige befriebigt. Es heißt daher, die Buben, 
Einzugsgelder und Zinfe, der Erlös aus Allmendverkäufen u. ſ. w. follen zum 
gemeinen Nutzen der ganzen Gemeinde verwandt, zur Verbeßerung ber Mark 


Bergeben zum Theil mit einer feften Summe der burschaft, zum andern Theil 
Golzhieb in ber gebannten Allmende, Aufbrechen des Friedhags, Verſetzen ber Ge⸗ 
meinweibe, Ungehorſam gegen den Keimburgen) jedem buren mit 2 52 9 gebüßt. 
Dazn kommen in einzeluen Fällen Bußen an den Herrn, ben Heimburgen o. ben 
Bannwart, bei Widerrede gegen ein Gerichtöurtel Buben an jeben der 12 Ge⸗ 
ſchwornen. Aehnlich das W. des Ried ib. III. 474 u. v. Morsbronn ib. V. 521, 
bef. $ 9 u. 15 vgl. mit $ 10—14A. 

” W. der M. Altenhaslau v. 1354 b. Grimm II. 412: die höchſte Buße 
it 60 schill. pfen. u. ein halb viertel weins; dieselbigen 60 sch. pf. sollen 
(gehören) einem lande u. dem gerichte gemeinlich zu Hasselau, u. dem 
centgräffen 30 pf., jeglichem schöffen 20 pf. u. jeglichem landmanne 6 pf. 
— Umgelehrt ift in Bingen ib. IV. 591 $ 7 die Abgabe bed neuen Mannwerkers 
welche in je einer Wede u. einer Wurft an die andern Mannwerler beftaud, auf 
ein geld gesetzt, 6 sch. den manwerkern gemeynlichen. 

2) Srimm IV. 203: wellicher huber nit gegenwertigk ist, wan man 
dinckhoff gericht hat.. der bessert den hubern die zugegen sit. 284: den 
andern hubern hubrecht. I. 844 $ 14: dem andern huber 8 brod u, ein viertel 
weins. W. v. Rodheim v. 1454 ib. V. 249 8 17: wer nicht zum Dinge kommt, 
der hett verloren u. were verfallen den andern merkern mit 20 pf. — Bgl. 
auch W. v. Langendiebach ib. 274 $ 5: ein Märker, der im verbotenen Wald haut, 
der soll es verbueszen dem merker arm u. reich vor 10 pfd; wen sie im das 
nachlassen, das hat einer einem mu danken; bayı $ 6 u. 12, 
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oder Dorfſchaft angelegt, in des Dorfes Nutzen nnd Frommen gelehrt werben ). 
Man beftritt darans die Koften der Beßerung und Erhaltung von Zännen, 
Wegen, Brüden und Brunnen“), der Anlage von Eichellämpen“*), der ge 
meinen Baulichleiten“), des Kirchenkaftene 4), der Beioldung ber Gemeinde 


“8. v. Schwanheim v. 1453 b. Grimm L 524: was der gemeynde 
davon (vom Allmendverfauf) gefellet, das sal man in gegenwertigkeit eyns apts 
u. eyns fauts ader irer amptluden mit den heimburgern berechnen u. in 
gemeyn nuts der gemoynde 8. wenden u. keren. 38. bes Gröner Reidhd ib. IL 
878: 40 was pende der zendener von C. o. der gemeinden furster o. die 
einichsleude selber nemen auf diesen vorg. weiden u. welden, die sullen 
sie dem zendener v. C. liebern, der soll ine ir recht u, lone davon geben u. 
das sein nemen, das ander in der gemeind nuts keren. Schiebeipr. v. 1433 
ib. 1. 575 Rote: aus dem gemeinen Walde dürfen bie von Gulzbah auch ohne 
Beiwißen berer von Soden wol einige Bäume verlaufen: doch das sie jährliches 
den von Soden darvon rechnung thun sollen, u. was gelt in davon oberte u. 
oberbliebe, das solte in beider dörfer notze u. frommen gegeben u. verwandt 
werden o. sust gegeben u. gekert. W. des Zuborfer Holtiug v. 1482 ib. II. 
92: ein Theil der broke gehört den buren io beiieringe der dorpschap. W. ber 
Altenftädter M. v. 1485 ib. 456: angewieſenes u. liegen gebliebnes Holz verfällt; 
so mogen merkermeister u. ander geschworen solch gholcz in der marg wutz 
wenden. W. der Altenhadlauer M. v. 1854 (aber erneuert) ib. 412: was buss- 
fällig wird von der mark wegen, dabey sollen zehen centgraffen u. die 
schöffen u. die merkermeister in dem gerichte, in der burk und in der stadt 
Geilnhausen u. mit ihrem rathe soll man lohnen einen gedingten förster, u. 
ist etwas übrig, das soll man legen an des gerichts nutzen u. notturft mit willen 
u, wissen des centgräf u. der märkermeister in dem gericht, in der burck u. 
in der stadt G., die sollen den dabey seyn, dass das so geschehe. Dazu 
414 8 7: wenn die marck noth ahngienge u. an den bussen gebreche, der 
mark noth auszurichten, so mag der centgräf u. die schöffen mit willen u. 
wissen der merkermeister holz verkaufen, der marke noth auszurichten u 
den geschwornen forster u. knechten zu lohnen. Und 416 $ 6: den Verkaufe 
erlös aus den Pfändern der Ausmärler foll man ahn des gericht noch anwenden. 
Bol. auch ib. I. 181. 419. IV. 658 8 7—8. V. 68 $ 57. 

4) Grimm IV. 80: uss denselbigen zwen theil sollent die burger steg 
u. weg verbessern. 1568 ib. V. 573 8 7: die born soll die gemeinde auf 
ihren costen erhalten. II. 668. 666. III. 627—628. Bol. auch über 1593 in 
Schwyz, 1546 in Appenzell, 1682 in Uri auflommende Viehgelder für Aufbehe- 
rung der Wege, Brüden u. Gehege der Alpen Blumer II, 1. 366—867. 

9. Löw, Markg. 150. Piper I, 1. 169. 204. 

3) W. v. Obermennig v. 1531 6. Grimm IL 498: ein heimberger hebt 
die buissen von wegen der grunthern u. gemeynden zu O.; u. ob man buwes 
noit hett an kirchen, schlege ader graben, soll man sie daehin wenden.. 
Buss (alio wenn ein Baubebürfniß gerade nicht vorhanden) sollen es die hober- 
leuth verdrincken, rich u. arme. 


“)B. der Elbermark v. 1440 b. Grimm IIL 822: von ben Brüchten eines 
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beamten®), der Anſchaffung gemeinen Geräthest%) und mancherlei ähnliche 
Ansgaben. Dies Alles aber nur, foweit ein unmittelbare Bedürfniß hervor⸗ 
trat. Deckten die gerade eingehenden Gefälle eine nothwendige Ausgabe nicht, 
fo half man fi mit einer Umlage oder mit Verkäufen aus ber Allmenbe*”). 
Eine ftändige Gemeindekaſſe unter regelrechter Verwaltung bildete man nicht; 
and) waren ja, da für die meiſten gemeinen Anlagen das Material aus ber 
Allmende genommen, bie Arbeit durch die Genoßen felbft geleiftet warb*®), 
bie baaren Ausgaben geringfügig genug, um Kaffe und Haushalt entbehrlich 
zu machen. Nur fpät und vereinzelt begann man in ben größeren Marken, 
bie Sinnahmen zu fammeln, Ausſchüße für ihre Aufbewahrung und Ber- 
wendung zu beftellen und eine georbuete Rechnungolegung einzuführen“). Im 
Allgemeinen waren es erft die obrigkeitlichen Dorf- und Bauerorbnungen, 
welde jeit dem 16ten Jahrhundert von oben und außen her allmälig einen 


mit Willen der Märker gebannten Holzes fällt %, an ben Seren, %, aber zu 
gleichen Thellen an bie brei Kirchen der brei markberechtigten Dörfer. Vgl. über 
Appenzell Blumer a. a. D. 367. Auch W. v. Erans v. 1213 5. Grimm V. 4 
$ 10: apes sunt villici, nec debet sociis dividere ceram, set debet custodire 
ad lumen dominorum. 

) Grimm, W. I. 454 (1449): das man von allen einungen den schätzen 
lohnen soll. Bol. ib. IL. 378 u. III. 412 (oben in N. 40). IV. 140 (1429). V. 
645 8 9. 578 8 8, 

4) Grimm V. 529 $ 10: jeder heimburge im @ericht fol rechtes Maß a. 
Gewicht haben u. das kaufen uf der gemeine gut. Ebenſo ib. 573 8 5: uf der 
gemeinde kosten. 

NG. oben 5 10 N. 183 u. 193 u. W. v. Altenhaslau u. Obermenuig in 
N. 40 u. 48. 

) Bol. oben $ 10 R. 169—182. 

) Bol. bei. das Altenhasi. W. in N. 40, wobei indeß zu bemerken, daß bie 
vorliegende Redaktion jünger ald 1854 u. daß eine Stadt betheiligt iſt. Ferner 
WB. ber Dernelamper M. v. 1603 6. Grimm II. 140 $ 10: von den Brüchten 
fallt % an den Erbholgrichter, % follen zu der marken verbesserung, auch dero 
marken u. holtgerichts notwendigen kosten verwendet werden; 142 8 26: 
ingl. soll vor solchen marken upkumpten u. renten jarlichs auf allerheiligen 
tage klare rechnung von den einnam u. ausgaben beschehen, u. davon der 
dritte theil dem hern holzrichter, die übrige zwei theile den erbexen u. 
markgenossen zu pflanzung u. erbawung der marken u. anderen nothwen- 
digen ausgaben zugetheilt u. verwendet werden. — ®. der Raesfelder M. 
v. 1575 ib. 172 8 8: neue Bußen follen durch den Holzrichter u. die Förfter auf- 
gehaben u. zu besserung der marken als zu pflanzung u. dergl. mit raid des 
erbholzrichters u. erfexen angelegt u. demselben auf dem erbholting.. be- 
weisliche rechnung u. reliqua gethoen werden. Dazu 178 8 11 u. 174 
3 18—14. — W. ber Nortrupper M. v. 1577 ib. 211 8 17: weide u. worde- 
gelt... mogen sie noch alsz vorhen to eren profiet u. marke besten gebruchen 
u. nach alder gewonheit upheven. 

H. 24 
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eigentlichen Gemeindehanshalt ſchufen, indem fie bie Bildung und Verwaltung 
einer Gemeindekafſe anorbneten und regelten, bie Verwendung ber Sinnahmen 
für die dur die veränderten Berhältnige und die neuere Aemter-, Schul. 
und Armengefeßgebung jehr vermehrten öffentlichen Gemeindebedürfniße anbe- 
fahlen und eine obrigkeitlihe Kontrolle über Binnahmen und Ausgaben durch 


Rehunngslegungen, Nevifionen uud Berfügungsbeichränfungen begrün- 
beten °°) 


Den alten Gemeindegenoßenſchaften dagegen Tag vor ihrer Torporativen 
Umbildung bie Vorftellung eines eigentlichen Gemeindevermögens und Ge 
meindehaushalts noch fo fern, daß Einkünfte jeglicher Art, fofern fie nicht 
unmittelbar eine gemeine Verwendung fanden, nad alter Satzung vertrunken 
oder vertheilt werden follten. Daß insbejondere die Bußen nach allgemein 
verbreitetem Brauch vertrunten zu werten beftimmt waren, folgt ſchon aus 
ihrem ſehr gewöhnlichen Anfat in Wein oder Bier. Aber auch bie Geld⸗ 
bußen und den Erlös der Pfänder wandte man in berjelben Weile an. Der 
Sadfenipiegel erklärt es ausdrücklich für die Beftimmung der an den Bauer⸗ 
meifter zu zahlenden Bußen, von ber Bauerngemeine vertrunfen zu werben 1), 
und in den Dorf- und Markweisthümern erjcheint dies als jelbftverftändliches 
Schickſal der Strafgelber®?). Ebenſo aber beftanben die Befigveränberungs 


°o Bgl. TH. 1. 670. 674 N. 68-70. 693 f. v. Löw 274. Weiste a. a. O. 
II. 89. Bluntſchli IL 90f. Renaud a. a. DO. 66. Maurer, Marko. 4f. 
492 f.; Dorfv. DI. 179 f. Sternberg 9. Hanffen, Fehmarn 128. 

1) Sadf. fp. III. 64 8 11: dat is der bure gemene to verdrinkene. 

se), Grimm, ®. I. 74. 472 (1430): der Todtfchläger büßt den bergschöpfen 
u. den centleuthen ein halb fuder wein, die das mit einander uf dem Lands- 
berg trinken. Nibde ib. 529: solch pfand u. busse sollen uber die bruck 
nit gfart, sondern im dorff durch ein faudt u. gemein verdruncken- werden. 
565. 575 Note. 583. W. der Fofſenhelde v. 1883 ib. 530 8 4—6: ber Graf fol 
von ten Nügen ein Stüd Wein anfchaffen, bad die gemeinen Märker trinken. 
Ebenfo 1444 ib. 582 f. 1540 ib. 588: die Strafen follen durch die märcker 
vertrunken werden. 1491 ib. 801: die Buben, welche für Ausbleiben beim Be 
gräbniß der gemein verfallen, sallen verdrincken die gehorsam bei dem be- 
grebnus sein gewest. II. 880. 580. 635. 1866 ib. IIL 420. 1485. ib. 454: 
were e8 sach, das die merker ire puss verzeren wölten. 1509 ib. 474 $ 3, 
6 u. 7: obe die nachbarn rathg würden, die busse zu vertrinken. ®. v. 
Obertleen v. 1480 ib. 499: denselben wein sollen armen u. reichen trinken, 
u. die geschwornen sollen den weinscherer u. den wein von der ruge be- 
salen; reichen die Rügen nicht, fo foll der Obermärfer das Mehr bis zum nächften 
Mörkerbing auslegen. Werheim ib. 600. Lanken 1895 ib. 501 $ 6: was von 
den vorg. bussin gefellet, daz man daz verzeren solle under der linde mit 
den hern u. merkern sementlich. Hofftetten 1384 ib. 542: ber Bogt foll die 
eynung mit den machgebauern vertrinken. Geisweiler IV. 265 $ 3: mag der 
meyer die fell mit den hubern vertrinken. 1635 ib. 560 $ 17: bie Bußen 
von ber gemeinen Weide zweier Dörfer follen im wohlfellftien Wein von beiben Ge⸗ 
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abgaben, Aufnahmegebühren und viele andere Gefälle entweber von vorn- 
berein in gemeinfchaftlich zu verzehrenben Speiſen und Getränten, ober fie 
wurden, auch wenn fie in Gelb zu entrichten waren, ganz ober theilmeife zur 
Ausrichtung eines genoßenſchaftlichen Gelages verwandt®?,. Selbſt gemeine 
Zinfe, Renten und Pachigelder, den Erlös aus Holz oder Markverkäufen 
n. f. w. zu vertrinfen, nahm man feinen Anftanbt). Und fo weſentlich 
fchien bie Ausrichtung eines Märkergelags, daß fogar, wenn die Rügen zur 
Dedung feiner Koften nicht ausreichten, Verkäufe aus der Mark hierfür vor- 
geichrieben waren®d). Denn wie ſchon nad) dem Bericht des Tacitus jebe 


meinden zufammen vertrunfen werben. 621 $ 17: ein viertel winss den nach- 
barn zu verdrinken. V. 69 $ 3: die gepursame gemeinlich in dem dorf mit 
einande verz&ren. 597 $ 6. 608 $ 4. 713 8 A. 

29 Bol. oben R. 81 u. 82. W. .v. Dürkfeim b. Grimm IL 786787. 
Blenich ib. 812. Kleinfrankenheim ib. 744: u. soll alles hubrecht, so den 
hubern fallen u. gebüren wird, durch den meiger u. einen huber... ein- 
bracht, zusammengelegt, bi einander behalten u. nicht verzert werden bis 
auf den tag, so man dinkhof haltet, das alle huber bei einander sint; nur 
was fie beim Einfammeln verzehren, haben fie für fi. Bergheim 1369 ib. IV. 
2: Bein u. Geld, die werden den huobern, das sy desto basz gessind u. 
getrinkend. Achnl. 247 n. 248. Genzingen 1491 ib. 610 $ Il: quod rustici 
tale (den bei Befigveränderungen zu gebenben) vinum per totum annum differunt 
usque in die Martini, quod tunc cum gaudio bibunt; vgl. $ 15. Rübesheim 
ib. 784 $ 8: sullen daz mit einander vertrinken. Aud ber bei Berheirathung 
eines Bauern zu entrichtende Weinfauf wird vertrunfen, ib. L 802. — Bgl. bei. 
noch über den Charakter bed Rechts anf Theilnahme am Gelage als eines genofien- 
ſchaftlichen Geſammtrechts W. v. 1420 ib. IV. 38 u 44: wenn ber Meier mit 
den Hubern eiuen neuen Huber fett, entrichtet biefer ein Biertel Wein; wer ouch 
sach, das ein huber zu dem hubwin keme, der nit doby gesin wer, do man 
den huber gesetzet hette, der sol als wol recht darzu haben als der doby 
u. mit gewesen were. 

) Bol. N. 208 zu $ 10. W. v. Borchen v. 1870 b. Grimm III. 96: wat 
denne dar aff rentede, dat mogen se verteren gemeynlicken, wen se alle syn 
in des dorps edder kerken denste gewesen, unde anderst nicht. %auberöheim 
1482 ib. IV. 620 $ 17: der gemeind weydt jährlich uf steigung vor 14 gulden 
angeschlagen; der wein, so die steigung bringt, wird gleich vertrunken; 
$ 18: der weinkauf wird in der steigung getrunken. Auch ben Berkaufserlöd 
von Windfällen follen im Ralbacher Thal die Herren u. die Gemeinde, wenn fie 
zuſammenkommen, verzehren; 1582 ib. IL. 26. 

ss) W. der Werbeimer M. v. 1479 b. Grimm IIL 500: wer es sach, das 
der markermeister das imbs nicht kunde bezahlen aus der rüge, so soll er 
greifen in die mark, daraus losen u. das imbs bezahlen. Dagegen foll in 
Obertleen ib. 499 der Dbermärler die Mebrloften bis zur Dedung durch fpätere 
Hügen audlegen, während in ber Boflenbelde nach den W. v. 1883 u. 1444 ib. L 
680 $ 8 u. 584 den Wein dauı „die gemeine merker jenseit u. disseit‘‘ be- 
zahlen follen. Bel. auch ib. IL 588 u. IIL 889. 

24° 
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Volksverſammlung mit einem Trinkgelage ſchloß, ſo bildete ein ſolches auch 
fpäter den ordnungsmäßigen Schluß einer jeden Gemeinde⸗ ober Gerichte 
verfammlung®*), und bie nähere Ordnung dieſer Gelage, an benen ſich ber 
burch das Recht des Antrunkes benorzugte Obermärker®7) und in Hofverbänden 
der Herr oder doch jein Stellvertreter beiheiligen follte, war ein ernftes und 
wichtiges Stud des althergebrachfen Rechts). Auch nach ber Begründung 
eines wirklichen Gemeinbehanshalts erhiell ſich wenigftens bezüglich der Ueber⸗ 
ſchuße bie uralte Sitte5®), der fogar die erften obrigkeitlichen Orbuungen noch 
Konceffionen machen mußten) und beren zäben Kortbeftand im Volksleben 


” Grimm R. U. 895. 529. 869-871. Oben N. 52-55. Grimm, ®. 
II. 189. 

on) 3. 3. 1883 u. 1444 b. Grimm I. 580 8 5 u. 583: der grave sell 
andrinken u. darnach die gemeine merker. Ib. 589: ver Dbermärfer ſoll den 
antrunck thun u. haben. 5%. 

se Bol. 3. DB. ausführliche Beftimmungen über Art und Zubereitung ber 
Gerichte und Geräthe, über bie Zeitbauer der Gelage, über Spiel u. Tanz, über 
bie Theilnahme von Franen u. Gäften und über bie Tiſchordnung, ben Anftand und 
bie gute Sitte 6. Grimm, W. I. 127. 168. 619. 626. 745. 759. 786 f. IL. 466. 
470. 494 (ber jüngfte Schöffe ſoll die Suppe Lochen). 693 f. 697 f. 782. III. 189. 
604—608. IV. 42. 60. 185—186. 159. 177—178. 203. 236. 576 $ 5. 770 8 
8—4, V. 827. 869. 894 $ 9. 415 8 2. 439 & 10—16. 485 8 6. 607 8 1. (bed 
Sentherrn Hund fol unter bem Tiſche fein). Auch unten N. 59 u. 74. Bgl. au 
mein Humor ©. I NR. 20 u. 535—55 N. 186—196. — Formloſer gebt es auf 
bem großen Märkerbing der Zoffenbelde nach bem W. v. 1883 6. Grimm I. 580 
5 6 zu: do auch das gedrenge so gross were, das man nicht konte zum zapfen 
kommen, soll man den einen boden ausschlagen u. das fass uf den andern 
stellen u. schüsseln darin thun, das jederman drinken kunde. 

se) Bol. 3. B. no das W. v. 1658 b. Grimm I. 604—608 über das Mär- 
Tergelag zu Winden u. Welnähr. Der Holgmeifter muß, so viel die kirchspiels 
einnahm u. ausgab verleiden mag, das Erforderliche zum märkergelag anfchaffen. 
Er läßt ten Wein von einigen Echöffen u. Rathsvorſtehern probiren, die Stuben 
im Rathhauſe fäubern u. wärmen, Tiſche aufftellen u. des Kirchipield Trinkgefchtrr 
in Stand fetzen. Dann legt er Rechnung über fein Amtejahr (kirchspielsrechnung); 
er muß genau verrechnen, was er an „Kicchfpieläzinfen“ u. Rügen eingenommen u. 
was er „vor das kirchspiel* audgegeben. Nach Beendigung der Geſchäfte fängt 
das Kicchipielögelage an. Der Holgmeifter zapft an u. wacht barüber, daß nichts 
verfchüttet wird. Ehen bringt jede Hausfrau. Es folgt eine feierliche Hegung bes 
Märkerdings, Verbot bed Unfriedend und der Unmäßigkeit und demnächft bad 
Gelage. Wer fih beim Trunk Abernimmt, muß dad Faß auf eigen Koften noch 
eiumal füllen (dazu ib. II. 466. 693. 697. IV. 770 9 4). Im Uebrigen foll ber 
SHolzmeifter die Koften „in seiner rechnung dem kirchspiel verrechnen.“ Dazu 
die Notiz: similes et ejusmodi consuetudines alibi locorum in talibus sym- 
posiis seu conviviis stricte observantur in dioecesi Trevirensi. 

©, Zn der fühl. 8. O. v. 1482 (C. Aug. I. 8) beißt e8 noch: „dab Bußen 
von des Gemeinde zu Haufen gehalten u. auf drei Zeiten vertrunfen, das Webrige 
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die bis in unfer Sahrhundert gegen dad Bertrinfen der Gemeindeeinnahmen 
wiederholten Verbote bezengen®!). 

Auch anderweite Berwenbung ber Gemeinbeeinkünfte für die Einzeluen, 
wie namentlih zur Erfüllung gleichartiger Berbinblichkeiten Aller“) oder 
endlich zu birefter Vertbeilung unter bie Bollgenogen®), war üblih und 
ſchien von der Verwendung für die Gemeinde als ſolche begrifflich nicht ver- 
ſchieden ®%), | 

3. Wenn num aber jo das Befisthum, die Einkünfte und die Ausgaben 
der Gemeinde fich zugleich als das zufammengefagte Recht Aller vorftellen 
ließen: fo mußten von ber andern Seite ber die gemeinjamen Anredhte, Be⸗ 
züge und Ausgaben Aller fih zugleich als Anrechte, Bezüge und Ausgaben 
der Gemeinde barftellen. ‘Dean wie der gemeinheitlihe Haushalt im Be⸗ 
griff des gemeinichaftlichen ſiecken blieb, fo bildete andrerſeits Alles, was uns 
als bios gejellichaftliche Verbindung von Sndivibualrechten erjcheinen würde, 
einen organiichen Beftandtheil bes einheitlichen und allumfaßenden Gemeinde 
verbanbes. 

So war e8 3. B. mit dem Anrecht auf die Benutzung bes Wucherviehs, 
welches der Herr, der Meier, Keller oder Schultheiß, der Richter, ver Pfarrer 
oder ber Inhaber eines beftimmten Hofes zu unterhalten hatte. Dies war 
ein Recht der Genoßen, Dorfleute, Nachbaren oder Huber‘), deren Jeder im 


aber zu ihrer gemeinen Nutzung u. fonberlich zu Gewehr, ale Harniſch u. Geſchoße, 
gelegt u. das jährlich damit gebefert werben foll.” 

) Das jüngfte Verbot ift wol bad der Gem. O. f. Hohenzollern⸗Hechingen 
v. 19 Ort. 1838 $ 70. Bol. auch öfter. Pant. v. 1734 b. Kaltenbäd I. 
485 8 5. 

er) Vgl. den folgenden $ 15. 

“) So fallen nach den Langewolber Küren v. 1250 u. 1282 hohe Bußen zum 
hell an die Richter u. zum Theil an das Land; dat lantfya (Randeögelb) salmen 
delen... en dat salmen den liuden inde hant geven; ben Richtern aber (redgen) 
in ben Kirchfpielen gibt man das ihre, Richthofen 366 f., bef. 8 5 u. 34; 869 
5 2. — Auf Fehmarn wurden noch im vor. Zahrh., während im Uebrigen das Dorf. 
sechuungdwefen auf den fog. Hirtentagen regulirt wurde, bie Leichen- u. Antrittd- 
gelber auf befonderen Faftnachtöverfammlungen an die Hausbefitzer zu gleichen Theilen 
vertheilt, ehemals waren fle auf Baftnachtögelagen vertrunten worden; nur an 
einigen Drten, wie in Niendorf, flogen auch fie in die allgemeine Dorflaffe; 
Hanffen a. a. D. 128—130. — Bol. au oben N. 85—88. 

“) So heißt ed no 1519 in einem W. über einen fünf Dörfern gemein- 
famen Bald b. Srimm IV. 558. $ 7: Die Eicheln follen meiftbietenb verfauft 
werben, u. solches geld alles den gemeindeeinwohnern der 5 dorff u. mit- 
märker zu guth kommen, einem so vil als dem andern, oder sonst zu nal- 
türftigen versehung des walis u. gemeindenutz angelegt u. usgegebeh werden; 
ebenfo nach $ 8, so man weyde in dem wald verkaufen wird. 

es Es heißt daher, das Wuchervieh fei zu ftellen den genossen, Grimm L 
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Bedürfnißfall ein feſtes Sonderrecht auf bie Beuntzung des Wucherviehs für 
feine beſonderen Wirthſchaftszwede Hatte) Und doch fland es ben Berech⸗ 
tigten, intgemein“, als ein ,Geſammtrecht⸗, zu”) and ſtellte fich daher 
gepenüber dem Eigenthümer des Wucherviehs zugleich als ein Recht der Ge- 
meinde, der Bauerſchaft, des Kirchſpiels ober des Dorfes dar*®), jo daß auch 
bie Gemeinde als jolde und in ihrer Organifation bas Recht zu vertreten 
und zu ſchũtzen Batte®%. Für ben Charakter dieſes Rechtes war ed daher be- 
zeichnend, daß, wenn es auf irgend eine Gegenleiftung gegründet wirb, dieſe 


167. 426; den dorffleuten ib. IV. 146, 219; den nachpuren I. 234; den armen 
leuten ib. 404; den hubern ib. 666 u. IV. 57. 70; den dingläden Ill. 487; 
zue behoef der hofesiude II. 669; das die von Ossingen das recht hand I. 95. 

“ Grimm L 489: wer sin bedarff von der gemeinde, dem zu gonnen. 
Kaltenbäd L 13 $ 8: der Richter ſol der gemain ainen dorfistier halten u 
ain yeder, der sein notturftig wirt, mag in bey inn suchen u. nemen. Ebenſo 
35 8 76 der Müller den saupeern. Bgl. 51 $ 81; 59 8 28; 185 9 85; 528 8 56. 
Der Berlierer muß ihn der gemain erfehen, ib. 69 8 52. 

8. v. Fiſchingen 6. Grimm IL 821: das die dorfiüt hetten eis semlich 
recht gegen den tütschen herrn, das die tütschen herren sollend haben in 
iren costen ein wucherrind u. einen eber. Ill. 188: zue behoeff der gemeinen 
markgenossen. 

ee) Das Wuchervieh ſoll gehalten werben „der gemein*, Grimm I. 598. 599. 
IL. 258. 812 (der gemeine zu iren urber). IV. 80. 688 $ 6—8. V. 220 $ 13 
(der kelmair ist ouch schuldig ainer gemeind ze halten ain wucherstier u. 
ain wucherschwin), 545 $& 10; auch bie Stellen aus Kaltenbäd in R. 66; 
ober „der gebursami“, Grimm I 76 $ 20 (das der gebursamy nutslich 
sy. 77 5 21 — 22. 100-101 (das der bursami nütz u. from si). 315. 
821 (der gebursami gemeinlich, 848 $ 6 — 8. IV. 209. 240; sder der 
geburscheft, ib. IV. 126; dem kirspel II. 148. IIL 28; dem dorff L 139. 
142 & 25. 440 (dem dorff ze A. ein stehelin rint u. das soll bluotrot sin). 
599. IV. 106. 210. V. 105 8 7. — Eehr bezeichnend ift es, wenu in dem Send⸗ 
weisth. v. Off ib. II. 771—773 die Pflicht bes Pfarrers, der Gemeinde bes 
Wuchervieh zu halten, mit feiner gegen fie begränbeten Pflicht zur Predigt u. zum 
Sakrament ganz in Eine Linie geftellt wird. — Bgl. aud ib. I 28. 107. 163. 
263. 326 $ 10. 867. 404. 511. 529. 573. 611. 655 $ 7. 674. 680 $ 11. 687 
689. 704. 785. II. 156. 198. 263. 409. 437. 528. 545. 615. 648. 669. TIL. 39. 
547. 569. 818. IV. 59. 99. 189. 189. 153. 211. 337. 254. 266 $ 8. 276 $ 2a. 
2379. 335 € 231. 361 $ 21. 872 8 11. 377 € 18. 578 6 5. 6118 17. 684 S 16. 

“), Grimm II. 154: dasz unsere lehenherren sollen der gemein halten 
alles fasel vieh, das die gemein ein benügen hab daran; u. beschee dasz nit, 
so soll die gemein greiffen zu der lehenherren gueter im feldt u. im dorff, 
nur das der gemein ein guten genügen beschee. Ib. 156: wenn bad Haus 
Sponheim Stier, Eber u. Widder nicht Hält, foll der Büttel cin Pferb nehmen u. 
reiten u. wenn ex bad Pferd verliert ein neues nehmen, bis der Gemeinde Genäge 
oeſchieht. 
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bald in einer Leiftung aller Einzelnen, wie in ber Zehntlaft?%) oder einem 
Grundzius 71), bald in einer Leiftung ber Gemeinde als foldher oder in einer 
auf ihre Allmende gelegten Laft beiteht”2). — Ganz ähnlich aber verhielt es 
fih mit mandherlei anderen gemeinen Gebrauchsrechten, bie 3. DB. an des 
Heren Geräth, an Maß und Gewicht, an jeiner Yeuerftätte u. ſ. w. vor⸗ 
Tamen?®). 

Ebenſo erjchienen die mannichfachen ftändigen Anfprüce der dingenden, 
zinfenden ober frohnenden Genoßen auf Bewirthung unb Belöftigung, auf 
Gewährung von Geldgeſchenken oder fonftige Gegenleiftungen der Gerichts. 
und Grundherrn als Geſammtrecht alter Art. Denn allerdings kam ber 
Genuß folder Vortheile unmittelbar jedem Cinzelnen zu. Allein ba bie 
fämmtlichen Berechtigten nur in ihrer genoßenjchaftlichen Verbindung und in 


0, W. v. Unbelfingen b. Grimm I. 101: der kylchen zehent ze A. sol 
han ein vaselschwin. 172: der her sol och ein wucherschwin haben in sinem 
costen: wenn aber daz nit gescheche, so sond die genossen kein zehend 
schwin geben. Bgf. ib. 95. 578. 598 f. IL 285. 312. 588. 618. 683. 723. 756. 
771. 772. 789. IV. 146. 150. 156. 234. 

1) Grimm L 727 (1338). IV. 93: fonft find die Huber weder Zins noch 
Beßerung ſchuldig. 

22) Deffn. v. Laufen b. Grimm I. 107 u. III. 188: der Hof muß um be 
fonderer Holgrechte willen den Faſel halten. Wiejendangen ib. L 142 8 25: der 
keller sol dem dorff ain eber haben, darumb söllen sy im siner swin ver- 
gebens hüten. Burbach 1433 ib. 404. II. 258: wegen des Anrechts auf befonderen 
Weibgang. IV. 50. Unb ib. 183 Heißt es fogar, wenn Stier u. Eber nit im 
Hofe find, so sind die huber nit verbunden geding zu haben. 

122) W. v. Vimbuch 6. Grimm 1. 436: der meiger uff dem hoffe solle 
auch haben alle geschürre, mossen, ellen u. sester; also wil sie ymans lihen, 
dem sol man sie nyt versagen, u. derselbe sol sie auch by demselben tage 
widder in den hoff antwurten. Drufenheim ib. 735. Defter. Pant. b. Kalten- 
bädL 11 $ 116: es sol auch der richter u. gemain haben ainen traidt 
metzen, u, welcher in bedarf, der soll in nützen u. prawchen; er wirb aber 
beftraft, wenn er ihn über Nacht behält. Vgl. ib. 18 $ 19. 51 $ 18. 58 8 10. 
167 9 35. 174 $ 25. 183 6 69. 191 $ 70. 342 8 88. 850 8 58. 879 8 80. 
529 g 71. IL 28 8 8. — In Loßburg fol nach dem W. v. 1539 db. Grimm 
L 894 im herpst der kilchherr ainen kessel haben in seinem kosten, u. wen 
ein frow im kirspel krut sieden will, soll er pfarrer ir den zu leihen schul- 
dig sein. — In Marlei 1388 ib. 729 wird der von einer zollfreien Hube ge 
fehuldete halbe Ohm Honig armen u. reichen, wer es heischet, durch s, 
Rickarten ere gegeben; eine Babebütte aber, zu welcher jene Hube die Dauben u. 
Der Keller bie Reifen liefert, soll man lyhen kindbettern u. wer es bedarf. — 
Bol. ib. 725—726 über die rechte so die huber haben zu u. fr. mühle — 
Und ib. 611: der orden schuldig zu halten .. ein stettigs fewr uf dem hoeff, 
im fhall so einem nachbauren das feuer aussginge, dasselb wider daselbst 
anzuzinden. 
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ihrer gemeinſamen Thaͤtigkeit jene Anſprũche erlangten und ſchon äußerlich 
auf den allgemeinen Gerichts. und Zinstagen ober an ben gemeinen Frohn⸗ 
tagen als eine verfammelte Geſammtheit Die betreffenden Leiftungen entgegen: 
nahmen, fo fchien aud hier zugleich ein Recht und eine Einnahme ber Ge⸗ 
meinde als folder vorzuliegen’*). 

Ganz analog verhielt es fi mit allen gemeinen Ausgaben, welche auf 
Grund einer gleihmäßigen Verpflichtung aller einzelnen Gemeindegenoßen ger 
macht wurden. Auch fie wurden zugleich zu den Ausgaben der Gemeinde ge 
rechnet, indem durch fie bie in der Geſammtheit bargeftellte und folgeweile 
mitverpflichtete Gemeinde Hleichfalle entlaftet zu werben jchien?d). 

V. Eine ungleich höhere Bedeutung hatte von vornherein in ben Gil⸗ 


0) Das Recht auf eine beftimmte Bewirtbung und Befchenfung an ben Ge⸗ 
richte» und Zindtagen ift daher ein Recht der gemeynd, 3. B. b. Grimm V. 589 
$ 12; der gemeinen huber beim Jabrgebing ib. L 826 8 1; der genossen, ib. 171 
(den genossen ein viertel weine), 436 (zu der genossen recht gehört eine genau 
vorgeſchriebne Bewirtfung des gantzen gediges u. der gemeynde im offenen 
Ding); des Ichenmann II. 405; der schefen u. lehnleuts ib. 441; hoefer 470; 
hoeber 671; hofeslüde III. 40; nachbarn ib. 23 (ein viertel wins den nachbarn 
so dick als man ungebotten geding helt). Ebenſo aber verhält es ſich mit dem 
Anſpruch auf Bewirthung und Beſchenkung ber Ziufenden (3. 8. ib. V. 6589 $ 12 
ale Recht der gemeinde, III. 244 ald Recht der erven) u. Frohnenden (5. 2. IL 
115. 117, wo ſehr genauer Speifezettel. 412. 693. 697. IV. 577 8 5). Bel. aud 
I. 146. 299. 888. 450. 664. III. 548. 749. 770. 875. — Insbeſondere gehörten 
zum Gefammtrecht die mancherlei Anſprüche der Huber in ben Dinghöfen an Zins 
und G@erichtötagen; fie Haben außer dem Recht auf beflimmte Speifen und Getränfe 
und auf das erforderliche Geräth oft auch den Anſpruch anf beſtimmte Geldgeſchenke 
(3. B. I. 711. 714 u. 750), auf ein helles Fener und heitre Mienen (V. 327 8 8), 
auf eine gute Stube und euer und Licht (V. 423 8 8—4. 437 8 2, 460 8 10); 
ja auf die Stellung eines dritten Manns zum Kartenfpiel (ib. 460 $ 10); vgl. I. 
651. 688. 686. 703. 715 8 3. 724. 728. 782. 804. IV. 28. 81. 37. 56. 57. 72. 
75. 100. 117. 135. 186. 177 f. 203. 217. 290. V. 408 8 5. 403 8 8. 404 8 8. 
409 8 7. 428 8 2. 475 8 3. 492. 674 $ 18. — Auch gehörte zu den Gemeinde: 
rechten der Anfpruch auf die Stellung der Muſik zum Tauz, ib. IH. 369. 563— 
"594 Note. IV. 576 8 5; auf Bewirthung u. Beſchenlung der Kinder u. deö Ge⸗ 
findes, ib. I. 441. II. 168. 411. 413. 509 f.; auf die Bewirtbung der Schöffen, 
wo nur dieſe noch berufen werben, ib. I 611. 631. 692. 794-796. 789. 745 f. 
& 4, 7, 9-15. 860. II. 89. 105. 128. 278 $ 11. 738. 767, oder der Schöffen 
u. ihrer Frauen u. Gäfte, J. 552 u. 625. III. 189. — Die gehörige Bewirthung 
ift Vorbedingung des Rechtiprechens, vgl. 3. B. W. v. Lörrach ib. I. 826 8 1: 
den gemeinen hubern ®ein, Brot u. Muß, sus sprechent si nit. Ebenſo ber 
Zinszahlung, vgl. ib. IL. 122: fonft behält ber arme Mann fo viel Hafer im Sad, 
um eine Mahlzeit davon zu halten. — Bel. and Grimm, R. A. 394 f. u. 869; 
Maurer, Frond. III. 307. 

'5) Bgl. den folgenden 8. 
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ben jeglicher Art das bewegliche Gefammivermögen. Trotzdem reichte urjprüng- 
lich auch bier die alte Vorftellung des Geſammtrechts aus. Was an genoßenſchaft⸗ 
licher Habe, an Geräth, Borräthen ober Gelb im Gemeinbefig war, gehörte ber Ge⸗ 
fanımtheit, aber es gehoͤrte fo gutder Gilde, Brüberfchaft ober Gefellichaft, als den Ge⸗ 
noßen, Brübern ober Gefellen gemeinlich. Und ebenſo waren bie genopenfchaftlichen 
Einnahmen und Ausgaben Geſammteinnahmen und Gelammtausgaben 
ſchlechthin, ohne daß dabei der Unterjchieb eines Torporativen Haushalts und 
einer gejellihaftlihen Miteigenthumsverwaltung zum Bewußtſein gelom- 
men wäre. 

In der Folge jeboch war es gerade das bewegliche Gefellichaftsnermögen, 
welches, wenu auch erft nach dem Vorgange und Vorbilde bes ftäbtifchen Ge⸗ 
meinwejens, in Brüberichaften und Gilden ben Körperihaftsbegriff heraus- 
- bilden half und ihm die entichiebenfte Ausprägung gab. Zu der ftänbigen 
Habe biejer gewillfürten Vereine gehörten frühzeitig Gegenſtände, kei beren 
Gebrauch die unmittelbare Betheiligung Aller aufhörte oder zurüdtrat, wie 
3 D. das Inventar des Verfammlungshaufes, Siegel, Fahnen und Embleme, 
Ntenfilien für gottesbienftliche Zwecke und für Begräbniße, Kiften und Kaften 
u. |. w. Eine gemeinfame Kaffe, die unter beftimmt georineter und rech⸗ 
wungspflichtiger Verwaltung ſtand und nur feft abgegrenzten Zwecken biente, 
wurde. gebildet. Zu ben aus Bußen, Renten und Gefällen fließenden Ein- 
nahmen traten regelmäßige Mitgliederbeiträge, welche beſonders geeignet waren, 
es almälig Bar zu ftellen, daß babel ein Wechſel des Subjektes ftattfand, 
obwol „Ale an „Alle” zahlten. Unter ben Ausgaben mehrten fich diejenigen, 
welde dem Genoßenſchaftszweck dienten, ohne doch unmittelbar und gleich⸗ 
mäßig allen Einzelnen zu Gute zu kommen, wie die Ausgaben für religidfe 
und fittliche Zwede, für Ehrengeichenfe und Befoldungen, für die Unterftügung 
nothleidender oder flüchtiger Brüder u. |. w. Sn bdiefem Allem aber lagen 
Die Anfänge und Keime eines forporativen Vermögens und forporativen 
Haushalts. 

Auch bier jedoch war mit der Vollendung des Koͤrperſchaftsbegriffs nur 
die begriffliche Auseinanberfegung von Einheitsrecht und Vielheitsrecht, nicht 
die ausſchließliche Geltung des einen oder des andern zur Nothwendigkeit ge- 
worden. Möglih und Häufig blieb — und bierin zeigt fich die lebendige 
Sortwirkung bes alten Geſammtrechtsbegriffes — die organifche Verbindung 
eines Eorporativen Eigenthums und jelbftändiger Sonderredhte aller Genoßen. 
So waren denn auch nach ber entihiebenen Ausprägung ihrer Torporativen 
Natur die Gilden aller Art geneigt, das bewegliche Bermögen gleichzeitig tem 
Ganzen und ben Einzelnen dienftbar zu machen. Nad wie vor daher nah. 
men fie unter das Gildevermögen Gegenftände auf, welche für den wirtbichaft- 
lichen Sondergebrauh aller Genoßen, 3. B. in Gewerbögilden für den Ge- 
werbebetrieb der Einzelnen, beftimmt waren und woran dann ben Einzelnen 
felbftändige und nicht willlürlich entziehbare Gebrauchsanſprüche eingeräumt 
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wurden. Nah wie vor ferner war es die Genofenfchaft als ſolche, welche 
neben den rein torporativen Einnahmen und Ausgaben zugleich gejellichaftliche 
Zuſammenſchüße und Ausgaben für gleichartige Individualzwecke der Einzel- 
nen vermittelte. Nach wie vor blieb ber genoßenſchaftliche Haushalt bie zu 
irgend einem Grabe zugleich eine Gemeinwirthſchaft, die zur Ergänzung ber 
Einzelwirthichaften da war. Und fo blieb überhaupt in Bezug auf alles 
Gildevermögen mit bem forporativen Element ein gefellichaftliches Element 
in ähnlicher Weiſe verbunden, wie dies heute in durchgehildeterer Geftalt im 
Segenfeitigkeitsgenopenfchaften, Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoßenſchaften und 
fonft der Fall ift, 

Ganz befouders harakteriftifch ift in biefer Beziehung bie Art und Weiſe, 
in welder die Genoßenſchaften bas alte Geſammteigenthum fortbildeten, als 
zuerft wahre Kapitalien in ihren Befitz Tamen. Ein jelbftändiges und 
fruchttragendes Kapitalvermögen, das durch Hanbelsgeichäfte und Darlehen 
angbar zu machen war, ift in ber Form eines genoßenſchaftlichen Bermögens 
wol am früheften bei den Münzergeno Benfhaften vorgefommen, denen 
ja neben Juden und Lombarden bie auschließliche Befugniß zu eigentlichen 
Geldgeſchäften zuftand. Ueber die Verwentung eines ſolchen Kapitals find 
und nun einige Nachrichten aus Köln erbalten. 

Die dortigen Erbhausgenofen beſaßen nach ihrem Statut von 1341 7%) 
auf der Münze ein Gefammtlapital von 1200 Mark, das nie getheilt, fon- 
bern ſtets zu Aller Nuten auf ber Münze erhalten werben follte (want sy 
solin alwege vur der munzen inde up der muynzen biyven in unser alre 
urbair). Dies follte gelten, fo lange Eiche und Erbe fteht (vaste inde stede 
zohalden, als lange als eych ind erde steyt), weshalb nicht nur alle gegen- 
wärtigen Hausgenoßen es beichwören, fonbern neue Hausgenoßen niemals vor 
Ableiftung des gleichen Eides aufgenommen werben follten. Bon dieſem un- 
tbeilbaren Kapital nun konnte jeder Genoße gegen ausreichende Bürgſchaft 
und Ausftellung einer Schuldurfunde 100 Mark oder nad) Bedürfniß noch 
mehr als Darlehen auf ein Sabr erhalten. Sowol er als fein Weib und 
feine Bürgen mußten bie gehörige Rückzahlung an die Geſammtheit oder ihre 
Orbre (den huisgenossen of so weme sijt bevelint) angeloben. Mit diefem 
Gelde durfte er dann während des Jahres Wechslergeſchäfte machen (dat selve 
gelt up der munzen dat jar us wenden inde keren), follte aber die Hälfte 
bes Gewinns (winnung) an tie Haudgenofen oder ihre Ordre herauszahlen. 
Ber feiner Rüderftattungepfliht nicht nachläme, follte fein Genoßenrecht 
(huisgenoisschaft) verlieren; die Hausgenofen follten fih dann an die Bürgen 
und die Ehefrau halten, von benen bie erfteren ebenfalls, wenn fie nicht zahl. 
ten, ihre Brüderſchaft einbüßen follten. 

Im Sabre 134977) wurde das Kapital auf 1500 Marl erhöht und 


129 B. Ennen u. Ederp, Quellen L 308. 
N B. Ennen un Edery, Quellen I. 310 f. 
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einftimmig feftgefeßt, daß jährlich durch das Loos drei Genoßen beftimmt 
werben follten, von denen jeder gegen Stellung von 5 Bürgen und Mitver- 
pflichtung feines Weibes eventuell eines Stellvertreter 500 Mark als Darlehn 
anf ein Sahr erhalten follte, um es zu eignem Ruben zu gebraudyen?®). Diefe 
drei Genoßen jollten dafür während des Jahres den fog. „Dienſt“ beforgen, 
welcher in ber Ausrichtung eines beftimmt vorgefchriebenen Traktaments, wozu 
alle Genoßen zu Taben waren, in ber Meberfendung von 4 Schillingen an 
jeden Genoßen nach bem Ehen und in werfchiebenen Praeftatiouen an bie 
Borftände und Beamten ber Genoßenſchaft beftand. Wer aber einmal ans 
geloft war und gedient Batte, follte nicht eher wieder mitlojen, als bis Alle 
berangelonmen waren. 

Her ift nun offenbar die Genoßenſchaft als ſolche, deren korporatives 
Weſen entichieben ausgeprägt ift, die Eigenthümerin des in Frage ſtehenden 
Kapitals. Schon die ſtark betonte ewige Untheilbarfeit schließt jeden Ge⸗ 
bauten an ein bloßes Miteigentum ans. Auch ftehen ſich die Genoßenſchaft 
und ber einzelne Genoße bezüglich ber Hingabe und Rüderftattung, ber Bürg- 
ſchaftsſtellung und Gewinntheilung und aller barans folgenden Rechtsverhält⸗ 
niße durchaus wie zwei beſondere Rechtsſubjekte gegenüber. Allein e& liegt 
keineswegs in roͤmiſcher Weiſe das Alleineigenthum einer juriftiichen Perjon 
vor. Denn das Kapital ift won vornherein nicht oder doch nicht ausichliehlich 
für die einheitlichen Zwecke bes Torporativen Ganzen beftimmt. Vielmehr laͤßt 
aur bie im erften Statut ansgemachte Theilung bes Gewinnes bezüglich ber 
an die Genoßenſchaft fallenten Hälfte eine Eorporative Verwendung überhaupt 
offen?®), im Uebrigen bat das Kapital die ausdrückliche Beitimmung, ben 
Einzelnen für die Zwecke ihres kaufmänniſchen Privatgeihäfts (ze irrer aller 
urber, in unser alre urbair) zu dienen. Die Genogenfchaft giebt baber auch 
nicht nach freiem Entſchluß wie an beliebige Dritte, deren gleichzeitige Vereins⸗ 
mitgliedſchaft juriftifch unerheblich wäre, die einzelnen Theilſummen ihres 
Kapitals an bie Genofen zum Darlehn hin. Sie ift vielmehr zu dieſer Hin- 
gabe nach orbuungsmäßigem Turnus und unter feititehenden Bedingungen 
verfaßungsmäßig verpflichtet; das Kapital ift gerate deshalb in ihrem Befit, 
um den einzelnen Genoßen und ziwar nur ihnen und ihnen allen in gleicher 
Beife zur wechielweilen Sondernutzung anbeimznfallen. So ift denn auch 
das Anrecht des einzelnen Genoßen auf das betreffente Kapital einerjeits 
offenbar ein feftes und dem Torporatinen Mehrheitswillen gegenüber jelbftän- 
diges Privatrecht®), und doch andrerſeits bebingt und beftimmt durch die Ge⸗ 


?®) „haven, hantyeren ind keren ind wenden zo irme nutz ind urbere, 
sunder yemans wederreyde, wie sij dat bes doen mogen“. 

”®) Ebenſo möglich aber if, daß vielmehr Theilung dieſer Gewinnhälfte unter 
bie übrigen Genoßen flattfand. 

*) Genau wie etwa das Guthaben des Genoßenfchafters in einer mobernen 
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noßeneigenſchaft unb mit bieler fo eng organifdh verbunden, daß durch Säummiß 
bei der Rüdzahlung die Mitgliehfchaft in ber Genoßenſchaft feibft verloren 
geht. Wegen dieſer durch das Genoßenſchaftsſtatut vermittelten organifchen 
Berfnäpfung des korporativen Eigenthums und der Sonberrechte ber Genofen 
erhält and bie Genoßenſchaft als ſolche für das gelichene Kapital nicht, wie 
bieg einem Dritten gegenüber der Fall fein würbe, ein volles Aequivalent. 
Vielmehr wirb, wenn in ber Gewinnvertheilung bes erften Statuts ein ſolches 
noch gefunden werben koͤnnte, nad) bem zweiten Statut jedenfalls nicht ein wirklicher 
Entgelt gewährt, fonbern es wird nur burch die Vorſchriften über den „Dienft® 
zu Ounften der in dem betreffenden Jahr nicht zum Kapitalgenuff berufenen 
Einzelnen eine gewiße Ausgleichung bergeftellt. | 

Offenbar liegt in diefen Statuten ber Kölner Münzer, deren Sapungen 
ficher nicht vereinzelt geftanden baben®!), eine etwas unbehilflihe Verwirk⸗ 
lichung besfelben Gebanfens, der in volllommeneren Geftaltungen fo frudt- 
bar für die neuere Kapitaldaffociation geworben iſt. Das durch die genofen- 
fhaftlihe Vereinigung an Kraft potenzirte Kapital fol in feinen Früchten 
wieder an bie Einzelnen zurüdftrömen: die Rechtöform aber für ein ſolches 
Berbältnig, das dem römifchen Leben unbelannt war und daher aud im 
römtfchen Recht Leinen Typus hervorbrachte, entwickelt fi einfach aus ber 
germanifchen Genoßenſchaft und ihrem Gejammtrecht. 

Andre Genoßenſchaften machten jelbft durch Anlage oder unmittelbaren 
Gebrauch ihre Kapitalien nutzbar, vertbeilten aber demnächft die Revenüen 
oder doc beftinmte Praebenden aus benfelben an bie Einzelnen. Gier wur. 
den dann oft die Bezugsrechte der Einzelnen nicht nur zu felbftändigen Privat 
rechten, ſondern erfchienen mehr und mehr ihrerfeits als ber Kern bed nun- 
mehr lebiglich mit Rückſicht auf feinen Vermoͤgenswerth behandelten Genoßen⸗ 
rechts, das zulekt wol gar von dem entiprechenden Bermögensrecht völlig ab- 
forbirt ward. Offenbar machten fih bier in Bezug auf Kapitalien genau 
biefelben Entwidlungsgefeße geltend, welche die Geſtaltung des genoßenſchaft⸗ 
lien Gefammteigentfums am Grund und Boden und ber Tiegenjhaftlichen 
Geſammtgerechtſame beherrſchten. Wir finten daher auch hier überall ganz 
analoge Phaſen und Formen der Rechtsbildung®?). 


Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoßenſchaft oder das Anrecht des Aftionärd auf 
Dividende. | 

Bol. z. B. das Stat. der Körperfchaft der Officialen des Buramtes v. ©. 
Brigiden in Köln v. 1520 b. Ennen u. Eckertz a. a. O. I. 244, wonach bas 
900 Mark betragende Genohenfchaftöfapital ben beiben jährlih zu wählenden 
Meiftern in gwei Raten geliehen werden follte, wogegen biefe bie Rüdgabe eidlich 
verfprechen und je 12 verdiente Amtleute ald Bürgen dafür beftellen follten. 

62) Hierher gehören manche geiftliche u. weltliche Bruderſchaften u. Gilden, be- 
fonders in fpäterer Zeit. Vgl. Th. I. 239. 335 R. 17. 853. 869 N. 1. Bel. and 
Hanffen, Fehmarn 836 über das Kapital einer dortigen BVetterfchaft, welche bie 
Zinfen an bie Bettern (jeder erhielt alle 3 Jahr 2 species) vertheilte. 
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8.15. Sefammtfordberung und Gefammtverbinblidkeit. 


Wie im Sachenrecht Gefammteigentfum und Gefammtgerechtfame, fo 
waren im Obligationenredht Geſammtforderung und Geſammtverbindlich⸗ 
keit Erzeugni und Korrelat des alten Genopenfchaftöbegriffs. 

A. Gejammtforberungsrehte find bereits als Beſtandtheile des 
Geſammtvermoͤgens und Quellen des Erwerbs von Geſammteigenthum vielfach 
erwähnt. Dabei hat fi ſchon zur Genüge beransgeftellt, daß als ihr Sub- 
jelt die Geſammtheit genau in demjelben Sinne wie bei Gejammtjachenrechten 
erihien. Zu welcherlei Handlungen, Leiftungen ober Zahlungen daher aus 
Satungen, Rechtsgeſchäften oder unerlaubten Handlungen die Herren und 
ihre Beamten, beliebige Dritte ober eigne Glieder einer Genoßenſchaft ver- 
pflihtet fein mochten: die Berechtigte war ſtets die Geſammtheit ſchlechthin 
in ihrem zugleich einheitlihen und vielbeitlihen Beſtande. Das genoßen- 
ſchaftliche Gejammtforberungsreht war daher weber die durchweg einheitliche 
Forderung einer Zuriftiihen Perfon noch eine bloße Summe jelbftändiger 
Einzelforberungen, fondern batte für das eine oder das andere fowie für eine 
Miſchung von Beidem als für bloße Modalitäten desſelben Begriffes Raum. 
Thatfächlich mochte die eine Genoßenjchaftsforderung einem Torporativen Ein- 
beitörecht nahe ftehen, die andere ald Summe für fich beftehender, durch bie 
Verbindung der Gläubiger, bie Identität des Objekts ober auch durch bloße 
Gleichartigkeit zufammengehaltener Horderungsrechte aller Genoßen erfcheinen: 
begrifflih ſchien damit nicht eine Verſchiedenheit des Subjekts, fondern nur 
eine Verſchiedenheit der mehr oder minber feften Zuſammenfaßung geſetzt zu 
fein. In beiden Fällen wurde „Allen“, nur bier „bejonders" und bort „ind 
gemein", geſchuldet; und zulegt ließ fich jedes noch fo einheitlich koncentrirte 
Sorderungsredht der Gefammheit in eine Summe von Theilforberungen auf- 
gelöft und jede irgendwie verknüpfte Vielheit von Sonderforberungen aller 
Genogen in eine einheitlihe Genoßenſchaftsforderung zufammengefaßt vor- 
ftellen. 
Wer baher einer Gemeinde oder Gilde eine Zahlung oder Leiftung im 
Ganzen ſchuldete, der brauchte allerdings nur unmittelbar an die Berfammlung 
ober an ihren gehörig bevollmädhtigten Stellvertreter oder Beamten zu erfüllen. 
Denn er war nur zur Gefammtleiftung an die Genoßen gemeinlich verpflichtet 
und konnte daher jeden einzelnen Genoßen zurüchweiien, der das Ganze ober 
einen Theil abgejondert für fih verlangte. Datte er aber etwa aus freien 
Stüden jedem Einzelnen zum verhältnigmäßigen Theil geleiftet und Abnahme 
gefunden, fo erſchien er ficherlih als befreit. Denn wenn hier auch ſtatt bes 
richtigen Weges, an Alle „gemeinlich” zu erfüllen, der unrihtige Weg, an 
Alle „befonderd" zu leiften, eingefchlagen war: jo -mar doch ſchließlich das 
rechte Subjekt in ben Beſitz des gefchuldeten Objektes gelangt und bamit die 
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Forderung konſumirt. Es war ja an Alle, mithin an bie Geſammtheit, bie 
fih mit Allen deckte, geleiftet!). 

War umgekehrt Semand allen einzelnen Gemeinde» oder Gildegenoßen zu 
gleihartigen nach Einzelbsträgen feftgefetten Leiftungen verpflichtet, jo konnte 
und mußte er, da er eben „Sebem* etwas fhuldig war, zunächſt jedem Ein- 
zelnen abgefondert erfüllen. Wenn er jebodh, wo eine Zufammenfaßung thun- 
ih war, au die Genofenfchaft im Ganzen zur Bertbeilung unter bie Einzel- 
nen geleiftet und Abnahme gefunden hatte, fo war er jeinerfeits befreit und 
der Einzelne Tonnte fi wegen feines Sonberanfpruchs nur noch an die Ge 
noßenſchaft halten. Denn feiner Verpflichtung, eine Summe von Einzel- 
leiftungen an „Alle” zu erfüllen, batte er auch fo genügt, ba er das Ganze 
an die Geſammtheit geleiftet hatte, bie Geſammtheit aber alle Einzelnen nnd 
zwar Alle ohne fefte Abgrenzung ber Bereindmitgliedichaft gegen die Indivi⸗ 
dualperfänlichkeit in fich enthielt?). 

Dazwiichen nun aber lagen zahlreiche genoßenſchaftliche Rechtsverhältniße, 
bei denen von vornherein eine einheitliche Forderung der Geſammtheit für be⸗ 
ſtimmte Beziehungen in eine Summe von Theilforderungen ber Genoßen 
zerlegt oder umgekehrt felbftändige Sorberungen der Genoßen zu einem von 
der Genoßenſchaft und ihren Beamten zu vertretenden umd geltend zu machen 
ben Einheitsrecht zufammengefaßt waren. Nur waren bierbei bie Grenzen 
nicht feft und principiell, fondern flüßig und konkret, indem ber Eine Begriff 
einer Borberung der Geſammtheit für die verfchiebenften dem Einzelfall ange- 
mehenen Nũancirungen Raum hatte. 

Endlich mußte auch, wie von bem genoßenſchaftlichen Gefammteigenthum 
bie Gemeinfchaft zur geſammten Hand, fo von der genoßenſchaftlichen Ge⸗ 
ſammtfordernng die Sorberung zur gefammten Hand?) vor ter Bollen- 
bung bes Körperfchaftsbegriffs fich zwar fcharf unterjcheiden: der Unterjchieb 
fonnte aber nicht in ber principiellen Bejahung oder Verneinung eines von 
ber Mehrheit der Einzelnen verſchiedenen Forderungsfubjeltes gefunden werben. 
Bielmehr war, wie bei der Genoßenſchaft bie Eriftenz, fo bei der geſammten 
Hand die Nichteriftenz einer felbftändigen Perfönlichkeit des Ganzen noch Intent 
und gewißermaßen in der Schwebe, jo daß in beiden Bällen eine zugleich ein- 
heitliche und vielheitliche Geſammtforderung gleicher Weife vorzuliegen fchien. 
Darin jedoch unterfhieb fih die Forderung zur gefammten Hand von ben 
hier erörterten Gejammtforderungen, daß bei ihr nach vertragsmäßiger Ab- 
mahung von der Mehrheit der Gläubiger Seber fowol einen Theil als das 
Ganze verlangen, der Schuldner aber fich durch Leiftung an Einen liberiren 


1) Den Beleg liefern die in $ 14 R. 35—89 angef. Stellen. 

2) Bel. oben $ 14 N. 65—74. 

5, Sachſ. fp. DIL 85 $ 1-2. Hamb. St. v. 1270 VII, 8. GStobbe, zu 
Geſch. des beut. Vertragär. 174. 
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und den mit Binem geſchloßenen Bergleich ben Uebrigen entgegenfeßen konute. 
Denn dies berubte auf einem durch die gefammte Hand geichaffenen gegen- 
feitigen Vertretungsrecht ber ‚Gläubiger, von welchem in Gemeinden und Gil- 
den nicht die Rebe iſt. Vielmehr ift hier ftets nur ber durch die Verfaßung 
oder durch befondere Vollmacht berufene Genoße zur Vertretung der berechtigten 
Geſammtheit befugt, mag nun im Mebrigen die Iehtere als vielkbpfige Gläu⸗ 
bigerſchaft ober. als Eorporative Gläubigerin aufgefaßt werben. 

B. Geſammtverbindlichkeiten folgten in großer Zahl theils aus 
allgemeinen Rechtöfäten, theils aus genoßenſchaftlichen Rechtsgeſchäften ober 
auch aus unerlaubten Handlungen. Dabei trat in allen Fällen, indem bie 
Geſammtheit zugleich als Einheit und als Vielheit verpflichtet warb, ber Unter» 
ſchied des alten Genoßenſchaftsrechtes von dem fpäteren entwidelten Körperichafte- 
recht ſehr ſcharf hervor. 

J. Im Allgemeinen zunächft find bier folgende Verhältniße zu 
unterfcheiben. 

1. Wenn eine Genoßenſchaft im Ganzen irgend eine einheitlide 
Handlung, Leiftung oder Zahlung fchuldete, jo haftete bafür die Gefammtheit 
ſchlechthin und zwar nicht nur in ihrer Einheit ſondern aud in ihrer Biel» 
Beit. Allerdings traf eine derartige Verpflihtung zunächft das Ganze bes 
Berbandes: aber dieſes Ganze war ja von ber Summe ber Einzelnen, aus 
benen es ſich zufammenfeßte, nicht zu trennen. Wenn daher die Genoßenſchaft 
als foldhe verpflichtet war, fo waren ſtets auch alle Genoßen, beren Geſammt⸗ 
heit fih ja mit der Genoßenſchaft deckte, mitverpflichtet. Deshalb war and 
eine ſolche genoßenſchaftliche Geſammtſchuld nicht priucipiell, fondern nur dem 
Grabe und ten Modalitäten nach von einer Verpflichtung Mehrerer zu ger 
ſammter Handt) verſchieden. Wie eine ſolche verpflichtete Mehrheit in Bezug 
auf die Schulb zugleich als Einheit erjchien, fo erſchien die verpflichtete ge⸗ 
noßenſchaftliche Einheit zugleih als Vielheit, während hier bie jelbftändige 
MRechtöperfönlichkeit der Einheit noch Intent und bort bie Nichteriftenz einer 
eignen Gefammtperjönlichteit noch unentichieben war. 

a. Möglich war es, daß der Berechtigte durch die befonbere Beichaffen- 
heit feines Rechtes gebunten war, zu nächſt die Genoßenſchaft in ihrer Ein⸗ 
heit, in ihren Borftänden, in ihrem ungetheilten Gejammtvermögen anzu⸗ 
greifen; daß er erft, wenn diefer Weg ihn nicht zum Ziele führte, die Ge 
ſammtheit in ihren einzelnen Trägern auffuchen und fi) an bie Perfon und 
bas Vermögen ber Genoßen fonderlih halten durfte. Allein dies empfand 
man nicht als eine Verfchiebenheit des haftenden Subjelts, jondern nur als 
eine verſchieden abgeftufte. Art ber Geltendmadung. Immer waren es alle 
Genoßen, die herangezogen wurben; fie Tonnten aber, weil fie eben im Ganzen 


9 Stobbe a, a. DO. 188-171. Platner, die Bürgſchaft 36f. Näheres 
unten 9 56. 
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und in ihrer Verbindung ſchuldeten, verlangen, in erfter Reihe insgemein 
nnd erft babiater ſouderlich angegriffen zu werben. War ber Koͤrperſchafts⸗ 
begriff entwidelt, fo ftellte fi ein ſolches Verhältniß als Principalbaft ber 
juriftiichen Perfon unter ſubſidiärer Mitverbaftung der Einzelnen dar: 
vorläufig indeß lag nur der Keim bierzu in einer Haftungsweife, Die von dem 
Zeitbewußtjein einfach als Haftung einer Genobengefammtheit empfunden 
wurbe, weldhe zwar von ber einen Seite ber Einheit und zunächſt als foldhe 
verpflichtet, von der andern Seite ber aber Vielheit und deshalb immer zuletzt 
auch als ſolche verhaftel war. 

b. Weil uun aber in ber alten Genoßenſchaft die Genoßen uidht blos 
mit einem beftimmt begrenzten Stück ihrer Perjönlichkeit, fondern net ihrer 
Derjönlichkeit ſchlechthin ftedkten, indem die gemeinheitlidhe und bie individual⸗ 
rechtliche Seite ber Einzelperjönlichkeit überhaupt begrifflih noch nicht ge 
fhieden war: fo hafteten im Nothfall alle Einzelnen für jede Genoßenſchafts⸗ 
ſchuld unbeſchränkt, mit ihrer ganzen Perfon und ihrem ganzen Vermögen. 
Eine in fubjektiver Beziehung limitirte Haft konnte e8 gar nicht geben, fo 
lange nicht die Gejammteinheit ald ein von der Gejammtvielheit verichiedenes 
Subjekt erfannt und in diefer Eigenſchaft für die Alleinfchuldnerin erklärt 
war. Bar jede Genoßenſchaftsſchuld nur eine genoßenſchaftsweiſe geſchuldete 
Verbindlichkeit Aller, fo mußte von felbft, ſobald diefe Mobalität hinfällig 
wurde, eine gewöhnliche Verbindlichkeit Aller an die Stelle treten. 

Hiermit ift natürlich nicht ausgeſchloßen, bat eine beſchränkte Haftbar- 
feit von objektiver Seite ber durch die ausſchließliche Anweifung einer Ge⸗ 
ſammtſchuld auf eine beftimmte Bermögensmafje bergeftellt werden konnte, 
daß alfo 3. B. die Auflegung einer Gemeinbepflicht auf die Allmende oder 
die Fundirung einer Gildeſchuld auf ein Gildehaus möglih war. Allein 
hierin fteben Genoßenſchaftsſchulden nicht anders als die Berbinblichkeiten 
Einzelner und es kommt baher ganz allein der objektive Charakter der Schuld 
als Realihuld in Betracht, während injoweit, ald daneben ober dahinter etwa 
noch eine perjönliche Verpflichtung fteht, auch wieber bie Mitverbaftung der 
Einzelnen in der Geſammtheit Plaß greift. 

c. Offen enblih bleibt bei der unbeichränkten Haftung der Einzelnen 
für die Gefammtbeit die weitere Frage, ob diefe Haftung eine ratenweife 
oder eine folidarifhe if. An fi ift fo gut im ber Genoßenſchaft wie 
außerhalb berjelben Beides möglih. Je nach ben Umftänven kaunn daher eine 
Genoßenſchaftsſchuld, ſobald und foweit fie die einzelnen Genoßen in ihrer 
Beſonderheit verpflichtet, bald ſich von ſelbſt unter Alle vertheilen bald von 
vornherein Jeden für das Ganze verbindlich machen; oder fie Tann auch zwar 
zunaͤchft satenweiße, in Bezug auf etwaige Ausfälle aber ſolidariſch geſchulbet 
werden. Im Allgemeinen neigte man im älterer Zeit durchaus zu der An- 
ſchauung, daß zwar im Berbältnig der Genoßen zu einander die Gefammt- 
ſchuld fofort in gleiche Theile zerfalle, daß aber nach außen im Zweifel jeder 
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Genoße für dad Ganze hafte. Es fchien fich aus dem innigen Verbande der 
alten den ganzen Menſchen umfapenden Genoßenſchaft von felbft zu ergeben, 
bag „Einer für Alle” ſtehen mußte Die mittelalterliche Rechtsanſchauung 
erlaubte daher ſowol bei Schulden als bei Delikten einer Geſammtheit, ſobald 
von biejer unmittelbar Befriedigung nicht zu erlangen war, ein beliebiges 
Mitglied derjelben herauszugreifen, zu pfänden ober zu verhaften. Es mochte 
dann der Genoßenſchaft überlaßen bleiben, wie fie unter ihren Genoßen eine. 
Ausgleihung herbeiführen wollte In dem mehr völkerrechtlichen Verkehr ver 
Städte untereinander und mit Fürften und Ländern blieb diefer Grundſatz 
aud nach der Ausbildung des Körperjchaftäbegriffes lebendig, wie ja auch heute 
aus dem Völkerrecht noch nicht alle Spuren der Haftung des Einzelnen für 
bie Geſammtheit verfchwunden find. 

2. Wenn umgelehrt alle Genoßen zunächſt in vielheitlicher Weiſe 
Jeder für fi) eine Handlung ober Leiftung fchuldeten, diefe Pflicht aber eben 
Alle gleihmäßig traf, fo ließ fi die Summe der Sonderpflichten, ſobald 
zu ihrer Zufammenfaßung irgend ein Anlaß vorlag, zugleich als genoßenſchaft⸗ 
liche Geſammtipflicht vorftellen. Als Gefammtpfliht aber zog fie zugleich bie 
Geſammtheit in ihrer Einheit in das Schuldverhältniß hinein. Wenn daher 
die gemeinen Berbindlichkeiten Aller zugleich eine Verbindlichkeit der Genoßen- 
ſchaft als jolher begründeten, jo Tonnte auch die Genoßenſchaft in ihrer Orga⸗ 
nifation in der einen oder anderen Beziehung zwiſchen ben Berechtigten und 
bie einzelnen Verpflichteten treten; fie Tonnte z. B. die Einzelbeträge durch 
ihre Beamten ſammeln und abführen Iafen, fie konnte den Gefammtbetrag 
ans ihrem Bermögen vorſchießen, fie Tonnte Ausfälle decken, fie konnte zuleht 
überhaupt die Verbindlichkeit im Ganzen dem Berechtigten gegenüber über- 
nehmen und nur ihrerfeits die Ausgleihung unter den Genofen durch Heran- 
ziehung der Einzelnen zu den ihnen obliegenden Sonderleiftungen als eine 
innere Berbandsangelegenheit betreiben. In allen biefen Beziehungen Tonnten 
fih im Laufe der Zeit je nach dem konkreten Bedürfniß die Grenzen des ein- 
beitlichen und des vielbeitlihen Moments in der Geſammipflicht beliebig ver- 
ihieben, ohne dag damit das fchuldende Subjekt zu wechſeln ſchien. Schuld» 
nerin vielmehr war und blieb die Gefammtheit und e8 war nur das die Ber- 
bindlichleit burchziehende Band Lofer ober ftraffer gezogen, hierhin ober dorthin 
gewendet, jo oder jo mit der abgejonderten bie gemeinfame Haftung Aller 
gemifht. Dabei kam im Ganzen ber immer fefteren. Zufammenfaßung ur- 
fprünglih getrennter Pflichten ſowol die Neigung der Genoßen, in allen 
Dingen verbunden aufzutreten, als das Intereſſe ber Berechtigten zu Gute, 
welche fi lieber einer einheitlich handelnden und frebitfähigeren Geſammtheit 
als den zerftreuten Einzelnen gegenüber ſahen. 

Mit der Vollendung des Koͤrperſchaftsbegriffs mußten die ungleichartigen 
Verpflichtungsformen, welche in dem Einen Begriff der Geſammtverbindlich⸗ 
feit als bloße Modalitäten P lab gehabt hatten, auch bier auseinanberfallen. 
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Nun gerabe zeigte es ſich, wie verſchiedenartige Keime und Möglichkeiten in 
ber alten Geſammipflicht neben einander gelegen hatten. So find dem in 
der That diefelben gemeinen Zins- und Dienftpflichten einer Genoßengeſammi⸗ 
beit, welche in der Regel zu rein individuellen Berbinblichkeiten ber einzelnen 
Grundbefitzer einer Zelbflur wurden, in Stäbten und Zünften zum Xheil in 
sein Lörperfchaftlihe Abgaben und Leiftungsverbinblichkeiten umgewandelt 
worden. 

3. Auch im Berbältuig zu ihren Gliedern war jede Pflicht einer 
Genoßenſchaft eine Gefammtpfliht. Deshalb enthielt die einheitliche Pflicht 
der Gefammtheit gegen den Einzelnen zulegt immer and eine Pflicht der 
übrigen Genoßen gegen dieſen einen, unb eine gegenjeitige Pflicht aller Ge 
noßen erſchien zulegt immer auch als Pflicht der Geſammtheit gegen den Ein- 
zelnen. Wenn tbatjächlih ber beredhtigte Genoße wegen jeiner Befriedigung 
bald mehr an das Ganze in feinen Beamten und Vorftänden, bald mehr an 
jeben einzelnen Mitgenoßen gewiefen war, fo jchien aud bier nur eine ver- 
fhiebene Ausprägung, eine größere Koncentration oder Zerftreuung berjelben 
Pflicht Aller gegen Einen vorzuliegen. Deshalb fonute denn auch fpäter and 
derſelben Gejammtpflicht eine Torporative oder eine gegenjeitige Verbindlichkeit, 
+ B. aus der Unterftügungspflicht Aller gegen den Genoßen jowol die korpo⸗ 
rative Armenlaft der Gemeinde oder Zunft, als Beiſtands und Hilfepflichten 
des Einzelnen gegen ben Einzelnen, des Nachbaren gegen ben Nachbaren, bes 
Bürgers gegen ben Bürger bernorgehen?). | 

4. Dem engen Berbande der alten Genoßenſchaften entwuchs aber noch 
eine weitergehende Solidarität der Pflichten, als fie an fi aus dem Begriff 
ber Sejammtverbindlichfeit folgt. Das war die Haftung ber Geſammt⸗ 
beit für Schulden und Delikte bes Einzelnen. 

An fi ward durch feine beſonderen Handlungen und Geſchäfte nur ber 
Einzelne verpflichtet. Denn wenn er aud, da die Subivitualperjönlichkeit 
noch nicht von ber Verbandsmitgliedſchaft gelöft war, nie als bloßes Einzel⸗ 
weien, fondern immer mit ber Geſammtheit feiner rechtlichen Eigenſchaften 
und folgeweife auch als Glied eines Ganzen auftrat und baftete: jo konnte 
er doch nicht durch fein alleiniges Wollen und Thun diefes Ganze jelbft, wie 
umgelehrt das Ganze ihn, verbinden. Allein in einer Reihe von Berbält- 
nißen erſchien es trotzdem als Die Pflicht der Geſammtheit, jebes ihrer Glieder 
zu decken und deshalb im Nothfall auch für feine Verbindlichkeiten einzufteben. 
Eine ſolche Anjhauung mußte fih um fo eher entwideln, in je fefterer Ge⸗ 
ſchloßenheit die Genoßenſchaften einander und ben höheren Verbänden gegen- 
übertraten und je energiſcher fie in allen Angelegenheiten bes Lebens die ein⸗ 
zelnen Genoßen ſchützten und vertraten. Wenn überall nicht nur Einer für 
Alle, fondern Alle für Einen ftanden, fo fchienen auch Alle für Einen ver- 


*» Bol. oben 8 11 N. 181—145 u. Th. I, 229 f, 
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antwortlih zu fein. So brach ſich denn in ber That nach mandıen Rid- 
tungen bin eine jubfibiäre Haftung der Gefammtheit für die Delikte und 
Schulden der einzelnen Genogen Bahn. Wo eine folde Haftung nicht auf 
ansbrüclicher oder gewohnheitömäßiger Satung berubte, zeigte fih wenigftens 
Die Neigung, fie vertragsmäßig auf die Gejammtheit zu übernehmen. Und 
wenn tie unbebingte Vertretung des Genofen durch die Genoßenſchaft im 
einzelnen alle nicht geforbert ſchien, jo verlangte man vielfach von ber Ge- 
fammtheit, daß fie, um fi von ber Haft für den ſchuldigen Genoßen zu be- 
freien, biefen förmlich aus ihrem Verbande weile und ber Rache oder Strafe 
überlaße; ober man machte die Geſammtheit wenigftens dann für den Ge⸗ 
noßen verantwortlich, wenn fie dieſen gegen einen gerechten Anſpruch in Schub 
nahm, das Hecht gegen ihn weigerte ober jonft ſich mittelbar feine Handlung 
zu eigen machte. Sobald und foweit nun aber die Gejammtheit für ben 
Einzelnen einftehen mußte, war ihre fubfibiäre Verbindlichkeit natürlich eine 
Geſammtwerbindlichkeit im oben entwidelten Sinn, welche nicht blos die Ge⸗ 
noßenſchaft ald ſolche, ſondern auch die Vielheit der Genoßen und fomit jeden 
Einzelnen ergriff. Mithin enthielt zuletzt jede genobenfchaftliche Geſammthaft 
für den Genoßen zugleich die Haftung jedes Genofen für den Mitgenofen 
in fi. 

Am weiteften reichte bie Haftung Aller für Einen in ten alten Ge 
ſchlechtern, die als Geſammtheiten für Wergelb und Schadenserfag, welche ein 
Genoße verwirkt hatte, auflfamen®). Reſte einer ähnlichen, wenngleich be 
fhränfteren Haftung dev Geſammtheit für Vergehungen der Einzelnen finden 
fi in Gemeinden und. Hunbertihaften”). Freiwillig übernahmen die alten 
Schutzgilden, gezwungen die engliichen Vereine für Friedensbuͤrgſchaft eine der⸗ 
artige Gejammthaft?). Nicht felten wurde bei Vereinbarungen verfchiedener 
Genohenverbände miteinander ausdrũcklich ausgemacht, daß jeder Verband dem 
andern gegenüber eine Garantie für feine Mitglieder übernehmen folle?). 


) Th. J. 18f. N. 21-39. Auch über die Haftung ber Geidlechtönerbände 
Ditmarſchens ib. 411 u. Rive, über den Freiftaat Ditmarfchen im M. A., 
Freib. 1871, ©. 21 n. 25. Nach dem zweiten Lande. (zwifchen 1467 u. 1481) 
a. 30 können fich jedoch die Gefchlechtögenogen von ber Zahlung ber Friedensbuße 
durch Webergabe des Friedbrũchigen an bie Öffentliche Strafe und Friedloſigkeit 
befreien. 

) Th. J. 73 N. 43. — Bol. au Urk. v. 1260 b. Trouillat II. nr. 547 
p. 722: bie wegen unbefugten Fiſchens u. Holzens auf Kloftergrund verklagte 
universitas villanorum de Oheim verfpricht dafür einzuftehen, daß Jeder von ihr, 
der das noch einmal thne, Buße unb Erfag geben werde — Löw 263. Maurer, 
Einl. 162—165. 

e Th. I. 231 N. 36 u. 240f. 

N) &o übernafmen in einem Vertrage v. 1278 mit Holftein bie Gefchlechter 
und Binter ihnen die Kirchfpiele Ditmarſchens ausdrückliche Garantie und Haftung 
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Und in dem Verkehr der Gemeinden, Städte und Herren untereinander erhielt 
fich das ganze Mittelalter hindurch die Rechtsanſchauung, daß ſowol bei Ber- 
gehungen wie bei Schulden eines Genoßen der Gläubiger äußerſten Falls fi 
an deſſen Mitbürger oder Mitgenofen halten Tänne!%). Mindeſtens gab man 
auöwärtigen Släubigern daun, wenn die Gemeinde des Schuldners die Suftiz 
geweigert und fo gewißermaßen befien Verbindlichkeit auf ſich geladen hatte, 
bie Befugniß, jeden Gemeindegenofen zu ergreifen nud zu pfanden!!). Nur 
durch ausdrückliche Verträge und Privilegien fuchten die Städte fih gegen bie 
Anwendung eines ſolchen Grunbfahes, der zu dem neuen bürgerlichen Gemein- 
weien nicht mehr paßte, zu ſchützen. Schon die wieberholten Iufagen und 
Berabredungen aber, durch welde die Haftung für Schulden und Vergehnugen 
außer dem Halle ansdrücklich übernommener Bürgichaft auf den urfprünglich 
Verpflichteten beſchraͤnkt warb1®), beweifen, wie bartnädig das Leben den alten 


für flüchtige Räuber und Diebe aus ihrer Mitte. Einer ſolchen vertragämäßigen 
Uebernahme ber Geſammthaft bedurfte es in diefem Kalle Auch bei den Geſchlechtern, 
weil diefe an fi) nur für Gewaltthat, nicht für unwürdige Handlungen ber Ge⸗ 
noßen auflamen; vgl. Landr. v. 1445 $ 15; Nivea. a. O. 38. In einer Berein- 
barung ber beiden Lande der Brofmer u. Emfiger b. Richthofen, frieſ. Rögu. 
137 beißt e8 ebenfalld: bie Berwandten jollen zahlen, sive si cognatos non ha- 
huerit, cives pro eo solvant, si noluerint eum dare actori. 

0) &o Heißt es noch im NKönigsfelder Rechtsbr. v. 19860 5. Gengler, 
Stadtr. 225 $ 5, bie dortigen Bürger follten zwar an andern Orten nur bei ver- 
weigerter Juſtiz, in ber Stadt Neuenburg aber kraft eines althergebrachten Rechts 
biefer Stadt unbedingt wegen Schulben ihrer Mitbürger verhaftet und gepfändet 
werden können. Vgl. auch Schleſ. Lanpr. II c. 11 $ 11. Hüllmann, Stäbtem. 
I. 197—201. Donandt, Brem. Stabtr. L 210. Stobbe a. a. D. 150f. 
Platner a. a. O. 5f. Maurer, Stabtv. IL. 826. 

1) Bol. Priv. f. Regensburg v. 1230 b. Gaupp I. 169 u. Gengler 874 
$ 13: item nullus civis neque bona illius detineri debent loco pignorum pro 
episcopo vel pro duce vel pro quacunque alia persons, nisi tantum pro suo 
concive hoc adjecto, quod detentor ciwibus primo proposuerit causam suam et justitia 
sibi fuerit denegata. Urk. v. 1365 6. Kacomblet IIL 454: civitas autem ipsa 
et cives Col nusquam poterunt vel debebunt communiter vel divisim in 
personis suis aut rebus vel bonis pro promissione, debito, excesso, forefacto 
sive delicto sui concivis vel concivium aut etiam civitAlls impeti, impigno- 
rari, invadi vel quomodolibet aggravari, nisi civitas aut judices civitatis antea 
super eo pluries et legitime requisiti . . justitiam secundum jus civitatis fa- 
cere denegassent. Urk. v. 1267 b. Schoepflin, Als. dipl, Nr. 644. Könige 
felder Rechtebr. 3 5 (in R. 10). Brünner Schöffenbuh Nr. 428 b. Rößler 
197—200. 

12) Bol. 3. B. bie Verträge der Stadt Köln mit Berbün v. 1178 b. La» 
eomblet I. Nr. 464 ©. 326 n. Ennen u. Ederk, Quellen I. 577; wit Flau⸗ 
beru 6. Warnkönig I. Nr. 17: nihil repetatur ab eis pro debito alterius; 
mit. bem Grafen v. Berg v. 1280, 1284, 1299 5. Ennen u. Eder, Onellen 
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Gebrauch feſthielt. Freilich Hatten die Rechtsverhältniße zwifchen den einzel- 
nen Städten und Herrn im Mittelalter einen halb völferrechtlichen Charakter, 
und im Völkerrecht ift es ja bis heute nicht ganz unerhört, ftantliche Gemein- 
ſchaften ober jelbft einzelne Mitbürger für die Handlungen einzelner Stants- 
angeböriger verantwortlid zu machen. 

5. Analoge Verhältniße finden fich übrigens auch bei herrſchaftlichen 
Berbänden. 

Weil zunähft jeder Herr in ſich ten Berband der ihm unterworfenen 
Leute darftellte, ohne daß diefe Stellung von feiner Privatperjönlichkeit akge- 
trennt gewejen wäre, machte er durch feine Verträge und unerlaubten Hand» 
lungen auch bie einzelnen Glieder feines Herrichaftsverkandes haftbar. Das 
ganze Mittelalter hindurch ſah man daher Jeden, der von einem Herrn wegen 
einer Schuld» oder Schadenserſatzforderung feine Befriedigung direkt nicht er- 
Langen konnte, für beredhtigt an, bie Unterthanen, Schubpflichtigen ober 
Hörigen und ihre Güter anzugreifen und zu pfänten!?), Urſprünglich Hatte 
dieſes Pfändungdrecht Leine fefte Grenze, obwol doch nur durchaus eigne Leute 
mit ihrer ganzen Perjönlichkeit in den Herrihaftsverband gehörten und von 
dem Herrn gleih Saden zum Pfande gefeßt werden konnten. Mit irgend 
einem Stüd ihrer Perfönlichkeit gehörten eben auch freie und halbfreie Unter- 
thenen zu ber Herrichaftsfphäre des Herm, und es fehlte meift an einer feiten 


IL. 156 f.; mit andern Städten und Fürften v. 1259 u. 1262 ib. II. 360. 406. 
407. 456; kaiferl. Priv. f. Köln v. 1273 ib. IN; auch die Urk. b. Lacomblet 
II. Rr. 468. 530. 532. 610. 719. 789 u. Enuen, Geſch. 563, bei. N. 6. Kerner 
Das Priv. f. Nürnberg v. 1219 b. Gaupp, Stadtr. I. 177 $ 8: nullus Nu- 
- rembergen. sit alicujus gaphant de jure nec unus mercater pro alio. Handf. 
v. Sreiburg 1. U. v. 1249 ib. IL 108 8 126. Priv. f. Weſel v. 1332 b. Geng⸗ 
ler 522. Berträge der Stadt Hamburg mit friefiichen Lanbeögemeinden v. 1297 
b. Lappenberg, Hamb. Urkb. Nr. 899 u. 900 ©. 750; Bertr, v. Bafel u. Luzern 
v. 1293 b. Trouillat II nr. 426 p. 550. Url b. Seibertz I Rr. 375; 1374 
ib. II Rr. 840 ©. 113; b. Guenther II nr. 151 u. 157; b. Schreiber I 
Ar. 121 u. 185; 5. Niefert I Nr. 15; b. Lappenberg, Stalhof, Urkb. ©. 17 
(0. 1811). — Ebeufo erlangte die Kölner Sudengemeinde eine ausbrüdliche 
Zufage, daß weder fie noch einzelne Juden fortan für Vergehungen einzelner Juden 
haften ſollten; Ennen, Geſch. v. Köln I. 476; Quellen IL. 321. 

1) Bol. Priv. f. Nürnberg v. 1219 b. Gaupp L 177 8 7: quicunque do» 
minus aut alius creditor (lies debitor) alicui Nurembergen. accommodata 
reddere renuerit, mansionarius illius aut mercator vel suus voctman erit 
pignus Nurembergen. Königsfelder Rechtöbr. v. 1360 b. Gengler 225 5 A. 
Brünner Stadtr. aus d. 14. 3. 6. Röfler 361 Nr. 75: ob unsir purger ainer 
eim lanthern oder eim ritter icht parget vor eim schephen o. vor czwain u. 
gilt im daz nicht czu dem tag, so schol er sein leut phenden in der stat. 
Url. b. Boehmer 304—305 u. 548 f., bef. $ 11; b. Seiberg I nr. 277. 
Grimm, ®. L 62. 815 u. 316 (v. 1417). 848. V. 344 8 7. 
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Und in dem Verkehr der Gemeinden, Städte und Herren untereinander erhielt 
fich das ganze Mittelalter hindurch die Rechtsanſchauung, daß ſowol bei Ver⸗ 
gehnugen wie bei Schulden eines Genoßen ber Gläubiger änßerſten Falls ſich 
an deſſen Mitbürger oder Mitgenoßen halten känne 1o). Mindeftens gab man 
andwärtigen Gläubigern dann, wenn die Gemeinde bes Schuldners die Iuftiz 
geweigert und fo gewigermaßen befien Berbinblichkeit auf fich geladen hatte, 
die Befugniß, jeden Gemeindegenofen zu ergreifen und zu pfänden!!), Nur 
buch ausbrüdlihe Verträge und Privilegien ſuchten bie Städte fi) gegen die 
Anwendung eines foldden Grunbfates, der zu dem neuen bürgerlichen Gemein- 
weien nicht mehr paßte, zu ſchützen. Schon die wieberholten Zufagen nad 
Berabredungen aber, durch weldye die Haftung für Schulden und Vergehungen 
außer dem Halle ausdrücklich übernommener Bürgichaft auf den urfprünglich 
Berpflichteten befchränft ward 12), beweifen, wie hartnädig das Leben den alten 


für flüchtige Ränder umd Diebe aus ihrer Mitte Einer foldhen vertragsmäßigen 
Uebernahme der Geſammthaft bedurfte es im dieſem Falle anch bei ben Gefchlechtern, 
weil diefe an fi nur für Gewaltthat, nicht für unwürdige Handlungen ber &e- 
noßen auflamen; vgl. Landr. v. 1445 $ 15; Rive a. a. O. 38. Im einer Berein- 
barung der beiden Lande der Brofmer u. Emflger b. Richthofen, frief. Röqu. 
137 Heißt e8 ebenfalls: die Verwandten follen zahlen; sive si cognatos non ha- 
huerit, cives pro eo solvant, si noluerint eum dare actori. 

0) So Heißt es noch im NKönigsfelder Rechtsbr. v. 1860 6. Gengler, 
Stabtr. 225 8 5, die dortigen Bürger follten zwar an anbern Orten nur bei ver- 
weigerter Zuftiz, in der Stabt Nenenburg aber Traft eines althergebracdhten Rechts 
biejer Stabt unbedingt wegen Schulden ihrer Mitbürger verhaftet und gepfänbet 
werden können. Vgl. auch Schlef. Landr. II c. 11 $ 11. Hüllmann, Städte. 
I. 197—201. Donandt, Brem. Stadtr. IL. 210. Stobbe a. a D. 150f. 
Platner a. a. O. 5f. Maurer, Stadtv. IL. 826. 

19) Bol. Priv. f. Regensburg v. 1230 b. Gaupp I. 169 u. Gengler 8374 
$ 13: item nullus civis neque bona illius detineri debent loco pignorum pro 
episcopo vel pro duce vel pro quacunque alia persona, nisi tanium pro suo 
ooncive hoc adjecto, quod detentor civibus primo proposuerit causam suam ei justitia 
sibi fuerit denegata. Urk. v. 1355 b. Lacomblet III. 454: civitas autem ipsa 
et cives Col nusquam poterunt vel debebunt communiter vel divisim in 
personis suis aut rebus vel bonis pro promissione, debito, excesso, forefacto 
sive delicto sui concivis vel coneivium aut etiam civitälis impeti, impigno- 
rari, invadi vel quomodolibet aggravari, nisi civitas aut judices civitatis antea 
super e0 plurieg et legitime requisiti . . justitiam secundum jus civitatis fa- 
cere denegassent. Urk. v. 1267 b. Schoepflin, Als. dipl, Nr. 644. Könige. 
felder Nechtsbr. $ 5 (in N. 10). Brünner Schöffenbuh Nr. 428 b. Röpler 
197—200. 

12) Bol. 3. B. bie Verträge der Stadt Köln mit Berbün v. 1178 5. La⸗ 
eomblet I. Nr. 464 ©. 326 u. Ennen u. Ederb, Quellen I. 577; mit Flau⸗ 
dern 6. Warnkönig I. Nr. 17: nihil repetatur ab eis pro debito alterius; 
mit dem Grafen v. Berg v. 1280, 1284, 1299 5. Ennen u. Eder, Quellen 
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Gebrauch feftbielt. Freilich Hatten die Rechtsverhältniße zwiichen den einzel. 
nen Städten und Herrn im Mittelalter einen halb völferrechtlichen Charakter, 
und im Volkerrecht ift ed ja bis heute nicht ganz unerhört, ftantliche Gemein- 
ſchaften ober felbft einzelne Mitbürger für die Handlungen einzelner Staats⸗ 
angeböriger verantwortlich zu machen. 

5. Analoge Verhältniße finden fich übrigens auch kei herrſchaftlichen 
Verbänden. 

Weil zunäcft jeder Herr in fih den Verband ber ihm unterworfenen 
Leute barftellte, ohne daß diefe Stellung von feiner Privatperfönlichkeit akge- 
trennt geweſen wäre, machte er durch feine Verträge und unerlaubten Hand» 
lungen auch die einzelnen Glieder feines Herrichaftsverbandes haftbar. Das 
ganze Mittelalter hindurch jah man daher Jeden, der von einem Herrn wegen 
einer Schuld- oder Schadenserſatzforderung feine Befriedigung direkt nicht er- 
langen konnte, für berechtigt an, die Unterthanen, Schußpflichtigen ober 
Hörigen und ihre Güter anzugreifen und zu pfänden!s). Urfprünglich hatte 
dieſes Pfändungsrecht keine feite Grenze, obwol doch nur durchaus eigne Leute 
mit ihrer ganzen Perjönlichkeit in den Derrichaftsverband gehörten und von 
dem Herrn gleih Sachen zum Pfande gejet werden konnten. Mit irgend 
einem Stüd ihrer Perfönlichkeit gehörten eben auch freie und halbfreie Unter- 
thanen zu der Herrichaftäiphäre bes Herm, und es fehlte meiſt an einer feiten 


DIL 156 f.; mit andern Städten und Yürften v. 1259 u. 1262 ib. II. 360. 406. 
407. 456; kaiſerl. Priv. f. Köln v. 1273 ib. III; auch die Urf. b. Lacomblet 
11. Rr. 468, 580. 532. 610. 719. 789 u. Ennen, Geſch. 563, beſ. N. 5. Ferner 
Das Priv. f. Nürnberg v. 1219 b. Gaupp, Stadtr. I. 177 $ 8: nullus Nu- 
rembergen. sit alicujus gaphant de jure nec unus mercater pro alio. Handf. 
v. Sreiburg 1. I. v. 1249 ib. IL. 1038 8 126. Priv. f. Wefel v. 1832 6. Geng⸗ 
ler 522. Verträge der Stadt Hamburg mit friefiichen Landesgemeinden v. 1297 
b. Lappenberg, Hamb. Urkb. Nr. 899 u. 900 ©. 750; Bertr, v. Bafel u. Luzern 
v. 1293 b. Trouillat II nr. 426 p. 550. Url b. Seiberp I Nr. 875; 1874 
ib. U Rr. 840 ©. 113; b. Guenther II ur. 151 u. 157; b. Schreiber I 
Ar. 121 u. 185; b. Niefert I Nr. 15; b. Lappenberg, Stalhof, Urkb. ©. 17 
(0. 1811). — Ebenfo erlangte die Kölner Judengemeinde eine ausbrädliche 
Zufage, daß weder fie noch einzelne Juden fortan für Vergehungen einzelner Juden 
haften follten; Ennen, Geſch. v. Köln I. 476; Onellen IL 321. 

18) Bol. Priv. f. Nürnberg v. 1219 b. Gaupp L 177 8 7: quicunque do- 
minus aut alius creditor (lied debitor) alicui Nurembergen. accommodata 
reddere renuerit, mansionarius illius aut mercator vel suus voctman erit 
pignus Nurembergen. Königsfelder Rechtebr. v. 1360 b. Gengler 225 5 4. 
Brünner Stadtr. aud d. 14. S. 5. Röfler 361 Nr. 75: ob unsir purger ainer 
eim lanthern oder eim ritter icht parget vor eim schephen 0. vor czwain u. 
gilt im daz nicht czu dem tag, so schol er sein Zeus phenden in der stat. 
Url. b. Boehmer 304—805 u. 548f., bei. $ 11; b. Seiberg I nr. 277. 
Grimm, ®. L 62. 815 u. 316 (v. 1417). 848. V. 344 $ 7. 


390 Genoßenſchaft und Gefammtrecht. 


und für Dritte Tenntlihen Abgrenzung dieſes Stücks gegen die übrige Per⸗ 
fönlichkeit 14). Allmälig indeß erfannte man, daß gerechter Weile der Unter- 
than nicht an Mebrerem gepfänbet werben Tounte, als an bem, wozu er jelbft 
dem Herrn verpflichtet war. Man ftellte daher jetzt das Princip auf, daß bie 
Untertfanen nur mit dem, was fie dem Herren an Bete und Steuer ſchulde⸗ 
ten, für deſſen Berbintlichkeiten verhaftet und pfanbbar ſeien 10). Zulekt 
juchte man überhaupt durch Privilegien und Berträge die unmittelbare Mit- 
verbaftung der einzelnen Berbandsglieder für den Herrn zu bejeitigen!); ber 
Gläubiger war dann außer dem Falle austrüdlicher Verbürgung lediglich an 
den Herrn jelbit gewieſen, während Letzterer durch Schapungen und Beten 
mittelbar die Theilnahme der ihm unterworfenen Leute und Gemeinden an 
denjenigen Verbindlichkeiten, welche den ganzen Herrichaftsnerband berührten, 
realifiren mochte. 

Umgelehrt hatte der Herr, weil er ben gefammten Verband barftellte und 
vertrat, in beftimmtem Umfange für die ihm unterworfenen Einzelnen einzu- 
ftehen und fie zu verantworten; insbeſondere Iud er, wenn er ober feine ge- 


19 Doch war natürlich vermöge des inneren Verbanbörechted der Herr ver⸗ 
pflichtet, feine Leute auszuldfen und ſchadlos zu halten. Vgl. Jura burgi Cha- 
teiblanc b. Grimm, ®. I. 848: ber Herr veripricht Bürger, bie pro debito vel 
pro facto domini verhaftet find, auszulöfen. Zugrecht des Oberelſaß v. 1831 ib. 
V. 344 $ 7: wer er ouch für sinen herren bürge worden sins willen oder 
öne willen, der herre sol in ouch von allem schaden ziehen. 

2) In einem Frankfurter Schöffenfpruß v. 1474 b. Thomas, Oberhof 
Nr. 107 &. 857359 wird entfchichen, bag mehrere Angehörige bed Grafen 
v. Wertheim für ein von dieſem gefchulbetes Sahrgeld recht verhafft u. pfantbar 
syn, ein Anderer .aber nit wytter ader aders . . dan so vil er synen gnaden 
jaris zu bette u. stuwer geben musze. Allgemein beißt ed in dem Recht ber 
Freien v. Hachberg (vor 1341) 6. Grimm, W. I. 360: es enmag Öch enkein 
fri man verbotten werden noch gefroent noch behaben in enkeiner stat von 
reht für den herren, won umb als vil, als ein schoeffel habern vergelten 
mage u. ein huon mit zwen tagwan wert sint, ist das er sin dem herren 
eht noch schuldig ist, — er hab denne anders mit der hant gelobt. 

16) Vor Allem die Städte fuchten fi) und ihre Bürger von ber unmitelbaren 
Haftung für den Stadtherrn zu befreien. Vgl. Priv. f. Regensburg v. 1230 8 13 
(oben in NR. 11); f. Schweibnig v. 1285 b. Gengler 421; f. S. Gallen v. 1291 
ib. 409 $ 8: daz man deheinen burger von St. Gallen weder heften noch 
phenden sol an lip-noch an guote, weder für abbet noch für voget, er si ez 
danne selb gülte oder borge; f. Goslar v. 1219 b. Goöſchen 115 3. 18; Urk. 
v. 1281 u. 1236 b. Lacomblet II Nr. 169 u. 205 ©. 87 u. 107; b. Ennen 
u. Eckertz II Rr. 122; v. 1297 b. Boehmer 306; Magdeb. Schöffenfpr. v. 1494 
db. Neumann, Magd. W. Rr. 62. — Aber jelbft in Hofgemeinden findet ſich 
Achnliches; vgl. z. B. W. v. Schwarzach 6. Grimm 1. 426: so ist ein jeglicher 
s. Peters man nit pfantbar fur sin eygen herren, er sye dann ein amptmann 
o. habe es dann gelobt mit der hand. 


$ 15. Geſammtforderung und Gefammtverbindlichkeit. 391 


richtlichen Vertreter die Iuftiz gegen feine Unterthanen weigerten, ihre Verbind⸗ 
lichkeiten dadurch anf fich ſelbſt 17). 

U. Wäbrend nun in’ ben Stäbten und Gilden die urfprünglich auch fie 
beherrſchenden Formen der alten Gejammtverbinblichkeit allmälig überwunden 
wurden: finden wir in ben ländlichen Gemeinden ber Marken, Dörfer 
und Höfe auch biefe alten Borftellungen bis in die neuere Zeit lebendig. 
Jusbefondere find es hier die gegen die Herren ftändig begründeten gemeinen 
Berbindlichleiten, bei denen der principielle Unterſchied von der ftäptiichen Ent- 
widlung in bie Augen fpringt. Se unabhängiger eine Landgemeinde wurde, 
ein befto Träftigeres Geſammtrecht ftellte fich zwijchen ben Herrn und bie Ein- 
zelnen, deſto mehr trat die Gemeinde dem Deren ald Ganzes gegenüber und 
übernahm jelbft die Vertheilung der Abzaben und Dienfte unter ihre Genoßen: 
nirgend aber erlangte fie jene Geſchloßenheit der jtäbtifchen Gemeinweſen, 
welche in allen Dingen und insbejonbere in Bezug auf Dienfte und Steuern 
ihre Bürger gegen den Derm vertraten, jo daß diejer überhaupt kein un- 
mittelbares Recht gegen die Einzelnen, fondern nur ein Recht gegen die Stadt 
als folche Hatte. ine ſolche Nechtögeftaltung ſetzte eben den Körperichafte- 
begriff voraus, während bei Gemeindegenoßenſchaften alter Art mit ber Ge⸗ 
uoßengefammtheit immer zulett auch bie in ihr verbundenen einzelnen Genoßen 
dem Herrn unmittelbar verpflichtet waren. 

1. Bei Beitem die melften ländlichen Abgaben und Dienfte belafteten 
urfpränglih die Einzelnen. Denn mochten fie nun von freien, von hörigen 
oder von unfreien Bauern, und mochten fie au Grund⸗, Gerichte- und Vogtei⸗ 
herrn ober an das Reich, die öffentlichen Beamten und fpäter die Landesherm 
geſchuldet werden: ber urſprüngliche Berpflihtungsgrund lag immer in einer 
unmittelbaren perjönlichen oder dinglichen Unterwerfung ter Einzelnen unter 
das Herrichaftsrecht des Berechtigten. Deshalb wurden die Abgaben und 
Dienfte als ftändige Laften entweder auf bie Sondergüter ober auf die ein- 
zelnen Hausflände gelegt und nad dem Maßftabe der vorhandenen Güter, 
Hausftände oder Köpfe feitgeftellt und firirt. Im Laufe ber Zeit indeß wur- 
ben derartige Eingelverpflihtungen, wenn fie auch den Grundcharakter ber 
Sonberlaft beibebielten, in um fo mehreren Beziehungen genoßenſchaftlich zu- 
jammengefaßt, je Eräftiger die genoßenſchaftliche Selbftändigkeit der Landge⸗ 
meinde bervortrat. Sie wurben daher ald gemeine Laften von den Geſammt⸗ 
beiten getragen, während bie befondere Verbindlichkeit des Einzelnen vorzuge- 
weife nur noch innerhalb der Genoßenſchaft zur Sprache kam 18). 


1m) Bel. Th. I. 92 u. 97. — Ausdrüdliche Mebernahme einer Garantie gegen 
Fremde, die bas Herrichaftsgebiet betreten würden, b. Lacomblet I. Rr. 407; 
Michelfen, Urkb. I Nr. 84: 

16) Landr. der Grafſchaft zum Bornheimer Berg b. Boehmer I. 855 u. 
Grimm IIL 485 $ 14: das kein dorf joch niemannes gud widir sinen willen 
unde auch die lude heines sundirdienstes sint gebunden, wan waz man deme 
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a. So war es zunächſt bei ſehr vielen in Naturalien oder Geld ge⸗ 
ſchuldeten Abgaben, bei Grund- und Leibzinſen, Bogtei- und Schutzſteuern 
‚der verjihiebenften Art. Schon bie Ablieferungss oder Erhebungsform Tenn- 
zeichnete fie meift ald gemeine Pflichten. Die Genoßen follten fie an den 
großen Gerichte. und Verfammlungstagen mit zu Hofe bringen und „jament- 
haft” abliefern!®); oder fie jollten auch wol den Zins umter fi fammeln 
und demnächft durch einen gemeinfchaftlihen Bevollmächtigten ober Boten 
im Ganzen an den Herrenhof jenden?%). Andre Abgaben follte der Gemeinde⸗ 
vorstand ober ein andrer Beamte bei den Einzelnen erheben, um fie geſam⸗ 
melt abzuliefern?!), und zwar war dies nicht blos Sache ernannter Beamten 
bes Herrn, fondern oft auch Sache gewählter Beamten der Genogenfchaft?®). 
In einer zugleich für die Auffagung des Amtes charakteriſtiſchen Weiſe unter- 
icheidet in diefer Beziehung die Deffnung von Peitingau, ob ber die Stenern 
und Dienfte in Empfang nehmende Amtmann vom Herrn ernannt ober vom 
Dorf gewählt und vom Herm nur beftätigt ift; im erften Halle wird das 
Dorf ſchon durch die Leiftung an den Amtmann liberirt, int zweiten Kalle 
dagegen trägt e8 die Gefahr des Verluſtes oder der Veruntreunng durch ben 


konge dienen sal, daz sal daz land gemeinliche dun u. jederman nach siner 
maht, darnach er in den dorfern ist gesezzen u. nuzzet wasser u. weide. 

1) So heißt ed 1498 b. Grimm, W. IV. 193: Huber u. Nichthuber, bie 
in den Dingbof zinfen, ſollen den Zind zum Gebinge mitbringen, u. solliche 
zynsz söllen sy bezalen u. dar antwurten sammenthaft. Bol. Maurer, Fronh. 
II. 342. 

x) 3.3. Grimm, W. L 446. 751: dinkhofsambler. IV. 195. W. ». 
Froitzheim v. 1860 ib. IV. 772—776 (Lacomblet U Wr. 494): die lithones 
follen einige Abgaben perjönlich, andere an ben boinmeister abliefern, bad Ge⸗ 
treibe aber durch drei dazu abgeorbnete lithones an einem beftimmten Tage zu 
Schiff an ben Hof bringen; ber Transport geichieht sub expensis aliorum litho- 
num, die Weberbringer erhalten einen Kohn in Getreide; dabei follen fie bis Duse- 
burg das Schiff in custodia Haben, haften aber nicht für casus fortuitus, fondern 
nur für culpa vel negligentia; vgl. $ 7—11. — Bel. auh Maurer, Fronh. 
II. 849. 

2) 3.3 Grimm, W. I. 429f.: ein büttel sol auch vordern u. sameln 
zinse u. häubtrecht u. velle. 486. 339 f. (1897): der meier. 350 8 22: unter- 
vogt. 814: banwart. 828: keller. 826. III. 521: frybote. 529: schultheisz. 
722 8 15 u. 724: kämmerer u. vogt. IV. 104: u. h. sol setzen einen keller, 
der ime dis gut semne in frone hofe an siner stat. 201: meier 501 $ 5: 
amman. 768 $ 15: huyn. V. 868 8 29: meier. 419 8 8: villicus. . debet col- 
ligere census. 442 $ 4: der hofmeister soll sammelen den zins. 

2) So 1339 b. Kindlinger, Hör. 423 des Heimbürgerd. Ebenfo Grimm, 
W. I 504. In Mülheim 1475 ib. 261 fol der Dorfweibel dem Abt die Hühner, 
Zins u. Ungeld fanmeln. Sn Monre 1264-1268 ib. IH. 618—620 follen der 
gewählte preco u. scultetus ... colligere et presentare census dominorum. 
Ebenſo 1457 ib. 624, 
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Amtmann??). Wie aber fo ber genoenfchaftliche Organismus der Abliefe, 
rung ober Erhebung von Abgaben der Einzelnen dienftbar wird, fo hat auch 
in anderen Beziehungen, 3. B. bei ber Prüfung ber Güte bes Gelieferten, bei 
der Entſcheidung über die Säumniß und deren Folgen, die Genofenichaft 
mitzuwirken?). Deshalb werben oft geradezu bie von Allen geſchuldeten 
Abgaben als Abgaben ber Gemeinde?5), oder doch als Abgaben, weldhe 
der Einzelne in der Gemeinde, mit der Gemeinde, durch bad Mittel der Ge⸗ 
meinde zu entrichten hat?®), bezeichnet und gedacht; und fie gelten überaus 
haufig als ein Aequivalent für foldhe herrichaftliche Gegenleiftungen, welche 
zunäcft der Gefammtheit zu Gute kommen, wie 3. B. für die Gewährung 
von Sefammtreht an Grund und Boden einerjeits?”), von Schirm und Schuß, 
gerichtlicher Hilfe und politifcher Bertretung andrerſeits28). Zuletzt Tonnte 
man geradezu die Gemeinde als eigentlihe Schuldnerin des Herrn und bie 
Einzelnen blos ald Schuldner der Gemeinde betrachten; man Tonnte ausdrüd- 
lich beftimmen, daß der Herr fih an die Gemeinte zu halten, dieſe aber fich 
an ben Einzelnen zu erholen babe2?); ja man Fonnte, während an fich ber- 


2, W. v. 1435 b. Grimm III. 649 $ 26: wenn der herr u. das dorf 
eins amtmanns bedürfient, u. dass der herr einen amtmann nimbt an des 
dorfis willen u. dass dann das dorff geit demselben amptman die steur u- 
dinst, so sind sy ir ledig u. sind einem herren fürbass auf dasselbig jahr 
nichts mehr schuldig. Setzt aber das dorf einen amptmann mit eines herrn 
willen u. dass derselbig amptman die steur u, dienst hat eingenommen u. sy 
einem herrn nicht ausrichte, so ist das dorff sy wider schuldig zu geben 
einer herrschaft. 

3) Bol. oben 8 10 N. 62 u. $ 11 N. 158, 

25) Bol. z. B. Grimm II. 252: die gemein gibt ben Schweindehm. V. 
547 $ 12: u. git die gemein .. fagznachthuener. gl. ib. IL 288—289. DIL 787. 

*) W. v. Dieffentbal v. 1449 b. Grimm III. 566: wer zu D. sitzet u. 
wohnet, .. der soll mit der gemeyn ... geben bette sture frone dienste atzunge. 
Achulih 1410 ib. 567 (nach marzale) u. 1410 ib. 569. Bgl. auch $ 11 N. 154 
— 157. Steuerbefreiungen erfolgen baber oft mit der Formel, Jemand folle „weder 
fonder noch mit ber Gemeinde dienen“; 3. B. 1284 b. Grimm IL 823: darzuo 
sol dehein schultheisse noch dehein kelner deheime herren dienen noch 
bette noch sture geben sunder noch mit der gemeinde. 

27) Bol, oben 8 9 R. 191—202 u. $ 11 N. 183—183. 

22) So z. B. b. Grimm, W. L 318. 863. 426. 675. 699. 701. 785. 748. 
11. 258. 265. 328. 365. 519. 529. 567. III. 148 $ 29. 829. 566. IV. 552 8 4. 
648 8 1. 

2) Hofgeding zu Münftermaifelp v. 1589 b. Grimm II. 460: bie Heimburger 
der 6 Dörfer follen jeder die Zinfe aus ihrem Dorfe abliefern; gefchieht Dies nicht, 
soll.. ein kellner macht han, ein gantz gemem davor zu penden, u. ein heim- 
burger des dorfs, an dem gebrech ist, hat macht den furter zu penden, also duss 
sich die gemein schadlos enthebe. Aehnlich noch einmal ib. 460—461 mit dem 
Zufag: were aber sach, dasz die gemeindt die pendt liessen stahn, das sie 
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artige Abgaben ſich mit der Genoßenzahl minderten und mehrten?®), für den 
Ball einer Berminderung der Aderwirthe die Mebrigbleibenden für den Ausfall 
haftbar machen #1). 

b. Aehnlich verhielt es fih mit den Dienften, die ald Neallaften auf 
den Sonbergütern oder ala Serfonallaften auf ten Hansftänden rubten. 
So wurden bie meiften Srondienfte, obwol zunächft von ten Einzelnen ge 
ſchuldet, auf gemeine Anfage in Gemeinfchaft gefeiftet 2°) und als Gefammt- 
verbindlichkeiten, welche zugleich Iedem und ber Gemeinde, Allen und dem 
Dorfe, der Gemeinde in ihren gepannbefigenden Gliebern oder den Einzelnen 
in der Gemeinde oblagen, bezeichnet nnd betrachtet ??). Ebenfo waren es Ge⸗ 
meinbelaften, bie durch bie Zwangd- und Bannrechte begrünbet wurben®*). 
Auch den Kriegd- und Landfolgebienft leiftete die Gemeinde?5), fie wurbe von 


sich verzierten (b. 5. verzehrten, durch die Schuld abforbirt würben), mach ein 
keiner furter tasten an irre gereit guetter, so aber der nit da enwere, hat ein 
keiner furter zu tasten an die vorg. gemeine erbschaft. 

° 8. v. Sanphofeun b. Grimm I. 462: blieben nur drei Hausftände im 
Dorf u. jeder von ihnen gäbe feine Kornbebe u. leiftete feinen Brontag, dann follten 
fie alles Recht zur Allmende behalten. 

a) W. v. Thundorf v. 1486 5. Grimm V. 120 $ 16: der her hät och 
die recht zu den gütern also: wäre sach, dasz si alle wüst lägend bis an 
ains, dasselb gut sölti dem herren die zins alle abtragen u, usrichten, o. 
aber der, der das ain hät, der mus es och lassen ligen. Und in Expel jollen 
nad dem W. v. 1388 ib. 392 $ 25, wenn die ganze Bauerfchaft bis auf Wenige 
oder Einen audftirbt, die Neberlebenden dem Herrn auch für bie Leiftungen ber 
Nebrigen auflommen. 

”) Bol. z. B. Grimm, ®. IL 527: wan sie dem hern sein hew machen, 
so sollen sie gemeiniglich mehen. Ib. V. 27 $ 11: gemeinlich beim ?eftunge- 
bau. Ib. 508 $ 48—44: frohnen mit den gemeinden der dörfer. 

3) Grimm I. 444. 458: darnach soll die gemeinde des dorfis uff heben 
wiesen . . u. sollen das furen . . alle die pferd haben. 462. 728. IL 268: 
gemeinde. 118 vgl. mit 115: „ein jedweder geerbter gemeinsman* u. bamit 
identifh „die gemeindt“. 169: ein hofman . . der soll alle übernächtige fahrt 
thuen, die die gemein zu B. u. gn. h. thuen soll, Auch heißt e# ib. 524 f., 5721. 
u. 766, der lehenman, der gehöffer, der lantman jchalde. III. 9: kirspele. 
880: daz die dri dorfe O. M. u. M. alle jare zwene tage iglicher kuswirt zu 
dem bergfridde zu W. erbeiten sollen. Ebenfo 879. 881. IV. 724 8 16: ge- 
meine. Vgl. auch IIL 2387f. u. V. 51 8 7—8. Auch Kaltenbäd L 169 5 
60—62 vgl. mit $ 63: die wisen . . ist die gantz gemain schuldig aufzefahren 
u. gen N. zufüren. 

* Grimm 1. 824: da nimt die gebursami banwin. II. 728: dyt dorp 
L. gedrongen in diese müllen zu mablen. 

”) Grimm I. 622: das die gemein dem voigt nit furter schuldig me zu 
folgen vur einiche geweltliche sach, dan als weit das gericht v. L. geet. 11. 
84: so sal dye gemeynde v. H, gehorsaym syn u, h. v. Trieren zu sinre ge- 
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ihrem Borfteher verfammelt und geführt?*), fie beftritt aus dem gemeinen 
Gut oder body gemeinfam die Koften??). Zulegt wurde daher vielfach, wenn 
es nicht aller Genoßen beburfte, eine Dienftpflicht Aller in eine Pflicht der 
Gemeinde, eine gewiße Zahl tauglicher Perjonen zu ftellen, verwanbelt?®). 
Oder es wurde ber Gemeinde nur bie Herbeiführung eines beftimmten Arbeits- 
refultates auferlegt, während die Aufbringung und Vertheilung der Arbeit 
ihrem freien Belieben anheimgeftellt warb). Und als enblich ftellenweife 
eine Ablöfung ober Abneration der Dienfte erfolgte, nahm die Gemeinde nicht 
nur bie Verhandlung und Bertragsberebung mit den Berechtigten in ihre 
Dand, fondern fie übernahm jehr häufig biefen gegenüber bie an Stelle ber 
Dienfte tretende Gelbrente oder fonftige Abgabe in einem Gejammtbetrage auf 
die Gemeinbelaffe). 


bode zu hervertin umme des stiftes noyt in des stiftes kost. III. 318: gemeine 
landes upbedunge u. klockenschlach. 554: die zenth, die soll nachziehen, 
wuo die vogte hinzuhen. IV. 894 $ 20: wenn das fryampt reisen muss. Bgl. 
L 882. 535. 882. III, 226 $ 7—8. 408. 

* Grimm, W. 1. 878: der Zendener von Kröve ift der Hauptmann über 
Die 2 anderen Zenbener des Kröver Reichs, welche mit ihren Gemeinden zu ihm 
flogen, u. führt des Reiches Banner. Ib. 380. II. 859: der zcentgraff mit der 
zent. 867. 

7) W. v. Emmel b. Grimm II. 858: die gemeinde fol dem Herrn 8 Tage 
u. 8 Nächte nachziehen uf der gemeinden costen. III. 862. Zu Salzichlieff dagegen 
ift die Gemeinde nicht geleitpflichtig, will daher doch ein Nachbar ben Junkern 
Ehre beweifen u. mitzichen, das sol er von seynem gut thun u. nicht von der 
nnachbarn gut; ib. III. 375. 

*) Bol 3. B. W. v. Dornfletten b. Grimm I. 882. Genzingen ib. IL 156: 
item hat die gemeind ein wachtlaus zue Bingen, u. wen es sach were, dass 
die statt feindschaft hette, so muessen wier dasselbig mit zwayen personen 
behüeten u. bewachen, wan wier erfordert werden; dafür ift bie Gemeinde in 
ber Stabt zollfrei u. darf, wenn fie Feindſchaft bat, ihre Kühe in ben Stadtgraben 
treiben. Krumberger Hof ib. II. 608: der gantz hoff foll uff des hoffs kosten 
zwei Wächter ſchicken. Vgl. ib. V. 287 8 3-3. — In Bezug auf den Kriegädienf 
Dagegen erfolgte, feitdem nur eine beftimmte Anzahl won Leuten aus jeder Gemeinde 
geftellt wurbe, zum darakterifiifchen Unterfchiede von ben die waffenfähige Mann- 
ſchaft felbit auswählenden Städten in den Dörfern u. Grundherrichaften die Ans- 
wahl immer durch Tandeöherrlihe u. grundberrlicde Beamte; Maurer, Fronh. 
111. 480 f. 

) W. v. Becheln v. 1482 b. Grimm 1. 597: wirb das Haus Im Fronhof 
durch Alter o. Feuer zerftört, so sull das dorf oder die gemeine des dorfs 
B... das haus wieder bauen u. ufrusten u. in gewohnlichem bauw halten. 
Korbach (14. 9.) ib. II. 929: u. dy dinste teilen sy glich under sich. 1320 
ib. I. 668. ILL. 808. 

B. v. Münftermaifeld v. 1372 b Grimm II. 457: das dorf ist.. 
eyne nachtselde schuldig u. die mag der heymburge des dorffs abelosen mit 
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2. Umgekehrt gab es von je und im Laufe der Zeit in wachſendem 
Maße Abgaben und Dienfte, welche zunächſt von der Gemeinde im Ganzen 
als eine einheitliche Leiftung oder Zahlung gefchuldet wurden. Hier waren 
aber wieder die Einzelnen in und mit der Gemeinde verhaftet. 

a. Hierher gehörten bejonders die für einen beitimmten Fall oder ein 
für alle Dial auf ein Geſammtquantum in Geld oder Naturalien feftgejetten 
Deden und Steuern. Die Gemeinde jchulbete hier im Ganzen die ein- 
beitlihe Summe), welche fi folgeweife mit ber Mehrung oder Minderung 
der Genoßenzahl nicht veränderte). Es war Sache der Gemeinte, ben 
Steuerbetrdg auf die jebesmal vorhandenen Mitglieder zu repartiren, wobei 
theils die ordentlichen Gemeindebeamten, theild beſonders gewählte Schätzungs- 
ausihüße thätig werden ſollten *). Die Erhebung, Sammlung und Abfüh- 


eyner marg Monsterer werung. gl. ®. v. 1417 u. 1487 ib. 458 u. 459; v. 
Pellenz v. 1417 ib. 489. W. v. Vierbeim v. 1568 ib. IV. 530: die Gemeinde hat 
fih mit dem Klofter Schonau wegen ber Frondienfte verglichen, da ftatt berfelben 
die gemein z. V. zu ewigen tagen jährlich eine beftimmte Summe u. bei wicht 
rechtzeitiger Ahtragung einen beftimmten Betrag darüber zahlen fol. W. v. Burbach 
v. 1438 ib. I. 406: so hand die armen lüt zu B. schäflery u. banwin abköfft. 
Urk. v. 1473 5. Grimm, R. A. 354: die Gemeinde hat alle Dienfte, Agung 
u. Rager bis auf Einen jährlichen Frontag mit einer jährl. Abgabe von 100 fi. 
abgekanft. ‘ 

) Vgl. 3. B. Url. v. 1201 b. Lacomblet II. 2: homines de Turren de 
communi siiva, quam vocant holzmarke, persolvent . . duos modios avene. 
Grimm, ®. 1. 12 89, 14 (170 Elfen huebtuch) u. 15. 24. 254 $ 12. 876, 
407 % 5. 520. 528. 566 $ 2. 700 (1336); bette . . das die vogtige soll geben. 
788: gemeind... 12 malter korn. 789. 825: lybsbeede. II. 507: die gemein. 
649. 689 (1395): vaitrecht, dat dat dorp . . schuldich in jairs zu richten. 
692. 764: eine Schagung wirb auf bie 6 honschaften des Landes vertheilt. TIL 
378: das dorf O. gibt dem tzentgraven eine fertel habbern. 417 $ 18: das 
A. gericht... gibt u. h. v. Hanau 70 pfund im jahre, auf dasz er dasselbe 
soll schützen und schirmen, 424 (1407): dye 99 phunt heller... dye das 
gericht zu Selbold yerlichs gibbit, wan es gedingitz nymet. 521: jährlich 
40 ®fund, u. darumb sal sie eyn her in BR. schewern, schirmen u. fordern u. 
getreulichen versprechen. W. v. Sueftern v. 1260 ib. 862: Bete in ben brei 
Fällen, wenn ber Herr über die Alpen zieht, feine Tochter heirathet ober fein 
Sohn Nüter wird. V. 508 8 42. 555 8 13: das dorf Hardt gibt der churf. 
Pfaltz jerlich ein bestendig bedt, nemlich 66 gulden. 556 $ 18. U. f. w. 

MW. v. Saspach 6. Grimm I. 413: dieselben urborn, ir sin litzel o. 
vl, die sollen jahrs geben u. h. v. Strasburg zwo marg silber u. nit me, u. 
sollen damit jars ir bett gericht han u. ledig sin. 

By... DB W. v. Fellanden b. Grimm I. 29: fteuern u. dienen nach der 
vieren erkantnus. Kogheim ib. 663: so sol der meier u. der huber die urten 
‚ anlegen u. einen jeden huber anlegen, nochdem er hofgut hat, mit sampt 

den hof- u. lehenlüten. 632. 759: Berrechnung durch den heimburg mit einem 


$ 15. Gefammtforderung und Geſammtverbindlichkeit. 397 


mug ber fo feftgeießten Steuerbeiträge beforgte häufig ebenfalls die Gemeinde 4). 
Hänfig indeß war es auch Sache des Berechtigten, durch feinen Beamten die 
von der Gemeinde umgelegte Stener bei ben Einzelnen zu erheben). War 
dies Letztere ber Fall, jo trat es deutlich hervor, wie die Geſammipflicht gegen 
den Herrn durch einfache Bertheilung in eine Anzahl unmittelbarer Sonber- 
pflihten gegen den Herrn loͤslich war; trotzdem dauerte auch hier die unmittel- 
bare Geſammthaft fort, jo dag die Gemeinde namentli für bie auf Unver- 
mögende angewiejenen Steuerquoten verantwortlich blieb*%). Einer derartigen 


reichsman unb einem herrenman, 7386—787: durch zwei huber. Fankel 1459 
ib. II. 429 u. 480. Gonborf ib. 466 $ 2: heimburg u. geschworen legen den 
Bein um. Niederfall ib. 467: ein alle 2 Jahr fälliges banfoder, welches darunı 
gegeben wird, das die gemeindt hat macht, ihre geboder zu hoeckhen u. zu 
senckhen. III. 313. Bafferstorf 1400 ib. IV. 281 $ 10: es wirb (nah 8 11 
als Entgelt für des Landgrafen Schirm) eine pfunt stür gegeben; wenn die 
verkünt werdent ze geben, .. so soelent die von B.,so die selben stür wissent 
ze geben, dry erber man erwelen, die dü stür an leggen, jeden man nach 
dem er denn lip u, guot u. gewerb hat. Ebenſo Klotten b. Schauberg, 3.1. 
187 f. Borderweidenthal um 1530 6. Grimm V. 544 $ 8: das die gemeinde 
sammentlichen verrechnen sollen; $ 7: wan man jares die..zinse da ge- 
meinlichen rechnet u. bezalt. Vgl. Oberfchlettenbadh u. Darftein ib. 545 $ 1 
u. 546 $ 3 u. 4. Großbodenheim um 1300 ib. 624 $ 22: welch not diesz dorf 
angehet von atzung wegen o. anderst, dasz soll man kuntschaft zuesammen 
rechnen, u. welcher die meisten morgen hat, die da nit frei seind, die geben 
auch die meiste bet, u. darnach auf küsten u. kasten, wie man dasz weisz. 
— Bal. Hanffen, Fehmarn 151. 

8. v. Sanbhofen b. Grimm IL 457: das man den herrn gyt von des 
dorfs wegen 25 £ heller... Darnach geben die armen leut 70 malter korns 
.. u, sollen das antwortten gein Wormbs . . uf’ des dorfs coosten u. schaden. 
II. 648: die Gemeinde fendet jährlich eine Bebe myt yrme burgermeister. 697: 
Lieferung des Hafer durch Geſchworne. IV. 723 8 9: das Gericht legt jährlid 
wegen der Marknutzung 9 Ib. heller unter bie Gemeinde um, ber Schultheiß lie- 
fert fie an die Herrichaft. 

) 3. B. W. v. Fankel v. 1459 b. Grimm II 429: 8 Männer find ge- 
Toren, bie Weinbede eidlich auf die Güter zu Iegen, zu erhöhen ec. zu erniedern. 
Die 8 Männer fchneiden bad in einen Kerbitod, liefern biefen dem Vogt, und bie 
Gemeinde gibt danı bem Vogt einen Knecht, den voigt von huiss zu huiss 
weysen, wo er heben solle. Die 8 Männer entiheiben dann auch, ob die Quali⸗ 
tät des Weins genügt. Bol. W. v. Niederfteinbeim v. 1480 ib. J. 511. 

“ So 5 B. bei der „Raubfteuer" v. 8Pfd. 9 in Brütten, welche der Bogt 
jährlich für den Rechtoſchutz erhält. Fordert er die Steuer, fo follen bie Gemeins⸗ 
leute binuen 8 Tagen fich verfammeln und stürmeiger wählen, weldye die Steuer 
in gerechter Weile Niemandem zu Liebe noch zu Leibe nach dem Vermögen umzu⸗ 
legen fhwören. Und sond die stür einem vogt verschriben gen, der sol »y 
samlen ob er wil, u. sonnd sy nit füro damit zeschaffen haben, es were dan 
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Geſammiwverbindlichkeit entſprach dann auch die gleichmäßige und gleichzeitige 
Verhaftung ber gemeinen und der bejonderen Güter, uamentlich der Allmende 
und der Sonderlänbereien, für ben ganzen Betrag der Dede‘). Mitunter 
warb übrigens bie Bebe nach ben verſchiedenen Genoßenklaſſen vertheilt und 
dann auch bie Sefammthaft ausichlieglich ober doch zunächft innerhalb ber 
einzelnen Klafſen begrünbet*®). 

b. Andre Leiftungen und Lieferungen, wie z. DB. die Beherbergung und 
Berpflegung bed Herrn und feiner Beamten, die Yütterung ihrer Thiere und 
die Gewährung des Einlagers, beftanden ſchon ihrer Natur nad) in einer 
feften und von der wechjelnden Genopenzahl unabhängigen Sejammtleiftung. 
Auch fie aber begrünbeten, obwol fie im Ganzen ter Gemeinde als folcher 
oblagen, zugleich birefte Berbinblichleiten der Einzelnen gegen den Herm; fie 
wurben daher ald Laften ter Gefammtheit ſchlechthin, wohurd fo gut die Ge 
meinde wie bie ſämmtlichen Genoßen verpflichtet, wurben, bezeichnet und be 
bandelt). So war 3. B. im Gefolge derartiger gemeiner Laften für ben 
einzelnen Hufenbefiger oder Hausvorftand die unmittelbare und inbivibnelle 
Pflicht begründet, dem Herrn gewiße Naturalien zu Tiefern, Pferde und Leute 
bei fih aufzunehmen, fein Gut beweiden zu laßen *0). Demnächſt aber blieb 


sover, das sy jeman leytin, da semliche armutt were. Wird bad Letztere dur 
eidesftattliche Verſicherung des Vogtknechts, das er da der stür wert nit fünde, 
weder pfennig noch pfand, feftgeftellt, Daun follen dieselben die vormals dabi 
saassen,... wider zusamen gan u, sonnd gedennken wie dem vogt syn stür 
werde Grimm, ®. I 145. 

 Srimm, ®. V. 556 6 18: die Bede tft uf ir guter, hausbrauch und 
gemarken geschlagen u. besetzt. 

“ W. v. Geinsheim v. 1455 b. Grimm L 492: der Bogt erhält 60 malter 
frucht; auch weysen wir, wer iss sach, dass der einlitsige also schande were 
u. dass schulteis ampt, dass sie die 10 malter (bie auf fie fallen) nit geben 
kundenn, so soll der Aubener mit den 50 malter dass jare wasser u. 
weide beschott han w. soll sich des dass jare gepruchen u. niemans mer. 
gl. III. 18. 

) W. v. 1460 b. Grimm I. 594 N. 1: wir heimburger u. ganze gemein 
des dorfes zu N., wir thun sämmtlichen kund u. bekennen vor uns, alle 
unser erben u. nachkommen, daß bie beiden Herren dad Recht bes Einlagers in 
beftimmter Form gegen und haben. 1419 ib. III. 882: Herberge uff des dorffes 
u. gerichtes koste. 1426 ib. 426: off der nachgebure koste. II. 32: uf des 
armen mans seckel seren. 385. 898. 405. 406. 

°oy Bol. z. B. W. v. Hüningen b. Grimm L 651: der Thurmpropft quar- 
tiert fih mit 12% Mann zu Roß in des Meierd Hof, des Meierd Bote führt 
jeglihem Huber eiu Pferd zu; nimmt diefer e8 nit ab, fo bindet man es am 
einen Pfahl vor feiner Thür u. er muß es bezahlen, wenn es verloren geht. Achn- 
lich 668. 680 $ 10. 682. 693. Bgl. ib. 562f. u. 564: die hubere gemeynlich 
by eyn ander richten den Imbs and, die Abgabe aber, welche zu zahlen ift, wenn 
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nur in einigen Beziehungen ber Schade definitiv deſſen, ten er gerabe trafd1), 
während bezüglich der erheblicheren Leiftungen eine nachträgliche Ausgleichung 
flattfand. Denn es follten von der Gemeinde and gemeinen Mitteln den Ein- 
zelnen nnd insbejondere den Gemeindevorftänden, welche meift nach der an fie 
zu richtenden Anfage des Herrn die Hauptauslagen zu machen hatten ®), die 
gehabten Koften erftattet werbend®); und es erfolgte zu biefem Behuf nad 
bem Abzuge bed Herrn eine gegenfeitige Verrechnung uud Bertheilung aller 
Schäden). Die Gemeinde daher war e8 auch, welche bei ber Abloͤſung von 


der Imbs nicht gefordert wird, trifft die Einzelnen. Bel. auch ib. 658 $ 8. 666. 
630 3 9. 685. 691. 743. 823. 826. 

) W. v. Kaltenfondbeim v. 1468 6. Grimm III. 580: wene es trift, der 
sal den schaden haben u. ime die nachgebauer nit bezalen. &trome ib. 804: 
dem dat meisteill geatzt wirt, der hait des schaiden desdae mehe, u, nemant 
hilft dem anderen synen schaden gelden. Bendorf 1408 ib. I. 612. Halebach 
ib. 847. 

-%) Orimm, W. II 648: Anſage an den bürgermeister van des dorffs 
wegen. Bgl. I. 562. IV. 723 $ 10: ber Schultheiß beftellt Ehen u. Trinken 
beim heimburger bed Dorfs, darnach sollen das die heimburger der gemeine 
berechnen u. soll das die gemeine bezalen. Ebenſo 1468 in Protidhe ib. II. 
440. Bel. ib. 449. 456. 806. LU. 820. 

s Grimm I. 460: ben Yutterbafer soll die gemeindt bezalen. Bedheln 
1482 ib. 600: wenn das Dorf Fehde hat u. nach dem Junker fhidt u. biefer 
kommt ſelbſechſt oder felbzehnt, fo foll ex in feinem Hofe bleiben, feinen Schild 
davor hängen u. dad Dorf nach Kräften vertheibigen helfen, u. was er also dan 
mit seinen freunden o. pferden verzehrt, das soll die gemein doselbst be- 
salen. Sargeösheim 1505 ib. II. 162: das gericht soll ihm guetlich thuen, das 
soll die gemein bezalen. Breulih ib. 456: das sall die gemein bezalen. 
Garden 1462 ib. 449: u. thut der heimburg mit seinen gesellen von der ge- 
meinden wegen eim kelner scholtesen u, zweyen botten die kosten. 1384 
ib. DL 542 u. 543: man foßl den Vogt berbergen, u. das sal das dorff geben, der 
arm als der reich. IL. 682: welche kosten dan ein gemein verrichten und 
bezalen sol. V. 566 $ 1a: was das gericht verzert, sol die gemein bezalen. V. 
597 8 6: daz soll die gemein des dorfs gelten. Jüre v. 1412 b. Richthofen 
528 $ 40: wes hy (der bifchöfl. Amtmann mit 18 Pferden u. 13 Leuten) dan 
verteert in der buer hus, daer dat dynck is, dat sollen die selve buren be- 
talen. Nach öfterr. Pant. foll, wenn die Herrichaft 2 oder 3 Kuechte ſchickt, Die 
Zehrung auf ben Richter gehn, sein ir aber mer, so geet sy auf die gmain; 
Raltenbäd I. 192 8 86. 216 8 2. 226 $ 66. 334 8 79.— Berlangte ein Ein- 
zelner außerordentliche Hilfe, bedurfte er 3. B. außer deu ungeboteneg Dingen des 
Herren oder Richters, fo follte oft er allein die Zehrungsloften tragen; z. B. 
Grimm L 99: An der gebursami schaden; 1410 ib. III. 569: das solt das 
dorff nit gelten. 

“8. v. Salgenfcheid v. 1410 b. Grimm II. 454: Ginlager bes Herrn u. 
ſeines Gefolges im Dorf; u. des morgens, so sie off brechent, so sollent die 
gemeyne daselbs eyne clocke luden, u. abe sy nyt clocken hant, so sollent 
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Herbergs⸗ und Agungspflichten bandelnd auftrat und die Ablöjungsfumme in 
einem Geſammibetrage auf fi übernahm). 

Aehnlich verhielt e8 ſich 3. B. mit der Pflicht, dem Herrn, wenn er über 
bie Alpen ziehen wollte, ein Pferd, ein Saumthier oder einen Ochſen zu ftellen. 
Auch hierzu war die Gemeinde im Ganzen verpflichtet. Während nun aber 
oft ohne näheren Zuſatz beftimmt wird, daß die Gemeinde das Thier liefern 
und dasſelbe im Falle der Rückkehr zurüdempfangen oder aber in berfünm- 
licher Weife entjchäbigt werden ſolless), war mitunter die nähere Art und 
Weiſe der Leiftung in eigenthümlicher Form dergeſtalt feſtgeſetzt, daß eine 
direfte Pflicht des Einzelnen, die erit hinterher durch eine Geſammtentſchädi⸗ 
gungäpflicht Dedung fand, zur Entftehung fam. Der Herr follte nämlich aus 
der ihm vorzuführenden Geſammtherde des Dorfd ein Thier auswählen dürfen, 
das dann der Eigenthümer ihm überlaßen mußte. Kam das Thier zurüd, 
jo fiel e8 wieder an feinen früheren Befiter. Allein der Letztere follte nach 
einem beſtimmten Sag für ten inzwiſchen entbehrten Gebrauch von der Ge⸗ 
meinde entihädigt werben. Und für ben Ball des Berluftes wurbe von vorn- 
berein der Werth des Thieres abgeſchätzt und ein Taxpreis firirt, den eintre- 
tenden alles Die Gemeinte dem Eigenthümer zu zahlen hatte”). Aehnliches 


sie der gemeynden by ein roiffen, also abe eyme nachbure me schades ge- 
schiet were dan dem andern, das sollent sie under sich geliche belegen, also 
das eyner nyt me beswert werde dan der ander. ®gl. ib. 806. 1434 ib. IIL 
439. 695 & 5-6: man sol das beschomen ab reichen u. armen. Kaltenbäd 
DI. 16 8 2 u. 22 8 2: wad Herrn u. Anwälte auf dem Pant. verzehren, sol die 
nachperschafft so in das ampt gehören trewlich under ainander anslagen u. 
bezalen. — Vorher firirte Beitragsfäge der Huber u. Einleiftigen in Birgel 1419 
b. Grimm L 518. 

s Grimm, ®. I 511. 789: die döster u. die zn Eibstatt haben... ein 
moitsatzung gemacht mit den hern, dass sie gebent vor atzung 4 pfd. h. 
n. 8 pfd. h. vor den banwein. IV. 608 $ 20 (62% röm. @ulden uf der ge- 
meinde) u. 22. 

0) Grimm, W I. 286. 496. 497 $ 10. II. 460: die hoeber ftellen einen 
Ochſen zum Römetzuge u. erhalten ihn o. 7% Schill. zurüd. W. v. Morftadt 
v. 1365 ib. III. 486: want ein here v. Limburck mit eim röm. Könige uber 
berg wolte reiten, so sall ihme die gemeinde ... einen seümer zeügen. Brechte 
. er den wider zu lande, so solte er in der egen. gemeinde wieder geben. 
W. ded Rieb v. 1509 ib. 474. 

DW. v. Birgel v. 1419 b. Grimm L 518: wenn der Bogt mit dem 
Könige o. den Lehnsherrn übers Gebirg muß, so ist ym daz dorff schuldig eynen 
seymer. Alle Pferde werden dann ausgetrieben u. der Bogt greift eind an. Dies 
Ihäten darauf die 7 Schöffen auf ihren Eid ab, also zu nemen u. zu geben, 
als iz des tages wert were. Berliert der Bogt das Pferd durch eigne Schuld, 
fo iſt ihm das Dorf keines mehr zu geben ſchuldig. Kommt ed aber wieber u. der 
arme Mann läßt es wieder über feine Schwelle, fo erhält er für jeden Tag, ben 
es aus dem Stall war, einen Schilling. Kommt ed nicht wieder, fo erhält er den 
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kam übrigens auch fonft, 3. B. hei Ehrengeſchenken oder bei tem im Falle 
des Einlagers geichulteten Braten, vor5®). 

c. Bon den Dienften beftanden namentlich viele Gerichte- und Po- 
lizeifrouen in einer von Natur einheitlichen Leiftung, welche deshalb zwar auf 
der Gemeinde im Ganzen rubte, im Verfolg aber nichtöbeftoweniger auch die 
Einzelnen unmittelbar verband. ine derartige zugleich Torporative und ge- 
meine Gefammtpflicht war z. B. die Pflicht zur Gefangenfekung, Gefangen- 
haltung, Bewachung und Ablieferung bes Verbrechers 59); hierbei waren bie 
Einzelnen, jei es in ihrer Gefammtheit fei e8 nach einer von dem Herrn ober 
ber Gemeinde getroffenen Auswahl, unmittelbar und perſoͤnlich zur Thaͤtigkeit 
berufen ®®), während doch andrerjeitd bie Gemeinde als ſolche für die gehörige 
Bewachung und Auslieferung im Ganzen verantwortlich blieb). Ebenſo 


Werth nach der Abſchätzung der Schöffen erfeht. W. v. Crotzenburg v. 1415 ib. 
JIL 511: jeder Huber zieht feine 2 beften Pferde aus bem Stall, des Vogts Knecht 
wählt, die hubener fchäßen u. fegen Bürgen, das gewählte Pferd dem Eigen- 
thämer binnen 14 Tagen zu bezahlen. 

. v. Winningen b. Grimm 1. 502 (au R. 4. 864): beim Einlager 
des Herrn follen Bogt u. Helmburge unter die Herde geben, das befte Kalb nehmen 
und in bie Küche bringen; dieselbe kalbe soll die gemeynde dann bezalen dem, 
des sie gewesten ist. — Ein Ochs ald Bermählungsgefchen? ib. II. 598. 

w Grimm I. 771: die gemein foll bei ber Gefangenfebung helfen. Rheing. 
Zandr. ib. 540 8 16: des Orts burger follen den Gefangnen 3 Tage bewachen. 
Ib. 562: alle nachber u. untersassen. 680 & 15: die huber. 684. 704: die 
huber u. banleut. 823: 7 Nächte ein fronbanwart u. huber u. lehenlüte u, 
darnach die banläte. II. 106: die nabern. 391. 398-881. 397. 598: die ge- 
hulten. 596. 598: gesambte einwohner des dorffs z. L. 661. 668: die nachbarn. 
692: naberen. 613: lehnmänner. V. 584 $ 18: das die gemein pflichtig u. 
schuldig ist zu huten den stock o. plock im diephuse. 586 $ 7. 587 8 15. 
588 8 2. 

°), Grimm, ®. L 698 (13820): wirt ein diep gevangen do, den sol der 
weibel behalten in dem stock die erste nacht, u. lit er lenger do, so sol er 
drige huber nemen die sin hutent, an der dritten naht die huber allesement, 
an der vierden die banlute allesement. ®gl. 707 8 28 u. 708. In Baffenheim 
ib. 689 gebietet der Büttel immer abwechfelnd je 4 Hubern die Bewachung für 
eine Nacht. In Eidger u. Eller ib. U. 426f. sullen die nachpauren . . bey 
sein, die darzu gegeben werden. In Klüſſerath ib. 822 führt man deu Ber- 
bafteten Verbrecher zunächft in des Meier Haus u. läutet bie Gemeinde zufammen. 
Die jollen ihn dann anf den Gemeindeplap führen, in den Stod fließen u. dort 
1% Tage verforgen. Dann foll ihn bie Gemeinde in die Burg an ben Burggrafen 
abfiefern u. bort bis zur Hinrichtung die Hut thun. Aehnlich in Trittenheim 
ib. 828. 

eij Es iſt die Pflicht „ber Gemeinde‘, den Mißethäter zu verhaften unb bem 
oberen Richter anf ber Grenze ihrer Mark zur feftgefeßten Zeit auszuliefern. Iſt 
der Richter trotz gehöriger Anfage nicht anweſend, fo kann fie den Verbrecher laufen 
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lagen bei ber Vollftreckung peinlicher Urtel allen einzelnen Mitgliedern des 
Gerichtsverbandes oder einer in dieſem begriffenen Genoßenklaſſe beſtimmie 
perſoͤnliche Dienftleiftungen und Naturallieferungen obẽt), ja die Hinrichtuug 
ſelbft ſollte bisweilen in fo buchſtäblichem Sinne von Allen vollzogen werden, 
daß dabei jeder Einzelne das Strict zu berühren hatte®®): allein die Pflicht 


lahen oder ihn zum Schein mit einem feidenen oder zwirmen Faben anbinden unb 
ftehen laßen. Shut fie dies nun, fo ſoll fie „nicht weiter pflichtig“, ſoll „unent- 
golten" fein. Woraus folgt, daß fie andrenfalld ſich in ihrer Geſammtheit haftbar 
machen würde. Kaltenbäd I. 82 $ 4. 69 8 53 173 $ 16. 204 $ 28. 209 $ 
19. 221 8 7. 228 8 5. 288 8 41. 251 6 26. 269 $ 11. 266 $ 5. 2381 $ 10. 
285 8 12—17. II. 17 8 5. 65 $ 2. 9ı $ 28. 95 8 20. 97 8 3—4; Grimm, 
R. A. 182 u. 874; W. I. 81f. 604 $ 6. 670. 691. III. 898; mein Humor 87 
— 388. Bol. Richt hofen, frief. Roq. 478: da rinchteran myt hulpa dera meentha 
den misdadigen in dine stoc to werpena; 1412 ib. 525 $ 18: die buren der 
marke haben den gefangenen Mifjetbäter bei eigener Verantwortung aufzubewahren. 
— Bol. auch über die Pflicht der Gemeinde, einen in ihrer Mark gefunbenen 
Leihnam an ben Landrichter andzuliefern, Kaltenbäd I. 888 8 27. 859 8 20. 
884 8 17. 554 8 22, 

*2), Srimm, ®. I. 551: sollen die inwoner u. verwandten derselben 15 
dorff den galgen machen . . u. by dem walpoden bisz zu ende des rechten 
mit iren geweren sin u. bliben. 11. 426 f.: man läutet beibe Dörfer zuſammen 
u. sollen alle gemeindsburger schuldigh sein, galgen, leitern, stiel, rat auf- 
zurichten. Ib. 471: jedes Haus muß einen Mann fdhiden. 681: Alle müßen dem 
glockenschlag folgen. II. 3874: zum Galgen im Gericht sollen die herrn das 
holz geben, die landieute sollen das holz furen, on die scheffen, die moller 
sollen in machen, die leinweber sollen in heben. ®gl. II. 98. 267. 505. II. 
459. 460. 768. 891. V. 512 $ 20. Auch R. U. ©. 888-885, bef. die Note. 

es, v. Dreys v. 1498 b. Grimm H. 334: abe eyn mistediger mensch 
were, der gepurt der gemeynen zu bewaren u, zu richten. Sie fest ihn ge- 
fangen, foltert ihn m. führt ihn, wenn er befannt hat, auf ben Richtberg. Alda 
sall eyn styll staen myt eym armen, Dann soll dye gemeyn dem mistedigen 
den slop in den hals thun under eym mantel u. das soylö gericht u. gemoyn 
glich zusamen uberzehen, u. dat seyll umb den paell wynden der underm stiell 
staen sall u. also den mystedigen würgen lassen. Will aber dye gemeyn nit 
ſelbſt handthätig werden, fo faun fie uf ir Kost einen Scharfrichter werben, ber in 
iren wegen richt. Ebenſo im W. v. 1588 ib. 338. Vgl. W. v. Croͤve ib. 879 
u. 380: bie ganze Gemeinde tritt mit gewappneter Sand auf u. bei der Hinrichtung 
jolfen der zendener a. die gemein den boden (Büttel) helfen das mensch u. 
rade uffrichten in die lufft. Ib. 443 8 13: die Gemeinden follen ben Verurtheil⸗ 
ten zum Richtplaß fahren, u. wenn fein Henker da iſt, foll der dorsbot (Dorf- 
büttel) benten. Auch in Prateln follten nach einer Ausfage v. 1458 alle Prateler 
im Nothfall beim Hängen Hand anlegen; ebenfo in Wrbeilgen alle Gentmänner; 
Grimm, R. A. 884. Zu Wiefenbrunn in Franken iſt es das alte Recht der Ge⸗ 
meinde, einen Dieb felbft aufzuhängen, u. alle inwohner müssen dabei an den 
strick greifen; ebenfo follten in Zütland u. Nipen die Bunden (coloni) dem Dieb 
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im Ganzen erſchien als cine eigentliche Gemeindelaſt, jo daß die Gemeinde 
als ſolche tem Gerichtsherrn gegenüberftand und nad der Verwandlung ber 
Dienft- und Lieferungspflichten in blos pekuniäre Laften aus Gemeindemitteln 
ben Henker zu bezahlen und die jonftigen Vollftreckungskoften zu beftreiten batte®*). 

3. Auch die im Gemeinbeintereffe jelbft begründeten gemeinen Laſten 
ſtellten fi als Gejammtverbindlichkeiten dar, welde bie Gemeinde in ihrer 
Einheit und in ihrer Bielheit gleichzeitig trafen. Es war mithin ſowol eine 
Pflicht der Gemeinde als eine gemeine Pflicht Aller, Wege nnd Stege, Brücken 
und Brunnen, Zäune und Deiche anzulegen und zu unterhalten®®) zum Kirchen- 
bau beizutragen), den Fremden zu begraben”) u. |. w. Und man z0g für 


das Strid um ben Hald legen u. es follte aim jeder hardesman dat strick anrören; 
ib. 885. Bol. auch Weisth. V. 512 $ 20. 

“, ®. v. 1480 b. Grimm I. 474 $ 19: das oentrolk foll den Henker lohnen. 
495: der gemeine centhman. II. 808: bie Koften trägt der Miffethäter; wenn 
er nichts binterläßt, ber Kläger; wenn auch biejer nichts bat, die arme gemeinde. 
Ib. 808: wer in feinem Haus, Eigen o. Erbe einen Dieb ergreift, darf ihm das 
Seine wieter abnehmen, ihm Arme u. Beine zerfchlagen u. ihn im Haus o. ber 
Hofreithe ans Firſt henken; ift er ihm zu ftark u. entlommt auf bie gemeine 
Strafe, fo follen ihn die Nachbarn ergreifen u. zu Gericht führen; bann hat ber 
Beitohlene die Wahl, ihn ſelbſt zu henken o. einen Henker zu beftellen; ben Lohn 
bes Lebteren bezahlt der Verbrecher, eventuell der Beſtohlene, wenn aber auch diefer 
nicht fo viel bat, so sall dat gantz kirspel den lone under sich heben u. dem 
hencker geben; ebenfo verhält es ſich mit der Koft des herbeigerufenen Schirm- 
berm. Bol. IIL 459. 479. 483: ift ver Beſtohlene ein Lanbmann, fo fol das 
Landvoll, fonft der Beſtohlene „den dieb gehangen schicken“ (d. 5. die Koften 
tragen). 

*s Es Heißt 3, B. b. Grimm L 481: wege u. stege soll die gemein halten. 
419: kirweg u. steg . . sol die durschaft gemein machen; ebenfo ben Brunnen. 
522: die gemegme foll zäunen, der Schultheiß foll den Säumigen pfänden (aus 
welcher Nebeneinanderſtellung deutlich bervorgeht, daß unter der Gemeinde alle 
Gemeindeglieber verftanden werben). 792: den Brunnen, deſſen Gebrauch Herr u. 
Gemeinde gemeinichaftlih haben, fol der Herr anlegen, die gemeind .. in irem 
eignen costen baw u. wesen ewiglich halten. II. 757: sollen (sic!) die gemeinden 
halden die valder u. steg. 658. III. 449: die gemeine das ander valthor. 591 
—592. IV. 768 8 14. Dazu bann IL 622 $ 9: wegh u. stegh u. landstrassen 
sollen wegfertig gehalten werden u. ein jedweder bürgermeister soll seine nach- 
barn zehlen. Bol. Richthofen, frief. Req. 210: mit 1% jeber über ben 5. Grab 
hinaus anfallenden Erbſchaft schelma beyterie domma anda dikar, ther tha mene 
mente to kumpt tho haldene. Ib. 806: thene eimetha. 505 $ 7 u. 9: die mene 
mente den dyck; meenwirk aller Dorfleute für den Deich; Pflicht jedes Dorfes 
(hem), den Hafen für den Deich feines Bezirks herzugeben. 

“) Srimm I. 705: m. fr. sol auch decken. das winterteil, die banleut 
das summerteil u. der kirchherr den chor, 821: die gebursami. Il. 723: die 
nachbarn. V. 607 8 1: die gemeinde. 

*), Grimm I. 862: die gebursame, da er stirbt, in begraben. 
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alle derartigen Zwede einerſeits bie Allınende, die fonftigen gemeinen Mittel 
und bie gemeinen Einnahmen heran“), um anbrerfeits zugleich unmittelbare 
und gleichmäßige Dienft- und Beitragspflichten der Einzelnen aus ber ein- 
ſachen Bertheilung der Gejammtlaft berzuleiten®). Aehnlich verhielt es ſich 
insbeſondere auch mit der Beſoldung ber Gemeindebeamten. Denn obwol bie 
Gemeinde im Ganzen mit ihnen den Dienftvertrag abſchloß, obligirte fie da⸗ 
dur nicht nur fi in ihrer Einheit, fondern unmittelbar ihre einzelnen 
Glieder?o). Und in ganz gleicher Weiſe jchten fowol dem anf bie Beſoldung 
aus der Allmende und aus gemeinen Mitteln angewiefenen?!), als dem mit 
Sorderungsrechten gegen jeten Einzelnen ausgeftatteten 7?) Beamten die Gefammt- 
heit fchlechthin verpflichtet zu fein?®), weshalb auch ohne Weiteres die eine 
Bejoldungsform in die andere übergehen Tonnte?“). 

4. Daß vertragsmäßig übernommene Gemeindejchulden mit ber Ge⸗ 
meinde zugleich alle einzelnen Genofen haftbar machten, kann um jo weniger 
bezweifelt werden, als noch in den Städten berfelbe Grundfag galt. Erſt im 
Zufammenhang mit der ſtädtiſchen Entwicklung wurde wenigftend ſo viel durch⸗ 
geſetzt, daß fortziehente Gemeindeglieder, wenn fie nicht ansdrüdlich eine Bürg- 


es, Bat. oben 8 10 N. 169-178 u. 8 14 R. 4046. 

0) Bel oben 8 10 N. 179-183. Auch Kaltenbäd I. 218 $ 28, 408 $ 
55, 407 8 44, 428 $ 85, 11. 7 8 3, wonach alle Gemeindeausgaben nad einem 
billichen u. zimblichen anschlag auf alle so des aigens geniessen umgelegt 
werden, also das jederman geleich geschech. 

’) Grimm, ®. IIL 814: wenn ein burschop einen herde offte schwenn 
mededen, ob sie den semptlich, die eine so woll als die ander, tho underhol- 
dende schuldig syn? Diesulvigen schullen sie gelich helpen holden. Bgl. I. 
184: wie wir mit unsserem hirten sines long halber überkomen, des soll inn 
menklich ane sinen costen u. schaden ungefar 8 tag vor o. nach s. Martis tag 
früntlich abrichten u. bezalen; welicher aber daran sümig ist, von dem mag 
er (der Hirt) sin lidlon mit botten inziehen. 

1) Bel. oben 8 10 N. 184—192. 

22) Bol. oben 5 10 N. 198. Grimm I. 456: ben Hirten lohnt ein jeder 
hofman nach anzahl seiner küh. 

3) Grimm I. 815: u. sol die gebursami dem banwarten lonan. 456: den 
schützen... halten u. lonen.. die hofleuts. 589: soll eine jede gemeinde... . 
selbst besolden. II. 572: von der gemeind wegen. I. 588-539: die von 
Lorch, das oberst dorff, gibt iglich husgesess den forstern 2 albus. III. 640 
8 1: die nachpurschaft ſoll den Zürfprechen befolden, ihm ein jeder 2 pf. zu geben 
schuldig sein. 

79 W. v. Münfter v. 1839 b. Grimm IV. 188: dem Kilchwart gab bither 
jeder angeſeßene Mann, ber geſaͤet hatte, eine Garbe, ber blos Weinberge hatte, ein 
halbes Biertel Weins, der keine Frucht baute, 4 Pfennige. Fur diss alles gibt ime 
die gemeindt zechen viertel, halb rockhen u. halb geraten. 
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fhaft für die Gemeinde übernommen hatten, von ber Verhaftung für Gemeinde- 
ſchulden frei wurben ?5). 

5. Dasielbe gilt, wie fich fchon gelegentlich ergeben Hat und noch weiter 
ergeben wird, für die Verbinblichleiten aus unerlaubten Geſammthand⸗ 
Iungen ?®), 


8.16. Politifhes Geſammtrecht. 

A. Bei dem mehrerwähnten Mangel jedes Gattungsunterjchiedes zwifchen 
öffentlichem und privatem Recht waren Herru und Gejammtheiten genau in 
berjelben Weile politifche wie vermögensrechtlihe Subjekte. In nieberen 
wie höheren Berbänben gab es jo wenig eine abftrafte „ftantsrechtliche”, wie 
eine abftrafte „juriftifche" Perjönlichkeit. Kür alle die Rechte und Pflichten 
vielmehr, welde ein vorgejchrittneres Bewußtjein mit der ivenlen Einheit bes 
Staates, des Gemeinweſens ober der Gemeinde verfnüpft, ftellten entweber 
fichtbare Herrn ober fihhtbare Gefammtheiten fi als finnlich wahrnehmbare 
Träger bar. 

In Bezug auf das politiihe Herrenrecht treten uns bis in bie höd- 
fien Lebenskreife hinauf noch fpät die urfprünglichen Rechteanfchauungen ent- 
gegen. In Bezug auf das politiihde Geſammtrecht aber vermögen wir, 
da basfelbe in den höheren Kreijen meift frühzeitig dem Herrenrecht gewichen 
war, bie urſprüngliche Auffaßung vornemlih aus den Ländlichen Weisthümern 
der engeren Berbände nachzuweiſen. In Dörfern, Marken und Höfen, zum 
Theil auch in einzelnen freigebliebenen Genten unb Gauen, fowie in größeren 
Bogteien, Gerichten und Immunitätsbezirfen wirkten biejelben Borftellungen 
von politiſcher Gefammtberechtigung, welche dereinft die gefammte Verfaßungs 
entwicklung beberricht, gebildet und umgebilbet Batten, auch in den Zeiten bes 
Feudalismus ungehindert fort. Allerdings lernen wir bier das politifche Ge- 
ſammtrecht nur in enger und modiflcirter Anwenbung kennen; feinem recht⸗ 
lichen Bau nach aber tft es dasſelbe Recht einer ſichtbaren Genoßengeſammt⸗ 
heil, wie dies einftmals das umfaßende und durch keine höhere Gewalt be- 
ſchränkte Recht der ſouyeränen Volksgeſammtheit geweſen war. Und auch 
Hier entfalten in den engften Tänblichen Lebenskreiſen uralte Begriffe und 
Kriebkräfte vielfach noch in denjenigen Zeiten eine zeugenbe Kraft, in melden 
in den Städten jowie in einzelnen Ländern das politifche Geſammtrecht Tängft 
bem einheitlichen Recht eines freien Gemeinweiens gewichen war, das Herren- 


29) Zugredht des Oberelfaß v. 1881 b. Grimm V. 844 $ 7: wer ouch daz 
ein sat o. ein dorf schuoldig werent in der gemeinde an juden, gawereschen 
o. eristenen lüten, u. züge darüber einre dannant, den sol die schulde ni: 
anegan zu geltende; wer aber er für die schulde bürge, so sol er leisten, 
was er gelobt hat, u. sol in die gemeinde, für die er bürge ist, von allem 
schaden darumb ziehen. 

*) Bol. unten 8 18 a. E, 
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recht höherer Ordnung aber fich bereits zu einer obrigkeitlichen Staatsgewalt 
umzubilden begonnen hatte. 

I. Seder alten Genoßenſchaft ftand irgend weldes, im Einzelnen 
aber ein an Inhalt und Umfang fehr verfchiebenartiges politifches Geſammt⸗ 
recht als gemeinfames Befikthum zu. Einen Unterjchieb begründete hier zu- 
nächft ber Charakter bes betreffenden Genohenverbandes, indem natürlich ben 
Dorf, Mark-, Hof⸗, Gerihte-, Gau- und Volksgemeinden auf ihren verſchie⸗ 
denen Stufen fehr ungleichartige Machtkreiſe entiprachen. Sodann lag ein 
weiterer Unterſchied in dem Grabe, bis zu weldhem die Verknüpfung alles 
Rechts mit Grund und Boden und bamit auch die Verwandlung bes politi- 
hen Gejammtrechts in ypatrimoniales Zubehör der dinglichen Gemeinfchafts- 
rechte vorgeichritten war. Drittens endli warb ber Inhalt des politifchen 
Gefammtrechts ungleich durch die Grenzen beftimmt, welche ihm in jebem ein- 
zelnen Falle das konkrete Recht einer höheren Geſammtheit und mehr und 
mehr auch daß überall bineinragende Herrenrecht 309. 

1. So blieben überall einige politiiche Befugniße ald freies und 
felbftändiges Geſammtrecht im ansfchieglichen Genoßenſchaftsbeſitz. Hatte 
fich einft bei der VBolkögefammtheit alle damals vorhandene Staatögewalt be 
funden, jo blieb auch ſpäter jede vollfreie Gemeinde für den Kreis ihrer 
inneren Angelegenheiten fouverän; die unter Grund, Schutz⸗ und Gerichts⸗ 
herrſchaft ftehenden engeren und weiteren Gemeinden aber hatten immerhin 
einen irgenbwie beitimmten Friedens- und Nechtöfreis, in welchem fie felbftän- 
dig und ohne fremde Mitwirkung eine Reihe politifcher Machtbefugnige als 
Geſammtrecht übten. 

In diefem Sinne war zumähft nach außen jede Genoßengefammtbeit 
zur Vertretung und Bertheidigung ihrer jelbft befugt; ein Recht, das fich von 
dem Recht jelbftändiger Kriegführung bie zu dem Recht bloßer Geſammtnoth⸗ 
wehr gegen den unberechtigten Angriff auf ihre Perfonen oder ihr Beſitzthum 
abftufen und ein jehr verſchieden intenfives Waffen- und Fehderecht enthalten 
Tonnte!). Nach innen aber hatte die Geſammtheit aus eiguer Machtvoll⸗ 
kommenheit den Frieden und dad Recht des Verbantes zu hanthaben und alle 
gemeinjamen Angelegenheiten nach eignem Ermeßen zu ordnen. Weberall Tag 
hierin das freie Berfammlungs- und Vereinigungerecht?), deſſen Beichränfungen 


1) Bol, oben 8 IN. 137 u. 8 11 NR. 101102, 104. 107. W. v. Becheln 
v. 1482 6. Grimm I. 600: dass das dorf. B. veden o. feindschaft hette. 
Daher tritt die Herrfchaftlihe Schirmpflicht erft ein, wenn Die genoBenfchaftfiche 
Setbftwehr fich unzureichend erweist. Bgl. Grimm IL 316: dieselb gerechtig- 
keit, so die gemeinde nit handhaben kundt, mach sie m. h. anschreien, soll die- 
selbige schutzen u. schirmen u. dabei handhaben als der oberster einichsman. 
III. 824: enkunde des (Marfjchädigung) der heimburger u. die gemeinde des dorfs 
niet gekeren. Ib. 420. IV. 552 8 3. 

2) Drenther Randr. v. 1412 b. Richthofen 521 $ 1: weret sake dattet 
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erſt mit der Entwicklung ber polizeiobrigkeitlichen Befugniße begannen). 
Zum Geſammtrecht gehörte ferner das Recht ber Mitgliederaufnahme“) und 
Mitglieveransihliegung®), das Recht der Berathung und Beſchlußfaßung über 
genoßenſchaftliche Angelegenheiten‘), das Recht der Selbftbeftenrung”). Gar 
nicht denkbar war eine Genoßenſchaft ohne das Recht der Autonomie, fo daß 
in irgend welchem Umfange jebe Gemeinde Sagungen und Willlüren errichten, 
Strafen auf deren Mebertretung jegen®), unter Gemeindebann gebieten und 


gemene land: myt malckandern tho spreken hadden (sic!) van saken, die den 
lande anoeerende weren, soe mach dat gemene landt wilckoeren by malckanderen 
tho komen, by ene pene die sy daer up setten, ende een hagelsprake tho holden; 
ende des gelykes elck dynkspil, elck kerspel ende elck buerschep wilkoeren dy 
hem selves, tosamende tho komende om hoer marck to berichten, als esch 
ende saedt, hoy ende holdt to bevredene ende anders thoe doene, des hem 
noot ys in den lande ende in hoer marke. Nur Berbünde gegen bie Herrlich; 
keit des Biſchofs won Utrecht find ausgenommen. — Damit ftimmt merkwürbiger 
Weiſe faft wörtlich überein dad Rheingauer W. b. Grimm I. 589 u. IV. 572 
& 1: wäre es sache, dasz die gemeine landschaft des Ringawes mit einander zu 
sprechen hätte von sachen die das land berühren, so mag die landschaft will- 
küren, bey eynander zu kommen auf der Lützelnawe bey einer pön u. ein 

halten. Desgl. mag jeder flecken u. dorf zusammen komen u, 
ihre marke berichten, als zum wald u. weid, holz u. trifft, weg u. steg, u. 
anders zu thun, als dick des noth ist im lande u. in ihren marken. Aber 
gegen die herlichkeit des guten s. Martins u. des erzb. zu Menz sollen sie 
keinen verbund machen. — Bel. ®. v. Zuozwil v. 1488 ib. V. 144 $ 27: 
so möchten si wol ain gmaind samlen. Moröbronnen ib. 521 8 5: der heim- 
burg zu M. ein glocke leutet von der gemeind wegen. Sochftetten (II) ib. 
643 $ 1. 

x. L 670 N. 52. 1466 b. Grimm V. 153 8 46: sol nieman kain 
gmaind han noch samlung, dann mit ains vogtherren willen. 1475 in Mel 
bad ib. 266 8 1 wirb nur verboten versamelung ader verbontnisz wider die 
hern des gerichts, iren amptman ader diener. 

9 Oben 8 11 N. 10. Grimm IV. 682 8 7: einchen fremden zu em- 
pfahn zu der gemeind des egen. dorffs zu Ibrssheim, das das thun mecht 
ein schulteis.. . mit der gemeynd des selben dorfis, u. nit die dutschen hern. 

2) Oben $ 11 R. 66f. Grimm I. 128: uss der gemeinde verwist. 

%) Grimm V. 642 $ 13: bie von der Gemeinde gewählten Bürgermeifter u. 
Vierer sollen sambt.. . der gemeinden raten, was not u. nutzlich zum besten 
betrachten u. anstellen. Bgl. oben Rote 2. 

9 &rimm IIL 688: auch haben wir das recht, zu stifften u. zu sturen 
nach willen der nachbauern. Küren ber Ofter⸗ u. Weſterhammerike v. 1886 
6. Richthofen 520 8 3: wanneer die bueren over dragen, dat die oldermans 
een schot nemen sullen, kündigt ber Burknecht den Schoß an u. jeder Bur muß 
ihn bei Strafe entrichten. Oben $ 10 N. 179—192 u. $ 13 N. 67. 

8, W. v. Höngg v. 1838 b. Grimm L 8: was ouch die dorflüte ze H. uf- 
seinend umb iren frid u, nuta u. was bussen si den uflagend, die ir gebot übergand, 
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verbieten konnteꝰ). Der Autonomie aber entſprach ſtets eine genoßenſchaftliche 
Gerichtöbarkeit, jo daß in weiterem ober engerem Umfange „von ber Gemeinde 
wegen“ ober „in der Genofen Namen" Gericht gehalten!), gepfändet!1), ge» 
ftraft und gebäßt!%), die Sühne unter ftreitenden Genoßen vermittelt und be 
ftätigt wurbe9), 

Für die engeren Gemeindeverbänbe ftellten vor Allem die Angelegen- 
beiten der Gemeinnark einen im Ganzen der Stärke ihres binglichen Ge- 
fammtrechts entſprechenden öffentlichrechtlichen Machtkreis ber. Als Beftand- 
theile, Ausflüge oder Zubehör des Gefammteigenthums ergaben fich, wie oben 


1838 ib. V. 6386 $ 4 u. 5: an den Sapungen, die Schöffen u. Gemeinde unter 
fih machen, bat der Vogt Fein Recht. Ib. 421 $ 14: ist es, das die banleut 
einuong machen. III. 645. IV. 629 8 9. 665 $ 27.-Rihthofen, frief. Rsoqu. 
269 c. 10: van der bure wilkore; $ 1: alle buerwilkör is vry. 

%)W. v. Oberugwil 6. Grimm V. 198 $ 47; was ouch gmain nachburen 
durch des gmainen nutz willen fürnement u, ansehent u. was poten si daruf 
haiszent setzen. Thiengen ib. 228 8 5: gebot u. verbot, so sie selbs under 
einander haben. Offingen 1. 98 8 8: so hatt ein gemeind zu pietten an 
5 schill. bis uff ein pfund, u. gehört die buss einer gemeind. Ib. 781: der 
gemein gebot. 801 u. 802: gebott der gemein. IIL 788 $ 2. 

16) Weſterwolder Kandr. v. 1470 c. 10 8 2 b. Richthofen 269: alle buren 
mogen sulvest oer wilkoer richten sonder broke. Ib. 527 8 25: die mene bur 
richten über waterlosinge ende jochwech. Grimm, W. II. 788 $ 3. V. 301 
8 10. 549 8 5: so haben si von wegen des dorfs zwen heimburgen, die si 
ziehen, die do des dorfs ordnung machen u. underhalten. Wellicher dassel- 
big verbrech, den strafen si under einander dorumb. $ 6: so haben si ein 
geprach, wann si irer guter halber spennig sin, das si sich selb under ein- 
ander wissen zu entscheiden. 

11) Grimm IIL 580: wir megen auch umb unser einigung unter eynander 
phenden. II. 22: dasz die gemeinde nit macht habe, einen becker zu pfenden 
in dem backhus mit gewalt: aber finde man ine vor der thur, so mag man 
in pfenden. Ib. 463: Niemanb darf anders, ald wenn er ed mit recht erlangt, 
b. 5. gerichtlich, pfänden, ausgenommen bie beiden Förfler und ein heimburg von 
wegen der gemeinden. III. 824: na setzungen des heimburgen u. gemeinden. 
IV. 679 8 2—9. 723 8 6: ob dieselben heimbergen jemants fiengen von der 
gemeindt wegen. V. 293: durch die heimburgen von der ganzen gemeinde wegen. 
Drentber Landr. b. Richthofen 529 5 48. 

1) Grimm I. 481: wer solch verbott bricht, soll die gemein straffen; 
wo aber die gemein nicht straffen will, mögen beyde juncker von ihrent- 
wegen straffen lassen. III. 402: den han die lantsedell under yne darumb 
tzu stroffen. 804. V. 286 $ 16. Kaltenbäd I, 209 $ 18: Heinen Diebftahl 
hat die gmain zu puessen. 

1) GrimmI. 27. 217. II. 470. III. 641 $ 9: so fern also dem amptman 
nit geklagt wurde, mögen wir das wohl gutwillig richten u. hinlegen. 671. 
804. Kaltenbäd J. 553 8 5. 855 8 5. 27. 
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gezeigt ift, die mannichfachften borf«, feld- und markpolizeilihen Gejammibe- 
fugnige!4). Gerade für Markangelegenbeiten reichte das eigne Bannrecht ber 
Dorfgemeinden!d) und größeren Markgemeinden!‘) am Weiteften, jo daß unter 
Dorf oder Markbann geboten und verboten, eine Küre ober Einung gemacht 
warb. Und wenn nicht immer barin aud bie Befugnib lag, in eignem 
Namen Gericht zu halten, zu ftrafen und bie Bußen zu beziehen!?): fo war 
doch wenigftens die Pfändungsgewalt in der Mark ftets ein ſelbſtändiges Ge⸗ 
ſammtrecht is). Häufig aber ftand ausbrücklich feft, daß das Dorf» oder Mark⸗ 


1%), Bol. g IN. 181-138 u. $ 10. 

Grimm, ®. L 77 8 29—31 u. 88: die von Nefftenbach ein einung 
setzen uff die stroffelweide, es sye über holtz o. in velde, als denn ye der 
merenteil über ein kompt; $ 34. Ib. 74: daz si alle ir einung von dvaden, 
von friden u. von graben selder under in ufsetzen u. innemen suln. Ib. 89: 
was die gmeind überein kompt umb einung, verbannen, holtz u. veld. 92, 
94. 219: was die nachpuren uffsetzend im gericht zuo N. von bennen, vatten, 
zeholtz u. zefeld. 225. 235. III. 463 $ 21: wir haben wohl macht, dass wir 
in den samfeldern einen dan legen, .. solches haben wir auch untereinander 
aufzusagen. 659: mit deni gewählten richter mügen wir wol setzen unser pann 
uber unsser feld, zäun u. wismad u. ander unser notturft, da sol uns kain 
pfleger nichts einreden, er sol seiner puess warten. IV. 281 $ 13 u. 25: die 
gemein fchließt u. fnet die Wiefen, fegt Einuugen über Stoppelweide u. Brache. 
V. 122 $ 11: die nachpuren fegen Bußen wegen Holz u. Feld. 880 8 5: com- 
munitas et scabini in Erpel et parochie habet ab antiquo statuere terminum 
et locum vindemiandi in banno. 580 $ 83: ir einung, wie sie sie machen. 
Maurer, Dorfv. II, Anh. Nr. 10 ©. 468, 

) Grimm I. 587. 605. MH. 434-485: Waldbot, Heimburgen u. Erben 
follen ohne de Amtmanns Urlaub u. Geheifchen die Wälder in verbott u. usser 
verbotte zu allem irem willen legen. 705 $ 1: dat wassergangk, clocken- 
clank, wege u. stege des kirspels ze F. frei seint auss der erden bis in den 
himel, u. in geines herren gebot noch verbot verhaft sei. III. 280 $ 15: was die 
erben darauf setzen. 803 8 39. IV. 78: die ganze gemeine trifft forftpofigeit. 
Anordnungen. 

7) Mitunter werben felbft bei den von ber Gemeinde allein audgehenden Ge⸗ 
boten die Bußen für Mebertretung dem Herrn audfchließlich zugewiefen, wie b. 
Grimm 1. 225. 235. IIL 645. 659. V. 198 $ 47. 228 5 5. 830 5 5. Gewöhn- 
lich dagegen nur eine Quote, fei ed %%, wie ib. L 8. 89. 92. 94. 78 8 38, oder 
%, wie V. 421 8 14, ober %, wie II. 470. Und oft erhält auch biefen Bußantheil 
der Herr nur, wenn feine aktuelle Hülfe zur Eingewinnung nöthig wird, ib. I. 74. 
I. 470. V. 93 8 23 u. 24. 95. 

) Bol 8 11 N. 138. Grimm L 460: mag die gemeinde... pfonden. 
514. II. 485. III, 489. 1V. 599 $ 19: Neberbau im Feld o. Dorf fol die Ge- 
meinde zunächft im Guten zu befeitigen auffordern ; thut er das nit, so mocht 
die gemeynde es abbrechen u. nemen u. soll darumb die gemeinde ongefre- 
velt han. V. 554 $ 6: die von Belheim haben macht, dem vom Ausmärker 
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gericht im Namen der Gemeinde zu hegen war!®), ter Gemeinde die Strafe 
gewalt??) und felbft ein Strafmilderungsreht?t) zuftand, die Gemeinde aus- 
ſchließlich die Bußen für Verlegung ber Felde und Markeinnngen bezog*). 
In ähnlicher Weiſe konnten auch aus dem Beſitz eines Gemeindehauſes, an 
dem ber gefteigerte Verſammlungsfriede wie an der alten Dingftatt feſt warb, 
erhöhte politiſche Gefammtbefugnige erwachien *). 

So weit jedoch der Begriff der Markangelegenheiten reichte: auch in ben 
engften Genoßenſchaften griff das politifhe Geſammtrecht darüber hinaus und 
umfaßte autonomifche, gerichtliche und polizeiliche Befugnipe in Bezug auf die 
vom Boden unabhängigen fittlihen, gewerblichen und focialen Gemeinſchafte⸗ 
verhältnige der Genoßen*). Bereinzelt kamen fogar noch in jpäterer Zeit 


entführten Markholz zu folgen, es, wenn es fchon verbaut wäre, wieder aus bem 
Dau zu reißen u. Pfand bazu zu nehmen. 580 8 33. 

1) Grimm, W. I 514: vor die mercker bringen; zum marherding o. 
Förfterding sulde ein iglich mercker vor dem andern geleyde ban, .. war 
man yme gebode von der marg wegin. II. 665. III. 278: weme se de gewald 
bestan over de Worthorst? den erven. IIL 474 82: das gericht u. 
weiderecht soll gehegt u. gehalten werden von wegen der dickgenanten drey 

er. 

2%) Srimm I. 98 8 14: so hatt ein gemeind denselben an ein pfund zu 
straffen. 134: der gemeind soll zugehören ze straffen; . . solche der gemeind 
straff soll allein berüren die efaden, burecht, u. was brüchiger züne, greben 
uffthun u. derglich mengel. 566 $ 9: merkere gemeinlich. 588: soll für 1fl. 
von den merkern gestraft werden. 539: welcher merker brüchig. . soll von 
dem merker gestrafft werden, III. 474 $ 6: so hetten die 8 dörfer macht 
zu büssen. V. 303 $ 9: der mark straf; $ 12: von gemeiner mark wegen. 
306 8 12: der mark verbueszen. 

2) Grimm, W. IIL 215: id en were denne de erven öne begnaden 
wolden. 489: doch mogen der walpode u. der lantman das mildigen. V. 248 
8 4: wegen bed Schadens foll der Ausmärker thedingen . . mit dem merker- 
meister u. merkern. Yud I. 514: vur die merker, das er das virantwort. 

2) 3. B. Grimm, I. 98 8 9. 514. 731: wo einer der gemein gebott nit 
hielte, so soll er der gemein 54 hir verfallen sein zu straffen, während Bruch 
von des schultheissen gebott u. verbott dem Herrn verbüßt wirb. III. 788 $ 2: 
die mult mag die gemeinde legen hoch u. nieder nach des dorfmeisters rath 
u, ist die der gemeinde. IV. 281 $ 18. 

25) Bol. W. v. Aspizheim v. 1491 b. Grimm I. 800, wo bie Ordnung über 
das Gemeindehaus einen Theil bed Dorfrechts und ihre Aufrechterhaltung eine 
Dorfgerichtsſache bildet, u. wo es heißt: Ahaus u. siub ist gefreis von der gemein, 
wer einen heisset liegen, fluchet o. gröblich überfüre als mit handanlegung, 
der soll der gemein verfallen sein ein viertel weins, 

24) So hat in Asplzbeim die Gemeinde zu gebieten, zu richten u. zu firafen 
in Bezug auf den gemeinen Dorfgraben, das gemeine Holz, bas Gemeindehaus, bie 
Felbflur, bie Weide, die Bauten, bas Feuerweſen, Maß u. Gewicht, bas Spiel, 
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Die im Uebrigen nur von Gern beſeßenen höheren Gerichtsgewalten und ſelbſt 
der Blutbann als Gefammtreht vor, fo daß im Namen einer Gemeinde 
Blutgerichte gehalten und peinliche Urtel wollftvect wurden). Und wo, wie 


bie Abgaben bei Befigveränderungen u. Eheſchließungen; Grimm, W. I 800 - 
803. Su Dachſen ib. 111 $ 16 geböten außer holtz, veld, stegen, wegen, wunn, 
weid, zun, stelinen, greben, fridhegenn, efatenn, brunnen aud) für u. liecht 
u. derglichen ehafftinen zu den &emeindeangelegenheiten. Bgl. ib. 662: alle 
gewicht u. massen hat die gemeinde zu besehen. Aehnlich ib. V. 574 8 9. 
IV. 639 8 11: die baumeister von der gemeinde wegen. Bgl. auf I. 123— 
130. 788 IV. 281. 308. 329 $ 4. V. 831 8 19 u. 23. 

25) echte ber Freien z. Rachſendorf v. 1460 b. Grimm III. 686688: in 
Abweſenheit des Richters können die Freien einen in die Freinng kommenden ſchäd⸗ 
lichen Mann allein angreifen und, wenn ihrer dreie beifammen find, einen ald Rich⸗ 
ter an bie Schranne feßen und die zwei andern über ihn richten, dan die 60 freien 
haben den pan über das pluet zu richten; u. darnach mügen sie in wol hahn 
an den negsten paum. Auch haben fie den Wilbbann. Der freien Güter find 
60. Außerdem gibt ed „12 gevogte guetter*, bie gleiche Rechte haben, auöge- 
nommen Blutbann, Wildbann u. Schöffenfähigteit. — W. v. Strome ib. DL 
803: jeder Tann einen Dieb in feinem Haufe tödten u. der Nachbar fol ihm Helfen. 
— ®. v. Dreys v. 1498 ib. II. 885: ein ehemaliger Zender bekundet, er babe 
dem Bogtherrn auf deffen Bitte, einen mißthätigen Menſchen laufen zu laßen, 
zweimal ale ein zender van wegen u. befelh der gemeynen geantwortet: neyn, 
nach sinem verdienst muess er sterven. ferner habe 1429 die Gemeinde eine 
Frau, die ſich erhängt hatte, abgehanen, durch ein Loch unter ber Schwelle heraus 
und bis auf die Nichtftätte gegogen u. bort begraben; da feien die Vogtherrn zu- 
gefahren u. hätten die Gemeinde gefragt, warum fie das gethan, wer ihr das er- 
laubt babe? Antwort dye gemeyn u, sprach: sie heiten nyemans orlauff' geheischen, 
das gericht wer ir. — W. v. Trittenheim v. 1533 ib. 823: vorter weisen wir 
ein frei hoechgericht der gemein, ein zender sol der hohe richter sein. Der 
Zender fol mit der Gemeinde den Miffethäter unterhalten, bewachen und, nachdem 
bie Schöffen ihn verurteilt, hinrichten laßen. Iſt die Gemeinde beforgt wegen 
feiner vielen Bintöfreunde, fo follen ihr die Schirmherrn auf ihr Anfuchen u, ihre 
"Koften Beijtand thun. Vortmer weisen wir alle die guter, die daz mistetig 
mensch verlassen hat, sie seind beweglich o. unbeweglich, der gemeinden zu. 
Fu Uerzig wählt nach dem W. v. 1568 ib. 364—368 die ganze Gemeinbe jährlich 
zur Erntegeit einen Zender, ber über alle weltlichen Dinge innerhalb des Banned 
u. Bezirkes der Zenderei „ein gewaltiger, nach erkanntnus der scheffen o. der 
gemeynden zu straffen u. zu richten, fein fol. U. hat der zender von wegen 
der gemeinden nit allein in bürgerl sachen, als in pfandschaften u. dero- 
gleichen, die strafen mit wissen der gemeinden zu hoehen u. ‚zu niedern, 
besonder auch in criminal- u. bloedsachen zu richten. Bgl. ib. 366: hat der - 
zender zu U. von wegen der gemeinden das hochgericht, . . Der zender mag 
auch von wegen der gemeinden mit rath derselbiger den missthätigen begnadigen 
.. Es gebrucht sich aber der zender von wegen der gemeinde des rads, des 
schwerts u. des feurs. Doc, können die nachbarn ſolche Strafen in @eldftrafen 
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in Friesland, die alte Vollfreiheit in einer an bie vorkönigliche Zeit erinnern⸗ 
ben Weiſe fortbeftand, da blieben and die oberften politiſchen Befugniße, 
welche einft die Volksverſammlung geübt hatte, bei der Gejammiheit der Gau- 
oder Landesgenoßen *). | 


umwandeln. ©. 367: Auf befonderes Anfuchen, aber auch nur auf folches fol 
der Schirmherr, der dafür jährlich 6 Gulden empfängt, bei der Sefangenhaltung u. 
Aburtheilung Beiftand Ieiften. Berurtheilung u. Hinrichtung erfolgt von wegen der 
gemeinden. &. 368: Der Scharfrichter muß burger zu U. werden, gleih nad 
Verrichtung des Amts aber die Bürgerſchaft wieber aufgeben. — Bol. endlich auch 
W. v. Glüfferath ib. 321 f., wonach die Gemeinde Hochgerichtöherrin zu % ift. 

26) Es ift die Gefammtheit aller Briefen, welche ihre Freiheit u. ihr Hecht 
mit ihrem Gelbe von 8. Karl erkauft hat; fo erfauften fie die 17 Küren (petitio- 
nes, liodkesta, willkoren), vgl. Richthofen 28 (mith hera fia capaden, com- 
paraverunt pecunia sua); fo überhaupt die auf ewig gefeftete frieftfche Vollfreiheit 
ib. 439; vgl. 102, 388 8 2, 440-441 u. 582. Alle Friefen befigen daher einen 
freien Stuhl (a fria stole), 10te Küre ib. 10. Das friefifche Recht ift ein Befig- 
thum der Volkegeſammtheit (14te Küre ib. 22: mit allera Fresena riuchte; 
16te Küre ib.: bi liuda riuchts; ib. 40 f.: thit is that londriucht allera Frisona; 
vgl. 121 f. 125 f.); u. fowol der gefammten Vollsgemeinde ald einer jeden Landes⸗ 
gemeinbe fteht ein unbeſchränktes Selbſtgeſetzgebungsrecht zu (vgl. z. DB. ib. 110. 
151. 194. 278. 308. S11f. 358 f. 866 $ 1 u. 869 8 1. 372 8 35. 474 
n. f. w.). Ebenſo iſt der gemeine Friede ein Bolksfricde (18te Küre ib. 20: thera 
lioda fretho, frede den volke, pax populi; 117; 400 8 79), und ganz wie in 
ältefter Zeit Fällt daher die Friedensbuße an bie Gefammtheit, während ber Richter 
nur ben Bann erhält; vgl. ib. 34 8 2: tha Zudem hire freiha and tha frana sin 
bon; plebi pax et sculteto solvetur suus bannus; den luden (den volcke) eren 
vrede ende den richter synen ban; ebenfo ib. 48, III; 62, XI; 70, XIX; 42, 
II (yeghen dat mene vollick); 115 8 2: tha liodon to fretha; ebenfo 116 89, 
11, 12 u. 13; oder ed wird dem lande, dem menen lande gebüßt (oben $ 14 
R. 19). — Deshalb ift auch das Leben des Verbrechers dem Volke verfallen, vgl, 
ib. 86: des Falſchmünzers Hals is thera liuda. Cr muß eö mit der Buße vom 
Volke löfen, 15. Küre ib. 22: lesane sin haved mith 12 merkum etta liudem 
(& plebe, van dem volke), Sonſt ift er helpeloes fan der meente, ib. 482. 
Wird er aber bei unfühnbarem Vergehen oder wegen Unvermögend gerichtet, fo 
zahlt er damit allem Volke; 16te Küre ib. 22: thenna jelde hi alle liuden te 
thonke, thi ther hongat; quia ille eque solvet omni populo qui pendet; wente 
he betaelt geliken allen iuden de hanghet. — Auch ift ed das gefanmte Boll, 
welches den Rechtsſchutz zufammen mit feinem Richter gewährt; vgl. ib. 43, LI: 
dat mene vollick and de richter sal em (dem eine Grunbftüdsveräußerung anfedh- 
tenden DMündel) helpen; vgl. ib. 62, XI; 473 8 4: Gefangenfegung mit Hilfe 
dera meentha. — Und endlid werben alle Richter u. Beamten, ſowie ber Aiega 
(dte Küre ib. 4), vom Bolle gewählt; 1861 ib. 109: quod singuli distrietus 
terrarum sung judices eligant; Wefterwolber 2. R. v. 1470 c. 10 8 27 ib. 371: 
een richter des landes, gekoren van dem gerichte u, believet van den ge- 
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Zur Ausübung ihres eignen Rechts konnte jete Genoßenſchaft fich Be 
amte und Diener beftellen, woraus ſich eine Reihe neuer Gefammtbefugniße 
öffentlichrechtlicher Art ergab. So kam als Geſammtrecht das freie Wahlrecht 
ber Dorfvorfteher, Dorf ober Banerrichter, Heimburger, Zender und Hunnen 
vor??), wobei nur mitunter eine herrſchaftliche Amtsinveftitur folgen follte2). 
Ebenfo in großen Marken die freie Wahl ter Obermärker und ihrer 
Stellvertreter??), auch bier bisweilen durch nachträgliche Belchnung er- 


menen lande. Laudr. v. Buddinge a. 71 ib. Wörterb. s. v. atta: die meenten 
mogen oer atten setten by hem selven. 

N) Bl. Grimm, W. I. 114. 216. 247. 326 (1315): die gemein Tiedt ben 
Zender, bei Uneinigkeit aber enticheiben die Echöffen. 617 (1476): die gemeinde 
der 3 Dörfer wählt den Bürgermeifter. 831: den neuwen heimburger, den die 
gemeinde dan küset u. setzet. DI. 211. 495. 501. 569: den Zenner Hefen die 
andern im dorf. 764: geforne Hunnen ber 6 hontschaften des Landes Kempen. 
IIL 248. 498. 559. 688. 880: der hoeber wählt den heimburger. 1V. 320 8 4: 
sie hand ouch das recht zwen dorfmeier zu kiesen. 679 (1410): die landt- 
Iude hebben de macht, dat se den richter mogen erwelen. 723 8 5: die ge- 
meindt hat jahre macht einen heimburger zu suchen under den schöffen u. 
die schöffen einen under der gemeind. V. 517 $ 2: den heimburger u. vier 
geschworne. — Bgl. Th. I. 628 N. 150. Sternberg I. 6 u. 10. Blumer 
1. 381. Maurer, Dorfv. II. 88—44. 

*) Grimm, ®. I 749: fie Hefen ein heimburgen u, sol ime der meier 
das ambaht lihen. Ebenſo die Heimburger der 9 zu Marlei gehörigen Ortfchaften, 
welche nad dem W. v 1388 ib. 728 die dorflüte, indem fie Mitte März bazn 
zusammengon, wählen, der Schultheiß einfeßt. Bat. W. v. Elotten v. 1446 ib. 
II. 444. Monre 1264—1268 ib. IH. 618: schultetum eligunt homines in 
M. etc. Bubenheim 1387 ib. 823 f.: heimburger u. gemeinde verfammeln ſich 
u. die gemeinde Hest mit Rath ber Echöffen einen Heimburger, den zwei von 
ben brei die Grundberrichaft gemeinfam befigenden Gotteshäufern einſetzen 
können; käme aber in 2 0. 8 Wochen Keiner für die Gotteshäufer, so mach die 
gemeinde under sich einen heimburgen kiesen ane varhe u. widerspraiche 
na iren besten sinnen. 

20) Th. I. 626 N. 134, bei. die Etelen aus dem Bibrauer u. Kaltenholz 
Baufer W., Grimm 1. 513 u. 6587. Ib. 606: Wahl des holzmeister. Selbold 
1866 ib. III. 419f.: die rittere u. die merkere mit den scheffen, arme n. 
riche, sollen den cingreffen setzen u. entsetzen. Oberurfel ib. 489 f.: etellude 
u. der landman Hefen and Ritiern, Prieftern o. Landleuten den merkermeister. 
Münder ib. 297: die erfien zu M. kieſen jährlich mit den meiften Stimmen einen 
neuen holzgreven. Carber M. ib. 468 $ 13: die märker kiesen sich iren 
märkermeister, doch muss er in der mark behubet u. begütet sein. Alten- 
ftabt 1485 ib. 453 f.: Sährlih auf dem Märkerding geben undermerkermeister 
u. alle Körfter ihre Acmter an den obermerkermeister auf u. werden neu ges 
wählt. Sodann gibt ber obermärkermeister fein Amt an den neuen under- 
merkermeister auf u, man wählt einen neuen obermärkermeister, der ein Ritter 
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gänzt?o). Nicht minder die Wahl von Cent⸗, Amts⸗ und Landrichtern durch bie 
Gerihtsgemeinden?!), ja von Bögten und Herrn durch die Vogtei und Immuni⸗ 
tätögemeinden??). Dazu trat bann häufig das Wahlrecht von Schöffen, Geſchwor⸗ 
nen und Ausfhüpen®). Gewoͤhnlicher noch ift das Recht zur Wahl und Anftellung 
von untergeorbneten Gemeindebeamten, Börftern, Bannwarten, Glurjchüßen, 
Beibeln, Bütteln, Hirten u. f. w.%), wobei auch bier oft eine das Wahlrecht 


0. Ritterögenoß fein fol. Werben die landsiedel nicht einig, fo mühen fie es den 
lehnherrn verfündigen. Lehnderrn u. Märker unter der Linde zu U. haben hier 
da die Mark keinen Herrn bat, allein das merkerding u. der marg recht zu 
halten. Kleinauheimer M. ib. IV. 552 8 2—4: ein vogtherrn darin gekoren 
u. nit geboren. Ib. 77: holtzgrebe, der zugleich gogrobe tft, richter, frohne 
u. holtzknecht werden gewählt. 

% Grimm, ©. I 518: das der beste merker, der off den tag da ist, 
einen meister bestedigen sal; u. ein fogt o. wer von eins fogdes wegin da 
ist, der gal einen foid bestedigen; werz sache, daz der fogd nit da enwere o. 
nymant von sines wegen, so mochte der beste mercker auch eynen foid be- 
stetigen. III. 297: Belehnung des neuen Holzgrafen mit einem grünen Eichen⸗ 
zweige. Bol. I. 607 u. III. 490. 

9) W. der freien v. Nenenzelle b. Grimm IV. 497 8 7: wir fryen u. ge- 
nossen sond haben 2 frye waibel u. ain fryen rihter. Aber den rihter mugen 
wir under uns selben setzen u. erkiesen, wen wir wellend, der zu uns gesworn 
hat u. unser genosz ist. Ebenſo im Amt Affholten ib. 894 8 16 freie Wahl 
u. Entfeßung des Amtmanns. Bol. die W. des Altenhaslauer Gerichts v. 1354 
u. 1461 ib. DI. 411f. 8 5 u. 415 $ 2 u. 3 über die Wahl eined Gentgrafen, 
der dem lande, dem gerichte u. der mark nutz u. gut sein soll, durch E chöffen 
u. Landvolk nebft zugezogenen Gutéherren, zweier Märfermeifter burch die Gent- 
ſchöffen u. zweier dur) die Märker. Dabei follen alle ambter zum jahr einmal 
ledig u. los seyn, ausgenommen der schöffen, so bis an ir lebensende rech- 
net. Bol. auch ib. 271 N. 1 über die noch um 1578 von ben goheleuten aus 
6 Dörfern vollzogene Wahl u. Aufhebung eines gogreven. Vgl. ib. II. 864. IH. 
823. Th. I. 214 N. 283. 516 f. 521f. 577f. Unten N. 152. 

32) DHofr. v. Hattnegge b. Grimm III. 49 f. W. der Freien v. Rachſendorf 
ib. 689: auch haben wir das recht, ob unss des nott geschäh, das die graf- 
schaft versetzt o. verkaufft wurd o. verlorn, damit uns ein vogt wurd zu 
schwar, so haben wier das recht, das wier uns mügen gevogten wo wir kin wellen. 
In Heimersheim ib. IL 719 follen die 7 Herrn jährlich aus ihnen einen Jahres⸗ 
berrn wählen; ift aber nur Einer anwefend, fo wählen die Schöffen mit; find bie 
Herrn uneins 0. befommt der Jahresherr Krieg, fo wählen bie Schöffen allein. 

32) Th. I. 167 N. 29 u. 631f. Grimm I. 112. 418. V. 314 8 18. 875 5 
27—28. 415417. 489 8 7. Raltenbäd L 480 8 13: vier geschworne . 
die soll die gemain setzen u, erwellen. Maurer, Dorfv. I. 71 N. 7—18. 

% ®rimmI. 89: es sollauch ein gemeind erwellen einen vorster u. einen 
hirten. 114: die gemeind hat ouch ein vorster zu erwellen. 134: wir sond 
järlich ein vorster wellen. 163: die genossami tiest den banwart. 285 8 11: 
Weibel. 241 8 20: es sond och, die in den hoff’ gehorend, ainen waibel setzen 
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ſelbſt nicht einſchränkende herrihaftliche Amtsbelehnung folgen toll?) Mit: 
unter haben die Gemeinden und Kirchipiele auch Kirchenbeamte zu wählen ®). 
Sa es kommt ſogar ein genoßenſchaftliches Wahlrecht herrichaftlicher Beamten 
vor, während dieſelben im Uebrigen ihren alten Charakter beibehalten haben 
und als Vertreter bes Herrn gelten?”). Dem freien Wahlrecht entſpricht in 
ber Regel ein freies Abfebnngereht??). Während des danernden Amtöver- 


u, entsetzen. 881: die 4 schutzen u. förster die des jairs in demselben jair- 
ding von der gemeinen gemacht werden. II. 189 $ 3 u. 7: die Gemeinde 
wählt Malleute. 634:- die merker .. moegen setzen iren klöckner, iren richter, 
ire 6 sehutzen. III. 855. IV. 81 u. 91: die huber wählen den Bannwart. 279 
$ 2: die Gemeinde den Weibel. 824 8 6: villani ben Hirten u. lucarius. 826 8 
12. 395 $ 21: die gebursami sol ouch einen hütter u. einen förster erkosen. 
420 $ 41: die Gemeinde den Weibel. 422: die Gemeinde Holz- u. Keldförfter. 
526 8 9: fie follen jährlih unter fi orbnen geſchworne undergenger, messer, 
steinsetzer, dorfimeister, schutzen, hirten, auch heiligenpfleger. V. 186 8 17: 
die gemaind sol ainen vorster erwellen; $ 18: ain hirt. 144 $ 29: die hus- 
genossen den Weibel; $ 30: aiu gemaind .. zwen schetzer, die besechen des 
dorf nütz u. schaden. 197 8 88: Hirt mit allermaist stimmen. Kaltenbäd 
1. 131 $ 17. 86: nachtwachter, feldhütter u. halter aufzunemen stehet zu 
einer ganzen gmein. 169 8 49. 600 $ 72. 

# Grimm I. 101 n. 108: $örfter. 187: daz dorf sol han einen gmeinen 
knecht, den sol dass dorf erwellen u. sol der vogt dass demselben knecht 
Hihen. Ebenfo 239 $ 1 u. 2 beim Weibel. 678 beim banwart... welhen die 
ambahtlute gekiesent. 698: villani de communi consilio eligere debent pre- 
conem .. et duos banwarten .. quos scultetus locare tenetur. 704: die ban- 
leut. 721. 726—729: das dorff fol den Büttel Tiefen, der schulteis ihn fepen. 
749: die Bürger Tiefeg, der Meier foll in das banwarttum setzen. III. 617: 
preconem eligere tenetur universitas; .. praepositus .. habet illi electo con- 
ferre post illoram electionem officium preconis 624: schulteissen u. bauttel. 
IV. 22: huber u. gemeinde fiefen den Bannwart, bad Gotteshaus beleiht ihn. 
125: wo die geburschaft kieset einen hirten o. wenn, dem sol es der meyster 
v. W. lihen. 157: banlut kiesen banwarte, der Meier leiht ihnen dad Bann- 
wartthum. Aehnlich 265. 3861 $ 22. 378 8 20. V. 119 8 11. 419 8 4: preco ... 
debet a mansionariis eligi et a villico debet constitui. 716 $ 19: universitas 
debet eligere custodem segetum. Der scultetus vereibigt ihn. 

%), Grimm I. 163. 166: das wir die genossen . . einen sigersten setzend 
u. entsetzend. 419: Meiner. II. 637. IV. 56: kirchmeier u. kirchwarten. 526 
5 9: Heiligenpfleger. V. 482 5 25: die gebauren ben Sigriften. 

2) Th. J. 167 NR. 26. Grimm I. 89. 149: die Hofjünger wählen den Herr- 
ſchaftsbuttel. 238 8 1 u. 2: die Genoßen ſetzen auf 1 Jahr den Keller, ber Her 
fol ihm den Kellhhof leihen. 

” Grimm L 515: dede er (der Vogtherr) den merkern nit recht n. 
ebin, sie mochten einen andern setzen. II. 241 $ 20: setzen u. entsetzen. 
111. 420 (N. 28). 688. IV. 394 8 16. 622 $ 2: wenn der selb vogtherr den 
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haäͤltnißes aber erſcheint die Geſammiheit als Amtsherrin bes genoßenſchafit⸗ 
lichen Beamten. Der Geſammtheit daher wird ber Amiseid geſchworen *9). 
Ihre Vollmacht iſt die Duelle des Amtegewalt ). Ihre Angelegenheiten find 
e8, die fie dem Beamten zu getreuer Berwaltung übergeben hat“). In ihrem 
Namen, „von ihreiwegen”, wird jede Amtshandlung vorgenommen). Ihr 
Gewaltauftrag beftimmt die Amtskompetenz, jo daß alle Sachen, zu denen fie 
dem Beamten nicht Macht gegeben bat, von biefem vor fie gebracht werben 
müßen*). Ihr tft der Beamte verantwortlih und rechenfchaftspflich- 


markern nit beholfflich were ... so mochten die marker ane zorn o. widder- 
spruch ein markerding machen uber zwerch nachat u, mochten einen andern 
vogtherrn kiesen u. machinn. 

”#) Grimm L 89. 417: dem gedinge gemeinlich sweren. 419: der heimburg 
soll ouch der burschaft sweren. 458. 607. II. 635: eid, den sie den merkern 
gethan haben. III. 298. IV. 279 8 2. 552 8 8: der markmeister mit seinen 
14 vorstern hat den merkern geschworen. V. 509. 8 5: siner gemein. Richt. 
bofen, Wörterb. s. v. atta: dia atten soelen der meenien zweeren; berjelbe, 
Réqu. 482: di decken swerra enen stouwenden eeth tofarra tha meente; 489, 

*) Dal. W. v. Leudesdorf v. 1382 b. Grimm L 831: der alte Heimburger 
oll jährlich den-con der Gemeinde neu gewählten mit dem heimburgerampt beleh- 
nen u. ime das ufftragen; u. soll der neuwe heimburger die 4 schutzen u, 
förster, die des jairs in demselben jairding von der gemeinen gemacht werden, 
mit denselben ampten belenen von der gemeinden wegen. Bgl. ib. 587: u. haben 
inen darinnen mögen in der mark gegeben. III. 420: hat der cingrefe die 
gewalt von den rittern u. merkern, armen u. richen. Ib. 808 $ 39: von weme 
die geschwornen macht haben etwas zu erlauben in der mark? von den 
erben. V. 360: von wegen gemeiner markgenossen die verordnete. 

) Srimm, ®. I. 114 (1518): sy hand ouch das recht, 4 dorfimeyer zu 
erkiesen , des dorfs u. gantzer gemeind sachen zu verwaltäh. Ib. 168 (14 3.): dä 
gnossami v. A. sol einen banwart kiesen, dem si geiruwen ir holtz u. ir veld. 
216 u. 217: erwählte Vierer follen in ihrem Dorf Nutz u. Ehre betrachten, be- 
fonders mit fridhägen, stäg u. wegen, mit feür u. wassergängen, mit unfrid- 
bar vech u. rossen; auch über Alles, wad dem dorff ald inwohnern auch bider. 
benleuthen ſchaden Fönnte, Banngebote machen, den Ungehorfam ftrafen n. Grenz⸗ 
irrungen ſcheiden. IV. 138 (1339). Langewolder Küren v. 1250 b. Richthofen 
363 $ 31: de dyck by den velde bevelet men unses lands richteren; 
vgl. ib. 541. 

538. v. Eappel b. Grimm I. 417: ber gewählte heimburg bat von 
des dorfes wegen bad gemeine Burgericht anzufegen, Reifen u. Züge zu gebieten, 
bei Sturmläuten zu befehligen, das gemeine burenwerk anzufagen u. Holz anzu» 
weifen. UI. 335: als ein zender van wegen u. befelh der gemeyn. 364-368. 
Bol. unten $ 18 R. 59 u. 69. 

“5, Grimm IV. 820 $ 4: die Dorfmeier fchwören, was sachen an si lan- 
gend, deren si für sich selbs nüt gewalt hand, die an ein gemeind lassen 
langen. Ebenfo I. 114. Vgl. ib. 481: UNeberſchüße follen die Heimburgen ver 
wenden myt gemeynem rat eyns apts zue 8. u. des volkes, das dazue gehoeret. 
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tig), Ste. aber wird zngleih von dem ih feinen Amtögrenzen handelnden 
Beamten repraefentirt, jo daß Bergehungen bes Einzelnen gegen ben Beamten 
als Vergehumgen gegen die Geſammtheit gelten“). 

2. Dem felbftändigen politiihen Gefammtrecht ſtand überall felbftän- 
biges politifhdes Herrenrecht gegenüber. 

So verſchieden in Bezug auf Art, Inhalt und Umfang das Hersenrecht 
war, jenachdem es aus einem urjprünglich eignen Recht an den Perfonen oder 
am Boden ftammte, ober aus der koͤniglichen ober einer anderen auf fie zurüd- 
führenden öffentlihen Gewalt abgeleitet war, oder. endlich ans ber verjelbftän- 
digten Borftandihaft eines engeren Genoßenverbandes herrührte: immer ftand 
es ber ihm unterworfenen Gefammiheit als ein jelbftändiges Recht gegenüber, 
deſſen Eriftenzgruub jedenfalls außer und über ber Gefammtheit lag. So er- 
gab fi ſtets eime von ber genoßenſchaftlichen Gelammtgewaltiphäre durchaus 
getrennte und unabhängige, für fie äußere und höhere berrichaftliche Gewalt- 
fphäre, deren Träger in ihrem Bereich entweber in eignem Namen ober im 
Namen höherer Herrn, bed Könige oder eined Landesherrn, jedenfalls nicht 
im Namen ber betroffenen Geſammtheit, geboten und verboten, bannten und 


418: ein heimburger sol auch nüt thun o. lassen one der zwolffer wissen u. 
willen. II. 420: tzu richten u. tzu gebieten mit der ritter u, mitmerckere 
wissen u. rat, armen u. richen. 

“) Küren v. 1386 b. Richthofen 520 8 3 u. 521 8 9: eigne Verhaftung 
bes Oldermann, der den Schoß, bed Deichrichters, der die Bußen nicht beitreibt; 
WBörterb. s. v. eth: thi redieva, thi enne unriuchtae dom delt, recht tha 
Luce (zahlt dem Volk) VILL mero; auch verbrenne man fein Haus u. fee ihn 
fofort vom Amt. Grimm, W. L 108: daz die genossen ainen vorster umb 
misstätig sachen, die von dez vorsters ampts wegen uff louffen, straffen mügend 
nach ir erkantnüsse. 514: wan meister u. foid die forster heissen huden, wo 
‘sie des nit endeden, so sullen sie in virbussen u. sullen den merkern den 
schaden keren. IV. 23 (1854): Bannwart, Kilchwart u. Hirt fliehen vor ben Hubern 
u. der Gemeinde zu Recht. V. 251 8 4: die alten Börfter follen den neuen ufrech- 
nung thun in beisein des grefen u. der gemein. — Deshalb foll in Eappel ib. 
1. 419 der Baunwart einem heimburgen burgen geben, der burschaft genüg 
ze thund. — In Kolbsheim 1415 ib. V. 438 $ 1 foll ber Meier für jeden Huber, 
ben er zu laden verfäunt, ber Huberfchaft 2 4 bebern. In Münftermainfeld ib. 
2. 460 follen die Heimburger der 6 Dörfer, wenn fie bie Nachbarn nicht zufam- 
men länten, bie Buße ftatt der Ausbleibenden entrichten. 

#) Grimm I 885. 419: Ungehorfam gegen ben Heimburger befert man jebem 
Bauern. Bol. Kalteubäd 1. 578 8 11. Auch foll nach oefterr. Pant. der, welcher 
einen Nachtwächter, Feldhüter, Hirten o. andern gemeindiener ber Gemeinde ab» 
wendig macht, ihr Buße zahlen u. einen Erſatzmann fielen, andernfalld aber jelbft 
defien Amtöpflichten übernehmen, bis die Gemeinde einen andern gewinnt. Ib, 181 
5 86-86. 537 $ 61. II. 63 $ 23. 88 8 18. — Bgl. über ben erhöhten Frieden 
ber friefifcgen Richter Richthofen 247c. 12 8 17. 285 c. 9. 288 $ 1. 
378 6 10. 

IL 97 
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hegten, richteten und ſtraften, pfändeten und zwangen, ſchatzten und ſteuerten, 
Bußen und Gefälle bezogen“), 

Eine ſolche herrſchaftliche Gewaltiphäre aber enthielt mit den politiſchen 
zugleich nutzbare Befugnife und bildete im Ganzen einen einartigen Rechte- 
inbegriff, für beffen rechtliche Natur immer mehr feine vermögensrechtliche 
Seite entſcheidend ward. Mehr und mehr erſchien fomit jede „Herrlichkeit“ 
oder „Hoheit“, mochte fie nun Landes⸗ Gerichts, Schirm-, Amts, Bogtei-, 
Grund» ober Leibherrlichkeit fein, als eine geſchloßene und gegliederte Gerecht⸗ 
fame von patrimonialem Charakter, welche mit dem Grunbbeflg ober für fich 
vererbt, veränßert, verliehen, getbeilt und zerfplittert werden konnte"). Und 
es traten jo an Stelle der gebornen und gekornen bie ererbten und erkauften 
Ham®), 

Weil nun aber fo dem Gefammtrecht nicht eine obrigkeitliche Gewalt 
von ſtaatlicher Natur, ſoudern ein gleich ihm auf der Milhung von Privat- 
reht und öffentlichem Recht berubenbes, durch konkrete Titel begrünbetes, 
immer entichiedener patrimonialed Herrenrecht gegenüberftaud: jo fonnte bie 
jelbe Sefammtheit, ohne daß ihr inneres Weſen baburd beeinflußt wurde, einer 
Mehrheit von fei ed getreunten fei es vereinigten Herrenrechten unterworfen 
fein. Ueberall zunächft waren an bemfelben ränmlichen und perjönlichen Kreife 
mehrere ber Art nach verſchiedene Herrichaftögewalten, 3. B. öffentlide und 
eigne Gewalt, Grundherrſchaft und Vogtei, höhere und niedere Gerichtöbarkeit, 
weltlihes und geiftliches Machtrecht, gleichzeitig begründet: von allen ſolchen 
Gewalten nun aber beanfpruchte noch keine, eine am fich nothwendige und be 
grifflich einheitliche Obrigkeit barzuftellen, fonbern jebe erichien als eine aus 
beſonderem Titel fliegende und in fich jelbftändige Gerechtfame; und die damit 
begründeten Herrichaftsiphären ftanden unter befonderen Trägern unabhängig 
neben einander und traten ebenjo eine jede für ih in befondere Beziehungen 
zu der ihnen allen entgegengefeßten Genogenichaftsiphäre*). Auch das gleich- 


%) Bol. Typ. I. $ 12—14, 20—28 u. 58; beſ. ©. 168. u. 588. 

7) Vgl. oben $ 6 n. Manrer, Frohn. IH. 1—105. W. v. 1475 b. Grimm 
I. 260: das das dorf M. u. der kellhof daselbst mit allen huoben, schuppissen 
u, hoffguetern, mit vählen, mit lässen, mit aller gerechtigkeit des gottahaus R. 
recht eigen ist. 1468 ib. V. 157: vogtien mitsampt gericht, moing u. penn U. 
aller herlikait mit aller gewaltsami u. gerechäigkait, mit wildpann, vorst u. 
aller herlikait u. zugehörd.... über lit u. guot. II. 284: gericht-, grund U. eigen- 
tumbsherr. Ib. 117: vur einen rechten grundtherrn, lehnherrn, vogtherrn 
u. hochgerichtsherra. Vgl. I. 266. 11. 697. 704. III. 486. 646655. V. 175. 
217. 239. 360. 891. 639, Th. I. 211 f. U. f. w. 

“ W. v. Limburg v. 1874 b. Grimm L 287: Trier ift gekaufter herr, 
Limburg rechter geborner herr. Ib. 518: vur einen rechten gekoren foyd u. nit 
vor einen geboren foyd. 

) Diefe Auffaßung tritt bentlich in allen Weiſthümern über die Rechte ver⸗ 
fhiebenartiger Herrn hervor. So befonderd in Bezug auf bie getrennten Gerech⸗ 


8 16. Politiſches Geſammtrecht 419 


artige Herrenrecht ferner konnte in feinen Verbindungen und Trennungen fidh 
mit dem Geſammtrecht mannichfach Treuzen. Bielfach erſtreckte fih Eine 
Herrichafteiphäre über mehrere mit einander im Uebrigen ganz unverbundene 
Genoßenſchaften, vielfah war umgelehrt in dem Gebiet Einer Gefammtiphäre 
eine beftimmte Art von Herrichaftsgewalt unter mehrere Herrn räumlich zer- 
fplittert5%). Häufig aber wurben im Laufe ber Zeit die urfpränglich gejon- 
derten Herrihaftsiphären für dieſe oder jene Beziehungen vereinigt, fo daß 
bann einem beftimmten Geſammtrecht eine fo ober jo verbundene Mehrheit 
von Herren in loferer oder fefterer Gemeinſchaft gegenüberftand; es war dann 
beifpielöweife die Subftanz des Herrenrechts bei den Befitern mehrerer berech⸗ 
tigter Sronböfe, während die Ausübung bald einem durch Wahl ober Alter 
beftimmten Herren zufallen, bald wechfelweis gejchehen, bald enbli) einem von 
Allen gemeinſam beftellten Beamten übertragen werben follte, der bann im 
Namen jämmtlicher Herrn Ein Geriht und Eine Verfammlung abzuhalten 
Batted!). Aehnliche Verhältniße konnten auf umgekehrtem Wege entitehen, 


tigfettöfphären der geiftlichen Grundherrſchaften n. der Vogtherrſchaften, 3. B. b. 
Grimm L 821—824 (1284). IL 357 f. 512—521. 521—524. 731—784. 787— 
789. UL 485; W. v. Leudesdorf v. 1382 ib. L 829-832: Schöffen u. Landmann 
gemeinlich weiſen die Gerechtigkeit des Erzbiſchofs von Trier (Eigen am Dorf, dad 
in feine freie camer gehört, Zoll, Bähre, Fiſcherei, 3 Schügenämter, Heimburger- 
amt, Kirchenmetfteramt, Glockenklang, volgung zu allen sinen noeden) und des 
faydt gerechtigkeit (ein Jahrgeding, Schirmberrlichteit, Bußenbezug u. ſ. w.) ge 
fondert. — Ebenfo aber werben andre konkurrirende Herrichaftögewalten aufgefaßt; 
vgl. . B. W. über die Rechte des Pfalzgrafen bei Rhein, des Raugrafen u. der 
14% zu Alzei auf dem Stein verliehenen Grafichaften ib. I. 798—800; über die 
vom Zentgrafen u. 27 Zentichöffen gewiejenen Rechte des Pfalggrafen u. des Herm 
v. Erppach in ber Zent Berfelden ib. 446-450; des Grafen v. Wieb u. bed 
Balpoden ib, 626—630 u. |. w. — Vgl. aud die Scheidung eined engeren u. 
eined weiteren Bannbezirls, in beren erftem ein Klofter Grund⸗, Lehn⸗, Vogt⸗ u. 
Hochgerichteherr ift, während im zweiten Trier deu Blutbann kat, ib. II. 117— 120; 
Ahnlich 110, 112 u. 114. — Dagegen findet fich in einem W. v. Kirburg v. 1582 
ib. 1. 645—648 ſchon der Gegenfaß obrigfeitlicher und Iehnberrlicher Rechte; vgl. 
audh III. 375 n. 380. 

°) Maurer, Fronh. UI. 416. HL 97—108; Dorfo. I. 13—15. 

sı) So fol in Helmersheim b. Grimm II. 719 von ben 7 Herrn ftets nur 
Einer auf ein Fahr geloren werben, der das Gericht hält, den Schultheißen fett, 
Gebot u. Verbot hat. In Trittenheim ib. 322—825 find zwene gewaltherrn u. 
vogtherrn des dorfs zu T. gemein, die beide herrn gleich, weshalb beide 
Bußen, Zoll u. Fiſcherei zur Hälfte haben; dagegen follen fie und ein britter Herr 
in Bezug auf ihre Zindgäter jeder allein u. befonbers Herr fein; von ben Hoch» 
gerichtsfchöffen aber jollen 7 Hinter dem erften, 4 hinter dem zweiten u. 8 Hinter 
bem dritten Herrn wohnen. Vgl. ib. IL 552: das Hochgericht Pronzfeld gehört 
3 Herren, davon Jeder einen Bogt refp. Schultheiß u. der eine 7, der andre 10%, 
ber dritte 31 Scheffen barin figen Bat. Ib. 50: 4 Herrn, deren Yeber einen 
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wenn eine urſprünglich einheitliche Herrihaftsiphäre durch Erbgang, Kauf, 
Pfandſchaft u. |. w. an eine Mehrheit von Herrn gelangte; das Herrenrecht 
wurde bier feiner Subftang nach bald zu ibeellen Theilen, balb zu gefammter 
Hand mit mehr ober minder enger genohenfchaftlicher Verbindung ber Herm 
befegen, die Ausübung in den verfchiedenften Formen durch einbeitlihe Ver⸗ 
tretung der Gemeiner und durch Beichränfung der Einzelherrn gebunden, bas 
Recht ver Genoßenſchaft als folcher aber durch dieſe Verſchiedenheiten in ber 
Traͤgerſchaft der Herrſchaftoſphaͤre überall nicht berührt). 

Wie die Geſammtheit durch genohenfchaftliche, jo ließen bie Herren dur 
herrſchaftliche Beamte, Gehilfen und Diener ihre Gewaltredite ausüben. Diefe 
Beamten, welche vom Herrn ernannt umb abgeſetzt, bevollmaͤchtigt und ver 
eidigt werben, ihm verantwortlich und rehenihaftepflichtig find, im feinem 
Namen handeln und ihn vertreten und barftellen, find fo wenig obrigkeitliche, 
wie die Genofenfchaftsbeamten gemeinheitliche Organe. Vielmehr ftellen bie 
berrihaftlihen Aemter fi wiederum als befonbere, vom Herrenrecht abge 


Meter u. Schöffen bat. Rieneck ib. IIL 536: der gemeine zentgraff von aller 
herrn wegen, die gemeine an der zent haben. Ib. 578-580: 3 Herrn halten mit 
ihren Bögten gemeinfam das Zentgericht, Fönnen aber auch, wenn fie uneind werden, 
jeber ein befonderes Gericht Halten, daB alle Zentpflichtigen befuchen müßen. Bol 
bie Orbnung zwiſchen 2 Herrn ib. I. 609-610. Auch IIL 832-388. Ueber ge 
meinfchaftfihe Fronhofogerichte Maurer, Sronb. III. 79 f. 108. 

* So wird in ganerbichaftlichen Bezirken bie Gewalt zu gefammter Hand 
befeßen (4. 8. Grimm II. 52: gemein herrn; 779—802: gemeiner; III. 842: 
sammeter handt; 887—890: Halb den ganerben zu 8.; IV. 620 5 1), meift aber 
nur von Einem, dem fog. Inhaber des oberften Steines ber Burg, dem Helteften, 
dem gekornen Haupt m. f. w. ausgeübt (1886 ib. I. 699). — Zu gleichen Anthel⸗ 
len wird bejeßen bad vierherrige gericht zu Isenberg, ib. L 835836. Bgl. 
III. 164 $ 1: veri domini curtis. 353 f.: dit gerichte ist zweier herren, jebed 
Halb. — Dad Gericht zu Burgfaffa mit Waßer u. Weide ift halb Inter eigen bet 
Grafſchaft Hanau, die andre Hälfte aber gehört einer Ganerbſchaft, die wussten 
dan under yne selber wole, wie viele teyle yre iglicher an demselben halbin 
teyle hette. ®gl. 1380 ib. 596 f.: den dritteil an dem gerichte; ... den dritteil 
an der vogtey haben fie verfeßt. Ib. 587: alle gepotte u. verpotte u. alle 
gerechtigkeit zuo grunde u. boden, zu dorffe u. felde welfen fie zu % an 
Bürzburg, zu Y an Mainz, zu % an Riened; find % zufammen, fo können fie 
Gericht Halten. — Im Gericht u. Dorf Rieued 1380 ib, 518—525 haben bie 
Herrn v. R. den Zentgrafen zu ernennen, bie Gemeinde den Schultheiß zu wählen, 
beide Beamte Haben aber nicht nur ben Herrn v. R. fondern auch ben Herrn von 
Mainz u. Hanau zu ſchwoͤren. Denn Rieneck, Mainz und Hanau befigen bie Herr- 
ſchaft insgemein. Und zwar gehört am „obertheil“, an allen lewten.. es seyen 
mann 0. frawen ber Herrſchaft R. ein Erbviertel, von den andern brei Bierteln 
aber gehört die Hälfte Mainz, ein Viertel Hanau; der niedertail gehört ben Herrn 
v. M. u H. allein; die Stabt endlich zerfällt in 2 Bezirke, beven einer ben 
Herrn v. R. allein gehört, ber andere gemein iſt. 
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zweigte Gerechtſame bar, welche ber ftetigen Tendenz, ſich zu felbftänbigem 
Fenbaltedht zu entwiceln, folgen®®). 

3. Neben unb über ben fo von einander gefonberten unb durch eigne 
Drgane vertretenen Machtreiien von Herm und Geſammtheiten tritt zugleich 
eine gemeinfhaftlihe Machtſphäre hervor, in Bezug auf weldhe Herren- 
zecht und Geſammtrecht zujammentreffen. Innerhalb eines ſolchen gemein 
famen Bereiches erfcheinen Herr und Gefammtbeit als eine in beftimmter 
Weiſe verbundene Zweiheit, jo daß fie weder die Träger eines von ihnen bei- 
ben verichiebenen neuen Subjekts noch bloße organifch unverbundene Indivi⸗ 
duen find. Die betreffende Gewaltſphäre aber erſcheint als eine politifche 
Gerechtigkeit, die ihren beiden Subjelten theild in ungetheilter Gemeinfchaft 
und theils in qualitativer oder quantitativer Getheiltheit zuſteht. Zum Ge 
ſammtrecht gehört dann aljo ein theils ansgefchiedener theils unausgeſchiedener 
Antheil an einem politifhen Gewaltrecht, an welchem zugleich der Herr An- 
fheil hat. 

So wirb beſonders die Gerichtsbarkeit der unteren und felbft der höheren 
Stufen nicht felten als das gleichzeitige Beſitzthum bes Gerichtsherrn und ber 
Gerichtsgemeinde vorgeftellt. Indem hier das „Gericht— als eine objektiv 
einbeitlihe Gerechtigkeit erfcheint, wird daran entweder dem Herrn eine Art 
Obereigenthum und der Gemeinde ein Untereigentbum zugejchrieben 4), ober 
es ftebt felbft der Gemeinde eine Quote an der Gerichtöhoheit zu 55), ober es 
wirb endlich das Gericht als gemeinfchaftliches Befitzthum ſchlechthin bezeich- 
net). Sn allen folden Fällen wird das Gericht in boppeltem Namen, im 
Namen des Herrn unb im Namen der Genoßengefammtheit, gehegt und ger 


9, Th. L 167 u. oben $6 a. E. Auch Grimm I. 52. HD. 358. 514 f. 
516f. 782. IV. 104. Der herrſchaftl. Beamte handelt ftet$ von des herrn wegen, 
3. 2. ib. L 141 u. IV. 587. 

”) W. v. Krobenberg v. 1415 b. Grimm II. 508: daz die eigenschaft, 
herschaft u. gerichte des dorffs zu K. mit siner czugehorunge gehore den 
herrn zu s. Peter czu Mentze u. sy ir eigen u. der armen lüte erbe. Aehnlich 
ift e8, wenn in Flamerkheim ib. 11. 686 die Hinrichtung bes Markfrevlers erfolgt, 
uff dat. . den erfien u. anerffen irre gerechdicheit u. deme herren sin hoigheit 
behalden werdt. 

ss, Grimm I. 821: in dem besirk des hochgerichts erkennen wir u. 
gn. churf. u. h. z. Trier als ein freien hochgerichtsherrn in zweytheil u. die 
gemeindt zu C. in drittheil, 

) W. v. Bafjerstorf gegen 1400 b. Grimm IV. 279 $ 1: sint dis dy ge- 
rieht u. dü rechtung, hohe gericht u. nidrü, zwing u. benn, die gehoerent an 
das hus zuo Kyburg u. ouch der gebursamy zuo R. V. 267 $ 17. II. 580 
(1468): wir schultheiss, heymburger u. die zwelffer, auch die gemeind des 
dorfs tzu K. bekennen... däs wir jerlich ... an unserm dorfgericht ... zu recht 
theilen, (Der Schultheiß ift Vertreter bed Herrn). 
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banntS”), wobei der richterliche Beamte feinen Auftrag ausdrücklich von Beiden 
berleitet und Beiber Frieden den Anweienden auferlegt). Nur ber Ausprud 
folder Gemeinſamkeit ift dann aud die Theilung ber Gerichtögefälle®) und 
bes konfiscirten Guts 60) zwifchen ben Herrn und die Genofen. 


7 So werben Märkerdinge gebegt von des herrn u. der merker wegen, 
®rimm 111. 583; zuerft ber Seren, darnach von der marckere wegen arme u. 
riche, ib. 423 u. V. 274; im Namen des oberherrn u. waltpoden..u. des 
gemeinen merkers, ib. III. 490; mit u. gn. h. und mit den merkern, ib. 500; 
vgl. 1. 575 8 1. 579 $ 2. 587. I. 117. — Uber auch Hofgerichte werden 3. B. 
in Uersig von wegen des ampts . . u. lehnmanns oder von wegen des lehn- 
herrn scholtes u. lehnmann, in Niederuflingen von wegen ber Herrſchaft nnb ber 
Gehöber, im Königreich von wegen eines röm. Königs, bes Vogts, der Schult- 
heißen u. des hofls allgemein in Frieden u. Bann gethan, ib. 1. 368, 369 
n. 40. — Ebenſo wird das hohe Geding in Urmersbach u. Iahrgeding in Hoechen 
befeßen u. in Bann u. Frieden gethan von wegen der herrn.. u. der gantzen 
gemeind, ib. II. 448 u. V. 698 $ 1. — Bgl. die Bannformel v. Liesdorf v. 
1458 ib. II. 14: ich thuen ban u. frieden dem freihen jargedinge von wegen 
Maria der mutter gotes, meins hern des abts u. convents, .. des meyers, 
der gericht u. der ganzer gemein. Bgl. ib. 808 u. V. 885 $ 3. Gelbft bas 
Sendgericht ib. IL 361 wird in Bann u. Frieden getan von wegen Gottes u. 
feiner Apoftel, ber Herrſchaft, des Landdechanten, des Baftord, der Sendſchöffen u. 
des gemeinen mannes. 

se) Grimm, W. IV, 679 $ 1: der Vogt begt bad Gericht myt fulborde der 
herrn von Hasserode u. der lantlüde. Ib. III. 58: der Richter fragt, ob er 
Holding Halten folle na dem male, dat ick dey macht hebbe thovorn von m. 
gn. h. u na von den gemeinen erven. Cr erhält dann eine entſprechende 
Antwort. 

”) Man vgl. + B. das W. bes Freidinge Emmerke b. Grimm IV. 662. 
wonach die gemeiuen Freien von allen Brüchten u. von verfallenem Gut ein Drittel 
erhalten, während fie ausichließlich die Bußen für Uebertretung folcher Vorſchriften 
beziehen, die fie unter fi allein (willkür unter den freyen gesetzt) errichtet 
haben (8 14 N. 22 u. 27). Aehnlich ib. 243 8 7, 9 u. 10 vgl. mit 8 4. Bel 
ib. III. 113 u. 118, 123: alle verfalle, pfechte, uppkumst u. rente des We- 
strenwaldes komme den holtgreven in stedde meines herren de eine del to, 
de ander deel den erbexen u, die derde den markgenoten. Ebenſo 124. 204. 
V. 807. 385 $ 4—6. 888 8 8. Kindlinger, M. 8. OL, 2. 862 u. 882. 

eo) Bgl. Grimm, W. IV. 662 8 14. — Nah bem W. v. 1548 ib. IL 448 
ift der „Auswendige”, welcher in den hohen Wälden bes Kirchipield Brohl Holz 
bant, dem hochgerichtsherrn mit dem forderwagen u. den hindersten pferden 
u. der gemeinde im kirspel mit dem hinderwagen u. den fördersten pferden 
verfallen. — In der Hohen Mark wird vom frevelnden Ausmann zugetheilt der 
man dem walpoden, die perde dem lantman, den merkermeister 84 h u. 
wagen u. geschirre den furstern, ib. IH. 489. — Bezeichnend ift ed auch, wenn 
es ib. IV. 211 heißt: auch soll stohn ein stockh halber uff irem (der ebtiffin) 
eigen des hoffs, der ander halb stockh uff der allmend. 
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Ebenſo erjheinen vielfach in Markfachen, weil ja bie Mark zugleich dem 
Herrn und der Marfgemeinde gehört, Gebot und Verbot, Bann und Deffnung 
als das gemeinfchaftliche Recht des Herrn und ber Genoßen®!). Hier follte 
dann alfo weber bie berrichaftliche Anordnung noch die genoßenfchaftliche Küre 
einfeitig herrſchen, es follte vielmehr der Herr und fein Beamte nicht ohne die 
Gemeinde), die Gemeinde nicht ohne ihn 88), Keiner daher ohne den Andern vor- 
gehen. Sofern aber Ein Beamte zum Erlaß von Gebot und Verbot kom⸗ 


6 W. v. Einfiebeln vor 1493 6. Grimm I. 156 8 19: es sol ouch nie- 
mant, er sey wer der well, dehein einung in der waldstatt z. B. nit machen 
noch setzen, das die dry’ teil angange, dann ein her v. B., ein vogt u. die walt- 
lactte gemeinlich; fonft wäre bie Einung kraftlos. Ib. 522 f.: Markherr u. Märler 
gemeinfam baben die Mark zuzufchlagen, Holzausfuhr, Nutzung über Bedarf o. 
Anlage neuer Kotten zu geftatten. Aehnlich IIL 114. 117. 118. 176. 204. 260 
$ 14. 499. 799 (herr u. gantzer hobsman). 1321 ib. IV. 502 8 8: es sol 
öch nieman uber des gotzhus aigen kaine ainunge sezzen, wan dem gotzhus 
u. der gebursami der das erbe ist. 781: dise.. einunge u. sazunge ist ge- 
macht u. gesazt worden mit willen des abtz u. der gantzen gemeynen. — 
Neber den Gegenſatz zu rein genoßenfchaftlichen Küren vgl. oben N. 8, 9, 15 u. 
17; über den Gegenfat zu rein berrfchaftlichen Geboten (mie fie 3. B. b. Grimm 
IT. 260—269. 558 f. 561. 8562. 575 vorkommen) vgl. ib. L 781 u. V. 551 8 9 
(unten R. 64) u. II. 818 (N. 65). 

= Grimm, W. LI 404. 111. 174: der Erbholzrichter Tann ohne die Erberen 
weber die marke in verbot o. zuschlag legen ($16), noch aus der marken holz 
verkaufen o. verschenken. 200: noch bodt noch verbodt . . eth geschehe 
dan mit der semptlichen erffexen vulbordt u. verwilgunge. 280 $ 14. 879. 
644: es sol auch der rihter nihtes setzen noch erlaben aun der gepurschaft 
willen o. ir dez merern teils. IV. 327 $ 21: procuratores ville nullum vadium 
dietum einung facere debent sine villanis. V. 628 8 3 (1800): auch han 
unsere herrn v. O0. alle einungen zu machen mit der gemeind wissen u. 
willen. 

e), Grimm I. 162: das die gotzhuslüt noch der vogt kein einung 
mechen sullent noch ab lan än des gotzhus amptmann. IL 497. III. 808 
8 40. IV. 865 $ 10: ouch mag die gebursami holz u. veld u. ander ding 
bannen mit dem twingherrn u. ouch den bann uszlassen mit dem twinghern. 
895 $ 15—17. V. 119 $ 12: die husgenössen follen Einung o. Gebot nicht 
obne den Seren machen. 144 8 27. 173 8 3 (1435): was von gemainen hofge- 
nossen o. dem mertail under in über bie Dorfmark angefehen u. bedacht wird, 
.. das so) u. mag ain vogt u. ain waibel daselbs gebieten an des Herrn Statt. 
Aehulich 176 $ 10. Wal, 298: das die gemeinde desselben dorfes zu Nidda 
kein gebot, ordnunge noch gesetze thuen noch machen sollen noch macht 
han zu setzen... in der marke des dorfes zu N. ohne urlaub ber Herrn, weil 
grund u eigenthumb desselben dorfes u. marken den Herrn gehört. 

%) Grimm III. 867 8 14: dat men ghein kueren up dat doirp leggen 
en sal, het en sye die herren by den doerp ende dit doerp by den heern. 
IV. 616 $ 15: dass die gemein kein gebott hatt zue machen ohne den probst 
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petent war, jollte er fowol im Namen bes Herrn als im Namen ber Ge⸗ 
meinde bandeln®). Und nicht anders verhielt es fich vielfach mit ber 
Pfändungs-, Strafe und Zwangsgewalt und jonftigen Ausflüßen politifcer 
Macht). 

In Folge folder Gemeinſamkeit findet fih vielfach aud eine Gemein- 
ſchaftlichkeit der Hemter. Während meift herrſchaftliche Beamte zur Aus 
übung bes Herrenrechts und genohenichaftliche Beamte zur Ausübung bes Ge⸗ 
ſammtrechts auf Grund getrennter Vollmachten mit völlig gefonderten Kom- 
petenzen nebeneinander ftehen®”), gibt es auch zahlreiche zur gleichzeitigen Aus- 


noch der probst ohn die gemeinde uber das feldt. V. 551 $ 9: dasz dasz 
closter ohn die arme leut u die arme leut ohn dasz closter bederseits 
keinerlei einung sollen machen eins ohn dasz ander. 

3. 8. Grimm U. 497: gebot u. verbot sollen geschehen von wegen 
der herren v. 8. Florin und der gemeynden zu O. durch eynen heimburgen. 
III. 589 f.: das man eynen dorffride u. eynunge halden soll, was der schult- 
heis gebut von der herren wegen und von der menner wegen; (folgen Ge⸗ 
bote über Dorf, Marken, Nachbar, Zaun, Grenz, Waßer, Wege- u. Holzrecht). 
ib, 818: was man vor der kirchen zu Kruft mit geluither klocken gebeuth 
o. verbeuth, dasselb gebeuth o. verbeuth man von des gotshaus und der ge- 
meinden wegen; ausgenommen drei stuck, nemlich doppelspiel, reuberei u. 
ungewonliche eide, die puncten magh der h. abt vor sich verbieten u. 
buessen, u. soll ime die gemeinde darin nit tragen. 

es Sp fol 3. 3. b. Grimm II. 896 ber Schultheiß von wegen u. gn. h 
u. auch der gemeinde halben ftrafen; vgl. ib. 1. 607: des herrn obermärkers 
u. gantzen kirchspiels ungnad u. straffe; dagegen find in Töß ib. 134 bie 
Strafgewalten deö Herrn u. ber Gemeinde völlig gefondert. — Bgl. ib. IIL 686: 
Hinrichtung von u. fr. wegen, des lants u. des klegers wegen. — Pfändung des 
herrn u. der erben wegen II. 471; von der herrn v. Elben u. der merker 
wegen Ill. 322; vgl. IL. 385. — Gemeinfchaftlicher Bußbezug bed Herrn u. ber 
Gemeinde wegen Bruch des Friedens vor der gemein u. Ungehorfam gegen bie 
Semeindeglode ib. I. 782; 11. 47. 48. 

er) Bgl. 3. B. die fcharfe Gegenüberflellung des froenhof mit feinen ernannten 
schultiss, scheffen u. fronbotten u, ber gemeinde mit ihrem gewählten heimburger 
im Dorfe Binningen 5. Grimm 11. 501—504; des berrichaftlichen u. des ge 
meinen Amtmann ib. L 220; des heimburger des Herrn u. des heimburger ber 
Gemeinde ib. III. 559; der zwei Förfter, bie beide der Meier mit ber Huber Rath 
fest, einen von des bischofs wegen, den andern von der gemeinde wegen, ib. 
I. 825; vgl. 431 (in Note 71); der beiden Bannwarte ib. 670; ains h, abbts 
amman u. die von dem dorff darzue gesetzt sein ib. 286. — Vgl. W. v. Pe 
tershauſen ib. 247: der berrichaftlihe Ammann richtet um Erb u. Eigen, trifft «6 
aber fahrende Habe an, fo fteht er auf u. gibt den Stab an ain amman des dorfis 
ab. — Ebenſo finden ſich abgefonbert herrichaftliche Schultheißen, Untervoͤgte, 
Richter, Meier, Ammänner u. f. w. neben den genoßenfchaftlichen Vorftehern ib. L 
111 8 77. 176. 404. 415. 488. 524. 616. 619. 620. 672. 679. 781. II. 9. 10, 
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übung von Herrenrecht und Geſammtrecht beftimmie Aemter, die auf einer 
boppelten Vollmacht beruhen, mit doppelter Kompetenz ausgerüftet find und 
ale gemeinfchaftliche Aemter eines oder mehrerer Deren und ber Ge 
meinde gelten®®). Solche Beamten müßen baber ben Amtseid fowol dem 
Herm als der Gemeinde leiften®%) und fchulden beiden Treue und Gehor⸗ 


18. 28. 80. 32. 187. 871 f. 569, IT. 640 8 1, 3, 18. 473. 476. 816. 819. 894. 
895f.; Bodmann I 491; Schanberg L2 820 u. 21.7 9 Af. 152 9 29; 
Schöttgen et Kreysig II. 658 u. 655; Maurer, Dorfv. I. 35—88. 

er) W. v. Burbach v. 1438 b. Grimm I. 403: die Abtei Hirfau fept einen 
Schultheiß u. derselb schultaiss sol sin ain gemainer schulthais der herren 
v. H. u. des dorfs ze B.; u. wäre, ob sich ein vogt des dorffs B. an dem 
vorg. schulthaissen nit wölt laussen benuegen, so mag er ainen aigen schult- 
haisen setzen; ber Büttel fol thun, was ine ein schulteiss heist, v. m. gn. h. 
wegen u. auch der gemeinen. — W. v. Obermendig v. 1882 ib. II. 495: mir, 
dem Herren, gehört das Dorf myt eynem gekoren u. gesworen hoymburgher, 
den dey gemeynde kuyst, myr myn recht u. herlicheit tzo halden u. den 
herrn v. 8. Floryn dat ere u. der gemeynde dat ere. — Bgl. ib. I. 123: 
zwei dorfimeyer u. ein vorster. die der stifft B. u. der gemeind zü H. nutz 
fördern u. schaden wenden. Ib. 193. 11L 735 $ 11: ir gelber u. den nach- 
pawren einen kamrer. — Bgl. über gemeinfchaftliche Börfter in Borne, deren einen 
ber overheer, den andern dy gantze gemeente van den 14 kirspelen feht, die 
aber beide dem Herrn unb ber Gemeinde ſchwören, ib. 858; auch IL 666; ge 
meinſchaftliche Schützen o. Bannwarte ib. L 828 8 4 u. 788; vgl. bei. Efringen 
ib. 324, wo der Meier mit der Geburfame Willen einen Rebenbannwart, bie Ges 
burfame deren zwei, ebenfo ber Meier und die Geburſame je einen Kornbannwart 
ſetzen; dafür wird fowol dem Meter als ber Geburſame je ein Viertel Dinkel; 
u. fo fol es auch bleiben, wenn fie übereinlämen, zufammen nur einen Baunwart 
zu ſetzen. — Auch in den öfter. Pant. erfcheinen Richter u. Geſchworne als gleich 
zeitig herrichaftliche u. gemoßenfchaftliche Beamte, die von der herschaft u. des 
dorfs nutz wegen handeln; Kaltenbäd I. 175 8 35. 188 $ 73 (und der 
gemein wegen). 192 8 73. 333 $ 66. 

“w) So ſchwoͤrt der Bogt dem Gotteshaus, bem Dinghof u. gemeinen Hubern, 
der Meier dem Gotteshaus, dem Vogt, dem Dingbof u. den Hubern b. Grimm 
1. 658 8 8 u. 662 8 2 u. 4; der Amtmann dem vogt u. den genossen ib. 39 
u. 194; der Schultheiß den herrn u. der gemeinde ib. 458 u. V. 239 8 4, den 
herrn u. den samptlichen hove IH. 51; der Meier dem Alt u. dem Dinghof I. 
714 $ 1. — Ebenfo ſchwoört ber centurio.. sculteto ex parte dominorum et 
communitati de fidelitate IH. 823; heimburg u. vier geschworne. . zum vor- 
dersten der herschaft u. darnach einer ganzen gemein V. 517 8 2; der heim- 
berger .. einem schultissen u. der gemein ib. 687 $ 84; bie Dorfmeier bem 
Herrn u. ber Gemeinde I. 114 u. IV. 820 $ 4; heimburger, gesworen, schutzen, 
klockener u. froenen .. mym herrn, den erden u. den nachdbarn IL 470. — 
Auch ſchwören Zörfter, Echügen, Büttel u. Weibel dem Herrn u. den Märkern, 
Dem Herrn und der Gemeinde, dem Herrn u. ber gepursamy, 3. B. I. 76 $ 11. 
11. 634. 685. IV. 279. V. 632 $ 17. 
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ſam?o), fo daß fie im wörtlichften Sinne zweien Herren dienen. Und obwol 
fie häufig aus urſprünglich rein berrichaftlichen ober rein genohenfchaftlichen 
Beamten beruorgegangen find, werben fie ald gemeinfame Werkzeuge bes Herm 
und ber Genoßenſchaft von jenen beiden Beamtenklaſſen ſcharf geſchieden 71). 
Dem verſchiedenen Charakter der Aemter entſpricht in ber Regel das 
Bejegungsreht. Zwar kommt bisweilen freie Wahl gemeinſchaftlicher und 
jelbft Berrichaftlicher Beamten?*), und es Tommt umgekehrt freie und wur 
meift an den Genoßenfreis gebundene Ernennung gemeinſchaftlicher und felbft 
genoßenſchaftlicher Beamten vor?®). Gewöhnlich aber ernennt fi} jeder Macht⸗ 
haber feinen Bertreter, fo daß berrihaftlihe Beamte ernannt, genofenfchaft- 
liche gewählt, gemeiufchaftliche aber durch das Zuſammenwirken bes Herrn unb 
ber Gemeinde beftellt werden. Dabei findet fi) entweder ein Wahlrecht ber 
Gefammtheit, dad mitunter nur durch das Juveſtiturrecht, meift aber durch 
ein eigentliches Beftätigungsrecht 4), wobei indeß ber Berjagung ber Beftäti- 


%, Grimm, ®. 1. 101: der vorster.. soll och einem vogt u. der ge- 
bursami gehorsam sin. Il. 164: heimburger, der soll auch den herrn u. der 
gemein gehorsam sein; ebenfo 2 schützen. 1568 ib. V. 578 $ 10: der Heim- 
burger fhwört, dem schultheiszen, den dorfmeistern u. einer gemeinde ge- 
horsam zu sein. I. 583: der mark verbundlich u. gehorsam. 18348 ib. V. 
87 8 4: u. süllen ouch die vorster u. die hirten dem keller u. ouch der ge- 
bursami gehorsam sin u. warten in allen sachen. Vgl. III 411. 420. V. 
632 8 17. 

7) Bol. BB. v. Um b. Grimm 1. 481: drei Waldförfter, zwene von 
dez aptis wegen und der gemeynde, der dritte alleyn von eyns aptis wegen. 
1427 ib. III. custodes terrarum . . duo deputandi ex parte dominorum et com- 
munitatis, de tertio debent moniales disponere. Auch W. v. Wellhauſen ib, 1. 
253 8 11, wonach ber gewählte Weibel sol u. mag da heissen u. gebiethen, 
was die hofjünger u. gotzhausleuth und die herrn da zu schaffen hand, wäh- 
rend nach 8 14 der Meier lediglich an sat u. in namen eins horn gebietet. 

7, Wahl herrſchaftlicher Beamten oben N. 37; Wahl gemeinfamer Beamten 
b. Grimm L 76 $ 11. 101. 108. 258 $ 11. IL 495. ılt. 823. IV, 279. V. 
517 8 2. 

?8) Freie Ernennung gemeinfamer Beamten b. Grimm IL 668 $ 2 u. 5. 
662 8 1 m. 5. 707 $ 25. II. 666. IIL 785 $ 11. 828; genoßenſchaftlicher Be⸗ 
amten ib. 177. 179. 560. 616. 654 $ 8. IV. 208. 405 8 1. V. 687 $ 37 n. 39. 
697 8 15: der Schulthei fegt den gemeinen heimberger. — Anch nach oeflerr. 
Pant., bei. fpäterer Zeit werben nicht nur ber richter, 3. 8. b. Kaltenbäd L 
13 8 7. 24 $ 3 u. f. w., ſondern oft auch bie mit jenem zufammen ben Gemeinde⸗ 
vorftand bildenden vierer, burger u. f. w. frei ernannt, 3. B. ib. 71$ 1. 788 1. 
80 8 1. 83—84. 126 $ 2 u. 3. 130. 473; ebenfo pergmaister u. vierer ib. 
149 f. 324—326. 

0, W. der Grafſchaft Werbenfeld v. 1481 5. Grimm IIL 659: ob uns ain 
amptman abgieng, richtter o. ander amptlewt, da gol uns kayn pfleger kain 
richter herein in die graffschaft nicht setzen an unsern willen; wir süllen 
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gung oft Schranken gezogen find”), ergänzt wird. Ober es findet fidh ein 
Ernennungsrecht des Deren, das an den Rath oder die Bewilligung ber &e- 
meinte gebunden ift?%). Oft heißt es daher fchlechthin, Herr und Gemeinde 


ain richtter undter uns selber erwelen mit ainess pflegers willn u. also süllen 
wir an richter seisen mit ainander unter uns selber, so sol im ain pfleger dan be- 
stätin ain jar; 'füeget er dann der herschaft u. uns lenger, so mügen wir in 
lenger haben Pol. and) ſchon W. v. Echternadh v. 1095 ib. II.: der advocatus darf 
feinen subadvocatus fonftituiren, nisi ex famila ecclesiae et per electionem ei oonsen- 
sıum ejusdem familiae. 1380 ib. III. 528: neben dem ernannten Zentgrafen ein von den 
mennern erwählter, aber zu beftätigender Schultheiß. Bgl. 1844 ib. L 312; 1887 
IIL 823. ı. 651: ein heimberge u. die gemeine sollen alle jar ein banwart 
welen; ein meiger sol den banwart bestättigen. Ib. 228: ain gemaind zuo 
T. sol u. mag ainen waibel erwellen u. setzen mit der meren hand, der 
ainem hern auch gefellt. Bgl. ib. 650. — Kaltenbäd I 408 $ 1: die gmein 
erwelt durch die maisten walln o. stim ein richter, doch in gegenwart u. 
wolgefallen o. veränderung der grundobrigkeit; 186; 424 $ 1. 

7 W. v. Baffenheim 6. Grimm I. 690: kiesent die huber einen banwart, 
der Keller Tann bis zur dritten Wahl bie Beitätigung verfagen, dann muß er aber 
einen aus den breien wählen. Aehnlich IV. 616 $ 16. Bl. IL 164: zwei Glöck⸗ 
ner kann ber Pfarrer ablehnen, den dritten muß er dran laßen, er sey krumb 
oder schlecht (d. i. unehrlih o. ehrlih), — Dagegen foll ib. 1. 9 der Propft 
den Zörfter ernennen, wenn Meier u. Huber nicht einig werden; vgl. ib. 707 $ 
26: der vogt u. die gemeinde setzen einen heimburgen, were es, das sie nit 
übereinkomen, so mag der meier dargeben einen heimburgen. 

”) 3, 8. Grimm I. 35 (1847): mit der gebursami willen. 198: mit 
wissen u. willen der vogtlüde. 261, 280 u. 824: mit der gepursame willen. 
331: so wir ein voget wellen sezen, das sün wir tuon mit der geburen rat 
u. willen. 850 $ 21: bat ein undervogt zu setzen u. zu entsetzen all monat 
mit sinen armen leuten. 359: mit der merteil der husgenossen. 865: nter- 
vogt mit der Geburen Willen. 670. 687: meier.. mit der burger wissen u. 
willen. 815: mit der gebursami. II. 394: $örfter mit rath der lchenleuthe, 
darumb dass sie die leute besser kennen. 401. II. 8: der Herr foll mit rade 
der hoifsleude dasclbst kiesen schulteiss, scheffen u. fronen. 10: setten mit 
rade der hofsleude u. auch entsetten. 325: eyn richten zcientgreben kysen 
mit der lantlude rat. 488: mit den merkern die marg bestellen. 519. 656: 
Amtmaun nach der nachpawrn rath u. willen. 548: schultessen setzen o. ent- 
setzen fönnen nur beide Herrn mit der gemeinde rath. 884: bit rade eins 
heimburgen u. der gemein. 900: mit Ratb der armen Leute. IV. 58: mit der 
huober u. vögte willen. 277 8 3: mit der gemaind des dorfs gunst u. willen. 
291 & 5: mit der meren hand der guossen. V. 87 8 4: mit rate aller der 
gebursami o. des merenteils under inen. 95 u. 103 8 8: mit der meren hand 
der gebursami. 544 $ 5. 547 8 6. 562 $ 7. 558 8 8 n. 12: Scqhultheiß uw, 
Pfarrer werben ernannt mit wissen u. willen der ganzen gemein. — Bol. auch 
Kaltenbäd I. 88 9 13—16: das Kofler fest ben hofmaister, der Vogt ben 
amptman mit der gemain. Ebenſo Yeldhüter ib. 41 $ 44. 81 $ 29. 126 $ 6. 
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ſollen zuſammen mit gemeinem Rath, keiner ohne ben andern die Aemter be⸗ 
ſetzen7). Oft aber find auch unter gleichen Geſichtspunkten komplicirtere 
Bahlarten, 3. B. Praefentation dur den Herrn zur Wahl’), Praefentation 
durch Wahl zur Ernennung?®) oder eine Berbindung von Beiden ®%), ent- 


254 $ 17. Richter u. Vierer fegt bie Herrfchaft mit der gemain willen ib. 172 
84 178 $ 7. 186 $ 8. 195 $ 7. 223 $ $1. 480 8 12. 

) Drenther Landr. v. 1412 b. Richthofen 525 8 17: ber Biſchof v. Utrecht 
9. fein Anıtmann u. die gemene meente bed Landes o. ihre Abgeſandten follen 
jährlich die Etten Tiefen u. fegen.myt malckanderen ende hoerer geen buten 
den andern; feßte ihrer einer ohne ben andern dennoch Etten, fo follten deren 
Beliungen ungiltig fen. Grimm I. 272: weibel.. erwölt.. von dem hörrn 
u. den hausgenossen. 309: ein probst u. die gebursami, 1469 ib. 23: Amt- 
mann foll ein Genoß fein, den die hoflütt u. der techant .. mit gemainem 
raut darzuo wellen. 868: das si den meiern u. der gebursami gevellent. 
445: den herren u, dem dorpe. Ill. 865 $ 17: dat men tho L. gheinen custer 
noch schutter setten en sal, et en sye die heern by den doerp u. doerp by 
den herrn sementlichen. Dorfgefiworne follen erwellt werden durch des 
abbt anwalt u. durch die gantz gemain 5. Kaltenbäd 1.13 87.483. 
4 86. 57 $ 8. 521 $ A. 522 8 6. 542 8 5. 

e) Grimm L 220: bie Genoßen wählen den amman aus 8 vom Abt Be- 
nannten. Ib. 710: die huber nehmen zu Bannwarten 2 aus 8 Borgefchlagenen. 
1495 ib. V. 177 8 17. die Nachbarn wählen den Gemeindeamtmann aus 3 vom 
Heren Benannten. Vgl. 1346 u. 1848 ib. IV. 385 8 14. u. 395 $ 15—17; 1494 
ib. V. 509 8 8, 

” Grimm I. 510: die nachwern ſchlagen brei vor, der Herr gibt daraus 
ben Schultbeiß. V. 209 8 2: die hoflät fchlagen 3 Hoflente vor, ans denen ber 
Herr den Amtmann wählt. 1457 ib. I, 448: ber Herr foll den Zentgrafen, Büttel 
u. Glockner aus 3 durch Wahl Praefentirten. wählen; gefällt ihm Teiner, fo werben 
bie Borjchläge wiederholt; doch nie fol er fie anders fegen als mit der zentschoffen 
u. lantvolcks wissen u. willen; .. dan es hab etwan ein herre z. E. mit 
gewalt one willen der zent u. lantvolkes einen zentgraven geben, davon der 
zent u. dem lantvolck grosser schaden entstanden sie. 

60) In Zablatt 3471 b. Grimm I. 282 fchlägt ain gemainde zum amman 
jährlih 5 ehrbare Genoßen vor; paßt dem Herrn Keiner, fo fchlägt er der gemaind 
5 vor, daruss sy denn ainen amman nemmen söllen. — Aehnlich 1433 m 
Burgau ib. 279, wo aber zuerft der Herr 4 vorfchlägt, u. wenn von biefen ben 
Gotteshauslenten keiner gefällt, letztere ihrerfeite bem Heren 4 zur Auswahl praeſen⸗ 
tiren. Der Ammann beſtellt fi dann in ben einzelnen Höfen waibel, allenthalben 
mit der nachpuren willen, ald Stellvertreter, weil er nicht überall fein kaun. — 
Bol. 1469 ib. 198: zum Ammann o. Waibel macht zuerft ber Vogt Vorichläge; 
dann können bie vogtlüde drei andere vorfchlagen; nimmt ber Bogt keinen barans, 
fo Kann er 8 neue vorſchlagen; nehmen die Leute dann keinen, fo ernennt ber Bogt 
einen auf ein Jahr; ber alte amman foll immer unter den Vorgeſchlagenen fein. 
— Bol. au ib. 788, wo der Abt 3 u. die Gemeinde 5, aus biefen 6 aber beibe 
zufammen 2 zu schützen wählen. 
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wickelt worden. Auch findet fich, wenn ein Amt mehrere Träger hat, die 
Theilung des Ernennungsrechtes nach Zahlen®!), was namentlich bei kollegiali⸗ 
ſchen Schöffenftüählen und Ausſchüßen vorfommt, bier aber ſchon den Meber- 
gang zu einer veränderten Auffaßung mbahnt®®). 

IL Wie viel ober wie wenigepolitifches Recht nun aber ber Gejammt- 
beit ausſchließlich oder unter Mitbetbeiligung eines Herrn zuftand: immer war 
es Geſammtrecht im alten Sinn. Die Geſammtheit ſchlechthin in ihrer 
fichtbaren oder vorgeftellten Berfammlung, mithin weder als Trägerin eines 
abftraften Gemeinweſens noch als bloße Vielheit von Individuen, war Sub- 
jekt ber politifchen Rechte nnd Pflichten, welche gerade deshalb eine rein ftaat⸗ 
liche Natur im heutigen Sinne nicht haben Tonnten. 

Jedem einzelnen Genoßen daher ftand zwar die Gemeinde ald das Ganze 
befien Theil er war, mit politifcher Einheitemacht und Zwangsgewalt gegen- 
über; fie war bie Verkoͤrperung eines ihm übergeorbneten Gemeinwillens; und 
er verfprach ihr wie einem Herrn mit dem Genoßeneide Treue, Huld und Ge 
horſamꝰ). Allein auf ber andern Seite war dieſe felbe Gemeinde identiſch 
mit der zufammengefaßten DVielheit der Vollgenoßen, welche in ihrer konkreten 
Sudivibualität darin enthalten waren; fie ließ ſich ohne Zerftörung ihres Be 
griffs in jedem Augenblid in die Summe ihrer gegenwärtigen Träger aufge- 


1) Bol. 3. DB. 1895 6. Grimm 1. 888: der herre sol setzen einen ban 
warten mit der gebursami willen u. sont die geburen den andern banwarten 
setzen mit der herrn willen. Aehnlich 1488 ib. 404. Ill. 828. 858. W. v. 1340 
b. Trouillat IIL 514 u. 517: einen Bannwart fet ber Meier mit der Hofleute, 
den anbeın die Hoflente mit des Meier Willen; beide follen rechte Gotteshansleute 
fein. Bgl. Grimm I. 652: der Propft febt den obermeyer, die 12 huber u. die 
gemeind erkiesen under den hubern ein undermeiger. Ib. IIL. 172 $ 2: von 
den 4 Wörftern wählt der Herr 2 aus 4 Praefentirten, 2 ernennt er. — Bol. 
Kaltensäd 1. 408 $ 1 u. 424 $ 1: bie Grundobrigkeit ernennt einen, der ge⸗ 
wählte u. beftätigte Richter 2, die Gemeinde einen von den 4 Dorfgefhwornen. Ib. 
368 5 8 u. 888 $ 8: die Herrſchaft wählt 2 Gefchworne aus iren undertanen, 
die gemain zwei aus der nachbarschaft, — In Sandhofen b. Grimm I. 460 
haben Gemeinde u. Herrſchaft je einen Schügen zu fehen, bie Gemeinde kann aber 
dieſes Herrenrecht ablaufen; benu wenn ihr ber ernannte Schüke nit füglich wer, 
so mag die gemeinde den herren geben funfthalb untzre heller u. mogen ein 
andern setzen. 

es Bol. unten $ 18 über bie Entwidlung des repräfentativen Gebanlens. — 
Den gemeinfchaftlichen Ernennungsrecht entfpricht übrigens immer ein gemeinfchaft- 
Hiches Abfepımgöreiit; vgl. 3. ®. Grimm I. 6. 428. 458, 111. 172 86. Richt⸗ 
bofen 825 $ 17 a. €. 

es, W. v. Senheim b. @rimm II. 483: were zu 8. sitzt o. dar khombt 
u. gesint burger zu werden, das der soll... dem heimburger zu 8. von der 
gemeinde wegen. .globen u. schweren gedrew u. holde zue sein. Ib. V. 
555 $ 10: wer gemeinsman werten till, fol u. gn. h. und der gemein globen 
u, mannrecht thun. I 791. Bgl. R. 17 u. 19 u $ 11. 
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loͤſt vorſtellen; und ber Einzelne, wie er ſelbſt mit feiner ganzen Perſoͤnlich⸗ 
fett lebendiger Mitträger des Verbandes war, Tonnte fi die ihm gegenüber 
berechtigte und verpflichtete Berbanbseinheit zuleßt immer in bie Vielbeit feiner 
Mitgenofen, die Summe ber Anberen, zerlegen‘). Allerdings trat gerade iu 
Bezug auf die eigentlichen Gewaltbefugniße, deren Subjekt bie Gemeinde war, 
bie Vorftellung ihrer Viellöpfigkeit vor der Vorftellung ihrer Einheitlichleit 
tbatfächlih am meiften zurück: vorhanden aber blieb fie immer uud Tonnte in 
jedem Angenblicke wieber hervortreten. Und fo lag es der Anſchauungsweiſe 
ber Zeit keineswegs fern, ber Borftellung von einer gejeßgebenden, richtenden, 
und ftrafenden Gemeindegewalt die Vorftelluug von einem Recht der Genoßen 
gleichzufeßen, „unter einauder" Sabungen zu errichten, „einer über ben 
anberen® Gericht zu halten, „unter fi” zu pfänden oder „einander“ zu 
ftrafen 35). 

Schon äußerlich daher identificirte man die Verbanbdeinheit mit ber 
Summe ihrer Träger bergeftalt, daß man in unterjchiebälofer Weiſe als Sub 
jet von Autonomie, Friedensbann, Gerichtsbarkeit, Strafgewalt, Selbſtver⸗ 
waltungsrechten, Wahlbefugnißen, Aemterhoheit u. |. w. bie Genoßenſchaft und 
die Genoßen nannte; daß man alle jene Befugniße bier ber universitas, 
communitas, der Gemeinde, Märkerichaft, Bauerſchaft oder Nachbarſchaft, auch 
wol dem Lande, dem Gau, ber Gent, ber Mark oder dem Dorfe, bort den 
Männern, Genofen oder Leuten, ben Land⸗, Gerichts⸗, Vogt⸗ oder Bannleuten, 
den Märkern, Bauern, Nachbarn, Dorfleuten oder Hubern beilegte; daß man 
bald der communis plebs, dem gemeinen, ganzen, gejammten oder allem 
Volke ober Lande, der gemeinen Menge oder menen Meente, der gemeinen 
Vogtei, Landſchaft oder Hubfchaft, bald den gemeinen, fimmtlichen oder allen 
Genoßen, Männern, Land», Mark» oder Dorfleuten u. ſ. w., ihnen allen ge 
meinlih ober insgefammt diejenigen Befugniße zuſchrieb, welde wir heute 
mit ber idealen Einheit bes entiprechenden Gemeinweiens verfnüpfen 
würden 8°). 

Daß aber ein folder Sprachgebraud nicht etwa blos die ftehen gebliebene 
Ausdrucksweiſe einer anders denkenden Zeit, jondern das Produkt eines leben⸗ 
digen Bewußtſeins war, für welches in der That die Gemeinde auch als po⸗ 
litiſches Rechtsſubjekt mit ber Vielheit ihrer augenblidlihen individuellen 
Träger zufammenfiel, läßt fih aus einzelnen charakteriftifchen Zügen mit 


) Bol. die Belege in & 11 N. 92—96, 101—125, 129-180, 185—145, 
154—1857 über politifch geartete Pflichten u. Rechte, welche der einzelne Genoße 
gegen die Genopenfchaft Hatte, damit zugleich aber gegen jeben Mitgenofen zu 
haben ſchien. 

es) Beifpiele oben in Note 8, 9, 10, 11, 12 u. 18. 

8) Died ergiebt eine Bergleichung ber gerade zum Beleg hierfür in extenso 
mitgetheilten Stellen in Note 1—81 zu biefem 8. — Ausdrücklich wird 5. B. b. 
Kaltenbäd I. 88 $ 11 ibentificirt: die gemain oder ain jeder hauszsessig. 
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Sicherheit abnehmen. Dahin gehört die häufige Beftimmung, wonach bei 
Vergehungen gegen die Gemeinde ober ihre Beamten und Diener an jebes 
einzelne jelbftändige Gemeindeglied eine Buße gegahlt werden muß”). Noch 
bezeichnender ift e8, wenn in Defterreich und Tirol in ſolchen Fällen die Buße 
zwar an die Gemeinde, den Richter oder den Herrn fällt ober zwiſchen ihnen 
getheilt wird, aber nach der Anzahl der Vollgenohen bemeßen werben foll. 
Däufig heißt es: wer ain gantz gemain widertreibt, verwandelt von jeder 
hertstatt von ainem valtor zum andern 52 pf.®); ober: wer ain pantai- 
ding widertrib, wer nach yeder person in der gemaind umb 72 pf., ober 
abnlih). Und in derſelben Weiſe werben einzelne Vergehen gegen die Ge- 
zmeinde, 3. D. bezüglich der Gemeindebiener?"), bes gemeinen Gutes?!) oder 
der perjönlichen Semeindepflichten®®), nach oder von yeder hertstatt zwijchen 


7) Bgl. oben $ 14 N. 85 -87. W. v. Marsbronn b. Grimm V. 521 89 
u. 15: wer Wald o. Allmende beſchädigt o. wer ben gemeinen Hirten fchlägt, 
derselb verbricht einem jeden dauren 9 untz pf. 

es) Kaltenbäd I. 6 g 58. 586 $ 49. 

®) Kaltenbäck J. 1397. 1985 44 9A 5285. 60 8 87. 6587. 
70 $ 2. 182 $ 69. 249 $ 5. 255 $ 2 (wer bie Rechte beö Aigen widertreibt). 
819 $ 5. 5232 8 6. 5921 & 6. 527 $ 60. 542 8 9. 516 $ 10. — Verſchiedene An- 
fühe für Geſchworne u. Gemeinder finden fich Hierbei ib. 525 $ 26 u. 582 $ 7. 

“) W. v. Schlanders b. Grimm III. 739 (um 1400): wer einen gemeinen 
hirten schlägt, der ist gekommen um 5 pfund, so viel mal, als freye feuer- 
stätte in derselben bauerschaft sind, Kaltenbäd L 578 $ 6: daz man den 
huetter nicht vertraiben sol mit worten o. mit werchen, darumb daz er ain 
gemainer diener ist; wer es darüber tet, der ist wandls verfallen nach yeden 
mann der gemain 72 pf. 

) Kaltenbäd L II $ 107: wo ain gemain holtz ist, wer an willen der 
gemain o. der oberkhait darein fert, holz abschlecht, ber verwandelt von 
yeder hertstatt von ainem valltor zum andern 72pf. Aehnlich, wer gemeinen 
Grund an fich zieht, ib. IL. 129 8 44; wer einen fruchtparn pawmb auf der 
gemein grundt nieberfchlägt (während ein fefter Bußſatz eintritt, falls der Baum 
anf nachparngrund ftebt) ib. I. 9 8 81 u. 588 8 76; wer eine gemeine Gafle 
verunreinigt, ib. 9 8 77, 47 8 37, 59 8 29, 538 8 75; wer einen gemeinen 
Drunnen fhädigt, ib. 9 $ 79—80; wer bez. bed gemain pach frevelt, ib. 10 
$ 102 u. 539 8 92; o. bez. ber gemain viechtrifft, ib. 10 8 108 u. 104, 5839 
8 88 u. 96. 

9») So bei Ungehorfam gegen Richter u. Geſchworne, Kaltenbäd I. 44 86 
u. 57 8 3; Verabfäumung ber Rüge 11 8 116; Bruch des Handfriebens 586 
8 32; Örenzvergehn 525 8 26 u. 587 8 55; Berjäumnig bed Beiſtandes in Feuers⸗ 
gefahr 172 8 11, 180 $ 84, 188 8 36 u. 88; Webertretung feuerpolizeiliher Bor- 
fhriften 41 8 43, 49 8 59, 55 8 38, 534 828, II. 129 8 58; Verſtoß gegen die 
genoßenfchaftlichen Unterkügungspflichten I. 250 $ 17 u. 88, 253 8 8, 307 8.25, 
626 $ 4, 586 8 80, 589 8 7, 699 8 56. 
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ben Fallthoren gebüßt; oder fie werben gebüßt nach jedem Nahbarm*®), nach 
jedem Haus), nad jeber Perfon in der Gemeinbe?), nach jedem Haus- 
genogen®®) unb in Bergtäbingen nach jebem Berggenofen””). Beflimmungen, 
die ihr volles Berftändnig erft gewinnen, wenn man andere bamit zufammen- 
hält, wonach bei Vergehen gegen das Gericht Bußen nad Jedem an ber 
Schranne, ebeufo aber bei Befchäbigungen einer Herde Bußen nach jedem 
Viehhaupt, bei Zaunfreveln nad jedem Zaunftedlen, bei Baumfreveln nad 
jedem beihäbigten Stamm ober nad) jebem Aft des beichädigten Baumes, 
beim Kaufen nach jedem Yinger, beim Ueberpflügen oder Mebermähen nach 
jeber Ackerfurche oder Maht verwirkt werben *). Welche wichtigen praftiichen 
Golgen aber diefe Identificirung der „Gemeinde mit „Allen auch in Bezug 
anf politifche Rechte hatte, wirb ſich unten bei Beipredhung ber Ark und WBeife, 
in weldyer die Gemeinde ihr Geſammtrecht ausübte, näher ergeben ($ 18). 

Saum hervorgehoben zu werben braucht unter biefen Umftänden, daß von 
ber andern Seite ber auch politifche Rechte, welche ſich zunächſt als jelbftän- 
dige Rechte ber Einzelnen barftellen, aber jedem Einzelnen gleichmäßig zuftehen, 
zufammengefaßt als Recht der Gemeinde erfcheinen. So z. DB. die Rechte der 
Pfändung, der Selbftwehr, des Friebegebietens, der Sühne, bes Beiftandes; 
fo ferner mandhe Privilegien und Befreiungen, wie Zollfreibeit, Gewerbefreiheit 
und andere®). Hier wird nach innen nicht unterfchieden, was den Einzelnen 
nur als einem liebe ober Organe des Verbandes und was ihm als Indivi⸗ 
buum zufteht; nach außen aber deckt ſich das Recht Aller vollkommen mit 
bem Hecht ber Gemeinde als ſolcher 190). 


3.8.5. RaltenbädI. 41 5 48.44 8 6.5788. 166 5 9, 12, 21, 
65. 288 $ 46 u. 47. 848 $ 52. II. 129 8 44. 

”) Kaltenbäck J. 18 8 61. 68 8 48. 

) Kaltenbädı. 18 9 7.148 18. 15 8 26. 16 8 81. 19 8 5. 

de) Kaltenbäd 1. 75 $ 16, 

N) Grimm IV. 707 $ 14: wer das nit thät u. wider die ordnung sich 
sezen wolt, der ist wandipflichtig nach jedem perggenossen 12pf; bazn ib. 
g 13 m. 21. 

“) Kaltenbäd I 54 5 89. 07 8 5. 67 8 4, 59 8 26 m. f. w. 

) Vgl. oben 5 9 R. 107-109 u. 196—128. Grimm IL 816 u. 668 
(Gewerbefreiheit ald Gemeinderecht). Ib. L 880: des (Zolles) ist die gemein 
frei; vgl. LIL 687. IV. 608. V. 888 $ 11; Kaltenbäd J. 541 $ 5: auch ist 
des aigens recht, dasz wir kain maut geben. ®rimm I. 880: vom Yährgeld 
frei der gemeinen. Vgl. ib. 569 f. $ 8—15, wg es als fryheit der gemeynde 
gewiefen wird, daß jeber Nachbar Beftimmte Medhte gegen ben Müller, Bäder n. 
Wirth (welcher Ieptere jebem anf 4 Wochen bergen muß) u. daneben ein beſchränk⸗ 
tes eigned Gewerbe u. Weinfchanksreht Kat; $ 11: auch hat die gemeynde 
fryheit, das ein iglicher nachbuer mage machen molen u. backhus uff dem 
sinen. | 

wo, Deshalb werden au mitunter Rechte aller Einzelnen burch Laſten ber 
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DI. Der Charakter des politifchen Geſammtrechts trat insbeſondere in 
bem Berhältniß ber alten Genopenfhaften zu ihren Herrn auf 
enticheitende Weife zu Tage. Die Genofen bildeten auch in biefer Beziehung 
weder ein abgeſchloßenes Gemeinweſen noch eine bloße Summe beherrſchter 
Ginzelperfonen, fonbern eine Gefammtheit mit Gejammtrecht und Gefammt- 
pflicht. Die Dorf, Hof, Marl, Gerichts oder Bogteileute waren ihren 
Herrn nicht, wie fpäter die Untertbanen der Obrigkeit, ald unverbundene Ein. 
jelne, fonbern in ihrer genopenfchaftlichen Verbindung unterworfen; aber fie 
bildeten auch nicht, wie die Staͤdte, politifhe Körperfchaften, bie lediglich in 
ihrer Einheit zu den herrſchaftlichen und öffentlichen Gewalten in Beziehungen 
ftanden, fondern in und mit der Geſammtheit waren zugleich die Einzelnen 
durch ein unmittelbare Band an den Herrn gefnüpft. Nicht anders verhielt 
es ſich mit ben Bafjallenichaften, Dienftmannenverbänden und Ritterſchaften 
der einzeluen Länder. Ueberal war es die Gejammtheit fchlechthin, welde 
mit einer Summe von Rechten und Pflichten bem Herm gegenüberftand, und 
nicht principielle Unterfchiebe, fondern konkrete faktiſche Verhältniße entſchieden 
über die hierbei offen gelaßene Frage, wie weit die Rechtsbeziehungen zwifchen 
Beiden erft durch die Verbandseinheit hindurch und wie weit fie ohne folches 
Medium die Einzelnen trafen. Wenn nun aber fo fdhon die Gelammtheiten 
in fih das einheitliche und das vielbeitlihe Moment dem Herrn gegenüber 
ungefondert verbanden, jo zeigte ſich derſelbe Mangel an Abftraftion und be 
grifflicher Sonderung in Bezug auf die weitere Srage, ob der Herr und bie 
Geſammtheit oder eine Mehrzahl von Gefammtheiten in 'ihrer Zuſammen⸗ 
faßung ein neues Ganze mit eigner Rechtsſubjektivität bildeten ober eine bloße 
Mehrheit von Rechtsſubjekten blieben. Auch Hier blieb man bei ber konkreten 
Borftellung eines durch gegenjeitige Rechte und Pflichten gekitteten Verbandes 
ftehen, ohne fih bewußt zu werden ober die Frage auch nur aufzuwerfen, ob 
und wie weit diefer Verband eine höhere organifche Einheit oder nur indivi⸗ 
belle Rechtöverbältnike felbfländiger Organismen erzeugte. Allerdings baher 
fahte man Herrn und Gefammtheiten in den Begriffen bes Hofe, des Gerichts, 
ter Gent, der Grafſchaft, des Landes u. |. w. zum Ganzen zuſammen: aber 
von der Idee einer abſtrakten Einheit, für welche Herr und Geſammtheit nur 
Glieder gemeſen wären, war man weit entfernt. Um Bieles mehr neigte man 
vielmehr der entgegengejeßten Auffagung zu, wonach Herr und Gefammtheit 
als jelhftändige, nur durch eine Summe von inzelbeziehungen verbundene 


Gemeinde nergolten, Mal. 3. B. Grimm I. 462: der Kährmann foll ein gemein 
man fein u. Jedermann vom Dorf um 2 Brode jährlich, Reiter u. Fuhrwerk aber 
um die Hälfte des non Tremden geforderten Bährgeldes überfahren; auch foll er 
viermal zu den ungebotenen Dingen Tommen u. jebesmal 14 Heller bringen, weil 
ihm die Gemeinde zu feinem Lohn verhelfen foll, wenn Jemand ins Dorf ent- 
gienge; fonft mag ibm der Schultheiß mit der Gemeinde den Rhein ſperren. 

I. 28 
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politiſche Subjekte erſchienen, ohne doch auch hier die grundſätzliche Aufloͤſung 
des organiſchen Verbandes in reine Individualrechtsverhältniße zwiſchen ver- 
ſchiedenen phyfiſchen ober juriftiihen Perjonen je zu vollziehen. 

So waren denn genau in berjelben Weife, wie Geſammtnutzungsrechte 
am Herrengut ober das Gemeinderecht anf Stellung bes Wuchewiehs, die po- 
litifchen Anfprüche der Genofenfcaften gegen ihre Herrn Geſammtrecht im 
alten Sinn. Es war ein Recht der Geſammtheit jowol in ihrer Einheit als 
in ihrer Vielheit, dag die orbentlichen Gerichte abgehalten, das Recht aufredht- 
erhalten und ber Unfriebe abgetban, die dazu nöthigen Vertreter und Beamten 
ernannt würden 101), Sowol in ihrem Berbande als in ihrer Bereinzelung 
batten alle Genoßen Anſpruch auf Schu und Schirm bes Gern nnd insbe 
fondere des Vogtherrn, auf Abwehr ungerechter Angriffe und Niederlegung un⸗ 
rechter Gewalt, auf jchleunige Gewährung der Rechtshilfe, auf Vertretung und 
Verantwortung vor fremden Gerichten, auf Loͤſung aus der Gefangenfchaft 
u. ſ. w.1%), namentlih auch auf Schub und Bertretung durch einen Herrn 


10) Bol. W. v. Thalweil (14. 3.) 5. Grimm IV, 834 $ 8: item sprechent 
die gmossen... das ir recht ist, das inen das gotzhus von Mure jerlich zwei 
gericht haben sol, ze meien u. ze herbst. 1429 ib, 279 $ 1: hat das dorff 
ze A. zwey geding. Aehnlich ib. 1. 64 8 4. 167. 173. 226. 247. 249, 257. 
266 8 4. 278. 330. 667. — Vol. II. 85 $ 5: de richter sall den vesigenoten 
richten allen viertein tagen tho gebürlicher tyt, u. die richter sy schuldig, 
to geben den vestgenoten vorspracke u. ordel tho wysen, so viel als es en van 
noden. Ib. 848: die Dörfler v. Kirburg find bem Greben v. Ziegenhain dienft- n. 
folgepflichtig, warn der Jantman aller by einander ist; darumb ay (bie Steben) auch 
schuldig zu richten uber halsz u. uber haubet den von K. wo es noid gesche. 
L 108: ein byschoff sol ouch den Aofläten ainen richter han. Vgl. I. 284. 
566 8 6. 742. 794. III. 51. 689. 690. 819. 820 874. V. 486. 728 8 4. Kal- 
tenbäd I. 563 8 2. 555 $ 1. 5588 1.1.7838, 

102) Bol. 3. 8. Grimm IV. 873 8 24: dirre hof het och das recht, wil ein 
gnosse hinan ziehen usser diesem twing, den sol ein vogt beleitten mit sinem 
lib u. mit guot untz in das nechst gericht; wil och jemant in hofe old in 
diesen twing ziehen, den sol man enpfahen u. schirmen für einen gnossen. Ib. 
8320 $ 4: alle die, so in dem gericht zü Berg sitzend, hand das recht, das si 
der vogtherr um die vogtrecht u. dienst, die si im jerlich gend, sol be- 
schützen u, beschirmen. III. 405: by allen obg. gewyseten artickeln sullen 
die vorg. herren das egenant gericht... u. die lantsiedel schuren, schirmen, 
handhaben, vertedingen u. bliben lassen tzu ewigen tagen. Ib. 85 $ 6: der 
Richter ift ſchuldig, die vestgenoten tho verhalen u. tho verantworten, dat 
enne niemandt dat ere neme. I. 789: wan das dorf not angieng, so sollen 
die hern darkomen u. sollen das dorf helfen beschirmen u. beschuwern. Bol. 
I. 116. 123 (recht der gemeinde). 140 $ 5 n. 6. 145. 174. 249. 258. 265. 
828. 865. 478 $ 16. 519. 528. 535. 567. 600. 621. 658. 743. 880. II. 697, 
700. 704, 111. 381. 486. 480. 512. 740. 769. 770 $ 1. 826. IV. 652 8 2—4. 
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gegen ehwaige Mitherrk ober Unterherrn!®). Gin Gefammtaniprud der Ge. 
meinde war es, daß ber Herr bie in feinem Dienfte getöbteten Genofen be- 
graben, für die Hinterbliebenen forgen, Verarmte unterſtützen follte!%). Die 
Geſammiheit ſchlechthin war es ferner, welche verlangen Eonnte, baf fie beim 
bergebradhten Recht bleibe!) und insbejondere über die üblichen ober ver- 
tragsmäßigen Abgaben und Dienfte hinaus nicht beſchwert werde 100); daß auch 
der Herr Niemanden aus dem Gerichte lade 107), felbft aber vor ben Genoßen 
Recht juhe und nehme!) Und endlich waren umgekehrt alle gemeinen Ver⸗ 


Kaltenbäd I 556 $ 28. — Der Vogtherr oder fein Stellvertreter insbefondere 
follte gefährbete Genoßen in feinen Hof aufnehmen (Grimm V. 465 8 6), fie vor 
andwärtigen Gerichten vertreten u. verantworten, ihnen Beiftanb u. ſicheres Geleit 
verfchaffen (4. B. ib. I. 788. IL 268. 436. III. 889), fie aus der Gefangenfchaft 
Idfen (I. 785. 748, 784. II. 60. 115. 119. 534. 567. 111. 832) u. f. w. Und 
zwar foll er gerichtliche wie außergerichtlihe Hilfe auf Aurufen im Rotbfall fo 
fchleunig Teiften, daß er barfuß ober mit Einem Gtiefel das umgefattelte Pferd bes 
fteigt (ib. 1. 658 $ 9. 675. 699. 701. 818. V. 422 8 6. 485 8 12; mein Humor 
29 N. 106), Tag und Nacht reitet (Grimm IL 818. 363. 426), ein Pferd zu 
Tode reitet (TIL 191. 196. 199. 201. 207. 240 $ 485—44), um den Genofen 
ſchreibt, als wäre er ber Größten Einer (TO. 76). Bol. au das W. v. Dürk⸗ 
heim ib. I. 784 über bie Schuppflit des Abts gegen den wegen Todtſchlags flüch- 
tigen Huber 0. Getieshausmann (mein Humor 10 N. 21). 

109) Grimm, W. III. 836: ob auch der zweyer heren einer ein unrecht 
geboit tete, das sal der ander abzethun haben; item ob sichs mechte, das 
der zweyer gerichtsherrn einer vhede o. orleuge hätte, so sal der ander das 
gericht u. volk beschutzen u. beschirmen nehist seinem eigen gude; u. das 
sol die maur umb die Auel sein. Bgl. I. 140 8 6. 249. 265. 281. 351 $ 30 
(der Abt gegen den Kaſtenvogt u. der Kaftenuogt gegen den Abt). 881. II. 87. 
50. 58. 111. 875. 878. 573. 580. 

“) Grimm 1.818 (1429): Waiſen von Gotteshausleuten fol ber Abt, wenn 
ber Nachlaß nicht reicht, aus des Gotteshauſes Gnt erziehen. Ib. 784: dem ver- 
armten Gotteshausmann fol der Abt narung geben sein leptagen. II. 529: 
wo jemandt todt bliebe, soll ein abt die witwe u. weisen beraden nach seinem 
besten. 584: er joll den gefangenen Genoßen Iöfen, ben verwundeten heilen laßen, 
ben Todten beftatten u. Weib u. Mind verforgen. Bgl. ib. 567 u. Il. 882. 

16) Grimm I. 448 (1457): das er die armen leut u lantschaft solle 
lossen bliben bi iren rechten u. alten herkomen. 880. IIL 378: gemeltes dorf 
bey seiner freiheit handhaben u. behalten, 

se Grimm L 323. 366. 425. 470. 585. 566, 621. 818. 831. II. 410. 461. 
III. 436. 480. 511. 540 u. 541. 545. 899. IV. 320 8 4. Kaltenbäd I. 185 8 
96. 198 $ 92. 219 8 43. 

en 3.8. Grimm l. 621. 881. 

ıe) Grimm I. 187: währ das ein vogt zu ihr keinem üdt ze sprechen 
hat, es zeig von fräffel o. warumb dass were, da sol er ein gemeinrecht von 
im nemen ze Wülfflingen von den hofjungern, u. sol auch darumb nieman 
sprechen den die hofjunger, u. was man da recht git, dess sol in benugen. 

28 + 
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bindlichkeiten gegen bie Herrn, politiſche fo gut wie privatrechtliche, Geſammi⸗ 
verbindlichkeiten im oben entwickelten Stnn!®), 

Deshalb war es auch für die hier wie überall durchgreifende enge Ber- 
nüpfung und Korrefpondenz von Recht und Pflicht ohne Belang, ob zunääft 
die Gemeinde in ihrer Einheit ober ob umgekehrt zunächft bie Einzelnen fid 
als berechtigt oder verpflichtet barftellten. Politifche Pflichten der einen wie 
ber anderen Art bedingten das Allmendrecht der Gemeinde oder wurden durch 
dieſes bedingt 10); und politiſche Anſprüche ber einen wie ber anderen Art 
waren abhängig von ber Erfüllung beftimmter Gefammtleiftungen, gleichwie 
bie leßteren in dem einen wie in dem anderen Wall als eine Entichädigung 
bes Herrn für die aus feiner Schutz- und Gerichtspflicht fließenden Laften 
galten. Es follte alſo 3. B. der Herr Schirm und Rechtshilfe gewähren, 
weil und folange ihm gezinst und gedient ward, und ihm warb gezinst und 
gedient, damit er hierfür Schirm und Rechtshilfe gewähre und folange er 
feiner Herrenpflicht nadlam!ıl), 

Das politifche Gefammtverhältnig zwiſchen einem Herrn und ber von ihm 
abhängigen Geſammtheit ftellte fih, wie das Recht der ländlichen Kreife über- 
baupt!13), weder als Ausflug eines felbftändigen Gemeinwillens noch als bloße 
Rechtöbeziehung felbftändiger Sonberwillen var. Vielmehr waltete eine das 
Gemeinheitlihe und das Individuelle, das Geſetz und die Befugniß, das 
Deffentlichreihtliche und das Privatrechtliche überall nicht fcheidende Auffaßung 
vor, welde barin zur Hälfte ein Bertragsverhältnig und zur andern Hälfte 
einen organiſchen Verband fah und bie eine dieſer Vorftellungen ftets durch 
die andere modificirte. Im Allgemeinen mußte babei, je felbftändiger die Ge⸗ 
noßenfchaft wurbe, defto mehr die Vertragsauffaßung überwiegen. So wurben 
fhon vie Eide und Verſprechungen, welche die Grundlage des gegenfeitigen 
Berhältnißes befeftigten, vielfach als Vertragsgelöbniße behandelt, ohne doch 


Aehnlich in Adligenswil ib. 163. 201: wer den amptman vorladen will, bittet ben 
vogtherrn um einen andern richter, ber fo lange Gewalt babe. Weitnau 1344 
ib. 810: hat der Propft zu Hagen, fo fol er einen Gotteshausmann an feine 
Stelle fegen, ihm den Stab geben u Hagen. IL 487: mehrere Herrn, bie fih 
zweien, follen vor dem Hofe Recht nehmen. III. 840 

189) Bol. oben 3 15 N. 18—64. 

110) Bol, oben 5 I N. 191—202 u. $ 11 N. 188—198. 

1) Bol. 8 15 N. 28. Grimm II. 343 (oben in N. 101) u. IV. 320 $ 4 
(in R. 108). W. der Holzmark Beber ib. IH. 306 8 87: wofür sollen die herren 
den dritten part haben? wenn den erben u. markgenoszen gewalt wider- 
führe, so sollen die herren die gewalt steuren helfen. Ib, 829: daz thun wir 
von bede wegin, daz sy uns deste fordir schuren, u. en haben ny gelernet 
von unszin eldirn, daz wirs von rechte gebin sullen. IV. 58 (1394): ob jemandt 
den huobern wollt einen gewalt thuon, des sont ir die vögte vor sin; darumb 
nemmendt auch die ir recht uss denselben huoben. 

19) Vgl. den folgenden $. 
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die in ihnen enthaltenen Keime von Unterthanen⸗ und Verfaßungseiden je 
ganz zu erſticken. Der Treu- und Hulbeib warb dem Herrn perfönli118) nub 
von allen einzelnen Genofen!1*) geichworen, aber jeber Nachfolger Tonnte in 
feiner Eigenfchaft ale Herr die Erneuerung fordern 116) und jedes nene Ge⸗ 
meindeglieb mußte feiner Gemeindemitgliedſchaft wegen ſchwoͤren; auch leiftete 
bie Sefammiheit oft nicht blos in ihren einzelnen Mitgliebern, fonbern als ver- 
bunbene Gemeinde den Eid!1C) und konnte dabei felbft durch ihre Vorftände 
vertreten werbent!7). Umgekehrt gelobte ber Herr, che ihm gehulbet und 
fein Recht gewiejen warb, Allen insgefammt wie insbefondere in feierlicher 
Horn die Anfrechterhaltung des beſtehenden Nechts!!%). Schon ber äußeren 
Form nad) ferner waren nicht blos Satzungen und Weisthümer, ſondern auch 
Berträge und Vergleiche, weldhe Herr und Geſammtheit wie zwei jelbftändige 
politische Mächte mit einander fchloßen, Duelle des politiichen Rechts!!®),. Der 
Bertragsauffafung entiprach es dann, das ganze politifche DVerbältnig für ben 
Fall einfeitigen Bruchs der gemeinfamen Feſtjetzungen als gelöft zu betrachten. 
Ueberſchritt daher der Herr feine Befugniße, jo burften die Genoßen fich ge- 
meinfam gegen ihn zur Wehr ſetzen 120), feine Einkünfte pfänben 121), fi in 


113) So heißt ed in Engelberg im 18. 3. b. Grimm L 8: dem nenen bt 
buldigen alle talläts . . ums an ir ende oder an das ende des herren herschaft. 
Im Amt Tannegg 1482 ib. 288 wird während erledigten Bifchofsftuhld dem meren 
sl der kapitelherrn des obg. gestifi gehorsam verſprochen. Rad Berpfändungen 
wird dem Pfandgläubiger gehuldet. Umgekehrt läßt in Ickſtadt der Herr v. Ebſtein 
durch Amtmann u. Zentgraf die Glocken läuten u. bie Gemeinde zufammenfordern, 
weil das biöher verpfändete Dorf gelöft ift, u. fordert für fi} als erbherren 
huldigung, aidt u. pflicht; welches der zentgrefe, scheffen u. ganze gemeine 
also wie gehorsame underthanen geleistet. 1488 ib. 558. 

1) Bol. oben $ 11 NR. 5—6, 18—19, 27 n. 75. Grimm I. 88, 472 $ 11, 
622 $ 3. 658 $ 4. 888. 835. II. 671 (1378): hulda et juramentum Jedes, ber 
au feinen Sahren gelommen; nullus admittitur ad judicium, ber nicht gehulbet. 
II. 481: jeber zentman, der einen eignen Hausftand gründet. V. 157 8 2. 
216 $ 5l u. 52. 

15) Bol. oben R. 113 u. Grimm I. 169 $ 5. IV. 79. 

ne) W. der Rodenfteiner M. v. 1457 b. Grimm IV. 587—440: eb foll der 
merker samenthaft u. iglich besunder oder der merker gemeinlich u, iglich be- 
sunder ber Herriaft huldung, handgelupt u. aid leiſten. Deshalb mahnt auch 
1497 ib. II. 142 der Schultheiß die gemain sambt u. jeden insonderheit ihrer 
Gelübde u. Eide. Ebenſo ib. 158. Vgl. 1458 L 592: es ſchworen einem Drittelöheren 
schultess, scheffen u. die menner gemeynliche, jeglicher mit hand in sine hant. 

, Kaltenbäd I. 43 $ 60: richter u. vierer ſchwören u. geloben bem 
Herrn für sich selber und anstatt der ganizen gemain. 

6), Grimm L 282. 470. 730. II. 802. 

110) Bol. den folgenden $. 

120) Bol. z. B. oben EIN. 141 m. 8 11 NR. 104. 

3. v. 1385 5, Grimm I. 513: wenn bie Wildförſter einen Märker zu 
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andere Schutzverhältniße begeben i27). Vernachläßigte er feine Herrenpflicht, fo 
follte er oft auch ſeine herrſchaftlichen Rechte verlieren; fo ſollte er, wenn er 
nicht zum Sahrgebing Tam, bes Jahres feine Zinshühner und Frohnen ein- 
bũßen 13°); und wenn er bie Gemeinde nicht fchirmte, die Rechtshilfe weigerte 
ober das Recht brach, follte man ſowol ber Zinspflicht!%) als ber Gerichte 
pflicht 125) gegen ihm ledig fein. Auch nahm man, wenn ex fidh zur Bornahme 
einer ihm obliegenden Handlung nicht bereit finden ließ, biefe ohne ibn, meift 
mit ſymboliſcher oder fcheinbarer Wahrung feines Rechtes, vor!?%), Mitunter 
Batte er an den Bußen für die Mebertretung genoßenſchaftlicher Küren nur im 
ſolchen Fällen Theil, in welchen feine tbatfächliche Hilfe bei ber Beitreibung 
angerufen warb127), Bezeichnender noch für bie Ausdehnung der Vertrags” 
auffaßung auf das politifche Gebiet find bie Beftimmungen, wonach, wenn 
der Herr das Recht brach, die Vergehumgen ber Genoßen in einem gewißen 
Umfange ftraflos bleiben follten. So follte in der Dieburger Mark, wenn 
der Obermärler oder einer feiner Beamten bas Recht brach oder einem Märker 
ein Märkerding verfagte, bie Mark bis zum uächften ungebotenen Märkerbing 
offen fein und jede Markbuße fortfallen 3%), Erlaubte ber Markherr ſich 


Unrecht pfänben, so sollen die mercker an m. h. des foyd gelt grifen, das ime 
fellet von der marg, u. sollen ime sin pand losen. 

1) Grimm I. 249. 264. 281. V. 67 8 48—51. 

»23) W. v. Ruſeck v. 1428 b. Grimm I 171: ber Herr fol zwei Gedinge 
verfünden u. halten. Welichs jars aber die meygen geding u. herpst geding 
nit also gehept wurden, so sound die genossen desselben jars nit gebunden 
sin weder hunr zu geben noch die tagwan zu thund. Ebenſo noch 1586 in 
Treuflen ib. IV. 648 8 1. 

124) Hofr. v. Bonn 6. Grimm IIL 148 $ 29: so synt se schuldich, oeren 
rechten heren oer rechte pacht to betalene, u. anders ni, so veer als hie 
sie bei oerer gerechtigkeit leth u. vor unrecht gewalt beschermet. 

12, Bol. z. B. W. v. Alzei b. Grimm L 800; W. bes Gröver Reicht 
ib. 11. 875. 

126) Bol. oben $ IN. 188 u. 8 14 R. 61; anch bie Fälle ber Scheinerfüllung 
in meiner Schrift, der Humor, S. 37T—40; Grimm, W. III. 837—888: ein 
Wald ift fo freie Eigen breier Gemeinden, daß, wenn Jemand barin zu Tode 
fäme, man ihne ohne Weitereö begraben Tann, jobald man nur vom oberflen Zenber 
des Orts, und, wenn biefer nicht zur Hand wäre, von dem nächften Baınm, ba ber 
Todte liegt, Erlaubniß gefordert bat. 

197) Sp erhält in Boswil 1343 b. Grimm V. 98 $ 23 un. 24 bie Geburfame 
die Bußen für den Bruch aller Ordnungen, welche Keller u. Anwälte mit ihr über 
Holz u. Feld o. mit ihren Verorbneten über Steg, Weg u. Gräben ſetzen. Wenn 
aber der Vogt gerufen werden muß, um ben Ungehorfamen zu zwingen, erhält 
diefer ein Drittel der Bußen. Aehnlich ib. I. 74; V. 95 u. fonft. 

eo) W. v. 1429 5. Grimm IV. 585 $ 8: so stunde die marcke offene 
u. wern auch alle busse abe als lange, bisz daz man ein merckerding hette 
u, die marcke mit iren geboden widder bestellte; $ 18. 
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Markfrevel, fo follten alle gleichartigen Frevel der Märker ftraflos fein 129). 
Brach der Herr einen befonderen über ben Wald gelegten Bann und Frieben, 
fe war der Bann und Friebe aud für bie Genoßen zu Endeldo) uub es trat 
der vor jenem Gebot beftehende Rechtszuſtand wieder ein 121), 

In Besng auf bie allgemeine Tendenz der Entwidlung in ben erwähn- 
ten Mifchverhältnigen ift übrigens zu bemerken, daß jede Genoßenſchaft in 
demſelben Maße, in welchem fie fih Selbitändigkeit und innere Feſtigkeit er- 
rang, in fich ſelbſt das einheitliche Moment zu ftärken, ihre Beziehungen zum 
Herrn aber in bloße Rechtsverhaͤltniße zweier für ſich beftehender Subjelte ab- 
zufhwächen ſuchte. Die GenoBenfchaften nähberten fih daher mehr und mehr 
geſchloßenen politiichen Gemeinweſen mit Torporativen Rechten und Pflichten 
gegen ihre Herren an, während die größeren Verbände, für welche vielleicht 
ehemals der Herr das Haupt und bie Genoßen bie Glieder gewejen waren, 
fih mehr und mehr in Einzelbeziehungen felbitändiger Herrichaften und felb- 
ftändiger Genoßenſchaften auflöften. Geſchah es doch überall gerade auf Koften 
der umfaßenderen Verbandseinheiten, daß engere Verbände zuerft fi zu Ge 
meinheiten verbichteten und zu Einheiten zufpißten. 

IV. Beſonders audgeprägt erſcheint der Unterſchied der alten Genoßen⸗ 
haften von geichlogenen Gemeinwefen im Berbältnig engerer und 
weiterer Berbände. 

Bei ber älteften Gliederung bes Volles war jebe engere Gefammtheit im 
ihrer konkreten Erſcheinung Beftandtheil der umfaßenderen Verbände; fle war 
daber fowol in ihrer Einheit wie in ihrer Vielheit Grundlage bes politifchen 
Geſammtbau's, Beides aber war von einander ungeſchieden und unabgegrenzt. 


20) W. v. 1458 6. Grimm I. 524: wer es auch, das die herren o. am- 
mechtinde brechin in der zyt, als das bruche nit usgebin were o. ussgerufen, 
so hetten die markir nit virloren, ob sie auch in derselben zyt brechin; 
ebenfo 1421 ib. 525. W. v. Saspach ib. 414. W. ber Hohen Marl v. 1401 
ib. III. 488: u. was gebode der walpode uber den walt machet, also sal er 
auch halten; verbrechet er aber, so sal der lantman nit buszen,: obe er 
darnsch auch verbrechet. Died wird dann im Einzelnen beim Sagen im Wild» 
Bann u. beim Holzhauen in ber gehegten Mark wiederholt; in andern Bällen fol 
der frevefnde walpode .. als wole buszen als der lantman u. der lantman als 
der walpode. W. v. Kruft ib. 818: bricht u. gilt des herren vihe, so soll 
such der gemeinden vihe brechen u. gelten; bricht u. gilt des herren vihe 
nit, so soll auch der gemeinden vihe nis brechen u. gelten. 

120) Deffn. v. Maltere b. Grimm IV. 379 $ 36: wen och der meiier o. 
vogt den ban brechent, so ist er och dien gnossen allen us, also dz keiner 
nüt buoazet, ob er dz selbe tuot. 

131) Relord v. Borne v. 1486 5. Grimm III. 859: der Herr u. Die Gemeinbe 
ber 14 Kixchipiele Iegen, wenn es nöthig, den Walb auf 6 oder B Zahre in Frieden. 
Brüche aber ber Herr dies felbft, so müchten alle die vors. gemeinten wederom 
boschen, als si eerst deden, eer he te vreden gelacht was. 
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Einerſeits daher beftand das Boll ans Gaugemeinden, die Gaugeineinde auf 
Hundertſchaften, die Hundertſchaft aus Markgemeinden, und überall bildete, 
indem die engere Genoßenſchaft in ihrem Zuſammenhang und ihrer Gliede- 
rang unter ihren befonderen Borfichern im Heer nnd im Gericht der größeren 
erſchien, ber Tleinere Organismns ein lebendiges Glieb bes höheren Organis- 
mus. Andrerfeits aber war jeder Gemeinbegenofe unmittelbar und als Ein- 
zelner zugleich Sent-, Gau⸗ und Volkbgenoße, bie Gent- oder Gauverfamm⸗ 
Iung war eine einheitliche Genoßengeſammtheit, dad Boll im Ganzen war 
nicht ein bloßer Bund von Genoßenſchaften, jonbern ein einiger Genoßenver⸗ 
band aller freien Männer. Hierin lag offenbar Keim und Möglichkeit ſowol 
einer Staatenfoederation als eines einheitlihen Staats als endlich ber man- 
nichfachften bundesftantlicden Zwiſchenbildungen, bei welchen für einige Dezie 
bungen bie Einzelnen und für andere bie flaatlich abgeſchloßenen Unterver⸗ 
bände Träger des Gefammiftaats find: vorläufig aber war Feines von dieſem 
Allen der Fall, da eben in den Gemeinden von felbft alle Einzelnen und in 
allen Einzelnen die Gemeinden als Beftanbtheile der größeren Geſammtheiten 
mitgebacht wurben und das Hervortreten ber einen oder der andern Borftel- 
Inngsweife lediglih von der Tonkreten und flüßigen Einzelgeftaltung abbieng. 
Seitdem dann die Genofenkhaften von Herrichaftäwerbänden durchkrenzt, zer- 
theilt und überwölbt wurben, trat aud im Verhaltniß von Genoßenfchaften 
zu engeren oder weiteren Herrſchaftsverbaͤnden ein ganz analoger Rechtsbau hervor. 

Sobald eine fefte korporative Bildung eintrat, mußten dieſe Zuftände 
fih mit Nothwendigkeit nach verfchietenen Richtungen hin klären. Denn jeder 
zur Körperjchaft verdichtete politiiche Verband mußte in feinem naturgemäßen 
Streben nad Geſchloßenheit und Koncentration die Machtiphäre feiner Ein- 
beit fowol gegen höhere Ginheiten als gegen engere in ihm enthaltene Ein- 
beiten ficher ftellen und hierbei genau die Grenze firiren, bis gu welcher jeine 
Glieder noch unmittelbare Träger höherer Verbände und bis zu weldher für 
ihn ſelbſt noch engere Körperjchaften bie politifche Grundlage bleiben konnten. 
Sn der That rief diefes Beftreben eine gewaltige Bewegung hervor, in Folge 
deren überall gefchloßene politische Machteinheiten an die Stelle der Genofen- 
gelammtheiten und Herrenverbände traten. Städte, Landesgemeinden, Stänbe, 
Zerritorien ſchloßen ſich ten höheren Verbänden ber Länder und bes Reiches 
gegenüber zu politiſchen Körpern ab, die möglichft nur noch als folche, nicht 
mebr als Summen unmittelbar unterworfener Sinzelner fi in bie höheren 
Organismen fügen wollten. Umgekehrt gelang es oft der centralifirenden 
Tendenz biefer neuen ftaatlichen Gebilde, die in ihnen enthaltenen Gemeinden 
and Genoßenſchaften zu bloßen Bezirfen und Abtbeilungen berabzudrüden. 
Dazwiſchen aber entitanden mannichfach komplicirte Gemeinweien, beren Ge⸗ 
fammtbau gleichzeitig, nun aber mit bewußter und principieller Grenzbeftim- 
mung, auf ben unmittelbaren Verband aller Bürger und auf engere Körper- 
{haften gebaut war. | 
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Während nun aber dieſe Bewegung in vollem Yluße war, verharrten 
and, in biefer Beziehung die ländlichen Verbände in ihrer großen Mehrzahl 
gamz in dem alten ungefonberten Verhältniß. Bon wenigen Ausnahmen ab- 
gefehen, gelang es ihnen nicht, fih nach Art ber Städte korporativ gegen bie 
höheren politiihen Mächte abzuſchließen. Andrerſeits war, bevor ſich bas 
Derreurecht zur Obrigkeit umgeftaltet hatte, Tein umfaßenderer Gerichte, Amts- 
oder Landesbezirk ein ungeglieberter Unterthanenverband. Ueberall vielmehr 
machten ih mit und nebeneinander in Bezug auf das Ganze ſowol deſſen 
Einheit als die in ihm enthaltenen genoßenſchaftlichen Zufammenhänge 
geltend. 

Sn den Senten und Landgerichten mithin, welche aus mehreren Dörfern 
oder Marken beftanden, war jeder felbftändige Dorf oder Markgenoße zugleich 
unmittelbarer Sent- oder Gerichtsgenoße (Sentmann, Centverwandter, Ding. 
mann); bie verfammelten Genogen bildeten anf den Gent- oder Landdingen 
(Genttagen, Landtagen, Landgerichten) eine einzige „Gemeinde“ (die gemeine, 
das gemeine centvolk, das landvolk, das dingvolk, die versammelte ge- 
meine); Gentgraf oder Landrichter und ihre Stellvertreter mit den Gent- ober 
Landihöffen und dem Sentbüttel oder Landknecht ftanden unmittelbar der Gent 
als folder vor!®). Aehnlich verhielt es ſich mit mit den ans mehreren Baner- 
fchaften oder Kirchipielen zuſammengeſetzten fächflihen und frieflichen Gogemein- 
den, indem auf dem Goding oder Landgoding unter dem ©ogreven alle 
„Öoleute", „ber ganze ®o", „das gemeine Land” zuſammenkamen 199). 
mit den Gemeinden ber Lanbveiten oder Beftgerihte, in welchen alle 
einzelnen Bauern „Beftgenogen * waren); mit den Huntichaftsgemein- 


m) Bol. z. B. die Gentweisthümer v. Raudäberg 6. Grimm I. 470 f.; 
Zwingenberg ib. 477 f.; Pfungftatt 485 f.; Mörfeln 488 f.; Oberanftatt 4864. 
Arheiligen 487 f.; Gerau 494 f.; Mechtilhänfen 554 f.; auch ib. 648; Burdle III. 
324 f.; Smtra 335 f.; Hofbibra 890 f.; Kaltenfondbeim 570f.; Hayna 581 f. 
(versammelte gemeine); Serrenbreitingen 585 f.; Meltichftädt 890 f.; Trappſtädt 
898 f.; Hofbibra 882 f.; Niederroden IV. 542 f. (zentgraf, 14 scheffen, landvolk, 
dinggenosz, lantding); Steinheim 555 f.; Reichartöhaufen V. 238 f.; Umftabt 
237. — Gleiches gilt von den Genten, die zugleih Marken waren, wie Sachſen⸗ 
heim, Altenbaslau, Lohr, zur Eiche ib. I. 452 f. I. 410f. 680 f. 5658. — 

139) Bol. 3. DB. die Gowelsthüner bed goe tom Ottersberg 5. Grimm III 
219 f. (gogreve, schepen, goleute); Eolzhaufen ib. 224 f. (ghoherr u. gemeine 
gholeute); Brodenjen 236 f. (dat gamtze land, lande u. lude, der goe); 119. 
(de sumetliken buren der (10) burscap); Warendorp 121 f. (gemein goding.. 
vor dem gemeynen lande); Rodenfelde 130f.; Sandweil 132f.; Landgoding 
Wiedenbrüggen 107f.; Vehlen 312. f ; Landrecht des Go Cldagfen IV. 659 f.; 
Hildesheim 686 f. (gogreve, landesknecht, dinklude). 

) Bol. 3. B. Landfefte v. Aldenwile v. 1408 b. Grimm I. 624f. (judices 
et communitates),;, Echwelm IIL 27f. (hogreve, vrone, vestgenote); Sagen 
34 f. (vesting, vestgenote); Denker Heidenrecht 40f. (schulte, vestgenoiten); 
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den 135) n. |. w. Nicht anders ferner war es mit allen in voller oder geminderter 
Freiheit verbliebenen und boch nicht zu Randesgemeinweien verbichteten Gauen 
und entfprechenben Landesbezirken 13°), ſowie mit den ans alten Gerichtsgenoßen⸗ 
ſchaften erwachjenen, wenn and mehr ober minder berrichaftlich gewordenen Ge⸗ 
richtögemeinden ber Land⸗ und Jahrgebinge 137), der Sreiengerichte 128), der Graf 
{haften 139), Diefelbe Erfcheinung aber wiederholte fi in ben größeren berr- 
fhaftlichen ISmmunitäts-, DBogtel-, Amts und Gerichtögebieten, zu welchen 
mehrere börige ober fhußpflichtige Dörfer und Höfe gehörten. Auch bier bil- 
beten alle Bezirkseingefegenen unmittelbar eine bem weiteren Bezirk ent- 
ſprechende abhängige Genofengefammtheit ober Gemeinde, in Hochgerichten alfo 


Landfefte v. Hattnegge 45 f. (landherr, landschaft, vestgenoten); Hemmendorf 
IV. 654 f. (vestgericht, gogreve u. rath). 

= So 3. B. das Humtgebint des Landes Ravengiröburg b. Grimm IL 174f.; 
das Honnelgeding ib. 279.; das Hungericht ber 7 Dörfer ib. I. 796 f. 

2) Vol, Tb. J. 214 f. u. 527f.; insbefondere über bie frieftichen Lanbes-, 
&o- und Bauergemeinden u. bie ſchweizer Thalfchaften wor ihrer Umbildung zu 
Gemeinwefen ib. 219 f. 516 f. u. 521 f. — Auch Sachſſp. III. 61 81; Schwahlp. 
c. 135 u. 858. — Ferner über das placitum provinciale (landding) Zittmann 
a. a. D. 115—188. — Auch d. Weisth. des Sröver Reihe b. Grimm II 370— 
384 (neben Grundherr u. Vogt zender, scheffen u. gemeinde bes gauzen Reichs); 
des Landes Breifig ib. 684 f. (hoffner, merkere u. lantmann); des Landes Dreiborn 
(1419) ib. 757—767 (land, herr, landmann, landding); des Landes Blankenburg 
(1457) ib. II. 17—32; bie Tiroler Landſprache zu Schlanderd um 1400 ib. 738 f.; 
. 8. bes Hattgan ib. V. 500-512. 

97) Bgl. 3. B. das lantgedynge Adendorf v. 1404 b. Grimm IL 60 — 
655 (scultetus, villani et incole comitatus, jurati); das Landgericht b. Wer⸗ 
nigerode IV. 680f.; im Amte Roldingen ib. 689f.; die Jahrgedinge ib. IL. 799f. 
806 f. 809 f. 819 f. 812 f: annale placitum, scultetus, scabini et communis 
populus. 

138) Bol. z. DB. die Fahrgerichte ber Freien zu Winkel unter dem lantgraf 
1417 b. Grimm L 86—88; die vom freidinkgreven (freygrefen) mit allen freien 
(freileuten) bed Bezirkes abgehaltenen freidinge in Bolleräheim, Sidte u. Em- 
merle ib. III. 244f. 245f. IV. 262f.; die Rechte des freien amtes zu Willisau 
v. 1408 ib. IV. 386f., v. Neuenzelle ib. 496 f. (gnossen), zu Affboltern ib. 391 f. 
(e8 verfammeln fich die gnossen im lantgericht der grafschaft unter landgraf u. 
freyen amptman). 

139) Kindlinger, M. B. IL,2.78 (1187): in libero placito cometise suae. 
W. der Grafſchaften v. Lags v. 1308 6. Grimm L 813f.; v. Wied ib. 828 f. 
(schulteissen sambt iren kirspeln u. gemeinen find bie dinckleute unter dem 
amptman o. Freiſchultheiß); v. Diep I. 577. u. IV. 581 f. (amptlude, burgman 
u. lantman); II. 758f.; v. Affeuheim III. 450 f. (gref u. dorfgraf); v. Werden- 
feld 1431 ib. 657—662 Celich täding mit Pfleger, Richter, Amtleuten u. 72 
Urtelefindern); Hbera baronia v. Richolt ib. 364; grafengericht auf dem Leinen- 
berge IV. 677. 
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eine Hochgerihtegemeinde!4), in Amtsbezirfen eiue Amtögemeinbe!“), in 
Bogteim eine Bogteigemeinde der auf dem Vogtding verfammelten Vogt⸗ 
Teute!42), Jusbeſondere entſprach daher auch jedem größeren Hofgerichtsver⸗ 
bande ein unmittelbare Genoßenfhaftsverhältnig der im Mebrigen zu engeren 
Dörfern, Marken und Höfen gehörigen Gerichtslente, welche, fei es nun auf 
Grund gleihmäßiger dinglicher Beziehungen bes abgeleiteten Befites’«°), ſei 
es auf Grund gleichmäßiger perfönlicher Eigenſchafts⸗ oder Hörigfeitsverhält- 
nige!44), durch das Band ber gemeinfamen Abhängigkeit zu einem Rechts. und 
Gerihtöverbande verfnüpft wurden. 


0.3. 8. b. Grimm DI. 40f. 108 f. 124. 132 f. (eidman). 204f 
(14 Dörfer). 266 f. 331 f. 487 f. 497 f. (24 scheffen u. ganze gemeinde). 637 f. 
639 f. 643 f. 823 f. IH. 752. IV. 746. 

11) Bol. .. DB. Deffu. des S. Blaſiſchen Waldamtes v. 1888 b. Grimm IV. 
487 f.: im oberften Dingbof kommen auf 2 Gebingen waltlute u. waltprobst des 
ganzen Amtes zufammen; Amt Tannegg ib. I. 275 f.; Amt Mairhofen IIL 685 f.; 
Bergpflege Bubenheim ib. 825 f. (waltpott, heimburger, lantman). 

2) Vgl. z. B. W. der Vogtei Berſikon b. Grimm I. 48-52; der Bogtel 
Burgan ib. 192—202 (ein mit Wißen u. Willen der Vogtleute gewählter Amt- 
mann u. eine Genoßenſchaft der vogtlüde); v. Roͤtzenheim ib. 636 f. (faathherr, 
faasthzingel, faathgericht, faahtrecht, 7 faathscheffen, faathschultes, freie faath- 
leute); W. v. 1468 ib. 88—42 (dad Recht bed Gerichtes u. Zwinged v. Wette- 
ſchwil wirb feftgeftellt von Bogt u. Gemeinde, Alle über 16 Jahr ſchwören 
dem Bogt, der gewählte Amtmann aber ſchwört dem vogt u. den genossen; 
Herbſt⸗ u. Maitäding). Vgl. auch IH. 388 f. 886 f. IV. 327f. 648 f. u. ſ. w. 

=) So z. B. bei den Meierdingen oder meierdingsgerichten aller durch ben 
Beſitz von meierdingsgütern dazu berufenen meierdingsleute b. Grimm III 
240 f. u. 252f.; bei den Hägergerichten (hegersch gericht) der hegerschen leute 
auf ven hegerschen gütern ib IV. 671. 676. 683 f.; bei dem Herrichaftögericht 
zu Loßburg aus 4 Dörfern ib. 1. 388 f.; bei dem Heifigengericht Oberampferach ib, 
III. 615 f.; beſonders aber bei den Gubenverbänden der oberrheintfchen Dinghöfe, 
von denen immer eine größere Anzahl durch einen gemeinfamen Oberhof zu einer 
weiteren Gemeinde verbunden zu fein pflegte; vgl. ib. L 810380. 428 f. 426 f. 
439 f. 650—764, bei. 659. 672. 718. 734 f. IT. 755 f. IV. 1f. V. 343. 

14) So 3. B. nad dem Engelberger Hofrodel (18. 3.) 6. Grimm L if. 
bei den Mai u. Herbftdingen für das Amt u. die Höfe des Kloſters im Zürichgan, 
zu welchen Jeder kommen foll, wer zwischen Rüs u. dem Rine des gotzhus 
eigen ist; im 14. 3. ib. 2—5 die tallüte; ebenfo bei ben Berfammfungen ber 
hoflute unter amman u. vogt in der Waldftatt Einfideln ib. 149 f., der waldlüde 
u. gotzhuslute ib. 151—159; bei den dreimaligen landtagen in den Klofterhöfen 
v. Bfäffers ib. 183—187. Bol. ferner W. des Haufes u. Thales Schöne II. 
559-566; des Hofverbandes v. Chiemfee DIL. 671-679; ber Herrfchaft Uffrieth 
mit 2 Gerichten u. 11 Dörfern V. 492—500. Auch ib. II. 671f.: viri villani 
et incolae universi et singuli dominii et districtus castri in Hardt et Cuchen- 
heim et aliarım villarum attinentium ad easdem. Hierher gehören auch bie 
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Andrerſeits jedoch ſtũtzte ſich der rechtliche Ban aller dieſer Verbände 
zugleich anf bie in ihnen enthaltenen engeren Verbandseinheiten. Die Ein- 
zelnen Tonnten vor ber begrifflihen Vollendung bes Perſonenbegriffs fo wenig 
nur mit ihrer abſtrakten Einzelweſenheit als ohne jede Beimiſchung de In⸗ 
bivibuellen in rechtliche Beziehungen gefeßt werben; fie gehörten daher auch 
ben größeren Laudes- und Gerichtönerbänden nicht als ungegliederte Maffe, 
jondern mit allen ihren Gliederungen und Zufammenhängen an. Mit der 
Geſammtheit der Einzelnen waren alſo auch bie unter ihnen beftehenben enge- 
ren Verbände als Beftandiheile des größeren Ganzen geſetzt. Diele engeren 
Berbände ftellten fih den umfaßenderen Organismen gegenüber durchaus als 
ſelbſtändige und für fich lebende Organismen bar, indem ben weiteren Ge- 


noßenjchaften ober Herrichaften gegenüber jede Genoßenſchaft ihren eigenen 
Sriebend- und Rechtskreis 18), ihre eigenen Berfammlungen und Beamten, 


PBflegämter n. umfangreicheren Ehehafts⸗ u. Pantaibingögemeinden in Baiern u. 
Oefterreich ib. III. 625 f. 679 1. 689 f. u. b. Kaltenbäd. Ebenſo die alle 7 Jahr 
zu Eifenhaufen flattfindende @erichtönerfammlung aller eignen Leute des Landgrafen 
v. Hefin, Grimm IIL 345 f. 347 f. 

145) Bol. 3. 8. bie friefifche Küre v. 1361 b. Richth ofen 110, wonad in 
allem nicht gemeinfam Feſtgeſetzten unaquaque regio gaudebit suis privilegiis et 
constitutionibus specialibus; auch Th. I. 219f. Zentweisth. zu Melrichftäbt 
v. 1528 b. Grimm III. 893: alle gerechtigkeit, die wir die schopfen heut zu 
recht gesprochen haben, sollen einer jeden dorfmark an irem alten herkommen 
u. gerechtigkeiten unschedlich gein. Wutenfchieb von des lands und jeder ge- 
meynde altes herkomen im Rheingau ib. L 539 f., 3. ®. $ 37. Bol. das auf 
füprliche Weisth. über das Verhältnig des Dorfes Trappftädt zur Cent Königs- 
bofen, in bie es gehört, ib. IIL 898 f.; das befondere Recht der Dörfer u. Höfe 
im &o Ottersberg ib. 219—221; der einzelnen Bauerfchaften im Hattgau V. 500f.; 
der vier geschlechter der freien in Sidte III 245f.; des adel der herschop 
Homburg im &o Brodenfen ib. 289 f. Auch über das Recht mehrerer Genoßen⸗ 
‘haften in Einem Hofverbande Th. J. 219 f. — Sehr häufig fließen ſich bie ein- 
zelnen Ständeklafſen innerhalb der größeren Gemeinde wieder zu befonberen Rechts 
genoßenfchaften ab; fo weifen Die gemeyne scheffen des landz Blankenburg 1457 
. Grimm II, 17—22, e8 gebe bort fünferlei Zeute, eyn ycklich bi: zyme be- 
bunderen rechte, nämlich dienstläde, burgere, eygenlüde, vryen u. vaitläde, u. 
nur zu Unrecht‘ u. zu großem Schaden des Lanbed babe ber Amtmann ihr Hecht 
unter einander gemengt. Vgl. Landgericht Lauterbach ib. III. 358—870, wo bie 
Burglente, die Stadt mit dem Vogt u. die Zent mit bem Zentgrafen drei beſondere 
Rechte» u. Wehrgenohenfchaften mit eignen Schöffen, alle zufammen aber eine 
Landgerichtägemeinde bilden. — Fu dem Gericht u. der Vogtei Zülpich find ſowol 
die Rechte des Erzbiſchofs u. Vogts, als die Gerichtöfompetenz bes Schultheißen 
n. ber Schöffen aus ben einzelnen dazu gehörigen Städten u. ber Honuen u. Ge- 
meinden vom Lande nach räumlichen Bannkreiſen verjchieden geftaltet; fo insbefon- 
dere im burahvrede, im burchbann, im bivanck, in ber bannmeile u, in einem 
bifchäfl. walt; W. v. 1375 u. aus dem 15. 9. ib. 707—715. 
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ihr eigenes mit beftimmter Machtfülle ansgerüftetes Gericht befaß1), und 
ebenfo jeber Hofverband fein beſonderes Recht!) und fein von befonderen 
Hofbeamten geleitetes Hofgericht 68) Hatte. Allein ber engere Organismus 


140) In den Weistb. finden fich 3. B. vielfach Beftimmungen über bie Kom⸗ 
petenzgrenze zwifchen dem Gentgericht u. ben Dorfgerichten. Bol. 3. 8. W. der 
Gent zur Eiche 6. Grimm III 558 f., bef. 655: blutige Händel u. harte Belei⸗ 
Digungen gehören an die zente, andere das gehoret uff die dorfgericht u. nit 
an die zente. W. der Cent Burdla ib. 824f.: ober schult richt eyn heym- 
burge. W. der freien Zent Keuchen ib. 457 u. 458: jedes ber 16 Dörfer hat 
feinen gewählten Dorfgreven, u. die dorfigreven mit iren nachgeburen richten 
u. wysen uber das, als ir einer von dem andern odir sust ander lude vor 
dem greven clagen; die Berufung aber von den Dorfgerichten geht an das oberfte 
Gericht zu Keuchen, welche der jährlich gewählte oberste greve abhält. Ib. 
898 f.; die gemeindt zue T. haben ann ihren vor alters hergebrachten dorfis- 
mahlen umb schult gehandelt; auch braucht bei verfchiednen Vergehen ber Gent 
nicht gerügt zu werben. Weisſthümer ber Gent u. bed Dorfes Kaltenſondheim 
nebeneinander ib. 578 f. u. 580 f.; ebenfo des Hochgerichts u. des Hofgerichts Ahr- 
weiler ib. 643 u.646|. — Vgl. auch über die befonderen Gerichte der Heimburger 
im Hattgau V. 509 f.; im zwei Bogteien ib. 494 8 4 u. III. 828. Berner über 
Das Hochgericht, die VBogtgerichte ber Laten u. bie Gerichte der honnen in ben 
6 hontschaften des lantz Kempen IL 764. — Bol. ib. 177 (Immunität eini⸗ 
ger Dörfer vom huntding). — Bisweilen folgen allgemeines Gericht u. Sonder- 
gerichte unmittelbar auf einander; im Dingbof Efringen ib. I. 3825: nach aller 
oflaung sol man den lüten gebietten, dz sie zeman gangin von jeglichem dorf 
suendrig u. Offnen u. huld tun u. umb genossami; ib. 606: die Gemeinden Weinähr 
u. Binden halten zuerft jede über ihre Sondermart ihr eignes Rügegericht u. treten 
fodann zum Märkerding bed ganzen Kirchſpield zufammen. — Bol. auch oben 
Rote 2. 

1 W. des Bornheimer Bergs v. 1803 6. Grimm IIL 483 $ 1, 3, 4: dem 
lantrecht der grafschaft fieht des einzelnen hofes recht gegenüber. 1408 ib. I. 
624 f.: judicium quod dicitur landfeste; .. non habent ipsi judices et com- 
munitates judicare, decernere seu declarare super vasallos et castrenses 
domini et eccl, suse Cöl W. v. Harbt v. 1878 ib. IL. 671 f.: salvis juribus 
dominorum feudalium dictorum lehnherrn, .. qui tamen nihil praecipere 
possunt ibidem (in ihren Höfen) contra praecepta vel jura domini arch. et 
suorum offlciatorum aut eccl Col, 

#8) So mwurben im Gröver Reich ein Buding, 8 Bogtbinge u. 8 Lehnherrn- 
dinge gehalten, die im Bezirk Dinghöfe befißenden Gotteshäufer aber konnten bar» 
über eigne Dingvögte fegen u. Hofgedinge darin halten, fofern fie nur nicht in 
bie höheren Gerichte eingriffen; Grimm II. 370 f., bei. 874. 1496 ib, 406—410: 
die Sunter haben etliche untergericht in dem landgericht .. uf irem eigen- 
thum, aber bad Landgericht zu Crombach ift ihr Oberhof. Ib. Il. 650—655: die 
Höfer im Landgeding Adenborf haben befondere hoiffgedinge, find aber gleichzeitig 
im landgedinge pflichtig. 1. 273— 283: außer den beiden Sahrgerichten bes Amts 
Tannegg hält man nah S. 274 Hofgerichte in ben Kelnhöfen nach der höff 
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war als eine bloße Zuſammenfaßungsform feiner Glieder immer zugleich im 
weiteren Organismns enthalten und Eonnte daher je nach ben Umſtänden auch 
für bie Zwecke bes Iehteren verwandt werben. So zogen benn in ber That 
ganz wie in alter Zeit die Dorf- und Bauerfchaften, die Mark⸗ und Hofge 
gemeiuden als gegliederte Genoßengeſammtheiten unter ihren Borfichern dem 
höheren Heeres⸗ oder Gerichtsanfgebot zu und blieben enger verbundene Ein⸗ 
beiten in Heer und Geriht!%). Auch hatten in gewißem Umfunge bie Bor- 
fteher der Einzelgemeinden in ihren Bezirken zugleich die Suterefien des höhe 
sen Verbandes zu vertreten, 3. B. befien Gericht anzuſagen 160), das Aufgebot 
zu gegenfeitiger Waffenbilfe zu erlaßen 181), die Bußen einzuziehen 15%), jo daß 
mit Rüdfiht hierauf auch eine Mitwirkung ber höheren Gewalten bei ihrer 
Wahl ober doch die Leitung und Anorbuung der im Uebrigen freien Dorf- 
vorfteherwahl durch ben Sentgrafen!5®) vorkommen konnte. Und umgelehrt 


recht. Breifig ib. II. 634 f.: der Markrichter Hält das Märkerbing, der Baumelfler 
der Aebtifſin Jahrgeding, ber Schultheiß 3 wissighdinge mit ihren hofhörigen 
Leuten. Dürkheim ib. 1. 783 f.: allgemeine Jahrdinge u. befonbere Hubhofödinge. 

1) Bgl. 5. 3. Grimm IIL 107—111: im gemeinen werf bes landgoding 
Wiedenbrugge verfammeln ſich unter dem gorichter alle Kirchipiele u. Burfchaften 
jede mit ihrem burrichter. Ib. 359 u. 867: alle Burgmannen, Bürger u. Land⸗ 
leute der Landſchaft Lauterbach find folgepflichtig; die burgkludte suldin vorhyne 
zcegen, darnach der vohit mit der stat, u. darnach der zcentgraff mit 
der zcönt. 

180) W. des freien Gerichts Keuchen b. Grimm III. 469: auch wan isz noit 
were, ein gespreche um des gerichts noit zu han, so sulde der oberste greve 
daz den andern greven virkünden u. iz dann die dorfigreven ir iglicher 
sinen nachgeburen verkünden. 

6) Grimm III. 554: ob ein dorff, das in die egen. zent (zur Eide) ge- 
hörte, iehts anginge, die sollen iren heymbergen senden zu dem nehsten 
dorff dabey, deſſen Heimburger wieder an ben nächften n. fo fort; vgl. 5856: 
wurden die von W. von der zente gemant, so sollen sie ine beholfen sein; 
also solle auch die zente ine hinwieder on geverde; auch foll teine Gemeinde 
Bannholz u. unzeitige Vannweide machen, wenn fie aber nach ber Ernte ihre alther- 
kömmliche Weide in Bann Iegt, dies dem Heimbergen des Nachbardorfs und fo ein 
Dorf es immer dem andern anzeigen. 

1) W. v. 1478 b. Grimm I. 554: der im Gentding Ausbleibende aus einem 
der 11 Dörfer ſoll die buesze dem schulteissen in dem dorf, da er gesessen 
were, liefern. 

) So im freien Gericht Keuchen 6. Grimm II. 459: wan der nuwe 
oberste greve gekoren wirt, so bevylhet er dan den nachgeburen in ydem 
dorfie, das sie iren dorfigreven auch kiesen uff den eyt, der sie dunkte der 
redlichste u beste darzu sin; es kann auch ein Lehnmann ohne eigned Gut im 
Gerichte fein. Der oberfte Greve ſelbſt dagegen wird jährlich durch 7 Kiefer, bie 
der bisherige oberfle Greve bei Aufgabe des obersten. grevenampts aus ben 
Nittern, dann aus ben Rittersgenoßen, nöthigenfalld aus Pröpften n. Paftoren, 
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galten die Gemeindevorfteher bei dem höheren Verbande ald die rechtmäßigen 
und namentlich gerichtlichen Vertreter ihrer Gemeinden 34) und follten in ihrem 
Namen ſprechen und rügen!55). Sa von bier aus verengte fi an manden 
Drim die Verfagung bahin, daß in der höheren Gerichtsverfammlung nur 
noch die Vorficher der engeren Gemeinden zu erfcheinen oder doch ausſchließ⸗ 
Tich das Recht zu weifen und eine Stimme zu führen hatten!5%). Und wenn 
bad Gericht mit Urtelsfindern, Schöffen oder fonftigen Vertretern der Gefammt- 
beit beſetzt ward, fo machte fih auch hierbei oft die Gliederung bes Gerichts- 
bezirtes nad Dörfern und Höfen geltend, indem bie Gerichtöbeifiger nach be- 
ſtimmten Verhältnißgahlen von ben engeren Gemeinden abgeorbnet ober body 
aus ihnen genommen werben follten 157). 

Sehtenfalld aber aus dem gemeinen Volk ernennt, geloren; er muß ein im Gericht 
anfähiger Ritter o. Nitterögenoß fein, ſchwort dem gerichte u. barf bas Jahr 
Lang weber eines Herren Rath fein, noch eigne Fehden haben; ib. 458. 

1) Vgl. unten $ 18. Bornheimer Landr. 8 12 6, Grimm III. 485. W. bee 
Sattgau ib. V. 509 f. 8 6 (der heimburger jeder bauerschaft foll deren Gemäß 
im Landgericht eichen Taßen). 

) An fi find die Dörfer ſelbſt rügepflichtig; vgl. z. B. Grimm II. 
882: zentpflichtige dorffer sind schuldig, die vierruge an die zent zu bringen; 
ib. 485: „die dorfe* follen im Landgericht rügen, daz den dorfern schadelich 
ist u. auch den /uden u. alliz daz, daz des koneges reht gedrucken mag. 
Sie werden aber hierbei durch ihre Vorfteher vertreten; 3. B. in Lidberg 1369 ib. 
IV. 769 durch die hünnen; im Landgericht des hochgrefen und der bawern zu 
Wernigerode ib. 680 durch bie bawernmeister ber 10 Dörfer, welche auf den Ruf 
der rüffer nach einander vortreten und rügen was rügbar ifl; in den Zent Umftabt 
1455 ib. V. 237 $ 4 burdh die heimburger, in Altenhaslau Il. 412 ebenfo; in 
Zrappftäbt ib. 898 burch Die dorfismeister. 

) So wird das Hochgericht Bruch befebt mit den 9 Zendern ber 9 Dörfer, 
Grimm U. 331f.; das Gericht Pellenp mit den 24 Heimburgern ib. 487 f.; das 
Honnelgeding Euren mit schulteis, scheffen u. zender der statt Trier und den 
Zendern v. 9 Dorfen ib. 279 f.; das Vogtding Lauenftein mit 5 Räthen v. 5 
$leden u. aller dorfer bauermeisters ib. IV. 648 —654; bad Hochgericht Bern- 
eaftel mit den Zendern der 18 Ortfchaften unter amtmann, landzender, oberzender, 
aber noch unter Betheiligung des gemein man o. dingvolk ib. 755 -764. In 
der Bergpflege Bubenheim follten 1. 3. 1556 nur noch bie 12 Heimburger erjcheinen 
n. unter dem Waldboten das Recht des Landmanns weifen, ib. III. 825 f.; in ber 
Grafſchaft Rietberg find die ganzen Gemeinden verfammelt, aber nur ihre Vorſteher 
weifen das Landrecht, ib. 103—107. Vgl. 1374 ib. II. 266 f.: die 5 Dörfer, und 
zwar centner u. gemeinde, find das Hochgericht schuldig zu besitzen, aber nur 
die Sentner wählen ben Richter. Ib. III. 122: im Gangericht Warendorp weifen 
Durrichter und gemeyne buren zufanmen dad Recht, die Brüchte jedes Burrichters 
aber ift doppelt fo hoch wie die eined Buren. Vgl. ib. 181 $ 8. 

157) So follen in ber Cent zur Eiche b. Grimm IIL 556 außer den Schöffen 
mit jedem berjelben 2 Männer uff die zente gehen auss dem dorff, darinn er 
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B. Dieſe Vorftellungen, welche alles politiſche Recht an fichtbare Herrn 
oder fihtbare Geſammtheiten knüpften, find anf dem Lande erft ſpäͤt und un⸗ 
vollkommen ben abftrakten Begriffen obrigkeitlicher ober gemeinheitlicher Ge⸗ 
walt gewichen. 

1. Eine Umbildung der Gemeindegenoßenſchaft zur Körperfhaft, wie 
bie Städte fie vollzogen Haben, erfolgte auf dem Laube nur vereinzelt und 
erft nach ftäbtiichem Vorbild. Wo es aber geſchah, wurde nicht nur ein Theil 
bes gemeinfamen Vermögensrechts, ſondern nor Allem das bie Einzelnen über- 
ragende politifche Geſammtrecht in die Einheitsſphäre der Torporativen Per- 
fönlichkeit erhoben. Damit wurde dad Dorf, die Marl, das Amt oder das 
Land gleih der Stadt zu einem ftaatliden Gemeinwefen, weldes, 
mochte es nun einem jelbfländigen kleinen Landesftaat oder einer abhängigen 
polittfchen Bezirks. oder Ortsgemeinde ähnlicher fein, jedenfalls mit einer ihm 
ſelber entitammmenden politifhen Gefammtperföänlichteit begabt war. 
Wie dieſer Vorgang fih vollzog und welche Folgen er für die Anbahnung 
aller jener Bandlungen und Sonderungen hatte, die vor dem Eintritt Des 
Staatsgedankens in das Leben unmöglich find, wird fpäter nod angedeutet 
werben (58 33 und 34). Hier jei nur anf die äußere Erjheinungsform einer 
Umbilbung hingewieſen, die in ihrer Vereinzelung das, was überall vor und 
meift neben ihr Tag, durch den Gegenſatz in noch klareres Licht ftellt. 

Nur ſpät und unvolllommen treten und bei einzelnen Dörfern Anſaätze 
zur Umbildung der Dorfmarkgemeinde in ein politifches Dorfgemeiuweien ent- 
gegen. Wo fich aber ſeit dem idten Jahrhundert eine ſolche Entwidlung 
zeigt, da wird mehr und mehr „das Dorf*, wie ed im Vermögensrecht als 
berechtigt und verpflichtet genannt wirb'89), fo auch als das einheitlihe Sub- 
jekt politiſcher Rechte bezeichnet und ber Summe ber Dorfgenoßen gegenüber- 
geſtellt 15%). Allerdings ann auch bierbei entweder nur die räumlich-dingliche 


gesessen ist. In den Chehaftgerichten v. Oberampferach ſoll der älteſte Heiligen⸗ 
pfleger Richter fein, die andern beiden Heiligenpfleger follen als Beiſttzer fungiren, 
“ außer ihnen aber follen 10 Männer urtheil helffen sprechen, von benen jeber 
von ben 5 Flecken des Gerichts je 2 wählt; ib. IIL 615 f. (15 3.). Mal. ib. 227 
8 10: das Recht bed Goherrn wird von 10 Männern, je einem aus jedem Dorf 
im Go, erfragt. Bol. ib. 898: das Dorf gibt einen Schöffen an die Cent; and) 
579 u. 890 f. Ib. OD. 759: die huntschaf v. C. ind die huntschaf v. R. die 
gievent samen einen scheflen an die griffliche banc, So werben andy die Ober⸗ 
böfe bisweilen durch je 2 der älteften Huber aus den einzelnen Dinghöfen gebildet 
(L. 713), o. durch die 15 meiger aus 15 dinckhofen (ib. 652) o. ähnlich (ib 
734); die Jabrgebinge im Oberhof Tholey aber werben, während ben Oberhof felbft 
nur die 7 Hoficheffen v. Tholey bilden, von 52 Scheffen, Hofſcheffen wie vand⸗ 
fcheffen, beſehen, von denen 7 Drte je 7 und einer 8 entjandt haben, 1450 ib. 
IıL 755—766. 

160) Bol. oben, bei. 8 IM. 128; $ 15 N. 17. 40. 49. 68 u. ſ. w. 

10) &6 heißt, das dorf babe Fehden, Zeindfchaften, Streitigkeiten, Grimm 
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Rechtsiphäre ber Dorfmark vorgeftellt oder die zu biefer gehörige Genoßenge⸗ 
fammtheit gemeint fein!®), Wenn aber ein folder Sprachgebrauch fich feſtigt 
und vielfach wiederholt; wenn von einer Ehre des Dorfes und von der Für 
forge der gewählten Vorſtände für des Dorfes Ehre und Nutzen die Rebe 
iſt ien) und der oͤffentliche Vortbeil des Dorfes zur Richtſchnur für bie Ver⸗ 
wendung des Dorfvermögend gemacht wird 1e2); wenn gerade bei den Dörfern 
der freien Zandfchaften!E®), bei den mit Stäbten in Verbindung tretenden 
Dörfern!%), fowie da, wo die Dorfverfaßung in die Zledenverfaßung über- 


1. 600 (oben R. 1) u. IV. 522; jeder flecken u. dorf orbne felbft feine Ange⸗ 
legenheiten, ib. I. 589 u. IV. 572 8 1 (oben R. 2); man richte des dorfes noth 
aus, ib. I. 789. IIL. 495 $ 16. 554. Das dorf bat macht zu buszen, Ill. 
474 8 6; daz daz dorf in ban hat gelegit, IV. 522 85; es wirb von der 
dörfer wegen ®ericht gehalten, III. 474 $ 2 (oben R. 19). In einem größeren 
Bezirk hat jedes dorf eine wahlstimme, III. 415 $ 2; das Gericht zu befiken, 
It. 266 f. (oben N. 156); Schöffen an die Bank zu geben, III. 893 (N. 157); 
zu rügen, II. 485 8 3 u. 882 (N. 155); die dörfer kommen überein, IV. 813. 
Das dorf feßt Beamte, I. 268 (N. 67); ift ihr Machtgeber, I. 137, 582, 403 
(N. 35 u. 68); lohnt fie, IV. 140; fie handeln von wegen des dorfs V. 549 
8 5(R. 10) 

0) Bol. über dad Erftere oben 8 6; über bad Zweite ib. S. 121—122, bef. 
die Stellen, melde von einem „gemeinen“ o. „ganzen” Dorfe reden in NR. 142, 
u. die Stellen, wo auf das „Dorf” der Plural folgt, in g 4 N. 3 u. oben N. 151. 

so, W. v. Bliggenstorf v. 1381 6. Grimm IV. 865 8 3: die jährlich ge- 
wählten Bierer follen des dorfs eer u. nutz geloben u. sweren. Cbenfo 1348 ib. 
382 8 7 m. 9 n. 385 8 41, wo bie Bierer bannen u. entbannen, wenn es fie be 
dünft, das es dem dorf nutz u. er sy. Ib. 395 $ 15: ein herre sol ouch 4 setzen 
die die gebursami erwelt, u. sönd die des dorffes nutz u. er behalten u. das 
schweren. Pratteln ib. V. 56 8 3: die des dorffes ere sweren u. haltent. gl. 
auch oben N. 41. 

w) Bol, oben $ 15 N. 40 u. 49. Deffn. v. Kölliton (Anf. d. 15.53.) 6. 
Grimm V. 68 $ 57: wär daz die gotzhuslät u. die huober zuo des dorfs ze 
K. ere, gemeinem frommen u. schinbarem nutzen etwas bedörftend o. schaffen 
wöllten, dad Tönnen fie mit des Propftes u. Vogtes Genehmigung uszer dem ge- 
meinwerk tuon u. ustragen; dies fteht in deutlichem Gegenſatz zu ben ib. $ 53—56 
gewiefenen Sonbergenußrechten der Einzelnen am Gemeinwerk. 

os, So find die Stellen in NR. 161 u. 162 aus fchweizer Deffnungen. In 
Friesland wird z 8. in dem Deichrecht ber 3 Hemmen v. 1453 b. Richthofen 
504 f. jedem hem (b. i. Dorf) Autonomie über Deihe und Siele, das Recht ber 
Deichſchau, eine befondere Lieferungspflicht für die Deiche zugefchrieben, 5 1 u. 6—7; 
vgl. bei. & 1: dat elck hem scel riochta in syn kem. Doc tft in ben frieſiſchen 
u. niederfächfifchen Landesgemeinden meift erft beim Kirchſpiel oder dem entiprechen- 
den Verbande die pofitifche Geſammtperſoͤnlichkeit deutlich erkennbar, während bie 
Bauerſchaſt, Dorfgemeiude, Bauernmeente ober hemmerik im Weſentlichen eine 
Marktgemeinde alter Urt bleibt. 

1) Bol, unten 8 26 u. 28. 

IL 29 
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geht 1es), am entſchiedenſten das Dorf perſonificirt wird; wenn endlich dem 
veränderten Sprachgebrauch eine thatjächliche Umbildung der politiſchen Ge⸗ 
meindeverfagung im Sinne ber Ratheverfaßung, des Ortöbürgerrechts und bes 
Öffentlichen Rechts parallel Täuft!%%): jo ift in dieſem Allen eine Annäherung 
an ben Begriff eines örtlichen Gemeinweſens mit eiguer politiiher Gefammt- 
perjönlichkeit nicht zu verfennen. 

Auch größere Marken vollzogen mitunter bie Anfänge Torporativer Kon- 
centration und es wurde dann „die Mark” im Sinne eines politiſchen Mark- 
gemeinweſens als das Subjekt äffentlichrechtlicher Befugniße bezeichnet!*7). 
Doch blieben dies noch mehr als bei den Dörfern bloße Anfänge, zumal fie 
in eine Zeit fielen, in welcher die Bebentung diefer Marken mehr uub mehr 
auf das Vermoͤgensrecht beſchränkt ward es). Anders war eö nur da, wo ber 
Markverband mit einem größeren Gerichte und Landesverband zuſammen⸗ 
fiel 169), 


105) Bol. z. B. W. v. Küffenberg 1497 b. Grimm V. 221 $ 26—28. 

1) Val. Th. L 629 u. 632; unten 8 18 u. 34. 

167) So ſchwoͤren 1485 in Altenftadt der gelorne Ober- und Untermärtermeifter, 
1401 in der Oberurfeler M. der Märlermeifter, n. in Münder der Holzgraf „der 
mark“, ihr Recht zu wahren u. ihr getreulich vorzuftehen, Grimm L 454. 489. 
III. 298. Bgl. ib. V. 317 u. 319: der mark recht u. rüge neben der mark- 
waltpot sein herlichkeit. Das Märkerding wird umb hege u. nutzbarkeit 
willen der marken gehalten, jo oft e& der mark noth thut, 1480 ib. I. 449 u. 
1429 IV. 5984. Es wird von der mark wegin geboten, L 514 (oben N. 19), 
von ber Mark wegen u. au bie Mark gebüßt, V. 308 8 9 u. 12 (Ro. 20); 249 
f. $ 18, 22, 28 u. 24; die Schügen follen der mark verbundlich u. gehorsamb 
sein, 1.583. — Daß hierbei iudeß nicht nothwendig bie Mark als juriftifche Perſon 
gemeint zu fein braucht, zeigt bad W. bes Büdingers Reichswaldes v. 1380 ib. I. 
426 f., wo ganz Wenliches von dem „Walde" auögefagt wird; 3. B. ©. 426: der 
Forftmeifter forge, daß dem herrn recht geschehe u. dem walde sin ere blibe; 
430: die Sörfter pfänden von waldes wegen; fie haben ein Zörfterding umb des 
waldis not; es hat der walt dye friheit von des richs wegen. — Bgl. au 
Th. I. 682. 

100) Seit dem 16. Jahrh. finden fich in einzelnen Marköweisth. Unklänge an 
Namen u. Begriff der römifchrechtlichen universitas; 3. B. 1500 b. Grimm II. 
148; von der geneinheit wegen der Letter buren u. der Letter marke; 1549 
ip. 114; 1608 ib. 139 f. $ 3, 4 n. 6; auch die Beitimmnagen über Verwendung 
ber Markbußen ib. 140 $ 10 u. 1575 ib. 172 8 8, 11—14 u. 21. 

ıw) So in Altenhadlau nah dem W. v. 1854 u. 1461 b. Grimm UL. 
410-418: der gewählte Gentgraf joll dem gerichte, dem lande u. der mark nutz 
u. gut (411), der mark getreue (415 $ 2) fein u. geloben, ein rechter richter 
zu seyn dem armen u. reichen u. der mark getreu zu sein; aber aud) alle 
merker follen dem gericht u. der mark getreulich beholfen söyn zu allen ihren 
rechten (412). Ganz ähnlich in Gelbold 1366 ib. 418—422, wo der gewählte 
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Nicht jelten verdichteten ih auch Kirchſpiele, Aemter oder Gerichte 
zu Torporativen Bezirkönerbänden und man fchrieb dann dem Kirchipiel, dem 
Amt, dem Gericht, der Pflege, dem Thal, der Gent, dem Go, der Grafichaft 
u. f. w. politifche Rechtsſubjektivität zu‘. Am entſchiedenſten trat Died bei 
ben zu zpolitifchen Bezirkegemeinwefen von oft weitgebenter Selbitändigfeit 
umgebildeten Unterverbänden bervor, in welche die freien Landesgemeinweſen 
am Meer und im Gebirge zerfielen 171). 

Bor Allen endlich entwickelten diejenigen Ränder, welche fich durch kor⸗ 
porative Abjchliegung und Umgeftaltung der ihnen entſprechenden Genoßen⸗ 
verbände zu ſtaatlichen Landesgemeinweſen erhoben, eine ſtaats⸗ und voͤlker⸗ 
rechtliche Perſoͤnlichkeit. An Stelle der finnlih wahrnehmbaren Genopenge- 
ſammtheit wurde dann auch hier das Land, das Thal oder die Waldftatt als 
das eigentliche Subjekt der öffentlichen Gewalt betrachtet und benannt. An- 
fänge einer folden Entwidlung begegnen uns in verfdiedenen Gegenden 
Deutſchlands und zwar nicht nur in freien, fondern auch in Tandesherrlichen 


Gingrefe der marke u. den lande nutze u. gut fein u. ſchwoͤren fol, der marcke 
irusse u. holt tzu sin u. der marke truwelich tzu huden. 

170) Bol. Th. I. 528—529 u. über die Landftanbfchaft von Aemtern, Thälern 
u. Gerichten u. f. w. ib. S. 540 N. 21—26. Grimm I. 607: gantzen kirch- 
spiels ungnad u. straffe. IV. 705: na wilkör eines karspels. III. 636: Hin- 
richtung von . . des lants .. wegen. Ib. 555 u. 882: die zent mahnt, Hilft, 
richtet. L 479: dieser centh zu ehreu u. nutzen. 452: Eid der zent gethan. 
V. 270 8 27. 

m) So find im Lande Ditmarfchen die kerspele (parochiae) u. bie zwifchen 
diefen u. dem Lande ftehenden döfte felbftändige Gemeinweſen mit eigner ftaats- 
rechtlicher Perfönlichkeit, handhaben als foldye ben Frieden u. das Blutgericht, üben 
eine Zwangdgewalt gegen die Geichlechter und fchließen politifche Verträge ab; vgl, 
Urk. v. 1281 b. Lappenberg, Hamb. Urfb. I. 660: si vero aliqua parochia ad 
resistendum violatori insufficiens fuerit, illam manu valida tenebimur 
unanimiter adjuvare (die universitas des Landes); dazu 2 Urk. v. 1286 ib. 679; 
Url. b. Nitzſch, Jahrb. f. Landesf. der Herz. Schl. Holft. u. Lauenb. III. 124: 
offtoe der jenich döft edder kerspel den vrede allene to der hand twinge; 
vgl. ib. 124 - 128. — Bol. über die Kirchipiele auf Fehmarn Hanffen 82 f. — 
Ueber die Zufammentunft von 3 Kirchipielen des Landes Hadeln, wozu die gemein- 
heit jedes Kirchipield Abgeordnete fendet und bevollmädtigt, w. ihre gemeinfamen 
Beichlüße v. S. 1489 Grimm, W. IV. 708. — Ueber das Berfammlungsrecdht 
n. die Autonomie jedes Kirchſpiels u. jedes Dingfpiele oben N. 2. — Mitwir- 
fung ber Kirchipiele bei der Heftftellung u. Beflegelung bed Wefterwolder Landr. 
b. Richthofen 278. — Ebenſo kommt dem einzelnen frieſiſchen deelen politifche 
Perſoönlichkeit zu; vgl. ib. 510 f. 513: user deelis sighel; 478 f. 471: met da 
mens delis sighele ; auch ben norbfriefifhen Aarden, ib. 550 u. 578 f.; o. allge- 
mein den distrietus, ib. 109 nr.8. — Ueber bie ſchweizer. Kirchfpiele, Werten, 
Biertel, Tagen, Rhoden u. |. w. Th. I. 519 8. 15. 

99% 
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und vogteilichen Landesgemeinden, ſofern nur ben letzteren bie korporative Ab⸗ 
ſchließung gegen das Herrenrecht im Bereich ber eignen politiſchen Machtſphäre 
gelang. So in gewißem Grabe felbft ſchon im Landrecht der Grafichaft zum 
Bornbeimer Berg von 1303179), fo zum Theil im Rheingau!7?) und in dem 
Gerichten der Wetterau!7%), fo um Vieles deutlicher in den Landesverbanden 
von Kempen, Huxori, Ravengiröberg, Dornftetten, Delbrück u. ſ. w.:7). 
Demjelben Gebanten in weit volllommenerer Ansprägnung giebt die merkwür⸗ 
bige Verfaßung des Schwarzwalbs Ausdrud, welche durch eine freie Einung 
Tonftituirt ward17%), Mehr oder minder beftimmt nahmen die Natur dere 


19) Daflelbe (b. Böhmer L 355 f. u Grimm IIL 356 f.) ericheint freifich 
im Weſentlichen nur ald das Weisthum einer alten Gaugenoßenſchaft über die Rechte 
der königl. Amtleute u. Richter, der berrichaftlichen Bögte, der Grundherrn und 
Landfiebel im Gaubezirt. Uber es werden doch bie im lantgericht ihr lantreht 
weifenden lantlude ($ 5) der öffentlichen und berrfchaftlichen Gewalt gegenüber zur 
geichloßeuen Einheit des Landes o. der Graffchaft zufammengefaßt. So iſt die 
grasbaft dem Könige u. der Stadt Frankfurt Eriegsdienftpflichtig u. leptere ſoll 
dafür daz lant . .. befreden u. beschirmen ($ 11); bie cingrefen haben deme 
lande gesworen ($ 12); dem Könige iſt kein Dorf, Tein Gut u. Ten Mann zu 
Eonderbienft verbunden, fondern waz man deme konge dienen sal, das sal das 
land gemeinliche dun. 

193) Bei. nach dem Rheingauer Landw. v. 1824 b. Grimm I. 634 f. n. IV. 
352 f. Hier wirb der Bingaw 0. das land als felbftändiges Gemeinweſen dem 
Erzb. v. Mainz entgegengeftellt u. ſchuldet dieſem als bem obersten herrn u. faut 
nur beftimmte Waffen u. Dienftpflichten, als im das land gedeilet hat. Durch 
Einzug wird man burger in dem Ringkauwe u. muß der Glocke u. bem Banner 
des Gaues folgen und ihn gegen jeden Angriff ſchützen. — Auch nach dem Lanbr. 
ib. L 539—544 hat das land Schöffen zu fegen u. diefe nebft Schultheiß, Unter- 
ſchultheiß u. Landrath find Beamte des Landes ($ 15 u. 27); die gemein lant- 
schaft des Ringaues hat die Koften der drei landtage zu tragen, auf weichen des 
bischoffs amptman mit dem lant zu Ringau dinget ($ 80); nur um wiszlich 
noit des lantsz werben bie Kandleute zum Heer aufgeboten (8 31); die lant- 
schaft ader gemeyn kann allein zu Brüchten verurtheilen u. empfängt 1% ber- 
felben (8 32). 

ı) Bol. Wippermann, 3. f. D. R. XVI. 1f. bef. 70 f.; Thudich um, 
R. ©. d. der Wetterau. 

135) Bel Th. L 528 N. 54-69. 

0) Grimm V. 225—228 (aus Mone X. 380888) v. 1484: disz sind 
unser des gemeinen Suwarswalds friheiten, rechtungen, alt herkomen, gewon- 
heiten u. ordnungen, so wir die waltluot loblichen herbracht han. Jeder 
über 14 Jahr ſchwort nit nur dem Landesfürften ($ 1), fondern auch gemeinem 
land treue u. warheit, iren nutz u. fromen zue furdern, iren schaden zu 
wenden u. den einung zue halten ($ 2). Diefer einung ift von Allen aufgeſetzt 
u. befhworen ($ 17) u. fol ebenfo von Jedem befchworen werben, ber neu in 
den einung zieht u. nah alter Sabung aufgenommen wirb ($ 20). Seber 
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artiger Tleiner Landesgemeinweſen auch einzelne abhängige Thäler an, welche 
eine Ratböverfaßung ober eine fich einer ſolchen nähernte Gejchworemen - ober 
Schoͤffenverfaßung hatten 17). Zum vollen Durchbruch endlich kam das ftant- 


Einungsgenoß ſoll im Lande Hecht nehmen (8 18), muß das Land vertheidigen 
($ 19) u. hat Allmendrechte (5 21—23). Der Landesfürft Bat zur Aufrechthaltung 
feiner Gerechtſame Amtlente n. Bögte im Lande (8 3), von benen der Waldvogt 
Hauptmann im Kriege u. oberfter Richter ift (8 14 u. 18). Für feine inneren 
Ungelegenheiten aber wählt das Land völlig frei am S. Georgentage jaͤhrlich Einungs- 
meifter u. Räthe (8 5), welche dem gemeinen Lande fchwören (8 8), fein Recht 
weiien (8 4) u. zur Berathung nach Belieben mit o. ohne Waldvogt u. Amtmann 
fo oft fie wollen zufammenkommen Tönnen (8 7). Dagegen darf der Walbvogt 
nicht, ohne fich vorher mit den nächften Einungsweiftern beratben zu haben, Tag 
fegen (8 18), muß dem gemeinen Lande Treue, Nup, Frommen n. Aufrechthaltung 
feiner Rechte fchwören (5 8), barf Niemand On die einungsmeister u, die andern 
vom land von der letzin (Landwehr) geben laßen, u. foll abberufen werben, wenn 
er dies bricht ($ 16). 

177) Bgl. 3 B. das Thalreht v. Schönau m. Todtnau v. 1321 b. Grimm 
IV. 500—503 (Mone I. 201f.). Dem Gotteshaus v. S. Blafien u. feinem Amt- 
mann einerfeits, dem Vogt u. feinen Untervögten anbrerfeits ftehen „die Thallente 
gemeinlich“ als eine Thalgenoßenſchaft mit eigenthümficher Rathönerfagung gegen- 
über. Der Rath, den ain talmenige sezzet u. erkuset u. der dann den Gottes⸗ 
haus, dem Bogt u. den Thallenten fchwört ($ 15), fol in jedes Gebot des Vogts 
($ 16) u. die Beftelung von Unternögten ($ 14) u. Weibeln ($ 26) zu willigen 
haben; er hat aber auch felbftändig Einungen zu fegen, an denen dann der Vogt 
feinen Theil Hat (8 19), 3. B. über das Waffentragen ($ 21); swenne och daz 
tale ane rait ist, so sint ellu gebote us ($ 20). Im Uebrigen gilt im Verhäaͤlt⸗ 
niß zum Klofter das gewöhnliche Recht einer Grundherrſchaft ($ 1-12) u. im 
Berhältniß zum Vogt das gewöhnliche Recht einer Bogtei (Befugnige des Bogts in 
8 18, Abgaben $ 22, Dienfte $ 23, Schirmpflicht 8 24). — In eigenthümlicher 
Weile find zu Münfter im Elſaß Stadt u. Thal zu Einem Gemeinweſen verbun. 
ben, das als „der vogt, der rathe u. die gemeinde der statt u. des thals“ mit 
dem Klofter verhandelt, vor der Huldigung einen Eid bes Abts, der statt u. dem 
thale ihr Recht zu halten, verlangt u. den Mechtebrief mit dem Eiegel der Stabt 
n. bes Thales verſieht; Urk. v. 1339 ib. IV. 188—192, bef. 191. — Aus fpäterer 
Zeit gehört hierher bas aus drei Marken beftehende Thal Ebernburg, befien Ge- 
meinde drei echte Dinge bält, % ber Markbußen, andere Strafgelder u. eine Wein» 
ſchankftener bezieht u. in eignem Namen über Grenzirrungen richtet; der an Stelle 
einer verbrannten Urk. barüber ausgefertigte Freibrief v. 1567 wird den schulteiszen 
schöffen u. burgern gemeinlichen des thals E. gegeben; Grimm V. 650— 
655, bei. 5 8, 28—25. — Ebenſo das Urbeisthal nach der erneuerten Ordnung v. 
1536 ib. 347—354. Dieſes Thal gehört der Herrfchaft Rappolftein, welche einen 
schulteis u. stathalter des tals ernennt, der in jebem ber 3 das Thal bildenden 
Kirchfpiele jährlich einmal Banngericht Hält (5 1 u. 4). Die Gemeinde des schult- 
heiszthumb aber wird dur 16 geschworne burger, 4 aus jebem Kirchſpiel, ver- 
treten, welche bes Schultheiß jährlich aus je 6 zur Hälfte von ben Biöherigen Ge⸗ 
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liche Landesgemeinweſen in ben Thälern umb Ländern ter Schweiz!’*) und 
größtentheils auch in den Landſchaften ber Briefen, in Ditmarfchen, Stedingen, 
Hadeln und verwandten bäuerlichen Gemeinweien 17%. Hier war es das Land 
im Sinne eines ftaatlihen Gemeinwefens, welches Kriege führte und Frieden 
ſchloß, fi ftritt und verglich, Sühnen und voͤlkerrechtliche Verträge mit aus⸗ 
wärtigen Mächten eingieng!®%); die Länder als foldhe waren Die Träger und 
Glieder der über ihnen fich erbebenden Bünde!*!), das Land als ftaatliche 


ſchwornen u. zur Hälfte von der Gemeinde vorgefchlagenen Männern ſetzt ($ 2). 
Ebenfo werben Weibel u. Bannwart beftelt ($ 3). Auch wählt die Gemeinde einen 
Hauptmann ($ 15) u. einen Fähnrich, bem aus jedem Kirchfpiel 4 zugegeben werden 
($ 16). Die 16 Geſchwornen haben in geringeren Sachen jelbftändiges Gebotsrecht 
(8 8), freied Berfammlungsrecht ($ 12) u. mit dem Schultheißen zuſammen bie 
Aufnahme neuer Thalbürger ($ 18). Die Thalbürger ald folche haben bebeutende 
Maft-, Jagd⸗, Holz. u. Weiderechte (8 21-86). Ein Theil aller Bußen verfällt 
dem gemeinen nutzen ($ 7 u. 21—23). 

ne) Bol. Th. J. 5i6f. 

0) Bol. Th. I. 514f. Auch das Stebinger Deichrecht v. 1446 b. Grimm 
DI. 215-217, welches der Erzb. v. Bremen, die Stadt Bremen u. de gemenen 
erfexen des Stedinger landes.. um nut u. bestantenisse willen dessulven 
landes gewillkürt haben u. in welchem das land durchaus als ein beſonderes Gemein- 
weien perfonificirt wird, welches fi bei ber Beſtellung bes Deichgrafen u. der 
Deichgeſchwornen betheiligt, das Deichrecht ſetzen u. ändern hilft u. den britten Theil 
ber Deichbrüchten bezieht. Vgl. auch über die Landfchaft Fehmarn Hanſſen 8 f. 
u. 71—92; über Verfaßung u. Recht auf Helgoland 3. f. ©. R. XIV. 263 f.; 
über Ditmarſchen Rive, ber Freiftaat Ditmarfhen im M. A. Freiburg 1871. 

180) Bol. Th. 1 FAI N. 11 u. 18. 81—86. 38. Vereinbarungen von Ländern 
mit Ländern b. Richthofen 185 f. 187. 298 f. 301 f.; de Stat Groningen ende 
de lande Fivelgo ende Hunsingo 1448 ib. 815 f.; Zwift u. Vergleich zwiſchen 
bem Bifchof v. Utrecht u. dem lande von Drenthe 1412 ib. 522 f.; zwilchen terra 
Thetmarsie u. der Stadt Hamburg v. 1265, 1281 u. 1291 b. Lappenberg, 
Hamb. Urfb. 1. 560. 650. 716; zwifchen terra Rustringia u. Hamburg 1291 ib. 
715—716; zwifchen den Emsgauer Sriefen u. Bremen 1269 6. Sartorius I. 
725 (terra Emesgovie 50 marc. recipiat im alle des Friedensbruchs); terra 
Wurtzatia ib. 726 f. — Bgl. auch Nitzſch a. a. D. IIL 125. 

01) Bat, bie fchweizer Bünde v. 1291, 1332, 1851, 1852, 1408, 1450 u. |. 
w. 5. Kopp 32f., Tschudi L 276f.;, Grimm V. 156 & 68: weder zuo 
herren, stetten noch lendern usswendig der aignossschaft. Ferner Die allgemeinen 
Geſetze ber Frieſen b. Richthofen 102f., wonad die „zelande“ (zelandiae, 
terrae, insulae, deele) zu gemeinfamer Wehr gegen den Angriff jedes Herm, ber 
enich zeland schaya iefta schanda will o. die frief. Freiheit angreift, verbindet 
find, ſich durch Abgeordnete verfammeln u. im Nothfall einander Zuzug leiften 
müßen, in welchen alle der dem Yufgebot der Landesrichter Ungehorfame an jedes 
gehorfame Bundesland (104 a. 7: cuilibet insulae venienti) eine Strafe v. 100 
Mark zahlen muß. Ebenſo find nad den Zuſätzen v. 1361 ib. 109. die Seelande 
als ſolche verbündet; wenn alicui zelandie Gefahr drobt, jo follen omnes alie 
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Einheit war das Subjekt der Kriege- und Steuerhoheit, des Landfriedens und 
Landrechts, der Gefehgebung und Gerichtsbarkeit 182), und entwidelte, weil es 
zugleich als Vermögensſubjekt das Eigenthum am Gemeingut übernahm und 
Bußen, Gefälle und Abgaben bezog1%%), einen öffentlichen Landeshaushalt; 
das Land als ſolches handelte burch feine Beamten und Organe und ftand 
dieſen als Amtsherr gegenüber 184); das Land in feiner Einheit entfaltete jowol 
ben engeren &emeindeverbänden als ben einzelnen Landesbürgern gegenüber 
eine ftantlihe Machtfülle 166)); das Landeswohl wurde zum Mittelpunft des 
politifchen Gemeinlebens, man ſprach fogar von einer Ehre des Landes 186), 
und ſchon äußerlich gab fich die forporative Einheit des Landes in dem Ge⸗ 
brauch eined Landesfiegels 187) und eines Landeszeichens 188) fund. 


zelandie binnen frũheſtens 8 u. ſpateſtens 14 Tagen nach einer durch tüchtige 
Boten u. offene Briefe zu bewirkenden Mahnung Zuzug leiften, u. zwar sub pena 
200 marcarum singulis zelandiis applicandarum; auch darf Niemand zurüdgeben 
nisi de communi consilio et unanimi omnium zelandiarum ibidem existentium 
et perdurantium (a. 6). Bgl. Ch. 1. 530 RN. 4—8 u. 581 f. 

0) Bol. Tb. 1. 5 49 N. 7, 14, 88; oben N. 2; auch Nikfd ca. a. 
D. 125. 

83) Bol. Th. 15 49 N. 7 u. 145 oben 8 14 N. 19; auch Nisfh a. a. O. 
125 über die Berfügungdbefugniß des Landes Ditmarichen bezüglich bed Nefte ber 
gemeinen Zandeöwaldungen. 

w) Bol, Th. 18 49 N. 1620, 86, 48—47. Richthofen 525 8 17: dat 
land Drenthe fept mit dem Biſchof die etten. Bgl. über nordfriefifche Landes⸗ u. 
Harbenräthe, die mit volbord des landes handeln, ib. 568. 571. 575—576. Auch 
Stebinger Deichr. b. Grimm 111. 215—217, wonach Deichgrefen u. Deichge- 
ſchworene um des Landes Nupen willen, de dem lande nutte si, de nuttesten 
u. de besten vor dat land, gefeßt werden; einen Eid tw dem lande, des landes 
beste to donde, ſchwören; jährli na nut u. bestantnisse des landes Deidy 
ſchau uppe des landes broke halten; audy fonft von des landes weghen auf 
Landestoften handeln; u. zu Allem, was fie anders .. deden an des landes 
besten, dat in desser schrift nicht utgedruckt were, .. allike volmechtig 
wesen follen. 

186) Bol. Th. 18 49 N. 15 u. 80; N. 22. Daher die Waffen- u. Wehrpflicht 
jebed Landesbürgers gegen dad Land u. ver Schwur, „ded Landes Nupen u. Ehre 
zu fördern u. Schaben zu warnen u. zu wenden mit guten Treuen’; Ofenbrüggen, 
Studien 111f. — Bgl. Richthofen 890 8 21: dat hi hors ende wepen halda 
schild toe der landwer. 

10, Bol, TH. 1.8 49 N. 6. 

0) Bol. Tb. L 8 49 N. 2, 6, 9 u. 87. Richthofen 110: sub sigillis 
nostrarum terrarum; sigillum terre Phiwilgonie. 151: Siegel ber 4 Länder. 
289 8 19. 296 $ 5: Leumundözeugniß sub sigillo sue terre. 312, 313, 568: 
onses landes zeghel. 847 $ 17: auf Bitten der zylvestene, die ſelbſt fein Siegel 
baben, hängt dat land van Drenthe .. des landes zeghel an. Bgl. 139. 348, 
479. 481. 560. Im Weftermolder Landr. v. 1470 c. 7 8 3 ib. 267 wirb beftimmt: 
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2. Alle dieſe Umbildungen des politiſchen Geſammtrechts laͤndlicher Ver⸗ 
bände in gemeinheitliches Recht waren nun aber Ausnahmen von ber all⸗ 
gemeinen Entwidlung. Im Allgemeinen war eine ſolche Umbildung kaum 
begonnen, als das Herrenrecht ſeinerſeits fich feiner finnlich-Tonkreten Natur 
entkleidete und zu abftralter obrigkeitlicher Gewalt geftaltete. Diefe 
neue Obrigkeit aber enthielt ſchon ihrem Begriff nach die Fülle der politifchen 
Gewalt als nothwendiges und unveräußerliches Attribut in fih. Sie fonnte 
daher weber ein politiſches Geſammtrecht alter Art, noch das Recht eines jelb- 
ftändigen Gemeinwejend unter fi anerkennen: vielmehr fuchte fie Alles, was 
davon vorhanden war, in fi aufzufaugen, um hoͤchſtens in der Form eines 
obrigkeitlihen Auftrages einzelne politiiche Funktionen ben engeren und weite 
ren Gemeinten zurüdzuftellen. Der Gemeindeverband wurde jo auf bem &e- 
biete bes öffentlichen Rechts zu einer obrigfeitlihen Anftalt, einem Polizei 
oder Verwaltungsbezirt und nur für Privatrechtszwede war biefer Verband 
nebenbei nad romaniftifchem Vorbilde „inkorporirt*. Das alte politifche Ge- 
fammtrecht aber verſchwand aus dem Bewußtſein wie aus dem Leben 189), 


nemant sal des landes segel gebrucken, daer sinnen by die twalff gesworen 
ende van een ytlich karspel twe vogeden der hilligen kerchen; auch foll nad 
8 6 Jeder, wer bes landes segel auf einen Brief begehrt, eine Abgabe dafür ent» 
richten; das Landrecht felbft befiegeln die gemenen lande einträchtig mit bem 
landsegel u. jedes Kirchipiel mit dem Kirchſpielsſiegel. 

100) MWefterwolder Lanbr. v. 1470 c. 16 $ 2 5. Richtbofen 277: Tein Maß 
darf man braudden, se enhebbe des landes teken. 

) Bol. TH. I. 529. 665 f. u. 693 f.; unten & 33f. Aufänge der Verwand⸗ 
lung des konkreten Herrenrechts in abftrakte Obrigkeit und der Zerfeßung ber ge 
noßenſchaftlichen Gemeindemacht durch dieſe finden fich ſchon im 15. Jahrh.; vgl. 
z. B. bie freilich ſehr vereinzelten Stellen in den v. Grimm geſammelten Weisth., 
in denen Wort u. Begriff der Obrigkeit erſcheinen; wie IV. 649 8 27: rathe u, 
bauermeisters haben macht von den hern wegen, nemblich als der obrigkeit; 
Drdn. f. das Dorf Ingersheim v. 1484 ib, IV. 524—527, bei. 52, 4 u. 18: 
sie sollen nyeman von der gemeyn frihait gestatten, er hab dan darumb 
brief u. schin von der oberckeit; ib. 319 8 61: Pflicht zur Rechnungslegung; auch 
oben 8 14 R. 50, 60-61; fowie die von oben gegebnen Markordnungen v. 1587 
u. 1636 5. Grimm V. 568f. u. 275f. u. d. Orbn. des Gerichte Melbach ib. 
265 f. — Beſonders deutlich tritt der Uebergang bei einer Bergleihung der b. Kal- 
tenbäd gefammelten öfterr. älteren u. jüngeren Pantaidinge hervor, indem in ben 
älteren und autonome Genoßengefammtheiten mit politiſchem Gefammtrecht begeg- 
nen, feit dem 16. 3. aber troß Beibehaltung ded gleichen äußeren Rahmens bie 
obrigkeitliche Auffaßung einbringt, bis im 17. 3. die Gemeinde nur noch als Poli- 
zeibezirk erfcheint. Nun wird von oben ber willfürlih reformirt u. generalifirt m. 
bie ®emeinden kommen oft vergeblih um Wieberabhaltung der unterlaßenen Pan⸗ 
tatdinge ein, bis fie endlich felbft nachläßig werden, ba die Pantatdinge nur noch 
Berfammlungen für die Verlefung obrigfeitlicher Anordnungen, die Ernennung ber 
Richter u. Geſchwornen u. die Verbörung der @emeinderechnung find. Bol. z. 8. 
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8.17. Der Begriff des Rechts und bas alte Genoßen- 
ſchaftsweſen. 


So lange weder das Genoßenſchaftsweſen durch den Körperſchaftsbegriff 
noch die Herrſchaft durch den Obrigkeitsbegriff umgebildet war, konnten auch 
die Unvollkommenheiten der älteren germaniſchen Rechtsidee nicht überwunden 
werben; insbeſondere ireten uns daher dieſelben bis in bie neuere Zeit im Be⸗ 
reiche des länblichen Genoßenſchaftsweſens entgegen. 

Hier vor Allen fpaltete fi das Recht in eine Unzahl partitulärer und 
partitulärfter Rechte, deren jedes als ein organiſch gewordenes Ganze feine 
konkrete Sonderexiſtenz führte. Ein ſolches Dorf, Mark, Hof, Gerichts- 
oder Landesrecht haftete theild an einer beftimmten Dertlichkeit, theils an einem 
beftimmten Perſonenkreiſe, es war baber unmittelbar ober mittelbar in letzter 
Inftanz zugleich Zubehör eines Gebietes und Befitzthum von Perfonen und 
Perfonenverbänden!); e8 umfaßte ferner, wie ſich zur Genüge gezeigt hat, ohne 


1. 92. 977. 446f. 464 f. 473. IL 54-58 (1767) u. d. Bemerkungen des 
Herausgeber S. XI—XIU. Serbft die Wortbedeutung von pantaiding wird ver- 
geben, 3. 8.1.8 89.188383. 19 5 2. 65 8 2. 522 8 3. 532 8 3. 541 8 2. 
Schon äußerlich „ift die alte wielbezeihnende Form „wir fprechen zu Recht” ver 
ſchwunden, dafür fteht ein kurzes „Sollen”’; ib. U &. VII u. 54—58; audy bie 
Zuſätze in Eitenthal I. 606; die rein obrigkeitl. Ordnungen ib. 129 f. 474 (8 2: 
zur Richtſchnur gegeben). II. 78 & 1; die bis Ind Detail reglementirende Ordn. f. 
Met v. 1780 I. 185—146; die generalifirenben Bergtädingsorbn. des Klofters 
Maurbach ib. 149—161. Ridter u. Geſchworne werben nun von obrikeits wegen 
gefegt, ib. 474 8 2, felbft die gewöhnlichen Gemeindediener von der Obrigkeit er- 
naunt, ib. $ 8. Die Gemeinbeglieder fchulben dem Dorfrichter u. Geſchwornen 
Gehorfam „als ihnen von der Obrigkeit Borgefegten", während biefe 
nur der Obrigkeit gegenüber verpflichtet find, „die ihnen anvertraute Ge- 
meinde zu verwalten”, ib. II. 57 8 22. Obrigkeitliche Prüfung u. Bewilli- 
gung werden bei jeber Veräußerung von Gemeindegut oder dem Andleihen von Ge⸗ 
meingeld geforbert, 1. 474 8 9; bei der Yührung von Procefien, ib. 475 8 10; 
bei der Aufnahme ueuer Mitglieder, ib. $ 12; bei jeder Andgabe, ib. I. 54 8 2, 
8, 9. Die Begriffe obrigkeitlicher Auffiht, Prüfung u. Anweiſung, ber vor ber 
Obrigkeit fchuldigen Rechnungdlegung, der obrigkeitlihen „Decharge” u. „Ratiha- 
bitton“ fommen auf, ib. L 474 8 2, 9; 485 $ 5; I. 54f. 8 1—16. Und jebe 
der Gemeinde noch verbleibende öffentliche Funktion gilt als delegirte obrigkeilliche 
„Polizei, ib. IL. 57. 8 18 f. — Nur für Bermögendrchte tritt daneben jept an 
bie Stelle der alten Genoßengeſammtheit der romaniftifche Begriff der juriftifchen 
Perſon, defien Kenntniß 3. B. and dem „Panbuch des Löbl. Eremt. Stüfft Mölt 
incorporirten Pfarr- u. Dorf-Dbrigkeit zu Grüllenberg” u. bed incorporirten Markt 
Weickendorf, ib. I. 129 f. u. 100f., erbeilt. 

) Bol. oben 8 6 ©. 98 f. NR. 88-49 u. ©. 114 fi. — Daher Heißt es 
neben einauder, mo es ſich um das ganze Recht handelt, liuda kere end londriuchte, 
frief. Küre Nr. 3 6. Richthofen S. 4. Bel Grimm L 537: dass mark u. 
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begriffliche Scheidung öffentliches und privates Recht; es enthielt endlich ſowol 
bad abftrakte und konkrete, als das objektive und fubjektive Recht in unge- 
trennter Miſchung und gegenfeitiger Gebundenheit in fidh. 

Auf der einen Seite daher fehlte dem Recht nicht nur nicht das Moment 
ber einheitlichen, allgemeinen und gleichen Norm ?): ſondern etwas davon hatte 
es in allen feinen Beftanbtbeilen an fih. Auch die ſubjektiven und konkreten 
Rechtöbeziehungen daher wurben burdh feftftehende Satungen geregelt und be⸗ 
bericht; ganz beftimmte einzelne Rechtsverhältniße jchienen zugleich ein Stüd 
des Ortsgeſetzes zu fein; und Wort und Begriff der Satzung, Orbnung, Küre, 
&inung, Beliebung u. f. w., ber leges, statuta ober decreta, erftrediten fi 
von ben wirflihen Rechtsnormen bis in ihre konkreten Anwenbungsfälle 
und bie ihnen entſprechenden dinglichen ober perſoͤnlichen &inzelverhältniße 
hinein 9). 

Auf der andern Seite jedoch war das Recht nur die Summe der Rechte, 
und ließ ſich ohne jeden objektiven Rückſtand in einen Inbegriff konkreter, 
beſonderer und rein ſubjektiver Befugniße und Pflichten aufloſen. Jede 
Satzung daher bezeichnete und dachte man zugleich als die Berechtigung, Rech⸗ 
tung, Gerechtigkeit, Freiheit, Ehehafte u. |. w., ald das jus ober privilegium 
irgend eines Subjekts, fei es num eines höheren oder niederen Deren, jei e& 
einer Geſammtheit). Das Ortd- oder Landesgeſetz jette fich zuſammen ans 
ber Summe ber Rechte des Herren und des Dorfes, des Vogtes und ber ge- 


märker bei recht bleiben. 76 $ 20: dis sint die gericht u. rechtung des 
dorfis u. der gebursamy ze N. IV. 356: dz dz irs tals u. umb ir gnossamy- 
recht sy. III. 681: was ir gutter u. hintersassen fur alt herkommen hetten. 
l. 457: das dorffe u. die armen leute. IV. 2788 11: esz ist auch der husz- 
genossen u. der dingstatt recht. Ili. 248 f.: recht der pröbstingsmänner u. 
pröbstingsgude. U. ſ. w. 

2) Bol. oben 87 N. 2. Auch die friej. Rechteſage b. Richth ofen 484. ; ib. 197 f.: 
dess riucht sa us god selva seite. Yerner die nicht feltene Bormel, ein Weiſthum 
werde abgegeben durch des plossen rechtes willen, 3. B. 1865 6. Grimm II. 
435; ib. V. 108, 

9) Bol. unten N. 6. 33. 55-60. 62. 

Grimm, ®. J. 151: fryheit, ehaffti u. rechtunge; andre Beiſpiele in 
ben folgenden Noten. — Das Recht erfchien daher in derfelben Weiſe, wie etwa 
das Grundeigenthum, ale das Beſitzthum einer Gefammtheit. Hieraus folgte bie 
Perfonalität des Rechts, bie Fortpflanzung beffelben auf die Erben, der Ausſchluß 
Fremder; vgl. unten NR. 24— 27. Deshalb mußte auch z. B. der in das Land 
Delbrück einziehende Landdroſt zuvörderſt den Kandleuten vor verfchlofenem Schlag- 
baum zufagen, dad Recht nicht bringen, fonbern bei ihnen finden zu wollen; 
Maurer, Einf. 326. Und ein Unterhof mußte bad Recht, das er aus feinem 
eignen Schage nicht zu fchöpfen vermedhte, dem Oberhof mitunter förmlich ab⸗ 
fanfen; 3. B. b. Grimm II. 633. 
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meinen Mark, ber Herrihaft und bes Lantes®); aus den Gerechtigkeiten und 
Freiheiten des Herrn und der Gemeinde, des Fürften und der gemeinen Mär- 
fer, der Herrihaft und ber Gefammtheit®); aus den Hoheiten des Herrn und 
den Gerechtigleiten bed Landmanns”); aus ben Rechtungen der Herrichaft 
und der Genoen, Nachbarn, Bauern, Armenleute, Hofleute, Laten oder Ein- 
wohner®); aus ben Rechten einer Mehrzahl von Herren und Beamten und 
von Genoßenſchaften oder Genoßenklafſen“)). Das Recht ber Genoßenſchaft 
binwieberum erſchien als das Beſitzthum einer zugleich. einheitlichen und viel- 
heitlihen Gejammtheit; es war zugleich das Zubehör bes Dorfes und ber 


3.8. Grimm I. 385: es ist ouch des herrn recht u. des dorfs recht. 
488: dis sint die friheiten u. recht, die u. gn. h. der markgrave u. öch das 
dorf R. hat. 93: der vogtherschafft u. des dorfs z. F. gerechtikait u. alt 
harkomen. III. 490 f.: dem hern . . u. der gemeinen mark . . ihre rechte. 
658: der herschaft u. dem land. IV. 336—388. 522. U. f. w. 

6%) Grimm I. 591: u. gn. h. Hessen u. Nassauw ihre gerechtigkeit wey- 
sen u. dem gemein merker auch das sein. IV. 596 f.: iryhait u. oberkait 
von Mainz u. fryheit u. herlicheyt der gemeynden z. N. V. 564: beider 
herren u. der gemein zu L. ordnung, statuten, recht u. gewonheid. Kalten- 
bad 1. 33682: unser herrn rechten u. der besammung;; vgl. $ 16. &ewöhnlich 
wird bier das Recht der herschaft u. gantzen gemain gewiefen, 3. B. 52 $ 90. 
165 f. 172 f. 177 f. 186 f. 88 nm. 4.194 8 8 u. 4. 202 f. 208 f. 220 f. 234 
8 8 u. 4. 287 f. 288 8 4. 326. 345. 375 f. 449 f. 479 f. 584 8 4 fl 

”) Grimm II. 765: die hoheit des hern u. dess landmans gerechtigkeit;, 

ähnlich 767. Ib. IV. 819: des walpoten herlichkeit u. der mark recht 
u. ruge. 
° Grimm I 6 (1338): sollen . . geofnet werden allü reht u. gewon- 
heit der kilchen u. des probstes ze Zürich u. der dorflüten ze Höngg. 79: 
dis nachgeschriben. is die richtung, so junkher H. 8. in dem hofi ze Breity 
hat, u. ouch die gerechtikeit, so die’ so dar inn sigent habend. 888: 
m. gn. h. herligkait u. der armen leut im tall gerechtigkait. 392: des herrr- 
herlichait .. u. auch der armenleut daselbst herrlichait, herkommen u. nies- 
sen. 816: recht des gotzhus . su. der hofluten. 428: so die rechte eym 
apt . . also gesprochen werdent u. den hofgenossen ire recht. II. 362: dasz 
‚ist die gerechtigkeit, wilches die 14 scheffen weisen dem hern u. den armen 
leuten. 673675: hocheit u. gerechtigkeit des Aurfürften u. alter geprauch 
ber Nachbarn. 667. IIL 54 u. 55. 376: was friheit u. gerechtigkeit die 
hern u. die nachbarn daselbst haben. IV. 784: der heren recht veir u. der 
laten recht nase. 794 $ 20: den C. irre gerechtigkeit u. ouch den naeburen 
yre naeburrecht als von alders. 

%) 3.8. Grimm I. 145: verhbören . . diss hoff rechtung u. m. h. v. 
Einsideln recht u. eines vogtes recht u. der hoffjunger rechtung. 821-824 

(1284): Rechte bed Gotteshaufes, der Bögte, Echultheigen, Huber, Lehnleute n. 
Gotteshausleute. 11. 285: de recht der scheffen u. der huber. 386: des 
hern recht, hofs recht u. schultessen recht. IV. 500 f. u. 508 f.: Rechte bes 
Gotteshauſes, des Bogted u. ber Thalleute gemeinlich. 
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Büter!Y); es umfaßte bie Freiheiten und Gerechtigkeiten ber Gemeinde und 
ber Genoßen, des gemeinen Dinges und ber einzelnen Dinglente, ber Märter- 
{haft und ber Märler arm und reich, be Landes und ber Landlente, bes 
Dorfes und der Bauern, bed Hofes und ber Hofjünger !!); es ließ fich zuletzt 
in die Summe von Beingnigen auflöfen, welche bie Genoßen gegeneinander 
batten!®). So Tonnte denn in ber That der gefammte Juhalt eines Dorf, 
Mark, Hofe, Gerichts⸗ oder Landesweisſsthums einſchließlich aller in ihm vor» 
getragenen objektiven Normen in ben Rahmen ber gegenfeitigen Rechte unb 
Pflichten gedrängt werben, weldye der Herr gegen bie Genoßen unb bie Ge⸗ 
noßen gegen ben Herrn 12), der Herr und die Gemeinde gegeneinanber 14), bie 


so) Bl. 5 6 N. 3849; auch oben N. 6. 

11) Bel z. B. Grimm I. 71 f.: gerechtigkeit der gemeinde. 114: die ge- 
meind hat das recht. Aebnli 463 u. 544—549. III. 893: iglich dorfschaft 

. seine gerechtigkeit. 306 —312: Rechte jeber bauerschaft. IV. 870 u. 371. 

V. 11 $ 6: jura et consuetudines placiti generalis. 882: dis seind die recht 
u. die freiheiten, die zu uns der gemeinde gehörent in dem kilchgang. — 
Dagegen ib. I. 27-29: recht der hofjünger. 425, 427, 436: so sint diss der 
genossen recht. 512, 518, 514, 573 $ 8, 575 $ 3: der merker recht. Ul: 
419: wie u, was rechtes die merckere, arme u. riche, daselbes hetten. 
689—692: recht . . der holden u. vogtlut. IV. 64 (1483): recht die wir 
huber gemeinlich haben; ebenfo 1354 ib. 94 u. 112. 314 f. $ 11—14: der 
gotshuslät recht, 884 & 4: so hant die gnossen das recht. 649: thiet is de 
gerechtigkeit, de de landtlüde hebben. V. 67 $ 48: dis sint der gotzhusläten 
recht. 719: der merker recht. — Bgl. auch bie Stellen oben in R. 5—7 mit 
denen in N. 8—9. 

2) Grimm III. 732: hye ist vermerkt dy gewonhait u. gerechtichait 
der nachpawrnn ze Stumb gegen ein ander. 

122) W. v. 1276 b. Grimm IV. 456 $ 4: jura placiti generalis, que prior 
et ecclesia debet hominibus terre et homines terre ecclesie et priori. 1388. 
ib. V. 882 $ 25: domini. . habent hoc jus praescr. ad parochiam suam et villam 
in Erpele et dicta parochia et villa ad eos dominos viceversa. I. 457: das gericht 
u. gemeynde des dorfis zu 8. uff ire eyde zu ungebotten dingen weisen, was 
rechts die herren v. 8. zu dem dorffe u. armen leuten daselbst u. hinwiederumb 
das dorffe u. die armen zu den herrn v. S. haben. Ib. 42: rechten ... die 
der vogt gegen den lüten . . o. die lüt gegen den vogt hettent; ähnlid) ib 
406 f. 11. 362: was zu diesem geding der lehnman dem h. apt u. wiederum 
der h. apt dem lehnman schuldig seie. I. 307° Recht bed Hofes gegen bie ge- 
bursami u. der gebursami gegen den Hof; ähnlich IV. 297. Ib. 90 u. 95: das 
ein jegelich dinghof wise sin recht, . . wie sich der her gegen den hubern 
halten sol u. die huber gegen dem hove. Ib. 354: dis ist der rodel u. die 
rechtung, so die kilchgenossen der kilchen ze W. gemeinlich hant gen ein 
kilchhern. 

1%) Grimm 1. 245: diss ist die offnung, so ain herr v. P. u. die gotz- 
huslüt zu L. gegenainander hant. 248: sol es zwischen baiden tailen also 
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verjhiebenen Herren und Beamten unter fi) und gegen die Genoßen jowie 
die Genoßen gegen jene!®), Herr und Gemeinde gegeneinander und die Ge 
noßen der Gemeinde untereinanber1*) hatten. Und es war möglich, in vielen 
Beisthümern auch Außerli den gefammten Stoff in Befugniginbegriffe ber 
einzelnen Perjonen und Perfonengefammtheiten zu zerlegen und abgefondert 
das Recht ober bie Rechte des Grundherrn, der Voͤgte, der Beamten und 
Gerichtsperſonen, ter Gemeinde und der verfchiebenen Stände oder Klafien in 
der Gemeinde vorzutragen!?). 


gehalten werden. V. 333 8 27: hoc jus dominorum et parochie alternatim 
tentum et observatum. Bgl. I. 470. III. 861. IV. 256. V. 338 $ 27. 

15) Deffn. v. Weitnan v. 1344 b. Burdardt 283 f.: du reht du das vorg. 
gotzhus zu W. het zu sinen eignen lauten, u. du reht du die gotzhuslut hant 
zu dem gotzhus, u. ouch du reht du unser vogt hant zu dem gotzhus u. zu 
den gotzhusluten, u. ouch du reht so das gotzhus u. ouch du gotzhuslut 
hant zu den vogtun. 

1e) W. v. Thundorf v. 1468 b. Grimm V. 118: rechtung des gerichts- 
hern . . u. damit och die rechtung, so den das dorf hinwiederum 
gegen ainen hören hat u. die nachpuren och gegen ainander habend. 
Bol. L 872. 

11) W. v. Zarten v. 1897 b. Grimm L 838: wenne dem apt sinü recht 
gekündet werdent u, darnach dem vogt u. den geburen irü. IV. 784: der 
heren recht voir ($ 1) ende der lathen recht nae ($ 2—3). In Offingen I. 
94-97 Rechte der Herrfchaft, bann 97—99 hernach vollgend des dorfis O. alte 
brych u, recht; vgl. ib. 75 u. 76 $ 10. Ib. 124: erft erfolgt die Deffnung bes 
Herrn, dann des Bogtes, baun des Meiers u. zuletzt der gemeind. In Sigolz⸗ 
beim 1320 ib. 664—667 werben getrennt nach einander gewiefen des hoves recht, 
des meigers reht, des weibelsreht, m. h. des abbates reht, des vörstirs reht, 
der huber reht; ib. 113—115 des bropst recht, des vogts, der gemeind u. 
keller recht, der chorherrn recht, der gotzhusläten recht (darunter Erbrecht, 
Breizügigleit, Schutzrecht), Ebenſo in Scherzwiler ib. 675 f.. 1) dieses freien 
dinghofs rechte u. freiheiten; 2) der gotteshausleut u. hueber recht; 8) des 
meiers rechte; vgl. 284 f. In Hege 1396 u. 1464 ib. 120—124: 1) des 
brobsts recht u. fryheit (@erichtöbarl., Buben, Ungenoßenehen, Hühner, Bro 
nen); 2) des vogttes recht (Tagwen, Zinfe); 8) der gemeind recht (Grenzen, 
Allmende, Weidgang, Dorfmeler, Börfter, Schirm); 4) der chorherrn recht (Ab- 
gaben von ben Gütern, Herberg); 5) der gotzhusläten recht und fryheitt (ſoll 
3. Ermbrady geöffnet w., vgl. ib. 115). In Tannegg u. Fiſchingen 1432 ib. 
278—288 rechte der erbgüter, gotzhusgüter etc. (Erbrecht, Befigrecht, Laften); 
der gotzhuslät, frigen etc. (perfönliche Berbältniße); des herrn; endlich des 
herrn und der gotzhuslüt (Verfaßung m. f. w.). Ib. IV. 596 f. in $ 1—7 u. 
31 fryheit u, oberkeit von Mainz; in $ 8 bis 20 fryheit u, herlicheyt der 
gemeynden zu Niederolen (Rechte gegen Müller, Bäder u. Wirth, Zugfrei⸗ 
heit, Allmendrecht). In Wendenheim ib. 465 beginuen die 83 1—3 mit ber 
Sormel: disz seind die recht des landgraven v. Elsasz in dem dorf zn V.; 
die 885 4—10 mit disz sind der lute recht zu V. gegen den vorg. herrn, 
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Diefe Ungetrenntheit von Abſtraktem und Konkretem, von Geſetz und 
Befugniß prägt dann auch, wie ſchon ein flüchtiger Ueberblid zeigt, den Die 
Norm und das Mechtöverhältuig eng verwebenden Einzelbeftimmungen der 
Weisthümer ihren Charakter auf. Ueberall erfcheint das Allgemeine nur im 
Kleide des Beionderen und das Beiondere hinwiederum beanſprucht eine all- 
gemeine und bindende Gültigkeit. Daß ein beftimmtes Ehe- und Erbrecht 
gilt, daß Vergehen fo oder jo gebüßt werden, ba Niemand vor ein auswär- 
tige Gericht geladen werden darf, find konkrete Befugniße diefer beſtimmten 
Gemeinde; es ift die rechtliche Eigenſchaft ber einzelnen Höfe und Güter, daß 
fie in biefer oder jener Weife erworben, veräußert, getheilt, vererbt, verloren 
werden Finnen; die gefammte Verfaßung ift ein Inbegriff von Gerichte, 
Zwang®-, Bann, Wahl⸗ und Einungsbefugnifen der Herrn und der Gefammt- 
beiten. Umgekehrt bat das Recht der Gemeinde, den Wald des Herrn zu be 
nuten, über feinen Ader zu fahren und in feiner Müble zu mahlen, fo gut 
wie ihr Anſpruch auf Selbftverwaltung und eignes Gericht den Charakter 
altbergebrachter Satzung; die den einzelnen Gütern obliegenden Reallaften 
"jeder Art fcheinen ſchon vermöge ihrer Ständigkeit und Ewigkeit der Ausflug 
eined unwandelbaren höheren Geſetzes zu fein; ja bis zu irgend einem Grabe 
ſcheint jeder bie Rechtsverhältuiße abändernde Willensakt einzelner Genoßen 
zugleich dem Schate der Rechtsvorſchriften, welche das Leben des Genofenver- 
bandes binten und regeln, etwas hinzuzufügen oder zu nehmen. 

Unter dieſen Umftänten mußten bejonderö bie Begründungstitel von 
objeltivem und jubjeltivem Recht von einander ungeſchieden fein, und es 
mußten auch hier den Platz der heutigen boppelten Begriffsreihen nmfahenbere 
einfache Begriffe einnehmen, in welchen zwiefache Keime unentwidelt ſchlum⸗ 
merten. 

Der größte Theil des Rechtes berubte auf Herfommen. Der Begriff 
bes Herfommens aber enthielt noch gleichzeitig und ungezweit den Begriff ber 
Normen erzeugendben Gewohnheit und der Rechtéverhältniße begründenden Un- 
vorbenklichkeit in fi; ja die Fortgeltung des Rechtes wurde dabei nod unter 
ſchiedslos und gleichzeitig auf die objektive Stetigfeit des unwanbelbaren Ge⸗ 
ſetzes und auf die Kontinuirung von Freiheiten und Befugnifen durch Ver⸗ 


das sie recht hant (Holz u. Weiderecht, Schirmredht, Foͤrfter⸗ u. Hirtenrecht). 
In Haßloch 1492 ib. V. 577 beginnen die erften 88 mit me recht haben unser 
herren hier; einige (7, 8, 13, 14, 16, 21—28) mit me recht haben u. h, hier 
u. auch die gemeind; die 88 24—40 mit me hat die gemeind recht hier. 
Sm Hattgau 1490 ib. 500-509 weifen die Schöffen abgefondert der herren recht, 
u. zwar 3 1—5 bie befonberen Rechte des oberherren (Blutgericht, Begnabigung, 
Heerbann), 8 6—15 beder herrn gemein recht (Steuern, Gefälle, Hauptrecht, 
Mühlen); des gerichts recht 5 16—857 (Emennung v. Bogt u. Büttel, Verfahren, 
Strafen, Zeugenpfliht, Pfändungen); des Zander recht 5 38—47 (Kreizügigkeit, 
Ehefreiheit, Folter⸗ u. Arreftfreibeit, Gemeßenheit ber Fronen u. Beten). 


— 
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erbung bafırt. Die Weisthümer tragen daher als alte Gewohnheit und Sitte, 
unvordenkliches Herlommen oder von je geübten Brauch in bunter Miſchung 
objektives Gewohnheitsreht und aus Verjährung abgeleitete Rechtsverhältniße 
vors). Der gefammte konkrete Rechtszuſtand wird von ben Alten den Jungen 
überliefert und durch jährliche öffentliche Bekundung vor Vergeßenheit ge- 
Ihügt!?), fo daß Schöffen wie Dorfleute nicht aus fi felbft, jondern aus 
ber Lehre ihrer Vorfahren und Eltern die Weifungen und Ansprüche ſchoͤpfen 
jollen?%). Weil etwas Jahrhunderte gegolten hat, foll ed fernerhin fortgelten ?1) 
and vor jeder willfürlichen Abänderung oder Neuerung bewahrt bleiben?®). 
Denn als ein heiliges Eeſitzthum ift das Recht von ben Vorfahren an das 


So b. Grimm 1. 52. 100. 184. 886. 895. 409. 470. 282: andre ge- 
wonliche dienst, als das von alters her sit u. gewonheit ist. III. 23: nach 
altem herkomen u. gebrauch des hoffs. 453: der marg alt herkomen gewan- 
heit u. recht. 681: was ir gutter u. hintersassen fur alt herkommen hetten. 
365: des dorfs O. eehaft u. von alter also herkhomen. IV. 273: der ding- 
statt gewonheit u. recht. Bgl. auch bie Stellen 6. Grimm, R. A. 772f. Mit. 
unter fängt jeder Sap eined Weistb an: ouch sind wir also herkhomen; z. 2. 
Grimm, ®. J. 159. — Aud in dem Rechtsſtreit v. 1487 ib. 897—403 wird 
zwar die Unvorbenklichkeit ald Grundlage bes Allmendrechtö bereits auf einen fiber 
zweier Männer Gedächtniß hinausreichenden Beſitzſtand geftützt u. ſomit der Anfang 
zu formeller u. fefbfändiger Ausbildung diefes Inftitutes gemacht: allein eine völlige 
n. bewußte Abtrennung befielben von bem objektiven Gewohnheitsrecht ift auch bier 
leineöwege erfolgt, Beides wird vielmehr als altes herkommen ber Gemeinde 
zufammengefaßt. — Bol. auch Befeler, P. R. 852 ©. 170; Stobbe, B.R. I 
8 69 ©. 471—412. 

10) So Heißt es im Latenreht v. Schönau b. Grimm IV. 302—804 oft: 
der alte loess hats den jungen gelert; oder: so haben es die jungen von den 
alten. Ib. V. 710 a. Anf. u. 711 a. &.: solches weiszthumb haben die alten 
uf uns herbracht u. allweg jährlich bei iren eiden u. pflichten mit recht 
mündlich geweiszt. 

») Grimm II. 676: dis alles weist u. hat der scheffen nit von sich 
selbst, sunder von seinen vurfaren. 1. 577 $ 17: dis hant die eltisten ge- 
wiset, die jezunt lebent.. fur ein recht, als das von altem an sie komen 
ist u. von den eltesten hant horen weisen. Bgl. ib. 583. 

21) B. v. 1498 6. Grimm IL 885: das hetten sy allwege also gepraucht 
u. van iren eldern gehoret, es bleyff auch zu der ziit daby. 1394 ib. IV. 
59: dieselben recht hant die huober u. ir vorderen herbracht hundert jar 
u. auch me. Bgl. ib. ) u. 95. 

) Grimm. 547: Scheffen, Amtleute, Huber u. Dingleute find bußfällig 
wenn fie Anderes weifen, als was fie nach Ausweis der befiegelten Briefe früher 
gewiefen haben. Ja mitunter ift nuiheit geradezu identiſch mit Unrecht, 3. B. 1463 
ib. IL 665. Bol. Kaltenbäd I. 84 8 41 u. 280 8 46: es soll auch 
niemand kain neuung hier aufbringen. Bol. auh Stobbe, Raq. I. 
590—591. 
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lebende Geſchlecht gebracht, damit dieſes e8 wiederum ben kommenden Ge 
ſchlechtern unverkürzt überliefere®?). Seber neue Herr tritt in die Rechte feiner 
Vorfahren, die Genogen in ihrer gegenwärtigen Gefammtheit treten in bie 
Rechte ihrer Altvorberen ein”). Gleich ben Allmenden und den Sonbergütern 
haben die gemeinen Genoßen von ihren Vorvätern das Recht geerbt und erben 
ed fort auf Kind und Kindeskind?). Wie die Väter für Kinder und Entel 
Schäbe erwerben und bas Aderland mehren, fo erwerben fie ihnen Gerechtig⸗ 
feiten und Sreibeiten®®), zu beren Mitgenuß ber Fremde, da er nicht ſchon 
durch Geburt Miterbe bes Rechts ift, erft durch die Aufnahme in den Genoßen⸗ 
verband gelangt 7). 

Auch in Bezug auf die Feftftellung und Bewahrung des Rechts 
tritt Aehnliches hervor. Diejelbe Berfammlung der gemeinen Genofen oder 
ihrer dafür beftellten Ausſchüße vollzog im weſentlich gleichen Formen durch 
bie Rechtweiſung fowol die regelmäßige Feftftellung und Bekundung des 
geltenden objektiven Rechtes als feine" Anwendung auf ein einzelnes ftreitiges 
Rechtönerbältnig??); daher nahmen einerfeits die gemeinen Urtel über be- 


35) Grimm IL 705: wir die gemeine nachperschaft des ganzen kirspels 
zu F. haben dies weisthum u. gerechtigkeit von unsern voreltern hergebracht. 
I. 468: gantz gemeinde. . u. ist auch also von alter her uff sie komen. IIL 
17: recht ind gewonden desselben landz also as yre furfaren ind aldern ain 
sy bracht haint. 872: vort hebben onse voirvaederen aen ons bracht voer 
ons haves recht. Bgl. ib. 19 u. 401. Wefterwolber Landr. v. 1470 5. Richt⸗ 
bofen 278: wy gemene inwoenders des landes W. erkennen u, betugen, 
daß bies altes, von den Vorfahren bergebrachtes Landrecht if. Vgl. ib. 561 
u. 578, 

2e) W. v. Wyler b. Grimm I. 859f.: jede Frage des Herrn, ob das u. das 
Recht fet, wird auf den Eid beantwortet: ja her, «wer vorderen hand es ulsz 
an üch bracht u. unser vordern an uns. Bgl. ib. 886; 1878 ib. IIL 6438. 

25, Küren v. 1426 5. Richt hofen 561: unse wilkörtes recht... dat unse 
voroldern .. hebben an uns andeervet van natiden an alse dat dith land erst 
gestifftet is, u. fort kind na kind na to ervende. Grimm, ®. TIL 307 8 1: 
tft das Recht? ja, weil unsere vorväter uns solches haben geerbei. Bgl. ib. 849. 

ꝛe) Grimm IIL 386: wir geben kein theurst heubt, das uns die alten 
erworben. Cbenfo ib. 337. 

2) Bol oben $ 11 NR. 89—91 u. 100. 

3) Daher war eiuerfeits jede rechtweiſende Volksverſammlung zugleich Gericht, 
u. es war anbrerfeits jebed Gericht zugleich zur Abgabe von Gerichtsweiſthümern, 
zur Aufzeichnung des geltenden Rechts und zur Ertbeilnng allgemeiner Belehrungen 
über basfelbe berufen. Wie ferner bei Gelegenheit ber periodiſchen Reubelundung 
des Oridrechte zugleich einzelne Streitfälle erlebigt wurben, fo wurden oft einzelne 
Streitfälle der Anlaß zur erften Feftftelung u. Aufzeichnung o. zur Neubelundung 
bes Weistbums; vgl. Stobbe a. a. D. I. 274—275 u. 590. Sodann waren, 
wie nur angedeutet zu werben braucht, bem Welsthum und bem Urtel die Formen 
ber richterlichen Frage nud ber gemeinen Antwort gemeinfam. Unb fowol in Bezug 
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ſtimmte Streitfälle zugleich etwas vom Charakter allgemeiner Rechtöweis- 
thümer an und wurden ohne Anftand in das jährlich neu befundete Weis. 
thum, die Deffnung, die Sahrfprache oder den Jahrſpruch als Theile des Orts- 
gefeßes mit aufgenommen??); und ed wurde andrerſeits das Weisthum als 
ein gemeines Urtel oder Orbel, das bie Geſammtheit oder ein Ausſchuß auf 
bie Frage des Richters einbrachte oder fand, als ein Rechtsſpruch zur Loͤſung 
ber auftauchenden Zweifel, Srrungen und Streitfragen bezeichnet, betrachtet 
nnd eingefleidet?), In analoger Weife enthielt die gemeine Kundſchaft, 
weldhe in der Form eiplicher Befragung aller oder erlefener Gemeindegenoßen 
feitens der öffentlichen oder berrichaftlichen Richter veranlaßt wurde, fowol bie 
Feftftelluug bes Gewohnheitsrechtes durch ein beſchwornes Weisthum als bas 
Gemeindezengniß über einzelne ftreitige Verhäliniße in fih und ließ fich fpäter 
nach der einen oder der andern Seite bin wenden®!). Endlich waren aud 


auf den Inhalt als in Bezug auf die über ben einzelnen Fall hinaus beanfpruchte 
Geltung wurden nicht nur Gemeindeweisthümer u. Gemeinbenrtel, fondern auch noch 
die Rädtifchen Schöffenweisthümer u. Schöffenurtel, ja auch Neichsweisthümer u. 
_ Reicheurtel von einander keineswegs fcharf getrennt. Bol. auch Stobbe a. «aD. 
276 f. u. 466 f. 

Die Weisthlimer Tiefern viele Belege. Man neigte baber auch Überall dazı, 
das durch ein gerichtliches Urtel für den einzelnen Ball fergeftellte objektive Recht 
in concreto als ein dadurch zugleich bezeugtes obfjeltives Recht in abstracto für 
den beireffenden Kreis zu behandeln. In vielen Erkenntnißen bes Taiferlichen Hofe 
gerihts wurde fogar ansbrüdlich bemerkt, daß die darin ausgeſprochene Rechtänorm 
in allen gleichen Fällen als allgemeines Geſetz gelten folle; vgl. Stobbe a a. O. 
466 9. 11. 

3) In vielen Gegenden heißen bie Weisthümer ganz allgemein ordele, recht- 
sprüche u. f. w.; jebe einzelne Satzung wird als ein ordel gefunden u. eiugebracht, 
eine communis sententia genannt (3. B. b. Richthofen 185 f.), mit den For⸗ 
mein „wir sprechen ouch zu recht“, „wir erteilen zu recht“ o. ähnlich ein- 
geführt. 

3 Die fränkiſche inquisitio verband gerade in ihrem urfprünglichften Gall der 
Boruahme zu Gunften bes Fiskus fchon deshalb mit dem Gemeindezeugnig ein Ge 
meindeweiöthum über objektive Recht, weil ein großer Theil des gefammten öffent- 
lichen Rechtsgeſetzes im Gewande fubjeltiver Kronrechte zur Erſcheinung kam. Noch 
mehr mußte dies hervortreten, als im normanniſchen u. engliſchen Recht die Anwen⸗ 
bung der inquisitio zu Bermwaltungszweden üblich warb. So konnten denn ſpäter 
and derſelben inquisitio als parallele Inflitute bie verfchiebenen Arten der Proceß- 
jury eiuerfeits, u. die normannifche n. altengliſche Weiſthumsjury, die heutige eng- 
liſche Jury zum Beweiſe des Gewohnheitsrechts, fowie’bie altfranzöfiihe enquäte 
par turbe andrerfeitd hervorwachſen. Bgl. Brunner, bie Entftefung ber Schwur⸗ 
gerihte ©. 87 f. 206 f. 290 u. bei. 885—395. — Ebenfo aber diente Im beutfchen 
Mittelalter die Befragung der Gemeinde o. erlefener kundiger Gemeindegenofen 
fowol als Beweismittel im Proceß wie als Mittel zur Beftftellung des Gewohn⸗ 
beitate, fo daß Ältere Kundſchaften o. Verhöre gleichzeitig Weiſthümer u. ge 
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bie von ftreitenden Parteien veranlaßten gemeinen Schiedeſprüche in ber 
Regel Weisthümer und Urtel zugleich). 

Unter diefen Umftänden mußte auch bie bewußte Rechtberzeugung 
die Momente bes legislativen Aktes und des bloßen Rechtsgeichäftes mit ein- 
ander vermilchen. 

Die Rechtserzeugung jeitens einer Gefammtheit zog baber auch bie 
Begründung von NRechtöverhältnigen in bie Borftellung bes autonomiſchen 
Altes und Handlungen ber Selbftgejeßgebung in bie Verftellung des Vertrages 
binein; es fchienen nicht der Art nach, fontern nur ber Wirkung nad) ver- 
ſchiedene Handlungen der verfammelten Gemeinde zu fein, wenn fie feitiegte, 
daß Harniſch von nun an als Tiegendes Gut gelten folle, und wenn fie bie 
Allmende unter fi) zu Sonberrecht vertheilte. Einerſeits aljo fehlte es keines⸗ 
wegs an ber Vorftellung des gefetgeberijchen ober autouomiſchen Alktes, er 
Satung, Küre, Ordnung, Einung oder Beliebung, tes Geſetzes, Statuted oder 
Domes’): allein wie diefe Vorftellung nicht als reiner und felbftändiger Be⸗ 
griff in die Abftraftion erhoben warb, fondern durch die Idee der individuellen 
Millensvereinigung gebunden blieb, jo Tonnten auch Einzelverfügungen über 
die Allmende, Berträge zwiſchen Geſammtheit und Einzelnen und Berein- 
barungen aller Einzelnen unter einander über gemeinfchaftliches ſubjektives 


meine Zeugenansfagen find, auch fpäter aber Beibes unter denfelben Begriff ber 
gemeinen Kundſchaft fiel. Bol. 3. B. die Kundſchaft über bie Rechte verfchiebener 
Herrn v. 1480 b. Grimm I. 470475; die geſonderte Vernehmung v. Centſchöffen 
u. Centvolk über die Anſprüche u. Srrungen ber Herrn 469 f.; aud ib. 408. u. 
411f.; die Verhörung der scabini.. de jure speciali ac communi zweier derrn 
1260 ib. IIt. 861; au V. 549: haben die merenteil der erbern lut daselb 
disen bericht geben. Vgl. auch Stobbe a. a. DO. 590 N. 18 u. über bie 
ſächſiſche Form des Beweiſes durch Kundichaft der Gemeindegenogen Laband, 
vermögener. KL. 219—229. 

32) Vol. 3.8. den Schiedsſpruch der vereidigten servitores et scabini zwifchen 
Abt u. Vogt zu Echternach v. 1095 5. Grimm, 8. II. 269 f.; Schiedsſpruch 
bes Schultheißen, ber Echöffen u. ber Nachbarn 1418 ib. I. 496; ber scheffen 
u, gemeinde gemeinlichen 1853 ib. V. 649; befonderer aus ben Dörfern gezo⸗ 
gener Schiebörichter 1284 ib. I. 521 f. u. 1355 ib. IIL. 888. 

3) Bol. oben $ 16 N. 8 u. 9; 15 m. 16; 61-65. Richthofen 186: 
Volksküren, quibus justicia et pax propagetur. Emſiger Domen v. 1812 ib. 
194 f.: tha domar, ther alle Amesga bi rekeniath anda bi riuchtath. Ib. 
868 f.: hec sunt statuta terre Hummerke, que statuta universitas voluit; dit 
synt de wilkoren, der lude bynnen Hummerkelande maket hebbet. 1332 
ib. 520: haec autem scripta sunt..ad utilitatem et commodum universitatis 
terre Threntie. 1450 ib. 510 $ 1: eine Küre wird errichtet um restene ende 
frede, reed ende deed, oirbaer ende needtreffe uses landis, um kreft dis 
riochtes ende sillicheit user meente. Grimm III. 236: kuer u, eynunge u. 
der lantlude recht. 
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Recht in die autonomiſchen Satzungen gezogen werben. Autrerjeit vermochte 
auch in Bezug auf das objektive Recht die Volksküre nicht das ihr anhaftende 
Bertragsmoment zu überwinden. Vielmehr erſchien ber gefammte Rechtszuſtand 
innerhalb eines Verbandes ald Ausflug und Gegenftand eines Vertrages Aller 
mit Allen, einer eiblichen Verbündung, einer vertragsmäßigen Vereinbarung 
ober Mebereinkunft®4); er wurbe in feinem fortdauernden Beſtande durd bie 
ausdrũckliche Billigung und Beftätigung jeder neuen Verſammlung gewißer- 
maßen ſtets auf eine neue Vertragsbaſis geftellt3%), und bie bewußte Aende⸗ 
rung einer einzelnen Norm wurde als abändernder Vertrag betrachtet und 
eingefleivet*). Man ſuchte daher au, um dem gefammten Rechtszuftande 


) W. v. 19326 6. Grimm IV. 785: verdroghen ons des sameliken. 1861 
ib. V. 404: die recht, so hiervor geschriben stehend, deren seind die huber 
einhelliglichen eins worden. Ib. I. 718: die.. huber.. komment einhelliglich 
überein. 1536 ib. 128: das wir inwoner zu Töss gemeinklich übereinkomen 
u. .. nachfolgende artikel angenomen u. denen ze gelaeben ung vereynt han; 
bann heißt es öfter: es ist och gar eigentlich beret (6. 182 u. 133); was man 
sich dann vereint (131); wir hand uns och vereint (183); wie dan die gemeind 
sich vereint (135). Kindlinger, M. ®. Il, 2. 863: die maellude u. gemey- 
nen buren hebn ingegaen. Richthofen, friel. Reg. 528: wörden . . eins, 
bewilligeden, wilkörenden ende beleveden, dat si be eren olden landrechte 
bliven wollen. 1453 ib. 504: wy riochteren ende meene meenthe.. hebben 
. . eendrachtlike begripen; äbnli ib. 510 $ 1. 1886 ib. 520: di gemene 
buren van der Oosterhemmerike ende van der Westerhemmerike ... bekanden, 
dat sie sint overdragen ende hebben begrepen, dat si hyr na buerrecht wil- 
den holden. — Auf die Spee bed Bunde o. Vertrages weist auch bie Entfte- 
hung ber Wörter ewa o. &he, einung, pactum o. pactum legis, wizöd (in wiz- 
zehtding) u, f. w. 

3, Deutlich erhellt z. DB. biefe Auffaßung aus d. W. v. Borchem v. 1370. 
b. Grimm IIL 94—101: ock worde wy erfigenoten to der sulven tidt sempt- 
liken eynst um des gemeynen besten willen des kerspels to B., uppe dat 
nene vorder twidracht upenstünde under ung u. unsre erven u. meggern, 
dat wy alle na bescreven artikel, alse de inboldet u. van oldingen wenten 
herto sint geholden, dat wy de ock vort wilt u, scülen holden, so lange dat wy 
wedder tho samen komen u. eynst werden, düsse olden früntscap, wisunge u. üver- 
dracht to verniggende. Jeder Artikel beginnt dann: vorder worden wy erfige- 
notten under uns eynst semptliken u. vulbordeden dar all in umme des ge- 
meynen besten willen. Aehnlich der Schluß S. 100 u. 101. 

%) So kommen i. 3, 1898 6. Grimm IV. 868 gemeinlich jung u. alt, 
arm u. rich überein, daß Harniſch von nun an kein fahrend Gut fein fol. In 
Erbholzheim ib. I. 722. haben schulteiss u. meiger, auch gemeine huber u. 
stulgenossen ... für sich u. alle ire nachkommen vereinbart, entschlossen u, 
zu recht erkant, daß von nun an Ehrſchatz u. Hubrecht von einer getheilten Hube 
nur einfad) gegeben, dafür aber ein Borträger beftellt werben fol; ähnlich ib. 723 
wegen andrer Abgaben. Auch in Aspizheim ib. 800-808 haben bie einzelnen 
dorfeinigungen u. gebott der gemein v. 1491 u. 1500 einen vertragsmäßigen 
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die objektive Stetigkeit und womoͤglich ewige Dauer zu ſichern, die ausbrüd. 
liche und zwar meift eibliche Unterwerfung aller einzelnen Genoßen unter jede 
neue Sagung zu erlangen?). Auch fuchte man im Voraus zugleich die Erben 
und Nahlommen durch eine anstrüdliche Erklärung und nicht felten durch 
einen für fie mitgeleifteten Eid an bie fo vereinbarte Norm zu binben®®). 
Oder man ordnete für die Zukunft regelmäßig wiederkehrende Beichwörungen 
bes Weisthums an®®), beftimmte im Voraus, daß jeder heranwachſende Ge⸗ 
noße und jeder aufzunehmende Fremde das Ortsrecht zu beſchwoͤren habe“), 
und verpflichtete wol gar jedes Gemeindeglied zu einem dahin Iautenden Eide, 


Charakter; ja eine Einigung über den Weinfauf bei Berbeiratbungen läßt fich bie 
Gemeinde jogar von denen, bie fich nächftens verheirathen wollen, ausdrüdlich an⸗ 
ertennen. Cbenfo overdragen di gemene buren 1386 b. Richthofen 520f. 
verfchiebene Punkte, 3. B. Erhebung eines Schoßes ($ 8) u. jährlihe Wahl v. 
vier Deihrichtern ($ 8). 

5) Bol. 3. B. bie ausdrückliche Ertheilung der vulbord durch alle Genoßen 
zu jedem Artikel in Borchem in N. 35. Auch 1450 b. Rihthofen 575: hebben 
de dre lande belevet u. vuldorde. 1429 ib. 568: mit voller eindrechtigkeit 
der ganzen meinheit in dissen dreen landen. 571: mit vulbord. 487: disse 
ponten habbeth disse meenthe swerren fest to halden. 877: dit is dat lant- 
recht, dat der elemetha Vredewolt hebben gekoeren ende mit hoer eeden 
beswoeren. 1450 ib. 510 $ 1: ende ofter besweren oen dae helgum; baber 
{ft nad ©. 518, wer die Küre bricht, eerlass ende meeneedich. @benfo werden 
viele Weistb. b. Grimm vom ber ganzen Gemeinde beichworen. 

3 W. v. Buochs v. 1433 6. Grimm IV. 436: wier die dorfflät gemein- . 
lich verkünden nnfer altes Dorfrecht. Also so haben wir es in schrift geleit.. 
für ung u. unser nachkommenden, die wir harzu vestenklichen verbinden. 
Dazu 439 $ 19: nun befchwören wir es für und u. alle unfere Nachlommen. 
Alpbrief v. Klofterö ib. V. 211 $ 1: für das ersto haben wir beschlossen "für 
uns alle drei gemeinden, auch für unsere nachkommenden, dasz wir sollend 
alpä, almeinen u. wäld gmein han bis in die ewigkeit, wil grund u. grat steht 
u. wärt W. v. Bertzweiler v. 1469 ib. 658: wir. .hübner... bekennen .. für 
uns u. alle unsere nachkomen. W. v. Borcdhem v. 1370 ib. II. 94: gemeine 
erffgenoten... vor uns, unse nakomelinge u. erven. 1418 b. Ridhthofen 
561: de rathlüde des landes Eyderstede hebben sick verdragen u. hier dör 
belevet u. willköret, kind na kind tho holdende. 

2 W. v. Buochs b. Grimm IV. 489 $ 18: das Dorfrecht follen die Dorf- 
leute ſäͤmmtlich u. alle ihre Nachlommen v. 10 zu 10 Sahren neu befchwören. 
W. v. Hochftetien ib. V. 468: alle Einwohner follen bad Weisth. geloben u. 
ſchwören u. es ſoll breimal jährlich verlefen werben. 

#0) So fol in die Gemeinde Töß Niemand angenommen werden, er gelobe 
beun zuvor, bie vereinbarten. Artikel zu halten; Grimm I 128. Den Hofrobel 
v. Einfiebel fol jeber Knabe über 14 Jahr, der im bezirk sitzt, befchwören, ib. 
IV. 349. Das Recht des freien Amts Willifau beſchwört jeber Einzögling n. 
wird des Eides ledig, wenn er autzieht, ib. 386. 
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daß er niemals einen unverelbigten Gemeinsmann zulaßen werdeii). So 
wenig alfo beftand die objektive Rechtsordnung durch fich ſelbſt außer und 
über ihren perfönlichen Trägern, daß ihr ein längerer Beitand nur durch um⸗ 
ftändliche Maßregeln zu fichern ſchien, welche bie eidlihe Anerkennung durch 
jeves etwa künftig in ihre Sphäre treiente Individuum im Voraus zu er- 
zwingen bemüht waren. 

In gleicher Weiſe vereinigte das für eine Gefammtheit von einem Herrn 
gegebene Recht, foweit ein foldes einfeitig vorkam, ben Charakter der 
legislativen Verordnung unb ber bispofitiven Verfügung. Herrſchaftliche An- 
orbnungen, bie in Folge höherer ober nieberer Banngewalt unter Straf 
androhung erlaßen wurden, pflegten in berfelben Form von Gebot und Ber- 
bot, Befehl und Erlaß. Verfügung und Satzung eine beftändige Norm für 
beftimmte Lebensverbältnige aufzuftellen und ein einzelnes Macht⸗ oder Ver⸗ 
moͤgensrecht bes Heren auszuüben; es ſchien bie Anwenbung besfelben Heeres⸗, 
Gerichts⸗ ober Wildbanns zu fein, wenn eine Berorbnung über bie Heeres- 
pfliht und Heereszucht, über den Proceßgang oder über die Jagdpolizei erlaßen, 
und wenn ber Heeresbaun für einen beitimmten Fall aufgeboten, ein gebotenes 
Ding angefagt, Gehorfam gegen einen Beamten befohlen, ein berrichaftlicher 
Bald in Bann gelegt warb). Ebenſo waren die Privilegien, deren Er- 
tbeilung jebem höheren oder niederen Herrn infoweit zuftand, als er barin von 
feiner eignen Machtfülle an eine Geſammtheit abgab, in völliger Ungefchteben- 
beit die Quellen von Geſetz und Befugniß; basfelbe Privileg verlieh einer Ge- 
meinde ein beftimmtes Verfaßungsgefeh, beftimmte Proceßnormen und be⸗ 
ftimmte Erbrechtsgrundſaͤtze, und das Eigenthum an einem Walde, ein Nutzungs⸗ 
recht am Herrengut und bie Befreiung von Grunbzinfen und Zöllen; ja gerade 
die Privilegien |piegelten bis aufwärts zu benen bes Kaifers und ber Landes⸗ 
berrn bie Mifhung bes objektiven und bes jubjektinen Rechts bis in die neuefte 
Zeit am treueften wieder). Wenn aber feit dem Ende bes 15ten Jahrh. 


) W. v. Nicberflöräheim v. 1874 5. Grimm L 635: Schultheiß u. Ge 
meinbe für fi n. ihre Nachkommen erkennen bie Deffnung an (5 1), globen auch 
vor uns u. unser nachkommen samenthaft u. besunder (8 2), u. befchwöären am 
Schluß nicht nur das Ganze noch einmal (S. 636), fondern geloben auch (S. 687): 
das wir nieman von armen luden by uns u. unser gemeinde laissen sesshaftig 
sin, er globe danne dise vorg. artikel alle feste u. stede zu halten in guten 
truwen u. swere dan zu den heiligen als wir getan han. 

*) Es war bie bis aufwärts zu den koͤniglichen Berorbnungen ber Ball, wie 
namentlich auch Die fränkiſchen Kapitufarien zeigen. 

#2) Vgl. bei. unten $ 25 über bie Stabtprivilegien. Auch bei ber fagenhaften 
Zurädführung alter Sabungen auf Karl d. Gr., Otto I 0. Sriebrich I (vgl. Stobbe 
a. 0. D. 269. u. 856 f.; Richthofen 28. 127f. 439; auch oben 8 16 R. 26) 
ſtellte man fi Immer ein Privileg vor, durch welches der Kalfer zur Belohnung, 
auch wol gegen Bezahlung o. beftimmte ihm geleiftete Dienfte an ein beſtimmtes 
Subjekt (die Geſammtheit, das Volk, die Stadt u, ſ. w.) befimmte fubjeltive Be⸗ 


470 Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


bisweilen auch in ländlichen Kreiſen „obrigkeitliche Ordnungen“ im rein objek- 
tiven Sinne erlaßen wurben“), fo bedentete das eben ſchon ben Eintritt eines 
neuen Gedankens in das ländliche Recht. | 

Erfolgte eine gemeinſame Rechtöfeftftellung ober Rechtsbegründung 
durch ben Herrn und bie ihm unterworfene Geſammtheit, fo war am wenig- 
ſtens von einer Unterjheidung der darin enthaltenen autonomifhen und dis⸗ 
pofitiven Momente die Rebe. Vielmehr nahm ein folder Rechtsakt einerfeits 
ben gefammten Tonfreten Inhalt ber gegenfeitigen Befugniße und Pflichten 
in Satzungsform auf und lieg fie an dem nie ganz mangelnden legislativen 
Charakter der Feftftellung Theil nehmen. Andrerfeits aber wurde ber ge- 
fammte Rechtszuftand und mit ihm das den betreffenden Verband beherrſchende 
objektive Recht mehr oder minder ber VBertragsauffagung unterworfen. Auch 
bie Satzungen daher wurden als Ausflug und Gegenftand von Verträgen, 
„Kontrakten“, Mebereinfommen, Vereinbarungen und Vergleichen %), fowie in 
Streitfällen von Kompromiflen, Schiedsfprüden, Sühnen und Urteln“) ge- 


fugniße, Freiheiten, Borrechte u. ſ. w. verliehen haben follte; bazu gehörte dann 
aber aud die Geltung eines befonberen Berfabungs- und Privatrechts. — Aus den 
Weist. vol. W. v. Engwil b. Grimm I. 284, wo fih das Dorfrecht zufammen- 
fegt: 1) aus ben fryheiten, rechten u. gnaden, so ein h. v. Costanz denen freyen 
Engwilern geben u. gethan hat (ed folgen Beftimmungen über freie Berehelichung, 
Zollfreiheit, Erbrecht, Gericht, Zwing, Bann, Srevel u. Freizügigkeit); 2) aus dem 
Freiheiten, so dieselben Engkwiler under in selbs gemacht haben (Borlaufs- 
recht der Genoßen, Berbot der Ladung vor auswärtige Gerichte); 3) aus den rech- 
ten, die ein h. v. C. zu den freyen hat (Dienfte u. Abgaben). 

“3.83.56. Grimm I. 442f. 111. 673. IV. 524—527. V. 266. 268. 275f. 

“, 3. B. Grimm I. 2: tegedingen .. mit der gnöszami. 29f.: ueber- 
einkommen be3 Kiofters, der Vögte u. der gemeinden. 88—42. 56: mit ganzer 
gemeind. 109: vertrag. 153 $ 7: so ist ein herr v. E. u. die waltlät in 
güetigkeit verkomen u. sölichs vereint worden. 156 8 22. 159 $ 37 u. dazu 
8 19. 115: mit gemeinen gotzhusläten vereint. 116: abgeredt, 247: hand 
si sich ouch geaint. 638: zu halten gütlich mitenandern ains geworden. 
1I. 447: vertrag. 667. 688. 690. III. 143: de holtrichter myt den sempt- 
licken buren syt overdragen. 871: avergedragen. IV. 51. 121. 158: do dis 
uberein getragen wart. 221: die herren v. L. u. die hueber gemeinlichen 
.. mit einander uber eins komen. 409: mit einandern .. ains worden. 416 
8 62. 455. 611: ein Sendweistbum als contrackt, ofigericht zwifchen Brior nm. 
Konvent, Pfarrer u. 3 Gemeinden. V. 121: Abt u. die. . gemain insessen u. 
gerichtsgenossen . . mit ainandern ingangen u. überkomen. 125. 130: bie 
Seren mit gemeinlich al ir vogtlüten. 157. 164 $ 3, 167 $ 32. 223 8 7. 262. 
292. 325. Kinblinger, M. 8. II, 2. 963. 

0) Bgl. z.B. Grimm, W. I 63-71. 789-796. M. 643 f. 890. 898. 
IV. 522 (1289). 794 $ 20. V. 135. Richthofen 138 f.: Compositio v. 1258 
zwifchen Biſchof u. Kapitel et gentem Brocmannorum. 1276 ib. 140f. 1424 
ib. 312 f.: zwiſchen Probft ende de gemene meente geseten in de provestye. 
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dacht und behandelt; und es wurden ter Herr oder bie verfchietenen Herrn 
mit ihren Beamten einerfeits, die gemeinen Genoßen, dad Volk oder die Ge 
meinde anbrerfeits bei ber Abfakung bes Weisthums einander durchaus als 
Bertragd- und Streittheile gegenübergeftellt). Ja bie BVertragsauffaßung 
berichte oft bis zu einem ſolchen Grade vor, daß bei der Feſtſetzung des Dorf- 
rechts nicht nur Mandatare ver Gefammtheit, fondern jelbft Specialbevollmäd- 
tigte einzelner abwefender Gemeindeglieder auftraten“); daß der Seftftellung 
und Anfzeihnung bes Weisthums beiberfeitiges Verſprechen und Gelöbniß, 
Befiegelung und Unterfchrift, fowie die Ausfertigung mehrerer Urkunden für 
bie betheiligten Herrn und Gefammtheiten folgten“); daß durch bejonbere 
Klaufeln die Erben und Nahfommen gebunden und künftige Abänderungen 
erſchwert wurben®®); daß bei einem Wechſel in der Herrſchaft ein fürmlicher 
Grmenerungsvertrag zwifchen ter Geſammtheit und dem neuen Herrn ftatt- 


) Grimm I 156 $ 19: ber Herr, ber Bogt u. die Walbleute gemeinlich ber 
Waldftatt Einfideln Tönnen nur gemeinfam fehen, das die dry teil angange; eine 
Sapung, bie dehein obg. teil Ane den andern machete, iſt in ſolchem Falle kraft⸗ 
108. 1b. 463: die herrn u. gemeindt yetwedder seite. 638—641: Schultheiß einer» 
feite, gemain hoffgnnssen u. mayer der andern site. IV. 119: Bertrag zwifchen 
Abt u. Kapitel einedrheild u. den hubern u. mentagern des dinghoffes ander 
site. V. 157: beider partien. 172: gemain hofgenossen u. hofjungern an 
andern tail. Bgl. N. 48-50. 

“) W. v. 1467 6. Grimm 111. 338: in der Form eines feierlichen für fie u. 
Die Erben bindenden Bertrages ftellen der Vertreter bed Lanbgrafen n. benannte 
Maänner, mechtlich von er u. erer meddewoner wegen, ihr gegenfeitiges Recht 
feft. U. waren die menner alle gemeynlich geynwertig des gen. dorfis, usge- 
scheiden zwene, die von alders u. krankheit wegen nicht mochten geyn- 
wertig komen; .. do waren Happel der alte u. Gerart von alders u. krang- 
heit persohnlich daheime u. dorch die anderen doch mechtlich geynwertig, Dad 
W. v. Dadfen ib. I. 108 ift ein Webereinlommen des Gerichtsherrn einestheils u. 
6 Männer, alle sechs als vonn wegen u. in namen einer gantzen gemain 
hierzu verordnet vollmechtig anwälti, andersteils, V. 811 $ 12: bie Gemeinde 
benollmäcdhtigten verbinden durch einen Vergleich mit dem Herrn kraft ber macht 
u. gewalt, welche die leute alle an fle gejeßt Haben, die vorg. gemeinde die 
iteunt stund u. hernach koment. 

en) Bol. z3. B. Grimm I 171—178 (1421): Sunfer u. die genossen ge- 
meinlich .. zem andern teil vereinbaren ben Nobel, geloben fich gegenfeitig feine 
Beobachtung, beftegeln ihn u. erhalten jeber eine Ausfertigung. 730. I. 802. III. 
85 5 21: 4 Abſchriften beö vestingboekes, beren je eine beim Droften, bem ge- 
richtseingefeßenen del, den semptlichen vestgenoiten u. dem Richter Liegen fol. 
Ib. 834-886. 

“ Grimm Ill. 208 u. 212: semplike erfexen u. guitherrn u. ber Holz. 
richter legen Srrungen durch einen Vertrag bei, den fie beiderseits vor sich, ire 
erven u. nachkomen fließen n. unabänderlich zu Kalten verſprechen. Vgl. ib. 
175 $ 20 u. 21. III. 338 u. V. 810 in R. 32. 
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fand St), In allen biefen Punkten fteigerte fi das Uebergewicht der Ver⸗ 
tragsanffagung in bemfelben Grabe, in welchem bie in Betracht kommenden 
Faktoren fi als felbftänbige politifche Mächte abſchloßen, jo daß enblich viel- 
fach die gemeinfamen Rechtsfeftfegungen ehemals verbundener Geſammtheiten 
und Herren fi vollitändig in ein Syſtem völkerrechtlicher Verträge über ein⸗ 
zelne Punkte auflöften®). 

Insbeſondere endlih trat bei einer bewußten Abänderung be ber 
ſtehenden Rechtes die Vermiſchung von Geſetz und Befugnig hervor, indem 
einerſeits auch die Umgeftaltung der Rechtsverhältnige an den autonomiſchen 
Elementen der Beisthümer und Beliebungen Theil nahm, anbrerfeitd and bie 
Aenderung bes objektiven Rechts als eine Verfügung über Befugniße unb 
Hflichten, als eine „Mebrung oder Minderung“ des fubjektiven Befitzthums 
Tontreter Perfonen erjhien. Was eine Geſammiheit fich felbft geſetzt hatte, 
Tonnte fie in berjelben Form anf ihren echten Dingen wiberrufen ober ab» 
ändern®®). Seine einfeitigen Anordnungen Tonnte ber Herr einfeitig zurüd- 
nehmen oder mobdificiren®*). Den Hanptinhalt der Weisthümer aber Tonnten 
nur Herr und Geſammtheit in Gemeinſchaft umgeftalten®®). Dann war es 
Genobenpflicht, nicht ohne ben Herrn, und Herrenpflicht, nicht ohne die Ge- 


sı) 1348 5. Grimm V. 85—87: bie Abtei Züri Hai den Zwing- u. Keln- 
hof Boswil verkauft; alle genozen . . erteilen mit offenlich gesamnoter u. ge- 
vallener urtheil gemeinlich uf den eid . . des hofs recht u. gewonheit, wie 
es bisher Abtei, Kelhof, Huber u. Genoßen mitsament gehabt haben; ganz ebenſo 
ſoll es nun nad) gemeiner Webereinkunft auch mit dem neuen Herrn, feinen Nach⸗ 
tommen u. Erben auf ewig ftät u. feft bleiben. Vgl. ib. 111. 819. 

) So war ed zum großen Theil im Verhältnis von Kaiſer u. Reicheftänden; 
fo im Verhältniß von Landesherrn u. Yandftänden; fo überall, wo Städte mit andern 
Städten, Ländern, Fürſten o. Herrn ſich über gemeinfame Sapungen verfländigten; 
fo aber auch bei ben Vereinbarungen benachbarter friefifcher Kandesgemeinden über 
beftimmte Punkte des objektiven Rechts Richthofen 135 f. 298 |. 311f. 315f.: 
doe verdroeghen de stat ende de lande aldus dese punten. 324. 884 f.; vgl. 
auf Th. I. 521 N. 26) u. f. w. 

5) W. v. Romalinmotier v. 1267 b. Grimm IV. 458 $ 26: si aliqua in- 
novanda fuerint aut mutanda in consuetudinibus supradictis, in generali 
placito de communi consilio innoventur aut mutentur. W. ber Bibrauer M. 
v. 1385 ib. I. 512: wir wysen die mark vur ein recht haimgerede; wess sie 
zu rade worden u. gebot mechten, fugete is in nit, sie mochtens minnern 
o. meren. Dieburger M. 1429 ib. IV. 586: alle Märler widerrufen einmuthig u. 
mit lauter Stimme alle Briefe u. SInftrumente, die fie vormald gemacht hatten. 
Bol. oben N. 36. 

8) Bol. 3. B. Grimm IV. 527 8 82 (1484). V. 263 (1497). 268 $ 29 
(1475); aud fpäterer Zeit ib. L 479. IV. 606 a. €. 622 a. €. V. 648; unent- 
fchieben bleibt 1452 ib. I. 620 iu Obernrabe, ob bie Stadt Frankfurt ald Grund⸗ 
herr bie wysunge zu myndern u. zu meren habe? 

55) Bol. oben $ 16 NR. 61-65, 
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meinbe das Recht zu mindern unb zu mehren, einen neuen Rodel zu jehen 
und zu orbnen, ein Gebot oder eine Neuerung zu machende). Vielmehr follte 
nur mit gemeinem Willen des Herrn und ber Gemeinde bie Oeffnung ge- 
ändert werten”), wobel dann wieber ein folder gemeinſchaftlicher Akt zum 
Theil als eine autonomiſche Satung, fei ed nun als beftätigte Küre5®), ſei es 
als bewilligtes Herrengebot 9), fei es als boppeljeitige Gefehgebung®), aufge. 
faßt warb, in Üüberwiegendem Maße jedoch als ein mehrender oder minbernder 
Abänderungsvertrag älterer Bereinbarungen erfhien®!). Während baber mit 
unter eine Neuerung unter abftraften Gefichtspunkten getroffen warb®), war 
ed weit gewöhnlicher, babei nur an den Verluſt oder Erwerb von Befugnißen 
und an bie Hebernahme ober Abichüttelung von Pflichten zu denken. Man 
faßte alfo beifpielsweife die Verlegung oder Zufammenziehung ber altherfümm- 


) Landger. v. Crombach 1496 b. Grimm IH. 407: dass die.. gerichts- 
herrn kein neuen gebott noch neuerung sollen machen ohne wissen u. willen 
des lantvolks.. Auch so soll das gericht mit samt dem landvalk kein andere 
gebot noch neuerung machen ohne wissen u. willen der gerichtsherrn. Bol. 
ib. I. 162. 404. IL 497. III. 200. 644. 867 $ 14, IV. 827 $ 21. 616 $ 15. V. 
119 $ 12. 298. 551 8 9. 

en , v. NRidenbag v. 1495 6. Grimm I. 216: würbe es nöthig, dise off- 
nung ze bessern o. ze mindern, das sol beschechen mit ains h. v. s. Gallen 
u. dero gemaindt v. R. gunst wüssen u. willen. &benfo 1469 ib. 828. Aehnlich 
V. 210 8 6: etwas in diser offnung ze mindern, ze meren, o. ze endern ald 
mer darzuo ze sezen. Dal. IV. 502 8 8. 

“3.8. 1424 b. Grimm V. 71: weil ber frühere Rodel nicht ausreicht, 
so haben wir gnossen gemeinlich mit rat wissen u. wüllen des .. twingherren 
desselben hofs die nachg. rechtung u. stock harzuo geseist u. geordnet. TS. 298: 
die gemeinde desselben dorfes kann mit Erlaubniß des Herrn gebot, ordmunge 0. 
geseise thuen u. machen. 551 $ 9: einung. Bgl. ib. 119 $ 12. 

“, Grimm III. 200: bodt u. verbodt.. mit der semptlichen erfiezen 
vulbordt u. verwilgunge. gl. ib. I. 209. 223. V. 125. 180 $ 48. 173 6 3, 
176 8 10. 178 8 27. 625 8 8, 

*) Grimm IV. 574 (1324): auch sol nieman kein neu recht machen im 
Ringkau, es si dan da unser her, man, burgman o. dinstman u. hofesman, u. 
dag sol auch gescheen uf dem landtag. Ib. 731: dise.. einunge u. salsunge ist 
gemacht u. gesazt worden mit willen des abt. u. der gantzen gemein. II. 497: 
gebot u. verbot sollen geschehen von wegen der herren.. und der gemeyn- 
den, III. 818. 

*) Grimm I 111: wir H. B. brobst u. gants capitel mit gemeinen 
unsers gotzhus lüten unns mit einandern geeint, in ber alten Deffuung einige 
Artikel zu ändern u. binfürder das Folgende zu halten. Vgl. N. 68. 

*) So wenu 1404 in Interlalen bie gemeinen Gotteshausleute vor Probſt u. 
KRaptiel das alte Recht dahin ändern, bag von nun an Muttermagen glei den 
Batermagen erben follen, u. dies nüwe genetzde, weil cd götlicher u. gemeiner al& 
das alte fei, beſtaͤtigt wird. 
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lichen Gerichtstage als ein Paktiren des Gerichtsherrn und ber Gerichtsge⸗ 
meinde über ihre beiderſeitigen darauf bezüglichen Rechte und Pflichten anf, 
jo daß babei der Herr auf feine bisherigen Befugniße verzichtet, die Gemeinde 
bafür neue Pflichten vertragemäßig übernimmt und z. B. kei einer Zufammen- 
zichung vier jührlicher Dinge in Eines fi in der Form eines Bertragdver- 
ſprechens verbindlich macht, für etwaige Verſäumniß dieſes Einen Dinges in 
Zukunft ebenfo viel verwirfen zu wollen, als bisher die Buße für die Ber- 
ſäumniß aller vier Gerichtötage betragen haben würde). 

Benn nun aber fo alle Unvollkommenheiten der älteren deutſchen Rechts- 
idee im Bereiche des alten Genoßenſchaftsweſens mit Zaͤhigkeit hafteten: fo 
waren anch ihre eigenthümlichen Borzüge bier auf das Kräftigfte ausgeprägt. 
Es bedarf zum Beweiſe deffen nur ber Erinnerung an das, was und im 
Großen und im Kleinen überall begegnet ift. Wir fanden überall das öffent- 
liche Recht als gleichartigen Beftanbtheil des Einen Rechtes anerkannt, geſchützt 
und mit Erzwingbarfeit ausgerüftet; wir fanden jeber öffentlichen nnd privaten 
Befugnig in ihr felbft und ſchon ihrem Begriff nach eine Schranke gefekt; 
wir fanden bie Idee der inneren Einheit von Recht und Pflicht und ihrer 
gegenfeitigen Bemeßung nad einander bis ins Kleinfte burdhgeführt; wir 
fanden Harmonie bed Rechtes mit ben äußeren Lebensverhältnißen und mit 
den fittlichen Begriffen, lebendiges Rechtsbewußtſein und fchöpferiiche NRechts- 
bildungskraft Im Volke, fowie an Stelle des fehlenden Syftems ein ſich felber 
tragendes organtiches Gefüge. 

Die Abftreifung ihrer alten Unvollkommenheiten konnte die deutſche Redhts- 
ibee nur im Zufammenbange mit der Erhebung der Allgemeinperfönlichkeit 
über ihre finnlichen Träger vollziehen. Wir werben daher diefen Fortſchritt 
zuerjt im Kreije des Stabtrechte, demnächft auch in den Ländern fi anbahnen, 
zuleßt aber im Großen nicht ohne Zubülfenahme fremder Staats- und Rechts. 


es, Grimm I. 679 8 2: bie bisherigen 3 Dinge in Boffisheim werben mit 
ber Hebtifjin u. mit ber Huber Willen auf 4 Donnerdtage im Jahr gelegt. W. v. 
Hohenfrantenheim I. 742 u. V. 723: seind meyer u. huber überein khomen, 
dass die drey ding uff s. Michelstag zusammengeleit sint. Gleiches haben die 
huber gemeinlich erkant in Kleinfranfenheim I. 745; erbitten u. erlangen fie IV. 
180 u. 182. ®. v. Bühl ib. 124: in dem jor 1443.. sint die huber mit 
einem keller einhellenklich zerat worden u. hant usz den drien gedingen eins 
gemachet u. hant das erste u. hinderste abgelossen. Also das von dishin 
öweklich alle jor sol gedings tag u. geding sin uff den obg. sunnentag, in 
aller massen u. rechten, als ob das selb geding drû geding wören; .. das 
sol alles dryveltig sin uff dem gedingstag, als ob das drü geding beschehen 
wäre. W. v. Lohmar ib. III. 24: dieweilen die herren von Bonn den hoffa- 
leuthen von vier dinklichen tagen drey nachgelassen, hat der lehenman be- 
willigt, uff den einen .. als vill zu verwircken .. als wan einer viermal aus- 
bleiben wurd. 
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begriffe fi vollziehen fehen. Sn Folge hiervon mußte ber Fortſchritt mit 
zeitweiliger Verbunfelung ber eigenften nationalen Grundanfhauungen und 
zum Theil mit der Zerftörung ihrer lichteften Vorzüge bezahlt werben. Allein 
dem aufmerkfamen Beobachter wird nicht entgehen, daß gerabe in neuefter Zeit 
die urfprüngliche Anlage unferes Rechtes fi innerhalb der davon unberührt 
bleibenden modernen Errungenfhaften wiedernm Bahn bricht und jene ſelben 
Keime fortentfaltet, welche die ländlichen Weisthümer fo unentwidelt und doch 
fo tren bewahrten. Darauf beruht die Hoffnung, daß wir nicht definitiv ben 
Staatögebanten mit dem Untergange der Rechtsnatur bes öffentlichen Rechts, 
ben Gefeßesbegriff mit dem Verluſt der Harmonie von Gejeg und Freiheit, 
die Selbftändigkeit des Privatrechts mit dem Siege des Subjektivismus, die 
Trennung von Recht und Moral mit der Zerftörung der dem Rechte imma; 
nenten Sittlichkeit, die fhärfere Zerlegung der Rechtöverhältnige mit ber Zer- 
reigung bes organifchen Zufammenhangs von Recht und Pflicht, die Wißen⸗ 
Ichaft und das Syſtem mit ber Abbrängung des Volles vom Recht und mit 
dem Zwielpalt zwifdhen Recht und Leben erfauft haben werben. 


8. 18. Willend- nnd Handlungsfähigkeit ber Geſammtheit 

A. Der Wille ift im Gebiet des Rechts die Seele ver Perjönlichkeit. 
Wie daher alle Eigenthünnlichkeiten des deutfchen Perfonenbegriffs in der Be 
ſonderheit des germaniſchen Willendbegriffes wurzelten, fo entfprach indbefontere 
der alten Borftellung vom Weſen der Sefammtheiten eine analoge Vorftellnng 
des Sefammtwillens. 

Das Ältere deutſche Recht kannte weber einen für ſich feienden abſtrakten 
Snbivibnalwillen, noch einen für fidh feienden abftraften Allgemeinwillen: es 
Tannte nur den Einen, die Momente ver Befonberheit nnd der Allgemeinheit 
in einander ſchmelzenden fittlich-gebuntenen Totalwillen. Cinerjeits daher gab 
es Fein abgeichlogenes Gebiet, in dem ber Einzelwille ſouverän gewefen wäre, 
fondern irgendwie wurde dieſer immer zugleich als das abhängige Glieb einer 
höheren Willensorbnung vorgeftellt. Andrerſeits aber eriftirte die höhere 
Willendordnung nirgend in einer von ihren individuellen Trägern abgelöften 
Sphäre, fondern manifeftirte fih überall als der konkrete Totalwille eines 
fichtbaren Herrn oder einer fihtbaren Gefammtheit. 

Daß alle Inhaber herrſchaftlicher, fei es öffentlicher fei es eigner 
Gewalt von dem Kaifer und ben Landesherrn bis zu Grafen, Vögten und 
Grundherrn die Träger eines perjönlihen Herrenwillen 8, in dem fi 
Gemeinheitliches und Individuelles untrennbar verbant, nicht aber die Drgane 
eines abftrakten Staatswillens oder eines anderen öffentlichen Allgemeinwillens 
waren, bedarf bier Feiner näheren Darfegung mehr. Cine wichtige Folge hier- 
von war, dag auch bei ihrer Willensvertretung die Mebertragung von indivi- 
duellem und von Sffentlihem Willen, die privatrechtliche Stelluertretung und 
das Öffentliche Amt von einander nicht gefchieben wurden; daß vielmehr jeder 
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Stellvertreter ober Beamte ein Stüd ber herrſchaftlichen Willensmacht in fich 
trug, ohne daß ſich innerlich ober äußerlich hierbei trennen ließ, ob und wie 
weit er mit fremdem inzelwillen begabt, ob und wie weit er zum Organ 
eined ben ganzen Verband burchbringenden und einheitlich bejeelenden öffent 
lichen Willens Serufen war. So ragte eine höhere Willensordnung in alle 
Lebenöfreife des Volkes hinein: aber fie kam Lediglich als der konkrete Wille 
ber fihtbaren Herrn und ihrer fihtbaren Vertreter zur Erſcheinung. 

Soweit umgelehrt das Genoßenſchaftsrecht reichte, war e& der Ge⸗ 
fammtwille, in weldem fi die ven Einzelwillen bindende und beichrän- 
kende hoͤhere Willensorbnung offenbarte. Auch der Gefammtwille aber war 
ber Wille eines konkreten und fihtbaren Subjefte. Er war zwar nicht bie 
bloße Summe vieler jelbftändiger Einzelwillen: er war aber ebenfowenig ber 
Wille einer von ihren Trägern abgelöften abftraften Einheit. Vielmehr war 
er der Wille der in greifbarer Weife zugleich viellöpfigen und einheitlichen 
Berfammlung. Er konnte daher ſchon äußerlich fo gut ein Wille der Gejammt- 
beit ober ber Gemeinbet), wie ein gemeiner Wille Aller oder ein vereinigter 
Wille der Genoßen?) genannt werben. 

Unter diefen Umftänden waren bie Willensafte ber verſammelten Gemeinde 
weder rein Torporative Gemeindebeſchlüße noch bloße vertraggmäßige Willens- 
vereinigungen, fonbern trugen ben Keim und die Möglichkeit von Beibem 
in fid. 

Einerfeit war ed nicht eine Summe für fih einen ifolirten Willen 
faßender und ausfprechender Judividuen, weldhe den Gemeinbewillen zu Stande 
brachte. Vielmehr war es bie zur Einheit verbundene Genoßengeſammtheit, 
welde unter ihren rechtmäßigen Borftänden an rechter Stätte und zu rechter 
Zeit in georbneter Weile fih Eines Willens bewußt warb und biefen burdh 
Einen Geſammtakt als ihren einheitlichen Beſchluß erflärte. Und ein folder 


Y 3. B. Kaltenbäd I. 172 8 4, 228 $ Bl u. Grimm, W. L 404 u. IV. 
277 8 8: mit der gemaind willen. Ib. V. 623 $ 3: mit der gemeind wissen u. 
willen. UI. 548 u. 824: mit der gemeinde rath. IV. 731, 767 $ 5, V. 5588 12: 
mit willen der gantsen gemeind. I. 35, 261, 824, 338: mit der gepursams willen. 
IV. 299 $ 6: mit der gepursams rath. Richthofen 688: umiversitas voluit. Ib. 
460: buta der meente rede. 518: by der mene meente rede. 405: hit ne se dat 
al dioe meente anders hiya wil. 1. ſ. w. 

2) So In ganz gleihem Sime wie in ben in R. 1 angef. Stellen 1808 6. 
Kindlinger, M. 3. ID, 2. 800: commmi omnsum commarchionum voluntate et 
arbitrio. Günther Il. 295: communs ommium consilio.e. ®rimm IL 484: zu 
allem irem willen. L 481: myt gemoynem rat, I. 575, III. 821, 822, IV. 568 8 
8: mit willen der mergker. I. 414: mit der margkis wissen u. willen. I. 279, 
ID. 656 u. 688: nach willen der nachburen. I. 881, 386, 865: mit der geburen 
rat u. willen. Ib. 687; mit der burger wissen u. willen Ib. 198: mit wissen 
u. willen der vogtlüde, TI. 394: lehenleute, III. 8 u. 10: Aorfslude, ib. 325: lan 
Iude, IV. 58: huober. II. 659: mit uaerm willen. N. f. w. 
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Beſchluß band auch bie Abwefenden?), unterwarf fich die widerftrebenben Einzel- 
willen, und beanfpruchte nicht blos bei ben gegenwärtigen, fonbern auch bei 
allen Fünftigen Gemeinbegliedern Geltung. 

Anbrerfeits jeboch blieb Jeder Willensakt der Verſammlung zulegt immer 
ein zujfammengefegter Willensaft der Derfammelten. Auch einen wirklichen 
Gemeindebeſchluß daher Tonnte man als das Refultat einer vertragsmäßigen 
Willensvereinigung Aller, einer einhelligen Uebereinkunft ber Genoßen unter 
einander, einer von Jedem genehmigten und befchwernen Vereinbarung be- 
trachten und behandeln‘). Die Bindung künftiger Gemeinbeglieder mochte 
man bann theils aus ihrer Stellung als Erben der jegigen, theild aus der 
von bem nen eintretenden Genoßen abgegebenen und beſchworenen Beitrittd- 
erflärung berleiten®). Abweſende mochten, foweit ber allgemeinen Dingpflicht 
gegenüber ihre Abwefenheit entſchuldbar war, durch Bevollmächtigte vertreten 
oder zu nachträglicher Zuftimmung veranlagt werden‘). Den Widerſpruch 
Einzelner endlich fuchte man, wie ſich bald zeigen wird, ſchon vor ber Be⸗ 
ſchlußfaßung zu befeitigen, damit der Beſchluß felbft den übereinftimmenden 
Willen Aller, den communis omnium consensus, in fidh enthalte. 

So wurde man fih des ſpecifiſchen Unterſchiedes zwiſchen Gemeindebe- 
ſchluß und gemeinfamer Willendvereinigung in keiner Weiſe bewußt. Man 
empfand darin nicht die Willensakte verſchiedener Subjekte, jondern den mehr 
oder minder einigen und gemeinen Willensaft berjelben Geſammtheit. Man 
ſchied wicht die freiwillige Selbftbindung ber bis dahin ungebundenen Ein- 
zelwillen und bie rechtönothwendige Willenebindung ber Glieder durch ben 
Willensentſchluß einer Höheren Geſammtmacht, fondern fah Hierin nur bie 
mehr oder minder hervortretende Macht der befonberen oder der gemeinfchaft- 
lihen Rechtsſphaäͤre. Allerdings baber ſtanden durch das konkrete Berbands- 


9 Grimm I. 518 (1885): zum rechten Jahrgeding bebarf es Feiner Labung; 
wers aber sache, das nymant me dar qweme dan dry mercker, der eine mochte 
die andern zwene bestedigen (d. h. zu Meifter u. Bogt wählen u. einfeken). Ib 
420: wan ein heimburg der merteil zwolff (bie Mehrheit ber Zwölfer) hat, so 
mag er wol richten, inmassen als obe er daz ganze gericht hette, u. sol das 
crafft u. macht haben. 1496 ib. IV. 856: in bywässentz der merteil tallüte, 
Küren der DOfter- u. Wefterhemmerite v. 1886 b. Richthofen 520 $ 2: wan die 
oldermans Öduersprake beden laten, foll Jeder bei Strafe ericheinen; ende wann- 
eer dat sie soeven bueren hebben, so moegen sie cluften; ende wes die meren 
deel der buren overdragen, die to buersprake komen, dat salmen stede vast 
holden. 

%) Bol. oben $ 9 N. 180: ain gantze gemain uberains worden; $ 16 N. 
2: fie komen by einander, um mit eynander zu sprechen; $ 17 NR. 84—37; 
auch $ 16 R. 8-12 u. 15. 

9 Bol. oben $ 17 RN. 88—41. 

e) Vol. oben $ 17 N. 48. 
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recht für die verſchiedenen Einzelbeziehungen verſchiedene Rechtsregeln feſt, welche 
bier das einheitliche und dort das vielheitliche Moment des Geſammtwillens 
zur Geltung brachten, den fehlenden oder abweichenden Einzelwillen hier zur 
Unterwerfung zwangen und dort als unantaftbar berückfichtigten; allein dieſe 
Regeln floßen nur ans ber dem Grade nach ungleichen Intenfivität ber ge 
noßenfchaftlihen Verbindung, aus ber ftärkeren Infammenfagung tes Rechts 
Aller zu einem bie Sonderrechte abjorbirenden Geſammtrecht oder dem jelb- 
ftändigen Fortkeftande der Sonderrechte innerhalb der Gemeinſchaft. Und über- 
dies bezogen alle ſolche Regeln fich hauptfächlich nur auf Die Mittel und Wege zur 
Erzielung eines Gefammtwillens, ber zulett immer als ber zugleich einige und 
gemeine Wille der fichtbaren Genofenverfjammlung in greifbarer Geftalt zur 
Erſcheinung kam. 

Nichts kann für dies Alles bezeichnenber jein, ald die eigenthümliche Art 
und Weije, in mwelder zuerft das Majoritätsprincip Eingang und Ber 
breitung fand. 

Ganz allgemein ftand im Mittelalter für alle genoßenſchaftliche Ange 
Vegenheiten, welche nicht bie feften Sonderrechte ber Einzelnen berührten, die 
Geltung des Stimmenmehrs feit, während Beſchlüße, die in die Sonber- 
rechte eingriffen, mit Einftimmigfeit gefaßt werben mußten. Mit ber 
mehren Hand wurden Urtel und Weisthümer gefunden”), mit bem mehren 
Theil wurden Wahlen vollzogen®), mit Stimmenmehrheit wurden Einungen 
und Gebote anfgerichtet?), durch Mehrheitsbeſchlüße follte in allen das Ge⸗ 


) Url. v.1258 6. &acomblet 11. 249: dicimus, generalem esse consueludinem 
terre et civitatum, quod minor pars sequatur majorem in sententiis. W. v. 
1458 6. Grimm L 257: bie Deffnung deö Gericht wird mit der meren hand 
anerkannt. Bgl. ib. 373. 389. 713. II. 324. 1341 ib. 361 f.: mehrere Urtel werben 
gefunden mit der meysten menge der scheffen u. der lantlude. 558: mehrteil 
der scheffen. IV. 200: wer daz merteill huber mit ir urtel an im hat, der 
hat daz recht gewonnen. 270. V. 109. 69.8 63. Kaltenbäd L 558 $ 9. 
Lappenberg, Alterth. S. 183 $ 16. Graf u. Dietherr, Rechtsſpr. 414f. 
Nr. 124-130. 

° Grimm I. 239 $ 1 (14. 3.): Keller wird, uff welhen dz meist gefellet. 
279: der amman wird gewählt mit der mehren hand. Cbenfo ib. 76 $ 11 ber 
Weibel mit der meren hande; auch 228. 1847 ib. 85: Zörfterwahl mit Mebrkeit. 
Bol. ib. 5. 35. 518. III. 411. 415 $ 2. 559 (1424): heimburger .. wen die 
gemeinde koset o. der merer theil unter ihne. 1400 ib. IV. 279 $ 2: die 
husgenossen wählen den Weibel mit der meren hant. Ib. 824 8 7 (vor 1346): 
lucarius... eligi debet a majori parte... et qui affectat eligi, non habet vocem 
in electione. 365 $ 3: bie Vierer werden gefegt mit der meren hand der ge 
bursami. 394 $ 16: man soll einen amptman in dem freyenampt wellen u. 
verlieren mit der meren hand der genossen. 

% Grimm I. 645 (1378): die gepurschaft alle oder ir merer teil . . setzent 

einung. 257. 389. III. 861. 645. IV, 277 (14 5.): fein Bann, es sige denn 
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meindevermögen ober das Gemeindewohl berührenden Dingen tie Minderheit 
gebunden werbeg!%. Sobald aber in irgend einer Beziehung feite Sonder- 
sechte anerkannt waren, follte darüber nur mit voller Einhelligkeit aller Ein- 
zelnen verfügt werben koͤnnen 11). 

Allein auch dieſe Sätze waren Teineswegs ber Ausbrud einer bemußten 
Unterſcheidung vertragsmäßiger Willenseinigungen und Torporativer Ent- 
jhließungen, fondern fie unterihieben nur, ob bei ber Bildung bes Gefammt- 
willens die ſämmtlichen ihn bildenden Einzelwillen erheblich waren oder nicht. 
Es war in beiden Fällen ein Gefammtwille, der zu Stande kam: der Unter- 
ſchied lag nur darin, daß in dem einen Falle jeder Einzelne wegen der Stärke 
ſeines Sonderrechts das Zuftandefommen eines Gefammtwillens zu hindern 
befugt war, während in dem andern Falle umgefehit her Einzelne wegen der 
Stärke der Gemeinſchaft die Pflicht Hatte, feine Beihülfe zur Erzielung eines 
Selammtwillens in beftimmter Weife zu gewähren. Deshalb wurde einerfeits 
bie einbellige Willenserklärung Aller regelmäßig in die an fi damit nicht 


daz daz dorf u. die gemaind all oder sy der mertail den uf setzend. Ib. 284 
$ 25. 308. 879 $ 37. 

10) Eächſ. & R. IL. 55: swat so die burmester schept des dorfs vromen 
mit wilkore der merren menie der bure, dat ne mach der minre deil nicht 
wederreden. Ebenſo Schwaͤb. 8. R. (2.) ec. 214; Rupr. v. Freiſ. Landr. c. 142. 
Glarner Landesſatz. v. 1387 5. Blumer I. 562: was ouch die landlüt gemein- 
lich überein koment, wz do dz mer under inen eins wirt, dz sol war u. stät 
beliben,. Und sol der miner teil dem merenteil volgen u. in dien sachen nicht 
sumen. Dz selb sol jeklichem tagwen in unserm land behalten sin. Grimm, 
W. 1L 78 8 3-34. 114. 139: wass dass dorff zeschaffen hat. 168: was under 
den gnossen das meer würd, das sol der minderteil halten. 213. 513. IH. 
179. IV. 881 $ 4. 874 $ 25: dirre hof het och daz recht, wez der merteil 
under den gnossen uber ein kumpt, daz sol der minre teil stette han. V. 
105: u. was da unter inen das mer wird, das sol man halten. 1488 ib. V. 
144 $ 27: wen man ain gemaind hat, was dan das mer in der gemaind wirt, 
dem sol der minderteil nachvolgen. Kaltenbäd 1. 154 8 32. 158 8 19. 
Graf u. Dietherr 75f. Nr. 55—57. — Ueber Mebrbeitäbefchlüße in Angelegen- 
beiten ber gemeinen Mark, insbefondere bei Eigenthumsverfügungen über diefe vgl. 
oben $ 10 ©. 230—231. 

1) Bol. über die Fälle, in denen Einftimmigfeit in Markangelegenheiten ge- 
fordert warb, oben $ 10 ©. 231f. N. 154—160. Das allgemeine Princip wird 
audgefprocdhen in den W. v. Embrach (ib. N. 154) un. Berg (Grimm IV. 821 8 
4): u. was darumb das mer wirtt, dem sol menglichs gestragx nachgan, es 
wurde dann etwas damit beschwert, der mag es mit recht widertriben (al. witer 
triben). Ebenfo im Wefterwolder Landr. c. 10 8 1 5b. Richthofen. 269: alle 
buerwillkoer is vry; waer die twe deel hen wellen, daer sal die derde 
volgen, dat enweer, dat de derde deel mede verdorven worde, dat die richter ende 
twalven mede kennen, ende sollen dat dan maken, dat het ene gemene 
orber worde. 
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identifche Form eines einftimmigen Gemeindebefchlußes gefleidet; fie wurde als 
ein genoßenfchaftlicher Akt von der auf dem echten Dinge werfammelten, in 
ihrer Gliederung und Verbindung als Einheit tätigen Geſammtheit vollzogen 
und mit Einem Munde verfündigt; fie reihte ſich als gleichartiger Aft ben 
Torporativen Gemeinnehandlungen au. Anbrerfeits aber wurde ber Mebrheite- 
wille nicht als die verfagungsmäßige Erſcheinungsform eines abftraften Körper: 
ſchaftswillens, ſondern lediglich als ber gemeine Wille bes überwiegenden 
Theiles der Berfammlung aufgefaßt; er ſetzte fi burd, weil er von ben 
wiberftrebenden Theilen des gefpaltenen Geſammtwillens ber flärfere war; bie 
Minderheit ſollte geſetzlich verpflichtet fein, ſich der Mehrheit anzufchließen, 
damit zulegt auch bier ein gemeiner und einiger Geſammiwille vorliege. 

Wie in alter Zeit im Waffengeklirr oder Geſchrei der Mehrzahl die ab» 
weichende Meinung Weniger verballt und zuletzt nur Eine Billensäußerung 
ber Vollögemeinde hörbar geworben war: fo bildete auch jett bie einftimmige, 
unwiberfprocdhene, „mit Einem Munde" abgegebene Erflärung bei jeder größe 
ren Berfammlung burdaus die Regel, indem ber offenbar überwiegenden 
Willengmeinung ber Genoßen gegenüber ber Einzelue feine abweichende Mei- 
nung für fich behielt, den laut gewordenen Widerſpruch fallen ließ, äußerften 
alles aber wol auch jebt noch vom lauteren Zuruf der Menge übertönt ward. 
Kam es aber zu einer fihhtbaren und ausgeiprochenen „Zweiung‘ bes Willens, 
fo trat jebt am die Stelle ber ehemaligen Entiheidung durch thatſächliche 
Uebermacht ober Waffengewalt die Entſcheidung durch das Geſetz. Ehemals 
hatte der ſtaͤrkere Theil den ſchwächeren in feinen Willen gewaltſam hineinge⸗ 
zwungen: die Anerlennung des Majoritätsprincips war urfprünglih nichts 
weiter, als die Verwandlung bes thatjächlichen Zwanges in einen Rechtszwang. 
Das Geſetz jelbft Tegalifirte jeßt ben Auſpruch des Mebrheitswillens auf Geltung, 
weil er ber ftärkere war; das Geſetz verpflichtete die Minderheit, fich dieſem 
Willen anzuſchließen; das Gefe vermittelte jo auf frieblihem Wege bie De 
jeitigung des Zwieſpalis und die Herftellung eines einigen Gejammtwillens. 

Deshalb war zunächft eine genaue und mechaniſche Abzählung in ben 
meiften Fällen ſchwerlich üblich. Vielmehr verlangte man regelmäßig eine 
überwiegende und offenbare Mehrheit. Wiberfpradh eine durch Stel» 
lung oder Zahl bedeutende Minderheit, jo Tonnte dadurch das Zuftandefonmen 
eined Gefammtwillens überhaupt gehindert werden 12). Trennten fi umge 
kehrt nur wenige und vereinzelte Stimmen von ter Gefammtheit ab, jo ſchien 
biefe davon in ihrem Weſen nicht berührt und es ſchien trotzdem eine ges 
meine Meinung „Aller“ vorhanden zu lein!®). Auch wurben die Stimmen 


15) Vgl. def. über die Nefultatlofigkeit der genoßenfchaftlichen Gerichtsbekun- 
dung in folchem Falle Laband, vermögensr. Kl. 224 N. 28; Brunner, die 
Entf. der Schwurgerichte 125. 289 —290. 370. 

13) So wirb 1477 b. Grimm I. 889 regiftrirt, daß bei einem Weisthum ber 
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oft mehr gewogen als gezählt! Wurden fpäter feftere Zablenregeln einge- 
führt, fo verlangte man vielfach für alle ober body für wichtigere Fälle eine 
Zweibrittele- oder Dreiviertelmehrheit15). Und zuletzt konnten aus bemfelben 
Keime ter alten mit gemeinem Munde von einer Gefammtheit abgegebenen 
Willenserklärung fi Die verfchiebenften Syiteme von der Geltung ber ein 
fachen Mehrheit der Erſchienenen 10) His zu dem Erforberniß voller Einftim- 
migfeit entwideln!?), 


Gemeinden von 4 Dörfern Etliche and Loßburg abweichender Meinung find; es 
beißt aber trotzdem, fie wüsten allgemainlich u. yeder insonnderheit. In Lauterbach 
1841 ib. III. 861 befunden Schöffen u. Landleute des Gerichts eiblich das Recht 
- bes Stifte u. des Vogts; auch hier wirb eine von der Ausſage der meysten 
menge abweichende Ausſage zweier Männer vermerkt, aber ala unerheblich 
behandelt. 

“,W, v. Höngg v. 1838 6. Grimm I 5: Meier u. Huber wählen ben 
Börfter. Stimmen aber Meier u. Huber nicht überein o. ſcheiden ſich die Huber 
mit Stimmengleichheit, fo fol der Probft. denjenigen ſetzen, der in den dorflüten 
u. dem dorf allernützet dunket, also dass er in derselben mishelli ansech, 
wer der merteil sie an gut u. an eren (kann auf bie Stimmenden oder auf ben 
Kandidaten bezogen werden). Kaltenbäd L 154 8 82 u. 158 $ 19: jeber Berg- 
genoße ſoll gänzlich Kalten, was in jedem perktaiding nach gemaynem rat des 
pergmaisters, der vierer u. aller perggnossen oder des maisten und vernuffigisten 
tails der perggnossen zu ainem merklichem gemainem nucz des pergs auf- 
geseczt o. zu underkomen ains gemain merklichen schadens verpoten wirt, 
bis etwa auf einem andern Bergtaibing ber mebre und vernünftigere Theil ber 
Derggenoßen es widermft o. anders feßt. 

29) So fordert dad Wefterwolber Landr. bei allen Bauerlüren bie Mehrheit 
von zwei Dritteln, oben N. 11. Bgl. Richthofen 330: sa hwer sa thi twed- 
nath (%) se uppa enne kere kemen, thetti thirmenat (das dritte Drittel) folgie. 
Ebenſo in DOftbevern das W. v. 1889 f. Marlangelegenheiten: wess de holtgreve 
u. de twe dele van den marckenoten overgedreget, dat se menet, dat der 
marke beste si, dess sal de derde del mit en volgachtig sin; Kinblinger, 
M. 2. IH. 378 u. 384; Grimm DI. 179 In Malters (14. 3.) ib, IV. 379 $ 
37 fol ber Meier leine Einung u. Beinen Bann über Holz u. Feld feßen ober aus⸗ 
laßen, won mit der gnossen zwen teil willen, oder wen es die zwen teil uber 
ein koment. — Bgl Oelrichs, Samml. ber Geſetzb. Bremens 65: wes den dre 
over en dreget, dat ‚scal de verde stete holden. — In Pieffingen fordert das 
®. v. 1844 b. Grimm V. 875 $ 27 u. 28 in einem gewählten Kolleg v. 13 
Bidermannen eine Mehrheit v. 10 Stimmen. 

16) Bol. die Stellen in N. 8. Kaltenbäd I 583 8 9: ob ein urtail chrieg- 
haft wurde, welichs tails mer ist umb an man, der tzeucht fuer. 

19 Man vgl. bei. den von Brunner a. a. D. S. 364371 geführten Nach⸗ 
weit, wie aus ber fränf. u. älteren normann. Sitte, ſich zwar mit einer offen 
baren u. überwiegenden Mehrheit der Fragegeſchwornen zu begnügen, im Balle 
ernfterer Zweiung aber bas Verfahren als refultatlos anzufehen u. zu wieberholen, 
einerſeits im fpäteren normann. Recht bas Erforderniß ber Vebereinftimmug von 
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Soweit nun aber ferner das Majoritätsprincip galt, erflärte es keines⸗ 
wegs den Mehrbeitswillen einfach für ben Gefammtwillen. Bielmehr Iegte eb 
in regelmäßig wieterfehrender Formulirung der Minderheit die gefegliche Pflicht 
auf, das von der Mehrheit Gewollte gleichfalls zu wollen. Die Minderheit 
follte der Mehrheit nicht wiberfprechen!®), fie follte ihr „folgen**®), d. h. fie 
follte fi ihrer Willensmeinnng zuftimmend anfchliegen?%). Es erichien als 


11 Stimmen unter 12 unb fodann bei ber englifchen Inry das Erforderniß voller 
Einftimmigteit hervorwuchs, andrerſeits aber für gewiße (beſonders poſfſefſoriſche) 
Proceße im normann. R. bie Geltung einfacher Mehrheit (7 von 12) ſich entwickelte. 
— Bol. auch die v. Stobbe, Pr. R. 123 R. 8 allegirten Greiföwalber Etat. 
v. 1450 tit. 1 $ 1, welche, während fonft gerade für Alte ber Autonomie das 
Majorititsprincip allgemein durchgebrungen war, Abänberungen der Rathsſtatuten 
bei Widerſpruch eines Rathéherrn für unzuläßig erflären; wente wat allen an 
roret, dat schal sunder aller willen nit wandelt werden. 

18) Bol. Sächſ. 8.8. H. 55 (in N. 10). Schwäb. 2. R. c. 214. Rupr. 
v. Sreif., Landr. c. 142. W. v. 1484 b. Grimm I. 189: da sol der minder theil 
dem mehren volgen, ohn widersprechen. 

9) Ur. v. 1258 in R. 7: minor pars sequatur majorem. Glarner Landes⸗- 
fat. v. 1887 in N. 10. Wefterwolder Landr. in N. 11: waer die twe deel hen 
wellen, daer sal die derde volgen. Richthofen 484: dy minre deel dae 
mars ti folgyana; auch die frief. Küre in R. 15. Grimm, ®. IL 179 in 
N. 15; V. 1448 2 in R. 10. Ib. I. 78 85 83 u 34: was der merteil über- 
einkompt, das soll der minderteil folgen. 139 (N. 18). 149: daz der meyst 
von den hoffjungern uberein werde, waz m. h. v. Einsidien u. dem dorff 
nutzlich u. erlich ist, des sol der minder teyl dem meren volgen. 1495 ib. 
213: wenn och zuo B. ain mers an ainer gemaind, darumb ain gemaind ge- 
sampt ist, funden wirt, so sol das minder dem meren volgen. 1885 ib. 513 
worden die mercker icht zu rade von der marck wegen u. sprechen, das en 
das beste u. das notzeste wer, u. darumb dan cweyhen worden, so sulden 
die mynsten den meisten folgen, u. sulde vorgang han. Cbeufo bei Wahlen: 
worden sie eindrechtig, das wer wol u, gut; wurdin sie aber nit eindrechtig, 
das sie cweihende worden, so sulden die mynsten den meisten folgen u. 
solde vorgang ban. Ib. 713: war die meiste menige under den allen hin- 
fellet, da soll man hin volgen. IV. 284 8 25: alz den der merteil überein 
kumpt u. waz der merteil dar inn tuot, daz sol der minderteil volgen. 308: 
was der merteil wil, sol der minderteil volgen. 1420 ib. V. 109: werben 
mehre Urtel, so sol je die minst der meren volgen. — Auch heißt es, bie Min- 
derheit folle der Mehrheit „nachgehen“, Grimm I. 114 u. IV. 821 8 4 (R. 11). 
Oder fie ſolle den Beſchluß jener „halten“, „fet halten”, 3. B. ib. I. 105 u. IV. 
374 8 25 (in R. 10); Bremer Stat. in N. 15; Kothing, Schwyzer Rechtsq. 
349 8 44: was die merer hand machet, dz soll die mindre haltten. 

”) Daß dies unter bem Bilde bes „Folgens“ gemeint ift, ergibt 3. ®. bas 
W. v. Treyfe v. 1340 6. Grimm I. 810: sententia per approbationem et collau- 
dationem communem, quae volga dicitur, ab omnibus et singulis stabilita. Bol. 
auch Grimm, R. A. 864—865 u. die folg. Noten 24—27. 
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eine genoßenſchaftliche Pflicht der Einzelnen, überall da, wo nicht etwa in ihr 
Sonderrecht eingegriffen ward, ben Sonderwillen zuleßt dem überwiegenden 
Semeinwillen unterzuorbnen. Wenn aber fo die Minderheit ihren Widerſpruch 
aufgab und den Willen der Mehrheit zum ihren machte, jo waren es zulegt 
troß anfängliher Zweiung dennoch Alle, welche einen gemeinen und einigen 
Willen erlärten?!). Nur fo begreift e& fih, daß troß der wiederholten und 
nachdrũcklichen Betonung bed Mäforitätöprineip, zu der doch ein Bedürfniß 
getrieben haben muß, in faft allen Urkunden und Weisthümern und nur ge- 
meine, gefammte, einhellige ober einmünbige Rechtseröffnungen, Urtel, Wahlen, 
Beſchlüße u. ſ. w. überliefert werden?®). Hier wird eben nur das fchliegliche 
Reſultat mitgetheilt, welches vermoͤge jener allgemein verbreiteten Rechtsvor⸗ 
fchrift dadurch zu Stande kam, daß die überftimmte Minderheit den Mebrbeits- 
willen durch ihren Beitritt zum Gefammtwillen machte. Blieb aber die Min- 
derheit bebarrlich in ihrem Widerſpruch, jo begieng fie Damit vielleicht ein ftraf- 
bares Unrecht: ein eigentlicher Gefammtwille indeß kam dann überhaupt nicht 
zu Stande). 

In befonders klarer Ausprägung treten diefe Anſchauungen bei Meinungs» 
verſchiedenheiten unter Urtelöfindern hervor. Yindet ein Schöffe oder ein urtels⸗ 
berechtigter Genoße ein anderes als das zuerit eingebradhte Urtel, jo behält 
derjenige fein Urtel, welhem die mehre Kolge wird”). Nachdem aber bie 
Mehrheit Lonftatirt ift, fliegen fi dem Mehrheitsurtel auch die urfprünglich 
Diffentirenden unter ausdrüdlicher oder ftillichweigender Aufgabe ihres Wider⸗ 
fpruches zuftimmend an, wie bies bisweilen fchon im Voraus von den Ein- 


21) Daher wird 3. B. in ben W. v. Altenshaslau v. 1854 u. v. 1461 8 2 
b. Grimm I. 411 u. 415 von ber Wahl des Gentgrafen gejagt, eö folle über die 
Borgefchlagenen abgeftimmt u. bei Stimmengleichheit von den Märlern dem einen 
eine Körftimme zugelegt werben; wer aber fo die meiften Stimmen babe, den follten 
dann bie Märker gemeinlih zum Gentgrafen wählen. Bgl. auch oben N. 13 m. 
unten R. 26 u. 25. 

22) Bol. unten R. 82, 85 u. Y5f. 

23) In ſolchem Falle tritt dann meift höhere Entſcheidung ein; vgl. unten N. 27. 
Bel. anch W. v. Rümlang b. Grimm V. 332 8 2: einhellig können bie Huber 
bannen, Eönnen fie ſich aber nicht vereinigen, indem bie Einen dabei bleiben, zu 
fügen „wir sond bannen“, die Anbern, zu fagen „wir sond nit bannen“, fo mag 
ed bie Minderheit vor die Aebtifjin ziehen, wer joch des minren teils nit mer 
denn einer 0. zwen. 

2) Sächſ. Landr. U, 12 8 10: wedersprict en die vulbort unde vint he 
en ander ordel, svelker die merren volge hevet, die behalt sin ordel. Schwäb. 
taudr. c. 116 u. 172: zerhellent die zwelfe under ein ander umbe ein urteil, 
so sol die minri menge der merren volgen. Richtſt. Landr. c. 49 $ 4: we 
den de merer volge heft de behalt dat ordel. Kaltenbäd I 353 89 
(NR. 16). Rappenberg, Hamb. R. A. 188 $ 16: welcker de mesten volghe 
hefft, de beholt syn ordel. Bol. oben N. 7. 
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zelnen erkläͤrts) ober ganz allgemein von den Schöffen im Voraus verſpro⸗ 
hen wird). So wird fchlieglih durch allgemeines „Vollwort” ein „ger 
meine“, „gelammtes‘, „einftimmigeö* Urtel erzielt, das nun uuanfechtbar 
baftebt?7). Allein der abweichende Urtelöfinder ober Genoße kann auch anders 
verfahren, wenn er im Gegenfaß zu einem bloßen Meinungöftseit bas von bem 
UAndern gefundene Urtel für ein rechtswidriges und unter allen Umftänben 
unannehmbares hält. Dann kann er durch eine nicht dem Zeitpunkt, ſondern 
ber Art nad) verſchiedene Erklärung das Urtel , ſchelten“ ober „verwerjen“ 39), 
Daburd erhebt er den Vorwurf ber Rechtswidrigkeit und erflärt auf eigne 
Gefahr Hin, dem Mrtel niemals, auch nicht wenn ihm bie meifte Folge werben 
ſollte, fich anfchliegen zu wollen?%). In diefem Kalle kommt ein gemeines Urtel 
nicht zu Etande?) Damit aber ift die Möglichkeit eines Urteld durch biefes 


”) So ſpricht nad Richtft. Lehner. 9 5 5 der im Lehnsgericht ein abweichen. 
bed Urtel findende Mann jeine Zuftimmung zu dem fich ergebenden Mehrheit 
urtel im Voraus mit den Worten aus: dit duchte mi to lenrechte rechter sin, 
wes aver juwen mannen duncket, des volge ick gerne. 

”) So enthält in Horubach b. Grimm V. 690 8 63 ber Schöffeneib bas 
Beriprechen, ex werde sein eidgesellen der meinsten parteien mit urtheil nach- 
volgen. Ebenſo verſpricht in Burtſcheid ib. II. 824 ber nee Schöffe: zum 
dritten sall auch den meisten stimmen folgen, doch seine stimme darumb u. 
gutdünken ihme nicht nachtheilig sall sein. — Bol, auch das Verſprechen ber 
Schöffen u. Räthe in Seligenftabt 1377 ib. I. 507, nie, wenn ein Mehrheits⸗ 
befhluß zum Schaden ausichlägt, außerhalb des Rathes die Mitverantwortung durch 
die Berufung barauf ablehnen zu wollen, daß man bei ber Beſchlußfaßung nicht 
zugegen geweſen fei o. mit ber Minderheit geſtimmt babe. 

27) Bol. oben N. 20. Auch Zöpft, R. G. 5 126 R. 97, u. über die Aus⸗ 
brüde gesamint, einhelliges, gemeines urteil, sententia communis, generalis 
n. f. w. ib. N. 90 u. 96. 

) Bol., im Gegenfap zu ben in R. 24 amgef. Stellen, über das ſächſ. 
„Schelten? Sädf. L. R. I, 1888; II, 128 4-6, 8, 11—15; II, 69 8 3; 
über das fhwäb. widerwerfen, verwerfen, widersprechen Schwäb. Landr. (.) 
c. 114, 116, 172; fhwäb. Lehur. c. 18, 128, 181. Auch Homeyer, Syſt. 
8 87—88; Zöpft $ 126 Nr. 11 u. 12. 

*9) Yinterliegt daher ber Scheltende, fo muß er wegen feines ungegränbeten 
Borwurfs Wette u. Buße zahlen; Sächſ. Landr. II, 12 5 5; fächl. Lehur. a. 69 
8 11; Richt. Landr. 50 5 6—8; Richtſt. Lehur. 37 $ 7, — während davon 
berjenige, der nur ein abweichendes Urtel findet u. mit feiner Meinung in ber 
Minderheit bleibt, befreit iſt; Saͤchſ. Landr. I, 12 8 10; ſächſ. Lehnr. 69 8 8; 
Börliger Landr. & 47 $ 20: swer einis orteils nicht ne volgit, das manige 
liute volgint unde doch in unrecht dunkit, der ne darf deme richtare wettin 
noch den volgerin busze geben. — Hiermit hängt dann vor Allem auch bie 
Möglichkeit des gerichtlichen Zweilampfes um ein gejcholtene® Urtel zuſammen; 
Sächſ. Landr. II, 12 8 10; Lehur. 69 8 8. 

”) Sächſ. Landr. I, 18 5 8. Cs wirb überhaupt gar nicht um vulbort ge- 
fragt; ib. 11, 12 9 14; Schwäb. Lanbr. c. 172. 
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Gericht überhaupt zerftört und es tritt fer Zug an ein höhered Gericht ein, 
welches nun zugleich entfcheibet, ob der dem Mehrheitswillen Trotzende mit 
Recht oder mit Unrecht die Unterwerfung geweigert bat. Erſt in fpäterer Zeit 
find allmälig diefe in ben Rechtsbüchern noch ſehr Flaren Unterfchiebe ver- 
wifcht worben 31). 

Wie bier überall, fo machte fi fchlieglih vor Allem auch bei ber 
Willensvertretung einer Gefammtheit die Auffaßung des Gefammtwillens 
als des Willens ter zugleich einheitlichen und vielheitlichen Berfammlung geltend. 
Gleich einem Einzelnen kann auch die Gefammtheit nach dem deutfchrechtlichen 
Princip ber freien Stellvertretung ihren Willen in einen Andern hineinlegen, und 
es Tönnen babei bie verjchiebenften Abftufungen von einfacher Vollmacht bis 
zu befinitiver Willensentäußerung vorkommen. Allein auch hierbei wird in 
allen Fällen die Geſammtheit als die konkrete Genoßenverſammlung gebadht, 
fo daß zwar keine bloße Vertretung aller Einzelnen, ebenfowenig aber ein kor⸗ 
poratives Willensorgan der Genoßenſchaft als folcher entfteht, beide Momente 
vielmehr ungetrennt in einem unentwidelten Doppelbegriff dur einander 
liegen. Die fehr erheblichen praktiſchen Folgen biervon werben ſich fogleih 
bei &rörterung der Gefammthandlungen beraußftellen. 

B. Die Handlungsfähigkeit der alten Genoßenſchaft war mit ihrer 
Billensfähigfeit gegeben. Eine Handlung ber Genoßenſchaft felbft Yag in 
jeder unmittelbaren Geſammthandlung. Soweit aber eine folde unthun⸗ 
ih war, bedurfte fie der Stellvertretung. 

J. Eine Sefammtbandblung Tag überall da und nur ba vor, wo 
bie Berfammlung der Bollgenofen ala ein koukretes und filhtbares Kollektin- 
weien den Gefammtwillen zur That machte. Diefe Berfammlung aber war 
weber bad Tollegialifche Organ einer von ihr verfdhiedenen Torporativen Einheit, 
noch eine bloße Summe von Individuen: fie war vielmehr die Genoßen⸗ 
ſchaft jelbft, welche in ihrer Kotalität als eine zur Einheit verbundene Biel- 
beit greifbare Geftalt gewann. 

Deshalb war zunähft bie Vornahme genoßenſchaftlicher Geſammthand⸗ 
lungen nicht, wie bei den Mitgliederverfammlungen der entwidelten Körper 
haft, anf eine beftimmte Berfammlungsform befhräntt. Vielmehr waren 
zwar, folange bie Genoßen zerſtreut waren, nur iſolirte Sonderhandlungen 
ber Einzelnen möglid. Sobald aber bie Genoßen irgendwie in georbneter 
unb rechtmäßiger Weiſe vnerfammelt waren, ftellte ihre Verſammlung nicht 


29 So 3. D. offenbar fon in dem W. v. Dornhaim v. 1417 6. Grimm 
I. 873, wonad ber, weldher die minren urtail hat, fein Urtel in das nädft- 
gelegene Ding ziehen mag. Ebenfo nah dem W. v. Binzifon v. 1135 ib. IV. 
2370 9 2, wonach ber Mindertheil die Sache vor das nächfte Ding bringen Taun; 
gibt auch biefes der Mehrheit Recht, fo bleibt es dabei; erhält aber bier bie frü⸗ 
here Minderheit dad Mehr, fo kommt die Sache zur definitiven Entſcheidung an 
das dritte Ding. 
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blos die vereinigte Vielheit, ſondern zugleich das organiſch gegliederte Verbands⸗ 
ganze dar. Wie ſchon in älteſter Zeit das Volk als Heer und als Gericht, 
als Opfer⸗ und Feſtverſammlung gleichmäßig fein einheitliches Leben mani⸗ 
feſtirt hatte, fo kam auch in ſpäterer Zeit die Dorf⸗, Mark⸗, Hof-, Gerichts⸗ 
oder Landesgemeinde in der verſchiedenſten Weiſe als handelnde Genoßenſchaft 
zur Erſcheinung. Sie ward vor Allem ſichtbar auf den ungebotenen und ge⸗ 
botenen Dingen. Aber es war dieſelbe Gemeinde, welche als ein lebendiges 
Ganze handelte, wenn fie aus irgend einem außerordentlichen Anlaß dem Ruf 
der Gemeindeglode folgte; wenn fie mit gemeiner gewaffneter Hand die Marf 
vertheidigte; wenn fie mit wereinigter Kraft ber Seuerögefahr wehrte, deu Deich 
gegen die anbrängende Fluth ſchirmte oder ven Mipethäter verfolgte; wenn 
fie zur Heeres oder Gerichtöfolge unter ihrem Borfteher dem Herren⸗ ober 
Landesanfgebot zuzog; wenn fie irgend öffentliche, gemeine oder berrichaftliche 
Dienfte und Frohnen mit gefammter Hand verrichtete; wenn fie das ber 
Gerichtsfitzung folgende Gelage oder eine andere öffentliche Feſtfeier be⸗ 
gieng?). 

Sn allen diefen Fällen nun aber handelte fie ald Geſammtheit alter Art. 
Sie handelte daher in größerer oder geringerer Gemeinfamkeit, jo daß in dem 
einen Galle mehr die Einheitlichkeit des Geſammtaktes hervortrat, in dem 
anderen alle die denfelben bildenden Einzelbandlungen im Vordergrunde blieben: 
der begriffliche Unterfchied aber zwiſchen der Einen Handlung eine Tollegialifch 
gebilteten Körperichaftsorganes und einer Summe gleichartiger Sndivibual- 
handlungen blieb dabei latent. Es ſchien dieſelbe Geſammtheit zu fein, welde 
richtete und ftrafte und welche die Bußen vertranf, welche eine Wahl vollzog 
und welde gemeinſam frohnte oder den Zins am Dingtage zu Hofe trug. 
Während daher einerjeitd auch bei bloßen gleihartigen Individnalhandlungen 
die genofenfchaftliche Gliederung und Verbindung ſich geltend machte und kei- 
jpielsweife gleihartige Abgaben in genoßenjchaftlicher Form entrichtet, gleich 
artige rohndienfte in ber Gemeinde geleiftet wurden?®), betrachtete man 
andrerjeitd die Forporativen Gemeindehandlungen, mochten ed nun Alte der 
- Gefeßgebung oder Gerihtebarfeit oder mochten e8 Zahlungen und Leiftungen 
fein, immer zugleih als gemeinjame Handlungen Aller, und legte beifpiels- 
weife bei ter Bollftredung eines Todesurtels durch die Gemeinde einen fo 
buchſtäblichen Accent auf die wirkliche Mithandlung Aller, daß babei jeder 


— 


2) Daber wird b. Kaltenbäd 1. 35 8 62 ganz gleichgeftellt: wann die 
nachbahrn in beysamblung sein, es sey auf hochzeithen 0. herrn geschüften o. 
gemainen nut. Ebenſo 231 $ 66. Bgl. auch W, der Nortrupper M. b. Grimm 
III. 210 8 4: e8 follen de gemeinen markgenoten sambt den maelluden u. 
schulten ein dbaurmail holden u. alwo in sanpt fromdt guit fremdes Vieh) na 
vermoge der weiden verloven u. innemen; vyl. ib. 211 $ 16. 

33) Bol. oben $ 15 N. 19. u. 32f. 
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Einzelne den tödtenden Strid mit der Hand berühren jellte*). So war es 
denn auch möglich, dag diefelbe Geſammthandlung im Laufe der Zeit, wenn 
eine genauere Fixirung ber in ihr enthaltenen einheitlichen und vielheitlichen 
Momente eintrat, bier fi zu einem durchaus einheitlichen Torporativen cder 
Tollegialifchen Akte verbichten,. dort fi in eine Summe völlig ijolirter Einzel- 
banblungen auflöjen, dort endlich bei irgend einer der zwiſchen dieſen beiden 
Ertremen liegenden zahlreichen Uebergangsformen ftehen bleiten konnte ꝰ). 

Im Zujammenbange hiermit fteht es, daß für bie verjchiedenartigen Zunf- 
tionen des genoßenſchaftlichen Lebens Feine ftreng gefonberten und verjchieben- 
artigen Verfammlungen beftanten, fondern die verfammelte Genoßenſchaft alle 
ihre Angelegenheiten auf demſelben Dinge durch unmittelbare Gejammthand- 
[ungen erledigen konnte. Soweit das Recht einer beftimmten Berjammlung 
überhaupt reichte, waren nicht nur gerichtliche, antonomiſche und abminiftrative 
Funktionen völlig ungefchieden, fondern dieſelbe Berfammlung traf auch ver 
mögendrechiliche Verfügungen unb ſchloß privatrechtliche Verträge ab; und fie 
nahm nicht blos Rechtsakte vor, fonbern fie handelte zugleich als ein wirth- 
fchaftliches, religiäfes, Attliches und fociales Ganze. 

In diejer alljeitigen Thätigkeit war bie Genogenverfammlung durch keine 
anbere Kompetenzgrenze als durch die Grenze bes Verbandsrechtes jelber be» 
ſchränkt. Sie Tonnte daher in höheres Herrenrecht oder felbftändige Sonber- 
rechte natürlich nicht eingreifen: innerhalb derjenigen Macht- und Nechteiphäre 
aber, welche überhaupt ber Genoßenſchaft offen ftand, war fie ſouverän. Denn 
fie war nicht das hauptfächlichfte Organ des Verbandes, fondern der Berband 
jelbft. Sie handelte nicht als ein verfaßungsmäßig zur Erfüllung beftimmter 


9) Bol. oben $ 15 N. 63 u, betreffö der Identificirung ber handelnden Ge⸗ 
meinde mit „Wilen” überhaupt 8 15 n. 16. 

3) Biele Beifpiele find fchon vorgefommen, 3. DB. bei ben gemeinen Einnah- 
men u. Ausgaben, Zindzahlungen, Dienftleiftungen u. |. w.; bei den Beftfeßungen 
u. Bekundungen des Ortöredhtö; bei ben zwifchen Torporativer Gemeindenugung und 
ifofirter Sonbernugung liegenden, zuletzt oft in das eine ober anbere dieſer Ex⸗ 
treme umfchlagenben Benutungsformen ber Allmeube u. |. w. — Einen höchſt inter- 
efjanten Beleg für das Gefagte aus dem Gebiete bed Proceßrechts bietet die Ge⸗ 
ſchichte der Bildung bed Wahrſpruches der Gefchwornen. Uns derſelben, ben 
Doppelten Keim noch in Einer bald mehr gemeinen und bald mehr geſonderten Ge⸗ 
fammtbelundung umfchliehenden fränkifchen Imquifitio gieng zuletzt, wo bas In⸗ 
ftitut verfümmerte, die volle Holirung der Gefchwornen, wo es aber fortwuchs, 
ihre Torporative Vereinigung zur Jury als einer procefualiichen Wahrſpruchsge⸗ 
noßenfchaft hervor. Dazwiichen aber lagen Iange Zeit hindurch die mannichfachften 
Uebergangdformen. Vgl. ven näheren Nachweis der Entwidinung u. bie Darftellung 
Jolcher yon ihm mit „den zahlreichen Uebergangöftufen, welche das beutiche Recht 
zwiihen ben Gegenfäten ber Societät u. der Korporation andgebilbet hat,” paßend 
verglihenen Zwifchenformen b. Brunner a. a. O. 119 — 122. 278 — 284. 
369. 378. 
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Lebensfunktionen des Einen Gemeindekorpers neben anderen Organen berufenes 
und deshalb mit einer beftimmten Kompetenz ausgerüftetes Organ, jonbern 
fie handelte in eignem Namen und übte eigne® Recht. 

Hieraus folgte aber andrerfeits, daß im Sinne ber älteren Anſchauungs⸗ 
weife nur im Kalle unmittelbarer Geſammthandlung die Genoßenſchaft jelbft, 
in jebem anderen Kalle hödhftens ein Anderer an ihrer Stelle zu handeln 
hin. Immer war daher in allen genoßenſchaftlichen Angelegenheiten zunächſt 
und an fih die Verſammlung Aller zur Thätigfeit berufen. Fiel dieſe un- 
mittelbare Gefammttbätigfeit fort, fo gieng damit nothwendig, bevor eben bie 
Torporative Umbildung vollzogen war, auch das genoßenfchaftliche Leben ver- 
Ioren. Blieb umgekehrt das genofenfchaftliche Leben intakt, jo beforgte auch 
nad wie vor die Geſammtheit felbft die genoßenfchaftlichen Angelegenheiten. 
So blieb insbeſondere, während in ben größeren Verbänden mit der Möglich 
Teit der Sefammthandlungen au bad Gefammtrecht mehr und mehr ſchwand, 
in ben ländlichen Verbänden gerade jo weit, als das Gemeindeleben fort- 
dauerte, auch das Syſtem der Erledigung aller Gemeinbeangelegenheiten burch 
bie Gemeindeverfammlung erhalten. Und feit der Ausbildung ber ftäbtifchen 
Rathsverfaßung Tag im Gegenſatz zu dieſer gerade hierin ein Zeugniß für die 
Fortdaner einer älteren Rechtebilbungsftufe auf dem Lande. 

Die Berfammlung aller Gemeindegenogen war es baher, welche unter 
unmittelbarer Betheiligung jedes Einzelnen richtete, gebot, verbot, ftrafte und 
begnadigte, das Recht wies, Küren und Satzungen errichtete, Beamte wählte, 
Anweifungen und Vollmachten ertheilte, Aufficht und Kontrolle übte, Mit- 
glieder aufnahm und entließ; welche über die Mark und andre Gemeindegut 
verfügte, Derträge und Bergleihe ſchloß, Berpflichtungen übernahm, Ber- 
ſprechen und Eide empfieng, Abgaben und Bußen einnahm und verbrauchte 
oder verausgabte; welche überhaupt alle Gemeinbeangelegenbeiten in bemjelben 
Sinne wie der Einzelne feine Privatangelegenheiten regelte und ordnete. Die- 
jelbe zur Einheit verfammelte Menge der Bollgenogen war es, welde in eig- 
nem Suterefje oder zum Herren» oder Gerichtsbienft bewaffnet ober unbewaffnet 
auszog, kaͤmpfte, wehrte, verhaftete, bewachte, arbeitete ober vollftreckte. Und 
diefelbe Geſammtheit endlich war e&, welche in bezeichnenter Weiſe bie regel- 
mäßigen Markumgänge vornahm>®), die theild die Seftftellung und Sicherung 


20) Vgl. z. B. W. v. Liesdorf b. Grimm I. 14: jährli nach beendetem 
Jahrgeding wird die Mark von ber Gemeinde umgangen. Ib. I. 588: die ge⸗ 
meinen Märler der 8 Gemeinden umgehen bie Gärteöheden, fchlagen Kauten u. be⸗ 
flimmen die Segung eichener Grenzpfähle, ebe fie dad Märkerding balten. Ib. 456: 
„Untergang ber Hübner. 1429 ib. V: die priestere, die burgmanne, die burger 
u. nachgebuere gemeinlich machen einen Umgang. 1455 ib. I. 492: als. . die 
gemeynde begangen hand. Ib. 588: sambt dero gemeind einen gemainen 
gang gegangen. III 570: wann die armen lute zu U. jars mit dem crutz 
umb den fluer ritten. 2gl. I. 655 8 1. IIL 93. 125. V. 598 8 2]. Kalten- 
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ber Grenzen nebft der Befidhtigung und Abwehr etwaiger Schäben, theils die 
Ausübung einer ſymboliſchen Befighandlung bezwedten?”), und welche fo genau 
in berfelben Weife, wie ber Einzelne das Sonbereigen ober das Herrſchafts⸗ 
gebiet als das feine umgieng, umfuhr ober umritf, Dur die Geſammt⸗ 
umzüge ber ganzen Gemeinde bie Mark ale Gejammteigenthum Tenn- 
zeichnete ®®). 

Wie eine fo beichaffene Geſammthandlung bas geignete Mittel war, Ge- 
ſammtrecht im alten Sinne zu begründen ober aufzuheben, Gefammtbefugniße 
auszuüben und Geſammiverbindlichkeiten zu erfüllen, ergikt ein Rüdblid auf 
bie frühere Darftellung. Zu dem ganzen auf bie Ununterjdiebenheit von 
Sefammteinheit und Geſammwielheit gegründeten Bau der privaten und poli- 
tifchen Gejammtrechtöverhältnige bildet die Handlungsfähigkeit der Gefammt- 
heit als des finnlih wahrnehmbaren Subjektes aller jener Rechte und Pflichten 
das unentbehrliche Korrelat??). 

U. Die Geſammtheit Tonnte jedoch niemals und felbft nicht bei den 
engften und einfachſten Verhältnigen alle genoßenſchaftlichen Angelegenheiten 
jelbft beforgen. Denn fie war nicht immer keifammen, und fie beburfte, auch 
wenn fie beifammen war, des Leiterd und Sprechers, bed Führers und Richters. 
Sp beauftragte fie feit uralter Zeit Stellvertreter, für fie zu banbeln, 
und es entftanden genoßenſchaftliche Aemter. 


bäck J. 171 8 86: jährliche Markbefichtigung durch richter, geschworne u. gantz 
gemaine; ebenfo 374 $ 74, 406 $ 35, 471 8 40; Bermarkung durch die gantz 
gemain ib. 7 8 67, 344 $ 68, 586 8 583, 8549 8 47. Vgl. Kaiferr. (E) c. 56: 
daz ein iglich stat u. ein iglich dorfe sal dri werbe in dem jare zu houffe 
komen mit allen den luten, die in der stat o. dem dorfe wonen, u. sallen 
den gemeinen nutz besehen. 

2) Bol Maurer, Einl, 224—226; Marko. 819-321; Dorfo. I. 6—10; 
über das circamducere, circumire, determinare o. cavallicare, die Ranbleite, 
Sanbbereifung, Umfahrt, Umzug, Umritt o. Untergang überhaupt Grimm, Gr. 
4. 132; R. A. 86f. 237f.; D. Mythol. I. 96; auch über ſlaviſche Orenzfeftftel- 
fungen durch die zufammenberufene vicinia Landau, Terr. 158. 

20) Erf fpäter wurbe bie Gemeinde hierbei mitunter durch Ausfchüge o. ein- 
zelne von den Beamten zugezogene Perfonen vertreten. So in Dürkheim burdh die 
Achter, Maurer, Dorfo. II. 9 u. J0; in Ingersheim burch 5 bis 6 Genoßen u. 
ebenfovtel Knaben, 1484 8 10 b. Mone I 12; in öfterr. Dörfern durch dorf- 
richter u. vierer, Kaltenbäd 1. 41 8 45; oder durch bie Gefchwornen u. 
4 anbre Berggenoßen, ib. 581 8 26 u. 583 8 19. Andre Beifpiele b. Grimm, 
W. IL 65 u. Maurer, Dorfo. IL I N. 47, 48 u. 52. 

20) Daber ift überall, insbef. in 8 10, 12, 14, 15, 16 u. 17, von Handlungen 
ber Geſammtheit die Rebe gemefen u. ed hat ſich dabei herausgeftellt, wie fomol 
dem Begriff ald der äußeren Wortbezeichnung nach die Handlungen ber universitas, 
communitas oder gemeinde und bie gemeinen, gefammten ober zufammengefaßten 
Handlungen ber Genoßen nicht geſchleden wurben. 
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Die genoßenſchaftlichen Beamten waren Willensvertreter der Geſammtheit 
im alten Sinn. Sie vertraten nicht blos eine Summe von Einzelnen, aber 
fie waren aud nicht bie verfaßungsmäßigen Organe einer korporativen Ein⸗ 
beit. Denn bie Begriffe eines Organs und einer Verfaßung fehlten und 
mußten fehlen, fo Iange nicht das einheitliche Gemeinleben als die jelbftandige 
Lebensorbnung einer unfichtbaren Perfönlichkeit, für welche die Geſammtheit 
felbft nur die Hauptfunktionärin war, begriffen worden war; unb neben einer 
Gefammtheit, die den Verband felbit in feiner Totalität barftellte, konnte es 
feine anderweiten gleichartigen Repraefentanten bes Verbandes als ſolchen, fon- 
dern nur Repraeientanten ber Gefammtheit geben. So waren benn in ber 
That alle genohenichaftlichen Beamten die Stellvertreter der finnlich-Tonkreten 
Berfammlung und banbelten im Namen dieſer. 

Mit diefer Auffagungsweife num aber war eine ganze Reihe von Wand⸗ 
Inngen in Bezug auf die Stellung der Beamten und den Begriff de Amtes 
nothwenbig gegeben, jobald tie Genofenverbände fi nach innen Tomplicirten 
unb nad) außen erweiterten. 

Urſprünglich erfcheint jeber Beamte als der bloße Bevollmädhtigte 
und dad Amt als eine Vollmacht ber Geſammtheit. Durch den Gefammt- 
akt der Wahl Kat die verfammelte Menge ben Heerführer wie ben Richter zur 
Vornahme derjenigen Handlungen ermächtigt, welche die viellöpfige und nur 
periobifh zur handlungsfähigen Einheit zufammentretende Geſammtheit jelbft 
nit vornehmen Tann; er foll die verfammelte Gemeinde führen und leiten, 
für bie nicht verfammelte aber alle laufenden Geſchäfte beforgen. Damit hat 
die Gefammtheit ihren Willen nicht veräußert, fontern nur in einen Willens⸗ 
träger hineingelegt, der in einer Tontinuirlichen Abhängigkeit vom Gefammt- 
willen ſteht. Sie beftimmt durch ihren Auftrag den Inhalt bes Beamten- 
willens, vermag ihn fortwährend zu beeinflußen und zur Nebereinftimmung 
mit dem eignen Willen zu zwingen, und Tann die ertheilte Vollmacht jederzeit 
wiberrufen. Während fie nicht beiſammen ift, vermag fie allerdings nicht zu 
handeln und entbehrt daher momentan der Macht über den Willen ihres Ber- 
treters: allein fie tritt in Purzen Zwiſchenräumen ungerufen aus eigner Macht 
zufammen und Tann auch fonft fidh leicht in außerordentlicher Weife vereinigen, 
fo ba fie einem vorübergehend abwejenden Geſchäftsherrn gleicht. So läßt 
fih die BVorftellung eines ununterbrocdenen Stromes, ber den Geſammtwillen 
auf den Vertreter binüberleitet, fefthalten. Das Amt jelbit bleibt unter ſolchen 
Umftänden eine Bollmadht, die mehr Pflicht als Befugnig ift, jedenfalls vom 
Geſammtrecht ein ſelbſtaͤndiges Recht nicht abzweigt. Der Beamte handelt an 
Stelle und im Namen der Verſammlung, iſt ihr Rechenſchaft ſchuldig, leiſtet 
ihr den Treueid und verwaltet die Rechte dieſer ſeiner Geſchafteherrin, ohne 

irgend ein eignes Befitzrecht an ihnen zu haben. 
Diefe Vorſtellung der Geſammtvollmacht nun aber geht mit der Aus- 
dehnung bed Verbandes über einen beftimmten Umfang hinaus frühzeitig ver- 
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Ioren. Die Geſammtheit tritt nur noch einige wenige Male im Jahre aus 
eigner Macht, fonft nur anf ben Ruf bes VBorfteherd aus ihrer Zerftreuung 
heraus. In der Zwiichenzeit handelt der Beamte in thatjächliher Selbſtbe⸗ 
fliimmung und Selbftänbigkeit, ſe daß er, mag er immerhin nachträglich ver- 
antwortlich fein, zur Zeit feinen eiguen Willen unabhängig vom Gejammt:- 
willen durchzuſetzen vermag. Auch der verjammelten größeren Volksgemeinde 
gegenüber erhebt er fih zu der Bebeutung einer eignen Willensmacht. So 
ift der Fontinuirliche Strom unterbrochen, die Möglichkeit fteter Beſtimmung 
des Beamtenwillens durch ben Gefammtwillen zerftört. Damit aber wird für 
bas Bewußtjein einer an der Erſcheinung haftenden Zeit die Vorftellung der 
Geſammivollmacht Hinfällig. An ihre Stelle tritt die Vorftellung einer dau- 
ernben Willensübertragung. Die Geſammheit bat fi eines Stüdes ihres 
Geſammtwillens dergeftalt entäußert, daß fie felbft es nicht mehr Bat, viel- 
mebr ber Beamte es felbftändig als ein nunmehriges Stüd ſeines Sonder: 
willend befitt. Der Beamte ift nun alfo der Träger einer zwar vom Ge⸗ 
fammtwillen abgeleiteten, aber biß zu irgend einem Grade von demjelben un- 
abhängigen bejonderen Willensmadt. Damit aber ändert fich auch die 
objektive Beichaffenheit bes Amts, Es wirb mehr von der Seite ber in ihm 
enthaltenen Befugniße, als von der Seite ber Pflicht aufgefaßt; es ift ein 
vom Geſammtrecht abgezweigtes Sonderrecht; und ed wird als ſolches nad 
beutfchrechtlicher Weiſe zu größerer ober geringerer objektiver Selbitänbigfeit 
erhoben und in dem Begriff der Amtögerehtfame als dauernde objektive 
Einheit in die Rechtswelt hingeftellt. 

Dieſe Vorftellungen nun aber burdlaufen in ber weiteren Entwidiung 
eine Reihe verſchiedener Phaſen, indem ſowol die Selbftändigfeit des Beamten- 
willens gegen den Gejammtwillen als die objektive Berjelbftändigung des 
Amterechtes einer fortwährenden Steigerung zugänglich find. 

Im Allgemeinen erſcheint zunächft der Beamte als beliehe ner Inhaber 
von Geſammtwillen, das Amt ald Lehen. Die Gefammtbeit hat ein Stüd 
ihres Willens zu felbftäntigem Befitzrecht fortgegeben, aber nicht befinitiv ver- 
äußert. Das Amt ift als felbftäntige Gerechtigkeit vom Geſammtrecht abge: 
trennt, aber nicht völlig von ihm abgelöft. Diefe Lorftellung der Amtsleihe 
aber ift wiederum der mannichfachften Nüancen und Steigerungen fähig. Der 
Beamte Tann vorübergehend oder dauernd, lebenslänglich ober für fih und 
feine Erben belieben, dieſe Beleihung kann wiberruflid ober unwiberruflich, 
die in dem Amt begründete Willensmacht kann von unendlich verſchiedenem 
Snbalt und in der allerverfdhiedenften Weile. dur ben Gelammtwillen be 
ſchränkt ober von ihm unabhängig fein. Das Amt als joldes kann entweder 
als Zubehör eines Grunbftüdes oder für ſich ſelbſt Die ganze Entwidlungs- 
reihe von einem fajt yrefären beneficium bis zu einem aus faft reinem 
Privatrechtötitel befeßenen feudum durchlaufen und durch die mannichfachften 
Zwifchenglieter fi) der Vererblichkeit, Theilbarkeit, DBeräußerlichkeit, fowie 
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überhaupt der Patrimonialität annähern. In unaufhaltſamer Entwicklung 
drängen überall die Aemter zu ſteigender ſubjektiver und objektiver Verſelb⸗ 
ftänbigung, bis fie faſt als freie Privatrechte erſcheinen. Immerhin jedoch 
hleibt bei der Amtsleihe die Erinnerung -an die Duelle, ans welcher biefe 
Willensmacht und biefes Sonderrecht geflogen find, lebendig, und Außert irgend» 
welche praktifche Folgen in Bezug auf die Stellung des belichenen Beamten 
zu der als Amtsherrin fortgeltenden Geſammtheit. 

Bei einer weiteren Befeftigung des Amtsrechtes, wie fie in den größeren 
Genoßenſchaften regelmäßig eintritt, geht die Vorftellung ber Amtsleihe in 
bie Vorftellung einer Herricherwürbe über, welche als eignes Recht beſeßen 
wird. Die Geſammtheit bat fi eines Theiles ihres Willens definitiv und 
der Subftanz nad entänßert, von dem Geſammtrecht iſt ein unabhängiges 
Mahtreht völlig und für immer abgelöfl. Im Einzelnen freilich Fönnen 
hierbei wiederum ehr verjchiedene Verhältniße beftehen. Bei ber Berufung 
eines neuen Trägers ber Würde nad) dem Tode bes biöherigen oder doch nach 
dem Erlöfchen feines Gefchlechtet, bei einer ehwaigen Abfegung des Unwürbigen, 
bei ter Bindung und Beihräntung ber Gewaltausühung u. |. w. kann bie 
Willensmacht der Geſammtheit in fehr verfchiedener Weife von Nenem bervor- 
treten. Die Herrichergewalt felbft kann fih in höherem oder geringerem Grabe 
einem fachlich felbftändigen Eigenthumsobjekt annäheren und in Bezug auf feine 
rechtlichen Schickſale die verſchiedenften Stufen zwifchen einer perföulich 
gebundenen Würbe und einem freien Privatrecht durchlaufen. In jebem Falle 
aber ift bie fouveräne Willensmaht ber Subftanzg nach getheilt und es ift 
vermöge einer dauernden Snftitution über und neben der Machtſphäre ber 
Berfammlung eine befondere und felbftändige Sphäre Eonftituirt, deren Träger 
aus eignem Recht und in eignem Namen banbell. Mag baher tie genohen- 
ſchaftliche Selbftgewalt der Berfammlung in größerem ober geringerem Grabe 
fortbeftehen: über und außer ihr fteht ftatt eines Beamten ein felbftändi. 
ges Haupt bes Verbandes und ftatt des Amtes eine eigne Herrfhafts- 
gewalt. | 

Auch damit aber ift die Entwicklung noch nicht beſchloßen. Indem viel 
mehr das verfelbftändigte Machtrecht intenfiv und ertenfiv wächſt, ericheint es 
zuleßt als das urfprüngliche und überwiegende Moment, während das fortbe- 
fteßende Geſammtrecht nur noch als ein abgeleitetes vorgeftellt wir. So wirb 
aus dem Haupte ber Genoßenſchaft ihr Herr und aus ber volksthümlichen 
Herrſchermacht eine Herrſchaft. Die Berfammlung aber erfcheint nun ihrer- 
ſeits blos als die Trägerin einer vom Herrenwillen abgezweigten Willensmadht, 
das Geſammtrecht ald ein mehr oder minder verjelbftändigtes Stüdl des Herren. 
rechte. Bis zulekt, wenn die Berfammlungen Aller ganz verjchwinden, Die 
Geſammthandlung überhaupt aufhört und die Auffaugung der Genoßenſchaft 
durch die aus ihr jelbft. erzeugte Herrichaft vollendet wird. 

Sp war mit ber Unfähigkeit der alten Genoßenſchaft, anders als in 
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fihtbarer Verfammlung zu handeln, und mit ber Auffaßung jeder Stellver- 
tretung als einer Vertretung der Geſammtheit die nothwendige Umwandlung 
aller umfaßenderen Genopenverbände in Herrihaftsperbände gegeben. Und fo 
wurben in der That zuerft im Volksverbande und fobann in feinen politifchen 
Öliederungen immer mehr gemeinfame Angelegenheiten aus ber genoßenſchaft⸗ 
lihen Sphäre ſchwerfälliger Gefammthandlung in die Sphäre einheitlich hand⸗ 
Iungsfähiger Herrenmacht verlegt. 

Auch der Herr jedoch war nicht Überall gegenwärtig und vermochte nicht 
überall perfönlih zu handeln. Deshalb beburfte auch er der Stelvertretung 
und ernannte herrſchaftliche Beamte, um an feiner Stelle und in feinem 
Namen zu handeln. Diefe Beamten ftanden ihrem Machtgeber von vornherein 
ungleich abbängiger gegenüber, als Die genoßenſchaftlichen Beamten der Ber 
jammlung; in ganz anderer Weife, ald der Wille einer felten oder nie mehr 
vereinigten Geſammtheit, ließ fich der Wille bes abweſenden Herrn aud; über 
ben ferner Diener als fortwährend mächtig vorftellen; ja es konnten Welt 
reiche entftehen, in denen ein einziger perjönlicher Wille alle gemeinfamen An- 
gelegenheiten durchdrang, in zahlloſen Aemtern beftimmend lebte und die man- 
nichfachſten Amtshandlungen zu den von Einem Centrum aus geleitete Hanb- 
Inngen ber Bertreter Eines Herren ftempelte. Allein auch ber herrſchaftliche Be⸗ 
amte war nicht das Organ eines felbftänbigen öffentlichen Willens, ber in dem 
Herrn nur jeinen bauptjählichften Träger gefunden hätte, fondern nur ber 
bevollmächtigte Vertreter ber finnlich-Tebenbigen Perjönlichkeit des Herm. Und 
fo Eonnte fi aud das herrſchaftliche Amt, ſobald es thatſächlich unabhängiger 
wurte, demſelben Umwandlungsproceß, welcher das genoßenſchaftliche Amt von 
feiner Quelle ablöfte, auf die Dauer nicht entziehen. In hundertfachen Barla- 
tionen vielmehr machten alle von oben ftammenden Aemter bes Reichs, ber 
Länder und ber engeren Herrſchafiskreiſe den Entwidlungsgang von ter wider 
ruflichen Vollmacht zu einer patrimonialen Gerechtſame durch, die zuerft leib- 
weile und bald auch als eigned Recht mit größeren oder geringeren Einſchrän⸗ 
ungen bejeßen unb immer mehr einem freien und ftänbigen Eigenthums⸗ 
objekt angeähert ward. Bis zuletzt oft genug auch den SHerrichafts- 
verband, vor Allem bad Neich ſelbſt, bie aus ihm jelbft erzeugten Aemter 
nah ihrer Umwandlung in felhftändiges Machtrecht zeriplitterten und zer 
rißen. 

Erft als die felbftänbige Weſenheit der Allgemeinheit erfaßt und bier 
von ber Individualität bes Herrn, bort von der Perjonenvielheit der Geſammt⸗ 
beit abgehoben war, um als Staat oder Gemeinwejen mit eigner Perjönlid- 
feit gefeßt zu werben, Bonnte der alte Amtöbegriff dem Begriff eines verfagungs- 
mäßigen Organes weichen. Damit erft war bie Scheidung ber Beamten- 
beftellung von der Vollmacht, der korporativen Funktion von der Stellvertre- 
tung, ber Amtseigenfchaft von ber Subivibnalität ihres Trägers möglich. 
Nun konnte der einheitliche Bffentliche Wille als eine den ganzen Berband 
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durchdringende Willensmacht und jede Handlung eines verſaßungsmäßig dazu 
berufenen Organs als Handlung ter Verbandeperjoͤnlichkeit begriffen werben. 
Aus genopenfchaftlichen wurben nun gemeinheitliche, aus berrihaftlichen 
wurden obrigfeitlidhe Aemter. Jene traten in ber ftäbtijchen Rathöver- 
faßung, biefe in ber obrigteitlihen Aemterverfapung nad) Iangbauernder Bor- 
bereitung zuerſt vollentwidelt ing Leben. 

Was nun die alten genohenfdhaftlichen Aemter, zu welchen wir uns hier⸗ 
nach zurũckwenden, inäbefonbere angeht, fo bietet uns auch bier wiederum das 
Bauernredht bis in die neuere Zeit Belege für Eutwicklungsſtufen, tie ſonſt 
längft überwunden waren. Und auch bier vermag uns eine Betrachtung von 
Bandlungen, die fi) im Kleinen vor unfern Augen vollziehen, zwar nicht bie 
äußere Sorm, wol aber bas innere Weſen analoger größerer Vorgänge von 
weit hoͤherem unb zum Theil vorgefhichtlihen Alter zum Verſtändniß zu 
bringen. 

1. Wir finden zunähft in allen ländlichen Genoßenſchaften in dem 
Amte ded Vorſtehers das ältefte aller germanifchen Aemter, dad Amt bes 
Heerführers und Richters, wieder. Dieſes Amt, in weldhem ber Urſprung ber 
geſammten öffentlihen Gewalt gelegen hatte unb über beffen Funktionen bie 
felbe vor der Vollendung der abſtrakten Staatsidee im Grunde nie hinaus 
kam, batte auf den höheren Stufen längft jede Spur eines genohenichaftlichen 
Charakters eingebüßt. An der Spite bed Volkes war es zum Königtbum 
geworben. Aber auch in den Glieverungen bed Volkes nach Ländern, Gauen 
und Gerichten war es mit wenigen Ausnahmen ber gelichenen ober eignen 
Gerichtsherrſchaft gewichen. Und nur in manden großen Marken und allen 
Dörfern wahrte e8 uoch feine alte Natur. 

a. In den großen Marken zeigt uns das Amt bes oberften Bor- 
ſtehers und nicht felten auch das Amt feines Stellvertreters in feinen verſchie⸗ 
denen Öeftaltungen nebeneinander und gleichzeitig die verjchiedenen Phaſen 
defielben Entwicklungsproceßes, welcher dereinit das Wahlfürftentfum in Volks⸗ 
koͤnigthum und dieſes in Gebietöherrichaft verwandelt hatte“). Urſprünglich 
war ſchon dem Namen nad) diefer Beamte, wie ber „ürft“ der Erfte unter 
ben Volksgenoßen, jo nur der „erfte* oder „oberfter Märker, ber „Ober- 
märfer“, der „bödhfte” oder „oberfte Erbet), während er fpäter aud dem 


%) Bol. i. A. Th. I. 626-6238 n. 630. 

) Srimm I. 588: erster märker. IV. 548 $ 1 u. 4: obermärker u. 
zweiter märker. I. 604 u. V. 257f.: obermärker. I. 577 8 8, 587, 590, II. 
426 f., 500 $ 1 u. 2, 501 8 1: oberster märker. II. 259 8 2, 278, 283 8 4, 
286 8 5, 289 $ 4, 291, 292. 294, 295: höchster erbe. Ib. 260: höchster u. 
nächster erbe. Ib. 161, 187, 215: oberster erfexe. Ib. 819 u. 820: overster 
holtrichter n. neben ihm ein nächster erfiexe. ib. II. 666: oberster anerve. 
IV. 668 8 1: overste u. hogeste erve aller holtmarke. 
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Namen nah fich in einen Meiſter, Grafen oder Bogtt*), ſodann in einen 
Gerichts⸗, Schirm- ober Vogtherrn, zulekt in einen Grund- oder Landesherrn 
verwandelt. So beruht denn auch die Beitellung bed Vorftehers in einigen 
Marken noch auf freier und wiberrufliher Wahl der gemeinen Märkerfhaft*), 
während anderswo bad Amt mit einem beftimmten Geſchlecht verknüpft), 
zum Zubehör einer geiftlihen Würde geworben), als Pertinenz mit einen 
beftimmten Herrenhofe verbunden“) und mit ober ohne Grund und Boden 
veräußerlich, vererblih und theilbar iſt ). Demnächſt erjcheint auch feiner 
ganzen Stellung nad in manden Marken der Vorfteher noch ale abhängiger 
Devollmädhtigter der Sefammtheit“); in anderen Marken hat er eine mehr 
oder minder jelbftändige Amtögerechtigfeit inne); im vielen fteht er als Ober- 
märker, Vogt, Holzgraf, Walbbote u. |. w. zwiſchen einem Beamten und 
einem Herrn in ber Mitte); in ben meiften endlich ift er durchaus ein Herr 








) Grimm V. 275 9 11 u. 18: märkermeister. 251 $ 1 u. 4: ober- 
märkermeister u. untermärkermeister. Untn R. 50. 

“, Th. 1. 626 N. 134. Oben $ 16 N. 29—31 u. 38. Grimm V. 2375 
5 11 1. 13. 

“) Daher „erffholtrichter* b. Kindlinger, M. B. I, 2. 878f.; „erb- 
holzrichter* b. Grimm III. 138 f. 190. Bgl. ib. 215 über die oberfte Holzgraf- 
ihaft der Grafen v. Hoya, IV. 547 $ 1 über die ber Herrn v. Hanan. Berner 
I. 588. II. 288 $ 4. V. 824 $ 12. 362 $ 2. — Auch 1880 ib. III. 428: daz 
riche ift Obermärler, wird aber vertreten durch einen Borftmeifter, der von alters 
dazu geboren. Bgl. Th. I. 627 N. 140. 

) So b. Grimm II. 666 u. IV. 538 eined Enbistfums; IV. 698 8 5 
eines Bisthums; IL 780 u. 734 f. einer Abtei; V. 248 8 3 einer Pfarrei. Ib. 
HL 259 3 2 fteht einem Domlapitel u. J. 604 einem Konvent das Amt zu. 

*% 3. 3. 1401 6. Grimm III. 488: oberster herre u. waltpode ist eyn 
h. v. Eppenstein o. wer Hoenberg von sinetwegen inhabe. Aehnlich ib. 278. 
236 8 5. 289 8 5. 291. 292. 295. 491. V. 817 8 1. Bgl. IIL 281 u. 319: 
dat min gn. h. v. Minden, van wegen smes huses tom Berg, sy der overste 
holtrichter deser mark. 1369 ib. IL 759: dat hait to richten dat huis van 
L., want it is ein holtgreve oever die gemarcde ind oever die gemeinde. 

4) Th. 1. 627 N. 142—143. Grimm III 169: die Würde bed erfholt- 
richter {ft zufammen mit dem Haufe Raesfeld verkauf. W. v. Gerau v. 1424 
ib. L 498 3 1: der Graf v. Kabenelenbogen bat zu zwei Theilen, der Inhaber von 
Grebenhanfen zum dritten Theil das Märkergericht zu gebieten; weil aber Greben⸗ 
haufen jetzt ben Grafen v. K. verpfänbet ift, mögen fie allein Gericht halten. 

“) Bol. bei. Grimm I. 587 u. IT. 420 (in R. 40 3.8 16); and LI. 
364 — 368, 

0%) Als Amtsgerechtſame kanu daher die Obermärkerſchaft aud) feudale Natur 
ammehmen u. @egenftand einer Juveſtitur fein; oben $ 16 R. 30. 

so, Bol. z. B. W. v. 1554 b. Grimm IH. 439-447: die Fürften v. Heffen 
u. Naſſan ftreiten um die oberkeit, herlichkeit, obermerkerschaft u. gerechtig- 
keit der mark v. Bingenheim; während dabei im Webrigen die Obermärterfgaft 
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aus eignem Recht ober ber Vertreter eines hoͤheren Herren®!), wobei dann 
wieder das Herrenrecht ſich bald als bloße Gerichtsherrſchafto?), bald als 
Schirm⸗ oder Vogteiberrichaft®®), bald als wahre Grundherrſchaft dt) charakte⸗ 
rifirt, um fchlieglich meift zu einem Anner ober Ausflug der Lanbeshoheit zu 
werben und zulegt in beren allumfaßendem Begriff völlig zu verſchwinden 5). 
Sm Zufammenbange mit biefen Unterfchieben werden dann auch bie Stell⸗ 
vertreter, Unterbeamten und Ausſchüße hier vom Obermärker zu feiner), 
bort von ben Markgenogen zu ihrer??), dazwiſchen vielleicht von Beiden zu- 


n. das in ihr liegende Recht, in holtz, in veld, in wasser u. waid alle gebot u. 
verbot uff u. abzutun, durchaus ale Herrenrecht behandelt wird, erinnert doch au 
ben Amtscharakter der von Heflen für das von ihm beanfpruchte Vorrecht ange 
führte Grund, fo ſei es vor Zeiten feftgeflellt, weil Nafieu der Markverwüftung 
nicht gewehrt habe. — Eine Zwifchenftellung zwilchen Herrn reſp. berrichaftlichen 
Beamten u. genoßenſchaftlichen Vorftehern haben auch die oberften Holzgrafen, bie 
Solzgrafen, die Holzrichter u. |. w. ib. IL 768 f. TIL. 91f. 111 f. 176. 187. 190. 
269 8 4. 260. 288 $ 4. 286 $ 2. V. 827 $ 2; ber oberste herr u. waltpode 
ib. IL 488. 491. V. 817 & 1, 2 u. 13; ber anerve u. waltgreve ib. 11. 780; 
der Waldgraf ib. IL. 798 u. f. w. 

51) Daher Heißt er nun auch herr, 5.2. 6. Grimm II. 784 f.; obrister 
herre über die mark, 1383 in ber Fofſenhelde ib. I. 582; obermarkherr ib. 
V. 86181. 

* 3.38. Grimm I. 493 $ 1, 6—10. 575 8 3. 11. 7589. III. 169. IV. 
545 & 1: herrn des merkergerichts. V. 824 8 12 n. 18. 

29 W. v. 1449 b. Grimm I. 452: in der Zent Sachfenheim iR der Pfalz 
graf obrister faut u. herr, die allment zu beschirmen u. scheuern dem lant 
u. den armen leuten, die recht darin haben. Ib. 585 $ 5: obrister schirmer 
u. merker uber den walt. 590: zwei Herren find zu gleichem Recht oberste 
merker u. beschirmer über die frie marck. IV. 539 $ 7: obrigster vaugt u. 
herr uber wasser u. weide; dazu $ 12. II. 772—778. IIL 320. 

) W. der Schwanheimer M. v. 1453 5. Grimm L 521f.: der Abt ift 
Grundherr, die Stadt Frankfurt Vogt; jener ſetzt u. entſetzt einen Schultheiß, bie 
Stadt einen Untervogt. Bgl. ib. IL. 580 f.: drei Grundherrn, beren einer als 
schlusselherr den Wald auf- u. zugufchließen bat. IV, 694 $ 1: dem Herrn ben 
erdboden u. hohe obrigkeit u. deſshalb nach $ 5 gebott u. verbott. 

s, Maurer, Markv. 873428. W. u. Schlebenhaufen v. 1576 b. Grimm 
III. 190: wegen derselben holtgraveschaft u. landesfürstlicher obrigkeit Bgl. 
ib. 187, 286 8 5, 289 8 4, 291, 298, 294, 295 u. f. w., wo überall der landes- 
fürst als folcher zugleich höchster erbe if. W. v. 1668 ib. V. 275f.: als ein- 
zige hohe obrigkeiten u. obermärker. ®gl. IV. 533. 

se) Bol. z. B. Grimm |, 588. UI. 772f. 784f. (ber Abt beftelit ſich wer- 
meister, vörster, waligreven, baeden). IIL 111. 169 f. 258 f. 260. 284 $ 7. 
291. 820. IV. 667: holtmester u. sine schwornen. 694 $ 5. V. 275 f. (herr 
ſchaftl. Maͤrkermeiſter, Oberförfter, Foͤrſter n. ſ. w.). 

Bol. oben 3 16 NR. 3485. Grimm L 498 4 8. 580 f. (geschworne) 


3 18. Willens⸗ und Hanblungsfähigkeit ber Geſammtheit. 497 


ſammen zu ihrer gemeinſchaftlichen Vertretung beitelt®®). Ebenſo werben 
dieſelben Amtshandlungen, wie Gerichtshegung, Gebot und Verbot, Straf- 
vollzug, Markverwaltung u. ſ. w., hier ausſchließlich in der Märker, dort aus⸗ 
ſchließlich in des Markherrn, dort endlich gleichzeitig in des Herrn und der 
Märker Namen vorgenommenS?). Bußen und Gefälle fallen bald an bie 
Geſammtheit, bald an den Borfteher, bald werben fie getheilt®), wobei dann 
wieder ber Bußantheil des Obermärkerd bald als Amtslohn, bald als Ausfluß 
eignen Rechtes erfcheint®!). Im entiprechender Weife wechfelt die Nalur ber 
mit der Vorfteherwürbe verknüpften bejonderen Nutungsrechte®). Und endlich 
verichiebt fih mit bem Charakter des Amtes auch der Umfang ber in ihm 
enthaltenen Befugniße, bis das zurüdbleibende Geſammtrecht der gemeinen 
Genoßen Heiner umd Heiner wird, um, zuleßt oft ganz von bem ihm jelbft 
einft entfprungenen Herrenrecht aufgezehrt zu werden®®). 

b. In den Dörfern wahrte das Borfteheramt weit länger feine ur- 
fprünglihe Natur. Der Gemeinbevorfteher war Richter im alten Sinme®%), 
Als Führer der verfammelten und Vertreter der nicht verfammelten Gemeinde 
übte er im Kleinen genau diejelben Funktionen, welche einft im Großen das 
gewählte Haupt der Vollsgemeinde geübt hatte). Zu allen dieſen Funktio⸗ 


5691. IV. 533 (Zentgraf, Ammann, Knecht u. Yörfter). 698. V. 820. 576 
8 28—33. & 

58) Dben 8 16 N. 68. W. v. 19855 b. Grimm IV. 547 8 3. Alberger 
Martprot. v. 1554 b. Kindlinger, M. 3. I, 2. 878f.: ber erffholtrichter 
beftellt einen Stellvertreter, die Genoßen laßen biefen zu. 

s) So erfolgt die Gerichtshegung, bad Gebot, die Pfändung von wegen ge- 
meiner markgenossen b. ®rimm V. 360; von der mark wegen ib. I. 514. 
V. 308 $ 12; von den erben ib. IIL 58. 803 $ 89. IV. 679 $ 1; bagegen 
lediglich in des Hermm Namen 1457 ib. IV. 587f.; u. endlih im Namen bes 
Herrn und ber Märker ib. I. 591 u. V. 317 8 2. Vgl. auch oben 8 16 N. 19, 
26, 42, 57 u. 58. 

*) Bol. oben 8 14 u. $ 16 N. 59—60. 

Bol. 3. 2. Grimm IV. 667 $ 34 n. 35: das Recht auf der Bußen 
ift der Lohn für den gewährten Schirm. Ib. 583 8 4: das Recht auf 1% erfcheint 
als eignes Recht. 1516 ib. IH. 320: die bröke gehören ihm von wegen der 
hohen ovrigkeit. Auch II. 177. 

°) Bol. die ald Ausfluß bes Amts betrachteten Nutzungsrechte in N. 185 
n. 187 zu $ 10 u. N. 248 gu $ 11 mit ben berrichaftlichen Nutzungsrechten in N. 
251—256 zu $ 11. 

) Bol. oben $ I n. 16. 

“) Gr hieß daher judex loci, richter, Dorfrichter, burrichter, Derfgraf o. 
Grebe, Heimburger, Zender, Hunne, Schuftheiß, Vogt u. ſ. w.; fpäter auch Bauer 
meifter, Dorfmeifter, Amtmann, Pfleger, Führer, Altermann u. ſ. w. 

65) Er hatte daher ald Richter den Dorffrieden u. das Dorfrecht zu handhaben, 
unter Dorfbann zu gebieten u. zu verbieten, die Gemeindeverfammlung zu berufen 

IL | 82 
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nen aber berief ihn bie Vollmacht der zugleich einheitlichen und vielheitlichen 
Geſammtheit *o). Er war genau in bemjelben Sinne, in welchem der herr- 
Ihaftlihe Ortöbeamte als Willensträger des fichtbaren Herren erichien‘”), der 
bevollmächtigte Stellvertreter der fichtbaren Berfammlung*®). Alle feine Amts- 
bandlungen daher vollzog er von wegen und im Namen ber Genoßengeſammt⸗ 
Beit®®), Die er nad innen und nach außen in den Grenzen feiner Vollmacht 
vertrat ?®), 

Auch das Amt des Dorf- oder Bauerrichterd aber zeigte, weil es eben 
feine korporative Organſchaft, jondern die Vertretung der fidhtbaren Geſammit⸗ 
beit war, die Tendenz aller alten Genopenfchaftsäntter, fi ber Geſammtheit 
gegenüber zu verjelbftändigen. Zwar konnte es wegen ber Nähe und häufigen 
Zufammenkunft der anftraggebenden Gemeinde aus ſich ſelbſt heraus ſich nicht 
bi8 zur Dorfherrſchaft fteigern: wohl aber konnte es fidh zu einer mehr oder 
‚ minder jelbjtäudigen Amtögerechtfame entwideln, welche in feubalen Formen 
verliehen ?!), als Zubehör eines Hofes vererbt und veräußert ’?), ober fonft in 


u. zu leiten (Grimm IL. 189. 495. III. 821. V. 153 8 46; bair. & R. v. 1616 
p. 690), das Dorfgericht zu begen, die Fragen zu ftellen, die Beſchlüße u. Urtel 
zu vollziehen. Er hatte aber auch als Heerführer die bewaffnete Mannfchaft des 
Orts behufs der Heeres-, Land» oder Gerichtsfolge aufzubieten u. anzuführen 
(Grimm I. 418. 620. II. 821; Günther II. 513; Maurer, Fronh. IL 


469 f. 475). 
eo) Bol. Th. 17628 N. 149 u. oben $ 16 NR. 40 u. 4. Schauberg I. 


100 8 14, 21, 25. Neocorus II. 541. Grimm V. 93 8 24. Ueber die &e- 
meindewahl oben $ 16 N. 27 u. über beren Auffabung ale Willenserklärung der 
Geſammtheit oben N. 24. 

7) Bol. oben $ 16 NR. 65-67. Grimm I 661 $ 27. 682 8 10. 781. 
- Maurer, Fronh. IV. 88 f. 

©) Daher war die Gefammtheit im alten Sinne die Amtsherrin ($ 16 N. 87); 
ihr wurde ber Amtseid geleiftet (ib. N. 39 u. 69); vor fie mußte bad, wozu bie 
Vollmacht nicht ausreichte, gebracht werden (ib. N. 431; ihr war er Rechnung 
Ihuldig (ib, N. 44 u. Maurer, Dorfv. I. 2I N. 5 u. 6). 

®) Bol. oben $ 16 N. 42 u. 57. Deshalb hegt der heimburg das Gericht, 
ftraft, pfändet, gebietet u. verbietet, Täutet die Glocke, jet in Gefangenfchaft u. ſ. w. 
von der gemeinde wegen, 3. B. b. Grimm IL 835. 607. It. 471. 497 u. 498. 
111. 332. 820. IV. 639 8 11. 723 8 6. V. 293. 521 8 5; von wegen des dorfs 
ib. III. 474 $ 2. V. 549 $ 5; von der menner wegen ib. HI. 589 f. 818. Ebenfo 
ber Zender von wegen u. befel der gemein ib. II. 335. 364-368. 

0) Nach innen gegen die Einzelnen, nad außen gegen den Herm (3. B. 
Grimm I, 620. II. 80. 139. 498. IIL 820 u. 821), die öffentliche Gewalt (ib. 
I. 266. 825. 331, Lacomblet, Ardhiv J. 265), höhere Verbände (8 16 R. 
154—156) o. Nachbardörfer (Grimm III. 554). 

1) Bol. oben 3 16 N. 27 u. 89. Insbeſ. W. v. 1382 b. Grimm IL 831, 
wo die Belehnung im Namen der Gemeinde durch den abgehenden Borfteher erfolgt. 
Yud ib. 668 8 2. 662 8 1. II. 444. V. 687 8 89. 

2) Th. I. 629, — Vorzugsweiſe finden ſich freilich die Erb- ober Lehnſchul⸗ 
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patrimonialer Weife behandelt wurde. Und völlig fonnte es fi) von ber 
Sphäre der Gejammtheit überall da ablöfen, wo es von dem barüberftehenden 
Herrenrecht angezogen und von dem Amte des berrichaftlichen Orts- ober Hof- 
richters, des Schultheigen, Kellerd oder Meiers, ganz oder theilweiſe abjorbirt, 
damit vereinigt oder darin umgewanbelt wurde ’S). 

Nur in den Ausnahmefällen, in welchen die freigebliebenen ober freige- 
wordenen Banerſchaften fih zu politifchen Ortögemeinwejen umbilbeten, find 
auch ihre Vorfteher aus genogenichaftlichen Beamten zu gemeinheitlichen Orts- 
obrigkeiten, and Vertretern der Geſammtheit zu Organen des Gemeinweſens 
geworden’. Bon den alten Dorfrichtern unterjchieben ſich dieſe neueren Ge- 
meinbevorftände meift fchon äußerlich dur die Kollegialität?5), die Ausdeh⸗ 
nung ihres Wirkungskreifes auf eine eigentliche Ortöregierung ’*) und die ihnen 
aufgetragene Zürforge für das öffentliche Wohl?!) Im Allgemeinen jedoch 
war ed in den Dörfern zu einer foldhen inneren Umbildung ber genopenjdaft- 
lihen Aemter noch nicht gefommen, ald bie Iandeöherrliche Gefeßgebung von 
oben und außen ber eingriff und die berrichaftlichen oder auch die ehemals 
genohenfchaftlichen Aemter zu einer polizeilichen Ortsobrigkeit umſchuf 78). 

2. Anßer den Borftehern kamen zahlreihe untergeordnete Gemeinde 
beamte und Gemeindediener nor??). Auch fie waren benollmächtigte Willens- 
vertreter der verfammelten Gemeinde und hatten in den Grenzen ihres Auf- 
trages Statt der Gejammtheit zu handeln®®). Und auch diefe Aemter entfal- 


zeuböfe in ben Dörfern der ehemals ſlaviſchen Gebiete, wo das Amt berrichaftlichen 
Urfprungs war. 

2 Bol. Th. I. ©. 628 f. 

”) Bol. Th. I. S. 629 u. oben $ 16 N. 158—166. 

5) So finden fi in der Schweiz 2 oder 4 Dorfmeier, Ewalte, Geſchworne 
o. Dorfvierer; in Franken u. der Pfalz 2, 8 ober 4 Heimberger, Bauermeifter o. 
Dorfmeifter; in Ditmarfchen 2 oder 4 Schließer. Auch zahlreichere Kollegien kommen 
vor. Manrer, Dorfo. I. 32f. 3327. 

7%) Daber namentlich auf eine umfaßende DOrtspolizei u. eine geregelte Ver⸗ 
mögenöverwaltung. Th L 629 N. 156. Oben $ 16 N. 162. Grimm L 179. 
311—218. 216. 

) Bel oben $ 16 N. 41 u. 160. Grimm I. 114: des dorfis u. gantzer 
gemein sachen zu verwalten. Aehnlich ib. 211. Insbeſ. follen die Dorfvierer 
nad ſchweizer Deffnungen für des Dorfes Nupen u. Ehre forgen, den Nuten der 
dGemeinde förbern u. den Schaden von ihr abwenden, gleichmäßig Armen u. Reichen 
verfahren u. |. w.; 3. B. ib. 128. 177. 179. 216 f. IV. 365 8 3. 385 8 41. 895 
$ 15-17. Shauberg L 8 8 6. 52 8 7, 10, 21. 94 $ 44, 45, 52. 112 8 10. 
Ebenjo die 2 Dorfmeier ib. IL. 58 8 1 u. Grimm IV. 405 $ 1. Bol. auch ib. 
1. 77 8 24, 29, 30, 40 u. 44. 211. 298. IV. 188, 

20) Vgl. Th. L 629 - 630. 666. Oben $ 16 NR. 1%. 

”) 25. 1 680. Manrer, Marko. 255—269; Dorfv. IL 98— 119. 

) Bol. oben 8 16 N. 84-37 u. 44. — Einen andern Charakter hatten ſolche 
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teten bie Tendenz, fich in lehnbare ober ſelbſt vererbliche Gerechtigkeiten von 
mehr oder minder patrimonialem Charakter zu verwandeln 81). 

3. Weit größeres Intereſſe bietet die Betrachtung der verichiebenen Eut- 
widlungsphajen, in weldhen uns repraejentative Ausfhüße als Ber- 
treter ber Geſammtheit begegnen. Denn gerade bier tritt der. Unterjchied alter 
Genoßenſchaften und wahrer Gemeinheiten anf bas Klarfte in ben ihrem 
inneren Weſen nach verſchiedenen Gedanken hervor, welche fih in der Schöffen- 
verfaßung einerfeitö und ber Rathsverfaßung andrerſeits ausprägen, 
während mancherlei Zwifchenftufen ben Webergang vom alten zum neuen 
Spitem verbentlichen. 

Die alte Genoßenſchaft Tonnte es, wie in der Vorfteherfhaft nur zum 
Richteramt, fo in der Bildung repraejentativer Ausfhüpe nur zu dem Schöffen- 
amt oder einem Ähnlichen Urtelöfinderamt bringen. Indem aber auch diejes 
Amt den Charakter aller Aemter des alten Rechtes trug, verlor gerade fo weit, 
als die Gefammtheit ihre‘ gerichtlichen Funktionen an einen Ausſchuß abgab, 
bie Genoßenſchaft als folde an Bedeutung. Denn durch die Schöffen wurde 
bie Geſammthandlung zuerft beſchränkt und enblich bejeitigt, mit der Gefammt- 
handlung aber verlor ſich bald auch das Geſammtrecht und zulekt der ge 
noßenſchaftliche Zuſammenhang überhaupt. 

Gerade das Schoͤffenthum hat daher ben Hebel gebildet, um ſchon in 
früher Zeit die großen Gerichtsgemeinden des Volksrechts zurückzudrängen und 
endlich zu zerftören, Recht und Gericht von ihrer genoßenjchaftlichen Wurzel 


Aemter dann, wenn fie nicht auf unmittelbarer Geſammtvollmacht, fonbern anf 
ber Bollmacht eines Höheren genoßenſchaftlichen Beamten berußten; doch kamen in 
den ländlichen Verbänden derartige mittelbare Genoßenſchaftsbeamte meif nur als 
Vertreter u. Gehülfen ſolcher Vorfteher u. Würbenträger vor, beren Amt fich ſchon 
einer Herrſchaft oder doch einem fehr felbftändigen eignen Hecht genähert hatte. — 
Wieder in anderen Fällen trat an die Stelle bed Gemeindeamts die Borftellung 
bloßer Dieuftmiethe, fo daß die Gemeinde lediglich die Arbeit um Lohn gebungen, 
nicht aber für irgend welche Beziehungen fich einen Willendvertreter beftellt zu haben 
fchien; fo heißt ed von ben Hirten, welche der Regel nach wahre Gemeindebeamten 
find, im W. v. Ermatingen b. Grimm L 239 $ 3: so sol ain gemaind den 
hirtten dingen; n. in Defterreic) werben fpäter Hirten u. Feldhüter ald der gemain 
diener bezeichnet u. ihr gegenüber genau fo, wie dad Lohngefinde gegenüber bem 
Sausberen, geftellt; Raltenbäd L 8 8 64. 56 $ 61. 199 $ 69. 348 $ 45. 879 
8 87. 410 3 27; oben $ 16 N. 60. „ 

8) Bol. W. v. Adligenswil (14. 3.) b. Grimm L 163: dü genossami sol 
einen banwart kiesen, .. dem sol ein buwmeister Jiehen das ampt mit aller der 
rechtung so dar zu hoeret. Ebenſo das sigristenampt .. mit aller der rechtung 
so darzu hoeret. Bgl. ib. 101: die Geburfame wählt den Förfter, ber Herr bes 
lehnt ihn, auch gehört dazı ein vorsterlehn. II. 445: dan belent der heimburger 
fort alle andere. ampte an dy gemeindte treffent. gl. $ 16 N. 85. Erbliches 
Zörfteramt b. Maurer, Markv. 265. 
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abzuſchneiden. Und umgekehrt finden wir in ben Tänblichen Gerichtsverbänden 
nieberer Ordnung gerabe fo lange, als das genoßenſchaftliche Leben in ihnen 
volllommen intakt blieb, das Schoͤffenthum gar nicht ober doch nur unvoll- 
fommen entwidelt. 

Sn ben meiſten Doͤrfern und Marken, ebenfo aber in zahlreichen Iänd» 
lichen Gerichtögemeinten von größerem Umfange erfolgte bis in bie neuere 
Zeit fowol die Feftftelung des Verbandsrechtes im Allgemeinen als beffen 
Anwendung anf ben einzelnen Fall durch unmittelbare Geſammthandlung ber 
ganzen verfammelten Gemeinde. Es gab fo wenig hierfür als für irgend 
einen anderen Zweck ftellvertretende Kollegien. Alle Genoßen gemeinlich, ein» 
bellig und ungezweit weiſen, öffnen oder finden das Rechtẽ). Und zwar hans 
dein fie hierbei gleichzeitig Alle insgemein und Jeder insbeſondere *8), fie treten 
als lebendige Gejammtheit zugleich in ihrer Vielheit und in ihrer Einheit 
anf. Deshalb wirb bei der Rechtweifung zunächft noch mehr als bei anderen 
Geſammthandlungen auf die wirkliche Anweienheit und Betheiligung Aller, 
faft Aller oder doch einer fo großen Menge, daß fie für Alle gelten Tann, ge⸗ 
ſehen?e); und nachbrüdlicher noch ale fonft wird bie ſchließliche Einftimmig- 


es) W. v. 1479 b. Grimm I. 555: der lantmann weiset einhelliglich .. 
gemeiniglich . . ungezweit. Ib. 426: von allen genossen gemeinlich. 1491 ib, 
If. 850: einmüthig .. haiwlud ind leinman. IV. 784: die laten einträchtig. 
V. 130: da ofnetend dieselben ire vogtlät ainhelligklich u. gemainlich. 1499 
ib. 486: alle einhellig. I. 248—257: jeder Artikel beginnt: die hofjänger sagend 
einhelliglich. Kaltenbäd 1. 824 8 65: ainhellig die ganz gemain. Berordn. 
v. 1385 b. Richthofen 808f.: thet wy (die Richter) endrachtelyke an wel 
byret meniycke myt ther mena menata in dissa for scriwena london seten. 
1446 ib. 575 f.: redt unde menheit eindrechtigen willkörden u. setten. Andre 
Beifpiele unten in N. 95—99. 

e) 1355 b. Grimm IV. 547: die merkere .. gemeinlich und besonder, 
omnes et singuli. gl. ib, I. 889 (oben N. 13): allgemainlich u. yeder in- 
sonnderheit. 

4) Grimm IL 632: die höfner v. Breyfig erflären, sie haben iren vollen 
nit, one den wüsten sie nit zu handlen. Ib. 615: die gehoefer all ingemein 
erffären, der folle der gehoefer seye nit beyeinander; jedoch wullen sy biss 
zu irrem follen, da es angenommen werden wolle, wess an sye von alters 
pracht, weysen u. sprechen Ib. V. 817: mit lauter Stimme ruft der Schreier 
der Mark die Schultheißen ihrer 32 Dörfer auf; das Volk tritt haufenweis u. die 
Behlenden werben gerilgt; der Erntezeit wegen wird den Ungehorfamen verziehen 
und befchloßen, von ben anmwefenden Schultheißen, Märkern, Hubnern u. Landmän⸗ 
nern die Reifung aufzunehmen, der doch ein groisz menige bei einander zugegen 
were. Bgl. ib. III. 142f.: aller oder je zum wenigsten der mererteil der 
bauermenner D. marken. 1327 ib. 9: nog (43).. pro nobis, vice et nomine 
omnium aliorum proborum hominum de A. W. v. Hardt 1378 ib. II. 672: ver 
fammelt find discreti viri villani et incolae pene universi et singuli dominii 
et distrietus. II. 188: das der ganze hoff solle bey einander sein, nemlich 
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keit ber Anweſenden betont®d). Die Weisthümer erſcheinen als Feſtſetzungen 
der verſammelten, der gemeinen, der ſämmtlichen oder aller Lanblente, Beft- 
genofen, Märker, Erben, Bauern oder Huber®%); fie werben abgegeben von 
den Nachbarn ober Hubern gemeinlich*); es fpreden in ihnen die Männer, 
Genoßen, Goleute, Freien, Märter, Veſtgenoßen, Dorfleute, Lehnleute, Hofleute 
u. |. w.*8); es weifen das Recht die ſämmtlichen Genoßen in allen ihren 
Ständen und Klafien, Edle wie Uneble, Arme wie Reihe). Auch ift bie 


28 lehenmänner. IV. 41: feblt ein huber, fo foll das gedinge nicht gehindert 
werden; bresten aber zwei, so sind sy nit gebunden zu sprechen. Bgl. oben 
N. 3. — Je mehr dad Weisthum einem Vertrage ähnelte, defto größeres Gewicht 
legte man natürlich auf die Anmefenheit Aller, fo daß fogar eine Bertretung Ab⸗ 
weſeuder durch Bevollmächtigte vorkam (N. 48 zu 8 17). Umgekehrt trat dies Er⸗ 
fotderniß ganz zurüd, wenn dad Weistbum den Charakter einer Kundichaft Hatte 
(3. 2. b. Grimm I. 577 $ 5 nur Reifung der eldisten, die jezunt leben). 

85) Bol. 5 17 N. 34—41 u. oben Rr 4 u. 82. 

%) Urt. v. 1015 5. Kindlinger, Hör. 228: universi coloni. Grimm III. 
453—457: die merkere gemeinlichen, die bei ein versamt waren .. im 
merkerding unter der linde. Ib. I. 493, 683, 590f., IV. 533f. (1429), V. 
301 f.: die gemeinen merker. V. 763: die gemeine erven. III. 502: gemeyne 
landiute. 1b. 761: die samentlichen haifsman. III. 32 (1820): alle hofesleute. 
1. 26 u. 257: alle husgenossen. V. 384 (1349): alle huber. III. 85 $ 21: 
'semptliche vestgenoiten. Ib. 119f.: de semetlicken buren der burscap. Ib. 
192. 193. 229. W. v. 1400 b. Maurer, Marty. Anh. Nr. 56. 482 f.: die ge- 
meinen ganerben. Stat. v. 1250 u. 1282 b. Richtbofen 366 8 1 nm. 869 $ 1: 
statuta sunt hec jura ab omnibus laicis in Langewolda commorantibus; 
alle Langewoldena hebben dat geset. Welterw. 8. R. ib. 278: wy gemene 
inwoenders des landes W. erkennen ende betugen. 

#9) Grimm I 687. IV. 221: die hueber gemeiniglichen. 1888 ib. IIL 
401: die nachgebur gemeinlich des dorffes. 

ee, Srimm I. 579, III. 500 (1895): die merker. Ill. 27, 34f., 40, 45 f.: 
die vestgenoiten. IV. 659: die gohelüde. Ib. 662 f.: die freien. III. 240— 244: 
erven. I. 55 u. IV. 334: die genossen uf iren eid. III. 295, 321, 496 u. 497: 
die menner. I. 633 f.: die lehenleute. IH. 401 u. 404: wir lantsedel. I. 729 f. 
x. IV. 27: die huber. 1. 11f. 9 1—70, 48f., 45 f., 102, 149 f,, III. 483, IV. 
335, 363 f.: die hoflüt offnend, sprechend, wisent u. f. w. I. 27—29 u. V. 
179 (1393): eg sprechent die hofjünger. V. 289: die von Gensheim. 2. f. D. 
R. XIV. 270f.: die landes lüte errichten 1587 in Helgoland des landes will- 
kürliche beliebung u. recht. Richthofen 2. willekoer der Vresen; liodkest 
Ib. 151f.: kere, ther Brocmon ekeren hebbath. 331: hebbet tha liude keren 
and redgevan uppe sweren. 1232 ib. 372 & 35: dit hebben de luede gekoren 
Urk. b. Heusler a. a. O. Anh. Nr. 2, 3, 4, 6, 7, 9, 12, 18, 44, 57, 60, 64, 
72, 78, 85: e8 befunden, erfennen, verordnen die theiler, dorfleute, kilcher, ge- 
meine uertner, kirchgenossen. 

*) Grimm V. 252 $ 1 (1898): wir die merker gemeinlichen, edel u. 
unedel, arm u. rich, zu W. u. zu O., die zu der zit an eime uffen merker- 
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gewöhnliche Form der Weisthümer in den Zeiten der unangefodhtenen Auto- 
nomie eine Einkleidung der einzelnen Sätze und Urtel in ein: „wir ſprechen 
zu Recht, daß”, oder in ein ähnliches: „wir fagen, ertheilen, öffnen, weilen, 
willküren u. f. w.”; ober ber Schreiber des Weisthums berichtet von den ge: 
ſammten anwefenden Genoßen: „fie ſprechen, weiſen, ertheilen, daß u. |. w.”. 
Uber die Genofen weilen andrerfeits als Einheit und in einem einheitlichen 
Alt das Recht; es fpricht daher nach einer charakteriftiihen Rebewendung 
häsfig im Weisthum der Märker, Landmann, Lehnmann oder Huber’), ober, 
was noch bezeichnenber ift, der gemeine Märker oter Landmann, der Lehn- 
mann unb Höfer gemeinlih); es weist das Märkergeding, dad gemeine 
Warf, der Dingwart gemeinlich, das placitum generale, ber ganze Umjtand 
oder die verſammelte Menge??); die Satzungen werben aufgeftellt von ber 
universitas, communitas, ®emeinde, Gemeinfame, Theilfame, Uerte oder Nach⸗ 
barſchaft, von der gemeinen Gemeinde, der ganzen Gemeinde oder ber Gebur⸗ 
fame gemintih®); ober es handelt darin das Land, dad ganze oder gemeine 


dinge bi eine waren, bekennen. Ib. I. 151—159: die waltläte u. gotzhuslüte. 
DIL. 486: die dingiude u. hofigenlude. IV. 119 u. 121: die huber u. mentager. 
I. 490: hubener u. gemeinde. Ib. 787 u. 788: die ganz gemeinde, priester, 
edel u. alle andere seszhaftig zu D. — Bol. III. 112f. 117. 183 f. 200. 
Url. u. 1368 5. Lacomblet TI. 535: die merkere, die huvenere u. der 
lantman. 

”, Grimm L 565 u. 580-584, IV. 537. (1429) u. 587 f. (1457): der 
merker. 1. 554 f. u. 578f., IH. 488f.: der lantman. I. S61f., 385 f., 398 f., 
401 f., 406 f., 417 f., 422 f., 483 f., 608, III. 22 f.: es weiset der lebnman. IV. 
540 f.: der landsidel, IL. 124 u. 381: der zender. IL. 132f.: der eidman. I. 
454 u. 803, II. 828: der hübner. I. 785797 immer: item weiset der huber 
u. spricht zum rechten. II. 283: der gehoeber. I. 549 f.: der hubener u. 
lantman. 

9) Grimm IIL 490f.: der gemeine inmärker. Ib. 502: der gemeine 
lantman, Ib. 805: der kirspellsman .. versamelt under der linden. II. 887: 
der lehnman u. hoefer gemeinlich. 

”, Grimm II. 500 u. V. 248 $ 8: das merkergedinge. III. 109: das 
gemeine warf. IV. 455 (1276): placitum generale; recognitio placiti generalis. 
L 526 (1806): einmäthig auegefprodden u. befchiworen von deme dingwarte ge- 
meinlich.,. ud omnis populus, cunctus populus, omnis plebs, omnis turba, 
ganzer umstand, die menige; Grimm, 8. X. 779. u. Url. 6. Meichelbeck 
Nr. 29, 868, 472, 487, 703. Vgl Richth ofen 377: dat der elemetha Vre- 
dewolt hebben gekoeren. 

) Richthofen 358f.: que statuta universitas voluit (deutfh: wilkoren, 
der Zude bynnen Hummerkelande maket hebbet). Grimm I. 621, 783785, 
788, IL 189—140, IIL 496 un. 497: es weiset, deilet, spricht die gemein. 
Ib. 498 u. V. 242 8 1, 2, 8, 9 u. 10: wir die gemein. 1. 557, III. 498, 494, 
495, 508, V. 182: die ganze gemein. I. 482: die ganz gemeine hat semptlich 
geredt. Ill. 726—783: die nachpawrschaft. I. 881f.: die gebursami gemein- 
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Sand, die ſämmtliche Veſte, der Hof, der ganze oder fämmtliche Hof®%). 

Die Gefammtbeit in diefem Sinue vermag uun freilich nicht immer bie 
einzelnen Säge ober Urtel unmittelbar jelbft zu formuliren und auszufprechen. 
Allein fie wendet zum Erſatz zuvoͤrderſt überall Formen an, welche auch bem 
Ausipruch Einzelner zum Geſammtakt machen oder einem ſolchen möglichft 
nähern. Stellt der Richter feine Frage an bie ganze Berfammlung, fo begib 
fih dieſe, fofern nicht einfacher Zuruf genügt, nad einem fehr verbreiteten 
Gebrauche abjeite, Halt eine Berathung ober ein „Geipräh” und beauftragt 
einen entweber von vornherein für bie ganze Verhandlung ober jedesmal für 
ben einzelnen Sprud aus ihrer Mitte beftellten Redner, die gefundene Ant- 
wort iu ihrem Namen bem Richter zu verfünben; demnächſt kehrt fie zur 
Dingftätte zurüd und ertbeilt durch den Mund des Redners bie Weiſung, 
welche durch bie ſchweigende oder ausbrüdliche Bewahrheitung Aller erblich die 
Vollkraft erlangt ®). Der Sprecher tritt hier durchaus als der bloße Benoll- 


lich. Richtbhofen 513 f.: by der mene meente roede. Ib. 311f. 504 n. 510. 
Urk. 6. Heusler aa. D. Rr. 1, 5, 10, 12 u. 55: die theilsame, uerte, 
gemeind, der freitheil. 

*), Grimm L 534 (1324): als im das land gedeilet hat. II. 236—240: 
dat gantze land findet die Urtel u. bringt fie ein. 237: dorch lande u. Iude. 
131: vor dem gemeynen lande. 35 $ 21: semptliche vest. 860: die 14 kir- 
spele wijsen. IL 9f., 11, 12f., 137f., 886: der hoff wiset. Ib. 137f.: der 
ganze hof hat erkant u. geweiset. III. 162 8 4: der sämtliche hoff. Richt- 
bofen 474: da vilkeren dis landis. 

*) So wird 1444 b. Grimm L 593 bad Weisth. der Zoflenhelbe verfeien; 
darauf hat sich der gemeine märker gemeinlich jung u. alt, die dann uff 
den dagk da waren, uff den zettel beraden u. seint sammentlich wieder 
kommen u. einmüdiglich mit einem munde durch H. Kraen den schulteiszen 
zu IL erzehlen u. sagen lassen. In der Dürdtorfer M. ib. 590 werben ge 
meine Maͤrker befragt, gehen fort, berathen fi), kommen wieber n. haben einen 
auss den gemeinen merkern . . dargestellt, der von der gantzen gemeinen 
merker wegen gesprochen. W. der Seulberger M. v. 1493 ib. IL 490 f.: 
ber Landmann beredet ſich, weist auf den Eib, einträchtig u. einmüthig, durch einen 
Redner. Ebenfo 1. 729-787. 787 f. IL 885 f. 414 f. 486. Sehr ansführlich wirb 
in der Bingenheimer M. ib. III. 439 —447 bie Hegung bed Gerichts mit der 
gantzen gemein der neun dorfschaften des merkergedings geſchildert; Sprecher 
ift Hier ein alter Märkermeifter, der aber vor jedem Aueſpruch ſich vorher mit 
Allen berebet un. nachher von Allen bemuhrheitet wird. Bgl. ib. 404 n. 502. 
W. v. Nebftein v. 1431 ib. V. 206: Alle indgemein u. der Fürſprech indbefondere 
werben auf ihre Eide befragt; Letzterer nam daruf ein bedenken mit ainer ganzen 
emaind u. ward gemainlich u. ainhelleklich ertailt. Im W. der Mecdritbäufer 
Gent v. 1479 ib. I. 554 u. 555 beißt es dreimal: da ging der lantman mit 
laube in sein gesprech, kam widder u. sprach einmundlichen. Bgl. ®. v. 
Eddersheim v. 1453 u. Bleidenſtadt v. 1509 ib. 567 u. 559. W. v. Ottenheim 
v. 1452 ib. 408—412: eiblihe Ausjage der ganzen gemeyn u. gerichtalutten 
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mächtigte Aller auf. Er redet von wegen und im Namen Aller, anftatt und 
im Namen ber Menge, nad Erkenntniß und Befehl bes gemeinen Warfes, 
für alle Märker, als Küripredh, Anwalt, Vormünd ober Mumpar ber ganzen 
Gemeinde). Er ift nur bad Werkzeug, gewißermaßen ber Mund ber Ge- 
fammtheit, und es bleibt bie Geſammtheit felbft, welche durch den Einen, 
per organum, burd feinen Mund, mit Einem Munde ober einmündig 
fpricht?”.) Weberdies ift die ganze Gemeinde bei dem Ansipruch gegenwärtig, 


beyder herschaft zu O., die dann by einander gesammelt u. gegenwertig 
warent; es werden „schultis und menge“ befragt; der schultis fordert anstatt 
u. inn namen der menge ein bedencken; fie gehen abfeits, jeder leiftet ben Eid 
u. als Kundigfter redet für fie ein alter Dann, den der schultis mit der gantzen 
mengen zu 0. uszerwelt hattent, inen ir rede für sie alle zethunde; doch was er 
rette, wer ir aller gehoyss meynunge u, einhellige stimme Achnlih zu Ichenheim 
ib. 411—412. Bgl. au 838—841 u. 842. W. v. Maflenheim v. 1424 ib. 
570-572: schulteiss, scheffen u. ganze gemein geben dreimal mit Urlaub 
heraus, berathen fich, kehren wieber u. antworten dur Einen, der feine Rebe 
anbebt: mich hait schulteiss, scheffen, das gericht u. die gemeynde Aser gegen- 
wurtigliche gewyset u. wisen ich mit yne u. ist auch von alters also auf uns 
komen. Vgl. IIL 297. Biele andre Beifpiele, auch aus Gedichten, b. Grimm, 
R. U. 786—791. 

* W. v. 1869 b. Grimm II. 758: de consensu sive rogatu necnon vo- 
luntate predictorum omnium. III. 109: die ordele be Landgodingsâ werden 
eingebracht nach erkenntnisse u. bevelle des gemeynen werfs, der menne, o. 
ähnlich. Ebenſo ib. 224—223: von wegen der gemeinen gholeute.. I. 768. 
@Eiuer aus ber gemeynde spricht von wegen u. mit wissen der scheffen u. ge- 
mein in Q. Ib. 770f.: ebenfo ein Schöffe V. 377: Einer thut mundlich ver- 
sprechung .. von irer aller wegen. V. 319: ein gewählter Fürſprech ſpricht fur 
einen redner anstait u. von wegen der merker, hubener u. landman. Ill. 888: 
die menner... haben einen, gnant Hans Scheer, von ir aller wegen reden 
lassen. Bel. V. 609. W. v. Modftabt v. 1865 ib. IH. 435: husgenossen alle 
gemeinlich uff den side getheillet u. ihr einer von ihr aller wegen auss- 
geleyt. L 590: von der gantzen gemeinen merker wegen. 410: anstatt u. 
inn namen der menge; ir rede für sie alle. III. 631: Einer fpricht ald anwalt 
der hubmaier. V. 292: als vormunder u. mumpar der ganzen gemeinde. 
Kaltenbäd L 449 8 2: vorsprech. 484 8 9—12: vorsprech u. weiser. 

MW. v. 1460 6. Grimm III. 404: alle landsiedel beraten ſich u. ſprechen 
dann usz eym monde durch den vorg. Heintzen Lorey. 477: dorch den mont 
F. C. scheffes. 1. 688—636 (1532): die lehenleute ... eindrechtiglich u. ein- 
mundig durch E. B. ihren mitlehenman. 549 u. 550 (1489): der hubener u. 
lantman der 15 dorff.. hant mit zytigem rate, wolbedachtem vorbetrachtem 
mude u, durch eynen mund reden lassen. 554: der lantman .. sprach ein- 
mundlichen. Ib. 6583 (in NR. 95). II. 414 f. (1468): daruff sie sich beraden u. 
geantwort haint u. eynmundig durch yren zentener tun sagen. III. 814 (1507): 
scheffen u. alle gemeyne burger des dails Montreal weifen per organum Claes 
Stumpe. Ebenio I. 810 (and Bodmann 676): per organum. And in Defterreich 
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kontrolirt ihn und eignet ihn fich nicht nur immer durch ſchweigende Aner⸗ 
kennung, ſondern oft noch durch ausdrückliche Zuftimmung an). Zu dem⸗ 
ſelben Reſultat endlicher Geſammthandlung gelangt man aber auch dann, 
wenn der Richter von vornherein ſeine Frage nur an Einen aus der Menge 
richtet und der Gefragte mit oder ohne vorherige Berathung mit den Uebrigen 
anf die Gefahr hin, daß ſein Urtel verworfen und durch ein beßeres, dem die 
mehre Folge wird, erſetzt wird, die Antwort ertheilt®). 

Bisweilen wird, indem die Form eines Vergleiches oder Vertrages über- 
wiegt, die Geſammtheit bei Feftftellung ihres Rechtes durch Abgeordnete oder 
Bevollmäcdhtigte ad hoc vertreten!®). Da ſolche Berorbnete nur einen be- 


ſpricht die gemain... durch ainen redner, Kaltenbäd I. 118 116; oder durch 
zwei nachpaurn, ainen aus den burgern, den andern aus der gmain, ib. I. 
1778 2 u. 3. 186 8 2. 194 8 2. 202 8 2. 208 8 2. 234 $ 2. 281 8 3. 319 
8 2—3. 326 8 3. 8658 8 7. 883 8 7. 391 8 2. 513 8 8. 

ve, So wird oft in den niederfächf. Holtingen u. Gobingen, nachdem Einer 
nad) Berathung mit dem Umftande ein ordel eingebradyt hat, ausdrücklich hinzu⸗ 
gefügt: welch ordel ungeschulden togelaten; 3. B. Grimm III. 111f. 116. 
123. Und das war eine „chweigende Vollbort”, z. ®. ib. 115: alle ordel mie 
schwiegender vulbordt unwederfochten gebleven... u. in ere kraft u. wirkung ge- 
gangen; vgl. 114, 117, 119. W. v. Kirchzarten v. 1395 ib. 1. 331: im offnen 
Ding unter ber Linde wird ein alter Rodel vorgelefen u. bei jedem Artifel bie 
gebursami gefragt, ob er Recht jet; u. zu jeglichem stucke desselben rodels 
antwurtent dieselbe gebursami gemeinlich u. unwidersprochenlich u. ertheilten 
bei iren eiden, daß ed alſo von Alterd Herkommen fei. L 844 f.: von den lehn- 
lüten gemeinlich u. unwidersprochenlich geoffnet, erteillt u. gesprochen. — 
Ausdrückl iche Ratihabition durch Alle ib. II. 93. 441f. n. Grimm, R. U. 
7% u. 791 , and) in den öfterr. Pant., in denen nach der Weifung regelmäßig die 
Frage ergeht: ob es ir aller word u. red ist? ob es ir aller red ist? oder ähbn- 
lich; z. B. Kaltenbäd I. 285 $ 4, 9, 10, 20, 28, 25-29. 326f. 413 F. 
434 f. 553 f. | 

) Grimm IN. 68: ber befragte fürsprech karde sich um u. bereit sick 
mit den gemeinen erven u. quam weder... u. sprak. Vgl. ib. I. 581. 730. 
IH. 112. 117. 119. 471. 478. III. 576 & 12. 

100) W. v. Dachſen in N. 48 zu 8 17. Grimm V. 3118 12 (ib). W. v. 
Nidda v. 1271 in Ueberſetzung v. 1442 ib. 292: zwei pfarleude fchließen als 
vormunder u. mumpar der ganzen gemeinde des dorfes zu N. einen Vergleich 
mit Defan u. Stift. Ib. 310 RN. 2: zwei Männer find von der Dorfgemeinde als 
vormunder, werber u. sonderlich boden gesetzt u. gekoren, um deren Recht zu 
befunden; fie verbinden fich u. die leute alle, mit der macht u. gewalt, die sie 
an ung gesatzt hant, die vorg. gemeinde, die itzund stund u. hernach koment. 
W. v. 1619 ib. I. 71—73: 2 dorffimeyer inn namen u. als devollmächtigte an- 
wält einer gantzen ehreamen gemeind zu B. erſcheinen vor dem Zürder Rath u, 
öffnen Weibgang u. Recht ihrer Gemeinde W. v. Mülheim v. 1475 ib. 259: 
von gemeiner hoffjünger sechsman, so sy darzue geben u. erwelt haben. 
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ftimmten einzelnen Auftrag haben und gewöhnlich überdies das fo formulirte 
Meisthum ter nächften Genoßenverfammlung zur Beitätigung vorgelegt 
wird 01), Bleibt auch Hier ber in der Geſammthandlung liegende Schwerpunft 
unverrüdt. 

Selbftändiger treten fofort die befonderen rechtöfundigen Urtbeiler, ſobald 
fie in irgend einer Form eingeführt find, der Geſammtheit gegenüber. And 
fie indes fchneiden zunächft keineswegs die Geſammtheit von der unmittelbaren 
Thätigkeit in Recht und Gericht ab. Non felbft verfteht fich dies, folange 
nur für die jedesmalige einzelne Berfammlung Urtelöfinder aus ber Menge 
durch Wahl oder Ernennung zu eidlicher Rechtsbekundung erlefen werben 19). 
Nicht minder aber waren die ftändigen Ausſchüße der Schöffen, Geſchwornen 
u. f. w. urfprünglidh bloße Borfinder des Rets!®). Sie waren dies An- 
fange in allen umd auch in den öffentlichen Gerichten der Huntertichaften nnd 
Gaue; fie blieben es ſehr viel länger in vielen Immunitäts- und Herrſchafts⸗ 
gerichten, in manchen Land», Grafſchafts⸗, Bogtei-, Cent⸗ und Hodhgerichten, 
in den meiften Mark-, Dorf- und Hofgerichten. Deshalb weilen fo oft die 
Schöffen und alle Genofen, die Gefhwornen und bie ganze Gemeinde ge- 
meinfam das Recht 104). Oder Schöffenweistfum und Gemeindeweisthum 


Langenercdingen ib. 264 f.: Berhörung von 5 Geſchwornen, die von ainer ganzen 
gemeinde der hoffjünger u. des dorffis zuo E. ain warheit von der obg. rech- 
tung ze sagend gemannt u. geschikht seind. 

10) 3. B. 1429 b. Grimm IV. 297: die gebursami ze A. gemeinlich 
wählt u. beftellt mit vollem gewalt einige geborne u. gejeßene Hausgenoßen zur Feft⸗ 
ftellung bed Robeld; biefer wird dann vor der ganizen gemeinen gebursami ze A. 
verlesen u. mit guoter kraft bestätigt. Ganz ähnlich bie ofinung u. rechtung 
des twinghofs von Winkel v. 1417 ib. 86f. u. des richts u. zwings ze Wette- 
schwyl vo. 1468 ib. 38—42. Bol. au Rorbas ib. 88. 

” W. v. Pully v. 1868 b. Grimm V. 15: bie procuratores wählen, be 
ftellen u. vereibigen de consensu et voluntate hominum ville auf dem placitum 
generale zur wahrbeitgemäßen NRechtweifung septem juratog de melioribus et 
antiquioribus dicte ville. Das W. v. Molöheim v. 1472 ib. 428 feßen die 
biichöflicden Beamten zufammen mit 13 von ihnen erlefenen Hubern auf. Vgl. ib. 
III 644. Andre Belfpiele 6. Maurer, altgerm. Gerichte. 103 f.; Fronh. IV. 
118 N. 55—56 u. 120 N. 77. 

203) Den Ausfchüßen flieht in diefer Beziehung ber frieſ. asega (Nichthofen 
4. 76. 896. 412 u. Wörterb. s. h. v.) gleich. Ebenſo ber altbairifche judex 
(Befeler, Zeitſchr. |. R. ©. BEd. IX. ©. 1f., bei. ©. 5). 

106) So weilen noch 1858 b. Srimm L 832—835 das Recht der Grafſchaft 
Wied die schulteissen sambt iren kirspelen u. gemeinden, indem bie Fragen 
an schultheissen, landtman sambt dem ganzen umstandt gerichtet werben u. 
schulth. richter u. dinckleute ſich übereinftimmend erffären. Vgl. ib. II. 684— 
637: das recht, das wir geschworne hoffner, merckere u. lantmann des lantz 
v. Breyssich deilen u. weisen. 1841 ib. III. 860—366: burgmannen, scheffn, 
burger u. lantlude der stat u. des gerichts. 1460 ib. HU. 812—815: auf bem 
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werten zunächft jedes für fich gefunden, dann aber zum einſtimmigen Ge⸗ 
ſammtweisthum vereinigt1%). And wird häufig trotz der Anweſenheit von 


annale placitum weifen scultetus scabini et communis populus bad Recht. Bgl. 
ib. 189 u. 707f. ®. v. 1404 ib. I1. 650-655: jurati villani et incole wit 
über 260 verfammelten Parochianen u. Untertbanen ber Graffchaft Adendorf. I. 
626630: schultiszen richteren dinckladen u. landman der grafschaft. Ebenfo 
in verfchlebenen Genten bie lantscheffen u. lantlude, scheffe u. landvolk, scheffe 
u. lantman gemeinlich, 3. B. I. 829; TI. 406-410; 605-608; 610 f.; IIL 
406—410. Bgl. L 512f.: Schöffen n. Märker. II. 758 (19369): silvatici sive 
forestarii scabini et communitas. I. 624 (1403): judices cum parochianis et 
communitatibus suis. Il. 611: geschworner un. landmann. Gebr häufig, 3. B. 
I. 768, 770, IL 494 f., 678, IIT. 515, scheffen u. gantz gemein. I. 395 u. II. 
781 f.: scheffen u. menner. IIL 398: scheffen gemeinlich, eldiste u. gemeynde. 
LI. 566, 570f., 457f.: schulth. schopffen u. gantze gemein des dorfis. IV. 
762 f. u. 765 f: die scheffen u. die nachbarschaft o. gemein nachbarn. IL 
184 u. 609: scheffen u. dingleute. I. 631: scholteis, scheffen, geschworen u. 
gemeine nachparn. III. 580 (1468): wir schulth. heimburger u. die zwelffer, 
auch die gemein des dorfs tzu K. I. 608: scheffenen heimburgen gesworn u. 
kirspelsiude. IL 662; die geschworen allgemeinlich u, die ganze nachbar- 
schaft. 11. 439: heimburgen gesworn u. ganze gemein .. einmondiglich. Bol. 
1. 453. 466. 612. II. 448. 450 f. 667. 6:0. Ebenio bei Hofgerichten, 3. B. IIL 
802 (1284): vronegedinge et scabini curtis. IL. 436 f.: scheffen u. hoiffsleuthe. 
II. 745: der schefien sambt den sämbtlichen höbern. II. 826: scheffen u. 
höfer samendlich. II. 483 u. 486: scheffen hoefer u. gantz gemein, 11. 799 f.: 
der hoff u. die gemeinde. III. 88: heymanni et litones, coloni et jurati curtis. 
L 561: schulteis scheffen u. die hubere gemeynlich. I. 638 f., 643 f., 838 f., 
842: scheffen u. lehnleut. IL. 136 u. 187: scheffen u. lehnman. IL 848f.: 
lienleude inde geswoirn. 1481 ib. V. 114f. $ 51 u. 52: durch ain geschworen 
gericht u. ain ganz gemaind .. erkant. Bol. auch Richthofen 811f.: wi 
ghemene rychters end ghemene meente van Hunsingo u. Fivelgo lande. 1450 
ib. 510 $ 1: wi greetman riochteren ende mene meente. 1458 ib. 504: wy 
riochteren ende meene meenthe. 1466 ib. 513 f.: gryetman ende dat gemene 
riocht .. by reedt der prelaten ende jeldermannen ende wysera Iyoedena 
ende by der mene meente reede. 

108) W. v. 1417 b. Grimm V. 609: die scheffen, hubener u. gemeinde 
gemeinlich zu Pfeffingen, Ungstein u. Kalstadt weiſen auf Frage bed Schult⸗ 
heißen ber Herrfchaft Recht. Nah S. 612 u. 618 geben Hierbei Schöffen u. Huber 
auf bie eine, die Gemeinden auf bie andere Seite u. unterreben ſich befonbers. 
Dann kommen fie noch einmal wieder Alle zufanmen u werben eins. Darafif 
weift Einer Namens der Schöffen u. Huber mit einem monde. Endlich sprach 
do ein ander, genant Henne Czulle, von der gemeinden wegen gemeinlich, 
u. beftätigte alles das daz die scheffen u. hubere do gesoget. Ebenſo wird 
im Hochgericht zu Berncaftel 1400 u. 1490 ib. IV. 746—755 das Weisihum von 
ben Zenbern der 18 Ortichaften abgegeben, dann aber nach bejonderer Berathung 
dur) dad anweſende „dingvolk* resp den „gemein man* beftätigt. In ber Gent 
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Schöffen der Umftand oder Einer daraus zuerft befragt1%%. Mindeftens 
Tommt das Urtel dann an die Gemeinde, wenn bie Schöffen es nicht zu fin- 
ben wißen oder fi) nicht einigen können 102). Oder die Schöffen beratben 
fich, che fle einen Ausſpruch thun, mit der ganzen Berfammlung!%), Oft 
wird das Weisthum oder Urtel der Schöffen ausdrücklich von ber verfammel- 
ten Menge genehmigt, gebilligt oder beitätigt10%. Und jebenfalls ift auch bei 
- einer fefter ausgebildeten Schöffenverfaßung überall ba, wo überhaupt noch 
bie Geſammtheit im Gericht anwefend ift, durch die bekannten Rechte des 
Umftands dafür geforgt, daß der Schöffenfprud, wenn er von feinem anweſen⸗ 
den Genoßen geicholten ober verworfen wird, zulett auch als Ausiprud ber 
Geſammtheit, die ihn mit „Ichweigenber Bollbort* fich angeeignet hat, er- 
ſcheint 9), 

Gleichwohl war in der Einführung fländiger Schöffen der Keim zur 
Defeitigung der alten Gemeindethätigkeit gegeben. Denn ſobald es ftändig 
geworben war, erſchien das Schöffentbum als ein Amt, und entfaltete nun. 


Landsberg ib. L 470-475 will i. 3. 1430 von den beiden Gentherrn ber eine 
den gemeinen centhman, ber anbere nur die centschöpfen vernehmen; es geſchieht 
aber Beides; schöpfen u. centrolk in einer gemein werben auf einen landtag 
vorgeboten u. geben gefonderte Weiſthümer ab, das centrolk aber von der menige 
wegen der leuthe u. von der irrung, die durch dieselbige menige geschehen 
möchte, durch einige Xeltere, die fi mit ben Ihrigen berathen, 

) Grimm 1.810. II. 78. 710: herr richter, ihr mögt fragen die schranne 
u. auswendig der schranne. Schauberg L 408. Grimm, R. 4. 774 Note**), 

7) Grimm IL 51: weiß der Schöffe ein Urtel nicht, fo kommt es an bie 
Gemeinde. IIL 576 $ 12: können sie aber des urteils nicht eins werden, so 
sollen sie die hubener zue sich nehmen. 

100) W. v. 1345 6. Grimm 11. 622: scabini habita deliberatione inter 
se et cum aliis sanioribus et senioribus ipsorum convicinis ad hoc vocatis. 
1402 ib. 1IL 164 8 2: die jurati ziehen bie übrigen curtiales zur Berathung. 
Bel. ib. 77. In Heimbach 1601 ib. I. 619 nehmen die 7 Schoͤffen nur ned 
beiweilen die gemeine hoeffer nach gestalt der sachen in ihren rath. 

) W. des Go Dttersberg 6. Grimm IIL 219 f.: die schöffen weifen, Alle 
beflätigen. 1. 485: verlefen u. verhandelt für einer gantzen centh. 1468 ib. II. 
414 f.: die Schöffen welfen, die ganze Gemeinde beftätigt. Ib. 189 f. It. 93: deden 
eynen tovall. 1848 ib. V. 435: scabini curie dominicalis per se et nomine 
omnium villarum . . presentium, consentientium et hoc ratum et gratum 
habentium. Waldordn. v. 1560 b. Maurer, Marko. Anh. ©. 485-492: Edult- 
beißen, Bürger u. Dorfmeifter jeßen bie Ordnung, laßen aber die ganze Gemeinbe- 
zuſtimmen. 

110 Grimm III. 115: mit schwiegender vullbordt. I. 695 - 602: in gegen- 
wertigkeit der ganzen gemein. 1407 ib. 808f.: scultetus et scabini .. prae- 
sente multitudine copiosa hominum villa Grimm, R. U. 778 u. 865. 
Maurer, Marko. 860f.; Fronh. IV. 224 f. 
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mehr die allen alten Genoßenſchaftsaͤmtern innewohnende Tendenz, ſich zu ver⸗ 
jelbftändigen und von dem Geſammtrecht abzutrennen. Dieſe Tendenz konnte 
fich um fo leichter realifiren, als von je die Schöffen auf Lebenszeit beftellt 
zu werben pflegten!!!). Sodann war die Beftellung der Schöffen vielfach in 
den Händen bes Richters ober Gerichtsherrn!!2), während der Gemeinde höch⸗ 
ftens, wie nach der karolingiſchen Einrichtung dem Volk des Gau's, ein Zu- 
ftimmungs- ober Vorfchlagsrecht vorbehalten war!1?). Oder die Gemeinde 
hatte zwar urfprünglid das freie oder beſchränkte Wahlrecht 1!4), das einmal 
fonftituirte Kolleg aber erlangte das Selbftergänzungsrecht!26). War ſchon 
hierdurch die Idee ber Geſammwollmacht zurüdgebrängt, der Zufammenhang 
mit der Gemeinde gelodert, die Schöffenmacht unabhängig von der Gemeinde- 
macht geworben, fo konnte in weiterer Steigerung das Schöffenamt gleich jo 
vielen andern Aemtern mehr und mehr zur patrimonialen Amtögerechtigkeit 
werben. Indem man die mit ihm verbundenen nußbaren Bezüge'1%) als die 


11) W. v. 1461 b. Grimm III. 415 $ 1: alle ambter sollen zum jahr 
einmal ledig u. los seyn, ausgenommen der schöffen, so bis ahn ir lebensende 
rechnet. Vgl. I. 112. Sächſ. Weichb. (v. Th.) a. 36, (v. D.)a. 42 8 1. 

3) inter den Rechten, welche als Austluß ber Grundherrlichkeit im feften 
Formeln dem Herrn zugewiejen zu werden pflegen, findet ſich häufig dad edit, 
scheffen zu setzen u. zu entsetzen, zu machen u. zu entmachen, gericht u. ge- 
schworne zu machen u. zu entmachen o. ähni. So b. Grimm I. 745 8 2. 
791. DO. 73. 75. 80. 81. 87. 89. 93. 96. 98. 99. 101. 109. 110. 112. 114, 298. 
297. 299. 319. 449. 451. 503. 585. 543. IIL 798. IV. 640. 757. Bgl. I. 220 
n. II. 576 $ 7. 

113) Cap. a. 829: totius populi consensu. Grimm II. 84. 506. 544 Da- 
gegen ib. 526 u. L 791 mit rath der scheffen. 

14) Grimm I. 112. 691. IV. 698 8 8. V. 314 $ 13, 489 8 7. Hoft. v. 
Zanten 5. Lacomblet, Arch. 1. 178 c. 8. 

115) So wählen in Eikel b. Grimm II. 60 8 1 die hoffluide u. kottere 
zufammen 7 Urtelöfinder, welche litones o. laten heißen ſollen; in Zukunft aber 
ſollen dieſe ſich felbft ergänzen. Vgl. ib. I. 615. II. 335. 350. 854 (1815). 409. 
4532. 506. 522. 549: der scheffe kiest den scheffen. 645. III. 887. 846. IV. 
7123. 797 8 7: ind die scheffen soelen den scheffen kiesen. V. 334 8 29. 
Ebenfo bei den 12 richtern in Gappel ib. I. 417. Bol. au Manrer, Frouh. 
IIL Anh. ©. 567. Günther II. 914. — Oft geſchieht auch ſchon die erfte 
ober bie für einen beftimmten Fall vollzogene einmalige Beftellung von Urtheilern 
bergeftalt, dah der gewählte o. ernannte Richter zunächit einen Urtbeiler erlieſt, 
beide zufammen ben zweiten, die drei den dritten, u. fo fort, bis die Zahl (meift 
12) voll ift; 3. 8. Grimm V. 177 8 17 u. 18. 159 8 19. 164 8 5 u. 7. 108. 
209 $ 2 u. 3. 213 8 1 u. 8; etwas anderd ib. III. 869. 

116) Beftehend in einem Antheil an Buben und an anderen Gerichtögefällen 
(Grimm L 223. 235. 284. 285. 481—482. 560. 594. 599. II. 71.98. 128. 278. 
291. 597. 600. 662. 740. III. 771. 800. 810. 811. V. 414 8 7 u. 8. 574 8 1, 
2 u. 3; Richthofen 272 c. 12 8 7. 278 c. 17 $ 4. 304. 505 $ 4. 513; oben 
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Hauptſache anfab, erihien ver „Schöffenftuhl“ als ein nutzbares Recht von 
liegenſchaftlichem Charakter. Diefes Amt mochte dann ans feudalem Titel 
bejeßen 117), als Realrecht mit beftimmten Schöffengütern verbunden 118), als 
ein für fich beflehendes Stammgnt im Manusftamme vererbt werben!!?), Und 
wenn ber einzelne Schöffe der Gemeinde gegenüber ald Inhaber eines eignen 
Rechtes erſchien, jo konnte zuleht auch die Geſammtheit der Schöffen der ge 
meinen Genofengefammtheit als Trägerin eines befonderen Geſammtrechts ent- 
gegentreten, bis fie fich ale ein durch fich felbft beitehenver und mit felbftän- 
diger Macht begabter Verband von der Gemeinde fonderte und mehr deren 
Gegenſatz ald deren Theil zu fein jchien??9). 

Ein fo verjelbftändigtes, durch ein geliehenes ober eignes gemeinjchaft- 
liches Amtqrecht zuſammengehaltenes Schöffenkolleg übernahm dann zuerft in 
den gebotenen und fpäter auch in den ungebotenen Dingen um fo leichter und 


8 16 R. 85 a. E.); in Nupungsvorrechten (3. B. Grimm III. 256 $ 13. 258 $ 
17. 421); in baarem Lohn (3. B. ib. 1. 750); in Bewirthungd- u. Belöftigungsd- 
anfprüden (oben $ 14 R. 58 u. 74); in Dienft- u. Abgabenfreiheiten (Grimm 
L 701. IIL 478. IV. 728). 

17) Bol, z. B. W. v. 1395 6. Grimm II. 645. Ib. 432. 606. 522. III. 
837. 657—022 (1481): Pfleger, Richter, Amtleute der Graffchaft u. alle die zuo 
der schrannen gehorn u. dargzuo belehentt seyn (im Ganzen 72 Dann). Vgl. 
ib. 846 u. II. 525 u. 732: der Schöffe wird vom Grundherrn (resp. Schuftheiß) 
mit der rechten, vom Bogt mit der linken Hanb in die Bank geſetzt (belehnt, 
inveftirt). 

ne) 3. B. Grimm II. 164 $ 2. Hofr. v. Loen ib. 145f. 831 (das weitfäl. 
Tegeberamt). Günther IIL 914. Bodmann II 633. 654 u. 662 Note f (wo 
aber aus dem Realrecht eine Reallaft geworden iſt). Bol. auch Grimm 
IV. 77. | 

9 W. v. Hafelach v. 1886 6. Grimm L 701: die scheffeltum erbet ouch 
nuwent vatterhalp. 1362 ib. V. 80 8 22: eschewin; Bruder u. Bruderskind o. 
Beiberben, die sönd das amt erben; jonft leihe der Biſchof ed, wen er will. — 
Alſo ganz, wie der Schöffenftuhl im echten Ding längft auf den ebenbürtigen 
älteften Sohn o. nächjften Schwertmagen vererbt wurde; Sachſenſp. III. 26 $ 3; 
Schwabenfp. (W.) c. 235, (L.) c. 286. | 

320) Bol. oben $ 13 N. 16. Der neue Schöffe ſchwört Dann dem scheflenstul 
und wird dieſem gegenüber berechtigt u. verpflichtet, 3. DB. Grimm III. 853; vgl. 
II. 409. Im Hofr. v. Loen ib. III, 145—161 bilden schulte, 4 tegedere u. 2 
Geſchworne „das ampt“ (waer die sevene die hande reicket, dat is ein in- 
siegel des ampts to Loen) u. fiehen als dritte Macht zwifchen Herrſchaft u. Ge⸗ 
meinde. In Neumagen 1315 ib. II. 325 f. follen die 14 Schöffen, fall die Ge 
meinde zu keiner einftimmigen Wahl gelangt, den Zender kieſen. In Mebderöheim 
ib. IV. 723 $ 6 ſoll jährlich die gemeindt .. einen heimburger suchen under 
den schöffen u. die schöffen einen under der gemeind. In Offenheim 1409 
ib. IIL 450 f. tiefen die Schöffen unter fi} den dorfgrafien, Ib. III. 896 fegen 
die Zwölfer Einen u. die Gemeinde Einen über den Harniſch. 
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früher, je größer der Gerichtsverband war, bie ausſchließliche, freie, in eignem 
Namen vollzogene Weiſung bes Rechts 221). Wie ſchon in karolingiſcher Zeit 
in den gebotenen Grafſchaftsdingen, ſo waren gegen Ende des Mittelalters 
auch in vielen Märker-, Vogt⸗, Land- und Hofdingen diejenigen Genoßen, 
welche nicht als Schöffen oder Parteien betheiligt waren, zum Erſcheinen nicht 
mehr verpflichtet1°%. Nicht jelten wurde im 15. und 16. Jahrh. ausbrüd- 
lich, indem die Neigungen ber Gerichtöherrn und das Erfterben bes Gemein- 
finns zufammentrafen, eine bis dahin heftehende allgemeine Dingpflicht abge- 
haft!) Mit ber Pflicht erlofch bald bie thatſächliche Betbeiligung, enblich 


121) So werden ausfchliehli schöffen als rechtweifend genannt b. Grimm 
I. 520. II. 83 (1393). 138. 826 (1816). 431. 681£. 710. 719. III. 497. 744. 
748; geschworne Il. 688; das gericht ib. 155f. uw. III. 492. 496. 749; schulth. 
schöffen u, rath IV 618 $ 7; bie Zender, Heimburger o. Burrichter der zum Ge 
richt vereinigten Eingeldörfer ib. II. 266f. 2795. 831f. 487f. ILL 103. 825f. 
IV. 648. (N. 156 3. 8 16). Am bänfigften ift dies in den Gerichtsgemeinden 
höherer Ordnung; fo bei Land⸗ u. Gentweisthämern 1. 446. 452. 471f. 475. 477. 
488. 480f. 485f. 487f. 494. 616. 520. 11. 370. 819. It. 103f. 581 f. 585. 
IV. 542f. 555f.; im Sonuelgeding II. 279f.; in Godingen, 3. DB. IH. 132f. m. 
180 f., wo das Weistfum den gemeinen Eingefehenen nur noch vorgelejen wird, 
während ib. 119f. u. 121f. noch bie fämmtlichen Bauern, in der Zent zur Eiche 
ib. 556 wenigftens noch je 2 Dorfleute neben jedem Schöffen mitwirken; bei Hoch⸗ 
gerichtöweiäthümern, 3. B. Il. 575f. 602. UI, 752f. 11. 331f. (9 zender). 487f. 
(24 heimburger). IV. 711f. während 3. B. bad Hochgericht Obermenbig 18382 ib. 
111. 494f. nody 24 scheffen u. ganze gemein besitzen. Seltener in Marten, 
> 8. I. 512. 523. Il. 581: dieso zwölf. . sollen alsdann moegig u. mechtig 
sein zu weisen jedem hern sein gerechtigkeit u. dem landtmann sein gerech- - 
tigkeit. IV. 545 8 1. Haͤufiger in größeren Hofverbänben, 3. B. ib. I. 584. 585. 
598. 608. 616. 819. 6235. 699—701. IL 444f. 515—521 (1298). TII. 894. V. 
262f. Bol. auch oben 8 16 N. 157. 

123) W. v. Talfant v. 1505 6. Grimm IL 127: darzu kompt der landt- 
mann, der da zu schaffen hat; sonst ist niemandts dahien bezwungen. Bogt- 
Ding dv. Lauenftein ib. IV. 648-654: außer ben 5 Näthen der 5 Flecken u. den 
Bauermeiftern der 22 Dörfer erfcheint nach 8 88 nur, wer verfronet. W. der 
Hohen Mark ib. 489: der ausbleibende Märker bat nit me verluren dan sine 
kure. W. v. Embrad v. 1518 ib. L 112: es mag ouch ein jegklich gotzhus- 
man, dem joch nit verkündt wirt, zü solichem gericht komen. — Auch in 
biefer Beziehung alfo dringt erft gegen Ende bes M. U. in die ländlich⸗bäuerlichen 
Berbände das ein, was ſchon nach 1. Wisig. II, 2, 2 galt n. für bie gebotenen 
Grafihaftsgerichte von Karl d. Gr. (Cap. a. 769 c. 12, a. 802 c. 14, a. 803 c. 
20, a. 807 c. 7 u. 12 b. Pertz, L. L 83. 104. 115. 151) eingeführt warb. 

) So wird in Molsheim 1. 3. 1486 nad dem W. b. Grimm V. 496 
8 2 u. 5 die Wahl von 9 oder 11 Beifigern, von den huobern dazu geordnet, 
nen eingeführt, nur diefe follen noch dingpflichtig fein, nur für fie foll der Meier 
noch kochen. Ebenfo in Alvolsheim 1521 ib. 427 8 3. Bgl. aud) II. 376. 4832. 
V. 45886. W. v. Miel ib. IV. 763 8 6: vor zeiten waren alle Befiger kur⸗ 
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fogar das Recht der Geſammtheit. Eine Zeit lang mochten bie Schöffen 
auch dann, wenn fie das Recht allein fanden, als Vertreter ber nicht ver- 
jammelten Gemeinde gelten 120). Allmälig indeß wurben fie überall zu lirtele- 
findern aus eignem ober doch aus einem nicht von der Gefammtheit abge- 
leiteten Recht. So entihwand zulegt mit der thatjächlichen Geſammtans⸗ 
übung aud die Vorftellung, daß Gericht und Recht dem Genogenverbande 
entftammten, und fucceffiv wurden zuerft in den weiteften, dann in immer 
engeren Kreifen bie gerichtlichen Snftitutionen aus ber Sphäre bes genoßen⸗ 
ſchaftlichen Geſammtrechts herausgehoben. 

Dieſem gewoͤhnlichen Verlauf der Entwicklung gegenüber fehlt es indeß 
nicht an Ausnahmen, welche uns, ſtatt einer Schmälerung und endlichen 
Zeritörung der Genoßenſchaft durch den aus ihr herausgewachienen Gerichtö- 
ausichup, vielmehr eine Kortbildung des Schöffentbume im Sinne ber Gemein- 
beitönerfaßung zeigen. In ganz analoger Weile, wie bisweilen ber alte ger 
noßenſchaftliche Richter zum Forporativen Gemeindevorfteher wurde, entwidelte 
fi Hier der alte genoßenfchaftliche Gerichtsausſchuß zum gemeinheitlichen Re⸗ 
praeſentativorgan. Die Faͤhigkeit jedoch, feine urſprüngliche Anlage zu über 
winden, erlangte das Schoͤffenthum erft, wenn es ein ihm urfprünglich frem- 
beö Element, eine verwaltende Thätigkeit neben den gerichtlichen Funktionen, 
in fich aufgenommen hatte. Schöffen ober Geſchworne, welche zugleich den 
Richter als Gemeindevorfteher zu berathen ober ohne ihn unter einem eignen 
Borfteher laufente Berwaltungsgefhäfte im Namen ber Gemeinde zu beforgen 
hatten 20), Fonnten im Kaufe der Zeit zu einer rathsähnlichen Gemeinbebehörbe 
werben oder doch die Brüde zur Bildung eines eigentlichen Rathes fchlagen. 


mebiger Hofftätten geſchworen; aber umb vielheit der personen u. unkosten 
. willen haben die herren die geschworen abgesetzt u. 7 scheffen an die statt 
gesetzt. Vgl. auch das Beilpiel 6. Maurer, Fronh. IV. 112. 

120%, 9.19.1521 b. Grimm V. 564: die gerichtsmenner alda an statt u. von 
wegen einer ganzen gemein. 1442 ib. IV. 51: Meier u. Dorfgeſchworne an eigner 
Statt u. innamen der ganczen gemeindt u, der huober des dinghofs zu B. 
1518 ib. L 112: 12 richter.. u. was sy von gemeiner gotzhuslüten wegen 
handlent, söll.. bestan als ob sy das alles gemeinlich gehandlet hettint. 
1506 ib. II. 189: vor gantzem gericht der hoffscheffen u, lantscheffen, wie 
die von wegen der landtschaft .. versamblet waren. 

128) Wie 3. B. bie Schöffen der Mark Altenbaslau b. Grimm II. 412 u. 
4148 TR. 40 3. 8 14.); die Zwoͤlfer (4 Förfter, 1 Wermeifter, 2 Schultheißen, 
5 Schöffen) im Möringer Walb ib. DH. 681. Bel. ib. IIL 268 $ 17. 259 8 11. 
698 $ 49 u. 57. V. 248f. $ 24 (18 'geschworne). 650f. Piper 254. Maurer, 
Marty. 284 f. Auch tiber die 4 Gefchwornen der öfterr. Pant. Kaltenbädı. 
19 8 8. 88 8 12. 62 84, 7, 34. 61 $ 3. 56 $ 4. 72 8 20. 41 8 46. 175 8 35, 
188 $ 73. 192 8 73. 333 $ 66: richter u. geschworne handeln von der ge- 
mein wegen. 

II. 33 
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Indeß trat eine ſolche Eutwicklung, die z. Bein Flaudern bie Regel bildete ic 
in: Deutſchland nur in "wenigen: Stäbten und Sanbeigemeinben, Tettener Ko 
in Marken nd Duͤrfern ein Mo: 

: Nähen, als bie durchaus buer vorzugkweiſe getichelichen usihüße, Fiauben 
einem: : reptnejentativen Drgan von vornherein Gemeindeusihüße anderer 
Gattung; : weiche. ſpaͤter auch in laͤnblichen Berbätiben mitunter vorkamen. 
Denn ſchon Me Thakfache; daß Überhaupt Audſchuße nicht: gerichtlicher Art be⸗ 
ſtellt wurben, :enthielt ein Hinausgehen über die alte Genoßenſchaftsverfaßung 
Hierher gehören die Kollegien der Beifißer, - Geſchwornen. Genteinbebenall- 
maͤchligten, Verorbueten u. f. ie :weldie‘ vielfach einem fei es herrichafilichen 
oder genoßenſchaftlichen Vorfteher zur Seite: ſtauden und fowol dieſen ſtatt 
der Geſammtheit berathen und :Dinben als gegen Ihn Die Gefammthett ver- 
treten ſouten 9). Nicht ſelten kamen fe neben einem auherdem beftchenbent 





1a): In landern war kom ſeit⸗ dem ia. gchrh. die Sqhoffenverfatung in den 
Gerichten jeder Gattung dergeftallt durchgeführt (Warnkönig I, 4. 2735. II, 1. 
264£), daß fich ungebotene Dinge nur noch in den „ftillen Wahrheiten‘, ‚Rügeger 
richten mit bem „Charakter eines polizeilichen Snftituts“, erhalten. hatten, (ib UL 1. 
882—350)., Nur um hier einzeln u. geheim über anzubringende Rügen vernommen 
zu werben, erfchienen noch alle Gerichtdeingefehenen; eine aftine Tpellnahme der- 
felben an Geſetzgebung u. Kechtſprechnng tritt mirgend hervor. Die Schöffen nun 
aber waren nicht uur die Beifiker im Grafengericht: „außerdem waren fie bie Stell- 
vertreter, das veihtmäßige Haupt der fläbtifchen u. der Gaugenieinden, u. hatten in 
dieſer Eigenſchaft; u. zwar ohne die perfönlihe Mihofrkung irgend eines gräflichen: 
Beamten, die Verwaltung: der Gemeindeangelegenheiten; in Iehter Eigenfchaft find: 
fie daher von Einem aus ihrer Mitte praefibirt, er heiße erfter Schöffe, Bürger- 
meifter, Vogt u. ſ. w.“. Im 13. 3. erft traten ihnen Räthe zur Seite. (Tb. I, 
rt. 379. 36%. Sowol in den Stäbten (ib. 276, 334 f.), als in beujenigen Bauen; 
welche als „land*, .„ohatelnie“ o, „ambacht“ „eine den Städten äühnliche Landes⸗ 
o. Kreisgemeinde“ bildeten, - lagen daher fchon im Schöffentbum Die Anfänge einer 
freilich auch hier erſt mit dem Hinzutriit ber Näthe. vollendeten torporatwwea Kon 
ftituirung u. Abfchliegung (ib. 277: „eine universitas“). 

"MN Bgl. bezüglich Der: Städte Th: I. 271f u. unten 530. (Ben: Maurer, 
Städten. 1 157 den Einfluß. des Echöffentbums der ‚Sffentlichen Gerichte auf bie 
Ausbildung: der Stadtverfaßung von vornherein als undenkbar beftreitet, fo: wiber- 
legt ihn Ichen. die: flandrifche Stäbtegeſchichte). Ueber bie in ben frieſiſchen Landes⸗ 
gemeinden allmälig vollzogene Umwandlung von Rickterkollegien in Landesräthe 
29..1..524--525. Ein Beiſpiel' aus einem Dorfe bietet das W. v. Kappel in ber 
Ortenanb. Grimm I. 418 -420, wo: neben bdem gewählten heimbürgen .,‚das 
gericht..der. burschäft‘: per: „die wwölff. zugleich Urteloſtuder ſindi u. die laufen⸗ 
ben. Genieinbeangelsgenheiten "bejorgen, hierbei aber: ſchon ganz wie ein Dorfratf 
ſtehen; vgl. ib: 418: . ein keimlurger soll such mas thun ». lassen. ‚ohne‘ der 
zwolffer. wissen u. willen. Dez 
i2) Vgl. z. B. W. v. Soſpach b. Stimm 1 48 über den’ PRFrerOR 18 
welchen der amtman bei Anfnahme eined nenen Gemeinbegliedd zuziehen ſoll. 
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Schöffenkolleg vor!2?). Ihre Vollmacht bezog ſich entweder nur auf beftimmte 
einzelne Bunktionen?0), ober fie follten überhaupt für die Gemeinde handeln, 
wo biefe nicht ſelbſt gegenwärtig wari®!), Auch fie waren num freilich ur 
fprünglich nichts als bevollmächtigte Stellvertreter der Gefammtheit im alten 
Sinn, und Tonnten daher, befonders wenn der Gemeinde ihr urfprüngliches 
MWahlrect13t) verloren gieng, fi von der Geſammtheit ablöfen und beren 
genoßenſchaftliches Leben fehmälern ober zerſtoͤren 188). Häufiger aber wurben, 
wie in faft allen Städten, jo auch außerhalb derſelben gerade ſolche Verwal⸗ 
tungsausſchüße der Hebel für die Erhebung der alten Genoßenſchaft zur kor⸗ 
porativen Gemeinheit. Dies geſchah, wenn fle die Idee der Geſammtvollmacht 
zur Idee ber: korporativen Repraefentation umbilbeten und fo zuletzt bie zugleich 
regierenden und vertretenden Organe eines durch fie handelnden Gemeinwefens 
wurden. Daburd wurden fie zu eigentlichen Eollegialifchen Räthen, wie fie 
nach Art der Stadtraͤthe in freien Landesgemeinden und manchen Amts. ober 


Au ib. "DI. 890.- Berner über die Berathung des Markvorftehers durch Aelteſte 
ib. I. 577 8 15. 441. 442. 446, 473. 476; durch einen Ausſchuß von Geſchwornen 
ib. III. 258, 296. 293. 302. 803. 804. 456; über Gefchworne neben dem Honnen 
1488 b. Gudenus II. 1284. 

=) 3.8. b. Grimm II. 139. 172 $ 1. 276. 816. 818. IV. 533 (Rath 
N. Oochſchoͤffen in der Dieburger Marl, Piper 159. 193. 197. 200. Bob- 
mann I. 475. Ebenſo in flandriſchen Städten, Ländern u. Dörfern nad) Warn- 
tönig L 1. 379. 

‚ 1%) So b. Grimm 1. 456 ein jährlich von ben Hübnern gewählte Zwei⸗ 

männerfolleg zur Schätzung von Schäden; ib. 200 zur Ausübung ber Beuerpolizei; 
ib. 90 geschworne für Befichtigung der Zäune; ib. 589 für jährliche Begehung 
u. Befihtigung der gemeinen Mark dreier Dörfer. Bol. W. v. Boswil v. 1343 
ib. V. 98 8 24: Keller u. jeweilige Dorfanwälte follen zuſammen mit denen, so 
von der gebursame darzu geben u. gesetzt werdent, die gemeine Arbeit feft- 
ftellen u. umlegen. W. v. Pfeffingen v. 1344 ib. 376 $ 27—28: 13 userlesen 
biderman, um Kom, Bein, Bäder u. |. w. zu befichtigen u. Recht u. Gerechtig⸗ 
keit zu erkennen für Arm m. Reich. W. v. Grendelbruch ib. 415—417: 14 ge- 
schworne man über Waßer u. Wald, Frevel u. Hubrecht. Kaltenbäd I. 218 
8 23: auch habent die ‚nachpaurn das recht, das sy vier under in erwellen 
u. darzue setzen sullen, das ay fewrstett, Bteg u. weg, zeyn u. marich u 
ander notturft des dorfis beschawen u. ausrichten sollen. Bgl. über. die Aus- 
ſchüße für Umlage u Sammlung der Abgaben 8 15 N. 41 _ 

2). &o in Partſchins in Tirol b. Grimm III 738 $ 2 u. 5 fieben „beste 
u. älteste“ neben dem dorfmeister; ‚in Behrungen in Franken ib. III. 895 ber 
Gemeinbeantfhub; in Schönau u. Todtnau ib. IV. 502 $ 14 der rath neben dem 
vogt; in Ditmarfchen die Geſchwornen neben den Schlůtern. Bol. au die Bei⸗ 
ſpiele ans Baiern u. ber Rheinpfalz b. Maurer, Dorfv. I. 69 N. 98 u. 9. 

. 122) Bol. oben 5 16 N. 38. 
133) Nachweiſe aus größeren Marken b. Maurer, Marko. 236— 296, Auch, 
Möringer W. b. Grimm I. 580f. 
33* 


516 Genoßenfchaft und Geſammtrecht. 


Bezirksverbänden entftanden?34), vereinzelt auch in den wenigen zu Orts 
gemeinwejen abgefchlogenen Marten und Dörfern ſich ausbilteten 25). 
Sole Landes-, Amts» oder Dorfräthe ftanden dann entweder einem felbftän- 
digen Sinzelvorfteher zur Seite, oder fie bildeten felbft einen kollegialiſchen 
Bezirks⸗ oder Ortsvorftand, in welchem letzteren Falle fie fi) mit ben ver- 
wandten aus dem Borfteheramt erwachfenen Kollegien nahe berührten und oft 
vermiſchten 126). Alle derartigen Bildungen indeß vollzogen fih auf tem Lande 
nur vereinzelt, fpät und ſekundar: bie wahre Geburtöftätte bes in der Raths- 
verfaßung liegenden neuen Gebanlens waren die Etäbte, und dort haben wir 
ihn anfzufuchen und zu verfolgen 187). Auch baftete der laͤndlichen Rathsver⸗ 


14) So die Ammänner u. Räthe in ben ſchweizer Landesgemeinweien, Th. I. 
519—520; die Räthe mancher friefifchen Gemeinden, ib. 535 N. 42—44, Richt⸗ 
bofen 561. 568. 670. 571. 575 - 676; bie consules in Ditmarfchen, ib. 526 N. 
48; der Ranbesrath in Delbräd, ib. 527 N. 56; der Landrath im Rheingan, oben 
8 16 R. 173; einungsmeister und räthe im Schwarzwald, ib R. 176; bie Thal. 
räthe in Schönau u. Todtnau u. in Münfter, ſowie die Geſchwornen im Urbeis⸗ 
thal, ib. R. 177. — Bol. auch uuten $ 83, j 

5) Dot. über die Rathéverfaßung größerer Marten Manrer, Marko. 
294— 295. 297—806; über Gemeinderäthe in Dörfern ber Schweiz, Baierns, der 
Stifter Fulda u. Speier derſelbe, Dorfo. II. 65-75; über bürgermeister u. 
rath, consules o. geschworne in Dörfern des Rheingau's Bobmann L 263. 
475. 491. 493; über bürgermeister u. rath in Hefien Grimm IIL 847, in 
Weſtfalen R. v. Wefthofen $ 5; bürgermeister u. vierer ib. V. 642 $ 18; ber- 
germeister u. 24 in Obereiffensheim 16538 b. Wigand, Weplar. Beitr. TIL 
189 f.; heimburger u. geschworne in nieberrhein. Dörfern b. Grimm II. 
816u.818; rathsvorsteher im Kirchfpiel Weinähr ib. I. 604; Räthe in ben 
Dörfern v. Glarus u. Zug b. Blumer I. 377, Renaud, R. ©. v. Zug 12 u. 
29, Landbuch v. Glarus I 3 4, 78, 77, 188, 269, 270; Schlüter u. (10-20) Ge⸗ 
ſchworne, fpäter Bauerfchaftsbevollmächtigte in Ditmarfhen, Neocorus II. 540; 
Bauermejfter und Geſchworne in Oldenburg; Dorfräthe in Preußen 6. Bolgt VI. 
735. 

186) Bol. 8 16 N. 161 u. oben R. 75—77. 

1377) Bol. unten $ 28 u. 30. — Mebrigens fehlt e8 auch nicht an Zwiſchen⸗ 
bildungen zwiſchen Dorf- und Etadtverfaßungen, wie 3. B. dad W. von „Bleden 
n. Thal” Küffenberg v. 1497 b. Grimm V. 221 3 26—28 zeigt, wonach 8 Rätke, 
weiche jährlich von den abgehenden 8 alten Räthen gewählt werben follen, zujam- 
men mit 4 vom Herrn ernannten Richtern ald Schöffen fungiren, für ſich allein 
aber das Gemeinwohl verwalten, den Zrieben handhaben, den Haushalt führen 
und über Einnahmen und Ausgaben beim Ablauf ihrer Amtöperiode den neuen 
Räthen Rechnung legen. — Im Allgemeinen galt das Borhaubenfein eines Rathe 
ftets als unterſcheidendes Merkmal der Städte; fo hatte das Dorf Peitingau Bierer 
an der Spitze: als aber die Einwohner 1. 3. 1488 „alle Die Rechte der Städte und 
Märkte in Oberbatern” erhielten, war damit auch die Befugniß zur Wahl eines 
Raths von 4, 6 oder 8 (fpäter 12) Mitgliebern verbunden; Maurer, Dorfo. IL 
67 N. 81- 82 m TIN. 21. 


$ 18. Willens⸗ und Handlungsfähigkeit der Geſammtheit. 517 


faßung ſtets eine gewiße Beichränttkeit und Unvolllommenbeit an. Denn 
indem gerade in den kräftigſten länhlichen Gemeinbeiten nach wie vor ber 
Schwerpunkt in der Berfammlung Aller lag!2®), die Verlegung aber bes 
Schwerpuntts in einen Ausihuß mit der Schwächung bes Gemeinwejens ver- 
bunden zn ſein pflegte, zeigte fi, daß bie Anfchauung ber alten Zeit, für 
welche das Gemeinwejen fi mit der Geſammtheit deckte und jede Ausſchuß⸗ 
handlung als Rechtsansũbung durch Stellvertreter erſchien, hier noch nicht voll. 
Tommen überwunden war. Jedenfalls machte fi) nicht wie in den Stäbten 
als klarer und bewußter Gegenſatz des alten Rechts, ſondern hoͤchſtens als ein 
im Berborgenen treibende Motiv der Gedanke geltend, daß durch den Rath 
das unfihtbare Gemeinweſen jelbft wollte und handelte. 

II. Als willene und handlungsfähige Geſammtheit war die alte Ge- 
neßenſchaft insbejondere vertragsfähig. Mocte fie nun aber mit ben 
Herren, anteren Verbänden und beliebigen Dritten 13%), ober mochte fie mit 
einem einzelnen Genoßen aus ihrer Mitte14%) ein wie immer befchaffenes 
Rechtegeſchäft abichließen: ſtets griffen dabei die bisher erörterten Vorftellungen 
bes Geſammtwillens und der Gefammthandlung Platz. In der Regel daber 
war es die Berfammlung jelbft, welche den bin denden Willensentſchluß faßte 
und kundgab, während die Vorſteher nur die Vorbereitung, Formulirung und 
Beurkundung bejorgten. Selbft wenn befondere Vollmachten für den Abſchluß 
eined beftimmten Vertrages ertheilt waren, folgte regelmäßig ber Bollziehung 
bes Bertrages durch die Bevollmächtigten die Annahme und Beftätigung bes- 
jelben durch die verfammelte Gemeinde. Sofern aber Vorfteher und Beamte 
einen für die Genoßenſchaft bindenden Rechtsakt vornahmen, erfchienen fie nach 
außen wie nach innen durchaus als Stellvertreter der Geſammtheit. Es war 
baber immer die Vorftellung lebendig, daß der eine Bertragstheil die felbft 
ober durch Vertreter anweſende fihtbare Genopenverfammlung jei. Ein folder 
Bertrag mußte dann ganz von jelbft unmittelbare Gefammtbefugnige und Ge- 
fammtverbinblichkeiten im früher entwidelten Sinne erzeugen. Bon ter Er- 
fenntniß einer abftrakten juriftiſchen Perfon, ald deren Handlungen die Ge⸗ 
meinbeverträge gegolten hätten, zeigt fih hierbei feine Spur. 

IV. Die Senoßenfhaft war ferner gerihtsfähig, fie konnte klagen 
und verflagt werben. Auch vor Gericht aber trat urfprünglid die Gefammt- 
heit in ihrer fihtbaren und finnlichen Körperlichkeit auf. Und aud vor Ge 


139) Bol. Tb. L 520 u. 526. Renaud, R. ©. v. Zug 29. Maurer, 
Dorfe. II. 29. Grimm, W. IV. 588 8 4. 

130) Beifpiele v. Berträgen über die Wllmende in 5 9 NR. 58, 55, 59, 
147—162; über die gegenfeitigen Rechtsbeziehungen zwilchen Gemeinde u. Herrn 
817 NR. 45—52 u. 61; über den Kirchenbau zwiſchen der gemeinde unb dem 
Klofter b. Remliug IL 137; zwifchen einem Grafen u. schulth., richtern, dorfi- 
miistern u. gemeinen zweier Dörfer ib. 498. 

100) 3.3. b. Grimm I. 801. Bgl. auch oben 3 10R. 207. 
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richt wurde ſodann durch bevollmächtigte Vertreter nicht eine abftratte juri⸗ 
ftiiche Perton, fondern die abweiende Gemeindeverſammlung ‚vertreten, 

In ältefter Zeit geftaltete fi die Sache nach ter gamgen Anlage ber 
Berfapung ſehr einfach. Jede Genoßenſchaft juchte und nahm vor dem &e- 
richt des fie umſchließenden höheren Berbandes Recht: dieſes Gericht aber fiel 
zuſammen mit ber allgemeinen Berfammlung, in welder Die engeren Ber 
bände ohnehin ale geordnete Genoßengeſammtheiten Törperlih gegemwärtig 
waren. So begegnen und aud in fpäterer Zeit noch Falle, in denen eine 
Drtögemeinde in Marlangelegenbeiten vor der geſammten Märkerichaft, eine 
Bauerfchaft ‚vor ber Sent- ober Gaugemeinde, eine Dofgemeinde vor dem 
hoͤheren Herrſchaftsgericht bei Gelegenheit der echten Dinge eine Klage gegen 
andere Genoßenſchaften, gegen Beamte und Herrn oder gegen einzelne Gerichts- 
genoßen anftellt!#); oder in benen fie umgelehrt auf die Klage einer andern 
Gemeinde oder ihres Herren hier in ihrer Geſammtheit Rebe und Antwort 
fteht 149). Die klagende oder verklagte Geſammtheit gibt bier in geordnetem 
Verfahren ihre Parteierflärungen in berfelben Weife, in welder fie das Recht 
öffnet ober ihren Bertragewillen bekundet, dur den Mund eines Rebners 
ab!). Auch wenn, wie dies die Regel fein wirb, der Vorfteher als foldher 


141) Grimm IH. 804: dieser... artikel habenn sich die gemeindt z T. 
vor der cent z. K. beschwert. W. der Bihrauer M. v. 1385 ib. L 515: wers 
sache, das man dg heym czweyende wurde, in welchem dorffe das were, das 
solden sie suchen zu B. vor der mercker scheffen, daz da were von der 
marck wegen. W. v. 2eudeöborf v. 1383 ib. 881: u. hait die gemeinde das 
alwege geklaget, als sie auch das noch heute tages claget (über den Bogt 
wor dem Erzbiſchof). W. v. Reini, Temmelt und Lieſch v. 1874 ib, IL. 267: ob 
den egen. dorffen gewalt geschee in den dinghen, daz mag yglich dorff synen 
herrn clagen, u. enmöchten dye herren des nicht geriechten,. so sullen sy iss 
lagen u. g. h. v. Triere, als eyme obersten richter. 

142) W. v. Zarten v. 1897. b. Grimm 1. 844: vor den Lehenleuten gemein⸗ 

Lich klagt der Abt des Gotteshauſes S. Maria durch jeinen Fürſprech gegen bie 
Lehenlente einer beftimmten Vogtei, weil fle früher ihm allen im Walde Robrhafbe 
das Recht, zu ſetzen und zu entſehen, ſowie alle Einungen und Beherungen zuer- 
fannt, fpäter aber im Widerſpruch hiermit dem Herrn v. Blumeneil ein Pfund 
von jeder Beherung im Walde zugeſprochen hätten Die Vogtleute beftreiten durch 
ihren Fürfprechen, dem Gotteshaufe das chemald zugewielen zu haben, Der Abt 
aber beweift es durch den Echwur von 8 Mannen. Darauf erkennen die Lehn- 
leute gemeintich dem Gotteshauſe die fraglichen Rechte zu und verurtheilen überdie 
jene Vogtleute zu einer Beherung. — Bol. W. v. Berftatt v. 1498 ib. 551: uß 
clag des walpoden im Reingau gegen den 15 dorffen (einer terminye im Gau) 
daselbs (auf einem vom Erzbiſchof angeſetzten Dingtag). furgewandt, "seyndt 
durch 'm. en. h. v. Mainz jeder perinye ein zedel, diese artikel jnhaltende, 
übergeben. 

0) Ein Beiſpiel gewährt der vor- bem Shhultheißen und 12 geſchworenen 
Richtern des Stadtgerichts zu Schiltach geführte Mechtönrelt zwiſchen dem Herrn 
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‚für.:die, Gemeinde. das Wort führt, hat: er dabei. lediglich die Stellung eines 
: gerichtlichen : Kürfprechen; . wahre Proeeßpartel iſt nicht: et; fonbern die mitan- 
.meienbe Gefammibeit, welche zu ihm. genau in. temielben- Berbältnig ſteht, 
‚in. welchen: fonft eine: Partei: ſich zu dem ihr Wort redenden, aber ihrem 
Rechte nichts vergebenben Kürjprechen bafindet 144). . Denn. bie Geſammtheit 
ſelbſt in ihrer. ichtbaren Erſcheinung iſt berufen, das Geſammteigenthum ober 
Geſammtrecht, deffen Subfekt fie ift, jo gut gerichtlich wie außergerichtlich zu 
vertheidigen 2). 

IJn Mebereinftimmung, hiermit ſeht offenbar as alamannifche Vollsrecht 
bei dem von ihm geſchilderten Markenftreit die Anweſenheit der gauzen Ge⸗ 
nchenſchaften (genoalogine) voraus1te), Dasfelbe aber gilt von dem Zuſab 





Gangolf zu behes Gerolddea und Echenlengell als Kläger und ben armen Leuten 
v. Nebel und Langenbach als Verklagten. Kläger bringt bie auf Freiheit feines: Ei⸗ 
genthums an dem von ber verklagten Gemeinde als Allmende beſeßenen und bean⸗ 
ſpruchten Walde im Haͤgbach gerichtete Klage durch einen Fürſprechen an. Ebenſo 
antworten bie armen Leute gemeinlich durch einen Fürſprechen mit beigegebenen 
Räthen. Es Folgt Widerrede bed Klägers und Nachrede der armen Leute, Beweis⸗ 
urtel und Bewelsaufnahme, endlich das Eudurtel zu Gunſten der verklagten Ge⸗ 
meinde. Urk. v. 1467 b. Grimm I. 397406. 

0) W. des Croͤver Reichs b. Grimm II. 382: der Zender nimmt einen 
Raumer und einen Warner zu ſich; versprech sich der zender mit keinen 
sschen anders, dan in seine gemeinde geheischen hotte u. zu raih worden 
were, so wer er allein umb die buesse u. die gameinä nit. 

145) W. v. Pfäffilon um 1427 b. Grimm IV. 846 $ 22: wäre ds ums je- 
mant unser gemeinmärch ab welte reden, dz wir dz wol mugen behaben mit 
unser sälb hand. W. von Mitorf v. 1498 ib. 1.15 $: 14: si sprechent och, 
das si mit ir sölbs mund u, hand ir gemeinwerk wol. mugeut:bohaben u. an 
ir gerichten erteillen u. uff ban, u. söll inen dar in nieman nüt stossen. 
Dazu ib. III ; 298:.. wir müßen um unfere Allmende mit umwohnenden Herren 
Tämpfen, die uns etwas abzuzwacken · ſtreben; wir aber pfänden Ne; ; wollen nicht 
weychen, got helff unsz weiter! 

: 146) L. Alam. tit. 84. Die beiden Areitenben Geneasglin treten "hier durch⸗ 
ans gefammtbandelnd auf. Die klagende Genealogie umishreitet, nachdem Einer 
and ihrer Mitte nach ihrem Geheiß (ubi.isti volnerint) die beanſpruchten Gren⸗ 
zen ber Mark durch Zeichen abgeftedt hat, das freitige SGehtel. Nach dem’ Um⸗ 
gang kommt fle zur Stelle zurück, nimmt in Gegenwart des Grafen Scholle und 
"Zweig, pflanzt ben Zweig in die Scholle und greift dieſe dann vor dem Grafen 
mit der Hand an, um fie feinen Händen zu fbergeben (et illa genealogia, qui 
eontendunt, levent illa terra praesente comite et contendent in sus: manu). 
Der Graf übergibt fie unter Anlegung des Siegels einem Treuhänder. Die ftrei- 
tenden Genoßenſchaften aber verbürgen einander den Zweikampf (tunc spondeant 
inter se pugna duorum). Den Kampf felbft fechten dann an einem fpäteren Ge⸗ 
richtotage offenbar nur zwei Einzelkaͤmpfer als Vertreter ihrer Gefammihelten aus. 
Sie lämpfen über der wieder zur Stelle gebraten Scholle, nachdem fie biefelbe 
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zum Sachſenſpiegel, der von dem Streit zweier Bauerſchaften über Gemein⸗ 
land handelt 167). Denn es foll die Banerfhaft gegen die Banerichaft vor 
den Umſaßen, womit entweder eine umfaßenbere Märferverfjammlung ober die 
Soverfammlung gemeint fein Tann, für den Fall aber, daß die Verklagte hier 
Rechtes weigert, vor dem oberen Richter Magen. Allerdings ſoll im letzteren 
alle bei Zahlung der Wette der Bauermeifter die Gefammtheit vertreten 14). 
Daß aber kei dem ganzen Streitverfahren der Bauermeifter nur als Wort» 
führer der Geſammtheit an her Spike ber ebenfallt anwejenden und feine 
Erklärungen fofort fi) aneignenten ober verwerfenben Bauern erfcheint, wirb 
durch ein Bild zu biefer Stelle bewieſen 1). 

Wenn dagegen bie Geſammtheit vor ein entfernteres Gericht gelaben v War 
und felbft nicht ericheinen konnte ober wollte, entjandte fie urfprünglidh be- 
fondere bevollmächtigte Vertreter, welche fie, ganz wie eine @inzelpartei dies 
gethan haben würde, für ben einzelnen Proceß erwählte und mit Vollmacht 
verfah 15%, Natürlich Lonnten dies Lie Vorfteher fein: daß aber ber Bor- 
fteher felbft oder zu feinen Händen die Gemeinde als juriftiiche Perjon ge- 
laben wurde und der Vorfteher ohne Weiteres als Tegitimirtes Proceßorgan 
oder als Procekpartei galt, kam erft in fpäterer Zeit vor 161),. Und im All⸗ 
gemeinen galt noch lange, nachdem im Uebrigen die Körperjchaften als jolde 
durch Vorfteher, Syndici oder andere Procehvertreter gerichtsfähig geworben 


mit den Schwertern berührt und Gott angerufen haben. Wie biefe Kämpfer von 
den Genenlogien beftellt werben, wirb nicht berichtet. 

147) Sachſenſp. II. 86 8 2. 

148) Ire burmeister mut vor sie alle wedden en gewedde. — Daß, wie 
Stobbe, 3. f. D. R. XV. 116 behauptet, die Berurtheilung gegen den Bauer- 
meifter ausgefprochen worben wäre, ift in ber Stelle nicht gejagt. 

149, Homeyer gu Gacfenfp. III 86 $ 2: „Bild: auf jeder Seite ſteht ein 
Bauermeifter mit 3 Bauern hinter fih; die Bauermeifter legen eine flache Hand 
gegen einander und richten den Zeigefinger der andern empor.” Die 3 Bauern 
ftellen offenbar die Gemeinde vor. 

160) Dem in Note 143 erwähnten Eigenthumsftreit ift ein Befigftreit zwiichen 
bem Bater bed Klägerd und der verkiagten Gemeinde voraufgegangen. Don diefem 
berichten die Verliagten (Grimm a. a. D. 398): «6 fei rihtig, daß der Vater 
des Klägerd ihnen den Wald verboten habe; jie aber hätten fich deffen gewehrt u. 
jei fo lange Streit gewejen, bis sy der gen. herr des waldes gen Rotweil an 
das landgericht geladen het; da heiten sy dri mann uss der gemeinde gewählt 
u. die dahin geschickht, ey mit vollmächtigem gewalt zue verstan. Da Kläger nicht 
erſchienen, feien fie geheißen, dass sy sich haimsigen solten u. ihr allmendt inn- 
haben, nuzen u. niessen hin als her, wie sy die von alter hergebracht hatten, 
biss dass man sy wiederumb lüde o. wider intrag geschehe. Die Zeugen, 
darunter einer der damaligen &emeinbebevollmädtigten, beftätigen dies; ib. 408. 

151) Yıf. v. 1557 u. 1558 aus Lori b. Maurer, Dorjv. II. 21 R. 
7-8. 
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waren, auf dem Lande die Geſammiheit im alten Sinne als der eigentliche 
Streittheil!39). | 

Anch zwiſchen ber Gemeinde und einem einzelnen Gemeindegenoßen war 
ein eigentlicher Rechtsſtreit möglih. Zunäachſt hatte in diefem Kalle der Ein- 
zelne vor ber Geſammtheit felbft gegen die Geſammtheit Recht zu fuchen oder 
zu nehmen. Obwol nun dabei, fo lange die alte Gerichtöverfagung beitant, 
diejelbe Verſammlung zugleich Partei und Gericht war, wurte bennod ein 
folder Handel als wahrer Rechtöhanbel aufgefaßt. Es machte ſich dabei die 
Idee geltend, daß durh den Mund ber Gemeinde das Recht jelbit ſpreche. 
Die Gemeinde machte ja nicht, fondern fand nur das Recht, welches fie nicht 
ändern Eonnte, wenn es fih auch als ihr nachtheilig ergab; und das Recht 
war es, welches zur Entſcheidung bes Streited angerufen worden war. Des⸗ 
Halb konnte auch, wenn entweber bie Gemeinde ober der Einzelne das Recht 
bier weigerte, fowol der Genoße die Genoßenſchaft als die Genoßenſchaft ten 
Genoßen vor dem höheren Richter belangen 59). 


152) Daher erfcyeinen in ben Urfunden bald die Gemeinde, Genoßenfcaft, 
Bauerfchaft, bald die Genoßen, Bauern, gemeinen Leute u. f. w. ald Procefpartei. 
Bgl. z. B. die Streitigkeiten über Allmendeigenthbum v. 11528. &acomblet I. 257; 
v. 1829 u. 1468 b. Mone L 423 und 405. Urk. v. 1819 b. Trouillat Ulnr. 
162 p. 277: die gebursami, gemeinsami, gemesami von Rarge erhebt gegen das 
Kloſter von Luzela eine vordrunge anf einen Wald und wird damit abgewieſen. 
Aehulich 1823 ib. nr. 190 p. 328 gegen villanos de R.; 1858 ib. IV nr. 327 
p. 639. Bgl. auch die Klage eined Kiofterd gegen bie universitas villanorum de 
Oheim wegen unbefugter Nutzung von Klofterland 1261 ib. II nr. 547 p. 722. 
— In den bei Heusler, Rechten. am Gemtinl. in Unterw., im Anhange mitge- 
getheilten Streitfällen von Genoßamen mit Genofamen oder Einzelnen erfcheinen 
als Kläger oder Berliagte gewöhnlich die gemeinen Genoßen, Theiler, Kilcher, 
Uertner, Bergleute u. f. w., fo Nr. 15, 21, 24, 26, 30, 31, 36, 39, 41, 42, 49, 50, 
68, 67, 76; feltener die Gemeinde, die Werte, der Zreitheil, wie Nr. 16, 17, 18, 83, 
87, 88, 46, 75, 88. Im den Urk. Nr. 82, 68 u. 37 treten Einzelne im Namen 
gemeiner Genoßen auf. In einem Etreitfall v. 1848 Nr. 35 find Parteien Die 
Minderheit und die Mehrheit der Freitheilsgenoßenfchaft (nicht etwa die Genoßen⸗ 
fchaft als foldhe und die Minderheit). — Bis in die neuefte Zeit galten nach man⸗ 
hen Gefegebungen die Landgemeinden als fogenannte universitates inor- 
dinatae. 

155) Bol. bei. Sachienfp. III. 86 $ 1: wer feiner Bauerihaft Allmende (ge- 
mene) beeinträdtigt, wird zunädhft vor bem Bauermeifter gerügt o. Lellagt und 
muß dann 3 Schill. wetten; weigert er aber hier Rechtes, jo wird er vor bem 
oberen Richter bellagt und muß den Richter wetten und der Bauerſchaft (dem 
buren) büßen mit 30 Schill. und ihre Allmende (al. Gewere) zurückerſtatten. Auch 
Kaiferr. c. 56: unrechtmäßig in Belig genommenes Gemeinland erwirbt man nie 
mals durch Verjährung ,; wan wie lange daz man daz gemein gut inne hat ge- 
habt, so verluset man ez doch mit rechte mit der gemeinlibe ding (al. in dem 
gemeinen dinge), d. 5. alfo durch Rechtsſpruch des Gemeindegerichtes. Vgl. Urf. 
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Ganz ebenſo, wie im ordentlichen Breceh, trat auch im f ſchiederichter· 
lichen Verfahren die Geſammtheit der Genoßen als Partei auf!).: 

V. Daß eine Genoßenſchaft unerlaubte Danblungen begehen töune, 

wurde nicht bezweifelt. Sie begeht folche durch einen vechtswidrigen Gefammt- 
aft, mag fie nun als Berfammlung unmittelbar felbft beſchließen und handeln, 
mag fie ihrem Vorſteher oter Beamten einen rechtswidrigen Auftrag ertheilen, 
mag fie eine vechtöwibrige Handlung eines Vorftehers ober eines einzelnen Ge⸗ 
noffen fi ausdrücklich oder ftillichweigend aneignen. 

Die Bolgen einer unerlaubten Genoßenſchaftshandlung beftehen in der 
Berbinblichkeit zum Schadenserſatz und möglicherweife auch in einer Strafe. 
In erfterer Beziehung bringt es die früher erdrterte Ratırr der Geſammter⸗ 
bindlichkeiten mit fi, daß in ber Gemeinde zugleich alle Einzelnen haften. 
Aber auch bie Deftrafung einer Genoßenſchaft trifft, fo lange man die von 
ber Semeinfchat: unberührte Sudivibualfphäre der Einzelnen nicht ausgefonbert 
und abgeichloffen bat, oft genug mit der Einheit zugleich bie Vielheit. Mit 
den Strafen baher, welche die Genoßenſchaft als ſolche und nur mittelbar in 
ihren ohnehin dem Ganzen angehörigen Beziehungen die Einzelnen fchäbigen, 
wie 3: B. Vermoͤgensbußen aus Gemeinbegut, Cntziehung Lorporativer Pri- 
vilegien oder Auflöfung, werden auf gleihem Fuße andere Strafen verhängt, 
weldhe jeden Einzelnen unmittelbar in feiner Sondereziftenz treffen. So waren 
z. B. weder die kanoniſchen Interdikte und Crlonimuntlattonen, noch die 
Reichtacht, wenn fie gegen ganze Länder und Gemeinden autgeſprochen wurden, 
im Sinne des Mittelalters bloße politiſche Gewaltalte: fie waren dem Zeit- 


v. 18286. Boehmer 471 f.: Entſcheldung eines Streits zwiſchen ber Geineinbe ber 
Dörfer Sulzbach und Soden einerfells und dem zu Sulzbach anfähligen Ritter 
Sartmut und andern Dorfleuten anbrerfeitt. Letztere hatten bie gemende 
(Allmende) der Dörfer sich ane genomen .'. also daz sie ir salde 
ain u. nicht der gemende. Dez claiden alle die, die gut in den dorfen hant, 
ritter von dem lande, burger uz den steden u. die gemeinen armen lude 
uberal in den dorfen, daz die gemende . . in abe were genomen. — Bi 
"auch oben R. 145. 

156) Vol. 3. B. 1278 b. Remling I. 835 den GSchiedöfpruh der arbitri 
electi ex parte universitatis villanorum in W. et L. (über WWeiderechte); 1209 " 
ib. 144 u. 1272 ib. 829 die Schiedeſprüche des Biſchofs zwifchen dem Kloſter m. 
ber universitas de Mutterstadt ; 1273 ib. 886 bie Entſcheidung der judices Spi- 
renses zwifchen den fratres und der universitas villanorum in Wertheim; 1406 
ib. II. 44—46: Streit ber Gäuftheißen u. Gemeinden zweier Dörfer über Wälder. 
Bol. urk. v. 1921 6. Boehmer 461: won also lange zweiunge u. crig ist ge- 

wesen zchuchen der gemeinschaft der dorfer Solzpach "u. Soden von einer 
siden u. der gemeinschaft des dorfis von dem Nuwenhaine von der andern 
siden umme sogetan dinst, als sie der stat zu Frankfort bedersit sint 'vir- 
bunden; es folgt ein Schievöfpruch über ihre Abgaben- und Heerfahrts · 
pflichten. 
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bewnßiſein Handlungen ber ftrafenben .@erechtigkeit. Selbſt die von Reiche 
wegen zu vollziehende Zerfloͤrung ober Verwuͤſtung ganzer Dörfer und Staͤdte 
ſchien eine Strafe zu ſein, auf welche von Rechts wegen und in den Formen 
Rechtens erkannt werben konnte Daß mit den Schuldigen auch Unſchuldige 
beftraft wurden, warb um fo weniger als Unrecht empfunden, je inniger ber 
Genofenverband war. Auch hat es nichts Auffallendes, daß eine Anfchauung, 
Die im Voͤlkerrecht noch heute lebt, vor der Entfiehung wahrer Staaten auch 
das innere Stantöleben beherrſchte. Denn die alten Genoßenſchaften faßten 
felbft. der. öffentlichen Gemalt gegenüber alle ihre Glieder fefter zufammen, als 
heute felbft im den. Zeiten bed Krieges ber Staat felne Bürger zufammen- 
zwingt. Bis zu einem gewißen &rabe aber jehen wir bier auch heute bie 
Sndividnalität alles Einzelnen im Ganzen vorübergehend dergeftalt aufgehen, 
daß jeder Einzelne für die Schuld ber Allgemeinheit nicht blos tbatjächlich, 
ſondern auch kraft völferrechtlicher Principien Teibet. 

Auch hier wiederum treten nnd and dem engen Lebenöfreife der Landge⸗ 
meinden bis in bie neuere Zeit Belege für ben Vortbeſtand ber alten Mechis- 
anfhauungen entgegen. Sp werben bie Abgabe eines unrichtigen Weiſthums 15°), 
der Mifbraud der Gemeinbegewalt15°), die Wahl eines untüchtigen Beamten 197), 
das Unterlagen einer Rüge!) als Gefammtvergehungen behandelt und durch 
Strafen geahndet, welche bie handelnde Geſammtbeit zugleih in ihrer Ein- 
heit und in ihrer Vielheit treffen. ine ungehoriame oder. faumige Einzel⸗ 
gemeinde wird durch das Märlerbing für immer ober ar“ Zeit aus ber 


155) Bol. das W. v. Zarten v. 1897 oben in N. 142, wo bie ber unrechten 
Weiſung überführte Bogteigemeinde ſchließlich verurteilt wird, daß fie dem abt 
das bessern söllent jeglicher drie schilling. 

-: 186). Dieb: geht 3 DB. arg. e oontrario aus dem W. v. Nieberolm b. 
&rimm IV. 590 8 18 hervor, wenn hier der. Gemeinde bad Recht, einen Ueber⸗ 
bau nach erfolglos gebliebener gütlicher Aufforderung abzubrechen und fortzunehmen, 
mit dem Zufatz zugeiprodhen wirb: und soll darımd die gemein ongefreveli han. Bol. 
Nheingauer Landr. ib; J. 540 8 24: will eine Gemeinde einen ihrer Bürger nich. 
‘ale. Zeugen folgen laßen vor dads Landrecht o. zu auderm Geding, auf Dingen 
o. auf Rechtgeben, fo verbricht jebes Hans B Pfund Kölnifh,. des zweiten Tages 
Doppelt, des dritten dreimal fo viel, am vierten bie Böchfte Buße; vgl 
$ 16. 
157 W. v. Um b. Grimm I. 429: u. were daz der selbe büttel sümig 
were an den vorg. dingen gegen dem abte u. dem. gotshnse, des ist das volk 
schuldig æue bessern die yne .darss erwelt hant. 

458) W. des Sröwer Reid b.. Grimm II. 882: sender u. gemeinde find 
rügepflichtig; verfäumen fie eine Rüge, so were der: zender u. seine gemeinde, 
die des tags schuldig da weren zu sein. irer jeglicher umb dieselbe bueosse, 
Bol. Kattenbäd I. 11 $ 116. 
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Mark gewieſen 100), ohne daß es weiter zur Sprache käme, ob und wie weit 
damit ein Gemeinderecht oder eine Summe von Sonderrechten kaſſirt wird. 
Eine Bauerſchaft, welche das Gemeinland der andern Bauerſchaft beeinträch⸗ 
tigt, muß nach dem Sachſenſpiegel dem Richter wetten, der geſchädigten 
Bauerſchaft aber Buße zahlen und den Schaden erſetzen. Dabei wird der 
Charakter der Gejammtftrafe und Geſammterſatzpflicht dadurch ſcharf bezeich⸗ 
net, daß in Bezug auf Buße und Wette der Banermeifter die Bauerſchaft 
zu vertreten hat, während doch andererfeitd „Alle“ davon betroffen werden und 
zweifellos dem Bauermeifter die Namens der Gemeinde entrichteten Straf- 
gelber eritatten müßen 160). Aud fonft findet es fih, daß der Vorſteher fo 
gut bei Delikten wie in allen anderen Beziehungen die Geſammtheit zu ver- 
treten hat 161)4. Daraus ergibt fih aber, daß unerlaubte Gefammthandlungen 
als genoßenſchaftliche Bergehungen betrachtet werben. 

Mit der Frage nach der Möglichkeit und den Folgen einer nnerlaubten 
Genoßenſchaftshandlung darf die weitere Frage nicht verwechielt werben, in- 
wieweit eine Geſammtheit nach außen fogar für Bergehen einzelner Genoßen 
baften muß. Soweit freilich eine ſolche Gefammthaft darauf geftüht wird, 
daß die Gefammiheit fi Die Handlung ihres Gliedes aneignet, das Recht 


159) Record v. Vorne v. 1486 b. Grimm III. 861: zwingt ein Kirchſpiel 
auf die Aufforderung des Märkergerichts denjenigen, ber eine Keure verwirkt bat, 
ſchuldbarer Weife (alsoe verre als sy hen krygen connen) nicht zur Zahlung, so 
sullen sy alle van denen kirspel der gemeenten met sinen toebehor quite 
sin. Anschluß einer ganzen Gemeinde wegen Dingfäumniß in ber Camtberger 
M. 6. Löw 214. Vgl. Schazmann p. 17 (b. Maurer, Markv. 198 N. 55), 
wonadh in der Mörler M. jede Gemeinde fchulbig ift, ten ihr angehörigen Märfer 
zur Zahlung verwirkter Buben zu bringen; wenn bie in 3 Monaten nach der 
Rüge nicht gefchehen, so sollenn dieselbig gemeinn alss lang der margk ver- 
stossenn u. entsetzt sein, bis dass solch buessenn volkhomlich ausgericht 
werenn. 

160) Sachfenfp. III, 86 $ 2: to derselven wis betert en burscap der an- 
deren mit dren schillingen unde gilt iren scaden, of man sie den ummese- 
tenen beklaget, alsman durch recht sal. Weigeret sie aver dar rechtes unde 
werdet sie dem overen richtere beklaget, ire Durmeister mai vor sie alle wed- 
den en gewedde unde den buren mit drittich schillingen büten unde iren scaden 
gelden. Eine Handſchrift hat: sie muten ime dar umme gewedden al en gewedde; 
dat scal die burmester vor sie dun etc. Meherere Handſchriften haben gemein ge- 
wedde. Danadı kann der Sinn der Stelle nicht zweifelhaft fein. 

161) W. der Bibrauer M. v. 1885 b. Grimm I. 515: jeder feldschütze fol 
in feinem Dorfe Wiefen, Weder u. Flur umgeben und befichtigen, ob fein Schade 
geichehe von sinen anstossern; fintet er folchen, fo foll er folgen u. vom Aeim- 
durger (offenbar des Nachbardorfs) Pfand um die Einung fordern; doch muß er 
bie® bei jcheinender Sonne thun, fonft verliert feine Gemeinde das Recht auf bie 
Einung. 
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gegen ihn weigert oder ihn in Schuß nimmt, trifft auch Bier ber Gefichts- 
punkt des Geſammtdeliktes zu. Allein es hat ſich früher ergeben, daß zum 
Theil darüber hinaus Alle für Einen und bemgemäß zuletzt Jeder für Seben 
haften mußten. Wo dies ter Fall ift, macht fih darin ein weitergehenbes 
Princip geltend, das anf einer noch um Vieles ftrafferen Spannung bes Ge⸗ 
noßenbandes berubt!®®). 


1er) Bol. Th. I. 73 R. 48 und oben $ 15. 


Drittes Kapitel. 
Kirche und Reid als Rechtsſubjekte. 


8 19. Die Subjecte bes Kirchenguts. 

Während jo Gefammtheiten und Herren bie fihtbaren Träger des die 
Individualjphären überragenden Rechtes waren, traten dadurch, daß fidh ganz 
gleihartige Bermögens- und Herrſchaftsbefugniße im Anſchluß an das Kirchen- 
gut im Befig der Kirche befanden, daneben ſchon früh auch unſichtbare 
Subjekte in das bürgerlihe und politiihe Leben ein. Denn bie Subjecte des 
Kirchenguts beiten ſich weber mit fihtbaren Einzelnen noch mit fichtbaren 
Geſammtheiten. Wir können daher die Frage nicht umgeben, wie biefe Sub- 
jette fi dem Volksbewußtſein darftellten und welches der Einfluß ihres 
Borbandenfeins auf die Bildung ber weltlichen Rechtöbegriffe war. Dagegen 
fommt die frühzeitig beginnende innere Enwicklungsgeſchichte der in der 
Kirche jelbft über diefen Punkt verbreiteten Seen!) für uns nur infoweit 
in Betracht, als fie mittelbar in das weltliche Recht hinüberwirkte Es wird 
fih aber zeigen, daß ein entſcheidender Einfluß Tanonifcher Rechtsgedanken 
anf den beutjchen Körperichaftsbegriff erft feit der Aufnahme ber fremden 
Rechte und in enger Derbindung mit dem Einfluß des römiichen Rechts fich 
geltend gemacht hat. | 

L Für das vollsthümliche Bewußtſein zunächſt ber älteren drift- 
lich-germaniſchen Welt fügte fi der gefammte kirchliche Rechtsorganis- 
mus durchaus in das vorhandene Syften der Vorftellungen über Berbände 
ein. Nur waren einerjeits die Firchlichen Verbände ſämmtlich herzichaftlicher 
Natur, fo dag das Geſammtrecht auf diefem Gebiete nur als ein abgeleitetes 
vorfommen Tonnte, und es weilten andererſeits die Häupter biefer Verbände 
nicht auf Erben, jondern im Himmel. 


1) Vgl. darüber vor Allem Hübler, der Eigenthümer bes Kirchenguts. Leipz 
1868. 
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Die Kirche war bem Germanen ein wit dem irdiſchen Reiche paralleles, 
Himmel: und. Erde umfpannendes, zur Einigung ter ganzen Menſchheit beru- 
fenes geiftliches Reich (Civitas Dei). : Herr dieſes Reiches war Gott felbft 
nad Ehriftus jein Erbe und Mitlönig.. Aber er gli. einem germanifchen 
Heerkbnige und fpäter einem oberften Lehnsherrn, den in ftufenförmiger lie 
derung der Verband feiner Getrenen amgab. Als böcfte und nächſte Wür- 
Denträger, als oberfte Gefolgleute und Diemer umgaben ihn feine Heiligen. 
Auch auf Erden daher war Gott das Haupt der Geſammitkirche und feine 
Heiligen waren bie Huͤupter der Einzellischen, welche ven Paläften und Wohn- 
häufern irdiſcher Herren entſprachen. Ganz wie an Burgen und Höfe, jo ſchloßen fich 
auch an die Gotteshäufer reich gegliederte Derrichaftögebiete an, welche als räumlich- 
dingliche Rechtsiphären durch ben Begriff der. Zubehörung mit ihren Mittel- 
punkten verknũpft waren. Die überirbilchen Herren aber beburften der irdiſchen 
Stellvertreter und fanden dieſe in ben geiftlichen Vorftehern ‚und Berwaltern 
ihrer Kirche. An diefe ſchloßen fih banı weiter, den Genoßenſchaften des 
Dienft- und Hofrechts vergleihbar, die dem Dienfte Gottes und eines Hei⸗ 
ligen gewidmeten Genoßengefammtheiten mit einem mehr ober ‚minder jelbft- 
ftänbigen ‚abgeleiteten Geſammtrecht am Kirchengut an. Darunter endlich 
fanden in weiteren und engeren Gemeinden bie Geſammtheiten der Gläubi- 
gen, weldye mehr und mehr nur .als Gegenftände der geiftlichen verrigant 
erſchienen. Co ergab fich die folgende Vorſtellungsxeihe: 

1. Eigentliche Subjelte bes Kirchenguts waren Gott und bie Hei ie 
figen Bern ſchon unter den Römern, vielleicht. noch im Anſchluß am den 
alten, die Erbedeinfeßäng von Dei certi: geftattenden Polytheismns?), Gott 
nnd die Heiligen mitunter als rechtsfähig betrachtet wurden unb Juftinian 
felbft Beſtimmungen für ben Fall einer Erbeseinſetzung von Christus, B 
Virgo, alius Sanctus erlaßen Tonnte®): fo hatte die Kirche gute Gründe, 
eine Anfhauung zu befördern, melde als Schugmittel gegen jede Antaftung, 
bes Kirchenguts und als Motiv feiner Vermehrung wirkte. Schon der. heilige 

Ambrofius beiſpielsweiſe verfocht ‚und begründete fiet). Um ſo leichter konnte 
fich in den germaniſchen Reichen dirfe Anſchauung zur hertſchenden erheben. 
Dean fie allein ſagte der ſinnlich⸗konkreten Vorftellungsweiſe eines Naturvolkes 
zu. Reichen ja doch ihre RachElänge bis in: unfere Zeit. Ganz. allgemein 
bußer ſah man in Gott oder Chriftus als ben Oberhaupte der Geſammtkirche 
ben oberften Herren alles Kirdhenguts, gewißermaßen einen Obereigenthümer 
defielben, ja ben hochften Grundherrn der ganzen Erded); her einzelne Pie 


+3) Ulp. fragm. tit. 23 6 6. . 

:8): 1,’ 26: Cod. de :8.:8, Eeolen. 1, 2. ' 

- 4) 8, Ambrosii Epistol. Classis I Epist, XX ı. xx, m der Denediktiner⸗ 
ausgabe ©; 868 u. 872: Hergeleitet wird Gier dae Cigenthirm Gottes aus dem 
Saße: reddite Caosari quas Oaesaris sunt et quas Dei sunt Deo. 

6) Vgl. 3. B. Urk.v. 990 Nr. 674 b.Kemblo, Cod. Dipl. TI. 264: nune 
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aber mit ihrem Zubehör war das fpecielle Eigenthum eines Heiligen. Geradezu 
biefen Sinn haben urfprünglih die Ausbrüde Gotteshaus, Gottesacker, 
Gottesfriede u. f. w., und die Bezeichnung ber Einzelkirche als einer ecclesia 
S. Petri oder S. Mariae, einer S. Pauls- oder Jakobikirche, auch wol einer 
Kirche des Erlöfers ſelber oter des heiligen Geiſtes. Man ſprach von Eigen, 
Herrlichkeit, Rechten, Höfen, beweglihdem Gut, Hörigen, Dienftleuten und 
Bajallen Gottes und der Heiligen, von res, patrimonium, jura, fundi, 
homines, ancillae, servi, ministeriales Dei, Christi, s. Petri, s. Mat- 
thadi n. ſ. w., von ©. Petersleuten, S. Petersland oder Peterspfennigen®) ; 
obsecramus per misericordiam Dei, gus est proprius ei verus dominus omnium 
terrarum, quas ad ecclesiam Dei pertinent. Ur. v. 851 Nr. 265 ib. IL 89: haec 
est hereditas domini, dos aecclesiae Christi, solum s. Mariae et b. Bartholo- 
mei apostoli. Ganz allgemein jagt bie L. Wisigoth. V tit. 1, 6: Deo ergo 
datur, quicquid a fidelibus in Dei ecclesiis justissima devotione offertur. Aehn- 
lich Cap. Car. M. VL c. 805: omnia quae domino offeruntur procul dubio 
domino consecrantur. 

6) Alle diefe Ausdrücke werben durch Urkunden jedes Zeitalterd, beſonders reich 
lich aber durch die geiftlichen Güterverzeichniße, Heberollen u. |. w. wie 3. B. 
das Polyptique bes Abtes Irminon und die Korveyichen Verzeichniße, belegt. In 
charakteriftifcher Weiſe ſprechen angelſächſiſche Gelege aus dem 7. Jahrh. von Godes 
feoh (5. 8. Schmid ©. 2) und angelfähflfhe Url. von 806 u. 853 b. Kemble 
IV. 140 u. 208 von: „ipsa terra s. Petri“; und: „in aeler scire, dhaer s. Be- 
nedictus haefdh land inne,“ Bol. Urk. v. 947 b.tacomblet I. 58: de rebus 
domini nostri almi Petri. 1061 ib. 127: ipsa Walburgs, postquam ancilla 
facta est 3. Adalberti, recepit bonum s. Adalberti. Urf. v. 891 b.Schanuat 
U. 10: quasdam res de proprietate s. Cyriaci. Richthofen, frieſ. 8. D. ©. 
4: frethe alla godes husem u, alla godes monnem. ®. b. Grimm I. 589: 
die herrlichkeit des guten s. Martins. 1426 ib. IV. 646: des heiligen crutzes 
eigen u. der hern v. F. lehn. W. v. 1554 ib. II. 277: weisen die 14 schef- 
fen dem heiligen apostel s. Petro .. vor grundtherren. Ib. III. 615 f.: 
zwei ehehafftgericht z. O., die seyn des heiligen (s. Georg); bazu Tonmen 
Alle, so unter dem heyligen sitzen; fie richten um des heyligen äcker u. wie- 
sen; Bußen finb des heyligen; die Koften der Schöffenbewirthung trägt der hey- 
lige: ein zimlich zerung, die soll der heylige ausrichten! Aehnlich ebenba 
865 f. s. Valentin, 868 f. s. Quirin, II. 289 f. s. Peter, als Grundherrn; vol. 
ib. 706 8 2: dat unse leve frauwe Maria die moder Ohristi Jesu u. der ritter 
8. Georgius disses kirspels gruntherrn sein u. von wegen u. anstatt ihrer 
weist man. Auch der Hulbeib wird daher geleiftet „dem guden herrn s. Maxi- 
min“ (II. 288) oda „myn gn. frowen.. . yn statt des hiligen marschalcks 
s. Quirins“. W. vo. Heimeröheim ib IL 722: dat sie den gueden s. Cunibertz 
u. uns arme gemeinde zo H. bi dem alden herkommen u. reichte beibehal- 
den willen. Befondere auch 1815 ib. II. 825 — 328 über ben Hergang, ale 
s. Peter u. s. Mauricius ir guter gedeilt haben. Dies ei durch Echöffen ber 
Gemeinde Neumagen gefchehen, und dafür hätten bie Heifigen der Stadt umdb ber 
Gemeinde für alle Zeiten ihre Güter zindfrei gegeben. Bol. auch Note 90. 
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und man wollte hierbei in einem fehr viel eigentlicheren Sinne als heute 
etwa bei Ausdrücden wie patrimonium Petri mit tem Genitiv den wirklichen 
Eigenthümer bezeichnen. Im zahllofen Urkunden daher erfolgen Schenkungen, 
Zuwendungen unter Lebenden oder von Todes wegen, Uebergaben von Grund» 
ſtücken an Gott und einen Heiligen?), wobei ausdrücklich erflärt wird, daß 


) Man vgl. 3. B. die angelſächſiſchen Url. 6.Kemblev. 604 nr. 1, L 1: 
tibi, 8. Andres, trado aliquantulum telluris meae. Nr. 47 v. 700 o. 705 ib. 
54: domini genetrici b. Mariae . .. .. in perpetuum possidendem perdono. Nr. 
255 v. 844 ib. II. 18: V mansiculas .. . Deo omnipotenti humillime largi- 
tus sum, Nr. 278 v. 854 ib. 55: donavi Deo et s. Petro. Nr. 873 v. 988 
ib. 209: dabo V cassatos .. . Deo et s. Mariae et s. Petro principi. Teftam 
v. 944—946 nr. 410 ib. 266: s. Albano terram. Teftam. nr. 954 IV. 288. 
Nr. 543 v. 968 ib. III. 543: domino nostro Jhesu Christo ejusque genetrici 
Marine. Nr. 573 v. 972, 624 v. 980 ib. III. 87 u. 175. Nr. 659 v. 987 ib. 
231: predium .. . Deo ejnsque venerabili genetrici 3emper virgini Mariae 
... donari. Nr. 606 ib. 150: reverendae Trinitati ejusque apostolis Petro 
et Paulo. Nr. 700 v. 995 ib. 306: omnipotenti Christo sauctoque ejus An- 
dreae .. . quoddam ruris territorium ... . et utilitatem silvarum ad eandem 
terram pertinentium . . . restituo, Nr. 710 v. 1004 ib. 882. Aehnlich die Ur- 
kunden in angelſächſiſcher Eprade, 3. 3. Nr. 722 ib. 864: to Gode into Godes 
cyrican; Nr. 826 ib. IV. 190: dhat ic habbe gifen . . . Christ and sainte 
Petre ... . land. Aehnlich Nr. 828. 830. 842. 867. 863. 865. 866. 873. 886 ib 
198. 201. 208. 218. 216. 217 f. Bgl. ferner Nr. 927 v. 1066—1069 u. Nr. 
928 ib. 265. Nr. 956 v. 1194 ib V. 364. Urk. Nr. 1298 v. 1002, 1302 v. 
1006, 1812 in Bd. VI unb viele andere. In einer jehr gewundenen Erörterung 
werben in Urk. nr. 740 v. 1021 — 1024 ib. IV. 28 Gefchente an Chriſtus, 
weil biefer ja ber urfprüngliche Geber aller Güter jel, sus sidi data genaunt. — 
Nicht anders die beutfchen Traditionſurkunden. Faſt fiehend 3. B. erfolgen tie 
Lorſcher Traditionen in der Borm: dono ad sanctum Nazarium; z3. B. Ur. v. 
199, 785 u. 800 im Cod. Lauresh. II. nr. 1968. 1988. 1985. Gbenfo in wie 
derrhein. Url. 6. Lacomblet, 5. B. I. 32 u. 83: sancto Kuniberto et fratribus 
eine Zehntgerechtigkeit; 1208 ib. II. 7: decimam . . contulit gloriose virgini; 
1080 ib. I. 149: Rottzehnte den 11000 sanctis virginibus. Aehnlich bei Rem⸗ 
ling, 5 8. 940 I. 11: ad =. Mariam ... in proprium damus locum. 1086 
ib. 61 u. 63: s. Marie ad ecclesiam Spirensem tradimus. ©. 62: duos comi- 
tatus 8. Marie. Bei Ried, Cod. Ratisp. beißt es 740 1.2: trado ad s. dei 
martyrem Emmeranum hereditstem juris mei. &benfo 814 ©. 12 (ecclesiam); 
837 ©. 85, 844 ©. 88, 983 ©. 109, 983 ©. 110 u. fehr oft. Url. b. Gude- 
nus I, 1: ut partes suas s. Bonifacio traderent eumque suum coheredem 
facerent in terris, ut sui cohseredes fierent in caelis. 1174 ib. II. 10: 
s. Petro praedia . . obtulerunt. 1069 II. 5: Deo et b. Petro. 1186 II. 21. 
Urt. v. 959. 960. 990 ib. III. 1026. 1027. 1032. Auch b. Neugart, 3. 8.1. 67: 
trado ad partes s. Dionysii. 1172 II. 102: praedia Deo dederunt et s. Mar- 
tino, Bei Schannat, 3. B. 891 II. 10: tradidit ad s. Cyriacum. Im üb, 
Urtb. Te. vor 1289 I. 480 f.: ad s. Johannem; . . do ad dominum no- 
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von nun an ber Heilige felbft tas Eigenthum ober das ſonſtige vom Ver⸗ 
äußerer übertragene Recht haben ſolles) Deshalb Hat. denn auch Die befannte 
tinonifche "Herleitung des Kirchenzehsiten aus einem göttlichen Obereigenthum 
nichts Auffallendesꝰ). Ebenſo treten: Freie, die ſich der Kirche. ergeben,: in 
ben Dienſt oter die Knechtſchaft Gottes und eines Heiligen 10), Unfreie oder 
Hörige werben dem Heiligen gefhenft!!), und eine ſolche Knechtſchaft iſt mil- 
ber als die eines irdiſchen Herrn. Ja i im dreizehnten Jahrhuudert wird ein- 
mal eine Schenkung ven Wachszinſigen an eine Abtei damit motivirt, daß 
eigentlich am Menſchen nicht ein Menſch, der ſeines Gleichen fei, ſondern nur 
Gott feibft Eigenthamsrechte haben Lönne!®), - Auf. ter. andern. Seite find 
natürlich. die Heiligen auch zu. Leiftungen und Zahlungen mannichfachfter Art 


sttum et ad 8. $piritum et ads. Georgium; do ads. Clementem; do.ad s. Egidium ; 
5. Sspiritui'w. f.w. Trouillat1.60 f.,-.u. fo jebes:Urfandenbuch. Wie-febr man da⸗ 
bei an die wirftiche: Perföntiehleit. bes Heiligen denkt, zeit 3. B. der angelſaͤchſiſche 
König, wenn er in Nr. 9055. Kemble IV. 248 tagt: ‚done . . Deo et&. Bad. 
mundo' mise oognato; ur. 895:-mine meges 

+ 3: Man ‚übergibt etwas Gott m. dem: ‚Helligen in perpeiuam: possessionem 
ober‘ perpetuo possidaudum, z. B. Ur! ur. :47 p. 700, 265 :v.:844, 659 v: 
937: 6:8embie I. 54. I. 18. IIE. 281; v..969 u. 1149 b. Gudenus II. 1026 u. 
I. 190; ober in’ proprium, }. 2.’340 5. Remling 11 (s:.Widoni); in perper 
tasm 'heredidatem, nr. 345 5..Rembie IV. 280; ut habeat, ar. 873 u. 938 ib. 
I. 209: Bgl. or. 920-ib. IV. :269:.post ebilum:älii.mei. L. Audeat 8, Alhangs 
„et possicieed in perpetunm: Nr. 853. ib. 208: 3. :Behedietug habbe his 
freodom on eallen thingen sira wel and swa freolice .‚swa...ic zıeseelf.:. Nr. 
1292 :0::996 ib. VI. 186: des nmnipotenti: einsqne praenom.. apontols. here: 
ditario‘ jüre conceditür: — 

9 Bei. d. 26 X: de deoimis: @ 1199) IL, ie cam enim. n Deus, enjus. Pr 
terta, .'deterioris';condificnis ab enon. debaat, quam dominus:teraporalis, .. 
videtar:iniguam, si’ decimae quas Deus in sigam universalis Doaninis. sibi 
raddi praecepit, diminui valeant.::Bgl. auch leg. Ed. ‚Oonf.;c.7 pr. Schmih 
©; 494:. de. omni'annons decima garba Deo: a. reddits. et. idan ‚reddenda; 
s 8j qui: caseum fecerit, det decimum .Deo.:.: - ie 

30%, So Heißt. es in einer Url .ns-1080:.6;: Baromhtet L 97- von ber gelen 
Wieinge, :welche einen berviens ecolesias a. Adalberti keiräthet:: libertatem suam 
Deo aanctoque martyri. Adalberto:.cum: bons voluntate. obhtnlit. .ıı- 

A W897 Schannat 12: Arnulfus Imp.-tradidit.nannullog ex; stis 
miristeriakibus:. ; 8: OUyriaso. Urt. v. 1170.65: Neugart: II. 101: zervos meos, 
ynos manu potestativailibere: tenui-... bi;@allo tradidi. Ebenſo in zahlvei⸗ 
hen Stellen Hoͤrige aAls Zubehör von Grundfrücken. Grimm J. 100: zu unkund. 
das wir. der. heiligen ‚eigen: sind. 7608 4 u 768 8 sl: ‚ante Adelheiden 
eigen. : 7542.53. Beters. gen, :- : ::.: ::; ho. 

10), Urk.v. I260 b. Lacomblet:Il. 270: qula nemo > eronturamı ab Knien, 
nisi selus: oreator omnium,. sibi. debet..äppropiare. _ 
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verpflihtet!?). Es braucht nur angetewtet zu werben, daß an dieſe finnliche 
Auffagung au die Vorftellung won der Verdienſtlichkeit ‚ber kirchlichen Zu- 
wentungen antnüpft; wer Gott. bedenkt, rechnet auf unmittelbare Belohnung 
in ‚biefem wie im tünftigen Leben und erwartet mehr, als er ‚geopfert. hat, 
womöglid, dad Siebenfache als Erfag !) ; indbeſondere fihert er ſich die Für - 
ſprache des beſchenkten Heiligen, ein Geſichtopunkt, der bie Ausbildung ber 
Zuwendungen für dad Seelenheil (pro anima) wejentlich färberte. Umgelehit 
wurzelt bier bie höhere Vefriedung des Kirchenguts; denn wer 
dasſelbe beſchädigt, beraubt Gott und feine Heiligen felbft und ſetzt ſich dee ⸗ 
halb, wenn er nicht den. Friedend- ober Rechtsbruch rechtzeitig fühnt, auf 
Erben und am jüngiten Tage. zeitlichen und ‚ewigen Strafen, vor Allem dem 
Ausſchluß aus der Kirhe und dem Reiche Gottes aus !5). 

Auch als in-fpäterer Zeit die Ausbrüde, melde von einem Eigenthum 
Gottes oder Chriſti ſprachen, im Sinne ber Kirche zu bloßen Bildern ge 
worden waren, hat ſicherlich im Bewußtſein des Volkes bie alte ſinnliche 
Anjhauung noch lange gehaftet. Gerade mit Rückſicht hierauf fand es bie 
Kirche felbft mitunter noch angemeßen,.. mehr. ald einen. bics bildlichen Aus 
druck daraus zu machen, um. bie Heiligkeit und Unantaftharkeit des Kirchen» 
guts zu erhöhen, und es Fonnte endlich bie Theorie der göttlichen Proprietät 
fogar wißenſchaftlich aufgeftellt und begränhet.werten!%), Die einzelnen Hei · 


is) Bol. z.B. Grimm 11.706 & 2: umb: den loin den Marig die moder 
godes u..der ritter 8. Georgius geven mpgen. 1b. 11. .815 f. loben N, 6): 
eüb. Kämmereibuch (4. 3).im üb. Urkb. we. öfter ber Heilige Geiſt als Sub. 
mer aufgeführt wird. 3. 8. I. 1087: 5. 8 iritus tenetur 40 sol. pro duspus 
mansie, quas babbit in domo läterali. ‘1050: s. apiritus in Traremnüde dat 
5 marcas annuatim de molendino et’ pratis et agris. 

14) Seht viele Urkunden werben dahet mit ber -Gentenz ' „date et 'dabitur 
vobis® eingeleitet; 4 B. or. 726 b. KemblelIL 369: date et dabitur vobis. 
Ideoque nunc donabo Deo omnipotenti” ‚exiguum munus furicoli. Nr. 118 
v. 924 ib. V. 975. An’ ber Hoffnung auf größeren Erſab, ob remunerationeni 
majoris praemjj, wird 3. 8.965 in nr. 1255 6. Kemble ML, 75 u. 830 6. Gu- 
denus IL 28 gefgenft; in der Erivartung,, eines fiebenfaitigen Wequivilente € 60 
bei Remlina ©. 1. 





Hinl, zu Tom. 1. p. LXIH-LXVIT jufamnienge, 
che, weil die Beraubung der Kirche eine Berau⸗ 
ser if, den Zorn biefer, bie. Audftoßung au ihrer 
t Judae und dem Teufel dafür androhen. Vgl. 
»e dono 5. privaverit Albanum; . . donec 
d etc. L. Wisigoth. V, I, ‚6; de manu Dei 
ve. 305: et quaecungue a ecclesia tolluu- 


EC Hübler 1. c. ©. 4—17, und über die im taneniſchen Rechi verhaudenen 
Anklänge bie dort S. 8 und 17 eitieten Gtellen, 
34 · 
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ligen indeß, welde in ber älteren Volksanſchauung tie Hauptrolle fpielten, 
treten bierbei vor Gott unb Chriftus zurüd.- 

2. Um aber ihre Rechte ausüben, ihre Pflichten erfüllen zu können, 
bedürfen diefe überirdiſchen Perfonen irbifcher Vertretung. Diefe wirb ihnen 
vor Allem dur die Vorfteher ihrer Kirchen zu Theil: burd ben Papft 
als Vorſteher der Gefammtlirhe, durch die Biſchoͤfe, Priefter und andere 
Verwalter ald Vorfteher der Einzelkirchen, durch Aebte und Aebtiffinnen, 
Pröpfte, Dekane, Prioren u. |. w. als Vorfteher von Klöftern und geiftlichen 
Anftalten jeder Art. Der Papft, wie er im Kirchenregiment Statthalter 
Chriſti ift, Kat in gleicher Eigenſchaft eine oberfte Verwaltungebefugnig an 
allem Kirchengut!?). Eigentliche Berwalter und DBefiter des letzteren aber 
find die Vorſteher der Einzelkirchen, welche daher anftatt Gottes und bes 
Heiligen Berträge unb Rechtsgeſchäfte abſchließen, Rechtsſtreite durchführen, 
und die mit dem germaniſchen Grundeigenthum verfnüpften öffentlichen Rechte 
an Perfonen und Sachen ausüben. Sollen daher dem Stifte oder Klofter- 
heiligen Sachen oder Rechte zugewandt, ISmmunitätsprivilegien ertheilt ober 
Pflichten erlagen werben, fo gejchieht bied zu Händen bes Biſchofs oder des 
Abts, und ed kann mit Rückſicht hierauf auch wol gejagt werten, dieſem 
werde geichenkt, Tegirt, verfauft ober gegeben, er empfange ober habe, ja er 
fei Eigenthümer bes Kirchenguts ober Inhaber tes kirchlichen Rechts!). Sol- 
hen und ähnlichen Ausdrücken indeß lag niemals bie Anfchauung zu Grunde, 
der Beneficiat als foldher fei wirklich das letzte Subjekt des Kirchenvermoͤgens. 
Don jeher war man fich vielmehr auf das Lebhaftefte defien bewußt, daß er 
fremdes Gut verwaltete. Dabin mußte jchon die Bemerkung führen, daß er 
mit dem Amtswechſel ohne jeden weiteren Succeffionstitel das gefammte Kir- 
henvermögen auf den Nachfolger übertrug, was häufig in den Urkunden aus. 
brüdlich hervorgehoben wird 10); daß er Feine freie Verfügung darüber hatte 


17) Er ift der oberfte „dispensator et gubernator“. Schulte, de rerum 
ecclesiasticarum dominio, Berol. 1851, p. 31-32. Richter, 8. R. $ 306. 
Häübler, a. a. O. S. 28 Note 11. 

18) L. Alam. II, 1: pastor ecclesiae res suas possideat. Urf. v. 680 nr. 
196. KembleI. 25: Hemgislo abbati libenter largior. Nr. 32 v. 691 ib. I. 
35: meo venerabili episcopo in propriam possessionem tradidi ad ecclesiam illam. 
Nr. 48 u. 63 v. 701 u. 712 ib. 65. 78. Nr. 106 ib. 128: donabimus tibi, H. 
abbas, terram juris nostri. Nr. 114 v. 759—765 ib. 139: tibi episcopo. Nr. 
122 v. 778ib. 160; nr. 135. — Urf. v. 1218 b. Lacomblet II. 39: abbatissam 

. in possessionem advocatiae misimus. Wrf. v. 1231 ib. 89. Leber bie Re- 
gierungsredhte des Erzbifchofs 1204 ib UI. 7. Auch in den Weisthümern heißt es 
3. 8. Grimm I. 108: ains bischofs v. Costentz aigenschaft; eö werden Die 
grundberrlichen Befugnige dem Probft zugefchrieben (z. B. ib. 406 — 408), bem 
Abt (3. DB. ib. 351. 430 f.), der Webtiifin (3. B. ib. 52—59) u. |. w. 

19) 3. B. Urk. v. 679 nr. 16 b. Kemble I. 20: teneas possideas tu (ein 
Abt) posterique tui. 1086 b. Remling I. 62: episcopus et ejus successores 
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und zur Verwendung für beftimmte Zwede verpflichtet war; daß er Privat- 
vermögen haben unb über dieſes Rechtsgeſchäfte mit der Kirche ſchließen ober 
zu Gunſten bes Heiligen teftiren Tonnte?%). Sehr häufig daher werben ſchon 
in früher Zeit die Biſchoͤe und Aebte als bloße Vertreter Gottes und ber 
Heiligen, als die Verwalter und Ausfpenver des Vermögens ihrer Kirche be- 
zeichnet®!), und fie müßen bei ber Amtsantretung ſchwören, tem Stifte. ober 
Klofterheiligen feine Güter unverjehrt zu erhalten *2). 

Wenn fpäter, nachdem die Bannung bed Kirchenbegriffes in ben Klerus 
vollzogen war, die Berwaltungäbefugniße ber Tirchlichen Würbenträger benußt 


. tale jus et potestatem . . habeant. Urf. v. 696 b. GudenusI. 14: fo- 
restum et bannum nostrum et ejusdem banni usum s. Martino et ejusdem 
ecclesie provisori il. archiepiscopo suisque successoribus... in proprium potesta- 
tive tradidimus. 956 ib. IL 8: abbati W. coenobitisque . . omnibusque in 
posterum successoribus. 1122 b.Racombet I. 195: abbati ejusque successori- 
bus (Recht auf Schätze.) 1225 ib. II. 66: Neichslehn ecclesiae, etiam archiepi- 
scopo et successoribus. Urf. v. 1189 b. Emminghaus ©, 28. 

20) So wird z. D. in ber Urk. or. 728 6. Kemble IV. 2 dem Biſchof ein 
Grundftück in der Wrt geſchenkt, daß er über einen Theil beffelben frei verfügen, 
das Webrige aber s. Germano hinterlaffen folle. 

21) urk. v. 796 b. Zacomblet I. 5: tradidi ad reliquias s. Salvatoris et 
s. Marie . . et in manus Liudgeri presbiteri, qui easdem reli- 
quias procurabat, Dgl. Urk. v. 800 u. 801 ib. 11-13. Urk. v. 802 ib, 13: 
ad usus ecclesiae abbas possedeat. 820 ib. 20: oustodes ipsius ecclesiae ha- 
beant licentiam tenendi habendi possidendi commutandi. Urf. v. 858 b. 
Schannat ©. 6: injus ecclesie.. „sub twitione pontificis superius nominati suc- 
cessorumque illius, Urk. v. 696 u. 989 b. Remling 15. 19. 996 6. Gudenus 
I. 14: episcopi .. provisores ecclesie. Nr. 622 v. 979 b. Kemble II. 171: 
episcopo . . ruris particulam . . largitus sum, . . ut ecclesise dei cus praeest 

. perpetualiter deserviat. Nr. 758 v. 1085 ib. IV. 50: qui monasterio illo 
ad mans des praesunt. Grimm, W. III. 139: der pater im süsternhaus zu 
Dulman . .. wegen des heiligen geists . . als gemeine erbexen. W. v. Sar- 
gau v. 1561 ib. II. 56: Der Bann gefchleht zum erften von des guten hilgen 
s. Peters wegen; darnach von eynem ertzbischof zu Trier, dan er von aynes 
stifts wegen eyn rechter grundtlehnherr yst. Ebenſo 87 u. 124. Ganz baffelbe 
bebeutet ed, wenn nebeneinander ain herr u. sin gotzbus, der apt u. das gotz- 
hus, die eptissin u. ir gotzhus al® Subjekt genannt werben, 3. ®. ib. 62 f., 
187 f., 203 f., 218 f., 228 f., 632 f. — Ausbrüdlih fagt dann o. 2 X de do- 
nationibus III, 24: quod cum episcopus et quilibet praelatus ecclesiasticarum 
rerum sit procurator et non dominus. 

23) Bol. 3. B. die Eidesformel ded Kölner Erzbiichofs bei Ennen u. Eder, 
Quellen IL. 680. Sie beginnt: bona b. Petri, que nunc habet et que juste 
habiturus est, conservabo, et que distracta sunt et injuste alienata, pro 
posse meo recuperabo. Eide der Basler Biichöfe v. 1895 u. 1899 6. Trouil- 
lat nr. 271 n. 831 IV. ©. 555 u. 616. 
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wurden, um ein wahres Eigenthum derſelben am Kirchengut zu fonftrairen‘ 
fo ift dies für keine Zeit: von -praßtifcher Betentung: geweſen. Sowol Yie 
Theorie des paͤpftlichen Eigenthums?®)‘, als bie eines Eigenthuns ber einzelnen 
Beneficiaten?) war durchaus unhiſtoriſch. Dei vereimelten Quellenausdrũcken, 
welche bie Begründer dieſer Theorien für ſich anführen konnten ließe fich ein 
überwältigendes- urkundliches Material gegenüberſtellen, welches deutlich be⸗ 
weiſen würbe, wie lebhaft zu allen Zeiten in und außer ter Kirche das Be 
wußtjein war, daß die. Gelftlichen fremdes Gut vermahteten.: 

3. Den eigentlichen Kirchenvorftänden ftanden in verichtebenein Umfange 
und verjchiebener Stellung geiftlihe Genoßenſchaften mit kollegialiſcher 
Berfaßung zur Seite. Die größte Bedeutung hatte. das genohemfchaftliche 
Element in ben ‚Klöjtern, deren Konvent freilich nicht von Anfang an ter 
Zräger wahrhaft Torporativer Rechte war, wol aber dem Abt oder her Ack⸗ 
tifftn gegenüber von jeher ſelbſtändiges Geſammtrecht hatte Seit dem 8. 
Jahrhundert nahmen an allen größeren Kirchen die Kapitel der Kleriker eine 
ähnliche Stellung ein. So ungleich nach Zeit und Ort die Berfaßung und 
Bebeutung aller diefer Kollegien fein mochte: überall waren fie im Befik 
eines mehr ober minder felbftändigen und fi ftetig mehrenden Gelammt- 
rechte. Sie erlangten nad innen alle Rechte genoßenſchaftlicher Selbftuer- 
waltung, die Autonomie, die Vorftandewahl, die Dieciplinargerihtöbarkeit 
über ihre Mitglieder, die Befugniß zur Aufnahme von neuen Genofen und 
zur Berbrüderung mit anderen Verbänden. Im Verhältniß zum Biſchof ober 
Abt aber erlangten fie Antheil an ber Ausabung ſowol ber Kirchengewalt als 
ber politiihen Herrſchaftsrechte, die Mitwirkung bei der Beftellung des Nach⸗ 
folger8 und mannichfache fonftige Rechte. - Insbefendere erwarben fie bie 
Mitverwaltung bed gefammten Kirchenguts, die Zuftimmung bei Berküferungen, 
amd einen zuerft prekären, dann rechtlich feftzeftellten Befig und Genuß an 
einem Theil bes Kirchenvermögens, welcher zu ihrem Unterhalt ‚beftimmt 
war 25), 

In allen biejen Beziehungen nun. waren bie Kapitel, Kongregationen, 
Konvente und Kollegien als Geſammtheiten berechtigt und verpflichtet. 
Sie ſtellten ſich dem allgemeinen Rechtsbewußtſein ganz wie andere Genoßen⸗ 
geſammtheiten bar, welche ohne Unterſcheidung ihrer Einheit und ihrer Viel⸗ 
heit die Träger von Geſammtrecht waren. Wie ſich daher im Innern Die 
Verteilung bed Rechts unter die Einzelnen geftalten mochte?) : als Inhaberin 


38) Dal. über diefelbe dübler lc. ©. 23-29. 
3) Bol, Hübler S. 29-36, 
85) Bol, 26.18 38. : 

26). Die Bertheilung bes tirchlichen Korporationsguts unter die Mitglieber bie⸗ 
tet in ihren mannichfachen Abſtufungen won ber Einräumung eines rein thatſäch⸗ 
lichen Genußes bis zur Konftituirnng von Benefieien und Praebenden als fefter 
jura singulorum höchft intereſſante Analogien mit der Theilung bes weltlichen 
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defſelben galt urſprũnglich bie. fihthare: Berfammlung ber. Genoßen, welche 
durch Die. innigfte Lebensgemeinſchaft Zuſanunengehalten ‚werben und deshalb 
bei: ihren gemeinſamen Rechten, Beſchlüßen und Handlungen ebenfogut als 
bie Einheit. des conventus, capitulam, collegium, celerus, hired, ber Tamilia 
ader congregatio erſcheinen, wie. fie antererfett dabei ftets eine Vielheit von 
fratres, sorores, olerici, servientes ober famıyli Dei. bleiben 27). | 


Geſammteigenthums zwiſchen Einheit und Vielheit. Hatte doch bie Kirche Anfange 
oft Mühe genug, zu verhindern, daß fick dad Gemeineigenthum gänzlich In Son⸗ 
berrechte 'auflöfte. Erſt verhältnigmäßig fpät wurbe ber Gedanke des Alleineigen- 
thums ber einheitlichen jurtftiichen Perſon als ſolcher bergeftalt befeftigt, daß eine 
altmälige Hinuberzlehmg des ganzen Anftaltevermögend in bie Sphäre ber Ger 
fammtvielheit unmöglich warb. . Die manmmichfachfte Verſchiedenheit in Bezug auf 
die Rechtonatur der Mitglieberrehte am Korporationsgut aber biieb auch. jet offen. 
Da indeh die innere Geftaltung bes, kirchlichen Gemeinrechtes von unmittelbarem 
Einfluß .auf die Geſtaltung bed weltlichen Geſammtrechts nicht geweſen iſt, über 
dies aber die Tendenz des kirchlichen Rechtö auch bei den Gemeinichaften fich je 
fpäter. befto entſchiedener auf bie wenigſtens ideelle Zurückdrängung bed Vielheits- 
rechts durch das Recht einer abſoluten Einheit richtete, muß auf eine nähere Erör- 
terung der älteren Berhältnihe hier verzichtet werben. 

. 3 So bezüglich bed Rechts ber Abtgwahl. Vgl. Url. v. 862 b. Neugart 
II. 9: feskribus . . licentiam ex. illia ipsis eligendi abbatem, u. ‚966 ar. 527 
b. Komble U, 482: quem sibj omnis coneors congregatio sive pars qguamvis 
minima congregationig salubriori elegerit: eonsilio. — Ebenſo bei Verleihung 
der Bruderſchaft. 3. B. 1027 b. Lacom blet I. 120: abbas ... una cum con- 
gregatione sibi subjecta eos in fraternitatem suscepit, u. 1197 ib. 199: ca- 
nonici 8. Kuniberti matronam . . et flllam ejus in consortium suae fraternj- 
tatis recaperunt, — Bel Berbrüberungen, 5. B. 1219 b. Gudenus.I. 467 u 
476: fraternitas . . inter decanum et capitylam sccl. Moguntinse u; de- 
canum totumque capitalum Turonense,. wonad fratres des einen Kapitels, die 
zum andern Iommen, in deſſen consortiam aufgewommen werben u. Prachenben 
de communi erhalten ſollen; 1821 ib. III. 198; 1266 im Nıkb, des Bisth. Lü- 
bed ©. 184 (Brüberfcgaft zwifchen den Domlapitein v. Hamburg m Lübed); 1279 
ib, 246 .(adsiporss bed Abi u. Konvents in Kounzzsdbarag mit arg u. 
naseıs sois abzou awvodias in Kübel): — Ebenſo bei bem Konfenfe zu Rechtd- 
olten des Vorſtehers, . DB. 1. Wisigoth. V, 1, 8: consensum . . caeterorum 
clericorum; nr, 550 v. 959. 5. Komble II. 88: necnon et familia ecclesiae 
annuente; .cbenjo nr.. 522.. 558:.560. 586. 618. 619. 620. 627. 649, 695 u, f. w.; 
angelfächf.. mid gedafange and lasfe dhaes Arwurden hyredes on W., 3, B. 
nr. 675 v. 990, 676.0. 991 ib..255.u. 256. Bgl. Url. v. 1276 b. Lacom blet 
II. 70: abbatisss et conventus.libere disponant ‚de silva, 1207 ib. 12: volun- 
$ate totias conventua.. 1291 ib. 90: consensu ntriusque oapitnli. 1194 ib. 
I. 252: copsilio .totius conrentus. 1279 ib, II. 426: Einlöfnng. der zu Lehen 
fortgegebenen- Buxggrafichaft de consilio, consensu et voluntate capituli., — Oft 
fplat auf ben Singular conventus bad Berbum im Plural: 3 3. nr.. 1070. b, 
Kemhle -V. 2371; 1229 5. Lacembiet II. 84: quicquid juris habemus in 
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Diefe Geſammtheit aber war nefprünglich Teine aus fich beftehende, fon- 
dern eine abhängige Genoßenſchaft. Deshalb war fie auch niemals Subjelt 
der Subftanz bes Kirchenguts. Sie ftand vielmehr zu diefem umb feinem 
Eigenthümer urfprünglih ganz analog, wie eine weltlihe Dienft- oder Hof 
gemeinde zum Beſitz und zur Perfon ihres Herrn. Sie war eiue familia, 
ein hired, eine Gejammtheit bienender Leute, und fie war als ſolche, ganz 
wie ber weltliche Herrſchaftsverband einem Sronhof, fo einer Kirche zugehörig?®) 
und deren Heiligen als ihrem perjänlichen Dienft- und Schutzherrn unter- 
worfen?%). In boppelter Weife alfo lag das Band, welches fie zur Einheit 
verfnüpfte, außerhalb ihrer felbft. 

Biſchof und Kapitel, Abt und Konvent, Prier und Brüber, ſpäter auch 
das Kapitel allein, Defan und Kapitel, die Gelammtbeit der Brüber u. f. 
w. verfügen baher zwar über das Gut und die Rechte der Kirche, treten ale 
Kontrahenten und Streittheile bezüglich derſelben auf, werten auch wol als 
Subjekt bezeichnet®®): allein fie find hierbei ftetd nur die Repraejentanten eines 


area, . . contulimus conventui s. Marie Magdalene, ut ibidem magnificenz, 
prout eis videbitur. — Ueber Verträge, Zahlungen, Klagen der Geſammtheit 
vgl. Note 30; über Befig und Nutzung derfelben Rote 38. 

28) Deshalb heißen fie familia ecclesiae oder monasterii, grex ibidem deo 
serviens, fratres in ecclesia ober ad ecclesiam famulantes, familia ad ecclesiam 
pertinens (Beifpiele in Rote 30—33), eidem loco subjecta familia (3. ®. nr. 
599 6. Kemble III. 141), angeljähl. dham gebrödhram, dhe dhertö hyredh 
(3. ®. nr. 842 ib. IV. 201). 

29) Deshalb heißen fie eine familia des Heiligen (3. B. nr. 27 v. 686 b. 
Kemble I. 32), angelfächſiſch hired, bie servi, gervientes, famulantes bed Hei- 
Tigen 0. Gottes (3. B. nr. 1249 v. 968 ib. IV. 64; v. 747 b. Lacomblet IL 6) 
und ähnlich. Bol. Note 30—33. 

80) Jede Urkunde Tiefert Belege. So veräußern. abbatissa cum conventu 
suo Patronatrechte 1208—1216 5. Lacomblet II. 29; praepositus, decanus to- 
tumque capitulum einen Wald 1228 5. Remling 173; prepositus ceterique 
ejusdem congregationis fratres 908 b. Gudenus I. 245; episcopus et ejus 
familia mihi dederunt nr. 203 u. 206 v. 814 5. Kemble ib. I. 256. 260; 
abbas et fratres tauſchen ib. IV. 13, verkaufen 1241 5. Lacomblet 11. 134, 
verleihen zu Erbzins 1288 ib. II. 120, ale Rottland ib. 121. — Ebenfo erwer- 
ben fie jcheinbar für fih; 3. 8. 1210 Lacomblet IL. 17: vendidit fratribus ec- 
clesiae mansus; 1275 ib. 68: fratribus coenobii silvulam contulit; 1229 ib. 
84: conventui proprietatem donavi; 1201 ib. 3; 1231 ib. 92; 1282 ib. 94 (ca- 
nonicis); 927 ib. I. 49 (sororibus); Urf. nr. 577 u. 1000 v. 725 u. 741 6. 
Kemble V. 42 u. 47: abbati et fratribus; nr. 594 v. 963—975 ib. III. 129: 
dyses ic geann Adelgäre abbode ande thäm hirede. ine andere Kirche mit 
Hufen wirb geichenft venerabilibus sororibus 927 b. Zacomblet I. 49; Im- 
munität verliefen abbati et ejus familiae nr. 151. 242 u. 248 b. Kemble 
1. 182. II. 11 u. 14; conventui 1207 b. Zacomblet II. 12; Zollfreiheit abbati 
et. conventui 1245 ib. II. 153 u. 1215 ib. 26, fratribus 1215 ib. 27, conven- 
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anderen Rechtsſubjekte, des Heiligen unb feiner Kirche. Auttrüdlich wird 
baber oft als der eigentliche Berechtigte vor ober neben ihnen der Heilige ge- 
nannt?l); fie werben als bloße Inhaber des ber Kirche gehörigen Gutes 
bezeichnet 9); an dem ihnen zum Unterhalt zugewiefenen Kirchenvermögen 


tui 1248 ib, 182, abbati et fratribus 1208 u. 1249 ib. 5 u. 186; Patronat 
abbati et conventui 1234 ib. II. 103, conventui 1209 ib. 15, capitulo 1225 
ib. 66. — Shnen wirb gefhuldet 879 b. Emminghaus 11: R. ceterisque 
scholasticis a colonis debetur. — ®ie ſchulden 1288 b. Lacomblet II. 462: 
de min herre der bischof unde dat gestichte van Colne schuldig sind; 1220 
ib. 50: abbas totusque conventus, — Ihnen wird legirt z. B. 12836 ib. 108: 
abbatisse et conventui; 1288 ib. 462: den mönchen, den nunnen. — Sie 
find Streittheif, z. B. 1282 6. Gudenus II, 228: inter priorem et conventum 
monsasterii A. ete.; 1208 6. Neugart IL 112: prepositum et capitulum. 
1226 b. Zacamblet IL 70: abbatissam et conventum. 1142 ib. L 235: episc. 
et ejusdem ecelesiae congregatio; 1174 b. Gudenus II, 183: inter congre- 
gationes. 1226 b. Lacomblet IL 76: Etreit u. Vergleich zwiſchen decanus to- 
t@mque capitulum u. abbatissa totusque conventus. C. 9 X de judiciis IL, 
1: causam, quae vertitur inter fratres Dulmen. monasterii et monachos S. 
Albani. — Sehr Häufig werben auch in ben Tändlihen Weisthümern als Inhaber 
der Grundherrſchaft und ber Damit verbundenen Befugniße probst u. capitel be- 
zeichnet (3. B. Grimm IL 5 f.); ober probst u. capitel gemeinlich (3. B. ib. 
175 f.), apt u. gemeinlich der convent (ib. 29. 56 f. 139 f. 490. 521: ain 
apt u. ein convent des cloysters . . als ein rechter grundherr); eptissin u. 
gemeinlich capitel (ib. 52 f.); abbas totusque conventus (ib. 370£.); ober die 
herren von 8. Gallen (ib. 290 f.), die herren von Hirsau (ib. 403—406), die 
herren zu s. Peter („den hern zu g. Peter wasser u. weyde zum rechten 
eigen. ib. 516—520. 521. 630. 546. 568) u. f. w. 

31) 3. ®. nr. 587 v. 975 b. Kemble III. 119: Deo et s. Petro mo- 
nachisque veteris coenobii. Nr. 27 v. 686 ib. I. 32: b. Peatro ejasque fa- 
milise tradidi. Nr. 853 ib. IV. 208: dhaet ic habbe gegeofen Criste and 
8. Marie and 3. Benedicte and Aelfwine abbod into R. saca and socna, tol 
and team etc. Urk. v. 874 5. Lacomblet I. 32. 88: s. Kuniberto et fratri- 
bus. Nr. 1326 b. Kemble VI. 189: reddo deo et abbati A. et fratribus 
loci. Nr. 840 ib. IV. 200: dhaet O. abbud and eal dhaet hired . . habban 
and wealdan H. hundred. Nr. 348 ib. 201: dhaet S. Peter and dha gebro- 
thra on W. habben to heora bileoven dhaet land. Ebenſo nr. 845, 846, 855, 
864, 872. Nr. 844 ib. IV. 208: Christe and s. Petre and W. abbode and 
dhen brodhren on C. Nr. 863 ib. 208: dhaet s. Marie and ». Benedictus 
and se abbodh and dhe gebrodhra into B. habban dha socne and dhat mar- 
ket aet D. Nr. 1173 ib. V. 350. Bgl. Grimm IV. 63 8 21: Huldeid dem 
hilligen s. Pantaleon ind dem apt ind convent des goedeshuisz s. Pan- 
taleon. 

32) 3. B. Urf. v. 1184 6. Gudenus II. 19: ecclesie . . in manus abba- 
tis . . omniumque fratrum ejus. 1202 b. Zacombiet II. 5: ipsi ecclesiae et 
fratribus, Nr. 1226 v. 959 6, Kemble VI. 25: ecclesise Christi et monachis 
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wird ihnen in ganz ähnlichen Wendungen, wie fie für. die Nutzungsrechte bez 
Oofgenseinden an Hofnarken Kblich: find, eine Gefamminubung sugeiprocden?®); 
ja nach einer angelfächfiichen Urkunde find bei einer DBergabung,. welche zwei 
Ehelente an Gott. und den Heiligen Alban zur Erlangung ber Klofterbräben 
ſchaft in Geld und Ländereien vornehmen, Biſchof, Abt und Moͤnche ganz 
wie Dritte zugegen, indem bie Gefchenfgeber vor vielen Zeugen. unb Bolt 
fprechen: „Notum vobis cunctis omnibusque hominibns esse volumus, quod 
nos hödie, videl. ego Oswaldus et Aedhelidha uxor mea Deo sanctoque 
ejus Martyri Albano istam terram damus in perpetuam hereditatem, in 
praesentia domini Wulfwii episcopi et fratrum ecclesige s. Albam, 
qui hic adsunt modo nobiscum ꝰ. , _ 

Allmälig find. die Kapitel zu befonderen Koryorationen' mit völlig abge- 
ſondertem Vermögen und einem Subegriff felbftändiger- Rechte : geworden 35). 
Auch in den löftern verftärkte fi, das korporative und kollegialiſche Ele 
ment). Gleichwol haben weder Kapitel no &löfter in bem Sime ans 





ftidem deo servientibus. Nr; 834 s. [1 ib, u 15%: ecchen, Chr. et anilße 
in endem Christo servienti. Aus Grimm, W. I. 2. 344. 138 |. 430. 433 f. 
u. ſ. w. 

3) Bol. z. ® Ark. v. 1098 b. Gndenus U. 5: - que dee et b. Petro et 
ecclesie illi in detem, et fratribus inibi den servientibus im sustentationem oon- 
tulerat. 1049 b. Emminghaus 17: ecelesio in use monachorum. :Hänfig 
% Rımling: 8. Widoni ad uam: prepositi et fratrum in  proprium .tradidi- 
mus. Teſt. v. 944-946 ur. 266:5. Kamble II. 410: s. Altana kerram 600 
tenore, ut -/ruantur fratres communiter. Nr. 806 ib. IV. 140: ipsa terra: =. 
Petri in uene servientium ei-sit libera.: Nr. 766 ib.: 72; dhäm gebrödhrum 
£ dryce. Ebenſo nr. 820, 821, 822.ib; 170 f; Nr. 1222 ib. VI, 11: uen 
hirede ‘#0 .bryce. II. 827: ad opus monachorum inibi deo servientiam. Nr. 
610, ib. 157: rura :ad usus fratraum domino collate. ‚Ib. 1553 monachi. com- 
muniter &d necessarios usw jure ponsideant. Nr. 699 ib. TIL 141: ad usum 
praesulis eidemgue looo suhjectae familiae. Nr. 1080. ib V. 69: dedit eorle- 
sie ad opus monachornm. Nr. 1249, 1261, 1262, 1263 u. 1267 ib. VI: 4 f. 
überall: ad ecelesiam . . ad usus fratrum ibidem deo. servientlum libenter 
concedo. Achnlih 980 Gudenus, L 11. 

84) Ur or. 845 b. Kemble V. 280. J 

26) Bol. Th. I 5 81 ©. 288 f. Dann waren natüurlich auch Reibtögeichäite 
zwiſchen dem Biſchof u. feinem Kapitel möglich. Bgl. z. B. ſchon Url. nr. 1083 
v. 824 b. Kemble V. 72: placuit itaqua W. archiepiscopo ejusque Ian 
quaæ site est in civitate Dorobernis, aliquam vieineitndäeche. terraram imer 
se habere. Nr. 1040 v. 834 ib. 87. 

26) Vgl. Th. I ©. 290 f. 427. Auch Hei den Mlöftern komm in abgefonben 
ted Konnentönermögen vor. 3. B. Geinsheimer W. v. 1455 b. Grimm IL 491: 
der apt %, der convemt vom großen: Zehuten: Vgl. ib. 458. Vertrag zwifchen 
Abt n; fratzes 1251 5, Lacomblet IL 195 1128-—-1147.ib. L.48..®. n 
Mounre v. 1264-1268 b. Grimm III. 617: eoclesia b. Petri apad Monre ha 
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fi} einen Körperichaftsbegriff erzeugt, daß lediglich die ihnen immamente; 
in der. Geſammtheit Ichende Einheit zum Subjekt ihrer Rechte geworben 
wäre, Zeitweiſe famen fie allerdings ben freien Genoßenschaften bed deutſchen 
Rechtes: ſehr nahe, and die zwilchen geiftlichen und weltlichem Recht in ver 
Mitte liegenden Orbenövereinigungen und Brüderfchaften find in ter Wat 
oft ganz bahin zu zählen. Im Allgemeinen indeß wuhte die Kirche gerade 
foweit, als ein Verband kirchlich war, bie genoßenſchaftlichen Elemente durch 
den ‚Gedanken der Anftalt zu binten, fie dem Dienft einer Einheit unterzu- 
ordnen, bie. von oben und außen, nicht aus der veteihigten Geſammtheit 
jelkft entfiammte 3”). Ale Anftalten baher, wenn auch als korporative 
Anftalten, wurden Kapitel und Klöfter zu juriftifden Perfonen, und dieſe 
Merfönlichfeit war, wie wir fehen werben, nicht die Fortſetzung des hier Fe 
fprochenen Geſammtrechts, fontern fie trat an bie Stelle der biefem Ge 
jammtrecht ũbergeordneten Rechtoſubjeltivitaͤt des Heiligen. 

Weniger noch haben in ber Kirche als folder die innerhalb ber Hierar- 
chie vorhandenen: genoßenfhaftlichen Elemente es vermocht, die Geſammtheiten 
des. Klerus zu freien genoßenſchaftlichen Körperichaften zu formiren und als 
ſolche zu Trägern bes Kirchenbegriffs zu erheben. So gewaltig zeitweife ber 
Gedanke klerikaler Genoßenſchaften den Anftaltscharakter der Kirche motificirte: 
er modificirte ihn eben nur. Im Ganzen wie in allen einzelnen Gliedern 
blieb die Einheit der. Kirche ‚und ber Kirchen in letzter Inſtanz über und 
außer ven. geiftlichen Kollegien belegen?s). Wenn baher jelbft das eigentliche 
Kirchengut im Gefolge ber ſynodalen Strömungen von einer vielverkreiteten 
Lehre für das Eigenthum ter geiftlichen Gefammtheiten erklärt wurbe3®), 
wobei man namentlich ſchon im 13. Jahrhundert neben dem Eigenthum der 
Feritaten Didcefariverbände eine Art Obereigenthum, ein dominium generale 
der Geſammtheit des Klerus annahm): jo beweift dies zwar, wie tief im 
Mittelalter in die Kirche felbft der Gedanke eindrang, welcher biefelbe mit 





bet quandam vinsam,.. . que libere attinet fratridus pred, ecolesie, ita quod 
prepositus nibil habet juris in illa. ber «8 handelte fi$ dabei, wie aus dieſer 
ſelben Stelle erfichtlich, nur um abgefonbertes Genußrecht, ohne daß bie Zbee bed 
Eigenthmus der Kiofterlirche ale folder aufgegeben wurde. Ebenſo wurden die 
völligen VBermögendauftbeifungen, wie ſie häufig vorfamen, doch immer 
nur als Genußtheilungen, nie ala Subftanztheilungen betrachtet. 

57) Bol. Th. I ©: Al. 754 f. 

58, Bel. TEL I ©. 285 f. 496 f. 844. 

39) Bol. über diefe erft von ihm wieber in tfrer ganzen Bedeutung ans Richt 
gebrachte „Herifale Koltegialtgeorte”, die beſonders in Frankreich ihren Boden hatte, 
Hübler Lc. S. 36 —48. 

20) Bol; beſ. bie bei Hbler S. 37-38 abgebrudte Sielle aus Johannes 
de Parrhisiis.(} 180%), die won mehreren fpäteren Kanoniſten entlehnt ward (ib. 
39-40), 
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einer Innung ter Geiſtlichkeit identificirtet!), war aber zuletzt doch nur eine 
vergebliche und zwar eine einfeitig Elerifal-zünftige Reaktion gegen den längft 
feftgeftellten anftaltlichen Charakter der Kirche. Auch fand diefer Anſchauung. 
was bei Klöftern und Kapiteln nicht in Betracht kam, der Umftand entgegen, 
baf fie für Die Laien nicht einmal den Platz Tirchlicher Paffivbürger offen 
bielt, 

4. Den Abſchluß des Gottesreiches bildete Die Geſammtheit ber 
Laien, welche ſich gleich dem Klerus nach den einzelnen Kirchen in Gemein- 
den und Genoßenſchaften glieberte. Die Laiengemeinden waren im Sinne 
ber ausgebildeten Hierarchie den Kirchen, welchen fie zugehörten“®), als blofe Paf- 
fivbürger unterworfen. Die Laien follten in kirchlichen Angelegenheiten Rechte 
nicht ausüben: fie waren nur zum Geboren ba“). Hieraus ergibt fich 
dag im Sinne des kanoniſchen Rechts den Laienverbänden eine eigene Per- 
ſoͤnlichkeit nicht zukam “); fie waren Berwaltungdfprengel, waren Gegenftänbe, 
nicht Subjelte kirchlichen Rechts. Am wenigften Tonnte man auf die Idee 
verfallen, in der Gemeinde den Eigenthümer des Kircdhenguts zu ſuchen. Das 
war erft vom proteftantiichen Standpunft im Sinne der von ber Reformation 
erftrebten Zurüctverlegung ber Kirche in die Gemeinde möglih: im Mittel- 
alter finden ſich von einer ſolchen Auffaßung keine Spuren“). 

Die Kirche hat nun aber freilich die Idee der Ausfchliegung ber Laien 
vom Firchlichen Recht niemals ganz durchzuſetzen vermodt. Die Suftitute der 
Vogtei, des Patronats, der aus ber Kirchenbaulaft bergeleiteten Kontrollrechte, der 
Betbeiligung an ben Wahlen zu geiftlichen Aemtern u. |. w. burchbracdhen ihr 


4ı) Hierüber Th. I 8 40. Die Berfechter des Torporativen Eigenthums 
ſchreiben daffelbe der „communitas ecclesiae“, der „congregatio ecclesiasticorum 
virorum“, dem „coetus ecclesiasticorum“, bem collegium, conventus zu, und ver» 
gleichen dieſelben mit einer universitas und ihren cives, berufen fih auch anf 
das Torporative Eigentum der Klöfter- (Hübler &. 44). 

42) Bol. 3. B. Url. v. 1252 or. 571 u. 572 b. Lappenberg, Hamb. Urkb. 
©. 475: coloni villam L. inhabitantes, qui olim et usque ad hec tempora ad 
ccclesiam B. jure parrochiali pertinebant, follen nun einer andern Kirche ange» 
hören. 

#5) C. 5. D. 89: saccularibus viris res ecclesiasticae non committantur ; 
C. 1. D. 96; c. 22. C. 16. @. 7; c. 23 eod.: cui obsequendi manet necessi- 
tas, non auctoritas imperandi; c. 2 X. de jndiciis II, 1. Urk. v. 1169 b. 
Lappenberg 1. c. 215: docendus est populus non sequendus. 

4) Schulte l. c. p. 12: nunquam ex jure canonico parochias vel com- 
munitates religiosas pro personis habitas esse moralibus. Bgl. auch 
p. 23. 

45) Bol. über die Gemeinbetheorie Hübler I. e. S. 78—88, der die noch 
von Sanigny II. 266 getheilte Anficht, als fei bereits von Aelteren das Eigen- 
thum der Kirchengemeinde angenommen, ald Irrthum nachweift. S. 389 Note 2 
u. 79 Rote 1. 
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Princip. Alle ſelche Befugniffe fanten ebenſo wie die entiprechenten Pftich- 
ten ihr Subjekt häufig in einer Gefammtheit, bejonderd in den Pfarrgemein- 
den. Doch ift eine eigenthümlidhe kirchengemeindliche Körperichaftsbildung 
daraus im Mittelalter nicht erwachſen. Die Kirchengemeinten bedten fid) 
entweder mit den ohnehin politiih und wirthichaftlih verbundenen Gemein- 
ſchaften, oder fie faßten nur für beftimmte Tirchliche Zwecke mehrere Gemeinten 
in eine Geſammtheit zufammen, ohne daß eine beſondere kirchengenoßenſchaft⸗ 
liche Organifation einen jelbftändigen Kirchiptelötörper abgelöjt hättet). In 
beiden Fällen waren die betreffenden Geſamutheiten ganz in derfelben Weile, 
in welder fie Geſammteigenthum und politifches Geſammtrecht befaßen, bie 
Subjecte kirchlicher Rechte und Pflichten). Auch traten fie in kirchlicher 
Hinficht ganz wie in den weltlichen Beziehungen unmittelbar als Gefammt- 
beiten bejchließend und handelnd, vertragfchliegend und ftreitführend auf 8). 


46) Bol. Th. IS. 624. 

«T) Bol. 3. B. über Kirchliche Wahlrechte der Gemeinde Note 36 zu 8 16 u. 
&rimm III. 885; über die Behandlung der Kirchenbanlaft als Gefammtpflicht 
Note 64 zu 8 15; über die Verwendung der Allmende und der Bußgelder für ben 
Kichenbau Note 178 zu 8 10 u. Note 43—44 zu $ 14; über bie Theilnahme 
an der Berwaltung bes Kirchenvermögend Grimm I. 504 (1390). IV. 612 $ 3, 
568 $ 7: Brauenftein bildet eine Parochie mit Schirftein, gibt ben dritten Pfennig 
dazu und verlangt beshalb andy, den dritten man für die Verrechnung zu ftellen. 
II. 99 - 100 (1870): dad Kirchenvermögen verwalten zwei Templer, welde jähr- 
lich den Kirchherrn und den alten Templern Rechnung über Ausgaben und Ein- 
nahmen, zu welchen Iebteren auch ber Zins für die auf dem Kirchhof ftehenden 
erblichen und vorbehaltlich eines Kirchenvorkaufsrechts veräußerlichen, aber nicht 
kumulirbaren Kornfcheuern gehört, Rechnung legen; über bie Beiträge ber drei 
Kirchipieldbörfer zum Kirchenbau und an Wachs wird mit Stimmenmehrheit be- 
f&loßen. Ib. I. 168 (14. 3.) heißt es fogar: die genossami von Aldelgeswile die 
sullen einen sigristen kiesen, der inen ir kilchen schatz behüte, wand er 
ir ist. Bol. auch Rihthofen 128. — Ausführlich werden in ben Sendweis- 
thümern bie Rechtöverhältnige zwifchen Kirchen und SKirchfpielögemeinden feftge- 
ſtellt; befonders die Kirchenbaufaft und andere Parochialfaften, bie etwaigen Wahl⸗ 
und Kontrolrechte der Gemeinde, die auf ber Zehntberechtigung ruhende Pflicht zur 
Unterhaltung bes Wucherviehs, bie geiftliche Strafgewalt n. ſ. w. Bol. 3.8. 
Grimm L 504—510. II. 147 f. 360 f. 423 f. 466. 618 f. 688. 723. 768 f. 
II. 97 f. 744 f. ıV. 879 f. 772 8 15—17. 611—614. 763 8 8—10. 

6) 3. B. Bergleihe v. 1154 5. Lacomblet 1. 268 zwiſchen ben 
perochieni von Mehlem und den parochiani von Muffenborff über 
ber Lebteren Beitragspfliht zum Kirchenbau in Mehlem. Aehnlich 1150 
ib. 253. 1195 ib. 388. 1224 ib. IL 64: Webereinlommen betreffd eines 
WBeinzehnten zwiſchen der ecclesia 8. Mariae in Achen und den parochiani de 
Leneche, die weiterhin mehrfach universitas heißen. Urt. v. 1208 b. Lappen» 
berg nr. 472. Urk. v. 1282, 1236, 1244 nr. 852, 867, 385 b. Trouilllat 
I. 626. 543, 665. Beſonders aber Urkunden v. 1285 nr. 817 u. 320 ib. II. 412 
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5. Wenn nun aber fo für das ältere Rechtsbewußtſein die Subjekte bee 
Kirchenrechts ſich durchaus in die allgemeinen .Vorftellungen. von Perionenver- 
bänden einfügten, fo entiprach das geiftliche Recht dem meltlichen auch baris, 
dab hier wie dort die fubjeltiven Einheiten ihr Gegenbild und ihre Ergänzung 
erft in den objektiven Einheiten räumlich-dinglicher Rechtsſphären fanden. 
Wie den Heren und Geſammtheiten mehr und. mehr die einzelnen Rechte und 
Pflihten durch das Mittel von Höfen und Marken, mit denen fie ald Zu- 
behör verknüpft waren, zuftanten: jo grubpirten und gliederten aud die kirch⸗ 
lichen Befngnipe fih nad räumlichen Mittelpunkten und ‚waren. erft durch 
das Medium ber fo bergeftellten einheitlichen Herrſchaftsſphären mit deren per- 
jünliden Trägern verbunden. Dieſe Mittelpunfte waren die Kirchen. Das 
Gotteshaus (casa Dei) galt urſprünglich im wörtlihften Sinne ald Wehn⸗ 
baus Gottes und tes Heiligen, ber ja im feinen Ueberreſten perſönlich und 
förperlih darin gegenwärtig war und deſſen Reliquien deshalb als fo weient- 
lich erjchienen. An die Mobnftätte des überirdiſchen Gern ſchloß fih dann, 
ganz wie an ben. Fronhof des irdiſchen Herrn, anfänglich auch äußerlich Die 

Behauſung feiner Vertreter und Verwalter. Den Beſchluß tes kirchlichen 
Herrenhofs bildeten die Wohnungen und Höfe ber geiftlichen Genoßenſchaften, 
welche fich dem Heiligen zum Treudienſt gleich Gefolge und Gefinde ergeben 
hatten. In weiterem’ Umfreife umgaben die Kirche als geiſtliches Zubehör 
bie Sprengel der Laien. Und das Verhältnig über und ‚untergeorbneter 
Kirchen wurte durchaus ähnlich gebacht,. wie das Berhältnig . niederer und 
höherer. Höfe bis aufwärts zum Königöhof, jo daß auch in räumlicher Ber 
ziehung zuletzt alle Kirchen. nach der romiſchen Kirche blickten und von ihr 
ahhiengen. 

‚Alles - mithin, was an KRechten über Derfönen nab Saen ie Beige 
beſaß, beiaß er als Zubehör einer beftimmten ihm gehörigen ‚Kirche; Ales, 
was ihm: zugewandt wurde, kam dadurch in eine fachliche Beziehung zu diefer 
Kirche; und was er au leiſten oder a zahlen hatte, damit war jeine Kirche 
belaſtet. 

In zahlloſen Urkunden daher werben Sachen, Rechte und Perſonen als 
Dertinengen einer Kirche bezeichnet; es wird geſagt, fie gehörten zw ber Kirche, 
perlinent ad. ecelesiam ober ad mpnasterium u In demſelben Sinne 


u. 415: "bie universitas perochianorum ecclesie, (Tafennes) ta nobiliam uam 
ignobilium verkauft resp. vertauſcht nach Gemeindebeſchluß zur Beftreitung Der 
Kirchenbaulaſt ein Stück ihrer Allmende (de communibus bonis parrochie, que 
vulgo gallice dieuntur cummene). Alſo volle Identität der Pfarr- und Nark. 
gemeinde! gl. 1809 ur. 86 ib. I. Ilß. 

49) Bol. ſchon L. Alam. tit.. VII: servum .aut ancillam. aut bovem aut. ca 
ballum aut qualecunque animal vel ceteras res quae ad .eoclesism dei per- 
tinent. XIX: possessio semper ad ecclesiam pertinest. I, 1: et proprietas 
de ipsis rebus ad ipsam ecclesiam in ‚perpetuum permaneat. Cap. d. 845 


. 
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eifolgen Zuwenbungen oder Zrabitionen zu der Kirche ober in bie Kirche®9), 
wobei beionders ans dem angelſächſiſchen Sprachgebrauch erhellt, wie damit 
nichts Anderes als die bildliche oder wörtlihe Ueberirxagung von Ort zu Ort 
gemeint ift fl). Im ber: Form der Uebergabe ſelbſt wurde. die räumliche Be⸗ 
ziehung zur Kirche angedeutet, indem entweder der Gegeuſtand ſelbſt oder 
doch die Tradition surkunde in Gegenwart von Zeugen und des Kirchenver⸗ 
walters auf dem Altar (super altare) niedergelegt ward). Damit ſcheint 
auch ein Grundftuck ſeine Lage zu Ändern, da es nun anderswohin hoͤrt ober 


IV, 8: res ad ecclesiam mihi commissam pertinentes; ib, 4: ecclesiarım et 
rerum ad easdem pertinentium defensionem. Urt. v. 797 nr. 164 b. Kemble 
I. 201: et hoo recte pertinebat ad aedem epigcopalem. Nr. 582 u. 967 ib. 
IL 7: possessio, quae ad eunderm monasterium rite noscitur pertinere. Nr. 
727. v. 1048 ib. IV. 1: ecclesia salvatoris .. . cum omnibus ad illam perti- 
nentibns: sit libera. Urf, v. 858 b. Schannat Il. 6: caterae ad eandem ec- 
elesiam pertinentes causae; dv. 1184 5, Gudenas U}. 19: ecclesiam cum ho- 
minibus qui ad eam pertinent; 1227 db. Zacomblet II. 73: curtis ecclesiae 
attinens. . | 
. 8) L. Alam. 1. 1: ei quis liber: res a0as vel. semet ipsum ad. gecleniam 
tradere: volaerit. : Dat die Cingellirche gemeint iſt, zeigt das Folgende: ad ec- 
clesiäm- udt: dare ‚voluerit. Ib. II, 1; persolvat cengum,..multam ad. eccle- 
siam: ‚IV. V: ad ecelesiam componat. XIl: aut regi aut duci aut ad ecele- 
sism ubi paster fuit. L. BRajuv. I,.1: donare... „ ad ecelesiam, I, 11: se 
ipsum -et.uxorem et. filigs tradat, ad ecolesiam in servitium.; Deer. Tass. II. 
YI: dare ad sanctuarium dei; :L. Saxon. 15: traditiomem- haereditatis. suae 
facere ; .-ı as eoclesiam vel:regs, L. Liutpr. VI, 72: gi in ecclasis aut in 
logo sacro aut in Xenodonhio- pro; anima sus aliquid quispiam dopeverit, Urt. 
v. 775-718 b.:Kemble 1. 162::ad monasterium .s.. Mariae : . coneedo. Nrf: 
»..650 b.:Remling I, 1: Zinfen ad ecelesiam. Ih. 2, u. 4: Immunität ad ec- 
clesiam. Urt᷑. nr. 63 u..821 b. Kemble I. 73.u. V. 124; ; praedicta. terra, 
ad ecelesiam .'...in servitium:.pristinum redeat. 978 b. Gudenus I:. ad 
evclesiam Mogunt. tradidit., 943:b..Naugart El. 17:- 4 monasterium GC, in 
proprietatem. lirf. v. 802, 820,. 838, 834 u. 886, b. Racombiet L 14. 18. 
22. f.:.ad ecelesiam.: 1085 ib. 183: nd erclegiam. srchiexpioopalem. ...ita 
ut arch. et sunoegsores habeant potestatem.‚tenendi. u 
*) Urk. m: 968975. nr. 594 6. Kemble IIL., 199; ‚ahhode, and, him 
hirede: intö.-Niwan .mynstre. Ib, 137: his dribtene (Gott) to. ealdan mynstere 
to W. Nr. 707 », 1002 ib. 326: intö dham mynster.. Ebenfo Nr. 826, 827. 
880... 881 ib, IV..190. 198;. Nr. 699. v. 997 ib. III. 304: int6 Christea eircean. 
äham birede. Teſt. v. 1012 nr. ..721 ib. 859 f.:- Land... Gelb into nunnan 
mynstaer, intd. nigean ‚mynstaer ete. Ebenſo nr. 722, ib. 862 Nr. 782 », 
1046 ib, IV. 106: int6 Christes cyrican dhäm munecum t5 föstre. Nr, 848. 
ib. 206: .Criste and seinte. Petre into C. Erenſo Dr. ud ein bandzed) 
u850. - .: . 
2) L. Alam. ut. 1. I. Bajar.. un ic. . 
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fieht 5%). Umgekehrt iſt jebe Veräußerung von Kirchengut eine räumliche Ab- 
trennung von der Kirche, da das objektive Band der Zugehörigkeit durch⸗ 
ſchnitten wird). Wie fehr bier überall der räumliche Siun des Wortes 
„Kirche im Borbergrunde fteht, geht aus dem ſynonymen Gebrandye anderer 
Wörter hervor; denn man fpricht genau wie von einem tradere ad eccle- 
siam auch von einem tradere ad loca cher per loca sanctorum, einem 
solvere ad altare, einem consecrare ad reliquias, einem Schenken an die 
heilige Stätteb6). Und wo ber Ausdruck ein vollftänbiger ift, wird gefagt, 
es werbe dem Heiligen zu feiner Kirche in bie Hände ihres Verwalters zum 
Nutzen der dafelbit dienenden Genoßeuſchaft gegeben 59). 


3. B. Urk. ar. 847 6. Kemble IV. 206: bas Land Zigoe intd Cristes 
circean on C. Nr. 880 u. 884 ib.: Zigee intd seynt Eadmunis mynstre. 

s) L. Sal Em. tit. 68: si quis... de infra ipsa ecclesia aliquam expo- 
liationem aut de infra illam ecclesiam aliquid tulerit, L. Alam. I, 2: de ipsa 
ecclesia abstrahere. Ebenfo V. VII, bef. c. 2: juret in ipso altare, cui res 
furtivas abstulit. L. Bajuv. II c. 3, 3: de infra ecclesia furaverit. Urf. nr. 
255 v. 844 b. Kemble IL 15: ab ipsa ecclesia auferre. U. f. w. 

68) Urk. or. 920 6. Kemble IV. 259: ad sanctum locum, ubi ego jacere 
cupio, i. e. apud s. Albanum. Nr. 1 v. 604 ib. I. 1: per loca sanctorum 
aliquid de portione terra... offere. Urk. v. 10661069 ib. IV. 265: s. Petro 
in loco qui dieitur Burch. Angelſächſiſch intd dhaere hälgan stowe, b. 5. an 
bie heilige Stätte, 3. 8. nr. 557, 694, 766, 820, 821 u, 822 ib. III. 49. 293 
u. IV, 72. 170. 171, was Iateiniich ib. 201 in nr. 843 mit „sacro loco“ über 
febt wird. Bol. au L. Alam. II, 2: ad illa loca sancta dedisset. Form. 
Sirmond. 1: locis sanctorum . . . conferimus. Ed. Theodor. Regis 135: si 
quis de ecclesiis id est locis religiosis. 779 b. &acomblet L 1: locis venerabi- 
libus, bald darauf eoclesine s. Marie. 880 b. Ried 28: loeis sanctorum confert. 
1087 5. Remling 65: adaltare. 8126. Emminghaus 4: parochiam cum de 
cimis .. super altare s. dei genetricis donavit. 1099 b. Lacomblet I. 163: 
omnia legaverunt ad altare b. Michaelis. 796 ib, I. 6: tradidi ad reliquias 
s. salvatoris et 8. marie... et in manus Liudgeri presbiteri, qui easdem reli- 
quias procurabat, portionem hereditstis meae. Aehnlich ib. 10, 11 u. 13. Urf. 
v. 799 ib. 9 u. 834 ib. 22: tradidi ad reliquias. 80% ib. 15: fiscum.. in 
proprietatem ad reliquias. 886 ib. 23. 797 ib. 6: ad reliquias et ad usus 
servorum dei, qui easdem reliquias sanctas procurare juste videntur. 

”, 3. 8. Form. Sirmond. I: ego... . dono donatumque in perpetuum esse 
volo ad basilicam s. Martini, ubi ipse pretiosus corpus requiescit, vel omni 
congregationi ibidem consistenti et venerabilis vir ille abbas pracesse videtur, 
villam ... sicut a me praesenti tempore videtur esse possessum, totum et ad 
integrum de jure meo in vestro vel s. Martini jure proprietario trado atquer 
transfundo. Urk. nr. 722 6. Kemble III. 864: Nu cyde is, dhaet alle dha 
thincg, dhe ic to Gode intö Godes cyrican and Godes theowan geunnen hebbe, 
sy gedön etc. Nr. 711 ib. 886: Ego... basileus quandam ruris possessionem 
... domino ejusque genetrici M. et b. Petro .. necnon s. Acdhelredae virgini 
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Denjelben Sinn nun aber hat in älterer Zeit und namentlih vom 9ten 
bis ind 12te Jahrhundert gewöhnlich aud der die Kirche fcheinbar perjonifici- 
rende Sprachgebraud. Wenn fehr häufig von res, jura, proprietas, usus, 
hereditas, agri, homines, ancillae, familia, pecunia, thesaurus ecclesiae, 
basilicae, monasterii, coenobii geſprochen wirb57); wenn man ber Kirche 
oder dem Gotteshaufe ſchenkt, übergibt, vermacht, fchulbet, verkauft, zahlt 59); 
wenn bie Kirche befitt, erwirbt, fchulbet, zahlt oder Teiftet®%): fo foll in ber 
Regel auch hiermit nur ein Verhältniß objektiver Zugehörigkeit zum Kirchen- 
gebäude ausgebrüdt und das letztere jo wenig zum Rechtsſubjekt erhoben wer- 
den, als wenn das Gleiche von Höfen und Hufen audgefagt wird. Häufig 
wird bei allen jenen Redewendungen durch einen Zufaß deutlich bewiefen, daß 
ber Begriff der Kirche oder des Gotteshaufes durchaus finnlih und räumlich 
gemeint ift®%). Im Mebrigen aber Iehrt eine Betrachtung ber Urlundem im 


precipue ac reliquis virginibus cognatis, ad monasterium scil. quod in E. 
situm est, ad usus monachorum ibi degentium, perpetua largitus sum heredi- 
tate. Urk. v. 1201 b. Lacomblet II. 3: quicquid juris in decima novalium 
habui, in manus domini A. Col. archiep. libere et absolute resignavi et dom. 
arch. eandem decimam cum consensu ad ecclesiam... . contulit, ut exinde 
defectus prebende fratrum . . snppleatur. Viele Beifpiele find ſchon vorge- 
Tommen, 

en Res ecclesiae 3. B. ſchon in 1. Alam. VII, 1. XIX. XX; 1. Bajur. I 
c. 2; 3c.1; 6; 1, Wisigot. V t. 1. 2 etc. — Servus ecclesiae in 1. Alam. 
vm. XVII, 1. 2. XX. XXI XXI; 1. Bajur. 1. c. 4. 5. Colonus ecclesiae 
in 1, Alam. IX. Ancilla ecclesise ib. XVII, 1. XXI. XXII. Jus et proprietas 
monssterii 948 b. Neugart IH. 34. Christi ecclesiae proprium in nr. 195 
v. 811 b. Kemble I. 235. Facultates ecclesiarum 1139 5. Lacomblet I. 216. 
Sınmunität der ecclesia 1193 ib. 377. Auch in den friefifchen Rechtöqu. heißt es 
godishuses erve, land, egin, god, schielda n. ſ. w. b. Richthofen ©. 89. 174. 401. 

se, So ſchon 1. Alam. XXI: solvantur ecclesise. L. Bajuv. I c. 2: eccle- 
sine reddat. L. Wisig. V, 1, 1: res sanctis dei basilieis ... collatae. Const. 
Chlotar. d. 560 c. 10: oblationes defunctorum ecclesiis deputatae. L. Alam. 
V: ecclesiae componat. Gudenus II. 46: solvet ecclesie. Urf. v. 970 nr. 
566 b. Kemble III. 65: tellus.. subjiciatur ecclesie. U. f. w. 

®) L. Alam. XX: nec ecclesia perdat, quod legitime possidere debeat. 
Urk. v. 744 b. Remling 8: ut ab hac die ipsam rem .. ipsa casa Dei habeat, 
tenest atque possideat. Urf. v. 997 nr. 661 5. Kemble II 284: sit illa 
terra in potestate illius ecclesie. Urk. v. 779 5. Lacomblet I. 1: ecclesia et 
ejus rectores possideant. 

©) 3. 8. Url. v. 840 nr. 244 6. Kemble II, 6: ecclesise s. Marie, ... 
quae sita est in E., libenter in perpetuum concedo. Aehnlich nr. 32 v. 691, 
47 v. 700, 848 v. 929, 577 v. 973 ib. I. 85. 54. II. 168. III. 96. Urf. v. 799 
in Monum. Boica 28, b. nr. 39: ecclesiam, quae est constructa... cum omni 
pertinentia vel soliditate sua. Urk. v. 1083 b. Neugart II. 88: trado ad 
monasterium, quod dicitur Scaphusa et est exstructum.... ubi m. f. w.; unb 

I. 85 
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Ganzen und eine Bergleihung der neheneinander üblichen Yormen, daß bis 
ins 11te Jahrhundert zum Miubeften im Sinne bes betbeiligten Volkes babei bie 
Borftellung ber objektiven Zugehörigkeit noch durchaus überwiegt, ohne daß ger 
läugnet werben fol, daß zu allen Zeiten von Einzelnen unter der berechtigten, 
erwerbenben oder veräußernden „Kirche* die unfichtbare juriftifche Perjon ver- 
ftanden worden ift. 

I. Denn diefe ganze volksthümliche Anffagung hatte in der Kirche 
ſelbſt, fo tief fle auch in diefelbe eingedrungen fein mochte, ſchwerlich jemals 
ganz den abftraften Begriff der juriftiihen Perjönlichkeit vernichtet. Und jeit 
dem Aiten Sahrhundert tritt dieſer Begriff im kanoniſchen Recht in entſchie⸗ 
denfter Weiſe wieder in den Vordergrund, um ſodann mehr und mehr auch 
dem Volksbewußtſein fi aufzudrängen. Sowel die Kirche in ihrer Allge 
meinbeit als die einzelnen Kirchen und kirchlichen Anftalten ericheinen jetzt als 
ideale Rechtefubjekte und nehmen mehr und mehr ben Platz ein, auf welchem 
bis dahin Gott und die Heiligen ftanden. Dabei war offenbar die nie ganz 
ausgeftorbene Ueberlieferung ber juriftifchen Perſon des römijchen Rechtes von 
großer Erheblichkeit. Der römifche Begriff wurbe aber vom Tanonifchen Recht 
in eigenthũmlicher Weiſe und zunächft vielfah im myſtiſch⸗ſcholaftiſcher Ein- 
Heidung umgebildet, um ald kanoniſcher Anftaltöbegriff eine ungleich 
großartigere und intenfivere Wirkſamkeit zu entfalten. 

1. Am frübeften wurte die Kirche in ihrer Allgemeinheit als 
eine unfihtbare myſtiſche Einheit gedacht, welde über der von ihr umfaßten 
Gemeinſchaft der Gläubigen ftand. Sie wurbe in allegorifcher Weiſe per- 
fonificirt, eine Mutter ber Gläubigen A) ober die Braut Chrifti genannt, 


od nachher ©. 34: in jus et proprietstem praefati monasterii Urt᷑ v. 891 
b. Remling 10: ad episcopi basilicam, ubi etiam episcopi princ. sedes esse 
constat, tradentes, Ebenſo 1184 5. Gudenus IL 19. 1018 nr. 727 b. 
Kemble IV. 1: eccl...inD. sits..cum omnibus ad illam pertinentibus sit 
libera. — L. Bajuv. I c. 5: jure tin altare in illa ecclesia cuyjus servum occidit. 
Ib. I. c. 10, 4: ad illam ecclesiam «di ministri fuerunt. L. Alam. II, 1: ad 
ecclesiam ubi dare voluerit. XIII. IIL IV. V (januse ecclesise), Lacomblet 
ID. 47 (fenestrae eccL),. Nıf. v. 833 6. Emminghaus 8: monasterium in 
Saxonia fundavimus . . et idi . . subsidia contulimus Nr. 928 u. 954 b. 
Kemble IV. 272 u. 388: terram ad monasterium de E. dedi et mis: in illam 
ecclesiam quam...ibi aedificavimus. Aehnlid 700 b. Remling2. Bezeichnend 
{ft auch der Hinweis auf die dort rubenben Reliquien, 3. B. 776 b. Ried: 
trado .. locum . . ad ecclesiam, ubi corpus sacratum s. Emmerani jacet. 
Ebenfo 792 ib, 7; 762 nr. 109 d. Kemble I. 138; 1220 6. Lacomblet I. 
47. Endlich wird oft gelagt, ed werde ber Kirche zum Ruben ber in oder bei ihr 
lebenden oder dienenden Brüder (fratrum idi degentium, inibi deo servientium) 
gegeben; 3. B. Ried 35; Remling 15. 16. 19. 

eij Ueber das hohe Alter der VBorftellung, daß, wie Gott der Vater, fo bie 
Kirche die Mutter aller Chriften fei, vgl. Hunbeshagen, über einige Hauptmomente 
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einem Körper mit Haupt und Gliedern verglihen®?). Als eine ſolche myſtiſche 
Perfon wurde fie auch ftatt oder neben Gott oder Chriftus als oberfte Trä- 
gerin alles kirchlichen Friedens?) und alles kirchlichen Rechtes) genannt. 
Schien auch damit anfänglih kaum etwas Verſchiedenes ausgeſagt zu werden, 
fo dag durdgängig in den Kapitularien und vielfach in den Urkunden die 
Anstrüde Goites- und Kirchenfriede, res Dei und res Ecclesiae, patrimo- 
nium Ohristi und patrimonium Ecclesiae gleichbedeutend gebraucht werden 
und oft geradezu bie Kirche ald Gott ober Chriftus erflärt wird: jo lag doch 
barin immerhin der Beginn einer Verſelbſtändigung der Kirche ald der von 
Gott gegründeten und mit eigner Perjönlichkeit begabten Heilsanftalt. Bei 
diefer Einen und allgemeinen Kirche koncentrirte fi) dann mit dem %ort- 
fehritt der Hierarchie die Fülle aller Kirchengewalt; fie wurde, wie einft das 
römifche imperium, zu einem untheilbaren und einheitlichen geijtlichen impe- 
rium zufammengefaßt, weldhes nur Ein Subjekt haben konnte. Inwiefern 
neben ober über dem Papft der verſammelte Episfopat zur Darftelung tiefes 
Subjektes berufen fei, dad mochte nad) Gegenſtand heftiger Kämpfe werben: 
das dagegen wurde nicht mehr in Trage geitellt, dag es nur Eine Duelle der 
Kirchengewalt geben könne und daß alle Inhaber von Kirchengewalt dieſe nur 


in der gefchichtl. Entwidl. des Verb. zw. Staat u. Kirche, b. Dove, Zeitichr. f. 
KR. I. 247. Schon im 8. Jahrh. ſpricht Tertullien. de praeser. c. 21 fie aus; 
ebenfo Cyprian, de unitate ecelesiae p. 109: wer die Kirche nicht zur Mutter 
bat, Tann aud Gott nicht zum Vater haben. Deshalb find auch alle Chriften 
Brüder. Bol Schmid, Angel. Gef. Anh. IV. S. 388: ealle we habbadh 
aenne heofonlicne faeder and Ane gästlice möder, seö is ecclesia genamed, 
thaet is Godes cirice, and thy we sin gebrothra. Urf. v. 966 nr. 528 
b. Kemble IIL 1: sanctam matrem ecclesiam. Nr. 808 v. 1060 ib. IV. 141: 
ad matrem nostrae salutis ecclesiam. Urk. v. 941 b. Racomblet I. 53: nostrae 
sanctae matris ecclesiae. W. v. 1401 6. Grimm II. 262: Mutter kirchen. 

02) Bol. Cap. v. 845 I praef.: sub uno capite Christo, ut rerera unus homo, 
in unius Ecclesiae corpore, singuli autem alter alterius membra... . omnes loqua- 
mur. — Diefe Vorftellung geht durch alle Jahrhunderte hindurch: die Kirche iſi 
ber myftiſche Leib Chrifti; er ift das Haupt und alle Gläubigen find die Glieder; 
Chriſtus und jeine Kirche find Eine Perfon, welche alfo die geſammte Chrijtenheit 
umfaßt. — Sn der Praris ift dann natürlich der Papſt an Stelle Chrifti das 
Haupt, die Biſchöfe find die allein thätigen Glieder desd muftifchen Leibes. Wal. 
3. 8. Urk. v. 1251 &. Ried 480, wo ter Bilchof fagt, er habe zum Papſt ge- 
fanden, quia membra ecclesiae capiti suo coherent. 

eö) Bol. 3. B. Log. Ed. Conf. c. 1u.2b. Schmid ©. 491 u. 492. 

“) Cap. v. 845 II praef.: ab hac eadem Ecclesia (der Mutter aller Chriften) 
vobis ad gubernandum commissa. Urk. v. 851 5. Kemble II. 41: dos eccle- 
siae Christi. Gef. Aedhelbirts b. Schmid ©. 2: Godes feoh and ciricean. 
Gef. Wipträds ib. 14: die Kirche frei von Zinfen; 18 8 21: ciricean canne riht 
(Reinigungorecht). 
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ald Organe ber Einen Kirche übten. Diefe Entwidlung mußte nun auch für 
bad Kirchenvermögensrecht fich wirkfam zeigen: die allgemeine Kirche wurde 
zum Subjekt eines oberften Berwaltungs- und Auffichtörechtes, durch welches 
dad Eigenthum der Einzellirhen an ihrem Kirchengut in tief eingretfender 
Weiſe beſchränkt ward. Allein 'gleichwol ift die Gefammtlirche nie, wie fie 
zum wahren und alleinigen Subjeft der Kirchengewalt geworben war, fo 
zum wahren und alleinigen Subjekt des Kirchenguts geworden. Nicht ein- 
mal ein nad germanifcher Weife vielfach vorgeftelltes Obereigentbum, ge- 
ſchweige denn ein Alleineigeuthbum der Gefammtlirhe am Kirchengut tft. zu 
wirklicher Ausprägung und praktifher Bedeutung gelangt. So nahe ter- 
artige Konftrultionen dem centralifirenden Geiſt ber Tatholifchen Kirche Tiegen 
mußten, wie fie denn auch in neuerer Zeit direft ober auf Ummegen immer 
wieder verjucht worben find): fie fcheiterten im wirklichen Leben an ber 
äußeren Abgefchloßenbeit der Einzelkirchen und ihrer Rechtsiphären, an ber 
Abficht und dem Wortlaut aller Traditionen, an den täglich vorfommenben 
Rechtsgeſchäften und Streitigkeiten zwijchen verfchiebenen Kirchen. Das kano⸗ 
nische Recht felbft bat daher ganz unumwunden im Gebiete der Temporalien 
den Einzellichen die Sonberperfönlichleit zugeftanden, welche es ihnen im 
Gebiete des Kirchenſtaatsrechtes verjagte. | 

2. Die Perfonificirung der Einzelkirchen erfolgte nach dem Vorbilde 
der Geſammikirche. Wie dieſe eine göttliche Anftalt war, deren Körper durch 
die chriftliche Idee in ihrer generellen Erfcheinung zur Perjönlichkeit belebt 
“wurde, jo waren die Einzelkirchen befondere, von dem großen Körper abge⸗ 
zweigte Anftalten, in benen tie chriftliche Idee fich in ihrer lokalen Erfchei- 
nung zur Perfönlichkeit verkörperte. Allerdings war jede einzelne Kirche nur 
ein Mittel für die Erreihung bes Einen Kirchenzwecks: allein ba diefer Zweck 
bei ihr eine lokale Färbung annahm, durch eine eigenthümlidhe Verfaßung 
erftrebt wurde und hefonderer äußerer Mittel beburfte, jo Hatte jede einzelne 
Anftalt aud wiederum ihre befonbere Individualität. Sie war daher nicht 
blos ein Glied, jondern eine felbftändige Tochter der allgemeinen Mutter und 
Tonnte jelbft wieder die Mutter von Tochterkirchen jein®). Und dieſe ihre 


65) Bol. darüber und dagegen Schulte 1. ce. S. 37—46, Richter $ 237, 
Hübler S. 88-111. Daß bie älteren Theorien vom Eigentum Gottes, bed 
Papftes und der Armen baflelbe Ziel Hatten, bebarf nur der Andeutung. 

) Bol. 3. B. Urk. or. 625 v. 980 6. Kemble IIl. 177: deinceps redda- 
tur antiquse matri, s. Mariae dei genetricis basilicae. Nr. 725 v. 1018 ib. 
IV. 1: aecclesia salvatoris in D. sita, omnium aecclesiarum regni Angligeni 
mater et domina. Urf. v. 1104 5. Remling 85: ecclesia Swarzahe, Spirensis 
ecclesiae filia. 1182 b. Lacomblet L 208: ber Erzb. v. Köln fchlichtet einen 
Streit fliarum nostrarum bunnensis et sigebergensis ecclesiae. 1227 b. Ried 
856: eoclesiae Ratisbonensis matris vestrae. W. v. 1898 b. Grimm V. 179 
8 2: und ir tochter ist. 
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anftaltliche Sndivitualität war eine bleibende und dauernde, gleichwie Der Hei- 
lige, unter deſſen beſonderem Schu fie ftand, und die geweihte Stätte, an 
bie fie gebunden war, unveränbert blieben, während die Perfonen ihrer Vor⸗ 
fteher, der ihr dienenden geiftlichen Gefammtbeiten und ber ihr unterworfenen 
Slänbiger wechſelten. 

So als Iebendige Einheiten aufgefaßt, konnten die einzelnen Kirchen auch 
im Recht als Perjonen gelten und find in ber That die Subjekte aller in 
ihre Sphäre fallenden weltlichen Rechte geworden. In ben Gefegen und Ur⸗ 
kunden der fraͤnkiſchen Könige, in welchen überhaupt die römijchen Abſtraktio⸗ 
nen vielfach noch nachklingen, fchon vorherrihend®”), in den folgenden Jahr⸗ 
Hunderten, in denen die Reſte römifcher Denkweife in dem jugendlichen Sinne 
ber germanifchen Welt fich auflöfen, faft ganz verſchwindend: taucht jener Ge⸗ 
danke allmälig wieder anf, um feit dem 12. Jahrhundert fih die unbeftrittne 
Herrſchaft zu erringen. Er Tiegt durchaus, jelten nur burdy die Spuren an⸗ 
derer Auffaßungsweiſen verbunkelt, dem gejchriebenen kanoniſchen Recht zu 
Grune®). Daß er aber mehr und mehr au in das allgemeine Bewußt⸗ 
fein eindringt, wird durch Urkunden, Geſetze und Weisthümer hunbertfach be⸗ 
ftätigt. 

Denn überall in dem reihen und mannichfachen Rechtsverkehr zwifchen 
der Geiftlichkeit und den Laien find es bie einzelnen Kirchen, Stifter, Klöfter 
n. ſ. w. welde als Subiefte bed Kirchenguts erjcheinen. Bon ber Gejammt- 
kirche ift dabei überhaupt faft nie die Rede. Daß aber die Einzelkirche als 
Anftaltsperfon, als eine unſichtbare juriftiihe Einheit in die Rechtsverhaͤltniſſe 
mit der Laienwelt eintritt, ergibt der überwiegende Sprachgebrauch ber Quellen. 
Kirchenvorfteher und geiftliche Genoßenſchaften werden freilich jet wie früher 
als die Inhaber des Kirhenguts und ber damit verbundenen Rechte bezeichnet: 
aber jeßt wie früher üben fie fremdes Recht, indem fie eine über ihnen ftehende 
und ihren Wechſel überdauernde Einheit vertreten. Als dieſes bleibende Sub- 
jet des Kirchenguts wird auch jeßt noch häufig der Heilige bezeichnet: aber 
feine Einführung in den Rechtöverkehr verblaßt mehr und mehr zum bloßen 
Sinnbild 9),.er wird zum himmliſchen Schußpatron, deſſen irdiſche Beziehun- 


ei) Man vgl. flat anderer nur das Priv. Karls d. Gr. v. 812 (6. Emming- 
haus 4 u. 5), wo e8 in uumittelbarer Aufeinanberfolge beißt: ecclesia ... villis 
dotata; ecclesias vicinas fecit esse heredes; ecclesiae . . donatae; ecclesiae 
solvat; in usus ecclesiae veniat; ecclesiae solvatur; ecclesia substantiae illius 
heres erit; eoclesia . . habebit; familia ecclesiae; substantia ecclesiae; eccle- 
sias erunt u. ſ. w. L. Wisigot. V, 1, 5; ecclesiae munificentia. 

ee) Bol. den Nachweis bei Schulte I. c. p. 46f.; auch Syſtem 485. u. 
Lehrbuch 480. Richter 8 802. Hübler ©. 11Lf. 

eo) Bol. W. zu Diedenhofen b. Grimm II. 388 (16. 9.): dem guden hern 
sant Maximin das ist dem cloister sant Maximini. — Wo «8 fih nit um 
juriſtiſche Sprechweije handelte, gab man auch fpäter oft ben alten finnlichen Vor⸗ 
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gen die myſtiſche Perſoͤnlichkeit feiner Kirche übernimmt. Auch jetzt bleibt 
die Kirche der räumlihe Mittelpunkt ihrer äußeren Gerrihaftsiphäre: aber 
aus der tinglichen wird eine blos örtliche Einheit, welche lediglich das Sub- 
ftrat ber an dieſe Stätte gefnüpften Anftaltsperjönlichkeit iſt. Dieſe Iettere 
allein ift ed, mit welcher als mit ihrem ewigen und bleibenden Subjekt die 
Subftanz ber gefammten für ben lokalen Kirchenzweck beftimmten Rechteſphäre 
verbunden wird. 

Der Kirche, dem Stift, dem Gotteshaufe, dem Klofter u. |. w. wird 
baber das Eigenthum an Liegenſchaften und beweglichem Bermögen, an Gütern 
und Leuten zugefchrieben ’%. Ebenſo aber ift die geiftliche Anftalt als folche 
Subjekt ter mannichfachen öffentlichen Rechte, welche ihre Wurzel im germa- 
nifhen Grundeigenthum haben?!); fie Daher ift in geiftlichen Xerritorien die 


ftellungen einen ſehr lebendigen Ausdrud. Als ein Belipiel für alle Tann bie an⸗ 
ſchauliche Schildernng eines Streits des Biſchofs von Bafel u. des Abts v. ©. 
Gallen v. 1270 b. Trouillat II nr. 152 &. 199 dienen. Beide ftehen fich ge- 
waffnet gegenüber. Da sprach der bischoff von Basel zum apt: her von 8. 
Gallen, wa verschuld unsre Vrow ye den unfug, den ir und s. Galle inen 
hand zugefugt? Do antwurt der apt: herr von Basel, wo verschult ye S. 
Gall umb unser Frowen, das ir im sinen win namend, den ritter u. knecht 
soltend han getrunken ? 

79 Bol. die Stellen aud dem Tanon. R. bei Schulte, Syftem 437 Anm. 4, 
wo von proprietas, res propriae, jus et proprietas alicujus ecclesiae die Rede 
it. Ganz ebenfo aber Heißt ed in den Tändlichen Weisthümern b. Grimm I. 5: 
das der meigerhof von rechter eigenschaft zu gehoeret der kilchen u. der 
probstye Zürich. 819: das gotzhus hat ein holz, ist des gotzhus eigen unver- 
lihen. 344: wand die eigenschaft desselben waldes des gotzhus v. s. Marien 
ist. 300: der fronhof der desselben gotzhus eigen ist. 708: das ist alles des 
closters leigen. 56-68 u. 161: des gotzhus eigen u. luten erbe. IV. 495 
8 73. 476 8 75. V. 77 $ 1: umb des gotzhus eigen u. erb. 62 8 1: des 
gotzhuses ze 8. Gallen recht eigen. An zahllojen Stellen iR von bed Gottes⸗ 
baufe® eignen Gütern und eignen Leuten bie Rebe, z. B. I. 2. 5. 139—144. 151f. 
160. 167. 169. 175f. 133. 245f. 287. 289f. 303. 314 f. 323. 836 f. 426 f. 505. 
— Auch diejenigen Ausdrüde aber, welche urfprünglic nur die Pertinenzqualität 
bezeichnen, wechſeln ihre Bedeutung, indem fi nunmehr bad „zu der Kirche Ge⸗ 
hören“ in ein „ber Kirche Gehören“ wantelt. — Schärfer noch tritt bei dem be 
weglichen Kirchenſchatz das Eigenthum der juriftiichen Perfon hervor, 3. B. auch 
in den Weiethümern b. Grimm III. 99 (der kercken gude); IV. 612 $ 8 (hait 
aber dye hellige kyrche also vil, so sal man yss von der kirchen gelt machen 
u. halten; hait aber dye hellige kyrche nyt also vil, so sollent yss dye 
‚dry gemeynen gelten); 768 $ 8 (die kirchmeister von wegen der kirchen 
gutteren). 

1) Bel. z. B. Grimm I. 6: die kilchen ze Zürich mit allen iren gütern, 
rehten u. ir lüten, die si hatt u, besitzet in dem dorf ze Hoengg. 218 f.: ge- 
richt zwing u. benn u. alle herlichait, wiltpann u. vorst...ayns herm u. 
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wahre Trägerin ter Lanbeähoheit und aller darin enthaltenen Befuguiffe über 
Sand und Leute, welche Bifhof und Abt mit oder ohne Kapitel und Kon 
vent nur ausüben’); bei ihr iſt die Subftanz der Lehnsherrlichkeit und 
Dienſtherrlichkeit über Vaſſallen und Minifterialen”?2) ; fie ift die wahre Grund- 
berrin in ten ihr zugehörigen Hofmarken’*); fie ift die Inhaberin ber Ge- 
rihtögewalt?5); fie ift das Subjekt des Patronats über andere Kirchen ?®); 
ihr ftehen nutzbare Regale, wie Münze, Zoll, Judenſchutz, zu. Die Kirche 
als ſolche ift ferner Befigerin??), fie ift erbfähig?®), fie bat als Gläubigerin 


sins gotzhus. 232f. 149f.: des gotzhus recht, ban u. getwing, ellu gerichte. 
187f.: rechte, so das gotzhus ze s. Gallen ze Appentzell hat. 289f. 305. 
308f. 310f. 314f. 326f. 320f. 336. 846. 42Bf. 488 m. f. w. IH. 885: rechte, 
die der stift hat. 671. IV. 368 $ 6—10. V. 330: heo est justitia claustri 
Schwarzahe. | 

2) Auch ber Ecclesia daher find bie Untertfanen eines Biſchofs fidelitatis 
vinculo adstricti und zu obsequium verpflichtet, 3. B. 1280 b. Lacomblet IL 
86, ja ber Biſchof ſelbft fchwört ihr Treue, 3. B. 1895 b. Trouillat IV nr. 
271 ©. 255: quod servet fidelitatem ecclesie Basiliensi. Urk. v. 1477 b. Gu- 
denus IV. 481: ipsa arch. Sedes, civitatis Moguntine pleno jure Domina. 
®rimm I. 580f.: des stiffts lande u. gebiete. 

22) Bol. 3. B. Urk. v. 1169 5. Laeomblet II. 3, wo bie eccl. Col. ald Lehns⸗ 
herrin erfcheint, 1246 ib. 156, wo ihr Lehnstreue gefchuldet, und 1220, 1222, 
1245 u. 1247 ib. 49. 57. 66. 168, wo ihr zu Lehen aufgetragen wird. Ebenſo 
dei bänerlidhen Lehen, 4. B. Grimm I. 136: vom closter zu lehen. 817. Auch 
bier wirb ber Hulveid dem Gotteshaus geleiftet, 3. B. ib. 170: dem gotzhus 
hulde tun. 

1) 3.8. Url v. 1224 b. Lacomblet II. 65: ecclesiae .... medietatem 
oppidi. Ebenſo nad ben Weisthümern far aller Eirchlichen Hofgemeinden, 3. B, 
Grimm L 2. 173—175. 185. 714—716. IV. 368 f. u. 487f. V. 57. 62. 
77f. 82f. 

'5) Urk. v. 1201 5. &acomblet IL 1: habet potestatem judicandi. 1209 n. 
1218 ib. 15 u. 40: judieium civile. ®rimm III. 670: es hat das gotzhaus 
in der hofmark zu richten. V. 77 $ 1 u. 82 8 1: sol nieman richten, denne 
ein kastvogt an des gotzhus statt. 103. 104 8 1. IV. 869 8 16: richten an 
des gotzhuses stat. I. 5: der probstye zwing u. ban. IV. 868 $ 7: des 
gozhuses getwing u. ban. V. 59 $ 5 (1418): den mag daz gotzhus strafen 
nach sinen gnaden. — Ebenſo jurisdictio einer ecclesia in c. 16 X de foro 
comp. 2, 9. 

0) 3. 8. Url. v. 1212—1216. 1217. 1222 b. Lacomblet D. 22. 33. 88. 
59. 1227 ib. 81: ad abbatem et ecclesiam spectat patronatus. DBgl. c. 8 X 
de his qu. £. a. pr. 3, 10; c. 6 X ib. u. Conc. Trid. sess. 21 c. 4 (jus praesei- 
tandi); c. 3 X de ececl. aedif. 8, 48. 

mj Wk. 0. 1198 6. Lacomblet I.: ecclesiae.... ita donavimus, ut habeat 
et obtineat. 1201 u. 1205 ib. II. 1. 11: libera possessione dinoscitur obtinere. 
Grimm I 6 (in Rote 71), Bgl. c. 8-10. 17. X de praeser. 2, 26. 

"0 8. 8, Urk v. 1262 b. Gudenus IL 140; v. 1285 5. Lacomblet II. 
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zu fordern?®) und ift ald Schuldnerin verpflichtet). Im geſammten Redhts- 
verkehr tritt fie wollend®!) und hantelnd®®) anf. Sm Gebiete des öffentlichen 
Rechts vollzieht fie durch ihre Organe völferrechtliche und ftaatörechtliche Akte®3), 
im bürgerlichen Recht nimmt fie privatrechtliche Geſchäfte vor®*), ſchließt Ver⸗ 


105: facultas legandi ecclesiae.e Grimm IV. 890 8 49f. V. 77813 u. L. 8: 
die erbet das gotshus; IV. 434 8 2: daz gotshus erbt; ebenfo $ 3; bagegen 
8 4. 5. 9. 11. 12. 13: die herren erbten. Das Gotteshaus hat bad Beftbaupt- 
recht ib. I. 3. 166. 331. IV. 869 $ 1 (dem gotzhus das best haupt gevallen) 
u. 8 13, Ihm fallen ledige Güter an ib. IV. 869 $ 15 (ledig dem gozhuse); 
konfiscirte (1. 3) u. f. w. — Bgl. ecclesise als heredes instituti in c. 13 C. 12 
Q. 1; c. 8 X de reb. eccl. alien. 3, 18; als Inteftaterbin Diet. Grat. ad c. 5 
C. 12 Q. 5; c. 1 X de succ. ab int. 3, 27; als Legatarin c. 40-43 C. 17 
Q. 4; tit. de testsm. et ult. volunt. 3, 26. 

) Urk. v. 1216 b. Racomblet II. 82: ecclesie nostre ... obligavit advo- 
catiam. 1223 ib. 59: ecclesiae obligare predium. Grimm L 7: die bus u, 
al die geltschuld, die. die dorflüt ze Höngg der kilchen ze Zürich schuldig 
werdent. Ib. 152: wer dem gotzhus zins schuldig ist. 183: dem closter 
schuldig. Ihm werden Buben, Zinfe und Dienfte gefchuldet ib. 80. 152. 167. 
169. 287. 808. 316. 319. 423. IV. 368 $ 5. 490 9 67—71. V. 82 8 12. 18. 
20. 175: dem gotzhus zinsbar. 224 $ 9. — So auch oc, 1C. 16 Q. 6: ecelesiae 
debetur. 

&) Ark. v. 1226 6. Racomblet 11. 74: ecclesia solvit. 1283 ib. 101: der 
Kirche wird eine Bede erlaffen. 1811 ib. III. 78: monasteriym .. . oppressum .. 
oneribus debitorum. Grimm V. 58 8 2: demselben banwart sol das gotshus 
zwen nuw schuoch geben. 

a) 3.8. Grimm IL 4: des gotzhus willen. Ib. 9: das Gut foll ange 
boten werben der kilchen von Zürich, ob si es haben u. kouffen wil. Ib. 1. 
308 u. V. 104 $ 2: des gotzhus huld. I. 311: dem sol der probst des gotz- 
hus huld u, sin huld versagen. L 816 u. IV. 508 8 9: des gotzhus gnade. 

92) Dabei wurde ſchon 1185 vom Neichstage anerkannt, daß nur Hanblungen 
rechtmäßiger Bifchöfe die Kirchen verbänden. Nr. 252 b. Trouillat L 389. 

8) Die Kirche führt Kriege und fchließt Friebend- u. Bündnißverträge. 3. D. 
Urk. v. 1203 6. Zacomblet II. 6. 1217 ib. 35: Bünbniß inter Ecclesiam Colon. 
et archiepiscopum ex una parte et ducem Lotharing. et terram suam ex alia. 
Grimm L 530f.: des stifts kriege. Ib. 176: unser gotzhus hett ein vor- 
komnisse getan mit u. h. von Berne. Das Gotteshaus ernennt Beamte, 3. B. 
Grimm I. 179: gotzhus hat fryheit u. rechtsame, zu getzen ein amman u. 
die vierer u. auch ein banwart. 307. 316. Es richtet (Note 75), ftraft 
(Srimm IV. 490 8 25. 26. 32. 500 8 9. V. 77 8 15. 82 8 23), bevogtet (ib. 
IV. 490 8 29), pfändet (ib. $ 26 u. 87), zwingt (ib. $ 42), befett und entfept 
($ 44), foll aignen luten nach varn u. jagen (ib. $ 37) u. f. w. 

) Das Gotteshaus empfäugt Zahlungen und Dienftleiftungen, nimmt zu Erbe 
ober zu Fall, 3. 8. Grimm IV. 869 $ 1. 490 $ 83. 49-55. 60. 6501 8 2. 3. 
1. 187—192. 817. 205: zuo des gotzhus handen. IV. 425 $ 9: da sol dasz 
gottshus nemmen das beste hobet. 371 8 13: geantwurt ward dem gotzhaus. 
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träge®), führt als Partei Rechtöftreitigkeiten durch®%). Kirchen und Klöfter 
werben baher burdans ald Perjonen angefehen und behandelt und ten 
Einzelperfonen als gleichartige Subjekte zur Seite geftellt®”). 

II. Wenn nun aber fo in ber Kirche und ten kirchlichen Anftalten dem 
allgemeinen Bewußtfein mehr und mehr ſich unfinnliche Rechtöperfönlichleiten 
offenbarten: welchen Einflug hatte dies anf die Auffagung der Redtsiub- 
jettivität weltlider Berbande? 

Unftreitig war das Vorbild der Kirche nicht ohne alle Bebeutung für 
bie bald beginnende Umwandlung der alten Verbände. Denn wenn man 
überhaupt einmal fih zu dem abftraften Begriff einer unfinnlichen Perjön- 
lichkeit erhoben hatte, fo war man dadurch befer als worher befähigt, auch in 
Bezug anf weltliche Rechtsjubjelte eine ähnliche Abftraftion zu vollziehen. 


Es befichtigt feine Güter (ib. V. 77 8 19. 82 8 21), übt bie Vorleſe (I. 817), 
das Fifchereirecht (V. 230 8 4). Es zahlt und leiſtet (Note 80). Vgl. 1226 b. 
@acomblet IL 74: occlesia denegat, asserit; 1237 ib. 118: assignabit, accepit 
juramenta; 1152 ib. IL 257: aluit; 1223 6. Gudenus II. 46: corriget, indul- 
gebit, recipiet bestheupt et buteil Auch kann nach kanon. Recht eine Kirche 
ufufapiren u. durch Uſulapion verlieren (c. 11—17 C. 16 qu. 8; c. 6. 18.14 X 
de praeser.; c. 2 eod. tit. in VIo. 2, 18). | 

es) Dabei wird bald die Kirche fchlechthin als Kontrahentin bezeichnet, 3. B. 
ecclesise vendidit prediam 1226, 2217 u. 1285 6. Lacomblet II. 76. 81. 106; 
ecclesie Mogunt. et... Quedlinb..... commutationem faciunt 11556. Gudenus 
I. 291; das Gotteshaus verkauft feine eignen Güter 6. Grimm I. 32; verleiht 
fie ib. IV. 490 $ 46. 424 $ 3: so sol das gotzhus dasselb gut lychen nach 
sinem willen; tauft ib. V. 77 $ 14. 32 8 20. Balb heißt es, die Kirche handle 
Durch ihre Bertreter, . 8. 1156 b. Lacomblet I. 276: ecclesia s. Gereonis per. 
curatores suos emit allodium. Bald endlich, der Geiftliche handle Namens 
ber Kirche, 3. B. sent. Frid. II. d. 1216 6. Emminghaus 29: cum ipso epis- 
copo nomine ecclesiae quoddam concambium fecissemus. 1232 6. Lacomblet 
IL 155: Webergabe u. Verzicht in manus archiepiscopi, decani, subdecani et 
prepositi monasterii in E. canonicorum Coloniensium, recipientium resignati- 
onem ipsam et donationem nomine Coloniensis ecclesiae. 

3.8. Url. v. 1144 6. Neugart Il. 17: Streit inter Basileensem et 
s. Blasii ecoclesiam über das jus advocatiae. 1282 5. Lacomblet II. 94: ecele- 
siae... poseint demonstrare. 1152 ib. I. 257: Sigebergensis ecclesia quod 
suum erat obtinnit. Grimm, W. I. 82: die gotzhuser fpredyen als Parteien 
an. Go auch ecclesiae al# litigantes in c. 9 X de probat. 2. 19; c. 6, 12 
X de test. et attest. 2, 10; jus vindicandi der ecclesiae in c. 2 C. 12 Q. 3; 
Wiebereinfegung in den vorigen Stand c. 1.5 Xdei.ir. 1, 41. 

er) 3. 8. Urk. v. 1218 b. SchannatllI. 98: ecclesiis et personis ecclesi- 
asticis. Priv. Frid. II d. 1219: bona clericorum et ecclesiarum. Const. 
Ejusd. d. 1221: libertates ecclesie et personas ecclesiasticas; ... ecclesiis 
aliisque piis locis aut ecclesiasticis personis. Grimm, W. V. 280 8 4 (18. 3.): 
nullus hominum debet piscari nisi claustrum. 
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Allein dieſer allgemeine Einfluß des Tirchlichen Vorbildes auf Die natienale 
Denkweiſe fällt mit dem Einfluß ber mittelalterlichen Kirche auf den geiftigen 
Gefammtfortfchritt überhaupt zufammen. Wie überhaupt, fo war auch hier 
die Kirche die Lehrmeifterin der Völker im Abftrakten, Syſtematiſchen, Prin- 
cipiellen. Bon den parallelen geiftlichen und weltlichen Bildungen waren bie 
erfteren ftet3 in Bezug auf durchdachte Konfequenz und bewußte Generalifirung 
voraus. Und in dem ganz allgemeinen Sinne einer mittelbaren Einwirkung 
durch das Medium bes veränderten Bewußtjeins ift die Kirche geradezu vor 
bildlich geweien für den Staat. Allein diefer Einfluß laßt fich weder meßen 
noch wägen, und feine Betrachtung vermag für die Gefchichte einzelner Snfti- 
tute, außer jenem allgemeinen Gefichtepunft, Teine näheren Aufſchlüße zu 
geben. 

Anters ift e8, foweit fih ein direkter Einflnß eines beftimmten kirch⸗ 
lihen Begriffs auf ben entfprechenden weltlichen Begriff nachweifen läßt. Es 
entfteht daher die Frage, ob in unferem Falle ein folder Einfluß bemerkbar 
ift? 0b mit andern Worlen etwas dafür fpricht, daß in irgend einem Falle 
das Rechtöbewußtjein ben ihm an ber Kirche aufgegangenen Begriff einer ju- 
riſtiſchen Perfon auf bie Einheit eincs weltlichen Verbandes übertragend an- 
gewandt habe? 

Diefe Frage, beren Beantwortung von großer Wichtigkeit ift, weil im 
Falle ihrer Bejahung die wefentlihen Merkmale der kanoniſchen Anftalts- 
perfönlichkeit fi) bei ber weltlichen Verbanbsperfönlichkeit wiederfinden würben, 
it für die Zeit der rein nationalen Rechtsentwicklung entichieven zu ver 
neinen. 

Zunähft ift namlich der kanoniſche Kiechenkegriff, wenn wir ihn mit den 
weltlichen Verbandsbegriffen in Parallele ftellen, gar nicht dem alten Genofen- 
haftsbegriff, als deſſen Fortentwicklung ter deutſche Körperichaftsbegriff er- 
fcheint, fondern vielmehr dem alten Herrichaftsbegriff innerlich verwandt. Und 
deshalb kann jedenfalls von einem Einfluß auf die Geſchichte des Körper 
ichaftsbegriffes fo Tange nicht geſprochen werben, als dieſer nur die in der Ge 
noßenſchaft gegebene Gefammteinheit zur Perfon erhebt. Denn die Kirchen⸗ 
perjönlichfeit bes kanoniſchen Rechtes tft ja gar nicht an die Stelle einer ehe 
mals berechtigten Geſammtheit, fondern fie ift an die Stelle eines überirbi- 
ſchen Herrn getreten. Und fie fteht den durch fie und unter ihr verbundenen 
Gemeinfhaften genau fo unabhängig und transcendent gegenüber, wie Gott 
und bie Heiligen jelbft. Die deutſchrechtliche Körperfchaft dagegen entftand 
dadurch, daß die einer Genoßenſchaft immanente Einheit als ſolche erkannt 
und als Rechtsſubjekt gefeßt wurde, und fie lebte ald ein wahres Gemein. 
weſen nicht über und außer, fonbern in der Gemeinſchaft. Das kanoniſche 
Recht bat alſo mit andern Worten den reinen Anftaltsbegriff erzeugt, 
während die Erzeugung eines reinen Körperjhaftsbegriffes dem beutjchen 
Rechte angehört. 


8 19, Die Subjekte bed Kirchenſtaats. 555 


Allerdings haben auch im Tanonifchen Recht anftaltliche und korporative 
Elemente miteinander gerungen. Allein bie Anftaltsivee hat überall gerate 
fo weit, als ein Inftitut kirchlich blieb, bergeftalt gefiegt, bag die korporativen 
Slemente dem Gedanken ter von außen und oben hineingelegten Willensein⸗ 
beit unterworfen blieben. Wo tie Törperichaftliche Auffaßung mehr in den 
Vordergrund trat, war dies meift gerabe deshalb ber Ball, weil das weltliche 
germanifche Rechtsbewußtſein eindrang. Und fo war das ſpecifiſch Kirchliche, 
was als Faktor einer Beeinflugung der weltlichen Rechtsbildung in Betracht 
kommt, gerade in der Tanonifchen Anftaltsidee und in der Unterordnung ber 
forporativen Idee unter jene gelegen. 

Daß im Begriff ber Geſammtkirche der Anftaltegebanfe über den 
korporativen Gedanken triumphirte, tft bekannt. Wenn die Kirche als Gemein- 
[haft der Gläubigen, ald coetus universalis oder als universitas aufgefaßt 
wird, fo wird. damit nur ihr paffiver Wirkungsfreis, nur die Bafis ihres 
myſtiſchen Körpers bezeichnet: ihre lebendige Einheit Tiegt in ihrem göttlichen 
Haupte und befien irdifchem Stellvertreter. Grund ihrer Einheit und der ge- 
fammten ihren Organismus befeelenden und belebenden Verfaßung ift nicht 
ber vereinigte Wille der Glieder, fondern ber Eine Wille ihres Stiftere. Alle 
Bewegung in ihr ftammt von oben. Gie ift die von Gott felbft gewollte 
und in dieſer beftimmten äußeren Ordnung gewollte, fett ihrer erften Er- 
richtung unveränderte und unveränberlihe Heilsanftalt. Auch die inneren 
kirchlichen Berfagungsftreitigfeiten rührten nicht an biefe transcendente Natur 
der kirchlichen Perfönlichkeit; nur ob der Papft allein ober über ihm bezie- 
hungsweife mit ibm bie Gefammtbeit ber Bifchöfe kraft göttlicher Anordnuug 
zur Repraefentanz der Kirche berufen fei, konnte noch ftreitig werben. Jeder 
Verſuch, ein genoßenfchaftliches ober forporatives Element in die Kirche ein- 
zuführen, beichräntte fih auf den Verſuch einer Tollegialifhen Geftaltung ber 
entjpeidenden Organe ber transcendenten Kirche), Und nicht einmal in 
diefer der Anftaltsidee fuborbinirten Stellung vermochte gegenüber der Konſe⸗ 
quenz bes Tatholifchen Grundprincips das Forporative Princip fi) anf bie 
Dauer durchzuſetzen. 

Was nun aber bie Einzelkirchen angeht, fo find fie nur bie für 
äußere Zwede verfelbftändigten Glieder der Geſammtkirche und theilen daher 
beren Natur. Ihre gefonderte Eriftenz beruht auf dem Willen der Gefamut- 
kirche, welche fie auch aufheben und verändern Tann. Bon bortber ftammt 
ihre Leben und borthin fällt es zurüd. So find fie aud im Hecht durchaus 


ee) Auch die Koncilien wollen ja nicht bie ChHriftenheit als religiäfe Gemein⸗ 
haft, ſondern die priftliche Kirche als religiöſes Inſtitut repraefentiren. So nennt 
fi das Basler Koncii sacrosancta generalis synodus Basiliensis in spiritu 
sancto legitime congregata, universalem ecclesiam repraesentans, 3. B. 1432, 
33 u. 37 6. Gudenus IV. 191. 198. 2297. Vgl. Hubler, Konftanzer Koncil 
©. 361. 382 u. 883. 
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als Anftalten perjonificirt. Der in ihnen verkörperte Wille ift die individna- 
Iifirte und lokalifirte Erſcheinungsform deffelben Stiftungswillens, der die Ge⸗ 
ſammikirche befeelt; ihr Körper ift ber dem allgemeinen Kirchenorganismus 
eingefügte und angepaßte beſondere Anftaltsorganismus tes einzelnen Juſtituts 
Auch die Perjönlichkeit der Einzelkirche daher fteht außer und über ihren Trä⸗ 
gern und ber durch fie verbundenen Gefammtheit fei e& ber Kleriker ſei es 
der Heiligen: fie fteht ihnen ebenjo ald ein transcendenter höherer Wille gegem 
über wie einft der Heilige; fie findet in den zu ihrer Darftellung berufenen 
Derfonen zwar die Werkzeuge ihrer Xhätigkeit im Rechtsleben, keineswegs 
aber die Duelle und die Norm ihrer rechtlichen Eriften;. 

Am erheblichten mobificirt ift der Anftaltecharakter der Kirchenſubjekte 
bei Kapiteln und Klöftern. Allein im Sinne bes kanoniſchen Rechtes 
find auch fie ihrem eigentlichen Weſen nach jederzeit kirchliche Anftalten ge- 
wejen, wenn auch Anftalten mit Torporativer Verfaßung. Das forpora- 
tive Clement tritt auch bier nur im Dienfte der geiftlichen Auftalt auf, welche 
leßtere ihre Eriftenz und ihr Leben von oben und außen empfängt. Die 
Kapitel waren nicht um ihrer jelbft, jondern um der Bilchofsfirdhe willen 
ba; auch die Sonderperfönlichleit daher, deren Anerkennung fie errangen, war 
nur eine verjelbftändigte Abzweigung von der Kirchenperjönlichkeit jener; fie 
waren „Stifter" mit einem Tirdlichen Zwed, der nur eine Indivibualifirung 
des allgemeinen Kirchenzwedes enthielt; das Korporative in ihnen war nur 
das Mittel für die Zwede einer nit aus der Körperihaft entftammenden 
Beranftaltung und wäre mit dem Fortfall des von oben in fie Bineingelegten 
einheitlichen Willens in fi) zufammengejunfen. Nicht minder blieb in den 
Klöftern dad genoßenſchaftliche Element, jo frei es thatjächlich halten mochte, 
ber Idee nad) ſtets Durch das Princip der geiftlichen Anftalt bedingt und be⸗ 
ftimmt. Die Zwecke des Klofters Tagen außerhalb der es tragenden Perfonen- 
gemeinfchaft; die Vereinigung zu einer Flöfterlichen Körperfchaft erſchien immer 
zugleich als die gemeinfame Hingabe der Perjönlichkeit an eine als Zweck ge⸗ 
jeßte transcendente Idee, über welche daher auch die Geſammtheit jelbit als- 
bald Feine Macht mehr Hatte; das Klofter als eine kirchenrechtlich anerfannte 
Sonderexiſtenz mußte ſich nicht blos der Geſammtkirche eingliedern, ſondern 
biefe mußte ibren eignen höheren Willen als belebenve und das Leben rich- 
tende Kraft in den dafür dargebotenen Körper hineinlegen. Auch bas Klofter 
war daher als Anftalt Rechtsfubjelt: die berechtigte Perjon war nicht eine der 
geiftlichen Koͤrperſchaft immanente Geſammteinheit, fondern die fih diejer Kör⸗ 
perſchaft ald ihres Organs bedienende Stiftungseinheit. Deshalb wurde denn 
auch zum Namen diefer juriftifchen Perjon der Name der Klofterfirche ober 
bes Gottes hauſes gewählt, während Abt und Konvent als bloße Organe ber 
firchlichen Anftalt daneben geftellt wurben®9), und deshalb wurde noch bis in 


w Bol. z. B. W. v. Hornbach 5. Grimm V. 690 $ 61 u. 68, wonach 
Schultheiß und Schöffen ſchwören, s. Pirman u. seinem closter zu Hornbach, das 
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fpäte Zeiten die Klofterperfönlichkeit unter dem Bilde des Klofterheiligen vor- 
geftellt®.) Allerdings ift fowol in Klöftern wie in Kapiteln zu Zeiten dieſe 
Idee der geiftlichen Anftalt jehr zurückgetreten; fie und verwandte geiftliche 
Genoßenſchaften betrachteten fich zu Zeiten als freie, durch ſich jelbit beſtehende, 
daber auch ans fich felbft mit Nechtsperjönlichkeit bekleidete Koͤrperſchaften; 
und fie behandelten bemgemäß ihr Vermögen als Torporatives Gejanmteigen- 
tum und ihre Gemeinheit als fich fjelbft Zwei. Allein das war eben bie 
Folge einer den kirchlichen Standpunkt verfchiebenden DVerweltlichung, bei wel⸗ 
her bemgemäß auch die kirchlichen Mechtöbegriffe jener Zeit zurückgedrängt 
wurden, während umgekehrt tem Grabe ber Intenfivität, mit welcher in Bezug 
auf einen geiftlichen Verband das firchliche Princip überhaupt aufrecht blieb, 
ſtets die Sntenfivität des ihn beherrfchenden Anftalisgedankens entſprach. 

Unter ſolchen Umftänden konnte die kirchenrechtliche juriftiiche Perſon für 
bie Umwandlung ber deutſchrechtlichen Genoßenſchaft in eine beutfchredhtliche 
Körperjchaft ein direktes Vorbild nicht gewähren. Denn die kanoniſche Anftalt 
und die beutfchrechtliche Körperjhaft waren in Allem außer in dem Einen 
Punkte verichieden, daß hier wie dort eine mit Feiner finnlich wahrnehmbaren 
Perfon oder Perfonenmehrheit fi) deckende Rechtsperſon erkannt und aner- 
fannt wurde. 

Dagegen konnte allerdings der kanoniſche Anftaltöbegriff vorbildlih wir. 
Den, wenn es fi) im Herrſchaftsverbande nm bie Erjeßung des fichtbaren 
Herrn durch eine ideale Verbanbseinheit banbelte, für welde der Herr nur 
noch Repraefentant fein follte. Allein zunächſt fehlte e8 an jedem Bebürfnig, 
den fichtbaren Herrn als Verbandshaupt in ähnlicher Weiſe wie den über- 
irdifchen Heiligen durch einen abftraften Begriff zu erſetzen. ‘Demnächft find 
auch in biefer Beziehung bie erften Anfänge zur Loͤſung der Berbandseinheit 
als folder von der Tonkreten Perfönlichkeit des Herrn auf der Grundlage bes 
nationalen Rechtes gemacht, wie fich dies insbeſondere in der Form zeigt, in 
welcher am Ente des Mittelalterd zuerft die Begriffe der Landesobrigkeit, ber 
Ontsobrigkeit u. ſ. w. anflommen. Und erſt mit der Aufnahme der fremden 


apt u. convont daselbei. Bol. ib. I. 858. 369. 890. Ib. 151: des erwirdigen 
gotzhus u. eins yettlichen herrn u. aptz des selben gotzhus zum Einsidlen 
...fryheit, ehaffti u. rechtunge. ©. oben Note 32. 

° Grimm, W. D. 238 (16. 3.): der gude h. sant Maximin ift Lehnherr. 
Der Schöffe ſchwört dem guden herrn sant Maximin das ist dem cloister sante 
Maximini getruwe u. holt zu sin. Ib. V. 714 8 2: scabini.. jurant d. abbati 
nomine 8. Petri. W. v. 1390 ib. 614 $ 1: das der liebe ritter s. Jorge, der 
ein heilg man ist, obirst gerichtsherre of dem stamp uber wasser u. weide, 
u. darnach, wer ein herre zu Stauff ist, ein oberster fautherre u. ein huter 
des stampes uber wasser u. weide. ©. 616 $ 52: halb an ihn, halb an ben 
Vogtherrn fallen die Gefälle; Ieterer fol, weil der ritter ein heiliger man isti, 
das Blutgericht üben. Bol. ©. 617 $ 1. 4. 5 u. noch 1666 ©. 622 $ 1. 
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Rechte hat dann in der That ber kanoniſche Anftaltsbegriff theils für ſich und 
teils als Medium für die ISmportation des roͤmiſchen Korporationsbegriffes 
auf die deniſche Rechtsbildung pofitiv eingewirtt. Denn von da an biltete er 
einen der Faktoren, welde nit nur den Staat im Ganzen und in feinen 
Gliedern durchaus anftaltlich formirten, ſondern and den nationalen Körper 
fchaftebegriff mehr und mehr in anftaltlidem Sinne umbilteten. 

IV. Die vorftehenden Bemerkungen werben durch bie Beobachtung unter- 
ftägt, wie gerade diejenigen Berbände, welche zwiſchen geiftlihdem und 
weltlihdem Recht in ber Mitte ſtehen, auch zwiſchen dem Anftaltöbe 
griff und dem Eorporativen Genoßenſchaftsbegriff am frübeften und Iebhafteften 
ſchwanken. | 

Schon bad, was von Kapiteln und Klöftern gejagt ift, läßt ſich Hierfür 
anführen. 

Weit auffallender ift bei den geiftliden Ritterorben bie Mifchung 
anftaltlicher und genoßenfchaftlicher Ideen. Bei ihnen tritt zunächft vielfach, 
ganz wie kei den Möndsorden das einzelne Klofter, fo die Lokale Orbens- 
anftalt ald Rechtoſubjekt auf. Die einzelnen Ordensgemeinden, Kommentur 
und Brüter ober Meifter und Ritter eines Hauſes, der Konvent oder die Brü- 
der gemeinlih an einem beftimmten Ort jchliegen Berträge und führen 
Streit?!), erwerben Befitz und Eigenthbum??) und üben lehn⸗, gerichid- nnd 


*) 3. ®. commendator ac ceteri fratres domus Theutonice prope Mar- 
purg 1819 5. Gudenus UI. 169. Vgl. ib. IV. 909. 968. 970. 1080. Ur. v. 
1272 6. Ennen u. Ederg II. 51. Urf. v. 1266 6. Schreiber 64. 1b. 1195. 
Url. v. 1288 6. Boehmer 199. Ib. 235. Commentur und convent des thutz- 
schen huses zu F. 1325 ib. 482. Commendur u. die bruoder gemeine des 
huses ze Cling. s. Joh. Ordens des spittels von Jherusalem 1310 b. Neugart 
D. 371. Fratres hospitalis 1250 b. &acombfet II. 189, 1277 6. Boohmer 
181; ib. 219. 224. Actio.... contra fratres domus Theuton. in M. 1258 b. 
Gudenus IV. 882; ib. 904. 885. Fratres receperunt ad ordinis sui con- 
sortium ib. IV. 898, Cum fratribus concambium 1293 ib. 971. 

») So heißt es ausdrũdlich 1222 b. Boehmer 38-34: eine Wittwe ſchenlt 
und übergibt ihren Hof fratribus domus theutonice, specialiter inquam illis, 
quos ex pred. fratribus nunc et in posterum hospitali in Sassenhusin preesse 
continget. Bgl. 1255 ib. 48. Vgl. 1260 b. Gudenus IV. 897: fratres libere 
possideant. 1278 b. Zacomblet II. 385: fratribus in jus proprietatis tra- 
didi. Aehnlich fratribus b. Gudenus II. 440. IV. 867. 886. 896. 982. 934. 
937. 999. 998; Ried 795; Schreiber 95. Oder magistro et militibus 1225 
b. Lacomblet H. 70; magistro et fratribus 1258 b. Gudenus IV. 893; 
commendatori ib. 953, Am häufigften commendatori et fratribus domus N.N., 
3 B. Lacomblet II. 283 (1261). 297. 419. 439. 445. 576. 577. IL 9. Gu- 
denus IV. 927. 931. 938. 988. 950. 951. 969. 978. 979. 984. 985. Dem 
commentur u. convent b. Böhmer 51l. Den brudern des huysz ind hospi- 
tailtz 1862 b. Lacomblet III. 531. 


8 19. Die Subjekte des Kirchenguts. 559 


grundherrlihe Befugniße aus), während als das durch fie bargeftellte Sub- 
jeft das beitimmte „Haus, „Hospital”, „Hospitalshaus“ u. |. w. im Sinne 
einer lokalen kirchlichen Anftalt bezeichnet wird 4). Da dabei die einzelnen 
Ordensgemeinden auch in vermögensrechtlicher Beziehung ſehr unfelbftändig 
geftellt, bei ihren Verfügungen an die Genehmigung höherer Orbenögewalten 
gebunden und deren direkten Eingriffen ausgejegt waren), Hätte fi nad 


#) Urt. v. 1861 b. Lacomblet IIL 525: ein Ritter empfängt ein Gerichts⸗ 
eben als Baffall der eirsomen geystlichen Iude bruder R. v. V. commendner, 
u. der gemeynen bruderen des duytschen huses zu fouelentze. W. v. 1852 
b. Grimm I. 819—821. ®. v. Oftbaufen ib. 710—711. 

*“) Url. v. 1241 b. Ried 841: vineam . . vendidit domui Teutonicorum, 
que attribuityur beate virgini s. Marie, emente ipsam nomine dicte domus Hein- 
rico confratre ipsius. 1254 b.%acomblet II. 218: feodalia bona . . concessi- 
mus domui Theutonice in manus dilecti in Christo fratris Werneri, qui pred. 
domum Theut. apud R. nunc obtinet commendatam. Daher auch: domui in 
M. ac fratribus ejusdem contulimus 1277 5. Gudenus IV. 932; ib. 947. 
1008; Neugart IL 197. 216. 274; den bruodern u. dem huse s. Johannes 
ze Vriburg 1273 b. Schreiber 72. gl. Urk. v. 1314 6. Gudenns IV. 1016. 
ad altare s. Marie et b. Elisabeth domus Theut, in G. appropriamus. 1219 
ib. 866: Comes de R. cuidam loco . . Teutonice domui pertinenti bona sus 
. . contulit. Ib. 978: donaverunt .. b. Elisabeth et fratribus domus Theut. 
in M. jure proprietatis pertetuo possidendum. Oder es werden Güter geſchenlt 
oder vermacht „dem duitzschen huse zu Breitbach,“ Zacomblet II. 462; domui 
1256 b. Gudenus IV. 889 u. ib. 891.914; domui hospitalis 1221 Boehmer 
81; hospitali 12838 Gudenus IV. 874, 1228 Lacomblet II. 82. Domus ale 
Partei 1257 b. Boehmer 114. Oensus de curia domus Theut. 1229 b. Gu- 
denus IV. 872. „Das haus“ als &rundber b. Grimm W. I. 63—71. 
319—821. 

9) Bol. 3 B. bie Beräußerungsverträge v. 1260 b. Lacomblet II. 282, 
1268 db. Neugart 1. 862 u. ib. 353 u. 3565, wo Komtur unb Brüder eines 
Drdenhbaufes mit dem Landkomtur zufammen verkaufen. Gudenus IV. 261: 
Meister dutschen Ordens in dutschen landen, 1237 b. Lacomblet H. 115: 
der Zohanniterorbendmeifter für Deutfchland und ber Meifter und bie Brüder des 
Drbenshaufes in Deutz nehmen 4 Manfen in Erbpadht. 1256 ib. 237: accoedente 
voluntate et licehtia fratris W. comtmendatoris de Confluentia superioris. 
1883 6. Gudenus IV. 104: gebieder des dutschen ordens u. commendur ge- 
loben eine Sahresrente mit Wißen u. Willen der Brüder. 1308 ib. 1003: prae- 
ceptor per Alemanniam, commendator in M. ac ceteri fratres. 1257 ib. 591: 
Acceptation des per Allemanniam praeceptor. 1314 ib. 1017: Schreiben bes 
Hochmeiſters des beutfchen Ordens. 1293 Boehmer 279. Urk. v. 1242 „im 
üb. Urkb. 1. 97: frater H. praeceptor et universitas fratrum domus Theu- 
tonicorum in Prussia fließen mit der Stadt Lübeck einen Vertrag über eine in 
Samland zu gründende Stabt. Urk. v. 1246 ib. 107: Scieböfprud inter Ma- 
gistrum summum et fratres domus Theutonice in Prussia ex una parte, ber 
Stadt Lüũbeck andrerfeits. 1289 ib. 489: frater ..... praec. hosp. 3. Marie Theuton. 
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Analogie ber Verfaßung der Moͤnchsorden und der Kirche überhaupt auf eine 
bloße Regierungsgewalt znrüdführen Tagen. Allein wenn bisweilen in ber 
That die einzelnen Häufer auch im Verhältniß zu einander und zum Gefammt- 
orden als beſondere Rechtsſubjekte behandelt zu fein fcheinen®%), fo war doch 
bie Sentralifation in den Ritterorben zu groß, als daß dieſe Auffaßung fich 
durchzuſetzen vermocht hätte. Vielmehr überwog mehr und mehr die Auf- 
faßung, daß die einzelne Drdensgemeinde nur als Glied und im Namen bes 
ganzen Ordens und diefer durch fie erwerbe und befige?”). Der ganze Orben 
baber in feiner Einheit und Allgemeinheit abforbirte alle politifche und pri- 
vatrechtliche Perjönlichkeit: er wurde igenthümer, Grundherr, Landesherr. 
Welcher Art war nun aber diefe Einperfönlichkeit des Ordens? Urſprünglich 
knüpfte diefelbe offenbar au die Iofale Stiftung im heiligen Lande an, von 
welcher der Orden feinen Ausgang genommen hatte; fie war alfo eine in 
Serufalem domicilirte Anftaltsperjönlichkeit®®). Je mehr indeß feit ter großen 


de Jerusalem, vices gerens magistri generalis in terra sancta, totumque Capi- 
talum domus hospitalis bevollmächtigen bie Stabt Lübeck zur Rückzahlung einer 
von ihr für den Orden aufbewahrten Summe. Vgl. ib. 619. 632. 808—822. 

%) Urt. v. 1245 6. Gudenus IV. 881: frater Th... preceptor Livonie, 
vices Magistri gerens per Alemanniam: . . quod nos bona domus nostre in 
Busenheim, pro debitis solvendis a magistro nostro fratre H. de H. in curia 
Romana contracte, vendere compulsimus; sed quia F. commendator et fratres 
de M. pro eisdem debitis se in LX obligaverunt, eidem domui in M. pre- 
dicta bona pro prenominata pecunia libere contulimus et absolute. 

") Urk. v. 1226 6. Gudenus IV. 871: mansus... fratribus H. et 8, de 
R., nomine Theutonice domus ultra maris, conferimus. 1265 ib. 908: totum 
ordinem pred. fratrum, sed specialiter domum et locum in Marpurch. 1238 
db. Boehmer 289: domui in 8. ac ordini. Ebenfo 242. 1849 &acomblet DI. 
886: donavimus . . commendatori et fratribus domus in W. ordinis hospi- 
talis Iherosolimitani s. Joh. baptiste ac toti ordini ... jus patronatus. 1219 
Boehmer 22: ut ad proprios usus et utilitates pred. hospitalis (in Serufa- 
lem) fratres teneant et possideant. 1810 Ried 757: chaine ansprach noch 
chain vorderung .. gein dem Haus noch gein dem Orden von seinetwegen. 
Daher Priv. des Papſtes für magister et fratres s. Johannis Iherosolimitani .. 
ad domos et hospitalia vestra libere accipere, Racomblet IL 561. Grimm, 
®. II. 96: gruntherr .. von wegen des deutschen ordens, 

%) Ark. v. 1229 b. Gude nus IV. 878: concedimus . . omnipotenti Deo 
et b. Marie Virgini Matri eius et venerabili Hospitali 8. Marie Alamanno- 
rum Jerusal. mansum et dimidium.. . Donamus insuper .... eidem hospitali 
omnia jura et omnes actiones... Et promittimus dicto Hospitali obligando 
nos et nostros heredes. Bgſ. 1284 ib. 877 u. 879. 1218 ib. I. 457: Teuto- 
nico s. Mariae in Jerusalem hospitali. 1281 ib. IV. 941. 1210 Ried 29. 
1220 Remling I. 169. 1218 b. Lacom blet 11. 39: curtim .. contuli hospitali 
s. Marie domus Theutonicorum in Jherusalem. Ib. 69. 95. 332. 888. 1219 
ib. 45: domui hospitalis s. Marie in Jer. Alemannorum nuncupato contuli- 
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Verbreitung und dem mehrfachen Domicilmechfel der großen Orden das Weſen 
derjelben unabhängig von einem beftimmten räumlichen Mittelpunkte ſchien, 
beito mehr trat die organifirte Genoßenſchaft ber Ordensbrüder als Trägerin 
ber Einheit in den BVorbergrund®). Dies zeigt fich ſchon äußerlich darin, 
bag flatt des Namens der Schußheiligen, des Hospitales, des Haufes u. ſ. w. 
der Name. des „Drdens" zum Auddrnck der berechtigten, wollenden und 
handelnden Perfönlichkeit erhoben), der Orden aber nicht felten durch die 


mus...a fratribus ipsius domus et ipsorum vicem gerentibus in perp. quiete 
et integraliter possidendi. 1234 u. 1257 Gudenus IV. 877 u. 891: Domui 
Teutonice gefchenkt, obligirt, mancipirt. Ib. 892. 878: domum Tiheut. et fratres 
de omnibus bonis... warandare, firmare et stabilire. Urf. v. 1289 b. Boeh- 
mer 241: b. Marie beatoque Johanni baptiste ad manus magistri et fratrum 
domus hospitalis. 

®) Urk. v. 1319 Gudenus IV. 1026: verkauft u. geben... bruder C. 
Landcommendur des heiligen Ordens von dem Dutschen Huse ze Franken 
u. gemeinlich allen den Brudern dezselben Ordens die zwei dorfen. 1237 
u. 1261 ib. 880 u. 901: fratribus s. Marie domus Teuton,... vendiderant. 
1306 ib. 992: magistro et fratribus domus Theut. Jherosol. 1302 ib. 984: 
Commend. et fratres Ordinis militie Templi verkaufen die ihnen von einem Johan⸗- 
niter vermacdhten Güter an den Komthur und bie Brüder des beutfchen Ordens. 

s00) Urk. v. 1294 b. Boehmer 286: Verlauf an den commendator de F. 
ordinis s. Johannis, nomine ejusdem sui ordinis; .. de dicti ordinis curia;... 
ponentes ipsum et per ipsum dictum suum ordinem in perpetuam possessionem 
dicte curie... reddentes dictum ordinum ab ipsis perpetuo absolutum. 1293 
ib, 279: eidem fratri H. et suo ordini tenemur; .. ipsam mansionem ... pre- 
libatus Ordo pro subpignore habebit 1312 Gudenus Ill. 74: nostro or- 
dini... tradita. Ib. IV. 964: ordini suo unitam; . . ac eidem ordini merum 
et plenum jus competere in ea. Ib. 261: habe, .. die unserm orden geno- 
men were. 869. 1280 Zacomblet IL 437: der Großmeifter ded Sohanniter- 
ordens bekundet, bem Orden gefchenkte Koftbarkeiten empfangen zu haben. 1261 
Gudenus IV. 899: omnia bona, curias ete... ordini fratrum domus s. 
Mariae Theut. Jerosol... donatione perpetus ... contuli possidenda. 1855 
ib. II. 385: Kart IV. gibt Ordini Theutonico dad Recht der Befeftigung eines 
oppidum, den Blutbann und bas Markrecht, ut in dicto oppido ipse Philippus 
et commendatores ejusdem loci pro tempore existentes ordinis sus nomine ju- 
dicium sanguinis cum singulis pertinenciis exercere .. possint et valeant. 
Neugart IL 878 u. 379: Semand ſchwört dem... landcommentur des düt- 
schen Ordens durch Elsas u. Burgunden an desselben Ordens stat, daß fein 
Sohu fein Recht an beftimmten Gütern dem orden aufgeben werde, unb gibt im 
u. dem orden Burgen. 1315 ib. 886. 1839 Gudenus IV. 1047: bie Stadt 
Mainz giebt die Erlaubniß, eine Straße zu verbauen, dem bruder W... ober- 
sten meister dutschen ordens in dutschem lande, sime orden und dem dut- 
schen huse, das by uns u. in unser stat zu M. gelegen ist. 1318 Boehmer 
444: kein ordin, der da sitzit in der stat zu Frankfurt, sin geseze adir sine 
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Bezeichnung als Ordo Generalis oder Universalis, als Orden gemeinlich 
u. |. w. im Sinne einer genoßenfchaftlihen Gefammtperjönlichkeit harakterifirt 
wird 101), Indeß blieb aud bier die perjonificirte Ordenseinheit zulegt immer 
eine kirchliche Stiftungseinheit. Der Zuſammenhang mit ber Kirche, der die 
ganze Ordensverfaßung beberrfchende Gedanke eines überfinnlidhen und vom 
Himmel her gefeßten Zwecks, das für diefen Zweck gebrachte totale Opfer ber 
Einzelperjönlichkeit und die alles Leben an Einem Punkte Eoncentrivende 
Gentralifation mußten es hindern, daß jemals der Orden lediglich als Die 
einer genoßenſchaftlichen Gemeinheit entftammenbe Einheit erihien!®), Biel- 
mebr war zulett auch bier der Orbensverband nur das Äußere Kleid einer ihm 
transcendenten Willenseinbeit. 

Am mannichfachſten endlich verweben fih anftaltlihe und genoßenſchaft⸗ 
liche Elemente bei den geiftlihen Brüderfhaften und frommen Stif- 
tungen, welde vielfach fogar in einander übergehen. Hierauf aber müßen 
wir unten noch zurüdtommen, indem die zuleßt burchbringende rein anftalt- 
liche Perjonificirung de pium corpus fett Aufnahme der fremden Rechte bie 
Brüde für den Uebergang tes kanoniſchen Begriffes in das weltliche Privat- 
recht geichlagen hat. 


820. Das Reich als Rechtsſubjekt. 

Was von der Idee höchſter ftantliher Machtfülle im deutſchen Volksbe⸗ 
wußtjein lebte, das koncentrirte fi ihm in der Ftee des Reiches. Zum 
Reiche gehörte zugleich ein umfaßendes Reichövermögen. Es entiteht daher die 
Frage, ob, wann und wie das Reich im Sinne eined Staates oder Fiskus 
als Rechtsſubjekt vorgeftellt worben ift oder welche andere Voritellung etwa 
diefe Stelle eingenommen hat? 

L Zunächſt berubte offenbar die in der Vorftellung des Mittelalters 
vorhandene Kontinuität der Reichsgewalt nicht auf einer Identität ihres Sub- 
jeftes, fondern auf der Stetigkeit ihres objektiven Beſtandes. Das deutiche 


wonunge iht me irwide anders dan iz itzunt is; u... insollent auch keine 
hande ligende gut han. Bel. Grimm, ®. I. 530. 

0) Ark. v. 1316 b. Neugart II. 390-394: ich gebe Güter und Gerechtig⸗ 
feiten gegen das VBerfprechen von Seelenmefjen an drei Brüder des ordens. 5. Joh. 
des spitals von Hierusalem an ires ordens stat gemainlich; ... u. se2ze sü mit 
diesem briefe u. swie ich beste mag an des vorgeschr. orden stat in ganzen 
u. frien nuz u. gewer aller der vorgeschr. guoter u. nuzze u. rechte. 1299 
ib. 353: precipue pro exeneratione ardue necessitatis Ordinis Universalis. 
Sowol zum Nuten des einzelnen Ordendhaufes als Ordinis Generalis. Bgl. 1301 
vw. 1310 ib. 355 u. 372. Dagegen behält 1242 im Lüb. Urkb. I97—98 ber deutſche 
Drden gewiße Rechte in ber von Lübeck zu gründenden Etabt bald nostre domui 
bald nostro ordini vor. 

02) Bol. Th. 15 40 III. 
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Mittelalter indbefondere war von dem Gedanken erfüllt, dag „das Reich“ kraft 
göttlicher Einſetzung von Anbeginn an als eine höchfte irbifche Herrichergewalt 
eriftirt babe, daß aber zu feinen Trägern im Laufe der Sahrtaufende nerjchie- 
tene mit einander wechjelnde Voͤlker berufen worden jeien!). Inſofern hatte 
alfo jedenfalls die Einheit des Neiches, welche den Wechſel des Subjeltes 
überdauert hatte, ihren begrifflicden Halt Iebiglich in der Vorftellung einer 
objektiven Einheit. 

Das Reich in diefem Sinne ber Reichögewalt wurde im Laufe ber Zeiten 
jehr verfchieden aufgefaßt. Immer aber hatte die germaniſche Idee des Reiches 
mit dem abftraften Begriffe des römifchen Imperium nur ben Namen gemein. 
Zwar hatte fie ihrem Inhalt nah Momente in fi, welde fie fahlih von 
jeder anderen germanischen Gewalt unterfchieben und einer Stantögewalt 
näberten. Allein im Uebrigen fügte fie fich ihrer rechtlichen Natur nach durch⸗ 
ans in die älteren germaniſchen Borftellungen ein. 

Einen eigenthümlihen Gehalt hatte die Idee der Reichsgewalt ſchon da- 
durch erhalten, daß fie ten Germanen zuerſt an dem außerhalb ihres Lebens» 
kreiſes ſtehenden roͤmiſchen Weltreiche aufgegangen war. Unauslöſchlich hatte 
fi der germanifchen Phantafie bie auch noch im Niedergange überwältigende 
Herrlichkeit eines politifchen Gebildes eingeprägt, das jo hoch und weit über 
ihren eignen, nur erſt biß zum Stammesverbante gelangten Stantöbildungen 
ftand. Als dann die Germanen felbft auf ten Trümmern des Weltftantes 
neue Reiche gründeten, Tnüpften fie zuerft Außerlih an das ehrwürdige Smpe- 
rium an, bis im Frankenreiche zuleßt das wiederbergeftellte Reich zum eignen 
Befitzthum eines germanifchen Herrſchers wurde, um endlich anf die Deutjchen 
überzugeben und bei ihnen mehr und mehr auch innerlich mit der Volksſeele 
zu verwacien. In diefer ganzen Entwiclungsreihe enthielt die Idee des 
Reiches ſtets die Vorftellung eines hoͤchſten irdiſchen Herrſcherrechts, welcher 
noch aus anderer Duelle als das germaniſche Fürften⸗ und Koͤnigsrecht floß. 
Immer erſchien das Reich den Germanen als eine uralte, nicht von ihnen 
ſelbſt erzeugte Gewalt, die für fie Anfangs eine durchaus fremde war, bie fie 
dann fich in einzelnen Splittern aneigneten, die fie endlich als legitime Erben 
übernahmen. Als die tiefe, ehrwürdige, der eignen Willkür entrüdte Duelle 
dieſer Gewalt ftellte fi ihnen mehr und mehr eine göttliche Anordnung dar. 
Gott jelbft Hatte neben der Kirche das Reich geftiftet: es war das weltliche 
Schwert, welches er auf Erden zurüdgelaßen, das oberfte Richteramt, welches 
er über die Chriftenheit gefeßt hatte. Bon Anbeginn an hatte ed kraft gött- 
licher Einſetzung beitanden und war von Volk auf Volk gelommen. Nun 
war ed bei ber deutfchen Nation, deren fchöpferifhe Phantafie es mit allem 
Zauber überirdijcher Weihe befleidete und in die Sphäre eines poetijchen 


1) Sadfenfp IIL 44 8 1. Otto Frising. VI. c. 24: hic est Otto, qui.. 
imperium Romanorum virtute sus ad Francos orientales reduxit. 
86 * 
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Ideals erhob. Wie aber dieſe geheiligte Gewalt von je beftanden hatte, fo 
ſchien auch ihr Kortbeftand unabhängig vom menjhlihen Willen. Die Eriftenz 
des Reiches Tonnte fo wenig wie die der Kirche ein Ginzelwille oder ein &e- 
fammtwille in Frage ftellen. Und gerade dieſes Moment der Notbwendigkeit 
und Stetigfeit war ed, welches ter Reichegewalt mehr von ſtaatlichem Weſen 
verlieh, als andere Herrfchergewalten hatten. Denn wenn aud ber begriffliche 
Inhalt, welcher Hierbei als wejentliher nnd unveräußerlicher Kern der oberften 
Gewalt geſetzt ward, keineswegs mit ber Fülle einer wirklichen Staatsgewalt 
identifh, ja zum Theil überhaupt mehr idealer als realer Art war: jo war 
doh ſchon in der bloßen Borftellung, daß die Neichögewalt in irgend einer 
Ausdehnung eine jelbftäntige, nothwendige, dauernde und ungerftörbare Eriftenz 
babe, eine Annäherung an ven Staatsgedanken enthalten. 

Troß dieſer Steigerung nun aber, welche die Reichsidee für den Begriff 
der höchften politiichen Gewalt berbeiführte, fügte fih auch die Reichegewalt 
ihrer rechtlichen Natur nad in die älteren germaniſchen Vorſtellungen ein. 
Den abftraften Charakter des roͤmiſchen imperium verlor fie gerabe fo weit, 
als fie in ben germanifchen Lebens- und Borftelluungdfreis bineingezogen 
wurde, und behielt ihn auch im fränkifchen Reiche gerade nur fo weit bei, 
als römifches Weſen in ihm fortlebte. Yür die germaniiche Anſchauungsweiſe 
wurde fie zu einer obersten Dienftherrlichkeit und demnächft zu einer Ober: 
lehnberrlichkeit über Land und Boll. Im Sinne des deutichen Mittelalters 
baber erſchien fie als ein von Gott zu Lehen gegebenes Amt, mit bem ein 
Inbegriff feudaler Befugnige und Pflichten verbunden war. Sie hatte gleich 
andern Aemtern und Herrſchaftsrechten ven Charakter einer immobiliaren Ge⸗ 
techtigkeit, in welcher ſich zahlreiche Ginzelrechte au einer in fich geglieberten 
und geſchloßenen objektiven Einheit verbanden., Und wie überall, jo war auch 
bier politifches und nußbares Recht zu einer einzigen Herrihaftsiphäre ver- 
bunden. In gleicher Weife gehörten tie höchften richterlichen, Triegs- und 
ſchirmherrlichen Befugniße ber Erde, die nußbaren Regale und zahlreiche ein- 
zelne Tiegende und fahrende Güter zu biefem objektiv verjelbftändigten Iube- 
griff, der unter dem Namen bes Reiches in ftetiger Dauer und Kontinuität 
bie Jahrhunderte hindurch beftand. 

I. Wer war nun aber das Subjett diefes höchſten und umfaßendften 
Rechtsfompleres? War e8 eine unfinnliche, vom Herrfcher nur repraejentirte 
Reichsperſönlichkeit? Gab es wohl gar den abftrakten Begriff eines Staates, 
dem die öffentliche Gewalt, und eines Fiskus, dem das öffentliche Vermögen 
ber Subftanz nach zuftand? 

Zu einer bejahenden Antwort auf diefe Trage koͤnnte die Fortdauer ber 
römiſchen Terminologie, bie ſich befonberd im fränkifchen, zum Xheil aber 
auch im deutſchen Reich erhielt, verleiten. Zwar möchte fi kaum ein Sprach⸗ 
gebrauch nachweiſen laßen, der im Gebiete des öffentlichen Rechtes den Staat 
oder ein Forrefpondirendes Abftrattum zur Perjon erhöbe und ihm Rechte 
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oder Pflichten zuertheilte. Vielmehr wirb als berechtigt und verpflichtet hier 
einfadh der König oder ber König nebft ber ihn beſchraͤnkenden Geſammtheit 
der Großen genannt. Allein ſchon früh wirb im Gebiete des Vermögens. 
rechtes ber Fiskus, befien Name ſchon deu älteften Volksrechten bekannt ?) 
und fobann den Geſetzen, Formeln und Urkunden aller Zeiten ſehr geläufig 
ift, in Verbindungen aufgeführt, welche am ſich bie Deutung auf die juriftifche 
Perjönlichkeit des Staates zulaßen würden. Es wirb von Grundftüden, Leuten 
und Saden, von Forderungen und Rechten des fiscus geſprochen, es wirb 
dem fiscus gezahlt, veriprochen und geküßt, ja der fiscus tritt als Kontrahent 
und Partei auf). Trotzdem ift hierbei an eine Fortdauer des roͤmiſchen ab- 
ftraften Begriffes nicht zu denken. Schon die bekannte Thatſache, daß ſowol 
im fränkiſchen als bis zum 12. Jahrh. im beutfchen Reich Fönigliches Privat- 
vermögen und Reichövermögen durchaus zufammenfielen 4), ſchließt jede Mög. 
lichkeit einer folhen Annahme aus. Cine nähere Betrahtung ergibt denn 
auch, daß unter fiscus in ben Quellen gar Feine ſubjektive, fondern lediglich 
eine objektive Einheit verftanden wird. Fiscus ift nichts weiter als das 
Fönigliche Gut, welches dabei in germanifcher Weiſe als eine an den Könige- 
Hof angeichlogene Sachſphäre, als ber Tönigliche Hof oder Palaft mit allem 


2) Schon ber 1. Salica im Titel de reippus (in fiscum ipse reippus.. col- 
ligatur), der 1. Ripuar.,, 3. B. tit. 69 (71) u. 89 (91), 1. Alam., 1. Bajuv. 
u. ſ. w. 

) L. Ripuar. 89 (91): tertiam partem .. fisco tribuat; 69 (71) $ 1 u. 2: 
omnes res ejus fisco censeantur. L. Alam. IV: ad fiscum .. pro fredo solvat. 
L. Bajuv. I, 7, 4: pro fredo ad fiscum. &benfo wird fpäter in Reichögefeßen und 
Privilegien für den Bruch eine Buße an den fiscus angedroht, 3.3. 1182 5. Remling 
I. 123: 100 libras auri pro poena fisco imperialis camerae; 11805. Schannat 85; 
1188 im Lüb. Urkb. I. 11. Konflölstionen nimmt der Fiskus vor, 3. B. . Ripuar. 69; 1. 
Wisig. XU, 2, 17: eorum vero bona sibi... fiscus adsumat. Erbloſer Nachlaß gehört 
bem $iöfus, 3.3. L Sal. emend. 63 $ 3: si autem ille moritur, compositio aut 
hereditas ejus.. ad fiscum pertineat, aut cui fiscus dare voluerit. Der 
Fiskus erbt, z. B. 1. Rip. 57, 4: non alium nisi fiscum nostrum heredem re- 
linquat. Der Fiskus befikt, 3. B. form. Marc. I, 14: sicut ab illo aut a fisco 
nostro fuit possessa; I, 15: quam usque nunc aut fiscus noster aut ille tenuit. 
L. Alam. 39 (40): fiscus adquirat. Ganz regelmäßig werben die in den Immu- 
nitätsprivilegien verliehenen echte ald Veräußerungen vom Fiskus (de fisco) be- 
zeichnet; es ſoll auf ben Begünftigten Alles übergehen, was biöher ber Fiskus be- 
309; z. ®. 814 5. Schannat 2: quicquid de rebus praefatae ecclesiae fiscus 
sperare poterat; 965 ib. 21; 888 b. &acomblet I. 41; 814 b. Neugart II. 3; 
670—673 b. Remling 2: quantumcungue ad partem fisci nostri reddere de- 
buerant. gl. auch die Stellen aus meroving. Zeit bei Waitz (2. Aufl.) II. 592 
N. 2 und 61I N. 2, 

9) Th. 1 116—117. Roth, Benefleialw. 68f. 208 f. 416f. Eichhorn 
5 295f. Gengler, Grundriß ber deut. Rechtsgeſch. 288. 
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Zubehör vorgeftellt wird. Deshalb wird mit tem Worte fiscus nicht Flos 
die Gelammtheit des Reichsvermoͤgens*), jondern oft ein einzelnes Stück bei. 
felben, fei es die Kaffe), ſei es der Schatz'), fei ed eine beſondere Geredt- 
jame, jei es eine einzelne villa oder ein Grundſtück des Königs bezeichnet?) 
wobei gerabe der letztgedachte jehr verbreitete Sprachgebrauch die völlige Um- 
wandlung bes in dem Worte ftedenten Begriffes zeigt. Dasſelbe beweijen 
auch die üblichen Synonyme. Denn neben einigen andern der römifchen 
Rechtöiprache entlehnten Ausdrücken, wie aerarium?), publicum!°), respublica!!), 
werben vor Allem foldye Worte mit fiscus völlig ſynonym gebraucht, welde, 
wie curtis regia!®), palatium1%), dominicum!%), den Hof oder das Hans 


)Waig ac. O. II. 618. Gengler a. a. D. 2834 theilt eine Stelle ans 
einem alten Gloffar mit, worin der fisc ald „sac ou bourse du roy oü l’on met 
publiques cens ou revenues ou fourfaitures* definirt wird. 

)Baiga a. O. IL6IEN.2 m 3. 

N Baia. aD, Il. 620. 

©) Sehr viele Beifpiele aud meroving. Zeit b. Waitz (2. Aufl.) II. 619 R. 5 
n. Roth a. a. DO. 205 R. 6, ans karoling. ib. N. 9 u. 11. Cap. 812: Franci 
qui in fiscis aut villis nostris. Urf. v. 823 b. Boehmer 2: ex fisco nostro 
Franconofurd. Urf, v. 802 b. Lacomblet I. 15: Karl d. Gr. ſchenkt fiscum 
suum qui vocatur lothura in proprietatem ad reliquias. 

)Waipa aD. I. 620—621. 

10) L. Bajuv. Ic. 10, 5: pro fredo in publico solvat. L. Alam. I, 2: 
fredum in publico solvat. Ed. Chlotar. IL d. 614 c. 23: in publicum non 
exigatur. Tassilon. decr. de popular. leg. 12 (14) u. 13 (15): in publicum 
solvere, componere. Wait a. a. DO. II. 620 N 3. 

11) Url. v. 858 b. Schannat 7: Beilegung eines Streites über bie utilitates 
des Odenwalds, erregt von den exactores regii inter rempublicam et ecclesiam. 
Häufig ift in den Kapitularen von utilitas, ministri, bona reipublicae u. ſ. w. 
Die Rebe. Bol auch Waitz (2. Aufl.) II. 619 N. 1. 616 N. 1. 622 9. 1. 

*) 3.8.1 Alam. 81. Ed. Rotar. c. 15: ad curtem regis exigat; 158: 
curtis regia accipiat; 159 u. 160: curtis regia suscipiat; 163: tunc illi curtis 
regia succedat, tunc curti regiae socientur; 171, 188, 185, 186: in curte regis 
componat, exigantur; 195, 196, 197: ad curtem regis se commendare; 199: 
cum curte regis dividere; 201: facultas ad curtem regis perveniat; 202, 224, 
225 u. f. w. L. Grimoaldi 8: curtis regia medium de rebus suis accipiat. 
L. Liutpr. III c. 13: medietatem curtis regis; 17 u. 18: suocedat ei curtis 
regia, IV c. 20: habeat curtis regia. L. Aistulfi 8, 12: si quis cum carte 
regia causam habuerit. Auch curia oder camera wurbe in gleicher Weiſe 
üblich. 

15) 3.3. . Liutpr. c. 30: deveniat ipsa substantia in potestastem palatii; 
c. 35: et componat in palatio.. L. Rachis c. 7: componat.. in palatio regis. 
Daher find auch homines fiscales o. fiscalini u. palatiales gleichbebeutend. 

4) 3. B. Decr. Tass. de popular. leg. c. 11: in dominico. L. Chamar. 
c. 3f. L. Fris. tit. 16: ad partem dominicam ... componuntur; 17 $ 1. 
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bes Königs. ganz ausbrüdlich bezeichnen. Der Sinn aller jener ben fiscus 
ſcheinbar perfonificirenden Redewendungen ift daher fein anderer, als ber aller 
jener früher beiprochenen fcheinbaren Perfonificirungen von Höfen, Häufern, 
Hufen und Geredhtigfeiten ($ 6). Es wird damit Tebiglich das Verhältniß 
objettiver Zugehörigkeit oder eine in dieſem Verhältniß eintretente Berän- 
derung ausgedrückt. Wis eigeniliches Subjelt aber fteht dahinter der König, 
weshalb denn auch ohne jeden Unterſchied dieſelben Bußen, die dem Fiskus 
zugewieſen werben, nach andern Stellen an den König fallen!d), und alle fit 
kaliſchen Sachen und Rechte promiscue auch Sachen und Rechte des Königs 
genannt werben!®). 

Neberbaupt aber ift, wie im Uebrigen das Subjekt der Reichögewalt and 
vorgeftellt werben mochte, unter allen Umftänden an eine Trennung feiner 
ftantsrechtlichen nnd feiner priwatrechtlichen Seite nicht zu denken. Vielmehr 
wurden bier wie überall die öffentlichrechtlichen und bie privatredhtlichen Ver 
‚ hältniße begrifflich wicht geſchieden; genau in derjelben Weile dachte man fidh 
den König als Inhaber der Staatögewalt, ald Träger allgemeiner financieller 
Rechte und als Eigenthümer beftimmter Waldungen und Aeder; und es 
konnten daher zuletzt die Öffentlichen Rechte auch hier von ihrer nutzbaren 
Seite ber patsimonial aufgefaßt, privatrechtlie Eigenthumsſplitter aber als 
Regalien mit gewißen Merkmalen von Staatöhoheitsrechten bekleidet werben!?). 


) 3.8. Ed. Rotar. c. 5.9. 18. 19. 20—22. 25.26. 189. 200; L. Liutpr. c. 26. 
37. 28; Grimoald. c. 6.7; L. Rachis c. 8. 7: componat regi. Ed. Rotar. c. 8 u. 1. 
Liutpr. c. 35: sit culpabilis regi. Ed. Rotar. c. 21: detregi. L. Liutpr. c. 80: acci- 
pist rex. L. Bajuv. I c. 11, 1. L. Fris. tit. 8 c. 2, 3, 8; 9 c. 1, 8, 14, 15, 
16, 17; 17 oc. 5; add. sapient. 3 u. 8: weregildum, fredum componere, exsol- 
vere, satisfacere ad partem regis. 

10) Diefelben Grunbfiüde daher, welche fisci heißen, heißen auch villae, loci, 
curtes, curiae regis ober regiae; val. 3. B. Cap. de villis, wo bie kaiſerl. Villen 
ats fiskalifches Gut bezeihnet u. im breviarium rerum fiscalium bie kaiſerl. Ein- 
nahmen aufgeführt werben; bef. c. 4, mo es gleichbedeutend heißt: Franci autem 
qui in fiscis aut in villis nostris commanent. So läßt auch Gregor Tur. VI, 
46 a. 584 ben 8. Chilperich fagen: ecce pauper est fiscus noster, ecce divitiae 
nostrae ad ecclesias sunt translatae. Und in ber Urf. v. 1111 5b. Remling 
89 wirb ausdrücklich definirt: in locis fiscalibus id est ad utilitatem imperatoris 
singulariter pertinentibus. Bgl. auh Waitz a. a. D. 61I N. 4. 

17) Bel. Th. 1. 101—117, beſ. N. 80—88. v. Sybel, Koͤnigih. 265: „in ber- 
ſelben Weiſe dachten fie fi den König als Inhaber der Gerichte u. Finanzhoheit, 
wie als Eigentkümer feiner Wälder, Wieſen n. Aderflächen" ; es beftanb noch voll- 
kommene „Unfähigkeit, zwiſchen der Stantögewalt und deren ſichtbarem Träger zu 
unterfheiden". Walt (2. Aufl.) II 626: „alle öffentlichen Rechte haben, wenn 
fie dem König Einkommen gewähren, den Charakter eines Beſitzthums angenommen, 
pas nicht wefentlich anders behandelt wird, als ein Ader o. Hof. ber ihm eigen- 
thümlich angehört u. vielleicht auf einem ganz privatrechtlichen Wege erworben 
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Beweis genug, daß andy auf ber Seite bes Subjekts eine Unterfcheibung von 
„Staat” und , Fiskus“ dem Zeitbewußtſein völlig fremd fein mußte. 

In Wirklichkeit wurde nun aber bis in das fpätere Mittelalter hinein 
überhaupt Fein unfichtbares Begrifföweien, ſondern ein fichtbarer Inhaber als 
das Subjelt ber oberftien Herrichafte- und Bermögensiphäre vorgeftellt. 
Urſprünglich war dieſes Subjekt die verfammelte ober verfammelt gebachte 
Volksgemeinde geweien!?). Mit ber Entftehung des Königthums war fo gut 
von der politiſchen Machtfülle wie vom Vermoͤgensrecht der Bollsgefammtheit 
ein Stüd auf den König übergegangen, jo daß nun ber König unb bie 
Volksgeſammtheit miteinander in ähnlicher Weife, wie fpäter noch oft in 
großen Marken Obermärker und Märkerſchaft, das höcfte Recht beſaßen. 19) 
Almälig und vor Allem jeit der Vereinigung mehrerer Voͤller in Einem 
Reiche wurde ber König zum alleinigen Herrn der HReichögewalt, jo daß nun 
die Begriffe der Reichöverwaltung nnd ber Zöniglihen Haus- und Hofverwal⸗ 
tung, bes Reichsgutes und bed Koͤnigsgutes ſich vollkommen bediten?). Enblich 
aber begann von diefem Punkte aus eine rüdläufige Bewegung, indem durch 
Beneficial- und Lehnsweſen ein Theil der öffentlichen Gewalt wie des Kron- 
guts an die zu Königsbienern gewordenen oberften Volksgenoßen zurüdgelangte, 
dieſe fi zu einer auf den Reichſstagen zur Erſcheinung kommenden Gejammt- 
beit zuſammenſchloßen und als ſolche mehr und mehr eine Mitträgerſchaft der 
im Begriffe des Reichs zufammengefaßten Rechte erlangten*t). 

Wie in diefer ganzen Entwidlung der Staatöverband zuerft einer wei- 
teften Genoßenſchaft, dann einer Genoßenſchaft mit berrichaftlidher Spike, 
fodaun einem oberften Herrfchafteverbaude und endlich einem Herrſchaftsver⸗ 
bande mit genoßen ſchaftlicher Zufammenfaßung ber Glieder entipradh, fo wur- 
ben and, ganz analog wie in den engeren und engften Verhältnißen, balb bie 
fichtbare Gefammtheit, bald ber fichtbare Herr, bald Herr und Gefammtpeil 
in irgend einer ber möglichen Kombinationen als letztes Subjekt bes Ber- 
bandsrechtes vorgeftellt. 


worden ift”. Umgekehrt ift von einer Serrfchaft des Aiscus (in ditionibus fisci) 
bie Rebe, ib. 619 N. 8. Bol. überhaupt ib. 616— 645. 

0) Bol. Th. I. 33 u. 58-59. 

ı) Bgl. Th. L 50-52 u. 115 NR. 75—79. Typiſch Hierfür find noch bie 
Reiche ber Angelfachfen, in benen bas witenagemot ald Fortfegung der alten Volls⸗ 
verfammlung erfcheint und aus eignem Rechte an der Etaatögewalt unb dem Staats. 
vermögen Antbeil hat. 

*) Bgl. Th. I. 101—117, ef. N. 80-88. Diefe Entwidiung iſt im frän- 
Tifchen Reich ſchon unter den Merovingern vollendet. 

21) Bol. Th. I $ 23. Bollendet iR diefe Entwidlung, fobafb ber Begriff ber 
Reihöftände (status imperli) hervortritt. Im beutfchen Reihe brauchen die Kon- 
ftitutionen Friedrichs II. ſchon das Bild, daß ber Katfer dad Haupt, die Fürften 
bie Glieder des Reiches ſeien; const. d. 1382 (M. G. L. II. 91): velut membris in- 
sidet caput, ita nostrum in principibus viget et consistit imperium. 





8 20. Das Reich ald Rechtsfubjekt. 569 


I. Im deutſchen Reiche insbeſondere bilbete fi} .feit dem Siege 
bes Wahlprincips mehr und mehr die Vorftellung heraus, daß nicht der Kaiſer 
allein, fondern der Kaifer in Verbindung mit der Gejammtheit der Reichs⸗ 
ftände Subjelt der Reichögewalt und bes Reichsvermoͤgens ſei. Der Kaijer 
blieb freilich Herr und Haupt des Reichsverbandes und befaß in dieſer Eigen- 
ſchaft ein eignes und felbftändiges Herrihaftsrecht am Reiche, ein unter Um- 
ftänden als Eigenthum oder Dbereigenthum zu qualificirende® dominium, 
während die gefammten Stände nit nur als Einzelne blos Lehn- und 
Nutzungsrechte an der Gewalt und DBermögensiphäre des Reiches übten, fon- 
bern and ald Geſammtheit ihr Recht vom Kaifer ableiteten. Allein die volle 
Reichögewalt und das volle Eigentum am Reichegut ſchrieb man tem Kaifer 
als dem Reichshaupt und den Ständen ald ter Reichsgeſammtheit in Gemein- 
ſchaft zu. Der techniſche Ausdrud hierfür in Urkunden und Rechtsbüchern 
wurde, daß man entweder „Kaijer und Reich“ oder jchlechthin „das Reich“ 
als Subjeft von Rechten und Gütern bezeichnete, wobei im erjteren Falle 
unter Reich die Reichsgeſammtheit allein verftanden, im zweiten Falle das 
Reichoberhaupt darin mitbegriffen wurbe?2). 

Seitdem wurde auch die bem fränfiiden Reiche unbefannte Scheidung 
des Reichögutes und des Eöniglichen Erb- oder Hausgutes möglih. Während 
urfprünglich der neugewählte König fein Hausgut mit dem bisherigen Reichd- 
gut verſchmolz, führte der häufigere Wechfel der Dynaftie zu einer unter den 
Hohenftaufen durchaus vollzogenen Trennung. Der Natur der Sache nad 
wollte der König fein Hausgut nicht mehr in das Reichsgut aufgehen laßen, 
feitbem das letztere bezüglich der Verfügung und Benukung durch Anrechte 
der Stände beſchränkt war, und es wollten ebenfowenig die Stände das voh 
ihnen mitverwaltete und mitgenofene Reichsgut dem freien Sondergut des 


23) Die Städte, Dörfer, Herrichaften und Höfe des Reiches heißen baher jebt 
entweder nostre et imperii civitates (3. B. 1277 u. 1293 im 2üb. Urfb. I. 883 
u. 544; 1282 b. Schreiber I. 97; 1292 6. Gudenus I 868), aream.. im- 
perio et nobis specialiter attinentem (1219 b. Boehmer 28) und ähnlich, 
oder loca imperio pertinentia, ad imperium spectantia (3. B. 1180 b. Boeh- 
mer 17 u. Schannat 85), imperii et ad dominium imperii specialiter per- 
tinentia (1226 im Lüb. Urkb. 1. 45) u. j.w. Und wenn 3.3. iin Speierer Priv. 
v. 1111 es noch heißt in locis fiscalibus id est ad utilitatem imperatoris sin- 
gulariter pertinentibus, fo wird bei deffen im Uebrigen wörtlicher Heräbernahme 
in dad Priv, v. 1182 das Wort imperatoris in imperii umgeändert; Remling 
I. 89 vgl. mit 123. Auch fchließt ber Kaifer Verträge über dad Reichögut Namens 
des Reiches ab, 3. 8. 1196 6. Schannat 91: commutationem seu contractum, 
qui celebratus est a nostra majestate nomine imperii ab una parte. Die Reichs- 
fteuern werden an Kaifer und Reich gezahlt, 3. B. 1921 b. Boehmer 460: 
uns und dem riche; 1340 im Lüb. Urkb. II. 652: census nobis et imperio.. 
debitus .. et solutus, 
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Königs gleichgeftellt wigen. So kam es bahin, daß die Begriffe ber Reiche- 
macht und bes Reichägnts einerfeits und der Hausmaht und des Hansguts 
des Königs andrerſeits auseinanberfielen 39). 

Diefer Unterfhied war inte Teineswegs etwa der einer öffentlichen 
Staatögewalt mit Staatövermögen und eines koͤniglichen Privatvermögens mit 
Patrimonialrehten. Vielmehr waren beide Gewalt- und VBermögensiphären 
in gleicher Weife von dem fendalen Princip der Verſchmelzung ftantlicher und 
nußbarer Rechte beherrſcht. Der Unterſchied lag alſo nur darin, daß die eine 
Rechtsſphäre dem Könige und feinem Haufe als freied Sondergut zuftand, 
die andere nicht ibm allein, fondern ihm und ter Reichsgeſammtheit als ein 
gemeinjchaftliches Beſitzthum gehörte. Weber hier noch bort war alfo ein 
abftrafter Staat oder Fiskus das Subjekt, fondern ed lagen beftimmt von 
einander gejonderte objektive Nechtsinbegriffe vor, ald deren Subjekt verſchie⸗ 
dene Herrn und Geſammiheiten in alter Weiſe vorgeftellt wurden. 

Diefer Anffaßungsweiſe entiprad der auferordentlih mannichfache Ge 
braud des Wortes „Reich“ oder „imperium‘‘, weldyes ebenjo vieldeutig ift, 
wie etwa das Wort „Hof“ oder „Hans. 

In vielen Fällen wird damit gar Feine fubjektive, fondern eine objektive 
Einheit bezeichnet. Dann geht der Ausdruck häufig auf das räumliche Reicht⸗ 
gebiet?4), wobei aber wieder bald das ganze Territorium, bald das unmittel- 
bare Reichsland, bald nur ein Stüd des letzteren (ähnlich wie fiscus) gemeint 
it. Häufiger noch wird darunter die Reichögewalt mit Zubehör im Sinne 
einer liegenfchaftlichen Gerechtigkeit, eines oberften Weltamtes oder einer Lens 
oberherrlichkeit verftanden, fo daß tann das Wort „Reich“ in ähnlicher Weiſe 
wie heute etwa das Wort „Krone gebraudt und eine Summe von Rechten 
und Pflichten als fein Zubehör bezeichnet wird *). 

Wenn dagegen das Wort „Reich“ eine fubjeltive Bebentung hat, jo be 
deutet es die Reichsgeſammtheit. Als folhe wird im weiteften Sinne bie 
Summe aller Reichöangehörigen, im engeren Sinne nur ter Inbegriff ber 
unmittelbaren Reichsleute, im engften und regelmäßigen Sinne aber die Ge⸗ 
fammtheit der Reichövollgenoßen, ber aktiven Träger des Reiches verftanben. 


23) In voller Schärfe hat ber Schwabenſp. (E.) c. 124 die Echeldung ven 
des riches gut unb des kinniges eigen gut. Das Letztere Tann ber König an 
daz riche vergeben. Thut er es nicht, fo erben es feine nächften Erben, während 
fie des riches gut nicht erben. 

”) 3.3. Sachſenſp. III. 60 8 2: binnen deme rike. Schwabenfp. (%.) c. 133. 

25) Bol. N. 1. Sachſenſp. TI. 52 $ 1, wo koniglike gewalt und des rikes 
gewalt Torreipondiren. Echwabenir. (2.) c. 118. Es Heißt daher, bem Könige 
werbe dat rike mit ordelen verdelt, Sachſenſp. II. 54 84, Schwabenfp. (2.) 
c 124 u. 313; die deutfche Erde ſei romeschem rike underdan, ſächſ. Lehnr. a. 69 
8 7; ber Papft Tönne oder Tönne nicht das Reich als Lehen vergeben; es finde 
eine Nachfolge in das Reich ftatt; es gehöre etwas zum Reiche u. ſ. w. 
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Sn Tebterer Beziehung findet dann wieder ein zwiefach verjchiedener Sprad)- 
gebrauch ftatt, jenachtem das Haupt diefer Geſammtheit als ihr Theil oder 
„ als ihre Gegenjaß gedacht wird. Iſt das Erftere ber Fall, jo erjcheint als 
Reich” der Kaifer mit dem Reichötage?*), der Kaifer als Reichsrichter mit 
den Reihsihöffen?”), der Kaifer als Reichskriegeherr mit dem Reichsheer 29); 
ja bisweilen ift e8 ber Kaifer allein, an den als an ben oberften Repraejen- 
tanten der Einheit des Reichöverbantes bei Nennung des „Reiches“ vorzuge- 
weife gedacht wird?) Wenn bagegen neben bem Kaifer oder im Gegenfaß 
zu ihm vom „Reiche gejprochen wird, fo wird barunter zunächſt bie das 
Reich mit ihm theilende Geſammtheit, mithin oft geradezu die Reichsverſamm⸗ 
lung, ber Reichstag oder ein irgendwie jonft verfammelter Inbegriff von Reichs⸗ 
ftänden oder Reichsvaſſallen verftanden 9%. Und auch in dieſen Fällen, in 
denen am früheften der Schein entfteht, als folle in dem Namen des Reiches 
der Individualperſoͤnlichkeit des Kaifers die Staatsperjönlichkeit entgegengeſetzt 
werten, ift Anfangs ein weit finnlicherer und greifbarerer Gegenſatz gemeint. 


) Bol. 3. B. Sachfenfp. IL 1: Verbot, fich gegen das Reich zu verbünden, 
HL 19: freie Leute u. Reihsdienfimannen thuu dem Reich Hulde. IIL 54 8 3: 
bi des rikes hulden. Grimm, W. I. 191: Blutbann von des riches wegen. 
ib. IL 474 $ 9: das reich, das soll ihnen helfen von des königs wegen. 
W. des Büdinger Reichswaldes v. 1380 ib. 432: Der Forftmeifter weift von des 
heiligen riches wegen bei dem @ibde, ben er dem heyligen riche getan. 

2 3. 3. Sadjfenfp. IL 12 8 6 u. 8. HI. 19. 71 82. Sächſ. Lehnr. a. 4 
$ 2. 69 8 8. Richtſt. Landr. 49 $ 3. 5088 u. 9. 

”, 3 3. Grimm, ®. IH. 426: eyn riche zieht in bie Burg, über das 
Gebirge. 

20) 3. 8. Nichtft. Lehur. c. 16 $ 3: wert he aver hervluchtich ute des 
rikes denste, dar id rike sulven is edder des rikes hovetman, deme dat rike 
dat orloge gegeven hadde; vgl. $ 2: den dat rike gesat het. W. des Büdin- 
ger Reihöwaldee b. Grimm III. 426: daz daz riche oberster märcker sy 
ober den walt; .. wer ez auch, das eyn riche birssin wulde in dem B. walde, 
so solt eyn furstmeister die 12 forster verboten u. die solden myt eyme 
riche zu walde riden, ir iglicher myt eyme armbroste off des riches koste 
u. schaden. Bgi. ib. I. 818. Lauterer W. ib. 772—775, wonad das riche 
grundherrliche Rechte übt, Amtleute nach sinem willen fegt, Bußen anorbnet u. ſ. w. 

20) Bol. oben N. 22. Sachſenſp. IIL 54 $ 3: als man den koning küset, 
so sal he deme rike hulde dun, unde sveren dat he... it rike vorsta an 
sime rechte; Schwabenſp. (8.) c. 122. Hier erflärt zwar Homeyer, Regifter 
©. 469 „Reich ale juriftifche Perfon, der der König Hulde thut“: allein es dürfte 
doch wohl an die Geſammtheit der Stände zu denken fein, im ähnlicher Weiſe, wie 
‘der Herr der Gemeinde ober der Landesherr ber Landſchaft einen Treueid Teiftet. 
Bgl. Urk. v. 1973 b. &acomblet IIL 645: unse ind des riches swere ungnade. 
Daß jedenfalls nicht innmer das Reich neben dem Katjer eine juriftifche Perfon be⸗ 
deutet, zeigen Stellen, wie im W. v. 1380 6. Grimm IIL 426: und wer ess 
daz eyn keyser u. daz riche wulde ober bergk. 
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Allerdings indeß ift in biefer Trennung bes Reichs von ber Perjon bes 
Kaifers im Zufammenhange mit ber objektiven BVerfelbftändigung der Reichs⸗ 
gewalt der Mebergang des Neichöbegriffes in ben Begriff einer abftralien . 
Reichöperfönlichkeit fchon zur Hälfte vollzogen. Und feit dem 13. ober viel- 
leicht ſchon feit der Mitte des 12. Jahrhunderts tritt dann wirklich mehr und 
mebr der Begriff einer idealen Gefammtperjönlichleit des Reiches hervor 31). 
Allein in das eigentliche Volksbewußtſein drang bie Vorftellung der abftratten 
Reichöperfönlichkeit nicht tief ein. Ueberhaupt aber vollendete fie fidh erft in 
einer Zeit, als das Reich einen großen Theil feiner realen Bedeutung ein- 
gebüßt hatte und zu einer Koeberation ter Stände geworden war. So war 
denn auch dieje Reichöperfönlichleit Leine wahre Staatöperfönlichleit, ſondern 
eine Gimungsperfönlichkeit nach dem Bilde vieler anderer das ſpäte Mittelalter 
erfüllender Bünde. Und für die Erzeugung eines wirklichen Staatsbegriffes 
war dieſe Perſoniſikation des Reiches von viel geringerer Bedeutung, als die 
inzwifchen vor fi) gegangene Umwandlung der Städte in ſtaatliche Gemein- 
weien und die bald im Anfchluß hieran fich vollziehende Konftituirung der 
Lerritorialftanten. Nur in der fpäteren publiciftifchen und civiliftifchen 
Doftrin wurde bie Reicheperfönlichkeit von großer Wichtigkeit, indem die 
Suriften vorzugswetfe an ihr das flantlihe wie das fiskaliſche Recht ent- 
widelten und erft von ba ans bie betreffenden Begriffe in bie Xerritorien 
einführten: hierbei aber knüpften biejelben gar nicht am bie Hiftorifch ent- 
widelte deutſchrechtliche Gefammtperfänlichkeit des Reiches an, fonbern identi- 
fieirten einfach das beutjche Reich mit dem römifdhen imperium und ſuchten 
auf dasjelbe Alles zu übertragen, was fie über Stant und Fiskus aus bem 
Corpus juris berauslafen. 


3) Manche ber angeführten Stellen aus Sachſenſpiegel u. Schwabenfpiegel 
(def. in NR. 26 u. 30) u. auch fchon die entiprechenden Ausbrüde in älteren hohen⸗ 
ftanfifchen Urkunden (4. 2. die Url. v. 1180, 1182 u. 1196 in R. 22) laßen fid 
recht gut vom einer idealen Reichsperſoͤnlichleit verftehen. Dafſelbe gilt von andern 
mehrdeutigen Ausbrüden ber Rechtsbücher. 3. B. Sathienfp. L a. 29: dat rike 
unde de svavoe ne mogen sik nümmer versvigen an irme erve. Ib. IIL 81 
$ 1: des rikes gud. Sächſ. Lehnr. a. 71 $ 7: in’t rike irsterven. Ib. 2 8 6, 
483,65 $ 4: des rikes gut. Schwabenſp. (8.) c. 362: swer sich des riches 
gutes underwindet; c. 347: u. vindet ein man gut uf der vrien strazze under 
der erde, daz ist des riches. Ganz entfchieben wirb im Keinen Kaiſerrecht, das 
aber überhaupt wegen feiner abſtralten Auffaßung eine Eonderftellung einnimmt, 
das Rei im Sinne eined Staates perfonificirt; vgl. 3. B. bie Borrebe; Ic. 1. 
2. 10. D. c. 18. 25. 26. 27. 40: alle ding sind des riches. 55. 56. 59. 72. 
78: wa man gemeinem nutz tut, da dient man dem riche. 74. 89: wer die 
e des riches nit entbelt, der sal ane dise e des riches sterben. 111. 114. 
117. 118. 119. DI c 1—10. IV c. 1. 15. 16. 


Viertes Kapitel. 
Die Stadtperſönlichkeit. 


8 21. Urfprünglider Zuftand. 

Wie in allen Beziehungen die Städte als die Geburtöftätten ber neuen 
Gedanken zu betrachten find, welche den Uebergang von der mittelalterlichen 
Kulturepoche zur modernen angebahnt haben, jo vollendete ſich hier auch der 
beutfche Körperfchaftsbegriff und erzeugte durch die Erhebung der Stabt zur 
Perfon das erfte wahrhaft ftantlihe Gemeinwefen deutfcher Bildung. Wie 
aber in allen Beziehungen die ſtädtiſche Entwidlung nur die organifche Ent- 
faltung uralter Keime des germantfchen Gemeinlebens ift, fo ift auch der Be- 
griff der Stadtperfönlichkeit in langſamer Bildung aus den Älteren Bor- 
jtellungen der Genoßenſchaft und des Gefammtrechts herausgewachien. 

L Urſprünglich waren die ftädtifchen Ringmauern in keinem Punkte 
das Kennzeichen eines beſonders gearteten Verbandes. In ter Stadtmark ſaß 
eine Ortömarfgemeinde oder eine Mebrheit jolcher Gemeinden, die ganz gleich 
den ländlichen Markgemeinden organifirt waren. Hier lag bie Dingftätte 
einer Gent- uud Gaugemeinde, die filh über die Mauern der Stadt weit hin- 
aus eritreden mochten und jedem anderen öffentlichen Gerichtöverbande biefer 
Stufen entiprahen. Das Recht des Stadtgau's und der Stabtcent war wie 
feit vielen Jahrhunderten alles höhere politifche Recht beim Könige, als deſſen 
Stellvertreter ein Graf und unter ihm ein Gentrichter oder Schultheiß bie 
Öffentliche Gewalt des Volkörechtes handhabten. Zwifchen bie volfsrechtlichen 
Verbände aber fchoben fih auch bier die intenfiv und extenſiv wachſenden Hof. 
und Immunitätöverbände, die dadurch, daß ihren Mittelpunkt ein bifchöflicher 
Fronhof, eine Fönigliche Pfalz oder andere Höfe in den Städten bildeten, von 
ähnlichen Tantlichen Verbänden nicht verjchieden wurden. Wenn fi nicht im 
allen Stäbten alle biefe verfchiedenartigen Elemente nebeneinander fanden, jo 
ftanden fie doch in den großen Biſchofsſtädten nebeneinander, denen gerade bie 
erfte und originäre Erzeugung des jtäbtifchen Gemeinweſens zufiel. Und aud 
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in den andern Städten, die Anfangs etwa reine Grunbberrichaften ober viel- 
leicht auch völlig freie Gebiete geweien waren, gieng jeber wirklich ſtädtiſchen 
Entwillung eine Differentiirung in mehrere verfchiebenartige Berbände voran. 
Denn ed gab in der entjcheibenden Epoche weder Städte ohne Hof- und Im⸗ 
munitätsverband, noch begann irgendwo eiue ftäbtilhe Bildung ohne vor- 
berigen Hinzutritt eines volksrechtlichen Gerichteverbandes. 

In Bezug auf alle bieje ftädtifchen Verbände nun aber berrichte dieſelbe 
Auffaßung des Verhältniges von inheit. und Vielheit, welche bie ländlichen 
Verbände beherrſchte. In den volkerechtlichen Verbänden war die Verſamm⸗ 
lung ber Vollgenoßen Trägerin besjenigen Rechte, welches nicht ten öffentlichen 
Beamten ald Repraefentanten des an die Spige aller höheren politiichen Ver⸗ 
bände getretenen Königs zufland. In den Hof. und Immnnitätsverbänden 
war der Herr ber Eigenthümer alles Gemeinfchaftsrechts, welches nicht bereits 
als abgeleitetes Beiigthum anf die innerhalb bes Herrichaftsrechtes genofen- 
ſchaftlich geeinten Geſammtheiten von Minifterialen, freien Zinsleuten und 
Hörigen übergegangen war. Den ſubjektiven Einheiten aber korreſpondirten 
auch hier die räumlich⸗dinglichen Einheiten der Marken und Höfe, für welde 
bie Stabt als jolde Anfangs ein lediglich lokales Centrum war: eine Stabt- 
mark, die in mehrere Heimſchaften zerfallen oder mit umliegenden Dörfern 
gemeinfam fein fonnte, eine Stabteent und ein Stadtgau einerjeitd, und 
eine möglicherweife über die Stadtmauern weit binausreichende Grundherr⸗ 
ſchaft mit mehr ober minder gefteigerten Smmunitätsrechten andrerſeits. Wie 
dieſe Verbände mit ihren ſtädtiſchen Beitandtheilen von ihren außerftäbtijchen 
heilen unausgejondert waren, fo verband fie untereinander Tediglich die and 
fonft zwiichen den Volksverbänden und ben fie durchkreuzenden Herrſchaftsver⸗ 
bänden beftehende Aufere Verbindung. Hier wie auf dem Lande nahmen bie 
herrſchaftlichen Hinterfaßen nicht nur am Markverbande, fondern auch an ben 
öffentlichen Gerichtsverbänben mittelbar Theil. Und bier wie auf dem Lante 
afficirte Die Immunität ber Herrichaftsgebiete mehr und mehr auch die in 
ihren Bereich kommenden vollsrechtlihen Elemente. 

Unter diefen Umftänden gab es den Begriff einer Stadt als politifcher 
Einheit nidt. Vielmehr hatten die Worte „Stadt* und „Bürger“ eine lediglich 
Iofale Bedeutung. Als civitas, Stadt, Burg oder Wit bezeichnete man eine 
ummanerte und befeftigte bewohnte Stätte), ja im weiteren Sinne nicht fie 
allein, fondern den jedesmal in Betracht kommenden Bezirk, deſſen politifcher 
oder kirchlicher Mittelpunkt die Stadt war, alſo namentlih bie Marl, ten 
Gau oder die Dioeceſe?). „Bürger“ aber, cives, urbani, oppidani nannte 


1) Bgl, Maurer, Stadto. L 2—4. 7—12. 14 - 19. 4—45. 

2) Schon Dufresne fagt (vgl. Fichard 74): hic solum addam, nomine 
civitatis non modo urbem caput gentis, sed etiam totum urbis agrum pagumees 
aut divecesin designari. Bgl. Ducange, Glossar. 8. v. civitas. Hegel DL. 3477. 
Waitz (2. Aufl.) IL 823 f. 364 f. 
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man bie Bewohner eined folden Orts, ohne damit von ihnen bereits bie 
Mitgliebfchaft in einem politiichen Verbande auszuſagen?). Es gab weber 
ein beſonderes ftäbtifches Gemeinweſen noch eine ftäbtiiche Bürgerichaft, ſon⸗ 
bern nur öffentlihe und berrichaftliche Verbände in der Stadt und ftäbtifche 
wie ländlihe Mark, Gau- und Hofgenoßen. 

I. Der Anfang einer ftäbtifchen Verfaßungsentwicklung Iag in einer 
doppelten Beränderung, welche feit bem 10ten Jahrhundert in Deutfchland 
eintrat. Die Stadt wurde zu einem befonders gearteten Gebiet und es bil- 
dete ſich der Zorrefpondirende Begriff einer beſonders gerarteten ſtädtiſchen 
Gemeinde. Beides vollzog fich zuerft in ben Bifchofsitädten, und zwar voll- 
308 es fi vornemlich durch eine Koncentration ber verfchiebenen in ber'Stabt 
vorhandenen Gewalten in ben Händen des Biſchofs. ine ähnliche der ftäbti- 
ſchen Einheit günftige, die ftäbtiiche Freiheit aber zuvoͤrderſt befchräntende 
oder zurädhaltende Entwicklung fand dann auch in andern Städten ftatt. 
Für die Entftehung des ſtädtiſchen Gemeinwejend aber wurden durch bieje 
Entwidlung eines geſchloßenen Stabtverbandes mit einem monarchiichen Haupte 
wichtige Faktoren geſchaffen. | 

1. Das Stadtgebiet nahm eine eigenthümliche rechtliche Beichaffen- 
heit zuerft durch bie Beftftellung eines befonderen und zwar erhöhten Frie⸗ 
dens an, ber innerhalb der Stadtmauern und abgefhwädht innerhalb bes 
ganzen Stabtbannes herrſchte. Daraus ſchon ergaben fidh die Anfänge eines 
befonderen ftädtifchen Rechts, welches fi bald durch ſolche den Stadtherrn 
und fpäter ben Bürgern ertheilte Privilegien mehrte, die eben nur auf das 
Stadtgebiet Bezug hatten. Den Abſchluß aber bildete die durch die Dttonifchen 
Smmunitätöbriefe allerdings erft angebahnte Begründung eines befonberen 
ftädtifhen Gerichts, mit deffen Vollendung die Stadt von jedem unmittel- 
baren Zufammenhange mit den alten gerichtlichen und überhaupt politifchen 
Bezirken Losgelöft war. Das Rejultat war, daß die Stabt mit allen ihren 
Pertinenzen und Bewohnern als ein eigenthümlich beichaffenes Territorium 
aus ber allgemeinen Glieberung des Landes beraustrat; daß mit dem Worte 
"Stadt" fih nun nicht mehr blos die Vorftellung einer äußerlich befonders 
qualificirten Stätte, fondern einer juriftifh bejonders qualificirten räumlich 
binglichen Einheit verband, welder ein Stabifriede, ein Stadtrecht und ein 
Stadtgeriht entſprachen. Die Stadt in dieſem Sinne war alfo eine neue 
Gebietsart. Sie war weder mehr für fih noch in Verbindung mit andern 


2) Maurer a. a. D. 129—134. Den Gegenfap von Bürgern o. cives in 
Diefem älteften Sinn bilden aljo die Landleute, rurales, ruricolae (ib. 181 R. 5-8). 
Identiſch damit find bie omnes civitatis habitatores (1074 6. Boehmer I. 12), 
omnes in oppido commorantes (Stabtr. v. Soeft $ 58), omnes qui in civitate 
habitant (Speirer Priv. v. 1111), omnes civitatem nostram inhabitantes cu- 
juscungue fuerint conditionis (üb. Priv. v. 1188 im Urkb. L 9), 
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Gebieten ein Grafſchaftsgau, eine Hunberte ober eine Orismark alter Art: 
fondern fie war ein in fidh gefchlokenes Gebiet, welches bie Funktionen einer 
Ortsmark und eines öffentlichen Gerichtöbezirfes höherer wie niederer Art in 
fih vereinigte. Noch weniger war die Stabt eine gewöhnliche Vogtei oder 
Grundherrſchaft oder Beftandtheil einer foldhen geworben: fondern fie war ein 
in fi geſchloßenes Gebiet, an welchem beftimmte oberberrlihe Befugniße 
mehr oder minber vogteilihe ober grundherrliche Beichaffenheit annehmen 
mochten, in weldem aber biefe den ganzen Gebietsumfang ergreifenben Rechte 
bes Bifchofs, des Königs oder eines andern Stadtherrn ſpecifiſch verfchieden 
waren von ihren Dofrechten an einzelnen Theilen des Gebiets. Denn biefe 
wenn auch am fih dem Hofrecht entjprungenen Rechte waren nun verknüpft 
mit auderen aus dem Volksrecht fiammenden Befugnifen am ganzen ftäbtifchen 
Weichbild *). 

2. An eine folche Abichliegung bes Stadtgebietes mußte ſich nothwendig 
die Entftehung einer Stadtgemeinde als eines beſonders gearteten Perjonen- 
verbandes anfchliegen. Derſelbe Iangfame Proceß, welcher das ſtädtiſche Ter⸗ 
ritorium dem Lande gegenüber rechtlich differentiirte, Töfte auch die Stabtein- 
wohnerſchaft von ihren ehemaligen Genogen im umliegenden Landgebiet und 
ertbeilte ihr eine ſpecifiſch ſtädtiſche rechtliche Qualität. Früher oder fpäter 
zerriß der Zuſammenhang freier ſtädtiſcher Hufenbefiger mit etwaigen Marf- 
genoßen in benachbarten Dörfern; zerreigen mußte vor Allem das Band zwifchen 
ftädtifchen und außerftäbtiichen Gerichts- und Gaugenoßen; felbft unter ben 
ritterlihen Dienftmannen des Stabtherrn löſte fih eine befondere ftähtifche 
Minifterialenfchaft von ben Tändlichen Genofen ab; und die Maffe der hörigen 
Stadtbevoͤlkerung endlich trat ſchon durch ihre Beichäftigung in einen bald 
auch rechtlich firirten Gegenfag gegen auferftäbtiiche Hofgenoßen besfelben 
Herrn. War aber fo die gefammte Stabteinwohnerfhaft nad außen ein 
Ganzes, jo mußte mehr und mehr auch eine innere Verbindung binzutreten. 
Diefe wurbe vermittelt durch ben Vereinigungspunkt, den für alle Einwohner- 
Flaffen ihr gemeinfames Hanpt bildete. Denn gewiße Rechte erlangte auch 
in ben freieften Biſchofsſtädten der Biſchof über alle Einwohner, während 
in Töniglien und fürftlihen Städten von vornherein eine einheitliche Ober- 
gewalt gegeben war. Der Bifchof vor Allem erwarb dur die Privilegien der 
Ottonen die Ernennung oder Belehnung der öffentlichen Richter, welche zwar 


9 Bol. Th. I. 255f. Auch Maurer a. a. DO. 833 f. über ben Stadtfrieden, 
394 f. über dad Stadtrecht, 352 f. u. 437 f. über das Gtabtgeriht. Maurer gebt 
aber hier wie überall einfeitig von dem Begriff der bäuerlichen Darf aus, welche 
fi) im Stadtgebiet Lediglich fortfeßen fol, während bafjelbe vielmehr vor Aller 
auch die Funktionen bes alten Gerichtegau's refp. ber berrichaftlichen Gerichtsbezirke 
fortfept. Erft durch die Verfchmelzung ber früher an verfchlebenen Bezirken baften- 
den Funktionen wurde das Weichbild eben zu einer neuen, bis dahin unbekannten 
Gebietögattung, zum Stadtgebiet. 
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Öffentlihe d. h. im Volksrecht wurzelnde und vom Reiche entftammtes Recht 
übende Beamte blieben und von welchen der Oberrichter (Burggraf oder Bogt) 
nach wie vor den Blutbann unmittelbar vom Könige empfieng, welche aber 
jedenfalls eine Berfnüpfung der äffentlihen Gewalt in der Stadt mit ihrem 
einheitlichen Oberhaupte vermittelten. Und es wurden nun bie öffentlichen 
und die herrſchaftlichen Richterämier mehr und mehr denfelben Perfonen über- 
tragen, die Öffentlichen und die vogteilihen Dinge mit einander verfchmolzen. 
Daraus aber, daß nun von Einem Punkte eine gemeinfame Gewalt über alle 
Städtifhen geübt nnd gemeinfame rein ftädtifche Richter und Beamte über 
Alle gejeßt wurden, erwuchs mehr und mehr auch ein innerer, genoßenichaft- 
licher Berband unter allen Städtifhen. Sie alle waren ja nun in irgend 
welchen Beziehungen die Genoßen eines befonderen ſtädtiſchen Friedens, Rechts 
und Gericht; und in Bezug auf bie oberſte Verbindung des damaligen äffent- 
lichen Rechte, in Bezug auf ben öffentlichen Gerichtöverband, waren fie alle 
unmittelbar oder mittelbar die Genoßen einer bejonderen ſtädtiſchen Mani⸗ 
feitation deſſelben. Freilich trug biefe innere Einheit zunächft nicht weit: 
aber fie enthielt den Keim fteter Verdichtung. Wenn zunächſt Dienftmannen, 
freie Hofbefiger und Hörige mit durchaus gefondertem Standesrecht fortbeftanben; 
wenn ein Theil ber Stabtbewohner unter fidh in engerem Genoßenverbande 
lebte und ter andere Theil in mannichfach verfchiebenen engeren Herrſchafts⸗ 
verbindungen mit dem Bifchofe ftand; wenn nach wie vor an dem das alte 
Volksgericht fortſetzenden oberſten Stabtgeriht nur Einige mit vollem Selbft- 
vertretungdrecht Theil nahmen, die Anderen nur dur das Mittel und bie 


Bertretung ihres Herrn dazu gehörten: fo war doch neben allen Unterfchieden 


ihnen das gemeinfam, daß fle irgendwie enthalten waren in einer ſtädtiſchen 
Friedens⸗, Rechts⸗ und Gerichtogenoßenſchaft. So trat num in der That eine 
in fi verbundene Stadtgemeinde an die Stelle ber alten Verbände. Diele 
Stadtgemeinde glich allen andern Gemeinden darin, daß fie in Vollgenoßen 
und Schutzgenoßen zerfiel, von denen bie leßteren bald gleich den Geiftlichen 
mehr als Schutberechtigte bald gleih der Maſſe der Hörigen Bevoͤlkerung 
mehr als Schugpflichtige erfchienen, die Vollgenogen aber ſich ftändiich gliedern 
konnten und in der That fich zunächft in die nur mit ter Hälfte ihres Weſens 
in der Stadtgemeinde ftehenden ftäbtifhen Minifterialen und in ben Kern 
ber freien ftäbtifchen Hofbefiter gliederten. Allein biefe mehrgliedrige Ge⸗ 
meinde war von allen andern Gemeinden barin verjchieben, daß fie eben 
Stadtgemeinde und als folde eine neue und eigenthümliche Gemeinde⸗ 
art war. Gie war weder eine bloße Marfgemeinde, noch eine Gent- oder Gau⸗ 
gemeinde alter Art, und fie war ebenfowenig eine herrſchaftliche Hof oder 
Immunitätsgemeinde. Sie war vielmehr eine abgefchlogene Stadtgemeinde, 
welche die Bebentung eines Ortmarköverbandes und eines öffentlichen Gerichte. 
verbaudes in fidh vereinigte, welche aber den alten freien Voltsrechtöverband, als 
deſſen Fortſetzung ober Wieberbelebung fie erfeheint, hinreichend modificirt hatte, 

I, 87 | 
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um ihn zugleich zur Aufnahme und endlichen Abforption der dienft- und hof 
rechtlichen Verbände zu befähigen®). 

II. Mit der Abſchließung eines StabtgebietS und einer Stabtgemeinbe 
war die Bafls gegeben, auf welcher fi die Stadt als ein jelbitftändiger und 
eigenartiger politiſcher Organismus entwideln konnte. Es war aber zunächſt 
noch eine offene Frage, ob dieſer Organismus ſich in ber Form eines neuen 
Herrſchaftsverbandes ober in ber Form eines freien genoßenſchaftlichen Gemein- 
weiend geftalten werde. Möglich war Beide, da die Keime zu Beiden vor- 
handen waren. Und gerade in den Biſchofsftädten ſchien es Anfangs, als 
werde bie nene Bildung in einer neuen Form gleihmäßiger Herrichaft über 
ein ftäbtifches Territorium und feine Bewohner beftehen. Allein der droben- 
den Ausdehnung bifchöflicher Vogtei und ihrer beginnenden Steigerung zu 
einer Art Grunbberrfchaft über die ganze Stadt ftellte ſich das unter günftigen 
äußeren Umftänden zu gewaltiger Kraft erwachte genoßenſchaftliche Bewußtfein 
entgegen. Indem die Stabtgemeinde fi als einen in fich felbft geeinten freien 
Berbanb bes öffentlichen Rechtes empfand, welcher als Erbe der alten Volksfreiheit 
nur der Töniglichen Gewalt und ihren Ausflüßen, nicht aber irgend einer eignen 
Herrichaft eines Grundherrn Unterwerfung fehulbete, trat fie in einen Gegen- 
fat zum Biſchofe und bald in den Kampf mit ihm ein. Und biefer Kampf 
wurde die Wiege einer Stadtverfaßung, für welche die Idee eines freien 
bürgerlihen Gemeinwejens das treibende Princip war. Mehr als ein Jahr⸗ 
hundert brauchte die Stadtgemeinde, um einmal in fidh felbft eine zur Erfül⸗ 
lung ihrer Aufgabe befähigende Organifation zu erzeugen, und anbrerfeits 
die Trägerfchaft des unter dem Begriffe der Stadt heranwachſendeun politifchen 
Machtlörpers für fich zu erobern. Weiterer Jahrhunderte beburfte es, bis fie 
. für das ihr nun unbeftritten gehörende Gemeinweſen dem Biſchofe die letzten 
Reſte öffentlicher und berridaftlicher Gewalt abrang. Ja ihr letztes Ziel 
erreichte die Mehrzahl der deutſchen Städte überhaupt nicht. Die erften 
Spuren aber ded nen erwachten Gedankens, beffen Konſequenzen erft nad 
Sahrhunderten fich vollendeten, treten uns feit der Mitte des 11. Sahrhunderts 
darin entgegen, daß die Stadtgemeinde fih als Bürgerfchaft bezeichnet 
und empfindet. Der Name der Bürger, ber cives, burgenses, urbani, 
civitatenses u. f. w. drüdt jebt nicht mehr blos eine rechtliche Zugehörigkeit 
zur Stabtmark, fonbern die altive Mitgliedihaft in einer bürgerlichen Ge- 
meinde aus; es gibt nicht mehr blos einen zur Stadtgemeinde verbundenen 
Inbegriff pon Stabteinwohnern, fondern eine genoßenſchaftlich geeinte univer- 
sitas civium, welche ein eignes, wenn and) noch beicheidenes aktives Anrecht 


5) Vgl. Th. 1. 255 f. u. 279. Au Maurer a. a. D., ber aber wieber in 
ber Stadtgemeinde nur bie alte Stadbtmarkgemeinde fieht, während in berjelben doch 
gleichzeitig die alten Gerichtögemeinben fteden und gerade erft durch dieſe Verſchmel⸗ 
zung und Stoncentration ber ehemals getrennten Funktionen die Stadtgemeinde zu 
etwas Neuem und @igenartigem wurde. 
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an ber Stabt hat; und biefe Genoßenſchaft ber Stäbtifchen birgt in fih dem 
freilich noch lange nicht realifirbaren, aber ſchon in ihrem Namen angebeute- 
ten Anſpruch, Herrin der. Stabt nud mit ber Stabt als politifchem Körper 
identiſch zu werben®). 

IV. So ftehen fih beim Beginn ber Entwidlung bes ftäbtiichen Ge⸗ 
meinweſens bie Begriffe „cives‘‘ (resp. cives universi oder unversitas 
civium) und „eivitas“, „Bürger“ (resp. Bürger gemeinlih ober Gemeinde 
der Bürger) und „Stadt“ im Sinne von Bürgerfchaft und Stadtgebiet mit 
iharf ansgeprägter Bebeutung gegenüber. Che wir aber das Berhältniß 
dieſer beiden für und ald Elemente des fpäteren Stabtbegriffes fundamentalen 
Begriffe zu einander barlegen, müßen wir zur Abwehr oft vorkommender 
Irrthümer noch Einiges über den Sprachgebrauch ber lateiniſch gefchriebenen 
Duellen binzufügen. Denn um fo erheblicher für die Geſchichte ber Begriffe 
die Gefchichte der Wörter ift, defto jorgfältiger muß man bei ben in frember 
Sprade abgefaßten Urkunden fi davor hüten, in ber fremden Hülle auch 
den fremden Gedankengehalt wiederfinden zu wollen. Bielmehr dürfen wir 
in ben vom früheren Mittelalter angewandten Iateinifchen Ausdrücken nichts 
als bie regelmäßig wiederkehrende Ueberſetzung beftimmter Ausdrücke der 
Nationalſprache ſuchen. Die Iateinifhen Wörter haben alfo keineswegs ben 
ehemaligen römifchen Begriffswerth, ſondern lediglich ben Begriffswerth eines 
deutſchen Wortes, für welches fie gejeßt find. Gerade die Worte „civis“ und 
„eivitas“ bieten hierfür einen fchlagenden Belag. 

Das urfprüngliche ſprachliche Verhältnig von civis und civitas war dem 
römifdhen Bewußtſein durchaus lebendig geblieben. Civis war der originäre, 
civitas der abgeleitete Begriff. Unter civitas verftand der Römer ben Sube- 
griff der Bürger und fam von bier aus zum Staatsbegriff. Erft in weiterer 
Uebertragung wurde auch das von ber civitas bewohnte Gebiet als civitas 
bezeichnet. 

Ganz anders im mittelalterlihen Latein. Hier erjcheint civitas als 
der primäre und civis ald ber abgeleitete Begriff. In Deutſchland insbe⸗ 
ſondere ift civitas lediglich bie Meberfegung von Stadt, Burg oder Wil, ift 
fononym mit urbs, oppidum, villa, und geht durdans von der oͤrtlichen 
Bebentung ans. Dagegen ift civis bie Ueberſetzung von Burg-er, Stäbt-er 
u. f. w., ift fynonym mit urb-anus, oppid-anus, nnd verhält fich alfo zu 
eivitas wie Märker zu Mark, vicinus zu vicus, parochianus zu parochia. 
Hätte man das Wort civis nicht worgefunden, fo hätte man für ben ent- 
fprechenden Begriff ein von civitas auch fprachlich abgeleitetes Wort bilden 
müßen, unb nichts ift bezeichnender, als daß wirklih für civis das Wort 


26. 1. 258f. Daß dabei im tecdhnifchen Sinne nur bie aktivberechtigten 
Bollgenofen, im weiteren Sinne auch die Schuggenogen der Bürgerfchaft Bürger 
genannt werben, entfpricht durchaus bem in allen anderen Genoßenſchaften herr⸗ 
ſchenden Sprachgebranch. 

87° 
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civitatensis vorlommt?). Erft einer langen Entwicklung bedurfte es, bis 
das Wort civitas von dem rein Iofalen Begriff ſich wieber zu bem Begriff 
eines Nechtöfubjeltes erheben konnte. Im diefem ganzen Entwidlungsgange 
aber korreſpondirte es nicht dem beutjchen Worte „Bürgerichaft”, fondern 
blieb dem Worte „Stabt* parallel. Es ift alfo nicht die universitas civium, 
jondern die urbs gewejen, von deren Begriff bie Stabtperfönlichkeit ihren 
Ausgang nahm. 

Da die genaue Feftftellung des Wortgehaltes wichtiger ift als fie fcheint, 
gerade in Bezug auf das Wort civitas aber faft ausnahmslos die Schrift- 
fteller fi) durch die eigne Denkweiſe und die roͤmiſche Etymologie haben 
irre führen laßen, indem fie dasfelbe unbedenklich mit „Bürgerfchaft" identi- 
fieirten und überjegten®), mögen bier einige Beweiſe für die vorgetragene 
Auffaßung zujammengeftellt werben. 

1. Bis zum Anfange bes 12. Sahrhunderts iſt in deutſchen Rechts- 
denfmälern ſchwerlich eine Stelle nıchweisbar, in welcher unter civitas über- 
haupt ein Rechtsſubjekt irgend welcher Art zu verftehen auch nur die Möglic- 
feit vorläge. Das Wort wird fogar im Anfange weit häufiger für Das 
ganze Gebiet des Gaus oder der Diöcefe ald für die Statt ſelbſt gebraudht?). 
Wo aber das lettere der Fall ift, wird offenbar ftet an das ummauerte Gebiet 
mit feinen Kirchen, Häufern, Straßen, Weingärten, Höfen und Aeckern, an 
die Bewohner aber nur infofern, als fie ald Zubehör dieſes Gebietes erfcheinen, 
gedacht. Vorzugsweiſe ift daher von Perfonen und Dingen infra und extra 
civitatem die Rebel), von den Häufern, Straßen, Mauern, Thoren, Wällen 


) 3. 3. im Augsburger Stadir. v. 1156; in ber Urk. v. 1281 b. Gercken 
L 17 u. 18; im Magbeb. Rechtébr. f. Herzog Heinr. I. b. Tzſchoppe unb 
Stenzel 270. 

So Wilda, Gildenwefen 75 u. ſonſt. Arnold I 240. 243 („civitas 
ober Bürgerſchaft i. e. S.“), 284 u. ſonſt. Ennen, Köln IL 474. v. Dönni- 
ges, Staatör. I. 254 u. 255 (civitas gleich Bürgergenogenfhaft, Maurer, 
Stadtv. II 514 N. 3. 

%) Nah Gfrörer, zur Geſch. der deut. Voller. im M. X. It. 210 Hätte fogar 
im 8. Jahrh. oft der außerftäbtifche Theil bes Bezirkes vorzugsweile civitas, bie 
Stadt felbft oppidum geheißen. Daher 3. B. in Url. v. 717 b. Pardessus II. 
813: sub oppidum Metensium civitatis; form. Baluz. VII: tam in civitate illa 
quam et foras in ipso pago, nachher aber: in oppidum civitatis illius. — Eo 
beißt denn auch der Biſchof ein episcopus civitatis, der betreffende Gaugraf ein 
comes oder judex civitatis und fpäter Burggraf, was nur bie Ueberſetzung don 
comes civitatis ift. 

10) So werben Grundflüde geſchenkt in civitate Moguntia 772, 804, 787, 
777 im Cod. Lauresh. II nr. 1418, 1981, 1989, 19915 vgl. ib. nr. 1968: 
unum mansum in civitate M; nr. 1968 (799): unam aream foras murum civi- 
tatis M.; nr. 1985 (800): unam aream in civitate M. infra murum. Bgl. Die 
Schenkungen v. vineae u. horti intus murum civitatis b. Schannat, trad. 
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der civitas wird wie von Theilen eines Ganzen gefprocdhen!!), und bie 
Stäbtegründung wirb als Bau einer civitas bezeichnet!?). Nicht anders ift 
es zu verfichen, wenn von Grunbftüden ober Erbe, von einer Mark ober 
Saden ber civitas bie Rebe ift; damit wird urjprünglich Tebiglih und 
fpäter nicht jelten ein räumliches Pertiuenzverhältniß angebentet, das baher 
auch gewöhnlih ausdrücklich an Stelle der genitiviihen Form ausgeſprochen 
wirb12). Seitdem bie Stadt zu einem befonberen Friedend- und Rechtöfreife 
geworben, fommen Ausbrüde wie pax, jura, consuetudines civitatis auf; 
bag aber au dieſe an bie KXerritorial-Vorftellung anknüpfen, folgt ſchon 
daraus, daß aud das in der Stadt geltende kirchliche Necht als jus eivitatis 
bezeichnet werben Tann !*) 

2. In ben lateiniſchen Urkunden werben Austrüde, deren urfprünglich 


Fuld. or. 15, 22, 25, 78 v. 768, 765 u. 785; nr. 195 ib. v. 804: in civitate 
Botparde. Urf. v. 821 in Mon. Boica 28b nr. 77: infra murum civitatis bat- 
taviensis. Urf. v. 880 b. Schannat; hist. Worm. Il. 5: in suburbanis M. 
civitatis. Url. v. 782 u. 1061 6. Remling 4 u.-51. Urk. v. 794—800 u. 874 
b. Zacomblet I. 32 u. 33: extra muros civitatis Col. Urt. v. 976 b. Riedl. 
108: in pago . . in suburbano Reginae civitatis; 983 ib. 109: in R. civitate, 
huic civitati adjacenti; 983, 1000 u. 1002 ib. 110, 114, 115, 116, 117. Url. 
v. 1056 b. Gudenus I. 370: extra civitatem prope murum; 1069 ib. I. 
4—7: in suburbio civitatis M. Url. v. 1002 b. Schannat 41: Zoll, Könige- 
bann n. f. w. in ben civitates publicae. 

11) Auch if die Rede von einem latus, einer pars orientalis der civitas 
3. B. b. Ried 90 u. 372. Es Heißt 1084 6. Schannat 60: Der Biſchof be- 
gründe eine neue Parochie, während er civitatem ... divisam in quatuor parochias 
von feinen Vorfahren erhalten babe. 

12) Man fagt civitatem aedificare, construere, condere, fabricare; viele 
Belege 6. Maurer L 30f. 

19 Daber ftehen 3. 8. in den Worten der Urf. v. 798 b. Schannat „civi- 
tas cum omnibus rebus ad eam attinentibus‘‘ u. denen ib. 858 „ad Wimpinam 
oppidum pertinentes locos et res‘ die civitas u. das oppidum ganz glei. Die 
Stabtmark heißt in demfelben Sinne marca o, terminus civitatis, wie bie Dorf- 
mar marca villae; 3. B. 1247 im Lüb. Urfb. L Rr. 155: inter terminos villae 
Serez et terminos civitatis; Anfhwemmungen follen ad wicbelede civitatis ge» 
hören; vgl. 1303 ib. II. 149: fossatum factum inter marchiam civitatis et 
inter villas J. B. 8. et S. de T. in P. et inde ulterius in Travenam distin- 
guit terminos inter ipsas villas et civitatem, ita quod, quicquid jacet ex ista 
parte fossati, pertinet ad civitatem, quod est ex alia parte fossati, hoc per“ 
tinet ad d. villas., 1290 b. Lacomblet H. 527: fundus ad ipsorum pertinet 
civitatem. Beſonders bezeichnend ift bie Urk. v. 1008 b. Remling I. 21: publi- 
cum judicium facere infra civitatem. Spira seu Nemeta vocatam aut in circuitu 
extra civitatem id est in villa Spira aut in marcha que eidem urbi adjacens ost. 

19 So entſcheidet noch 1220 6. Remling I. 156 der Biſchof einen kirchlichen 
Streit secundum consustudinem civitatis. 
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räumlider Siun keinem Zweifel unterliegen Tann, wie locus, oppidum, 
castrum, castellum, burgum, vicus, villa25), genan in benfelben Berbin- 
dungen wie civitas gebraudt. Und bies gefchieht genau im berjelben Weiſe 
auch da, wo zuerft die Stadt als Rechtsſubjekt erfcheint!). Dagegen 
torrefpondiren die Ausbrüde oppidani, urbani, castrenses, burgenses, villani, 
vieini oder ihre universitas niemals dem Worte civitas, fondern ftet ben 
Ausbrücden cives, universitas civiam ober commune 1”), 

3. Die dem Worte civitas entfprechenden deutſchen Worte, befonbers 
bie drei wichtigften, burg, wik und stat, geben ſämmtlich von bem räum- 
lichen Begriffe aus 18). Das Wort „Stadt“, welches zulett die andern ver- 
drängt, ift nichts als „Stätte. Nun wird aber, feitvem das Deutiche in 
bie Urkunden Eingang findet, das Wort civitas in allen feinen Aumenbungen 
und inöbejondere auch in benjenigen Fällen, in denen ed ein handelndes und 
wollendes Rechtsſubjekt bedeutet, mit „Stabt* wiedergegeben, währenb doch, 
wenn civitas biöweilen bie universitas civium bedeutete, auch Webertragungen 
wie burgscap, gemein der burgere u. |. w. vorfommen müßten??). 


18) Belege hierfür und Näheres über den Gebrauch diefer Ausdrüde in älterer 
Beit 6. Gfrörer a. a. ©. IL 247—255. Bol. auh Maurer 104—112. 

10) So fon Const. d. 1281: nulla civitas, nullum oppidum facere possunt, 

IT) Bezeichnend ift es aud bei dem befannten Unterfdyiede von Bann und In⸗ 
terbilt, daß von ber Kirche „excommunicatio in commune, interdiotum in ipsam 
civitatem“‘ außgefprochen ward; 3. B. 1275 u. 1319 b. Lacomblet IL 398 u. 
III. 143; vgl. 1074 u. 1298 6. Ennen u. Eder L 484 u. III. 444. 

10) Vgl. über den Namen „wik“ Grimm, raum. II. 641 u. IIL 418; 
auch Maurer 108f. N. 8955; über „burg“ ib. 104. N. 8—18. Beide Worte 
feinen einen befeftigten Platz zu bebeuten. 

1) Man vgl. nur den Tatein. Tert des älteften Stradburger Rechts mit der 
fpäteren Webertragung (beide nebeneinander fieben b. Walter, C. J. G. IIL 
780—798) in art. 1. 5. 13 (in hanc igitur civitatem judicandi potestetem — 
uber dise stat hat nieman gewalt ze richtene). 31. 39. 51. 52. 60. 64 (per 
totam civitatem — also wit so diu stat si). 79. 80. 83. 86. 90. 99. 107. 117. 
Serner den Iateln. u. deut. Text ber Urk. v. 1270 b. Tzſchoppe u. Stenzel 
371f. 8 1. 6. 9. 7: item ut silvas et pascua eidem attinentia civitati ipsi 
cives cum omni possideant libertate — auch daz dy welder u. dy weyden, 
dy do gehoren czu derselben stat, dy sullen dyselben burger besiczen mit 
allir freyheyt; 8 10: pacem dei et domin: regis et ipsius civitatigs — Gotis 
frede, des konygis frede u. der stat frede; $ 51: civibus ejusdem civitatis 
— den burgern darselben stat; praefuerint civitati — werden bevor seyn 
der stat. Ebenſo ber Stabtrechtäbrief f. Weſel v. 1277 u. befien Ueberſetzung 
b. Gengler, Stadtr. 528. 3 6, 9, 20, 21, bef. aber 8 10: persolvat civitati 
— der stadt; $ 21 u. 22: tertia pars civitati ad augendum rempublicam — 
dat derde deel der stat thoe vermeringhe des gemeynen guedes. Endlich die 
Iatein. u. dent. Recenfion bed alten Schweriner Stabtr. b. Gengler 482 8 9, 
11, 20, 21, 22. In 8 9 heißt es hier: ui civitatis statuta infregerit, tres 
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4. Die in den Urkunden fehr häufigen Ausdrücke cives civitatie, cives 
et civitas, universi cives civitatis, universi cives et civitas, universitas 
civium et civitas, universitas civitatis, universitas civium civitatis u. f. w. 
wären unbegreifliche Pleonasmen, wenn man ſchon unter civitas die Bürger- 
ſchaft zu verſtehen hätte?"). 

5. Endlich liefern einen volllommen überzeugenden Beweis für ben 
zeitweiligen völligen Untergang ber perjönlicden Bedeutung bes Wortes civitas 
die romanischen Sprachen. In ihnen allen iſt civitas nur im Sinne von 
„Stadt“ erhalten, wie franzöflih cito, italieniſch citta, ſpaniſch ciudad, 
portugiefifh cidade, auch engliſch city zeigen. Erſt hiervon ift dann, während 
das einfache Wort civis ganz verloren gegangen ift, der Name bed Bürgers 
abgeleitet, 3. B. citoyen und citadin, cittadino, citizen, und die Bürger 
ſchaft als Inbegriff der Bürger wirb entweder durch Ableitungen von dieſem 
abgeleiteten Wort, wie cittadinanza, ober überhaupt durch Bildungen ganz 
anderen Stammes (befonderd von commune, municipium, burg) ausgedrüdt. 
Hier haben die Sprachen felbft eine förmliche Gefchichte der Stabtverfaßungen 
geſchrieben! 


8.22. Die Bürgergenoßenſchaft und das Stadtgebiet. 

Die Begriffe „Bürgerſchaft“ und „Stabi, wie fie jo vor der Erbauung 
bes ftädtiichen Gemeinwejens nebeneinander ftanden, fügten ſich noch durchaus 
in die alten Vorftellungen über fubjeftive und objektive Einheit. 

Die Bürgerfchaft war eine neue Art der Genoßenſchaft und überragte 
an Intenfivität ihrer Bedeutung und an Reichthum der Glieberung bie länd- 
lichen Verbände, indem fie in ſich eine Fülle dort zeriplitterter Funktionen 
Toncentrirte. Sie war aber zunächft gleich jeder Landgemeinde eine Genoßen- 
haft mit Gefammtreht und Geſammteigenthum im alten Sinn. Auch bei 
ber Bürgerfchaft daher fehlte es am jeder begrifflihen Trennung der Geſammt⸗ 
vielheit und der Gejammteinheit. Bielmehr war die Bürgergefammtheit 
ſchlechthin als die fichtbar vereinigte Dienge der Bürger das Subjekt ber 
bürgerfchaftlichen Rechtsiphäre, welche einerfeits an dem höheren Herrſchafts⸗ 
und Amtsrecht, andrerſeits an dem Sonberrecht ber einzelnen Bürger und 


marcas den. dabit, duas civitati, tertiam potestati — welker entbrekende 
ward der gesette der stat, de schall dre mark penning geven, 2 marck der 
stadt u. 1 marck der herschop. $ 22: . praeterea quicquid consules civitatis 
ad communem usum ordinaverint, rectum civitas observabit — vortmehr alle 
datjenige, dat dei rathsherrn setten tho der stadt gemeine besten, schal de 
stadt by macht holden. Wenn irgendwo, läge bier die Ueberſetzung mit Bürger- 
ſchaft, falls eben dieſer Begriff in civitas ftedte, nahe! 

°o) Bol. viele Beifpiele folder Wendungen unten in den Noten zu 88 23 ff. 
— Andy ftatt cives in civitate eligent in den Urf. v. 1238 u. 1251 5. Yacom- 
biet II. 160 u. 201 hätte man einfacher gefagt civitas eliget. 
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ihrer engeren Berbände ihre Grenze fand. Dieſe Gefammtheit ftellte ſich dar 
in ber Berfammlung ber Vollbürger, welche babei theils jeber für fidh den 
von ihm vertretenen Hausftand, theils in ihrer Gemeinfchaft den der Gefammt- 
heit unmittelbar zugehörigen Schugbürgerverbanb gleichzeitig mit barftellten. 
Als eine ſolche Genoßengeſammtheit beſaß und übte bie Bürgerſchaft ganz in 
alter Reife ein mehr ober minder umfaßenbes politiiches Geſammtrecht, welches 
theils in einem eignen genoßenfchaftlichen Recht einer freien Selbfiverwaltung 
und Autonomie, ber Aufnahme und Ausfchliegung von Genoßen, einer unter- 
georbneten Selbſtgerichtsbarkeit nnd Selblibeftenrung u. ſ. w., theils aber 
anch in einem Geſammtantheil an bem Recht und Gericht der höheren öffent- 
lichen oder herrſchaftlichen Ordnung beftand. Dieſelbe Geſammtheit ferner 
verband mit dem politiſchen Recht auch hier ein Geſammteigenthum an der 
Stadtmark, welches wiederum ſeinerſeits in wichtigen Beziehungen die Gruud⸗ 
lage ihres inneren Baues bildete. Und ganz wie irgend eine andere Gemeinde 
trat die Bürgerſchaft als Geſammtheit wollend und handelnd im —— 
auf, ſchloß Vergleiche und Verträge, erwarb Privilegien und Rechte. 
genoßenſchaftliche Recht daher, alle genoßenſchaftliche Gewalt und alles er 
gerlihe Vermögen, jede einzelne gemeinfame Befugniß oder Pflicht wird auch 
äußerlich dieſer Bürgergefammtheit und daher jo gut den cives ober cives 
universi, den Bürgern ober Bürgern gemeinlih, wie ber universitas oder 
communitas civium, ber Gemeinde der Bürger ober der Bürgerichaft zuge 
ſchrieben und durch Lönigliche oder fürftliche Privilegien ertheilt, auferlegt ober 
beftätigt. 

Die „Stadt“ andrerjeitd war eine nene Gebietsgattung, aber fie war 
gleich anderen Gebieten und Marken eine räumlich⸗dingliche Einheit mit koͤr⸗ 
perlihen und unkoͤrperlichen Pertinengen. Sie war eine in fich gefchloßene, 
gegliederte und mit objektiven Rechtögnalitäten begabte Sachſphäre, zu welcher 
ein Snbegriff von Rechten und Pflichten gehörte. Nur diefe objektive Zu- 
gehörigkeit war zunäch't audgebrüdt, wenn man von einer Mark, einem Be- 
ſitzthum oder einer Befugniß der Stadt in Wendungen ſprach, bie ſpäter fich 
mit einem ganz anderen Jnhalt erfüllten. 

Bürgerfhaft und Stadt dediten fih nun aber Anfangs keineswegs. Das 
Band zwiſchen beiden wurbe lediglich durch denjenigen Befugnißinbegriff ge- 
bildet, welcher der Bürgergefammtheit an der Stadt als objektiver Einheit 
zuftand. Einmal baher gab es bürgerjchaftliches Mecht, welches entweber gar 
nicht oder nur mittelbar an dieſe beftimmte räumlich⸗dingliche Bafis rechtlich 
geknüpft war. Andererſeits reichte der objektive Stadtbegriff über ben Begriff 
der Bürgerfchaft hinaus, indem die Bürgerfchaft zunächſt überall das Recht 
an der Stabt mit Herren und Beamten theilte, welche ebenfo unmittelbar 
wie fie felbft an der ftäbtifchen Rechtsſphäre Theil hatten. Wenn baber die 
vielverbreiteten Redewendungen, welche Rechte und Privilegien ber Stabt und 
ber Bürger, der cives et civitas nebeneinanderftellen oder zufammenfaßen, 
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fpäter zu bloßen Formeln wurben, jo waren fie zur Zeit ihrer erften Anwen⸗ 
dung der Ausbrud jener doppelten jubjeltiven wie objektiven Beziehung. 
Deshalb gehen auch bie meiften ſtädtiſchen Gründungsurkunden noch won ber 
Auffaßung aus, daß eine boppelte Freiung und Privilegiirung, die des Bodens 
und bie ber bürgerlichen Genoßenſchaft, vollzogen werde, ober fie weiſen ben 
Bürgern beftimmte echte fo, daß diejelben zur Stadt gehören follen, zu. 

Das Recht der Bürger an ber Stabt war ferner barin ben übrigen 
Geſammtrechten an beftimmten Gebieten urjprünglich glei, baß in ihm ber 
politifde und ber vermoͤgensrechtliche Inhalt ohne fpecifiiche Sonberung ver- 
bunden war. Je nachdem über der Stabt lediglich bie öffentliche Gewalt 
oder eine eigentliche Grundherrſchaft oder eine irgendwie dazwiſchen geichobene 
Gerichts oder Vogteiherrjchaft ftand, war auch das bürgerliche Geſammtrecht 
ungleich geartet. Es Tonnte aljo in feinem Kern alle Stufen vom echten 
und vollfreien Eigenthum des Volksrechts bis zu einem bloßen Untereigen- 
thum des Lehn- oder Hofrechts durchlaufen und in ber verjchiebeniten Weiſe 
gemindert, beſchränkt oder belaftet fein; und an den verichiebenen Theilen der⸗ 
felben Stadtmark Tonnten ſich hierbei die Theilungsverhältniße zwiſchen Ge- 
ſammtrecht und Herrenrecht ungleich geftalten. Der Beichaffenheit des &e- 
ſammtrechts aber entiprach auch hier das Recht und bie Freiheit der Bürger- 
ſchaft als einer Geſammtheit. Deshalb waren für die Bürgerfchaft bie 
Eroberung des vollen Rechtes an der Stabt und die Erringung voller Selb. 
ftänbigkeit und Selbftregierung identiſche Ziele. Sie mußte vor Allem frembes 
grundherrliches Recht an der Stabtmarf befeitigen und jelbft zu deren oberfter 
Grundherrin werben, um überhaupt zum freien und unabhängigen Gemein- 
weſen emporzufleigen. Und fie mußte endlich barüber hinaus, wenn fie ihrem 
letten Ziel gemäß nicht blos Gemeinweſen, fondern ftantliches Gemeinwefen 
werden wollte, auch von der öffentlichen Gebietsherrlichkeit über ihr Terri⸗ 
tortum ein größeres oder kleineres Stück für ſich felbft erwerben. 

Wenn nun aber jo „Bürgerfhaft” und „Stabt" fi Aufangs keineswegs 
bediten, jo brehte fi) die ganze fernere Stabtentwidlung um bie Neberwindung 
dieſes Gegenſatzes, um bie äußere und innere Verſchmelzung ber fubjektiven 
und ber objektiven Begriffdeinheit. Die äußere Ginheit beider Sphären 
wurbe bergeftellt, indem zuleßt alles im Stabtbegriff enthaltene Recht in ber 
Bürgerfhaft und in ihr allein feinen Träger fand, alles genofenfchaftliche 
Recht der Bürgerihaft aber in ihre Eigenjchaft als Stadtbefigerin verlegt 
wnrde, fo daß jebes höhere öffentliche ober berrichaftliche Recht an ftäbtifchen 
Perfonen oder am Stadtgebiet aus dem Stadtbegriff ausjchied und nur noch 
als das Recht eines außerhalb der Stadt ftehenten Dritten an ber in fi 
geihlogenen und vollendeten Stadt möglih blieb. Hieraus aber erwuchs 
zugleich die innere Einheit, indem in die Wirflichfeit wie in das Bewußt⸗ 
fein ein ftäbtifches Gemeinweſen trat, in deſſen höherer Einheit ſich die alte 
Genoßenſchaftseinheit und bie alte objektive Ginheit gleihmäßig Löften und 
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bas als folches Subjelt und Mittelpunkt einer einheitlichen Gemeinbeitsfphäre 
wurde. Dieſes neue Gemeinweſen, deſſen Perfönlichkeit ben Ramen ber 
„Stabt" erhielt und fomit diefem Worte einen neuen und vorher unbelannten 
Snhalt lieh, war bie erfte zugleich ftantliche und privatrechtliche vollentwidkelte 
dentſche Koͤrperſchaft. 

Der neue Gedanke aber brauchte Jahrhunderte von ſeinem erſten Auf. 
leuchten bis zur voͤlligen Durchbildung und Durchführung. Leicht begreiflich 
daher iſt es, daß neben ihm bie älteren Vorſtellungen ihr Leben frifteten. Ja 
auch mit ſeiner Vollendung war es vereinbar, daß die unvollkommeneren Be 
griffe ber älteren Zeit da, wo fie ausreichten ober wo es überhaupt anf 
Ichärfere Praecifirung nicht anfam, zur Anwendung gelangten oder body in 
Sormeln und NRebewendungen dem Schein nad fortdauerten. Dazu kommt, 
daß dasjenige, was im Bewußtſein der Bürger ſich längſt feftgeftellt Hatte, 
doch den übrigen Ständen bed Volles noch fremd bleiben Tonnte. So finden 
wir denn das ganze Mittelalter hindurch in den ſtädtiſchen Quellen und am 
meiften in ben Privilegien und Beurkundungen von Kaifern und Yürften 
neben den für bad nene Gemeinweſen charakteriftifhen Ausbrüden zugleich 
eine Ausdrucksweiſe, welche an bie älteren Borftellungen mahnt. Nur ift 
dieſe Ausdrucksweiſe nun nicht mehr die alleinige und techniſche. Sowol aus 
biefem Grunde, als weil nur am Gegenjate des Alten bas Nene Far wird, 
follen die Einzelnheiten und bie Belege ber hier behaupteten urfprünglichen 
Auffaßung erft bei Beiprechung ihrer Umbilbung gegeben werden ($8 25 ff.). 

Nur Ein Beifpiel mag bier vorläufig angeführt werben, welches die Art, 
in der man fi das Verhaͤltniß einer Genoßengefammtheit zum Gemeinde 
gebiet urſprünglich vorftellte, an einer Meineren Ortſchaft noch im letzten 
Viertel des 13. Jahrhunderts verfinnlicht. 

In einer Urkunde von 1276 (b. Gudenus II. 196 f.) ertheilt Philipp 
v. Hobenfelö ber Gemeinte feiner biäher grunbberrlichen villa Muminheim die 
Rechte einer gefreiten Ortſchaft. Dies thut er in ber eigenthümlichen Form, 
baß er bie villa mit allem Zubehör der Geſammtheit ihrer Einwohner, den 
„milites nobiles hubenere et universi homines ville Muminheim“, zu chen 
gibt: „Villam cum omnibus juribus, videlicet judicio, jurisdictione, 
censibus, precariis, hospitalitate, viis, inviis, pratis, pascuis, vineis, agris 
cultis et incultis, aquis et aquarum decursibus et ceteris attinentiis 
quibuslibet, que de jure vel consuetudine in ipsa villa et in terminis 
ejus habuimus et habere dinoscimur, ex pura benevolentia in rectum 
et perpetuum feudum concedimus et damus; ipsos jam nunc in 
possessionem praedictorum omnium transmittentes et dantes eis secun- 
dum jus et consuetudinem terre et vassallorum nostrorum debitam 
warandiam super eo“. Dieje gefammtbelehnten Einwohner bilden eine Ge- 
noßenfchaft, in Bezug auf welche fie freies Aufnahme und Ausichliegungsredht 
haben follen: „homines nostros, qui postmodum dictam villam inhabitare 
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voluerint, ab eadem ville sine nostra et heredum nostrorum contradic- 
tione vel impeditione possunt repellere si voluerint et a suo consortio 
removere“. Für das Lehen haben fie Lehndträger beftellt: „dicti autem 
milites nobiles hubere ac universitas hominum in recognitionem hujus 
infeodationis praesentaverunt et nominaverunt nobis personas subscriptas 
(folgen die Namen von 3 milites und 5 Anderen), qui pro eis omnibus 
nobis et nostris heredibus homagio tenebuntur, et eosdem recepimus in 
vasallos“. Beim Tode oder Wegzug eines dieſer Baflallen foll die Geſammt⸗ 
beit einen Anderen praefentiren, doch ſoll ihr Säumniß darin unnadtheilig 
fein und ber Praefentirte darf nicht zurüchgewiefen werden. Die Vaſſallen 
fönnen über bas Lehen feine ber Ortſchaft ober ber Gemeinde nachtheilige 
Verfügung mit rechtliher Wirkung treffen: „si... communi vel singulari 
consilio ad nos vel ad alios quoscungue hoc feodum alienare aut in pre- 
judicium ville ipsius et universitatis quicquam procurare intenderent, ex 
eo ipsi ville seu universitati nullum detrimentum possit aut debeat pro- 
venire“. Der Herr foll barans Fein Recht erlangen, fondern andere Vaſſallen 
annehmen. Im Inneren ber Gemeinde follen die Baflallen als ſolche fein 
Vorrecht haben: „predieti quoque vasalli vel quicunque fuerint pro tem- 
pore, ratione homagii quo nobis et nostris heredibus adstringuntur, 
nichil plus juris, potestatis aut utilitatis habebunt vel sibi poterunt ven- 
dicare, quam ceteri milites nobiles hubenere et universi homines ville 
predicte; omnes enim gaudebunt in perpetuum libertate“. Schließlich 
folgen Befreiungen von anevel, hergewede und andern Laften. 

Hier werben alfo fubjeftive und objektive Einheit ſcharf gegeneinander- 
geftellt. Letztere wird als eine räumlich⸗diugliche Rechtsſphäre, eine Ortsmark 
mit dazu gehörigem Gewalt- und Nutzungsrecht, vorgeftellt. An dieſer ob- 
jeftiven Sphäre der villa hatte bisher der Herr das grundherrliche Eigenthum, 
die darauf wohnende Gefammtheit alfo nur ein hofrechtliches Gefammtredt. 
Jetzt gibt ter Grundherr feinen Antheil an ber villa ber Ortögemeinde zum 
Geſammtlehen und behält fih nur ein fehr abgeſchwächtes Obereigenthum 
vor. Im Bezug auf diefes Lehen wird die Gemeinde dem Herrn gegenüber 
durch ein ftändiges, von und aus ihr zu ergänzendes Kolleg von acht Vaſſallen 
vertreten, die aber nur die rein perjönlichen vafjallitiichen Rechte und Pflichten 
zu üben haben, während das dingliche Recht felbft, die Verwaltung, Verfügung 
und Denußung bed Lehns, ausfchlieglich und ohne Borzug der Lehnsträger bei 
der Geſammtheit ift. Gleichzeitig mit diejer Belehnung nun aber wird die 
Geſammtheit, welche fih aus den Ständen ber Ritter und Edlen, der Hufen- 
befiter und ber übrigen (vermuthlidh bis dahin hörigen) Bewohner zufamnten- 
feßt, zu einer freien und autonomen Genoßenſchaft erhoben, während fie offen- 
bar bis dahin eine hofrechtliche Genoßenſchaft war. Ueber die innere Berfaßung 
ihreö „consortium“ wird nichts Näheres mitgetheilt: es fcheint aljo ihre innere 
Einrichtung und die Beitellung von Gemeindevorftänden durchaus ihr felbft 
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überlagen zu werben. Ausbrüdlich wirb nur gefagt, dab bie Lehnsträger als 
ſolche mit der Gemeindeverfaßung nichts zu thun haben. 

Aus Allem gebt hervor, daß universitas und villa noch nicht zur Ein- 
beit des Gemeinweiens verbunden find. Die universitas ift eine an fi auch 
unabhängig von der villa denkbare, beftimmt geglieberte und organifirte Ge⸗ 
noßenihaft. Die villa ift eine an fih jp gut: im Einzelbefit wie im Gejammt- 
befiß vorftellbare Grunbberrihaftsiphäre. Die au ihr beftehende Grundherr⸗ 
haft wird ber universitas zu Lehen ‚gegeben, wobei für das formale Redhts- 
verhältniß ber Umftaub, daß die belichene Geſammtheit eben bie Ortseinwoh- 
nerſchaft ift, als ebenfo unerheblich behandelt wird, wie etwa bei einem 
Burgleheu die Srage, ob der belichene Ritter die Burg bewohnt ober nicht. 
Es entiteht nur das rein Außerliche Verhältniß, daß jeßt zu bem genoßen- 
ſchaftlichen Beſitzthum der Ortsgemeinde unter Anderm auch das Lehnrecht an 
ben grundberrlichen Befugnißen in ihrer eignen Ortsmark gehört. Diefe ganze 
hoͤchſt gekünftelte Einfügung einer nengefchaffenen Gemeindefreiheit in bie feu- 
dalen und patrimonialen Rechtsbegriffe zu einer Zeit, in der anch in Meinen 
Städten Gebiet und Bewohnerſchaft fon zum lebendigen, untheilbaren und 
unveräußerlichen Gemeinweſen verſchmolzen waren, fteht freilich fehr ifolirt ba: 
fie zeigt aber deutlich den Sharalter ber alten Vorftellungen, welde hier in 
ihre Konjequenzen verfolgt werben. 


8 23. Die Bürgerfhaft in ihrer DOrganifation. 

Aus den fo gegebenen Clementen eniwidelte ſich das freie ſtädtiſche 
Gemeinweien in ber Weife daß die Bürgergenoßenſchaft fi eine einheitliche 
Organifation gab, ald zur Einheit organifirte Gejammtbeit aber bie Stabt 
für fi eroberte. Die erfte Seite diefer Entwicklung, die innere Andgeftal- 
tung der Bürgerjchaft zu einer von allen bisherigen Genofengejammtheiten 
fpecififch verfchiedenen Gemeinheit, vollzog ſich dadurch, daß bie alte Mark⸗ 
und Gerichtögemeinde nach Abforbirung der bofrechtlihen Elemente den Ge- 
danken und die Formen ber frei gewollten Gilde mit ber Gemeinbegenogen- 
haft verſchmolz. Die zweite, nad außen gekehrte Seite ber Entwicklung 
aber lag darin, daß die fo Fonftituirte Bürgerſchaft fih mit der Stabt 
identificirte und in Folge deſſen als geſchloßenes zugleich ftaatlies und ört⸗ 
liches Gemeinwejen mehr und mehr die im Stadtgebiet beftehenden öffent- 
lichen und berrfchaftlichen Gewalten für fi erwarb). 


1) Bol. Th. I 249. u. 264. Seidem befonderd Maurer, Gedichte Der 
Stäbteverfaßung in Deutfhland, 4 Bde, Erlangen 1869—71, u. Heusler, der 
Urfprung der deut. Stabtverfaßung, Weimar 1872. Auch diefen Schriften gegen- 
über muß ich meine in Th. I ausgefprochene Grunbanfhauung aufrecht erhalten. 
Mir fcheint von ben immer noch fo fchroff einander entgegenftehenden Anfichten 
über den Urfprung der deutfchen Stabtverfaßung jede, bis auf bie allgentein auf. 
gegebene Anknüpfung an bie römiſche Municipalität, ein richtiges, aber zu einfeitig 
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Hier haben wir zunächft die erfte Seite ber Entwicklung, die Organtjation 
ber Bürgerfchaft zur Einheit in Bezug anf ben für und entſcheidenden Punkt 
bes Verhältniges von Einheit und Vielheit in ber Gefammtheit zu prüfen. 


betonted Moment zu enthalten, das nur in die richtige Stellung zur Gefammtent- 
widlung gebracht werben muß. Zunädft ift m. ©. eine ber Wurzeln bes ftädti- 
ſchen Gemeinweſens die alte Ortömarkverfaßung gewefen, welche, überall vor⸗ 
handen, auch überall ein Bildungéfaktor ded Stadtkörpers war. Hierauf mit 
Nachdrud hinzuweiſen, ift ein großes u. wie mir fcheint von Heusler unterfchäßtes 
Berdienft Manrer’s. Im Uebrigen Liegt die Einfeitigkeit und Willkürlichkeit 
von Maurer's Behauptung, daß bie Stabtverfaßung nichts weiter als eine durch 
ben freien Verkehr erweiterte und gefteigerte Ortsmarkverfaßung fei, auf der Hand. 
Maurer beantwortet eigentlich überhaupt nur die Frage, wie die Gemeindeverfaßung 
in der Stadt war, ebe fie Stadiverfaßung wurde, nicht aber bie Frage, woburd 
fie zur Stadbtverfaßung geworden iſt. Sein Wert ift daber keine wirklihe Ge- 
ſchichte der Stadtverfagung, fondern eine Zufammtenftellung fläbtifcher Zuftände 
ohne jede Hervorhebung der inneren Ungleichartigkeit des Allen und bed Neuen. 
Nur fo erflärt es ſich, dah er fpäte und felbft moberne Zuftände ganz unbebeuten- 
ber AderKkädte, bie immer einem Dorfe ſehr ähnlich blieben, in Eine Linie mit den 
großen Städterepublifen bed Mittelalters ftellt; daß er aus der Analogie bairijcher 
Markfledenverfoßungen des 16. Jahrh. auf Bildung und Inhalt des rheinifchen 
Städteweiend im 11. u. 12. Jahrh. Schlüße zieht; dab ihm eine einzelne Wort⸗ 
Ahnlichkeit genügt um ſchon in der Zeit unmittelbar nad) Karl bem Kahlen einen 
Rath zu entdeden (L 582); daß er nirgend das Wefentfiche und Zufällige in der 
Stabtverfagung, das ſpecifiſch Städtifche, was natürlich nur in größeren Städten 
voll und nım in älteren originär entwidelt ift, und die Hefte eines ganz ober halb 
ländlichen Lebens und Rechts unterfcheidet. Auch das reiche von Maurer gefam- 
melte Material kann deshalb nur mit Vorſicht benutzt werben; viele von ihm aus 
dem Zufammenhang genommene Stellen beweifen fo nicht nur bas nicht, wofür fie 
angeführt werden, ſondern überhaupt nichts. Am verfehlteften find Maurer's Ans- 
führungen über bie Entftehung bes ftädtifchen Raths (1. 546 f.), ber aus dem alten 
Dorfvorftebern hergeleitet wird, während folche doch gerabe in ben äfteften und 
größten Städten neben dem Rath ald untergeordnete Beamte fortlebten. — Gleich 
ber Drtömarkverfaßung ift auch die Hofverfaßung ein Bildungsfaktor der Stadt» 
verfaßung geweſen. Allein fie Bat nicht poſitiv ſchöpferiſch, ſondern nur indirelt 
und fetundär gewirkt. Ihre Bedeutung lag darin, daß bei der den Einigungöproceh 
ber Bürgerfchaft befchleunigenden Ausdehnung ber bifchäfligen Macht die in bie 
Hände des Stadtoberhaupts gelangten Töniglichen Gerichte und Beamtungen an die 
hofrechtlichen Inftitutionen des biſchöflichen Herrichafteverbandes angelehnt wurden, 
und daß fchließlich der Bürgerverband, indem er die bofrechtlichen Elemente befreite, 
in fi aufnahm und fich affimilirte, Hierbei bie auch für ihn brauchbaren Beftand- 
theile der Hofverfaßung werwerthete. Allein mit Nitzſch und Andern in der Stabt- 
verfaßung eine Entfaltung ber Hofverfaßung zu fehen, ift noch verfehlter ald bie 
Manrer’ide Anficht. Nicht die Entfaltung, ſondern die Ubforption des Hofrechts 
war Juhalt der ftäbtifchen Entwidlung, die ihrem pofitiven Kern nad vielmehr 
voflsrechtlichen Urfprungd war. Denn, wie bied Arnold und jetzt insbeſondere 
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Indem wir alfo den Drganifationsproceß felbft voransfegen, fragen wir nur, 
was berfelbe für die innere und äußere Differentiirung von Geſammteinheit 
und Gefammtnielheit gewirkt bat. 


Heusler ſchlagend dargethan haben: die Bürgerfchaft war bie verjüngte freie Volls⸗ 
gemeinde bes öffentlichen (d. h. volks⸗ und Lönigerechtlichen) Gerichtes und Rechtes 
ber fränkifchen Zeit. — Ungleich wichtiger daher war für die Bildung ber Gtabt- 
verfaßung bie öffentliche Gerichtsverfahung, d. 5. das königliche Ober- 
und Untergericht mit den ihre Stellung vom Könige herleitenden Richtern, ben 
volkorechtlichen echten und gebotenen Dingen und ben hierfür beſtehenden Schöffen- 
einrichtungen. Arnold und Heusler haben m. E. unwiderleglidh dargethan, daß in 
den Biichofsftädten die Stadtverfaßung direkt aus ber öffentlichen Gerichtsverfaßung 
hervorgegangen ift und daß in allen andern Städten irgend welche Auknüpfung an 
bie öffentliche Gerichtöverfahung zum Weſen der Stadt gehörte. Nur eine fehr vorein- 
genommene Auffaßung kann m. €. beftreiten, daß in dem öffentlichen Gerichtönerbaube 
ein pofitiver Bilbungsfaltor des frädtifchen Gemeinweſens Tag. Nicht ald eine bloße 
Ortemarkgemeinde oder als eine Hofgenoßenf&haft nahm bie Bürgerichaft das ftädtifche 
Gemeinweſen in die Hand, fondern vor Allem als eine durch die Immunität nadh 
außen bin abgeſchlohene und durch das Schöffenthum und bie echten Dinge organi⸗ 
firte ſtädtiſche Gerichtögemeinbe; bei ihrer Fortentwicklung diente daher ihre gerichts- 
genofenfchaftliche Organifation als Ausgangspunkt; und es gehörte zum Weſen deö 
Rädtifchen Gemeinweſens, irgend etwas von der im Gerichtsweſen fich manifeitiren- 
den öffentlichen Gewalt zu befißen und bie volle Hineinziehung derfelben in den 
bürgerlichen Verband zu erftreben. Allein man darf nicht mit Heusler das Weſen 
der Stadtverfahung mit dem Sate für erfhöpft halten, daß durch fie öffentliche 
Gewalt auf einen Rath übergieng. Damit find zunächft Die anderen Wurzeln ber 
Stadtverfagung mit Unrecht für unweſentlich erklärt, indem doch ber Begriff der 
Stadt nicht blos in ihrem von Heudler einfeitig betonten ftantlichen Charalter, 
fondern in der Bereinigung des ftaatlichen und bes kommunalen Charakters lag, 
das Kommunale aber in ihr doch jedenfalls aus der Ortsmarkverfaßung und zum 
Theil aus der Hofverfaßung ſtammte. Sodann wird babei der alte Begriff einer 
öffentlichen Gewalt, welcher die vom Könige ald dem Repraefentanten des Gefammt- 
volles ftammende Gewalt bezeichnete, ohne doch damit eine fpecififche und nur ihr 
eigenthümliche Qualität won ihr audzufagen, im Sinne des modernen Staat&begriffs 
aufgefaßt. Es fol diefe Gewalt einen rein öffentlichrechtlihen Charakter haben, 
während die feubalen und patrimontalen und wie es fcheint auch die kommunalen 
Berfapungselemente ihr ald reined „Privatrecht" entgegengeftellt werden. Dem- 
gemäß abftrahirt dann Heusler ben Begriff der mittelalterlichen Stadt eigentlich 
nur von ber Reichöftadt, während die übrigen Städte für ihn nur theilweiſe Offen- 
barungen des eigentlihen Stadtbegriffe find; feine Schrift ftellt im Grunde nicht 
den Urfprung der Stadtverfaßung, fonbern den Urfprung ber Neichöfreiheit unb 
Neichöftanbichaft der Städte dar. Bor Allem aber if, auch abgeſehen von biefer 
unrichtigen Oualificirung ber Neichögewalt als rein öffentlichrechtlidher und jeder 
andern Gewalt als ſchlechthin nicht öffentlichrechtlicher Gewalt, mit bem Gate Hensler’s 
nur die Eine Hälfte bed Stabtbegriffs erfchäpft. Denn das Wefen ber Stabt liegt 
doch nicht blos darin darin, daß fie gewiße politifche Rechte hatte, fondern vor 
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I. Der erfte Schritt zu dem Ziele einer Trennung der Gejammteinheit 
von der Geſammwielheit liegt darin, daß thatſächlich in bem größeren 
und ungleihartigeren Bürgerverbande dad Moment ber Einheit ſich Fräftiger 


Allem darin, wie beſchaffen das Subjekt diefer Rechte war, Ob der Rath, ob die 
Bingerfchaft, ob die Stadt als folhe das Subjekt eines Theiles ber öffentlichen 
Gewalt wurbe, bat für Heusler in Bezug auf das Specififche der Stadtverfaßung 
gar keine Bedeutung: für unfere Unterfuhung kommt gerade ausſchließlich nur 
dieſe Trage in Betracht. Wenn fich aber zeigen follte, daß bie neue und eigen- 
thümliche Befchaffenheit bed in der Stabt gejeßten Subjektes öffentlicher Gewalt auch 
für bie rechtliche Oualität biefer Gewalt felbft Neues und Eigenthümliches be- 
wirkte, fo ift auch von Heusler's Standpunkt aus das Wefen ter Stadtverfaßung 
erft damit erfchöpft, daß ber Erwerber der öffentlichen Gewalt ein fo und fo or- 
ganiſirtes Gemeinwefen, ein von allen bis dahin vorhandenen Rechtsſubjekten fpe- 
cifiſch verſchiedenes Rechtöjubjelt war. Es Tiegt mit andern Worten der Unter- 
fchted der Stadt vom Dorfe (von fpäteren doͤrflichen Nachbildungen natürlich abge- 
ſehen) nicht blos in dem nngleihen Umfange ihrer Machiſphäre, fondern vor 
Allem auch in dem ungleichen inneren Bau des zu diefer Machtiphäre bernfenen 
Derfonenorganismud. Und dieſer Unterfchied iſt eben der einer Genoßengemeinbe 
und eines forporativen Gemeinweſens, womit, wie wir fehen werden, ber innere 
Unterfhied von Markverband und Gebietöverband, von Genoßenrecht und Bürger- 
recht, von Schöffennerfaßung und Rathöverfaßung, von richterlichen und regierenden 
Dbrigkeiten eng zufammenhängt. Weil Heudler diefe innere Seite ber Stadtver⸗ 
faßung in ihren Begriff nicht mitaufnimmt, Hält er fi mit derfelben Einfeitigfeit, 
mit welcher Danrer Montzingen und Waldlappel zu Typen einer Stadt erhebt, 
umgelehrt nur an bie zu Zreiftaaten vollendeten größten Stäbte. Und boch hatten 
irgendwie auch Monpingen und Waldkappel am mittelalterlichen Stadtbegriff Theil! 
Für ben fpectellen Zwed ber nachfolgenden Unterfuhung kommt nun gerabe dba 3 
ausſchließlich in Betracht, was Heusler gänzlich außer Betracht läßt, während bie 
von ihm in mufterbafter Weile bewahrheitete Seite der Stabtentwidiung außerhalb 
des Bereiches unferer Unterfuhung liegt. Denn bier ſoll lediglich bie Frage nach 
dem Subjekt, nicht bie Frage nach dem Umfang ber ftäbtifchen Rechte beantwortet 
werben; und in Bezug auf den Erwerb ber öffentlichen Gewalt intereifirt uns baber 
nur das, wie ber Umftand, baß bie Erwerberin eben eine Stadt war, auf jene 
Gewalt gewirkt hat. — Auch mit der Hinzufügung ber öffentlichen Gerichtsver⸗ 
faßung zu den übrigen vorhandenen Berfaßungselementen find fomit bie Bildungs 
faftoren bes ftädtifchen Gemeinweſens noch nicht erfchöpft. Es muß noch irgend 
ein anderer Faktor binzugetreten fein, der durch feinen Hinzutritt das eigentlich 
Neue in die zur Trägerfchaft der Stabt berufene Gemeindecrganifation brachte. 
Das Berdienft, auf biefes neue, ſchoͤpferiſch umbildende Princip, das überall’ erft bie 
Städte zu Städten machte, hingewieſen zu haben, fchreibe ich denen zu, welde bie 
Geſchichte der Stabtverfaßung mit ber Geſchichte ber bürgerlichen Gilden und 
Schwurvereiniguugen in Zuſammenhang gebracht haben (Wilda, Lappenberg, 
Barnlönig, Hartwig, Burkhart, Ennen, jetzt auch Brentano, Arbeitergilden I. 17f.). 
Allerdings ift auch diefe Anficht einfeitig ausgebildet worben; man bat einmal bie 
Gilden aller Bürger zu fehr außer Verbindung mit ber durch fie nicht geichaffenen, 
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geltend macht als in ländlichen Verbänden. Es wirb alfo häufiger und lieber 
- als dort die Geſammtheit in ihrer Zufammenfügung zur Einheit norgeftellt 
und genannt, ohne daß freilich zunächſt die hierbei in ben Hintergrund ger 
ſchobene Vorfteluug ber Vielkoͤpfigkeit diefer Einheit befinitiv befeitigt wäre. 
An fi rein faktiſch, Bat biefe quantitative Praeponderanz des Einheitlichen 
in ber Geſammtheit für defjen Berfelbftändigung deshalb eine praeparatorifche 
Bedeutung, weil fie das Bebürfnig nach Gewinnung befonderer Organe für 
die bürgerſchaftliche Einheit weckt und wach hält. 

Während alſo begrifflih auch bier zunächſt nur bie cives singuli und 
die cives universi, die Bürger fonderlih und die Bürger fammtlid einander 
gegenüberftehen und auch fpäter noch der Unterfchieb einer gemeinfamen und 


fondern nur organifirten und umgebildeten Mark⸗ unb Gerichtsgemeinde gebacht, 
und iſt außerdem in der Annahme nicht bezeugter förmlich Tonftituirter Gilden zu 
weit gegangen. Allein richtig ift, daß überall der Bürgerverband durch bie Auf- 
nahme bes Principe und ber Einrichtungen einer Gilde erft zu dem geworben ift, 
was ihn vom ländlichen Mark: nnd Gerichtönerbande unterſchied. Dies ift auch 
fein „vager Sag". Denn er bebeutet daB fehr Beftimmte, daß die neuen Begriffe 
bes Bürgerrechte, der bürgerfchaftlichen Organe und ber bürgerfchaftlichen Ver⸗ 
faßung eine Reihe derjenigen Merkmale, welde fi) von den Begriffen bed Ge 
meinderechts, der Gemeinbevorftände und der Gemeindeverfaßung unterfchieden, den 
Begriffen der Gildemitgliedſchaft, der Gildevorſtände und ber Gildeverfaßung ent» 
nommen haben. Da unzweifelhaft auch in denjenigen Städten, in welchen feine 
die ganze Bürgerfchaft umfaßende alte Schutzgilde beſtand und ebenfo wenig eine 
neue Schwurvereinigung in ber Verfaßungsgeſchichte eine nachweisbare Rolle fpielte, 
engere Gilden vorhanden waren, jo konnte die Webertragung von Gilbemäßigem 
anf den Bürgerwerband ſich unſchwer vollziehen. Ja es mußte fich ganz von ſelbſt 
ergeben, daß die Bürger, in ihren focialen Beziehungen täglich an das @ilberecht 
erinnert, diefed mehr und mehr auch auf ihren Gefammtverband übertrugen. Fin⸗ 
ben wir doch bei ben Untergemeinden ber Stadtbezirke noch fpäter eine allmälige 
Umgeftaltung ſich vollziehen, welche fie zuletzt Gildekörpern fehr annähert; vgl. 
3. B. über die Kölner Parochien u. Bauerbänte Th. I. 333— 836; andre Belipiele 
unten in 8 30. — Somit halte ich meine in Th. I ausgefprochene Auffaßung feft 
und muß fie nur, da z. B. Maurer (I. 164 u. 175) mich als Anhänger der An⸗ 
Inüpfung an die öffentliche Gerichteverfaßung und gleichzeitigen Anhänger der Her- 
leitung aud dem Gildeweſen mit dem fheinbaren Vorwurf der Inkonſequenz anführt, 
ebenfogut aber für feine eigne Anftcht hätte anführen können, fchärfer formuliren. 
Die Stabtverfaßung tft überall aus den alten Gerichts, Mart- und Hofverbänben 
dadurch entfianden, daß die Bürgerfchaft als eine zugleich den Markverband und 
ben öffentlichen Gerichtöverband fortfeßende Orts⸗ und Gerichtsgemeinde aus bem 
Zufammenbange des Landes heraustrat, die in der Stadt vorhandenen hofrecht⸗ 
lichen Verbindungen abjorbirte und demnächft durch die Aufnahme des Princips 
and ber Formen der Gilde fich gemeinheitlich organifirte; daß aber dann bie fo 
Eonftitutrte Bürgerfchaft den Begriff ber Stadt in ihren Verband hineinzog und 
für das gefchloßene bürgerliche Gemeinwefen ein größeres oder geringered Stüd ber 
iu der Stadt beftehenben äffentliden Gewalt erwarb. 
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einer zeriheilten Sphäre der Bürger das Stadtrecht zu erſchöpfen ſcheint): 
wirb es doch jeit dem 12. Jahrhundert fehr gewöhnlich, die Bürgerfchaft den 
einzelnen Bürgern nicht mehr blos als cives universi oder burgere gemein- 
lich, jondern als universitas civium, communitas, commune, gemeinde der 
burgere entgegenzujeßen®). Diefe universitas oder communitas ſchließt Ver⸗ 
träge und Bergleiche*), erwirbt®), veräußert®), ift Cigenthümerin, Berechtigte 
und Verpflichtete”); das Stabtfiegel, Anfangs meift sigillum civium ober 


9) Bgl. 3. B. bie fcharfe Unterfcheidung defien, was die burgere gemeinlich 
angeht, und bdeffen, was die burger sonderlich, zwenzig oder drizege, minir 
oder me, daz die gemeinde nüt angienge, in bem Vertrag v. 1282 b. Schrei. 
ber L 92. Urk. v. 1252 b. Ried 433: in damna vel opprobria singularitatis 
vel universitatis Ratispon. — Die Stabtallmende dagegen gehört civibus .. uni- 
versis et singulis (3. B. 1807 b. Zacomblet II. 89). Auch wirb Beiftand, 
Schu, Bundedtreue den cives universi et singuli (Racomblet II. 442) ober 
universaliter et singulariter (1271 ib. 867) ober den burgere semelich inde 
sunderliche (1263 u. 1328 ib. II. 297 u. ILL. 169) zugefagt, mit den cives uni- 
versi et singuli Sühne, Friede, Vertrag gemacht (1299 ib. II. 611), und umgelehrt 
von den Bürgern universaliter et singulariter verſprochen (3 B. 1264 ib. 318). 

9 3.8. Urk. v. 1282 in Note 2; Url. v. 1180 b. &acomblet I. 384, wo die 
universitas civium den parochiani (einer Burgenofjenfchaft) gegenüberfteht (unten 
Rote 7) u. f. w. 

3.8. Ur. v. 1260 b. Remling 288: in nos a dictis capitulo et uni- 
versitate fuerit compromissum. 1259 b. Ried I. 451: confoederatio gegen 
cives Ratispon. seu communitas eorum. 

3.8. Url, v. 1216 im Lüb. Urkb. I. 25: Waldemar tritt einige Be- 
fituugen an Lübeck mit den Worten ab: communioni praetax. civium secundum 
jus Iyb. civitatis et sec. justitiam que wicbyld dicitur ejusdem civitatis con- 
cedimus jure perpetuo possidendas, 

6 3.8. Url. v. 1257 6. Neugart U. 216: nos cives in Villingen tam 
majores quam minores et ut plenius dicamus wniversitas (alfo es ift nur ein 
vollerer Ausbrud für „Alle“ !) de cunsensu domini .. . domum.... in oppido 
nostro sitam . .. . liberam reddimus intra septa illius domus ab omni jure 
civili et consuetudine civili. 

!) So wirb der universitas civium Erbeigen zugefchrieben. Url. v. 1180 
b. Lacomblet I. 334: aedificia . . . universitati civium hereditario jure possi- 
denda conferrent. Que aedificia sicut a predictis parochianis universitati 
civium collata sunt, ita nos eidem universitati in perp. hereditario jure ea 
possidenda concedimus et confirmamus, ut scil. nobis debitum censum et 
vorhuram de his sicut de ceteris areis persolvant (sic!). urt. v. 1219 b. 
Boehmer 28: nulla ... persons . . antefatam eivium nostrorum universita- 
tem super eadem capella molestare audeat. Auch das Rathhaus heißt oft 
domus universitatis ober communitatis (3. B. 1264 b. Boehmer 132). Die 
universitas ift obligirt, 3. B. 1260 b. Remling 283: universitas . . ad sol- 
vendum . . tenetur. Die universe. ald Belehnte in 8 22. 

u 
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burgensium genannt, wirb immer häufiger als sigillum universitatis ober 
communitatis bezeichnet®); ganz allgemein erfcheinen die universitates und 
communitates als Gegenfag von Einzelperfonen ?). 

Die Erinnerung an die roͤmiſche und heutige Bebentung der Worte 
universitas, Kommune, Gemeinde u. |. w. verleitet leicht dazu, gerade in 
folhen Bezeichnungen ben erften Ausbrud einer anerkannten Rechtöperjäulid- 
feit der Stabt zu finden. Dies tft indeß für Deutfchland durchaus nnrichtig. 
Gerade umgekehrt vielmehr find jene Ausdrücke, fofern fie die Gefammtheit 
als Rechtöfubjelt ſetzen, die Repraejentanten einer vor Vollendung bes Stabt- 
begriffes liegenden Stufe, während fie bei ihrer fpäter fortdauernden Anwen- 
dung gar nicht das eigentliche Rechtsſubjekt, fondern hoöchſtens den Inbegriff 
feiner Träger bezeichnen wollen. An eine ideale NRechtöperfönlichkeit wird 
dabei fo wenig gedacht, daß im Gegentheil vorzugsweife bie zur Einheit 
zufammengefaßte Vielheit oder Allbeit dabei vorgeftellt wird. Nicht bie 
Spitze, fondern die Bafıs des ftäbtifchen Gebäudes wird damit ausgebrüdt. 
Und eine koͤrperſchaftliche Organiſation will man damit fo wenig andeuten, 
baß vielmehr umgelehrt die Organifation negirt oder doch fortgebacht wird, 
wo von universitas oder gemein die Rebe ift. 

Das römilhe Wort „universitas“ indbefondere hat Bier wie überall 
feine juriftifch technifche Bedeutung gänzlich eingebüßt. Der Nachdruck, welder 
bei biefer letzteren auf die Ableitungsfilbe (tas) gelegt war, ift zum Stamme 
(universi) zurüdgelehrt. Deshalb wird in jo vielen Eingangsformeln mittel- 
alterlicher Urkunden mit dem Worte universitas irgend eine ganz unjuriftifche 
Zufammenfaßung, wie 3. B. der ganzen Menjchheit, der Chriften, der gegen- 
wärtig und zukünftig Lebenden, Aller derer, welche bie Urkunde Iejen ober 
hören werben, vorgenommen 10). Ebenſo aber bebeutet in ben ftäbtifchen 


8, Sigillum universitatis civium Batisponensium ſchon 1236, 1238, 1255 
b. Ried I. 278. 288, 445; sigillum communitatis civium Coloniensium zuerft 
1252 b. Lacomblet II. 203; universitatis Mogunt. 1288 6. Gudenus IL 
295; universitatig Francof. 1288 b. Boehmer 236 (ingesigelde der gemeinde 
v. F. 1308 ib. 849); 1295 in Gelnhusen, Grünberg, Wetzlar b. Fichard 82 
Note 61. Die universitas daher als Auöftellerin von Urkunden, 3. B. 1240 in 
Wetzlar 5. Boehmer 69, 1243 in Frankfurt ib. 73. 

9) 3. 8. Const. Frid. II. d. 1221: item nulla communitas vel persons 
publica vel privata collectas sive exactiones . . . imponant. Auch wird Bann 
und Acht gedroht Über quaecunque communitas vel persona. 

0) Bol. 3. B. Lacomblet I. 249. IL 8. 17. 18. 19. 2}. 37. 59. 77. 
Ebenfo Tiegt ein ganz unjuriftifches Zufammenfaßen vor, wenn ed in ber Const. 
v. 1220 heißt: saepe edictum speciale serpere solet in detrimentum univer- 
sitatis; wenn eine universitag hominum et subditorum erwähnt wird (5. B. 1284 
im 2üb. Urkb. I. 422); wenu mehrere Städte zufammen als universitas oder 
communitas civitatum angerebet werden (3. B. 1259 im 2üb. Urkb. J. 229 und 
häufig in den Briefen ber Bürften an die hanſiſchen Seeftäbte). 
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Urkunden der Ausdruck universitas civium ſchlechthin nur die Geſammtheit, 
ohne alle Rüdfiht auf ihre Organifation oder juriſtiſche Perſoͤnlichkeit. 
Ganz Mar tritt Dies beifpielöweife in einem Kompromiß won 1255, weldes 
der Biſchof von Regensburg und der Herzog von Baiern bei Gelegenheit 
ihres Streites über die Münze eingehen, und in dem in Gemäßheit desſelben 
erfolgten, fowol in der Mittheilung der Schiedsrichter als in der des Biſchofs 
erhaltenen Laudum bervor!!). Die Streitenden Tompromittiren „in univer- 
sitatem civium BRatisponensium“ unb wollen halten, quicquid per dietam 
universitatem vel per certas personas quas ad dictum negotium 6x Se 
duxerint eligendas, arbitratum fuerit, constitutum vel etiam ordinatum. 
Wäre nun universitas die konſtituirte Körperihaft, fo hätte diefe einfach 
burd ihre Organe, Bürgermeifter und Rath, den Spruch zu fällen gehabt. 
Aber universitas ift die Gefammtheit im eigentlihen Sinne, und deshalb 
vertreten zwar zunächit Bürgermeifter und Rath bei Abichluß des Kompro- 
miffes bie universitas und geloben für fie an Eides Statt die Fällung eines 
sechtzeitigen, vollftändigen und unparteitihen Spruch: allein biefen Spruch) 
felbft fol die ganze Bürgerfchaft unmittelbar oder durch die ad hoc von ihr 
zu bevollmächtigenden Perjonen fällen. Promiserunt etiam — heißt es in 
ber eriten Urkunde — magister et consules civitatis Ratispon. pro ipsa 
universitate fide praestita vice sacramenti, quod ipsi (d. t. die universi 
cives) bona fide decident dictam discordiam sive questionem infra 
crastinum b. Egidii, et quod nullatenus differant seu dimittant aliquatenus 
indecisam. Und im Laudum jelbit wirb dies deutlicher erzählt: promisimus 
etiam nos magister et consules civitatis, qui presentes fuimus illa vice 
pro ipsa universitate Ratisp. fide praestita corporaliter vice sacramenti, 
quod ipsa universitas vel terte persone, quas elegerit ex se, bona fide 
sine dolo et captione terminabunt dictam discordiam. Die universitas 
überlegt fih darauf, daß zu dieſem Geſchäft Wenige beßer als fie felbft ge- 
eignet find, und überträgt daher bie ihr gegebene Gewalt an 13 non ihr ge 
wählte Perfonen. Tandem, quia visum fuerit universitati, quod hujasmodi 
negotium per pauciores commodius quam per totam universitatem 
civium tractaretur et decideretur, ipsa universitas potestatem sibi 
traditam a principibus dedit et tradidit nobis Ottoni et XII aliis supra 
scriptis. Dieſe 13 fällen und beurkunden das Laudum, gerentes in hac 
parte totius universitatis civium Ratisp. (fehlt vicem). Befräftigt wird es 
sigillo universitatis civium Ratisponensium. 

So wie hier wird aber überhaupt ſtets mit universitas die Gejammt- 
beit ſchlechthin bezeichnet. Nicht felten folgen, zum bentlichen Beweiſe der 
bei der Tollektiniichen Zuſammenfaßung fortiebenden Vorftelluug einer Vielheit, 
piuralifche Sormen!%). Sn der Ueberfekung des Stabtrechts von Luzern von 

11) Die 3 Urk. ftehen bei Ried 442. 443. 445. 


12) So in der im Text mitgetbeilten Stelle. Ferner 1180 b. Lacomnblet L 
38* 
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1252 wirb fogar universitas civium mit dü menige der burger. wieber- 
gegeben!®). Und nur, wo fich entlehnte römtfchrechtliche Wendungen in eine 
Urkunde verirrt haben, erjcheint wol einmal das Wort in der roͤmiſchen Be 
beutung !#). 

Mit universitas aber ift commune oder communitas, Worte, bie in 
außerbeutfiben Stäbten (befonbers in Stalien und Frankreich) zum Theil einen 
anderweiten techniſchen Sinn erhielten, in Deutfchland im Ganzen gleichbe 
beutend. Und ebenfo verhält es firh mit bem zu Grunde liegenden beutfchen 
Worte „gemeinde“. | 

Weil fo mit universitas, communitas ober gemeinde die Gefammtheit 
ohne Rüdfiht auf ihre Gliederung und Organifation bezeichnet wird, fo 
nehmen diefe Worte vielfach noch eine eingefchränktere, je nach dem Gegenſatz 
verfchiedene Bedeutung an und brüden dann nur einen Theil der Gefammt- 
beit aus. In dieſem Falle ift es nit etwa das Forporative Moment, 
jondern es ift gerade ber in irgend einer Gliederung oder Organifation 
night mitbegriffene Theil der Bürgerfhaft, worauf jene Ausbrüde. fi vor- 
zugeweife beziehen. Deshalb bebeuten fie dba wo ihren Gegenfat ber Jube⸗ 
griff der Vollbürger, die Bürgerſchaft im engeren Sinne, die cives, burgenses 
oder burgere gemeinlich bilden den Inbegriff der Schußbürger, der Hand» 
werker, der politifch unberedhtigten oder minder berechtigten niederen Stände; 
man ſpricht in biefem Sinne befonderd zur Zeit der Zunftbewegungen technijch 
bon cives et communitas, von burgere und gemeinde, mitynter auch von 
cives et universitas; und gerade die Worte, die für und den rechtlich organi- 
firten Kommunalförper ausbrüden, bezeichnen fo vielmehr das von ber 
bürgerfhaftliden Gliederung und dem vollen Bürgerrecht ausgefchloßene 


343: universitas . . persolvant; 1212 ib. IL 21: devotionem, quam erga 
nostram gerunt celsitudinem dilecti fideles nostri universitas civium Col; 
1486 b. Gudenus IV. 475f. 478: die burgerschaft ... mogen. 1. ſ. w. 

13) Geichichtöfreund I. 180. 

1) So wenn ber Regensburger Bifchof 1821 im feiner Befchwerdefchrift (b. 
Ried I 789-798) den Bürgern fagt: „qua tamen auctoritate permissa singula 
feceritis,,non videmus, quum nec judicandi vel condendi statuts, immo nec 
habendi consules aut eligendi magistrum seu et sonandi campanam, et 
postremo nec constituendi universitatem vel disponendi ea quae sunt juris unicer- 
sitatis, vel pontificali vel imperiali geu regali concessione ulla vobis tradita 
sit facultas, sed in dispendium salutis vestri et prejudieium juris nostri ea 
temere presumpsistis.” Das Klingt allerdings nicht viel anders, ald was mancher 
heutige Juriſt den Regendburgern vorwerfen würde: „Ihr maßt Euch ohne Staats» 
genehmigung die Rechte einer juriftifchen Perſon an!" In derfelben Urkunde ift 
aber auch von einer „possessio vel quasi* (S. 790) bie Rebe, fo dab wir über 
bie Quelle jener Gedanken über Korporationdrechte nicht zweifeln können. Suter 
eflant bleibt die Urkunde als Beleg, wie früh man durch bie Hervorſuchung römifcher 
Rechtögrundfäge das deutſche Genoßenſchaftsrecht zu ſchädigen fuchte. 
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Stadtvolk und find völlig gleichbebeutend mit populus, plebs, populares, 
pauperes, minores, multitudo, volk, menge ober gedigen der Stabt!5). 
Wo auch die Handwerker als Gegenſatz der Gemeinde, und Handwerker und 
Gemeinde zuſammen ald Gegenſatz von Rath und Bürgerſchaft erfcheinen, da 
ift unter Gemeinde das in ber zünftigen Organifation nicht mitbegriffene 
Volt zu verftehen!d). Ganz regelmäßig endlid bildet die universitas oder 
gemein der burger den Gegenſatz zu dem ftädtifchen Behörbenorganismus, 
indem fie in zahllofen Urkundenanfängen hinter den consules als die Bürger- 
gefammtheit aufgeführt, ebenfo aber bei allen inneren Parteiungen, Streitig- 
feiten und Verträgen ben Stabtbehörben entgegenneftellt wird. So wird in 
Köln um die Mitte des 13. Sahrhunderts das niedere Bolt als communitas, 
bie gefammte ben biöherigen Regierungsbehörden entgegentretende Bürger- 
{haft aber als universitas bezeichnet; bie consules, fraternitates, populus 
communitatis et generaliter tota universitas civium predictorum fordern 
Abſetzung von Bürgermeifter und Schöffen, weil durch fie bie pauperes et 
piebei immo generaliter qui communitas appellantur jedes Einflußes be- 
raubt würden, und der Erzbiſchof willfahrt cum ipsius universitatis consilio 
et assensu, deliberatione cum universitate civium habita; und bei allen 
ipäteren Kölner Bürgerzwiften ift die gemeinde ber Gegenfat theils des 
Raths theild der Micherzeche!?). Ebenſo wird in Neuß Borforge getroffen 
für den Fall eines Streites zwiſchen der universitas oppidi und den 


5) Vol. z. B. Url. v. 1261 6. Schöpflin I. 484: cives et communitas. 
Basler Urt. v. 1873 u. 1385 b. Ochs II. 221f., 228, 279: den bürgern u. der 
gemeinde. Spelerer Url. b. Lehmann 588 u. 596f. Wormfer Url. v. 1866 
pr. u. 8 4 b. Schannat II. 181: dem rade den burgern u, der gemeinde; 
vgl. 200. Bamb. Stadtr. $ 480: wider die burger o. wider die gemein. 
Jäger, Ulm 741 (Ark. v. 1827). Url. v. 1326 u. 1375 b. Tzſchoppe und 
Stenzel 512, 575, 587. Bol. auch Manrer, Städt. II. 516—520 und über 
das gedigene (In Stradb, n. Baſel) Ochs L 351. 393. 404. 406. Heusler, 
Bafel 125. 129. 130; Urfprung 105f. 

10) Dal. 3. B. Strasb. Schwörbrief von 1482 b. Schilter zu Koͤnigshof 
1092 u. 1095: die meister, die räth, die ritter, die knechte, die burger, die 
handwerk und die gemeind. Eßlinger Urf. b. Maurer, Stabtv. II. 518 Note 
24: denen burgern, die auswendig des raths sind, und den zünften u. der 
gemeinde. Bef. auch unten die Kölner und Frankfurter Urf. (Note 17 u. 21). 
Diefe lepteren u. verwandte Stellen fcheinen mir von Maurer II. 514—516 
mißverftanden zu jein. 

ın Ur. v. 1259 b. Lacomblet TI. 258-259. Bol: andy Laudum von 
1258 ib. 245. 249 u. 250, wo aber ſowol scabini, als fraternitates, als alii 
cives (oder populares) zufammen die communitas bilden. Weber ben fpäteren 
Sprachgebrauch 1374 ib. III Note und Hagen’s Reimchronik vers. 1209. 1818. 
1389. 3266. 8290. 3477. 5734. 
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officiales, und in Bonn foll die universitas dem Rath gehorcdhen!?). Im 
Freiburg wirb von Streitigkeiten und Berträgen zwiſchen den Bierund- 
zwanzigern und Der universitas, fowie zwiſchen Rath und Gemeinde be 
richtet ?). In Worms eriheint um 1300 die gemeinde als Gegenſatz bes 
Raths und der Geſchlechter, in Speier ftreitet 1258 die universitas mit dem 
consiliumꝰo). In Frankfurt treten Zünfte und Gemeinde dem Rath gegen- 
über®!), Und ähnlich ift e8 überall. - 

Auch ift ja dem Worte „Gemeinde“ bis heute biefe ihm im Mittelalter 
ausfchließliche Bedeutung als Nebenbedeutung verblieben. 

I. Wenn nun aber in ber bloßen Zuſammenfaßung der Bürger zur 
universitas, communitas, gemeinde, bürgerschaft u. f. w. ein Hinweis auf 
ihre Organiſation nicht Tiegt, fo ift es um fo wichtiger, daß feit dem 
Erwachen des ftädtifchen Lebens ganz allgemein gewiße technifche Sormeln in 
Gebrauch kommen, welhe ausdrücklich die Bürgerfchaft ald eine gegliederte 
und organifirte Gemeinde darftellen. Denn indem bie Gefammtheit nicht 
ſchlechthin, fondern regelmäßig in ihrer jo und fo beicdhaffenen Organifation 
als Trägerin der ftäbtifchen Sphäre bezeichnet und vorgeftellt wird, ift bie 
alte Sdentificirung ber Bürgerſchaft mit der Berfamminng aller Bollbürger 
überwunden. In der Geftalt und dem Gebrauche biefer Formeln aber, deren 
allmälige Veränderung die ganze Stadigefchichte in fich abfpiegelt, treten 
nach mehreren Richtungen hin Verſchiedenheiten hervor, deren Betrachtung 
ben Sortjchritt in ber Idee des Gemeinmwefens deutlich anzeigt. 

1. Ein erfter Unterjchieb liegt darin, ob in den Kormeln Richter 
aufgeführt werden oder nicht, und ob fie, wenn aufgeführt, an ber Spite ber 


10) Urk. v. 1259 m. 1285 b. Lacomblet IL 263. 471. 

10) Ark. v. 1248 b. Schreiber L 53: C, scultetus consules et universitas 
civium ville F. befunden, ed fei inter universitatem et 24 majores discordia 
exorta. Die universitas MHagt und vergleicht fich dahin, daß fie das Wahlrecht 
von 24 neuen conjurati erhält. Bon nun an wird im Folgenden bie universitas 
auch biefen neuen 24 entgegengeſetzt. Vgl. Urk. v. 1293 ib. 128. 138. 139. 140 
n. f. w. (rad und gemeinde gemeinlich v. F.; mit der 24 und auch mit der 
24 und mit gesameter und mit gemeiner gemeinde v. F.). 

20) Ark. v. 1800 b. Schannat 156. 158. 3. B.: die 16, die die ge 
meinde gekoren hant (sic!); die 16 und die gemeinde mogen zu hauff gehen, 
sich zu underreden ane wapin u. ane geverde u, ane vrevil; n. ähnlich ſehr 
oft. — Berner bie Speierer Urk. 5. Remling 277: Der Kath gibt consentiente 
ad hoc universitate civitatis Spirensis fein Recht und die universitas ba® ihre 
in die Hände des Biſchofs, der eine neue Verfaßung einrichten fol, auf. 

2) 3, 8. 1358 b. Boehmer 658: zuschin dem rate zu F. uff eyne 
siten u, den antwerkyn u. der gemeine zu F. uff die andern syten. 668: von 
der zünfte und von der gemeinde wegin. 1360 ib. 671: es follen die hant- 
werk drij uz yn u. die gemeinde auch drij uz yn. . zu radluden. . kiesen. 
Bol. ib. 662. 668. 672. 778. Bgl. auch Kriegk, Bürgerzwifte 35 f. 855. 
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Sormel ober erft Hinter der oberften bürgerlichen Behörde ftehen. Die in 
Diefer Beziehung eintretenden Veränderungen find ber adaequate Ausbrud für 
die allmälige Hinausbrängung fremder Herrichaftsgewalt aus dem Stabtbegriff 
einerfeits und für bie Erſetzung ber altgermanifchen Gerichtsobrigkeit durch bie 
neue ftädtijche Regierungsobrigkeit andrerſeits. Urſprünglich lautet bei allen 
wichtigen und jollennen Beurkundungen die Formel für ben Stadtverband 
babin, daß Richter und Bürger, Richter Schöffen und Bürger, Richter Rath 
und Bürger u. |. w. genannt werben; alſo judices et universi cives, comes 
advocatus et populus, advocatus scultetus et universitas, scultetus sca- 
bini et cives, judices scabini consules et universi cives, advocatus scul- 
tetus consules et universitas, und aͤhnlich. Hier erſcheinen aljo offenbar 
die Töniglichen oder herrſchaftlichen Richter nicht blos als Vertreter eines 
Rechtes gegen bie Stabt, fondern ale Mitträger der Stadt als folder; fie 
ftedlen irgendwie noch in dem Stadtverbande, ber mithin noch fein rein bür- 
gerlicher ift; ein jelbftänbiges Gefammtrecht der Bürger eriftirt, erfchöpft aber 
noch nicht den Stabtbegriff. Im Laufe ber Zeit begegnen wir immer mehr 
Formeln, in denen die Richter nicht genannt werben; das Richteramt verliert 
feine alte Bedeutung für den Stabtbegriff und wird baher nur noch im Kalle 
eigentlicher gerichtlicher Thätigkeit mit aufgeführt; und felbft im alle des 
Fortgebrauchs der alten feierlichen Formel entbehrt nun der in ihr dem ad- 
vocatus ober scultetus eingeräumte Ehrenplatz feine materielle Bebeutung. 
Lebteres ift namentlich dann ber Ball, wenn bie Stadt felbft das Richteramt 
erwirbt und dann noch eine Zeit lang oder bei befonberer Gelegenheit die alte 
Sormel in Uebung bleibt. Im der Regel aber tritt ſeit der vollen Ausprä- 
gung des ftädtifchen Gemeinweſens der Bürgermeifter an die Spite ber Formel 
und Vogt oder Schultheig werden, wenn überhaupt, erft hinter ihm genannt. 
Damit ift unzweideutig Tundgegeben, daß die Stadt als ſolche ein gefchloßener 
bürgerlicher Verband ift und daß in biefem Verbande bad Richteramt nur die 
Bedeutung eines gewöhnlichen ftädtiſchen Amtes hat. Endlich verſchwinden 
dann bie Richter ganz aus den die Stadt bezeichnenden Sormeln: fie find nun 
zu Richtern im heutigen Sinne geworben und haben daher jelbftwerftändlich 
an ber Repraeſentanz des Stabtftantes ald folchen feinen Antheil mehr??). 

2. Ein zweiter Unterſchied der Formeln liegt darin, ob fie nur bie 
Gliederung oder auch die Organifation ber Bürgerfhaft ausdrüden. 
Anfangs wirb vor Allem nur bie ftändifche Gliederung angezeigt, jo daß alſo 
bie verſchiedenen Bürgerflafien, z. B. milites et cives, ritter und burgere, 
burgenses majores et minores, ritter burger und gemeinde, cives et in- 


2) Dies Alles ergibt eine Vergleichung der im Yolgenden angeführten For⸗ 
meln unter Berüdfihtigung ihrer Zeitfolge und des Alters und ber Selbftänbigkeit 
ber betreffenden Stadt. ©. Note 36—68; insbeſondere and) die Oppenheimer 
Formeln. Th. J. ©. 281 Note 5. 
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habitantes u. ſ. w., nebeneinander geftellt werben?) a. Damit aber ift nodk 
nichts ſpecifiſch Stäbtifches ausgebrüdt, wie denn derſelbe Spradhgebraud von 
je auf dem Lande üblich war und immer jede Genoßengeſammtheit alter Art, 
wenn fie gegliedert war, auch in biefer ihrer Gliederung als Rechtsſubjekt 
porgeitellt wurde. Eine ſtärkere Betonung der Einheit bes Verbandes feiner 
Vielheit gegenüber Tag barin Teineswegs; vielmehr war umgekehrt dadurch, daß 
die einzelnen Stände oder Klaffen in ihrer konkreten Beſonderheit und folge 
weife als engere zu Sonderverbänten hinneigende Geſammtheiten in ber 
größeren Gefammtheit mitgebacht wurden, ftatt für bie letztere nur das ihnen 
allen Gemeinfame zu abftrahiren, ein Moment der Trennung und Sonberung 
gegeben. Einen fpecifiih ftäbtifhen Charakter dagegen erlangen die Formeln, 
feitdem fie die Organifation der Bürgerjchaft ausdrücken und durch die Auf- 
füßrung ber ftäbtiihen Behörden die Zufpigung bes Bürgerverbanbes zur Ein- 
beit betonen. Damit ift natürlich nicht ausgeichlogen, daß neben der Drga- 
nifation au die Gliederung in den Formeln auögeprägt bleibt, hinter den 
Behörden alſo die Bürgerfchaft nach Ständen oder Klafien aufgeführt wirb*?). 
Dod tritt das Moment der ftänbilchen Sonberung mehr und mehr zurüd, 
bis endlich hoͤchſtens noch der Unterfchied von Bürgern und Schußgenogen 
Ausdruck findet‘) oder aber die neue Gliederung nad politiichen Körper 
haften, nad Zünften u. |. w., die ja vor Allem eben zugleich Bafls ber 
Organifation ift, In den Formeln zur Erſcheinung fommt2). 

3. Ein dritter Unterfchied liegt darin, ob in ben Formeln nur die 
handelnden Organe oder zugleih die gejammte Bürgerfhaft ge 
nannt werben. Daß eine Behörte, die eine Urkunde ausftellt, ausſchließlich 
als Ausftellerin genannt, daß zunächſt an fie eine Urkunde addreffirt, daß auch 
wohl das von ihr auszuübenbe ftäbtifche Recht als das ihre bezeichnet wird, 
ift nichts Beſonderes?s). Ebenſo wenig ift es umgefehrt etwas ben Städten 
Eigenthümliches, daß in vielen Fällen die Behörten und bie Bürgerverfamm- 


228) Bol. 5. ©. Urk. 1200 u. 1220 b. Schoepflin I 309. 844; v. 1137 
b. Schannat II. 69; v. 1228 u. 1230 6. Boehmer 52. 54. 55. U. f. w. 

33) Alſo 3. B. scultetus ministeriales scabini et universitas burgensium 
in Frankfurt (1236); scultetus milites scabini consules et universi cives 
Frankf. (1268). Vgl. die Bormeln zu Note 39. 42. 51. 54. 55. 65. Auch TE. 
16. 281 Rote 5. 

%) So in unten anzuführenden Wormfer, Freiburger, Freiberger u. Erfurter 
Gormeln. Note 89. 44. 63. 

2) So in Kölner und Zürdder Formeln. Bol. Rote 38 u. unten $ 30. 

26) Heltere Beiipiele find: 1149 u. 1169 b. Ennen u. Ederg, Quellen L 
251 u. 255: magistros civium et scabinos nostros Colonienses ac offfciales 
de Rigirzegheide; 1171 b. Lacomblet I. 308: Nos Coloniensium senatores 
(erneuern ein Zollprivilegſ. 1178 ib. 326. 1218 ib. Il. 40: scabini universique 
magistratus Colonienses. 1194 b. Boehmer 19: scultetus et reliqui judices 
Frankof, Für die fpätere Zeit bedarf eö Feiner Belege. 
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lung zu unmittelbarem Zufammenwirken berufen find und daß dann dies in 
einer Urkunde berichtet, alſo etwa ein Beichluß als der übereinftimmende Be⸗ 
ſchluß des Rathes und der Gefammtheit bezeichnet wird. Eigenthümlich aber 
und für die ſtädtiſche Entwicklung in hohem Grade bezeichnend ift es, daß 
zum follennen, eigentlichen und technifchen Ausdruck des Stabtwerbandes For⸗ 
meln werten, weldhe in Tonftanter Weije die ftädtifchen Behörden und die 
ftäbtifche Gefammtheit nebeneinander nennen, daß es daher bei dem Gebrauche 
biefer feierlihen Gormeln gar nicht darauf anfommt, ob etwa in dem ein- 
zelnen Falle nur eine einzelne Behörde wirklich handelnd auftritt oder ob bie 
Bürgerverfammlung mitwirft. Advocatus consules et universi cives, richter 
ratlude rittere und burgere gemeinlich, burgermeister rath und gemeinde 
der burger u. ſ. w. find es nun, welche in den der Stadt ertheilten Privi⸗ 
legien und Urkunden angeredet werben, welche ihrerjeits Urkunden ausftellen, 
Verträge ſchließen, Proceße führen, richten und ftrafen, Rechtsgeſchäfte beglau- 
bigen, veräußern und erwerben, verjprechen und ſich verſprechen laßen, welche 
endlich ald Träger ber Gewalt, des Eigenthums, der Rechte und der Pflichten 
der Stadt erfcheinen. Diefe Formeln drücken alſo techniſch das ftähtifche 
©emeinwefen aus. Und deshalb braudt fie ohne Weiteres auch ber Rath, 
wenn thatſächlich er allein in der Urkunde ſpricht. 

Um aber die Bedeutung biefes Sprachgebraudyes zu würdigen, gilt es 
zunächft, ihn vor den Mißverftändnigen ficher zu ftellen, vermöge deren man 
ihn in neuerer Zeit ganz oder zum Theil wegzubeuten oder doch umzudeuten 
verjucht bat. Man verftand die tiefere Bedeutung jener heute ungebränd- 
lichen Formeln, die allerdings ſchon im Mittelalter, wie ja meift die Form 
ihren Inhalt überlebt, oft zu leeren Formeln wurben, nit mehr und 
flüchtete fih nun zu mancherlei feltfamen Interpretationen. Insbeſondere ver- 
fuchte man, um immer nur die wirklich handelnden Organe ausgedrückt zu 
finden, die Worte cives, ceteri cives, burgenses, universi cives, universitas 
oder gemeinde auf die Fünftlichite Weiſe zu deuten. 

Den Anftoß hierzu gab Fichard durd feine Erklärung der Frankfurter 
Formeln. Nah ihm fol der Ausdruck „cives“ zwar die jämmtlichen Bürger 
bezeichnen können, im eigentlich technifchen Sinn aber und befonders in allen 
Urkundenanfängen fih nur auf die Ratbmannen beziehen; unter „civitas“ 
aber ſoll die Stadtbehoͤrde oder das koͤnigliche Pfalz. und Stabtgericht zu ver- 
ftehen fein. Hierfür allegirt er eine große Zahl von Urkunden, beren feine 
feine Behauptung beweift. Wenn 1235 der König zu sui universi cives 
pro tempore constituti ſpricht, mögen die cives „constituti“ jo viel wie 
fonft die „Bürger im Amt“ bedeuten. Warum aber mit „devotio civium“ 
nur die Treue des Raths gemeint fein fol, warum Schenkungen, Berleihun- 
gen und Bekanntmachungen an die cives nur dem Rath gelten follen, ift 
ſchwer erſichtlich. Voͤllig unbegreiflich erjcheint e8, warum 1234 die Anrete 
„sicut pro ceteris civitatibus et hominibus nostris civitas vestra nobis 
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devotior extitisse dinoscitur“ nur an bie koͤnigliche Obrigkeit gerichtet, 
warum bei ber Ueberweiſung einer Buße „sculteto et civitati* bie civitas 
nicht als die Stadt, fondern nur ald das Eönigliche Gericht zu deuten, nnd 
warum fogar bei einer i. 3. 1219 über die Stabtallmende getroffenen Ber- 
fügung diefenigen, qui hoc nomine civitatis sunt executi, als Bertreter ber 
Töniglichen Oberbehörbe aufzufaßen fein follen. Daß scultetus et cives, scul- 
tetus et universi cives Urkunden ausftellen, z. B. 1238 u. 1239 Schenkun⸗ 
gen an das Klofter vollziehen; daß 1236 scultetus ministeriales scabini et 
universitas burgensium in F. ben Verlauf eines Zehnten, 1256 scultetus 
milites scabini ac universi cives in F. eine Gültenabzabe, 1265 sculteti 
de F., de Geilinhusen, burggravius de Frideberg, advocatus de Wetßlare, 
scabini et universitates civitatum eineu Schiedeſpruch verlünden: dieje und 
unzählige ähnliche Urkunden Tonnten allenfalls den Irrthum, die universi 
cives feien die Rathmannen, herbeiführen. Wenn nun aber jeit dem Jahre 
1266 in den Urkundenanfängen ausdrücklich die consules genannt werden 
und dennoch die cives nicht fortfallen, wenn z. 3. 1266 scult. scab. con- 
sules totumque commune Frankof., 1267 scult. scab. cons. et univ. cives 
beurfunden, 1268 scult. milites scab. cons. et univ. cives Frf. verorbnen, 
wenn ebenſo in den deutſchen Urkunden Rath und Bürger nebeneinander ge 
nannt und alle Privilegien und Begrüßungen an fie gerichtet werben: fo hätte 
Fichard fi Hierdurch von feinem Irrthum überzeugen laßen follen. Statt 
befien fchließt er, — und dieſe vorgefaßte Meinung war ber eigentliche Duell 
aller jener Erklaͤrungen, — die cives, bie universitas, das commune feien 
eine um dieſe Zeit nen in den Rath getretene zünftige Bank, ber gegenüber 
bie alten Rathmannen nun als consules ausgezeichnet worben ſeien. Die 
Annahme von einem Eintritt der Handwerker in den Frankfurter Rath in fo 
früher Zeit bedarf heute Feiner Wiberlegung mehr: mit ihr aber ftürzt bie 
ganze Snterpretatiousfunft Fichards zufanımen?”). 


) Fich ard, Frankf. 73-93. Es mögen hier noch, um die Folgen der 
Konfequenz bei einer irrigen Interpretation zu zeigen, einige weitere Erflärungs- 
verfuche Fichard's angeführt werden, die fich meift felbft richten. Cives rebelles 
1278 find „die ungehorfame Stadtbehörde“ (©. 93). Die 1219 den civibus ge 
ſchenkte curtis ift „der obrigkeitlichen Behörde” geſchenkt (©. 95). Scultetus sca- 
bini et universi burgenses de F. communi consilio (1228) — „dur einfiim- 
mige Bewilligung des Schultheißen und aller Beifiger‘ (S. 99). Zins, der nostre 
eivitati geſchuldet wird (1227), wird „dem Stadtrath” geichulbet (S. 100). Buße 
fallt 1284 zu % sculteto, ‘% civitati, % artificibus qui antwercgenoz dicuntur 
zu, d. 5. dem Schultheih, % dem Rath ohne die Zünfte, % den zünftigen Bei- 
figern des Raths (S. 116)! Rat gemeinsamentliche (1808) ift „autbentifche Er- 
Härung von universi cives’ (©. 171). Daneben foll aber doch wieder „burger“ 
neben Rath und Schöffen in den deut. Urkunden die zünftigen Ratbmaunen bebeu- 
ten (©. 188 f.). Die Gtädtebünde des 13. Jahrh. find nur Bände der Löniglichen 
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Nächft Fichard hat fi Tittmann am Eingebendften mit den Formeln 
bejchäftigt2®). Auch er gebt von dem unrichtigen Beftreben aus, wenn irgend 
möglich nur die wirklich handelnden Organe darin ausgebrüdt zu finden und 
deshalb die cives oder burgere möglihft einfchräntend zu erflären. Wo von 
universi cives oder burgere gemeinlich die Rebe ift, will er aller- 
dings die Gefammtheit darunter verftehen; mit dem einfachen Worte cives 
oder burgere dagegen werde nur bisweilen die Bürgergemeinde bezeichnet, in 
der Regel aber gehe es auf die Mitglieder eines Stabtregiments. Im leh- 
teren Falle feien die Bürger entweder ber Rath felbft, oder ſowol nom Rath 
wie von der Gemeinde verfchieden. Das Lebtere fei wieder in dreifacher Weiſe 
möglich, indem die Bürger in manchen Städten ben großen Rath, in manden 
das Stabtgericht, in manchen endlich zünftige Rathsbeifitzer bebeuteten. Wo 
dagegen die Gemeinde felbft als handelnd genannt werde, da müße man an- 
nehmen, daß fie wirklih als Gefammtheit mitgewirkt habe. Und wo auch 
biefe Annahme im Stich läßt, da endlich gibt Tittmann als möglid zu, daß 
in ber Erwähnung der Bürgerfchaft die „Anerkennung, daß fie und nicht ber 
Stadtrath der Inhaber des Rechts ſei, der Stadtrath nur verwalte“, ent- 
halten fein Fönne. — Nun! was Tittmann als Ietten Nothbehelf hinftelit, 
das ift der eigentliche Kern der Sache! Wahr ift allerdings, daß die Rath. 
mannen bisweilen nicht nur als „cives constituti* oder „burger im amt“, 
fondern unter Fortlaßung folder Zufäte vorzugsweife ald „burger“ bezeichnet 
werden; wahr ift, bag, je mehr der Rath zur Obrigkeit wurbe, deſto mehr 
bei Nennung ber Bürgerjchaft der Gedanke an einen die Gemeinde gegen ben 
Rath felbft wiederum vertretenden Ausſchuß überwog: allein in jeder derartigen 
Sprachverengerung liegt nur eine lokale Verengerung bes in den Zormeln 
urſprünglich audgebrüdten und im Hintergrunde ftetd lebendigen Gedankens. 
Die allgemeine Bedeutung der Formeln und das Princip ihrer Bildung ift 
nicht aus folhem bier und da etwa nachweisbarem einfchränfenden Berftänd- 
niß fpäterer Zeiten abzuleiten, fondern gerade umgekehrt aus der ſichtbar her- 
vortretenden Tendenz, möglihft die Xotalität ber Bürgerfchaft in ihrer 
Gliederung und Organifation zu bezeichnen. Auch im Einzelnen aber ftehen 


Stadtbebörden (S. 189). Die Gemeinde der Bürger foll zum erfien Male 1318 
erwähnt fein: prudentibus viris scabinis consulibus et universis opidanis F. 
(S. 1%). Und wie opidani von cives, fo foll oppidum von civitas verfchieden, 
hier die Behörde, bort bie Stadt zu verftehen fein (S. 191. 192)! &o 1320: 
ad notitiam principum comitum baronum civitatum et oppidorum, b. h. „der 
Stadtbehörden und Städtel” Ebenſo 1329: civibus ac opido eorum. Dagegen 
1836 consulum totiusque universitatis opidi nostri bedeutet ben alten und ben 
gefammten Rath. Und in allen deutfchen Urkunden endlich foll unter burgere, 
stat u. burgere, burger gemeinlich u. ſ. w. ftetd der Rath oder, wo dieſer 
außerdem genannt wird, ein Theil des Raths zu verftehen fein (S. 192 f.) 
2» Tittmann Hein. d. E. I. 326—334. 
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bie Beweiſe Tittmann’s für fein jo Tünftliches Snterpretationsfyftem, das dem- 
felben Worte die verfhiebenften Bedeutungen unterfhiebt, auf fehr ſchwachen 
Füßen. Kür die Behauptung, daß „burger“ tie Rathmannen feien, bringt 
er nur die Stelle der Freiberger Statuten bei, wo ed von ben gewählten 
Rathmanneu heißt, „di sullen daz jar burger sin“. Es ift bieß aber uur 
eine ungenauere Sprechweife für burger im rat, im ampt oder Aechnliches, 
burch keine Hinzufügung eine® Artikels ober eined Wortes wie „gefanmmt” 
wird ein technifcher und ausſchließlicher Name bezeugt, und jedenfalls würbe, 
auch wenn dies der Fall, nur ein vereinzelter und lokaler Sprachgebrauch vor- 
liegen. Aehnliches laͤßt fih auch fonft wol aus manchen, befonders Fleineren 
Städten nachweifen*®) ; die techniſche Bedeutung eines Amtes aber hat meines 
Wißens das Wort „burger“ nur bisweilen in Dörfern, in benen eben bie 
Genoßen felbft nicht Bürger, fondern Nachbarn oder Bauern heißen, erlangt”). 
Wenn Tittmann fi) ferner auf die Formel burgenses et communitas civi- 
tatis- nostrae Vribere beruft, fo braudt das nicht „Rath und Gemeinde, 
fondern kann ebenfogut „Bürger und Gemeinte” heißen, indem dann darin 
bie Boll- ober Altbürger der Geſammtgemeinde vorangeftellt wären. Daß 
aber in Freiberger Urkunden die Bürgermeifter zuweilen magistri consulum 
und zuweilen magistri burgensium heißen, daß das Stabtfiegel in einer Urk. 
v. 1241 sigillum consulum beißt und doch nachher als sigillum burgensium 
in V. angehängt wird, hätte kaum angeführt werben follen, da es noch Heute 
ſehr gewöhnlich ift, biefelbe Sache bald dem Magiftzat und bald ber Bürger 
ſchaft zuzufchreiben, da ferner die Bürgermeifter befanntlich meift aus Rathe- 
meiftern bervorgiengen und faft immer gleichzeitig Bürgervorftände und Rathe- 
vorftände waren, und da enblih das Bürgerfiegel ebenſo zugleih Rathe- 
flegel ift. 


29) Bol. v. Maurer, Etabiv. 1. 589. In manchen Städten, 3. B. Luzern, 
Amberg. Kelheim, heißen die Rathmannen „bürger des rathr“. 

2) So um 1460 in Patzmaunsdorf 6. Grimm, W. 694-699. Ein Rid» 
ter und gefchworne purger ftehben dem Dorf vor. Wen man aus der gmain 
vadratt zw dem purgerambt, der muß es annehmen ($ 42). Die purger fihen 
an der Schranne ($ 49) uud fiben zugleich mit dem Dorfrichter die Ortöpoligei (8 
57). — Sehr häufig heißen In dfterreichifchen Dörfern die Geſchwornen im Gegen- 
faß zu ben übrigen „nachpaurn“ ober der „gmain‘‘ die „burger“. So in Paum- 
garten b. Kaltenbäd 1. 44 f., bef. $ 6.10. 26. 77. 83; in Haslach ib. 57 f.; 
Audherstorff 165 f.; Erdpruft 522 f.; Heresdorf 177 8 2: zwen nachpaurn, ainen 
aus den durgern, den andern aus der gmain; vgl. 227 5 84. Dagegen beißen 
in denfelben Gegenden in den Märkten mit ftäbtifcher Berfaffung alle Genoken 
purger oder burger, wahrend richter und rath die Ortöbehörbe bilden. 3. 8. 
in Melkh (1497) b. Kaltenbäd 1. 561 f. ($ 2 u. 10 f.); in Herzogenburg ib. 
117 f.; in Weickendorf 92—110; in Reunlirhen 487—491 (3. B. $ 2—3). 
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Mit Hihard ftimmen Eihhorn und Gemeiner überein?!), während 
v. Maurer umgelehrt zwar beren Interpretation verwirft, feinerfeits aber 
immer, wo die universi cives genannt werben, auch eine thatſächlich mit- 
bandelnde Bürgerverſammlung verftanden wißen will®). Dagegen fucht 
v. Lancizolle in ähnlicher Weiſe wie Tittmann zu beuten und betrachtet 
gleih ihm das, was Ausgangspunkt fein müßte, als lebte Rüczugslinie®®). 
Hegel hat fih von Tittmann Überzeugen laben, daß „Bürger“ bisweilen 
nur die Vertreter der Bürgerfchaft heißen?). Ennen wendet ebenfalls in 
Bezug auf die Kölner Formeln ganz die gerügte Interpretationgmethode an ®). 
Dean wo ihm die Ausdrücke ceteri cives, vulgus, omnes, universus 
populus, universi cives, communitas populi, civitas Coloniensium, 
universitas civium, tota communitas civitatis, commune civitatis, burgere, 
gemeine burgere, alle burgere, die gemeinde, die burgere gemeinlichen 
n. |. w. in ben Formeln begegnen, flieht er barin nicht etwa die Gejammtheit 
ber Bürger, weil dieſe eben nachweisbar dabei nicht mitthätig war, fonbern 
irgend einen Ausſchuß. Deshalb identificirt er ohne Weitered jene Ausdrücke 
mit anderen, bie in der That einen Ausihuß bedeuten, wie jurati cives, 
ceteri officiati, discreti cives, alii majores civitatis u. |. w.; und wenn 
jpäter die Formel judices scabini consilium ceterique cives aufkommt, finb 
ibm die ceteri cives ber weite Rath, wenn biefelben ceteri cives aber 
aushrüdlich noch neben dem weiten Rath auftreten, find fie noch wieder 
befondere Bertreter ber erbgeſeßenen Bürgerihaft. Die richtige Erklärung 
ber Kormeln dagegen beutet Heusler an®®). 

In Wahrheit ift in allen ftäbtifchen Formeln die urfprüngliche und 
allgemeine Bedeutung von universi cives, burgere, burgere gemeinlich, 
universitas u. ſ. w. durchaus die, welche dem Wortfinne entipriht. Es ift 
aber anbrerjeitd mit ver Aufnahme der Gefammtbeit in die Tormel keines⸗ 


29 Eichhorn, 3. f. geſch. R. W. II. 167 f. m. 192; Gemeiner, Urſpr. 
v. Regensb. 57. 

29 v. Maurer, Stabiv. L 587 f. IIL 2. Dazu beifpielsweife bie Er- 
Härungen IL 557 Note 16; 580 f. R. 6 f.; 657 N. 39. Nur für die Stadt 
Meb fieht er ib. 658 f. ſich genöthigt, anzumehmen, daß neben dem grant conseil 
noch li paraiges et ia communalteit in ſolchen Fällen genannt werden, in denen 
jener fie vertritt. Er Hilft fich darüber mit der Bemerkung fort, daß ein „Pleo- 
nadmusd“ vorliege. 

33) Städtemefen 33 f. Er ſetzt fünf Möglichkeiten: 1) wirkliche Teilnahme 
der Geſammtheit; 2) Zuftimmung zu einzelnen Geichäften; 8) cives optimo jure; 
4) Ausdrud der Repraefentation, fo baß, wo ber Rath handelt, „ein Handeln ber 
ganzen Bürgerfchaft fingirt wäre” ; 5) Name für Rath. 

34) Geſch. ber Städten. 11. 428 Note. 

3) Geſch. der Stadt Köln IL 478. 

36) Urſprung der beut. Stabto. 170. 
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wegs nothwendig die wirflihe und unmittelbare Thätigkeit einer Bürgerver⸗ 
fammlung ausgebrüdt. Bielmehr läßt fih mit Beftimmtheit nachweiſen, 
dag die Formeln in vielen Fällen zum Aushrude der handelnden Stadt 
bienen, in benen lediglich beftimmte Organe unmittelbar thätig werden und 
dennoch nad) Lage der jeweiligen Stabtwerfaffung gar kein Organ vorhanden 
war, welches neben den namentlich anfgeführten Behörden noch unter ber 
Bürgergefammtheit verftanden werben koͤnnte. 

So ergeht beiſpielsweiſe in Köln ſchon 1159 rectorum judicum ac 
totius populi sancte Colonie pari voto ac unanimi consensu incom- 
mutabile decretum?”). Später nennt fih bie handelnde Stabtbehörbe 
scabini et populus Coloniensis, scabini et cives Col. zu einer Zeit, in ber 
noch fein Rath vorhauden war; und ganz allgemein werben im 13. Jahr⸗ 
hundert, als eine befondere Gemeinbevertretung neben dem Rath in keiner 
Weiſe eriftirt, die Urkunden ausgeftellt von judices scabini ceterigue con- 
sules et cives Col.; jud. scab. ceterigne consules et jurati universique 
cives; jud. scab. consilium et cives universi; jud. scab. cons. et tota 
communitas civitatis Col.; jud. scab. consilium fraternitates et universi 
cives Col; jud. scab. consilium et commune civitatis;. richter schöffen 
rath u. burgere gemeiniglich der stat; reythere scheffen rait bruder- 
scheffe inde gemeyne burgere van Kolne u. f. w.®#). Sn Worms werben 
die Urkunden bis 1225 von ben cives Worm., feitbem von ben consules et 
universi cives oder universitas civium, fpäter von ministeriales cons. jud. 
scab. et universi cives, zeitweife (1305 un. 1306) aber mit „wir der rad, 
die sessehene und die gemeinde“ ober „und die burger“ (obwol 
doch ficher neben den Sechözehnern damals feine andre Gemeinbevertretung 
eriftirte) ausgeftellt; und wenn i. 3. 1386 ein Vergleich zwiſchen bem 
Bilhof, feinem Stift und Klerus unb zwischen den burgermeistern rate 
burgern hintersessen u. inwonigern der stat zu W. geſchloßen wird, 
Tann wohl Niemand Hier nur die Behörde genannt finden?®). In Speier 
begegnen und jud. cons. et univ. cives*), in Mainz camerarius scalt. 
jud. consilium et univ. cives*) als beurfundend, veriprechenb oder bewibmet; 


MN Racomblet L 159. 

39) Bgl. die Infammenftellung von Formeln b. Ennen, Köln I. 629-680 
u. die Url, v. 1280, 1240, 1248, 1260 u. 1261 5. Laeomblet II. 124. 197. 
174, 2361. 271. 285. 291. 

2) Arnold I. 290 f. Ur. v. 1305 u. 1316 b. Morig II. 182 u. 135. - 
Ur. v. 1294, 1860, 1366, 1384, 1886, 1397, 1411, 1424, 1430 b. Schannat 
161. 176. 185. 193. 196. 200. 209. 210. 225. 234. 285. 

“) Ark. v. 1258, 1261, 1280, 1397 5. Remling 277. 288. 863. 554. 714. 
1255 ib. 261: consulibus et civibus. 

“) Url. v. 1256, 1269, 1277, 1885 b. Gudenus II. 440. 441. 448.444. IIL 
289. Die Behörde allein nenns fi} camerarius scultetus judices, 3. B. 1300, 
1808, 1818, 1322 ib. IL 447. 449. 454. 
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und in berjelben Gegend treten ſchon im 13. Sahrh. scab. cons. ac univer- 
sitas civium in Marpurg, magistri cons. ac universitas oppidi de Synzche, 
scult. scab. cingravii et tota universitas opidi Ascafımburg, adv. et 
pociores ville Offinheim et tota universitas ibidem, scult. scab. et univer- 
sitas civium Fritzlariensium, radismeister rad u. burger gemeinlichen von 
Duderstadt befundend, vertragend, anerkennend, huldigend anf). In Bafel 
ftellen 1271 der vogt, der schultheisse, der burgermeister, des gotshus 
dienstman, der rate, die zunftmeister u. gemeinlich das gedigen von B. 
eine Schuldurfunde ans). Im Freiburg werden alle Privilegien dem 
schultheis und den vierundzweinzig und den burgere gemeinlich v. F., 
den schulth. burgermeister den 24 d. rat u. d. gemeinde der stat F. 
i. B. ertbeilt; burgerm. schulth. rat burger u. gemeinde gemeinlich 
fertigen Urkunden und Berträge aus; und ein gegenfeitiger Bund wird ein- 
gegangen und beichworen von dem Grafen einerjeitd und den alten 24 d. 
burgerm. d. rat d. burgere u. d. gemeinde gemeinliche arme u. riche 
ze F. andrerſeits“). Da bier neben ben DVollbürgern noch die ganze Ge- 
meinde genannt wird, überdies jowol die alte Stadtobrigkeit als ber ihr neu 
zur Seite geſetzte Gemeindeausſchuß ausdrüdlih von den Bürgern und ber 
Gemeinde unterfchieden werden, ift es unmöglich, nur an die handelnde Be 
börde zu denken. In Bern wendet fi ſchon das Privileg. v. 1218 an 
scult. cons. et univ. burgensibus de Berno®#), Die Neichsichreiben an 
Lübe find ſtets adbreffirt adv. cons. et univ. civibus oder universitati 
civiam*%), und in dem Proceß zwijchen der Stabt und dem Grafen v. Holftein 
v. 1308 erſcheinen burdigängig cons. et cives ald Partei, die Klage ift eine 
Klage des mag. civium consilii nec non universorum civium Lubec., es 
heißt: der burgermeister der rat u. die burger gemeinlich han geclaget 
uf graven G. v. Holtzaten unde sol er in antworten’). Sehr gewöhnlich 
ift es, daß bei den Verhandlungen ber Städte über Landfrieven und Bünd- 
niße nicht die Rathmannen allein, fondern Bürgermeifter, Rath und Gemeinde 
Die Urkunden ausftellen, die Anfchreiben und Einladungen erlaßen u. f. w. 
Schon während des 13. Jahrhunderts treten in dieſer Weiſe beifpieläweile 


er) Ark. v. 1288, 1323, 1282, 1278 5. Gudenus II. 259. 1088. 228, 
I. 832. II. 429, 

“) Url. b. Trouillat II nr. 166 p. 220. 

#) urt. v. 1260, 1265, 1282, 1301, 1302, 1809, 1815, 1824, 1360 b. 
Schreiber L 59. 61—63. 95. 162. 164. 187. 202. 206—237. 252. 408. Bol. 
auch 1326 ib. 257 (Urfehbe mit burgern rat u. gemeinde v. F.); 1826 ib. 
852 u. 260: mit burgern u. gemeinde u, allen iren helfern u, dienern. 1814, 
1321 ib. 199. 388 u. f. w. 

Schreiber I. 26. Gaupp, Gtadtr. II. 44. 

“) Lũb. Urkb. L 840 f. u. an fehr vielen anderen Stellen. 

“) Url. v. 1808 nu. 1811 im Lüb. Urkb. IL 195 f. u. 241 f. 
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im banfifchen Städteverkehr Torrefpondirend auf: adv. cons. et commune, 
oder burgenses, ober populus universus, oder communitas, oder universitas 
ceivitatis Lubecensis, Hamburgensis, Rostock; cons. et cives oder com- 
mune civium Rigenses; adv. scult. cons. et universitas oppidi Susaciensis; 
scult. cons. ceterique cives de Elbingen; cons. cum universitate burgen- 
sium civitatis Zwerinensis; adv. cons. et commune civitatis Wismar; jud. 
scab. cons. et commune Monaster.; jud. scult. cons. ceterique burgenses 
Tremon.; adv. cons. et universitas Tharbatienses; scult. cons. et com- 
munitas civium de Thorun; adv. scab. cons. et commune civitatis Stenda- 
liensis; scab. cons. et commune Mageburgenses; cons. et commune 
civitatis Halberstad“). In allen diefen Städten aber beftand im 13. Jahr⸗ 
hundert Teine befondere Gemeindevertretung neben dem Rath. Dasfelbe gilt 
von ben Städten, deren Richter Schöffen Rathmannen und Bürgerfchaften 
ihren Beitritt zu dem Landfrieben des großen rheiniichen Stäbtebundes vom 
Sabre 1254 erflären“), fowie von ben zahllofen mit ähnlichen Formeln 
eingeführten großen und Beinen Stäbten der rheinifchen, ſchwäbiſchen, ſchweize⸗ 
rifchen und nieberbeutfchen Bünde). So lautet der Eingang eined Bünd⸗ 
nißes: wir richtere scheffen rait ind die gemeine burgere der stat van 
Colne, wir scholthiss scheffen rait ind gemeine burgere der stat von 
Couelentze, inde wir ritter scheffen burgermeister rait inde gemeine 
burgere der stat v. Andernache, inde wir scheffen burgerm. rait inde 
gemeine burgere der stat v. Bunne5!). Ebenſo ſchließen scult. adv. scab. 


“) So im Lüb. Urkb. Bd. I. die Url. v. 1234, 1226, 1241, 1285, 1285, 
1242, 1253, 1274, 1272, 1277 ©. 68, 131 f., 95, 78, 79, 97, 180, 328, 855 
u. ſ. w; v. 1241 u. 1255 ©. 96 u. 198; v. 1257 ©. 225; v. 1231 ©. 61; 
©. 857; v. 141 ©. 93; v. 1250 ©. 151; v. 1255 ©. 204; v. 1255 ©. 206; 
v. 1274 u. 1277 ©. 328 u. 351; v. 1277 ©. 344; v. 1250 ©. 154; v. 1280 
©. 870; v. 1280 &. 870; v. 1281 ©. 3714; v. 1281 ©. 375. Vgl. aud bie 
Urf. 1293 u. 1294 ib. 551—578, wo eine universitas oder communitas burgen- 
sium neben den consules Urkunden audftellt der Städte Danzig, Stade, Greifd- 
wald, Elbing, Lippftadt, Paderborn, Lemgo, Herford, Minden, Hörter, Hildesheim, 
Lüneburg. 

%) Bgl. die Beitrittderflärungen bei Ennen u. Ederk I. 847 f. nr. 
339 f. Hier erklären 3. B. ihren Beitritt jud. scab. ceterique consules et uni- 
versi cives civitatis Monasteriensis (nr. 3839); cons. et universitas burgensium 
de Warenthorpe (nr. 341); cons. universique cives Hervordenses (nr. 342); 
cives de Ahlen (nr. 344); scab. cons. ac. univ. cives opidi Nussiensis (nr. 
346); jud. scab. ceterique cons, et univ. cives oppidi in Telget (nr. 347); jud. 
scab. cons. totaque Vrethensis civitatis universitas (nr. 348); ähnlich nr. 
349; jud. scab. cons. et universitas in Burken (nr. 859). 

20) Zahlreiche Belege enthalten die Urkundenbücher von Schaab zur Geſch. 
bed rhein. Städtebundes, v. Sartorius zur Gefch. der Hana, v. Kopp zur 
Geſch. der eidgenöß. Bünde u. ſ. w. 

5) Ark. v. 1359 6. Lacomblet IIL 492. 
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et universitas civitatis Aquensis ein Bünbniß ab, die magistri burgenses 
scab. totaque universitas opidi Durstensis geloben Innehaltung eines 
Landfriedens und ertbeilm ben prud. viris magistris civium scult. scab. 
consulibus et civibus civitatum Col. Mag. Trevir. Worm. Spir. Argent. 
Basil. Constanc. auctoritas et potestas, pacem generalem.... ordinandi®%). 
Auch fonft ftellen in Achen burgermeister scheffen rait inde burger gemein- 
lichen des kuniclichen stuils van Ayghen Urkunden ans5®), und der Katfer 
fchreibt fidelibus suis scult. ac universis ministerialibus et burgensibus de 
Agquis ober scult. adv. scab. et universitati civium Aquensium4). In 
Bonn beurfunden mil. scab. et populus Bunnenses, in Neufs scab. et 
cives, in Arnheim burgerm. scepene raet ende ghemeyne stat, in Anber- 
nad rittere scheffene burgerm. rait u. andere gemeyn burger’). Die 
milites scab. et universi pariochiani totius communitatis ville in Ceyrne 
verleihen zwei ber communitas zuftehende Nittergewalten®®). Sculteto mag. 
civium scab. cons. et universitsti civium Tremoniensium, den burger- 
meistern schepenen ende der gemeynt van onser stat Geldern wirb 
abdreffirt”), Schon 1264 fiellen scult. cons. et universitas civium de 
Brisacho, 1272 der schult. der rat u. gemeinlich die burger von Nuwen- 
burg in Brisgowe, 1314 der schulth. der rat u. die burger u. die ge- 
meinde gemeinlichen von Endingen Urkunden aus), Ein Bünduiß 
v. 1313 jdhliegen bie sculteti, consules et burgenses seu universitates 
villarum de Fryburgo, de Berno, de Soloduro, de Mureto et de Bielo 
ab5®), unb wenn fi 1852 der schultheisze, der rate und die 200 und 
die burger gemeinlich der statt Bern mit Stäbten nnd Rändern ver 
bünden®), fo zeigt fich deutlich, wie auch neben dem großen Rath die Ge 
ſammtheit in der Formel verbleibt. Achnliches findet fich in allen Stäbten 
der verſchiedenften Gegenden“). Es bedarf nur ber Andentung, daß unter 


'®) Urk. v. 1241, 1801 u. 1800 6. Lacomblet II. 184 u. IE. 9. u. 5. 

ss, Urk. v. 1851, 1364, 1375 b. LRacomblet III. 409. 555. 658. 

“) Urt. v. 1209, 1215, 1253 b. LRacomblet 1I. 15. 28. 93. - 

ss) Ark. v. 1248, 1254, 1855, 1362 b. Lacomblet IL 128. 220. II 
440. 532. 

s) Urf. v. 1301 5. Lacomblet III. 10. 

) Urk. v. 1298 u. 1328 5. &acomblet IL 585 u. III. 199. 

se) Urk. nr. 170 u. nr. 102 b. Trouillat II ©. 225 u. 142; v. 1314 $. 
Schreiber 197. 

) Yıl. or. 156 6. Trouillat 111. 266. 

“, Urk. v. 1552 b. Techudi 422 f. 
) So in Schleſien, 3. B. 1293 communitas civium de Swidnitz cousules 

et scabini, 1306 consules et universitas civitatis Wratizlavic b. Tzſchoppe 
u. Stengel 420 u. 479. In Münden im 13. Jahrh. der rat u. die gmain 
der purger oder consules et universitas civium nah Maurer II. 537. Rich- 
ter rat u. die gemayn der stat ze Lanndshuet 1313 b. Oefele, script. II. 
IL 39 
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. diefen Umftänden bie von Fichard angeführten Frankfurter Kormeln®) und 
nit minder bie bei Tittmaun zufanımengeftellten Formeln der Städte 
Thüringens und Meißensee) Belege ter hier vorgetragenen Auficht find, und 
daß die gegebenen Formeln fich leicht um das Hundertfache vermehren ließen. 


128. Jud. scab. cons. et univ. cives Wetflar. 1282 b. Gudenus V. 83, 
Dppenheimer Formeln in Th. I ©. 281 Note 5. Judex magister conzules ju- 
rati et universitas civium 1288 in ®ien b. Hormayr, Wien I. 2, Urfb. ©. 
88; 1364 ib. I, 6 ©. 42: der inner u. ausser rat u. die gmain der burger. 
Schreiben der „consules et scabini universitasque vulgaritas in Damis“ ben 
‚in Berlin nec non in Colonia consulibus et scabinis universitatique“ v. 1309 
b. Zimmermann II (Urkb.). 161. Ebenfo in friefifhen Stäbten; z. B. wy 
hoevetling richteren u. meene meente in den Damme b. Richthofen 298; 
nos consules et universitsg in Groninge; aldermannus scabini et communitas 
Leuwardenses; alderman, sceppenen, riucht end reed, haedlingen, jelden end 
meene meente des steds Lyouwerd; auldermann, scheppenen end red des 
steds toe Liouwerd ende meene meente ende jelda; ib. ®örterb. s. v. „aldir- 
man“ u. „jelde“. Beifpirle aus Keinen Ortichaften b. Grimm, W. L 766 f. 
IT. 707 f. ıtı. 861. 

62) Außer den von Fichard befprocdenen Urkunden vgl. man befonderd noch 
folgende Frankfurter Urkunden des 13. FJahrh. bei Boehmer, Cod. Moenofr.: 
Url. v. 1225, 1226, 1227, 1228, 1230, 1232, 1294, 1286, 1238, 1239, 1242, 
1248, 1245, 1258, 1264, 1258, 1259, 1265, 1278, 1277 ©. 44. 45. 50. 52. 
58. 54. 57. 60. 692. 65. 67. 70. 71. 78. 74. 86. 90. 118. 120. 137. 304. Alle 
Diefe Urkunden find ausgeftellt von den Behörden und von ben universi cives, 
der universitas oder tota communitas, 

e) Tittmann 6. 329-332. Hiernach erjcheinen: 1809 Bürgermeifter, 
gefchworene Bürger und Stadtgemeinde in Dreöden. 1284 Gefammtheit 
der Bürger in Meißen. 1297 Schulth. Rath und Gemeinde in Luckau. 1266 
Vogt, Echöppen, Rath und ganze Gemeinde in Ochatz. Cons. et univers. cives 
in Guben. 1329 u. 1354 Rathsmeiſter, Gefchworne u. Gemeinde der Bürger 
in Zwidau; Rathm. u. geſammte Bürger in Eifenberg (erwerben dad Schultheißen⸗ 
amt); Richter und Gemeinde ber Bürger in Lösnitz. 1250 u. 1258 BilliEus, 
1256 Schöppen, 1258 Bilifus, Schöppen und die Gefammtheit der Bürger in 
Gotha. 1270, 1273, 1278 Scultheiß, Rathmannen und die Gefammtheit der Bür- 
ger in Thamsbrüde. In Saalfeld errichten die Stadtgemeinde, die 3 Räthe und 
die Stabtgemeinde bie Statuten. 1269 ſämmtliche Bürger n. 1278 Rathm. unb 
Gefammtheit der Bürger in Mühlhauſen. In Erfart endlich erfcheinen 1.3. 1217 
Graf, Bitzthum, Schultheiß, Richter und die gefammten Bürger v. E., ſpäter 
regelmäßig Rathmannen und gefammte Bürger (3. B. 1279, 1282, 1288), während 
1272 ein Bündniß bed Grafen von Gleichen gefchloffen wirb mit den Rathmannen 
u. ben Bürgern fowie mit der ganzen Gemeinde, feinen lieben Getreuen. Die 
feßgte Urkunde vermag fi Tittmann nicht anbers als mit der höchſt unwahrfchein® 
lichen Annahme zu erfiären, daß mit den „Bürgern“ die Richter gemeint fein! Im 
Wahrheit fol nur die gefammte Cinwohnerfchaft, die Gemeinde mit unb ohne 
Vollbürgerrecht ausgebrüdt werben. Daß der Graf auch bloße Schuigenofen ins 
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Wem alle diefe Beweiſe noch nicht genügen, da ſich ſchließlich immer 
vielleicht noch irgend eine Behörde entdedien ließe, die man in bie universi 
cives bineininterpretiren Tönnte, der betrachte nur eine Regenöburger Urkunde 
von 1260, wonach consules judices Ratisp. sive Cujuscumque dignitatis 
vel offcii ejusdem civitatis viri cum universitate civium Batispon. einen 
Bergleih zwiſchen einigen concives unb den decanus et universitas capituli 
majoris ecclesiae mit dem Siegel der universitas befunden®). Hier ift 
zweierlei unbeftreitbar: einmal, daß ein gewöhnlicher vom Rath allein voll- 
zogener Alt ber freiwilligen Gerichtsbarkeit vorliegt, zweitens, daß bie trotzdem 
als mithandelnd bezeichnete universitas feine Behörde jein Tann, ba Alle, 
die irgend eine Würde oder irgend ein Amt in ber Stadt haben, ihr gegen- 
übergeftellt werben. Gerade in Regensburg aber hat man in bem bier ſehr 
früh entwidelten großen Rath eine beſonders einleuchtende Erklärung ber 
ftehenden Formel magister consules et universi cives civitatis Ratispon. 
finden wollen. Einen fehr bandgreiflihen Beweis enblih, daß wenigitens 
nicht immer die handelnden Perfonen allein als Urkundenausfteller gelten, 
Liefert auch die bisweilen ftattfindende Aufnahme bloßer Schubgenoßen iu die 
Urkundöformeln. So, wie fih bereits gezeigt bat, in Worms, Sreiburg, 

Erfurt; fo beifpieläweife auch in Boppard, wenn es hier 1252 heißt: nos 
secultetus milites cives ac universi sub jurisdictione et judicio civitatis 
Bopardiensis constituti tenore praesentinm protestamur et manifeste 
cupimus esse notum; oder in Königsberg in der Neumark, wenn gefchrieben 
wirb: consulibus scabinis ac civitatis nostrae in Königsberg civibus seu 
inhabitatoribus universis®). 

Mebrigens ift biefer in ganz Deutichland herrſchende Sprachgebrauch 
keineswegs auf Deuiſchland beſchränkt, fondern charakterifirt die auffommente 
Etabtfreibeit aller europäiſchen Länder ®). 


Bündniß ſchließt, Tann nicht auffallen, wenn wir 3. 3. den Wormfer Vergleich v. 
1886 zwilchen Bifchof, Stift u. Pfaffheit einerjeitd und „zwischen den burger- 
meistern, rate, burgern, hintersessen und inwonigern der stat ze Worms“ andrer- 
feitö (b. Schannat 200) oder die Urk. aus Breiburg (oben Note 44), Könige- 
berg (Rote 65) u. f. w. damit vergleichen. 

“) Urf. 6. Ried L 461. Diele jpätere Formeln 6. Maurer I. 580, 
ber aber mit Unrecht erft gegen die Mitte bed 14. Zahrh. einen großen Rath 
annimmt. 

* Bel. Note 89. 44. 63. — Url. b. Ennen u. Ederk II. 324 — 
Zimmermann, märk. Städten. 1. 68 Note 48. 

*) So gebrauden die italien., niederländ., franzöf., engl. Städte ganz ähn⸗ 
liche die geſaumte Stadtgemeinde in ihrer Organiſation bezeichneude Formeln. 
Major Londoniarum et ejusdem civitatis universalis communa, aldermannus 
congules et cives in Liwerd ſchreiben an Kübel (Lüb. Urkb. I 149 u. 165 
(1251). Advocato potestati consilio et communi Mediolanensi addreffirt der 
Kalfer (1246 b. Boehmer 77,. In Meg treten in zahlreichen Urkunden dee 

39° 
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Wenn nun aber biernach feitfteht, daß ſchon feit dem 12. Jahrhundert 
in ganz allgemein üblihen Formeln die geſammte Bürgerſchaft in ihrer 
DOrganifation als Trägerin bes ftäbtiihen Gemeinweſens bezeichnet wird, ohne 
daß hierbei etwas darauf anfäme, ob im einzelnen Falle wirklich bie Bürger- 
verfammlung oder nur beitimmte ftäbtijche Behörden thätig geworden resp. 
zur Ausübung der betreffenden Rechte berufen find: fo liegt hierin der Beweis 
für die um jene Zeit vollzogene thatſächliche und begriffliche Ausbildung einer 
gemeinheitlihen Organifation. Denn das bürgerlide Gemein- 
weſen deckt fih nun nicht mehr mit ber Berfammlung aller Genofen, fo 
daß, wenn nicht Alle wirklich tbätig werben, ber Begriff der Stellvertretung 
Pla greift oder aber vom Geſammtrecht ſich ein eigned Herrenrecht mit 
feinen Tägern und Stellvertretern löſt: jondern tie Bürgerſchaft ift eine 
organifirte Gemeinheit, welche in ihrer ganzen umfaßenden Bebentung überall 
da will und handelt, wo die durch die Stabtverfaßung zu der betreffenden 
Funktion berufenen Organe thätig werden. Mit der Formel „Bürgermeifter, 
Rath und Bürger gemeinlih* wird ein Gefammtorganismus ausgedrückt 
der mit ter Bielbeit der Bürger in ihrer Zufammenfaßung uicht mehr 
identifch ift und deſſen einheitliche Natur darin fi klar manifeftirt, dab er 
als ein mit ſich ſelbſt identifches Subjekt in gleicher Weife gefeßt wird, wie 
immer aud in dem befonderen Falle nur auf einen oder den anderen feiner 
in ber Formel bervorgehobenen Beftanbtheile das Gewicht thatſächlich fallen 
mag. 
4. Schließlich treten bei dem Gebrauch der Formeln auch in Bezug 
barauf, welche Behörden aus der Geſammtheit beransgehoben werben, 
mannichfache Unterfchiede hervor. Und in diefer Beziehung fpiegeln fih im 
ber Gormelbilbung nicht nur bie örtlichen Bejonderheiten, fondern and ge- 
wiße allgemeine Xriebkräfte und Proceße der ftäbtifchen Entwidlung wieber®?). 

Zunächſt dofumentirt fi in den Formeln ber Zortfchritt von unvoll⸗ 
fommeneren zu volllommeneren Organen ter Bürgerſchaft. Auf ber erften 
Stufe treten zwiſchen Richter und Bürgerſchaft nur Schöffen oder fonftige 
gerichtliche Ausſchüße auf. Während aber urſprünglich die Schöffen einerfeits 
eine an ben Richter anlehnende rein gerichtliche Behörde und anbrerjeits ein 


18. u. 14. Jahrh. „Nous li Maistre Escheviu, li Treze, li consous et toute 
li communeteiz de la Citeit,“ oder . . „li consoil, li paraiges . . et toute ia 
communalteit de la Citeit,“ oder „Nos Magister scabinus et tredecim justi- 
ciarii necnon consilium ac tota communitas seu universitas civitatis“ auf, 
während dabei doch in einer Urk. v. 18237 ausbrädti bemerkt wird, daß in Wirk- 
lichkeit als Repraefensant der gefammten Gemeinde uur der von ihr gewählte große 
Rath zugegen if. Bol. Maurer, Städten. IL 667659. 

*) Die Belege für das Folgende liegen, foweit fie nicht befonbers beigebracht 
werben, in ben bisher angeführten Bormeln un. in Th. I. 271-278. 280 f. 
u. 818 f. 
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der Bürgerfchaft gegenüber jelbftändiges Kolleg mit eignem ober von oben 
entftammendem Rechte find: vollzieht fi in manden Städten ein doppelter 
zur Ratböverfaßung binzielender Fortſchritt, intem die Schöffen durch bie 
Uebernahme von Berwaltungsfunftionen den Gedanken der Stabtregierung 
und durch die Wahrnehmung der bürgerfchaftlihen Vertretung bei tem Stabt- 
berrn und feinen Richtern den Gedanken ter Repraeſentation in gewißem Um- 
fange verwirklichen®®). Aeußerlich zeigt fi) dies, wenn bie handelnde Stadt. 
gemeinde als folche mit ber Formel für Schöffen und Bürgerjchaft bezeichnet 
wird); wenn die Schöffen unter einem vom Richter verfchiedenen Vorfteher 
auftreten’); wenn Schöffen und Gefammtheit in ihrer Zufammenfaßung einen 
Gegenſatz gegen den Herrn und feine Richter kilden?!),, Auf einer zweiten 
Stufe werben gildemägige Ausſchüße von fehr verfchiedener Art (ofü- 
ciales de richerzecheit in Köln, 40 judices pacis feit 1156 in Worms, 24 
conjurati fori feit 1120 in $reiburg i. Br., 24 jurati in $reiburg i. U., 
12 jurati in Burgdorf, conjurati ceivitatis in Hagenau's) u. ſ. w.) in ben 
Formeln genannt. Sie find in Wahrheit bereits gemeinheitliche Regierungs- 
Eollegieu, nur regieren und vertreten fie die Bürgerichaft Tediglich innerhalb 
derjenigen Angelegenheiten, für welche biefelbe zur Gilde feit Alterd vereint 
iſt ober ſich durch beichworene Friedenseinung neu Zonftituirt bat, nicht da- 
gegen als den alle Gemeinſchaftszwecke umfapenden Verband eines ftaatlichen 
Gemeinweſens. Dieje letzte begrifflihe Vollendung vielmehr erreicht das Ge⸗ 
meindeorgan erft auf einer dritten Stufe, auf welcher, meift jchon am Namen 
erkeunbar, ein eigentliher Rath aus ber Bürgerichaft beraustritt?®). Indem 
berfelbe als ein gewähltes, wechſelndes, Tollegialifched Organ ber Stadt bie 
ganze Bürgerfhaft als ſolche zugleich regiert und vertritt, tft ber Gedanke 
eines fih durch fein Organ jelbft regierenden Gemeinwejens verwirklicht. Su 
dem Rath verfhwinden nunmehr die etwa vorhanden geweſenen älteren 
Kollegien natürlih da fofort, wo gerabe aus ihrer Umbildung der Rath 


*) Bol. Th. I. 271-272 n. gegen Maurer, weldyer alle Exheblichkeit der 
Schöffen für die Gtadtverfaßung beftreitet (bef. 1. 157—161 u. 681—688), jeht 
auch Heusler, Uripr. 167 f. 

@) Biele Beifpiele folher Bormeln find vorgelommen, und zwar nicht bios, 
wie Maurer L 635 be&auptet, bei gerichtlichen Anläßen, jondern bei Bündnißen, 
Eühnen, Mitiheilungen an andere Städte u. f. w. 

70) Dem „Schoͤffenmeiſter“, in Flandern „erftem Schöffen u. f. w.; Th. I 
©. NI Note 61—62. 

29 Es ift dies überall der Ball, wo bie Schöffen in den Formeln auftreten, 
während doch der Richter darin fehlt. Diele VBeifpiele find fchon vorgekommen. 
In Köln waren ſchon im 11. Zahrh. die Schöffen Vorkämpfer ber Bärgerfchaft 
gegen ben Erzbiichof und feine Beamten. 

29 Bol. Th. I ©. 272-278. 280 Note 8 m. 4. 

’s Th. 1 ©. 278 f. 280. 284. 
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hervorgegangen ift, wie bie regelmäßig bei Gilde⸗ ober Friedensansichüßen 
und mitunter and bei Schöffen der Fall war? Wo bagegen ber Rath 
neben andern Kollegialbehörben ober gar im Gegenfab zu ihnen erwuchs, 
treten in den Formeln oft noch lange Zeit hindurch mehrere Kollegin ale 
jelbftändige Organe der Bürgerſchaft ouf, bis zuleßt ber Rath, indem er alle 
bürgerliche Sefbftregierung in feiner Hand Eoncentrirt, alle älteren Behoͤrden 
verfhlingt. So Iantet in Köln, nachdem her Rath zuerft felbftändige Bedeu⸗ 
tung erlangt hat, die vollftänbige Formel „scabini officiales consules et 
universi cives“; ſehr bald jedoch verſchwinden die officiales, uud mehr und 
mehr, obſchon vollftäntig erft nad) Sahrhunderten, auch hie scabini”d). Sehr 
zahlreich find die Stäbte, in deren follenner Formel vor den consules noch 
lange scabini genannt werben, mithin „scabini consules et cives“ ber Aus- 
drud für die handelnde Stadtgemeinde ift?%). Indeß vermögen die Schöffen, 
wenn fie in foldher Weile ſich an der Spite ber Bürgerſchaft behanpten, auf 
die Dauer doch nur für gerichtliche Angelegenheiten eine Sonberftellung zu 
wahren, während fie im Uebrigen zu einem oberſten Beftandiheil oter einer 
erften Bank des Rathes werben; das consilium zerfällt alfo bier in folche 
consules, die zugleidh scabini find, und bloße consules oder consules i. e. S., 
und bie Formel „scabini et consules* nimmt mehr und mehr die Bedeutung 
und zulegt auch den Wortlaut des einfachen „consules“ an’). Wo dagegen, 
wie in Magteburg u. ben Städten Magbeburgifchen Rechts, die Schöffen fich 
als ein völlig felbftändiges Kolleg neben bem Rath erhalten, werten fie immer 
ftrenger auf rein gerichtliche Funktionen beſchräukt; in Folge beffen koͤnnen fie 
nur fo lange, als noch Refte der alten, im Gericht die Spitze jedes Berban- 
des erblidenden Anfhauung leben, fih vor den Rathmannen in den Formeln 
behaupten; bald räumen fie den Rathmannen, in deren verwaltenter Thätig- 
feit man immer deutlicher das pofitive Leben ded Gemeinweſens erfennt, Den 


6, Bol. TH. I &. 275 Note 71. 

75) Th. 1 S. 2374 Note 69 u. oben Rote 26. 27. 88. Auch neh Eidbuch 
v. 1395 8 3 6. Ennen n. Ederp I. 64. Erft 1896 mit ber Zunftverfefung 
verfäwinden die Echöffen ganz aus dem Gtabtrath. 

6) Beifpiele oben in Rote 42. 49. 51. 52. 58. 54—57. 61. 

m) Dies ift 4. B. der Entwidelungsgang in Frankfurt aM. Bol. oben 
Note 26 u. 27 u. Fihard 188, Kirchner I. 416. Ebenfo in Ulm. Bol. Siger 
184. 187. 235; Urk. v. 1838 ib. 268: amman, rat aller bediu, richter u. rat- 
geben; u. fpätere Formeln, in denen nur Rathmannen erwähnt werben, ib. 264. 
265. 270. Borübergehend treten die Echöffen auch in Magdeburg in ben Rath; 
Ratbmann II. 159 f. u. 199. Zum Theil aud in Nürnberg und Wetzlar; v. 
Maurer, Stadtv. 636 Note 29—30 u. 823; oben Note 61. Bel. and über 
Goͤrlitz u. Löwenberg Tzſchoppe u. Stenzel 215. u. 589; über Ofterburg u. 


andere märkifche Städte, in denen die Schöffen erfte Rathsbank waren, Zimmer- 
mann I. 79. 
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erften Platz und bleiben nur noch hinter ihnen ald minder weſentliches Glied 
des Organismus in den Formeln; endlich verſchwinden fie ganz ans benjelben: 
da fle nun als Gericht im bentigen Sinne aufgefaßt werben und als foldyes 
in dem Ausbrud für die bandelude Gemeinde Leine Stelle beanſpruchen koͤn⸗ 
nen”). Enblih finden fh Städte, in denen das Schöffentfum aud mit 
feiner gerichtlichen Seite frübzeitig im Rath untergebt und erft ſpäter wieder 
eine Bildung befonterer Gerichtsbehoͤrden im heutigen Sinne ftattfindet?9), fo 
daß die Entwicklung Hier ganz ebenjo verläuft, wie in ber großen Zahl der⸗ 
jenigen Städte, in benen überhaupt niemals gefonderte Schöffen- und Raths⸗ 


w) In Magdeburg felbft ſtehen bis 1261 die Schöffen über dem Rath, dann 
werben fie Beftandtheil deflelben, 1294 müßen fie wieder austreten und find nun 
dem Rath untergeordnet, bis fie zuletzt ganz aus den Formeln verfchwinben; 
Rathmann a. a. O. — Aehnlich verhält es ſich in den vielen Städten ſächſiſchen 
Rechts, Weſtfalens, bes Rheins u. |. w., wo Anfangs Schöffen vor und über bem 
Hat auftreten, fpäter hinter und unter ihm. Bgl. über den charakteriftifchen Ent- 
wicklungsgang ber Formelbildung in Oppenheim (erft scabini consules, dann cons, 
scab., zuleßt consules) Srand 287. 244. 260 f. Weber Soeft Th. 1. 282 Note 
8. Weber Schwelbnig Urk. v. 1328 b. Tzſchoppe u. Stengel 521 819. Weber 
Die märlifchen Städte Zimmermann 1. 74 f. u. 186 f. Hier biieben überall 
scabini und consules gejondert (3. B. 1285 in Salzwedel, 1298 in Königäberg, 
1807 in Berlin) und es fanten allmälig bie scabini, bie Anfangs den consules 
voranftanden, als bloße Gerichtömänner unter diefe herab. Zimmermann, 1©. 
74—79. Auch oben Note 65. 

?0, Ein Hiftorifch beglaubigtes Beifpiel bietet Stendal. Hier waren Schöffen 
u. Rathmannen urfprängli völlig getrenute Kollegien nnd nach ber belannten Be⸗ 
fimmung des Magd. Rs. wurden jene auf Xebendgeit, bie Rathmannen aber auf 
ein Jahr gewählt. Vgl. Urk. v. 1285 6. Lenz, Brandenb. Urkb. I. 188. Ebenſo 
no 1845 6. Gerden J. 90 n. 94. Dagegen heißt es in Urk. v. 1851 6. 
®erden 1. 102 f. u. v. 1360 b. Lenz Nr. 1438 ©. 581 f.: dat der schepen 
banck ewilick bi dem rade bliven scol, und die ratmanne, die des jars tu 
dem rade gekoren werden, scolen alle jar, wen si gekoren sint, tu der 
schepen bank und tu schepen recht sweren; u. da scole wie ock in alme 
recht beholden glick schepen die tu langer tid gekoren sin u. gesworen 
hebben, u. die beleynde richter in unser stad tu Stendal scol alle jare, wenn 
sie gekoren werden, sie upper schepenbank stedigen u. setten, dat jar over 
to blieven. Aehnlich wol in Prenzlau, wo erft 1426 eine Empörung der Gilden 
wieberum zur Trennung führte; Zimmermann I. 79—80. Ebenſo finden ſich 
in Stradburg, Regensburg, Mainz, Worms, wo urfprünglich gewiß auch befondere 
gerichtliche Ansihüße beftanden haben, in den Zeiten bed erften Auftretens bes 
Ratbö nur consules in den Formeln; fpäter aber treten in benfelben judices oder 
scabini als eine dem Rath untergeorbnete Behörbe, alfo als ein Stabtgericht neuer. 
Art, hinter dem Rath auf (f. oben Rote 39. 41. 64), bie fie zuleßt wieder, weil 
fie zwar fortbeftehen, aber Tein Organ des handelnden Gemeinweſens mehr find, 
and den Bormeln verichwinben. 
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follegien neben einanter beſtanden haben, vielmehr von vorulerein nur Cie 
für Berwaltung und Rechtſprechung gleichzeitig beſtimmtes Kolleg aus ber 
Geſammtheit hervorwuchsẽo). 

Ein weiterer Entwicklungsproceß, ber in ber Formelbildung auch nach 
ber entſcheidenden Erhebung bes Rathes erfennbar zu Tage tritt, berubt in 
ber bie inneren fläbtiichen Verfaßungsbewegungen befonbere während ter 
Zunftunruben beberricheuden Richtung, bie in dem Gedanken be Gemeinde 
organs gleichzeitig enthaltenen Momente der Regierung und ber Vertre⸗ 
tung im Gleichgewicht zu erhalten ober das zwiſchen ihnen geftörfe Gleich⸗ 
gewicht wieberherzuftellen. Der erſte Eintritt biefes Gleichgewichts kezeichnete 
ben Zeitpunft, in weldem tas Weſen tes Rathes vollendet war. Bor ihm 
lag Häufig eine Epoche, in welder in ber Stellung bes Rathes das Moment 
ber Bertretung überwog; denn wenigftend ba, wo der Rath nicht aus 
älteren Behörden hervorwuchs, ſondern ſei es allmälig ſei e8 durch einen kon⸗ 
ſtitutiven Akt als ein Ausſchuß ber Bürgerſchaft entſtand, um die Jnutereſſen 
derſelben bei dem Stadtherrn oder gegen ihn, vielleicht auch gegen ein Schoͤffen⸗ 
kolleg ober jelbft ſchon (wie in Köln) gegen bie Vertreter einer Altbürgergilbe 
wahrzunehmen, mußte dieſe repraeſentative Stellung zunächſt ala die Haupt- 
fache und die zugleich übertragene Machtfülle mehr nur ald Ausfluß berfelben 
ericheinen. Umgekehrt zeigte nachher bei längerem Beftande ber Rath faft 
überall die Tendenz, das in feiner Stellung enthaltene obrigfeitliche Ele- 
ment, nachdem dasſelbe nad unten hin fjelbitändig geworden war, auf das 
Entjhiedenfte in den Borbergrund zu brängen. Se mehr er in feiner Hand 
alle ftäbtijche Gewalt Eoncentrirte, je unabhängiger er vom augenblidlidhen 
Gefammtwillen wurbe, je häufiger er nicht blos für fondern aud gegen bie 
Geſammtheit von feiner Macht Gebrauch machte, defto jchärfer mußte fi in 
feinem Weſen dans Merkmal der Obrigkeit ausprägen. Das Bewußtfein, 
daß ber Rath wenn auch felbftändig body nit in eignem Namen regierte, 
konnte fi beſonders dann leicht abſchwächen, wenn an die Stelle unmittel- 
barer Bürgerwahl bie Ernennung des neuen Raths durch den abgehenben 
oder gar ſchon die Selbftergänzung ohne periodiſchen Rathewechlel trat. And 
abgeſehen biervon aber wantelte fi bie Stellung bes Rathes jebeufalls, 
fobalb der Gegenſatz von Alt- und Neubürgern, Bürgern und Gemeinde, 
Geſchlechtern und Zünften fih beftimmt ausbildet. Denn ſobald ſich bie 


©) So in Epeier, Bafel, Freiburg, Bern u. andern Etädten bes Breitgau, 
ber Schweiz, Schwabens; in bairiſchen u. öfterreih. Etädten; in Bremen, Ham⸗ 
burg u. Lübeck u. allen niederdentſchen Küftenftäbten verwandten Rechts. Vgl. oben 
tote 40. 4446. 48. 58—60. Auch Th. I S. 284 Note 14. Gtabtr. dv. Freis 
burg i. We. 8 128, Burgborf 8 39, Murten 8 37 b. Gaupp 1. 103. 123. 167. 
Url. v. Emmerich v. 1233 5. Lacomblet IL 100. Urk. v. Salzwedel v. 1247 
b. Lenz; I. 48. Ur. v. Weil v. 1293 5. Jäger 186. W. v. Meiningen b. 
Grimm, ®. UL 597. 598 u. 600. Bgl. ib. 361. IL 214 f. 
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Bollbürgerfchaft zu einer bevorrechteten Altbürgerfchaft, von ber und aus der 
allein ber Rath beftellt ward, verengte, während audrerſeits bereits auch andre 
Einwohnerftänte fih als jelbftändige Glieder ber Geſammtbürgerſchaft be- 
trachteten, regierte der Rath die Geſammtheit und regierte fie doch nur im 
Namen und als Bertreter einer Klaſſe. Je mehr nun in allen ſolchen Fällen 
in Bezug auf das Verbältuiß von Rath und Bürgergefammtheit das Gefühl 
bes Gegenſatzes über das von ber Idee ber Vertretung bedingte Gefühl ber 
Spentität fiegte, deito mehr Motive jammelten fih für eine Verfaßungsände⸗ 
rung an. Diefe aber wurbe friedlich oder gewaltfam um fo leichter zur That- 
ſache, je mächtiger noch bie inmere Triebkraft und je ferner von ber ſpäteren 
Erftarrung ber lebendige Fluß ber ftädtiichen Entwidiung war. Dabei mußte 
der Inhalt der Beränberungen, foweit diefelben auf das Verhältniß von 
Drgan und Geſammtheit Bezug hatten, unter allen Umftänden eine Stär- 
fung der repraeientativen gegen die obrigfeitlihen Elemente fein. Der Weg 
aber, welcher fi zur Erreichung biejes Zieles bot, war ein boppelter. Ent. 
weter man ſuchte ben beftehenden Rath im Sinne einer Selbftregierungs- 
behörbe der Gejammtbürgerihaft zu reformiren, indem man Bildung, Zujam- 
menjegung oder Befugniße änderte, alfo z. B. die Wahl ven Bürgern zurüd. 
gab oder den hürgerlichen Genoßenſchaften übertrug, deu bisher ausgeſchloßenen 
Ständen ten Zutritt eröffnete oder beftinnmte Ratheftellen ficherte, gewiße 
Rathshandlungen an die Zuſtimmung ber Geſammtheit oder ber Zünfte 
band u. f. w. Oder aber man jdhuf zu Iebhafterer Verlörperung des Ge- 
dankens der Vertretung ein neues Organ, welches dem vorzugsweiſe regieren- 
ten alten Organ korrigirend zur Seite trat. Das Letztere geſchah wieder in 
manaichfach verjchiedener Weiſe. Bald übernahm ein ftänbiges balb nur ein 
im erforderlichen Fall berufenes Kolleg die neue Funktion; bald tagte basjelbe 
jelbitändig bald war es nur eine Verftärkung des regierenden Raths; bald 
wurden nur keftimmte Angelegenheiten, wie der ftäbtilhe Haushalt, Baur 
ſachen, Steuerfahen u. ſ. w., bald alle wichtigeren Kragen des Gemeinweſens 
ber alleinigen Kompetenz des regierenden Rathes entzogen. So mannichfach 
diefe Einrichtungen aber andy von einander abwichen unb fo jehr fie fih oft 
im Laufe ber Zeit verwidelten: gemeinfam war ihnen allen der Grund» 
gedanke, eine Vertretung der Geſammtheit gegen beren eigne Regierung zu 
ihaffen. Während aljo nunmehr ter regierende, Pleine, enge, innere Rath 
vorzugeweije den Gedauken der ftäbtijchen Obrigkeit zum Ausdruck brachte 
war in bem großen Rath ober den entiprechenden Kollegien ein träftigerer 
Austrud bed repraeientativen Gedankens gewonnen. Jnudeß hanbelte es fi 
dabei immer nur um ein Mehr oder Minder. Ganz trat auch in ber Stel. 
Iung bes Tleinen Raths das Moment der Vertretung nie zurüd; und ber 
große Rath oder jeder ähnliche Bürgerausſchuß war in irgend einem Grade 
immer zugleich mitregierendes Organ ber Stadt, hatte aljo Theil an deu 
obrigfeitlihen Funktionen. Es überwog nur, uud zwar in fehr verfchiebener 
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Proportion je nad ben Bejonderbeiten ber Verfaßung, dort das eine unb 
bier das andre Moment. Deshalb konnte deun auch im Laufe der Zeit eine 
nene Verfhiebung erfolgen, auch das zweite ober britte Vertretungsorgan 
Tonnte zur Bürgerchaft oder doch zu einem bis dahin unentwicelten Theil 
berfelben in einen Gegenfaß treten, und es Tonnte dann wieberum eine neue 
Ausihupbildung ftattfinden. Und dieſer Proceß Tonnte fi mehrmals (wie 
in ber That z. B. in Köln, Magteburg und fonft der Kall war) wieber- 
holen, bis bie Verknoͤcherung der Stabtverfagungen in dem einmal feft- 
geftellten Rahmen folder Iebentigen Neufhöpfung ein Ziel ſetzte 1). — Alle 
bieje äußeren unb inneren Vorgänge nun aber, welde fih um das Gleid- 
gewicht von Obrigkeit und Vertretung drehen, dokumentiren fih in entſprechen⸗ 
den Beränberungen der bie handelnde Stattgemeinte ausdrückenden Formeln. 
Beſonders bezeichnend dabei ift eine freilich kaum ſtrikt zu beweifende, fondern 
mehr nur berauszufühlende Feinheit der theils fucceffiv theils aber auch gleich 
zeitig angewandten Nũancen ber Formelbildung. Nicht immer nämlich wird 
jedes neue Tollegialiihe Organ nad feinem Entftehen fofort in der Formel 
aus der Geſammtheit ausdrücklich herausgehoben; auch jpäter aber geichieht 
dies nicht ftänbig, ſondern nur in einer größeren oder geringeren Zahl von 
Fallen®2), Diefe Ungleichheit ift nicht bloßer Zufall, jondern beruht im 
Ganzen darauf, daß wir, wenn wir nur an die Vertretung einer Gefammt- 
heit durch ihr Organ denken, beide zufammenfallen laßen und aljo nur die 
eine oder dad andere nennen, fie aber dann trennen und geſondert aufführen, 
wenn wir bie Selbftändigkeit bes Organs gegen die Geſammtheit hervorheben 
wollen®®). So ift es alſo ganz natürlich, daß der Rath ſelber in der erften 


et) Bol. über dies Alles Th. I 3 34, beſ. ©. 818 f. u. 326 f. 

8) Solche Fälle find es beſonders, durch welche die oben gerügten Irrtpü- 
mer veranlaßt find und mitunter einen Schein von Berechtigung erlangen. 

83) Auch Heute tritt dies hervor, befonderd in Bällen, in denen eine völlige 
Sonberung ber obrigkeitlichen und der repraefentativen Funktionen vorliegt Bei⸗ 
fpielöweife werben wir geneigt fein, eine Stadtgemeinde entweder ale „Magiftrat 
und Gtadtverorbnete“, oder aber als „Mogiftrat und Bürgerfchaft”, nicht bagegen 
ald „Magiftrat, Gtabtverordnete und Bürgerfchaft” zu bezeichnen. Denn bie 
Stabtverordneten find reines Bertrefungdorgan und beden fich infowelt mit der 
Burgerſchaft. Daß wir auch entweber ben Magiftrat oder die Bürgerfchaft je nad) 
den Umftänden allein nennen können, wo im Grunde die Stadt ald ſolche gemeint, 
ift, liegt auf ber Hand: Stadtverorduete und Bürgerfchaft aber nebeneinander nennen 
wir nur, wo eine Gelbftändigfeit beider gegeneinander in Betracht kommt, aljo 
3. B., wo bie Stabtverordneten, wie zum Theil am Rhein, ein mitregierenber 
Gemeinderath fin. Ebenſo verhält es fi mit „Senat und Bürgerfhaft". Oder 
im Repraeientativfant” mit „König und Parlament“ reip. „König und Land”, 
„Regierung und Bolfsvertretung” reſp. „Regierung und Bolt" u. ſ. w. Auch hier 
fagen wir eines oder dad andere, ſchwerlich aber z. B. „Regierung, Bolfövertretung 
und Bolt”. 
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Zeit feines Beftandes, weil vorzugsweife nur Vertreter, in ber Kormel ent- 
weber allein ohne die vertretene Bürgerfchaft oder gar nicht erfcheint, indem 
im Tebteren Kalle in Formeln wie „advocatus scabini et universi cives‘* 
bie Bürgergefammtbeit mit ihrem Repraejentativansfchuße fich deckt; daß dem⸗ 
nächft da, wo es fi um bie Vertretung befonders nad außen handelt, vie 
universitas civium oder die universi cives auch jpäter noch ohne befondere 
Heraushebung ded Raths genannt werden; daß aber im Ganzen, je enticie- 
bener ſich die jelbftändige obrigkeitliche Stellung des Raths befeftigt, deſto 
regelmäßiger bei vollem Ausdrud der Rath vor der Bürgerfhaft und in ſehr 
vielen Fällen der Rath ohne die Bürgerfchaft genannt wird. In ganz ähn- 
licher Weife treten dann ſpaͤter große Räthe und ähnliche Kollegien überhaupt 
nur bann, wenn fie auch der Geſammtheit gegenüber eine gewiße Selbftän- 
digkeit erlangt haben, zwiſchen bem alten Rath und ber Bürgergefammtheit 
in ber Formel auf; und es geſchieht Dies um jo häufiger, je mehr ber Anlaß, 
bei welchem die Formel gebraucht wird, ten Gedanken an die Mitregierunge- 
funktionen dieſer Kollegien nahe legt. Handelt es fi aber nur um den 
Auedruck der Repraefentation der Bürgerfchaft durch ihren Ausſchuß, fi wird 
entweder nur jene oder nur diefer neben den jonftigen Behörden genannt. 

Sn entgegengejeßter Richtung, aber durchaus analoger Weife, dokumentirt 
fih nad der Spitze ber Formel zu das Herandtreten des Bürgermeiiter- 
amts ans bem Rath, So lange biefes Amt vornemlih nur eine Rathe- 
vorſtandſchaft bebentet, wird es entwerer gar nicht ober doch nicht ftänbig 
in ber Formel andgebrüdt®). Geittem dagegen aus dem Rathemeiſter 
(magister consulum) in Wahrheit ein Bürgermeifter, aus tem Rathsamt 
das oberfie Stadtamt, aus dem leitenden und vollzgiehenden Vorſitzenden bes 
Raths ein felbftändiges republikaniſches Haupt der Bürgerfhaft wird, geht 
ber Nennung bed Raths regelmäßig die Nennung bes oder ber Bürgermeifter 
(oder der Stäbtemeifter, Oberzunftmeifter n. |. w.) voran. Nun werben bie 
Worte „Bürgermeifter und Rath” wejentlich für jede Stadtformel. Damit 
ift zugleih ber letzte entiheldende Schritt gethan, um bie Richter, Burg⸗ 
grafen, Bögte, Schultheißen u. f. w. aus ihrer Stellung an der Spite ter 
Stabt zu verdrängen unb in ben Formeln fie ben Bürgermeiftern nachzu⸗ 
ftellen uud mehr nub mehr ganz fortzulagen®). 

Unter dem Einfluß jo verfchiedenartiger Bewegungen und Verwicklungen 
zeigen nit nur die für verfchiedene Stätte oder zu verſchiedenen Zeiten 


”, Eine Ausnahme machen wegen ihres eigenthümlichen Urfprungs die Bürger- 
meifter in Köln und der Bürgermeifter in Regendburg. Bol. Th. I ©. 2978 
Note 77. Bol. im Mebrigen die Mehrzahl der oben angeführten Formeln bes 
13. Jahrh. 

88) Aeltere Formeln, in denen ein Schultheiß oder Vogt hinter einem Bürger- 
meifter aufgeführt wird, f. oben bei Rote 44 u. 52 aus Freiburg u. den Rhein 
ſtaͤdten. Gpäter if dies, che die Richter ganz verſchwinden, häufig. 
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üblihen Formeln eine große Mannichfaltigleit, fondern auch dieſelbe Stabt- 
gemeinde in berfelben Epoche kaun, je reicher ihre Entwidiung ift, in um fo 
zahlreicheren Ausdrucken als politiſcher und rechtlicher Organismus bezeichnet 
werben. Bis in bie feinften Nünncen Inun dabei der Sprachgebrauch 
wechieln, jenachdem feierlicher ober weniger feierlich geiprochen, die eine oder 
die andere Seite in ber Stellung einer Behörde hervorgehoben, bad Recht 
ber Behörde oder das ber Geſammtheit betont werden foll. 

Erft als das iunere Leben der Städte erftarst, erft mit dem 15. u. 16. 
Jahrhundert hört diefe in ihrem Weſen nun nicht mehr verſtandene Mannich⸗ 
faltigfeit, diefe Nennung der Behörden für die Gemeinde, der Gemeinte für 
bie Behörden, beider zufammen für die Bebörbe, beider oder einer von beiden für 
die Stadt, hören alle die vielfachen Variationen in ber Bezeichnung der 
Behörden felber allmälig auf. „Bürgermeifter und Rath" werden mehr umb 
mehr zu gewöhnlichen und ftereotypen Obrigfeiten, alle ven ihnen andge- 
ftellten Urkunden ergehen auch nur unter ihrem Namen, alle Briefe, Klagen, 
Privilegien find an fie abbreifirt®®). Als dann gar die römifche Korporations- 
lebre eindringt und man in ben Organen der Stadt Kuratoren ſieht. welde 
Ramens ber juriftifchen Perſon handeln, gebt felbft das Berftänbnii bes 
alten Gemeinweſens verloren. Nun ſcheint es unbegreiflih, wie eiuft ber 
Rath, wenn boch nur er verorbnete, als „Rath und gefammte Bürgerfchaft” 
verorbnen Eonnte. Nun fieht man nicht mehr, wie bie alte Scrmel „nos 
scultetus milites scabini consules et universi cives Francofurtenses .. 
statuimus infra scripta“ 87) der treffendfte Ausdruck für die genoßenſchaftliche 
Autonomie ber geglieberten und organifirten Bürgergemeinte war. Unb noch 
weniger verfteht man jekt ben alten Begriff ber ftäbtifchen Selbfiverwaltung, 
in Folge befien es 3. DB. im 3. 1255 heißen kann, daß judices scabini et 
cuncti cives Nussienses einen Paß audftellen®®). Jetzt beginnen vielmehr 
jene künſtlichen Interpretationsverfucdhe, welche dem unbegriffenen Ausbrud 
bes alten Gemeinweſens die eignen Anſchauungen unterzufhieben ſuchen. — 

II. Sobald nun aber die Bürgerfhaft in ihrer Orga⸗ 
nifation als Trägerin bes ftäbtifchen Rechtes gejet wurde, war ber alte 
Begriff ber Genoßenſchaft und ihres Geſammtrechts überwunden. Denn 
bamit war bie Spentificirung ber Gejammteinheit mit ber Gejammtvielbeit 
unmöglih gemadt. Der kürgerichaftlihe Organismus deckte fi nicht mit 
ber verfammelten oder verfammelt gebachten Menge der Bürger, ſondern er 
war ber nad Art eines einheitlichen Körper gegliederte und organifirte 
Dürgerverbaud, welcher je nach den Umftänden in verichietenen dazn berufenen 
Organen und nur in wenigen Fällen noch in einer Berfammlung aller 


6, Man vergl. nur bie Urf. u, Briefe des 15. u. 16. Jahrh. b. Schannat 
IL, Gudenus IV., Schreiber IL u. ſ. w. 
y Urk. v. 1268 6. Boehmer 147. 
*) Ennen u. Ederg IL 859. 
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Bürger zur Grfcheinung kam. Wenn dieſer bürgerſchaftliche Organismus 
auch da, wo irgendwie ber Rath innerhalb feines weit umfaßenden Geſchaͤfts⸗ 
bereiches thätig ward, fein Leben befunbete, jo war er eben eine ben ganzen 
BDürgerverband wie die Seele ben Körper durchziehende Einheit, deckte fih 
aber nicht mit ber vielköpfigen Geſammtheit der Bürger. 

Mit der formelmäßigen Ausprägung ber bürgerfchaftlichen Orgautfotion 
war indeß doch nur erft die Erſcheinung, nicht ſchon das eigentliche Weſen 
bes neuen einheitlichen Rechtsſubjektes ansgebrüdt. Die organifirte Bürger 
ſchaft war ja nur die augenblidliche Trägerin bes Gemeinweſens, nicht das 
Gemeinwejen jelbft; fie war die bem Wechſel unterworfene Form, nicht bie 
unveränderliche innere Subftanz bes in ber Stabt berrichenden öffentlichen 
Willens; fie war ber Körper, nicht das ihre Individnalität erft zur einheit- 
lichen Perfon ftenpelnte geiftige Weſen ber Stadt. Schon äußerlich war ja 
in der zufammengejehten Yormel die Summe ber ftäbtifchen Glieder und 
Organe nur kollektiv zufammengefaßt. Sobann aber wechielten im Lanfe 
der Zeit nicht nur die Mitglieber ber Bürgerfchaft wie ber Behörben, fondern 
es wandelte fih häufig die Organifation felbft und Damit die Geftaltung ber 
Sormeln, während doch die gemeinheitlichen Rechte und Pflichten in uuver- 
inderter Stontinnität aud von dem anders Eonftituirten Organismus fort 
geübt wurben. Sah man ſich doch in Rüdfiht hierauf nicht felten veranlaft, 
ausdrücklich mit der jegigen Bürgerfchaft und ihren jetzigen Behörben zugleich 
die künftige Bürgerfchaft und ihre Tünftige Behörden als Erben nnd Nach⸗ 
folger zu binden ober für berechtigt zu erflären, wie wenn es 1265 heißt: 
Nos judices consules et universi cives Spirenses .. promittentes, nostros 
successores judices consules et universam plebem civitatis ad servandum 
idem in perpetuum presentibus obligantes®®). Ueberdies war in bem 
Begriff des bürgerfchaftlichen Organismus das räumliche Subftrat bes 
ftäbtiihen Gemeinweſens nicht mitangebentel. Unb endlich trat bei bem Ber- 
Behr der Stäbte untereinander hierbei nur bas Mannichfaltige und Beſondere, 
nicht aber das ihnen gemeinfame Merkmal der eignen Perjönlichkeit hervor. 

So galt es alſo, die über dem Rath wie über ber Bürgerfchaft fiehende, 
bei allem Wechſel mit fich ſelbſt identiſch bleibende, das Stadtgebiet mit bem 
bürgerjchaftlichen Organismus zufammenfchmelzende und überall, wo Stadt 
verfaßung beftand, gleichmäßig vorhandene Einheit zu erkennen und auszu⸗ 


ee) Bei Remliug 310. Bol. urk. v. 18929 ib. 508: die burgmannen u. 
die burger v. Landau, die jetzund sint und hernach werdent, uswendig der 
stad u. in der stad u. was zu der stad holt. Ebenſo 1837 ib. 586. Urk. v. 
1878 b. Ried L 917: wir die gesworn des margtz ze Sybenpurch u, die 
gemain gemainleich daselbs arm u. reich bechennen . . für uns u. für alle 
unse erben u. nachkommen. 1231 im Läb. Urkb. L 61: civibus et heredi- 
bus. Noch ti. 3. 1524 b. Neugart I. 517 verfprechen burgerm. rat u. grosser 
rat der statt Zurich . . fur uns all unser nachkommen u. gemeine statt Z. 
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drücken. Immer beutlidher und lebendiger wurbe bie reale Eriftenz einer 
foldyen Einheit, die fih als eime felbftänbige hoͤhere Willensorbuung dem 
individuellen Willen gegenüber geltend machte, anf allen Lebensgebieten 
empfunden. So kam fie denn auch im Gebiete des Rechts zu immer vollerem 
Bewußtfein und errang fi bie eigne Perfönlicgkeit unter dem Namen und 
Begriff der Stabt. 


8. M. Die Erhebung ber Stadt zur Berfon. 

Banı zuerſt die Stadt als Rechtefubjett aufgefaßt ift, läßt fi 
natürlich nicht nach Jahren beftimmen. Weniger noch ift es möglich, ben 
inneren Borgang, der bei diefem Refnltate endete, erichöpfend zu analyſiren. 
Wir müßen vielmehr uns bier mit indirefter und ammähernter Erkenntniß 
begnügen und wie bei allem Werben, teilen Natur für unfer Denken nie 
ganz kommenſurabel ift, einen unaufgelöften Reſt hinnehmen. 

Im Allgemeinen läßt fich zunächft äußerlich feftftellen, daß ſchon feit der 
Mitte des 12. Jahrh. vereinzelt und dann feit dem 13. Jahrh. immer 
häufiger nnd regelmäßiger bie Stabt (civitas, urbs) als das Subjelt von 
Rechten und Pflichten, als wollend uud handelnd da genannt wird, wo man 
früher nur die Bürgerfchaft und ihre Organe nannte Das Wort „Stabt* 
erhält einen ähnlichen fubjeltiven Gehalt, wie ihn etwa heute das Wort 
„Staat“ bat. Weil nun aber bie unzweifelhaft im Worte „Stadt“ 
urfprünglich nicht Tag, jo ift biernach gewiß, daß ter neue Sprachgebrauch 
der Ausdrud eines neuen Begriffes war. Für diefen Begriff folgt ſchon aus 
feiner Namengebung fo viel, daß in ibm bie Verknüpfung ber objektiv-räum- 
lien Gebietsſphäre unb der perſoͤnlich⸗ genoßeuſchaftlichen Bürgerſchaftsſphäre 
zur lebendigen Eiuheit vollzogen war. Denn in dem neuen Begriff iſt einer⸗ 
ſeits der in ihm enthaltene Perſonenverband ſchlechthin als ein an die Stätte 
gebundener Organismus gefennzeichuet, nud es iſt audrerſeits darin bie 
Eroberung der Stadt durch die Bürgerſchaft vollendet, indem fonft nicht ber 
Name der Stadt für ein ausfchliegliches bürgerliches Gemeinweſen monopolifirt 
und alle uicht bürgerlihe Gewalt als ein außerhalb des Stabtbegriffs 
liegendes fremdes Recht gegen die ohne Rüdfiht daranf fertig Eonftituirte 
Stabt gefeßt werben könnte. Diefe Einheit aber wird als ein lebendiget, 
wollendes und handelndes Weien betrachtet und als ſolches insbeſondere im 
Recht anerkannt. Es ergibt fich alfo ſchon aus der bloßen allgemeinen Betrad- 
tung des Sprachgebraudhes, daß unter dem Namen ber Stabt ein am bie 
Stätte gebundeneß Fürgerliches Gemeinweſen zur Perfon erhoben worben ift. 

Im Ginzelnen jedoch ift ſchon dieſe äußere Thatſache bes veräuberten 
Sprachgebrauches nicht ohne eine gewiße Umftändlichkeit feftzuftellen. Denn 
bie Veränderung zeigt ſich großentheils nicht in ganz neuen Ausbrüden nnd 
Redewendungen, fondern in einer allmäligen Nüancirung umd in einer anf 
veränderte Bebeutung Hinweifenten freieren und häufigeren Anwendung 
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altherfömmlicher Ausdrucksweiſen. Smöbejondere 3. B. bedeuten biejelben 
Wendungen, bie Anfangs eine Zugehörigkeit zur Stadt bezeichneten, |päter 
ein Eigenthum oder Recht der Stadt. Hierbei nun aber fteht ber veränderte 
gedankliche Gehalt nicht mit Einem Schlage überall und gleichmäßig fertig 
ta: jondern bald hier bald ba taucht der neme Gedanke auf, um ſcheinbar 
wieber zu fchwinden, bald flarer bald unvollkommener ift er ausgeprägt, bis 
er fi enblih in vollem und: tiefem Strome Bahn bricht. Und von ben 
ältereren Städten ringt fi) jede auf ihre Weiſe durch eigne Arbeit zu dem 
neuen Rechtsbegriffe durch, fo daß derſelbe gewißermaßen auch eine Lokal. 
geihichte hat. Dazu kommt, daß neben dem Neuen überall in breiter Gülle 
das Alte in Wort und Begriff fein Leben weiterfriftet. 

Die Hanptichwierigkeiten aber ergeben fi) aud dem innigen Zufammen- 
bange, in welchem diefer Eine Fortſchritt mit gleichzeitigen Fortſchritten anderer 
Art Steht. Erſt aus feinen Konſequenzen, die fi) weit in alle Lebensgebiete 
verzweigen, vermögen wir mit Sicherheit Eriftenz und Beſchaffenheit des 
neuen Begriffes feftzuftellen. Umgekehrt aber iſt biefer neue Begriff das 
Produkt einer tiefgreifenden Umbildung, welche fowol die Berhältnige wie 
die Anſchauungen überhaupt durch das ftädtifche Leben erfuhren. Indem wir 
auf bie genaue Scheibung von Urſache und Folge verzichten, begnügen wir 
und mit der Konftatirung der Wechfelwirkung, welche zwiichen ber von uns 
behandelten Begriffewandlung und andern Begriffswandlungen, ſowie zwiſchen 
dieſer Veraͤnderung ber Ideen und ber Veränderung ber Lebensverhaͤltniße 
beitand. Ohne jagen zu wollen, was und bis zu weldem Punkte bier 
Wirkendes und Bewirktes war, müßen wir doch fefthalten, daß eins micht 
ohne das andere entftehen und wachien Tonute. 

In näherer ober entfernterer Weife ſteht num freilich die Erhebung der 
Stadt zur Perfon mit allen in der Stabt vollgogenen Umgeftaltungen bes 
mittelalterlichen Weſens in innerem Zufammenhange Allein indem wir uns 
im Uebrigen auf Andentungen beſchränken, haben wir nur bie im Gebiete 
bes Rechtes felber liegenden engften Zufammenbänge näher zu unterfuchen. 

Zunädft ift die Ausprägung der Stabtperföulichkeit nur eine einzelne 
Welle in der großen geiftigen Kulturbewegung, welde in ben 
Städten des Mittelalters ſich vollzog. Diejes Stäbtaveien, obſchon es fo voll 
und ganz in feiner Zeit fteht, ift doch auf der andern Seite ſchon das ver⸗ 
Pleinerte Bild unferer modernen Welt. Und jo enthält überall das bürger- 
lihe Denten und Leben im mittelalterliden Gewande einen modernen Kern. 
Genau biefelben Züge daher, welche und im Gebiete bes Rechts begegnen, 
charakterifizen bie intelleftuellen, ethiſchen und religiöſen Wandlungen, 
bie der Bürgerftand anbahnte. Weberall ift der Kortfchritt vom Balken zum 
vollen Bewußtſein, vom Kontreten zum Abftrakten, vom natürlichen Werben 
uub Wachſen zu freier geiftiger Schöpfung harakteriftifch. Insbeſondere aber 
trifft die mit der Erhebung bes Stabibegriffe vollzogene Sonderung ber 
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Allgemeinheit und der Beſonderheit auch auf den übrigen Kulturgebieten ten 
Kern der Veränderung. Die Emancipation des Inbivibuums von ben taufenb 
Feßeln ter Gemeinſchaft und die Emancipation der Allgemeinheit vom ben 
Banden des Zufälligen und bed Individnellen, — das finb überall die 
beiden fih bedingenden Seiten besfelben großen Proceßes. So wädft, wie 
im Gebiete bes Rechtes bürgerliche Freiheit und ftantliches Geſetz gleichzeitig 
fich entfalten, bie geiftige, fittlihe und religiöfe Sreiheit nicht heran, ohne 
daß man fich andrerfeits der über allen Einzelnen ftehenden, für Alle bindenden, 
in ſich felbft beruhenden, von ber menichlichen Gemeinfchaft getragenen Orbnung 
bewußt würde. Eine nahe äußere Berührung endlich befteht zwiſchen ber 
Bollendung des Stabtbegriffes und der Emancipation bes geifligen Kultur- 
lebens von der Kirche. Denn tie Stadt als yerfonificirte Allgemeinheit 
erfüllt fih mit ber Bedeutung eines Kulturorgans und brängt, im Defike 
erweiterter Aufgaben und Ziele, bie Kirche von ber äußeren Beherrichung 
ber Kultur zuräd: die Stabt felbft aber übernimmt von ber Kirche nur die 
Pflege, nicht zugleih bie Beherrſchung des Kulturlebens und bereitet Daher 
auch in biefer Beziehung bie moberne Welt vor. 

Näher noch ift der Zufammenbang ber Umwandlung bes Rechts mit ber 
Umwandlung des focialen Lebens. Wie in rechtlicher Beziehung die Stabt 
über das Individnalrecht erhoben und damit zugleich ba6 Subivibuum vom 
Geſammtrecht befreit wird, jo entwidelt fi im focialer Beziehung zugleich 
ein regeres öffentliches und gejellichaftliches Leben und eine freiere und unab⸗ 
bängigere Einzeleriftenz. Ungleich intenfiver geftaltet ſich bas ftädtiiche Ges 
meinleben, als dies bet den auf ihren Burgen und Hufen wohnenden Rittern 
und Bauern ber Fall war. Aber obwol das öffentliche Lehen in weiteren 
und engeren Kreiien feine freie nnd eigenthümliche Sphäre gewinnt, abforbirt 
es boch nicht wie im Altertbum das häusliche Leben der Bürger. Und inbem 
fi bei den zahlloſen Berührungen und Kollifiouen des regeren Verkehrs ber 
Einzelue ſchärfer jeiner Beſonderheit bewußt wirb, erhält zugleich das Einzel- 
leben einen reicheren Gehalt, eine freiere Ausprägung und eine erhöhte Selb⸗ 
ſtändigkeit. Wie in politifcher, jo fallt auch in focialer Beziehung in den 
Städten zuerſt bie trennende Scheidewand ber Stände. Kein gejellichaftliches 
Nivellement wird angeftrebt! Vielmehr entipriht dem Bau des Gemein- 
weſens, das fich von den antiken Stadtfinaten jo weientlich durch das Princip 
der gemoßenfchaftlichen Gliederung unterfcheibet, das buntefte Sonberleben aller 
einzelnen genoßenfchaftlich verbundenen Berufs⸗ und Lebenskreife Allein über 
aller Sonderung und individuellen Färbung erhebt fi ber einigende und 
gleiche Bürgerbegriff; und wie bem Bürgerflande ein einziges bürgerliches 
Recht entipricht, fo wißen fih auch in ſocialer Beziehung bie Stabtbewohner 
dadurch, daß fie Bürger find, mehr geeint, als Beruf® und Standesunter⸗ 
ſchiede fie zu trennen vermögen. Im Reiche freilich ift der neue erblühemde 
freie Bürgerftand zunächſt nur ein Stand wie andere. Daß er aber in fel- 
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wem innerften Weſen von feinen Mitftänden verſchieden ift, offenbart er im 
Laufe der Jahrhunderte. Denn ex ift es, ber fi zum Volke erweitert, den 
alten Standesbegriff auflöft und das Leben ber Gegenwart aus ſich erzeugt. 
Wie ſchon die Sprache bekundet, haben in gleicher Weiſe, wie das „bürger- 
lihe? Recht zum gemeinen Rechte Aller nnd der politiſche Bürgerbegriff in 
feiner Erweiterung zur Grundlage bes ganzen Staates geworben ift, bas 
„bürgerlihe” Leben und bie „bürgerlidhe" Geſellſchaft fich die Welt erobert. 

Bor Allem unldslih ferner war die Entwidlung des Stabtbegriffs mit 
der wirthſchaftlichen Mmgeftaltung verbunden, welche Handel, Verkehr und 
Gewerbe in ben Städten berbeiführten. Sft ja doch überhaupt bas wirth- 
ſchaftliche Leben bie ftoffliche Baſis bes Rechte und deshalb einer der Haupt. 
faftoren feines Charakters. Im den mittelalterlihen Städten nun aber voll. 
zogen ſich wirthſchaftliche Fortſchritte, welche das bisherige Wirthſchaftsſyſtem 
von Grund aus umgeſtalteten. Hier vollzog fich der Uebergang von ber 
Naturalwirthſchaft zur Geldwirthſchaft; es vollzog fi die Emancipation des 
beweglichen Kapitals vom Grundbefitz; es vollzog ih bie Befreiung der Arbeit 
von der Hörigfeit. Der biermit erreichten neuen Lebensftufe der Volkswirth⸗ 
ſchaft mußte eine totale Wandlung bes Rechtes entiprechen, wie fie denn in 
der That in ten Stabtrechten auf nationaler Grundlage angebahnt, wenn 
auch zulegt nur mit Hülfe des einer analogen Wirthichafteftufe entſprechenden 
fremden Rechtes durchgeführt und verallgemeinert wurde. Unter dieſen wirth- 
ſchaftlich bedingten Rechtswandlungen aber war gerade bie Ausbildung ber 
Stabtperfönlichkeit, wie fi im Einzelnen überall ergeben wird, ein entſchei⸗ 
dender Punkt. Denn fie bedentete zugleih bie Scheidung von dffentlichem 
und privaten Hecht, die Sreiheit der Perjonen und des Eigenthums, die Kon- 
centration des äffentlihen und die Entfehelung bes indivibnellen Willens; uud 
fie enthielt als nothwendiges Gegenbilb desſelben Proceßes, der bie Stabt zur 
Trägerin einer den bisherigen patrimonialen Gefichtöpunften entrücdten Sphäre 
erhob, die Herftellung eines freien Privatrechts in fidh, weldes die bingliche 
und zuftändlide Gebundenheit mehr und mehr abftreifte und zn bem beweg⸗ 
lichen Geftaltungsgebiet des individnellen Willens wurbe. 

Daß enblih die Wandlung des Rechts anf das Innigſte verfettet war 
mit der Wandlung bes ftaatlichen Lebens, welde in ben Stäbten eintrat, 
bedarf nur der Andentung. Iſt ja doch ber Staat zum Theil nur bas aktiv 
geworbene Recht und das Recht zum Theil nur ber Nieberichlag bes Staats. 
Die Erhebung der Stabt zur Perjon war nur ber rechtliche Aushrud der 
Biftorifch-politifchen Thatſache, daß innerhalb ber bürgerlichen Lebenskreiſe das 
politifche Gemeinleben in Einen Brennpunkt zufammengefaßt und zu felbftän- 
biger Bedeutung erhoben war. Indem aber biejes neue flaatlihe Gemein- 
weien zwar weder über noch außer das Recht trat, wol aber bie alte Befchrän- 
tung auf die Handhabung von Frieden und Recht abftreifte, emtfaltete es eine 
bis dahin unbekannte pofitive Lebensthätigkeit im Sinne ber bewußten Yör- 
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derung bes öffentlichen Wohle. So entftand nach augen und inuen ein von 
dem individuellen Handeln ſpecifiſch verfchiebenes politiiches Handeln, es ent⸗ 
fland eine eigentliche Regierung und eine öffentliche Verwaltung. Daraus 
aber entiprang wiederum eine Fülle dauernder Einrichtungen und Organifa- 
tionen, welche ſaͤmmtlich zugleich Rechtsinftitute waren und nicht nur den 
Inhalt des öffentlichen Lebens, fonbern auch den Juhalt tes öffentlichen Rechte 
sweiterten. Und da alle pofitiven Veränderungen im Kriege, Yinanz- und 
Polizeiwefen und in dem gejammten politiichen Lebensgebiete überhaupt in 
centralifirendens Geifte erfolgten und deshalb auf die Borftellung eines ein- 
zigen ftäbtijchen Gemeinlebens zurüdkeiteten, von bem fie nur Ausflüge waren: 
jo mußte vom* bier ans uamentlich auch ber Rechtsbegriff einer ftaats⸗ und 
privatrechtlichen Perjönlichkeit der Stadt ſtets neue Nahrung und erhöhte Be⸗ 
deutung gewinnen. 

Was nun aber das Rechtsgebiet jelbft angeht, jo war auf dieſem 
ber Eine neue Gedanke der Stabtperfönlichkeit fowol Duelle als Wirkung 
einer gleichzeitigen Wandlung aller anderen Grundbegriffe. Wandeln mußte 
fid mit der Erhebung der Stabt zur Perfon die Grundanſchauung vom 
Weſen des Rechts ($ 25); wandeln mußte fi) in objektiver Beziehung bie 
Stellung von Grund und Boden zu den Perfonen (& 26); wandeln mußte 
fih in ſubjektiver Beziehung die Stellung des Einzelnen zur Allgemeinheit 
(3 27). Rad) diefen drei Richtungen bin wollen wir zunächft der Erjcheinung 
bes nenen Begriffes nacdhforfchen, bevor wir die Rechtöfähigkeit der Stadt im 
Öffentlichen Recht (5 28) und im Privatrecht (8 29) und ihre Willend- nnd 
Handfungsfähigkeit ($ 30) näher prüfen, um dann endlich das innere Weſen 
der Stabtperfönlichkeit feftzuftellen ($ 31). 


5 25. Die Stabtperfönlihkeit und das Stadtredt. 

Das Stadtrecht entftand burd die in dem Kreiſe des ſtädtiſchen Lebens 
vollzogene Umbildung des Landrechts und der in tiefes aufgenommenen Be- 
ftandtheile des Iofalen Markenrechts und Hofrehte. Es trug daher urfprüng- 
lich alle Merkmale an fih, welde für die altgermanijche Rechtsidee charak ⸗ 
teriftifch waren. Seitdem inde die Stadt zum ftaatlichen Gemeinweien mit 
eigner Perjönlichfeit warb, erhob fih, wenn auch nur für den Kreis dieſes 
Gemeinwejend, die Rechtsidee auf eine höhere Stufe, ohne die Vorzüge ihrer 
nationalen Anlage aufzugeben. 

I. Bor Allem ſchieden fi objektives und ſubjektives Recht, Geſetz 
und Freiheit. 

Anfangs waren in biefer Beziehung bie früher bargeftellten Ländlichen 
Berbältniße auch in den Städten maßgebend. Das Stabtredht war ein 
Kompler von Satungen, bie fi) anbrerfeits theild als Befugniße des Stabt- 
berrn, ter Bürgergefammtheit unb ber einzelnen Bürger, theils als Rechte 
qualitäten ter Stabtmarf, der Bürgerhäufer und Herrenböfe barftellten, und 
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von gegenjeitigen Beziehungen zwijchen Herren, Sefammibeiten und Einzelnen, 
die andrerjeits ten Satungscharafter in fih trugen. Quellen biejes Rechtes 
aber waren Gewohnheit, Weisthümer, Willtüren und Reichs⸗ ober Landes⸗ 
geſetze in bunter Miſchung mit Unvordenklichkeit, Einzeliprüchen, Verträgen 
und Faiferlichen oder fürftlichen Privilegien. 

Am Tängften erhielt fich diefer Zuftanb infoweit, als das Stadtrecht nicht 
vou innen erzeugt, fonbern von außen gegeben oder doch von außen feftgeftellt, 
fanftionirt oder beſchränkt warb. Schr viel ergiebigere Quellen, als eigent- 
liche Reichs⸗ ober Landesgeſetze, blieben immer die Taiferlichen und fürftlichen 
Privilegien und die mit den Stadtherrn geſchloßenen Vergleiche ober 
Berträge. Dabei aber unterfchied man nicht, inwieweit Normen oder Rechts⸗ 
verhältnige daraus flogen. 

Die Privilegien wenden fi bis zur Mitte des 12. Jahrh. ausichlieh- 
lich und feitbem in ber überwiegenden Mehrzahl der Fälle an die Bürger 
geſammtheit, die Behörde derjelben oder die organifirte Gemeinde. Sie ver- 
leihen fodann ver jo bezeichneten Geſammtheit, den cives, universi cives oder 
‚der universitas civium, eine Summe von „Freiheiten und Rechten’. Daß 
damit eine Privilegiirung der Geſammtheit im alten Sinne gemeint ift, folgt 
ans dem überwiegenden Gebrauch pluraliicher Formen ) und aus mandherlei 


1) In den Urkunden aller Jahrhunderte werben die negotiatores, mercatores, 
habitatores, cives, burgenses u. f. w. privilegiirt. Eo im 10. Jahrh., 2.2. 
Priv. f. Bremen v. 966 im Brem. Urkb, &, 12 m. b. Zappenberg I. 48: ne- 
gotiatores ejusdem loci incolas; 962 f. Marsberg b. Seiberk I. 13. Cbenfo 
im 11. Jahrh., 3. B. Url. v. 1074 b. Boehmer 12: sint omnium civitatum 
habitatores regiae munificentise spe laetificati, quam Wormacienseg ipsa re 
sunt consecuti Nicht anders im 12. Jahrh.; 5. B. Url. v. 1129 6. Lacomblet 
I. 200; v. 1166 f. Achen b. Gengler, Cod. mun. I. 1; v. 1168 u. 1166 f. Am⸗ 
berg ib. 82 u. 83; v. 1145 f. Duisburg b. Gengler, Stadtr. 96; v. 1156 f. 
Worms b. Schannat 76: civium Worm... pacem insuper eis; v. 1166 b. 
@acomblet I. 395: liberi sunt burgenses de Dusburch a theloneo solvendo; 
v. 1180 b. Boehmer 17: burgenses nostri in Weteflare... eodem jure et 
libertate gaudeant, qua homines nostri de Frankinfurt potiuntur; v. 1180 6. 
Schannat 85: eis (ale Gefammtheit) concedimus, ut cives Worm. (als Ein- 
zelne) in locis imperio pertinentibus nullum theloneum persolvant; W. v. 1169 
f. Köln: quod cives nostri Col... talem obtinuerint libertatem; v. 1188 f. 
Lübel im Lüb. Urkb. L 9—11: civibus civitatis nostre incolis; dv. 1188 f. 
Goslar 5. Göfchen 111; v. 1189 f. Hamburg b. Lappenberg 258f.; v. 1198 
f. Speier 6. Remling 126: universis civibus; v. 1190 u. 1198 b. Lacomblet 
I. 865 u. 876. So bleibt es aber auch im 18. Jahrh.; 3. B. 1203 im Lüb. 
Urkb. 16: civibus L. inhabitantibus; 1204 ib. 16—19: civibus Lub.; 1232 f. 
Hamburg: privilegium civibus civitatis in H. concessum; Urf. v. 1211 u. 1219 
b. Schöpflin I. 811. 821—822. 885; v. 1244 b. Gudenus I. 580: hanc 
gratiam .. facimus.. nostris civibus Mag.; v. 1260 b. Schannat II. 128; 
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Zujäßen, wie wenn die Erben und Rechtsnachfolger ber jegigen Bürger?) ober 
Alle, welche fi nad der Ertbeilung bes Privileg in der Stadt niederlaßen 
würben ®), ausdrücklich eingefchlogen werben. Auch wird bisweilen geradezu 
gefagt, bag in der Geſammtheit gleichzeitig alle Einzelnen begnabet jeien®). 
Anbrerjeits erfcheinen die Privilegien zugleich als Begabungen der Stadtmark; 
denn mit biefer werben Freiheiten und Rechte als umirennbare Pertiuenzen, 
ald Theile ber an ihr haftenden Rechtsſphäre verbunden. Gleihwie Manern 
und Thürme die Stadt Auferlich befeftigen und abſchließen, fo foll fie aud 
rechtlich ein mit beſonderem Frieden und Recht ausgeftatteter Bezirk fein, der 
jomit allen ihm zugehörigen Bewohnern erhöhte Freiheit mittheilt ®). Dies 


v. 1235 u. 1237 6. Boehmer 16 u, 17; v. 1300 b. Schreiber L 150: civi- 
bus; v. 1260 6. Remling 285; v. 1201u. 1245 b. Ried I. 288. 408; v. 1220, 
1226. 1298 im Läb. Urkb. L 25. 44. 544: civibus civitatis L.; v. 1212. 1222. 
1226. 1231. 1235. 1236. 1242. 1248. 1248. 1255. 1257. 1275 u. ſ. w. b. La⸗ 
comblet IL 21. 59. 78. 87. 106. 107. 186. 138. 148. 172. 220. 227. 239. 
993 u. f. w.; v. 1205. 1207. 19812. 1215 6. Ennen u. Ederg I. 20. 28 f. 42. 
56. 8343; Tzſchoppe u. Stengel ©. 266 u. fa überall; W. v. Reinan b. 
Grimm I. 287: „kauffleuth recht“. Genau derjelbe Sprachgebranch erhält fid 
dann, wie jebes Urkundenbuch zeigt, in dew fpäteren Jahrhunderten. 

2) Z. B. Urk. v. 1215 b. Lacomblet II. 26. Priv. v. 1230 f. Regensburg: 
concedimus eisdem civibus, heredibus suis et successoribus omnia quae in 
capitulis infra scriptis apertius continentur. Stadtr. v. 1221 f. Wien 5. 
Oengler 530. Urk. v. 1226 im Lüb. Urkb. L 44: praedictis burgensibus.. 
et eorum successoribus .. confirmamus. Aehnlich ib. 45. Umgekehrt werben 
den Bürgern oft beftätigt omnia jura, quae tam ipsi quam progenitores et an- 
tecessores eorum .. habuerunt; 3. B. 1281 f. Graz b. Gengler, Stabtr. 168. 

®) Url. v. 1807 b. Trouillat HI nr. 57 ©. 112: ipsi burgenses de 
Loufenowe qui nunc sunt et ii qui in posterum burgenses erunt ibidem. 
1282 b. Schreiber L 97: civibus Frib. tam praes. quam fut. ®Priv..f. Lünen 
v. 1341 b. Gengler, Stabtr. 2738 8 21. Eunen u. Ederk I. 578. Sehr 
häufig beißt es in fchlefifhen Städteprivilegien: ejusdem civitatis habitatoribus 
tam modernis quam futuris quoddam jus et quaedam bona dabimus oder ähn- 
lich; z. B. 1224, 1261, 1291 b. Tzſchoppe u. Stenzel 284. 364. 414 u. Alb. 
Bol. au Priv. v. 1135 in Note 4 u. v. 1215 in Note 5. 

3.83. Url. v. 1135 f. Mainz b. Gudenus 1. 118: ut sicut ipei pariter 
meo communicaverant labori, sic omnium aliquid honori et utilitati oonfer- 
rem, .. habitantes infra murum prefate civitatis et manere volentes hoc jure 
donavi. 

5 Ein häufiger Vergleih! 3. B. Priv. v. 1166 f. Achen b. Lacomblet 1. 
283: eundem locum imperialis defensionis et nostre clementie privilegiis et 
libertatis institutione quasi muro et turribus muniamus. Urk. v. 1915 ib. IL 
26: locum et omnes habitantes privilegiis.. quasi muro et turribus munia- 
mus. Justitiam et libertatem... quam Carolus .. eis dedit.. eis confirma- 
mus;.. scil. ut non solum clerici et laici loci hujus indigenae, sed et omnes 
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ift der urfprünglide Sinn, wenn von Rechtsverleihungen an die Stabt ober 
ben Ort bie Rebe iſt ). Je mehr fi dann die Bürgerihaft zur Trägerin 
bes ganzen Stabtbegriffs erhob, deſto mehr mußte das der Stadt anflebenbe 
Recht ſchon als ſolches zugleih der Bürgerſchaft zuftehen, jedes Recht ber 
Bürgerfchaft aber zugleich als Ausfluß ihrer Verbindung mit dem Stabtgebie. 
erſcheinen. Doc konnte Beides felbft dann, wenn es fidh thatlächlich ſchon 
deckte, begrifflic noch gejchieben werden. Es wurde daher gebraͤuchlich, das⸗ 
ſelbe Recht den Bürgern und ber Stadt gleichzeitig zu ertbeilen?), Die Bürger 
und den Raum ber Stabt ausbrüdlich nebeneinander zu privilegiiren®), wobei 
man danun bald mehr die Stadt mit allem ihren Recht als Befitzthum ber 
BDürgerfhaft?), bald mehr die Bürgerjchaft als Zubehör des mit einem beſon⸗ 


advene hic inhabitare volentes, praesentes et futuri . . fruantur. Bol. auch bie 
räumliche Auffagung des Stadtfriedens b. Grimm, W. III 607. V. 28 12 n. 
13.88 1.19 8 26. 

% Priv. v. 1182 b. Remling 121: Sriebr. I. beftätigt privilegium .. Hen- 
rici Imperatoris, quod ipse.. Spirensi contulit civitati; 1198 u. 12365 ib. 137 
u. 200: civitati; 1205—1209 im Lũb. Urfb.: civitati Lubecensi; 1234 b. Dre- 
ger 165: quod civitati nostre Stralawe eandem justitiam et libertatem con- 
tulimus, que civitati Rostock est collata; 1245 b. Tyfhoppe u. Stenzel 
306: dantes eidem foro easdem libertates, quas habent alia fora annualia 
terre nostre; 1247 b. Lacomblet IL 166: civitati; 1300 ib. 620: oppidum in 
Morse eisdem juribus et libertatibus sit dotatum, quibus oppidum in Dins- 
laken perfrui noscitur et gaudere; 1376 ib. III. 682: der stat Kolne; 1309 
nr. 84 b. Trouillat III. 150: civitas Biel. 

) 3. B. Ur. v. 1205 b. Ennen u. Ederk IL 20: vobis (sc. scab. et 
universo populo) et civitati vestrae concessas. 1226 u. 1242 ib. 103. 104. 
226. Urk. v. 1218 b. Schreiber 26 a. 1: burgum et burgenses. 1234 b. 
Boehmer 59: civibus ac oppido de Oppenheim, 1238 6. Lacomblet II. 
122: ber Erzb. liberat civitatem et cives von ber Bieracciſe. 1276 ib, 406 u. 
408: oppidanis et oppido; 1282 b. Schreiber I. 97: civibus et civitati. 
Noch häufiger im 14. Jahrh.; 3. B. 1829 b. Boehmer 479: stat u. purger; 
498: ir u. auch den purgern daselbs die gnade getan; 1898 b. Schannat 
211: burger u. stat; 1847 b. Lacomblet III. 857: die stat inde burgere v. 
Wesel; 1849 ib. 377: civibus et civitati; 1829 6. Boehmer 502 u. 508: 
civibus ac oppido; civibus et oppidis; 1855 b. Zacomblet II. 458: jud. 
scab. cons. ceterique cives nobilis Col., — dictis civibus et eorum civitati.. 
jura; 1319 b. Gerken V. 885: tribuimus dicte civitati Rathenow et civibus 
ibidem jura et libertates omnes quas civitati Berlin et civitati Spandow.. 
dedimus. 

3.3. Priv. f. Graz v. 1802 b. Gengler, Stabtr. 169: memoratis 
cioibus ac loco Gretzensis civitatis indulgemus. 

9) So im Priv. v. 1226 im Lüb. Urkb. 1.45, worin den Bürgern die Reichs⸗ 
freiheit ihrer Stabt verliehen wird: universis burgensibus.. ut praed. civitas 
libera semper sit, videl. spec. civitas et locus imperii et ad dominium 
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deren Recht gefreiten Gebietes 1%) dachte. Am beutlichften offenbart ſich tiefe 
Auffaßung in ſolchen Urkunden, welche nicht eine beftehende Stabt privile 
giiren, fontern die Stadt erft gründen oder ein Dorf zur Stadt erheben. 
In den Vordergrund tritt bier gewöhnlih bie Abſchließung und Befreiung 
eines beftimmten Gebiets uud die Begabung desjelben mit gemehrtem Frieden 
und Recht!!), Daneben aber wird meift ald zweite, beſondere Seite der Per- 
leifung die Befreiung und Rechtsbewidmung ber an tem Ort bereits be 
ftehenden oder durch Anfiedlung zu bildenden Genoßenſchaft als Perfonen- 
gelammtheit berporgehoben??). Spuren von dem Bewußtjein, daß durch einen 


imperiale specialiter pertinens, nullo unguam tempore ab ipso speciali 
dominio separanda. Urt. 5. Dreger 374: quod nos civitatem nostram 
Gholberch Teutonicis jure Lubecensi, quinque annis liberam, donavimus 
possidendam, 

so, 3. B. Priv. v. 1166 f. Achen b. Gengler, Cod. mun. L 1: ipsam ci- 
vitatem Aquisgranum.. una cum omnibus civibus ejus.. sub.. tuitionem 
suscipimus; nachher: omnes ad hanc sedem pertinentes. gl. auch Priv. f. 
Speier v. 1111; ferner Note 6. 

) So namentlih bei ben Eräbtegründungen auf flavifchen Boden: ein be 
ftimmtes Gebiet fol gefreit, mit deutſchem Rechte begabt und mit Anſiedlern be 
feßt werben (plantare, locare). Bgl. bie Urk. b. Tzſchoppe u. Stenzel, z. B. 
1233 &. 292: quod Themoni civitatem Nuenburg jure Teutonico quo Loe- 
wenbero privilegiata est locandam dedimus; 1258 ©. 380: cum... disposuis- 
semus fundare et construere liberam et firmam in Glogovia civitatem, quae 
ex libertate ad se copiam hominum invitaret, ex firmitste vero concurrentibus 
ad ipsam securitatis possit presidium impertiri; (alfo „Breiheit” u. , Feſtigkeit⸗ 
find ganz gleichartige Eigenichaften derfelben „civitas“‘); 1222 ©. 381: ad locan- 
dum Theutonicos vel alios hospites in jure theutonico; 1298 ©. 419: quod 
ex nova plantatione et locatione civitatis nostre Strelin ipsam communimus 
et sibi conferimus omne jus, quo nostra civitas Swidnyz.. gaudet; 1228, 
1240, 1250 &. 288. 301. 302. 813 u. f. w. Urk. b. Dreger 499. Gründungd- 
urk. v. Wefel v. 1241 b. Zacomblet IL 182. Urk. v. 1288 b. Boehmer 
238: Rudolf v. Haböburg befreit oppidum Windeck und ertheilt eidem oppido .. 
eadem libertatis jura quibus civitas nostra Frankofurt gaudet. 1317 b. 
Gudenus III. 152: villam libertamus. Ib. 386: ipsi oppido. 1988 5.Rem- 
ling 537: darzu geben wir demselben dorfe alle die rechte, fryheit u, gute 
gewonheit, die unser u. des ryches stat Landauwe hat u. von alter herbracht 
hat. 1841 ib. 557: demselben flecken. 

3. 8. Gründungsur. f. Hamm ©. 1213 (o. 1193) b. Gengler, GStabtr. 
184: ego.. opidum in Marca volens construere, juris sui electionem opida- 
libus contuli. $ 1: liberum primo possidentes opidum suum, deinde Sosatien- 
sium jus sibi eligent (erftens follen fie die Stadt frei befißen, zweitens eine au- 
tonome Genoßenſchaft in dieſer fein). Url. v. 1812 f. Dürkheim b. Schöpflin 
DI. 99; v. 1340 f. Oorde b. Genglerl. c. 198f.: dat wy dey stat u. dey burghere, 
dey dar inne wonet, hebben gevrighet u. vrighet. 1298 ib. 223. Yudh bei der 
Gründung dv. Freiburg 1120 tritt dieſe doppelte Seite hervor: in loco proprii suo 


8 25. Die Stabtperfönlichkeit und das Stadtrecht. 631 


folgen Akt eine KRörperfchaftsperfönlichkeit ins Leben gerufen werte, find An- 
fangs nur fehr vereinzelt zu treffen. 

Daß nun Privilegien foldder Art die Gefichtspunkte des objektiven und 
des fubjeltiven Rechtes nicht ſcheiden koͤnnen, liegt auf ber Hand. Wenn fie 
den Sat ausſprechen, daß die Luft frei macht, fo ſcheint darin bie Begabung 
bes Stadigebiets mit einer beſonderen Rechtequalität zu liegen; bie Aufhebung 
bes gerichtlichen Zweilampfs fcheint die Verleihung einer befonberen Freiheit 
an die Geſammtheit der Bürger zu fein; und bie Einräumung andrerjeits von 
Nutzungen im Reichs. oder Herrihaftswalte wird als etwas mit jenen Satzun⸗ 
gen durchaus Gleichartiged vorgetragen. 

Allmälig, ſeitdem Bürgerfchaft und Stadtgebiet in eine höhere Einheit 
verbunden find, koͤnnen auch Kaifer und Fürften dem neuen Gemeinweien die 
Anerfennung nicht verfagen. Nunmehr werben daher Privilegien, Rechts⸗ 
bewibmungen und Freiheitsbriefe der Stadt als foldher ertheilt. Wird doch 
[don in dem (freilich jetzt als unecht behaupteten) Privileg Friedrichs J. für 
Worms von 1156 der Stadt im Verhältniß zum Reich eignes Recht, eigne 
Ehre und eigned Iuterefje beigelegt!?); in dem Privileg desſelben Kaifers für 
Kübel von 1188, das zugleich das fürftlihe von 1163 enthält, werben ber 
Stabt felbft Geſetzgebungsrecht, Nutzungsrechte und Antheile an den Gerichts- 
gefällen zugejchrieben!*); in dem Privileg für Speier von 1198 werben, wäh. 


fandi friburc... sec. jura Colonie liberam... constituit fieri civitatem; und: 
mercatoribus undecumque ad eundem locum confluentibus quae subscripta 
sunt concessit privilegia, omnibus in eadem civitate manentibus jure retinenda. 
Urt. f. Emmerich v. 1238 b. LZacomblet H. 100: de villa.. condidi civitatem 
regiam geu imperialem,... eidem et ipsius civitatis civibus universis cum 
integritate rerum suarum .. omnimodam concedens libertatis plenitudinem, 
qua alia civitas geu civeg aliarum civitatum vel locorum non gaudeant am- 
pliori, sed eadem et aequali gaudeant, qua liberior fruitur civitas seu cives. 
Aehnlich Orfoge 1947 ib. II. 360. Düffelborf 1288 ib. II. 501: communi bono 
ipsius oppidi D. et oppidanorum ejusdem providere volentes. Mühlheim 1322 
ib. 168: oppidum.. et universos oppidanos liberum et liberos facit, 1373 
ib. 641 u. 644: oppido et ejus incolis. 1874 ib. 648: Solingen wird erhoben 
jur vryheit und ed werben dann (649) bie Rechte verliehen der vryheit u. den 
burgern. 1874 ib. 645. Urk. v. 1275 6. Remling 3389. 1300 b. Schreiber 
157: das wir der statt, den burgern u. der gemeinde ze Waldkirch... 
Friburger recht haben geben. So befonderd auch in zahlreichen Gründungsurf. 
Havifcher Bürften; 3. DB. 1221 b. Tzſchoppe u. Stenzel 279 (concessimus jus 
teutonicale hospitibus); 1228 ib. 289 u. f. w. 
#) Schannat II. 76: sicut imperium decet et iustitiam et honorem ac 
commodum civitatis. 
19 üb. Urkb. L 10: praeterea omnia civitatis decreta (kore) consules 
judicabunt; quidquid inde receperint, duas ‚partes civitati, tertiam judici 
ezhibebunt; . . tertiam civitas habebit; .. quicquid lucrum provenit de 
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rend ſich in dem vom 1111 woch nichts Derartiges findet, der Stadt felbft, 
in Belohnung ihrer Treue, Rechte und Freiheiten erthellt, die Selbfiverwal- 
tung durch bie von ihr ans ihren Bürgern zu wählenden und zur Babr- 
nehmung der Rechte der universitas civium berufenen Rathmannen verliehen, 
und eiblide Bürgfchaften für die Erfüllung biejer Taiferlichen Berfprechungen 
gegeben‘); unb feitbem mehrt ſich in ben für große wie kleine Stäble be» 
ſtimmten Entferlichen wie fürftlichen Privilegien die Auffagung, daß Empfän- 
ger bes Privilegs bie Stabt als Gemeinweſen ift 1%). Gleichwol bleibt, wie 


jadicio eivitati debetur medietas. S. 9: sunt igitur hii termini usibus ejus- 
dem civitatis .. i 

129 Remling 187: K. Philipp weist im Eingang auf die ihm von ben 
civibus ciwilatis Spirensis gewährte Unterftügung bin. Bann fährt er fort: 
Nos vero civitatis ılius, quas semper parentibus et antecessoribus nostris 
devota exstitit, debita pietate respicientes .. omne jus ab antiquis impera- 
toribus es per privilegium collatum renovando confirmamus . . . Oieiieti ılls 
indulsimus, quod nec dominus rex nec nos aliquam in oa specialem vel com- 
munem faciamus exactionem, nisi cives ex libero arbitrio spontanenm nobis 
et competens servitium duxerint exhibendum . . . Oiviati .. indulsimus, 
ut libertatem habeat, duodecim ex civibus suis eligendi, qui per juramentum 
ad hoc constringantur, ut universiati prout melius possint et sciant provi- 
deant et eorum civitas gubernetur (fehlt ein Wort, wol consilio) ... Super 
hiis omnibus civitats per homines nostros . . caucionem juramenti fecimus 
exhiberi. Hier tft die Anerlennung ber Stadtperfänlichkeit zweifellss Denn Da 
civitas nicht „Bürgerichaft" ift, hat fich oben ergeben, folgt auch aus ber ganzen 
Uusdrudöweiie (3. B. „eives civitatis“; „in ea“ ftatt „ab ea“; bie civitas fol 
ex civibus suis wählen, nicht „aus fi"). Chbenfowenig aber Tann civitas noch 
rein räumlich und objectiv verftanden werben, denn fie wählt, fie bewies üßre 
Treue u. f. w. 

0, So bei Köln, das fogar 1206 als civitas Coloniensis ſchon ein Bünd- 
nig mit dem Könige flieht; Ennen u. Edery IL 26. Nicht anders Hei 
Magdeburg, defien Priv. v. 1188 wicht nur einen von der Bärgergenoßenſchaft 
gehaudhabten Stabtfrieden und Etabtredht anerkennt, fonbern fchon von einer Ehre 
ber Stadt fpridt, pro honore civitatis Magdeb.; Tzjhoppe m. Stenzel 
266 f.; Laband, Magbeb. Kechtsqu. &. If. Ju der Grünbungsurk. f. Freiburg 
v. 1120 heißt es bereitö in 5 47: omnis mensura vini, frumenti, et omne pon- 
dus auri vel argenti in postestate consulum erit et postquam eam equavs- 
rint uni eorum, cui visum fuerit, civitas oommittat. Die Stadt alfo wird bier 
fon als Machtgeberin bezeichnet. Doch mag die Stelle, wie auch ber ftett 
conjurati gebraudhte Name consules vermuthen Täßt, ſpäteres Einſchiebſel fein. 
Auch dad Priv. f. Mebebach v. 1142 5. Gengler, Stadtr. 283 f. yerfonificht 
fon das oppidum, indem ed ihm nicht nur ein beſonderes Recht umb namentfich 
eiu forum beilegt, fondern auch den Ausbrud „oppidum . . asserebat“ braucht. 
„Prenominate ville, immo honesto oppido forum habenti publicum et banao 
regio confirmatum Medebecke . . easdem reddens legen, ensdem comsuetadi- 
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ſchon Die angeführten Beifpiele zeigen, nad außen bin Geſetz und Befuguiß 
ungeſchieden: es ift nur Die Körperfchaft als ſolche jetzt Subjekt der „Sreiheiten 
und Rechte“ geworben, in beren Begriff fih Normen und Befugniße zufam- 
menfinden. Die Scheidung beiber Beftanbiheile des in ihrem Privileg ent- 
baltenen Stoffs bleibt der Stabt felbft überlaßen, uub dieſe Tann fie nur 
nad innen, weil fie nur bier berricht, vollziehen. 

Achnli wie mit den Privilegien verhält es fi mit ben Verträgen, 
Vergleichen, Sühnen, Friebensihlüßen zwiſchen Städten nnd Stabtberrn. Da 
das ftäbtiiche Gemeinweien im Kampfe groß ward, errang es fich früher im 
Gegenſatz zu ben höheren Gewalten als unter ihrer Proteltion die Anerken⸗ 
nung. Wenn daher bie gefammten Bürger, die Bürgergefammtheit, die orga- 
nifirte Gemeinde, die bürgerlichen Behörden u. |. w., welche immer jelbftän- 
biger mit Königen, Biſchoͤfen nub Fürften ftritten und paciscirten, hierbei 
Anfangs nur für fi ſelbſt und nicht für eine ſich gar wicht mit ihnen 
bedfende, ſondern zum Theil noch vom Biſchof oder Stadtberrn felbft reprae- 
jentirte Stadt auftreten Tonnten: jo änderte fich dies, als der Begriff ber 
Stabt auf das freie bürgerlidde Gemeinweſen beſchränkt und das Herrenrecht 
and dem Stahtbegriff heransgebrängt war. Nunmehr war es bie Stabt jelbft, 
welche mit Königen, Biſchöfen und Fürften Streit führte und Verträge ſchloß, 
und fie wurbe das Subjeft bes ihren Gegnern abgerungenen ober ihnen gegen- 
über behaupteten Rechts. Allein die Scheidung von objeftivem und jubjeltivem 
Recht blieb anch bezüglich ber fo feftgeftellten Rechtömaterien dem inneren 
Leben der Stabt überlaßen und auf biejes beichräntt!?). 

Soweit nun aber das Stadtrecht nad innen gelehrt war, trat in ihm 
in ber That ber Gefeheöbegriff dem Befugnißbegriff fcharf gegenüber. Dies 
mußte um fo leichter gefchehen, je mehr unter ten Rechtöquellen Die bewußte 
Rehtserzeugung in ben Vordergrund trat. Denn in ber Form, welde 
fie in den Städten annahm, ftreifte die Autonomie felbft den Schein des 
Berirages ab und prägte fich beftimmt als die Selbftgefeßgebung eines Gemein- 
weiens aus!) Den Beihln einer Gemeindeverfammlung mochte man fi 
als Vereinbarung Aller denken: die Willfüren des Raths waren offenbar der 
Ausdruck eines von der Summe aller Willen verſchiedenen Gemeinwillens!?). 


nes, quas ante benefacionem (es war infeubirt worden) se habuisse asserebat, 
praecipiens quoque, ut in foro pax haberetur et leges illius fori similes 
essent legibus fori susatiensis Uns dem 13. Jahrh. vgl. z. DB. das Priv. für 
die civitas Coloniensis, welches ihr wegen ihrer Treue ber Erzbiſchof dahin 
ertheitt, daß kein Wärger außer ihr vor Gericht zu ſtehen braucht, v. 1289 b. 
Ennen u. Ederg IL 191. 198. 196. Berner 1224 ib. 90. Priv. v. 1224, 
1247 n. 1272 für die civitas Lubecensis im Lũb. Urfb. I. 90. 120. 314. 

2) Bel. unten $ 28. 

0) Vgl. unten 5 28. 

19) Daher wirb ſchon 1229 in Hamburg (b. Lappenberg, Urkb. 1. 722) 
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Dentliher noch wurben bie mehr polizeilichen Ordnungen und Satzungen bes 
Raths als eine für den Einzelnen höhere Norm empfunden?®), während doch 
andrerſeits auch fie im Namen ber Stadt und zum Nutzen bed gemeinen 
Weſens, nicht ald Dispofitionen über ein geltend zu machendes eignes Herren- 
recht erlaßen wurden?i). So wurbe in dem Begriff der Küren, Satzungen, 
Ordnungen, Statuten ein Inbegriff objektiver Normen ans der Sphäre bes 
individuellen Beliebens herausgehoben, — Normen, die für ben Einzelnen 
eine höhere Willensorbnung barftellten, Die aber ber in ben verfaßunge- 
mäßigen Organen zur Erſcheinung Tommente Gemeinwille mit Bewußtſein 
ſchuf und veränderte?®). Neben dem gefehten Recht mußte aber im ferneren 
Berlanf auch dad gewordene Recht, foweit ed einen allgemeinen und 
zwingenden Charakter offenbarte, als objektives Recht begriffen und bie das 
Rechtsbewußtjein zur ungelchriehnen Norm erbebende Mebung von der ein 
einzelnes Rechtönerbältnig befeftigenden Unvordenklichkeit unterfchieden werben *). 
Und endlich wurben fi aud die ftäbtifhen Schöffenftühle und Gerichte oder 
ber ihre Funktionen erfüllende Rath ſehr deutlich tes Unterfchiedes bewußt, 
ob fie das Recht bekundeten und wiefen oder ob fie über das Borhandenjein 


definitt: jus tale, quod vulgo kore dicitur: statuia mandare et edicta promul- 
gare. Über auch, wenn bie Gemeinde mitwirkt, beißt ed: Rath und Gemeinde 
haben gesetzt und geboten, gesetzt und verpoten etc., z. B. Münchener 
Stadtr. a. 594 u. 402 b. Auer 151 u. 154. 

20) Daher heißt es „des rades bod u. settinghe“, 3. B. 1365 in Lüneburg ; 
die Rathınannen oder Geſchwornen setzen u. gebieten, gebieten u. verbieten, 
heizen u. gebieten, 3. B. im Münchener Stadtr. a. 239. 241. 340. 892. 413 n. 
in den Nürnberger Rathéordn. des 14. Jahrh., 3. B. b. Siebenkees I. 117. I. 
895. 397. 680. 681. 

21) Bol. Freiburger Stadtr. c. 48 b. Schott III. 279: die 12 geswornen 
sullen u. mugen setcen u. heizen u. gebieten allez daz si dunket gut u. 
nutze sin der stat u. den Iuten. gl. auch unten & 28. 

22) Schon in der Bezeichnung gibt fi dies fund. Die autonomifchen Sap- 
ungen ber Sıädte find Willküren, find gekornes Recht; aber fie find zugleich 
Statuten, Gefege, Sapungen, Ordnungen. Stadtr. v. Goeft v. 1120: 
electa justitia Hamb. Urk, v. 1268 b. Kappenberg I. 602: ordinationes, 
statuta sive coras, Bremen 1246: quaedam statuta quae vulgariter vocant 
willkühre. Regenöburg 1251. b. Gemeiner I. 861: statuta quae per eosdem 
eives facta fuerint. Erfurter R. v. 1306 b. Wald I. 95: dit is di willekur 
der stat zu Erforte. Schweriner Stabtr. b. Geugler 482 $ 9: civitatis sta- 
tuta, überfept mit: gesette der stat. Stadtr. v. Freiberg v. 1815 b. Schott IL 
87: gesetze oder willekuren. Prager Stadir. $ 130 b. Roͤßler 85: statuta 
consilii; das sein die gesetze und ordnungen. 

2) Als „Gewohnheit. 3. B. Wiener Handf. v. 1296: der recht u. die 
guten gewonheit, der di selbe stat ze Wienne herbracht hat. Stadtr. v. 
Saalfeld v. 1558 b. Wald I. 127: ordnung, willkür u. gewolinheit. 
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einer fubjeftiven Befugniß uber Pflicht eine Entfcheibung fällten. Dies 
beweiſen die ftädtichen Schöffenweisthümer, vie Rechtömittheilungen an andre 
Fürften und Stätte u. |. w.?*), verglichen mit Schoöffenſprüchen und Raths⸗ 
urteln®®). Nur die andre Seite dieſer Entwidlung war es, daß ten von 
ihnen gejonderten Rechtsquellen gegenüber nunmehr auch bie Begräntungstitel 
von Rechtsverhältnißen in größerer Reinheit erfihienen. Rechtsge⸗ 
Ichäfte, Berträge wie einfeitige Dispofitionen, erlangten innerhalb der vom 
objektiven Recht ihnen gezogenen Schranfe eine bis dahin unbekannte Freiheit 
und Beweglichkeit in ber Erzeugung und Geftaltung des ſubjektiven Rechts. 

So gewinnt denn enblih der Begriff res „Stadtrechts“ in feiner 
Kotalität die Bedeutung bed die Stadt beberrfchenden Gefetes, die Rechte 
und Pflichten aber, welche den einzelnen Rechtsſubjekten zuftehen, verlieren 
ibre fie der Sapung nähernde Ständigkeit. Es entftehen die Gegenſätze bes 
Geſetzes und ber Sreiheit. Aber bie höhere Einheit der Rechtsidee 
geht nicht verloren, und indem in ber Freiheit bie gefetliche Beichränfung, 
im Geſetz der frei ſchaffende Gemeinwille mitgebacht wird, bleibt die Harmonie 
beider das erftrebte Ziel. 

H Im Anflug bieran wurte ferner bie Unterfcheitung bes Rechtes 
in abstracto und tes Rechtes in concreto möglid. Das objektive 
Recht in feiner Anwendung auf den Ginzelfall wurde von der allgemein- 
gültigen Satung, die demgemäß weit abftrafter als früher gefaßt werben 
konnte, unterſchieden; ein organiſcher Kompler von Satzungen wurde ale 
Rechtöiuftitut begriffen; ein gefchloßenes und jelbftändiges Syſtem von 
Regeln wurde faßlih. Auch das ſubjektive Recht aber wurde nicht mehr 
blos als konkrete Befugniß oter konkretes Rechtsverhältniß aufgefaßt, ſondern 
von ber Mannichfaltigkeit der Einzelfälle wurden Rechte und Rechtsverhältniße 
als allgemeine, das ftofflihe Kerrelat ter Rechtsregeln bildende Begriffe 
abftrahirt. Dies Alles aber war von größter Wichtigkeit, weil dadurch allein 
an Stelle der alten Halb unbewußten Rechtszeugung eine bewußte Gefeh- 
gebung und neben ihr eine theoretiiche Reflerion über das Recht ermöglicht, 
überdies die Scheibuug ber richterlichen und gefebgeberifchen Thätigfeit durch⸗ 
führbar wurte?). Wie aber hierdurch wieter die Umbildung ber alten 


Wie bei Tzſchoppe u. Stenzel ©. 270. 294. 851. 428.448. Thomas, 
Dberbof 49 f. 54 f. 92 f. 255 f. 

5) Die Einzelurtheile wurben in das Gerichte, Stabt- oder Schöffenbuch 
eingetragen nad hatten ald Praejudicien und Ausdrud des Gerichtögebrauche hoben 
Werth. Aber ald Entfcheidungen einzelner Fälle unterfchied man fie fharf von 
von den bisweilen vorkommenden Entſcheidungen allgemeiner Rechtsfragen, 
weldhe man als sententiae generales, mene ordele oder gemeyne ordele bezeichnete. 
So 1809 5. Gudenus III. 736; in Bremen b. Deirihe 67 f.; in Goslar 
n. |. w. 

2%) Daher die bewußten Aenderungen von nicht mehr paßenden Rechtöfägen ; 
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Serihts- und Gemeindeverfahung bebingt wurbe, wie ferner obue jene ver⸗ 
änderte Rechtsauffahung die in ber alten Landgemeinde ganz undenkbaren 
willkürlichen Berfaßungsänderungen, ja nur ber Plan einer darauf abzielenden 
bewußten Bewegung unmoͤglich geweſen wären, das bebarf nur ber Andeutung. 

IL Das frei und jelbftändig gewordene fubjektive Recht gab indeß 
in den Städten, obwol nuumehr eine ſchärfere Zerlegung jeiner Elemente 
möglih wurbe, ben altgermamifchen Charakter nicht auf. Es wurbe keines⸗ 
wegs im romiſchen Sinne zu einem Syſtem einfeitiger, an fich ſchrankenloſer, 
nur äußerlich durch kollidirende Befugnige Anderer beichräukter Befugniße. 
Bielmehr wurden die Gedanken der Einheit von Recht und Pflicht, 
ber jeber rechtlichen Herrichaft als inneres und weſentliches Merkmal inne 
wohnenden Schranke, und ber Gegenſeitigkeit aller rechtlichen 
Beziehungen nicht nur aufrechterhalten, fontern bergeftalt geflärt und ver- 
ſchärft, daß fie bei ben ftäbtiichen Berfahungsbewegungen und insbeſondere 
bei den Zunftunruhen als leitende Speen beftimmend wirken Eonnten?”?). 

IV. Das objettine Recht feinerjeits ftreifte mit feiner Heraushebung 
aus ber Sphäre ber ſubſektiven Freibeit diejenige Unvolltommenheit und 
Gebundenheit ab, welche bie Folge der Anknüpfung von Rechtsnormen au 
Perfonenverbände einerfeitt und Marten und Höfe andrerfeits gewejen war. 
Damit wurde vor Allem möglich, ein einheitliche Grundprincip zu gewinnen, 
weldyes über den Geltungsbereich der Geſetze entſchied. Sn den 
Städten zuerft trat an bie Stelle von Perjonalität und Dinglichkeit bie 
Staatlihteit und damit die Verritorialität bes Rechts. 

Urfprünglih flanden in ben Städten nebeneinander, ohne ſich zu 
decken, ein Recdhtd und Friedenskreis bed Stadtbezirks und ein Rechts- 
und Friedenskreis der bürgerlichen Genoßenſchaft 2). Sener war ber 
Inbegriff von Satzungen, welde dem Stabtgebiet und feinen einzelnen 
Theilen als rechtlihe Cigenthümlichfeiten auklebten. Das „Stadtrecht“ in 
dieſem Sinne umfaßte daher weber alles bürgerlihe Recht, ba der Bürger 
verband über ben Stabtmarkverband hinaus reichte, noch nur bürgerliches 
Recht, da zur Stabt auch Grundherrſchaften und Hofgüter gehörten, in Bezug 
auf welche Dienft- und Hofrecht galt), Das Recht der Bürgergemeinde 


bie Beranftaltung von Rechtöfammlungen und Rechtsaufzeichnungen; die Nieder⸗ 
ſetzung förmlicher Geſetzet lommiſfionen zur Ausarbeitung von Gefehentwürfen; bie 
jpäteren Revifionen und Reformationen. Daher die gefteigerte Pflege der Redhts- 
wißenichaft in den Stäbten. Daher aber auch bie Möglichkeit der Webertragung 
bed Rechts von einem Ort auf den aubern und endlich bie größere Geneigtheit zur 
Aufnahme ber fremden Rechte. 

3) Nachweiſungen hierüber in Th. L 

3%) Bol. $ 32 u. oben Note 1—12. 

2) So wird in ben jura et leges civitatis Argentinensis, was bie alte 
Neberfegung b. Schilter, Königöhofer Chron. 700 (Walter u. Gaupp lafen 
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anbrerfeits, das jus commune civium°®), war urſprünglich ebenfalls ein 
bejonberer Begriff: es war das genoßenſchaftliche Recht einer Perfonengefammt- 
beit und haftete nach dem alten Grundſatz ber Perjonalität an der Stammes- 
und Standeszugehörigkeit®!). Nur dieſes bürgergenoßenſchaftliche Hecht, 
nicht das Recht der räumlichen Stabt, wurde bei den älteſten Stabtrechtöver- 
leihungen an neu begründete Orte verpflanzt; es wurbe als ein jus merca- 
torum Coloniensium, Susatiensium, civium hen nengebildeten Bürger- 
geſammtheiten mitgetheilt??) und vor Allem den hentichen Gemeinden auf 
ſlaviſchem Boden als beutiches Stammesreht, jus Teutonicorum, mitge- 
geben??),. „Stadtrecht nnd „Recht ber Bürgerſchaft“ deckten fich alſo keines- 
wegs. Und ber Sprachgebrauch erinnerte noch lange au biefen alten Dualis- 
mus, indem es übli blieb, den vollen Inbegriff bed Stadtrechte als jus 
civium et civitatis, recht der stat und der burgere zufammenzufaßen 34). 


ben Eingang fort) „der stette recht von Strasburg“ wiedergibt, mit dem bürger- 
lichen Recht auch bifchöfliches Hofrecht vorgetragen. Auch iſt ber Stabtfriebe ein 
räumlicher Sriede, an dem fowol Fremde wie Einheimifche Theil nehmen; $ 1: ad 
formam aliarım civitatum in eo honore condita est Argentina, ut omnis 
homo, tam extraneus quam indigena, pacem in ea omni tempore et ab om- 
nibus habeat. In anderen Städten wird es als befondere Eigenfchaft gewißer 
Süter hervorgehoben, unter Weichbildrecht zu ſtehen. So 1340 db. Wigand, 
Ark. V. 173: quod dictus ortus utendus est jure, quod dicitur wicheldeme 
recht. Bgl. 1841 ib. 173. III, 8. 982. VI. 260. 

x) Kölner Urk. v. 1154 b. La comblet 1. 268. 

s) So heißt es noch 1185 in Mainz 6. Gudenus I. 119: infra sui 
nativi juris; Priv. f. Bremen v. 1186 6. Donanbt II. 14: componat utrique 
secundum jus suum. Beweiſend find and) die fpäteren Berbote ber Berufung 
anf nationales Recht (unten Note 47), Neben dem Recht der Bürger gab es iu 
der Stabt noch ſpät das mationale Recht der Juden; ebenfo aber das beſondere 
Gtandesrecht ber Geiftlichen, Ritter und Dienfimannen, urfpränglich auch der Hoͤ⸗ 
tigen u. |. w. 

32), Sreißurger Urk. v. 1120 b. Gaupp II. 19 f. $ 7: si quando discepta- 
cio vel questio inter burgenses meos orta fuerit . . pro consuetudinario et 
legitimo jure omnium mercatorum precipue autem Coloniensium examinabitur 
judicio. Priv. f. Hamm v. 1218 (0. 1198) 6. Gengler 184: der Graf von ber 
Mark überträgt ben Bürgern juris sui electionem. Beſonders beißt ed in $ 1: 
Sosatiensium jus sibi eligant. Sie wählen nach & 14 jus illorum de Lippia. 
Briv. f. Dieffenbofen v. 1178 8 6 ib. 80. N. f. w. 

3) Vol. auch Maurer, Städten. IV. 22 f. 

4) Ark. v. 1180 6. Zacomblet I. 834: omnia jura civium et civitatis. 
1278 ib. II. 376: civium et eivitatis Col. privilegia. 1274 ib. 486: jura 
civium et civitatis. 1289 b. Schreiber I. 169: es sollen dü stat u. die bur- 
gere . . bi iren rechtin bliben. Priv. f. Emmerich v. 1238, f. Buchhorn, f. 
Ratyenan v. 1319, f. Ueberfingen v. 1272, f. Kanfbeuren v. 1330, b. Gengler, 
Gtabtr. 107. 141 8 7. 368-369. 495 8 7. 248. Priv. f. Goldberg v. 1325 b. 
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Aber ſchon im 12. Jahrhundert begann bie Berichmelzung bes Rechtes 
der Stadtmark und bed Rechtes ter Bürgerſchaft zu dem einheitlichen 
Stadtrecht im neuem Sinn. Inden der Stadtbegriff in einen Gegenſatz 
zu jeder außerftädtifchen Gewalt trat, ſchied auch ans dem Begriff des Stabt- 
rechts jedes in ber Stadt etwa noch geltende nicht bürgerliche, ſondern 
berrichaftliche oder geiftliche Recht ans. Dieſes nene Stabtrecht ober Weich⸗ 
bildrecht aber war ein Inbegriff von Normen, welder dadurch zur Einheit 
wurde, tab ihr gemeinjamer Ausgangs und Mittelpunkt das ſtädtiſche 
Gemeinweſen war. Damit war die politifche Verbindung der Stadt zugleich 
als Duelle und Grenze tes Geltungsbereichs der Stadtgeſetze erflärt. Das 
nene Stabtrecht ergriff daher den ganzen Stadtbezirk und Alles was rechtlich 
zn ihm gehörte. 

Schon das Privileg für Augsburg von 1156 ober 1157) bezeugt, 
dag „Stadtrecht und „bürgerliches Recht” ſich decken. Nach dem Eingange 
zwar (a. 1) fcheint zugleih mit dem bürgerlichen auch kaiſerliches und 
bifchöfliches Recht zum Siadtrecht im weiteften Sinne gerechnet zu werden; 
denn auf die Beichwerde Hin, quod civitas nullo certo juris ordine vel 
termino fungeretur, wird beitätigt das jus advocatorum, urbis prefecti, 
civitatensium omnis ordinis. Dagegen wird bald darauf (a. 3) die justicia 
Augustensis civitatis der justicia domni episcopi (a. 3 $ 8), der justicia 
advocati (a. 5) und ber praefecti justicia (a. 6) entgegenftellt. Unter 
Stadtrecht aber wird dabei offenbar basjelbe verftanden, was nachher (a. 5 
8 1 u. 6 8 1) als ein genohenfchaftliches Recht der Bürger, wonach Vogt 
und Burggraf über fie richten follen, mehrfadd urbanorum justicia heißt. 
Die ceivitas ift alfo ſchon ein gegen Biſchof und Beamte jelbftändiges 
Gemeinweſen, das als folches Träger der feine Glieder beherrſchenden Normen 
ift. Zu dem Stadtrecht gehört aber aud der Friebe und das Recht bes 
ſtädtiſchen Territoriums, die urbana pax und urbana justicia (a. 3 $ 1 u. 
a. 4), welche auch Ungenoßen in beftimmten Fällen ergreifen koͤnnen (a. 6 
8 11). Das Stadtrecht ift daher gleichzeitig ein bürgerſchaftliches und ein 
ftädtifches Necht, und biefe beiden Seiten find jchon fo fehr verfchmolzen, 
bag fogar beftimmt werden Tann, bie Aufnahme in das Stadtrecht folle die 
Geltung bes Rechtes ber Bürger auch für Liegenfchaften des Bürgers be 
gründen (a.4 $ 2: quicunque jus civitatis nactus est, nullus eum impetere 
debet de jure proprietatis vel beneficii nisi secundum urbanorum 


Tılhoppe u. Stenzel 5ll: damus praedictis civibus et ipsi civitati Golt- 
berg omnia jura et statuta, quibus civitas Legnizensis et cives nostri Legni- 
zenses reguntur et quae apud ipsos servantur. Bol. Priv. f. Kreuzburg v. 
1274 ib. 511. Priv. f. Biel v. 1318 or. 157 6. Trouillat II. 269. Grimm, 
9.1. 845: libertatem statuta et conditiones burgi de C. et habitantium 
in eodem. V. 246. 

= Bei Gaupp, Stabtr. II. 199. 
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justiciam). Hier ift ber Gedanke, daß das Stadtrecht das Recht bes 
ftäbtifchen Gemeinwefens ift, vollkommen burdgeführt; es foll gelten, foweit 
biejes Gemeinweien Macht und Geltung bat; es ergreift daher den Ungenoßen, 
der fi} gegen einen Genoßen vergangen, bann, wenn er in das ſtaädtiſche 
Territorium kommt (si civitatem intraverit), und erfaßt anbrerfeitS wegen 
bed Genopenverbandes ben Genoßen fo ftark, daß ihm auch befien gefammte 
liegende Güter unterworfen werben. 

Auch das alte Soefter Recht deutet, wenn ed fi als antiquam et 
electam susaciensis oppidi justiciam, aljo al& gekornes Stadtrecht ankũudigt 
und am Schluß das Recht der Bürgerfchaft und ber Stadt ausbrüdlic 
identificirt%), anf das Vorhandenſein des neuen Begriffe. Gegen Ende des 
12. Jahrh. wird dan ſchon ziemlich allgemein das jus Coloniensium und 
das jus civitatis, urbis Coloniensis, Colonie u. ſ. w. gleichgefeßt?”). 
Später ift es durchaus die Regel, daß unter jus oivitatis, oppidi, urbis, 
recht der stadt, wikbelederecht zugleich das verliehene ober gekorne Ge⸗ 
noßenfchaftsreht der Bürger verftanden?®) oder das autonomifch gebildete 


*) Bei Se ibertz I or. 42 ©. 48 f. $ 1 u. 68: quod lorte quisquam 
hominum civitatem Susaciensem super antiquo jure suo sive consuetudinibus 
ab antiquo servatis impetere vel inquietare voluerit, magistri burgensium 
precipue et totum consilium et si necesse fuerit totum commune civitatis 
jura sua et conguetudines antiquas tactis sanctorum reliquiis obtinebunt. 

3.8. Ur v. 1159 u. 1169 5. Lacomblet I. 276 u. 802. Auch in 
ben fpäteren Sreiburger Priv. (3. DB. in dem früher für die Grüntungsurf. gehal⸗ 
tenen Stabtrobel 6. Gaupp II. 28 f. & 1), in der SHandfefle f. Bern v. 1218 
(ib. 44 8 1) u. ſ. w. erfcheint das jus Colonie oder civitatis Col. ale 
Grundlage. 

3 So bie justicia civitatis 1156 in Worms; bie jura civitatis 1188 im 
2üb. Urkb. I. 9. u. 10; Priv. f. Medebach v. 1142 u. f. Giegberg v. 1182 b. 
Gengler, Stadtr. 282 f.: judicaria potestas et jus burgense, quod oppidum 
Sigebergense eatenus dinoseitur habuisse; vgl. Seiberg I. 73f.; Lacomblet 
I. 342; bad jus civile quod vulgo wyebeleth vocatur in Hamburg 1206 u. 1209 
b. Lappenberg Nr. 355 u. 874 ©. 313 u. 880; vgl. &. 519; die consuctudo 
et jura civitatis 1239 u. 1249 6. Ennen u. Eder$ 11. 190. 194. 195. 288; 
communia civitatis jura 1259 b. Ried 449; jura loci illius sive civitatis 
1284 im Lüb. Urkb. L 422. Im Landum v. 1258 Heißt ed 5. Lacomblet IL 
247: jura et privilegia civitatis; 249: consuetudo civitatum; 252: oommune 
statutum civitatis. Grimm 1. 827. 506. 827. III. 607 u. 608: der stete recht. 
So theilen auch die Magbeburger scabini judices et universi burgenses dem Herzog 
von Schleſien nostre civitatis jura mit b. Tzſchoppe u. Stengel ©. 271f., 
Laband ©. 4. Im Priv. f. Leobſchiltz v. 1270 b. Gengler 247 8 10 korre⸗ 
fpondirt pacem Dei et domini regis et ipsius civitatis. Prager Etat. b- 
Rößler a. 50 ©. 34: unser stat rechte. Urt. v. 1235. 1236. 1242 b. Lappen- 
berg, Hamb. Urkb. I. 431. 482. 445: recht unser stadt to Hamborch. &s ift 
daher auch fehr gewöhnlich, daß einer neu gegründeten Bürgerjchaft das Recht 
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Recht ſchlechthin Stadtrecht genannt wird). Ob man von einem Recht ter 
Bürgerichaft, das fie in ihrer Stadt hat“), ober nom Recht der Stadt, das 
beren Bürgerihaft verbindet#t), ſpricht, macht nun feinen Unterſchied mehr. 
Und wenu natürlih nicht mit Einem Schlage die ältere Auffaßung befeitigt 
ift und namentlich infoweit, als and jetzt Gefek und Befugniß vermifcht 
werden, bie Anknüpfung von Rechtönormen au perjönlie und dingliche 


einer andern Stadt übertragen oder verliehen wird. 3. B. 12232 civibus in eo 
oppido (Attendorn) degentibus libertatem et omnia jura, quae oppidum Bu- 
sationse ab antiquo habere dinoscitur, b. Geiberg I. 217. 1235 den cives 
de Malchow bie jura civitatis Suerinensis b. ®engler 4381. 1261 den Bär 
gern in Breslan jus civitatis Magdeburgensis infra districetum zive murum 
civitatis, b. Zyfhoppe n. Stengel 364. Aehnliche Stadtrechtönerleihungen v. 
1219 6. Kindlinger, M. 8. IL 251; v. 1200 f. Rüben n. 1296 5. Seiberk 
I. 154 f. u. 577; v. 1298 an Liegnig und Strehlen b. TZufhoppe n. Stenzel 
419 u. 429; auch ib. 415; v. 1310 f. Blekede, 1321 Bodum, 1277 Brud, 1348 
Gleve, 1806 Eversberg, 1275 Buchhorn, 1281 Fürftenberg, 1288 Haltern, 1241 
u. 1244 Hannover, 1942 Kiel, 1293 Kentlirch, 1275 Lindau, 1304 Lüdinghaufen, 
1246 Gemünden, 1858 Neheim, 1265 Deld, 1225 Prenzlau, 1252 Roſtock, 1292 
Stargard, 1243 Stettin, 1284 Stralfund, 1275 Weberlingen, 1270 Uelzen ($ 13), 
1347 Weibftadt 5. Geugler, Stabtr. 24. 26. 57. 64. 109. 141. 143. 178. 186. 
219. 251. 253. 268. 303. 810. 933. 861. 381. 459. 464. 469. 495. 497. 514. 
Mittdeilung des Ulmer Ratbs an Ravensburg 1296 ib. 502f. In demſelben 
Sinne erfcheint in dem Priv. f. Paflan ib. 344—848 fehr oft die pax und treugs 
civitatis. Url. v. 1278 f. Colmar b. Trouillat II nr. 284 ©. 802: die 
andern stette die och ire recht hant; 1285 ib. nr. 419 &. 582. Daß dabei 
immer bie Stadt ald Gemeinweſen gemeint ift, zeigt 3. B. Url v. 1373 b. 
&acomblet IIL 645: na der stat rechte ind urdeile. 

20) 3. B. Url, v. 1267 üb. Urkb. IL 165: dat si unser stades recht. 
Url. v. 1261 8 15. Tzſchoppe u. Steuzel 3851 u Laband 14: do man 
Magdeburg besatzete, do gap man in recht nach irn willkure, do wurden sie 
zu rate, daz sie kuren ratman zu eime jare, die swuren u. sweren noch alle 
jar, swenne sie nuwe kiesen, der stat recht u. ire ere u, iren vromen zu 
bewaren. Jedes ſtädtiſche Statut liefert weitere Belege. 

3.9. Sranff. Stadtr. v. 12397 b. Boehmer 804 f.: quod nos scult. 
scab. cons, ceterique cives de F. libertatibus et juribus infrascriptis im 
nostra civitate utimur ab antiquo et consuevimus observare ac observamus. 
1290 b. Taſchoppe u. Stenzel: comcedimus insuper civibus nostris Nissen- 
sibus et favemus, quod ipsi jura illa in ipea civitate nostra Nissensi habe- 
ant et eis utantur, quod sunt semper et quae habuerant ab antiquo. Aehnlich 
1283 u. 1292 ib. 400 u. 415 u. viele andre. Bol. Münfter Schöffenw. v. 1826 
b. Gengler 304: jus civile in civitate Monasteriensi. Achntih Priv. f. 
Bianden v. 1308 u. f. Wittfiod v. 1248 $ 1 u. 10 ib. 512 u. 551. 

4) 3. 3. Url. v. 1275 b. Sengler, Stadtr. 556 $ 3: ut cives in Witz- 
stock utantur eo jure civitatis. 1328 ib. 555 $ 1. 
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Einheiten alter Art fortbauert%): jo bricht fi im Ganzen mit immer 
größerer Klarbeit der Gedanke Bahn, dag das Stadtrecht der Inbegriff ber 
Geſetze ift, welche das ſtädtiſche Gemeinweſen beherrſchen 8). 

Das „Stadtreht" in dieſem Sinne iſt weder ein genoßenſchaftliches 
Stammes. ober Standesrecht noch das Recht einer Mark und ihrer Hufen: 
es ift das Recht eines ftantlichen Gemeinweſens und gleich biefem zugleich 
perfönlih und territorlal, zugleih ein „bürgerliches und ein „ftäbtifches“ 
Recht). Der Bürger lebt nad) Stadtrecht, weil er Glieb eines territorialen 
Gemeinweſens ift, und im Stadtbezirk gilt bürgerliches Recht, weil er das 
Zerritorium eine Bürgergemeinwefens ft). Das Stadtrecht ergreift daher 


7) Bol. oben die Stellen, in denen noch von einem Recht der Bürger, aller 
Bürger u. dgl. oder von einem Hecht der Bürger und der Stabt nebeneinander 
Die Rebe ift. Kann boch noch in einer Urk. v 1283 6. Schannat 145 ber 
Biſchof verfprehen: daz wir. . unser burger gemeinlich von Worms sollen 
lazen an dem recht, daz sie hant;.. daz wir alle die hantvesten, recht u. 
-frieheit u. gute gewonheit, die unser liebe burger von W. sonder oder sam- 
ment han u. herbracht han,.. halden. Das ift ganz bie alte Bermifchung: 
benn bad objektive Stadtrecht wirb hier in berfelben Weiſe ald Recht der Bürger 
„ſammt“ gedacht, wie Einzelbefugniße ald Recht der Bürger „fonder”. 

“) So fagen 1260 im Lüb. Urkb. I. 687 adv. cons. ac univ. cives in 
Lubeke, fie tbeilten den burgensibus in Dersowe mit: jus nostrum civitatis, quo 
videlioet jure burgenses nostri sibi statuto regimine moderantur. Und das Priv. v. 
1221 f. Bochold b. Gengler 25 fagt: ut cives opidi in Bocholte simili eodem- 
que jure in omnibus et per omnia gaudeant et regantur, quo ciwitas Monasteri- 
ensis um suis habitatoribus infra ambitum cwitatis uti oonsuevit et gubernari, „bad 
Recht, welches das Münfterifche Gemeinweſen mit feinen Einwohnern innerhalb 
feines Stadtgebiets feit Alters gebraucht und nad bem es regiert wird“. 

“) Daber find die Hezeichnendften Ausbrüde jus civile civitatis, jus statuta- 
rium civitatis, jus municipale urbis. 3. B. 1287 b. ®engler 23: jus eivile 
civitatis Monasteriensis; 41 ib.. jus civile urbis Brisaciensis; 28 ib.: jus sta- 
tutarium civitatis Bielefeldiensis. Und ed tft nmn ganz badjelbe, ob von einem 
jus civitatis oder urbis, einer justitia urbana, einem Stadt-, Weichbild⸗ Markt⸗ 
ober Burgrecht (vgl. oben Rote 88) oder von einem jus civile (Hagenau 1164 $ 7), 
civitatense (Fpehoe 1803), municipale (Goldberg 1328 b. Tzſchoppe u. Stenzel 
513), concivium (2acomblet Il. 148), burgense (1182 ib. I. 342), civium u. 
f. w. bie Rebe ift. 

Dies iſt in dem Priv. f. Bochold v. 1221 (oben Note 48) gejagt. An⸗ 
ſchanlich tritt es auch in dem herzoglich beftätigten Weidth. der Breslaner Rath⸗ 
mannen f. Glogau v. 1302-5. Tafhoppe n. Stenzel S. 445 hervor, wenn es 
hier heißt: wer Durger cau Glogow ist u. koufet dorfer, vorwerc adir gut, was 
gutis daz sie, in welcher wis daz gut genant si, dar in der stat wichbilde u. 
gebyet czu Glogow gelegen ist, daz gut sal in die stat czu Glogow gehoren 
u. mit der stat schossen u. mit rechte in der stat rechte liegen, u. besiczczer 
desselben gutes sullen durgerrecht in der stat haben, u. alles das di burger 

I. 41 
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mit Rechtsnothwendigkeit alle Perfonen, welche fih im Stabtgebiet nieber- 
lagen #); die Stadt bat keinen Raum für die alte Perfonalität des Rechts 
und arbeitet berjelben mit Bewußtſein entgegen‘”); fie jucht fogar ans ihren 
Mauern, foweit fie ihr Princip eben durchzuführen vermag, jedes beionbere 
Standesrecht zu verbannen und verlangt von Rittern und Geiſtlichen bie 
Unterwerfung unter das bürgerliche Geſetz“s). Das Stadtrecht ergreift aber 
ferner mit rechtlicher Nothwendigkeit alle Güter, die im Weichbilde Tiegen; 
es ergreift fie gleichmäßig und durchweg, weil fie Beitandtheile des Stabtge 
bietes find; es Hat keinen Raum mehr für die alte Dinglichkeit des Rechts, 
vermöge deren jedem einzelnen Grundftüd die Beherrſchung durch beſondere 
Rechtönormen als individuelle Eigenſchaft anhaftete*). 

Die Geltung des Stabtrechts reicht daher gerade jo weit, wie der Ver⸗ 
band des ftäbtiichen Gemeinweſens reiht. Ganz und voll ift ihm unter 


czu rechte haben, daz recht sullen si haben ebiclich u. daz selbe gut sal 
man vor erberichter in der stat vor eyner geheysten banc in der stat dinge 
uflazen u. derselbe richter sal daz gut von der stat wegen rechen u. inwisen 
di gekouft han daz gut. _ 

“ Sächſ. Weihbildr. a. 4: denn sie alle mit weichbildrecht begrieffen 
sind, die im weichbild besessen u. wonhafitig sind. 

7 So verbietet der Magd. Schöffendrief v. 1261 $ 54 5. Tzſchoppe u. 
Stenzel 358 den Wenden ausdrücklich, ſich auf ihr nationales Recht zu berufen. 
In der Url. v. 1268 b. Lappenberg, Hamb. Urkb. L 602 heißt ed: omnes 
autem ordinationes, statuta sive coras, quas cives Hamb. apud concives, mer- 
estores nostri Flandrenses pro se observare tenebuntur ibidem. Bgl. Urf. 
v. 1250 f. Drieg n. Neumarkt b. Tzſchoppe u. Stenzel 319: Polonus vel 
cujuscunque ydiomatis homo liber domum ibi habens jus theutonicorum pa- 
ciatur. Daher mußten Fremde bei ber Aufnahme ins Bürgerrecht oft ausdrüdiid 
verfprechen, fi dem Stadtrecht n. Stabtgericht zu unterwerfen. 3. B. Urk. v. 
1921 u. 1326 b. Schreiber, Freib. Urkb. I. 237 u. 259. 

 Eo Urt. v. 1262 f. Greifenberg b, Dreger, Cod. Pomm. I. 457: con- 
tulimus X militibus et famulis XXX mansos its tamen, quodum ibidem man- 
serint pareant juri civili. Ganz allgemein heißt ed 1251 in Regensburg b. Ge⸗ 
meiner I. 861: tam spirituales quam seculares cujuscunque conditionis exi- 
stat, et judei servi camere nostre specialiter, statuta, quae per eosdem cives 
facta fuerint.. custodiant et observent. Wegen ber beanfpruchten Unterwerfung 
von Rittern und Geiftlichen unter bad Stabtrecht hatten die Städte freilich viele 
und nicht immer erfolgreihe Kämpfe zu befteben. 

“% So fon 1120 8 32 in Soeft: omnes aree censuales infra oppidum 
unius sunt juris; Schrae v. 1850 8 148: dey sint von eyme rechte. Priv f. 
Medebach v. 1165 $ 10. Auch erhielten meift die Vorftäbte und Nenflädte gleiches 
Recht wie die Hauptftabt; 3. B. Herford b. Wigand, Ar. II, 1. 48: de nyge 
stad sal des sulven rechtes bruken, des de olde stad bruket, Anbers 3. ®. 
in Stettin, wo auf dem linfen Oderufer Magd., auf dem rechten &öb. 
Recht galt. 
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worfen, was fowol dem Bürgerverbande wie dem Stadtbezirk angehört. 
Allein für perjönliche Beziehungen beanfprucht das Stadtrecht auch auswärts 
Geltung für feine Bürger, indem biefelben auch dort Bürger bleiben”). 
Und umgekehrt wirb es feiner territorialen Geltung wegen auch auf Nicht 
bürger in gewißem Umfange angewandt, ſoweit biefelben in der Stadt 
Grunbbefig haben oder in ihrem Banntreife Rechtsverhältniße eingehen oder 
gegen das Geſetz verftoßen®!). Dagegen beginnt mau nun aud, in Bezug 
auf ſolche Verhältnige, die ihren eigentlihen Sit außerhalb bes Gebiets- 
und Perſonenkreiſes der Stabt haben, fremdes Recht als gleichberechtigt mit 
dem eignen zu betrachten und vor bem ftäbtiichen Gerichten zuzulapen®). 

Es liegt auf der Hand, daß in allen dieſen Beziehungen im Stadtrecht 


0) Beſonders für alle politiihen u. voͤlkerrechtlichen Beziehungen, indem ver- 
möge ber von ben Etädten im Auslande erworbenen Privilegien und Freiheiten, 
zum Theil im Anfchluß an ihre auswärtigen Gilden und Höfe, jeder Bürger ald 
ſolcher gewiße Rechte und Pflichten Hat. Die Bürger find aber namentlich auch 
im Berbältnig zu einander an das Stadtgefeh fo gut außerhalb wie innerhalb der 
Stadt gebunden. Go werden die im Auslande unter Bürgern ſchwebenden Streitig- 
feiten nach Stabtrecht beurtheift und dort zugefügte Injurien der Stabt gebüßt; 
Stadtr. v. Freiburg i.. 5. Gaupp IL 82f. 5 89 u. 40; v. Golmar v. 1298 
ib. L 119 $ 237. — Biel weiter reiht die Geltung bes heimifchen Rechts im Aus⸗ 
lande, fofern es ſich um förmliche Niederlagungen und bie Gründung von Handels- 
kolonien dafelbft handelt ober jofern die Städte im Verkehr mit fremden und vie- 
leicht Halbbarbarifchen Völkern, deren Recht und Gericht fie nicht ald gleichftehend an- 
ertennen, durch befondere Privilegien ihren Bürgern die volle Eremtion vom frem- 
den Recht nud oft auch vom fremden Gericht verfchaffen. Hier gilt einfach bie alte 
Berfonalität fort, es find dies aber Verbältniffe, wie wir fie ja auch heute noch 
den orientalifchen Boͤllern gegenüber aufrecht erhalten. Befonders den Slaven 
gegenüber galt jenes Syſtem. Bisweilen aber auch beutichen Stämmen gegenüber, 
wie 3. DB. die Stadt Hamburg in einem Bertrage mit bem Lande Ditmarfchen von 
1265 6. &appenberg, Urfb. I. 561 fih ausbebang: burgenses Hamburgenses 
Thetmarsis se incusantibus respondebunt secundum jura civitatis Hambur- 
gensis. 

6) Bol. 3. DB. Priv. f. Augsburg v. 1156 a. 6 $ 11; Handf. v. Preiburg 
i. U. b. Sanpp IL 52f. 8 11. 18. 19; Priv. f. Neberlingen v. 1275 b. Gengler 
495 $ 5; Priv. f. Nürnberg v. 1818 b. Gaupp I. 179f.: quicquid etiam con- 
sules et scabini civitatis Nurembergensis praediotae sub juramento prestito 
pro pace ac moderatione rerum venalium intra civitatem eandem statuerint, 
tam ab extraneis quam a civibus observetur. Insbeſ. vgl. auch bie Abh. über die 
„Gaſtgerichte“ bei Dfienbrüggen, Studien S. 19-68. Auch Rößler, Prag 
LXXXVIf. 

» Dies folgt 3. B. aus dem Stadtrechtobuch Ruprechts v. Freyſing c. 69, 
wenn biernacdh der Fremde im Gaftgericht „nach des landts recht u. nicht nach 
seinem landts recht” dann Recht nehmen foll, wenn es fi, „umb ain guet das 
in dem land ist“ handelt. Alſo fonft nad dem eignen Recht! 

41° 
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das Beutige Syſtem ber fogenannten Territcrialität bes Rechts, welches aber 
eigentlih als Spftem ber Stantlichkeit des Rechts bezeichnet werden muB, 
typiſch vorgebiltet ift. Auch unfer heutiges Landrecht hat feinen Geltung 
grand in ber ftaatlichen Bedeutung eines beftimmten Gebietöverbanbes und 
gilt daher, foweit dieſer fih erftredt. Deshalb beherricht es ſowol das Gebiet 
als die Gebietöangehörigen; es ergreift in gewihem Umfange auch bas 
Fremde, was in bie Sphäre dieſes Gebietes tritt, und es folgt in gewißem 
Umfange dem Gebietsangehörigen, welder auswärts in Rechtsverhältnißen 
fteht 5%). In beiden Beziehungen aber findet das einheimifche Recht mehr 
und mehr feine Geltungsgrenze an ber Anerkennung der Gleichberechtigung 
bed fremden Rechtes, welches für ſolche Rechtsverhältniße, deren eigentlicher 
Sitz auswärts ift, nicht nur die Gebietsangehärigen dem einheimifchen Rechte 
eutziebt, fondern auch zum Eintritt in das ihm fremde Gebiet verftattet 
wird, 

V. Endlich war ber für uns wichtigſte und von der Ausbildung bes 
Körperjhaftöbegriffee am wenigften trennbare Fortſchritt die Scheidung 
von Öffentlidem und privatem Redt. 

Sobald die Stadt als Gemeinweien unterjhieden wurte von der Summe 
ihrer Glieder, und fobald andererſeits bei den Einzelnen ihre Eigenfchaft, 
Bürger jeued Gemeinweſens zu fein, von ihrer Eigenſchaft als Individuen 
getrennt wurde: war es möglih, das auf die Allgemeinverhältnike und das 
auf die Sndividualverhältnige gerichtete Recht auseinanderzubalten und jebe 
der beiden Gebiete nach dem ihm innewohnenden Lebensprincip verſchieden zn 
geftalten. Und umgekehrt gewährte allein diefe Scheidung bie Möglichkeit, 
den Gedanken ber Stabtverfönlichkeit durchzuführen und die Stabt zum 
wahrhaft ftantliden Gemeinwefen auszubilden. 

Beitimmt. ausgeiprodhen und definirt wurden nun zwar bie Gegenfäße 
bed Öffentlichen Rechts und des Privatrechts im Stabtrecht nit. Allein bie 
einzelnen Rechteinftitute nahmen eine verfchiebene Natur an, jenachdem fie 
ih auf die Allgemeinheit und ihre Glieder oder auf bie Einzelnen als 
Einzelne bezogen, und biejenigen Snjtitute, in welchen bisher öffentliches 
Recht und Privatreht untrennbar verwoben gewejen waren, fielen nun in 
zwei ungleidhartige Hälften auseinander. 

Den Charakter des Sffentlihen Rechts nahm alles Recht an, bei 


53) Eine Zeit Iang betonte man für das Landrecht ausſchließlich die territoriale 
Seite und bildete daher dad Princip der Staallichkeit des Rechtes einfeitig als 
Zerritorialitätsprincip ans. Im neuerer Zeit Bat aber das einheimifche Recht in 
Bezug auf Staatsangehörige feinen Wirkungskreis wieder über dad Gebiet hinaus 
erweitert, während natürlich im entjprechendem Umfange fremdes Recht für Fremde 
bei einheimifchen Gerichten zugelaßen wird. Damit ift auch das Landrecht wieder 
im Sinne bes alten Stadtrechts zugleich ein „blirgerliches" Recht geworben, fo daß 
man nicht mehr das territoriale Princip einfeitig betonen darf. 
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welchem die Stadt als Allgemeinheit und ihre Mitglieder als Bürger in 
Betracht Tamen, welches fi alſo auf bie gemeinheitliche Seite der Perfonen 
bezog. Dahin gehörte das gefammte Berfaßungs- und Berwaltungsrchht bes 
ftäbtifchen Gemeinweſens, das Recht des gerichtlichen Berfahrens und das 
Strafrecht. Auf allen diefen Gebieten trat das Einzelintereffe vor dem Ge⸗ 
meinwohl, das individuelle Belieben vor bem äffentlichen Willen, bie freie 
Beweglichkeit vor der objektiven Stetigkeit zurüd. Dies zeigt fi z. DB. im 
Strafrecht darin, daß bie Grundlage beffelben ein ewiger Stattfriebe wird, 
daß Fehde und Privatrache fortfallen und daß Wergeld und Bußen mehr 
und mehr durch öffentliche Strafen verdrängt werbend*). Im gerichtlichen 
Verfahren 55) wird die Thätigkeit bes Gerichtes erhöht; Die alte Anſchauung, 
wonach der Wille der Parteien für ben Gang bes von ihnen geführten 
Streites vielfach entfcheidenb bleibt, verblaßt; von ben Beweismitteln ver- 
ſchwinden mehr und mehr die Gottesurtheile und der Zweilampf und an bie 
Stelle der Eibeshelfer treten Zeugen; es bilbet fi eine ordentliche Berufung 
aus. Bürgerliches und peinliches Verfahren begiunen fi zu fontern. Im 
letzteren gewinnt in den Städten zuerft bie Öffentliche Auflage Boden und 
bereitet den Uebergang zum Unterfuchungsverfahren vor. Im Berwaltungs- 
recht wird, zum Theil fehr balb unter Mebertreibung des kaum entftandenen 
Polizeibegriffs, die ſubjektive Freiheit durch eine große Zahl im öffentlichen 
Interefje getroffener Anorbnungen eingeſchraͤnkt, während anbrerjeits die Ver- 
waltungsbehörben in allen Zweigen ihrer Thätigkeit durch die ein für alle 
Mal feftgeftellten Statuten und Orbuuugen gebunden werden. Bor Allem 
aber entwidelt fi das ten Organismus bes ganzen Gemeinweſens beftim- 
mende Verfaßungsrecht im Sinne einer objektiven Lebensnorm der 
ſtaͤdtiſchen Koͤrperſchaft, ſo daß bie Befuguiße und Pflichten ber einzelnen 
Bürger, ihrer Stäude und Geuoßenſchaften und ber verſchiedenen ftädtiſchen 
Organe nach diefer Richtung Hin nur noch als Ausflug bes Geſetzes ericheinen 
und jeden individnalrechtlichen Nebencharakter abftreifen. So verändern 
Bürgerrecht, Aemter und Gewalt- ober Unterwerfungeverhältnige jeder Art 
ihr Weſen: fie hören auf, als Privatrechte beſeßen, vererbt, veräußert, yetheilt 
zu werben und finden ihre Duelle wie ihre Grenze in ber dauernd georbneten: 
BVerfagung der Stadt). — Wenn nun aber fo das oͤffentliche Recht ber 
individuellen Willensfpbäre entzogen wurde, jo gab es doch nicht den 
Charakter des Rechtes auf. Das Gemeinwohl war fein Ausgangspunkt, 
aber das Einzelwohl zug ihm eine fefte Schranke. Es war bas Herrichafts- 
gebiet eines einheitlihen Allgemeinwillens: aber in welcher Weiſe biejer 
Allgemein wille fi aus der organiihen Merbintung ber von den Einzelwillen 
abgetrennten Stüde bildete und demnächft ſich äußerte, das war felbft ber 


s) Einiges darüber b. Maurer I 876. 4131. IV. 4f. 
s) Manrer IIL 598—760. IV. 7 f. 
%) Näheres darüber unten in $ 28. 
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Inhalt rechtlicher Normen. Das öffentliche Recht wurte nicht tur ben 
abjolnten Willen einer dem Bürger gegenüber fchrantenlojen Staatsgewalt 
als von außen fommende umabänberlide Zwangenorm bingeftellt: es war 
vielmehr dad Geſetz, welches ber dem bürgerlihen Organismus immanente 
und von allen feinen Gliedern getragene Gemeinwille fich felber ſetzte. Daher 
wurde dem auch bie Stetigkeit bes öffentlichen Rechts vor Erftarrung dadurch 
gewahrt, daß ter freien Selbftbeftimmung und dem bewußten Entſchluß bes 
öffentlichen Willens die Aenterung anbeimgeftellt und überdies and, innerhalb 
bes objektiv feftgeftellten Rahmens ein beftimmtes Bewegungdfelb frei gelafen 
ward, Im Gegenfab zu dem von der Vielheit der Individuen ausgehenden 
Privatrecht gieng allerdings das Hffentliche Recht von der Einheit des Ge 
meinwejend aus: aber dieſes Gemeinwejen war ein Organismus, befien 
Gliederung und Organifation felbft unter das Recht fiel. Deshalb erzeugte 
auch für ben von ihm geregelten Kreis das Öffentlihe Recht keineswegs nur 
einjeitige Befuguige ter Stadt als foldher und willenloſe Unterwerfung der 
Bürger: fondern es erzengte gegenjeitige Beziehungen zwiſchen dem Ganzen 
und feinen Xheilen, die ald Glieder einer höheren Einheit dennoch zugleich 
jelbftändige Einheiten blieben. So war es möglih, troß ber Erhebung ber 
Stadt zum Staat die Rechtsnatur des Zffentlichen Rechtes beizubehalten und 
demjelben troß der Smancipation vom Privatrechtöbegriff rollen gerichtlichen 
Schub zu gewähren”), 

Gleich epochemachend war die in den Stäbten vollzogene Umgeftaltung 
beöjenigen Rechts, welches nad ber Abfonderung bed öffentlichen Rechts wegen 
feiner Beziehung auf Individualverhältniße nnumehr zu reinem Privatredt 
wurde). Hier gewaun der indivihuelle Wille reichlich zurüd, was er bort 
an Herrſchaft verloren hatte. Der freie Verkehr entwidelte fi) und löfte bas 
individuelle Belieben von den Feßeln, iu welche die Zuftänblichkeit alles Rechts 
es bisher geichlagen hatte. Freiheit und Beweglichkeit traten an Stelle ber 
Gebundenheit und Ständigkeit. In allen Punkten erfolgte jo eine Umbil- 
bung, welde zu einem felbftänbigen und reinen Privatrecht, das vorher fo gut 
wie ein rein Öffentliches Recht unbelaunt geweſen war, überhaupt erft führte. 
Im Perfoneureht trat dies darin hervor, daß die Privatrechtsfähigfeit 
von dem politiſchen Hecht gelöft wurbe; daß auch ber Fremde in ben Gaft- 
gerichten nach Weichbildrecht Recht nehmen und geben Tonnte; daß innerhalb 
der Bürgerfchaft der Stand aufhörte, ein verſchiedenes Recht zu bedingen, und 
fo an die Stelle des Sonderrechts der Stände ein gemeined bürgerliches Recht 


57) Dies wird fih im Einzelnen unten in $ 28 u. 80 ergeben. 

ss, Die Umbildung des Privatrecht durch das Stadtrecht vor der Aufnahme der 
fremben Rechte harrt noch der erfchöpfenden und principiellen Erforſchung. Das 
Befte darüber bat Arnold, zur Geſch. des Eigenthums in den deut. Stäbten und 
in feinen andern Werken gelegentlich bemerkt. Einiges bei Maurer L 394-436 
u. IV. 26. 
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trat, wie ja noch heute das „bürgerliche“ Recht zugleich das gemeine ift; daß 
die privatrechtliche Zurückſetzung ber Srauen und Waffenunfähigen endete. Im 
Sachenrecht erlangte Lie bewegliche Habe felbftändige Bedeutung und ber 
Grundbeſitz wurde gleich ihr zu einem freien Objekt individueller Herrichaft; 
es wurde überhaupt ein reines und eigentliches Privateigentfum an Grund 
und Boden zum erften Male möglich, indem die das alte Örundeigenthbum 
erweiternden und belaſtenden öffentlichen Rechte und Pflichten von ihm gelöit 
and anf eine felbitändige Bafis geftellt wurden; fo wurbe (wenn nicht für 
die Erbgüter, fo wenigftend für die erworbenen Güter) dad Princip der Ge⸗ 
bundenheit des Grundbefitzes mehr und mehr durd das Princip der Freiheit 
bes Grundbefitzes verdrängt; die herrichaftlichen, genoßenſchaftlichen und fami- 
lienrechtlichen Beſchränkungen des Eigenthums fielen allmälig fort; das in 
bem Gedanken der Grundherrſchaft feine Träjtigften Wurzeln treibende ge- 
theilte Eigenthum verjchwand zuleßt aus den Mauern der Städte; die alten 
Reallaſten mit ihrer halb öffentlichen Natur veränterten ihr Weſen und 
machten ben rein privatrechtlichen wiederkäuflichen Gruntrenten Platz. Wahr: 
haft ſchoͤpferiſch zeigt fich das Stadtrecht im Obligationenreht; während 
vorher ftändige Zuftandsohligationen die Negel bilden, werden nunmehr "ie 
beweglichen Verkehrsobligationen in mannichfacher Weile aus⸗ und durchgebildet; 
ber ſich ſelbſt bindenbe individuelle Wille wirb zu freiefter Geftaltung der Ver⸗ 
träge veritattet; die Sundamente für den modernen Bau des Wechſelrechts, 
bed Rechtes der Anweilungen und Inhaberpapiere, ter Handelsgeſchäfte, tes 
Seerehtd werben gelegt. Auch im Familienrecht vollzieht ſich ein analoger 
Proceß; indem die legten Refte ber genoßenſchaftlichen Geſchlechts- und Fami⸗ 
Tieneinheit aufgelöft und buch frei geforne Geſellſchaften und Gilden erfeht 
werben, fallt die öffentlichrechtliche Seite ber Gamilienverbindung mit ben 
Snftituten bes Wergelds, der Fehde und Blutrache, der Eideshülfe u. f. w. 
fort und ed entfteht ein jelbftändiges Familienprivatrecht; in dieſem aber 
bringt die Gleichſtellung ber Weiber mit ten Männern und die wachiende 
Bebeutung der fahrenden Habe die widhligften Veränderungen hervor. Hiervon 
Tann endlih auch das Erbrecht nicht unberührt bleiben; die verfchiedene 
Behandlung ber einzelnen Bermögensftüde hört mehr und mehr auf, jeitdem 
bie Bejonderheit der Sachen dem einheitlichen Vermoͤgensbegriff gegenüber an 
Bedeutung verliert; bei ber gejetlichen Erbfolge verſchwindet allmälig ber 
Unterſchied der Geſchlechter; dem individuellen Willen wird wie unter Leben⸗ 
ben fo von Todes wegen eine freiere Berfügung über Bermögensrechte ein⸗ 
geräumt. Alle dieſe Veränterungen vollziehen fich freilich nur langſam und 
keineswegs gleihförmig; insbejondere halten die ſächſiſchen Stabtrechte, der 
konſervativen Stammesrichtung folgend, bie mit den neuen Zuftänten irgend 
vereinbaren Inſtitute des alten Rechts mit großer Zähigkeit fell. Daß fi 
aber — worauf es bier nur ankommt — die Entwidlung in der angebeuteten 
Richtung bewegte, Tann nicht bezweifelt werden. Gleichwol verläugnete auch 
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das neue Privatrecht nicht bie Gruudgedanken der germaniichen Rechtsanſchauung 
und umterfchieb ſich durch biefe nach wie vor in principieller Weife vom roͤ⸗ 
mischen Privatreht. Wie im öffentlichen Recht tem Staatöwillen die All- 
macht, fo blieb im Privatrecht dem Individualwillen bie ſchrankenloſe Freiheit 
verfagt. Statt von fouveränen nnd beziebungelofen Einzelwillen gieng man 
nad) wie vor von gegenjeitigen Willensbeziehungen aus. Befugniß und Pflicht, 
sechtliche Herrſchaft und rechtliche Beſchränkung blieben innerlich untrennbare 
Korrelate. Die Rechtögleihheit ber Perfonen ſchien doch kein Nivellcment, 
bie Einheit des Vermögens keinen farblofen Sachbegriff, die Unterwerfung bes 
Rechtsobjekts unter bie Willensherrſchaft des Rechtsſubjckts nicht die juriſtiſche 
Irrelevanz ber Objekte zu fordern. Und in feiner Stellung zum Hecht und 
Intereffe ber Allgemeinheit blieb das Privatrecht in ungleich höherem Grabe 
gebunden und beichränft als bas rein inbivitmaliftiiche Recht ter Römer. 

Im Gefolge diefer Umwanblungen mußten bie alten Rechtsiuftitute, im 
welchen öffentlichrechtlihe und privatrechtliche Elemente ungeſchieden enthalten 
waren, im Stabtrecht zuerft fich in zwei verſchieden geartete Suftitute fpalten, 
welche einerjeits als Gegenſätze und andrerſeits doch als verwandte Sprößlinge 
besfelben Keims erſchienen. So fpaltete fi vor Allem das alte Grunbeigen- 
thum tn die oͤffentlichrechtliche Gebietshoheit und das Privateigenthum an 
Grund und Boden, Die dingligen und yerfönlichen Laften, Abgaben und 
Dienfte fielen auseinanter iu die dem Gemeinwejen geſchuldeten Steuern unb 
Dienfte und die auf Privatrechtstiteln beruhenden Zinfe und Leiftungen. Die 
alte Stellvertretung loͤſte fih auf in die Organſchaft einer Gemeinheit und 
die Willenöpertretung eines Individuums, in das Amt und die Vollmacht. 
Vertrag und Verfaßung; Vereinbarung und Statut wurben zu parallelen, 
aber ungleihartigen Begriffen. Aehnlich verhielt es fih z. B. mit den Be 
griffen ber öffentlichen unb ber Konventionalftrafe, ber gerichtlihen und ber 
fhiedsrichterlichen Entfcheitung. Und basfelbe ließe fi durch alle Rechte 
gebiete verfolgen. 

Bas insbeſondere die Bedeutung biefer Scheibung des öffentlichen und 
privaten Rechts für den Perfonenbegriff angeht, fo blieben Rechtéfubjelte, 
mithin Perfonen, im öffentlihen Recht und im Privatrecht nebrneinanber 
Verbände und Einzelne, insbeſondere alfo die Stadt und ihre Bürger. Der 
Einzelne war als Individuum im Privatrecht, ald Bürger im öffentlichen 
Recht befugt und verpflichtet; die Stabt war im öffentlichen Recht als All- 
gemeinheit die Trägerin höherer Gewalten und Pflichten, im Privatrecht ftanb 
fie als Einheit den Individuen gleih. Die Unterſcheidung biefer zwei Seiten 
der Perfönlichleit war von den allerwichtigften Folgen: gleichwol vergaß man 
darüber nicht des von dem Weſen ber. Perjönlichleit untrennbaren Mertmals 
ber inneren Einheit. So wenig man daher aus ber Doppelfeitigkfeit eine 
Doppelperjönlichkeit des Einzelnen folgerte, jo wenig unterjhieb man etwa 
von ter Stadt qua Staat eine Stadt qua Fiskus, eine „Stabtlämmerei“ 
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oder Stabtlaffe ala befondere Perfon. Es war biefelte Stabt, welde als 
Gemeinweſen richtete und als Privatrechtsperjon Taufte ober verfaufte Nur 
war jet das Privatrecht feiner inneren Natur nach genügend erfannt und ge- 
feftet, um fich felber gleich zu bleiben, mochte nun ein Einzelner oder Die 
Stadt als fein Subjekt in Betracht kommen. 


8 26. Die Stadtperſönlichkeit and die Stadtmarlk. 

Die Stadtmark war urfprünglihd eine Marl im alten Sinne‘). An 
ihr beftand daher ein bürgerfhaftliches Geſammtrecht, das nach oben Kin durch 
höheres Herrenrecht bejchräntt, nach innen im Geifte der alten Ländlichen Ber- - 
faßung vertheilt, in beiden Richtungen von ungetrenntem politiſchen und pri- 
vatrechtlichen Gehalt war. Die innere Struktur aber dieſes Geſammtrechts 
war bebingend und beitimmend für die Struktur ber bürgerlichen Genoßen- 
Waft 

Ganz anders wurde ed, ſeitdem bie Stadt als Perſon in das Recht trat. 
Nunmehr ſchloß fich das Recht der Stadt als ſolcher nach außen und innen 
ab. Nach beiden Richtungen hin ſchied ſich das oͤffentliche Gebietsrecht und 
das Privateigenthum an Grund uud Boden. Das erſtere trat in einen 
inneren unb weſentlichen Konner mit dem Bau ber Stadt, bad Privateigen- 
thum aber fiel der freien Individualfphäre anheim. Darans ergab fi für 
die Stadt ber Begriff eines flantlihen Territorialgemeinwefens, für die Rechts- 
verhältuige an Grund und Boben bie völlige Auflöfung bes biäherigen Rechts: 
ſyſtemes. 

Dies Alles jedoch vollzog fich nur ſchrittweiſe, oft ungleichmäßig und ſtets 
nur für den eigentlich ftädtiſchen Lebenskreis. Wir haben baber im Folgen- 
ben nebeneinander das Alte und das Rene barzuftellen und zn diefem Behufe 
gefendert das Verhältnig zu einem höheren Gebietöheren, zu andern Berbän- 
ben und zu den eignen Gliedern zu betrachten, um zuletzt die Bedeutung ver 
Stadtmark für den Bau bes ftäbtiihen Gemeinweſens feftzuftellen. 

I. Einem höheren Gebietsherrn gegenüber beftanden an ber 
Stadtmark 

1. anfänglich genau dieſelben Rechtsverhaͤltniße, wie fie auf dem Lande 
in bunter Maunichfaltigfeit vorfamen. 

Es gab alio Stadtmarken im freien Gejammteigenthum, andere im vogtei⸗ 
lichen und belafteten Gefammteigentbum, wieder andere im bloßen Gejammt- 
antereigenthum oder Gefammtnutzungsrecht der Bürger. In entiprechenber 
Weiſe ftand der Bürgerjchaft bald lediglich die Gebietäherrihaft des Könige 
und feiner Beamten, bald die Vogtei⸗ oder Gerichtäherrichaft eines Biſchofs 
oder Fürften, bald eine wahre Grundherrſchaft an ber Mark gegenüber. Das 


1) Dieb aus einer reichen Fülle von Material nachzuweiſen, ift ein großes 
Verdienſt v. Maurers, bef. Städten, IE 1—1%. 
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Verhältniß von Herrenrecht und Gemeinderecht konnte dabei au verfchiebenen 
Stüden ber Mark fi verſchieden geftalten: es war aber regelmäßig bas 
gleihe an dem Kern des bürgerlichen Geſammtrechts, d. h. ber bürgerlichen 
Allmenbe, und an dem Kern bes bürgerlichen Sonderrechts, d. h. ben Höfen 
und Hänferu der Vollburger 2). Und in den verichiebenen Nüancen biefes 
Xheilungsverhältniges des dinglichen Stadtmarkrechts war urfprünglich eben- 
ſowol bie privatrechtliche Stellung ber Bürgerfchaft in Bezug auf Grundzinſe, 
Dienfte, Berfügungsfreiheit u. |. w., ald das Maß ber berrichaftlichen und 
bürgerlichen Gewaltrechte gegeben. 

Boller Gemeindefreiheit entſprach von Alters her echtes Gefammteigen 
an ber Stabtmark oder einem Xheile berjelben?), ohne daß natürlich damit 
Streitigfeiten über ten Umfang ausgeſchloßen waren t). 

Berbuufelter oder herabgeminderter Gemeindefreiheit entſprach die Ber- 
dunkelung oder Herabminderung bed Eigenthums an der Stabtmark. Sn 
bemjelben Grabe daher, iu welchem zeitweife auch freie Gemeinden fich bifchöf- 
licher oder fonftiger Vogtei fügen mußten, hatten fie auch ein oberherrliches 
Recht an ihrer Mark zu dulden. Sie hatten vom Sondergut Zins zu zahlen 
und felbft Dienfte zu Teiften, und fie mußten in gleicher Weiſe am unver 
theilten Lande eine vogteilihe Herrſchaft anerkennen. So erſcheint in Baſel 
bei der Stiftung bes Klofterd S. Leonhard nad einer v. 1033 datirten aber 
wol erft dem 12. Jahrh. entftammenden Urkunde der Bilchof als derjenige, 
welcher die eigentliche Verfügung über das dazu hergegebene Gemeinland trifft, 
und die Bürgerſchaft ertheilt nur ihre Zuftimmung?). In Strasburg waren 


2 y. Maurer, Städten. IL 180. 

2) Bol. Th. IS. 254 Note 8 In Magbeburg feht der Redhtöbrief f. 
Herz. Heinr. I. v. Schlefien (Tzſchoppe u. Stengel 270 f., Laband 4 f.) in 
& 3 eine proprietas an der communio civitatis . . tam in campis quam in ailvis 
aut in quibuscunque locis voraus; ebenfo $ 18. Auch in Bremen fcheint bie 
Urf. v. 1159 b. Lappenberg, Hamb. Urkb. 203 ein Eigenthum der Bürger au 
ihrer Gemeinweide zu ftatuiren; ſcharf wird derſelben die bifchöfliche Hofmark ent- 
gegengeftellt, an ber die Bürger ebenfalls ein Mitweiberecht haben. Die Bürger- 
mark umfaßt die terminos: pascuorum suorum quae ab antiquo possederant; 
die Hofmark nennt der Biſchof campum insuper ad curiam nosiram Berchove 
specialiter attinentem. Nur bezüglid der Ießteren werben der Benutzung gewiße 
Schranken gezogen. Bgl. auch Url. v. 937 u. 967 ib. 42 u. 49. 

9 Erlangte doch felbft in Köln ber Erzbifhof 1180 u. 1258 Schiedsſprüche, 
die ihm das Eigenthum an Mauern, Thoren, Thürmen, Gräben u. öffentlichen 
Plätzen zuſprachen, ohne daß freilich in Wirklichkeit die Stadt ihr Eigenthum baran 
einbüßte.e Ennen, Köln II. 524. 

, Bei Heusler, Bafel 93: monticalus ille totius urbis civium commu- 
nis erat. Ezelinus adiit episcopu:n supplicans, ut oo mediante et totius urbis 
populo consentiente locus ille libertati donaretur. Presul igitur populum 
Dei alloquitur facilique eoncione consensus totius plebis inclinstur. Assum- 
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die Verhältniße beftritten und ſchwankend, wie ja auch bier die Freiheit ter 
Bürger am Ernfteften in Frage geftellt und mit am Glänzendſten behauptet 
wurde. Landſchenkungen, die der Biſchof hier im 12. Jahrh. mit Bewilligung 
der Bürgerihaft vornahm®), können nur ans der Stabtallmende erfolgt fein, 
deuten alſo auf biſchoͤfliches Obereigentfum; andrerſeits kommt um 1142 
auch jelbftändige Verfügung der Bürgerfchaft über Grund und Boden vor ?). 
Jedenfalls kam es zum Streit, den i. J. 1214 Friedrich I. zu Ungunften 
der Bürger dahin entfchieb, die ganze Stabtallmende, in und außer der Stadt, 
babe der Biſchof vom Reich zu Leben und er allein Zönne ein Recht baran 
einräumen ®), Wie aber die Ratböverfagungen troß aller Kaflationen ter 
ftäbtefeinblichen Geſetze fortbeftauden, jo behauptete ſich troß jenes Spruchs 
die Bürgerfchaft im Befit ihrer Mark; vergeblich ſuchte 1261 noch einmal 
ber Biſchof, fi ein Mitbeftimmungsrecht über die Allmende zu vindiciren; 
1263 mußte er definitiv das Alleineigenthbum der Stadt anerkennen”). Aehnlich 
ift überall mit ber politiichen und perfönlichen Freiheit zugleich das echte und 
freie Gigenthum der Bürgerfhaft an ihrer Marl, Allmende wie Sondergütern, 
verbunfelt, herabgemindert und ganz ober theilweife wieberhergeftellt worben!®). 

Dem allmäligen Emporfteigen ber Töniglichen und fürſtlichen Hofftäbte 
entiprach die langſame Erhebung eines blos aus Gunft eingeräumten Ge⸗ 
ſammtnutzungsrechtz zum freien bürgerlichen Eigenihum an ber Stabtmarf. 
Maucherlei Zwiſchenſtufen zeigen bier einen Zuftand, ber ben Keim ber Un⸗ 
fiherheit und des Streites in fi trug. So läßt ein in Frankfurt geführter 


tis itaque cleri prioribus et civium nobilioribus condescendit episcopus et 
locum libertati donarvit. 

%) Bei Strobel, Geſch. des Elſahes L 380—382: consentientibus omni- 
bus canonicis et burgensibus; omnibus burgensibus tam divitibus quam pau- 
peribus consentientibus; communi petitione burgensium; communi consensu 
burgensium. 

nn Strobel a. a. D.: burgenses omnia lobia juxta murum versus 
portam . . et unum areale . . donaverunt. 

8) Schöpflin, Als. dipl. I. 826: quod nullus hominum illas terras in 
civitate vel extra quae vulgo nuncupantur almende habere debeat vel sibi 
ex eisdem aliquid vendicare, nisi de manu episcopi, qui ipgas terras ab im- 
perio et de manu nostra se tenere recognoscit. 

®) Urk. v. 1261 b. Schöpflin 1. c, 4385454. Revers v. 1263 a. 6. b. 
Schil ter zu Königehoven S. 78. Arnold I. 842. 3. 3. 1261 bezeichnet der 
Biſchof es als thatfächlichen, aber ungerechten Zufand, daß bie Bürger almendas 
in civitate et ejus banno sitas ecclesia nostre per imperialem sententiam 
dudum adjudicatas privatis suis usibus applicant. 

120) Ueber Worms Urk. v. 1156 b. Behannat IL 77: ad fines communis 
pascue burgensium; 1220 u. 1236 b. Morig IL 157. 170. Ueber Züri 
Bluntſchli, R. G. 18 13 ©, 62f. Ueber Regensburg Url. v. 1318 b. 
@emeiner 1. 544. 
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Streit einen Einblick in tie Bilbungsgefchichte der dortigen Stabtmark thun!!). 
Anch in Münfter läßt fi verfolgen, wie in biefer unzweifelhaft grumbherr- 
lichen Stadt die Hofmark zuerft unter manderiei Streit thatfädlich und dann 
rechtlich eine freie Stabtmart wurtel?). In Ulm mußte noch 1241 ber Kaifer 
bei Verfügungen üter die Mark zuftimmen !2). Und wenn im 

die bebeutenderen Königsftäbte und bie freieren Hofftäbte der Fürſten mit 
ihrer politifchen Unabhängigkeit und Selbftändigkeit auch frühzeitig das @igen- 
thum an der Stabtmark errangen!*), fo Tagen fi in Fleineren Stäbten dieſer 


11) Kaiſer Heinrich VL hatte 1193 einen Hof bei ber Stadt dem Schult⸗ 
heiten Wolfram gefchentt, die Wittwe deö Iepteren ihn dem Kloſter Haina trabirt 
u. Friedrich IL dies 1216 beſtätigt. Demſelben Klofter traten die cires ihrerfelts 
1219 ein jenem Hofe angrenzended Wieſen⸗ und Eumpfland gegen jährlichen Zins 
ab. Dabei bezeichneten fie dies Land als Theil ihrer Allmende (in ipsorum pe- 
scua Communi situm; . . ad suam retineant communionem). Das Kiofler aber 
beftritt fpäter die Berechtigung der Stadt und weigerte bie Zinezahlung. Die 
Pürger beftanden auf ihrem Net. Der König indehß zwang fie zum Verzicht auf 
bie Abgabe (1227). König und Stadt befunden dies in zwei befonberen Urkunden, 
bie bei äußerer Achnlichkeit eine ſehr abweichende Auffaßung des Vorganges zeigen. 
Der König erflärt, die Bürger Hätten auf feinen Befehl ihr vermeintliches Recht 
anfgegeben, das fie anf bie Behauptung geftügt hätten, quod ad ipsorum jaris- 
dictionem et communitatem pratum, silva et pascus jam diote curie perti- 
nerent. Die Stadtgemeinde dagegen (scultetus cum universitate civium) bekumdet, 
fie Habe auf Wunſch des Könige und der Königin buch Gemeindebeſchluß (de 
communi consensu) ben Klofterbrübern ben biöher gezahlten Zins erlaßen, obwel 
diefelben rechtlich (rationabiliter) der Stadt verpflichtet geweien ſeien. ODieſe 
Rechtsverwahrung beutet daranf, daß wicht blos bie Grenze, fondern auch das 
alleinige Berfügungsrecht der Stabt über die faktiſch aus dem Köntgeland jedenfalls 
ſchon ausgefchiedene Stadtmark in Frage ftand. Bol. die Url. b. Boehmer 19. 
24. 27. 60. 54 u. Fichard 94—102. Nebrigens erkannte ſchon 1219 der König 
jelbft die Selbftänbigleit der Stadtmark an, indem er ber universitas civium 
einen dem Reich gehörigen Hof am Kornmarkt ſchenkte, um eine Kapelle darauf zu 
bauen und in alle Zukunft deren Pricfter zu beftellen; Boehmer 28 u. 29. Hund 
1225 ib. 44 heißt es: in pascuis et silvis communibus et privatis. 

#) Der Grundherr beichwerte fi, daß die Bürger Eichen unb Buchen zur 
Befeftigung der Stadt dem Walde entnahmen. Ordinatae erant arbores grandes 
quercinae et faginae, quas maledicti homines, etiam cives urbis desecuerunt 
et fortalitium ex eis ante urbem construxzerunt. Später aber verfügte die 
Stabtgemeinde, die ſchon 1257 fjelbfländig einen Bund mit Bifchof und Domkapitel 
eingieng, ganz frei über bie Marl. So 1542 u. 1850. Willens, Geſch. ber 
Stadt Münfter 49. 58f. 122. 150 f. 

19) Jäger, Ulm 722, 

Bol. über Dortmund Maurer L 254 u. IL 181 Rote 5; über Goeft 
ib. 1249 f. u. 11. 91 fe Aus dem in Bern 1218 gebrandhten Wort usuagium 
ift noch nicht mit Maurer IL 131 auf bloßed Nupungsrecht ber Bürger zu fliehen. 
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Klaſſe auch fpäter noch die jehr verſchiedenen Stufen bes bürgerfchaftlichen 
Rechts an der Stadtmark erfennen, welche ftetd in bireftem Verhältniß zu 
ber in ber betreffenden Stadt erreichten Stufe bürgerlicher Freiheit und Selbft- 
verwaltung ftehen. So finden wir in GSeligenftabt noch im 14. Jahrhundert 
ein ſehr beſchränktes vogteiliches Eigenthum, dafür aber auch noch Beſthaupt⸗ 
pfliht der Bürger und eine wenig freie Gemeindeverfagung!). In Weißen 
burg wird 1. 3. 1275 dem Abte „dominiam et magistratus", Obereigenthum 
und grundherrliche Vorfteherfhaft, den Bürgern aber ein umfaßenbes und 
jelbftändiges Untereigentfum an ber Stabtmark beigelegt, und dem entſprachen 
die perfönlichen Verhältniße der Bürgerfhaft!). Die Stadt Selz aber liegt 
noch 1310 ganz auf „des closters eigen“, Allmente und Einzelgüter in ihr 
werben von der Bürgerjchaft Lediglich zu Hofrecht beießen, und fo ift denn 


In Nürnberg heißt es 1813 6. Gaupp I. 179 f.: stratas communes vel regias 
vulgariter appellatas (alſo dem Namen nad noch Föniglid). 

15) Es heißt zwar: quarum proprietas pertinet ad oppidanos, aber nadh- 
ber: hereditas nemoris, similiter aquarum, silvarum et arvorum intra oppidum 
et extra pertinet ad oppidanos et ad oppidum. Außerdem finden fi Hofz- 
berechtigungen am Herrſchaftswalde. Die Befthauptpfliht ber Bürger nnd ihre 
ganze Gemeindeverfaßung zeigt, daß fie jedenfalls kein vollfreies Eigen an ber 
Mark hatten. Bol. Weisth. b. Kindlinger, Hör. 420f., Grimm I. 506 f. u. 
Maurer I 249 f. 

16) Vgl. den Schiedsſpruch, den K. Rudolph u. Andere 1275 in einem 
Streit zwifgen Abt und Konvent einerfeitd und ben cives Wissenburgenses 
audrerſeits fällen, bei Srimm IL 764—766. Drei Banuhölzer gehören dem Abt 
allein. Alle andern Waldungen dagegen und Waßer und Wieſe im Territorium 
der Stadt find bürgerfchaftfiche Allmende, aber Höjterlicher Grundherrlichkeit und 
Markvorftanbichaft unterworfen: sins communes et almeinde, ita quod abbas sit 
super his magister et dominus; ebenjo nachher: communes pascue que vulg. al- 
meinde vocantur, aber „dominium et magistratus“ des Abts. Deshalb hatte 
der Abt das Recht auf Rovalzehnten, wenn Weder oder Weinberge daraus gemacht 
wurden; er war Haupt der „communitas“, Richter in Marlangelegenheiten, ver- 
fügte über die Mark; auch genoß er Vorrechte bei ber Rugung, hatte die Benup- 
nng zu erlauben und bezog die Bußen für den Bruch ber Einungen. Anprerfeits 
aber hatten bie Bürger fefte und felbftänbige Beholzigungs⸗, Maft- und Weiderechte 
in der Mark; nur mit dem commune consilium civium Tonnte über die Subſtanz 
ober Benugung der Mark verfügt, eine Markordunug (eynunge vulg. ordinatio) 
errichtet ober ein Walbhüter (custos silvarum) beflellt werben; und bie anf ben 
Almenden vorgefallenen Streitigkeiten follte ber Abt nur unter Zuziehung ber 
Bürger (per cirium . . auxilium) richten. Diefer Zuftaud aber entipricht etwa 
dem damaligen perfönlichen Verhältuiß ber Gemeinde; denn bieje war keineswegs 
ichon frei, vielmehr waren bie Bürger nicht uur zind-, fondern auch befthaupt- 
pflihtig und nur das Streitroß konnte Iodgelauft werden (S. 765); anch mußten 
fie bei der Rathswahl (si consules civitati . . praeficiuntur) ben Abt zuzichen 
nnd durften nur, wenn er weder felbft kam noch einen Vertreter fchidte, Die bem 
Reich, dem Klofter und ber Stadt förderlichfte Wahl allein treffen (S. 764). 
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auch von einer wahren Stabtverfaßung hier überhaupt noch nicht die Rebe, 
inden weder bad Gemeinweien ald Ganzes dem Herrenrecht gegenüber ge- 
ſchloßen noch die perjönliche Freiheit ber einzelnen Bürger principiell anerfannt 
if). Sole Fälle einer an der Stadtmark fortbeftehenden eigentlichen Grund⸗ 
herrſchaft find auch noch aus ſpäteren Zeiten nachweisbar!®): fie find aber nur 
der Ausgaugspunkt für eine Entwidlung, bie erft mit ihrer Neberwindung 
eine wirklich ſtädtiſche wirb1%). 

Endlich war auch bei neuen Stabtanlagen unerläßli, ber Bürger- 
gemeinde ein dingliches Recht an ber Stadtmark einzuräumen!N). Und aud 
diejes Recht entſprach nah Stärke und Gehalt dem Grade ter gleichzeitig 


129 W. v. Selz v. 1810 b. Grimm L 759—764. Die ganze Stabt li ufe 
des . . closters eigen mu Selse und jeder Bürger bulbigt dem Abt ald Grunbherrn: 
fo Tann denn andy das Necht des Klofterd auf Abhaltung der drei echten Hof- 
Dinge und der Wochengerichte ($ 1—7), auf bie Schöffenweilung ($ Sf.) und bie 
Ernennung der Schöffen und bed Büttels ($ 34-85), auf Bannwein u. Wein- 
ſchank (3 25—29), Münze ($ 24), Zoll- und Marktabgaben ($ 25—29) tief in 
das ftädtifche Gemeinweien hineinreichen. Aber auch die einzelnen Bürger find 
nicht freie Eigenthümer ihrer Grundftücke, denn in dem vorg. eigen sol nieman 
han kein gut, er in hab es danne zu lehene oder umbe einen zins von 
demme closter zu Selse (8 10): jo if denn wicht bloß die Körperfchaft, es find 
auch die Einzelnen noch unmittelbaren Herrichaftsrechten bes Abts (pr. u. $ 36) 
und der Bede⸗, Befthaupt- und Dienftpfliht (4 10. 11. 14. 32. 83) unterworfen, 
ja es giebt noch perjöntich hörige Bürger in der Stadt, indem jeder tauglich 
Bürger auf ein Fahr, ber börige aber fo lange es bem Abt beliebt Schöffe werben 
fol ($ 36: ist aber der biderman des stiftes z. 8. vonme libe, der mus scheffen 
sin als lange ein abbet wilt). 

ı) Bel. Maurer, Stadte. 1.257. II. 181. II. 272 f. ®. v. Remich b. 
Grimm I. 240-249; v. Neukilch ib. 291—300; v. Dornheim ib. 872 —380; 
v. Wetter v. 1239 ib. III. 344. Ueber die Rechte, die noch im 14. Jahrh. der 
Herr und fein Meter an dem Markt und deu Gaßen in Bonn hatte, Weisth. b. 
Grimm IV. 768. Beſonders Iehrreich find auch bie jura burgi de Chatelblane 
v. 1308 db. Grimm I. 845848, wo der Grundherr no an aula fori et ejus 
redditus das Eigenthum, eine börige „familie“, Ziufe an allen Häufern, Mühlen 
u. Badofenzwang, ein Hofgeriht u. f. w. bat. Auch W. v. Lautern ib. 775. 

a) Daher heißt es 3. B. 1417 in Dombeim b. Grimm I. 374: das gotz- 
hus sol cze Dornhain allü die reht han an ampten und an allen dingen, als 
ob es ein dorf wäre. 

120) Faſt jedes Gründungsprivileg Liefert den Beleg. Bol. 3. B. Priv. f. 
Lübel v. 1188 n. f. Hamburg v. 1189. Weftfäl. Url. f. Sagen v. 1296 8 5 
n. f. Hirfeäberg v. 1808 $ 9 u. 17 5. Seiberg DI, 1. 572; I. 472f. Die 
Gründungsurf. 6. Tafhoppe u. GStenzel, 3. B. 277. 819. 328 f. 389. 424. 
448. 6592. Biele Priv. b. Gaupp, Gtadtr.; Bengler, Stadtr. u. Cod. mun. 
Dazu Zittmann 1. 218f. Stenzel, Einl. 187f. Maurer, Stadtv. L. 276f. 
"Unten Rote 20. 
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begründeten yerjönlichen Freiheit und genoßenſchaftlichen Selbftgewalt. Echtes 
geundberrliches Eigen erhielten die Bürger Anfangs nit. Denn fie mußten 
als Einzelne von ihren Hofitätten einen Zins entrichten und waren ald Ge- 
fammtbeit mannichfachen Beſchränkungen und Belaftungen bezüglich der unge- 
tbeilten Mark unterworfen. Andrerfeits erhielten fie wie an ihren Häufern 
und Höfen fo an einer gemeinen Mark ein jelbitänbiges Herrichafte- und 
Nutzungsrecht, das jedenfalls ftarf genug war, um die ganze Stabtmard als 
die ihre erfcheinen zu lagen. Denn von dem bürgerfchaftlichen Geſammt⸗ 
recht an der Stadtmard werden immer anf das Schärffte biejenigen 
Nutzungsbefugniße unterfhieden, welche den Bürgern augerdem an ben 
herrſchaftlich verbleibenden Wäldern, Weiden und Gewäßern ertheilt zu 
werben pflegten?%. Das Recht, welches ten Bürgern an der Stabtmarf 
gegeben wurde, lag baber zwifchen vollfreiem Eigen und bloßem Nutungs- 
recht in der Mitte. Im Mebrigen konnte e8 von jehr verichiedener Beichaffen- 
heit fein und fonnte fi) demnächſt auf der einmal gegebenen Baſis mit dem 
Wachsthum der bürgerlichen %reibeit in verſchiedenem Grabe verbichten. 
Möglih war es, daß die Stabtmark als Lehn?!) oder als hofrechtliches 
Erbe??) der Vürgerjchaft erſchien. Ste konnte aber auch als vogtbares oder 
belaftetes Eigenthum verliehen fein ober fih zu ſolchem heranbilden2®), 
Sie konnte endlih auch als freies oder doch nur um einzelne gerichtäherrliche 
Befugniße geminbertes Eigen aufgefaßt werden). Der Beichaffenheit und 


2) So in ber Berner Handf. v. 1218 6. Gaupp II. 45 8 6: concedimus.. 
vobis regia libertate silvam que dicitur Bremegarto et quicquid muris ville 
circumquaque adjacet et accolinatur pro usuagio quod vulg. dicitur Almenta, 
et insuper damus vobis communitatem et usumfructum, quod dicitur Ehehafte in 
foresto pro omni necessitate vestra, indempne tamen et sine destructione. 
Das Lömwenberger Etadtbuh b. Tzſchoppe u. Stengel S. 279 unterfcheibet: 
he gap in ouch ein vorwerce . in die sat zu gehoren mit allerslachte rechte; 
und: he gap in ouch, daz die burger v. L. u. die drin gehoren mit allerhande 
vie der weide von Placuitz sollen nutzen. Bgl. Stengel, Ein. S. 137 
Nr. 1-6. So erhielten auch Dresden (1287), Lieberofe, Guben, Eommerfelb 
Hütungs⸗, Holzihlags-, Jagd⸗ u. Fifchereirechte in den fürftlichen Wäldern u. Ge⸗ 
wäßern als befondre Gefammtnugungsrechte außer der Stadimark; Tittmann 
a. a. O. Bel. auch W. v. Selſe b. Grimm L 761f. 8 13—15 mit $ 30. 
Dben Note 3 n. 15. 

21, Ein Beifpiel oben in 8 22. 

29 So wol noch 1164 in Hagenau 6. Gaupp L 97: nostra liberalitate 
nemus adjacens usus illic inhabitancium permittimus, Auch in Laudenburg 
nach Rote 26. 

25) Bei den Stäbtegründungen bed 13. Jahrh., befonders auf ſlaviſchem 
Boden, ift bied Die Regel. Grundzins, Erbvogtei, Berfügungebeichräntungen n. |. w. 
zeigen dies. Bol. Note 25—27. 

2) So verlangen ſchon in ihrem Rechtsbrief für Herzog Heinrich I. v. Schlefien 
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ber Sutenfivität dieſes dinglichen Geſammtrechts entſprach dann die Beichaffen - 
heit und Intenfivität des Herrenzechts an ber Stabtmark, das als Grumb-, 
Bogtel- ober Gerichtsherrſchaft in verſchiedenem Umfange den Boden unmittel- 
bar ergriff. Und auch Bier war das Verhaͤltniß des binglichen Herrenrechts 
und bes dinglichen Gefammtrechts urfprünglich in ganz berfelben Weiſe die 
Duelle und das Maß bes politiichen wie bes Privatrehts. Hier wurzelten 
die vom Sondergut und bisweilen auch von ber Allıneude an ben Stabt- 
berrn zum zahlenden Zinfe25) und bie Beichränfungen ver Bürgerſchaft bei 
Berfügungen über ihre Mark). Hier aber wurzelte uch das Recht des 


(b. Laband ©. 5) die Magdeburger für alle nach magdeb, Recht zu gründenden 
Städte proprietas au ihrer Mark und ausichließliche Verfügung über deren Be⸗ 
banung. $ 8: item ut vobis nostra Äidertas ubique sit pro exemplo, proprie- 
taten, quam ad communionem oisitatis de vestra largitate tam in campis quam 
in silvis aut in quibuscungue locis tribuistis, non vos contra voluntatem et 
honorem civitatis impedire debetis fossatis sive quibascungue edificiis, non 
aliquem malignum contra vestra statuta hoc presumentem tolerare debetis. 
Die Stelle beweist zugleich ben Zufammenhang von proprietas und libertas uud 
die Ungeſchiedenheit bed Rechts an der Mark u. am Territorium. — Bol. Etadtr. 
v. Eifenah v. 1283 $ 19 b. Ganpp I. 201: pascus.. et communitates.. 
fluvios et torrentes.. nostris burgensibus jure proprietatis contulimus et do- 
navimus. Priv. v. 1315 f. Bieſenthal b. Zimmermann IL 162: universa 
ligna et gramina pertinent ad civitatem nostram titulo proprietatis. Gtabtr. 
». Sueftern v. 1260 b. Grimm IIl, 862: quod scabini de communi consensu 
civinm Suest. assumpto advocato domini de V. possunt suas communitates 
ponere ad bannum seu ad pacem. 

=, Allmendzins 3.3. in Monpingen nah Maurer IL 188. Bol. aud unten 
Note 84. 

26) So beburften scult. cons. ceterique jurati oppidi Bruchsselle i. 3. 1314 
ber Genehmigung von Biſchof und Stift in Speier, ut ipsum locum dictum ze 
den stangen .. qui vulg. dicitur ein almende, inter se et oppidanos sive in- 
colas dicti oppidi dividere sen distribuere possint; u. bie Erlaubniß wurbe 
nur unter der Bebingung gegeben, daß bie Zuthellung an bie Einzelnen zu un- 
veräußerlichem Recht erfolge. Url. b. Remling I. 471. — Die Bürger von Sil- 
besheim follten nicht ohne den Vogt und ber Bogt nicht ohne fie Aber die Mark 
verfügen; Maurer I ©. 181 Note 10; vgl Note 12 u. 16. — Die Stadt 
Guben beburfte nad Zittmann L 342 i. 3. 1280 fogar der Einwilligung bed 
Markgrafen, um ihre Viehweibe zu anderweitem Gebrauch zu verwenden. — Unb 
1315 b. Schannat Il. 164 heißt es in einem Vergleich des Bifchofs von Worms 
und feiner Stadt Laudenburg einerfeits und eines Herrn Rejuvart andrerfeits: mee 
8o sprechen wir, daz der Odenwalt bis in die Utere sal sin ein rechte al- 
mende des bischofs u sines stifftes ze Worms u. sinre stad zu Laudenburg 
zu allem irem recht, .... ewiclich den von L. zu irme nuſae u. fromme. . . U. 
daran sol der bischof u sin stad L geben hern Rejuvart 100 & heller 
Biſchof und Stadt treten alfo gemeinihaftlih für bie im Obereigentbum des 
Erſteren ftehende Stabtallmenbe auf. 


8 26. Die Stabtperfönlichkeit und die Stabtmarl. 657 


Stadtherrn bezüglich des Stadtgerichts, der ftähtiihen Aemter, des Antheils 
an oͤffentlichen Gefällen, der Beſtätigung von Wahlen und Statuten, der 
Bürgeraufnahme u. f. w.?7). 

2. Eine principielle Beränderung in bdiefen Verhältnißen 
mußte eintreten, jeitbem die Stadt Perfon wurde und im Zufammenhange 
biermit öffentliches Gebietsrecht und Privateigentfum an Grund und Boden 
auseinanderfielen. 

a. Sm döffentlihen Recht trat nunmehr zwiſchen den Stabtheren 
und bie Siadtmarf die geichloßene Einheit des ftädtifchen Gemeinweſens. 
Dieſes Gemeinweien aber ertrug, foweit es eben Gemeinwejen war, fein in 
fein Inneres bineinreichendes fremdes Recht. Deshalb nahmen nun diejenigen 
im Recht an der Stadtmark enthaltenen Befugniße, welche der Stadt als 
politiicher Allgemeinheit zuftanden, einen bejonberen Charakter an. Gie 
foncentrirten fih in dem Begriff eines ſtädtiſchen Gebietsrechts, eines 
mit ter Stadt gegebenen und für fie wejentlichen rein öffentlichen Rechts am 
ſtädtiſchen Xerritorium. Als Territorium war die Stadtmark die uncrläßliche 
und efientielle Bafis des auf ihr fich aufbanenben bürgerlichen Gemeinweſens; 
und ſoweit fie dies war, gehörte fie der Stabt und nur ber Stabt, ohne 
daß eine direkte und unmittelbare fremde Herrſchaft an demſelben Gebiet 
damit vereinbar geweſen wäre. Freilich ftand immer eine höhere Gewalt 
und oft ein Herrenrecht über ter Stabt: aber dieſes Recht war zunädhft 
gegen das Gemeinweſen als ſolches und erft mittelbar gegen deſſen Gebiet 
gerichtet, ergriff alfo nicht mehr unmittelbar den Grund und Boden. Und 
wenn für die Stellung der Stabt der alte Unterjchieb des dinglichen Rechtes 
keineswegs gleichgültig war, vielmehr gerade von ihm es weientlich abhieng, 
ob das neue Gemeinweſen nur die Reichögewalt, ob ein koͤnigliches Herrſchafts⸗ 
recht, ob eine anderweite ftärkere oder fchwächere Herrichaft über ſich anzuer- 
fennen Batte: jo war doch die Freiheit ober Abhängigkeit ber Stabt nicht 
mehr Ausflug eines vollen ober getheilten Eigenthums an der Stadtmarf, 
fondern flog aus der öffentlichen Rechtsordnung, welche eine ungleiche 
Selbftändigfeit ber einzelnen Stabtgeblete bedingte. Es lag in der Natur 
der Sache, daß jede Stadt als letztes Ziel die volle Gebietähoheit in ihrem 


2,9, v. 1469 5. Grimm III. 866—368: alle herlichkeit an der stat, 
amt u. gericht zu Lauterbach. W. v. Wetter v. 1289 b. Grimm III. 844: 
dominus noster habet statuere et destituere judicium in advocato sculteto 
et 14 scabinis et debet facere einungen in opido et villis adjacentibus de 
agris pratis pascuis silvis et via communi. In Meiningen werben Bürger „von 
bed Herren und ber Stadt wegen” aufgenommen, fchwören beiden, von beider 
wegen Tann jeder Bürger einen Gaft kümmern, wirb dur ben Schultheiß 
Geleit gegeben und wird dur Rath und Gemeinde ein neuer Schultheiß ge⸗ 
wählt; Grimm, W. III. 600. 597. 598. Maurer I. 89f. 533. 596f. III. 
272. 536. 

IL, | 42 
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Zerriterium anftrebte.e Wenn aber au nur wenige Städte dieſes Ziel 
erreichten, jo wurde doch immer bis zu demſelben Grabe, bis zu welchem ber 
Stadtbegriff überhaupt durchdrang, das Gebietsrecht der Stadt abgeſchloßen 
und feftgeftellt. Jede Stadtmark daher war gegen jede höhere Gewalt durch 
bie Einheit des Gemeinweſens in fich geichlogen und konnte mit Recht als 
ein freies und immunes Gebiet, als eine „Smmunität” ober „Freiheit“ be- 
zeichnet werben 9). 

Die Eonfequente Durchführung dieſes Gedankens forderte Die Bejeitigung 
aller fremden Grund- oder Gebietsherrſchaft im Innern der Stadt. In ber 
That ſehen wir daher die herrichaftlichen Rechte am vertheilten und unver- 
theiften Lande mehr und mehr verſchwinden?). Sie gehen zum einen Theil 
auf in das gleihmäpig gegen bie Stadt als foldye begründete Herrenrecht, 
und verwandeln zum andern Xheil fih in bloße privatrechtliche Anſprüche. 
So werben indbejondere die Reallaften alter Art, welche dem dinglichen 
Abhängigkeitsverhältnig der ſtädtiſchen Grundſtücke und ihrer Befiger Ausdruck 
gaben, theild durch die politiſche Steuer- und Dienftpflicht der Stadt als 
folder abforbirt?®), theild gehen fie in einen rein privatrechtlichen Häuſerzins 
über®t). Weberhaupt aber verichwinden allmälig alle gebiets- ober grunb- 
berrlihen, bie vogteilichen und zuletzt aud die gerichtsherrlichen Gewaltbe- 
fugniße an den einzelnen Stüden des ſtädtiſchen Weichbilds: es bleibt über 
ber ſtädtiſchen Gebietögewalt, die, fo weit fie eben reicht, das ganze Weichbild 
gleichmäßig ergreift, nur ein politiihes Herrichaftsrecht ftehen, das gegen bie 
Stadt als ſolche und folgeweije gleichmäßig gegen alle Theile ihres Gebietes 
gerichtet ift®?). 

Leicht erklärt ed ſich, daß dieſer Proceß fih nur langſam vollendet, daß 
insbeſondere bie gerichtöherrlichen Befugniße in der Stadt oft den alten 


20) Ark. v. Brieg v. 1250 b. Tzſchoppe u. Stenzel 819: infra terminum 
libertatis. W.v. Saarbrüden b. Grimm II. 2, 8, 7: alle die in dieser frei- 
heit sin. 1803 ib. I. 847: infra libertatem. 848: termini libertatis. Wormſer 
Url. v. 1284: infra immunitstem civitatis. Altes Soefter Stadtr. a. 44 u. 50: 
uppe dey mundate; uter stat uppe de mundate. Viele aubre Beilpiele für die 
Benennung bes Stabtgebietd als freiheit, friede, mundat u. f. w. b. Maurer, 
GStabte. L 375. 396. II. 166. Bol. auch oben Note 12 zu 8 3. Sächſ. 
Weichb. a. 4. 

29) Bot. auch Manrer I. 3795. unb III. 801 f. 540 Note 1—4 über ben 
Erwerb der grundherrlichen Höfe, Aenıter und Gerichte durch bie Stäbte; bei. das 
Beifpiel des Fronhofs in Meppen. 

30) Vgl. unten 8 23. 

3) Maurer, I 396f. Arnold, zur Gefchichte des Eigenthums ©. 34f. 
268f, Grimm, ®. I. 847: quaelibet domus... debet. 

32) Bol. unten $ 28. Es bedarf nur der Andentung, daß ſich von bier aus 
wieberum bie Befonderheit des Stabtfriebend, des Stadtgerichts und bes vs Btahtee 
kurz die Immunität mit allen ihren Folgen ergibt. 
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Charakter wahren und dal; manche Heinere Stadt Taum über die Anfänge 
ber Entwicklung hinausgelangtꝰe). Solche thatſächliche Unvollkommenheit 
modificirt den Stadibegriff uicht. Modificirt dagegen wird biefer, ſeitdem die 
Territorien ſelbſt zu ſtaatlichen Gebieten werden. Denn die neue landed- . 
berrliche Gebieishoheit fordert ihrem Begriff nach eine unmittelbare ftaatliche 
Gewalt über die ganze Fläche des Territoriums. Daher wird nunmehr bei 
den landesherrlichen Stäbten auch das Stadtgebiet ſelbſt zugleich einer 
bireften höheren unb gleichmäßigen Gewalt unterworfen. Das ftähtifche 
Gemeinweſen, das fonft ald Staat im Staat erfcheinen würde, wird für die 
allgemeinen ſtaatlichen Angelegenheiten kei Seite geſchoben: nur für ben 
engeren Kreis ter Gemeindeangelegenbeiten verharrt daher die Stabtmark in 
ber Stellung eined eignen und gefchlogenen Territoriums. Und fo ift aud 
bente das Gemeindegebiet einerfeits Abtheilung bed Stantögebiets und andrer- 
feits als Bafis eine felbjtändigen politifhen Körpers ein Gebiet für fich. 

b. Su privatrechtlicher Hinfiht bewirkte die Erhebung der 
Statt den Untergang des getheilten Eigentbums in feiner alten umfaßenden 
Bebeutung. Denn indem die Etabt als Gemeinwejen zwilcden ihr Gebiet 
und jebeö fremde Herrenrecht trat, hörten die zufälligen Eigenthumsver⸗ 
hältniße an Grund und Boden auf, die Stellung und das Recht der Perſon 
zu bedingen und zu beitimmen. 

Nunmehr war es für Begriff und Wefen ber Stadt an fi) bedeutungs⸗ 
los, wie es fih mit dem feiner öffentlichrechtlichen Bedeutung entlleideten 
und anf rein fachenrechtliche Beziehungen beichränkten Privateigentfum an 
der Stadtmark verhielt. Fremdes Privatrecht an dieſer berührte im Feiner 
Weije die forporative Selbjlänbigfeit und Geſchloßenheit der Stadt. Möglich 
baber und für den Stabtbegriff unerheblich war es, daß die Stabt am Ge» 
meinlande oder einem Theile deſſelben nicht Eigenthum, jondern ein fhwächeres 
Privatrecht, daß fie daneben dinglihe Rechte an fremtem Lande, ftärkere oder 
ſchwaͤchere Nutzungsbefuguiße an berrichaftlichen Wäldern, Weiten und Ge- 
wähern, baß fie jelbft, jofern nur auch diejes ein blos privatredhtlicher Begriff 
geworben, bloßes Untereigenthum beſaß?). Ebenſo berührte es tie Stellung 


5), Man braucht nur an bie fpäteren ſog. Patrimonialftäbte zu denken. Vgl. 
auch über die Fortdauer grundherrliher Rechte in den Städten Maurer MI. 
272-286. 310 - 317. 482. 484 u. bef. dad Beifpiel v. Waldlappel IV. 83—84, 
u. Grimm, W. L 184. 287—288. 603 f. II. 628. 745 f. 

29 Bol. oben Note 25 u. 26 über Allmendzinfe und Vefchränfungen der Ver⸗ 
fügung über Gemeinland; Note 20 über ſtädtiſche Nutzungsrechte; unten $ 29 über 
bingliche Rechte der Stadt; W. dv. Andernach v. 1498 b. Grimm IL 624-628 
über wirkliches Dberrigenthum, 3. B. $ 24: wasser u. weide... u gn. h. v. 
Colne zu 8. gn. oberkeit u. den burgern zu irer gerechtigkeit, davon sie dan u. 
gn. h. verbunden sin zu dienen, Ueber Unrechte auswärtiger Herren auf ein- 
zelne Etraßen, Blüte, öffentliche Gebäude nud die davon erhobenen Abgaben 

42° 
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und den Begriff ber Stadtkörperſchaft nicht mehr, wenn alle ober einige 
Gruntftüde ber einzelnen Bürger zins⸗ und rentenpflichtig, mit privatredht- 
lichen Laſten und Dienften befchwert oder auch, fofern nur auch hier keine 
perfönlihe Herrſchaft mehr darin enthalten war, frembem Obereigenthum 
unterworfen waren 9). 

Sreilih war hierdurch nicht ausgeſchloßen, vielmehr im Weſen ter 
ftädtifchen Entwicklung begründet, daß die Stabt unwanbelbar dahin ftrebte, 
auch das Privateigentfum am ganzen Weichbild theils bei ſich theils bei 
ihren Bürgern ausfhlieglih und im möglichfter Freiheit zu Toncentriren. 
Am Ichhafteften war jete Stadt bemüht, alles dem gemeinen Gebrauche 
dienende Land in freies Alleineigenthum der Stabt als ſolcher zu verwandeln, 


namentlich daher frembes Anrecht an Märkten, Plätzen, Straßen, Feſtungs⸗ 
werten u. f. w. zu befeitigen®®). Aubererfeit$ aber wurbe aud in Bezug 


Maurer IL 65f. u. 137—1%0. Auch Url. v. 1280 (über das Gewandhaus in 
Weßlar) u. 1268 (Mainz) b. Gudenus II. 217 u. L 683; 1290 5. Boehmer 
247; Jäger, Ulm 598; Kindlinger IL 104; Enuen, Kölnl 406; Tzſchoppe 
u. Stenzel 192—193 u. Urk. v. 1250 ib. 319: civitas singulis annis de ta- 
bernis solvere debet domino duci 20 marcas. Dagegen war bad Recht, welches 
noch im 14. Jahrh. ber Erzbifchof in Köln an Straßen, Pläken und Feſtungs⸗ 
werten in Bonn in Anfyruh nahm, noch eine Grundherrſchaft alter Art, welche 
mit der Durchführung bes fläbtifgen Gemeinweſens unverträglih war. W. 6. 
Lacomblet, Archiv IL 817 u. Url. v. 1873 ib. 96. In ber zweiten Urkunde 
leitet deshalb ber Erzbiſchof daraus nicht blos Brivatzechte ab, fondern das ple- 
num merum et mixtum imperium eines verus et immediatus dominus. 

3 Nachweiſungen über bie verfchiedenen unvolllommenen Befigtitel an Weich⸗ 
bifbgätern, — Leihe, getbeiltes Eigenthum, freies, aber mit Grund» oder Wortzins 
beichwerted Eigenthum, — 5. Pauli, lüb. Zuft. 4448; Arnold, zur Geld. 
des Eigtho. 3459; Maurer I. Ms. 896Ff. IL 123f. u. 154. Bol. and 
Ennen, Köln I. 406. Göſchen, SGodlar. Stat. 285f. Lambert II. 207. 
— Ein Belfpiel für eine fortdanuernde, mit wahrer Stadtfreiheit unverträglice 
Grundherrſchaft alter Art am Sondergut bietet bie Stadt Selz (oben Rote 17). 
Dort folgte daher aud noch eine Grundhörigleit aus dem abhängigen Beſitz, wäß- 
rend überall, wo ber Stabtbegriff burchgedrungen war, ein etwaiges geiheiltes 
Eigenthum durchaus nur dingliche, d. h. privatrechtliche Wirkungen hatte. So be 
met ud Manrer a. a. DO. mit Recht. 

”), So erwarb die Stabt Stendal i. 3. 1237 ben ganzen Markt, ber bis 
ber ſchon dem gemeinen Gebrauch gedient hatte, zum Eigentbum und ebenfo 1248 
dad Kaufhaus; Urk. E. Lenz I. 27 u. Gercken I. 2. Die Stadt Witſtock kaufte 
1227 vom Stadtherrn dea ganzen Markt mit allen darauf befindlichen Gebäuden; 
Urk v. 1275 b. Gengler, GStabtr. 556 $ 1: civitati nostre W. vendidimus 
totum foram pro pecunia numerata. Ebenſo Frankfurt a. DO. 1253 b. Ger- 
cken IV. 564. Köln erwarb 1180 tie Gebäude am alten Markt, Lacomblet 
I. 354. In Erfurt überließen die Grzbifchöfe von Mainz und ein Kofler ver- 
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auf das Grundeigenthum ber einzelnen Bürger durch den freien Verkehr, bie 
Bebentung ded beweglichen Kapitals und ben ganzen Geift bes neuen Privat- 
rechts nothwendig eine Richtung bebingt, welche die möglichfte Befreiung bes 
Grundeigenthums von allen nicht dem freien Individualwillen entfprungenen 
und jederzeit unterworfenen Laften und Schranken zum Ziel hatte Indem 
fih in biefem Sinn bie erbliche Leibe zu Untereigentfum und dieſes zu 
zinspflichtigem Alleineigenthum fteigerte; indem bald auch die ewigen Grund 
zinfe für ablösbar erklärt und vielfach abgelöft wurden; indem frühzeitig 
ſchon ter Begriff bed „Weichbildauts‘, „bürgerlihen Guts“ oder „Stabt- 
guts” ein freies, beliebig veräußerliches, Feine ftändige Reallaft tragendes 
Grunbftüd bedeutete, dieſes dingliche Weichbildrecht aber mehr und mehr zur 
Regel in ber Stabtmarf wurde”): vollzog fih bier bereits im Mittelalter 
biefelbe Entwicklung, die auf dem Lande erft der neueften Zeit angehört. 

1 Im Berbältnig zu andern Gebieten war die Stadtmark 

4. urfprünglich ebenfalls eine Mark im alten Sinn. Hier wie auf 
dem Lande fanten daher die mannichfachften zugleich öffentlichrechtlichen und 
privatrechtlichen Gemeinſchaft⸗s und Durchkrenzungsverhältniße verjchiebener 
Marten, Höfe und Gerichtsgebiete ftatt. Im größeren Städten fanben fich 
mehrere Marken®®), Kleinere bildeten mit umliegenten Dörfern eine einzige 
Marl). Belondere Hofmarken in und neben ter Stadt waren mit bieler 
Iofer oder enger verbunden“). Freie und berrichaftliche Gerichtögebiete höherer 
Ortanng durchſchnitten das Weichbild oder verbanden es mit außerſtädtiſchem 
Gebiet“). 

2. "Die Erhebung der Stadt zur Perlon und die Scheidung von 
Gebietsreht und Grundeigenthum bewirkte an bier durchgreifende Ver⸗ 
änderungen. 

a. Im öffentlihen Recht mußte der Gründung bed einheit⸗ 


fchiedene ihnen gehörige Plaͤtze nebft den baranf errichteten Gebäuben ad commu- 
nes civitatis usus. Maurer II 189 Note 50 u. 51. gl. ib. HL 802, 

m Vol. Arnold a. 0. O. 258—296. Maurer I. 898-402. 

3) Bol. Th. 1. ©. 883 f. u. jet insbe. auh Maurer I. 203 f. über bie 
4 Pfarreien in Worms, 249 f. u. II. 91—96 über die Burfchaften in Soeft, II. 
96-109 u. 149—155 über die Bauerfchaften in Köln. Auch I. 547 f. 

2) v. Maurer, Einl. 179. 181. 200; Etadtv. II. 163. Beſonders aber 
das Beilpiel der Stabt Heppenheim ib. 187, welche mit 6 Dörfern bis in bie 
nenere Zeit Line Markgemeinde bildete. Auch W. v. Brüdmau b. Grimm II. 
889: die nachgebauer haben stadtrecht. Deffn. der Stadt Neutilh ib. I. 
291-800, bef. &. 296: vogt, rauth u. alle burger gemeynlich, sy seyend gesessen 
in der stads oder uff dem landi. 

) v. Maurer, GStabtv. I. 95 f. 466 f. 5333 -546; insbeſondere über bie 
4 Sronhöfe in Münfter I. 259 f.; über bie Höfe in Köln IL 149 f. u. Grimm 
DI. 744 f.; über den Dinghof in der Stadt Neubkilch ib. I. 294. 

9 Maurer, Stadir. I. 157 f. 852 f. 460 f. 631 f. 
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lichen Gemeinweſens bie Herftellung eines cinheitlihen und geichloßenen 
Gebictes entiprehen. Es war daher gerade ter Hauptinhalt der ftäbtifchen 
Entwidlung, daß die Stadtmark von aller politiſchen Berkintung mit der 
Umgegend geläft wurbe*®), daß alle Marken, Dörfer, Höfe andrerſeits, welche 
äußerlich mit der Stadt verbunden waren oder wurden, auch innerlid im 
ſtaͤdtiſchen Weichbild aufgiengen ®). 

Diefe Entwidiung war freilich langſam und kam nicht überall zum 
Abſchluß. Nah außen bin blieben nicht felten kleinere Stätte mit Dörfern 
oder Höfen in einer auf Markgemeinſchaft ruhenden und nicht blos privat- 
rechtlichen Gemeindeverbindung), häufiger noch in einer Redhte- und Ge- 
richtsgemeinſchaft höherer Orbnung“). Innerhalb der Stadtmark andrerfeits 


N ©. oben $ 21. 

#9, Aenperlih durch Sineinziehung in bie flädtifchen Mauern, innerlich durch 
Bersinigung mit der Etabtmarl. Vgl. über die Bereinigung von Borftädten mit 
der Altftadbt Maurer, Etadiw. 11. 83 f.; von benachbarten Dörfern mit ber Stadt 
ib. 131 f.; von Burgen und Höfen mit der Stabt ib. I. 474 f. u. II. 129 f.; von 
Stiftern n. Klöftern mit der Stadt ib. II. 145 f. Bol. die Bereinigungöurkunde 
v. 1324 b. Tafchoppe u. Stengel 247 f., bei. aber die non Heidelberg u. Berg- 
heim v. 1892 b. Schilter, Glossar, 572: das die mark zu Bergheim mit 
welden, felden, wingarten, eckern, wisen, weiden u. mit allem audern begriff 
u. zugehorung fürbas ewiclich zu der mark zu Heidelberg gehoren sol, also 
das die zwo marck von H. u. B. fürbaz mee ein marck sin sol u. die fürbas ge- 
horen sol zu der alten stat u. nuwen stat H. 

Bol. 3. DB. das Weisth. des Waldgedinges Dornftettn b. Grimm I. 
8380—337, welches die Stadt und 7 Dürfer und Weiler umfaßt, unter einem Amt- 
mann und 12 Richtern ſteht und in bem mit Bürgern und armen Leuten 2 Jahr- 
gerichte nebft Afterdingen abgehalten werden. Wunne und Weide, Holz, Feld und 
Waßer, Jagd und Fiſcherei find gemein. Gleichzeitig aber beftcht zwijchen der 
Etabt und den Dörfern eine Friedens. und Wehrgenogenfchaft, indem die armen 
Leute dem Banner der Stadt folgen und beflimmte Mannfchaften aus den Dörfern 
die Stadt vertheidigen helfen müßen (die statt helfen wörn u. behallten, als ob 
si ihr aigen wer), andrerfeitd aber audh die Bürger verpflichtet find, mit ihrem 
Banner zu helfe, wenn einer der armen Leute oder ihr Bich fortgeführt wird und 
Nacheile nöthig dit. Vgl. auch über die Heimgereite v. Landbau W. v. 1298 ib. 
766-768; über die Mark⸗ und Gerichtöverbindung der Stadt Selfe mit ben 
Dörfern, die in das gericht hörent, W. v. 1810 ib, 759—764, tef. $ 3 u. 31; 
über Weißenburg ib. 766. 

5 dl. z. B. W. v. Kalferslautern b. Grimm I. 772—775; bes Hoch⸗ 
gerichts Ahrweiler v. 1395 ib. TI 643—646; des God Ottersberg ib. III. 
219—221; des Landgerichts Lauterbach ib. IIL 358-370 (dahin gehören borg- 
mannen, scheffin, burger u. lantlude der stat u des gerichts); ber ent Lohr 
ib, 530-538; des Gerichts zu Trier, in welches auch die centuriones und Pe- 
wohner der umliegenden villae kommen mußten, b. Racomblet, Archiv I. 258 f. 
be. $ 18 u. 19. 
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bebielten die verſchiedenen Beftanbtheile, bie alten Sondermarken, Höfe, 
Burgen, Borftädte u. |. w., nicht felten umgleichen Frieden umd ungleiches 
Recht“), mitunter getrennte Verfahung und Verwaltung”), am’ bäufigften 
getrenntes Gericht). Im Ganzen indeß waren dies Ausnahmen und Ueber⸗ 
gangäftufen, und ed entſprach vielmehr der Durchführung des Stadtbegriffs 
die volle Berwirklihung der äußeren Geſchloßenheit und der inneren Einheit 
des Weichbilds. Wie die Stadt nur Ein Gemeinweſen war, jo jollte Ein 
Stadtgebiet mit Einem Frieden, Einem Recht, Einer Verwaltung und Einem 
Gericht die Grundlage dieſes Gemeinweſens bilden 2). 

Mit der Einheit des Weichbilde war indeß jehr wol vereinbar der Fort⸗ 
beitand politiicher Beſonderheit feiner Beitandtheile als der Bezirke felbitändiger 
Unterzemeinden. Wie ber deutſche Stadtbegriff überhaupt für das Sonter- 
leben engerer DVerbäubde, fo hatte das Stabtgebiet für eine gewiße politifche 
Selbftändigkeit in ihm enthaltener engerer Gebiete Raum, fobald nur dieſe 
weber die Grenzen bes Geſammigebiets überichritten, noch deſſen allgemeine 
und unmittelbare Geltung nach innen beeinträchtigten. So konnten bie 
Territorien der Heimſchaften, Burſchaften, Pfarrfprengel, Vorſtädte, Höfe, 


#6) So in beſonders charakteriftiicher Weife in Zülpich, wo die als burg- 
friede, burgbann, bifanc und bannmeile unterfchiedenen Bezirke und außerdem 
die einzelnen Kirchſpiele und Hofmarken ungleihen Frieden und ungleiches Recht 
hatten. Weisth. b. Grimm II. 707 f. | 

2) Bol. Zimmermann II. 70. Getrennte Berfafjiung und Bermaltung 
einzelner Borfädte findet fich zeitweiſe oder dauernd in Köln, Bafel, Eoeft, 
Magdeburg, Wien, München, Braunfchweig, Erfurt, Naumburg, in brandenburgi- 
ihen Städten u. |. w. Bgl. Heusler, Bafel; Zimmermann II 70; 
v Maurer IL 83 f. 87f. 91f. 100f. 126. 138 f. 147 f. Weber die in den 
Städten fortbeftehenbe befonbere Berfaßung unb Verwaltung von Palatien, Burgen 
und Höfen v. Maurer I 469 fe Grimm L 291 f. 744 f. 

48) Bol. 3. B. über bie verfchiedenen Gerichte in Köln Ennen a. a. O.; 
über bad befondere Gericht v. Kieinbafel, das nach der Bereinigung i. J. 1392 
beftehen blieb, aber vom Rath befept ward, Heusler a. a. D.; über die befoude- 
ren Richter u. Schöffen der 10 Borftädte in Dresben, die Hofgerichte in Münfter, 
ben villicus in Königähofen, die trotz der Einheit bed Raths fortbeftehende Mehr⸗ 
heit der Gerichte in Eoedfelb v. Maurer II. 85f. Auch ib. 112. 155. Grimm 
IL 5685. 

) Wo dies nicht durchzuführen war, entflanden oaber bisweilen völlig 
getrennte oder doch nur Lofe verbundene Doppelftäbte Died kam namentlich aud) 
da vor, wo bie Stadt eine Burg nicht zu abjorbiren vermochte. So beftanden in 
Echöned nebeneinander „dinnent der freyheit ... zwen set. ., nemblich ein 
durgkmannstadi u ein burgerstadi‘‘; mit bejonderen Üichtern und Borftänden, 
immerhin aber in einer gewißen Berbinbuug. Näheres in den Weieth. 6. Grimm 
II. 559 - 566. Ueber die Berhäftnige zwifchen ber Stadt und Burgmannfcaft 
Friedberg Thudichum, Geſch. bed freien Gerichte Kaichen ©. 27 f. 
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Stadtbezirke n. ſ. w. anch fpäter noch bie Bafis Torporativer Sonderverbände 
bilden, bie zugleih Glieder der Geſammtgemeinde und Gemeinden für ſich 
waren’). Erft in der Zeit des Berfalles nahmen die Stadtviertel, die ſich 
lange noch an die alte gewordene Gliederung als felbftändige Körper mit 
gewählten Organen anſchloßen, ben Charakter mechaniſch gemadhter Unterbezirke 
für Vertheidigungs-, Poligei-, Steuer- und Wahlzwecke andiy. Indem jene 
engeren Gebiet foweit, ald ter eigne Wirkungefreis ter auf fie gebauten 
Unterverbände reichte, felkftänbige Territorien, darüber hinaus aber lediglich 
und unmittelbar Beitandtheile bes Einen und untheilbaren Weichbilds waren, 
bieten fie ein genaues Vorbild bes heutigen Verhältnißes von Gemeinde und 
Staatsgebiet. 

Nah außen Hin Hatte aber ber Begriff bes Weichbilbs eine Grenze, 
weiche die Städte nicht zu burchbrechen vermochten, hierin eine principielle 
Unvollkommenheit offenbarend, welde beweist, daß nicht aus tem mittelalter- 
lichen Stabtftant der von der mobernen Welt geforderte Flächenftaat entftehen 
fonnte. Nur über die nächfte Umgebung ber Stadt erftredtte fi) der Begriff 
bes Weihbilds. Und nur was in biefem auch äußerlich kenntlich gemachten5®) 
Bannkreife Tag, war Beftandiheil bes ftäbtifchen Gemeinweſens: was jenfeit 
diefer Grenzen zur Stabt gehörte, blieb ein äußeres Befitzthum berfelben und 
machte ihre ganze ſtaatliche und privatredhtlihe Entwicklung nicht mit. 
Dörfer, Herrichaften ober Gebiete daher, welche die Stadt erwarb, wurden in 
einem ſolchen Kalle nicht Weichbild, fondern blieben was fie geweien. Sie 
hatten nur den Herrn gewechſelt, fo daß die Stabt hier nicht territoriale 
Staatsgewalt, fondern grunbherrliche ober vogteilihe Befugniß übte5>). 


so) Bol. Th. I 8 85. Sept and v. Maurer 11. 83—161; befonders über 
Münchener und Bafeler Borftädte; bie Soefter Burſchaften und fpäteren Kird;- 
fpiele oder „hove“; die Kölner Gchuirfchaften, Kirchipiele, Vorſtädte und Höfe; 
die 5 Weichbilde mit eigenem Rath, Bürgermeiiter und Rathhaus unter dem gemein- 
ſchaftlichen Stadtrat von Braunfchweig; die Laiſchaften in Osnabrüd; die Pfarr- 
gemeinden mit je 2 gewählten Hauptleuten in Erfurt; die Bauerfchalten in Brilon 
und Rüden; die Hove in Gefele u. Werl; die Kirchipiele in Hamburg u. f. w. 

5) Bol. v. Maurer U. 155—161. 

2) 9, Maurer IL 167f. 

83) Bol, 5. B. Urk. v. 1281 b. Gercken, Cod. dipl. Brandenb. VII. 443 
f. Stendal: civitati . . villam ... sub proprietatis titulo; .. in eadem villa 
.. consules civitatis S. omnia judicanda judicabunt. Alſo die Etadt Etendal 
ift Grund- und Gerichtsherrin. Urk. v. 1247 im Lüb. Urkb. IL 120: Stadt 
u. Thurm zu Travemünde „civitati Lubecensi“. W. v. Obernrade v. 1452 b. 
Grimm I. 520: zu gebieten u. zu verbieten, zu setzen u. zu entsetzen, 
ire herren der rate zu Franckenfort; wasser u. weyde iren herren dem rade 
z. F. ®. v. Schwanheim v. 1458 ib. 521: die stait Franckfort als eyn fogk. 
W. v. Queichheim v. 1452 ib. 768-769, wonach „die von Landaw oberster 
herr u. fast sint zu Q., ouch die von L. z. Q, habend zu binden u. zu ent- 
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| b. Sm Privatredht mußte fi, feittem bie Stabt als Einheit für 
alle oder einige Beziehungen an die Stelle der alten Gefammtheit trat, das 
Recht der Stadt von dem Rechte anderer Verbände mit Beftimmtheit fondern. 
Nach innen war daher Die Regel eine völlige Trennung bes Grundeigen⸗ 
thums der Stadt von dem etwaigen Grundeigenthum engerer Genoßenſchaften 
ober Verbände 4), Wo aber ein gemeinfchaftliches Anrecht ber Stadt und 
einer engeren Körperfhaft an demſelben Grundſtück fortbeſtand, firirten fich 
jedenfalls genau die Grenzen zwiſchen ben Befugnißen beider Korporationen®®). 
Nach außen war bie Regel eine völlige Löfung bes Grundeigenthums ber 
Stadt von jeder auch privatrechtlichen Verbindung mit umliegenden Gemein- 
ben oder Höfen. Soweit aber ausnahmsweile eine Markgemeinichaft zwiſchen 
der Stadt und irgend welchen ländlichen Verbänden erhalten blieb, trat auch 
hierbei die forporative Natur der Stabt hervor. Das alte unfichere Ver⸗ 


binden‘; nicht minder find Berichte, Schwert, Strang, Waßer und Weide derer 
von Landau; und dad Vieh des Dorfs ſoll dem der Stabt in der Dorfmark nad. 
folgen. Die Dorfgemeinde ſchwoört dem rat u. der stat L. und der Bürgermeifter 
vertritt die Stadt, indem er ſich im Dorfgericht das Recht weiſen und audfertigen 
läßt „von wegen des rats und der ganzen gemeynde der stat L.“ Aehnlich 
it ed in Dambeim nad) dem W. v. 1488 ib. 770—771; auch hier tritt der Bürger- 
meifter mit dem Stadiſchreiber auf von wegen in namen u. an stat des rats 
und der bürger gemeynlichen zu L., unb diefe find „oberster fawt u. herren“. 
BB. v. Köllikon b. Grimm V. 62, wo e8 von den gefammten herrſchaft⸗ 
lichen Rechten des Gotteöhanfes heißt: gehört nu alles der statt von Bern zuo., 
Stettin war Herr in der Stadt Polis. Bat. über Zürich Bluntſchli I 848. 
Ueber Bafel u. Bern Hendler 263 f. 270. 355 f. In den Neicheftäbten (5. ©. 
Hamburg, übel, Augsburg, Nürnberg, Brankfurt) u, den Städten der Schweiz 
erhielt fich Died bis in unfere Tage. 

&) Bol. Über die Auseinanderſetzung zwiſchen Stadtgut und Bauerfchafts 
allmende in Köln, wo das Eigenthum ber Burfchaften an öffentlichen Plätzen, 
Thürmen, Thoren u. f. w. auf die Stadt übergieng, den Bnrfchaften aber dennoch 
gemeinfchaftliches Eigentum verblieb, TH. I S. 885. Weber das Gemeinland ber 
"Bauerbänte in Köln ib. 336. Weber das Grundeigenthum der Judengemeinden 
ib. 337. Ueber das Eigenthum von Agrargenokenfchaften in ben Etäpten ib. 
680 f. Freles Torporatives Gut, das fein eignes, von ber Stabt durchaus getrenn- 
tes Subjekt Hatte, war auch das Grundeigenthum aller Gilden, Zünfte, Brüder 
haften, Univerfitäten, Kirchen unb Klöfter u. |. w. in der Stadt. 

8”, Bol. über Fälle, in denen bie Stabt als foldhe ein gewißes Anrecht an ber 
Allmende einer in ihr enthaltenen engeren Genoßenſchaft behielt oder die letztere 
umgelehrt nur ein Nupungsreht am Eigenthum ber Stadt hatte, Th. L 680 f. 
Achnliches kommt bezüglich des Grundeigenthums von Silben, Zünften und andern 
Körperichaften vor. Und ſolche Privatrechte der Stadt an bem Gut einer engeren 
Körperfchaft fcheiden fich nunmehr fcharf von denjenigen Befugnißen, welche bie 
Eindt als Gemeinweien über das in ihr vorhandene Körperfchaftsgnt allgemein in 
Anfpruch nimmt. 
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hältniß, bei dem in der weiteren Gemeinſchaft die engere Gejammibeit ohne 
Unterfcheidung von Einheit und Bielheit mitgedacht worben war, verſchwand. 
Statt deffen wurde vielmehr gewöhnlich die Stabt in ihrer geſchloßenen kor⸗ 
porativen Einheit ald Zheilhaberin der Mark-, Walt» oder Weitegemeinichaft 
gedacht, an Der im Uebrigen Dörfer und Höfe nach wie vor im Sinne alter 
Geſammtheiten betheiligt fein modhten®‘). Dann waren alfo die Bürger nur 
als Glieder Ber Stadt zur Gemeinihaft berufen. Oder es hatten zwar neben 


se) Deutlich tritt dies 3. B. hervor in ber Heimgereit: zu Landau nach dem 
Webereinlommen von 1295. Vgl. die Neberſetzung beöfelben b. Grimm I. 756— 768. 
Die Stadt als organifirte Gemeinde, „burgman, schöffen u, gemeinde burger 
von Landau“, einerfeite, und die Bewehner von 14 Ortjchaften andrerfeits find 
marfberechtigt, fliegen cin Nebereinlommen und geloben fid) gegenfeitig defien Auf- 
rechthaltung. Obwol es ſich offenbar neben der Holznutung für öffentliche Be⸗ 
dürfniße, nämlich für Thurm⸗ und Brüdenban in der Stadt ımd für Kirchenbau 
in den Dörfern, um die Holz, Mafte und Weidenupung für Individualzwede 
handelt, werden doch nirgend bie einzelnen Bürger neben die einzelnen Bauern ge 
ſtellt. Vielmehr tritt nur die Stadt ald foldhe auf, fie hat das Recht bed gleichen 
Mitgenußes, fie vereinbart mit den Dörfern die Einungen über die Schließung ber 
Mark, die Markfrevel und vie Pfändung ber Ungenoßen, fie foll einen ber drei 
Zentenberger wählen, fie fell ein Drittel aller Bußen beziehen, fie verfpricht au den 
ihr etwa zn ertbeilenden Eänigl. Privilegien die Dörfer zu betheiligen, und fie eud- 
lich gelobt die Dörfer gleich fich jelbft in Bezug auf den Wald zu fchirmen und 
zu wedren. Beſonders bezeichnend aber ift, daß die Etadt als ſolche gelobt, au 
der Tannenhart Tag zu feiften, um die Einungen zu theilen, und zu dieſem 
Behufe die Einungen, welche unter ihren Bürgern verwirkt werden fellten, ben 
Dörfern auszurichten. Die Stadt fieht alfo nur noch als Körperfchaft in ber 
Markzemeinſchaft. Die 14 Dörfer andrerfeits, welche ftetd als Geſammtheit der 
Stadt gegenüber zufanmengefaßt werden, bilden offenbar feine Korperatien, fondern 
eine Marktgemeinde alter Art. Vgl. auch bie fpäteren Weidth. ib. S. 765—771 
(oben Note 53). — Ferner über das Verhältniß der Stadt und Zent Lohr. ib. III. 
530-538 ; bier iſt nicht nur das gemein merk, ſondern auch bad Gericht gemein, 
in beiden Beziehungen aber ftehen ſich nicht Bürger und Landleute, fondern Stadt 
und Zeut gegenüber. So fol Niemand in dem gemeyn merk Wieſen haben 
oder machen, er hab es dan mit willen uf beiderseitien; bie Koften einer Hin⸗ 
richtung, die Koften des Fangens fchädlicher Thiere und bie Bau- ober Reparatur 
foften des Zenthaufes trägt die stat das halbteil und das zentrolk das ander teil 
Bol. and S. 582 über Zentbüttel und Etabtbüttel, Sammeln des Gtabtgeldes 
u. f. w. — Dgl. auch über Burg, Stadt und Zent Lauterbach ib. 358—370. So⸗ 
denn dad Oneblinburger Stabtbuch bed 13. Jahrh. 6. Homener, Abh. der Berl. 
Alabenie 1860, ©. 58: de bure von Groten-Orden de hebben med der stad 
gededinget u. gesworen, dat se wsere borgere neynen panden scolen up orer 
weyde, u, ore weyde scal ok meyne sin usen borgeren wur de sy, ane bin- 
nen deme dorpe... Dar to scolen se der stad beste werven u. scaden 
warnen... Ore kinder u. nakomelinge scolen dit silve ok dun unde hol- 
den... Re es nicht thätc, den scolde de stadt dwingen. 
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der Stadt auch die einzelnen Bürger, gleichwie die Banern der mitbetheiligten 
Dörfer, jelbftäntige Privatrehte am gemeinen Lande: dann aber wurden, 
indem bie Perjönlichleit der Stabt eine fefte Grenzregulirung zwifchen ihrem 
und ihrer Bürger Recht ermöglichte, diejenigen Beziehungen, in welchen bie 
Stadt als folde und erft als ihre Glieber die Bürger in der Eigenthums⸗ 
oder Rechtsgemeiuſchaft ftanden, von benjenigen Beziehungen getreunt, in 
welchen Sndividunlrechte der Bürger beftandend?). 

I. Am widtigften war die Umgeftaltung bes Rechts an ter Stabt: 
mark im Berhältnig der ®efammtheit zu den einzelnen Bürgern. 

1. Urfprünglid war bie Stadtmark nach den Grunbfäßen bes alten 
Geſammteigenthums getheilt und biltete in ben widhtigften Beziehungen die 
Grundlage einer zugleich politiichen und wirthſchaftlichen Stadtmarfgemeinte. 

Ganz nad) ländlichem Mufter zerfiel die Stadtmark in die ummanerte 
und befeftigte Stabt’®), das vertheilte Stabtfeld 9) und die gemeine Stabt- 
mark 60). Meber dieje ungleichartigen Beftandtheile erftredte ſich in verſchie⸗ 
bener Intenfivität das Gefammtrecht einerfeitE und das Sonderrecht andrer- 
ſeits, zwei fih gegenjeitig ergänzende und beſchränkende Herrichafte- und Rechts⸗ 
fphären. Das Recht der Geſammtheit fand feinen Kern und ftärkften Aus- 
brud in dem Recht am unvertheilten Lande, unb zwar in ter Stabt felbft 
an Straßen, Pläten, Befeftigungen und allen bem gemeinem Gebrauche 
dienenden Gebietsftüden‘!), im Stabtfeld an Wegen nnd an Gewähern®2), 


5) Bol. 3. B. das W. ber Stadt Selz v. 1810 b. Grimm I. 759764. 
Hler gibt ed zunächſt Klofterwalbungen, in benen theils die Bürger der Etabt, 
theils bie Onber des Klofler® für ihre Huben beftimmt bemeßene Holznutzungsrechte 
(3 13—16), fowol Bürger als Huber aber neben dem Kloſter felbft Maftgerecht- 
fame ($ 17) haben. Sodann gibt es eine im Obereigenthum des Kloſters ftehende 
Stadtallmende, die sol daz closter u. die stat mitenander nutzen u. bruchen, 
und ein jetlicher, der zu Selse kumet u. da sieschet in burgers wis (3 30). Gnb-. 
lich fteht für Nothfälle die Stadt auch noch mit füuf Dörfern in Weidegemeinfchaft, 
und bierbei follen die Dorfgenoßen in der Stadtallmende badfelbe Recht wie die 
Bürger und bie Bürger in den Dorfallmenben dieſelben Rechte wie die Dorfgenoßen 
haben ($ 31). Obwol nun aber fo bie Nutungdrechte für die Einzelnen firirt 
find, iR doch die Stadt ald Ganzes Untereigenthiimerin ber Allmeude und binglich 
Berechtigte am Kloſtergut und in den Dorfmarlen (vgl. pr., $ 17. 30. 31). 

sy Maurer, Etadtv. II. 1—161. 

* v. Maurer, Stadtv. II. 162f. (campus, feldmark, stadtfeld, stadt- 
flur). 

) 9. Maurer, Stadtv. 11. 172—180. 

6) 9, Maurer, Stadtv. II. 175. u. über die Strafen S. 20—42, über 
die öffentlichen Plätze und Gebäude 42 --69, über Mauern, Brüden, Gräben, Thore, 
Thürme u. f. w. 69—73 u. L 31f. 

62) v. Maurer, Stadtv. II 175. Mone I. 894. 396. 437 8 3 u. 4. IV. 
89. Srimmı. 461. 
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in ber eigentlichen Allmende an Wäldern, Weiden und Gewäßern ®) unb 
endlich auch noch in frembem Gebiet an etwaigen Gefamminupungsredhten®*); 
ed ergriff aber von bier ans bie vertheilten Ländereien, die unzweifelhaft bier 
wie im Dorffelde dem Flurzwange unterlagen®); es erftredkte ſich endlich als 
beichräntente nnd bindende Oberberrichaft über die fläbtifchen Hänfer und 
Höfe®). Umgekehrt wurzelte dad Sonderrecht ber Einzelnen im Bürgerhaufe®”), 
es dehnte fih von bier ans in die Feldmark und reichte endlich in bas ftäbtifche 
Gemeinland, fo daß die dem vollen Bürgerrecht entſprechende Bürgerhufe aus 
einer ftäbtifhen Hofftätte (area) mit dem dazu gehörigen ausgeſchiedenen 
Geldantheil uud dem unausgeſchiedenen Antbeil an ber gemeinen Mark 
beftand ®), 


9 Maurer, Stabiv. IL 178. 

%) Bol. oben Rote 20. 

* y Maurer, Stabto. II. 173 Note 5—7 u. 5a—bd. TIL 6—7. Ueber 
die Dreifelderwirtbfchaft in Frankfurt Rathev. v. 1504 b. Kriegk, Bürgerzwifte 
©. 240 Note 1. Ueber bie gemeine Weide auf dem Gtabtfelo in ber Brachzeit 
Maurer II ©. 803. Anorbnungen über bie Wirtbfchaftsart, die Mikausfuhr, 
die Weide und die Ernte 5. Auer ©. 120 a, 812—314, Bald V. 151—134. 
186. VI. 310, Grimm III. 606, Lehmann 2886. 

*, Oaß auch in den Etädten dad für bie Geſammtheit begrimbete Recht am 
Sonbergut, — und zwar fowol das ftaatlihe und polizeiliche Gewaltrecht, wie 
etwaige Zindrechte, Näherrechte, Dienftbarkeiten u. ſ. w., — ald ein nicht mitver⸗ 
theilted Stud des Geſammtelgenthums erſchien, folgt aus ben Urkunden über neue 
Stabtanfagen. Der Grundherr refernirt Hierbei nicht nur ſich au ben Einzelgütern 
grunbherrliche Befugnihe, fondern Tonfituirt ſolche auch für bie zwijchen ihn und 
die Einzelnen tretende Geſammtheit. Denn er verleiht ven Bürgern gemeinlich bie 
ganze Stadtmark, das Fünftige Gemeinland fowol als eine Anzahl von Bürger 
hufen (mansi), beren Vertheilung nuter die Anfiedler (coloni agrorum, agrical- 
tores, inhabitare volentes) alu innere bürgerliche Angelegenheit erfcheint. Aug 
wenn einzelne Unternehmer (locatores, possessores) das Vertheilungégeſchäft zu 
beforgen haben, find biefe, als bie Fünftigen Erbvögte und Stadtrichter, nicht ledig⸗ 
Tich Vertreter bes Herrn, fonbern zugleich Vertreter der Bürgerfchaft. So hat 
Jeder feinen Hausplatz nicht unmittelbar vom Herrn, fondern erft von ber feitend 
bes Herrn begabten Gefammtheit. Und deshalb iſt auch bei der letzteren unmittel- 
bares Recht über das Gondergut verblieben. Bol. z. B. d. Url. b. Tzſchoppe 
n. Stenzel 277. 328. 388. 

0°) Neber dieſes vgl. Maurer IL 1—2%0, auch über feine Immunität 
I. 447 f. 

eo) Solche vollfländigen Hufen begegnen in den ftädtifchen Urkunden ganz in 
derfelben Weiſe wie in den ländlichen, 3. B. in Worms feit dem 8. Zahrh. im 
Cod. Lauresh. II. 1f; in Regenäbnrg 794, 814, 892, 982, 1002 b. Ried IL. 8. 
14. 74. 108. 115 f.; in Köln 844, 922, 989, 1022, 1028, 1067, 1106 b. Enuen 
u. Edertz L 447. 459. 472. 476. 477. 480f 494, wo überall zu ber Nädtifchen 
area, sala oder domus ein mansus ober mansus dimidius in campis civitati 
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So wurde denn die Stabtmark Aufangs ganz glei einer Dorfmart 
als ein Geſammteigenthum ber Bürgergenoßenfchaft bezeichnet und behandelt. 
Sie gehörte den Bürgern ober ver Bürgerfchaft; den Bürgern insgefammt, 
joweit fie unvertheilt, und ben Bürgern ſonderlich, ſoweit fie vertheilt war; 
kurz der Gemeinde, Gemeinſchaft oder Geſammtheit im alten Sinn“). Für 
die Mark und ihre Beftandiheile waren dieſelben das genoßenſchaftliche Ge- 
mieinfchaftenerhältnig andentenden Namen in Gebrauch, welde fih auf bem 
Lande fanden 70). Und bie fürftlichen Privilegien insbefontere verliehen bie 
Mark den Bürgern regelmäßig in AusMücen, welche deutlich zeigen, wie weit 
man dabei von einer Heraushebung des gemeinfchaftlich verbleibenden Rechts 


and. der Sefammtheitsiphäre in eine rein Eorporative Sphäre noch entfernt 
war ?!), 


adjacentibus und überdies appendicis in agris cultis et incultis, vineis, rutis 
et erutis et eruendis, viis, silvis, venationibus, piscationibus et omnibus om- 
nino utilitatibus gehören; in Hamburg 1189 b. Rappenberg 1. 252f.; in Münfter 
1173 u. 1177 b. ®illeus 87 u. 90: proprietatem mansi.. cum domo ad 
ipsum mansum pertinente, quae sita est in civitate M., cum agris suis, pratis 
et pascuis ac omnibus suis juribus et pertinentis. 

“) Daher heißt die Marl eine communio civitatis, monticulus... cirium 
communis, communis pascus burgensium, communitas civium, communio et 
almende, communitas et ususfructus burgensium, allmend der bürgere u. |. w. 
Beifpiele in Rote 2. 5. 10. 11. 15. 16 u. 24. &8 wird die proprietas, heredi- 
tas, gerechtigkeit und ber usus den cives, burgenses, oppidani oder inhabi- 
tantes zugefchrieben, 3. B. oben in Note 15. 22. 24. 26. 84. Bol. beſ. auch bie 
Urt v. 1807 b. Lacomblet III. 39, worin der Erzbifhof scab. cons. et opi- 
danis suis in Reys beftätigt: wisversis et singulis .. prata pascua agros dictos 
Spyk cum insula in Reno et omnes et singulas communitates, .. quas ab an- 
tiqua consuetudine solebant oommunitas nuncupari ... Dantes vobis universis 
et singulis plenam potestatem, dictas communitates et agros vestris usibus 
applicandi et convertendi. 

°) Namentlich „Allmende*, Gemeinmark“, Mark“, „Semeinde‘, „Gemein- 
heit" und die entiprechenden Iatein. Ausbrüde. Bol. Maurer, Stadtv. IL 172. 
Bluntſchli, R.G. II. 392: gemeinmerk in Winterthur. Münchener Stabtr. a. 
484 b. Auer 183: gemain. Priv. v. Innsbruck v. 1289 8 2 6. Ganpp II. 
253: pascuarum communio quae gemeinde dicitur. Jura burgi de Chatel- 
blanc v. 1308 6. Grimm J. 847: pascua vias et communitates. Ib. 1II. 862 
u. 863: communitates. 

79 Charakteriftiich iſt z. B. das im Priv. v. 1188 wiederholte lübiſche 
&ründungdpriv. v. 1168: intra hos terminos habebunt omnes civitatem nostram 
Lubeke inhabitantes, cujuscunque fuerint conditionis, omnimodum usum, viis 
et inviis, cultis et incultis, aquis et piscibus, silvis et pascuis, sive navi- 
bus sive plaustris opus sit ad exportandum. Et nos ipeis civibus nostris 
tradimus usus et commoditates terminorum subscriptorum; .. usum habe- 
ant nemoris tam in lignis quam in pratis et pascuis. Insuper licebit ipsis 
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Die Benukung der Mark geſchah daher fowol für diejenigen Bedürfniße 
ter Gefammtheit, weldhe fpäter als öffentliche Bedürfniße der Etabt erichienen, 
wie für bie gleihmäßigen wirthichaftlichen Bebürfnige der Genogen. Zur 
Anlage von Strafen und Pläben, öffentlichen Gebänden, Befeftigungs- und 
Bertheitigungswerlen wurben die Marl, ihre Probulte und Erträge von je 
verwautt. Gleichzeitig aber, und chne daß Died als etwas begrifflih Ber- 
fhiedenes erkannt wurde, biente die Stadtmark den Sonbergütern. Seber 
Genoße war deshalb Antheilhaber der gemeinen Mark') und befaß ald Zubehör 
feines Hanfes ein Theil und Nutzungsfecht an ihr’?). Er mochte nad) Maßgabe 
eines wirtbichaftlichen Bebürfniges Die gemeine Weide nnd Maft befchiden?*), 


civibus et eorum piscatoribus piscari ... Habebunt etiam omnimodum usum 
silvarum D. et C. et B, ut tam igni necessaria quam navibus sive domibus 
aut aliis civitati sue utilie ligna in eis succidant absque dolo, ne videlicet 
idoneas et utiles sibi naves passim et sine necessitate vendant et alias 
fabricent vel ligna deferant aliis vendenda nationibus. In ähnlicher Weiſe 
‚werben endlich auch Maftgerechtiiame verliehen. Hier ift von einer Untericheibung 
bes Gebrauchs für öffentliche Zwede des Gemeinweſens und für private Zwecke ber 
Bürger nicht die Rede. — Bol. Briv. f. Eiſenach v. 12383 5. Gengler 100f. $ 18 
u. 19; f. Hannover v. 1241 ib. 186 $ 8: paschus et ligna ommibus sint commu- 
nia ; f. Lippftadt v. 1240 ib. 254 f. $ 9: commumiter utantur; f. Marienburg v. 
1276 ib. 271 f. 8 5. & 11. — ferner die Hanbfefle f. Freiburg i. U. v. 1249 
$ 6. 52. 53, f. Burgborf v. 1316 $ 15 u. den Murtner Stabtrobel 8 7b. Gaupp 
IL 83 f. 190f. 152f. — Ur. f. Porrentruy v. 1381 u. f. Biel v. 1388 b6. 
Trouillat IH nr. 256 ©. 415 f. u. IV ur. 239 ©. 500. — rk. v. 1368 b. 
Schreiber I. 515 u. 538. — Cndlih zahlreihe Grünbungsprivilegien b. 
Tıfhoppe m. Stenzel, 3. 8. 1270: item ut silvas et pascua eidem atti- 
nencia civitati cives cum omni possideant libertate; auch daz dy welder u. dy 
weyden, dy do gehoren czu derselben stas, dy sullen dyselben durger besi- 
czen mit allir freyheyt; 1291 ib. 414: damus .. eisdem .. civibus et eorum 
posteris omnes utilitates; 1274 ib. 389: silvam ipei cives pro suis usibus 
reservabunt. 

2) Brio. f. Diefienhofen v. 1178 8 3 b. Bengler 80: cives participes esse 
concedo in pascwis, in Auminibus, in nemoribus ei silois. Vgl. auh Gaupp IL 
83 8 6. 121 8 16. 163 u. 162 8 7. Grimm, ®. I. 764 f. u. 759. 9 80 u 
83. IIL 599 f. 862: aliquis habens jus in eisdem communitatibus. 863: 
advena nichil juris habens in communitatibus. 

13) Bol. oben Note 68. Diefed Nubungsrecht hieß ganz wie auf dem Lande 
utilitas, usus, usus communis, gemeiner nutz, gemeinderecht, gemein theil 
und achtwort. Maurer, Stabtv. II. 178. Grimm, W. IIL 343 (achtwort). 

“) Maurer, Gtabto. 11. 808—805. Bluntſchli I. 148. Donandt I. 89. 
Grimm, ®. I. 773 u. IL 563. Urk v. 1277 u. 1828 858 b. Tzſchoppe u. 
Stenzel 391 u. 527. Gtabtordn. v. Hüfingen b. Mone XV. 427 a. 5. Das 
Weiderecht erftredte fih auch auf die Feldmark nach ber Ernte uud in ber Brache. 
Ganz wie auf dem Lande mußte Jever das Vieh mit dem gemeinen Hirten aus- 
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Holz aus Tem Walde entnehmen’), in Wald und Feld jagen und in 
ten Gewäßern fiſchen?s), in den gemeinen Grünten Stein bredien und 
Lehm graben”), das Waßer für Bewäßerung und Gewerbebetrieb benupen 8), 
Weg und Steg gebrauchen??). Auch Fam die Bertheilung von Allmentftüden 
zu vorübergehenden Sondergenuß in ländlicher Weiſe vor 8%). Und jelbit die 
neuen rein ſtädtiſchen Bebürfnige, wie die der Schifffahrt und des Schiff 
banes, kleideten ſich zunächft in die Form folcher Allmenbnugungen?!). 

Mit der Berfügung über die Mark verhielt es ſich gleichfalls nicht 
anders als auf dem Lande. Die Berfügung über bad Sonderreht war be- 
fhränft dur das Gejammtredt®?) und über das letztere verfügte die verſam⸗ 
melte Gemeinde®?). 

Endlich aber entfloß demſelben dinglichen Gefammt- und Sonterredt 
ein Subegriff von Gewalt und Unterwerfungsverhältnigen, welche die Grund- 
Tage der bürgerſchaftlichen Verfaßung bildeten. Denn es war das Gejammt- 
recht an der Mark, woraus die Gemeinde dem Einzelnen gegenüber wichtige 
polizeifiche, richterliche und exekutive Befugniße Kerleitete 4); woraus bie den 
Sinzelnen biudende Schließung der Mark floßes); worin die meiiten Abyaben. 


fenden (Säger, Ulm 608. u. 612, Urf. v. 1328 $ 20 b. Lehmann, Grimm 
IH. 608), während Grundherrn das Recht eined Sonderbirten hatten (Ochs V. 
66 Note, Kindlinger, Hürigl. 421). Auch das Verbot des Auftreibens fremden 
Viehs und die Erlaubniß für arme Bürger, eine beftimmte Zahl fremden Viehs zu 
Tanfen, findet ſich; z. B. in Weißenburg b. Grimm I. 765. 

22) Lub. Urt. v. 1188 im Lüb. Urkb. 1. 9 u. 10 (oben Note 71), Grimm 
I. 765 f. 773. Manrer I, 802. 

*) Maurer II. 805807. Mone 1. 896 u. IV. 89. üb. Urkb. 1. 9. 
17. 44. Lehmann 824. Url. v. 1489 b. Delrichs, Samml. 676. $ 92 u. 
9 Grimm, ®. 11. 609. Stat. b. Wald TI. 75 8 14 u. 15. Tzſchoppe 
u. Stenzel, Eint. 137. 

7) Maurer IL 808. 

6) Maurer II. 807. Gaupp 11. 83 8 6. Url. v. 1290 5. Seibery 
II, 1. 524 $ 28. 

”) Maurer IL. 808 Note 76 u. 77. 

0) Beifpiele b. Maurer II. 809. Mone XV. 427 art. 7—8. 

eo) So in dem lüb. Priv. v. 1188 in Note 71 u. v. 1204 im Urkb. 17. 

v”, Namentlich galt auch bier dad Berkot der Beräußerung an Fremde und 
Die Marllofung. 
| 8) Bol. 3. B. oben Rote 5—7. W. v. Nüwkilch b. Grimm 1. 299. Auch 
die jährlichen Markumgänge fanden wie auf bem Lande ftatt. Maurer II. 170. 

*) Denn bier wurzelte die Gerichtäbarkeit, das Bannreht u. dad Pfindunge« 
recht in Held» und Markfachen, die Walde, Feld⸗, Weide- und Baupolizei u. f. w. 
Bol. au Maurer II. 803 u. 805. III. 4f. Säger, Ulm 817. 609-612. 
Ochs V. 67. Grimm, W. I. 298 f. 765 u. 766. 847. 

5) Bol. Maurer II. 811 f. Ueber die Anwendung auf den Getreidehanbel 
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und Dienfte der Sinzelnen für die Gemeinde ihre Altefte Wurzel hatten 9°). 
Und es war anbrerfeits das Sonderreht am Haufe und feinem Zubehör, in 
welchem das bürgerlihe Recht und die inbivibuelle Selbftänbigkeit der Ein- 
zelnen ihren Sit hatten; auf weldem alle politiiche Berechtigung urjprünglich 
rubte®?); welches für den Bürger eine Herrſchaftsſphaäͤre abgrenzte, in ber er 
freier Grundherr war, jo daß ein jedes bürgerliche Beſitzthum jo gut wie ber 
Bauerhof den Keim ber Erweiterung zu einem Herrſchaftsgebiet uriprünglich 
in fi trug und in ber älteren Zeit ja vielfach in ber That entfaltet hat. 

2. Ganz anders wurde es, feitbem bie Stabt als Perjon aus ber Ge- 
fammtheit Beraustrat. Und zwar zunächft 

a. im dffentliden Recht, das aud bier jet jelbftändig wurde. 

Indem die Stabt als ein politifches Gemeinweien mit eigener Perjön- 
lichkeit erfannt wurbe, nahmen diejenigen Beziehungen, in welden die Stadt 
als Allgemeinheit nnd die Bürger als deren Glieder erſchienen, einen beſon⸗ 
deren Charakter au. In Bezug auf die Stadtmark entftanb in Folge befien 
für alles Recht an derſelben, welches filh in der einbeitlihen Hand ber Stadt 
als einer höheren Allgemeinheit verfammelte, der nene und jelbfläntige Ge 
banfe der Gebietsgewalt. Und umgekehrt folgte für bie einzelnen Weid- 
bildgeundftücde und ihre Befiger ein Inbegriff rein politiſcher Pflichten und 
Rechte jet lediglich aus der Zugehörigkeit diefer Grundflüde zum ftädtiſchen 
Gebiet. 

Dieſes Verhältniß des Gemeinweiens und feiner Glieber zum Gebiet 
unb feinen Beftaudtbeilen wurbe nun innerlich Tosgelöft von dem ehemals mit 
ibm verſchmolzenen dinglichen Privatrecht. Die Stabt als foldye behielt auch 
Eigenthum nnd dinglide Rechte an einem Theil ihrer Mark: aber dies ift 
für fie etwas Außerweientlihes, während fie ohne Gebietshoheit nicht beftehen 
önnte. Ihre Gebietögewalt ergreift gleihmäßig und nothwendig alle Theile 
des Weichbilbe, ohne Rüdfiht darauf, ob daneben noch dingliches Recht der 
Stadt befteht oder nicht. Als Grundeigenthümerin fteht die Stadt ihren 
Bürgern glei, als Gebietäherrin über ihnen. Grunbeigenthum Tann Seber, 
Gebietshoheit nur die Stadt befigen. Höchftens Tann es für engere Bezirke 
ein abgefhwächtes Gebietsrecht engerer Berkände unter der ftäbtijchen Gebiets 
gewalt geben. Die Stabtmark in ihrer Totalität ift daher nun bas Gebiet, 
das Weichbild, die Gemarkung, der Bann, das territorium, ber terminus, 


und defien Breigabe in Berlin Url. v. 1319 56. Fidicin IL 19. Beſonders 
intereffant ift die Anwendung auf ben Schiffeban im üb. Priv. v. 1188 (Rote 71). 
ee) Deshalb wurden auch die Abgaben nnd Dienfte als Aequivalent für die 
Allmendnutzung betrachtet unb danach berechnet und vertheilt. Grimm Ill. 861 
u. 599. Ur, v. Slogan v. 1302 $ 8 b. Tzſchoppe u. Stengel 445. Maurer 
II. 779. 
0, Bol. den folgenden 5 27 Note S—5. 
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der distrietus, bie jurisdictio der Stabt 8%); und diefe Aushrüde bezeichnen 
immer mehr einen von jeder Vermiſchung mit dem alten Markenrecht be- 
freiten rein politifchen Begriff, fo dab bie Begriffe bes ſtädtiſchen Grund- 
eigentbums, der gemeinen Mark oder Allınende fih in voller Selbftändigfeit 
ablöfen®9). 

Dft langſam und unvolllommen realifirt, immer aber angeftrebt, find 
die Folgen dieſer begrifflichen Verwandlung außerordentlich weittragend. “Der 
Begriff des Gebiets feßt den Begriff einer wahren Staatsgewalt voraus und 
führt daher zuletzt zum Untergange aller feudalen und patrimonialen Ber- 


bältnige?). Die Stadt jelbft befigt ihre territorialen Gewaltbefugniße nicht 


in Verknüpfung mit binglichen Rechten und nicht aus indivibualrechtlichen 
Titeln, jondern als Gemeinweien an fi und zu einheitlidem und untheil- 
barem Recht. Freilid muß fie viele ihr fehlende grundherrlihe Befugniffe 
im Weihbild auf privatrechtlichen Wege erwerben: einmal erworben aber 
werben fie fofort Beſtandtheile der politifhen Stadtgewalt, und was ſoeben 
noch Zubehör eines dinglihen Rechtes war, erfcheint nun als unveräußerliches 
Attribut eines territorialen Gemeinweſens. Alle Hoheitsrechte und Aemter, 


ee) Bol. z. B. Lüb. Priv. y. 1188 im Lüb. Urkb. I. 11: fein befeftigter 
Bau darf errichtet werden „in terminis“ ber Stadt, intra vel extra; Urk. v. 


1950 ib. 152: infra marchiam civitatis vel wichbilde infra civitatem vel exzira 


eivitaten ſoll Niemand fich niederlaßen sine licentia consulum et civitatis; Urk. 
v. 1234 ib. 66: der Herzog fchenkt die Burg Travemünde n. eine villa den bur- 
gensibus Lubec. dergeflalt, ut jam dietum castrum sit Lubec. civitatis et jam 
quocunque eventu sibi poterit vendicare eo videl. jure, quod in vulgari dici- 
tur wichbiletherech. Urk. v. 1269 b. Gudenus II. 441: in territorio Moguntine 
eivitatis. Urf. v. 1252 6. Niefert 1, 2. 501: intra terminose oppidales, qui 
wichilede vulg. appellantur. Urk. v. 1243 b. Kinplinger, M. B. II, 1. 248: 
infra opidum vel extra opidum infra tamen terıninos banni. Url v. 1264 b. 
Lacomblet IL. 318: terminos ipsius civitatis qui dieuntur burgbann. Auch in 
Soeſt ſchon 1120 8 25 dann, in Bieſenthal 1815 b. Zimmermann. II. 162: 
distinctio, Url. f. Pölten aus dem 18. Jahrh. b. Gengler 410 u. 411: termini 
eivitatis; f. Stabe 1209 ib. 456 f. Ochs, Baſel V. 70: so weit zwing u. bann 
der stat Basel geht. Grimm, W. II. 790: das reich dieser statt Ach. Ganz 
befonderd auch Urk. v. 1802 b. Tzſchoppe u. Stengel 444 f. (oben Note 35 
zu $ 24): der stat wichbilde u. gebyet; und Hallenfer Schöffenweisth. ib. 295 
(db. Zaband 8) $ 6: si infra terminos quod wichbilde dicitur homicidium con- 
tigerit etc. 

) Bol. 3. ©. Wormſer Url. v. 1278 b. Boehmer, fontes 11. 236: 
almendam infra territorium ipsius civitatis sitam. Frantf. Url. v. 1227 (oben 
Note 11): jurisdietionem et communionem,. rk. v. 1261 b. Schöpflin I. 484: 
almendis in civitate et ejus banno sitis. Basler R. DO. I. 210: zwing und 
benn mit sampt der allmeinden und aller stat herlichkeit, so wyt das begrift 
und zu derselben statt zu gehörende ist. 

°°) Bgl. auch unten $ 28. 

I. 43 


4 
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mögen fie noch fo tief von der Berbindung mit dem Grundbeſitz ergriffen ge 
weien fein, ftreifen in der Hand der Stabt die Merkmale der Nebertragbar- 
feit, Lehnbarkeit, Theilbarkeit ab; fie mögen von Einzelnen ausgeübt, fie innen 
aber nicht mehr zu Individnalrecht beſeßen werben. Die Eigenfchaft des Weich 
bilde als des ftantlihen Gebiets eines territorialen Gemeinweiens erſcheint 
jegt ald der Grund, weshalb in biefen Grenzen Eine Gewalt, Ein Gericht 
und Ein Recht gilt). Diefer ftädtiſchen Gebietsgewalt gegenüber ift nun 
freilih weber eine felbftändige Bebentung ngerer Gebiete für ihre innern 
Angelegenheiten noch aud eine gewiße Geſchloßenheit und Unabhängigkeit ber 
einzelnen Häujer und Grundbeſitzungen ausgeſchloßen: unvereinbar aber ift 
mit ber Durchführung des ftähtifchen Gemeinweſens eine auf Grundherrfhaft 
oder Markenrecht berubende Gebietögewalt, welche innerhalb ber Weichbilds 
eine an fih im ftädtifchen Gebietsrecht enthaltene Befugniß ansuahmsweife 
für einen Audern als die Stadt begründete. Der Stabtbürger übt in Haus 
und Hof eine gewiße Hausgewalt aus: aber er kann nicht mehr feine Herr⸗ 
haft als eignes Recht über einen Kreis von Hinterfaßen ausdehnen und mit 
einer jo gebildeten Grundberrihaft aus dem Stadtgebiet ausſcheiden. Und 
nicht blos für die Zukunft wird bie Bildung fenbaler und patrimonialer Ber- 
bände innerhalb der Stadt unmöglich: auch die aus früherer Zeit beſtehenden 
- Grundherrſchaften, Abmarkungen und Smmunitäten erliegen mehr und mebr 
der alleinigen Gebietshoheit des Gemeinweſens. Lange freilih muß mande 
Stabt in ihren Mauern grundherrliche und vogteilihe Verbältnige, patrimo- 
niale Gewalten und beſonders patrimoniale Gerichtöbarkeiten dulden: foweit 
aber die ſtädtiſche Entwidlung freie Bahn hat, drängt fie unaufhaltſam zur 
Befeitigung ſolcher Anomalien, bis zuletzt nur rein privatrechtliche Verhält⸗ 
niße des abgeleiteten Beſitzes ober der Zinsbarkeit an bie einftige Eriftenz von 
Grundherrſchaften in ber Stadt erinnern. Schließt nun aber fo der neue 
Begriff des Stabtgebiets jene auf dem Lande typifche Zerreißung durch eigen- 
berechtigte Herrſchaftsbezirke aus, fo fordert er darüber hinaus auch eine pofi- 
tive Unterwerfung aller einzelnen Grundftüde des Weichbilds unter die Stadt- 
gewalt. Nicht mehr das konkrete und bei jedem Grundftüd möglidermeije 
verjchietene Verhältniß zwilchen Sonterreht und Geſammtrecht entjcheidet über 
bie politifhe Belaftung und Gebundenheit ber Güter: fondern in abftrafter 
und gleihmäßiger Weiſe ift um feiner Zugehörigkeit zum Stadtgebiet willen 
jedes Weichbildgut dem Weichbildrecht unterworfen. So wird es möglid, 
daß an die Stelle halb privatrechtlicher Zinfe und Dienfte, welche auf ben 
einzelnen Häuſern, Höfen und Aedern kraft ihrer bejonderen Stellung zur 
Mark urfprüngli als Reallaften zu Gunften der Geſammtheit ruhen, rein 

9) Bol. auch Stobbe, Rechtsqu. I $ 50, bei. ©. 488 Rote 1 ben Rad» 
weis, daß „weichbild* urſprünglich nur die Stabt und ihr Gebiet bebeutet, wäh⸗ 
rend bad darin herrichende echt „wikbeldesrecht* und erft fpäter abgekürzt 
„weichbild“ genannt wird, 
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öffentliche Grunditenern und rein politifche Grunblaften treten. Für dieſe Laften 
bebarf es Teines bejonderen Titels mehr, fie folgen aus der Zugehörigfeit ter 
Güter zu dem ftäbtiichen Gemeinwejen.®) Deßhalb erjheinen tenn auch bie 
von Adel und Geiftlichkeit zum Theil bergebrachten und zum Theil bean- 
ſpruchten Befreiungen von Steuern und Dienften dem neuen Gemeinweſen 
als unvereinbar mit feinem Grundprincip,2®) nnd ed beginnt gerade über diejen 
Punkt ein Kampf, den bie Städte meift fiegreih zu Ende führen.9M). 

b. Aber auch im Privatrecht mußte das alte Gefammteigenthum in 
ähnlicher Weiſe wie das getheilte Eigenthum ſeit der Abtrennung feiner poli- 
tiſchen Beitandtheile und feit der Vollendung des Körperichaftsbegriffs theils 
ganz verſchwinden, theild doch jein rechtliches Weſen verändern. 

e. Ganz hörte das dingliche Geſammtrecht der Regel nah an den Häu- 
fern und Ländereien ber einzelnen Bürger auf. Indem fomit das Grund» 
eigenthum in ter Stadt nicht nur aus ben Banden der Grundherrſchaft, fon- 
tern auch aus den Banden der Marlenverfaßung befreit wurbe,%) erfchien es 
als ein freied und reines Individualrecht und fomit überhaupt als das erfte 
deutiche Privateigenthum an Grund und Boden, weldyes ganz und nur Privat. 
eigenthum war. Diejes Eigentbum war freilich weder fo frei noch fo abjolut, 
wie römifdhes dominium: aber es war gerade fo frei und gerade fo jelbftändig, 
als mit der deutſchen Rechtsanſchauung die Herrfchaft des individnellen Willens 
über Grund und Boden vereinbar ſchien. Nicht mehr bie Tonkreten Rechts⸗ 
verhältniße zwifchen Geſammtheit und Einzelnen in einer beftimmten Mark zogen 
nun dem Eigenthum an Häuſern und Höfen eine engere ober weitere Grenze: ſon⸗ 
bern diefe Grenze lag in dem objektiven Rechtsſatz, wonach nur bis zu einem be- 
ftummten Punkte die Macht des individuellen Willens über Grund und Boben reichen 
Tonnte, während darüber hinaus die Macht ver Allgemeinheit über ihr Gebiet 
anfieng. Als jolche objektiven Beichränkungen des Eigentbumsbegriffes erjchienen 


) Bol. 3. B. Braunfchw. Url. v. 1232 6. Leibnitz III. 489 $ 52: alle 
garden eder worde, de to wikdilde ligget, se sin papen eder goddeshusen, de 
scholen dem hertoghen u. der stat scotes plegen. Grimm, W. III. 361 
n. 3864. W. v. Meiningen ib. 600: Riemand darf Wohnungen haben oder Häufer 
befigen, die in der stat M. wacht, stewr und bete herkomen Sint, sie wollen 
sie dann auch verstewre u. verbethen. 

) Vgl. Url. v. 1815 $ 5 u. 6 b. Tafhoppe n. Stengel 497; v. 1261 
b. Schöpflin I. 434; v. 1815 5. Zimmermann IL 163 und ib. I. 49; v. 
1886, 1847 u. 1867 6. Kinblinger, Hörigf. 405. 486. 469; v. 1291 6. Boeh- 
mer 261; Maurer IL 781-784 

) Bol. Th. IS. 881. Seht auh Maurer II. 784-788 und Beifpiele 
von audnahmeweije fortbeftebenden Eremtionen adliger und geiftlicher Güter, fog. 
„Breigüter” u. „Sreihöfe" S. 788-791. 

) Maurer 1. 486 f.: „Befreiung von ben in der Markenverfaßung liegen⸗ 
ben Banden”. 

48* 


676 Die Stabtperfönlichkeit. 


nun, obwol aus dem alten Markenrecht hervorgewachſen, alle baupolizeilichen 
Borfchriften, das Zwangsenteignungsrecht, bie Kontrolle der gerichtlichen Auf- 
laßung und ber Eintragung in das Stadtbuchꝰ) u. |. w. Ebenſo aber die 
beibehaltenen oder neu eingeführten Beſchränkungen ber an fi mit bem 
Begriff des Privateigenthums gegebenen Erwerbi- und Beräußerungöfreibeit. 
Denn nicht als dinglich Berechtigte, ſondern ald Gehietd- und Steuerherrin 
verorbnete die Stadt, daß jeder Erwerber eined Weihbildguts Bürger werbe 
und die ftädtifchen Laften trage oder das Gut wieder aufgebe.?) Und nur 
weil Ritter, Klöfter, Stifter und Geiftlihe und andre Nichtbürger oft fich dem 
Stadtrecht nit unterwerfen wollten, wurbe oft die Veräußerung von ftäbti- 
ſchen Grundftüden an fie verboten®®) ober ihnen zur Pflicht gemacht, ererbte 
oder anderweit erworbene Weichbildgũter binnen Jahr und Tag wieder an einen 
Bürger zu verlaufen ober zu verpacdhten.®) Meift geftattete mau daher auch 
Richtbürgern die Beibehaltung des Guts, wenn fie fih iu das Bürgerrecht 
aufnehmen ließen oder mindeſtens fidh bereit erklärten, das Gut gehörig zu 
verftenern.1%0) Wo aber ein förmlicher Bürgerretrakt fi ausbildete,1%1) unter- 
ſchied auch diejer fi von der alten Marflofung durch feine oͤffentlichrechtlichen 
Wurzeln. ?%) 

BP. Wie aber einerjeits freies Alleineigentfum der Bürger, fo trat 
anbrerieits ein korporatives Alleineigenthbum der Stadt aus dem Geſammi⸗ 
eigenthum heraus. Denn feitbem der von ber Vielheit der Individnalwillen 
gelöfte Allgemeinwille im ftäbtifchen Gemeinweſen fi zur jelbftändigen &e- 
fammtperfönlichkeit verkörperte, erſchien diefe und nur dieſe als Subjelt folder 
Privarrehte an Grund und Boden, welde fchon bisher von der Bürger- 
gefammtheit in einheitlicher Zufammenfaung geibt waren oder im Laufe 
der Zeit dem inzelwillen entzogen wurben. Erlangte aber fo die Stabt 
neben ihrer am ganzen Xerritorium beftehenden Gebietshoheit Eigenthum und 
dinglihe Rechte an einzelnen Theilen befielben, fo ftand fie in dieſer Be 


“) Dgl, Maurer II. 829. u. ©. 765 die Ableitung aus dem Geſammtrecht. 

m) Maurer IL 768f. Richthofen, frief. 8. DO. 297 8 18. 

) Beifpiele b. Maurer a. a. DO. Note 5—17. W. v. 1303 6. Grimm. 
345. Eo wird in den Prager Stat. b. Rößler ar. 129 ©. 87 verboten, an 
Säfte, Herren, Möndde, Nonnen, Bfaffen oder Juden Erb oder Eigen, Zins ober 
Kirchenleihe innerhalb der Stadtmauer zu verlaufen, vermadhen ober vergeben, als 
Motiv aber Binzugefägt: darumb das der stat ir rechte davon nicht abgee. 

) Beifpiele Hei Maurer a. a. D. 770 f. Rote 89—42. 

00) Beifpiele bei Maurer a. a. D. 769f. Note 20—86. Ju märkifchen 
Städten genügte es, fich unter dem Namen eines Bürgers in die ftädtifchen Gteuer- 
liften eintragen zu laßen. Zimmermann I. 281. 

) Maurer ll. 818 Note 15—18. 

s02) Denn der entſcheidende Geſichtspunkt war auch Bier, daß das Gut uicht 
dem ftäbtifchen Dienft entzogen werde. 
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ziehbung, ba folde Rechte in ihrer Hanb benfelben Charakter wie in ber 
Hand von Einzelnen hatten, nicht über fondern neben ihren Bürgern. 

Die Keime eines Torporativen Eigenthums Ingen, wie wir geſehen haben, 
in jedem Gejammteigentfum. Sie brauchten fih nur zu entwideln und zu 
verfelbftändigen, nicht von außen hinelugetragen zu werden 108)3. Diefe Keime 
beftanden in ber gefammteinheitlichen Verfügung und ber zum Theil gefammt- 
einheitlichen Nutzung. 

Die Verfügung über das Gemeinland war immer bei ber ſichtbaren 
Geſammtheit der Vollgenoßen, aber immer nur bei ihrer nad Zeit, Ort 
und Formen gehörig georbneten und mit Mehrheit beſchließenden Berfammlung 
geweien. Sie gieng daher in den Städten meift auf den Rath über!) 
Der Rath aber erſchien von vornherein als ein felbftänbiges Organ ber 
Stabt, nit als bloßer Benollmäcdhtigter der Bürgergefammtbeit. Folgeweiſe 
mußte man auch ald Snubjekt der von ihm geübten Verfügungsbefugniße bie 
Stadt als foldhe denken. 

Über auch die Benugung bes Gemeinlands hatte niemals ausſchließlich 
für individuelle Wirthſchaftsbedürfniße der Einzelnen, jondern immer zugleich 
für die öffentlichen Bedürfniße der Allgemeinheit ftattgefunden. In beiden 
Fällen ſchien dieſelbe Geſammtheit zu nutzen. Als daher die Allgemeinheit 
als ſelbftäändiges Gemeinweſen eigne Perjönlichkeit erlangte, mußten jedenfalls 
dienigen Nutungen, welche biöher fchon für die Gefammtheit in ihrer Einheit 
verwandt waren, als ausſchließliches Recht ber Einen Stabtperfönlichkeit erfcheinen. 
Die ſtädtiſche Entwicklung aber brachte es mit fih, daß vor der gejammt- 
einheitlichen Nutzung bie gefammtvielbeitliche ſchon früh auf das Entfdhiebenfte 
zurüdtrat. So kam es dahin, daß nicht nur einige, fondern alle Nutungs- 
befugniße an der ganzen Allmende oder doch ihrem größten Theil meift 
Alleinreht der Stabt wurden. 

Der Grund dieſer Entwidlung lag fowol in den ſtets wachſenden Be⸗ 
bürfnißen des neuen Gemeinweſens als in ben veränderten wirthichaftlichen 
Beduͤrfnißen ber einzelnen Bürger. | 

In eriterer Beziehung waren ſchon von Alters ber in weit größerem 
Umfange ald auf dem Lande fowol ber Grund und Boben ber Allmende 
ale bie ans ihr gewonnenen Probukte herangezogen worden, um Straßen 
und Wege, Märkte und Pläte, die für den öffentlichen Gebrauch beftimmten 


) Ganz unriätig ift ed, wenn Maurer mehrfach, z. B. II. 728. 799 u. 
847, erft durch den Einfluß bes römifchen Rechts die Allmende zum Eigenthum 
ber Stadt als juriſtiſcher Perfon werben läßt. 

) Der Rath war freilich oft an bie Zuftimmung ber Bürgerfchaft gebun- 
ben (f. unten 8 80), doch kommen auch Beräußerungen vor, bei denen er allein 
Handelt; 3. DB. in Speier 1242 u. 1248 5. Remling 225 n. 237: universitas 
consilii Spirensis contradidit .. aream; consiliarii Spir. . . aream attinen- 
tem reipublicae civitatis . . indulserunt. 
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Brüden, Thore, Brunnen unb fonftigen Anlagen herauftellen?%). Ebenſo 
aber verhielt es fih mit bem Bau und der Verbeierung der Feſtunge⸗ 
werte1%%), mit ber Errichtung ber äffentlihen Gebäude für den Rath, bie 
Gerichte und andere Behörben!”), mit ber Anlage ber für Handel und Ge 
werbe teftimmten Kaufhäuſer, Gewerböhallen, Börfen und Lauben !‘®). 
Weiter verwandte man die Allmenbe zur Gewinnung neuer Bauplähe, indem 
zugleich durch einen dem Bebauer auferlegten Zins bie ftäbtifchen Einnahmen 
"vermehrt wurben!%. Auch fuchte oft die Stadt felbft burd Errichtung 
ſtädtiſcher Mühlen, Wirthichaften und andrer Gewerbeanlagen tie Allmende 
für ihre Kaffe nutzbar zu maden!!N. Endlich griff man auch zur Bezahlung 
außerorbentlicher Ausgaben und zur Beftreitung finanzieller Bedürfniße der 
Stadt in die Allmende, die man zu biefem Behuf veräuferte, mit Renten 
beichwerte, verpfänbete ober verpachteteltl), 

Andrerfeits trat mit ber Entwicklung bes fläbtilchen Lebens ber Werth 
der Markuugungen für die Einzelwirthichaft zurüd. Schon die alten Boll- 
bürger verbanden mit bem Grundbefitz Handel und Gewerbebetrieb und 
konnten ohne großen Nachtheil auf Weide und Beholzigungsrechte verzichten. 
Da bald überall nur der Befiß eines Bürgerhauſes, nicht der von Aeckern 


05) Es heißt daher oft: allmend in und auszerhalb der stadt, 5. B. 1214 
u. 1261 b. Schöpflin I. 826 u. 484; der statt almendestück inn oder ausser- 
halb der stat gelegen, 1517 in Baden b. Mone ‚I. 488 8 8. Bgl. ib. XV. 
427 a. 4; auch Kriegk, Bürgerzwifte 280. Straßen, Plätze, Brüden n. f. w. 
werben auch oft ausdrüdlich allmend genannt; 3. B. in Worms 1273 6. Boeh- 
mer, fontes IL 207 n. 1886 8 3, 1407 $ 14 b. Schannat Il. 201 u. 321; 
in Gtradburg 1239 b. Schöpflin I. 368. 

00%, Maurer I. 103—129. 466 f. 

so) Maurer II. 45—53. In Soeſt findet ſich 1120 eine domus consulum. 
In Worms entbrannte im 13. Jahrh. ein lebhafter Streit zwifchen dem Biſchof 
und ber Stabt, welche auf den Spruch bed Kaiferd ihre domus communis, com- 
munitatis, „bürgerhof“ wieder zerflören mußte, bald aber wieder errichtete und 
1262 den Spruch erlangte: curia totalisg cedet ad perpetuos usus civitatia. 
In Köln findet fi) 1149 eine domus civium. In Magdeb., Augöb., Bafel, Frankf., 
Ehlingen, Berlin u. Koͤln, Regendburg kommen feit dem 18. Jahrh. domus ci 
vium ober consulum, der bürger gemeines haus, bürgerhof, gemeindehaus, 
rathhaus, praetorium u, f. w. vor. Und in Prag verlangten die Bürger 123% 
nach Rößler 178: domum consilii et maniloquii, sicut aliae oivitates capitales 
congueverunt habere. 

8) Vgl. Maurer Il. 54—64. 

100) Manrer DI. 226f. 810. Wald VI 206 $ 18. 

110) Beifpiele unten in 8 28 u. 29. Ueber flädtifche Mühlen auh Maurer 
II. 807 Note 73—75 und über den Betrieb jtäbtifcher Wirthſchaft im Rathötelle 
ib. 60 u. 61. 

1) Bol. unten $ 29, Grimm V. 405 8 6 (unten in Note 122) u. Maurer 
od. 809 Note 17—18. 846 f. 
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für das Vollbürgerrecht gefortert warb, mußte es überall Vollbürger geben, 
für die troß ihres Grundbeſitzes die Marknutzungen zum Theil wertblos 
waren. Seitdem aber zuletzt auch Nichtgrunbbefiter das Bürgerrecht erlangten, 
verlor ſich die ganze alte Bedeutung der Mark. Behielten auch ſelbſt jetzt 
noch die Marknugungen für einige Bürger größeren Werth, fo waren doch 
jedenfalls für andere gerabe bie wichtigften Marknutzungen, Weide und Ban- 
holz, werthlos geworben. Ueberhaupt aber war, ſobald das ftädtiiche Leben 
einige Fortſchritte gemacht hatte, die ganze Grundidee, auf welder bie Be- 
meßung und Bertbeilung ter Marknutzungen beruhte, völlig unausführbar. 
Denn die Marknutzungen regelten fih nach dem Princip bes wirthichaftlichen 
Berürfniges in Verbindung mit bem Princip ter genoßenſchaftlichen Gleich 
beit. Diefer Gedanke war auch in die Städte verpflanzt worden!!). War 
er aber auf den Dörfern, wo alle Genoßen gleihmäßig den landwirthſchaft⸗ 
lichen Beruf trieben und der Umfang dieſes Berufs fih mit der Stellung 
in der Genoßenſchaft deckte, vollkommen burchführkar geweſen, jo wurde er 
mit der ftädtiichen Berufsibeilung unausführbar. Denn bier Tonnte ein 
Bürger, deſſen Bürgerrecht fo gut wie das eines andern war, die Ianbwirth- 
ſchaftlichen Marknutzungen vielleicht gar nicht ausüben. Nur in Bezug auf 
ſolche Markerträgnige, weldhe jedem Hausftand gleichmäßig nügli waren, 
wie etwa Brennholz oder Geldſpenden, ließ fi das alte Syſtem noch an - 
wenden. Sm Uebrigen fielen bie Stellung in ber Bürgerſchaft und das 
wirtbichaftliche Augungsbebürfnig auch nicht annähernd mehr zufammen. 

So mußte es zu einer Auseinanderfeung ber Verbältnige am Gemein- 
land zwiſchen Stabt und Bürgern Tommen. Und diefe Auseinanberjegung 
fiel der Regel nad) zu Gunften ber Stabt aus: nur ausnahmsweiſe behaupteten 
fih neben dem Recht der Stadt noch Sondernutzungsrechte von Bürgern. 

Bielfach ſcheint es darüber, befonters bei Gelegenheit der Zunftbewe- 
gungen, zu Streit und Kampf gelommen zu fein. Lange hatten die aus ben 
alten vollberechtigten Markgenoßen hervorgegangenen Bollbürger ben von ben 
Öffentlichen Bebürfnigen frei gelaßenen Theil der Allmende für ihre befonberen 
Bedürfniße benutzt, ohne daß man ſich bie Natur dieſer Nutzungen zum 
Bewußtſein gebracht hätte. Sie waren wie anf dem Lande gemiſchter Natur, 
Halb oͤffentlichrechtlich und Kalb privatrechtlich: wie weit fie aber das eine ober 
das andere waren, beburfte fo lange feiner Feftftellung, als Bollbürgerrecht 


m) 3, B. Inudbruder Stabtr. v. 1329 $ 2 5. Gaupp II. 258: ut pa- 
scuarum COmmunio, quae gemeinde dicitur, universitati divitum et pauperum 
sequaliter offeratur. Stendaler Urk. b. Bedmann V, 1. 2. 150: in aquis 
quam in pascuis et silvis ceterisque rebug equa in portione. Und dazu üßer 
bie Bemehung nah dem Bedürfniß Priv. f. Hagenau v. 1164 8 9 5. Gaupp 
L 97: quisque.. quantum sibi necessarium fuerit. Bemeßung nach bem 
Grundbeſitz 1369 8 8 b. Tzfhoppe u. Stenzel 592: jaxta haereditatum 
suarum valorem prout in Nissa et alils civitatibus. 
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und Befib einer mit Aderwirtbichaft verbuntenen Hofftätte zufammenfielen, 
Bebürfnig und Gelegenheit zur Nutzung ungefähr glei waren, Sntereffen 
der Stadt und gleihmäßige Interefſen aller GHofbefiger identifch ſchienen. 
Ad nun aber der Begriff der Bürgerfchaft fi erweiterte, als Handwerker 
und Beifapen das Vollbürgerrecht erlangten oder doch verlangten, als bie 
Interefien des beweglichen Kapitals und ber Arbeit jo gut wie die des Grunb- 
eigenthums jelkftänbige Faltoren des allgemeinen ftähtifchen Interefſe's wurden: 
ba zeigte fich der Gegenſatz, ber bisher geichlummert hatte. War die Allmenbe 
Alleineigentfum der Stabt, fo war es ein Unrecht, wenu einige Bürger 
Nuten und Genuß für fich allein beanſpruchten. Waren umgelehrt die bisher 
geübten Nutungen wohlerworbene Privatrechte, jo war e8 ein Unrecht, wenn 
bie Stadt mit der Erweiterung des politiichen Rechts bie Entziehung jener 
verband. Nicht ohne Grund Eonnten die Altbürger behaupten, bie Nutzung 
der Allmende fei ihr gutes Recht und der Verluft beffelben folge keineswegs 
aus dem Berluft ihres politifchen Alleinrechts. Aber nit ohne Grund 
feßten die Nenbürger entgegen, die Allmentenußung jei ein SKorrelat ber 
ftädtifchen Pfliht und komme allen Bürgern gleihmäßig zu. Blidte man 
in die Berleihunge- und Stiftungsbriefe, fo fand Bier oft jede Partei ihre 
Anfiht beftätigt. Denn darin waren Stabt und vollberechtigte Bürger noch 
“ ibentifche Begriffe; und während daher die Einen baranf hinwiefen, daß die 
Verleihung an die Bürger, alfo an die damaligen Vollbürger, und nur in 
diefem Sinne an die Stadt gejhehen fei, jahen die Anderen in ber Begabung 
der Stabt eine Begabung des gemeinen Weſens und wollten auch die gleichzeitig 
genannten Bürger nur als die jevesmaligen Glieder deſſelben verftehen.115) 
Saft in allen größeren und älteren Städten fiel die Entſcheidung zu 
Gunſten der Stadt aus. Die privatrechtlihe Seite der Marknutzungen war 
ſchon zu Zeiten des Geſchlechterregiments zu jehr zurüdgetreten, um fi fe 
haupten zu koͤnnen. Die Zünfte fetten es daher meift durch, da die Gefchlechter 
ihre Nußungsporrechte aufgeben und beifpieldweife auch die für ihre Sonber- 
zwede auf ber Allmende errichteten Gebäude niederreihen mußten.114 Bis 


113) Ein Beifpiel von derartiger entgegengefetster Iuterpretation ber alten Ber- 
leihungsurkunde in Gützkow bei Gelegenheit der bier exft im 18. Jahrh. ausge 
tragenen Streitigkeiten über die Allmende zwifchen Bauleuten und Gewerken b. 
Bipde, 3. f. D. R. XVII 218—240. 

119, In Straßburg 3. DB. ftellte ſchon 1260 der Biſchof, welcher fih zum An- 
walt der niederen Stände aufwarf, Dad Verlangen, die Allmende folle Arm und 
Reich gemein fein. Aber die Gefchlechter behampteten fich offenbar im Alfeinbefik, 
benn fie erbanten die &efchlechterftube zum Hohenfteg und das Sommerhaus ber 
Geſellſchaft zum Müplenftein auf Allmendgrund. Eobald jebod nad dem Zunft- 
flege 1. 3. 1832 der neue Rath gebilbet war, Tieß berfelbe jene Häufer, weil fie 


. auf der Stadt Gut ftänben, nieberreißen. Schöpflin 1.488. Elofener, Strasb. 


Chron. p. 102-108. Arnold IL 300. Auch in andern Städten werden wir 
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weilen mögen auch bie Geſchlechter dem völligen Berluft ihrer Rechte durch 
Bertbeilung von Allmendſtücken unter fi) ober durch Abtretung derfelben an 
eine Geſchlechtergilde vorgebeugt baben.!!5) Jedenfalls blieb Hier überall zulegt 
nur eine rein ftäbtifche Allmenbe übrig. | 

bei ben Beſchwerden ber Zünfte, daß die Gefchlechter ber Stadt Gut für fich be- 
nupten, vorzugkweiſe an die Allmenbe zu denken haben. Bgl. auch über dad von 
den Zänften in Augsburg durchgefehte Berbot der Abhaltung von Gefchlechter- 
geiellihaften auf dem Rathhaus v. Stetten, Augsb. Geſch. I. 127 u. 144. 
+) So ſcheint ber Interefjante Vertrag v. 1287 zwiſchen Rath und Bürger 
fchaft von Speier einerfeits und den Münzern und Hausgenoßen berfelben Stadt 
andrerfeitd, db. Remling I. 884, aufgefaßt werben zu müßen. Er lautet: Nos 
judices consules et universi cives Spirenses ... volumus esse notum, quod 
nos consules et alii universi cives una cum nostris concivibus monetariis et. 
husgenoszen omnibus et singulis unanimiter super edificatione domus monete 
convenimus pariter in hanc formam, quod ipsa domus monete et fundus ipsius 
monete est et esse debet perpetuo dictorum monetariorum et husgenoszen, 
ita quod eadem domo utantur ad eorum communem utilitatem, sicut mone- 
tarii et husgenoszen hactenus uti consueverunt. Ad cujus domus edifica- 
tionem ipsi monetarii et husgenoszen nobis tantum 100 libras hallencium 
dederunt et nos de nostra pecunia omnes alias expensas ad edificationem 
ipsinus domus fecimus sub hac forma et condicione, quod quandocunque et 
quociescungue consules Spirenses super ipsam domum ire volunt ad consi- 
lium in stupa vel ante stupam, quod id facere possunt et debent sine omni 
contradictione prohibitione et impeditione ipsorum monetariorum et husge- 
noszen omnium et singulorum. Nobis vero absentibus ipsi monetarüi et hus- 
genoszen eadem domo uti pro communi utilitate possunt prout volant sicut 
est prescriptum. Ut autem predicta omnia et singula a nobis et nostris 
successoribus et ab ipsis munetariis et husgenoszen et eorum successoribug 
in perpetuum observentur u. f. w., find zwei Inftrumente mit dem Stadtſiegel 
ausgefertigt und eine den consules et universi cives Spirenses, das andere ben 
monetarii et husgenoszen andgebändigt. — Bei biefem Bertrag ift zweierlei zu 
beachten. Einmal, daß damald in Speier die monetarii et husgenoszen nod) 
identifch waren mit ber Vollblirgergemeinde, indem erfi 1504 Zünftige in ben Rath 
gelangten, bie Gefchlechter aber ſämmtlich zu jener Genoßenſchaft gehörten. Zweitens, 
daß fiherlih der Grund und Boden, auf dem das Münz- und Rathhaus ftand, 
Allmende war. Mithin enihält der Vertrag bie Anerkennung bes Eigenthums der 
Die alte Markgemeinde fortfeßenden Geichlechtergilde au einem Theil ber Allmende, 
während der Stabt nur ber Gebrauch bed zum größten Theil mit öffentlichen 
Mitteln erbauten Rathhauſes vorbehalten wird. Daß diefer Vertrag für bie Ge 
ſchlechtergilde fehr günftig war, erflärt ſich daraus, baß ber Tontrabirende Rath 
felbft gefchlechtig war. Die Gefchlechtergemeinde als Vollbürgerſchaft Eontrahirt 
durch das Organ ded Raths Namend der Stadt mit ber von ihr felbft gebilbeten 
engeren Korporation! Zugleich it aber biefer Vertrag ein Beleg dafür, wie voll- 
kommen ber Körperfchaftsbegriff damals fon ausgebildet war. Denn während 
früher offenbar die Allmende promiscue bem ftäbtifchen Interefje und bem „gemeinen 
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Bar nun aber das Alleineigenthum ber Stabt an der Allmende oder dem 
Hanpttheil derfelben feftgeftelit, fo war damit fowol bie rein Torporative Ber- 
fügung als die rein korporative Nutzung gegeben. Die Iektere jedoch war im 
verfchiebener Weiſe möglich. 

Ein Theil des Gemeinlandes und feines Zubehöre diente unmittelbar 
ben Torporativen Zwecken des Gemeinweſens. So bie Befeftigungs- und Ber- 
theidigungswerfe; die für die Situngen des Raths oder andrer Behörben, für 
Bürgerverfammlungen u. ſ. w. beftimmten Gebäute; bie zur Aufkewahrung 
von ftädtifchen Gut dienenden Ränme, Lagerhäufer, Zeughäuſer, Marftälle; vie 
ftäbtifhen Anftalten, Hospitäler u. |. w.; die Wälder nnd Steinbrüde, wenn 
and foweit fie Holz cder Steine für „ber Stabt Ban” lieferten. 

Nicht wefentlich verfchieden hiervon war ed, wenn ein andrer Theil bes 
Gemeinlands mittelbar den einheitlichen Zweden des Gemeinweſens biente. 
Wenn ftädtifche Güter für Rechnung der Stahtlaffe verwältet, wenn fie zu 
Erbzins oder Erbleihe fortgegeben, verpfändet, mit Renten belaftet ober verfauft 
warden; wenn Grundftücke, Häuſer, gewerbliche Anlagen und Nußungsrechte im 
Zeitpacht gegeben wurden; wenn man mit einzelnen Gütern, Thürmen nnd 
Wachthäuſern ſtädtiſche Vafjallen, Ritter und Soͤldner belehnte!16): fo floßen 
ja in allen diefen Fällen die Erträge, der Erlös, die Pachtſumme, die Renten 
oder Zinfe in die ftäbtifhe Kammer, welche nur für die Zwecke der Stabt vor- 
handen war, oder die als Gegenleiftung veriprochenen Dienfte kamen der Sicher⸗ 
beit oder dem Wohle des gemeinen Weſens unmittelbar zu Gute. Und jelbft 
eine etwaige unentgeltliche Fortgabe tes Stabtguts!!?) geſchah für die Stadt, 
indem man ihr geleiftete Dienfte belohnen, ihr fünftiges Intereffe förbern ober 
ihre Ehre wahren wollte. 

Aber auch dasjenige Gut, welches dem dffentlihen Gebrauch geöffnet 
blieb, diente lediglich dem Gemeinwefen, beffen Eigenthum es war. Denn ber 
Einzelne, weldher Straßen, Plätze und Brüden zum Gehen, Reiten, Treiben 
und Fahren benutzte, aus den öffentlichen Brunnen und Gewäßern Waher 
{chöpfte oder auf tem ftäptiihen Strome Schiffahrt trieb, die ftädtifchen An- 
lagen für Verkehr und Gewerbebetrieb gebrauchte, übte damit offenbar Tein 
Privatrecht aus. Der öffentliche Gebrauch beruhte vielmehr auf der es biefem 
Zwecke wibmenden Beftimmung bed Gemeinweiens, welches eben, inbem es ja 
auß feinen Gliedern beftand, in biefen und durch diefe den Vortheil be Ge- 
brauches jelbft hatte. Das öffentliche Gut war Teineswegs herrenlos, ſtand 


Gebrauch” (communis utilitas) ber Vollblirger gebient hatte, fchien beibes jetzt ver⸗ 
ſchieden. Und der Gedanke ber Stadtperfönfichkeit war ſchon fo beflimmt ent- 
widelt, daß Rath und Vollbürger als Träger des ſtädtiſchen Rechts ein völlig 
anderes Rechteſubjekt barftellten, als dieſelben Rathmannen und Bollbürger in ihrer 
torporativen Sonderverfaßung. 

16) Beiſpiele für dies Alles unten in 8 28 u. 29. 

1) Beiſpiele unten in $ 29. 
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vielmehr im Eigenthum der Stabt, die e8 ja auch veräußern und dem gemeinen 
Gebrauch entziehen konnte. Aber es fand nur im Eigenthum ber Stabt und 
von einem gleichzeitigen Sonberrecht ber Bürger baran war nicht die Rete. 
Mochten ehemals ſolche Gebrauchsarten, wie in ber That geſchehen war, ganz 
den andern Allmendnugungen gleichgeftellt fein: jegt verloren fie jebes privat- 
rechtlihe Moment. Sie waren für Jedermann glei, nit nur Boll- nnd 
Schutzbürger, auch Bürger und Nichtbürger wurben in biefer Beziehung ein- 
ander gleichgeftellt Die Beichränkungen daher, welche durch die Straßen-, 
Markt, Waßer⸗ und Gewerbepolizei herbeigeführt wurden, trafen gleihmäßig 
Alle: ein unentziebares Individnalrecht aber, weldyes die Stadt dabei zu achten 
gehabt hätte, konnte Keiner ihr entgegenftellen. Aud waren bie meiften jener 
Gebrauchsarten an fich ſchon gar nicht geeignet, ben Gedanken eines Indivi⸗ 
dualrechts aufkommen zu laßen, indem ber Gebrauch des Einen den Mitge- 
brauch bes Andern nicht ausfchloß, der Mehrgebrauch Einzelner tie Andern 
nicht benachtheiligte, die Gelegenheit des Gebrauches Allen gegeben war und 
ber Gebrauch Aller die Subftanz nicht erichöpfte. In diefer Beziehung iſt es 
namentlich charakteriſtiſch, day, fobald einer diefer Punkte nicht mehr zutraf, 
auch ein andres Syftem ber Berwenbung einzutreten pflegte, wobei das Eigen⸗ 
thum der Stadt wieber mehr hervertrat und das Gebrauchsrecht von ihr er- 
worben und ihr vergolten werden mußte. Die Stadt übertrug dann nämlich 
ben nicht für Alle gleich möglichen und gleich vorteilhaften Gebrauch gegen 
Entgelt an Einzelne, erhob von den zum Gebrauch Verftatteten eine befontere 
in die Stabtlafje fliegende Abgabe, oder Eonftituirte auch felbftändige in Pacht 
oder Erbpacht gegebene Nutzungsrechte. Daraus ergaben fi die mannichfachen 
Zinfe oder Abgaben, welche die Stäbte dafür bezogen, daß fie Stanbpläße, 
BVerkaufshallen, Kaufhäufer, Niederlagerkume, gewerbliche Anlagen, Kramläben, 
Gadem, Buben, Fleijch- und Brodbänfe, Schrannen, Kammern, Börfen n. f. w. 
an @inzelne oder Genoßenſchaften vermietheten, vererbpachteten oder fonft über- 
liegen; !18) die Einnahmen aus den für Einzelne gegen Zins begründeten Fähr-, 
Bapßermühlen- und Zijchereigerechtfamen;*19) die Wegegelder, Marktftandgelber, 
Brüdenzölle, Brunnengelder u. f. w. 120) 

Endlich aber ſchloß das Alfeineigentigen der Stabt auch fogenannte bür- 
gerlide Nutzungen nit aue. Da die deutſche Stadt ein in ben Bürgern 
als in ihren Gliedern lebendes Gemeinwejen war, diente das Stadtgut unter 
Umftänden au dann dem Ganzen, wenn es gleichmäßigen Sonberbebürfnigen 


ne) Bol. Urk. v. 1180 5. Lacomblet L 8354. Ennen, Köln II. 525f. 
Zimmermann I. 194 u. 298, auch Teymiers Stadtbuch v. Frankf. a. O. ib. 
7-39. Neumgun, Görlig 73. 76. 80. Ds, Baſel IT. 428 f. Jäger, Ulm 
598. Pauli, Iüb. Zuft. 50. 51. 58. Kriegk, Bürgerzwifte 310 u. 811. 

m) Die Stadt gab hierbei ein Nubungsrecht fort, das urſprünglich jener Ge⸗ 
noße am gemeinen Waßer hatte. 

so) Zimmermann I 19. Maurer II. 185. 
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ber Glieder diente. Nur mußte, follte eben das Gut als freies korporatives 
Gut der Stabt erfcheinen, das Recht anf eine ſolche Nukung dem Einzelnen 
lediglich als einem Gliede der Stadt zuftehen nud in keinem Punkte die Natur 
eines felbftändigen Individnalrechts zeigen. Nutzungen alio, die an fih zum 
Gegenftande eines ausichlieglichen Privatrechts geeignet geweien wären, er- 
jchienen bier als bloße Geltendmachung eines Torporativen Eigenthums durch 
bie Korporationsglieber. Die einzelnen Borausfegungen, unter welden mit 
bem Alleineigenthbum der politischen Stabtlörperfchaft Nubungen der Bürger 
vereinbar fhienen, waren folgende. Erftens mußte ber Berechtigte dabei ledig⸗ 
lich als Bürger und gar nicht als Träger einer indivibuellen Rechtsiphäre im 
Betracht kommen; eine folche bürgerliche Nutzung Tonnte daher weter ein felb- 
ftändiges Recht noch Gutspertinenz, fondern mußte Ausflug und Anner bes 
politifchen Bürgerrechts und glei diefem rein publiciftifcher Natur fein, mit 
ihm erworben unb verloren, nicht aber veräußert und vererbt werben, unb 
endlich der Ausſchließlichkeit bergeftalt entbehren, daß bie Gefammtzahl ber 
Nutungen mit der Zahl der Bürgerrechte wechfelte. Zweiten! mußte bie 
Nutzung jedem Bürger und jebem gleichmäßig zuftehen, fo dab Abftufungen 
and Unterjchiede nur wie beim Bürgerrecht jelbft möglich waren.120*%) Drittens 
burfte der Einzelne im Verhältniß zur Stadt fein jelbftändiges Sonderrecht 
auf eine Rußung von beftimmtem Umfange und Inhalte haben, fo daß er 
zwar Gleichſtellung mit allen Bürgern oder den Bürgern feiner Klafſe fordern 
Tonnte, Dagegen Fein Widerſpruchsrecht hatte, wenn bie Stadt den ganzen Son- 
bergenuß abänderte ober aufhob; namentlich hatten unter allen Umftänben bie 
bürgerlichen Nutzungen nur infoweit eine Stätte, als nad) der Befriebigung 
ber öffentlichen Bebürfnige der Stadt vom Nutzen ober Grtrage etwas übrig 
blieb. Viertens mußten die Nubungen berartig fein, daß jeder Bürger ohne 
Rüdfiht auf eine befondere Befchaffenheit feiner Privatwirthichaft Davon Ge 
braud machen konnte, was namentlid bei den für jeden felbftändigen Haus⸗ 
baltungevorftand nüßlichen Holzgaben, bei freier Jagd und Fifcherei und am 
meiften bei den nicht felten vorfommenden Gelbfpenden aus dem Pacht- ober 
Betriebserlds der Fall war.!2!) Jede Abweichung in einem dieſer vier Punkte 


1200) Bol. W. der Stabt Dambach 6. Grimm V 409 8 8: das die edlen, 
so dan bi den von D. wonen u. seszhaft sint, in iren zwing, ban, welde, 
wun, weide nit witer nutzen, nieszen, noch holz houwen sollent, dan ein 
jeglicher burger, der hohe und nohe dienet in der stat D. Bel. W. v. 
Kuffach ib, IV. 188, 

11) Den Charakter „bürgerlicher Nupungen” mäßen bie Allmendgebräude 
in allen denjenigen Städten, in welchen es endlich nur noch Kämmereigut gab, vor 
ihrem völligen Berfchwinden gehabt haben. Deun fonft hätten fie eben nicht um 
bes öffentlichen Nutzens willen ſpurlos verſchwinden können. In vielen andern 
Etädten erhielten fich folche bürgerlichen Nugungen, wie fle aud heute noch ſich 
häufig finden. Bas Prinzip ber bürgerlichen Nugungen ſpricht z. B. die Stadt⸗ 
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würde neben dem Alleineigenthum der Stadt ein bürgerliches Sonderrecht be 
gründet haben. 

Sn welder von dieſen verichiebenartigen Weifen nun das Gemeinland 
benußt werden mochte, ed war immer Alleineigentbum ber Stabt. Die 
Unterſcheidung des Kämmereiguts, bes öffentlihen Guts und des Bürgerguts 
mit unmittelbar oder mittelbar Torporativen, öffentlichen oder bürgerlichen 
Nutzungen war freilich rechtlich Teineswegs irrelevant. Denn das Eigenthum 
barın war von verfchiedenem Gehalt; die Verfügung darüber konnte nach ber 
Stabtverfaßung verfchiedenen Organen zuftehen; die beftimmungsmäßige Ver⸗ 
wendung gewißer Güter für gewiße Zwede konnte verfaffungsmäßig feftftehen. 
Aber immer war allein die Stadt in ihrer Einheit die Berechtigte und ihr 
Recht war wirkliches Privateigenthum. So gab «8 alfo zum erften Male ein 
rein korporatives Privateigentbum an Grund und Boden, das von ber dem 
alten Geſammtrecht anhaftenden Beimifhung vielheitliher Sonderrechte ganz 
frei war. Die Allmende war zu einem Gut der Stadt als. folder geworden 
und wurbe als folches bezeichnet und behantelt.132) Und ganz bejonders deutlich 


ordnung v. Hüfingen b. Mone XV. 427 a. 3 and: wenn man die almend 
uszgit, so sol man dem armen als vil gen als dem richen, die dann in der 
statt hushablich sind oder die der statt stur und wacht gent. Vgl. au W. 
v. Dambach 6. Grimm V. 405 88. W. v. Selze ib. I. 763 8 80: die All 
mende foll nutzen u. bruchen . . ein jetlicher der zu Selse kumet u. der da 
sietzhet in burgers wis. Hierher gehört 3. B. das aus dem Stabtwalb von 
Eplingen jährlich gegen einen geringen Preis an alle Bürger mit eignem Rauch 
vertheilte „gabholz“, Pfaff 151. Ferner die Holzlofe in Mühlbaufen u. Neuftabt- 
Eberöwalbe nah Maurer II. 802, in Görlig nah Neumann 52. Ebenſo oft 
die „freie Pürfch" im EStadifeld, Maurer H. 804 f. Bol. bei. auch das W. v. 
Meiningen v. 1450 b. Grimm IH. 599, wonady iglicher burger, der in der 
stadt stewer u. bete ist, dreimal wöchentlich in ber Werra und jederzeit in der 
stat mülgraben fijchen darf, auch hasen, rephüner u. fogel fahen ... in der 
margk zu M., wann er wil u. im eben ist. 

a) Vgl. z. DB. Url. v. 1868 b. Boehmer 722: der stat gemeine weide, 
die wir u. unser furfaren an dem reiche der stat recht u. redlich verschri- 
ben han. In einer Ammeifterorbnung v. Strasburg v. 1822 (b. Wencker, 
coll. arch. 151 u. daraus b. Heusler 484) Heißt es: wanne man unser stette 
almeinde enweg geben wil, versetzen o. verkofen o. verwechseln, so sol man 
die scheffel besammen. Im 15. Jahrh. ſchwor der Meier bed großen Geſcheids 
dem Basler Rath, der niet ir almeinden ze halten u. ze handhaben, Hendler 
95. Bol. auch Url. v. 1268 6. Tzſchoppe u. Stenzel 370: pertinent ac 
deserviunt civitati, Priv. v. 1226 im Lüb. Urkb. I. 45: terminis ipsius civi- 
tatis; ... ut teneat ipsa civitas; ... ut fundo ipso libere utantur ad utilita- 
tem et profectum civitatig Lubecensis. U. f. w. — Es verfteht fidh, daß durch 
Ausdrüde, welche „den Bürgern’ das Eigentbum zufchreiben, an fich fo wenig 
etwas Andres gejagt zu fein braucht, wie bei den Römern mit der beibehaltenen 
Form „municipes“. So heißt «8 3. B. in Hüfingen 1452 b. Mone XV. 426 
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mußte die innere Gleichheit eines Grundeigenthums der Stabt als Perſon mit 
ben Eigenthum Ginzelner zum Bewußtiein kommen, je häufiger bie Stabt im 
Privatrechttverkehr mit ihren Bürgern liegende Güter, Häufer und Höfe Taufe 
und verfaufte,12%) ohne daß biefelben iu ihrer Hand anders als von den Bor- 
und Nachbefitzern behandelt wurben. 

y. Die fo vollzogene Auflöfung des bürgerſchaftlichen Gefammteigenthums 
in Alleineigentfum der Stabt und der Einzelnen war nur der dingliche Ans- 
brud defien, daß in perjönlidder Beziehung aus dem alten Genoßenverhältniß 
eine jelbftäntige Gefammtperjönlichleit einerjeits und die felbftändige. Sudivi- 
bualperfönlichleit der Genoßen andrerjeits berausgewadhien war. Damit war 
die Möglichkeit gegeben, daß, wie in allen Privatrechtöverbältuigen, fo auch in 
Bezug auf dinglihe Rechte die Stabt und ein oder mehrere Bürger ganz wie 
beliebige Dritte zu einander ftanden. Es kamen daher dingliche Rechte, Renten, 
Reallaften, Dienftbarkeiten, und wol aud Ober- oter Untereigentbum der 
Stadt an Gütern ihrer Bürger und ber Bürger am Stadtgut maunichfach 
vor. Solche Verhältnige beruhten auf befonderen Titeln, Verträgen oder Her- 
kommen und hatten genau benfelben Charakter, den fie auch gehabt hätten, 
wenn zwei Ginzelne fich in derfelben Weife gegenüber geftanden hätten. 

Ganz anders geartete Rechtsverhältniße dagegen entftanden, wenn das alte 
Geſammteigenthum nicht in der biöher gefhilderten Weiſe aufgelöft ward, ſon⸗ 
dern ganz oder zum Theil erhalten blieb und nur burd die Verfelbftändigung 
und fefte Abgrenzung feiner einheitlichen und jeiner vielheitlihen Ceite eine 
veränderte rechtliche Geftalt erhielt. Dies war überall der Fall, wo an einem 
Stüd der Allmende die Auseinanberjegung zwifchen Stabt und Bürgern nidt 
durch bie ansjchliegliche Meberweifung des Eigentums an jene ober dieſe, fon- 
bern durch die Theilung und demnächſtige organijche Zufammenfügung der Be 


a. 1: des ersten, so gehörend dise nachgeschribnen almend der statt u. den 
burgern zu Hufingen zu von alter her; daß aber bamit bie Körperjchaft gemeint 
ift, exgiebt fi aus art. 7: die burger hand H. Kürpenhaber geliehen ein 
almend genannt Unterwiden sin lebtag; wenn er abgat, so gehört es den 
burgern zu; ebenſo art. 8; auch heißt es in art. 4 blos „der statt almend“. 
Dal. anch W. v. Dambach b. Grimm V. 405 8 6: was zwing u. bann, welde, 
wunn u. weide die von Dambach haben, mögen si verwalten u. daruss verkow- 
fen, domit sie die statt halten. — Berfügungen der Stabtbehörde über bie Allmende 
3. B. 1282 5. Schreiber I. 95 n. 1868 b. Mone XVI. 845 f. Beſondere 
„Allmendherrn" beftellte man in Strasbnrg — Tas Eigenthum ber Stadt an ber 
Allmende wird andy dadurch anerkannt, daß die Buße für angemaßte Sondernutzung 
derfelben in die Stadtlafle fließt. So nah dem Stadtr. von Wimpfen v. 1404 
b. Mone XV. 129 f,, ©. 146 a. 91. Bel. Url. v. 1812 b. Schöpflin I. 
101. Jäger, Um 618. ® v. Laufanne b. Grimm V, 2 $ 16. Ur. v. 1977 
b. Guden, syl. p. 270: ab illis, qui almeindam preter voluntatem civitatis 
sibi attraxerunt, in usus convertimus civitatis. 
123) Bol. unten 8 29. 
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fugniffe erfolgte. Selten nur und faft nie in Städten mit Iebhafterer Ver⸗ 
faßungsbewegung ift e8 dazu gefommen. Die Gegenfäße hatten fidh zu jehr 
zugeſpitzt; ſowol die Geichlechter als die Zünfte waren bei ihren Kämpfen ge 
neigt, das politifche Vorrecht und das Marknutzungsrecht als zufammengebörig 
zu betrachten, die Geſchlechter, indem fie auch ihre Alleinberrichaft als wohl- 
erworbnes Privatrecht geſchont wigen wollten, die Zünfte, indem fie auch bie 
Allmendnugung als Beftanbtheil eines unbilligen Herrichaftsprivilegs angriffen: 
jo hatten denn ſchließlich die politiihen und die Marknutzungkvorrechte meift 
das gleihe Schickſal. Gerade hierin Iag ein Hauptunterfchieb der ftäbtiichen 
von ber ländlichen Entwicklung. Allein ausnahmsweiſe ift doch auch in 
Städten, namentlih in Fleineren und jüngeren Landſtädten, ein Gefammt- 
eigenthum, in welchem ſich Eorporatives Einheitsrecht und felbftändige Son- 
berreihte vereinigten, beftehen geblieben. Das Intereſſe, welches derartige Bil- 
dungen bieten, liegt darin, daß fie zeigen, in weldyer Weiſe mit dem neuen 
Körperichaftsbegriff ein Geſammteigenthum verträglihd war. Denn damit war 
ein Borbild gewonnen, nad welchem fich zunächſt dad Ländliche Gefammteigen, 
thum ohne Zerftörung feiner thatjächlichen Bedeutung rechtlich praecifiren und 
demnädft das Gefammteigenthum vieler anderer zu Körperjchaften gefteigerter 
Genoßenſchaften beurtbeilen ließ. 

Ein ftadtifches Gefammteigenthum lag und liegt überall vor, wenn das 
Eigenthum an einem Gemeinland zum Xheil der Stadt als ſolcher vorbehalten 
und zum andern Theil unter alle oder beftimmte Stabtbürger zu Sonderredt 
vertheilt ift. Bon bem alten Geſammteigenthum unterjcheidet ſich ein ſolches 
Verhaltniß durch tie genaue Abgrenzung ber beiden ehemals vermifchten Sphären, 
in deren einer nur der Eine Wille ter Gefammitperjönlichkeit, in beren anderer 
Dagegen eine Bielheit indivibueller Willen berriht. Bon dem Forporativen 
Bürgergut unterfcheidet e8 ſich dadurch, daß bis zu irgend einem Punkte die 
Nutzungsrechte der Einzelnen jelbftändig und innerhalb dieſer Grenzen freie 
Privatreihte find. Bon einem forporativen Gut endlich, an welchem für Diele 
bingliche Rechte wie an einer fremden Sache beftünden, unterfcheibet fich das 
Geſammteigenthum dadurch, daß das Gemeinland weder für die Stadt noch 
für die Bürger eine fremde Sache ift; daß Stabt und Bürger fih in Bezug 
auf daffelbe nicht wie beliebige founeräne Individnen entgegenftehen, vielmehr 
das Sonderrecht der Einzelnen organisch mit der Mitgliedichaft im Stadtlörper 
verknüpft ift; daß daher Einheitsrecht und Sonderrechte erft in ihrer durch bie 
Stadtverfagung vollzogenen Zufammenfaßung bas eigenthümliche Iuftitut bes 
Geſammteigenthums ausmachen, welches mithin in biejer Form außerhalb tes 
korporativen Rechtsgebiets überhaupt nicht vorkommen kann. 

Sm Einzelnen war die hoͤchſte Mannichfaltigkeit in Bezug auf die Grenze, 
bis zu welcher die Sonberrechte dem forporativen Willen gegenüber felbftändig 
waren, moͤglich. Immer waren fie organiich mit dem Bürgerrecht verbunden: 
indem fie aber überbies eiuen privatrechtlichen Titel forderten, bildeten fie zu⸗ 
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gleich Vermoͤgensrechte von felbftändiger Bedeutung. Diefer Titel Tonnte wieber 
ebenfo verfchieden wie auf dem Lande fein. Möglich waren z. B. Nutzungs⸗ 
rechte, Die ben Befit von Haus und Hof oder Grundbefik von beftimmten Um⸗ 
fange forberten;1%*) möglich aber auch Nutzungsrechte, die mit dem Beſitz einer 
der von Alters berechtigten Ehehofftätten verbunden waren ;12%) möglich enblich 
Nutzungsrechte, die ſich anf jelbftändige und für fih übertragbare Antheilsquoten 
grünbeten.13%) 

In allen Fällen konnten im Laufe ber Zeit die Berechtigten fi zu einer 
engeren Genoßenſchaft, einer Real- oder Nutungsgemeinde oder einer fonftigen 
privatrechtlichen Agrarforporation, abfchließen."?7) Eine ſolche Abſonderung der 
Aniheilhaberjhaft an einem nur noch privatrechtlichen Sefammteigentium von 
dem politijhen Stadtlörper wurde fogar gefordert, wenn ber Gedaunke eines 
rein politiichen Gemeinweſens in voller Schärfe durchgeführt werben follte. 
Diefe Genoßenſchaft konnte dann wieber mehr oder weniger loſe mit ber Stabt 
zufammenbängen, fie konnte als Eigenthümerin be betreffenden Guts ober nur 
als nutzungsberechtigt am Stabtgut erfcheinen. Im Bezug auf die innere 
Struktur des Geſammteigenthums trat jebenfalls dabei Lediglich die Verände⸗ 
zung ein, daß die Funktionen der Stadt ganz oder theilweiſe von ber korpo⸗ 
rativen Genoßenjchaftsperfönlichkeit übernommen und die Sonderredte ftatt mit 
dem Bürgerrecht ganz ober theilweife mit dem Genoßenrecht jenes engeren 
Körpers verbunden wurden. 

IV. Das bisher Gefagte beweift ſchon, daß die principiellen und alljei- 
tigen Beränderungen der Rechtöverhältnige an der Stabtmart zugleich ben in- 
neriten Kern der bürgerjhaftliden Genoßenſchaftsverfaßung um- 
geftalten mußten. 

Urfprüngli ftand dieſelbe in einer ähnlichen Beziehung zu bem Gelammt- 
eigenthfum an ber Stadtmark wie auf dem Lande. So wenig jemals bie 
Bürgerfhaft eine bloße Markgemeinde war, da fie vielmehr auch abgejehen 
von der Marfgemeinfchaft und über diefe hinaus eine Sriedend-, Rechte und 
Gerichtsgenoßenſchaft bildete: jo war doch die auf den Geſammteigenthum ru⸗ 
bende Markgemeinſchaft eine ihrer wefcntlichen Grundlagen und eines ber ihren 


12) Dies war urfprünglich allgemein ber Fall. Maurer I. 778. Bel 
auch über die beſonderen Rechte der Beerbten bezüglich der Fiſcherei in Meiningen 
Grimm IH. 8599. 

2) Vgl. 3. B. das Stat. v. Alftebt v. 1565 bei Wald VI. 207 art. 16: 
einn gemein wiesenn mit gras u. weidenn .. darvon gibt man einem iglichen 
burger, welcher haus u. hof hat, so vor alters erbauet gewest, ein gemein 
teill gras. 

0, So bie Meenten in Meldorf, Michelfen, 3. f. D.R. IX. 100-104. 

197) Beifpiele in Th. 1. 680-683. Auch über die Ausfcheidung einer Holz. 
mart der Beerbten in Sferlon, bis 1680 die Stadt biefelbe zuräderwarb, Maurer 
HI. 726 Note 4; über bie Laifchaftägärten in Osnabrück ib. 809. 
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inuern Ban beftimmenden Momente. Ohne jenes dingliche Subftrat Tonnte 
fie fo wenig wie eine andere Gemeinde alter Art beftehen. Die innere Glie⸗ 
berung des Geſammteigenthums war zugleich entſcheidend für die Gliederung 
ber Genoßenſchaft. Zu den Zweden ber bürgerlichen Verbindung gehörte ala 
ein Hauptzweck die genofenjchaftliche Verwaltung und Benutzung des wirth⸗ 
ſchaftlichen Gemeinguts. Die Bürgerihafr war fomit gleichzeitig eine politifche 
Genoßenſchaft und eine Stadtmarkgemeinde und war daher auch halb öffent. 
lichrechtlicher und halb privatrechtlicher, Halb perjänlicher und halb dinglicher, 
halb politifcher und halb wirthichaftsgejellihaftlicher Natur. 

Dieſer Doppelcharakter, den die Bürgergemeinde mit allen andern Ge- 
meinden theilte, mußte nun aber aufhören, feitbem fich die Rechtöverhältniße 
an ber Mark in Gebietsrechte und binglidhe Privatrechte gefpalten 
hatten. 

Nur als Gebiet war die Stabtmarf auch jetzt noch ein unerläßfiches 
Subftrat ber Bürgergemeinde und beftimmenb für teren inneren Bau. Daß 
fie ohne ein ſolches Gebiet nicht denkbar und innerlid mit demſelben unlöslich 
verwachhfen war: das unterſchied die Bürgergemeinde von andern Genoßen⸗ 
haften und machte fie eben zu einer territorialen Körperihaft, zur Ge⸗ 
meinde im neuen Sinn. Daß aber nur ein Gebiet und nicht zugleich eine 
binglidhe Gemeinſchaft die begrifflich nothwendige Baſis der bürgerlihen Ver⸗ 
bindung war: dadurch unterſchied fich diefelke von jeter Gemeindeverbindung 
älterer Art, So konnte fi auf der Örundlage eines rein politiichen Gebietes 
die Bürgerfchaft zu einem rein ftaatlihen Gemeinweſen organifirten. Dieſes 
Gemeinweien, der ältefte volllommen durchgeführte Staat, Hatte nur noch 
öffentliche Zwede. Deshalb entwih auch aus feiner Struktur jedes privat- 
rechtliche, jedes bingliche und jedes wirthichaftsgenohenchaftliche Element. Zwar 
hatte die Stabt Privatrechte, aber dieſe waren für ihren Organismus zufällig 
und unwejentlich; fie unterfchied fi von andern Gemeinorganismen durch ihre 
Abhängigkeit von Grund und Boten, aber nicht dingliches Privatıccht fondern 
politifches Herrichafterecht über das Xerritorium Tam dabei in Betradt; fie 
trieb eine umfangreiche Wirthichaft, aber nur für die Zwede des Ganzen, für 
welches diefe Wirthſchaft und welches nicht umgekehrt für geſellſchaftlichen Wirth⸗ 
fchaftsbetrieb da war. 

Dagegen dauerte die privatrecdhtliche Seite ber alten Stabtmarfge 
meinfchaft entweder nur als ein unwefentliches Anhängfel des politiiden Ge⸗ 
meinwejend oder in einem von biefem getrennten Körper fort. War das Letztere 
ber Gall, jo war hier das Vorbild einer reinen Privatrechtskoͤrperſchaft gegeben, 
für welde nun umgekehrt ein binglidhes Privatrecht an Grund und Boden, 
Boden, ein Grundvpermögen, bad unerläßlihe Subftrat war. Eine ſolche 
Genoßenſchaft konnte nicht ohne ein gemeinfames Grundvermögen beftehen, 
war durchaus auf dieſes gebaut, eriftirte nur für und durch basfelbe und zeigte 
fomit, wie in ber alten Markgemeinde nicht nur ber Keim bes politifchen Ge⸗ 
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meinweſens, fonbern zugleich ber Keim der in Gewerkichaften unb Aftienvereinen 
auslanfenden Bermögensgenopenfchaft gelegen hatte. 

Die letzten Konſequenzen ber Auseinanderlöfung vou Gebiett- und Mark⸗ 
verband und die volle Durchführung bes Gedankens eines rein politiichen Ge⸗ 
meinweſens verwirklichte meift erft ber Eieg der Zünfte Es ift aber ein 
großer Irrthum, deshalb anzunehmen, vorker feien bie Bürgerichaften noch 
Markgemeinden geweſen.20) Auch zur Zeit der Gefchlechterherrichaft ſchon waren 
in den größeren und blühenderen Städten alle die Urſachen feit Lange wirkſam 
geweſen, welche unausbleiblich ber dinglichen Markgemeinfchaft die Bedeutung 
eined Fundamentes für den Bau ber Stadt entziehen mußten. In der That 
waren, jobald ber Gedanke der Stabt als politifcher Gefammtperjönlichkeit vor- 
Banden war, auch bie ans den Vollgenoßen der alten Gemeinde hervorgegan⸗ 
genen Vollbürgerſchaften feine wirklichen Markgenoßenſchaften mehr. Biel mehr 
batten fie fi) durch Hineinziehung des Principe und der Formen ber Gilde zu 
perjönlichpolitifchen Verbänden umgeſchmolzen. Und wenn auch fie noch Grund» 
befig für Erlangung bes Vollbürgerredhts forderten und Marknutzungsrechte 
tamit verknüpften, fo waren bie leßteren, wie jchon gezeigt ifl, nur noch un- 
jelbftändiges Zubehör, das Erforbernig des Grundbefites aber hatte, wie fi 
fogleich zeigen wird, nur noch die Bedeutung einer Vorausſetzung, nicht mehr 
bie einer Bafis des Bürgerrechts.129) 

Hiermit fteht natürlich nicht in Widerfprudh, taß in Kleineren, von Acker⸗ 
wirthſchaft lebenden, überhaupt alfo für das ſpecifiſch ftädtifche Weſen unerheblichen 
Städten bis über das Mittelalter hinaus bisweilen bie Markgemeinfchaft mehr 
oder weniger bie Bafis des bürgerlichen Verbandes und feiner Verfaßung blieb.139 
Städte, welche in ländlicher Weiſe eine gemeine Mark benußten und dem Recht 
an berjelben eine gewiße felbftändige und auf die Stabtverfagung zurückwir⸗ 
kende Bebeutung beilegten, finden ſich bis im die nenere Zeit.131) Ja es kommen 


188) Dies ift einer der Grundirrthͤmer Ma urer's. Er faßt bie ganzen 
Zunftbewegungen ald den Kampf einer neuen „Perfonalgemeinbe" mit der alten 
„Realgemeinde" auf, nach Analogie des Streites von Bauern und Köttern in bem 
Dörfern; er behauptet, erft mit dem Siege ber Zünfte babe „die Marlenverfaßung 
aufgehört, Grundlage der Stadtverfaßung zu fein"; er charakterifirt überall bie 
Geſchlechter ald eine „Marlgemeinde*, welche erft durch deu Sieg der Zünfte eine 
„perjönliche ‚oder politiiche Gemeinde“ geworben fei. Bgl. bej. II. 191 f. 521f. 
540 f. 605. 723—780. Nach der Argumentation Maurer’3 wäre Kölu bis 1396 
eine Marktgemeinde geweien! Münden bis in unfer Jahrhundert! Und Hamburg 
bis 18481! 

120) Bol. den folgenden $. 

130) Nur darf man nicht Alles, was Maurer ©. 729-730 ald „Refte und 
Epuren der Markenverfaffung“ anführt,. dafür anfeben. 

s) Bol. 3. B. Maurer I. 198 über Monbingen, das noch im 18. Jahrh. 
eine ganz Tändliche Berfaffung hatte, indem die Bürgerfchaft aus den Angefehenen 
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Städte vor, in welchen fi die Bürgerfhaft ald Nutzungsgemeinde 192) ober 
als eine an eine firirte Zahl von Ehehofftätten gefnüpfte Realgemeindel?3) ab- 
ſchloß. Aber ſolche vereinzelten Ausnahmen beftätigen nur die Regel, 


8 277. Die Stadtperfönligkeit und die Bürger. 

Die Bürger waren urfprüngli durch ein genoßenſchaftliches Band alter 
Art verfnüpft. Der Bürgerverband war daher eine zugleich öffentlichrechtliche 
und privatrechtlihe Gemeinſchaft, in weldyer die politifche und die individuelle 
Derfönlicgkeit der Einzelnen von einander nicht getrennt waren. Dies änderte 
fh mit der Ausprägung der Stadt zum bürgerlihen Gemeinweien. Denn 
foweit dieſes reichte, wurben die Bürger als folde zu Mitgliedern eines rein 
politiichen Verbandes. Darüber hinaus aber wurde die Einzelperfönlichkeit frei. 

I. Der Bürgerverband war in ber vollendeten Stadt ein rein poli⸗ 
tiicher Verband. Er war ber Inbegriff der perfönlicden Elemente, welche den 
Stabtlörger bildeten und burd ihre an das Stabtgebiet gefnüpfte Organi⸗ 
fation zum Gemeinwejen erheben. An die Stelle einer Gemeinde alter Art, 
in weldyer immer zugleich ein privatrechtliches Gemeinſchaftsverhältniß begriffen 
war, trat eine rein politifche Gemeinde!) Zur Bürgerichaft gehörten Alle, 
welche Glieder des ftäbtifhen Gemeinweiens waren. Diefe Mitgliedfchaft war 
dad Bürgerrecht. 2) Das Bürgerrecht ftreifte daher eine Reihe von Merkmalen 


mit Beholzigungdrecht beftand und ber Rath von der gemeinde wegen die Feld- 
marlangelegenheiten beforgte. Berner über die Berfaßuug von Zug ib. 256 f. Auch 
die W. v. Neulich 6. Grimm I. 299; v. Kyburg ib. IV. 839 8 15; v. Hemmen- 
borf IV. 656 $ 12. 16. 2838. 28 f. Berner über Coesfeld Sökelaund 67. 
289 f. 244. | 

187, So in Meldorf die auf Meenten gebaute Bürgerichaft vor dem im 16. 
u. 18. Jahrh. erfolgten Verluft ihrer politiichen Rechte. Michelſen a. aD. u. 
Manrer I. 255 f. II. 179. 601 f. 726. 797. 

2) So in Meppen nah Maurer II. 179. 797. 

) Auch die alten zugleich das Gemeinjchaftöverhältnig anbeutenden Namen 
treten nun vor bem Namen „bürgerschaft“ zurüd. Wo aber Namen, wie gemain, 
gemeinde, gemeinsami, gemeinschaft, gemeinheit, communio, communitas, con- 
sorclum u. f. w. im Gebrauch bfeiben, bebeuten fie nur noch die politifche Ge- 
meinſchaft, nicht find fie mit Manrer II. 191f. auf fortbauernde Markgemein⸗ 
ſchaft zu deuten. 

3) Es heißt bürgerrecht, bürgerschaft (frief. burgerscip), burgrecht, bürger- 
mal, marktrecht; jus civis, quod vulgariter dicitur purchrecht (im Priv. f. 
Pafſau v. 1225 b. Gengler, Gtadtr. ©. 344 $ 1); jus civile (3. B. Prager 
Stat. a. 22 ©. 15); civilitas (3. B. in Soeſt 1120 $ 40 u. 1288 b. Seibert 
I I. 54 u. 512, 1259 im Lüb. Urkb. II. 22f.); corsortium civilitatis (1219 b. 
Gaupp L 127 8 3), concivium (1288 in Berlin 6. Ludewig, Rel Msc. XI. 
637); imsbefondere aber auch jus civitatis (Stadtrecht), 3. B. im Augsburger Priv. 
v. 1156 ober 57 art. 4 8 2, ober einfach civitas, 3. B. 1260 im Lüb. Urkb. I. 

44? 
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bes alten Genoßenrechts ab und wurde zu einem rein politiichen Net. 8 
war die Mitgliedſchaft im fläbtifhen Gemeinweien, milbin die bem Gemein⸗ 
weien zugelehrte Seite der Perjönlichkeit. 

1. Erwerb und Berluft bes Bürgerrechts waren baber jet innerlich 
verfhieden von tem eines ländlichen Gemeinderechts. 

Urſprünglich floß auch das Bürgerrecht ans ber doppelten Duelle einer 
dingliden Grundlage und einer perjönlihen Genoßenverbindung. Sn erflerer 
Beziehung war daher das Bollbürgerreht Anfangs glei dem Dorfgenogen- 
recht an den Befitz einer ftäbtifchen Hufe,®) unter Hinzutritt von Wohnfitz und 
eignem Hausftand im Weichbild,“) geknüpft. Wenn fi indeß Refte der An- 
ſchauung, wonach folder Beſitz in der That als dingliches Subftrat des Bür⸗ 
gerrechts erjchien, noch Tange erhielten,5) fo überwog hoch bald eine andere Be- 
trachtungsweiſe. Allerdings blieb vielfach, insbefondere in den Zeiten des Pa- 
triziats, Grundbefit oder Hausbeſitz ein Erforberniß des Vollbürgerrechts oder 
doch gewißer Vorredhte®): aber man fah darin nicht mehr die privatrechtliche 
Bafis eines politiichen Rechts, fondern eine befondere perſoͤnliche Qualifikation 
des Befigerd.”) Es Hatte jetzt denſelben juriftiichen Charakter, wenn man 
Grundbefitz forberte, als wenn andere Stäbte einen beftimmten Bermögensftanb 


225; 1370 in Berlin: pro civitate nostra acquirenda ; Urf. der Stenbaler Gewand⸗ 
fgneider v. 1289: quicunque ... alienus hoc officio uti voluerit, primitus cici- 
tatem acquiret et postmodum consorcium fratrum cum 28 solidis intrabit; „stadt- 
recht‘ bisweilen in Prag nad Röoßler ©. LIH Note 1; dirre stete recht 1258 
b. Grimm, ®. III. 607. 

2) Stadtr. v. Freiburg v. 1120 8 41 und fpätere b. Schreiber I, 1. 78. 79. 
129; Magdeburger R. des 13. Zahrh. 5 1b. Tzſchoppe u. Stenzel 271; 
Berner Handf. v. 1218 $ 24; Wormfer Urk. v. 1815 b. Arnold IL 811; Briv. 
f. Medebach v. 1165 8 11 u. 23. Zimmermaun L 67. Gebr zweifelhaft finb 
mande von Maurer II. 195 (Note 8. 9. 11. 12) u. 765f. angeführte Beiſpiele. 
Zum Begriff der ſtädtiſchen Hufe gehört natürlich, daß ein Haus darauf ſteht; 
Bluntſchli L 148; Boehmer, fontes I. 214, Stabtr. v. 1975 b. Schrei⸗ 
ber I. 81. 

) Maurer DO. 197—198. Gtat. 6. Wald V. 1888. 56 wm 8la.4$ 5. 

%) So, wenn gelagt wird, Jemand fei von einer Hofftatt Bürger (3. B. 1375 
in Sreiburg b. Schreiber L 81); oder, wie 1289 u. 1295 in München, der PBäd- 
ter eines Stabtguts ſolle bavon fteuern und fo lange haben unser burigaer recht 
in unserer stat. Maurer a. a. O. 198 Note 41. 

%) Wie in Hamburg erfseten borgere, erfhafte lude nach Gtabtr. v. 1970 
I, 8. VL, 1. VII, 20; in Aamberg purger der gesezen u. der geerbz, 3öpfl 
39 8 132 u. 134; die erbenbürger in ®ien, Ulm u. f. w. — Bol. auch Apping- 
bamer R. v. 1827 6. Richthofen 269 5 5. 

) Vgl. Th. L 269. Wofür fi ja Parallelen in neneren Gemeindeordnungen 
finden, vgl. ib. 676. 
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verlangten) Man fand barin Bürgfchaften für die politifhe Tüchtigkeit 
und Stenerfähigteit des Bürgers?) Und mehr und mehr wurbe namentlich 
feit den Zunftfiegen das Erforberniß der Angeſeßenheit ganz zurädgebrängt.1%) 
Man brauchte jet nur noch durch den Wohnfitz mit dem Stabtgebiet verfnüpft 
zu fein, um volles Bürgerrecht erlangen zu Pönnen,!!) während umgekehrt für 
Fremde ftädtifcher Grunbbefig gar Fein politifches Recht mehr begrüntete. 12) 
Der Hauptnachdruck fiel durchaus auf die perfönliche Zugehörigkeit zum Bür- 
gerverband. Diefe aber beruhte auf der fürmlichen Aufnahme durch die Organe 
bes Gemeinweiens,13) woran fi die Eintragung des „Verbürgerten” in bas 
Bürgerbnch 14) und die Ableiftung des Bürgereibes!5) ſchloß. Anfangs ſah 


©) Wie in Ehlingen nach Pfaff 150 m. Rotenburg nad Benſen 285. 

9) Weshalb auch z. DB. in Berlin in Ermangelung von Eigen Bürgenftellung 
bed Neubürgers bafür genügte, baß er in Fahr und Tag nidht wanbur werbe; 
1370 b. Sipicin I. 4. Zimmermann I 59. Ebenſo anberwärts die Bürg- 
ſchaft, daß der Betreffende im beftimmter Zeit nicht fortziehen, bie Steuern ent- 
richten, Tein Almofen nehmen werde; Manrer IL 754f. Prager Stat. 83 b. 
Rößler 24: Bürgſchaft, das er drei jar u. drei tag mit der stat leid ubel 
u. gut. Appingbamer Stat. v. 1327 5. Richthofen 296 8 6: ber alienigena, 
weicher civis werden will, muß Bürgen ftellen, quod cives teneat indempnes 
ex sus parte. 

») Maurer II 726f. Freib. Stadtr. $ 272 5. Walch III. 278: bürger 
mit behausung oder auch ohne hausz gesessen. Thudihum, R. G. ber 
Wetterau I. 21. 71f. 210f. 

19 Mündener Stadtr. b. Auer 169. Ochs VI. 498. Rau, Speier I. 10. 
Prager Stat. 22 u. 189 b. Rößler ©. 15 u. 95 u. Eint. ib. ©. LXXXIV 
Note 1. Nicht anders im Kölner Verbunbbrief v. 1896: gesessen u, wohnhaftig 
in der stadt, — was Maurer II. 43 ganz irrig anf Angeſeßenheit deutet. 

m Auemärker gehören nicht zur Stadt. Manrer IL. 240f. Natürlich 
müßen fie aber das Stadtrecht anerkennen u. Orundftener zahlen. Prager St. 
112. 116 ©. 68 u. 70. Das Aus- und Pfablbürgerrecht hat einen eigentbümlichen 
Charakter, vgl. unten 8 28. 

13) Bol. 3. B. Zürcher Richtebr. IV. 24. Freiberger Stat. $ 278 d. Wald 
ID. 274; vgl. ib. VIL 95: Jäger, Um 814. Benfen, Rotenburg 238. 
Rößler, Prag S. LXXXIV. Grimm, ®. Il 600 u. IV. 668 8 59f. 
Halle'ſches W. v. 1935 b. Zufhoppe u. Stengel ©. 298 8 82 (gegen Zahlung 
von 3 solidi). Altes Magdeb. R. 3 18. Worms 1285 5 5 b. Schannat 146. 
Urk. v. 1312 b. Schöpflin D. 101. Ochs If. 883. — Manrer IL 745f. be 
Hanptet, die fürmliche Aufnahme datire erft jeit der zunftartigen Abſchließung der 
Gemeinde; vorher babe man durch unangefochtenen Befip von Jahr und Tag ftill- 
ſchweigend das Bürgerrecht erworben. Was er aber bafür anführt, bezieht fich theils 
auf den Echup der Gewere an Weichbildgut, theils auf den Schutz ber perfönlichen 
Freiheit nach Jahr und Tag. 

) In Köln z. B. karta civium, in Lübrd littera civilitatum, in Hamburg 
liber civium, in Bremen des stades bok. 

139 Formeln f. Baſel 6. Ochs IL. 438 u. Heusler 250f.; f. Freiburg b. 
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man auch hierin zugleih die Aufnahme in eine genoßenicdaftliche Gemein⸗ 
Schaft;16) mehr und mehr indeß trat dieſe Seite zurüd ober wurbe felbftänbig 
behandelt,17) fo daß die Bärgeraufnahme als rein politischer Akt erſchien. Sie 
war nun bie Willenserflärung bed Gemeinweſens über bie Mitgliedſchaft eines 
“ Eingelnen,18) verbunden mit ber eiblich befräftigten Willenserflärung bed Le- 
texen, fih unter das ftädtifhe Gemeinweien zu unterwerfen.2%) Die Stabt 
ftellte daher für die Aufnahme zum Bürger nur berartige Erforbernige auf, 
welche bie perfönliche und politifhe Qualifikation verbürgen follten.?%) Erſt 
in den Zeiten des DVerfalles, als das Bürgerrecht vom Standpunkt ber Theil- 
nahme am Nabrungsprivileg der Stadt betrachtet wurde, näherte man fidh 
wieder der Auffaßung folder Erforderniße ala einer privatrechtlichen Grundlage 
bed Dürgerrehtt. Man Tonnte nun in dem fehr gefteigerten Aufnahmegeld 
eine Kauffumme finden 21) und bei gebornen Bürgern an eine Art ererbten 
Bürgerrechts denken.) 


Schreiber I. 237. 259. 386; f. Rotenburg b. Benfeu 286 u. 491; f. Ehlingen 
b. Pfaff 150; f. Speier b. Lehmann 280; für Köln 6. Ennen u. Ederp 
L 155; daher ib. 156: „ein geboren off eyn gesworen burger“. Bejonders ausführlich, 
mußten oft Ritter o. Geiftliche verfprechen, fih dem Stadtrecht zu unterwerfen und 
mit den Andern zu fteuern und zu dienen. Url. v. 1262 b. Dreger L 457. 
Zäger, Ulm 814 

16) 3. B. Hagenauer Gtabtr. v. 1164 8 7: communionem ibi acquirere. 
Magd. W. 8 8 u 18. Stadtr. v. Hörter v. 12236. Wigaud, Arc. L, 1. 96f. 
u. II, 3. 15: quicungue Huxariam intraverit et communionem civitatig scil. 
burscap conquisierit. Ebenſo beim Berluft, 3. 8. in Köln, Urt. d. 12. Jahrh. 
8 7: rebellis de karta civium et communione nostra repudiabitur. $abberg 
1290 8 7 b. Seiberg II, 1. 523: si quis communionem civium resignaro 
voluerit. Dgl. W. v. Suefteren v. 1260 b. Grimm, W. III. 868; von Rangen- 
Iohnsheim ib. IL 155 (in der gemein). 

7) Schon im W. v. Wetter v. 1289 6. Grimm IIL 343 u. Wen II. 
167 wird getrennt: quicunque extraneus accedens ad oppidum in Wetters 
vult habere communionem, que vulg. almeinde dicitur, dabit advocato XX 
den. leves et communitati XX den. leves.; ebenjo befondere Ertheilung bes 
„achtwort“, 

6) Daher war auch Aufnahme burch den Rath oder andere ſtädtiſche Ber 
hörden möglih. Maurer II. 750. Grimm, W. III 600. 

19) Dies enthalten die Eidesformein. &. Rote 15. 

20) Unbeſcholtenheit, Bürgfchaftsftellungen, Unterwerfung unter das Stadt. 
recht, Aufnahmegelver u. f. w. Vgl. Maurer II. 754f. Richthofen 296 8 5. 
Rößler S. LXXXIV. Oben Note 7—9. 

a) So heißt es in Bafel: das bürgerrecht kaufen. Bgl. aud Th. I. 269. 
704; Zimmermann I. 60 u. Stettler a, a. D. 72. 73. 76—80. 

22) Der Anfang dazu lag in ber Begünftigung der Bürgerskinder, die keine 
3. B. Handf. v. Freiburg i. U. $ 119, Burgborf 8 87) ober geringere (Wald V. 
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Eine Nebertragung bed Bürgerrecht anf Andere war unter biefen Um⸗ 
ftänden weber unmittelbar noch mittelbar möglich. 

Der Berluft des Bürgerrechts trat entweber durch freiwillige Aufgabe 
beim Weginge aus der Stabi?) ober zur Strafe?) ein und wurde in beiden 
Fällen als die Loͤſung des politiichen Verbandes betradt.!. 

2. Auch feinem Inhalt nad wurbe das Bürgerrecht, während es ur- 
fprünglich als ein Genoßenrecht alter Art äffentlichredhtliche und prinatrechtliche 
Beſtandtheile verbunden hatte, jeit der Vollendung des Stadtbegriffs ein rein 
politifches Recht. 

Die Befugniße zunächft, die das alte Bürgerrecht enthielt, zerlegten fich 
in die ans ber Stellung im Gemeinwefen fließenden politifchen Rechte und die 
auf beionderem Titel rubenden Individnalrechte. Nur bie erfteren bildeten 
jebt noch die Weiensbeftanbtheile des Bürgerrechts. Der Bürger als folder 
war baber berufen zu Frieden und Recht ber Stabt und zu ihrem gerichtlichen 
Schutz; *) zur Theilnahme am Stabtregiment, an ber Bürgerverfammlung, 
an Wahlen und Aemtern, am Stadtgericht;2%) zur Inanfpruchnahme der im 
Nothfall bewaffneten Hülfe der Stadt und aller Mitbürger gegen jede Kräh- 
fung an Leib ober Gut?) Und alle diefe aktiven und paffiven politifchen 
Rechte, deren urſprünglicher Zuſammenhang mit dem Grunbbefiß®) fich löſte 


122 a. 2 8 2. VIII. 88) Aufnabmögebühr zablten, auch wol vom Rath nicht zurüd- 
gewiefen werben follten (Walch V. 199 a. 19; Benfdu 283 u. 285). 

2) Moanrer II. 762f. Auffage des Bürgerrechts und Aufgabe bed Bärger- 
eibes im Rath b. Ochs VI. 14. DBefonders ausführlich über Bedingungen, For⸗ 
men unb Wirkungen der Entfagung iſt dad Prager Stat.-R., 3. B. St. M. 111. 
116 b. Rößler ©. 61. 68. 70. Bel. auch Grimm, W. II. 224. 

) Bol. 3. B. Soeſter R. v. 1120 $ 40. 1288 6. Seiberg II, 1. 513. 
Köln. W. des 12. Jahrh. 87. Urk. 0.128256. Schreiber I. 105. W. v. Nien- 
Burg 6. Grimm TIL 213 8 2 u. 215 $ 21: die bürgerschaft verloren. 
Heusler 252. Oche II. 310. VI. 490. Wald II. 50. 817 8 21. urk. v. 
1264 5. Remling 801. Prager Stat. b. Röhler 187 ©. 93 (wegen Nicht⸗ 
zablung der Steuern) 

) Maurer II. 819f. 

. %) Maurer II 767f. 

7) Bol. Basler Ordn. v, 1854 6. Oche II. 28 u. 1878 in ben Basler Rechts- 
quellen L 87f. Gemeiner, Regenöburg II. 95. Manrer I. 816f. Rote 
5—20. Auch findet fih Recht und Pflicht der Bürger, an der Handhabung bes 
öffentlichen Friedens in ber Stabt felbitthätig Theil zu nehmen. Ochs IL. 86 n. 
V. 821. Regensb. Stabtr. v. 1221 8 34 b. Gaupp II. 246. 

22, Namentlich die gerichtlichen Befugniße werben oft. noch in fpäterer Zeit mit 
bem Grundbefitz in Verbindung gebracht. So der Beſuch des echten Dinge in 
Lübel (Hach 185 u. 186 a. 2 u. 8; Url. m. 1220 im üb. Urkb. L 89; Pauli 
I, 198): das Schöffentkum in Koͤln, Regensburg, Wintertfur (1297 516 b. Gan pp 
1.145), Schleſien Tzſchoppe nm. Stengel 608); Eidesbülfe u. Zeugnis (Hamb. 
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oder jeiue Natur änderte, wurzelten allein noch in dem Bürgerrecht als joldem, 
fie ftanden dem Einzelnen als Glied der Stadt und nach Maßgabe dieſer Mit- 
gliedſchaft zu, — womit natürlih das fehr wohl vereinbar war, daß fir über: 
dies auf die Mitgliedfchaft in einem ftäbtifchen Unterverbande bafırt wurden 
oder durch foldhe eine beſondere Färbung erhielten?®). Dagegen hörten umge: 
fehrt die mit diefen Befugnißen ehemals innig zuſammenhängenden und fie 
zum Theil beftimmenden nußbaren Genoßenrechte auf, aus dem Bürgerredt 
als ſolchem zu fliegen, uud wurben entweder ein für beffen Weſen gleichgültiges 
Zubehör oder felbftändiges, aus individuellen Titeln ftammendes Privatrecht. 
So bat ſich bereits gezeigt, daß die Marknutzungen, foweit fie nicht ganz unter- 
giengen, entweber als „bürgerliche Nugungen“ vom politifchen Bürgerrecht durch⸗ 
aus abhängig wurden ober fi als Privatrechte von ihm durchaus Löften 9). 
So erihien aber 3. B. au das Recht auf Gewerbebetrieb in ber Blütbezeit 
bes Städteweſens entweder als felbftändige Realgerechtfame?!) oder als eine 
rein Öffentlihrechtliche Folge tes Bürgerrehts und nahm erft fpäter wieder 
privatrehtlihe Merkmale an, die es dann auf das Bürgerrecht felbft üker- 
trug °?). 

Ebenso ſchieden fih die Pflichten ter Bürger. Im Bürgerrecht als 
ſolchem waren jeßt nur noch politifche Pflichten enthalten. Dazu gehörten 
Kriegs- und Wachtdienſt 3%), Gerichtsdienft *), Amtsdienft 5), etwaiger allge 
meiner Arbeitsdienft?®), jowie überhaupt Gehorfam und Hülfebereitichaft gegen- 





St. v. 1270 I, 8 u. 16; Magdeb. R. v. 1804 8 78; Prager Gtat. a. 65 u. 
Rechtsb. a. 188 Rößler 47 u. 94; Sächſ. Weichb. a. 104 u. 105); Bürgichaft 
u. ſ. w. 

2°) Bol. Th. 1. 5 34—88. 

Y) Bol. den vorigen 8. 

3) Neber Bierbrau, Weinfchant, Bädereirecht u. |. w. als Gerechtfame aller 
oder beftimmter Bürgerbäufer Maurer I. 775-777. 

3 Bol. Th. 1. ©. 860f. 704f. 

3) Arnold II. 1375. Brensborff 195. Mone, Zeitihr. VI. 87f. XVL 
1f. 425. Oché V. 311. 617f. VI. 820. Jäger, Um 433f. Ennen I. 627. 
Maurer 8 128—130. 891. Röfler, Prager St. Ein. $ 16 u. St. 64 S. 45f. 
Grimm, ®. IV. 133. 

#) Umfaßend die Pflicht, Recht zu nehmen und Urtel zu finden, Zeugnif, 
Eideshülfe, Anklage, Gerichtöfolge, Interftügung des Gerichte u. ſ. w. Manrer 
I. 819—824. 

3) Berpflichtung zur Annahme von Aemtern nach dem Münchner Stabir. b. 
Auer 178 8 465; Pfaff, Eßlingen 151; Fabricius, Stralfund 26 u. 27; 
Ord. sen. Brunsv. d. 1408 86 1. 7b. Leibnitz, script. III.451; Urk v. 1298 
u. 1896 b. Schreiber I. 132f. u. UI. 105; Wormfer Url. v. 1491 b. Morit 
II. 204; Ochs V. 70 Note. 

”) So in Rotenburg b. Benfen 236j.: „wachen und graben” unb „an bem 
Stadtbau mitarbeiten‘. Vgl 314. In Ruffach nah W. v. 1543 b. Grimm IV. 
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über ter Stadt und ihren Bebörben;?”) dazu gehörte aber ferner die allgemeine 
Steuerpflicht ter Bürger.) In allen diefen Beziehungen follte bee Bürger 
bem Gemeinweſen, befien Glied er war, um feiner Mitgliedſchaft willen und 
nah Maßgabe derjelben mit Leib und Gut dienen.) Die daraus hervorge⸗ 
henden Laften und Pflichten waren alfo „bürgerlihe” oder „ſtädtiſche“ 4%) und 
ihre Duelle das Bürgerrecht als ſolches.“) Nicht mehr wie früher wurben fie 
durch bejondere Verhältnige, wie Grundbeſitz,“) Markgemeinihaft*) ober ein 
perjönliche Dienitverhältnigt4) bedingt und beftimmt: fie floßen jetzt ganz allein 
aus der politichen Verbindung. Man Tonnte daher auch nicht mehr ein Aequi⸗ 
valent für beſondere Sfonomijche Vortheile, wie den Allmendgenuß, darin fehen, 
fondern betrachtete die bürgerlichen Pflichten ausſchließlich als Korrelat der 
bürgerlichen, d. h. politifchen Rechte und insbefondere des von der Stadt ihren 
Gliedern gewährten Schutzes.“) Umgekehrt wurben nun die den Bürgern 


158: der Meier ift verbunden zu gemeinem werk; so man der statt steg u. 
weg bessern will, so soll er dazu dienen u. thun alls andere burger seins 
gleichen zu R.; ebenfo Wachtdienft. Sokeland, Coesfeld 62. 241. 244. 
Pfaff 151. Walch V. 28. 124 127. 188 VII. 201. VIII 96. Meifl frab in 
Geldabgaben verwandelt. 

9) Darauf gebt ber Bürgereid. Bgl. z. B. Ochs 1. 383. 434f. U. 85. 
®emeiner I. 513. Zürcher Richtebrief II, 11. Jäger, Um 742. Lehmann, 
Speier 280. 284. 

3) Bol. unten Note 45—58. | 

) Bol Th. 1 ©. 329 Note 67—71. Münchener Etadtr. b. Auer 83: die 
hie zu München purger sind, die wachten u. steuern mit andern purgern. 

“) Jura civilia in Soeſt 1285 b. Seibert I, 1. 513 n. Hameln 1277 b. 
Pufendorf II. 268; opera civilia que burwerke dicuntur 1386, 1847 u. 1867 
b. Kindlinger, Hörigl. 405. 463. 469; onera et jura municipalia 1345 in 
Hörter 5. Wigand, denkw. Beitr. 164; civitatis servitia in Pfullenborf 1220 b. 
Gengler 355 8 5; negotia burgensium 1219 in Goslar b. Göſchen 115; 
jus urbanum, urbale, civile, civitatis in Köln nah Ennen, Köln 1. 624f. u. 
Urk. v. 1142 6. Ennen u. Eder 1. 514. 

) Url. v. 1164 im Urkb. bes Bisth. Lübeck I. 11: oneribus, que ratione 
civilitatis exigi solent. 

42) Bol. 3. 8. fiber den Zuſammenhaug der Kriegäpfliht mit Grundbeſitz 
Kölner Url. v. 1206 b. Ennen u. Edert II. 27; tiber die Pflicht der Nacheile 
1220 6. Seiberg II, 1. 207. Ueber das Ruben von Laften und Abgaben auf 
Haus und Hof Urk. v. 1302 (Glogau) $ 8 b. Tzſchoppe u. Stenz el 445; 
Grimm, ®. III. 861; Urt, v. Hagenau v. 1257 6. Gaupp 1.104, Söfeland, 
Coeöfeld 240. 243. 244; Stat. v. Blankenburg, Rubolftadt, Ilm b. Walch V.53. 
99. 126 a. 3 8 10 (von mehreren Häujern mehrfache Steuern, Wachen u. Frohnen). 
Maurer $ 58. 66. 72. 224. 227. 370. 374 und fonfl. 

4) Bol. Note 86 zu $ 26. 

) Wie die Abgaben ber urfprünglich Hörigen, der Handwerker u. f. w. 

*) So werben die bürgerlichen Laften und Steuern ald Aequidalent für Die 
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gleichfalls obliegenden Pflichten und Laften privatrechtlicher Art von tem Be 
griffe bes Bürgerrechts abgelöft und auf ihre beſonderen, anferbalb des Bür⸗ 
gerverbanbes liegenden Titel zurückgeführt. So vollzog ſich bie faktiſche umb 
begriffliche Scheibung oͤffentlichrechtlicher und privatrehtlicher Leiftungen, welche 
in dem alten Syftem ber Dienfte und Abgaben untrennbar verwoben waren. 
Der öffentliche Dienft der Bürger hatte jebt nichts mehr gemein mit ben 
alten, aus befonderen Titeln ftammenden Dienftverhältnigen. Auf das Schärffte 
aber fchieden fih vor Allem von ben aus mannidhfachen Titeln ftammenben 
Abgaben und Zinfen alter Art bie neuen öffentlichrechtlihen Abgaben, welche 
zum erften Mal in Deutſchland die Natur wirklicher Steuern hatten. *) 
Die ftädtifchen Steuern waren bie erften Beiträge, welche ein Gemeinweien 
allein um bes öffentlichen Wohls willen von feinen Gliedern als ſolchen for- 
derte. Cinziger und zureichenber Grund für die Erhebung einer ſtädtiſchen 
Steuer war das ftäbtifche Bedürfniß,“) mochte nun, wie Anfangs der Fall, 
eine bejondere Steuer nach dem jedesmaligen Bedürfniß ausgeichrieben, ober 
bei wachfendem Bedürfniß eine fländige Steuer vorbehaltlih etwaiger Noth⸗ 
oder Zuſatzfteuern eingeführt werben. Und verpflichtet zur Tragung ber Steuer 
waren alle Bürger nnd nur bie Bürger allein um deshalb, weil fie Bürger 
waren.) Es gab fomit außer dem Bürgerrecht weder einen befonderen Rechis- 


— — 


Theilnahme am ſtädtiſchen Schutzverbande bezeichnet, z. B. 1154 b. Lacomblet 
L 263 in Köln; oder für das jus burgensium, 3. B. 1219 in Goslar b. Göſchen 
18; oder für bie Theilnahme an jus et honor ipeius civitatis in Pfullendorf 1220 
b. Gengler 855 $ 5. Und umgelehrt wird aud den bürgerlichen Lafteu das 
Bürgerrecht hergeleitet, 3. ®. in Goslar 6. Goſchen 101, in Regensburg 1207 
u. 1280 b. Gemeiner 68, in Bafel bei Heusler 250. In Prag b. Roͤßler 
St. 185 ©. 93: wer nicht teglich mit der stat leidet ubel u. gut in allen 
sachen, logung u. ander beswerung, der ist nicht burger u. hat kein bur- 
gerrecht. Bgl. Et. 140 ib. 95 u. 111 ©. 68. 

#) Bol. auch Arnold L 2585. IL. 138f. 257f. Heusler 164f. 227f. 
2327. Die Steuern in den Etädten heißen steuren, beten, gewerfe, schatzun- 
gen, losung, schosz oder scot; collectae, petitiones, precarise, contributiones, 
Snsbef. collectae civiles ſchon 1154 in Köln a. a. O. und 1184 iu Münfter b. 
Willens 96. In Rügenwalde beißt es ſchon 1312 (6. Ludewig, rel. Mscrpt. 
IX. 587): communem contributionem, quae fit secundum vulgarem civitatum 
consuetudinem, quae in vulgo schott vocatur. 

3. B. Urk. v. 1259 f. Neuß b. Racomblet II. 268: si contingat, ut 
inter vos fiat exactio pro necessitate commumni. Bol. 1310 ib. III. 64. Eunen 
II. 529. Urk. f. Angermünde v. 1292 b. Gercken, Cod. Dipl. Brand. II. 488: 
ut cum necessitas nostre civitati incubuerit et nos collecta . . contingit. 
Regensb. Urt. v. 1230 $ 22: ad usum.. civitatis. 

*e, Daher „communem“ contributionem, vgl. Note 46 u. 46, auch 39. 
Ferner Urk. v. 13802 9 8 b. Tzſchoppe u Stengel 445. Url. v. Münden v. 
1336 5b. Kindlinger, Hörigk. 405. Ebenfo ib. 436 u. 469. Urk. v. 1288 6. 
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grund, der bie Steuerpflicht des Einzelnen erzeugte und beftimmte, nod gab 
es irgend welche Nechtötitel, auf Grund deren für einen Bürger Steuerbe⸗ 
freitungen oder Steuerprivilegien eingetreten wären. An fi war daher auch 
bie Steuerpflicht jedes vollberechtigten Bürgers gleih. Aber diefe Pflicht be- 
ftand darin, uach Verhältnig und Bermögen beizutragen, und deshalb war ber 
Erfolg für die Einzelnen ungleih. Als derartige wahre Steuern erjchienen 
zunächft die Grundftenern, weldye fih aufs Schärffte von den alten auch noch 
neben ihnen vorfommenden Grundzinſen unterfchieden, indem fie jedes ftäbtifche 
Grundftüd trafen, keines befonderen Rechtstiteld bedurften und nicht nach her- 
gebrachten Säßen, fondern nach Procenten vom Werth erhoben wurden.) Den 
Charakter wahrer Steuern hatten ferner die neuen Eintommenfteuernd%) und 
Bermögenzfteuern, 5) bei benen ſchon die eibliche Selbſteinſchätzung und die 
Form ber Erhebung für bie öffentlichredhtliche Natur bezeichnend war.5?) ber 
and) wirkliche Gewerbefteuern, welche durchaus verfchieben waren von den alten 
bofrechtlichen Abgaben, traten Hinzu.) Und ebenſo mußten bie älteren indi- 


GSeiberp JI, 1. 513. Augeb. Url. v. 1288 6. Mofer, Reichsſt. Hbb. L 92 u. 
98. Bol. ib 753 u, IL 1. 111f. 285. 824. 

9) Bol. bef. Schweibniger Url. v. 1298 $ 15 u. 1828 8 36 6. Tzſchoppe 
u. Stengel 421 u. 524: exactionem dat secundum valorem areae. Rügen» 
walder Urf. v. 1812 b. Ludewig a. a. DO. In Prag 40 gr. von jebem Pflug 
Ader, Rößler, Einl. XCIV u. Stat. 14 ©. 65. 

0, So ſchon 1206 in Köln 6. Ennen u. Ederk I. 27: de singulis mar- 
cis redituum. Ebenſo 1876 in Bafel nah Heusler 236f., 1407 in Rotenburg 
nad Benfen 309. 810. 326; 1345 in Dudelborf 6. Gengler, Stadtr. 90 8 4: 
inter omnes et singulos intra ipsum murum commorantes, unicuique prout 
suas competit facultati, distribuendi, colligendi etc. 

1) So in Speier das Wochengeld b. Lehmann 818. 889. 849; bie Beede in 
Frankf. a. M., 1354 6. Nömer-Büchner, Stadtv. 595.; in Bafel 6. Ochs H. 
282. 404—427. 111. 9; 160. IV. 41. 298. 300f. Heusler 286 (gemeines Um- 
geld nach markzahl); der schoz in Mühlhauſen; Steuern in Breslau, Görlig, 
Schweibnig (Tyfhoppe u. Stenzel 261 u. 525); in Münden, Auer 176 8 461, 
179 $ 468, 295 $ 4 u. 6; in Prag die Lofung, Roößler Einl. S. XOIVf. n. 
©. 61. 64f. 80f. 

Bol. z. B. Priv. v. 1259 f. Neuß b. Lacomblet II. 263f.; 1810 ib. 
DL 64 Ochs IV. 300 u. 302. Neumann, Görlitz 42f. Schreiber, Geſch. 
TI. 220. Ur v. Stendal v. 1285 b. Lenz 1.129. Dortmunder Stadtr. des 13. 
Jahrh. 8 88 56. Wigand, Geſch. v. Korvei IL 219. Näheres über Schäguug 
u. Erhebung 6. Arnold II. 266—277 u. Maurer Il, 854—857; Rößler, 
Prag. St. S. 65. Bon ber eiblihen Selbſtverſteurung Tommen Namen wie eid- 
steuer (3. ®. Pfaff 129), eidschosz (Münchener Etattr. a. a. D.) 

*” Solde wirklichen &ewerbeftenern waren 3. B. ber gewerkzins in Berlin, 
Ruppin u. |. w. nad Fidiein I. 23—25 u. Zimmermann I. 194 n. 298; ber 
scot oder geschosz in fchleflfhen Städten, z. B. bei Tafchoppe u, Stengel 
261. 489 $ 6. 524 8 36. Bol. auch Grimm, W. III. 607. 
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reiten Steuern, wie das Ungeld von Getränfen, Korn und Salz, die ſtädti⸗ 
ſchen Zölle, Wege- und Brüclengelder u. ſ. w., zumal feitden fie ftatt in Na⸗ 
turalien in Geld erhoben wurben, ten Charakter eigentlicher Steuern aunch⸗ 
men, ba fie für das Gemeinwohl verwandt wurben und die ganze Bürgerichaft 
trafen.) Zu allen diefen Steuern kamen endlich vielfach noch Kopfftenern, 
welche fih von ben übrigen Steuern dadurch unterjchieben, taß fie die Bürger 
nit nach ihrem Vermögen, fondern jeden gleich beichwerten.d) War bie 
öffentlichrechtliche Natur der Steuern einmal feftgeftellt, fo mußte die ftädtifche 
Entwicklung mehr und mehr dahin drängen, alle entgegenftehenden Verhältniße 
innerhalb der Stadt zu befeitigen und alle von der politiichen Stabtverbindung 
ergriffenen Elemente auch dem ftäbtiichen Stenerfuften zu unterwerfen. So 
fehen wir denn in ber That, daß bie verfchiedenen Klaffen ber Schutbürger, 
Beifagen, Handwerker und zum Theil ſogar Juden, während fie nriprünglid 
befondere Schuß- oder Schirmgelder und andere auf befonderen Berhältuigen 
rubende Abgaben zahlten, mehr und mehr in bas ftäbtifhe Steuerſyſtem hin⸗ 
eingezogen wurden. 59) Wir fehen ferner, daß die Städte, fo viel an ihnen 
lag, auf bie Bejeitigung ber Stenerprivilegien von Rittern, Geiftlihen und 
Klöftern binarbeiteten, bie den Schub des ſtädtiſchen Gemeinweſens genoßen 
unb dennoch fich diefem gegenüber auf Befreiungstitel beriefen, welche ihre der⸗ 
einftige innere Berechtigung bei bem durchaus veränderten politiihen Zuftande 
verloren hatten. 57) 

3. Auch die Beitimmung des Umfangs, den das Bürgerredit eines 
Seven hatte, wurde mehr und mehr von der Idee bes ftäbtifchen Gemeinweſens 
durchdrungen und beeinflußt. 

Das Vollbürgereht war ebenfo wie das Vollgenoßenrecht zu allen Zeiten 
die einfache und gleihe Mitgliedſchaft im Verbande. Daneben aber fanden 
ſich urſprünglich ganz wie anf dem Lande und in noch reicherer Verzweigung 


En Näheres 6. Arnold I1.258—265 u. Maurer Il. 867—860. Rößler, 
Prager St. ©. XCV u. St. 1.7.43 ©. 1f. 7f. 30 

5) So bie Kopfftener in Bafel, Ochs IV. 298300; Ehlingen, Pfaff 180. 
132, Regensburg, Fäger, Mag. I. 301; Speier, Lehmann 753. 849, bad 
Hauptgeld in märlifchen Städten, Gercken, Cod. dipl. VIII. 503f.; der Bürger- 
grofchen in Nürnberg, Jäger a. a. O. III. 344; die jährl. Abgabe für das Bürger 
recht in Rotenburg, Benfen 311. 

”) Bol. Lehmann, Speier 758. 839. 819. Ode IV. 800. 462. Pfaff, 
Eßlingen 130f. Kriegk, Bürgerzwifle 26. Römer-Bühner a. a. O. 59-61. 
Maurer O. 780f. 

>) Bol. Th. I. S. 331 und bie Citate dort in Note 79—80; dazu jeht 
Maurer II. 781-791 u. 863—868. Auch W. v. Lauterbach v. 1841 6. Grimm 
III. 361: die Stadt heifcht von den Häufern, welche die Herrn in der Stadt ge 
baut haben, „bede und wachte von denn die uff dem gute gesessen sin“; 
ebenfo S. 865 „dasz sie sollen der stat rad u. recht tun“. W. v. Dambach 
ib. V. 405 $ 5: Zu D. sol nieman fri sitzen. ®. v. Meiningen ib, II. 599, 
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als bort hoͤher und geringer qualificirte Rechte, weldhe ihre Juhaber in jehr 
verfchiedener Weiſe mit der Bürgerichaft verbanden. Es gab Ritter und Dienft- 
mannen, Geiftliche und Klöfter, welche Bürgerrechte in ber Stadt hatten®®) und 
doch nur mit einem Theil ihres Weſens der Stadt angehörten ;59) es gab Hin⸗ 
terfaßen und Beifagen mit Schutbürgerrecht, welche im unmittelbaren Schuß- 
verbande der Gefammtheit ſtanden; 60) es gab mittelbare Schubgenohen, welche 
zum Hausd-, Hof» oder Schußnerbande eines Vollbürgers und erft durch dieſen 
zur Stadt gebörten;®1) es gab Ausmärker, welche um ihres Örundbefiges twegen 
gewiße ftäbtifche Rechte hatten.) Alle diefe Verbältnige trugen bie Anlage 
in fi, je nach den Umſtänden Vorrechte und geringere Genopenrechte and fich 
zu entwideln, oder fi quantitativ zu mehrfachen und getheilten Bürgerreihten 
abzuftufen. Denn die Unterjchiede biengen zuſammen mit der verfchiedenen 
Größe und Beſchaffenheit des Grundbefites in ber Stabtmark einerfeitd und 
mit perfönlichen Dienft- und Abhängigkeitsverhältnißen anbrerjeits, und fie 
äußerten fih fo gut im Privatrecht wie im öffentlichen Recht.) 

Seitdem indeß die Stadt fih zum bürgerlichen Gemeinwejen erhob, wurde 


Bol. Th. I S. 260 u. 261, bei. Note 80. Auch über bie Bezeichnung 
von Geiftlihen als cives Urk. v. 1287 5. Lacomblet IL 115f., Wormſer Urk. 
v. 1181 5. Arnold I. 241, Magdeb. v. 1188 b. Tzſchoppe u. Stenzel 269, 
Stendaler v. 1231 u. 1233 b. Lenz I. 30 u. 82. Urk. v. 1892 6. Schreiber 
IL 92: umb die klöster, die hier burger sind, es sein mansklöster o. frauen- 
klöster. Ueberdies jept Maurer IL 201f. Bol. bef. auch Rote 73. 

Bol. Th. I a. a. O. u. ©. 259 Note 24. Deshalb Formeln, wie clerici 
milites burgenses, 1228 u. 1230 b. Boehmer 52. 54 u. 55; canonici mini- 
steriales burgenses oder cives 1200 n. 1220 b. Schöpflin L 309. 344; cle- 
rus familia populus 1181 b. Schannat II. 69. 

e) Bol. Th. IE. 260 Rote 28 n. 29 u. Maurer IL 226f. Auch für ipre 
Stellung ift bezeichnend, daß fie bald den Bürgern zugerechnet werden (5. B. in 
Köln 1264 ald cives minores, in Baſel 1179 6. Ochs I. 494 u. Freiburg i. U. 
ald burgenses minores, in Augsburg als cives servilis conditionis), bald unter 
dem Namen ber bloßen Einwohner, der armen Leute, der humiles, minores, im- 
potentes, ber „Semeinde” u. ſ. w. ald Gegenfap ber Bürgerſchaft erfcheinen. Zu 
Diefer Klafſe unmittelbarer Schupgenoßen der Geſammtheit gehörten auch bie 
Juden. 

ei) So bie Kolonen und Hinterfaßen eines Bürgers, fo bie Knechte und Mägbe 
befielben, und fo insbefondere bie verbreiteten Munbmannen. Byl. Th. I ©. 322 
Note 48 n. 380 Note 74. Maurer ID. 284f. Grimm, ®. 1. 763. III. 361 
u. 365. 

ss, Maurer IL 240f. 801. 

*s, Indbefondere ermangelten bie Beiſaßen und Hinterfaßen ebenſowol ber felbft- 
fländigen politifchen Rechte wie der Marknntzungen, feweit ihnen nicht gewiße Feine 
Rechte durch Sunft, Vertrag oder Herkommen zuftanden, ‚wofür fie bann oft be 
fondere Abgaben zu entrichten Hatten. Maurer II. 766f. 792. 800f., bef. Note 
231—25. Dagegen hatten fie Anfpru auf Schu und Schirm durch die Stadt 
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ber Unterichied der Stände in ber Stabt mehr uub mehr auf den Unterichieb 
des politifchen Rechts beſchraͤnkt. Die Privatrechisverhältnige und insbe 
jondere ber Grunbbefig verloren ihren Einfluß auf das Bürgerrecht und wurben 
ihrerſeits unabhängig von biefem;%) bie perjönlichen Dieuft-, Abhängigkeits 
and Bogteiverhältnige verfhwanden zu Gunften allgemeiner bürgerlicher Frei⸗ 
beit.) Somit gab es nur noch Unterſchiede von perjönlich-politifher Grund» 
lage und rein politischer Wirkung, — Uinterfchiede, welche zur Zeit der Ge- 
ſchlechterherchaft immerhin noch einen ſtändiſchen Charakter trugen, ſeit ben 
Zunftfiegen aber mehr nur auf der Mitgliebihaft in dem verichiebenen engeren 
Genoßenverbaͤnden innerhalb der Bürgerſchaft beruhten.e) Zulegt mußte die 
ftäbtifche Entwidlung überall dahin drängen, einen einzigen Bürgerfland umb 
eine einzige Bürgerſchaft zu fchaffen, in diefer aber alle Unterfchiebe des Bür⸗ 
gerrechts mil Ausnahme des durchſchlagenden Unterſchieds zwiſchen Aktivbürger⸗ 
recht und Paſſivbürgerrecht zu beſeitigen. In ber That finden wir die inneren 
Bewegungen der Städte immer näher an ein ſolches Reſultat beranfüh- 
ren.) Die felbfländigen Vorftände der bürgerlichen Hanshaltungen erheben 
fih, fofern fie uicht die Erwerbung bes Bürgerrechts verabfäumen, zu Aktiv 
bürgern mit gleichen politifchen Rechten und Pflichten.) Alle andern Ein- 
wohner der Stadt dagegen find im Berhältnig zum Gemeinwejen zwar wahre 
Bürger, aber nur Paffivbürger, welche den Schuß bes ſtädtiſchen Friedens, 
Rechtes und Gerichte genießen und dafür der Stabt Unterwerfung und Ger 
borjam ſowie verhältnigmäßige Steuern und Dienfte fihulden.) Sie find, 
wie es in Prag beißt, „Bürger ohne Bürgerredht” (b. h. Aktivbürgerrecht).®=) 


und das Stadtgericht, wofür fie Treue, Gehorfam und befondere Schupgelber 
ſchuldeten. Ib. 792f. 

) Bgl. den vorigen $ und oben Note 8—10. 

6 S. unten, 

*) Bgl. Th. I 8 35—38 u. Maurer IL 251—723. 

e So vor Allem die Zunftbewegungen, welche dem Handwerkerſtande das 
Bollbürgerredht verfchafften, bie Borrechte der Gefchlechter beſeitigten. Ebenſo aber 
bie Kämpfe mit der ſtädtiſchen Ritterſchaft und mit der Geiftlichkeit. Auch finden 
fi Kämpfe mit unzünftigen Beifaßen, vgl. Maurer IL 601-604. 

Sie mühen natürlich bie zur Ausübung politifcher Rechte erforderfichen 
Bebiugungen erfüllen, alfo 3. B. bei Zunftverfaßung fi in eine Zunft aufnehmen 
laßen. 

) So die unſelbftändigen Arbeiter, Geſellen, Lehrlinge, Geſinde, Weiber und 
Unmündige. So aber mehr und mehr auch Edelleute, Geiftliche und Klöfter (vgl 
z. B. Ochs I. 862. V. 170. 518 u. 519). Ebenfo in der Regel die Juden. So 
überhaupt Alle, die in der Stadt dauernd wohnen und dad Bürgerrecht in derſelben 
wicht erwerben, wofür ihnen bieweilen eine beftimmte Friſt (in Prag 4 Wochen, 
Et. 22 b. Rößler 15) gefeht tft. 

"a) Stat. 139 b. Röhler 95: qui est civis sine jure civili... det losun- 
gam et ad bellum recedat sicut alter civis. 
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Es verfteht fi von jelbft, daß von ben Paffivbürgern fcharf zu ſcheiden 
find die Fremden, welde eutweber durch vorübergehenden Aufenthalt als 
Säfte oder durch ftäbtiichen Grundbeſitz als Foreuſen zu ber Stabt in Be- 
ziehung treten. Sie find Nichtbürger. ®b). 

Diele ganze Entwicklung wurde geleitet und getragen von ber ſtets lebendigen 
Idee, daß Rechte und Pflichten im Gemeinwejen einander entiprecdhen müßten. 
ALS dieſe Idee verloren gegangen war, nahm aud bie Klaffeneintheilung ber 
Bürger wieder einen anbern Charafter an und konnte felbft wieder zu privat 
rechtlichen Formen zurüdktehren.’0) 

D. Soweit nun aber der Bürgerverbanb den Binzelnen nicht ergriff, 
wurbe beffen Perjönlichkeit frei. 

Mit dem Bürgerbegriff war es baher freilich unvereinbar, daß der Ein- 
zelne in joldhen Beziehungen, welche dem ſtädtiſchen Gemeinweſen wejentlich 
waren, außerhalb befielben ftand. Die ganze ſtädtiſche Entwicklung vielmehr 
drängte dahin, aus der Stadt jedes fremde felbftändige Recht an Perfonen zu 
verbannen, welches im Stabtbegriff enthaltene politifche Herrſchaftsbefugniße 
abgezweigt haben würde; der Bürger jollte „Riemandes Herr und Niemanbes 
Knecht fein”. Alle Hörigkeite- und Bogteiverhältnige verſchwanden im Sunern 
der Stadt!) Elemente, welche in irgend birefter Abhängigkeit von außer⸗ 
ftädtifchem Herrenrecht ftanden, wurden befeitigt ober ferngehalten.) Man 
follte entweder ganz Bürger fein oder gar nicht.) Und den Bürgern wurde 


db) Beſonders Kar tritt bie nach Prager Statutarreht hervor. Während 
bier alle Einwohner ber Stadt, die das Aktivbürgerrecht nicht haben, doch an 
Stadtrecht u. Stadtgericht Theil nehmen, Steuer- und Kriegsdienſte Ieiften und 
„Bürger heißen (Röhler ©. 16. 95), baben die Ausm ärker nur Grundſtenern 
zu zahlen und Theil am Recht u. Gericht der belegenen Sache (ib. 70), bie Gäſte 
aber nehmen nicht am Stadtrecht Theil, fondern Haben ihr beſonderes Baftrecht, 
wogegen fie andrerfeits von bürgerlichen Kaften frei find (ib. LXAXXVIf. 9f.,27. 
70f. 87). 

0, Daher die Erjchwerungen der Aufnahme in das Vollbürgerrecht und bie 
Einführung einer förmlichen Aufnahme in das Beifahenrecht (3. DB. 1534 b. Ochs 
VI. 490); die Beihwerung ber Beilagen und Schutzbürger ohne Gewährung ent- 
fprechenber Rechte; die Unterjhelbung von Groß⸗ und Kleinbürgerrecht u. |. w. 
Th. 16. 704. 

1) Daher bie Durdführung der perfönlichen Freiheit Aller; die Befeitigung 
der Mundmannichaft und ähnlicher ſich neubildender Schutzverhältuiße u. f. w. 

73, Daher bisweilen die Ausfchliefung fremder Dienfimannen von ber Stadt, 
wie in Freiburg, Lübel, Hamburg. Th. I. ©. 283 Note 11. In Augsburg follte 
fein in fremden Dienften ftehender Mann das Bürgerrecht erlangen. 

73) Charakteriſtiſch ift 3. B. die Erzählung in der Stradburger Chronik 6. 
Königéhoven 328f. Die Etabt verlangte 1372 von deu in ihr anfäßigen Ebel- 
leuten, fie folten der stette sweren also burger tunt und dann gleiche Rechte, 
aber auch gleiche Laften haben. Die Edelleute aber wollten bie Vortheile ohne 


> 
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ansbrüdlich verboten, außerhalb der Stadt in politifhe Unterwerfungsverhält- 
niße zu treten.’*) 

Darüber hinaus aber, mit dem vom Bürgerrecht nicht ergriffenen Theil 
feiner Perfönlichkeit, konnte Jeder auch andern Berbänben angehören. “Der 
Bürger ftand daher nicht nur in ter Stadt in engeren Genoßenverbänden 
unb burch fie in weiteren öffentlichen Verbänden, ſondern Tonnte überhaupt 
alle mit der Sphäre des Gemeinweſens nicht kollidirenden Verbindungen ein- 
geben. 

Und foweit der Bürger für fich allein ſtand, wurde er der Träger einer 
felbftändigen Privatrechtsiphäre, die ihm ald Einzelnem zuftand, daher auch nicht 
mehr abhieng von feiner Stellung im Gemeinweien. Das Privatrecht konnte 
fih fo vom Begriff bes Standes loͤſen und zu einem freien und gleichen Recht 
aller Bürger, einem „gemeinen bürgerlichen Recht,“ entwideln.?5) 

II. So entipradh dem Fortſchritt in der Auffaßung ber Perjönlihkeit 
ber Gefammtheit mit innerer Nothwendigkeit ein Fortſchritt in der Auffaßung 
ber Perjönlichkeit der Einzelnen. Die Perfönlichkeit des Bürgers blieb Eine 
wie fie ed geweien war. Aber es wurden an ihr die der Allgemeinheit zuge» 
kehrte und vie indivibnelle Seite gefchieben und jede ihrem Weſen nad be⸗ 
handel. Im Verhältniß zur Stabt erfcheint der Bürger als Glied des Ge 
fammtlörperd und nimmt Eraft feiner Mitzliedfchaft, die fich in dem perjönlidy- 
politifchen, unübertragbaren und untheilbaren Bürgerredht darftellt, an deffen 
Leben Theil; dieſe Verbindung ergreift mit rechtlicher Nothwendigkeit einen 
ganz beftimmten, durch den Begriff bes ftädtifchen Gemeinweſens abgegrenzten 
Theil der Perjönlichkeit; es folgen daraus die üffentlihen Rechte und Pflichten 
eines Jeden; Unterſchiede endlich finden nur rüdfichtlich der auf Sffentlicher 
Ordnung beruhenden politischen Stellung im Gemeinwefen ftatt. Wir haben 
mit Einem Worte hier dad moderne Staatöbürgerthum für einen engeren Kreis 
verwirklicht. Für die individuellen Beziehungen dagegen ijt die Perjönlichkeit 
des Einzelnen von den herrſchaftlichen und genoßenichaftlihen Banden eman- 
cipiet, fie ift ſelbftändig, beruht in fich felbft, ift frei und gleich; fie giebt bie 
Möglichkeit freiefter Bewegung auf dem Gebiete bed von den alten Standes- 


Laften: „So sii der stette bedurftent, so sprochent sii, sii werent burgere, 
u. was man in denne beholfen also den burgern. Aber wenne men sü hies 
etwas der stette zu helfe das in nüt wol geviel, so sprochent sii, sii werent 
nüt burgere noch hettent mit der stette nüt zu tunde“. Deshalb wurde ihnen 
ein Termin gefett. Sie follten ſchwören und bie bürgerlichen Laften übernehmen, 
oder bie Stadt räumen. 

0) So das Verbot, in fremde Kriegäbienfte zu treten (Mone XVI. 488f.), 
fi zu verherren (Lehmann 280, Gemeiner I. 102), fi zu verbünden (1345 
Jäger, Mag. 11. 808), einen Kampf außerhalb der Stadt zu beginnen (Maurer 
11. 827 Rote 9) | 

19 Bol. oben $ 26. 
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ſchranken gelöften „bürgerlihen" Rechte. Es ift mit einem Worte hier bie 
Privatrechtöperfönlicgleit des heutigen Rechts für einen engeren Kreis vor- 
gebildet. 

Det dieſem Allem aber darf man nie vergeßen, daß auch hier die umbil- 
dende Kraft der neuen Ideen fih nur nad innen geltend machen kanu Sm 
Reiche gilt der Bürgerftand als ein den übrigen Ständen ganz gleichartiger 
Stand, defien volitiiches Sonderrecht und deſſen beſonderes Privatrecht als ein 
eigenthümliches Standesrecht zufammen gedacht werden. Und die Stabt felbft 
führt nur im Binnenkreife des Gemeinweſens den Bürgerbegriff in feiner 
Strenge durch, während fie nad) außen bin berrichaftliche und genoßenſchaftliche 
Verhaͤltniße eingeht, fich Einzelnen und Gemeinden durch befondere Verträge in 


beſonderer Weiſe verbindet und eine halbe oder theilweiſe Betheiligung am Ge⸗ 


meinwejen zuläßt, wie dies die verfihiedenen Formen des Edel⸗, Pfahl-, Aus- 
und Schupbürgerthums beweijen. 7%) 


88. Die Stadtperfönlichkeit im öffentlihen Recht. 
Seit dem 12. Sahrhundert und von da in immer wachſender Klarheit 


tritt die Stadt als Perfon des öffentlihen Rechts auf. Dadurch bag. 


und foweit dies der Kall ift, erfcheint die Stadt als das Altefte wahrhaft 
ſtaatliche Semeinwejen in Deutihland und führt den neu errungenen 
Staatsgedanken nad außen und innen durd. 

A. Sm Berhältnig zunächſt zu den über ihr fiehenden Ge— 
walten Eonftituirt fi nunmehr die Stadt als gefhloßene, aber poli- 
tifh abhängige Körperſchaft. Jede deutſche Stadt bleibt im irgend einer 
Abhängigkeit von höherer Gewalt; jede muß, jo außerorbentlich verſchieden auch 
bei den einzelnen Städten und zu verfchiebenen Zeiten der Grab und ber 
Umfang dieſer Abhängigkeit ift, eine über ihr ftehende politifche Herrichaft an: 
erfeunen. Jede Stadt aber — und barin tft Fein Unterfchieb zwiſchen ber 
freieften Reicheſtadt und der abhängigſten Landſtadt — wird ein in ihren in- 
neren Angelegenheiten felbftändiges Gemeinweſen nnd tritt gerade joweit, ale 
ber Begriff dieſes Gemeinwejens reiht, als ein geſchloßener Organismus 
mit eigener politifcher Perfönlichkeit zwifchen die höheren Gewalten und ihre 
eigenen Glieder. 


Nriprünglih war dies andere. Urſprünglich Hatten Kaifer, Lanbeöheren . 


und Grundherrn die mannichfachiten Herrichaftsrechte alter Art unmittelbar an 
der Stadtuark und unmittelbar an der Bürgergefammtheit. Dieſe Rechte er- 
griffen mit der Stadtmark unmittelbar und in einem möglicherweife ungleichen 
Grade deren einzelne Theile und mit der Bürgergefammtheit unmittelbar und 
in einem möglicherweiie ungleichen Grabe die einzelnen Bürger. Seitdem indeß 
bie Stadt fih zum Gemeinweien erhob und nicht nur Grundherrſchaft und 


ꝛe) Bol. den folgenden $. 
IL 45 
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Hoͤrigkeit, fondern mehr und mehr auch die analog aufgefaßten königlichen und 

landesherrlichen Rechte an Grund und Boten und an Perjonen aus ihren 

Mauern verbrängte, verwanbelten fich alle jene Herrſchaftsrechte in Rechte gegen 

bie Stadt als folde. Nur mittelbar wurden das Stabigebiet und die ein- 

zelnen Bürger von ber Abhängigkeit ber Stabt, zu der fie gehörten, auch jetzt 
N 1 


) 

Die Stabt als ſolche war es daher jetzt, welcher die auf ihr Gefammt- 
verhältniß oder auf einzelne Punkte bezüglichen Privilegien, Freiheitsbriefe und 
Rechtsverleihungen ertheilt wurden. Mochte auch noch lange dem Sinne ber 
Ausfteller die Auffagung entſprechen, daß die Bürger ober ihre Mark gewiße 
Rechte erhalten ſollten: thatſächlich empfieng fie die Stadt in ihrer korpora⸗ 
tiven Einheit und betrachtete fie als Feftftellungen bes politiichen Rechts, 
welches zwiichen ihr als geſchloßenem Gemeinweſen und dem Kaifer oder Herrn 
als höherem Gewalthaber beftehen follte.?) 

Die Stadt als folde trat aber auch da, wo es fi) um einen Gegenſah 
handelte, und zwar bier noch früher und fhärfer, dem Könige, den Biichöfen 
und den Landesherrn als politiiche Perfon gegenüber. Sie firitt mit ihnen, 
führte mit ihnen Kriege und Fehden, ſchloß ihnen die Thore und fagte ihnen 
unter Umftänden ganz den Gehorfam auf; fie vertrat ihnen gegenüber ihre 
einzelnen Bürger und beren Rechte; fie führte mit ihnen durch ihre Organe 
und Abgefandten Verhandlungen und flog mit ihnen über Das gegenfeitige 
Verhaltniß Vergleiche und Berträge. ®) Wenn in allen diefen Beziehungen 


1) Bol. oben $ 26 u. 37. 

?) Bel oben $ 25 Note 1—16. 

I) Bol. Th. 1 ©. 262f. 303f. 539 f. Bündni ber civitas Col mit bem 
Könige 1206 b. Eunen u. Ederk IL 26. Vergleich v. 1217 inter d. G. ar 
chiepiscopum et civitatem Bremensem 5b. Lappenberg, Hamb. Urkb. 407 ©. 
358. Bertrag, Berzeifung u. Urfehde zwifchen Erzbifhof und Stadt v. Köln v. 
1857 6. Lacomblet II. 285: inde dar zu sal ieme die stait helpen,... die 
beszzerunge von der stait ist aldus; ... dit selve verzihnisse sal dun die sinit 
van Colne; ... . dar na sal die stait irnuwen ire hulde u. f.w. Ebenſo Kom⸗ 
promiß auf Schiedsrichter ib. 236; die Vertreter der Stadt fchwören: up unse 
selin inde der burgere gemeinlige, dat wir inde die stat von O. dat selre be- 
scheit sulin stede halden. Das baranf ergangene große Laudum v. 1258 
(S.144f.) bezeichnet fi) zwar im Eingang ald Schiebefprud inter archiepisc. ex 
una parte... cives ex altera, |päter aber auch als pacis reformatio inter arch. 
et civitatem (&. 248); auch fonft erfcheinen darin bald die cives bald bie civitas 
als Partei (civitas proponit n. |. w.), es werben bald die Rechte ber cives, bald 
jura et privilegia eivitatis feftgeftellt. Urf. v. 1262 b. Ennen u. Edert IL 
458: Edhieböfprud) tusschen der stat van Colne inde n. f. w. 1262 ib. 455. 
Vgl. ib. I. 428: so quam yd zo leste zo groisme, verderflichem kriege tus- 
schen dem Erzb. u. der stat varser... Darna ... die soene tusschen dem 
Erzb. u. der stat v. C. 1832 b. Boehmer 511: cryg von stufft mit der stad 
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hänfig noch an Stelle der Stabt die Bürger ober die Bürgerſchaften genannt 
werben,*) fo find fie dabei nicht mehr als felbftberechtigte Vielheiten, fondern 
als die Träger des in ihnen lebenden Gemeinweiens gemeint.) Und wenn 
die thatfächlich handelnden Organe allein oder daneben genannt werben, ®) fo 


zu Mentze. 1366 b. Schannat 185: Bifchof, Stift uw. Bfaffheit zu Worms 
folen mit der stat W. u. die stat mit in in Frieden leben. 

4%) So erfcheinen die cives ald Gegenpartei des Biſchofs im Kölner W. v. 
1169 b. Ennen u. Edert I. 554f. Chenfo 1180 ib. 582. 585. Lacomblet 
1. 883: discordia inter nos et cives nostros Col. exorta. 1188 im Küb. Urfb. 
I. 9: cum fideles nostri comes A. et comes B. causam.agerent adv. burgen- 
ses nostros de Lub. super terminis et usu finium suorum, nos partes... 
audivimus; ... quod utergue jus quod ipse petebat in manu nostra resigna- 
vit et nos illud... civitatis habitatoribus tradidimus possidendum. 1233 6. 
Schannat IL 114: trangactio des episc. mit cives Worm. 1293 ib. 280: cum 
civibus. 1283 ib. 185: litterae compositionis inter episc. et cives initae. 1257 
b. Ennen u. Ederg II. 182. 190: guerra inter eum (Erzb.) et cives Col. 
1238 5. Zacomblet li. 120: inter nos et cives nostros convenerit. 1263 ib. 
804: die burgere van Kolne in ander side. 1265 ib. 820: discordia .. inter 
arch .. . et oppidanos Susacienses. Bgl. 1237 u. 1266 ib. 118. 829 n. 1365 
ib. III. 568. 1259 6. Ried 449: in nos partes scil. frater et cives compro- 
miserunt: 1281, 1282 u. |. w. 6. Schreiber L 89f. immer: der graf einerjeitg, 
die burgere von Vriburg gemeinlich andrerfeitt. &o auch 1814. 1321. 1326 
ib. 199. 238. 257. 260. Url. v. 1261 6. Remling 291, v. 1227 u. 1258 b. 
Gudenus I. 749. 681. — Seltener wird die „Semeinde* ober „Gefammtheit“ 
genannt, 5.8.1371 b. &acomblet IL 357: discrimen inter arch. et commune 
eivitatis Col. 1260 b. Remling 282: Schiebsiprud inter capitulum et univer- 
sitatem civitatis. 

%) Daher wechfeln oft die Ausdrücke in derſelben Urkunde, und ed werben z. 8. 
1271 b. Lacomblet IL 857 als die mit dem Erzbiſchof flreitenbe und fich ver- 
föhnende Partei bald die cives, bald bie civitas, bald die civitas et cives, bald 
dad commune civitatis Col. bezeichnet; ebenjo 1877 ib. IIL 686—640 bald die 
stat, bald die burgere, bald die stat inde burgere. Charatteriftifch ift auch 
der bänfige Gebrauch der Bormel „Stadt und Bürger“ für die Etreit- und Ber- 
tragöpartei; da an die räumliche Stadt nicht gebacdht werben kann, wird hier bas 
ideale Rechtsjubjelt noch auödrädlich neben feinen fihtbaren Trägern genannt. So 
1289 b. Schreiber I. 108. 119—122: stat und burgere. 1265 b. Ennen u 
Edery II. 614f. u. 530f. 1826 b. Zacomblet II. 182: civitas et cives, 
1882 ib. 211, wo richtere rayd inde de burgere gemeinlich ftet3 „wir inde 
de stette‘‘ fagen. 1876 ib. 676: cives incolas et civitatem Col. 1377 ib. 698: 
stat inde burgere. Ebenſo 1375. 1376. 1393. 1397 ib. 672f. 688f. 873 
(zweyunge, die wir ytzunt hain mit unser stat inde burgern van Coln). 874 
(aber auch stat allein. 913. Urk. v. 1288 b. Schannat 185: satzung ... 
swischen bischof H... und der Statt u. den burgern von Worms. 

3.8. 1328 im Lüũb. Urkb. I, 28 adv. cons. et burgenses Lub., 1320. 

45* 
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verfteßt es ſich andy ohne ben oft noch ausdrücklich gemachten Zuſatz, daß fie 
im Namen der Stabt und nicht für ſich ſelbſt auftreten.) 

Die Stadt als ſolche war dem Könige oter ihrem Ranbesherrn zur Treue 
verbunden und hatte dafür ihrerfeits Aufpruch anf bie Achtung ihrer Selbftän- 
bigfeit, ihrer Freiheit und ihres Rechts. Den Huldigungseid, durch welchen 
bie politifche Unterwerfung ber Stabt bekräftigt zu werben pflegte, leiftete freilich 
häufig die gefammte Bürgeridhaft®): aber fie leiftete ihn lediglich als Forpora- 
tive Gefammtheit, nicht als Bielheit von Individnen. In den Stäbten Bul- 
digten daher nicht wie auf dem Sande die einzelnen Bürger bei ber Erreichung 
eines gewißen Lebensalters und bei bem Empfang gewißer Güter ben Herrn 
und ihren Beamten, fondern die verſammelte Bürgerfchaft huldigte bei beftimmter 
Gelegenheit, meift bei dem @intritt des Herm, in feierlicher Weile.) Und oft 
ſchworen, zum beiten Beweife, daß fih der Eid auf das politiiche Berhältuig 
der Stadt als folder bezog, nur beftimmte korporative Organe, 3. B. bie 
Bürgermeifter oder einzelne Rathöherrn, im Namen ber Stabt.1) Umgekehrt 


b. Lacomblet IIL 146 u. 148 richtere scheffes rait inde gemeyne burgere 
von Colne, 

7) Ausdrũcklich fühnen fi 53 DB. mit dem Erzbiſchof 1377 b. Lacomblet 
II. 695: die burgermeister der rayt und die burgere gemeynlich van C. wur 
sich und vur die sad. | 

%) So ſchworen 1206 tn Köln dem Könige Philipp mehr als zweitaufenb 
Bürger (juratum est Colonie a duobus milibus hominum et amplius), Urf. v. 
1206 5. Ennen u. Gderg IL 27 u. Ennen, Geſch. II. 408 Note. Bel. Ik. 
v. 1292 b. Schoepflin II. 55: a civibus Wissemburgensibis juramentem 
recepimus. Ann. Colm. ad. a. 1284 b. Böhmer, fontes IL 20. freiburg. 
Url. v. 1868 b. Schreiber I 545. Krieg?, Frankf. Bürgerzwifte 73; Bär 
gerthum 466. Auch in Paffan huldigen alle vollfährigen Bürger, Url. v, 1429 u. 
1455 in Mon. Boic. 28, 2. ©. 451 n. 458. 

% Bgl. Manrer TIL 868f. 460f. 475f. 58Bf. Beſchreibnng bes GEinritie 
u. ber Huldigung in Köln v. 1488 6. Lacomblet, Archiv II. 180-190. Ya 
Zimmermann I. 835. Sdkeland, Coesfeld 48. 534f. 64. — Daß In grund 
herrlichen Städten, wie 1810 in Selſe, noch jeder Neubürger u. jeber, ber zu feinen 
Sahren Tommt ober ein Weib nimmt, dem Abt huldigen fol, iR erllaͤrlich, Grimm 
1. 759. 

”) So Huldigte in Soeſt ber Rath und gab den Willlommen beim Ginritt 
bed Erzbiichofs, Aude Schrae o. 1. In BWehlar huldigten bie beiden Bürger 
meifter im Namen bes Stadtraths und der Bürgerſchaft; v. Ulmenftein II 26. 
196. 280. In Köln ftabte der erfte Bürgermelfter dem Andern ben Eid vor und 
der swoire also von wegen des raits vur die gantze gemeynde in presentia 
totius consulatus; Lacomblet, Ardiv. IL 180f. In Meb fchworen, fo oft 
ber Kaifer fam: nous les magistres, eschevins et treize jur6s de la cit& de 
Metz, pour et au nom de sous le oorps d’icelle ; Manrer III S. 476 Rote 71. 
In Bremen ſchworen Anfangs alle Bürger, jpäter 2 Rathöheren dem Erzbiſchof; 
wenn bieje 1580 bie Aufnahme ber Worte „von wegen eines E. Raths und ganker 
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ließ fi die Stadt als ſolche vor oder bei der Huldigung die Anfrechthaltung 
ibrer Freiheit ansbrüdlich verſprechen; 1!) fie ließ fih Handfeften oder Reverſe 
Darüber ausftellen;12) fie öffnete vor ber Beftätigung ihrer Freiheiten überhaupt 
ihre Thore nicht!?) ober huldigte nur bebingt, indem fie fidh für den Fall, dag 
ber Herr fein Beriprechen brechen jollte, den Abfall vorbehielt; 1%) auch mußte 
bisweilen der Herr ſeinerſeits der Stabt zu Händen ihrer Behörde einen Eib 
Leiften.!5) 

Die Stadt ald ſolche ftaud unter der Schtemgewalt befien, von dem ihr 
erhöhter Friede feinen Ausgang genommen hatte Nur wo ihre eigne Kraft 
nit ansreichte und auf ihr eignes Anrufen hatten Könige und Stadtherrn 
gegen Friedens- und Rechtsbruch Abhülfe zu ſchaffen. 1%) Später freilich 
miſchten die Schirmberen fi oft auf Anrufen einzelner Bürger oder Parteien 


Gemeinheit diefer Stadt” in bie Eibesformel weigerten, weil fie bisher nicht darin 
geftanden hätten, fo war dies natürlich ein vedhtlich ganz unhaltbarer Verſuch, das 
Fortlaßen einer felbftverftänblihen Klanfel für die Reichsfreibeit der Stadt auszu- 
deuten. Bel. Donanbt 1. 107f. 

) So follte in Soeft der Erzbifhof beim Einritt „der staz bekennen alle 
de recht, de de stat van allen sinen vore faren hat“. Ande Schrae c. 1. 
Bol. Note 15. 

2) So Bremen 1226, Mainz 1244, Speier 1280, Worms 1288, Strasburg, 
Baſel u. ſ. w.; ebenſo fehr viele Landftäbtee Bel. Maurer IIL 369 
Rote 4—5. 461f. 476 Note 72—74. 534 Note 12—21. Ennen, Geſch. LI. 409. 
Lehmann, Gpeier 588. 587. 567. 574. 624 Url. v. 1255 u. 1262 b. Gaupp 
1. 102 u. 106. Url. v. 1244 5. Gudenus L 582. Ochs I. S65f. Donandf 
E 106f. Schannat 145 u. 887 8 57 n. 58, Ratbmann IL 270. IIL 6f. 
112 u. f.w. Fidicin J. 258. Braunfgw. Urkb. T. 80. 82.37. Lacomblet, 
rd. II. 814. 

13) So Mainz, Speler, Worms, Magdeburg, Lübel u. f. w. Maurer HL 
468. Arnoldus Lubec, I c. 85. Schaab, Rhein. Stäbtebunb IL 68. Leh⸗ 
mann 48f. 

0) So huldigte Köln nur für fo lange dem Erzbifchof, als diefer feine Ver⸗ 
bindlichkeiten erfüllen würde. Eunen I. 616. Berlin hatte das Losſagungerecht, 
1848 6. Fidicin III. 2322|. Ebenſo andre maͤrkiſche, braunfchw., Iüneb., balr., 
pommerſche Städte, Soeſt u. |. w. Bol. Manrer III. 585. 

So ſchwor in Köln ber Erzbiſchof der stat; Urk. v. 1258 u. 1287 6. 
Lacomblet IL 492 u. Ennen L 616. In Baſel ſchwört um 1837 „der 
bischof der Btat Basel“ einen Eid, b. Trouillat II nr. 288 ©. 470. Bgl. 
ib. IV or. 178 ©. 885. In Bochold ſollte der Biſchof von Münfter den beiden 
Bürgermeiftern mittelft Handſchlags geloben, de stadt Bochold tholden bij oeren 
rechten privilegien u. olden gewonten ; Url. v. 1828 b. Wigand, Ard. 
III. 58. 

16) Berner Handf. v. 1218 $ 1. Grimm, W. IL 607-608. 
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und felbft ohne dies in bie inneren Streitigkeiten ter Städte: das aber war 
oft genug ber Anfang vom Ende ber ftäbtiichen Freiheit! 17) 

Die Stadt als ſolche ftand unter Töniglichem oder herrſchaftlichem Bann- 
recht, mußte in defien Umfang fremtes Gebot und Verbot anerkennen und 
war an die kraft jenes Rechts erlagenen Nerorbnungen gebunden. Aber ed war 
dies Teine die einzelnen Bürger unmittelbar treffende außerftäbtiiche Geſetzge. 
bung, fondern ber Rath im Namen der Stabt nahm die Gebote und Ordnungen 
entgegen, verfüntete fie und hatte fie zu handhaben.!®) 

Die Stadt als ſolche war bdienft- und insbefondere Triegedienftpflichtig. 19) 
Urſprünglich freilich galt in den Städten daffelbe Syftem ter Dienfte wie auf 
dem Lande.) Allmälig aber verſchwanden die meilten öffentlichen und alle 
grundherrlichen Dienfte und was zurückblieb war eine politiſche Pflicht des Ge⸗ 
meinweſens als eined Ganzen. Der einzelne Bürger war direft nur nodh ber 
Stadt gegenüber bienftpfliätig. Die Stadt felbft aber ſchuldete dem Reiche 
oder ihrem Landesherrn in einem oft allerdings ſehr befchränften Umfange 
thätliche oder doch pefuniäre Kriegshülte. 2) Dabei pflegte ein für alle Mal 
oder für den konkreten Fall das Kontingent au Mannſchaften, Pferden und 
Rüftwagen, weldies die Stadt zu ftellen hatte, im Ganzen feftgefeßt zu wer- 
ben,3®) während es durchaus innere Angelegenheit der Stabt war, wie fie jene 
Kontingent aufbringen und einrichten wollte) And ernannte die Stadt in 
der Regel den Anführer des von ihr geftellten Heeres.) Und ihre korporative 


19) Maurer HI. 319. 472. 489f. Bel. Th. IS. 706. 

16) Maurer DIL 817f. 385. 487f. 

1%) Ark. v. 1906 5. Ennen u. Ederg, Quellen II. 27: civitas serviet ei 
in quibus debet. 1385 b. Lehmann 562: NReichöheerdienftpflicht sicut aliae no- 
strae civitates.. IB. des Dreieicher Wildbanns v. 1888 6. Grimm L 502: der 
schultheiss u. die stad Fyankf. follen dem belehnten Vogt des Reichswalbs von 
des Kaiferd wegen zu Hülfe kommen. 

Bol. Maurer, Fronh. III. 462f. u. St. 1. 482f. III. 276. 869. 400f. 
469. 478. 485. 520f. ®rimm, 8. 1. 846 u. 847. 

21) Vielfach) wurde — und dann war natürlich wieber Die Stabt als folde 
das Subjekt diefer Freiheit — ber auswärtige Kriegsdienſt ganz erlaßen oder fehr 
befchräuft. Maurer I. 488—491. 

2) Bol. Zimmermann I. 805f. Göleland, Goerfelb 58f. Sidicin 
111, 137. Kirchner, Frankf. L 641. Sidtr. v. Dortmund 823 5. Wigand, 
Arch. D. 217. Grimm, W. L 502. — Die Städte verhandelten baher auch 
häufig mit den Lanbeöheren darüber, ob und was fie ftellen wollten, 3. B. Magde⸗ 
burg bei Rathmann III. 9—10. 

2, Maurer I. 517. II. 129. Roßler, Brager St. Einl. XCVIf. 

9) Bol. Bfaff, Ehlingen 144f. Rathmann IL 404. 408. Jäger, Um 
415. 428. Kirchner L 642. Zimmermann L. 8338. Fidicin DL 1207. 
Prager St. 6. Röpler Nr. 64 ©. 46. — Dagegen noch Anführung durch einen 
berrichaftlihen Beamten 1289 b. Wigand IV. 3f. 
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Geſchloßenheit in militaͤriſcher Hinfiht gieng jo weit, daß fie in den Zeiten 
der ftäbtiichen Selbftändigkeit faft immer das fefte Recht beanfpruchte und 
durchſetzte, ohue ihre freie Bewilligung keinen fremden Bewaffneten aufnehmen 
und felbft ‚dem Kaifer ober dem eigenen Landesherrn und beren Gefolge die 
Thore fo gut fihließen wie öffnen zu bürfen.?°) 

Die Stadt als ſolche war es ferner, welche das halb öffentliche und halb 
privatrechtliche die Bürgerjchaften urfprünglich belaftende Abgabenweien?*) auf 
Löfte und ihrerjeits eine rein politifhe Steuerpflicht gegen Kaijer und Landes 
herrn übernahm,*) als unmittelbare Verpflichtungen ber einzelnen Bürger aber 
hochſtens rein privatrechtliche Grundzinfe möglich Tieß.%) Schon 1219 ließ fich 
bie Stabt Nürnberg von Sriebrih U. als althergebrachtes Recht beftätigen, 
daß fie für den Fall einer koͤniglichen Steuer nur als Gefammtheit in An- 
fpruch genommen, bie einzelnen Bürger bagegen mie birelt geſchatzt werben 
fofften.2%) Später war es allgemeiner Grundſatz, daß die Städte nur als 
Koͤrperſchaften beftenert wurden, unter ihre Bürger aber die Steuern jelbft 
vertheilten.?°) Dies galt ebeuſowol von Ehrengeſchenken und außerorbentlichen 
Gaben,d1) wie von ben herfümmiichen Beten und Steuern. Meift wurde im 
Boraus, immer jedenfalls für den einzelnen Fall die Stadtftener auf einen 
feften Gejammtbetrag firirt.®%) Diefen Betrag ſchuldete dann -bie Stadt als 
folhe. 9) Rein innere Stabtangelegenheit war ed, die Steuer zu vertheilen 


38) Anfänglich war dies wegen der Pflicht zur Aufnahme, Beberbergung und 
Berpflegung anders. Befreiuingen davon im Priv. f. Hagenan v. 1164 $ 2 u. 37; 
Bern 1318 € 9; Rathenau 1295 b. Gercken, Cod. Brand, VI. 834; 1865 ı. 
1848 b. Sidicin II. 48. 232. Bgl. die Breiburger Url. v. 18685. Schrei⸗ 
ber I. 541; 1244 8 11 u. 18 6. Gudenus I. 581; Lehmann 829. 496, 
944f.; Vertrag ber märl. Städte v. 1394 b. Gercken a. a. D. IIL 417 u. 
Fidiein III. 52. 277. — Als fpäter die Luandesheren bas Deffnungsredht und 
durch dieſes das Beſatzungorecht ihrer Städte wieber erlangten, war es mit der ftäb- 
tiichen Freiheit vorbei. 

2%) Bol. Manrer IH. 276f. 524—528. Grimm, W. L 848. 

a7) Roͤßler, Prager Stabir., Einl. $ 15. Arnold IL 271. 

=) Bol. oben $ 26. 

20) Bei Gaupp H. 178 $ 10: ut si dominus imperii ab ipsis (sc. civibus) 
steuram exiget, non particulatim sed in communi quilibet pro posse persol- 
vere debeat. Uebereinſtimmend erffärt Gaupp &. 178 die Stelle. 

 Eo in Prag nad Rößler S. XCIV.: „die Gemeinde Hatte die Auflegung 
und Beftimmung der bürgerlichen Steuer ben Bürgern gegenüber unb nur fie 
war dem Könige gegenüber verpflichtet”. 

1) Lehmann, Speier 798. 778. 797. 829. 840. Zorn, Wormſer Ehron. 
191.192. 19. O&8, Baſel II. 886 u. 3837. Aruold IL 269f. Ennen, Köln 
IL 5897. 

22) Belege 6. Maurer Ill. 527—439 Rote 57—69. 

So 1840 im Lüb. Urkb. II. 652: census nobis et imperio a oivitate 
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und zu erheben. Die Stabt zahlte bann die aufgehradte Summe ans und 
erhielt darüber Quittung. 3) Auch war es natürlich Sache der Stabt, über 
. die Steuerpflicht mit den Herren zu verhandeln. Sie war es, der Befreiungen 
von bergebraditen Steuern, Abgaben, Zöllen u. f. w. ertheilt wurben.?%) Und 
fie war es gleicher Weiſe, ber bezüglich neuer Steuern das Steuerbewilligungt- 
recht zuftand.®”) 

Die Stabt als ſolche errang endlich feit ber Torporativen Geftaltung des 
Reiches und der Länder die Reichöftandichaft beziehungsweife die Landitaubichaft 
and alle darin enthaltenen Rechte. Als eine politiiche Körperfchaft wurbe fie 
Mitglied des weiteren Reichs oder Landftänbelörpers und nahm durch ihre 
forporativen Organe an ben gemeinfamen Angelegenheiten der Stände fowie 
an benen des ganzen Reiches ober bes betreffenden Landes Theil.e) 

Am Iängften widerfiand dem neuen Gedanken des politiichen Gemeine 
ſens die frembe Gerihtsherriaft in den Städten. Die Könige und Yanbes- 
berrn blieben auch in ber Blüthezeit bes Städteweſens bie Inhaber ber ge- 
fammten oder doch bes höheren Gerichtsbarkeit im Stabtgebiet und wurben im 
Bezug auf dieſe durch richterliche Beamte alter Art, durch Burggrafen, Gen 
tenare, Bögte, Schultheigen, Ammänner u. f. w. vertreten, welche, ohne doch 
jelbft vollftändig innerhalb bes ſtädtiſchen Organismus zu fichen, eine 
unmittelbare Gewalt über die ftäbtiihen Gerichtögenogen übten.) Co 


Lub. debitus hactenus et solutus. Natürlich ift aber oft nichts Anderes ge- 
meint, wenn es heißt, „bie Bürgerfchaft” ober „die Bürger“ follen eine Gteuer 
geben, wie 1276 u. 1821 b. Boehmer 179 u. 460, 194 b. GudenusL 
580, 1241 in Hannover b. Sengler, Stabtr. 187 8 18. 

*#) Zimmermann I 300f. Sökeland 59. NRößler u. Arnold a. 
aD. Maurer IH. 138. — Anders noch 1881 in Winterberg b. Wald 
VL 286. 

3.8. Url. v. 1841 6. Boehmer 573: und die driu jar sagen wir die 
zwo stede der bet u. stiur mit disem brif quit, ledig und los. Ohne daß auf 
bier etwas Anderes gemeint wäre, weun es 1276 n. 1821 ib. 179 u. 460 heißt: 
die purger von Frankf. Friedeberg etc... der stewer, die sie uns und dem 
riche schuldich sein... . uber zwei jar... jetzo gar u. gentzlich gewert 
haben. 

) urt. v. 1185 6. Gudenus 1.119. Lehmann 579. 716. 780. Rößler 
a. a. D. XCIV Rote 2. Falke, Geſch. bed beut. Zolweſens (Leipz. 1869) 
©. 100f. 

3.8. Urk. v. 1198 b. Remling 187; 1215 5. Quix, Aden IL 94; 
1249 f. Sreiburg 1. U. c. 8; 1255 f. Hagenan b. Gaupp I. 102; 1277 f. Weſel 
db. Wigand IV. 408 e 1. 

) Bol. Th. IS 48 u. 51. 

) Bol. Th. I ©. 258. u. jet Maurer IIL 820f. 887 f. 466. 491. 
Beifpiele langerer Fortdauer der alten Gerichtsherrſchaft in Heineren Städten vgl. 
82. 5. Grimm, W. L 285—3883. 291-800. 508f. 630f. 827f. 845. IL 
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viel indeß am ihnen lag, ſtrebten die Städte. die Beſeitigung eines ſolchen Zus 
ftandes an. Ueberall gelang es ihnen zunächft, von ganz Heinen Städten ab» 
geiehen, die Stadt wenigftens äußerlich als befonderen Gerichtsbezirk abzu- 
fließen; damit aber wurden bie berrichaftlichen Beamten zu ben Borftchern 
befouderer Stabtgerichte, zu Stadtrichtern, welche zwar nidt als Behoͤrden 
ber Stabt, wohl aber als befondere Behörden für die Stadt erichienen. 4) 
Sodann erlangten die Städte mehr und mehr das Recht der Ernennung oder 
Miternennung der Stadtrichter, 4) fie fuchten fich gegen Veräußerungen und 


Berpfändungen ber Aemter zu fihern,“) fie brachten die Richter in thatfäch- 
liche Abhängigkeit von der Stabtbehörke,%) bis zuletzt entweber der Inhalt des 
Amts felbft oder der dem Herrn auf daflelbe verbleibende Einfluß zu leerem 
Schein wurde und in Wahrheit, wenn aud nicht der Form nach, die Stadt 
ihre eigne Gerichtsherrin war.) Schlieflich erwarben fehr viele Städte jelbft 


628-697 (def. &. 626 $ 15: iglicher burger foll im bawding erfcheinen oder 
ed dem Seren verbüßen). 718 f. III. 607—608. 

“, Th. 16. 256. 263 Note 89 u, jept Maurer I. 852. 460f. III. 324f. 
385. 888 f. 491. 546 f. 

) Priv. f. Freiburg 1. Br. v 1120; f. Breiburg i. U. v. 1249 8 1. 2. 41. 
144; f. Bern v. 1218 8 7; f. Ulm v. 1296 b. Jäger 158—160. 730; f. Eßlin⸗ 
gen v. 1816 u. 1392 6. Jäger, Mag. V. 9f. 22; f. Winterthur » 1264 $ 3 
u. 1297 3 3b. Gaupp 1. 185 u. 189; f. Burgdorf v. 1816 $ 1—8 u. Innd- 
brud v. 1239 8 3 ib. II. 190 u. 254; f. Wiehe v. 15. Jahrh. 6. Walch IH. 
56; Deffn. v. Reinau b. Grimm, W. 1. 286; Url. f. Hagenau v. 1472 b. 
Schoepflin IL 406; f. Zerbft b. Bedmann, Hiftorie v. Anhalt J 271; f. 
Grefenthal v. 1492 5. Schuftes, Geſch. III Bell. ©. 50: dasz sie sollen kie- 
sen einen schulteiszen, den sollen wir bestetigen. 

) Bol. z. B. Priv. f. Stendal v. 1282 b. Lenz I. 109: civitati et bur- 
gensibus dedimus, ut habeant inpheodatum judicem sive scultetum virum 
hereditarium; der Landesherr verfpricht aber, Daß weber er noch fein Vogt jemals 
das Schultheißenamt Tanfen oder eriverben würden Verſprechen, das Richteramt 
nicht zu verpfänden, b. Maurer II. 457 Note 88—38*. Kerner insbe. den 
Magdeb. Vertrag v. 1294 in Note 44. 

) Bol. Th. I ©. 978. 281 Note 5. Maurer II. 888. 845f. 565 u. 
bei. 410 Note 10, wonach die Bogtel in Bremen, obne von ber Stadt jemals er- 
mworben zu fein, mehr und mehr zu leerem Schein wurde. Gchon diter ift erwähnt, 
daß fi das Abhängigwerden der Michter in den Formeln barin manifeftirt, daß 
fie hinter die Bürgerineifter rüden, vgl. Th. I S. 281 u. oben 8 23. 

4) So die bisweilen ven Herrn verbleibende Beftätigung und Amtöbelehnung, 
vgl. Maurer 111. 852 u. 856. Beſonders charakteriftifch ift der Magdeburger 
Bertrag v. 1294 b. Rathmanu II. 492. Durd diefen kauft die Stadt „burg- 
gravionatum et bannum ejnsdem burggravionatus intra muros Magd.“ und 
überläßt das Amt zwar wieber dem Erzbiſchof, aber unter der Bedingung, daß es 
unveräußerlih und unverleihbar immer beim Ersftift felbft verbleite. Alle wirk⸗ 
liche Gerichtsbarkeit iR daher nun im zweiten Richteramt, dem zum Erblehn ge⸗ 
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die Gerichtöbarkeit ganz oder zum Theil“) und zogen diefelbe dann auf bas 
Bolllommenfte in ihren politiſchen Organismus hinein. War bieß der Fall, 
fo war, indem nun auch ber eigentliche Kern des älteren politifchen Syftems, 
die Gerichtsbarkeit, in ben Stabiftaat verwoben worben, der nene Gedanke bes 
ftaatliden Gemeinweiens vollendet. War ed nicht der Fall, fo fehlte etwas 
daran: aber ihre geichloßene politifche Perjönlichkeit wahrte die Stabt auch 
bier, indem die in bie Stadt hineinreichende richterlidhe Gewalt gerade ſoweit, 
als fie nicht ftäptifh war, den Charakter einer jelbitändigen und durchaus ge- 
trennten Gewalt neben der Stabtgewalt annahm,*°*) fo daß beiſpielsweiſe bie 
Richter mit ftädtifchen Angelegenheiten als folchen nicht Das Mindefte zu thun 
hatten?*). 

Aehnlich verhielt es ſich mit den mancherlei fiskaliſchen und nutzbaren 
herrſchaftlichen Rechten in der Stadt, wie z. B. mit dem Recht auf Münze, 
Zoll, Marktgefälle, Judenſchutz u. ſ. w.7) An fich, weil kein eigentliches po⸗ 
litiſches Herrjchaftsrccht enthaltend, für den Begriff des Gemeinweſens minder 
wejentlih, giengen aud fie zum einen Theil auf die Städte über, #) und 
wurden zum andern Theil in Berechtigungen gegen bie Stadt al ſolche, mit 
Meberlagung der dazu gehörigen politiichen Funktionen an die Stabtbehörbe, 
verwandelt.) 

Bei diefer ganzen Enwicklung mug man fich jedoch gegenwärtig balten, 


wordenen Schultheigenamt, vereinigt. Much biefed kauft die Etabt und überläßt es 
dem Erzbiſchof, aber unter der Bedingung, daß berfelbe es ftets dem von der Bürger: 
{haft ermannten Bürger verleibe und die Bürgerfchaft überdies ben betreffenden 
Bürger wieder abzufehen befugt bleibe. 

5) Bol. unten Note 53—59. 

#50) Bol. Tzſchoppe u. Stenzel, Einl. S. 204. Daher cerfchrinen 
„schultheisz‘ und „stadt als zwei getrennte politiicke Subjelte nebeneinander. 
3.8. 5b. Grimm, W. I 287: der statt ihr recht u. dem schultheisz sein 
recht. Ib. 299. II. 624 & 1. DL 607 u. f. w. 

e) Die Richter verfchwinden daher auch hier aus ben Formeln (TE. 1. 281 u. 
oben 8 28) wie aus dem Kath. Sie follen fi in bie Angelegenheiten bes Ge⸗ 
meinweſens nicht mifchen. gl. z. DB. 1294 in Münden bei Bergmann IL 9: 
swer och stat rihter ist, der hat nicht ze schaffen bi den burgaern, da si 
sitzent bi der stat geschaeft u. ob ir gaetzen, es si danne, daz si in zu in 
beten o. laden. Thaten fie e8 doch, fo konnten bie Städte Stendal, Tangermünde 
u. Ofterburg ſich fogar losfagen, Urk. v. 1282 b. Lenz I. 109f. 

) Vgl. Maurer I. 287f. 293 f. III. 368. 455 f. 471. 531 f. 

20) S. unten Rote 60—62. 

4) Bol. 3. DB. Url. v. 1247 im Lüb. Urkb. L 120: de moneta et de judi- 
cio civitas nobis C marcas arg. annis singulis exhibebit, et ad ipsam civitatem 
tom monele quam judicii procuratio pertinebit. Aehnlich bei Ueberlaßung des 
Ungeldes an die Stabt Nürnberg nah Falke, Gef. des deut. Zollweiens, 
©. 99. 
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daß bie veränderte Auffagung bes politifchen Rechte zunächft nur auf Seite 
der Stäbte zu finden war. Könige und Landesherrn betrachteten nach wie vor 
den Inbegriff ihrer Rechte gegen die Stadt als ein Herrſchaftsrecht alter Art 
an der Stadt. Sie nahmen daher durchaus feinen Anftoh daran, Stäbte mit 
ihren Bewohnern nub fonftigen Pertinenzen gleich einem Gut mit Zubehör zu 
veräußern oder zu verpfänden, 5%) ja fogar zu einer ibeellen Quote fortzuge- 
ben, 51) wogegen die Städte ihrerfeits fih durch Privilegien und Verträge zu 
fihern fuchten. 59) Und ebenjo behandelten Könige und Yürften ihre einzelnen 
politifchen Rechte in der Stadt als Herrſchaftsrechte alter Art, welche in feu- 
dalen oder allobialen Formen verlieben, verkauft, verpfändet und getheilt werben 
Tonuten.5°) 


0, 3. 8. Url. v. 1935 6. Tzſchoppe u. Stengel 800: Verſchenkung einer 
eivitas mit Pertinengen. Url. v. 1252 b. Gudenus II. 103: oppidum O. et 
castrum ibidem cum universis suis pertinenciis, intus et extra, pro 2000 marc. 
arg. . . obligamus; und dazu die Anrede des Kaifere 1867 ib. IIL #79 an 
burgerm. rad u. burger gemeinlich der stad zu Oppenheim: „als wir uch... 
versetzt hatten“. 1315 ib. III. 111. Bal. 1298 b. Lacomblet II. 585: bie 
Stadt Dortmund cum integritate omnium jurium redituum proventuum et 
fractuum ejusdem civitatis. Urf. v. 1387 b. Remling I. 530; die stat zu 
Landau, die sin u. des stiftes pfand ist. Nrf. v. 1868 b. Schreiber I. 529: 
als Zubehör leute, dörfer, gerichte, kilchensete, zwinge u. benne, stüren, beete, 
zinsen, nütze u. recht. Bon Bremen heißt ed 1035: mercatum cum theloneo, 
numismatibus nec non omnibus utilitatibus ad mercatum pertinentibus. 

29) Ur. v. 1368 b. Schannat 177: der Bifchof von Worms verpfäudet für 
23000 ®ulden: unser stat Laudenburg halb, unser burg den Steyn halb, mit 
dem habben teyl burgmannen, burger, luden, dorffern. 7240 b. Ennen n. 
Ederp V. 204. Belehnung mit der Hälfte einer Stabt 1282 b. Schoepflin 
L 128. Bgl. Urf. v. 959 Boehmer, Reg. nr. 218: contradimus.... dimi- 
diam partem ipsius civitatis. 

”) Priv. v. 1166 f. Achen: insuper omnes ad hanc sedem pertinentes 
nullus regum... alicui personae in feudum concedendi potestatem habeat. 
Url. v. 1254 b. Boehmer 90: ber König befreit cives Frankof. . . ab obli- 
gatione quam feceramus... und veripricht, daß fie nicht wieder „distrahi vel 
obligari s. alienari aut infeodari“ follten. Url. v. 1274 b. Kacombiet ILL 332: 
quod predietos ceives nostros in nullo casu ... obligabimus aut alienabimus. 
Priv. f. Hannover v. 1241 u. 1242 6. Gengler 187 $ 18 resp 16: nulli 
hominum in pheodo conferemus civitatem. Urk. v. 1258 b. Lacomblet II. 
247; v. 1320 im @üb. Urkb. IL 841 u. f. w. 

ss So wurde indbefondere bie Gerichtsbarkeit zu Lehm gegeben (Maurer 
IIL 349 f. 424. 447. 519) und oft erblich (ib. 849 f. 447. 508. 505), vertanft 
(ib. 519), verpfändet (ib. 853 f. 429. 448. 519, Nr. v. 1823 &. Boehmer 
498) und theilweife veräußert (3, 8. 1225 6. Möfer, Osnabrüäd III. 275: der 
Bifchof verfaufi medietatem judieii nostri quod burrichte vulg. dieitur in uni- 
versitatem civium; 1226 ib. 280: super venditione medietatis judieli civitatis; 
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Die Städte ihrerfeite zogen von dieſer Auffaßung Bortheil, indem fie nad 
und nad die fremben politifchen Rechte auf patrimonialem Wege erwarben. 
Insbeſondere erlangten fie die Gerichtsbarkeit oder einen Theil derſelben bald 
durch freiwillige Abtretung des Inhabers, %) bald durch Belehnung,**) bald 
durch Kauf,d*) bald durch Verpfändung,5”) bald durch Pfandeinlöfung,S®) bald 
auf dem einen oder andern biejer Wege.) In derſelben Weiſe erwarben fie 


vol. 1258 b. Grimm, W. III. 607: daz schultheiszen ampt ist halbez auch 
sin und ist halbez der zweier gebrudere E. u. C. 

*) 3. B. München n. beide Freiburg. Manrer IIL 510 Rote 3826. 5085. 
519. Ebenſo das Dber- und Riedergericht in Zerbft nah Bedmann, Hiftorie v. 
Anhalt I. 274 (i. 3. 1489); In Ragnın 1395 ib. 889; in Torgan 1487 nach 
Ann. Torgav. 5. Mencken, script. IL 581; bie Bogtei in Stargard 1409 6. 
Bchoettgen et Kreysig ll. 80; in Saalfeld 1482 b. Schultes, Geld. 
DI Belt. S. 97 („inne gethan u. bevolen“), 

s) So wurde Dortmund 1879 mit der Gerichtsbarkeit belehnt, Moſer, reicht- 
ftäbt. Handb. L 879; Nürnberg, Konftanz (1884) und Naumburg (noch 1679) mit 
dem Blutbann, Maurer 111. 348 Note 23 u. 24. 854. 482. 543; Jauer mit ber 
Erbvogtei 1373 b. Zimmermann, Beltr. VL 61. 

) So Taufte Soeft 1278 die Vogtei mit dem Blutbann, Kinblinger, M. 
8. DI, 1. 217; verfchiedene fchlef. Stäbte im 13., 14. u. 15. Jahrh. bie Erbvogtel, 
Zılhoppe n. Stenzel 581. 604. 618 u. Zimmermann, Beitr. IL 52. OL 
234. V. 268. VI. 268. VII. 219; Erfurt 1219 Heide Schultheißereien u. 1283 die 
Vogtei mit dem Bogtöbing, Lambert 189. 145; Hörter 1499 das Stabtgrafenamt, 
Wigand, Geld. v. Gorvey I. 810—312; Wüucheberg „1502 das GSchultheihen- 
amt, welches vorher 1485 u. 1501 von einem Bürger gelauft worden war, Urk. b. 
Gercken, Cod. Dipl IV. 614. 616. 619 u. Zimmermann L 114; ebenfo 
Meppen, Coesfeld, Hannover, Helmftadt u. f. w.; auch Magdeburg 1294 Burgrafen- 
thnm und Schultheifenlehn (oben Note 44). 

2) So wurde an Mühlhauſen 1837, an Landau 1517 und an Bafel das 
Schultheißenamt verſetzt, Maurer II. 334; an Hamburg 1892 die Bogtel, Lap⸗ 
penberg, Hamb. 8. X. I, Einf. 20-31; au Braunfchweig bie Vogtei 1863 (zum 
Theil aber verkanft), Chronik der uieberf. Städte I p. XXX.; an Hörter mehrere 
Gerichte, Wigand a. a. D.; an Altbrandenburg das Obergeriht 1419, Zimmer- 
mann I. 140 Note 7 u. 8; in Randau aber verpfändete der König 1317 das 
öffentliche Gericht an die Stadt Speier, 1324, 1349 u. 1868 an Bifchof und Ka- 
pitel, 1511 1öfle er es wieber ein und 1517 verpfändete er ed an Landau. Birn- 
baum, Geld. v. Landau 473. 477. 480. 482. 488. 496. 

” So löfte Regensburg 1859 u. 1360 das Schnltheißenamt, Friedgericht u. 
Kammeramt von einigen Gefchlechtern, denen der Herzog fie verſetzt hatte, unter 
Borbehalt des Wiedereinlöfungsrechts für diefen ein. Ulm löſte im 14. Jahrh. das 
den Her von Nechberg werpfändete Schuitheißenamt ein und behielt ed, Jäger 
291—292. Achnlih Frankfurt 13872 b. Boehmer 782 u. Römer-Büdhner 
73-81: Ebenſo Hellbronn 1360 das Schultheißenthum, Lindau 1896 u. Dem- 
mingen 1401 das Ammann-Amt, Maurer III. 854. 

s So erwarben Zürich und Eflingen das Schultheißenamt, Bluntihli L 
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Reiche» und Landesftenern,) Münze!) ZEUe u. ſ. w. Zuletzt kam mitunter 
in patrimonialen Formen das gefammte Hoheitsrecht über eine Stabt in beren 
eigne Hanb.*) 

Wenn aber die Städte politifches Recht auf ſolche Weiſe erworben hatten, 
fo blieb es in ihrem Befig felten lange patrimonial.“) Vielmehr verwandelte die 


178 f. u. Pfaff 103; Wismar die Vogtei, Burmeifter, Alterth. bes W. Stadtr. 
8—10; Neberlingen und Kaufbeuren die Ammannfchaft, Jäger, Mag. V. 486 u. 
VL 97f.; Kolmar 1425 das Schultheißenamt, Schoepflin IL 840; Dortmund 
das GStadtrichteramt, Maurer III. 335; Halle 1414 u. 1425 die obere und nie- 
bere Gerichtsbarkeit, ib. 508 Note 19; Etrasburg 1604 dad vereinigte Schultheißen⸗ 
u. Burggrafenamt, ib. 404; von märkiihen Städten Neuftabt-Eberöwalde im 14. 
u. 16. Jahrh., Straudberg im 15. u. 16. Jahrh., Prenzlau 1324, Wufterhaufen 
1325, Berlin u. Köln 1328 die obere und niebere Gerichtsbarleit, Altbraudenburg 
1815 u. 1469, Müncheberg 1888, Arneburg 1852 das Obergeticht, Eeehaufen 1885 
und DOderberg 1486 das Untergericht, Zimmermann IL 140. 146. 147, Fidicin 
I. 238, Gercken, Cod. dipl IV. 608. 

©) So erlangten Ueberlingen i. 3. 1415 die Reichöftenern und viele brauben- 
burgifche Städte die Landeöftenern durch Pfanbichaft, Eßlingen aber 1861 und 
Weil 1860 das vorher an die Grafen von Wärttemberg verfete Ungelt durch Ber- 
leihnng. Mone XXI. 29f. u. Maurer III. 365. 581 Note 82. Andre Bei⸗ 
fpiele 6. Falke, Zollweſen S. 97—99. 

eij So Hamburg u. Lühel 1226 durch Verleihnug; ; Lindau 1417, Worms 
1490 für 300 fl., Augsburg 1277 auf 4 Jahre, Donanwoͤrth, Kaufbeuren, Rot⸗ 
weil, Kempfen, Wimpfen durch Kauf; Köln 1174, Göttingen im 14. Jahrh. Braun- 
ſchweig mehrmals im 14. Jahrh. durch Berpfändung; Erfurt 1291, Züri im 13. 
Jahrh. u. ſ. w. Lüb. Urkb. I 46; Stetten, Geld. v. Augöb. I. 78; Zorn, 
Bormfer Chron 196 m. 198 Rote; Eunen u. Eder I. 808f. 570; Ennen, 
Geſch. I. 418 f.; Braunfhweiger Urkb. L 42f.; Maurer IIL 864. 582; 
Lambert, Erfurt 14; Binntfhli L 128. 

e So wurden 1174 in Köln, 1861 in Eßlingen, 1373 in Bafel, 1388 in 
Regenöbnrg bie Zölle an die Stadt verpfände. Ennen L 613f.; Maurer II, 
865 Note 9; Oche IL 2alf.; Semeiner IL 244; Falke, Zollweien 86 f. 

*) So übertrug die Aebtiffin von Zürich 1624 ifre gefammten Hoheitärechte 
„der Stadt” und fiellte fie „der Stadt zu Händen“; Urt. 6. Neugart II. 515 
n. 517. In Sreiburg wurden i. 3. 1868 bie gefammten Herrſchaftorechte „den 
burgern und der stat ze F. geben mit allem rechte‘; die Stadt aber übergab 
ſich ſelbſt an Defterreich, indem fie die ihr veräußerten Rechte an ihr felbft wieder 
veränßerte; Url, b. Schreiber I. 513—529, bef. 515, u. 588. 

“) Es ift eine Umkehrung des wahren Berbältuißes, wenn Maurer be 
hauptet, bie vocher Sffentlichen Gerichte feien durch den Uebergang an die Stabt 
patrimonial geworden. So II. 587 u. 551. Patrimonialität ift die Behand- 
Iung von öffentlichem Recht als patrimonium. Daß die Könige ihre Gerichtöbar- 
keit patrimontal auffabten, liegt auf der Hand; fouft Hätten fie dieſelbe eben wicht 
vertanfen ober verpfänden können. Die Städte dagegen behandelten die einmal er- 
worbenen Gerichte flaatlich, fie waren alfo bei ihnen nicht patrimonial. 
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Stadt, foweit fie nicht der Bertrag felbft oder ein anderer äußerer Grund daran 
binderte,%) das einmal erworbene Recht, insbefondere die Gerichtsbarkeit, fofert 
in eine rein finatliche Befugnig der Stadt. Im eim Hoheitsrecht alfo , tab 
der Stadt ihrem Begriff nad und um bes Gemeinwohls willen unveräuferlid 
und untrennbar zuftand.*®) 

Und zuletzt mußte aud für die Aufchanung ber Herren die lebendige und 
einheitliche Perfönlichkeit des ftäbtifchen Gemeinweſens, das ihnen thatfächlid 
ſtets als wollende nnd handelnde politiiche Machteinheit entgegentrat, rechtliche 
Geftalt und Anerkennung gewinnen. Erkenuen doch fchon im 13. Sahrhuudert 
gerade die ftäbtefeindlichen Geſetze der Kaiſer nicht nur die Städte und Ori⸗ 
ſchaften als berechtigte und verpflichtete; hanbelnde und wollende Subjekte an," 
ſondern ftellen fie ausdrücklich mit Fürften, Rittern und Herrn iu Parallele 
and bezeichnen fie direkt oder indireft als Perfonen des öffentlichen Rechte.) 
Später aber wird eine ſolche Sprach⸗ uud Auffagungsweiie immer allgemeiner 


“ Eo bei Serichtölchen die Fortdauer des Fendalrechts, vgl Zimmermann 
I. 155—156;, bei Pfandſchaften das Wiedereinlöfungsreht u. f. w. 

te) Bol. unten das Nähere. Wenn In einzelnen Ansnahmefällen Städte and 
Noth ein politiiched Recht wieder veräußerten oder verpfändeten, wie ; B. in 
Schleſien 1887 Löwenberg und 1397 Bunzlan die Erbongtel, nah Tzſcho ppen. 
Stenzel ©. 244, fo beweift dies nichts Dagegen. 

*) So heißt es in der Const. Henr. d. 1231: quod nulla oieites, nullum 
oppidum communiones, constitutiones . ... facere possunt. Doch kann das Reit, 
Berfaßungen u. Einungen zu machen, mit Bewilligung des Stadtherra ertheill 
werben „civitatibus seu oppidis in regno nostro oonstitutis“. Alſo Die Rouftitwirten 
ftädtifchen Gemeinweſen werben perfonificitt. Const. Frid. II. d. 1233: ciwisates 
nostrae jurisdictionem suam ultra civitatis ambitum non extendant; ... ad 
opera civiiatum nemo cogatur nisi de jure teneatur; ... principibus, nobili 
bus, ministris et ecclesiis proprietates et feoda per coivitales mostras ocenpata 
restituantur. 

ee) Direkt in der Const. Frid. II. d. 1321: omnia statuta et consuetndines, 
que civitates vel looa, potestates, consules vel quecungue alise persone contra 
libertates ecclesiarum ac personas ecclesiasticas edere vel servare tempta- 
verunt. gi. 1226 b. Gudenus I. 193. Indirekt in der Const. Frid. II. d. 
1232: sive privatae personae dedit sive cullibet ciwitati. !eßtere alſo iſt persons 
publica. Ebenſo ift wol fchon der Landfr. Friedrichs I. b. Sendenberg, Samml. 
der R. 9. L 11 zu verftehen: conjurationes... inter eivitatem et civitatem 
sive inter civitatem et personam. 

®), So 1265 5. Boehmer 95: unanimi voluntate nobilium et civitatum. 
1332 ib. 8517: 8. Ludwig erllärt, die von ihm an einige stete, markte ader 
dorfer der herren verlichene Freiheit bedente nicht, daß jene Diefelbe Freiheit Haben 
fofften, wie unser vorg. sta£ Frankf. u. ander unser u. des riches stete. Bgi. 
1836 ib. 523: 8. Ludwig entbietet den steten zu Frankf., Frideberg, Wetellar 
u. Gelnhusen.... daz sie wartent u. gehorsam sint (dem Landvogt). 1886 b. 
Schannat 196: kein furst, heren. ritter, knecht oder stede. 





$ 28. Die Stabtperfönlichkeit im öffentlichen Recht. 719 


und dringt auch in den Kurialftil ter Reiche: und Landedgefehe ein.?%) Ins⸗ 
beſondere ald Reiche- und Landftände haben die Städte als ſolche unbezweifelt 
eine reichöftantsrechtliche und reſp. landesftaatsrechtliche Perjönlichkeit; fie find 
personae, und zwar personae publicae im Gegenſatz zu ben personae pri- 
vatae, Geſammtperſonen (universitates) im ®egenfab zu ben personae 
singulares.’!) 

Die fo errungene politische Perſoͤnlichkeit haben bie Städte, trotz mandyer 


Darauf gerichteten Beftrebungen, auch dem neueren Landesſtaat gegenüber nie | 


ganz eingebüßt. Verloren dagegen und zwar unwieberbringlic verloren haben 
fie die ftaatliche Geichlogenheit ihres Gemeinweiens, die fie zu Staaten im 
Staat machte. Doc dauerte auch diefe Geſchloßenheit infoweit fort oder ift 
wenigftens heute infoweit wieberhergeftellt, als es ſich um den Kreis der eigent- 
lichen Gemeindeangelegenheiten handelt. Als Gemeinde ift bie Stadt auch 
beute rechtlich geichloßen; ſehr beſcheiden aber freilich iſt das Stüd der politi- 
tifchen Perjönlichkeit der Einzelnen, welches hiermit der unmittelbaren Staat$- 
beberrfhung entzogen ilt. 

B. Berbältniß der Städte zu Toorbinirten politifhen 
Mächten. 

Ungleich leichter al den höheren Gewalthabern gegenüber errang ſich bie 
politiiche Perjönlichkeit der Stadt im Verkehr mit andern Städten, Fürften, 
Herren, Rittern und fonftigen politiſchen Mächten Ausdruck und Anerfennung. 
Sa die Städie treten von vornherein, fobald fie überhaupt als politifche Mächte 
eine felbftändige Bebeutung erlangen, als geſchloßene korporative Einheiten in 


0, Die Reichsgeſetze pflegen in ihren Anfangsformeln jegt zu eıtbieten „allen 
fursten herren grafen freyn rittern knechten freyn steten u. unsern u. des richs 
steten“, ı. ®. 1386 b. Boehmer 540. Doch werben auch fiatt der Städte in 
dieſen Kocmeln die Gemeinden (3. B. 1878 5. Lacomblet III. 654), gemein- 
schaften (ib. 645), universitates (ib. 641), communitates aut locorum univer- 
sitates (1876 ib. 691) genannt. Bgl. Urt. v. 1404 b. Remling II. 37: allen 
u. igl. fursten, geist. u. werentl. graven, fryen bern, dinstluden, rittern, 
knechten, gemeinscheften der stedte, merckte u. dörfer. — Befonberd deutlich 
tritt bie reichöftaatsrechtliche Perföntichkeit ber Städte in ber goldnen Bulle hervor. 
Schon in ihrem Eingaug heißt eö: assidentibus nobis omnibus principibus ele- 
ctoribus ecclegiasticis et saecularibus ac aliorum principum comitum baronum 
procerum nobilium et civizatum multitudine numerosa. In cap. 15 4 1 werben 
verboten bie Einungen inter civitatem et civitatem, inter personam et personam, 
seu inter personam et civitatem .. . Quas civitates sive personas etc, Ans- 
genommen aber in 8 23 die Lanbfriebensbünbe, quas principes et civitates ac alii 

. inter se firmasse noscuntur. Namentlich aber erfcheint in 8 3 als Gegenfay 

„‚personam singularem“ u. „civitatem vero vel universitatem‘. Bgl. auch c. 16 
88 1, 3, 8. — Gauz ebenfo in dem Laubedorduumgen unb Landesreverſen, vgl. bie 
Beifpiele in Th 18 58 ©. 559 u. Note 122. 142. 145. 

TI) Dies ergibt fi ans den Stellen m Rote 68 n. 70. 
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Statt, foweit fie nicht der Vertrag felbft ober ein anderer änferer Brand daran 
binderte,%) das einmal erworbene Recht, insbeſondere die Gerichtäbarkeit, fofert 
in eine rein ftnatliche Befugniß der Stadt. Im ein Hoheitörecht alfo , dat 
der Stadt ihrem Begriff nad und um bes Gemeinwohls willen unveräuperlidh 
and untrennbar zuftanb.*® 

Und zulegt mußte au für die Auſchauung der Herren die lebendige und 
einheitliche Perfönlichkeit des ſtädtiſchen Gemeinweſens, das ihnen thatfächlich 
ſtets als wollende und handelnde politiihe Machteinheit entgegentrat, rechtliche 
Geftalt und Anerkennung gewinnen. Erkennen doch ſchon im 13. Jahrhundert 
gerade bie ftädtefeindlichen Geſetze der Kaifer nicht nur die Städte nud Ort- 
ſchaften als beredhtigte und verpflichtete, handelnde und wollende Subjekte au,) 
ſondern ftellen fie ausdrücklich mit Fürften, Rittern nud Herrn in Parallele 
and bezeichnen fie direkt oder indirekt als Perfonen des äffentlichen Rechte.) 
Später aber wird eine ſolche Sprad- und Auffagungsweife immer allgemeiner®®) 


“ Eo bei Serichtölchen die Fortdauer des Fendalrechts, vgl Zimmermann 
I. 155—156; bei Pfandichaften das Wiedereinlöfungsrecht u. ſ. w. 

) Bol. unten das Nähere. Wenn in einzelnen Anduahmefällen Städte aus 
Noth ein politiſches Recht wieder vweränßerten oder verpfändeten, wie ; B. in 
Schiefien 1887 Löwenberg nnd 1397 Bunzlan die Erbvogtei, nah Tzſchoppen. 
Stenzel S. 244, fo beweift Died nichts dagegen. 

en) So heißt es in ber Const. Henr. d. 1231: quod nulla civites, nullum 
oppidum communiones, constitutiones ..... facere possunt. Doch lann das Reit, 
Berfaßungen u. Einungen zu wachen, mit Bewilligung bed Stadtherrn ertheift 
werden „civitatibus seu oppidis in regno noBtro constitutis“. Alſo bie konſtituirten 
ftädtifchen Gemeinweien werben perſonificirt. Const. Frid. II. d. 1332: ciwisates 
nostrae jurisdictionem suam ultra civitatis ambitum non extendant; ... ad 
opera civitatum nemo cogatur nisi de jure teneatur; ... principibus, nobili- 
bus, ministris et ecclesiis proprietates et feoda per civiiafes mostras occupata 
restituantur. 

es, Direkt in ber Const. Frid. II. d. 1221: omnia statuta et consuetudines, 
que civitates vel looa, potestates, consules vel quecungue alis persone contra 
libertates ecclesisrum ac personas ecciesiasticas edere vel servare tempta- 
verunt. Bgi. 1226 b. Gudenus I. 193. Indirelt in der Const. Frid. I. d. 
1232: sive privaise personas dedit sive cuilibet ciwitati. Lehtere aljo iR persona 
publica. Ebenio ift wol fchon der Landfr. Friedrichs IL. b. Sendenberg, Samml. 
der ®. A. I. 11 zu verftehen: conjurstiones... inter civitatem et eivitatem 
sive inter civitatem et personam. 

“ So 1255 6. Boehmer 95: unanimi voluntate nobilium et civitatum.- 
1382 ib. 517: 8. Ludwig erflärt, die von ihm an einige stete, markte ader 
dorfer der herren verliehene Freiheit bedemte nicht, daß jene Diefelbe Freiheit haben 
foliten, wie unser vorg. stat Frankf. u. ander unser u. des riches stete. Bgl. 
1886 ib. 528: 8. Ludwig entbietet den steten zu Frankf., Frideberg, Weteflar 
u. Gelnhusen... daz sie wartent u. gehorsam sint (bem Landvogt). 1886 b. 
Schannat 196: kein furst, heren. ritter, knecht oder stede. 
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und bringt auch. in den Kurialftil der Reiche: und Landesgeſetze ein.) Ins⸗ 
befondere als Reichs⸗ und Landftäude haben die Städte als ſolche unbezweifelt 
eine reichsftaatsrechtliche und reſp. landesſtaatsrechtliche Perfönlichkeit; fie find 
personae, und zwar personae publicae im Gegenſatz zu ben personae pri- 
vatae, Geſammtperſonen (universitates) im ®egenfat zu ben personae 
singulares.”!) 

Die fo errungene politifhe Perfönlichkeit haben die Städte, tretz mandyer 


Darauf gerichteten Beftrebungen, auch dem neneren Landesftaat gegenüber nie _ | 


ganz eingebüßt. Berloren dagegen und zwar unwieberbringlich verloren haben 
fie die ftaatlide Geſchloßenheit ihres Gemeinweſens, die fie zu Staaten im 
Etaat machte. Doch dauerte auch diefe Gefchloßenheit infoweit fort ober iſt 
wenigftens heute infoweit wieberbergeftellt, als es ſich um den Kreis der eigent- 
lichen Gemeinbeangelegenheiten handelt. Als Gemeinde ift die Stadt aud 
beute rechtlich geichlogen; jehr beicheiden aber freilich ift das Stüd der politi- 
tifchen Perfönlichkeit der Einzelnen, welches hiermit der unmittelbaren Staats- 
beherrſchung entzogen ift. 

B. Berhältnig der Städte zu Toordinirten politifhen 
Mächten. 

Ungleich leichter als den höheren Gewalthabern gegenüber errang ſich die 
politifhe Perfönlichkeit der Stadt im Verkehr mit andern Städten, Fürften, 
Herrn, Rittern und fouftigen politifden Mächten Ansdruck und Anerkennung. 
Sa die Städte treten von vornherein, ſobald fie überhaupt als politische Mächte 
eine felbftändige Bebeutung erlangen, als gefchloßene Eerporatiue Einheiten in 


”) Die Reichsgeſetze pflegen in ihren Anfangöformeln jebt zu eıtbieten „allen 
farsten herren grafen freyn rittern knechten freyn steten u. unsern u. des richs 
steten“, j. ®. 1386 b. Boehmer 540. Doc ‚werden auch ftatt der Städte in 
Diefen Socmeln die Gemeinden (3. 3. 1378 5. Lacomblet III. 654), gemein- 
schaften (ib. 645), universitates (ib. 641), communitstes aut locorum univer- 
sitates (1876 ib, 691) genannt. Bol. Urk. v. 1404 5. Remling IL. 37: .allen 
u. igl. fursten, geistl. u. werentl. graven, fryen hern, „dinstluden, rittern, 
knechten, gemeinscheftten der stedte, merckte u. dürfer. — Beſonders deutlich 
tritt die reichöftantsrechtliche Perfönlichkeit der Städte in ber goldnen Bulle hervor. 
Schon in ihrem Eingang heißt ed: assidentibus nobis omnibus principibus ele- 
etoribus ecolegiasticis et saecularibus ac aliorum prinecipum comitum baronum 
procerum nobilium et civitatum multitudine numerosa. Sn cap. 15 % 1 werben 
verboten die Einnngen inter civitatem et civitatem, infer personam et personam, 
seu inter personam et civitatem .. . Quas cirvitates sive personas etc. Aus⸗- 
gensmmen aber iu $ 2 die Lanbfriebenstünde, quas principes et civitates ac alii 

.. inter 08 firmasse noscantur. Namentlich aber erfcheint in $ 3 als Gegenſatz 
„personam singularem‘‘ u. „civitatem vero vel uniwversitatem“. Bol. auch c. 16 
86 1. 3, 8. — Ganz ebenfo in dem Lanbedordnungen und Landesreverſen, vgl. bie 
Beiſpiele in Th I 8 58 ©. 559 m. Note 192. 142. 145. 

1) Dies ergibt fi and ben Stellen m Rote 68 u. 70. 
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den politifchen Verkehr. Bei dem Sharalter des Mittelalters erſcheinen fie im 
ben bier intereffirenden Beziehungen als nölferrehtlihe Perfonen. 

Die Städte als folde find es, welde politifche Verträge jeder Art, ims- 
befondere Bündniße, Friedensverträge, Rechtsſchutzverträge und Handelsverträge 
abichließen. 3) Sie treten dabei ſelbſtverſtändlich durchaus als unabhängige 
Mächte ohne Zuziehung ihrer Oberherrn und, wenn biefe etwa gleichzeitig 
Mitloutrahenten find, als felbftänbige Perjonen neben ihnen auf.) Die 
Städte als ſolche find daher die Genoßinnen der zablreihen Cinungen, Eidge- 
nopenfhaften, Landfriedensbünde, vor Allem ber großen jübdentichen Stäbte- 
bünde und ber den Keim der Hanja enthaltenden nordijchen Vereine.) Sie 


79) Eon 1226 (Gudenus1 498 f, Schaab II Nr. 2) vernichtet K. Hein⸗ 
rich confoederationes sive juramenta, quibus se aivitates Mag. Bingia Worm. 
Spira Frankf. Geylinh. Frideb. . . invicem obligarunt. 1256 6. Gudenus IV. 
888: in eandem pacis securitatem, quam nos et alie civitates compromisimus. 
1255 6. Boehmer 98: civitatibus.... pacis fodere copulatis. 1254 ib. 100: 
inter nostram et Mog. civitatem. 1262 5. Ennen u. Ederg Il. 456: inter ci 
vitatem et civitatem. 1266 b. LZappenberg, Hamb. Urkb.: quod civitas Hamb. 
cum civitste Lub. habet fraternitatem et societatem. 1283 im Läb. Urkb. L 
403: omnes civitstes earundem terrarum fließen einen Randirieden. 1285 ib. 
450. 434. 486. 437. 440 441 (civitates in nos compromittunt); 1298. 1294 ib. 
549 f. 585 f. — Noch aligemeiner erfeinen im 14. Jahrh. „Städte als Pacis- 
centen. 3. B. 1812 im Läb. Urkb. II. 229: Vollmacht ad tractandum, placi 
tandum ac concordandam cum omnibus civitatibus et villis maritimis in 
Slavia separatim vel junctim; Landfrieden ib. 424—504, 619, 848 u. Seefrieben 
634 f. — Url. v. 1837, 1354, 1864, 1866 b. Boehmer 548. 628f. 691. 694; 
v. 1826, 1388, 1340, 1349 b. Schreiber I 264. 281. 808-318. 348852. 
884: v. 1838 (erzbischof, bischof, stait van Münster, stait van Ogenbrughen, 
stait van Snyt als Paciöcenten), 1351, 1858, 1364, 1869 (immer „wir die stat‘), 
1375 (wir herren u. stede), 1878 (iclich stat van uns zween steden eynen irre 
burger), 1881 (verbontnysse der stede) b. &acomblet III. 255. 890f. 483. 666. 
694. 595. 696. 597. 688. 668—666. 750. 

13) Bgl. z. B. Urt.s. 1296 b. Echreiber I. 148: Vertrag zwischen bischof 
Peter und dü stat von Basele inhalb und Grafen und dü stat ze Friburg 
anderhalb. Ja inſoweit, als es fich nicht um ihre oberberrlichen Rechte handelt, 
find Könige, Biichöfe und andere Stadtherrn ſelbſt nur koordinirte Mächte, welche 
daher mit ihren eignen Stäbten Bündniße umd andre voͤlkerrechtliche Verträge 
fließen. 3. 8. 1206 b. Ennen u. Erterg OD. 937. Schoepflin IL 389. 
Weizäcker, Deut. Reichetags⸗Akten Th. I ©. 5664. 236.1 8 47 n. 48. 

14) Bol. Th. I 8 45 u. 47. Daher heißt es im Verzeichniß ber Mitglieder 
des rheiniſchen Stäbtebundes v. 1255 6. Schaab II Nr. 16 ©. 29, Boehmer 
107 u. 108: nomina civitatum confoederatarum ad pacem generslem (folgen 
88 Gtädtenamen) ... In Westphalen Munster et alie oivitstes plus quam 60 
cum civitate Bremensi. Ebenſo 1254 b. Boehmer 108: oivitates sancte 
pacis federe conjurate. Bgl. Th. I &. 479. — Ebenſo im Gebiet der Hania 
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find es, die in folde Bünde aufgenommen werben unb ihrerſeits neue Mit 
glieder aufnehmen.) Sie faßen gemeinfame Beſchlüße und erlafen gemein- 
jame Anordnungen. 7%) Ste erfcheinen in ben zahllojen politiſchen Streitig- 
feiten als Parteien,??) führen Kriege und Fehden, 78) fchliegen Vergleiche und 
Sühnen ab.) Sie laßen fih von auswärtigen Mächten Zufiherungen und . 


1280 im Lüb Urkb. I. 872: a communibus civitatibus invicem placitata; 1298 
ib. 551: de civitatibus confederatis; ... civitatum in confederatione conjun- 
ctarum; fpäter civitates ad hansam theutonicam pertinentes (1859 b. Sarto- 
rius IL 460 f.), de hansa theutonica, die gemeinen stede van der dudeschen 
hansa und ähnlich, vgl. Th. I ©. 467f. Note 16. 17. 20. 28. 26 u. ©. 469. 
Ebenſo die gemeinen städte des bundes zu Swaben, ober stette gemeinlich die 
den bund haltend auf dem Rhein, Th. I &. 485 u. viele Url. in Weizäder, 
deutfche Reichstagsakten, Bd. I Münden 1868, 3. B. ©. 480. 504 $ 2. 581. 
Ebenſo „städte des landfrieden“, Th. I S. 506-507; Stätte ald Glieder ber 
Schweizer Eidgenofenfchaft, ib. 583. U. f. w. 

2) Bol. 3. B. bie Aufnahme von Regensburg u. Rürnberg in ben rhein. 
Stäbtebund 1256 b. Schaab II Nr. 30—832 ©. 47—49, Boehmer 118—114: 
quod ibi civitas vestra recepta sit in consortium sancte pacis. Urkunden über 
Die Aufnahme weftfäliicher Städte v. 12556. Ennen u. Ederk UNr. 889—850. 
366. 859. 860f. S. 847—355. 856. 361. 862, worin bie Städte als ſolche ſich 
verbünden und Treue geloben u. ſchwören civitati Moguntine (resp. Col., Monast., 
Busat.) ao aliis civitatibus superioribus pacis federe copulatis. Bgl. 1252 ib. 
808. — Aufnahme in den rheiniſchen Landfrieben durch ‚ein jegeliche stat der 
vorg. stete“ 1325 6. Schaab I Pr. 64 ©. 93. Bgl. Urk. v. 1405 b. Gude- 
nus IV. 40, Aufnahme in den ſchwäblſchen Städtebund in den Deutfchen Reicht 
tagsalten I S. 337, in ben Landfrieden ib. 846. 360. 376. 377. 381 - 388. 
384. 532. 

2e) 3. B. Urk. v. 1280 im Lüb. Urt. I. 872: 4 communibus civitatibus 
invicem placitata. 1350 5 Sartorius II Nr. 193 ©. 465: den willekor, den 
de stede.... ghesad heft.; de menen stede by der ze zint des to rade wurden. 
Ib. 609: up der ghemenen stede behach. Bgl. Urf. v. 1858 ib. nr. 183 ©. 
443. Beſchlüße in ben Deutſchen Reichsſtagsakten I. 475. 492. 667. 582. 

M 3.8. 1256 im Lüb. Urkb. L 205: Streit inter civitatem Lubeke et 
Rostock; 1281 ib. 379: inter civitates Gripeswolt et Stralesunt; 1272—1298 
ib. IL 82: inter civitatem Lub. aut alium locum. 1278 6b. Zacomblet II. 
420: inter civitates et oppida. 1816 5. Boehmer 427: quod si inter duas 
civitates seu inter duarum civitatum cives aliqua discordia, questig seu questiones 
oriuntur. 

3, 8. Ennen u, Ederg I. 576: si civitas Col. aliqua guerra elabo- 
raverit. Friedbuch v. Mann b. Mone VII. 278 89: wo die statt fehede hait. 
Fehbeverfündigungen u. Abfagebriefe an eine „Stadt b. Schaab Bb. 2 u. 
Mone Bd. 16, 3. B. 41: diz sint die, die der stat von Spire widersagent 
hetent. | 

29 3. 8. 1278 6. La comblet II. 420: cum civitate Ool.; 1284 ib. 465: 
compositio ... inter civitatem Col. et villam Gandiensen; 1285 ib. 479: con- 
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Privilegien für fi und ihre Bürger ertheilen und erwerben die mannichfachften, 
auf Gerichtsbarkeit, Handel und Verkehr bezüglichen politiihen Rechte im Aus- 
Iande.®%) Sie ertbeilen ihrerfeits ſelbſt Schutzverſprechen und Sreiheitsbriefe.®t) 
Die Stadt als ſolche pflegt die Verträge, Bündniße und Friedensſchlüße durch 
feierlihes Gelübde und durch Eidſchwur zu befräftigen, gleichwie umgekehrt 
Selübde und Eidſchwur ihr geleiftet werden.) Sie jelbft' ftellt die Urkunden 
darüber aus, hängt das ftädtifche Siegel daran und übergibt fie gegen Empfang 
ber gebörigen Gegenurfunden.®) Sie Ieiftet für ihre Gelöbnife Bürg- 


traxisset cum civitate et civibus. 1285 im Lüb. Urkb. IL 441: civitates in 
nos compromittuht. 1294 b. Neugart Il. 840: compactum biennale inter 
duces Austrise et civitatem Turicensem. 1318 b. Zaeomblet IIL. 135: over- 
drayn mit der steyde von Coln;, 1392 ib. 849: mit der stad overkomen. 
1822 b. Schreiber J. 244 f.: Sühne mit der stad von Friburg. 1868 b. Sar- 
tortu8 II. 481: sint de vorbenomeden stede over eyn geworden. 

) Die englifchen Priv. ans dem 12. Jahrh. 6. Sartorius IL 3 uw 4m 
Lacomblet I. 364. 365. 378 find noch für die homines Col, oder cives et 
mercatores et homines Col et omnes res et possessiones suas ertheilt; ebenfo 
bie äfteften [fanbinavifchen ben burgenses de Lubeke, universitas civium u. ſ. w. 
Doch heißt es ſchon 1208 b. Sartorius H. 12: Rex Waldemarus antiquis 
temporibus contulit civitati Lubecensi, quod in nundinis.... eorum cives Pos 
sint et debeant ... vendere... et emere. 

ı, So ertkeilte die Etadt Köln ſchon 1171, 1178 u. 1200 Handelsprivifegien 
an fremde Städte. Ennen u. Eckertz L 564. 577. 613. 

2) Urk. v. 1252 6. Enuen u. Edert IL. 308: observare civitsti promi- 
simus data fide. 1255 ib. 356: villanos... quod cum civitatibus sibi vicinis 
pacem juraverunt. 1255 b. Schaab II Nr. 6S. 29, Boehmer 107 u. 108: 
nomina dominorum, qui sanctam pacem cum civitatibus juraverunt. 1255 b. 
Ennen un. Edert II Nr. 345 ©. 860: juxta formas, conditiones et modos, 
quos civitas Col. juravit se observaturam oivitati Mog. ceterisque civitatibus 
superioribus pacis federe copulatis, promittentes et jurantes civitati Col, 
quod eandem generalem pacem ... observabimus. 1256 5. Schaab II Nr. 22 
©. 39. 19283 im Lüb. Urkb. L 407: domini et vasalli fhwören in manıs a- 
vilatum, et e converso civitates in manus eorum fide data et juramentis prae- 
stitis promiserunt. 1838 5. Lacomblet Ill. 255. ſehr oft: wir die stede ge- 
loben. 1851 ib. 404: inde wir steede van Colne inde van Ayghen vurser. 
vur ons ind onse steede. 1864 ib. 455: wir burgerm. u. rath v. Ayghen... 
geloben hant in hant van wegen unser gemeynre stat van Achen. 1875 ib. 
665: Schwur der Bürgermeifter im Namen der Stadt. Bgl. 1258 b. Ennen u 
Eckertz 11. 379 ein Epecialmanbat zur Eidesleiftung für die Etabt, welches der 
Rath einzelnen Bürgern giekt, 

* So heißt es 1253: so haben wir der vurg. greve an eyne side unde 
wir die stad van Kolne in ander side unse ingesiegele an disen brief ge- 
hangin. 1812 6. Schannat 164: sal unser herre der bischof E. sin inge- 
segel u. der stifte ires capitels ingesigel u. die stad der stede ingesigel an die- 
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fhaft®) und ihr wird das fremde Verſprechen verbürgt.*) Sie übt, wenn ber 
Friede an ihr gebrochen ift, das Recht der Selbithälfe 9%) und ruft im Nothfall 
die Bundesgenoßen oder den ganzen Bund um Hülfe an.3) Sie leiftet anderer- 
feits den verbündeten Mächten bie verjprochene Hülfe unb tritt rächend ober 
berftellend dem Vertrags⸗ oder Friedensbruch gegenüber.) Bei gemeinfamen 
Unterneßfmungen, Eroberungen und Erwerbungen ift fie e8, die an Laften und 
Bortheilen Theil nimmt.) Für den an ihr gebrochenen Trieben und Vertrag 
empfängt fie Sühne und Buße.) Sie felbft macht fi verantwortlich, wenn 


sen brief hencken. Ober es Heißt 1864 b. Lacomblet IIL 559: wir (bürger- 
meister u, rath) haben... vur ung u, unser gemeyn stat unser stede inge- 
segel an desen brief gehangen. 1255 b. Ennen u. Edert 11. 808 fagt der 
Graf von Jülich von der Bundesurkunde: civitati Col. tradidimus. 

%). urk. v. 1318 b. Lacomblet III. 184: die stat setzt burgen. 1288 
im Lüb. Urkb. IL 53: a civitatibus litteras fidejussorias, 1816 5. Boeh- 
ner 428. 

) 1265 b. Ennen u. Eders 11. 580f. 1285 6. Boehmer 218: dedi- 
mus fidejussores civitatibus. 1316 ib. 428. 1818 b. &acomblef IH. 134 u. 
135: burgen setzen der stat. (1320 ib. 149 „den burgern“‘). 

%) rk. v. 1256 6. Boehmer 109: civitas si poterit hoc per se vindi- 
cabit. 1255 b. Ennen u. Ederg II. 855: si vero civitates suos injuriatores, 
predones et pacis turbatores debitis vindictis fuerint prosecuti, pacem vio- 
lasse ex hoc minime censebuntur. 

23.9. 1256 im Lüb. Urkb. L 214. Bgl. ib. 585 u. IL. 229. 1254 6. 
Boehmer 105: a civitate oonjurata ter commonitus. 

®) Urk. v. 1255 b. Boehmer 95, Schaab II. 83: civitates et oppida 
injurias suss... judicio ... prosequantur. Si autem civitates et oppida 
pröpter negligentiam judicis non poterunt judicium et justiciam obtinere, ex 
tunc nobiles et: civitates propter observationem pacis jurate totis viribus 
eorum collectis contra illum injuristofem procedant hostiliter. 1255 b. 
Eunen u. Ederg IL 308: civitati viriliter et fideliter assistere. Die Stäbte 
als ſolche find hierfür zur Waffenbereitfchaft verpflichtet, 3. B. 1254 b. Boeh- 
mer 106: civitates de Moselle usque ad Basileam 100 naves bellicas et ci- 
vitates inferiores 500 naves bellicas habeant et quelibet civitas pro posse se 
... cum armis equitariis... praeparet. Ebenjo zur Bewachung des Ufer, 
31256 ib. 98. | 

) Bol. 3. DB. die Abreden über die Bentetheilung u. die Yufbringung ber 
Kriegskoſten in den Urk. des rhein. Städtebundes; über die Vertheilung konfiscirter 
Kontrebande „inter civitates“ 2üb. Urkb. II. 230; über die Vertbeilung bes 
Dfundgeldes, der Koften, der Beute und der zu erwerbenden Freiheiten in ber Hanfa 
Sartorius II ©. 608—609; die Abrede v. 1252 b. Ennen u. Eder I. 
808: quiequid .... lucrati fuerimus, nos (der Graf v. Fälich) et civitas equali- 
ter dividemaus, 

w) ‚Der Stadt bühen, bebern u. f. w.“ tft ftehender Austrud. Die Buße 
fließt zur Stadtkaffe, vgl. Url. v. 1255 b. Boehmer 107: sub pena X marc, 
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fie ihrerfeits bundes- oder eibbrüdhig wird.) Bei den Bundesverſammlungen 
oder beſonders niebergefeten Schiebögerichten erfcheint die Stabt als ſolche 
durch ihre Vertreter; fie kann hier als Klägerin unb als Verklagte auftreken, 
fie kann verurtheilt und freigefptochen werben,?®) fie hat unter Umfländen gleid 
einem Einzelnen durch beftimmte Vertreter einen Reinigungseib oder einen 
andern Eid zu leiften.®) Aber die Stadt kann auch ihrerfeits ein Schiebs- 
richteramt übernehmen’) und überhaupt alle im voͤlkerrechtlichen Berfehr vor- 
kommenden Funktionen einheitlich organifirter Mächte erfüllen. 

Da die Stadt als politifhe Einheit nach außen durch die verfagungsnä- 
Bigen ftundigen Organe, dur Bürgermeifter und Rath, auftritt, werten in 
vielen Urkunden theils ftatt theild neben ber Stabt die Stadtbehörden 
mit oder ohne Zufügung der Gemeinde als politiſche Streit- nub Vertrags 





Col. ad fabricam cujusque civitatis. gl. 1816 ib. 427. Auch bie Perfon bes 
Sriebbrechers wird an „die stadt‘ auegeliefert. Urt. v. 1316 cit. ©. 428. 

») Urf. v. 1255 b. Boehmer 95: si vero civitates vel opida aliqua, no- 
biles vel quicungue alii pacem violaverint ... ab omnibus pacis federe con- 
juratis procedi hostiliter contra illos. 1256 ib. 110: si vero aliqua civitatum 
hoc infregerit, perjura et carens omni honore reputabitur et contra illam ad 
ejus perpetuam destructionem totis viribus insurgamus. 1255 Zub. Urt. L 
201. 1257 ib. 225: que terra aut que civitas 608 in spolio confortaverit, 
aeque res predonibus tenebitur a civitatibus et mercatoribus universis et 
proscripta. 1359 b. Zacomblet OL 500: die stadt... soll bezalen alle die 
kost u. bessern die schande, die wir andern stete davon hetten. 

») 3. B. 1255 b. Boehmer 95: civitates et Öpida injurias suss .. isto 
judicio prosequentur, ita, quod quilibet nobilis et unaquaque civitas et opi- 
dum recursum habeat ad judicem unum de predictis plus sibi vicihum, 1254 
ib. 101 (Schaab II Nr. 6 ©. 18): ea civitas super illo penitus absolvetur. 
1254 ib. 102 (Schaab II Nr. 7 &. 17): idem dominus vel civitas super eo, 
quod ei imponitur, penitus absolvatur. Dgl. Note 94. 

») So ſollen nach Urt. v. 1254 b. Boehmer 101, Schaab 11 RL. 6 ©. 
12—13 die vier Bundeötagdabgeorbneten der Stadt Seber ben Unfchuldseib dahin 
ſchwören: quod sua civitas ad id, quod ei imponitur, non teneatur juxta juris 
ordinem persolvendum. Cbenfo 1254 ib. &. 102 resp. Nr. 7 ©. 17: quod 
suus dominus aut sua civitas etc. 

*) Bel. Urk. v. 1281 im Lüb. Urkb. I. 379, wo die civitates Lub. Wism. 
Rost, als Gchiebörichter fungiren. Allgemein wirb in dem friebensbund der 4 
Etädte der Wetterau v. 1816 6. Boehmer 427 feftgefeßt: si inter duas civi- 
tates seu inter duarum civitatum cives aliqua discordia, questio seu questio- 
nes Oriuntur; alie due civitates hujusmodi discordiam, questionem seu questio- 
nes decidere debebunt, prout ipse civitates secundum justitiam viderint ex- 
pedire. Super his ipsis plenam damus tenore presentium potestatem, exce- 
ptis tamen bonis hereditariis... quorum... discordiam ... decidere nolumus 
per ipsas civitaten, sed actor debet reum super ipsis coram sue civitatis ju- 
dice convenire. . 


4 28. Die Gtabtperfönlichteit im Bffentlichen Recht. 125 


theile, oft aber auch geradezu als berechtigt und verpflichtet genannt.) Daß 
jedoch die Behörden nur im Namen ber Stadt Handeln und der Stabt Recht 
ausüben, wie ber Stadt Pflicht erfüllen, gebt aus dem übrigen Inhalt der 
Urkunden zur Evidenz hervor und wird überdies oft ausdrücklich gejagt.?9) 

Einen andern Charakter Hat ed, wenn bie Stabt bei einzelnen poli⸗ 
tifhen Akten, insbefondere bei ben großen Handels und Gtäbtetagen, bei 
Ausſchüßen und Bundestommilfionen , bei Friedens und Schiebögerichten, 
durch beſondere Bevollmächtigte, Abgeordnete, Boten und Gejandte vertreten 
wird. Sole Stäbteboten repräfentiren bie Stadt kraft befonderer Vollmacht 
genau in berfelben Weife, wie jeder fürftliche Geſandte feinen Vollmachtsherrn 
repraeientirt.) Sn diefem Sinne kann e8 baher von den Abgeorbnetentagen 
fogar heißen, daß auf ihnen bie Städte felbft zuſammeukommen und Beſchlüße 
faßen. 9) 

Endlich kann es aber auch nicht auffallen, wenn in Urkunden aller Zeiten 


) Lebe Urkunde bezeugt dies. 

%*) Bol. oben Note 82 u. 83. Beſonders charakteriftiich wegen bes Gegenfapes 
zu den Herren, bie für fich felbft auftreten, ift der Landfr. v. 1373 6. Lacomblet 
II. 666: vort so hain wir herren vur uns selven, ind die burgermeistere 
van uns zween steden Colne ind Ayche vur uns zwa stede inde die burgere 
gemeynlichen, yclich in namen ind van weigen yrre stede ind vur sy, dit 
verbunt... geloyft, gesicheri ind zu den heiligen geswoirn. 

„) So nuntii civitatum für die Stäbtetage 1266 b. Boehmer 97, 1289 b. 
Zaeomblet 1I. 268; nuntii civitatis Col. 1274 ib. 386, Lubec. 1255 im üb, 
Urfb. L 119, 1281 ib. 383, 1810 ib. IL. 229 u. f. w.; missi a civitatibus 1318 
b. Lacomblet III. 839, destinati per civitatem 1875 ib. 674 u. ſ. w. — Bol. 
1256 b. Boehmer 112: quaelibet civitas nuntios honestos mittat. Das 
Bündniß v. 1255 wird geichlogen von nuncii ... ex parte civitatis Hamburg. 
... et Lubec., Lüb. Urkb. 1. 199. — Bl. 1254 6. Boehmer 101, Schaab 
I Nr. 6 &. 16: qui duodecim (sc. consules) autoritate sibi per nos tradita 
terminabunt. 1254 ib. 102. resp. Rr. 7 ©. 17: qui auctoritate plena ipsis 
super hoc tradita terminabunt;... predicti IV a dominis vel a civitatibus 
ad hoc deputati. Ebenſo ernennen 1254 6. Boehmer 101 Mainz u. Worms 
8 Schiedsrichter, qui auctoritate utriusque civitatis omnes questiones et ne- 
gocia inter nos utrosque amicabiliter vel per justiciam terminabunt. 1254 
ib, 106: domini et civitates suos solemnes nuncios mittant illos IV, qui ad 
hoc deputsti sunt, qui plena auctoritate a suis civitatibus super ordinandis 
quibaslibet perfruantur et ibidem statuta suis civitatibus relevabunt, Urk. 
v. 1887 in Weizäcker, vdeutjche Reichttagsakten I. 585 & 9: jegliche stat ir 
botschaft ... mis vollem gewalt zu gemainen steten senden. 

9%) &o 1254 b. Boehmer 104: convenientibus nobis in unum conjuratis 
eivitatibus; 1310 ib. 428: alie civitates convenire debent; 1285 im Läüb. Urt. 
L 489: hec littera ex parte omnium tivitatum Rostoc congregatarum vobis 
est directa. 
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ftatt der Städte oft die Bürger?" ober dern Gejammtheit?) als poli- 
tiſches Rechtsſubjekt, Vertrags. oder Streittheil genannt werben. Die Bürger- 
ſchaft bleibt die fichtbare Trägerin des unfichtbaren Gemeinweiens: das Be 
wußtfein bed letzteren braudt deshalb noch nicht verbunfelt zu fein, weil ber 
ſprachliche Ausbrud bei der Äußeren Erſcheinung fiehen bleibt. Ueberdies wird 
volle Klarheit darüber, daß letztes Subjekt über ver Bürgerfhaft und über ber 
Behörde immer die Stadt als ſolche ift, haufig dadurch angedeutet, daß die 
Stadt noch neben jene geftellt wird und alfo „Stabt und Bürger”, „bie 
Bürger und die Stadt”, „bie Gemeinde der Bürger und die Stabt”, „Bür- 
germeifter Rath Gemeinde und Stadt”, „Rath und Stadt” u. f. w. als 
politiſches Rechtöfubjelt ericheinen.1%1) 


w, So ericheinen bie „cives“ als Partei, 3. 8. 1265 b. Shaab I Nr. 38 
©. 53: discordia inter nos cives Worm. ex una parte pro nobis... et nos 
cives Oppenh. ex altera pro nobis; 1249, 1260, 1251 b. Eunen u. Edery 
11. 289. 294 f. 802 f.; als Zandfriedendgenoßen, 3. B. 1277 6. Boehmer 131: 
cives Mag. Arg. ete.; fie werden in einen Bund aufgenommen, 3. D. 1256 ib. 
118 u. b. Schaab Nr. 30 u. 31 cives Ratisp.; fie nehmen andere Bürgerfchaften 
auf und laßen fich von ihnen den Bundeseid fchwören, 3. B. 1260 b. Lacombiet 
H. 278: consules et universi cives Lippenses... a civibus Col. universis in 
pscem recepti; ... eandem pacem eisdem civibus fideliter ... observare; fie 
empfangen und geben Beßerung u. Buße, führen Kriege, fchließen Vergleiche, richten, 
privilegiiren, verfprechen u. f. w., 3. B. 1257, 1261, 1270 6, Lacomblet IL 201. 
289. 861; 1808 ib. [IL 23; 1241 im Lüb. Urkb. I. 93. 95. 

00, So heißt es 1277 6. Schaab U Nr. 44 ©. 62, ein Städtetag fei an- 
geießt ab archiepiscopo ... et communibus civitatum. Berfchiedene Briefe v. 
1256 ib. Ar. 25—28 u. b. Boehmer 110f. werden addreffirt an die universi- 
tates omnium civitatum sancte pacis federe conjurate. 1255 b. Ennen u 
Ederg 11 Nr. 343 bekundet die universitas civium de Bekehem ihren Beitritt 
zum Landfrieden. Den Rechtöfchupvertrag v. 1258 b. Lacombiet II. 256 fchliehen 
scab. et universitas civium civitatis Trajectinensis inferioris ex una parte, .. 
universitas civium civitatis Col. pro se ex altera. Die Raifer verbieten Bund⸗ 
niße der universitates civitatum, oppidorum et castellorum, oder der gemein- 
schaften der stede, 3. B. Aurea bulla c. 15 88 und Urk v. 1359 b. Lacom- 
blet III. 492, 

sn) So befonderd häufig in den niederrhein. Urk. des 13. n. 14. Jahrh. Bgl. 
Urt. v. 1251 u. 1259 6. Ennen u. Edert H. 802—804. 405, 5 B.: judices 
scabini et tota communitas civitatis Col; .. inter nos et civitatem Col. ex 
una parte et cives et civitatem Trajecti ex altera. ferner die Urf. v. 1832. 
1334. 1350. 1355. 1356. 1859. 1392 5. Racomblet III. 2135. 227—231. 
891—898. 468 f. 460. 492. 850 und viele andere, in denen ganz konſtant „civi- 
tas et cives* oder „die stadt inde die burgere van Kolne“ oder „wir die bur- 
gere inde de stadt van Kolne“ als vertragfchliegend, ftreitend z. B. S. 20 
clage of vorderunge), verfprechend, helfend, wollend, handelnd, fordernd, empfan- 
gend, anfprechend, fchwörend ericheinen, in welchen Ihnen das Recht der Gerichtd- 
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So ift denn in der That die Stabt in ihrem auswärtigen Verkehr eine 
völferrehtlihe Perſon. Sie ift eine ebenſo einheitliche politiiche Macht, 
wie Fürften und Herrn, bie regelmäßig mit ihr parallelifiet werben, 19%) und 
kann daher als öffentliche Gejanmtperfon bezeichnet werben. 1%) In voller 
politifcher Machtfülle vertritt fie ihr Gebiet umd ihre Bürger, gleichwie Fürften 
und Herrn ihr Land und ihre Lente vertreten.10%) Wie der Fürft Herr feines 
Zürftenthums, jo ift fie die politiſche Herrin des Stabtgebiets.1%) Und ihre 
durch fie geichükten und vertretenen einzelnen Bürger erjcheinen nad außen fo 
gut als ihre Untertbanen, wie Baffallen und Bauern als Untertbanen ihrer 
finnlih wahrnehmbaren Herrn.!%) 

C. Verhältniß der Stadt zu den von ihr abhängigen poli- 
tifhen Perjonen. 

Da die Stabt, wie wir gejehen, ben Begriff bes ſtaatlichen Gemeinwe⸗ 
fens nur in ihrem Innern und auch bier nur allmälig burdhführte, ihre poli- 
tiſche Macht aber oft über bie äußere und innere Grenze des Gemeinweſens 
ansbehnte, fo beſaß fie vielfach manderlei auf heſonderen Titeln beruhende 
Geſammtrechte über andere Körperichaften, Geſammtheiten ober einzelne Per- 


barkeit, ded Burgbauns, der Bannmelle und der Accife, Steuer, Zabhrmärkte, 
Thürme, Statuten, Zollfreipeit und Stapelrecht zugefchrieben werden. 

0) Bel. Note 71. 73. 79. 82. 83. 88. 89. 91. 92. 93. 97. Bgl. 1265 b. 
Schaab II Rr. 17 ©. 30 n. Boehmer 107-108: concordia .. inter civita- 
tes et dominos a0 nobiles terre. Schaab ©. 81--38: nobiles terre et civi- 
tates. 12516. Enneu u. Eder II. 302f.: comes et civitas. 1255 ib. 847 f.: 
pacem et treugas inter nobiles ac civitates. 1286 b. Boehmer 112, 1888 
ib. 509: herrn u. stete. 1888 6. Schreiber I. 808818, wo in ben verfchle- 
denften Wendungen ſehr oft „heren und stette“ Torsefpondieren. 1256 im Lüb. 
Urkb. I. 314: nobiles et civitates Westf. 1285 ib. 408f. 1377 b. Lacom- 
biet 111. 704: wir heren u. stede verbundenen. 13864 ib. 555: wir heirren 
inde stat... golscher van uns... zu dem andern; .. vortme weirt sache, dat 
yman, it ‘were Äheirre oft siat, mit uns comen wolden in dit verbunt, den 
mugen wir sementlich darin nemen. 

0) Arg. 6 contr. Uıf. v. 1256 6. Boehmer 98: si autem aliqua civizäs 
seu oppicdum seu eotiam singulares persone, u. Const. v. 13823 sive: privaie per- 
sone sive cuilibet civitati. 

a) Bol. Enuen II 490. 

10) So heißt es 3. B. fehr bezeichnend 1254 6. Boehmer 104, jeder. do- 
minus folle für fein dominium, jede civitas für die civitas 4 Schiedorichter fchiden. 

»0) Url. v. 1293 b. Gartorius IL 171: suborta ... . super diversis ar- 
tieulis inter subditos dicti domini regis Norwegie et civitatum nostrarum 
materis questionum. 1298 ib. 170: inter subditos nostros et eivitatum: ve- 
strarum incolas. Sandir. v. 1288 im üb. Urkb. I. 408: eniquam de premissis 
principibus dominis vel eorum vasallis aut civitatibus vel eivitatam incolis. 
Ebenſo 404. Bel. Url. v. 1251 u. 12592 b. Ennen u. Ederg IL. 307 u. 808 
u. oben Note 9, 
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fonen. Die Beziehungen zwifchen biefen nnd ter Stabt blieben dabei großen- 
teils Abhängigkeits- und Herrſchaftsverhaͤltniße alter Art. Immer aber war 
es die Stabt als Körperfhaft, welche in biefelben eintrat und ganz wie 
ein einzelner Herr das politiiche Gewaltrecht übte. 

So war es zunächft: im BVerhältnig der Stadt zn den in ihr anfäpigen 
geiftlicden Stiftern, Mlöftern und Orden. Urſprünglich waren bie geiftlichen 
Berbände einerjeits und bie Bürger anbrerjeits nebeneinanberftehende ſtädtiſche 
Genoßenſchaften.? oe) Letztes Ziel der Städte war es, die Geiftlichen als voll. 
verpflichtete &lieber des Gemeinweiens in den Bürgerverband bineinzuzichen.!) 
Sevenfalls aber wurde überall bei den mannichfachften Zwiſchenftufen feit dem 
18. Jahrhundert das erreicht, daß bie Geiſtlichen und ihre Berbänte die Stabt 
dem bürgerlien Gemeinweſen überlaben uud dieſes als geſchloßenes und ein- 
beitlihes, im Stadtgebiet herrichendes politifches Rechtsſubjekt anerkennen 
mußten. 1%) 

Aehnlich war e8 im Verbältnig der Stadt zu ftäbtiichen Edlen umb Kit 
terfehaften, ſoweit beren vollftänbige Hineinziehung in ben Bürgerverband nicht 
gelang; zu ben fpäter in den Städten anfäßigen Univerfitäten; zu ſchutzhörigen 
in der Stabt wohnenden Berbänben, wie bie Subengemeinden es bis in die 
neuere Zeit biieben.1%%) 

Susbejondere aber trat bie Statt infoweit, als fie ihre Machtſphäre über 
bas Stadtgebiet hinans erweiterte, den dort von ihr abhängigen Per- 
fonen als herrſchende Körperichaft gegenüber. Ganz wie ein einzelner Herr 
daher ift die Stadt im Verhaltniß zu kleineren Städten oder zu benachbarten 
Dörfern Grundherrin, Gerichteherrin, Vogt oder Inhaberin einzelner Herrichafte- 


108) Noch in einer Urk. v. 1144—1147 6. Enuen u. Eders 1. 525 ſchlichtet 
ber Erzbiſchof von Köln einen Streit zwifchen einer Abtei und ben Kölner Bürgern 
als einen Streit zwiſchen feinen geiflihen uud Laienbrüdern. Controversiam que 
inter vener. fratrem nostrum W. abbatem et suos fratres, necnon et inter 
laycos fratres nostros videlioet burgenses. 

#07) Bol. oben $ 27. 

08) Daher Verträge „züschen der pfaffheit und statt‘ (3. 8. 1386 B. 
Schannat 199; vgl. 1812 ib. 164). Und es heißt: dit sint die clostere und 
die lude, die der stad mit helmen dienen; ... item dyse nachgeschr. clostere 
dynent der stadt mit weynen (Weinuugelt); 1340 b. Boehmer 563 Rote. 
Bgl. Srimm, W. IIL 007. — Daß Kapiteln, Klerus und Kiöftern gegenüber 
and) „consules et cives‘‘ (1229 Züb. Urfb. I. 59), „commune“ (1260 Eunen 
w Ederg II. 424 f.), „seult. et scab. nomine universitatis“ (1293 Boehmer 
380), „burgenses“‘ (1280 u. 1285 Lüb. Urkb. 28. 67) für bie Stadt genannt 
werben, ift damit natürlich vereinbar. 

0) Bol. Th. I 5 29. 85; Schreiber, Geld. v. Freib. I, 2. 174f.; Zim⸗ 
mermaun 1. Urkb. 96f.; Kriegk, Bürgertb. 450f. 581; Maurer, Gtabiv. 
u. 282f. 496 f. 
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befugniße.110, Alle ſolche Rechte, weil fie für die Stabt nur äußere find, be- 
Balten auch in ihren Hänten ben patrimonialen Charakter: bie Perjoͤnlichkeit 
der Stabt aber tritt gerabe hier auf das Schärffte hervor, weil fie eben bier 
ale „Stabt” baffelbe ift, was jonft ein @inzelner zu fein pflegt.111) 

Noch deutlicher zeigt fich das Gleiche in den mancherlei durch das fläbtifche 
Weſen neu bervorgerufenen und eigentbümlich gefärbten, gleichwohl aber aufer- 
Kalb bes gemeinheitlichen Organismus ftehenden Berbindungen, weldhe bie 
Städte mit Epelbürgern, Pfahlbürgern und Ausbürgern aller Art, mit ftäbtt- 
ſchen Baffallen, Helfern und Sölbnern eingiengen. Das hierbei eingeräumte 
Bürgerrecht war bald mehr ehrenvoller Name, bald ein eigentlihes Schup- 
oder Paffinbürgerreht, nie aber wirkliche Mitträgerichaft des Gemeinweſens; 
bem realen Suhalt nach kleideten ſich die ungleichften Verhältniße von einem 
auf Gegenfeitigkeit bafirten Bündniß bis zur einfachen Unterwerfung unter 
ſtaͤdtiſche Herrichaft und von ritterlihenm Treudienſt alter Art bis zum mo- 
dernen Soldvertrage in ähnliche Formen. Darin jeboch ftimmten alle ſolche 
Berbindungen überein, daß es die Stabt als politiſche Koͤrperſchaft war, welche 
fi) Herren, Ritter, Söldner, Gemeinden und Binzelne verband ober nuter- 
warf. Ließen fih doch aud in der That derartige auf perjönliche Unter⸗ 
fläßung, Treue und Dienftbereitfchaft berechnete Verhältniße gar nicht anders 
denken, als indem mar ji die Stadt als Perfon vorftelltee Wenn bem 
Bortlaut nach oft genug bie Bürger, alle Bürger, die Geſammtheit ber Bürger 
oder bie kolleglaliſchen Stabtbehörben die Stelle des Lehus⸗, Dienft- ober Solb- 
herrn einnehmen, 118) ſo ift doch Hierbei nur bie Aufere Erſcheinung angezeigt. 


120) Bol. oben Note 53 zu $ 25. 

1) Unzweideutig bewiefen wird dies durch Ausdrüde wie „eivitati ... Pro- 
prietstis titulo“, „die stait Frankf. als eyn foyt‘‘, „die von Landauw Plural) 
oberster herr und fawt“. Vgl. dieſelben in Note 58 zu 3 25. 

1) Bol. z. B. Urk. v. 1268 5. Lacombiet IL 299-801. ®. 1271 ib. 
862: judic. scab. et cives Col n08 iporum concives facerent. 1286 n 1286 
ib. 479 u. 499: der Edelvogt von Köln verpflichtet ih gegen bie scab. oons. et 
eives Col, universi, feine Vogtei nie gu veräußern und ftetö zu fein fidelis et 
favorabilis.... eisdem civibus Col. 1808 ib. III 18: ein Edeiherr wirb gegen ein 
Maungeld von jährlich 100 Mark, welche jud. scab. cons. et universitas civium 
promiserunt, ihr Bürger, von ihnen aufgenommen, fchwört ihnen, verſpricht 
ibnen Hülfe mit 10 Rittern und 5 Kappen, will andernfalls fein Lehen in manus 
civium ftellen und, wenn er feinen Erben bat, liberum erit ipsis majoribus et 
universitati dieponere de ipsis bonis et redditibus tanquam de rebus suis 
Ebenfo 1308 ib. 57. 1810 &. 71. 1812 ©. 86 (den richtern den scheflen dem 
rait inde den burgern gemeynlichen). 1820 €. 145 (unsen herren und unsen 
frunden dienen). Bgl, auch b. Urk. bes 14. 3. bei Schreiber L 169 f., 3. 8, 
1804 ©. 176 n. 177; 1314 €. 169 (eid.. . den von Friburg ... . burgern. 
und gemeinde gemeinliche der stette); 1325 ©. 258 (daz ich ir (ber Bürger) 
diener worden bin); 1888 ib. 856 (Gräfe Anna von Br. wirb Bürgeriu und 
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Als wahres politifches Mechtefubjekt fteht dahinter die unfichtbare Stadt. Und 
bei genauerer Sprechweie wird daher auch ihr Dienit und Hülfe veriprochen, 
ihr ber Treueid geleifte, von ihr zum Entgelte Schub verfprochen und in 
der Form von Mannlehen oder Sold Belohnung gewährt.11) Auch muß bie 
Stadt als ſolche, wie jeder Dienftherr, für die Handlungen ihrer Diener auf 
kommen uud haften. 114) Und im den politifchen und völferredhtlichen Ber 
bandlungen und Berträgen wirb bie Klafſe der ftädtiſchen Schutzverwandten 
unter dem technifchen Namen „der Stadt Helfer, Diener und Sälöner” re 


gelmäßig aufgeführt.11). 


gelobt dem burgermeister u. dem rat ze F., . . des burgerin wir ouch sint, 
gehersam ze sind). 

113) Die Stadt gibt das Gelbdlehen oder ben Sold, 3.3. 1268 b. Lacourblet 
IL. 298: so hait uns die stad von Kolne gegerin hundirt mark geldis; 1263, 
1264, 1275 u. 1294 b. Ennen u. Eder IL 452. 465-481. 508—512. III, 
97. 390. — Der Stadt wird Huldigung, Treu» oder Dienfteid geleifiet, z. 2. 
1308 6. Zacomblet III. 57: civitati; 1810 b. Ennen u.&derg III. 540: et feci 
homagium, quod manschaf appellatur, civitati et eivibus; 1310 ib. 545; 1375 b. 
Lacomblet III. 656: uns inde unser stat; 1287 u. 1293 b. Schaab IL 64 u. 66: 
civibus et eivitati; 13095. Schreiber 1183: den burgern, der stat u.der gemeinde 
einen gestabten eid; 1340 b. Boehmer 562: dem riche dem rade u. der stad. 
Und zwar felitet man den Eid In die Hände ber Wehörde, diefe aber empfängt ihn 
Namens der Stadt, z. DB. 1285 b. Lacomblet IL. 479: et recognoscimus nos 
prestitisse juramentum in manus magistrorum civium, recipientium nomine 
totius civitatis. — Der Stadt leiftet man Dienft, Hülfe, Treue, Gehorfam, ; B. 
1293 6. Schaab II. 66: in servitio civitatis, 1288, 1290, 1291, 1295, 1301 b. 
Ennen u. Ederg It. 267. 305. 506. 318. 314. 396.484; 1263 6. Lacombiet 
II. 306: der stede van K. helfen; 1828 b. Schreiber I 249; 1385 b. La- 
eombiet III. 797; oder civibus et civitati, der stat u. den burgern, 3. B. 
1268, 1271, 1816 ib. II. 297 f. 362. Ill. 183. 182. — Der Stadt gelobt man 
Urfehde, z. B. 1272 u. 1293 6. Ennen u. Ederg 111 47 u. 352, 1888 u. 1865 b. 
Lacomblet IH. 753. 767. 737. — Bgt. auch Urk. v. 1264, 1973, 1875 6. 
Wenck, Heff. Landesgeſch. L Urkb. Nr. 42. 60. 262; v. 1277, 1868, 1444 E. 
Lünig, Reichsarchiv XIV. 431 u. 631; Xi, a. 817. — „Die stat“ nimmt Pfahl 
bürger auf; 1254, 1255, 1297 $ 20, 1341 b. Boehmer 106. 107. 305. 572; 
empfängt „die gantze gemeinde des dorfs van B.“.. „tau erfflichen burgeren“ 
1362 b. Lacomblet III. 582. 

ns, Deshalb fchlieht 3. DB. die Stadt Lübeck, als ein Flensburger Bürger im- 
terfectus fuit per servitores civitatis, die Eühne mit defieh Verwandten und 
zahlt felbft das Wergeld. Urk. v. 1348 im Lüb. Urkb. II. 827. Aehnlich 1349 
u. 1866 ib. 872 u. 900. 

1) So werden in Friedens⸗ und Sühneverträge eingefchloßen Helfer und 
Diener des Herrn einerfeite, Helfer, Diener u. Soöldner der Stabt andrerfeite, z. ©. 
1320 b. Lacomblet TIL 150; 1866 b. Schreider I. 495 u. ſ. w. Bol. 1328 
ib. 249: Dem edelen h. graven .. u. den sinen u. der stat ze Friburg und 
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Ein bejonders klarer Beweis enblih für die allgemeine Anerkennung ter 
Stadt als Perfon liegt darin, dag man aud ein fo perfönlicdes, an fi nur 
auf Die Beziehung von Individunm und Individuum berechuetes SInftitut wie 
ben Xehusverband auf die Stadt anwandte, indem bie Stadt als foldhe 
fowol Lehnsherrin als Baffallin jein konnte. | 

Lehnsherrin war faſt jede größere Statt im Berbältuig zu einzelnen 
Bürgern, Ehelbürgern, Rittern und Söldnern. Sie ließ ſich ebenfowol Allo⸗ 
dialgüter zu Lehen auftragen als fie Grundftücke, Renten oder Gerechtſame zu 
Lehen gab. Dabei mußte der Vafjall der Stadt als folder Treue, Huld und 
Dienft beriprechen, leiftete ihr dad homagium, und wurde weber des Rathes 
noch der Bürgerichaft, fondern eben der Stadt Manni!) Es verfteht fich 
von jelbft, daß hier wie überall die Stadt durch ihre Organe und zwar in 
der Regel durch die an ber hödften Spite des Gemeinweſens ftehenden Be⸗ 
börden das forporative Recht ausübte.) Allein e8 waren bies eben bie ge- 
wöhnlichen Organe und fie fungirten ald Organe. Ste waren aljo ebenfo- 
wenig ſelbſt Lehnsherrn, jo daß ihr Wechſel eine Veränderung in der berr- 
fhenden Hand eingeſchloßen hätte, als fie andererſeits etwa Stellvertreter ber 
Bürgerfchaft oder her Stabt waren, wie dies die fpäteren Fendiſten bei ber 
Subfumirung des Verhältnißes unter den Begriff des prodominium anneh» 
men. 118) Sondern fie waren die lehnsherrliche Korperſchaft felbft in ihrer 
äußeren Erſcheinung. 


den sinen. Urt, v. 1876 6. Weizäder, D.R, T. XL 85f.: usgebin den, die 
der stad verbunden sind und der stede seldenern und dienern. Prager Stat. 
140 b. Rößler 95: famuli civitatis. 

218) Bgl. 3. B. Urt. v. 1295 b. Lacomblet II. 565, wo ber Graf v. Bir- 
nenburg ber Stabt Köln, deren Bürger er geworben ift, für empfangene 150 Marf 
den Spurzenhof zu Zehn ftellt, indem er ihn feierlich einem dazu bevollmädtigten 
Bürger zu Händen ber Bürgerihaft im Namen. der Stadt Äbergiebt: nuntio dicto- 
rum civium super hoc nobiscum specialiter ad ipsum locum destinato ad 
manus civium et nomine civitatis Col. — So fagt auch 1888 ib. 111. 819 Jemand, 
daß er „unmwiderfagbarer Maun der Stadt Köln" geworben fei, den Richtern 
Schöffen Rath und andern Bürgern und ihrer Stadt (inde yrre steede) bienen 
wolle, Treue verfprochen und den Lehnseid geleiftet habe. Bol. auh Ennen, 
Geſch. 1. 453 f. (wo es freilich Note 4 u. 6 and dem Stadtarchiv auch heißt: ci- 
vibus; ... quos ego tenebo et habeo jure homagii a civibus Col. facturus 
eisdem servicium tanquam fidelis homo). Urf. v. 1275. 1294. 1810 b. Ennen 
u. Ederg III. 97. 390. 450 f. u. oben Note 118. 

17) Bol, z. 3. die Urk. v. 1319 u. 1321 5. Kraut, Grundr. $ 227 Nr. 4 
u. 5, wonach die Städte Stettin und Stralfund durch ihren Rath Lehengüter 
verleihen können. 

ne) 3, 8. Stryk, de prodominio feudi directo. Halae 1711; Schnaubert, 
Erläuterungen 291 f.; Weber, Handb. IT. 10f.; Befeler, Syftem 8 108; 
Gerber, Syftem 8 119. — Vgl. aber dagegen Albrecht, Gewere ©. 255 Note 
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Umgekehrt konnte die Stabt auch Vaſſallin fein. Sie übte daun n= 
mentlih bie bingliche Lehnsgewere und die entſprechenden materiellen Rechte 
durch ihre gewöhnlichen Organe aus. 119%, Allein wegen bes ihr mangelnden 
Heerfchildes galt fie als eine lehndienftunfähige Baffallin und beburfte daher 
nach ber perjönlihen Seite bin eines Lehnsträgers als beſonderen Stellver⸗ 
treter8.190) Borftände und Lehnsträger fielen babei ſchon äußerlich auseinanber; 
ihre zechtliche Stellung war ganz fo verichieben, wie dies überhaupt die Stel. 
Img eines Körperihaftsorgans unb bie eines Stellvertreters ifl.1%1) 


714 und, wenn man nad ber Stellung, bie von ihm ben in Rote 117 citirten 
Urkunden angewieien wird, Schließen darf, and Krant a. a. D. — Unbers liegt 
die Sache bei Stiftern, deren Vorſteher überhaupt in Bezug auf Herrihaftöredhte 
vielfach als wirkliches Subjeft oder doch als Stellvertreter aus eignem Recht ge- 
dacht wird. 

110, Albrecht, Gewere S. 255—267. 

20) Bgl. die oben beiprochene Urk. v. 1276 aus Gudenus IL. 196f. Berner 
bie Ur. v. 1994 ib. I. 878: ber Erzbifchof, bewogen durch Die Berdienfte der „jud. 
cons. sc universi cives Magunt.“ erflärt: memoratis civibus Mag. ac uni- 
versitati eoruudem concessimus et concedimus... villam Filzbach .... titulo 
feodali obtinendam; ©. 874 werben 2 cives et consules Mag. auf Borfchlag ber 
Bürger beitimmit, quos vice et nomine universitatis praedictorum civium 
Mag... de prenominata villa una cum foro vini, jurisdictione, juribus, pro- 
ventibus et omnibus redditibus ad ipsam villam spectantibus infeodavinma, 
Rad ihrem Xode follen die Bürger 2 andere consules praefentiren, qui pro dicta 

. vice et nomine prenominate universitatis civitatis Mag. feodatarii 
maneant. — Saltans 1232: der rath zu Leipzig hat... . das rittergut L. 
vom bischof zu Merseburg zu lehen, halten dahero einen lehenträger, einen 
aus dem rath, nicht von den ältesten nicht von den jüngsten. Urk. v. 1327 
aus Erath, Cod. Quedl. 407 b. Kraut $ 252 Nr. 10 (to der meynheyt 
hand). — Ebenfo beburften alle getftlichen Körperfchaften (3. B. der deutſche Orden, 
die Klöfter u. |. w., Haltaud a. a. D.) eines Lehneträgers, mit einziger Ansnahme 
ber reihöunmittelbaren Stifter (Sachſ. ſp. 1.3; Sächſ. Lehnr. a. 2; Schwäb. Lehnr. 
159 $ 2), welche lehnsfähig waren, daher durch ihre Borfteher und deren Subfti- 
tuten repraefentirt wurden; Albrecht a. a. D. ©. 289 Rote 649—651. 

127) Auf diefen Unterfchied Bat in fehr bemerkenswerther Weife fhon Albrecht 
a. a. O. ©. 239 f. u. 255 f. aufmerffam gemacht, indem er Lehnöträgerfchaft und 
Organſchaft einer beliehenen juriftifchen Perſon ſcharf gegeneinanderftellt (insbeſ. 
anch bezüglich der Wirkung ber Felonie), die Anſicht, die Vorſteher als ſolche ſeien 
„geſetzliche Lehnträger“, verwirft und dafür den Saz aufſtellt: wo die Borftände 
als ſolche Handeln, „find ſie nicht Stellvertreter ber juriftifchen Perſon, ſondern ihr 
Drgan, find die moralifche Berfon felbft in ihrer äußeren Ericheinung”; man Fönne 
ihnen daher „nicht eine von ber Eigengewere der juriftifchen Perfon verfchiedene 
Gewere zu treuer Hand zufchreiben, fondern Die Gewere ber letzteren felbft liegt in 
ihrer Hand’. — Leider haben diefe-für dad ganze Körperjchaftsrecht ben Keim ber 
fruchtbarſten Gedanken bergenden Worte bisher nit nur im Allgemeinen wenig 
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Endlich Yonnte die Stadt als ſolche auch die halb äffentlichrechtlichen halb 
privatrechtlichen Befugniße des Kirchenrechts, insbefondere Patronatrechte3®), 
er | 


D. Die Stadt als Subjekt ftantliher Gewalt nad innen. 

Dei Weitem die wicdhtigfte Seite der politifchen Stadtperjönlichkeit war 
bie, weldhe fih nad innen kehrte. Denn daß aud bier die Stadt in ihrer 
unfihtbaren Einheit das Subjekt politifcher Rechte wurde, dieſe Rechte ihr 
aber ald der über den Einzelnen ftehenden Allgemeinheit zuftanden: Dies 
Beides in feiner Zufammenfaßung bedeutete nicht mehr und nicht weniger als 
die Entftehung und Durchführung des Staatsgedankens im Rahmen des 
ftäbtiichen Gemeinwejens. 

Die Stadt als ſolche und nur die Stadt war, wie wir geſehen, Inha⸗ 
berin einer ftaatlihen Gebietöhoheit über das ihre Grundlage bildende Gebiet. 
Dieſes Gebiet gehörte ihr; aber als Gebiet gehörte es ihr nicht zu grund«, 
gerichts- oder vogteiherrlichem, fondern zu politiſchem ARecht.!%®) 

Die Stadt als folde war aber auch ihren Öliedern, und zwar fowol ben 
einzelnen Bürgern als den engeren bürgerlichen Genoßenſchaften gegenüber das 
Subjekt fiantlicher Gewalt. Und hierin unterfchieb fle fi von allen bisher 
bekannten Inhabern von Herricherredt. 

Denn erftend war es bier zum erften Male die in einer Geſammtheit 
lebende unfichtbare Einheit, welde als Gewaltherrin gebacdht wurde. Hier 
zum erften Male waren weder fihtbare Herren noch eine finnlih wahrnehmbare 
Sefamnitheit noch Leibe in einem beftimmten Gemeinfchafts- und Theilungs⸗ 
verhältnig bie eigenberechtigten Inhaber öffentlicher Gewalt. Sondern die 
öffentliche Gewalt fland der Stadt als Stadt zu, und nur die Ausübung ber- 
felben war durch die Stadtverfaßung den einzelnen ſtädtiſchen Organen über- 
tragen. Wahr ift es allerdings, daß fich die höchſte Hülle der Gewalt mehr 
und mehr im Rathe Toncentrirte: allein man vergaß doch nie, daß der Raih 
feine Gewalt nicht aus fich felber, ſondern aus dem Gemeinweſen ſchöpfte, daß 
er nicht in eignem, fondern in ber Stadt Namen berichte; und wenn irgendwo 
einmal der Rath tiefem Grundprincip entgegen fih als Herren zu betrachten 
oder zu benennen begann, war dies in den Zeiten ber Iebendigen Entwidlung 
jebesmal der Anftoß zu heftiger, das Gleichgewicht wieberherftellender Erſchüt⸗ 
terung. Wahr ift e& ferner, daß die eigentliche Trägerin des Gemeinweſens 
immer bie Bürgergefammtheit blieb: allein man war fi) wohl bewußt, daß 
fie nicht wie eine alte Genoßengeſammtheit mit dem Gemeinweien identifch, 


gewirkt, fondern find felbft in Bezug auf die lehnrechtliche Specialfrage, welche zu 
ihnen den Anlaß gab, ſpurlos verhallt. Vgl. 3. B. Gerber $ 129 Nr. 2. 

.1) Bol. ſchon Ur. v. 1188 in 8üb. Urfb. I. 10: vices.. vice patroni 
sibi sacerdotem eligant. Später galt oft ber Rath ald Patron, 


123) Bgl. oben 8 26. 
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ſondern nur defien Subftrat und äußere Erſcheinunggfform war; und wenn 
irgendwo einmal die Geſammtheit fi vorübergehend mit ber Stadt ibentifi- 
cirte, gründete fie doch alsbald wieberum eine neue Berfaßung, welche Die po- 
litiſchen Funktionen zwiſchen jelbftändige Rathöbehörben und felbftändige Ge⸗ 
meindeverfammlungen organifch vertheilte. So wurbe bort der alte Gegenfah 
von Herrenrecht und Geſammwollmacht in dem Begriff eines regierenden Stadt. 
organs gelöft, hier bie Alternative des unmittelbaren Geſammtrechts und ber 
abgetrennten Herrſchaftsbefugniß durch den Gedanken Torporativer Repraeſen⸗ 
tation beſeitigt. Doch müßen wir auf das Weſen ber ſtädtiſchen Organe, da 
es ſich nur in ber pofitiven Lebensthätigkeit des Gemeinweſens vollftänbig offen- 
Bart, unten zusüdtommen. Hier genügt die äußere Beobachtung, daß, fo oft 
auch bald dem Rath und bald der Bürgerfchaft politiiche Rechte beigelegt werben, 
die Subftanz der äffentlihen Gewalt doch ſtets „der Stadt” zugeichrieben, 
„bie Stadt" als ihr eigentlihes Subjekt gedacht und bezeichnet wird. 

Zweitens aber wurbe bier zum eriten Male, indem fi bat Weſen des 
Öffentlichen Rechtes ale des Inbegriffs der Rechtsbeziehungen zwiichen einer 
Allgemeinheit und ihren Gliedern firirte, die Stabt infoweit, als fie Subjekt 
Öffentlicher Rechte war, ald Allgemeinheit über ihren Bürgern unb über 
allen engeren Verbänden gedacht. Die Stadt als unfichtkare Einheit Hatte nun- 
mehr zweierlei Recht. Das eine ftand ihr auf Grund berfelben zufälligen Titel zu, 
durch Die es in ganz gleicher Weiſe für einzelne Bürger begründet fein Tonnte; 
ed war Privatrecht, für welches die Perjönlichkeit der Stadt nur die Geltung 
eines Individuums unter Subividuen beanfpruchte. Das andere ftand ber 
Stadt, weil fie Stabt war, zu; ed war bas neue Öffentliche Recht, für welches 
die Stadt innerhalb ihres Machtkreifes die Geltung der höchften Allgemeinheit 
ausichlieglich in Anfpruch nahm, während alle antern Rechtsſubjekte bier nur 
als ihre Glieder in Betracht Tamen. Hier wie dort war die Stadt Perfon, 
bier aber eine von den Einzelperfonen durchaus verſchiedene Perfon höherer 
Orbnung, bort eine den Einzelperfonen gleichftehende Perjon tefielben Ranges. 
Dort alfo wor fie furiftifche Perfon, hier war fie Staat. 

In diefem Sinne einer einheitlichen Gemeinheit war die Stabt das Sub 
jeft wahrhaft ftaatlicher Gewalt über ihre einzelnen Glieter. Der Bürger ale 
folder war weder mehr perfönlidem Herrenrecht unterworfen, noch durch eine 
Geſammtheit genoßenfchaftlich gebunden: aber er war nicht blos Glied, jon- 
dern auch Unterthan jeiner Stadt. Der Stabt ſchwur er den Bürgereid; er 
ſchwur ihn freilich zu Händen bed Raths, aber nicht den Rathmanuen per 
fönlih, fondern dem Rath ald regierender Stabtbehörbe; und er fchwur der 
Bürgerfhaft, aber niht im Sinne eines beihwornen Vertrages mit Allen, 
fondern im Sinne einer Unterwerfung unter den von der Bürgerfchaft darge 
ftellten Gemeinwillen.1%4) So wurde er auch von der Stadt durch ihre Organe 


126) Note 15 zu 8 27. Bgl. 3. B. bie Formel bes Köfner Büͤrgereide b. 
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aufgenommen und ansgeichlogen, während der ehemalige Gedanke der gleich 
zeitig gewährten oder genommenen Genoßengemeinſchaft zurüdtrat.125) Und fo 
ſchuldete er nicht mehr einer fihtbaren Geſammtheit, fondern dem unfichtbaren 
Gemeinweſen Gehorſam und Treue, Dienft und Stener.12%) 

Als ftaatliches Gemeinwefen war ferner die Stadt allen andern in ihr 
enthaltenen Körperichaften bergeftalt übergeordnet, daß biefe leßteren nur für 
ihre Torporativen Angelegenheiten als felbftändige und geichloßene Organismen 
vorbehaltlich der ftädtifchen Körperichaftshoheit unabhängig daftanden, für ftabt- 
politifche Angelegenheiten dagegen fich dem höheren Organismus als Glieder 
einfügen mußten. An die Stelle ber alten unbeftimmten Beziehungen zwifchen 
weiteren und engeren Genohenverbänten trat daher nun das ftaatlich georbnete 
Berbältnig zwifchen einem Gemeinweien und feinen Eorporativen Gliedern, jo 
dag fih in rem Verhältniß der Stadt zu den Zunft oder Viertelsgemeinden 
das ältefte Vorbild des dentichen Berhältniges von Staat und Gemeinde ver- 
wirflicht findet.!27) 

Die Stadt als Inhaberin ftaatlicher Gewalt über ihre Glieder war vor 
Allem Herrin über das in ihr geltende Recht, welches eben deshalb ein Stadt. 
recht im neuen Sinne wurbe.12%) Gie beſaß daher ihren Bürgern gegenüber 
eine gejebgebende Gewalt. Nur als Organe der Stadt hanbelten ſowol 
bie Räthe als die Bürgerverſammlungen, wenn fie Recht ſetzten ober wiefen. 
In Wahrbeit war es die Stadt, die durch ihre verfaßungsmäßigen Organe 
ihren Willen Fund gab; es waren Befehle, Anordnungen, Geſetze, Willfüren 
der Stadt, woraus die den Einzelnen bindenden Normen floßen.!*P) 


Ennen u. Ederp, Quellen I. 155: dyt sulen die ghiene sweren, die men van 
nuwes intfengit zu burgeren zu Colne. Zu deme eirsten sulen sie sweren, 
unsen herren dem rade inde der stede van Collen getruwe inde holt zu sien 
ind yre beste zu werven ind yre argeste zu warnen. Dann foll man ihnen 
die burgerschaft lenen myt alle der vriehede, die andere burgere havent. 
Denſelben Eid leiften die zu Weinbrüdern Aufgenommenen. 

25) Note 18—19 zu $ 27. Urk. v. 1359 6. Lacomblet III. 499. 

120) Bol Note 33—89 u. 47f. zu $ 27. Url. v. Hameln v. 1277: civitati 
tenebitur ad jura civilia; v. Augöburg: der ist der stat stiure schuldig; b. 
Maurer, St 11. 796 u. 871. 

1) Bol. Tb. I 8 85—88, bef. S. 371-383; oben Rote 50 zu $ 26. 

138) Bol. oben $ 25. 

139) Priv. f. Kübel v. 1188: civitatis decreta (kore). Priv. f. Lechnich v. 
1279 6. Gengler, Stabtr. 241f. $ 15: statutum oppidi. Urk. v. 1297 6. 
Ennen u. Eder IIL 418: statutum civitatis Coloniensis; Eidbuch v. 1388 
ib. L 11 a. 45: der stede gebot; ebenfo ib. 156. MWelteftes Braunſchw. Stadtr. 
b. Gengler 56f. $ 4. 5. 80; 1306 ib. 107: willekur der stat zu Erfurte. 
Schweriner Etadtr. (and 12. Jahrh., Redaktion v. 1222) ib. 432 $ 9: qui civi- 
tatis statuta infregerit... dabit duas marc. den. civitati; überfegt: welker 


736 Die Gtabtperföntichkeit. 


Die Stabt war ferner Subaberin ter ftäbtiichen Geridtsbar- 
feit.19) Sie hatte auf jehr verſchiedenem Wege und in ſehr verſchiedenem 
Umfange Gerichtsbarkeit erworben: ſobald und foweit fie aber ſolche beſaß, be- 
bandelte fie biefelbe als integrivenden Beftanbtheil ihrer faatlihen Gewalt. 
Dadurch änderte fih in ben Städten zuerft die Natur ber alten Gerichtöbar- 
feit. Die Stadt war kein fihtbarer Gerichtäherr, wie Könige ober Herrn unb 
ihre Stellvertreter einerjeitt, Genohenverfammlungen anbrerfeits; fie wanbelte 


vielmehr bie alte Gerichtsherrſchaft in eine ftnatliche Gerichtshoheit um. Sie 


beftellte ſich daher weder richterliche Stellvertreter, noch gab fie das Gericht 
zu Leib» oder Eigenbefiß fort, ſondern fie richtete felbft durch die verfaßungs- 
mäßig zur Ausübung der richterlichen Funktionen berufenen Organe So ent- 
ftauden Gerichtöbehörden im neuen Sinn, indem entweder ber Rath ſelbft als 
Gericht fungirte, oder richterlihe Beamte vom Rath ernannt und der Stabt 
vereibigt ſowie von ihr befoldet wurden. 1%) Es war die Stadt, in teren 
Namen die ftädtifchen Gerichte Rechtsſtreitigkeilen entfchieben.12%) Es war die 


entbrekende ward de gesette der stadt; bazu $ 22 ib. S. 434: quicquid con- 
sules civitatis ad communem usum ordinaverint, ratum civitas observabit; 


‘ schal de stadt by macht holden. Priv. v. 1292 f. Hamburg b. Lappenberg 


Nr. 860 ©. 722: den consules und ber universitas gemeinſchaftlich wird beige⸗ 
legt „jus tale, quod vulgo kore dicitur, statuta mandare et edieta promul- 
gare secundum beneplacitum eorum pro utilitate et necessitate . civitatis pre- 
dicte ac eorundem et revocare eadem quociescungue et quandocungue ipsis 
visum fuerit expedire“, Grimm, 3. V. 405 $ 3: alle gebot... von der 
statt wegen. 

130) Urk. v. 1182 5. Lacomblet I 842: item judicaria potestas et jus 
burgense, quod oppidum Sigebergense eatenus dinoscitur habuisse, .. mane- 
bunt ei inconvulsae. Const. Frid. IL d. 1232: civitates jurisdictionem suam 
non extendant. 1250 5. Tʒſchoppe u. Stenzel 819: omnes ville... ab ipss 
eivitate, jura sua requirere debent, juris sentencias promulgante. 1292 ib. 
415 u. 416: ad nostram civitatem... recursum habeant. 1864 b. Lacom⸗ 
blet TIL. 558: dat enich heirre of stat of yman, wie he were, hette Iygen 
gerichte of herlicheit bynnen dem cirkle dis verbuntz. Urk. v. 1310 im Lüb. 
Urkb. II. 287: Verkauf eines ftädtiſchen Grundftüde salvo tamen civitati judicio. 
BD. v. Meiningen Grimm HI. 597. 1b. I. 279: bas Honneldink wird gebannt 
von wegen bed Erzbiſchofs und „der stede Trier“. 

sn Arnold 1.280f. Heusler 148f. Wigand, Geſch. v. Corvei J. 310f. 
Maurer, Städten. TIL 505. 520. 587. 569-571. Bel. auch Url. v. 1876 6. 
Boehmer 747. Stromer, Geſch. des Reichoſchulzenamts zu Rürmberg ©. 98. 


..108—119, 


8) Urk ©. 1352 b. Lacomblet III. 426: ind sowes dieselbe stat van 
Colne mir tzusprechen.... wilt. 1355 ib. 458: nisi civitas aut civitatis ju- 
dices... justiclam facere denegassent. 1373 ib. 645: na der stat recht und 
urdeile, 
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Stadt, gegen welche fih der Friedbrũchige vergieng!??) und die durch ihre Ge⸗ 
richte Strafen erfannte und vollzog. 2% Nicht minder übernahm die Stadt 
als ſolche die altgermantichen Yunktionen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, fo 
Daß bie vor dem Rath oder einer andern dazu beitellten Behörde aufgenommenen 
und beurfundeten Erklärungen ald von der Stadt felbft beglaubigt galten und 
mit dem Siegel dieſer höchften öffentlichen Urkundsperjon verjehen wurben.135) 
Sie führte daher auch durch ihre Behörden öffentliche Negifter, Liften und Ver⸗ 
zeihniße, in welde nicht nur die eigentlich ftädtiichen Rechtsverhältniße, fon- 
dern auch die unter Bürgern vorgenommenen Rechtsakte, namentlich die Ner- 
lagungen von Grundeigenthum, eingetragen wurden; und biefe Bücher hießen 
nit nur öffentliche, Gerichts. und Schreinsbücher, fondern au „ Stadtbücher,* 
„libri civitatis“, „des Stades Briefe“. 136) In Folge dieſer ihrer Gerichts. 
hoheit bezog denn auch die Stadt als ſolche die gerichtlichen Gefälle jeder Art, 
die Gebühren, Buß- und Strafgelder, 27) die konfiscirten Güter und den erb⸗ 


3) Priv. f. Pafjau v. 1225 b. Gengler, Stadtr. 844 f. 4 15: qui contra 
civitatem deliquerit. 

134, Urk. v. 1344 b. Tzſchoppe m. Stenzel 9 6: den sal die stat vor- 
terben an libe unde an gute. Stadir. v. Diefjienhofen b. Gengler 79f. 8 23 
25. 26. 31: stabit in pena apud civitatem; oder in $ 24: universitas civium 
procedit contra illum. 

135) Es heißt in zahllofen Urkunden, „die Stabi” bekunde, beftätige ober be 
zeuge etwas, ftelle dieſen Brief aus und hänge ihr Giegel daran; oder die Rath 
männer thun ed im Namen der Stabt, für die Stadt. Ueber das Siegel vgl. 
unten $ 31. 

180) Homeyer, die Stadtbücher des M. A., i. d. Abb. ber Berl. Alab. v. 
1860 ©. 13f. Priv. f. Glogau v. 1302 b. Tzſchoppe u. Stenzel 445; f. 
Schweidnitz v. 1285 ib. 502 f. und die Stelle daraus über ben liber seu quater- 
nus civitatis b. Gengler 422. Verdener Stat. v. 1330 ib. 507f. $ 9: man 
fol Erbe nur vor Vogt und Rath auflaen, es foll davon „der stad.. ere plycht“ 
geicheben und der Ermerber „schal darup nemen des Stades bryf.“ 

127) urk. v. 1233 b. Lacomblet II. 100: civitati cedet emolumentum (vom 
judicium). Priv. f. Uelzen v. 1270 b. ®engler 496 $ 6: satisfacere actoribus 
et civitati. Magdeb. Schöffenweisth. b. Tzihoppe u. Stenzel 272 $ 10: 
civitati componere debet. Schweriner Stadtr. v. 1222 $ 9: qui civitatis 
statuta infregerit, dabit tres marcas civitati. 1318 b. Zacombiet III. 184: 
bessern der stat. 1347 ib. 822: civitati vadiahit. 1847 u. 1385 db. Wehr⸗ 
mann, füb. Zunftr. u. fehr oft fonft: wedden der statt, civitati vadiebit. Biele 
andre Beifpiele in $ 29. — War zugleih das Reichsrecht verlegt, jo theilte Die 
Stabt mit dem Reich, 3. B. Priv. v. 1188 f. Lübeck, Urkb. 11: v. 1855 b. La⸗ 
comblet IIL 454: componere tenebitur 100 libras auri partim fisco nostro 
partim ipsi civitati Col. applicandam; ebenfo aber auch bei Bruch eines Zuuft- 
flatuts mit der Zunft, z. B. 1824 $ 7, 1328 8 25, 1844 $ 4 b. Tzſchoppe u 
Stenzel 505. 522. 554. Bol. Th. 1 S. 379 Note 92, 

II. 4 
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loſen Nachlaß. 1%) Alle ſolche Einkünfte nahmen in den Hänten der Stabt 
ben Charakter öffentlicher Einnahmen an, welche in die Stadtkaffe flogen und 
den Zwecken bes Gemeinweſens dienten. 1) Sie hörten daher auf, Zubehör 
oder gar beftimmender Inhalt einer patrimonialen Gerichtsherrihaft und mit 
dieſer veräußerlih und verleibbar zu fein. Zwar mußte die Stabt oft alle 
oder viele Gefälle mit einem Bogt, Schultheigen oder andern Richter theilen :1®) 
das aber war dann gerade ein Beweis bafür, daß infoweit noch außerſtädtiſche 
Gerichtsherrſchaft in der Stadt beftand. Rein ftädtifche Richter hatten fo wenig 
auf ihr Amt wie auf bie dazu gehörigen Einkünfte irgend ein eignes Recht; 
verblieben ihnen in alter Art beftimmte Gefälle, fo waren biefelben jetzt nichts 
mebr als eine Form ber Bejoldung.1“) 

Die Stadt als einheitliches Gemeiuweſen war aber nicht blos Inhaberin 
der geießgebenden und der richterlichen, fie war vor Allem auch Inhaberin 
einer wahrhaft ſtaatlichen vollziehenden Gewalt. Gerabe dadurch unter 
ſchied fie fih von allen älteren Verbänden. Denn während fonft überall Ein- 
zelne oder Geſammtheiten die bejonderen ihnen zuftehenden Machtbefugniße im 
eignen Interefie auszuüben hatten, wurbe mit bem Begriff der Statt zuerſt 
eine in fi abgeſchloßene politifche Machtfülle geſetzt, welche alle zur Durch⸗ 
führung bes Gemeinwohls beftimmten Gewaltbefugnige au fi) und nothwendig 
umfaßte. Diefer dem Gemeinweien als ſolchem zuftehenden Gewalt z0g nad 


136) Urk. v. 1241 b. Racomblet IL 132: si vero nullus heres venerit... 
duse partes . . hereditatis cedent nobis et tertia pars civitgti ad augendam 
rempublicam. Bgl. den Streit und Bergleich über die Häufer der Geächteten, bie 
ber Erzbiſchof zu gleichem Antheil und Gewinn „una cum civitate‘‘ befigen will, 
ib. 279—281. 291. Urk. v. 1267 im Lũb. Urkb. TL 165: so war en juncfrowe 
ofte en wedewe sunder erer vrunde rat enen man nemet, dhe ne zcal al 
eres gudes nicht mer behalden, dan ere gescapene cledere. Van ereme gude 
scal hebben er satat tein merk sulveres, dat andere solen heben ere nesten 
erven. Priv. f. Uelzen v. 1270 b. Gengler, Etabtr. S. 496 $ 6: quod si... 
criminosus . . vivens satisfacere noluerit, civitas duas partes bonorum illius, 
judex vero tertiam sortietur; $ 7: vom erblojen Nachlaß duas partes ad 
structuram civitas et tertiam judex tollet. 

120) Vgl. den folgenden $. 

0) Bol z. B. Note 188. Priv. v. 1188. Lübed, Urkb. 10: omnia ci- 
vitatis decreta (kore) consules judicabunt; quicquid inde receperint, duas 
partes civitati, tertiam judici exhibebunt . .... Si quis autem questus emer- 
serit per causam actoris, tertiam partem judex tertiam actor et tertiam ci- 
vitas habebit. Insuper quicquid lucrum proveniet de judicio, eivitati debetur 
medietas et alia judiei. 1250 ib. 158. Priv. f. Hamburg v. 1189 b. Zappenberg 
Ar. 2388 ©. 258. Url. v. 1165 b. Seiberg L 73, v. 1259 u. 1308 b. Lacom⸗ 
blet II. 268 u. IIL 55, v. 1277 b. Gengler 524 $ 21. 

“) Bgl. unten ©. 747. 


8 28. Die Stadtperfönlichleit im öffentlichen Recht. 139 


inuen bin lediglich das anerkannte Individnalrecht der Einzelnen und Körper 
ichaften eine Grenze. | 

Die Statt war indbejondere Inhaberin der Kriegshoheit. Sie war 
bie Kriegeberrin ihrer Bürger, konnte von diefen Kriegsbienft und andere Lei⸗ 
ftungen zu Kriegszwecken verlangen, konnte daneben Söldner anmerben, hatte 
bie Verfügung über das gefammte Befeftigungsweien, das Waffenweſen und 
die Heereßorganifation, und beſaß das Recht über Krieg und Frieden!) Und 
alle dieje Befugnige ftanden ihr dergeftalt ausſchließlich zu, daß fie weder 
ganz noch zum Xheil von irgend einem Andern innerhalb der Stadt beſeßen 
werden Eonnten. Zwar waren Gilden und Zünfte von größter Bebeutung für 
das ſtädtiſche Heerweien, aber nicht als jelbftberechtigte Heergenoßenſchaften, 
fondern als Glieder des ftäbtifchen Heers. 14) Unvereinbar dagegen mit ber 
ftäbtijhen Kriegehoheit war im Innern ber Stadt das Lehnweſen alter Art, 
das Halten bewaffneter Soͤldnerſchaaren. das Recht der Kehbe.144) 

Die Stadt war ferner Inhaberin der Polizeihoheit. Sie zuerft er- 
zeugte überhaupt den bis dahin unbelaunten Begriff ber Polizei, indem fie ſich 
in allen das öffentliche Wohl berührenden Angelegenheiten die Befugniß bei- 
legte, die freie Bewegung der Einzelnen jo weit, als das Gemeinwohl es zu 
fordern ſchien, zu beihränfen. Gerade in diefer Beziehung war ‚die ftäbtifche 
Gewalt nicht nur durch höhere Gewalten am wenigften beſchränkt, ſondern auch 
nach innen hin am wenigften durch ältere Rechtöverhältnige gebunden; fie Tonnte 
fih daher hier am freieften und eigenthümlichiten ihrem inneren Weſen gemäß 
entwideln. Im die polizeiliche Machtiphäre des neuen Gemeinweiens wurden 
daher alle Angelegenheiten gezogen, in welchen ein überwiegendes Gemeinin- 
terefje zu Tage trat; insbefonbere die Sorge für Friede und Sicherheit in der 


10) Th. 1 ©. 828. Maurer I. 485—533. III. 123—182. Rathoeftatut 
aus Bochold v. 1836 5. Wigand IV. 344 f., überjchrieben: een aeverdracht, we 
ut geboedet (zum Kriegedienft anfgeboten wird), dat de stad syn hoest heor ys. 
Das Kriegsaufgebot erfolgt „von der stede wegen“ ;. ®. 1363 b. Boehmer 
623); der Bürger muß Waffen halten „zu der steite noden“ (ib. 640. 648. 648); 
„von der Stadt wegen” verfügt der Rath über die Feſtungswerle (Maurer IL 
180 Note 35—40), läßt er die Sturmglode ziehen (ib Rote 41—47), bält er 
Waffenſchau und Mufterungen (ib. Note 48—566) und erläßt er Verordnungen über 
das Kriegsweſen (ib. I. 517 Note 25—82), Das Symbol der Stadt ald Kriegs- 
berrin ift das Stadtbanner, welches daher „der stat banir‘“ heißt, 3. B. 1822 b. 
Boehmer 461 u. 6. Ennen u. Ederp I. 144. 

1 Th. I ©. 372. Maurer I. 499f. IL 415 f. Deshalb mußten die Zunft 
banner vor dem Stadtbanner verhüllt werben. 

“) Wir finden daher, daß die Städte als unverträglid mit dem Staats. 
gedanken allmälig die in ihnen ſich bildenden Mundmannſchaften befeitigen, Burgen 
im Weichbild erwerben ober zerflören und ihre Anlage verbieten, bad WBaflentra- 
gen befcränfen u. f. w. 

47° 
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Stadt,145) die öffentliche Seite der Stabtmarlangelegenheiten, 14) Die Aufficht 
über Handel, Gewerbe und Marktverfehr,147) das Baumwejen,11) das Yenerlöfd- 
weien,!*) die Straßenordnung, Neinlichkeitepflege und Gejuntheitäfürforge,12%) 
die Aufficht über die öffentlihen Sitten!) Nah allen dieſen Richtungen 
bin wnrden allgemeine Anordnungen Namens ber Stadt erlafen, Kontroll- 
und Ausführungsbeamte beftellt und vorbeugende wie ftrafente Maßregeln ge- 
troffen. Dabei übte die Stabt nicht einzelne befonders erworbene Rechte ans, 
fondern hanthabte ald Gemeinweien das öffentliche Wohl. Auf Schritt umb 
Tritt mußte fich fo dem einzelnen Bürger ber neue Staat, deſſen Glied er 
war, bemerklich machen. Sa es findet ſich fchon früh in den Städten biefelbe 
Uebertreibung des Polizeibegriffe, welche fpäter in bie Territorien verpflanzt 
wurde. 

Die Stadt vindicirte ſich aber nicht blos das Recht polizeilicher Beihrän- 
fung der bürgerlichen Freiheit zu Gunften des Gemeinwohls: fie vindicirte fi 
auch Recht und Pflicht pojitiner Kürforge für das öffentliche Wohl. Auch 
diefer Gedanke ftaatliher Wohlfahrtspflege war burdans neu. Bisher 


905) Hierher gehören außer dem Berbot ber Fehde und den Beichränfungen des 
Waffentragend die Einribtung von Tag und Nachtwachen, der Polizeiftunde, der 
Bier- und Weinglode; das Berbot des fchuellen Reitens, des nächtlichen Ausgehens 
ohne Licht, ber Zufammenrottungen und Sonderberatbungen; dad Abſperren von 
Stadtvierteln und Straßen mit Ketten; die Beauffichtigung bes Fremdenverkehrs. 
Bol Maurer II 153-161. | 

126) Aber nicht mehr, wie einft, die wirthichaftlichen Angelegenheiten ber ge 
tbeilten und ungetheilten Mark, fondern nur noch bie wirkliche Forſt, Waßer- 
und Flurpolizei. Bgl. Maurer DL 4—7. Kriegk, Bürgertfum 281. 

“N Bol Th. ı ©. 378 Note 86. Maurer III. 15—32. SInebefoudere 
veranftaftete die Stadt als ſolche eine „ Schau” vieler Waarengattungen und ftem- 
pelte die gnt befundenen Waaren mit dem fäbtifchen Wappen; fie ftellte Taren 
für Brod, Fleifh, Wein, Bier und andre Lebensmittel, fowie fir den Taglohn 
auf; fie fchritt gegen Verfälichungen ein; fie ordnete Maß und Gewicht, ſchrieb 
deren Eichungen vor und unterhielt felbft Muftermage und Stabtwagen. 

e) Schon feit Dem 14. Jahrh. finden fi vollfändige Bauordnungen, welde 
die Baufreiheit mit Rüdficht auf Zeucrsgefahr, Bequemlichkeit und Schönheit be 
ſchränken. Zu ihrer Durdfliprung finden ſich obrigkeitliche Bauſchaue umd ftäbtijche 
Bauämter. FZäger, Um 437—440. Auer 200f. Pfaff 103. Kriegf 281. 
Gewmeiner 1. 465. Maurer II. 67f. 810. TIL. 32—35. 

 Kriegt 276f. Pfaff 161f. Arnold U. 221f. Maurer 11. 36f. 

io) Kriegk 19f. 23f. Maurer III. 38f. 

Die ftädtiiche Sittenpolizei beſchränkte fi nicht bios auf Ueberwachung 
des Spiels, der Gelage, der öffentliden Luftbarkeiten, der Tänze und eine fehr ein 
gehende Regelung und Kontrolle der Proftitution, fonbern fie griff feit bem 15. 
Sahrhundert durch die detaillirten Aufwandsgeſetze ſchon in ſehr übertriebener 
Weiſe in die individuelle Freiheit ein. Vgl. Maurer IIL 83—116, 
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batten Herren nad Geſammtheiten nur die eignen Interefien verwaltet; für all- 
gemeine Wohlfahriszwecke war lediglich die Kirche vom religiöfen Stanbpunft 
aus thätig geweien. In den Städten zuerft brach ſich der moterne Gedanke 
Bahn, daß die Förderung des leiblichen wie geiftigen Bürgerwohls fittliche 
Aufgabe eines ftantlichen Gemeinweiens fei. So fiel vor Allem die Armen- 
und Siehenpflege, bisher im Alleinbefig der Kirche, an die Stadt; die Stadt 
als ſolche richtete nicht nur eine weltliche Armenpolizei ein, fie beanſpruchte 
nicht nur die Aufficht über Stiftungen und Anftalten aller Art, ſondern fie 
gründete felbjt aus öffentlichen Mitteln Armenhäuſer, Spitäler, Yindel- und 
Waiſenhänſer und organifirte eine ftädtifche Armenkafſe. 159) Wichtiger noch 
war es, daß bie Städte das äffentliche Unterrichteweien als Angelegenheit bes 
Gemeinweſens betrachteten und nach hartem Kampf mehr und mehr den Händen 
der Geiftlichkeit entrangen, fo daß jchon am Ende tes 13. Jahrhunderts viele 
Städte Stadtſchulen unter ſtädtiſchen Schulmeiftern aus dffentlichen Mitteln 
grünbdeten.153) Ehenfo aber jorgte die Stadt aus Öffentlihen Mitteln für bie 
Sefundheitöpflege, indem fie 3. DB. öffentliche Babhäufer und Badſtuben an- 
tegte,1>4) auch ſtädtiſche Aerzte, Thierärzte, Apotheker und Hebammen anftellte 
und hbefolbete.135) Für Handel und Verkehr forgte die Stadt durch die Anlage 


2) Krieg, Bürgertfum 81f. 105f. 125f. 182 f. 136 f 140. 144 f. 
155 f. 162 f. Maurer III. 41-57. Beijpiele von Epitälern unter ſtädtiſcher 
Berwaltung b. Oche TIL 224. 226. 659. V. 174; Jäger 476f. 482f.; 
Reumann, Görlig 671. 673. 674; Mone I. 155—161; Sökelaud 36 f. 40; 
Zidicin IH. 100 (eine vom Gtadtrath eingefepte und ihm rechnungspflichtige 
Verwaltung über das heilige Geift- und das Georgen-Epital zu Berlin); Urk. v. 
1268 f. Salzwedel vb. Lenz IL 57 u. 58 (ipsa bona committimus procurationi 
consilii veteris civitatis S.). Städtiiche Almofenämter und Bettelvögte, Almofen- 
faften und Almofenordnungen finden fih auch fchon feit tem 14. Jahrhundert. 
Auch ſah feit Diefer Zeit ber Rath die Unterbringung von Waifen und Yindel- 
kindern als feine Sache an. Vollendet wurbe freilich bie Verweltlichung und tie 
planmäßige Organtifation ber Armenpflege erft. jeit ber Reformation, indem nun 
Die eingezognen Stift. und Mloftergüter für den „gemeinen Almofenkaften” ver⸗ 
wandt, diefer den „Seckelherrn“ oder „Almofenpflegern” unterftellt, als Oberhörden 
„Almofenämter” eingerichtet und als untergeordnete Beamte „Bettelvögte” ober 
„Bettelmeifter” ernannt wurben. 

155) So Hamburg 1289, Wien 1296, Stendal 1351, Braunfchweig 1420 (nach 
dem Tjährigen „Papenkrieg“), Kempten 1462. Die Geiftfichen gaben ihr Monopol 
meift nur gezwungen auf. Epochemachend war auch hier erft die Reformation. 
Manche Städte gründeten feitben bekanntlich felbft Hochſchulen, viele Näbdtifche 
Bibliotheken. Bol. auh Maurer II. 57—81. 

133) Jäger, Ulm 499. Pfaff, Eflingen 240. Maurer II. 120-128. 
Der Rath beftimmte Badtage und Badgelder; für Arne waren „Seelbäder” ein- 
gerichtet; das Ganze war meift zu Guuften der Stabtlafle an einen Bader 
verpadhtet. 

»), So in Ulm, Augöburg, Nürnberg, Ehlingen, Bafel, Sranffurt, München 
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von Märkten und Berlauftballen, durch den Erwerb von Stapel- nud Nieber- 
Ingsrehten, durch die Anftellung vereideter Mäfler und viele andere öffentliche 
Enrichtungen.6) Selbft die Beranftaltung von Vollsbelujtigungen, Schübßen- 
feften und Umzügen, die Einrichtung von Tanzfälen und Tanzpläten, die An- 
lage von Trinkftuben und Gaftbäufern, die Anftellung und Befoldung von 
Spielleuten, Pofjenreißern und Stadtnarren betrachtete die Stadt ald Gemeinbe- 
fache.537) Und wenn viele Städte Franenbänjer ale öffentliche Auftalten von 
Staats wegen errichteten, durch Rathsordnungen bie innere Organilation ber- 
jelben und bie Rechte und Pflichten ihrer Vorſteher (Frauenwirthe und Frauen⸗ 
wirthinnen, and „Aebtiffinnen* oder „Königinnen“) feftfeßten, nnd ihre Be» 
auffichtigung einem Rathsansſchuß und vereibigten ſtädtiſchen Unterbeumten 
anvertrauten, jo wird auch hierfür als Motiv die Pilege ber öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt angegeben.!2®) 

Die Stadt als ſolche war ferner das Subjekt ftaatliher Finanzhoheit 
und unterſchied fih durd die Einrihtung eines äffentlihen Haushalts 
von allen berrichaftlichen und genoßenſchaftlichen Verbänden alter Art. Sie 
bedurfte nämlich zur Durchführung ihrer Zwecke äußerer Mittel. Dabei ſtaud 
fie nun zwar als Bermögensjubjeft in privatrechtlicher Beziehung den Ginzelnen 
gleih. SInfofern aber, als Anfbringung, Verwaltung und Berwenbung bes 
Bermögens in Frage ftand, trat fie auch bier den Einzelnen ald Gemeinweien, 
als höhere Perſon des öffentlichen Rechts gegenüber. Die Stabt bezog daher 
ihre Einnahmen zunächſt zwar wie jede Privatperfon aus ihrem zufälligen 
Bermögen; fie betrieb auch wol für eigne Rechnung einträgliche Gewerbe, wie 


u. f. w. Jäger, Um 442f. 452. 457; Angeburg 155; Hegel, Chronik ber 
fränt. Städte I. 258 (1877); Pfaff 288f. 241; Ochs II. 448, IIL 565; 
Manrer III. 117f.; Krieg, Bürgerzwifte 449. 657 f. (der stede wondarzt); 
Bürgertfum Bf. Der Lehtere theilt auch den Alteften ärztlichen Dienfbrief aus 
Frankfurt v. 1881 ©. 58 f., andere Dienfbriefe S. 5459 und ben Dienfitrkef 
eined Stadtapothekers S. 67 f. mit. Der Stabtarzt fol die in Räbttichen Spitälern 
befindlichen Kranften und Alle, die „von der Stadt wegen” verwundet find, um⸗ 
fonft heilen. In Frankfurt gab ed auch befoldete Stadt-Afronomen als Kalenber- 
macher uud Wetterpropheten, ib. 11. 

0) Vgl. oben $ 26 Rote 105 u. 108. Maurex IIL Sf. 28. 

187, Maurer I. 521f. DL 98 f. Stäbtiiches Gaſthaus in Bremen, Stat. v. 
1803 b. Delrichs 29—80, Donanbt 1. 840; in Coesfeld 1445, Sökeland 89 
—40; ebenda ftäbtifche Wein⸗ und Bierkeller, ib. 25 f. 65 f. Städtifche Spielleute 
in Bafel, Os V. 112; b. Jäger, Ulm 586 f. u. Augeburg 166; in Sranffurt 
nach Kriegk, Bürgerth. 418; nach Urk. v. 13245 14 u. 13828 8 47 b. Tzſchoppe 
u. Stenzel 506 u. 535. Ein ftäbtifcher comes joculatorum 1834 u. 1838 im 
gab. Urkb. 11. 518 m. 519. 

18%, So in Lübel 1442 b. Pauli, luͤb. Zufläude 200: pro utilitate civi- 
tatis et causa reipublice. Doch wirkten wol auch financielle Gründe mit. Bol. 
auch Pfaff, Ehlingen 167. Manrer III. 108 f. 
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fie jeber Einzelne betreiben konnte: darüber hinaus aber befaß fie zur Deckung 
ihrer finanziellen Bedürfniße gemeinheitlihe, mit ihrer ftaatlihen Natur zu⸗ 
ſammenhängende Rechte. Dahin gehörte vor Allem das ftäbtifche Beſteue⸗ 
rungsredht. Daffelbe war ein Recht der Stadt als einheitlicher Perſonibo): 
aber e8 war in ihren Händen nicht mehr ein Inbegriff einzelner Gerechtſame 


‚and Hebungsbefugniße, wie fie auch ein Anderer befigen Tonnte, ſondern das 


ftaatliche Hoheitsrecht eines Gemeinweſens, feine Glieder als folhe um bes 
Öffentlihen Bebürfniges willen zu belaften. 19) Ebenſo wurben die von ber 
Stadt erworbenen nubbaren Regale, wie Zölle, Münze, Salzmonopol, Rechte 
Der Stadt al folder: 261) auch fie aber veränderten zugleich ihre frühere Natur, 
indem die Stadt fie nicht gleich den früheren Inhabern als veränßerliche und 
theilbare Gerechtiame betrachtete und zu Lehn gab, ſondern als integrirende 
Beitandtbeile ihrer Finanzhoheit ftantlich behandelte und daher durch verant- 


220) Daß das Befteuerungsrecht ein Recht „ver Stadt“ if, wird oft auddrück⸗ 
lich gefagt; 3. B. Priv. f. Lechnich v. 1279 b. Gengler, Stabtr. 241f. $ 17: 
jura faciat, quecunque exigit opidum predictum; Url. v. 1288, 1318, 1482 b. 
Mofer, Reiheftäbt. Hob. I. 98. Grimm, W. DIL 599: der stadt stewer u. 
bete. Deshalb wird auch der Faiferliche oder Iandeöherrliche Konfens zur Erhebung 
von Ungelt, Zöllen und andern indirekten Steuern der Stadt als ſolcher ertheilt, 
3. B. Url. v. 1264 b. Lacomblet II. 818, Ennen u. @derg IL 519, Ennen, 
Geſch. 11. 625 f. u. 661; Priv. f. Regenöburg v. 1280 $ 20; Uri, v. 1888 b. 
Boehmer 525; Gotlarer Stat. v. 1252 6. Goſchen 116; Lehmann, Speier 
680; Ur. v. 1282 u. 1316 b. Schreiber I. 98. 96. 200; v. 1808 f. Goeäfeld 
b. NRiefert I, 2. 484; v. 1473 6. Gercken, Cod. dipl. Brand. VIII. 508 f. 
Bel. auch Const. pac. d. 1285 $6 b. Pertz 1V. 316: ne domini vel c ivi- 
tates, pretextu faciendarum municionum vel alia quacumque de causa, 
telonea vel exactiones instituant, que vulgo dicuntur ungelt. — Natürlich ift 
aber nichts Anderes gemeint, wenn ben Bürgern oder der Bürgerſchaft das Recht, 
Steuern zu erheben, ſich ſelbſt zu befteuern, Steuern unter fi zu ſetzen u. f. w. 
zugefchrieben wird; 3 ®. 1288 b. Remling 217: tributum quod vulgariter 
dieitur ungelt ... concessimus civibus Spirensibus; 1288 5. Schannat 145: 
die burger gemeinlich haben das recht geschozze oder ungelt zu setzen. 
Denn wenn auch bie Bürgerſchaft in vielen Städten bei Auflage neuer Eteuern 
mitwirken mußte, tritt fie doch nicht als Geſammtheit alter Art, fonbern als 
ſtaͤdtiſches Organ, neben dem Rath und vielfah nur durch Deputirte (3. B. in 
Freiburg u. Hagenau durch 24 ehrbare Bürger, Urk. v. 1275 b. Schreiber I, 1. 
82 u. v. 1332 b. Schöpflin II. 145) auf. Bat. unten $ 30. 

se Vgl. Note 45- 53 zu $ 27, oben Rote 34 u. unten $ 29. 

ı00) Bol. oben Note 48. 61. 62 zu $ 27. Städtiſches Salzmonopol in Bafel 
fett 1862, Oche II. A411 f.; tn Salzwedel, Zimmermann 1. 299. Urf. v. 1262 
b. Lacomblet U. 292 u. Ennen u. Ederg Il. 454: die staid van Colne 
sal behalden die assise, 1258 ib. 878: di birpennige... die sal niemen half 
di bischof inde half die stait. Ark, v. 1846 b. Boehmer 606: Münzrecht 
der Stadt. 
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wortliche Beamte zum Nußen tes gemeinen Weſens verwalten fie!) Reichten 
die gewöhnlichen Einnahmen nicht Hin, fo nahın bie Stadt Schulden auf und 
brachte fo aud den Gedanken ter öffentlichen Schulb zuerft zum Durhkruch.10®) 
Und was die Berwaltung und Verwendung bed Stabtvermögens ketraf, fo 
wurbe bie neue Anſchauung, daß basjelbe lediglich für die äffentlichen Zwecke 
bes ſtaatlichen Gemeinweſens beftimmt ei, bie Duelle ganz neuer Einrich⸗ 
tungen, welche zulegt zu einer geordneten Finanzuerwaltung und Finanzkontrolle 
fährten.'®) 

Die Stadt war endlich dad Subjekt der ftäbtifchen Amtshoheit und 
zeigte auch in biefer Beziehung cine wahrhaft ftaatlide Natur. Inwieweit 
die zahlreichen ftädtiichen Beamten als Organe ter Stabt zur Darftellung ihres 
Gemeinlebens berufen waren, wird fi) unten ergeben ($ 30). Hier ift zn- 
nächft nur hervorzuheben, daß die Stadt als ſolche allen ihren Beamten, dem 
Rathmann wie dem Schöffen, tem Bürgermeifter wie dem Thurmwächter, den 
Richter wie dem Bettelvogt, als rein politifhe Amtsherrin gegenübertrat, und 
dag die Stellung aller ſtädtiſchen Funktionäre als Dienft bes gemeinen We 
ſens von der neuen Idee tes Staatsamts ausſchließlich durchdrungen wurde. 
Die Stadt als ſtaatliches Gemeinwejen war es, welche jeden Beamten anftellte 
oder entließ!®) und, wenn es nöthig, einen befonteren Dienftvertrag mit ihm 
abſchloß, Beftallungsbriefe ausfertigte und Dienftreverfe entgegennahm. 16%) Ihr 


ıe) Arnold I 258. Falle, Geſchichte des deut. Zollweiend, ©. 86 f. 

163) Arnold II. 274 f. 

10) Vgl. die beiden folgenden 88. 

65) Auch wo bie Bürgerfchaft wählte, handelte fie als ſtädtiſches Organ, nicht 
als felbfiberechtigte Vielheit. Vgl. unten $ 30, Daher Eonnte hier fo gut wie bei 

einer Ernennung buch den Rath gefagt werden, „bie Statt” ſetze die betreffenden 
Beamten ein. Bol. fhon Priv. f. Freiburg v. 1120: civitas committat; f. Speier 
v. 1198: civitati . . indulsimus, ut libertatem habeat duodecim ex civibus 
suis eligendi; Wrf. v. 1396 b, Hontheim II. 301: darumb sunderlich, dass 
die statt von Trier zwene burgermeisterg in die statt gesetzt hait. Sgl. bie 
folgende Note. 

166) So beſonders bei ber Auftellung der notarii civitatis, Stabtichreiber, 
Syndiei. Bgl. 3. B. Urk. v. 1270 im Lüb. Urkb. I. 303-304: Notum sit, quod 
magister Hinricus de Wittenborne dictus se obligavit civitati Lubicensi ad 
commanendum, ad faciendum servicia possibilia infra civitatem et extra, ad 
scribendum, ad legaciones cum necesse fuerit in expensis civitatis agendum 
ad consulendum in causis spriritualibus tempore opportuna. Pro eo labore 
contulit ipso Hinrico civitas annis singulis 30 marc. den. dativorum ad tem- 
pora vite sue. Insuper dabuntur eidem, nomine civitatis, annuatim in festo 
pasche 6 marc. specialiter ad vestitum. Praeterea semper habebit iatum Ii- 
brum, de quo recipiet a qualibet materia inscribendi tres nummos. Acium 
in domo consulum a consulibus nomine civitat’s. Vgl. 1289 ib. 487. Nürnberger 
Befallungebriefe b. Siebenlees IT. 96; Ulmer b. Jäger 442f. 458. 454; 
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wurde der Amtseid, von Bürgermeiflern, Schöffen und Rathmannen 197) wie 
von jedem andern Angeftellten,16®) geleiftet. Ihr ſchuldete jeder Beamte Treue 
und Gehorfam, Rechnung nnd Verantwortung, gleihwie fie ihrerjeit ihn zu 
fügen und zu vertreten, ja für ibn zu haften Hatte!®) Sie war bie Quelle 
der amtlihen Machtbefugniße!?0) und ihr gegenüber waren allgemeine wie be- 
fendere Amtspflichten begründet. 171) Sie enblidh leiftete dem, der für fie 
thätig war, Solb oder anderweite Entſchädigung.?2) Dieſes ganze Rechtever⸗ 


Vertrag mit dem ftäbtifden Brunnenmeifter v. 1838 6. Schreiber, Breib. Urkb. 
I. 301. Dienftbriefe von Stadtärzten und Stabtapothelern b. Krieg, Bürgerth. 
53—59 u. 67f. Vgl. auch die Notiz im lüb. Kämmereibuch, Lüb. Urk. II. 1081: 
Cirulicus (erhält eine Summe)... pro quibus familiam civitatis lesam vel vul- 
neratam in quocunque tempore gratis curabit et sanabit. Evoluto anno, si 
placaerit civitati, eum ultra poterunt retinere; si autem ipse & civitate vo- 
luerit separari, in sus stabit opinione. — Vgl. auch über die Eöldnerverträge 
oben Note 113—115. | 

w, Schon im Magdeb. Schöffenweisth. 6. Tzſchoppe u. Stenzel 272 
& 9 Heißt ed: ad tuendum civitatis honorem soli XII scabini, qui ad hoc electi 
sunt et statuti et quia civilati juraverunt, frequentiaus consedere debent et 
studere. Die Eidesformel der Magdeb. Rathmannen lautet 1261 ib. 351 8 1: 
der Stat recht unde ir ere unde iren vromen zu bewarende. Bgl. 1304 ib, 
449 8 3. Allgemein heißt es 1273 6. Schaab I Nr. 46 ©. 71: uf den eyd, 
den jeglicher rat sinre stat hat getan. Bgl. den Speirer Raıhdeib 1333 ib. 
Nr. 93 ©. 131. Hat die Stabt einen Herrn, fo wird oft ihm und ber Stadt ge 
fhworen. So fhwört in Frankfurt 1358 b. Boehmer 658 der Rathmann dem 
riche, dem rade und der stad. Urt. v. 13800 &. Schannat 157: Eid, den er 
dem bischof und der stat gesworn hat. In Freiburg „dem burgermeister .... 
an des herren und der stette stat“. In Köln ift es 1258 b. Lacomblet IL 
247 einer ber Beichwerbepunfte: quod ipsi cives.... suos concives, qui nec ci- 
vitati nec ecclesiae fidelitatem juraverunt, eligunt in consilium civitatis, ut 
spretis aliquibus scabinis juratis de consillo non juratorum civitas ipsa 
regatur. 

108) Bol. 5. B. eine Anzahl von Eidesformeln im Kölner Eidbuch v. 1341 b. 
Ennen u. Ederg I, bef. ©. 30 a. 123, 31 a. 125, wo Schreiber, Boten u. f. w. 
swerin, der stede getruwe inde holt ze sine... inde truweligin zu werven 
der stede beste. Bol. auch oben Rote 113 u. Maurer IT. 245. Grimm, ©. 
III. 509. 

16%) Bol. ben Inhalt der Eidedformeln in Note 167 u. 168, oben Note 113 
u. 114, unten 8 30. 

110) Bol. Note 165. Deshalb nahm der Beamte alle Amtshaublungen „von 
ber Stadt wegen‘, nomine civitatis u. f. w. vor. Auch biieb zum Theil eine 
fombolifge Amtscinweifung, beſonders durch Stab und Giegel, üblih; Maurer 
II. 245 f. 

179) Bol, 3. B. die Verträge in Rote 166 (se obligavit civitati) und die 


Aufführung der Schöffenpflichten In Note 167. 


ın) Vogl. Note 166 („pro eo labore‘). Befonders charakteriftifch ift ed, wenn 
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haltniß zwiſchen einem Gemeinweien und feinen verantwortlichen, beſoldeten 
öffentlichen Beamten war etwas durchaus Neue. Denn vorher hatte es mur 
Vollmachten, Dienft- und Amtslehen, nutzbare Anıtögerechtigleiten unb anbere 
halb oͤffentlichrechtliche halb privatrechtliche Befrgniße gegeben. Auch in tem 
Städten ſelbſt waren ja bie öffentlichen uud herrſchaftlichen Aemter, richterliche 
wie finanzielle, durchaus patrimonial geblieben und wnrben Anfangs von Den 
Städten als veräußerliche und lehnbare Gerechtiame alter Art erworben. 173). 
Seitdem indeß ter Begriff bes öffentlichen Amtes einmal durchdrungen war, 
mußte die alte Unvolllommenheit verfchwinden. Auch das neue Amtsverhältuig 
freilich behielt infoweit, ald es einen obligatorischen Dienftvertrag enthielt, eine 
privatredhtliche Seite. Aber dieje ftand jelbftändig für filh wie bei ben heu- 
tigen Staatsamt da. Das öffentlihe Amt als ſolches war rein fiaatlicher 
Natur. Und diefer Charakter des Amts fchien fo jehr mit dem Begriff der 

Stadt gegeben, daß nicht nur die neuen Gemeinbeämter ihn treu bewahrten, 

fondern auch die von den Städten erworbenen Erb- und Lehnämter alter Art 

ihn mehr und mehr annahmen. So wurben in den Städten zuerft die öffent- 

lichen Aemter zu wirklichem Staatsdienft; fie warden unveräußerlich, 17% um 


in den Jübifchen Kämmereibüchern aus dem Enbe des 13. Fahrh., Urkb. 11. S. 1077, 
unter den ftäbtifchen Ausgaben „redditus quos dat civitas... officiatorum“ auf- 
geführt und als folche befoldete officiati der civitas Dürgermeifter, Notare, Priefter, 
Bogt, Syndikus, Geſandte, Zollbeamte, Leuchithurmswädter, Bilder, Büttel, 
Straßenkehrer (stratenveghere) nebeneinander genannt werden. Über wenn es 
in einer Freiburger Kämmereirechnung b. Schreiber II. 83 f. heißt: „dis zint die 
löne, die die stat Friburg git“, und dann aud bier Bürgermeifter, Ammeiſter, 
Schultheiß, oberfter Zunftmeifter w. f. w. mit Helgern, Bannwarten, Zollern, 
Todtengräbern, Thurmwachtern u. |. w. zufammen unter den Gelöhnten erjcheinen. 
Und ebenfo wird in Teymler's Stadtbuch von Frankfurt a. ©. b. Zimmermann 
IL Urkb. 70 unter „der Stadt Ausgaben“ aufgeführt die Beſoldung ber Bürger. 
meiſter, Rathmannen, Hospitalvorftände, Kirchenvorftäude, Stadtſchreiber, Zöllner, 
Wagemeifter, des Thorknechts, des Reitvogts, des Fiſchmarktmeiſters, der 4 Reli» 
Inechte, des Hausvogts, Wagenknechts, der Marfteller, Stadtboten ımd Läufer, 
Thurmmwäcter und Trameter, Wachfeger, Thormwärter, Holzſetzer, Tannmeifter, Ko⸗ 
burger, bed Vorſprech, Peynle (Ankläger), Armberftirer, Maurer, Ziegeler, bes 
Zimmermann, Bierfchröder, Küfter, Klaufener, der Mäteler, Hirten, Büttel, Todten- 
gräber, Bierrufer, Trinkgelder, Wächter. 

8) Bol. oben Note 58—62. Weber bie Erblichleit der alten Aemter in ber 
Stabt auch Maurer III. 349 f. 447. 502. 505, unb über ihre Behandlung als 
eigned Recht ib. 8650 u. 519. — In Bajel behandelte der Biſchof fogar bad ihm 
zufiehende Ernennungsredht bes Oberzunftmeiftere aus den Achtbürgern, ſpäter ab- 
wechſelud aus Stuben und Zünften, patrimonial. Denn er verlaufte ed 1424 auf 
Wiederlauf an die Stadt und Löfte es fpäter wieder ein, bid ed 1521 definitin am 
die Stadt kam. Ochs II. 349f. III. 149. 158. 154. V. 19. 347. Deusler 


847 a. 587. 
29), Bol. über einzelne Ausnahmen oben Note 66, — Keine Ausnahme ba 
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theilbar, 175) unvererblich; 176) fie begründeten für den Inhaber weder eignes 
noch geliehenes Recht, jondern gaben ihm lediglich die Befugniß zur Ausübung 
gemeinheitlicher Funktionen; 177) fie mußten im Intereſſe des Gemeinwejens 
und nicht mehr im eignen Intereſſe verwaltet werden; 178) fie fireiften jedes 
Merkmal eines nubbaren Rechtes ab, intem mit ihnen allerdings häufig nicht 
blos eine in Geld und Naturalien beftehende Beſoldung, fondern auch Antheil 
an Aıntögefällen, Strafgeldern und Nubungen verbunden war,17) immer aber 
die Idee lebendig blieb, daß auch ſolche Bezüge nur einen Theil bes „Lohnes“ 
für die dem Gemeinwejen geopferte „Arbeit“ bilbeten.1%) 


gegen ift es, wenn die Stadt öffentliche Einkünfte, Abgaben oder Zölle verpachtete 
oder verpfändete. Denn dies war keine Veräußerung ober Begründung einer eignen 
Amtögerechtigkeit, ſondern lediglich eine zeitweife Uebertragung der einzelnen He» 
bungen, um fie jo für bie Stabtlaffe nutzbar zu machen. Es war eine finanzielle 
Berwaltungdmaßregel. Vgl. bezlüglih Kölns Ennen D. 527—528, wo auch Padıt- 
fumme, Padtzeit und Pächter einzelner Einkünfte angegeben werden; Urk. über 
Berpfändung resp. Verpachtung bed Malzpfennigd, bed Bierpfennigs u. |. w. an 
eine Gefellfhaft von Bürgern v. 1275 b. Ennen u. Eder IIL 80f. 89f. 94. 

1180) Daher Hörte auch bie früher mögliche Beftellung von Stellvertretern 
(Maurer IH. 348. 860. 357. 447. 448) auf. 

170), In Frankenberg in Heflen befchwerte fich daher die Gemeinde im 14. Zahr- 
hundert bezüglid der Rathsämter ald über ein Unrecht darüber, dasz die ge- 
schlechte es wolten vor erbämter haben. Maurer IL 521 Rote 4. 

177) Daher die Bornahme aller Amtöhandlungen „im Namen ver Stadt”. 
Bgl. unten 8 80. 

20) Daher die Berantwortlichkeit aller fräbtifchen Beamten und bie Einführung 
einer öffentlichen Kontrolle. 

vo Bol. Pfaff, Ehlingen 107f. 5A4f. Gemeiner IIL 688 u. 684. 
Ochs M.76. Schreiber I. 135 u. U.88—86. Fabricius, Etralfund 29-80. 
Kriegt 397—407 (def. über die Rathömahlzeiten auf Stadtkoſten). W. Gersten- 
berger, Chronic. Frankob. b. Kuchenbecker, Analecta Hass. II. 159, wo- 
nad Richter und Schöffe von neu aufzunchmenden Bürgern ein beflimmtes Duan- 
tum Wein erhielten. Manrer IIL 247. 

w) So bezogen in Köln die Ratheherren ſowol ald die Bürgermeifter und 
einzelne Ratbebenmte von allen Strafgefällen einen beftimmten Antheil, erhielten 
für jede Sitzung ein Praefenzgeld, bezogen bei allen Verpachtungen ftädtiſcher Ge⸗ 
fälle für fi) den Weinkauf, durften bei jeder im nterefje der Stabt vorgenomme- 
nen Handlung ein Eßen auf der Stadt Koften und Wein vom Stadtwein ver- 
langen und an einigen Tagen bes Jahres Rathseßen vom Gut der Stabt geben: 
allein bied Alles war gefeplich firirt und wnrde ganz ausdrüdlich dadurch motivirt, 
daß „bie Mitglieder bes Rath viel Zeit verfäumten und Vieles um ber Stabt 
willen arbeiteten‘. Vgl. die Eidbücher v. 1821 u. 1341 b. Ennen u. Ederg 
I. 6a. 20 u. 21; 18a. 26; 20a. 83, 34, 36f.; Ennen, Geſch. v. Köln 11. 494. 
496, 513 f. 588. 
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8.239. Die Stadtperfönlichkeit im Privatrecht. 

A. Die Rechisfähigkeit der einheirlichen Stadtperjönlichkeit erftredite ſich 
fo gut auf das Privatrecht wie auf das öffentliche Recht. Nur ſolche Rechts⸗ 
verhältniße, welde, wie Familienrecht und Juteſtaterbrecht, auf phyſtſchen 
Eigenſchaften des Einzelmenfchen beruhen, blieben der Statt fremd. Ihre 
Privatrechtsfähigkeit war daher im Weſentlichen Bermögenzfähigteit. Als Ber- 
mögensfubjett aber übernahm die Stadt nach allen Seiten bin bie Funktionen, 
welche ehemals die Geſammtheit gehabt hatte. 

L Im Sachenrecht zunächſt wurbe jeht der Statt als folder ſowol 
eine Gewere zugefhrieben,t) fo daß die alte Gefammitgewere fidh zu ter ein- 
heitlihen &ewere einer juriftiichen Perſon verdichtete, als Eigenthum und 
dingliches Recht beigelegt. 

1. Was zunächft das Recht der Liegenſchaften angeht, ſo iſt wegen 
des engen Zuſammenhangs mit den Grundlagen des Gemeinweſens die Auf⸗ 
loͤſung des alten Geſammteigenthums bereits oben beſprochen worden. Dabei 
hat fich herausgeftellt, wie die politiſchen und privatrechtlichen Beſtandtheile 
des alten Grundeigenthums ſich von einander trenuten, in privatrechtlicher Be⸗ 
ziehung aber freies korporatives Eigenthum der einheitlichen Stadt und freies 
Eigenthum der Einzelnen nebeneinander traten. Zugleich bat ſich ergeben, daß 
der größte Shell der alten Gemeinmark ausjchliegliches Alleineigentkum der 
Stadt wurde?) und ihren Eorporativen Zwecken tiente, mochte ed nun unmit- 
telbar für öffentliche Einheitezwecke verwandt, mochte es mittelbar zu Gunſten 
der Stabtkaffe benupt, mochte es für ben öffentlichen Gebrauch beſtimmt oder 
mochte es durch die Gemeindeglieder als folde in der Yorm bürgerlicher 
Nutzungen benutzt werben.®) Aber auch wo fi Sonderrechte der Bürger an 
‚ ftäbtiihem Gut erhielten, war zwar Geſammteigenthum vorhanden, jedoch Ge- 
jammteigenthum neuer Art, jo daß in der feft beftimmten Sphäre ber zu Ein- 
heitsrecht abgetrennten Eigenthumsbefugnige auch hier die Stadt als foldye allei- 
niges Subjeft wurde.“ 

Die Folge war, daß in der Zeit der Vollendung bes Stadtbegriffe die 
Stadt in ihrer unfihtbaren Einheit als Gigenthümerin von Grund nnd Boden 
bezeichnet und gedacht wurde. Man ſprach von einem Eigenthum ber Stadt 
an ihrer Allmende und den darin enthaltenen Waldungen, Weiden und Ge 


1) So iſt in dem Urtheil der Mannen zu Donyn v. 1426 b. Schirrmacher, 
Urkb ber Stadt Liegnitz Nr. 570 ©. 350 von einer „gebruchlichen“ nnd ven 
einer „rechten‘‘ gewere ber Stadt Liegnig die Rebe; z. B.: „ee dy stad Legnicz 
dy heyde kauft und in gewere genomen haben“. 

2) 5 26, bei. Note 60—31 u. 104—122. 

3) 8 26 Note 115—121. | 

* 8 26 Note 124—127. 
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wäßern,5) fowie an ben gleichfalls zur Allmende gereihneten Straßen, Märkten, 
Brücken, Brunnen, Feftungswerfen und Thoren.) Man legte derjelben Stadt 
ein &igentbum bei an ten bejonderd erworbenen Gütern, Baupläten und 
Grundftücken innerhalb oder außerhalb des Stadigebiets.) Man erkannte ein 
Privateigenthun ber Stadt als foldher an öffentlichen Gebäuden an, an ihrem 
Rathhaus, den Gerichtögebäuben, ben Gefängnißen, an Zeughäuſern, Marftällen, 
Wachthauſern, an Schulen, Armenbäujern, Spitälern, Babftuben, an Kauf. 
bänfern, Gewerbehallen, Tuchhallen, Börfen, Lauben, an Brotbänfen, Fleiſch⸗ 
fcharren, Schuhbänken, Pachöien, Niederlagshäujern, an Kornböben, Waaren⸗ 
fpeichern u. |. w.?) Und man vinbicirte der Stadt als ſolcher dasſelbe Pri- 


3) Bgl. oben Rote 122 zu 8 26 und die bort angeführten Ausdräde „der 
stat gemeine weide“; „unser stette almeinde“; „der stett ir almeinde“; „ter- 
minis civitatis, ... . ut teneat ipsa civitas“; der statt almend“. Rathsordn. 
v. 1491 in Basler R. D. I. 217. 218. 221: der stett ir almeinden; ... der 
ganzen gemeinen statt B. ire allmeinden; . . damit der statt ir allmeinden 
unbekümbert pliben. Priv. v. 1246 f. Gemünde b. Gengler, Stadtr. 302: 
silva quae adjacet civitati . . . cum omnibus pascuis et tali jure attinet civi- 
tati, sicut possedisse dinoscitur ab antiquo. Priv. f. Nügenwalde v. 1312 ib. 
888 & 7: ad locum, in quo proprietas et termins ipsius civitatis terminantur. 
Ark. v. 1307 im Lüb. Urkb. 11. 1043: civitas habet .. . longum pratum. W. 
v. Meiningen b. Grimm III. 599: der stat mülgraben. Bgl. auch oben Note 
1 u. Dunder, Geſammteigenthum 175—176. 

6) Stabtorbn. v. Hüfingen v. 3452 b. Mone, Zeitfehr. XV. 427 a. 4: es 
söllen auch all offen gassen zu Hüfingen in der statt allmend sin. Ochs V. 
81: der statt almend, wege, stege und brunnen. Andre Beifpiele oben in 
Rote 105 zu 8 26. Bezüglich der Feftungswerke Maurer 1. 103—129. 466 f. 
u. I 69f. Einräumung eines Thors feitend der Stadt an ein Klofter 1300 b. 
Ennen ID. 585 Rote 1: Nos priorissa totusque conventus de albis dominabus 
in Colonis notum facimus, quod porto civitatis Col. attingens monasterium 
nostrum ez parte civitatis nobis est concessa. Urk. v. 1275 in Note 86 zu $ 26: 
civitati vendidimns totum forum. 

?) Bol. Note 53 zu 8 26, be. Urk. v. 1281: civitati .. villam .. sub pro- 
prietatis titulo. Urf. v. 1284 im Lũb. Urkb. L 66. Url. v. 1224 b. Tyfchoppe 
u. Stenzel 284, wo ber Fürft „civitati.. propriam villam nomine Andreowicz 
cum omnibus suis attinentiis* fchenlt. Urk. v. 1259 6. Gudenus IL 132: 
fundus ipsius castri Wissenowe . . et fossatem civitati Moguntine perpetuo 
attinebit; et ipei cives de lapidibus dicti castri W. pro suo beneplacito 
quicquid voluerint ordinabunt. Urf, v. 1258 b. Ennen u. Ederp U. 401: 
die Stadt verfauft Grunbftüde; preser. vero hereditates sicut civitas tenuit et 
possedit in sua proprieiate libere obtinebunt. Bgl. Lũ b. Urfb. IL 47 (hereditas). 
1310 ib. 286: Die Stadt verkauft Yeder; quos agros eo jure et prophietate, prout 
owitas hactenıe possedit ... . idem H. et successores sui amodo possidebunt, 
salvo tamen civitati judicio. 

&) Bol. oben Note 86 u. 107—108 zu 8 26. Ode V. 86f. Fidicin J. 
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vateigentbum au allen zufällig in ibrem Beſitz befindlichen Gehinden umb 
Häufern, an Gafthöfen, Mühlen uud antern gewerblidien Etablifſements) 
Ghenjo aber betrachtete man jetzt die einheitlihe Stabt als das Subfeft 
der ehemals zu Geſammtrecht keiegenen dinglichen Rechte. Sie war Obereigen- 
thümerin nad Lehnredht oder Landrecht und Hatte mit oder ohne Berichumg 
hierzu dingliche Zind- und Rentenrechte, Reallaſtberechtigungen jeder Art, Nä- 
berrechte u. |. w.!%) Sie konnte aber auch Untereigenthümerin fein und vaffal- 


49. IIL 46. Jäger, Ulm 419. Benfen, Rotenburg 388. Neumann, Görlis 
110. Rößler, Brag 173. v. Lancizolle 66. Manrer L 505f. II. 45 64. 
DL 8f. 120. Krieg, Bürgertfum 402 f. Bei Ennen n. Ederp 1. 423444 
iR oft von „der stede torne“ bie Rebe, 1256 ib. II. 868 „cubiculorum pertinen- 
tum civiteti“, 

N) Bgl. Rote 110 zu 3 236. Ein Gaſthaus im Eigenthum der Stadt nad 
Bremer Gtat. v. 1805 b. Delrihs 29-30, Donandt L 340; in Goedfelb 
1445 b. Göteland 39 u. 40. 126% 2üb. Urkh.: tabernae civitatis. Etäbtifche 
Mühlen find fehr Häufig. 3.9. 1233 im Lüb. Urkb. I. 63: molendina ad ci- 
vitatem pertinentia . . . quae ad civitatem pertinent pleno jure; 1239 ib. L 
87. 1823 ib. 379: die Müller follen zwei ftäbtifche Mühlen benuten, nec in om- 
nibus molendinis sive intra civitatem sive extra sitis molendinarii quicgnam 
proprietatis habent, nec etiam in omnibus eorum attinentiis, nisi solum in 
molaribus, qui ipsis pertinent et non civitati; 377: et deinceps quam acger 
quam piscina et piscacio eivitati libere pertinebit. Ein ſtädtiſcher Kornfpeicher 
1806 ib. IL 165: de granario .. . ex parte civitatis edificato. 

0) neber frädtifches Lehnsobereigenthum Note 116 u. 117 zu $ 37 und be 
züglich der au einzelne Geſchlechter zur Bertheidigung fortgegebenen Thürme und 
Thore Ennen I. 524. Städtiſches Obereigenthum an Landgütern im Lüb. Urkb 
II. 1088: omnes kotere residentes in villis civitatis inle recedere debent et 
vacuas areas civitati relinquere debent in festo Pasche a. 1306. Obereigen- 
thum an den in Erbpacht gegebenen Mühlen in Lübeck, werhalb deren Veräußerung 
ausdrüdtich gefchieht „salvo civitatis jure quod habet in eodem“‘, 1806 im Lũb. 
Urkb. IT. 169, ober In zwei Verträgen v. 1291 ib. 65 verabredet wird: „dabit (der 
Käufer) inde civitati 10 marcas;.. civitas habebit primum censum; .. dabunt 
autem 15 marc. annuatim civitati et tenebunt aggerum sine sumptibus eivitati, 
. . pascua tamen jacebunt ad usus eivitatis‘. Ebenſo wird m Köln beim Ber 
kauf von Gaddemen ein Obereigenthum ber Stadt an benfelben auerfanut; z. B. 
1266 b. Ennen u. Eder IL 868: notum quod T. et uxor . . emerunt sibi 
erga F. et uxorem...medietatem cubiculi siti in fine cubiculorum pertinen- 
tium eivitati, . ... salvo censu, qui inde civitati debetur; 1275 ib. IIL 89; 
1258 ib. IL 401: cubiculum quod tenet de civitate. Vererbpachtung von Weiz 
ober Sopfengärten nnter Vorbehalt eines Näherrechtd für bie Stadt 1295 im Lüb. 
Urkb. I. 579: notum sit, quod civitas dimisit D. de Storm V. jugera sita extra 
pontem holzatorum ... prope orta, ut in eis faciat ortos humuli seu vineas. 
Dabit autem de quolibet jugero 6 modios humuli sicci quolibet anno civitati, 
Er mag vererben, veränßern, sed es. . prius civitati venalia exhibebit. Urf. u. 
1841 5. Ennen 11. 596 Note 2: Notum, quod T. et uxor acquisiverunt sibi 
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litiſches oder ziusbares Eigenthum befiten.t!) Sie war das Subjekt von ding- 
liden Gebrauchs⸗ und Nutzungsrechten jeder Art, von Holz, Maft- und Wei⸗ 
begerechtigkeiten in fremden Marken, von Zwangs- und Bannrechten, von allen 
in die Form liegenſchaftlicher Gerechtſame gefleibeten nutzbaren Befugnigen.1%) 
Sie war endlich Inhaberin von Satzungsgewere und Pfandredit.!®) 

In allen diefen Beziehungen kommt es nun freilih auch in ber Blüthe⸗ 
zeit des Stäbtewefens no vor, daß den Bürgern, der Bürgerichaft, der Ge⸗ 
fammtbeit ober Gemeinde, ober ber handelnden Stabtbehörde, ober ber Behörde 
und der Bürgerfhaft nicht nur die Ausübung bes Rechte, ſondern das Recht 
ſelbft zugeſchrieben wirb.1% Allein der fortvauernde Gebrauch ſolcher unge 


erga civitatem Col. aream unam ... pro censu hereditario VIII sol. — Ueber 
ſtädtiſches Zinsrecht an den auf ber Allmende erbauten Häufern vgl. oben Rote 108 
zu $ 26; Wigand, Geſch. v. Corvey I. 326-827; und Über die auf einzelnen ge- 
werblichen Gebäuben Iaftenden dinglicden Zinfe für die Stadt Ochs IL 4233-424; 
Ennen IL 525f; Jäger, Ulm 598; Kriegt, Bürgerzwifte 810 u. 811; Nen- 
mann, Görlig 78. 76. 80; Panli, ab. Zuf. 50-53; Zimmermann L 298. 
o. 7f. 

11) Rehnsuntereigentfum der Stabt Rote 119-122 zu 8 297. Mit Zins be 
ſchwertes Eigenthum der Stadt in Note 26 u. 34 zu 8 26 („gerechtigkeit‘‘ der 
©tabt; civitas . . de tabernis solvere debet). 

1) Die Stadt als Theilhaberin an einer Markgemeinſchaft in Note 56 u. 57 
zu 8 27 u. 6. Grimm, ©. IIL 588; als Inhaberin von Holzunge, Maft- ; Fi⸗ 
fddereigerechtiamen 5. Grimm, ®. IL 221. 2924. 775—776 („die statt van Wy- 
deken“ im Reichewalde); als Inhaberin eines offenbar dinglichen Gebrauchtrechtes 
am Münzbaufe in Note 115 zu $ 26; als Erwerberin resp. Inhaberin nugbarer 
Gerechtſame von patrimonialem Charakter in Rote 54—63 u. 110—111 zu $ 27. 

13) Bol. Note 57. 60-62 zu $ 27. Urk. v. 1876 b. Gudenus II. 479: 
den burgermeistern dem rade und der stad Mentse wird die Reichafabt Oppenheim 
„versetzet“ unb nachher gelost van den burgern und stad zu Mentze. 

20) Bol. 3. 2. Url. v. 1253 6. Gudenus I. 681: dimidiam aream castri 
.. dedit in perpetuum civibus Moguntinis, pro quo dicti cives sibi 250 marc. 
persolverunt. Urk. v. 1231 im Lũb. Urkb. I. Gl: consules et cives Rigenses 
befuuden: communi consensu civribus Lub... curiam infra civitatis nostre 
liberam cum omni jure et proventu contulimus tam ipsis quam heredibus 
ipsorum libere et quiete in perpetuum possidendum. Urk v. 1250 ib. 147: 
villam ..... consilio et communi civitatis Lub. eo jure quod vulgo wikbelede 
vocatur perpetuo possidendum. 1225 ib. 36 wird Land burgensibus nostris, 
1219 b. Boehmer 928 eine area ipsis civibus, 1278 b. Lacomblet ein Grund- 
fill civibus Dusburgensibus geſchenkt. 1180 b. Lacomblet I. 884: aedifieia 
... universitati civiam hereditario jure possidenda conferrent. 1216 im 
2üb. Urkb. communioni ... civium. Bgl. auch 8 26 Note 20 u. 12%. Au 
gehört es hierher, wenu das Stadthaus fortdauernd domus consulum, civium, bur- 
gensium, commaunis, communitatis, der bürger gemeines haus, bürgerhof n. ſ. 
w. beißt. a 
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uanen Austrüde Teweift nichts gegen den durchſchlagenden Sieg des neuen 
Gedankens. Diefer erhellt vielmehr auf das Unzweibentigfte aus ber rein kor⸗ 
porativen Behandlung des ftäbtiichen Grundbefitzes. Denn ftatt der alten &e- 
ſammtheit und ihrer Beauftragten verfügen jebt Darüber bie forporativen Or⸗ 
gane der Stadt. Und die Benutzung gefhieht, von den Fällen feſtbegründeter 
Sonderrechte abgejehen, ftatt für die alte Geſammtheit für das ftähtifche Ge- 
meinwejen als ſelches. 

2. Leichter als am liegenden Gut Tonnte an fahrender Habe Torpo- 
ratived Eigenthum der Stadtperſoͤnlichkeit ſich durchſetzen. Denn die im bür- 
gerlihen Gemeinbefig befindlichen beweglichen Sachen waren ſchon nad Be- 
Ihaffenheit und Zweck ungeeignet, im Gefammtrecht alter Art zu ſtehen. Wäh- 
rend das geringe Befitzthum der alten Gemeinden dem Gedanken einer unmit- 
telbaren Geſammtgewere nicht allznjehr witerfirebt und in der That bein Bett 
und ber Verfügung Aller unterlegen batte, würde das reihere und häufiger 
wechſelnde ftädtifche Beſitzthum ohne den neuen Gedanken Lörperfchaftlicher Ge- 
were und Berfügung dem Gemeindebefib überhaupt entfremdet worden jein. 
Denn die Bürgerſchaft in ihrer Geſammtheit konnte weder felbit noch durch 
jedesmalige Beauftragte die ftädtiihe Habe innehaben, verwalten und ver- 
wenden. Und während das Beſitzthum der alten Gemeinden ebenfo gut ber 
Gemeinde als folcher wie den gleihartigen Wirtbichaftsbedürfnigen aller Ge- 
noßen gedient hatte, mußten in den Städten die fo benußten Gegenftände, wie 
3. B. das Wuchervieh, die landwirthſchaftlichen Geräthichaften, das gemeine 
Trintgeräth, theils verfhwinden theild zur gleichmäßigen Benutzung durch bie 
nach Beruf und Wirthſchaftsbetrieb ungleihartige Bürgergefammtbeit ungeeignet 
werden, wogegen bie mafjenhaft hinzulommende Stadthabe neuer Art von vorn- 
berein nur für öffentliche Zwecke des einheitlichen Gemeinweſens beftimmt war. 

So drang in ber That feit der Erhebung der Stadt zur Perfon deren 
Alleineigentfum an der gemeinen Habe durch. Schon der Sprachgebrauch 
ſchrieb der Stadt als jolher bewegliches Eigenthum zu.15) Alle ſtädtiſche Hate 
aber wurde für die einheitlichen Zwecke der Gemeinheit, nie mehr für die in« 
divibuellen Zwecke Aller verwandt und benutzt. So dienten der Stadt Banner, 
Siegel, Wappen, Embleme, Amteinfignien u. |. w. zum fihtbaren Ausdruck 


u) 3, B. Urk. v. 1250 im Lüb. Urkb. I. 158: de rebus civitatis, quecun- 
que bona sint. 1892 b. Schreiber 11. 91: sollen das kaufhaus und der statt 
guot ausrichten. 1360 5. Schannat II. 177: auch soll der bischof der 
stat das sinege (i. e. ihrige) wieder geben. Kölner Eidbuch v. 1341 b. Eunen 
u. Ederg I a. 65. 66. 76 u. f. w.: der stede gut. 1822 b. Lacomblet II. 
312: der stat güter. Kölner Eidbudy v. 1328 a. a. O. a. 20. 22: vinum civi- 
tatis; a. 37: der stede win; v. 1341 a. 70: der stede gewer. Fidicin I. 45: 
der stad wapen. Maurer L 505: der stadt zeug. Urk. v. 1262 im Lüb. 
Urfb.: emit navem unam & civitate. 
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der Stabtperfönlichkeit!‘). Bebentende Waffenvorräthe jeder Art, Kriegsichiffe, 
Pferde, Rüftwagen u. f. w. waren für SKriegszwede im ftädtifhen Eigen⸗ 
tum 1). Die gefammten Ausrüftungsgegenftänte, Mobilien, Geräthichaften 
u. |. w. in ben öffentlichen Gebäuden waren gleich diefen für Zwecke der Ge— 
rihtöbarkeit, der Verwaltung oder der allgemeinen Wohlfahrt beftimmt 18). 
Gleiche öffentliche Zwecke hatten die ftäbtifchen Archive, Gerichts-, Rechts⸗ und 
Steuerküder u. |. w. Andere der Stadt gehörige Gegenftände wurden, wie 
bie Stabtwage, die Muftermaße, bie Stadtgloden, die Löjchgeräthe, für gewerb- 
liche und polizeiliche Zwede gebraudt!9). Ober fie dienten, wie ftäbtifche Bi- 
bliothefen und Sammlungen, der öffentlichen Belehrung, aud wohl, wie bie 
von ber Stadt unterhaltenen Tiere, dem öffentlihen Vergnügen‘). Aber auch 
ſolche Sachen, welde die Stadt zu Erwerbs und Handelszwecken beſaß, wie 
Handelsichiffe, Vorräthe an Korn, Wein, Salz und andern Waaren u. |. w.2U), 
dienten, da der damit erzielte Gewinn in die Stadtlaffe flog, mittelbar den 
oͤffentlichen Zwecken des Gemeinweſens. Und felbft wenn bas ftäbtifche Gut 
nah altem Herkommen ober mißbräudlih für die Sonderzwecke Einzelner ge- 
braucht wurde, wie bei Ratbömahlzeiten, in Rathaftuben u. ſ. w., ſuchte man 
theild unter dem Geſichtspunkt der Befoldung theild unter dem einer Wahrung 
ber Ehre der Stabt and ſolchen Gebrauch aus tem Intereffe der Stadt zu 
rechtfertigen *). Wie der Gebrauch, jo wurde auch die Aufbewahrung ber 
ftädtifchen Habe und bie Verfügung über biefelbe Torporativ geordnet. Denn 
fie galt als Angelegenheit der Stabt und wurbe daher von teren Organen und 
Beamten in verantwortlicher und rechenichaftspflichtiger Weile ansgeübt??). 


6) Bgl. unten $ 80 u. 31. 

11) Bol. Ochs IL 79. 395. IIL 94. V.86f. Heit, Zunftwefen 15 u. 137f. 
Dfaff, Eßlingen 141. 617. Förſtemann, Rorbhaufen I. 111. 119f. Neu- 
mann, Görlig 110. Benfen, Rotenburg 838. 489. Fidicin I. 45. 49. II, 
46. 129. Bair. Annalen v. 1838 ©. 413. 448. Zäger, Ulm 417. 419. 
Maurer 1. 508-507. 582. III. 127. 130. 

0) Bol. 3. B. über Köln Ennen, Geſch. II. 5241. 

o Vgl. 3. B. über bie Etadtwage Jäger, Um 598f. Gemeiner, 


RKReegensburg UI. 810. Pfaff, Ehlingen 224. Krieg! 320. Maurer II. 32. 


Etat. v. Ihny 8 29 5. Jäger, Dagaz. II. 120. 

20) Bol. z. B. über bie Hirſche im Stadtgraben v. Frankfurt a. M. Kriegk, 
Bürgertb. 402 f. 

2 Bol. Ochs II. 411f. 427. Hültmann I. 127. Donandt 1. 828. 
Zimmermann 1. 299. Hach II. 207. III. 427. Maurer III. 144. 

22) Kölner Eidbuch v. 1341 a. 59 (unten Note 46). 

2) So fchwören die Lölnifchen Rathmannen nach dem Eidbuch 6. Ennen u. 
Eders I. 24 a. 62: dat sij der steede guit truweligin bewaren solin, zu int- 
fangin, uszgeven inde bescheidene reichte rechgenunge dan af doyn. Aehn⸗ 
lich ber Beiſiher a. 75. Und ben Waffenheren wird in a. 70 aufgegeben: ever 
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8. Bon ganz befonderer Wichtigkeit endlich für bie Entwidiung der Stabt 
zur vermögensrechtlichen Perfönlichkeit war bie Bildung einer Stadtkafſe, 
welche durch mehr ober minder fländige Cinnahmen gefüllt, für alle ftäbtifchen 
Ausgaben verwandt und als Eigenthum der Stadt betrachtet uud orbuungk 
mäßig verwaltet wurde. 

a. Die ſtädtiſchen Einnahmen fehten ſich aus fehr verſchiedenen Be⸗ 
trägen zufammen, welche aber ſaͤmmtlich im Laufe der Zeit den Charakter df- 
fentlicher Ginfünfte anuahmen. 

SH gehörten dazu Bußen, Gerichtögefälle, Sintragungegebühren und an- 
berweite Sporteln; erblofer Nachlaß, herrenloſes und konfiscirtes Gut; Zinfe 
unb Renten von Grundftüden und gewerblichen Anlagen; Zölle, Münzgefälle, 
Judenſchutzgelder, die Erträge des Salzmonopols und nutzbarer Regale; Bür⸗ 
gerrechtögelder und ber Antheil an Gilde⸗ und Zunftgebühren; Nieberlagsgel- 
der, Marktſtandegelder, Abgaben für die Stabtwage, Gewerbezinfe; der Ertrag 
der uumittelbar für die Stadt bewirthſchafteten Landgüter, ber von ihr beirie 
benen Gewerbe und ihrer Hanbelsunternehmungen; Pacht⸗ und Mietbserträge 
von ftädtifchen Gütern und Rechten; Zinfen fäbtifcher Kapitalien; der Erlös 
ans veränßertem Stadteigenthum; außerordentliche Einnahmen, wie Kriegebente, 
Schadenserfaßgelder n. |. w. Dazu traten dann in Folge gefteigerter Bebürf- 
niße regelmäßige und einmalige Steuern, fowie zuleht die Aufnahme öffent 
licher Anleihen. 

Urſprünglich wurden nun offenbar auch die fläbtiichen Einnahmen als 
Sefammteinkünfte alter Art vorgeftellt, jo daß man Teinen Unterſchied darin 
fand, ob fie an die Gefanımteinheit oder an alle Einzelnen fielen und ob fie 
für forporative Zwecke des Gemeinweiens ober für gleihartige Sonderzwecke 
ber einzelnen Bürger verwandt wurden. Noch fpäter findet fih ein 
Reit diefer Anſchaunng in einzelnen Stäbten darin, daß Bußen ober 
Bürgerrechtögelder, ftatt in einem Gefammtbetrage an die Siabt, in 
Einzelbeträgen an die einzelnen Bürger oder doch an die einzelnen 
Schöffen oder Rathmaunen fallen follen. So orbnet noch 1277 das Stabt- 
recht von Weſel bei falfcher Beſchuldigung eines töbtlichen ober ehrenrührigen 
Bergehens, bie von einem Nihtbürger gegen einen Bürger erhoben ift, eine 
Buße von 12 Pfund au ben Richter, 1 Pfund an jeden Schöffen und 6 leichten 
Pfennigen an jeden Bürger, der zu feinen Jahren gekommen tft, auf). Und 


solin sij der stede gewer, wat kunne die sint, nemanne lenen noch geren, 
noch wat zu der stede buwe gehurt, die stat indedorfs dan selver, der rait he 
ingeifs dan urlof. Auch in Frankfurt fhwören Schöffen und Rathmannen, 1878 
b. Boehmer 737: geträwelich mit der stede gude umtzugeende dem rate 
u. der stad zum besten, und obe imant der stede gude inhabe, dasz isz der- 
selbe der stat kere unvertzogenlichen. 

”) Bel Gengler, Stadtr. 525 8 18. — Bgl. Stadtr. v. Eger v. 1979 ib, 
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es ift hiſtoriſch ein Weberbleikfel davon, wenn fpäter no von Buben und Ge⸗ 
fällen beftimmte Antheile an den Rath oder andere Beamte fielen, obwol ber 
Gedanke des Gemeindeorgand die Berwanblung diefer Antheile in eignes Recht 
verhinderte und fie vielmehr dem Begriff der Befoltung nnterwarf??). In voller 
Kraft zeigt ih die alte Anſchauung im Sabre 1106 in Worms, wenn bier 
die von einem unzünftigen Zifcher feil gebotenen Fiſche konfigeirt und unter 
die Vollbürger gleihmäßig verteilt werben fellen 2%); aber bis in bie fpäteite 
Zeit findet fi, wenn auch begrifflih anders gewantt, der Gebrauch, Fiſche 
aus ftädtiihen Gewäßern und Wein aus ftäbtifchen Kellern unter die Rath- 
mannen zu vertheilen??). Auch das Vertrinten von Bußen und Gefällen findet 
fih Anfangs in den Städten”), und fpät noch erinnern daran die Schman- 
fereien und Gelage bes Raths auf Stabtloften 7). Alles dies beweift, daß 
auch in den Stäbten Anfangs die Gefammtheit ber Bürger ald Subjekt ber 
ſtädtiſchen Einnahmen erſchien, und daß es nichts Zufälliges ift, wenn ber ur- 
fprünglide und nie ganz verbrängte Sprachgebraud) den burgeren, der ge- 
meinde der burger, ben civibus oder civibus universis, der universitas 
burgensium, dem Rath und den Bürgern u. f. w. büßen oder zahlen 
laͤßt 9). 


97. $ 9: pro omni vulnere simplici leso 6 sol. et dimid. judici et unicuique 
senatorum 12 den. persolvantur. W. v. Limburg 6. Grimm I. 828. 

25) Bol. oben Note 179 u. 180 zu 8 28. 

*6) Urk. 6. Schannat II. 62: pisces ei auferantur atque inter urbanos 
sequaliter dividantur. Warum Arnold I 171 unter urbani den Rath ver 
ftehen will, ift nicht erfichtlich. 

7) Bol. z. B. Urk. v. 1822 im Lüb. Urkb. H. 377, wonach die Hälfte der 
Fiſche aus einem ftäbtifchen Teich an bie consules fallen fol, dies aber „zum 
Nutzen der Stadt” genannt wird. 

= So in Schotten b. Grimm V. 246 $ 5. 

2) Bol. oben Note 179 u. 180 zu 8 28. 

%), So heißt es in beſonders charakteriftifcher Weife im Priv. f. Medebach v. 
1165 b. Seiberg I. 78f.: quicunque in M. habitare voluerit, quod ille civi- 
bus dat, ad judicem non pertinet, sed ad communem utilitatem omnium civium. 
Bol. Priv. f. Quedlinburg v. 1184 b. Mencken, scriptores rer. Germ. LIL 
1017: cives.. de omnibus que ad cibaria pertinent inter se judicent et quae 
pro his a delinquentibus pro negligentia componantur, tres partes civibus 
quarta pars cedat in usum judicis. Jus Susat. $ 86: vadiabit burgensibus. 
Priv. f. Lubeck v. 1188 im Lüb. Urkb. L 9 u. 10: medium solvatur civibus;... 
medium civibus cedat; ... incolis ipsius civitatis persolvenda. Nrf. v. 1238 
b. &acomblet II. 100: judicii emolumentum non civibus, sed mihi cedat. 
1276 ib. 406: opidanis solvere. 1265 ib. 822: cives Col. denariog cerevisia- 
les et denarios qui dicuntur malepennige, quos a clericis et aliis personis 
receperunt, ammodo non: recipiant ab eisdem et de receptis satisfaciant. 
©. 824: faciet solutionem civibus, Priv. f. Bodenwerder v. 19887 b. Gengler, 

48? 
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Seitdem indeß die öffentlichen Bebürfnie fih dergeftalt fteigerten, daß fte 
die gemeinen Einkünfte durchaus verfchlangen, und ſeitdem zugleich die Imbi- 
vibualbedürfnige der Bürger. ſich dergeftalt bifferenziirten, daß eine gleihmä- 
Bige Verwendung gemeiner Erträge für Alle ſchwierig wurte, trat ber Gebanfe 
an bie Gefammtvielheit mehr und mehr zurüd, wenn ſchon die Idee einer 
Moͤglichkeit und Rechtmäßigkeit ver Verwendung ber Gejammtbezüge für alle 
einzelnen Vollbürger noch lange im Hintergrunde ſchlummerte. 

Begriffih und im Princip unbaltbar mußte die alte Auffagung zuerft 
bezüglich der ftäbtiichen Steuern werben, welche das außerorbentlide unb bald 
ftändige Bebürfniß hervorrief. Anfangs freilich mochte man die für beftimmte 
Einzelzwecke veranftalteten Umlagen ale Beiträge anjehen, welche Alle aus 
ihrem Sonderbefiß in die gemeinfame Kaſſe Aller zufammenwarfen, damit fie 
für einen Allen gemeinfamen Zweck verwandt würden; man mochte alſo die 
Geſammtheit zugleich als zahleud und als empfangend betrachten, fo daß fie 
fich nur dort in ihrer Zerfirenung und bier in ihrer Zufammenfagung bar- 
ftellte®!). Als indeß die öffentliche und einheitlihe Natur derjenigen Zwece, 
für welche Steuern erhoben wurden, immer ſchärfer hervortrat; als die große 
Zahl und der verwidelte Charakter dieſer Bebürfnige dahin führte, ftänbige 
Steuern ohne Rüdfiht auf das Bebürfni des Augenblicks einzurichten und 
eine den Einzelnen ihre Beiträge für immer entfrembenbe Kaſſe zu Eilben; als 
fich unter den durch Steuern befriedigten Bebürfnigen ſolche mehrten, welche nicht 
unmittelbar von allen Einzelnen als bie ihrigen empfunden wurden; als alle 
auch nicht zu den Vollbürgern gehörigen Glieder des Gemeinweiens ben Stenern 
unterworfen wurben; als der Rechtögrund der Stenerpflicht lediglich in ber po- 
litifchen Unterwerfung unter die ftäbtifche Gewalt zu Tiegen ſchien; als der 
von der Geſammtheit unabhängige Rath die Stenern ausſchrieb, erhob umb 
verwendete; als jeder Einzelne die Steuerzahlung als ein Opfer an eine ihm 


Stadtr. 28f. $ 4. 5. 6. 13. 15. 16. 31. 837. 38: civibus dabit, vadiabit. 
Grimm, ®. I 298 u. 299: was ainung da vallend, da sonnd zwen thayl 
sin der burgern. Ib. 845: emendam burgensibus. Urt. v. 1275 f. Breiſach 
b. Gengler 41 f. $ 15: universitati burgensium .:. persolvat. 1259 b. %a- 
comblet II. 263. von eininge et kure.. tertia pars sculteto, scabinis ofll- 
cistis et civibus Nussiensibus duse partes cedant. Grimm, W. II. 348: 
dabit.. communitati 20 den. lev. U.f.w. 

31) Auf ſolche Anfchauungsweife deutet noch dad Stadtr. v. Kyburg b. Grimm, 
W. IV. 857 8 2: das kein herr noch vogt zuo K. noch sonst niemant sy 
stüren soll weder lützel noch vil, den das sy selbs under enannder anlegent, 
durch des willen, das sy die bruggen u. brunnen mügen in ehren halten u. 
machen ; dazu nad) $ 3 auch Holz aus dem Wale. Auch bie Ausdrüde communis 
collecta civium, communis civium contributio, civilis collecta u. f. w. erinnern 
baran. Bol. oben Rote 46 u. 45 zu 8 27; Ur, v. 1154, 1184 m. 1212 6. 
Ennen n. Ederg I. 542. 589. V. 41. 229. 
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ũbergeordnete Macht, fi ſelbſt aber in Feiner Weiſe mehr als Miteigenthü⸗ 
mer Des daraus gebilbeten gemeinen Fonds empfand, vielmehr das bentliche 
Bewupßtfein bes. burch eine höhere Gewalt gegen ihn geübten Zwanges und ber 
in ber Hingabe bes Gelbes enthaltenen Bereicherung eine anderen Subjeltes 
batte: da mußte die Vorftellung entftehen und fiegreich fi Bahn brechen, daß 
Die Steuern an eine felbftändige, einheitliche, von ber bloßen Geſammtheit 
Aller durchaus verſchiedene Perfönlichkeit entrichtet würden. Als diefe Perfön- 
lichkeit aber konnte man nicht, wie dies ber alten Denkweiſe entiprochen haben 
würde und in ber That in ben älteren Berbänden zu Gunften ber felbftändig 
gewordenen Beamten gejchehen war, bie ſtädtiſche Behörde ſetzen; benn fie war 
nur Organ, war Verwalterin fremden Rechts und überdies gerade in Steuer- 
fachen vielfach durch Beſchluß der ganzen Bürgerfchaft gebunten. So fam man 
denn gerade hier zu her frühen und deutlichen Erkenntniß, daß die Stadt, bas 
unfichtbare Gemeinweien die ftenerempfangende Perfon jei??); daß für bie 
Stadt der Rath Steuern auszufchreiben, einzunehmen und zu verwenden habe‘®); 
dag um ber Stadt willen die Bürgerſchaft ſich felbft befteure®*). 

Nachdem nun aber einmal nah Einer Richtung Hin die vermoͤgensrecht⸗ 
liche Perſoͤnlichkeit der Stadt Mar erfannt war, mußte biefelbe in Bezug auf 
alle andern Einkünfte, welde in die gleiche Kafle floßen und ben gleichen 
Zweden dienten, als Subjekt begriffen werben. “Doc vollzog ſich bier wie 
überall die Entwidlung allmälig und ftnfenweife, was fi ſchon ans ber fort- 
fchreitenden Berfhärfung der urkundlichen Ausdrucksweiſe erkennen läßt. 

Zunaͤchſt begnügte man ſich mit der Angabe der äußeren Thatſache, daß 
die Ginnahmen in eine befonbere Kaffe, Büchje oder Kammer, zum gemeinen 


2) Bol. oben Rote 159 zu 5 28. W. v. Dambach 6. Grimm V. 405 8 4: 
daz das ungelt der statt sol sin. Ib. III. 599: der stadt stewer und bete. 
1. 763 $ 32. 

3) Bol. oben Note 47 zu 8 27. Regensburger Priv. v. 1280 8 22: ad 
usum civitatis. Urk. v. 1244 b. Gudenus I. 581 N. 9: item pecuniam, quae 
vulgariter dicitur ungelt, quam in civitate nunc habent, stare permittimus, 
quamdiu expediens fuerit civiati. Url. v. 1250 im 2üb. Urfb. I. 152: cum 
cives communem dant collectam ad usus civitatis; 1291 6. Boehmer 261: con- 
tribuciones pro necessitatibus opidi nostri; ad usus communes, 1318 ib. 447: 
KR. Ludwig erlaubt dem Frankfurter Rath, eine Mahl- n. Getreidefteuer zu erheben: 
et pecuniam inde collectam ad communes necessarios usus vestros et oppidi 
nostri perdicti convertatis. Priv. f. Witiftod v. 1275 b. Gengler, Etadtr. 
556 $ 2: civitati ad commodum, presentent ad usus cirvitatis consulibus ci- 
vitatis 

#) 3.8. in der Url. v. 1308 b. Hontheim U. 85: der Erzbiſchof erfennt 
die Befugnig der scabini et communitas an: quod pro suis et civitatis necessi- 
tatibus et utilitatibus valeant inteıse, communi assensu eorum interveniente, 
onus vel talliam, quod vulgariter dicitur ungelt, imponere sidi ipsis, prout 
eis videbitur expedire. 
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Out, iu bie arca publica, die fabrica civitatis, die ftähtifhe Reutenkammer 
a. |. w. floßen. 

So fagen ſchon 1159 bie rectores, judices et populus Colonienses: 
nobis in commune pro guo excessu 10 marcas . . componat®). Da- 
mit ift nun zwar mittelbar bereits anegebrüdt, daß die Stabt als foldie bie 
Einkünfte bezieht: allein es findet fi doch zunädhft nur der äußere Umftanb 
mit Bewußtjein ausgeſprochen, daß biefelben aus dem Gewahrfam des Ein- 
zelnen in eine für gemeinfame Zwecke abgefonderte und vou befondern Behör- 
ben nach beftimmten Regeln verwaltete Gemeindekafſe abgeführt werden. 

Sobann wurbe es bejonders üblih, den Rechtscharakter ſtädtiſcher Ein- 
nahmen durch den Dinweis auf ihre Beitimmung zu bezeihnn. Man bob 
zunächſt ein einzelnes beſonders hervorragendes Bedürfniß des einheitlichen 
Gemeinweſens als dasjenige hervor, dem gewiße Einnahmen dienen ſellten. 
Namentli war es „der Städte Bau,” d. 5. die Anlage und Inſtandhaltung 
von Befeftigungswerkten und äffentlihen Gebäuden, wozu ftädtifche Gelder im 
Iuterefle des gemeinen Weſens verbraudt wurden. Deshalb heißt es ſchon 
in ber Freiburger Gründungsurfunde ven 1120, ein Drittel der erblofen Ber- 
laßenſchaft werbe zu der Statt Bau gegeben ®%); heshalb erlaubte 1212 
Otto IV. der universitas civium Coloniensium, drei Sabre fang eine Mahl⸗ 
und Brauftener zur Beftreitung der für den Seftungsbau und bie Stadi⸗ 
mauern erforderlichen Koften zu erheben °°); und deshalb blieb es auch ſonſt 
üblich, öffentliche Zahlungen an die Stabt, wie Steuern, Geldftrafen ı. |. w., 
als Zahlungen für die Befeftigung, den Bau von Mauern und Thoren n. f. w. 
zu charakterifiren 22). Ober man gab einen andern öffentlichen Zweck, einen 


sn Lacomblet I 275. Urk. v. 1255 b. Boehmer 107: sub pena X 
marc. Col. ad fabricam cujusque civitatis. Eunen. V. 679: die Erbzinſen bei 
Wollenamts giengen anf die Rentenlammer über. Münchener Stadtr. b. Uner 
157 art. 411: camera. | 

%), Gengler, Stadtr. 125 $ 3: prima pars pro salute anime sue eroga- 
bitur in usus pauperum; secunda ad edificationem ciritatis aut ad ornamenium 
ejusdem oratorii echibebitur; tercia duci impendetur. Aehnlich im Stabtrobel b. 
Schreiber I. 12: una pars pro remedio anime sue, altera domino, tercia 
dabitur ad municionem civitatis, Dagegen findet fi im Etabtr. v. 1293 ib. 129 
ſchon die fpäter technifche Redeweiſe: einen teil dur siner seele willen und den 
andern teil dem herren und den dritteil an die sat. 

3) Snnen an. Edert II. 41: pro munitione et opere civitatis... den» 
rium unum. . 

” 3.8. Priv. f. Dieffenhofen v. 1178 b. Geugler 80 & 2: secunda pars 
ad munitionem villae. Priv. f. Altendorf v. 1256 ib. 6 $ 9: duae partes 
cedent ad munitionem eivitatis. Priv. f. Dndeldorf x. 1345 ib. 90 $ A: pe- 
cuniam ad structuram muri et munitionis oppidi de Dudelendorp praedicti 
pertinentem inter omnes et singulos infra ipsum murum commorantes, uni- 
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Kriegsjug, eine von ber Stabt verwirkte Buße, eine landetherrliche Bede, 
nicht nur als Grund, fondern aud als Verwendungsart ftäbtiicher Umla⸗ 
gen an®®). 

Weiter gieng man bazu über, das Wohl und den Nutzen bed gemeinen 
Weſens im Allgemeinen ald Beftimmung ber öffentlichen Einkünfte hinzu⸗ 
ftellen und biefelben dadurch als etwas von bloßen Gefanmtbezügen Verſchie⸗ 
denes zn dharakterifiren, dag man von Zahlungen, Bußen, Anfällen oder Ver⸗ 
wenbdungen zum gemeinen Nuben der Stabt, ad commune opus oppidi, ad 
usus civitatis, zu ber Stabt Nutzen und Urbar, zu ber Stadt gemeinem 
Nutzen und Nothöurft u. ſ. w. ſprach 19). 

Endlich wurde es bie allgemeine und techniſche Ausdrucksweiſe, die Stabt 
ſelbft als Subjelt der öffentlichen Einnahmen zu bezeichnen. Man fagte nun 
bezüglich aller Arten von Gefällen und Zinfen, von Abgaben und Aufnahme. 
gelbern, von Bußen und Strafgeldern, von Zöllen und Gebühren, von Ber- 
kaufs⸗ und Pachterlös, von erblofen und ftrafgerichtlichen Anfällen, von Ent. 
ſchädigungsſummen und frieblidhen wie Eriegerifchen Erwerbunfen, e8 werbe 
„der Stadt" gezahlt, gegeben, gebüßt, gewettet, reftituirt 4), „die Stabt® 


cuique prout suae competit facultati, distribuendi, colligendi etc. Priv. f. 
KRügenwalde v. 1312 ib 388. $ 4: tertiam partem ad portum, hoc est boll- 
werk, restaurandum. Priv. f. Regenöburg v. 1230 b. Gemeiner I. 827; f. 
Koblenz v. 1258 u. 1276 6. Günther II. 290 u. 417; f. Bonn v. 1818 b. La- 
comblet, Ardiv II. 85; f. Eoedfelb v. 1803 b. Niefert IL 484; Chronik v. 
Angeburg I. 157. 

20) Bol. 3. B. Ennen un. Ederp II. 229, Arnold D. 257f. u. oben 
Note 31. 

49) Bol. oben Rote 33. Berner 1208 6. Boehmer, fontes II. 217: ad com- 
mune opus civitatis. .1287 im Lũb. Urfb. 474: ad ugus nostre civitatis. Priv. 
f. Lechnich v. 1279 b. Gengler, Stabtr. 241f. 819. 21: ad usus oppidi; 8 27: 
quod theloneum, quod ascisia dicitur, eis permaneat perpetuo libere et solute 
ad meliorandum opidum predictum et alia quaecungue fuerint opidi neces- 
saria; f. Grech v. 1242 ib. 170 $ 5: Buße ad usus civitatis; ad communes usus; 
8 12: des exblofen Nachlaßes ad utilitatem civitatis reservetur. 1259 b. 
Ennen u. Eder U. 421: ad vestre opus civitatis solvent; Eidb. v. 1328 
ib. I. 7 a. 22: in ugus civitatis conrertere. 1314 b. Seiberg II. 188: in 
usus et structuram ejusdem oppidi vadiabit. 1262 5b. Lacomblet II. 292: 
der stait in gemeinre kost und nutz. 1868 5. Schreiber I. 537: ein Drittel 
der Stenern u. Dienfte der Juden sal gevallen uns zuo der stat gemeinem nutz 
u. notdurft. Priv. f. Hörde v. 1840 5. Gengler 198f. 9 14: deme rayde 
tho beteringhe erer stat. W. v. Euefteren v. 1260 b. Grimm II. 862: von 
Allmendbugen bina pars . . cedit civribus ad communem utilitatem villae 
Suesteriensis. | 

N, Bol. viele Belege oben in Rote 89. 90, 187. 188 u. 140 zu 8 28; ferner 
Ur. v. 1383 b. Lacomblet II. 100: civitati cedet emolumentum; 1241 ib. 
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empfange, folle haben, befitze, erhebe, ergreife, nehme in ihre Hand u. f. w. ©}. 
Und man faßte nunmehr dies Alles als „der Stadt Einnahmen“ ober Gin- 
fommen zufammen *). 

Die Durchführung einer derartigen Anſchauungsweiſe hatte bie wichtig⸗ 
ften rechtlichen Folgen. War die Stadt als folde Subjekt der Einkünfte, 'o 
war auch uur deren Verwendung für die Stabt rechtmäßig, jede andere Ber- 
wendung ein Unrecht. Verwendung für die Stadt lag aber nur vor, wenn Zwecke 
bes Gemeinwefens erfüllt wurden. Man wurde fi baber Far bewußt, daß alle 
Einkünfte der Stadt zur Vermehrung bes gemeinen Weſens, „ad augendam 
rempublicam“ cder „ad augmentationem reipublicae*, zufielen 4). Ind jete 
189. 1286 im Lüb. Urkb. 11. 1032: concessit civitati. 1318 ib. 309: civitati 
restituetur. Braunſchweiger Stadtr. $ 4, Hannov. v. 1242 8 6, Eger v. 1279 
& 5, Priv. v. 1245 8 3 u. 13 6. Gengler, Gtabtr. 36. 186. 99. 206. Gtabtr. 
v. Hörbe v. 1340 ib. 198. $ 18: so wey burger werden well, dey sal geven 
der stat; $ 19: busze.. der stat; $ 20: so wey in der stat eyn huisz eve 
ene wort kopet, dey sal geven der stat. Münfterer Schoͤffenweikth. v. 1326 
ib. 304 f. 8 24. 25; Priv. f. Rugenwalde v. 1312 ib. 888 f. 82.5. 10; Verdener 
Stat. v. 1380 ib. 507 f. $ 5 (so scole dat erve to voren der stad horen). 12. 
15. 18. 97. Urk. v. 1347 im Lüb. Urkb. II. 822 m. Tüb. Zunftrolle b. Wehr⸗ 
manu 876: civitati vadiabit. Zunftr. v. 1385 ib. 259: der statt wedden. 
Url. v. Eolmar v. 1278 u. v. Biel v. 1296 b. Trouillat II nr. 289 n. 464 
©. 302 u. 600. Zimmermann 1.184. II, Urkb. 7f. W. vw. Warburg v. 1319 
b. Grimm V. 81: civitati dabit; v. Dambach ib. 405 $ 8: das sollich gebot 
der statt sin; $ 4: daz das ungelt der statt soll sin. W. der Stadt Ren: 
fit ib. 1. 299: u. soll der statt ir rechtung von denen potten behalten sijn 
Beſonders häufig heißt es in dem Eölnifchen Eidbuch v. 1828 b. Ennen u. 
Ederg IL 1f. „solvere civitati* (3.3. a. 5. 7. 9. 13. 14. 51. 54), „dit dir- 
deil der steede“ (a. 4), „der steede gnoich gedain“ (a. 2), „der steede gelden“ 
(a. 58) und ähnlich. 

“2, Vgl. oben 8 28 Note 133: scal hebben er stat; civitas.. sortietur; 
civitas .. tollet; Note 140: civitas habebit; Note 161: die staid sal behalden; 
sal niemen. 2üb. Zollrollen v. 1220 u. 1226 im Lüb. Urkb., wo es oft heißt: 
advocatus terciam partem, civitas duas accipiet; oder auch duae civitati cedent; 
vinum vero spectat ad civitatem. Urk. v. 1344 b. Tyfhoppe u. Stengel 
544 $ 4 u. 6: daz sal die stat nemen gebezirt. Münfterer W. b. Gengler 
304 f. $ 55: quidquid lueratur judicium et civitas. 

3) Bol. z. B. Teymlers Stadtbuch v. Frankfurt a. D. b. Zimmermann 
II, Urkb. 7f., wo „der stadt innems“ im Einzelnen aufgezählt wird. Köln. 
Eidbuch v. 1328 b. Ennen u. Ederg I. ıf. a. 20, 23 n. öfter: redditus civi- 
tatis. Ib. 482: der stecde assijssen zo verpechten; .. weweil he de stat 
groflich gehindert hadde an yrre stede renten u. assijssen. 1800 b. Schannat 
156. 1248 b. Schreiber 55: omnes collectas civitatis nostre. 

Bol. z. B. Etadir. v. Weſel v. 1277 b. Gengler 524 9 21: tertia 
pars 'sc. hereditatis) civitati ad augendam rempublicam; — der stadt thoe 
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Verwendung ftädtifcher Bezüge für andre als rein ftantlihe Zwecke der Stadt 
empfand man ald einen Mißbrauch. Beſonders waren es die inneren Partei« 
Lämpfe, welche, indem den Herrichenven faft regelmäßig der Borwurf einer Ver⸗ 
wendung von ftädtiichen Einkünften für Sonderinterefien gemacht wurde, zur 
feften Ausprägung des Rechtsgrundſatzes führten, daß alle ftähtiichen Einkünfte, 
Menten und Abgaben iu die öffentliche Kaffe abgeführt und lediglich zum 
Nutzen des gemeinen Weſens verwandt werben jollten *). Man fühlte fogar 
Das Bebürfnig, einzelne berfäömmlihe DVerwendungsarten, welche mit jenem 
Princip im Widerſpruch zu ftehen fchienen, damit in Einklang zu ſetzen, in- 
dem man fie theils aus dem Begriff der Bejoldung, des Lohnes für bejondere 
Dienfte ober einer Chrenausgabe der Stadt zu rechtfertigen, theils zu befchrän- 
Ten ſuchte. So wurde in Köln der Mißbrauch der Ratheichmaufereien auf 
Stadtkoften geſetzlich eingefchränft, nur wenn es die Stabt als foldhe angehe, 
indem ihre Ehre es erforbere, follte ber Rath von der Stabt Gut ein aufer- 
orbentliches Eſſen halten dürfen 4%. Aljo ganz ber Gefihtspuntt unferer heu⸗ 
tigen ftäbtifhen Feſteſſen! 

Indem man nun aber weiter nad) Mitteln zur praktiſchen Verwirklichung 
folder Grundſätze ſuchte, mußte man mehr und mehr zu einem geregelten 
Stabthaushalt, zur Fürforge für gehörige Verwaltung und Rechnungslegung 
und zur Einrichtung geordneter Zinanzkoutrollen gelangen 7). 

Endlih hatte die neue Auffaßung der öffentlichen Einkünfte auch auf 


vermeringhe desz gemeynen guedes; $ 22: Wette für Hausfriedensbruch civi- 
tati ad augendam rempublicam. ürf. v. 1241 b. Racomblet II. 182: duse 
partes... hereditatis cedent nobis et tertia pars civitati ad augendam rem- 
publicam. 1808 ib. III. 55: von der Buße für Errichtung einer Einung foll die 
Hälfte dem Herrn gezahlt werben, media pars opido ad augmentationem rei- 
publice solvenda. 

%) So wurde 1258 bei dem Schiedsſpruch in Köln dad Verlangen aus 
geſprochen: quod hii qui recipiunt collectas et redditus civitatis seu emer- 
gentia singulis annis publicam faciant oomputationem, et quod inventum fuerit, 
in archa publica deponetur, ita quod ad usus reipublicae expendatur. Der Schicde- 
ſpruch ordnet hierauf Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle, die letztere aber 
foll dahin gehen, ut ea quae proveniunt non nisi ad usus reipublice expendantur. 
Lacomblet IH 244 f. Bgl. Th. I ©. 328 Note 45. Urk. v. 1300 b. Schannat 
11. 156: daz ungelt bekeren u. bewenden .. an der stede buwe und an der 
stede nuz. 

“e), Eidbuch v. 1341 b. Ennen u. Edert L 23 a. 57: ever so sol man 
deme rade engein cruyt geven van der stede gute; a. 59: ever so sal der 
rait gemeynligen noch neman van in sunderligin eynch essen haren heime- 
ligen, noch offenbair van der steede guite noch zu essen lenen up der steede 
guit, id enge sunderligin die stat an, also dat sy der steede und irs seivis ere da 
ane bewarin. Bol. auh Ennen II. 538 u. oben Note 179 u. 180 zu $ 28. 

#7) Bol. unten ©. 766. 
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ben Uebergang von ber Raturalwirtbichaft zur Geldwirthſchaft erheblichen Sin⸗ 
fing. Denn zur Beftreitung ber öffentlihen Bebürfniße des ftäbtifchen Ge» 
meinwejend war im Wefentlichen nur Geld geeignet. Deshalb wurben in ber 
That die meiften ftädtichen Steuern, Zinfe, Bußen und Gefälle von vorn- 
berein in Geld erhoben; oder fie wurden, wie bad Ungelt von Wein unb 
Korn, die Kornzinfe, die Bußen in Getränfen, die Naturalzölle, bald in Gelb- 
leiftungen verwandelt; oder fie wurben, wie bie Erträge ftäbtifcher Landgüter, 
Allmendfrũchte, erblofes oder Eonfiscirtes Gut, zum Beiten der Stabtlafle ver- 
filbert. 

b. Wie die Einnahmen, wurben bie Ausgaben für ftäbtiiche Zwecke 
allmälig zu öffentlichen Ausgaben eines ftantlihen Gemeinweiens. 

Urfprünglih zwar mochte man darin Ausgaben der Gefammtbeit fehen, 
jo daß es ein innerlich gleichartiger Borgang zu fein fchien, wenn alle einzel: 
nen Bürger Jeder für fi dem Kaiſer ober Sanbeöheren einen Zins zahlten 
oder ein Darlehen für ihn zufammenbradhten, und wenn die Stabtbehörbe 
als Vertreterin der Geſammtheit ten gefammelten Betrag in Einem ala 
Stener, Darlehen ober Geſchenk hingab 4). Man mochte au in den Aus 
gaben für innere ftädtilche Angelegenheiten, wenn fie der Rath aus der Stabt- 
Tafle machte, unr eine durch die Vertreter der Gefammiheit bewirkte Ausgabe 
Aller von dein Allen gemeinen Gut erbliden %. Und in Erinnerung biefer 
älteren Auffaßung blieb es lange gebräuchlich, von Zahlungen der Bürger ge- 
meinlich, der Bürgergefammtheit, der Bürger, des Raths und ber Bürgerfchaft 
u. |. w. zu ſprechen ©9). 

Se mehr fi indeß das ftädtiſche Gemeinweſen andbilbete, befto fchärfer 


*, So bei ben Älteften ftäbtifchen Darlehen an Kaifer und Fürften, bie arch 
vermutblich nicht durch Entleerung einer vorhandenen Stadtkaffe, fondern durch Zu- 
fammenfchießen zu Stande kamen. Bgl. Pertz VI, 744, wonach die Kölner 1107 
an Heinrich V. 6000 Pfund Eilber gaben, damit er die Belageruug aufhebe; Urk. 
v. 1174 6. Ennen nu. Ederp 1. 570, wonad die Bürger gegen Berpfändung ber 
Münzgefälle dem Erzbiihof 100 Mark leihen (fideles nostri cives Col. nobis 
prestiterunt). Ebenſo aber drüdt das Priv. f. Nürnberg. v. 1219 (oben Rote 29 
3. 8 28) das den Bürgern beftätigte Recht nicht dahin aus, daß Steuern nur von 
ber Stadt und nie von den einzelnen Bürgern gezahlt werben follten, fondern dahin, 
daß die Bürger nicht fonberlich, fondern nur gemeinlic ein Zeder nach Vermögen 
(non particulatim sed in communi quilibet pro posse) zu zahlen hätten. 

19 So heißt es in dem Älteften Strasburger Recht ohne Angabe ber zahlen- 
ben Perſon in art. 107: clausuras et catenas ad portas civitatis observandas 
datis sibi de republica sumtibus et expensis facere debent; und sol man in 
geben von dem gemeine gut der coste. Walter, Corp. J. G. IH. 796. Bgl. 
Münchener Stadtr. b. Auer 178 a. 465: auz der chamer gelten. 

so) Belfpiele in Note 83 un. 34 zn 8 28 u. unten. Auch Grimm, ®. 1 
846 — 848. 


8 29. Die Stabtperjönlichteit im Privatrecht. 768 


ſchied man bie von allen einzelnen Bürgern aus inbivibuellen Gränden und 
die von ber Stadt um öffentlicher Zwecke willen gemachten Ausgaben. Was 
die Einzelnen als Einzelne, wenn auch alle Vollbürger gleihmäßig, traf, wie 
der etwa einem Stadtherrn allgemein zu zahlende Häuferzins 51), fiel aus ber 
Sphäre des ftädtiihen Haushalts heraus. Soweit indeß die Gefammtaus- 
gaben einheitlicher und öffentlicher Natur waren, trat die Stadt an bie Stelle 
der Geſammtheit. Denn wie in politiidher fo ſchob auch in finanzieller Be- 
ziehung bie Stadt ſich zwifchen höhere Gewaltherrn unb ihre einzelnen Bür⸗ 
ger 52), übernahm ben völferrechtlichen Geldverkehr mit andern Städten, Fürften 
und Herrn’), und trat endlich auch bezüglich der nach innen durch das Ge⸗ 
meinwohl geforderten Ausgaben über die Summe aller ihrer Glieder. In⸗ 
bem bier überall weber die Geſammtheit noch ein bejonderer Sefammtbenoll- 
mächtigter, fondern der Rath als ſtändiges und felbftändiges Organ handelnd 
auftrat; indem die Ausgaben ſämmtlich nicht durch zufammengebracdhte Einzel- 
beiträge gebect, jondern aus der ftändigen Stabtlaffe und den regelmäßigen 
Öffentlichen Einkünften, im Nothfall aus außerordentlihen Steuern von ftant- 
lihem Charakter oder aus öffentlihen von der Stadt als folder aufgenom- 
menen Anleihen beftritten wurden; indem Ausgaben biefer Art lediglich für 
Öffentliche Zwecke des Gemeinweſens gemacht werben burften 5%); indem hier- 
über Rechnungslegung, Berantwortlichleit und Kontrolle eingeführt wurde; 
indem der Einzelne, wenn ber Rath aus der Stadtkaſſe für öffentliche Zwecke 
zahlte, darin immer weniger eine auch von ihm durch einen Bevollmächtigten 
für ein auch ihn unmittelbar treffendes Bedürfuiß vorgenommene Kheilzah- 
lung fehen konnte: mußte fi) der Gedanke Bahn brechen, daß alle ſolche Aus⸗ 
gaben öffentliche Ausgaben des Gemeinwefens feien. 

Die Stabt als ſolche war es daher nunmehr, welche wegen ber aus 
ihrem politifhen Unterwerfungsverhältnig folgenden Verpflichtung die Steuern 
und Beten fowie freiwillige und unfreiwillige Darlehen an Kaifer und Lan- 
desberren gab 5%. Die Stadt als ſolche bezahlte die Koften für den Erwerb 
von Privilegien, Gerichtsbarkeit und nutzbaren Rechten, von SHerrichaften, 
Burgen und Landgütern 9), Die Stadt trug aus ihren Mitteln die Koften 
ber Kriege und Fehden, die fie führte, der Beiträge und Suöfidien für Bun⸗ 
deszwecke, des gefammten auswärtigen Verkehrs 57). Sie bezahlte insbeſondere 
bie von ihr entfandten Bevollmächtigten und Geſandten, ihre Vertreter auf 


5) Note 81 u. 35 zu 8 26. 

u) Note 26—87 zu 8 28. 

58) Note 89. 91 zn 8 28. 

8) Bol. oben Note 23. 33. 36—40. 44—46. 

) Vgl. oben Note 27. 29—87 zu 8 238. 

so) Bol. 8 26, bei. Note 86 n. 8 28 Note 54-63. 

”) Bol. oben Note 89 zu $ 23. Ennen, Gef. II. 583-536, wo zugleich 
die Koften einzelner Erpeditionen ber Etabt Köln genau zufammengeflellt find. 
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Reichötagen, Landtagen und Gtäbtetagen, ihre Handeldagentn, ihre Proceß 
vertreter, ihre Boten n. ſ. w., welche ſämmtlich auf Koften der Stabt reiften 
und zebrten, ftäbtiiches Geld für bie Augelegenbeiten ihrer Bollmadhigelberin 
anfwandten, genane Liquidationen über ihre Koften und Auslagen aufftellten 
und nad gehöriger Rechnuungelegung Erſatz und Lohn erhielten). Die 
Stadt beſtritt gleihefalld ans ihrer Kafle den Sold ihrer zahlreihen Diemer 
Helfer und Soldtruppen 9. Sie zahlte die auf ihre Kammer ober ihr Lie 
genbes Gut gelegten Renten nut Zinfe und bie Zinfen ihrer Schul 9). Sie 
leiftete Bußen und Schabenserfat *1), vertrat in diefer Beziehung bie im 
ihrem Dienft handelnden Perfonen“) und kam diefen für ben im Dienft er- 
littenen ungewöhnlichen Schaden auf®). Die Staht befolbete ihre zahlreichen 
Beamten und Diener und bezahlte die von ihr angenommenen Künftler, Hanb- 


Arnold IL 2725. Bol. au b. Weizfäder, deut. Reichstagsalten Bd. I Die 
Zufammenftellung ber Koften Nürnbergs beim Städtetag v. 1377 S. 193 Note 1; 
der Koften Frankfurts bei den Reichötagen von 1379, 1880, 1881, 1382 u. 1384 
fowie Nürnberge bei ben Reichſtagen v. 1381 bis 1885 ib, ©. 265. 270. 278. 
325. 329. 365. 485. 458. 224. 308. 326. 829. 355. 419. 484. 459. Werner über 
diefe und andre Ausgaben in auswärtigen Angelegenheiten von Nürnberg 430. 459. 
533. 510. 549; von Sranffurt 458 u. 589; von Rotenburg 359. 391. 4920. 

” Man vgl. namentlich bie verfchiebnen Rechenfchaftsberichte lübiſcher Ge⸗ 
fandten im Lüb. Urkb., 3. DB. die bed Reinelin Mornewech v. 1290 ib. I. 503 f. 
510-512. I. 58-64. Die Ausgabepoften beftehen meift in Yuslagen, die ent 
weber in Gemäßheit einer Verpflichtung ber Stadt gemacht find („nomine et ex 
parte civitatis Lubecensis dare et solvere“), oder in ben Ruben ber Gtabt 
verwandt find („ad opus et utilitatem civitatie Lubecensis“). Sie werben zu⸗ 
fammengefaßt mit ben Worten: „hec sunt particule denariorum, quos Reynekinus 
Mornewegh solvit et exposuit pro civitate Lubicensi“. Dagegen werben bie 
Namens der Stadt erhobnen Einnahmen in Rechnung geftellt unter der Rabril: 
„hec est receptio mornewegh ex parte civitatis Lubecensis“. Bezüglich Kölns 
vgl. Eunen II. 582f. Boten „uff der stede kost“ 1359 6. Boehmer 650. 
Nürnberger Gefanbtichaftöloften b. Weizfäder, Deut. Reichſtagtakten L 509. 
und ftädtiſche Rechnungen überhaupt ib. 855—860. 509512. 683. 

w) Bol. oben Rote 118 zu 8 25. Beizfäder, D. R. T. A. J Nr. 59 S. 
85 f., wo es öfter heißt: usgebin den, die der staid verbunden sind und der 
stede seldenern und dienern. 

0) Bol. oben Rote 25 zu $ 26 u. Eunen I. 539. 

0) Urk. v. 1859 b. Lacomblet III. 500: die stadt . . soll bezalen alle 
die kost u. bessern die schande, die wir andern stete davon heiten. 1257 
ib. I. 235: die bezzerunge van der stait is aldus. 

2) Vol. oben Note 114 zu 8 28. 

“) In ben Eolbverträgen pflegte ausgemacht zu werben, daß bie Stadt für 
feinen andern im Dienf erlittenen Schaden aufzulommen haben als für gefallene 
Pferde Ennen OD. 534. Hellung der „von ber Stadt wegen Verwundeten“ auf 


Stadtloften b. Kriegk, Bürgerth. ©. 524, 
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werler und Arbeiter‘). Die Stadt trug die Koften ber. Herftellung und Un- 
terhaltung aller öffentlihen Bauten, ber Mauern, Thore und Thürme, ber 
Brüden, Brunnen und Straßen, der Gerichts. und Rathhäuſer, ber gemein- 
nüßigen und gewerblichen Anjtalten®). Die Stadt beichaffte und erhielt mit 
ihren Mitteln ihr gefammites beweglichee Gut, Waffen- und Kriegewerkzeuge 
wie Kunft- und Unterrichtögegenftände, Mobiliar und Geräth wie Kleider und 
Uniformen ®%), zahlte auch den Miethözins für bie nicht felten für Aufbewah- 
rung ihrer Borräthe gemietheten Keller und Hänfer®). Die Stadt gab aber 
nicht blos für ihren „Nutzen,“ fondern auch für ihre „Ehre“ öffentliche Mittel 
ber. So veranftaltete fie auf ihre Koften beim Rathéwechſel, bei Rechnungs⸗ 
legungen, bei Xurnieren, an hoben Feſttagen, bei frendigen Gelegenheiten 
Feftſchmauſereien und öffentliche Luftbarfeiten ®). So vertheilte fie Almofen 
an die Armen, forzte für wohlthätige Anftalten, bezahlte Proceſſionskoſten und 
ftiftete Glocken und Kerzen in die Kirchen ®), So überreichte fie mehr ober 
minder koſtbare Geſchenke an den Kaifer und die Kaiferin, ben Biſchof und 
den Landesherrn, an Pönigliche oder fürftlihe Kämmerer und Rätbe, an Boten, 
welche freudige Nachrichten überbrachten 79). 

Alle dieſe und andere Ausgaben faßte man als „der Stabt Ausgaben * 


*, Bol. oben Note 181. 155. 157. 166—172 zu 5 28, bei. die Ausbrüde: 
civitas dat redditus; dis sint die lone, die diu stat git. 

0) Bol. Note 152—156 zu 8 28. Arnold IL. 271. Ennen IL. 688. 
Auch oben Note 9. 3688. Ferner W. der Zent Lohr b. Grimm, IIL 588, 
wonach zum Bau oder zur Beherung bes Zenthaufes die stat .. das halbteil und 
das zentvolk das ander teil giebt; bier foll auch „die stadt“ bie Hälfte ber 
Hinrichtumgäkoften, fowie der Koften des Fangens ſchädlicher Thiere geben. 

“) Bol. oben Rote 15—21. Ennen IL 526f. 583. 541. 

7) Ennen I. 542. 

ee) Bol. oben Rote 46 und viele andre Beftimmungen in den koͤlniſchen Eid⸗ 
büchern bed 14. Jahrh. b. Ennen u. Ederg I 1f. Auch über bie Bezahlung 
der Schmanfereien zur Feier des Sieges Über bie Weber and ber Stadtlaffe Ennen 
11. 676. Kerner oben Note 157 zu $ 28. Beſonders aber bie ausführliche Zu⸗ 
fammenftellung ber Koften, welche die Stadt Sranffurt bei ber Wahl und Krönung 
von 1376 Hatte, 6. Weizjäder, D. R. T. U I Nr. 69 S. 8589, fowie der 
Koften der Stadt Achen bei der Krönung von Wenzel i. 3. I876 ib. Ar. 100 ©. 
164—182. Im erfteren Ball Heißt ed: ungebin u. zerunge in der siede ere 
und nuls, 

) Bol. oben Rote 152 zu 5 28. Ennen IL 542—544. urk. v. 1262 im 
eh. Urkb. I. 247 f.: dabuntur expensae pauperibus ex parte civitatis. In ber 
Stadt Münzenberg wurde uoch 1427 jedem Bürgerfohn, ber bie erſte Meſſe fingt, 
„ein firtel wins von der stode wegen‘‘ gegeben; ebenio 6 Viertel bei jeder Ehe; 
Grimm, B. V. 262 $ 29. 

”%) Arnold 11. 269-270. Ennen IL 589—542. Krieg, Bürgerth. 
294 f. 460]. 
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oder „Koften der Stadt” zufammen?!!), Solche Ausgaben waren nur dann 
sehhtmäßig, wenn fie die Erfüllung einer Rechtepflicht der Stadt enthielten . 
ober aber „den Nuten und bie Ehre der Stabt“ fürberten”®). Zu ihrer Be⸗ 
ftreitung fonnten natürlich nur Mittel der Stadt, alfo ihr vorhandenes Ber- 
mögen und ihre öffentlichen fei es regelmäßigen fei e8 um des außerordentlichen 
Bedürfniges willen erhöhten Einkünfte verwantt werben. Handelnd aufzu- 
treten batten dabei die vollziehenben Behoͤrden ber Stabt. Aber fie waren rechen- 
I&haftepflichtig, verantwortlich und regelmäßiger Kontrolle ‚unterworfen. 

c. Jndem fo dffentlide Einnahmen wie Ausgaben in ber Perfönliczkeit 
ber Stadt ihren Mittelpunkt fanden, mußte es zur Bildung einer einheitlichen 
und fläubigen öffentlichen Kaſſe, wie fie ben Landgemeinden unbekaunt war, 
tommen. Diefe Kafle, arca publica, fabrica civitatis, respublica oder „das 
gemeine Gut’ 7°), der Stabt Sedel, Rentenkammer, fpäter allgemein „Käm- 
merei? genannt, war mit ihrem gefammten Juhalt Eigenthum ber Stabt?*). 
Diefes Eigentbum war an fich gewöhnlicdhes Privateigentbum. Weil es aber 
bas Eigenthum eines Gemeinweſens, nicht einer Einzelperjon war, hieng bie 
BVerfügungsbefugniß barüber von der innern Berfagung ber Stadt ab; und 
weil die Zwecke des Gemeinwefens, bem es gehörte, ftantlicher Natur waren 
war es ſelbſt ein für öffentliche Zwecke beftimmtes öffentliches Gut. Deshalb 
war zum Unterſchied vou dem Vermögen eines Einzelnen Die Anorbnung einer 
gehörigen Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle ber Stadtkafſe ein Ge- 
genftand öffentlichrechtlicher Beftinimungen, wie fie beſonders die Zunftbewe⸗ 
gungen in großer Zahl hervorriefen. Meiſt wurbe die Verwaltung unter 
Oberauffiht tes Raths einer beſonderen Behörbe, oft unter Vertheilung meh⸗ 
rerer nur zufammen öffnender Schlüßel an beren verfchiebene Mitglieber, an- 
vertraut, die eigentliche Berfügung dem Rath überlaßen, allen betbeiligten Be- 
amten Rechnungslegung zur Pflicht gemacht und Berantwortlichkeit auferlegt, 
für die Kontrolle aber eine kefondere, vielfah aus Raths⸗ und Bürgerand- 
fhüßen gemeinfame Kommiifion gejhaffen”®). So wurde ein georbneter ftäbti- 


21) Bgl. z. B. in Teymlers Stadtb. v. Frankfurt a. O. 6. Zimmermann 
I, Urkb. S. 64—96 die Aufführung von „der Stadt Ausgaben“. Ennen n. 
Ederg I. 428: dat die Stat costde. 

79) Bol. oben Rote 4446 u. Note 68; in der stede ere ü. nutzen. 

73) „Respublica“ wird mehrmals, fo in den Rote 44 u. 49 angeführten 
Stellen, „gemeines gut“ überfekt. 

ꝛc) Bol. oben Note 385 u. 45. Ennen u. Eder II. 20. 27. 288. Gid- 
buch v. 1828 ib. I. 1f. art. 87: der stede geld; art. 42 u. Eibbuch v. 1848 a, 
20: der stede penningh. Eibb. v. 1341 a. 68: der stede penninge. Ib. ©. 
438: der steede geld. ©. 24 a. 62: der stoede guit. 1878 b. Boehmer 
737: der stede gut. 1392 b. Schreiber II. 91: der stadt guot. 

70, So trifft der Kölner Schiedeſpruch v. 1258 bie (freilich nicht zur Aus 
führung gelommene) Beftimmung: Dicimus a communitate debere eligi de ho- 


.. 
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fher Haushalt mit wiederkehrenden Einnahmen uud Ausgaben möglich und es 
lieg fih ein förmlicher Stabthaushaltsetat aufftellen 7). 

I. Sm Obligationenreht mußte bie vermögensrechtliche Perſoͤnlich⸗ 
feit der Stadt nicht minder widhtige Folgen haben. 

4. Bon den alten Gefammtforderungen zunächft wurben biejenigen, welche 
fich nicht in gleichmäßige individuelle Forderungsrechte aller Bürger ober einer 
Klafie von Bürgern auflöften, zu Borderungen ber Stadt. Die Stabt 
als folde war fowol Dritten als ihren Bürgern gegenüber die Gläubigerin 
von Zinjen und Renten, von ben durch Zoll oder Stener begründeten einzelnen 
Zahlungsverbindlichkeiten, von ben ihr gegenüber fontrahisten Darlehnsichulden, 
von allen aus Berträgen mit ihe erwachſenen Verpflichtungen 7). Zu ibren 
Händen baber, in ihre Kafle ober Kammer, au ihre verfaßungsmäßig befugten 


nestioribus et fide dignioribus, alighot de scabinis et aliquot de fraternitati- 
bus et aliquot de aliis civibus, sub quorum custodia signata sub tribus clavi- 
bus sint, que colliguntur, et illi computationem facere teneanter quatuor vi- 
cibus in anno, ita quod semper post tres menses unam faciant computatio- 
nem. Huic computationi teneantur interesse 12 de scabinis et 12 ex magi- 
stris fraternitatum et 12 ex aliis civibus, quorum discretioni et fidei com- 
mittitur, quod ea quae proveniunt non nisi ad usug reipublicae expendantur. 
Zacomblet II. 244f. Auch Ennen u. Ederk II Nr. 22 S. 882 u. 398. Im 
Worms wurde nady dem Bertr. v. 1300 6. Schannat 156 eine Kommiifion von 
6 Männern, 2 vom Rath und 4 von ber &emeinde, gebildet. Die sechse sollen 
ein vierdel jaris daz ungelt empfan, also daz dieselben sechse daz ungelt 
beweren und bewenden sollent an der stede buwe und an der stede nuz uf 
iren eit an alle geverde; und die grosze bushe, da man daz ungelt mit em- 
pfehet, die sollen die sechse, die dan uber dem ungelt sitzend, bevellen der 
vier einem; zwei andre Schlüßel zu der Büchſe follen zwei Rathéherrn haben u. 
f. w. Bgf. Url. v. 1248 b. Schreiber L 55. In München fand bie jährliche 
Abrechnung wor einer Kommiffion von 6 innern, 6 äußeren Räthen und 12 Ge⸗ 
meindeverorbneten Statt; Stadtr. 6. Auer 294 a. 100 $ 28. In Frankfurt a. 
D. legte jährlich ber alte Rath dem neuen Rechnung, Zimmermann II, Urkb. 5. 
Bol. auh Lehmann 588. 590. 598. Gemeiner IL 545f. Url. v. 1869 b. 
Boehmer 668. Oben Rote 45—47. 58. Huch über Kämmerer (1, 2, 8 ober 6), 
Steurer, Ungelter und Zöllner, die Steuerämter mehrerer Städte, bie Sedelmeiftes 
u. f. w. Maurer IIL 189-148. Berner Zimmermann L 93. 241f. IL 
73f. Arnold 11. 257. 

7%) Einen ſolchen volftändigen Stadthaushalt enthält 3. B. Teymler's Stabt« 
buch dv. Sranffuri a. D. v. 1516 6. Zimmermann U ©. 7—%. 

2) Viele Belege find ſchon vorgekommen. Bgl. auch Priv. f. Lübeck v. 1188, 
fäb. Url. I. 10: civitati debetur. 1227 b. Boehmer 50: censug trium li- 
brarum, quibus nostre civitati de quodam rubo pascuis et pratis Ridern vi- 
cinis annuatim solvendis rationabiliter tenebantur. 1281 im Lüb. Wrfb. IL 
1080: promiserunt .. civitati 60 marc. 1805-1807 ib. 1040: civitati tene- 
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Organe mußte erfüllt, gezahlt, gegeben ober geleiftet werben ”%. Auf ihren 
Namen wurden Schulbfcheine, Berfprechungen, Berpflihtungsurfunden und An- 
erkenntniße geftellt 7°). Sie quittirte durch ihre Organe über die geſchehene 
Erfüllung’). Und fie endlich konnte eine Schuld erlaßen ober auf ein Recht 
verzichten 8). 

2. Ebenſo waren Gejam..iverbindlichkeiten alter Art mit dem Begriffe 
der Stabt unvereinbar. Dean unterfhied vielmehr nun Verbindlichkeiten 
der Stabt als folder und individuelle Pflichten aller Bürger ober einer 
Klaſſe von Bürgern. 

Während Grunbzinfe unb privatrechtliche Leiftungen verſchiedener Art zu 
Derbinblidleiten der Einzelnen wurden?) und ebenfo im Innern der Stadt 
an die Stelle gegenfeitiger Pflichten Aller3d) Pflichten gegen das Gemeinwejen 
traten ®%), wurde die Stadt als folde in einer Reihe von Rechtsverhältnißen 
Schuldnerin Dritter oder ihrer eignen Bürger. Sie übernahm bie Steuer- 
und Dienftpflicht gegen den Stadtherrn, fie wurde Darlehnsfchuldnerin durch 
Aufnahme von Anleihen, fie verpflichtete ſich durch die verjchiedenartigften Ber- 
träge zu Zahlungen ober 2eiftungen, fie haftete aus ihren Handlungen für 
Schabenterfat ). In allen diefen Yällen ſprach man daher von Schulden, 


tur; ©. 1046: domus kuterum solvit civitati. Eidb. v. 13238 a. 145. Enuen 
u. Ederß I. 1f.: solvere tenebitur civitati. 

) Bol. oben Rote 35—45. Eine Zahlung oder Leiftung an alle Einzelnen 
würde jet nicht mehr liberirt haben, war auch praftifch nicht mehr ausführbar. 

79) Urk. v. 1281 im Lüb. Nrfb. II. 1030: promiserunt civitati; v. 1805— 
1807 ib. 1036; 1318 ib. 809; v. 1293 6. Ennen u. Eder$ III. 362; v. 1341 
db. Boehmer 571. — Doch heißt es in ſolchen Schulbverſchreibungen auch „ci- 
vibus“, z. 8. 1279 b. Zacomblet II. 485; „burgensibus persolvent“ 13219 
b. Boehmer 28; „sol ich... den vorg. burgern tusend mark silbers schuldig 
sin“ 1326 6. Schreiber I. 528. 

3.8. Quittung v. 1290 im 2b. Urkb. L 503: me Brugis recepisse 
et habuisse . . de civitate Hamburg 150 marcas . . ad opus et wiilisaten 
civitatis Lubeke. 12% ib. 505: ad utilitatem civitatis. Url. v. 1290 in 
Note 112. 

eı) 3, B. 1275 im Lüb. Urkb. L 225. 

2) Bol. oben Note 51 und für bie entgegengefeitte Auffaßung ber älteren 
Genoßenfchaften 8 15 B I 2 und II 1. 8. Auch noch Urk. v. 1290 b. Wigand 
1I. 311 f., wonach „ipai cives“ dem Herrn für den Grundzins haften. 

es, Bol. über die frühere Sdentifictrung folcher mit Pflichten Aller gegen bie 
Gemeinheit oben 8 15. 

e) Bol. oben 8 27. 

es, Bol. oben Note 26—87. 89 n. 91 zu $ 28 und Aber bie frühere Auf- 
faßung folcher Verhältnige als Gefanmtverbindlichlet $ 16 BI 1. 3. II 2 
4.5. 
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Berbindlichleiten, Verfprechungen ober Obligationen der Stabi). Die Stadt 
ftellte durch ihre Organe darüber Schuldfcheine und Verpflihtungsicheine aus?”); 
nur bei ftädtifchen, im Auslande ausgeftellten Schuldverfhreibungen auf ten 
Juhaber ſcheint es üblich geweien zu ſein, daß der dortige Ausfteller zunächft 
fih perjönlich obligirte und demnädjt der Stadt die Urkunde zur Honorirung 
überjandte®%). Auch Anweifungen auf die Stabtlaffe kamen vor und wurden 
der Stadt überſandt 9%), Die Stabt war es ferner, welche and Bffentlichen 
Mitteln durch ihre Organe erfüllte, zahlte, gab ober leiftete%). Auf den Namen 
der Stadt Iauteten fodann die Duittungen, Liberirungs-, Verzicht⸗ oder Aner- 
Tennungserflärungen!). Und endlich war es das ftähtiiche Vermögen, welches 
den Gläubigern bei Nichterfüllung haftete. 


es Bol. 3. B. Urk. v. 1268 b. Ennen u. Gderg IL 488: der Herzog 
Walram cedirt vunfzich marc kolschir penninge an den hundirt marken, die 
uns die stat von Colne schuldich is ze gevene, unb zeigt dieſe Geffion den 
richtern scheffen rait und burgeren von K. gemeine an. 1286 im 2üb. Urkb. 
II. 1080: civitas tenetur (einer Witwe zu 80 marc.); puero H. S. tenetur ci- 
vitas 100 marc.; oder auch camerarii tenentur ex parte civitatis. 1247 ib. I. 
120: civitas nobis .. annis singulis exhibebit. 1255 ib. 200: medietatem vero 
harum expensarum nostra solvet civitas et reliquam medietatem solvet civi- 
tas Lubecensis. 1286 ib. 456. II. 1029: hoc solvet ei civitas. 1859 Lacom- 
blet Ill. 500: die stat soll bezalen alle die kost. 1328 ib. III. 196: oppida 
Louaniense Bruxellense et Antwerpiense promiserint 4000 Turnosen. Bgl. 
oben Rote 80 u. 83 zu 8 28: a civitate debitus. 

en 3. B. Url. v. 1290 im Lüb. Urkb. I. 605: confiteor et recognosco, 
quod teneor et promisi nomine et ex parte civitatis Labecensis dare et solvere. 
1817 ib. 11. 806: consules et oldermenni civitatis Stralesundis .. ex parte 
nostre civitatis ad solvendum sumus obligati. 

ss So tiberfendet der lũbiſche Geſandte im Jahre 1290 mehrere von ihm ge- 
zeichnete Schufdfcheine auf ben Inhaber der Stadt zur Honorirung. Bol. üb. 
Urtb. I. 507, worin es beißt: me obligatum taneri Brunoni dicto hereghelt in 
150 marc. arg. lub. pagamenti, quas mihi Brugis concessit et deliberavit ad 
utilitatem civitatis Lubecensis; quas quidem 150 marcas teneor et promisi 
dare et solvere in Lubeki pred. Brunoni vel suo mandato secum has litte- 
ras habenti in festo beati Martini proxime venturo sine alteriori dilatione. 
Aehnlich ib. 508 (ad utilitatem civitatis); 508 £pro utilitate et civitatis nego- 
tio); 510 (quis socius suugs mihi dictam pecuniam vestri (deö Rathe) amore 
utilitatem vestram libenter concessit). 

9) Anweiſungen, durch welche ftäbtifche Gläubiger die Stabt zur Zahlung an 
Dritte auffordern, 1273, 1273. 1279. 1286. 1299. 1309 b. Ennen u. Eder 
III. 50. 53. 149. 150. 285. 466. 584. 5885. 

0) Bol. oben Rote 55—70 u. 87-89. 1268 b. Lacomblet IL 298: so 
hait uns die stad von Kolne gegeben 100 mark geldis. Lüb. Urkb. II. 1029 
u. 1828 b. Ennen u. Eders I. 622: ex parte civitatis dare. U. f. w. 

) Urk. v. 1841 db. Boehmer 578: die driu jar sagen wir die zwo stede 

IL 49 
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Smmerbin jeboch vermochte die Stabt alle dieſe ihrem Weſen entſprechenden 
Rechtögrundfäge nur nach innen rein durchzuführen. Nah augen blieb mancher 
Reft älterer Anſchanungsweiſe in prafktifcher Geltuug, wobei indeß zu beachten 
ift, daß das ganze Verhältniß der Städte zu auswärtigen Perfonen auch auf 
privatrechtlichem Gebiet einen halb völferrechtlichen Charakter hatte. 

Zuuächft lebte die Borftellung fort, daß für Schulden der Stadt auch 
jeder einzelne Bürger mit feiner Perſon wie mit feinem Vermögen verhaftet 
fei). Die Stabt räumte fogar nicht felten ihrem Gläubiger ausdrücklich bas 
Recht ein, fih an Perfon und Vermögen ihrer Bürger zu halten®®), wobei fi 
freilich darin, daß diefe Verhaftung des Einzelnen mit feinem Austritt aus 


der bet u. stiur mit disem brif quit ledig und los. Häufig ift nur vom einer 
Zahlung und Liberiruug der consules die Rede, 3. B. 1287 im Lüb. Urkb. I. 459; 
1807. 1808. 1309. 1814. 1315 ib. IL 184. 155. 198. 199. 199. 214. 276. 377. 
278. Beſonders häufig aber finden ſich Quittungen, in welchen neben der Gtabt 
auch noch der Rath, oder bie Bürger, oder Rath und Bürger, oder bie Gefammt- 
heit aller Bürger und aller ihrer Güter 108 und ledig erklärt werden. 3.3. Urk 
». 1978 im Lüb. Urkb. I. 368: die Markgrafen von Brandenburg befennen: ex 
parte .. regis 1000 marc. . . de civitate integraliter recepisse, de qua totali 
aumma hujus pecuniae coram ipso domino nostro rege dietam civitatem ef uni- 
versitatem ipeius faciemus liberas et solutas. 1283 ib. 408. 1287 ib. 460 an bie 
consules: vos et civitatem vestram dimittimus liberos quittos et solutos. 
Ebenſo 1304. 1307. 1308 ib. H. 5. 191. 195. Urf. v. 1308 ib. IL 196: consules 
et burgenses et civitatem Lubecensis. Quittungen Fölnifcher Ebelbürger, worin 
fie civitatem Col oder cives et civitatem Col. liberiren, v. 1272. 1276. 1279. 
1293. 1802 db. Ennen u. Ederp II. 49. 112. 148. 328. 402. Ganz beſonders 
intereffant ift Die „quitance pour la vile de Lubek“, welche ein ehemaliger Bürger 
von Kübel, der in Troyes bie Interefſen feiner Vaterſtadt in einem Proceß wahr- 
genommen batte, nebft feinem Sohne als Generalquittung i. 3. 1302 ausfleflt; 
Lüb. Urkb. IL 127. Sie Iautet: Nos Paffus de Lubeka et Joh. ejus filius, 
cives habitatores Trecenses: quod nos et nostrum quilibet in solidum quitte- 
vimus et quittamus et in perpetunm absolvimus communitaten totumgue com- 
muns civitatis de Lubeka et eorum bona nec non et ipsam civitalem de omnibus et 
singulis debitis, controversiis, actionibus realibus personalibus et mixtis et 
de obligationibus quibuscungue, in quibus communitas totumque commume ciei- 
tatis praediotae necnon et ipsa civitas nobis teneri poterant et obligari rationa 
cause seu controversie pedagii de Bapaumus, dudum mote per me Paffum 
predictum et progecute nomine communitatis predicte neenon et civitalis ipeius. 

) Bol. oben 8 15 B.L1.u I. 4 u. 5. 

* So erlaubt in ber Urk v. 1265 b. Ennen u. Eders DO. 529—530 bie 
Stadt Köln dem Grafen von Geldern, wenn fie ihm die verfprochene jährliche Rente 
am feitgefeßten Termin nicht zahfen follte, Pfändung ihrer Bürger. Judex scabini 
consilium et cives universi Col. verpflichtet ſich: .. si in festo predicto .. 
non assignaremus vel solveremus, licitum sit et acceptamus, quod ipse dominus 
comes vel heredes sui antedicti pignora concivium nostrorum propter offensam 
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dem Bürgerverbande enden follte %), fehr deutlich zeigt, wie mau hierin nicht 
etwa eine individuelle Mitverpflichtung der Einzeluen ſah, foudern nur bie 
Glieder des Gemeinweſens als ſolche mit ihrem ber Finanz⸗ und Steuerhobeit 
unterworfenen Vermoͤgen nad außen hin mit dem Gemeinwejen und feinem 
unsaittelbaren Out identificirte und ald gleichzeitig pfandbar betrachtete. Ober 
man erachirte wenigftens die einzelnen Rathmannen der Stadt als perſoͤnlich 
haftbar für ftäbtifche Schulden, indem man nad) außen hin die Eontrahirende 
Behörde nicht von dem durch fie handelnden Gemeinweien trennte). Es ift 
baber gewiß nicht zufällig, daß gerade in den nach außen gerichteten Verhaͤlt⸗ 
nißen neben der Stabt ober an ihrer Stelle ſehr häufig die Bürger oder ihre 
Geſammtheit als Schuldner genannt %) und daß namentlich in Quittungen 
und Erlaßen meiſt neben der Stadt oder ftatt ihrer Rath und Bürger, Rath 
und Gemeinde, die Geſammtheit der Bürger oder ſchlechthin die Bürger Los 
und ledig erklärt werden?”). 

Umgelehrt wurben aber auch nach voller Ausprägung ihrer Perfönlichkeit 
die Städte ald ſolche für die Verbindlichkeiten und namentlih für die Delikts- 


nostram per se vel per suos capere poterunt et tenere usque ad recupera- 
cionem pecunie supradicte.e Ebenſo barf nad einer Urk. v. 1274 ib. III Nr. 
91 ein gewiffer Adam wegen einer Schuld der Stabt „nostra et nostrorum con- 
civiam pignora capere“. 

9) Zugrecht bes Oberelfaß v. 1331 5. Grimm, W. V. 844 5 7 in Note 
73 u 8 13. 

9 Magdeb. Schöffenfpr. 6. Waſſerſchleben I. 226; Syſtem. Schöffen. 1. 
29. IV.2.84. Stobbe, D. P. R. 16. 328: Daß der Rath in feiner Eigenfchaft 
als Behörde perfönlich haftet, nicht ald Eumme von Individuen, gebt daraus her⸗ 
vor, daß nach dem ſyſtem. Schöffene. I. 29 die Rathmannen fpäterer Jahre für 
die von ihren Vorgängern Fontrahirten Schulden haften follen. 

“ 3. 3. „stat u. burger“ 1877 u. 1378 b. Zacomblet IIL 693 u. 750 
fowie bei vielen Geldverfprechen an Edelbürger, 3. ®. 1262. 1263 u. 1264 b. Ennen 
u. Edert II. 452. 465—481. 508—512; „universitas . tenetur‘“ 1260 b- 
Remling 283. 1265 im lüb. Urfb. II. 322: ab ipsis civibus sibi promisse. 
1855 b. Lacomblet II. 106: cives .. assignabunt. 1336 b. Schannat 202: 
die von Worms sollen geben. 1281 b. Schreiber I 91. 1327. ib. 269: da 
rechenoten die burgere mit den juden, da wurden die burgere schuldig dis 
guot. Es folgt eine Aufzählung von Schulden der Stadt, einzelner Bürger und 
bes Grafen von Freiburg, für welche lepteren bie Stadt gut gefagt bat. Ebenſo 
1328 ib. 279. Bgl. oben Note 50 u. f. w. 

m) Neben der Stadt in den meiften Stellen in Rote 91. Statt ihrer 3.2. 
1228 b. Ennen u. Eder II Rr. 107 &. 116 u. Nr. 108 ©. 117. Hier ftellen 
zwei Sienenfer Kaufleute zwei Qulttungen für die Stadt Köln aus, in welchen fie 


erklären: bene clamamus quitos et in perpetuum absolutos .. omnes judices 


scabinog totamque universitatem communie Colonensis de 812 (resp. 300) 

marcis, Sie fagen, jene „olim tenebuntur“, „debuerunt solvere“ und hätten 

per manum notarii civium Coloniensium gezahlt. Aehnlich 1279. 1280. 1292. 
49° 
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ſchulden ihrer Bürger haftbar gemacht?®). Auch dies indeß wurde weniger auf 
eine individuelle Mitverpflichtung, als anf die politifche Vertretung der Bürger 
durch ihre Stabt gegründet. Es galt daher, wenigftens im Sinne der Städte, 
nur dann für reditmäßig, wenn die Stabt durch Verweigerung bes rechtlichen 
Gehoͤrs oder durch die Beihühung des Mißetbäters die Schuld oder bie Ver⸗ 
bindlichkeit bes einzelnen Bürgers gewißermaßen fi) angeeignet, zur ihrigen ge 
macht hatte). 

Haftete die Stabt für ihren Bürger, der Bürger aber für die Stabt, fo 
ſchien auch eine Haftung der Bürger für einander nicht unerhört. Man 
fah es daher an fi als das Net auswärtiger Gläubiger eines Bürgers an, 
durch die Pfändung irgend eines Mitbürger bie Bezahlung einer Schuld ober 
Erfah für ein Vergehen zu erlangen!®), und es bedurfte ausbrüdlicher Priwi- 


ib. II. 150. 161. 324. Beizäder, D. R. T. U. 504-505: Tönigliche Beauf- 
tragte quittiren bezüglich ber Jubengelder „burgermeister, den rath u. alle burger 
gemeindlich“, Onittungen, in denen blos die Bürger genannt werben 1287. 1306. 
1310 im füb. Urkdb. I. 460. II. 164. 167. 222 (cives Lubecenses); 1293 u. 1999 
b. Ennen u. Edert IIL 323. 325. 466; 1276 u. 1821 b. Boehmer 179 u 
460 (in Note 35 zu $ 28); 1295 b. Gudenus II. 132 (a civibus); 1302 8. 
Schreiber I. 165 (dar die erbere burgere v. F. i. B. mich gewert hant gar 
und gentzlich alles des guotes so sü mir je schuldich wurden. 

”) Bel. oben $ 13 B I 4. Handf. v. 1278 u. 1285 b. Trouillat II Rr. 
284 ©. 307. Rr. 419 ©. 530 f. Stadtr. v. Eolmar v. 12936. Sanpp I 190 
8 30: vert dekein burger us der stat von Colmar, und tut uswendic jemanne 
deheinen schaden ane des schultheissen und des rates wissente, und kimt 
derselbe innewendic drier tage wider in die stat niht, so sullen die burger 
darumbe nieman dekeine besserunge tun. Kam er alfo wor Ablauf ber 3 Tage 
in die Stadt, fo haftete, felbft wenn der Schultheiß und Rath nicht wmitfulbig 
waren, die Gefammtheit für ihren Diitbürger. Andre Beifpiele, in benen bie Stabt 
für die Handlungen Eingelner verantwortlich gemacht wurde, werben im folgenden 
Paragraphen erwähnt werden. Der am meiften charakteriftifche Fall ift wohl der 
Frankfurter v. 1366 b. Boehmer 703. 706. Hier erfennt der Erzbifchof von 
Mainz, der vom Kaifer mit der Entfcheidung der Innern Etreitigkeiten Yrantfurtd 
beauftragt worden war, in aller Form Rechtens babin, daß die flüchtigen Frank⸗ 
furtee Schöffen zur Zahlung einer Geldbuße von 8000 Gulden ſchuldig fein follten, 
foweit aber dieſe Buße von ihnen nicht beizutreiben fel, ber Reft „von der stete 
gemeynem gut“ genommen werden folle! 

) Daher ließen fi auch bie Stäbte bei der Aufhebung der alten weiter 
gehenden Gefanmthaftung oft eine Ausnahme für den Fall gefallen, daß die Sache 
vorher ihr vorgelegt und von ihr die Juftiz verweigert war. Priv. v. 1280 f. 
Regenöburg b. Sengler 374 $ 13 (hoc adjecto, quod detentor civibus primo 
proposuerit causam suam et justitia sibi fuerit denegata), Königsfelder Rechts 
brief v. 1360 b. Gengler 285 5 6. 

‚00 Bel. oben Note 10 zu $ 13. Stobbe, Vertrager. ©. 160f.; auch D. 
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Vegien oder Verträge, um allgemein ober doch im Berhältnig zu beftimmten 
andern Städten ober Territorien ein ſolches Hecht auszufchliegen. Derartige 
Verträge nnd Privilegien fncdhten die Städte, weil allerdings jener alte Brauch 
bem Wefen der neuen ftaatlichen Verbände wenig entſprach, in möglihft großer 
Zahl zu erlangen 9); fie ließen fich indeß auch bier Ausnahmen für ten Fall 
ber verweigerten Suftiz ober der abgefchlagenen Genugthuung gefallen1%®), in- 
bem dann die Stabt als ſolche die Schuld ihres einen Bürgers fi angeeignet 
zu baben fchien, die Haftung der andern Bürger für die Stabt aber nicht be 
feitigt worden war. 

DL Im Erbredt war die Stadt als ſolche fähig, durch letzwillige Ver⸗ 
fügungen Erbin zu werben oder Legate zu erwerben!%). Auch fielen zum Theil 


erbloſe Verlaßenſchaften an fie), 


B. Die Stadt als vermoͤgensrechtliche Perſon war dieſelbe Stabt, welche 
in politifchen Rechtöverbältnigen zu Kaifer und Stabtberrn, zu auswärtigen 
Mächten, zu ihren eignen Gliedern ftand. Allein intem in der Stadt das 
Privatrecht fi vom öffentlichen Recht emancipirte und freies Individualrecht 
wurbe, mußte auch dasjenige Recht, für welches die Stabt als ſolche Subjekt 
war, diejen Charakter von Individualrecht annehmen und folgeweile die Stel- 
Iung der Stabt in vermögensrehtlihen Beziehungen eine andere als ihre 
Stellung im öffentlichen Recht fein. 

I. Als Perjon des Sffentlihen Rechte war die Stadt im Berhältnig zu 
höheren politiſchen Gewalten ein zwar in fich geſchloßenes und felhftändiges, 
aber politiih abhängige Gemeinweſen; im Berhältnig zu andern politifchen 
Mächten eine gleichberechtigte politifche Machteinheit; im Verhältniß zu den 
von ihr abhängigen Verbänden und Einzelnen eine herrſchende oder doch lehns⸗ 
oder dienftherrliche Einheit; im Berhältnig zu ihren Bürgern und den bürger- 
lichen Verbänden eine den Gliedern übergeordnete ftaatlihe Allgemeinheit. Als 
Privatredhtsperjon dagegen ftand fie allen diefen andern Perfonen nur wie ber 
Einzelne dein Einzelnen gegenüber; fie beanfpruchte und Toncedirte nur bie 
Geltung eines von jeder organifchen Verbindung frei gedachten Individuums; 


9. R. 827 Note 4. Platner, Bürgichaft Sf. Gengler, Stadtr. 225 8 5 (be 
züglih Neuenburgs, vgl. Note 102). 

107) Bol. die zahlreichen in Note 12 zn 8 13 angeführten Verträge und Pri- 
vilegien. 

0) Bol. Urk. v. 1267 b. Schöpflin, Als. dipl. nr. 644. Brünner Schöffen. 
buch Nr. 428 5. Roͤßler 197— 200. Königöfelder Rechtsbrief v. 1860 $ 5 (mit 
Ansuahme von Neuenburg, wo ber Bürger unbebingt wegen Schulden eines Mit- 
bürgers verhaftet und gepfänbet werben barf). Priv. f. Regensburg v. 1280 b. 
©engler 874 $ 13. Bol. oben Note 99 n. $ 18 Note 11. 

=) Bol. z.B. Urk. v. 1896 b. Boehmer 776: Jakob Kunoblauch macht 
„den rad und stad zu Frankfurt und ire nachkommen‘ zu rechten Erben. 

104) Bol. oben Note 36. 38, 40. 41. 44, ' 
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fie geftanb hier den Trägern übergeorbneter Gewalt kein andersgeartetes Recht 
zu, als fie felbit hatte, und fchrieb fi ebenfowenig nach innen ein anberöge- 
artetes Recht als das jedes Bürgers zu. 

Die Stadt begab ſich daher ganz wie ein Einzelner in den bürgerlichen 
Rechtsverkehr und gieng Rechtsverhältuiße und Verträge jeder Art mit allen 
jenen Subjelten wie mit unverbundenen Einzelnen ein. 

Schon bei den politiihen Berbältnigen und Verträgen trat dies inſoweit 
bervor, als Privatrecht darin ftedte. In den Berträgen mit Kaiſer, Fürften 
und Stadtherrn erjcheint infoweit, als fie Kauf und Verkauf, Verpfündung ober 
Verleihung patrimonial aufgefaßter Gerechtſame, Darlehen, Vergleiche über 
einzelne fällige Steuerraten oder über Subengelber, Zölle u. ſ. w. enthalten, 
die Stadt als nebengeorbnete und frei Eontrabirende Perjon 1%. Bei ben 
völferrechtlihen Berträgen, Bundesurkunden, Sühnen, Vergleichen u. |. w. war 
ber privatrechtliche Inhalt, wie die Abreten über Beiträge, Theilungen, Ent- 
ſchädigungen u. |. w., nur deshalb dem polltifchen Inhalt gleichartig, weil Bier 
auch in den politifchen Beziehungen die verhandelnden Theile wie Einzelne unt 
Einzelne ohne dauernde ftaatlihe Verbindung einander auf gleichem Fuß ge 
genüberftanden!%%), Bei Verträgen mit abhängigen, aber zum eigentlichen Bür- 
gerwerband nicht gehörigen Berbänden und Einzelnen ftellte fi die Stabt un- 
beſchadet ihrer politifchen Oberhoheit jenen infoweit gleich, ale es fih um Kauf 
und Verkauf, bie binglihe Ceite bes Lehnverbandes, Sold, Gelbzahlungen, 
Entſchädigungen u. ſ. w. bandelte.10) Und endlich ben eignen Bürgern und 
engeren Verbänden gegenüber ſtand die Stabt infoweit, ala z. B. bei Abma⸗ 
ungen mit Korporationen Boden- und ©eltregulirungen, hei Amtsübertra- 
gungen, Geſandtenvollmachten und Dienftverträgen Sold, Vergütungen, Ueber. 
nahme einzelner Geichäfte, bei bürgerlichen Steuern und Dienften die einzelnen 
fälligen Zahlungen in Frage famen, nicht anders da, als ein Bürger dem 
andern Bürger im alle gleicher Befugnig ober Pflicht gegenüber geftanben 
haben würbe!®), 

In noch weit höherem Grade aber mußte dies Alles bei reinen Privat 
rechtsgeichäften herbortreten, welche die Stadt durchweg gleich einem Einzelnen 
in den gewöhnlichen Formen des bürgerlichen Verkehrs und in ganz gleichar- 
tiger Weiſe mit Fremden und Bürgern, mit Verbänden und Einzelnen vor- 
nahm. In diefer Weife, wie wir ſchon gefehen haben, verſprach fie umd ließ 
fi) verfprechen, verzichtete und nahm Erlaße entgegen, veräußerte und ergriff 
Befitz, erfüllte und lieg fih leiften ober zahlen. Ebenſo gieng fie Vertrags- 
verhältnige jeder Art ein. Sie gab an Kaifer ober Könige, an andre Stäbte, 


08) Bol. Note 8-7 u. 54—63 zu 8 28. 

106) Bol, Note 72-74. 79. 34. 85 zu $ 28. 

m) Bol. Note 113. 114. 116—118 zu $ 28 u. oben Note 5963. 
0) Bol, Rote 97. 166 zu 8 28, 8 27 nnd oben Note 58. 64. 
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an Fremde ober Bürger Darlehn!®), und nahm ihrerſeits von Bürgern oder 
Fremden Darlehen aufl!P), aus welchen fich die ftänbige und verzinsliche „ Schuld 
ter Stabt“ vorzugsweife zufammenfegtel!!). Sie verfaufte von ihrem Orund⸗ 
befig oder ihren Gerechtigkeiten wieberläufliche Renten!!®), erwarb aber ebenjo 
ihrerfeitö ewige Renten von Fremden oder Bürgern 13), Auch verkaufte fie 
bisweilen Leibrenten aus der ftädtifchen Kammer!!«). In Bezug auf ihr be 


100, Bol. Urk. v. 1262 im Lüb. Urkb. I. 244: quod a dilectis nostrie consu- 
libus et burgensibus Lubeke civitatis mutuum accepimus. 1841 b. Boehmer 
571: daz der rat und die stat zu Frankfurt uns hant 2000 & heller geluhen, 
1805—1807 im üb. Urkb. II. 1036: D. Lupus miles tenetur 20 m, quas ei 
civitas mutuavit, Bor 1818 ib. 809: civitas concessit nostris concivibug 1000 
marc. den. Urk. v. 1293 5. Ennen u. Eckertz III. 852 n. f. w. 

110) Urk. v. 1311 im Lüb. Urkb. II. 216: die Kübeder Behörden fagen: ci- 
vitati Wismariensi mutuavimus anno 1311 . . 1500 marcas. Ennen u. 
Eder$ IL 80f. 891. 94f. 65 (1274). 1989 (1278). Arnold II. 274. 275. 
Und Kölner Anleipen von Bürgern und Fremden aus dem 14. Jahrh. b. Ennen 
II. 529—530. 

ım) Url. v. 1300 6. Schannat 156: uberlauft der schulde domit unser 
statt swerlich bekumert ist. 1362 b. Heusdler 244: do was abgelöset u. ab- 
gericht alle die geltschulde, so die stat gelten solte u. schuldich war. Urk. 
v. 1892, 1490 u. 1491 b. Schreiber 11. 92. 588. 585 - 688: der statt schult. 
Vgl. and Note 112, 

112) 3, 2. Urk. v. 1290 im Lüb. Urkb. II. 58: relicta B. Mornewech et 
ejus pueri emerunt a civitats 25 marc. den. wicbeldes annuatim in tota domo, 
dieta Lohus, sicut jacet, dandas de camera civitatis, reemenda in una summa, 
quamlibet marcam pro 8 marcis. Actum de communi consensu totius consilii. 
1372—1298 ib. 82, wo der Rath v. Wismar „pro bono civitatis nostre‘‘ behufs 
Baues eines Rathhauſes einem Lübecker Bürger Weichbildrenten verkauft. Urk. v. 
1290 ib. I. 499: Consules et universitas civitatis Lubicensis befunden. Quod 
nos propter dominum nostrum Rudolfum Romanorum regem, cui pecuniam 
ministravimus, et propter turres et molendina , que construximus sum- 
ptuose, et propter alia multa pergravati sumus onere debitorum; ac obinde 
propter nostre communitatis utilitatem, ne gravibus usuris pecuniam nos 
oportest conquirere, unanimi consensu rite vendidimus et rationabiliter 
burgensi nostro, domino Volmaro de atendern, in molendinis nostris reditus 
30 marc. denar. Lub. pro 420 marcis denar. ejusdem monete, quas eum nobis 
recognoscimus integraliter persolvisse. Quolibet autem anno medietatem ip- 
sorum reddituum camerarii civitatis nostre, qui pro tempore fuerint, persol- 
vant... , nobis et posteris nostris et civitati nostre reservata plenaria potestate, 
quod ipsog redditus reemere possimus etiam pro 420 marc. den. — Renten- 
verfäufe von der Freiburger Stadtallmende 1368 b. Mone, Zeitichr. Bd. XVI 
©. 345. Bol. au Arnold I. 276. 

138), Solche Rentenfäufe kommen auch ald Form für den Erwerb von Aemtern 
und Regalen vor. 

19) 3, B. Urk. v. 1286 im Lüb. Urkb. 1. 451. 1286 ib. 462 f. 1289 ib. 
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wegliches und uubeweglihes Eigenthum gieng fie Beräußerungägeihäfte jeber 
Urt ein, verkaufte, vertaufchte, verichenkte ober nerpfändete 8115), gab das lie⸗ 
gende Gut zu Erbpadht-, Erbzins⸗ oder Nutzungsrecht fort!!®), legte Reallaften 
ober andere diugliche Berpflichtungen auf dafſelbe 117). Ebenſo aber erwarb 
fie durch Kauf, Schenkung oder Tauſch Eigenthum an beweglichen und umbe- 
weglichen Sachen T12), Tieß fih Grunbftüde zu Lehn oder Zinseigen auftragen 
488. 1290 ib. 502: Advocatus consules et universitas civitatis Lubecensis 
befunden: Vir W. et uxor ejus 200 marc. denar. Lub. in nostram civitatem 
converterunt, de nobis et de nostra civitate 20 marc. den. dicte monete red- 
dituum annalium comparando .. cum eisdem. Camersri nostri de camera 
solvent. Die Zahlung fol fortgehen, bie ber Iehte von beiden Ehegatten geftorben ; 
sed ex tunc ipsi redditus apud nostram civitatem libere permanebunt. 

118) Bol. 3. B. bie Urk. v. 1262 im Lüb. Urfb. L 247: Conr. emit navem 
unam a civitate pro duabus marc. denar. Verkauf eines Thors 1800 b. Enuen 
IL 525 Rote 1. Urk. v. 19389 6. Arnold, Geſch. bes Eigentho. ©. 364: Bür⸗ 
germeifter, Rath und Zunftmeifter verlaufen eiu ber Stabt von eigenschaft ange 
höriges Haus umbe unserre stette noturft. Urk. v. 1258 6. Ennen u. Ederg 
HD. 401: emerunt .. erga scabinos officiales parochianos ceterosqgue cives 
Col. pro 600 marc. Col. den. pecunie tradite et nnmerate ac in communes 
usus oivitatis Col. converse . . hereditates. 1286 im 2üb. Urfb. IL 47: he- 
reditas . . nam ipsam a camerariis nomine civitatis racionabiliter comperarit, 
1310 ib. 286: H. Mornewech emit a civitate agros sitos extra portam urbis. 
Ur. v. Gulg v. 1808 b. Trouillat Il nr. 29 €. 39; v. 1238 b. Ried IT 
378; 1278 b. Boehmer, fontes II. 286. ferner über ben Berlauf von Allmend⸗ 
ftüden an Bürger Ochs V. 60f. Heusler 93. Bauli, lüb. Zuft. 22f. 44f. 
Maurer ll. 176. — Ueber Gefchenke der Stadt vgl. oben Note 70. — Leber 
Berpfänbungen, denen namentlich and ftädtifche Renten und Gefälle, im Nothfall 
auch das Ungelt und die Acciſe unterlagen, Ennen II. 530. Euuen u. Eder 
111. 8Of. 89f. 94 f. Vgl. aud allgemein über „Vergeben, Berfegen, Berlaufen ober 
Berwecfeln der Allmende" Urf. v. 1322 in Rote 112 zu 8 26. Grimm, ®. 
V405 86. 

0) 3. B. Urk. v. 1285 im Lüb. Urkb. II. 47, 1295 ib. L 579 u. 1811 6. 
Ennen u. Ederp II 521 Note 2 oben in Rote 10. Urt. v. 1270 im käb. 
Urfb. II. 33: conventus . . recepit a civitate duos oxtos.., quamdiu place- 
bit civitati eis dimittere. Verleihung von Allmende auf Lebenszeit in ber St. O. 
v. Hüfingen v. 1452 b. Mone XV. 426 art. 7 n. 8. Ueber ftädtifche feuda data 
vgl. oben Note 116 u. 117 zu $ 27. Neber die Konftituirung von Zehn an fläb- 
tifchen Bordellen Maurer Ill. 109. 

m) Bol. oben Rote 112. 

10) Bol. 3. B. über den Erwerb der Märkte, Plätze, Häufer, Burgen u. ſ. w. 
von ben Herm oben Rote 36 zu $ 26 u. Note 14 zu 5 29. Auch 1275 b. 
Gengler, Stadtr. 556 $ 1: quod civitati nostre Witstock vendidimus totum 
forum pro pecunia numerata; videlicet theatrum, krambode et quidquid in 
foro et circa forum edificandum expedire videlicet civitati, ita quod nemo 
sine civitatis consensu aliquid Juris in ipsorum proventibus aliquotiens sibi 
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oder verfeihen!19), ließ fich Pfand, Reallaften ober andre dingliche Rechte ein⸗ 
ranmen120), Sie verpflichtete ſich Bürgen 121) und übernahm ſelbſt Bürgſchaft 
für fremde Schuld 1. Sie trat ald Verpächterin oder Bermietherin fo gut 
wie als Pächterin oder Mietberin in Zeityachtverhältnige jeder Art ein 129), 
Sie ſchloß Verträge über Dienftmiethel*4), Verwahrungsverträge!®) und Boll. 
madhtönerträgel??). Sie gieng mit Sremben ober Bürgern Geſellſchaftsverhaͤlt⸗ 
nige ein, führte mit ihnen anf gemeinfamen Gewinn und Berluft Hanbelöge- 
jhäfte aus oder betrieb mit ihnen die Rhederei 12%), Sie trieb auch für fid 


presumat. Ueber ben Erwerb bes Grundbeflges einer Parochie durch bie univer- 
sitas Ih. I ©. 280 Note 9. Ueber den Erwerb von Bürgern Läb. Urkb. II. 
1058 Rote 27: civitas emit molendinum. S. 1059: civitas emit duo molen- 
dina venti. 

120) Bol. Note 116—117 zu $ 27 über ſeuda oblata, bei Denen bie Etadt 
Obereigenthiimerin wurde, u. Note 119-122 ib. über ftädtifcheö Lehnsuntereigenthum. 
Berner über zinsbare Stabtgüter oben Note 11. 

20) Bol 3. B. oben Note 12 n. 13 und den Bertrag der Stabt Speier mit 
ber dausgenoßenſchaft über ein ber Stadt einzuräumenbes ewiges Gebrauchsrecht 
am Münzhauſe in Rote 115 zn 8 26. 

129) Vgl. Mote 85 zu 8 28 Über Bürgfchaftsftellungen ausmwärtiger Mächte; 
Note 9 zu 5 27 über Bürgenftellung von Reubürgern. 

127) Bol. Rote 84 zu 5 28 u. oben Freiburger Urk. v. 1327 in Note 96. 

125) Bol. 3. B. die Notizen in den lüb. Kämmereibüchern, Iü 5. Urkb. II. 1059: 
civitas emit duo molendina venti, .. quae civitas locavit molendinariis. 
Jährlich fol der civitas Pacht gezahlt werden, nach 2 Jahren die Rüdgabe an die 
eivitas erfolgen. Civitas vero stabit pericalum molendinorum. Die Stadt Köln 
zog nad) dem Weberaufftande 10000 fl. und 25 Häufer der Weberzunft ein und 
verpachtete die Iehteren zum Beten ber Stadilaffe, Ennen u. Ederp 1. 424. 
Meber Verpachtung ftäbtifcher Kandgüter, Gefälle und Zölle Ennen II, 527—528; 
über Vermiethuug von gewerbligen Anlagen an Zünfte und Zunftgenofen Maurer 
11. 64 f.; über Verpachtung ftäptifcher Babfluben ib. III. 120. — Die Stadt ala 
Mietherin 6. Ennen II. 542. 

120) Bol. 3. B. Note 118. 114. 131. 156. 157. 166. 172 zu $ 28 u. oben 
Note 59 u. 61—64. 

125) So galt fie ald Berwahrerin ber Gelber von Unmündigen, 1281 im Läüb. 
Urfb. II. 1029: civitas habet sub se 9 marc. den. pertinentes puero Genechardi 
et Grete scil. Elizabet; 1080: civitas habet sub se etc.; ebenfo bezüglich bes 
erblofen Nachlaßes bis zum Ablauf von Fahr und Tag, z. B. Priv. f. Prigwalt 
v.1256 b. Gengler 362f. $ 15: si aliquis advena moritur absque heredibus, 
oivitas debet bena sua conservare per annum et diem. Grimm I. 845. 

126) Bgl. über Vollmachtseriheilungen der Stadt Note 97 zu $ 28 unb über 
die daraus entftehenden Berechnungsverhäftniße oben Note 58. 

an) So gab 3. B. die Stabt Lübeck i. 3. 1318 gemeinfam mit einigen con» 
eives ein Darlehn an die Stadt Stralſund. Die Stadt ſchoß % zu, bie Bürger 
gaben %. Die Abmachung lautete daher: quicquid de his 4000 marcis persol- 
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allein Hantel und Rheberei, obue babei ein anbres Recht als das bes Eingel- 
Taufmanns für fih zu beanfpruchen!?®). 

In Bezug auf ihre Vermögen im Ganzen und alle darin enthaltenen 
Rechte und Pflichten im Einzelnen war die Stabt vor andern Bermögensfub- 
jetten in feiner Weiſe bevorzugt, unterlag vielmehr demſelben bürgerlichen Recht, 
venfelben Beichräntungen, und gab und nahm wie jeder Einzelne Recht 129). 
Die römifhen Privilegien des Fiskus ober ber Stabtlämmereien fanden vor 
der Aufnahme des römifchen Rechts in den dentſchen Städten fein Gegenbilb. 
Nur waren gewiſſe ftäbtijche Güter ans objektiven Gründen, um ihrer Beftim- 
mung für ben öffentlichen Gebrauch willen, privilegüirt, wie 3. D. die Allmenbe, 
nicht aber bas übrige Grunbeigentbum ber Stabt, unverjährbar!®), ober wie 
bie Öffentlichen Gebäude, nicht aber die für die Stadtkafſe verwalteten ober 
verpacdhteten Güter, ftenerfrei waren!3!), 

I. Bar fo die Stabt als Perfon im Vermögensrecht den Einzelnen 
gletähgeftellt, jo blieb fie doch aud im Bermögensreht Gemeinmwelen. Sie un- 
terſchied fi) daher auch hier von den Einzelnen dadurch, daß nicht Glos ihr 
äußeres, fondern auch ihr inneres Leben unter bad Recht fiel. Das ftäbtifche 
BDerfaßungsrecht zog hier Angelegenheiten in feinen Kreis, welde beim Ein- 
zelnen vom Recht nicht berührt werben; es beftimmte bie Verwaltung nnd 
Berweubung des ſtädtiſchen Bermögens und machte dabei nad Beichaffenheit 
und Zwed der einzelnen Güter und Rechte mancherlei Unterichiebe; es regelte 
bie Sinnahmen und Ausgaben, die Feſtſetzung und Kontrolle tes jährlichen 
Haushalts; es entichied Darüber, welche Behoͤrden ober Beamten in jedem Fall 


vetur, inde quartus denarius eivitati nostre restituetur. Lũb. Urfd. 11. 309. — 
Aus der Urkunde zwifchen 1338 u. 1348 ib. 843 ift erfihtiih, daß bie Stadt 
Lübeck mit einzelnen ihrer Bürger gemeinſchaftlich Rhederei trieb. Notum sit, 
quod Johannes Hovemann emit a camerariis terciam partem unius coggonis 
pro 130 marcis den. 1338, quem videlicet coggonem ipse ducet versus mare 
sub eventu et fortuna sus ipsius et civitatis. Omnibus expositis civitati nostre 
cesgerunt in lucrum 33 marce den. sub anno 18388. Es folgen die Einnahmen 
und Ausgaben, welche verreihnet werben. Darunter: item 40 marc. et 8 sol. ex- 
posuimus ex. parte civitatis tantum pro malo ad coggonem et aliis instru- 
mentis preparatis, — Die Städte Kübel u. Hamburg Fauften 1253 gemeinfcaft- 
ih Getreide, Lappenberg, Hamb. Urt. Nr. 578 &. 479. 

10) Bol. 3. 8. Maurer III. 144 f. 

129) Vgl. den folgenden $. 

0 Brünner Schöffenb. c. 332. Brannſchw.⸗Neuftädt. Stabtr. im Urkb. ber 
Stadt Braunfchweig 24 a. 65: der stad gemeyne mach nicht verjaren. Bgl. 
Laband, vermögener. 8. ©. 327. 

1) Val, 3. B. Url. v. Münden v. 1284 b. Maurer 11. 52 Note 30: unser 
rat sol och von sin selbes hus .. nicht sturen, unb dazu das Stat. von Alſtedt 
b. Wal VI 207 5 15, wonach bie fog. Stadt⸗ oder Kämmereigüter auch ver- 
feuert werden follen. 
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durch ihren Beſchluß und ihre Handlung Beſchluß und Handlung bes Gemein- 
weſens barftellten. Derartige Beftimmungen aber waren nicht blos nad) innen 
von Wichtigkeit, ſondern berührten auch alle Perfonen, weldhe mit der Stabt 
in Privatrechtöverhältniße traten, unmittelbar. Denn die Stadt als ſolche hatte 
eben nur dann fi ihnen verpflichtet, ihmen verſprochen oder geleiftet, eine 
Willenserklärung abgegeben, wenn bie für derartige Recbtögefchäfte verfaßungs- 
mäßig berufenen Organe ber Stadt thätiz geworden waren. Ein Prinzip, 
das unzweifelhaft feit ber Vollendung des Körperfchaftsbegriffs in thatjächlicher 
Geltung war, das aber klar und voll bewußt zuerft im Sabre 1340 der lü⸗ 
biſche Rath in einem beim Papft abgelegten Zeugniß ausſprach, indem er bie 
Ungültigfeit eineö von den Hamburger Bürgermeiftern mit dem bortigen Dom- 
Tapitel abgefchloßenen Vertrages daraus herleitete, daß denjelben bie verfaßungs- 
mäßige Kompetenz dazu gefehlt habe. Denn nach einem in Hamburg über 
Menſchengedenken hinaus geübten Gewohnheitsrecht könnten die dortigen Bür- 
germeifter erheblichere Rechtögeihäfte der Stadt nur mit Zuftimmung bes 
gefammten Raths, ganz wichtige Rechtögefchäfte der Stabt aber nur unter 
Zuziehung des Raths, ter Vollbürgerfhaft und der Zunftmeifter vornehmen. 
Andernfalls ſei das ftäbtifche Rechtsgeſchäft null und nichtig. Und baffelbe 
Recht gelte in Lübeck und den Rachbarftäbten!?®), 

Doc dies führt zur Trage der Willens und Handlungsfähigkeit der Stabt, 
wovon nun noch die Rebe fein foll. 


8. 80. Willens⸗, und Handlungsfähigkeit ber Stabt. 


A. Sn ber Perfönlichkeit der Stadt war ihre Willens- und Hand⸗ 
Iungsfähigfeit gegeben. Damit traten an die Stelle ber alten Begriffe 
von Gefammtwillen und Geſammthandlungen ganz neue Begriffe Die 
Stadt wurbe nunmehr ald ein Gemeinweien erkannt, beffen Seele ber von 
der Summe ber Eingelwillen gänzlich abgelöfte Gemeinwille und deſſen Körper 


129 Lub. Urkb. II. 664: ... Quod quando et quoties negotia ponderis ali- 
ewjus incumbebant dicto opido et universitati Hamburgensi expediends, opor- 
tebat et oportet necessario pro tunc consules dicti opidi, si expeditio talium 
negotiorum debebat sortiri effectum et tenere, consules alios dicti opidi spe- 
cialiter super hoc requirere et de eorum determinatione et mandato speciali 
negotia ipsa expedire. Alias expeditio ipsa nullius fuit et est momenti. 
Item quod, quotiens et quando negotia ardua et magna predicto opido et uni- 
versitati Hamburgensi incumbebant, utpote super aliquo ipsius opidi et uni- 
versitatis prejudiciali seu jus vel statum aliqualiter tengente vel similia, 
oportebat et oportet necessario proconsules et consules Hamburgenses, si 
expeditio hujusmodi negotiorum robur firmitatis habere debebat, super hoc 
requirere et optinere specialiter consilium et consensum magistrorum officio- 
rum mechanicorum ac universitatis dieti opidi et de eorum comsilio et con- 
sensu ea expedire. 
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ber burdh eine Berfaßung rechtlich geordnete Orgamismus war. Die Stabt 
jelbft Tonnte daher nun wollen und ihren Willen erklären!), guten ober bifem 
Glauben haben), politiihe und rechtliche Handlungen vornehmen’). Deum 
fie war e8, bie in ihren verfagungsmäßig berufenen Berfammlungen und 
Behörden als in ihren Organen wollte und hankelte. 

L Um zu diefer Vorftellung zu gelangen, mußte zunächſt bie rechtliche 
Grundlage des Gemeinweſens ald eine Berfaßung, d. h. als eine objektine 
Norm begriffen werben, welche das innere Lebensgeſetz eines erſt durch fie 
zum Rechtöorganismus erhobenen Gemeinweſens bildete. 

Urfprünglich ſetzte fi das, was wir als ftähtiiches Verfaßungsrecht be- 
trachten würben, aus bem dinglichen Frieden und Recht ber Stabt und dem 
perfönlichen Frieden und Recht ber Bürgergemeinde zufammen. Beides floß 
aus Herlommen, Privilegien und Berträgen, obne daß babei Geſetz umb 
Rechtötitel unterfhieben wären; beides begründete Beziehungen ber Herrichaft 
und Abhängigkeit, ohne dag man die Idee einer öffentlihen Orbuung von 
der Vorftellung individueller Rechtsverhältniße getrennt hättet). 

Mit dem Eintritt des Einungsgedankens in bas ftädtifche Leben kam 
die neue See eines Fonftitutiven Altes hinzu; die Bürgerfchaft betrachtete 
fi nunmehr als einen orzanifirten Verein mit felbfigefeßtem Frieden und 
Recht und felbftbeftellten Organen’). Allein einmal war vielfach die Auf 
faßung von Gilden, Schwurgenoßenſchaften und Friedenseinigungen feinek 
wegs frei von ber Beimiſchung der Bertragsauffagung‘). Und andrerfeits war, 
io lange die Gilde ſich nicht völlig mit der Bürgergemeinde deckte ober doch 
bie nach dem Gilbeprincip Zonftituirte und organifirte Bürgerfchaft nicht in- 
nerlich identifh mit ber alten Mark- und Gerichtögemeinde war, bie nene 


) 3.8. 1252 b. Ennen u. Ederp II. 808: sine consensu et voluntate 
civitatis Col.; 1283 im füb. Urfe. I. 406: cum voluntate civitatum; 407 ib. 
civitatum consensu et voluntate; 1293 b. Schaab II Nr. 47 ©. 66: consensu 
et consilio civitatis; 1318 b. Trouillat III. 268: voluntate illius villae ubi 
burgenses essent; .. ipsa villa .. declararet. 1206 b. Ennen u. Edery 
1I. 26: civitas Col. gratum eum habebit. 1238 im Lũb. Urkb. I. 63: generali 
voluntate civitatis. 1270 ib. IL 33: placebit civitati. ©. 1081 ib, un. f. w. 
1233 6. Tafhoppe u. Stenzef 511: cum pleno arbitrio civitatis. 1349 L4- 
comblet III. 876. „Die Stadt“ verzeigt, erflärt ihre Huld (Note 3 zu 8 28) 
n. f. w., und „mit der Stabt Willen‘ wirb ftehender Ausbrnd. 

2) 3.8. 1859 b. Lacomblet III. 499: „keine stat“ foll einen offenen Beind 
der andern zum Bürger aufnehmen, „dat si id weys.“ 

9) Viele Belege in $ 28 u. 29. 

4) Bgl. oben 8 21. 22. 28. 

5) Bol. oben 8 23 u. Th. IS. 249. 2641. 

% So iſt 3. B. der erhöhte Friede, welcher in manden Stäbten burd ein 
geichwornes Webereintommen aller Bürger für eine beftimmte Zeit neben bem ge⸗ 
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bürgerfhaftlicde Verfagung eine wirklihe Stabtverfafung. Denn fie war 
bie Verfagung eines vom Princip ber freien Bereinigung beherrſchten Ber- 
bandes, nicht aber die Verfaßung eines ftantliden Gemeinweſens?). 

Seitdem indeß Gemeindeprincip und Gildeprincip verſchmolzen waren; 
feitvem die Tonftituirte Bürgerjchaft die Stadt erobert und ben Gebanten 
einer lebendigen Stabtperfönlichkeit erzeugt hatte; feitbem das neue hbürger- 
liche Gemeinweſen nad) augen und innen gefchloßen, einheitlich und jelbftändig 
geworben war: da mußte auch bie gefchriebene oder ungefchriebene Stabtver- 
faßung als das Lebensgefeh eines in jeiner Eriftenz nothwendigen, in feiner 
Organifation nach freiem Willensentſchluß wandelbaren Gemeinweiens be- 
griffen werben. 

Diefer Gedanke wurde vorzugsweiſe geflärt umb gefchärft durch die 
äußeren und inneren Kämpfe der Stadt. 

Die Äußeren Kämpfe vollendeten die Einheit und Gefchlogenheit des 
Stadtftaats; fie zogen eine fefte Grenze zwiſchen ber gegen die Stabt begrün⸗ 
beten oder auch wol noch in fie bineinragenden höheren Gewalt und dem in- 
nern Organismus bed Gemeinwejend; fie brachten den Unterichieb zum Be 
wußtjein zwifchen den politiihen Privilegien und Verträgen, durch welche 
fi) die Stellung ber Stadt zu andern politifchen Rechtsſubjecten beftimmte, 
umd dem inneren ftädtiichen Verfaßungsrecht). Daß biefes Iektere allein ber 
Stadt gehöre und von ihr allein fortgebilbet werbe, war das überall erftrebte 


woͤhnlichen Frieden gefelt wurde, oft einem gelobten Frieden ähnlicher als einem 
verfaßungsmäßigen Stabtfrieden. Bol. 3. B. die Regensburger Friedenseinungen 
b. Bemeinerl. 514. 549. 550. II. 2780. 94. 95. 101. 105. 119. 142. 349 u. 
Priv. v. 1280 8 2; die Meber Schwurfrieben (establissement de la commune 
pais de Mes) mit beſonders bevollmächtigten wardours de la pais v. 1212, 1260 
auf 6, 1254 auf 4 Jahre u. erſt 1327 für ewig b. Maurer I. 570—571; den 
Basler Frieden v. 1854 b. Ochs II. IB f., Basler Rechtequ. L 19f. Anders ver- 
Hält es ſich fhon mit den für ewig und unkündbar vereinbarten und beſchwornen 
Gtabifrieben, 3. 8. 1328 in Fraukfurt u. Speier, 1376 in Ehlingen b. Boehmer 
1. 448, Lehmann 284, Pfaff 101. 

) Hteran erinnert Einzelnes felbft noch in ber ausgebildeten Stabtverfaßung. 
So die jährlihen Schwörtage für bie gefammte Bürgerſchaft in Freiburg, Reut- 
Iingen, Kaufbeuren, Eßlingen, Nordhauſen, Wetzlar, Speier, Strasburg, Baſel, 
oder bie bei Verfaßungsänderungen oft für nötbig gehaltenen Neubeſchwörungen 
durch alle Bürger (vgl. Th. I S. 2370; Schreiber I. 134. IL 915, Jäger, Mag. 
V. 268f. 868 f.; Wald IIL 298. 814; Pfaff 537 f.; Lehmann 281 n. 616; 
Maurer LI. 166f.), wobei oft bie Vorſiellung waltete, als berube bie ſtädtiſche 
Berfaßung auf einer gildemäßigen Vereinigung, die von Zeit zu Zeit ber Erneuerung 
bebürfe, durch Abanderungen zu erlöfchen drohe, wenn nicht nene Vereinigung dies 
abwende, u. f. w. Nicht minder erinnert baran bie gildemähige Form und Auffaßung 
ber Aufnahme und des Ausichlußes von Bürgern u. f. w. 

9 Vol. oben $ 28, bei. Rote 2—7, 
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Ziel; die Einmiſchung anderer Gewalten in bie Beftimmung bes ftäbtifchen 
Berfaßungsrechts war ftetd ein Zeichen unvolllommener Stabtfreiheit!%), und 
ihre fpätere Häufigkeit bezeichuete ben Berfall!!), die allgemeine Regulirung 
ber Berfaßungen durch den Staat das Enbe des allen Stäbteweienet*). 

Die inneren Kämpfe vollendeten die Durchdringung aller einzelnen 
Glieder ber Statt mit dem Gedanken eines über ihnen ſtehenden Gemein- 
weſens. Die verjhiedenen Körperfhaften, Stände und Berufsklaſſen innerhalb 
der Bürgerſchaft traten fidy äußerlich freilich viel geichloßener, felbftändiger 
und getrennter gegenüber ald chebem. Es gewinnt oft ben Anfchein, als 
wenn jie gleidy befonderen Gemeinweſen als eigenberedhtigte politische Perfo- 
nen um ihre Stellung und Gewalt mit einander Tämpfen, fidh vergleichen 
und Berträge fchließen!!). Allein es ift dies nnr Schein. Denn einmal 


*) Die Städte felbft gaben daher in den Zeiten ihrer Freiheit nur felten Anlaß 
zu Äußerer Einmiſchung in ihre Verfaßungdfragen, und that es eine unreife ober 
egoiftifche Partei, wie dies 3. B. bei den erften Bährungen ber untern Stände 
(1249 in Worms, 1258 in Köln, 1260 in Etradburg, Th. I. 324) vorlam, fo 
wurbe ed ald Verſtoß gegen das Kebensprincip ber Städte empfunden. Die Ein- 
mifhung der Hanſa in Verfaßungskämpfe ber Einzelftädte (ib. 470—471) berubte 
tbeile auf ihrem bunbesftaatlichen Weſen, theild zeigte fie ſchon den Verfall an. 

10) Sie kam daher hauptſächlich nach Rieberlagen der Städte im Kampfe mit 
den Stabtherrn vor. Die grundfäglicde Verneinung bed Rechtes der Städte, fi 
jelbft Berfaßungen zu geben, in den Geſetzen Briebrichs II. war nur eine Epifobe 
in diefem Kampf nub wurbe niemals geltendes Recht. Bol. Th. L 305 Note 11. 

1) Denn fchon 14354 Markgraf Friedrich feiner Landſtadt Baireuth eine „Stadt. 
und Gerichtsordnung“ gab, feit 1441 in der Dart Brandenburg Tanbesherrlide 
Anordnungen in ſtädtiſchen BVerfaßungsangelegenheiten zur Regel wurden, ber 
Stadt Wien 1520 u. 1526, Seligenftadt 1527, Sreiburg 1554, Braunfchweig 1671, 
Lüneburg 1682, Soeft 1752 von ihren Landesheren neue Verfaßungen bilktirt wur⸗ 
den, jo waren dies jedesmal Beflegelungen der landftädtiſchen Unfelbftändigkeit. 
Über auch in den Reichsftäbten waren die beſonders durch die Religionstämpfe her⸗ 
vorgerufenen Berfaßungsänderungen bes Kaifers, kaiſerlicher Kommiffionen unb 
felbft flegreicher Generäle (3. B. 1500 u. 1514 in Regensburg, 1548, 15562, 1628, 
1652 u. 1685 in Augsburg, 1548 u. in den folgenden Sahren in Um, Konſtanz, 
Eflingen, Weberlingen, Wangen, Kaufbeuren, Memmingen, Biberach, 1642 in Mühl- 
baufen, 1752 in Frankfurt a. M.) Zeichen bes Verfalls. 

2) Darum gieng das alte Städteweſen am frübeften in der Mark Branden- 
burg unter, wo fchon Die Pol.O. Kurf. Joachim I. v. 1515, die Pol. v. 1540 u. 
ſ. w. (Mylius VL Rachlefe If. V, 1. 17f. Zimmermann III. 7f.) generali- 
firende Beſtimmungen für die Stadtverfaßungen enthielten. Die oͤſterreichiſchen „Re 
gulirungen der Stadimagiftrate' feit 1788, die bairifche „Suftrultion für Gtäbte 
und Märkte” v. 1748 brachen gleichfalls fchon vor der franzdi. Revolution mit 
ber alten Zeit. 

13) Bol. 3. B. Url. v. 1304 5. Lehmann 588: dass zwischen uns dem 
alten rath und den hauszgenossen ein site und dem rath der jetzt ist, den 
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wurbe die Eriftenz eines über den Streittheilen ftehenden Gemeinweiens nicht 
nur niemals in Frage geftellt, fontern bildete den Angelpunkt aller Verfaßungs⸗ 
fampfe!), Und zweitens traten bei ben Streitigkeiten um die innere Ein⸗ 
richtung der Stadt die einzelnen Körperjchaften und Behörden nicht als voͤlker⸗ 
rechtliche Perjonen, fondern als Glieder und Organe ber Einen Stadt, für 
deren Wohl und Ehre fie alle dabei zu handeln glaubten oder vorgaben, ge- 
gen einander). In Wahrheit lagen daher nicht völkerrechtliche Atte, ſon⸗ 
bern innere Crichütterungen eines ftantlichen Organismus und ftantsrechtliche 


sechsen von jeder zunfft und der gemeinde andersiten .. . ist also geredt 
u. übertragen, Wehnlich die Vergleiche v. 13350 u. 1849. Vertrag v. 1816 in 
Eßlingen: wir der burgermeister, der schultheis, der rath, die burger, die 
zunftmeister, die zünfte u. die gemeinde . . seyend mit einander gemeinig- 
lich übereinkomen. Strasburger Schwörbriefe v. 1334, 1882, 1416, 1482: wir 
die meister die räthe die ritter die knechte die burger die handwerck und 
die gemeind . . überkommen seynd. Wormfer Rachtung v. 1300 b. Schan- 
nat II. 158: unser herre der bischoff, der rate, die sechszehne von der ge- 
meynde und die gemeynde sint überkommen. $ranlf. Vertrag v. 1358 zuschin 
dem rate zu Frankinford uf’ eyne siten unde den antwerkyn unde der gemeyne 
zu Fr. uf die andern syten. Aehnlich Die Freiburger Berträge v. 1248. 1258. 
1368. 1392. 1454. 1464, 1490 6. Schreiber I. 181f. 141. 541.f. II. 88 f. 
4B4f. 484 f. 582 f.; Der Vertrag zwiſchen Rath u. Zünften v. 1293 und der Ber 
gleich des Raths mit Gildemeiftern Hauptleuten der Menheit und gauzer Menheit 
(fog. ‚großer Brief" v. 1445) in Braunfchweig, Braunfchw. Urkb. I. 16. 226. 
Receß v. 1488 u. Vertrag v. 1490 ib. 251—265; ferner die Berfaßungsverträge 
in Magdeburg, Halle, Mainz (1382 u. 1480), Augsburg (1868 u. 1968, Augsb. 
Ehron. 159 f.); die Rachtungen in Worms v. 1800, 1366, 1392, 1893, 1514, 
1519, 1522, 1526; vie Zuuftbriefe von Ulm v. 1327 u. 1845 (Jäger, Ulm 231. 
243. 738 f.) Noch 1585 begründet in Lübel ein „Vertrag zwifchen Rath u. Ge⸗ 
meinde” die neue Berfaßurg (Waitz 440 f. 484 f.) und im Jahre 1787 wurbe in 
Ulm durch einen „Vergleich zwifchen Rath und Gemeinde” die Beftimmung des 
Schwoͤrbriefs v. 1558, daß die Gemeinde bei bochwichtigen Angelegenheiten zuzu- 
ziehen fei, dahin interpretirt, Daß Darunter neue Steuern nnd wichtige Beräußerungen 
zu verfieben felen. 

14) Bel TH. 1 ©. 323 Note 4£ 

15) Deshalb werden denn and Verfaßungevereinbarungen „non ber Stadt 
wegen” oder „ um der Stadt willen” geflogen. So heißt es in Brakel 1848 
b. Wigand, Archiv V. 164f: wy burgermestere unde rade, alde und nye, de 
wisheyt van der meynheit unde de gemeynheit van der stad... overkomen, 
... Unde was der rad unde de wishet van der meynheyt overkomet von der 
stad wegene, dat wille wi, de von der meynheyt sind, gerne wulburden. — Ju 
Freiburg verlangte die Gemeinde 1248 deshalb eine Berfaßungsänberung, weil von 
den 24 Geſchwornen das „negotium universale sive respublica ville Fribur- 
gense“ nad Millkür und nicht gemäß ber „honestas et utilitas communis“ 
geführt werde, Schreiber 1. 52. — In Weſel ftiftet 1908 ber Graf von Cleve 
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Verhaudlungen vor!®); es wurben nicht Verträge gefchloßen, ſondern Ber. 
faßungen vereinbart und errichtet 17); es änßerten fi nicht mehrere Eingel- 
willen in zufammenftimmenden Handinngen, fondern der zwiejpältig ober un- 


einen Vergleich in dem Streit, der „super ordinatione seu dispositione de rebus 
et agilibus opidi nostri Wesaliensis inter magistrum civium magistros bur- 
genses scabinos et consules ejusdem opidi nostri ex una parte. et communi- 
tatem ibidem ex altera parte‘ geführt wurde. Es wirb „propter commune 
bonum commodum et honorem oppidi‘ feftgefeßt, daß die Gemeinde das Recht 
ber Behörbenwahl, der Zuftimmung bei Neubauten und bei Eingehung ftäbtifcher 
Berbindlichleiten haben folle, Bilden aber, Brüberfchaften, Einungen und Eidge⸗ 
noßenfchaften verboten feien; Lacomblet III 55. — Bgl. Eibbnd v. 1321 b. 
Ennen u. Ederg L 18 1: umbe gemeyn beste der Steede von Kolne over- 
dragin han; ib. 144 f. u. f. w. 

16) Daher giengen oft bewußte Reflerionen über bie beſte Berfaßung den Aen⸗ 
derungen voraus, wie 3. B. bei ber Brunifchen und Waldmanuſchen Neuerung 
in Züri; ober es wurben, wie 1868 in Augsburg, vorher Erkundigungen über 
bie Berfaßung anderer Städte eingezogen. Der Bürgerzwift wurde als eine innere 
Zwietracht des Gemeinwefend, das. einig fein follte, und als ein Unglüd für bie 
Stadt und das gemeine Befte betrachtet; fo 3. B. in dem Bericht über den großen 
Kampf in Köln 6. Ennen u. Edert I 422f.; vgl. z. B. ©. 422: dan af 
der stat van Coelne ind die gemeynde grosen unverwynlichen schaden, kost, 
krut und veetschaft gehat u. geleden haint; ©. 483: gross coste der stede.... 
dat doch der stede noch der gemeynden besten nyet en was; ©. 430: der 
steede sachen u. eyns gemein besten; ©. 484: es ſaßen Ratblente, da eyn ge- 
meyne beste und der stad ere wenich besorgt was. — Das endliche Zuftande- 
fommen einer Berfaßung batte oft fchon der äußeren Form nad ben Gharalier 
eines Staatsaltes; jo z. B. 1584 in Bremen, wo bie Burgerſchaft 1530 40 m. 
1582 104 Männer wählte, um eine neue Verfaßung zu machen, dieſe aber 1534 
in ber Bürgerverfammiung abdanfen mußten, und nun der Raih bie alte Ber- 
faßung mit einigen Aendernugen ber Bürgerfchaft vorlegte, welche biefelbe kirch 
fpielöwetfe genehmigte und als „neue Eintracht” beichwor. 

17) Deshalb Iag fo wenig wie in ben heute uoch üblichen ähnlichen Ausdrücken 
in der Bezeichnung ber Verfaßungsurfunden als „Berträge” oder „Bergleiche” et- 
was Anberes, als ein Hinweis anf die Vereinbarungdferm. So au in dem 
Namen „Bürgervertrag" für die Sranff. Verf. v. 1618 b. Moser I. 567. 574; 
in den Namen „niewe eendracht“ in Bremen (vgl. die vorige Note), eidbrief 
und verbundbrief in Köln, schwörbriefe in Straßburg u. Ulm. u. f. w. Auch 
Tommen daneben Namen wie willkär (3. B. 1889 in Schweibnig 5. Tzſchoppe 
n. Stenzel 286. 608), Richtebrief in Zürich, Rachtungen in Worms, Wahlbrief 
in München (1408 in M. B. 35, IL 249 f.), Receß (3. ®. 1605, 1665 u. 1669 
in Lübel, 1488 vw. 1601 in Braunſchweig) und befonders „Regimentöorbnung” 
(4 B. 1876 u. 1552 in Eßlingen, 1500 n. 1514 in Regenöburg, 1719 in Aug 
burg) fir ftäbtifhe Verfaßungsurkumben vor. 
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gewiß gewejene und wieber einheitlich gewordene Gemeinwille offenbarte fich 
in einem verfaßunggebenden At). 

I. Die wollente und handelnde Statt erhielt durch ihre Verfaßung 
eine beppelte Grundlage.” 

Ihr Organismus baute fich einerfeits auf dem Subftrat eines politi- 
fen Stadtgebietd auf. Wie der Begriff eines ſolchen Anfangs fehlte, 
erft mit ihm aber die Stabt als ſolche zur Perjon werben Tonne, bat fi 
ſchon gezeigt. 

Die Stadt beruhte aber zweitens auf der Grundlage einer Bürger- 
haft. Auch in diefer Beziehung hat fich ſchon ergeben, wie die zuerft ge- 
noßenſchaftlich und herrichaftlich gebundenen Einzelnen in der Stadt ald In⸗ 
bividuen frei, ald Bürger Glieder bes ftäbtifchen Gemeinweſens wurden. 

Die in der Stadt aufgehenden Theile der Perfönlichkeit ihrer Bürger 
bildeten die Elemente bes ftädtifcher Organismus. Wie aber diefe Elemente 
mit einander verbunden und unter einander gegliedert waren, beſtimmte bie 
Berfaßung. So entftand an Stelle der alten genoßenſchaftlichen Gejammt- 
beiten mit verjchiedenen Genoßenrechtten eine verfaßungsmäpig geglie- 
derte Bürgerfdaft. 

Eine folde war ſchon die Bürgerihaft zu ben Zeiten der Geſchlechter⸗ 
berrihaft. Denn es war das politiiche Verfaßungsrecht der Stadt, ' welches 
die alten Vollgenogen zu Vollbürgern machte, den übrigen Bürgern das aftive 
politifche Recht verfügte. Bollendet aber wurde die Entwidelung auch bier 
erft durch die Zunftbewegungen. 

Sn ben Zeiten des Kampfes freilich jchien oft im Gegentheil die Bürger- 
ſchaft in verſchiedene Gemeinden auseinanderfallen zu follen. Indem bie 
Bollbürger einerjeits, bie biöherigen Pajfivbürger anbrerfeits ſich korporativ 
zuſammenſchloßen, in Sondernerfammlungen befondere Organe und Borftände 
wählten und jchroff gegeneinander traten, Iag die Gefahr nahe, daß bieler 
Gegenſatz die Stabt auseinander treibt. Man ſprach von zwei Gemeinden 
in der Stabt!Y. Hier die Altbürgerfchaft, die Gilde oder Gemeinde ber 
Bürger, welche troß der häufigen Trennung in mehrere Stände oder Gilden 
fih zu Einem Gejammtlörper verband?®), dort bie Gemeinde, die Eidge- 


16) Daher werben die Verfaßungsurkunden nur felten (wie 3. B. 1304 m, 
1358 in Note 18) von zwei einander gegenübergeftellten Parteien, fondern ge 
wöhnlich (vgl. Note 13) von ben nun einig geworbenen Behörden und Ständen 
ale gemeiner Wille verkündet; 3. B. 1316 in Eßlingen: seyend mit einander 
gemeiniglich übereinkommen. 

10) So heißt es 1430 in Mainz: ohne Wißen und Zuthun der gantsen ge- 
meynden, beyde von den alten und auch von der gemeynden von den zunfiten 
burgern. 

20) Bol. Th. 1 S. 340f. m. Maurer IL 520-589. Auch wo bie Alt 
bürgerjchaft mehrere Stände, z. B. milites und burgenses, ober mehrere Gilden 
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noßenſchaft der Zänfte, die Geſammtheit der Handwerker ober ber Gemeinen, 
welche troß ihrer Theilnng in Einzelgilden einen nicht minder gefchloßenen 
Verein bildete *°), ftanden wie zwei bejontere Bürgerfchaften gegeneinauter. 
Ja in manden Städten kam es fo weit, daß fich -bis zur oberfien Spibe 
hinauf die Stadt in zwei beſonders organifirte Gemeinden ſpaltete, indem 
bie Gejchlechtergemeinde von Bürgermeifter und Rath, die Zunftgemeinde vom 
Oberzunftmeifter ober Ammeifter und Zunftrath wie von eignen Behörden 
regiert unb vertreten wurben?). 

Gleichwohl wurde jelbft in biefen äußerſten Fällen niemals vergehen, 
bag über allen Parteien die Einheit bed Gemeinweſens ſtand. Und folge 
weiſe mußte mad fich auch bier bewußt bleiben, daß bie toppelten Bürger- 
{haften oder Gemeinten im legten Grunde nur ſehr jelbftänbige lieber ber 
Einen Stabt fein. Dies Bewußtſein zeigt fih 3. B. darin, daß Sonter 


umfaßte, wurde fie Doc ben übrigen Bürgern gegenüber ſtets einheitlich als univer- 
sitas civium ober burgensium, ald communio oder consortium, ald gemein der 
burger ober burgere gemeinlich, ober ſchlechthin als burgerd bezeichnet. Bat. 
Maurer DI. 191 f. b13f. 

2) Im Gegenfat zu der Bürgerfchaft wirb bie Geſammtheit der Minderbe⸗ 
rechtigten oft als „Gemeinde“ einheitlich zufammengefaßt. 3. B. 1528 b. La- 
combfet IL 245: fraternitates et alii populares, qui communitas appellantur; 
1259 ib. 258. Steasb. Url. v. 1261 b. Schöpflin I. 434: cives et commu- 
nitas. Batler Urf. v. 1873 u. 1385 b. Ode II. 251 f. 228. 279: den bürgern 
und der gemeinde. 1866 u. 1386 6. Schannat IL 181 u. 200: dem rade 
den burgern u, der gemeynde gemeinlich der stat. Bamberger Etabtr. 5 430: 
wider die burger oder wider die gemein. 1337 b. Zäger, Ulm 741. Urk. 
v. Liegnitz v. 1326 b. Tzſchoppe un. Stenzel 512: seniores populi unb tota 
communitas plebis civitatis. U. f. w. — Ober als zünfte und gemeinde (3. 2. 
in $rantfurt u. Chlingen), handwerk nnd gemeind (3 3. 1482 in Strasburg), 
communitas fraternitatum (1264 b. Boehmer, fontes II. 171 f.), gemaind 
der antwerch (1827 in Wim), gemainde der zünfte (3. 8. in Reutlingen), als 
volk, gedigene u. f. w. — Oder auch als eidgenoszenschaft, conjuratio (3. B. 
1827 in Speier, 1330 in Regensburg), consortium oder societas fraternitatum 
(Boehmer I, c. II. 160), grande Compagnie (in Bremen). 

2) So waren in Zürich die 3 Oberzunftmeifter nicht nur zufammen mit ben 
Zunftmeiftern die oberfte Behörde für gemeinfame Angelegenheiten der Zünfte und 
Streitigfeiten derjelben untereinander, fonbern vertraten aud bie Zünfte gegen bie 
Bürgerfchaft und den gefchlechtigen Rath; Bluntſchli J. 861. Ebenſo ber Basler 
Oberzunftmeifter (O che I. 870. II. 263. 264. V. 34), die 2 Oberzunftmeifter in 
Chur und wahrſcheinlich auch, wie Maurer 11. 617 f. 667. andführt, der Stra 
burger Ammeifter gegenüber den gefchlehtigen Stättemeiftern. In Koblenz findet 
ſich ein Nitterbürgermeifter und ein Stadtbürgermeifter,; in Oppenheim ein Bür- 
germeifter „von der ritterschaft und gemeinen burgmannen wegen“ und ein 
anderer „von gemeiner burgerschaft wegen“; in &oeft ein Großrichtmann ber 
Aemter und ein Großrichtmann der Gemeinde. 
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berathungen ben verfchiedenen Verbänden zwar in ihren Torporativen Ange 
legenheiten erlaubt, in ftäbtifchen Dingen aber verboten wurden“); und daß 
die Organe und Behörden der zwei Gemeinden mindeftens in einigen Beie 
hungen immer zu einheitlichen Organen ber Stabt verbunden wurben®). So 
ift e8 denn auch in ber That nirgend dahin gelommen, daß, wie dies oft auf 
dem Lande ber Fall war, die Gemeinde in zwei völlig getrennte Körper aus 
einander fiel®5). 

Vielmehr war dad Refultat überall, daß die Einheit ter Stabt erhal- 
ten blieb; faft überall aber, daß unbeſchadet dieſer Einheit eine Torpora- 
tive Gliederung der Bürgerihaft zur Grundlage ter Stabtverfaßung 
wurbe. 

Diefe Gliederung war häufig die alte Glieberung in eine Altbürgerſchaft 
und eine Zunftgemeinbe, von benen jede dann wieder in ſich korporativ ge- 
gliedert zu fein pflegte. Dabei war dann bald die Altbürgerichaft ausichließ- 
liche Trägerin der eigentlichen Stabtregierung, während die Gemeinde nur 
Auffichte- und Zuftimmungsrechte übte); bald wurde der Gemeinde einiger 


29) Bol. 3. B. Urk. v. Eßlingen v. 1816 b. Maurer II. 628 Note 6: es 
sollen auch die bürger ohne die zunfftmeister keinen sondrigen rath haben 
um der sache die die stads gemeiniglich angehet; . . dasselbe sollen auch 
thun die zunfftmeister, die zünfften und die gemeinde. Das 1376 anerfannte 
Sonberberatfungsredht beider Theile ift vernuthlich auch nur auf Sonberangelegen- 
Beiten befchräntt. In Reutlingen follen 1348 die Zunftmeifter zwar Sonderrath 
halten dürfen, müßen aber 2 Richter und 2 Rathéherrn zuziehen. Sn Ulm beißt 
ed: die zünfte und bürger sollen dem rath gehorchen u. kein gesetz für sich 
machen; vgl. auch 1527 b. Jäger 741. 

24) So follten in Zürich bie drei Oberzunftmeifter bie Bürgermeifter vertreten 
und mit biefen den geheimen Kath bilden, Bluntſchli a a. DO. In Bafel gıeng 
ber Oberzunftmeifter feit dem 13. Jahrh. in den Rath, hieß 1457 „ein Haupt 
der Stadt”, und es trat ſeit 1885 ein Ammeifter über Bürgermeifter und Ober- 
zunftmeifter, ber dann freilich fpäter herabſank u. 1417 abgejchafft wurbe; Heusler 
288 f.; Ochs II. 852. In Freiburg waren die verfchiedenen Stadthäupter nur 
Borfigende der verſchiedenen Rathsabtheilungen, fo 1388 Bürgermeifter und Schult⸗ 
heiß für die 12 edlen Rathleute, Ammeifter für die 18 „Bürger, Obriftmeifter für 
bie 18 Zunftmeiiter. 

5) Es kam nicht einmal irgendwo zu fo fcharfer Trennung, wie in Italien 
zwifdhen ber Kommune unter dem podesta und dem popolo unter dem capitano. 

”) So in Worms v. 1300-1360; in Bafel bis 1836; in Hagenan feit 1832 
(Schöpflhin I.14—145: gefchlechtiger Heiner Rath und neben ihm aus Gemeinde 
und Handwerkern ein großer Rath). Chbenfo bis 1378 in Nürnberg (Geſchlechter⸗ 
gemeinde und &emeinde der 8 Zünfte) und bis 1896 in Köln. Auch in Hamburg, 
Lübeck und den meiften Hanfeftäbten, wo überall eine herrichende, nad Gilden ge- 
giiederte Großkanfmannſchaft und eine nur zu Kontrolle und Zufimmung befugte 
Gemeinde der Zünfte oder Wemter die Grundlage ber Verfaßung bildeten. Bol. 
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Antheil an der Regierung zugeftanden *7); bald endlich bildete die gleiche ober 
doch ungefähr gleiche Theilung ber politifchen Gewalt zwiſchen die beiden oder 
anch wohl zwiſchen drei verſchiedene Bürgerflafien das Princip Der Ber- 
faßung*®). 

Su anderen Stäbten wurbe eine berufsftänbifche ober auch nad anderen 
Gefichtspunkten vollzogene Zwei- ober Dreitbeilung ter Bürgerfhaft Grumb- 
lage ber Stadtverfaßung. Auch bier waren die nebeneinanderfiehenden Bür- 
gerverbände ale Gilde, Gemeinheit, Kollegium, Stand n. |. w. korporativ 
organifirt, während fie ihrerfeits vielfach wieder fih aus felbftändigen Körper: 
ſchaften zuſammenſetzten *). 


m) So bis 1380 in Magdeburg; zeitweiſe in Speier (1304), Worms, Konftanz 
(1842); bis 1886 in Züri; in Regensburg; dauernd in Frankfurt (die in Gtuben- 
geſellſchaften getheilte herrichende Sefchlechtergemeinbe und die nur auf einer Dritten 
Rathsbank vertretene Handwerlögemeinde); auch in Görlig (wo bie Gewerke nur 
burch drei Xeltefte am Rath Theil nahmen, Reumann 54 f. 114f.); und in Meg, 
wo die Berfaßung auf 6 paraiges berubte, von benen 5 gefchlehtig und nur bie 
6te „parsige du commun“ oder „commun“ waren. 

”) So in Züri v. 1336 — 1498 die Konftaffel und die 13 Zünfte; in Straß 
burg bie in mehrere Stuben zerfallende Konftoffel und bie Zünfte (1332 nur 10, 
1334 25, 1849 28 u. f. w.); in Mainz die Gefchlechter u. bie Zünfte (feit 1832); 
in Worms bie Ritter und Gefchlechter einerfeits, bie Zünfte nıb Gemeinde andrer- 
feits; in Speier 1830-1349 die Hausgenoßenſchaft und bie Zünfte; in Weißen⸗ 
burg ebenfo; in Augsburg 1868 Geſchlechter und Zünfte (aus jebem Theil 1 Din 
germeifter, Heine und große Räthe); in Ulm 1327 die Gefchlechter und bie gemaind 
der antwerch; in Ehlingen im 14 Jahrh. bürgergesellschaft und 8 zünfte (Pfaff 
154. 157); in Rothweil Herrenftube und 9 Zünfte; in Reutlingen bürger und 
gemainde der zünfte; in Ueberlingen Gefellichaft ber ehrbaren Gefchlechte (ab dem 
löwen) und gemeine Bürgerfchaft in 7 Zünften; in Schaffhaufen die Gefchlechter 
in 2 Gefelligaften (obere gesellschaft oder herrenstube. und untere gesellschaft 
oder kaufleutestube) und gemeinde der 10 zünfte (beiberjeit8 8 Meine u. 8 große 
Raͤthe); in S. Gallen „Edelleutegeſellſchaft“ und 6 Zünfte; in Freiburg i. B. ſeit 

. 1248 Edle, Kaufleute (Bürger) und Gemeinde (Zünfte); in Wien Erbbhrger, Kauf 
Iente und Handwerker; in Koblenz Ritterfchaft und gemeine Bürgerſchaft; in Oppen- 
heim gemeine Burgmannjchaft und gemeine Burgerfchaft. Ebenſo theilten fich zeit- 
weife in Breslan (1314), in Bern (vor 1884), in Schwäbiſch⸗Hall (1840) At 
bürgerfchaft und Gemeinde ber Zünfte in bie Herrfchaft. Auch in Erfurt zerfiel 
ſeit 1309 die Bürgerfchaft in Gefchlechter und Gemeinde (Michelfen, Ratböverf. 
im M. 4. 14—17). Gewaltfam wieber eingeführt wurbe bie Gliederung in Ge 
ſchlechter und Gemeinde nach ber Reformation in Augsburg, Ulm, Konftanz, Eß⸗ 
lingen, Ueberlingen, Wangen, Kaufbeuren, Memmingen, Biberach u. f. w. 

2) So berubte die Berfahung von Soeft in fpäterer Zeit (bie 1752) auf ber 
Zweitheilung in die unter Richtleuten und Großrichtmann vereinigten 10 Aemter 
und die Gemeinheit oder Bruderſchaft auf bem Stablgaben unter einem eignen 
Großrichtmann; die Körperfchaft der Salzbeerbten vom Stern ftellte nur ſeit 1680 


8 80. Willens⸗ und Hanblungsfähigleit ber Stabt. 7189 


Einfacher geftaltete fi die Verfaßung, wo es zu völligen Zunftverfaßun- 
gen Fam. Denn bier war die einmalige Gliederung der gefammten Bürger- 
Ihaft in eine größere Anzahl gleichberechtigter politiiher Zünfte, Gaffeln, 
Aemter, Gilden oder Innungen bie durchſchlagende Grundlage der gefammten 
Berfaßung‘®). 

In andern Städten blieb ober wurde bie Theilung in mehrere Weich⸗ 
bilde, Kirchipiele oder Stadtviertel die Grundlage ter Stabtverfaßung; bie 
Einzelgemeinden aber waren auch Bier geichloßene Körperichaften und bis auf 
die räumliche Grundlage den politifchen Zünften durchaus Ahnlich®!). 


Depntirte zur Stenervertheilung. In Osnabrüd bildeten bie Bilde, bie in 11 
Amtebrübderfchaften uber dem „Amtsregiment" von je 2 &ilbemeiftern zerfiel und 
ſelbſt unter zwei von den Gildemeiftern gewählten Witermännern ftand, und bie 
Wehr, welde in drei Schüßenlompagnien mit 16 aus ben 4 Laiſchaften gewähl- 
ten Wehrherrn zerfiel und felbft ebenfalls unter 2 Altermännern ftand, die Grunb- 
lage der Stadtverfaßung; bie 4 Xelterleute waren bie „weisheit u. gemeinheit“. 
Aehnlich in Münfter die Gilde (17 Gewerke) und Gemeinheit; ın Dortmund 
feit 1400 gemeine oder erbgefeßene Bürgerfchaft u. Gilde (6 Zünfte), in Norb- 
haufen feit 1375 9 rathöfähige Zünfte und die Gemeinde; In Fulda große Zünfte 
und Gemeinde (andre Bürger und kleine Zünfte), jene unter Zunftmeiftern, biefe 
unter Gemeinböherrn; in Schweidnitz Handwerker und Kretſchmer; in Weblar feit 
14. Jahrh. Gemeinde oder „ältefte Zunft“ und 7 alte Zünfte (ipäter noch 4 neue). 
Spätere Eintheilung in forporative „Stände” in Stralfund, wo ber erfie Stand bie 
Kaufleute, ber 2te 4 Gewerbe, ber Ste bie Zünfte umfaßte, während daneben bie 
Stadtviertel noch eine untergeorbnete Bebentung hatten (Babricins 16f. 28 f. 29). 
Ebenfo in Mep feit 1552 „trois stats“. Hierher gehört auch bie fpätere Tübifche 
Verfaßung mit 12 Kollegien, von benen das 1A2te alle Hanbwerkszünfte (4 große u. 
12 Heine Aemter) enthielt, bie Heiden erſten aber patriciih und bie 9 andern „bür- 
gerlich” waren. 

20 So in Köln feit 1396 bie 22 Gaffeln (worunter 5 gefchlechtige); in Magbe- 
burg feit 1330 die 10 Iunungen; in Gpeier feit 1849 die 15 Zünfte (feitbem bie 
Geſchlechter zur „hausgenoszenzunft‘‘ herabgefept waren); in Zürich bie 18 Zünfte 
(darunter die Konſtaffel); in Schaffhaufen 12, Chur 5, Freiburg 1. U. 18, Solo⸗ 
thurn 11 Zäünfte; in Baſel feit 1521 u. bei. 1529 die Zünfte; in Bern feit 1884 
die 13 Geſellſchaften ober Zünfte (eine ber Edelleute); in Landau eine Ritterzunft 
unb 12 andre; in Lindau eine Gefchlechterftube und 8 Zünfte; in Kaufbeuren eine 
Herrenzunft und 6 andre; in Konftanz 1342 und befinitio 1429 bie 10 Zünfte 
(eine davon geſchlechtig); in Stendal feit 1345 die Zünfte; in Reutlingen 1576 12 
Zünfte, in Rothweil Herrenftube und 9 Zünfte, in Weblar felt 17. Jahrh. (indem 
„Gemeinde“ und „Bemeindeausfchuß” auch ale Zünfte gelten follen); vorübergehend 
auch in Lübeck umb vielen andern Städten Tübifchen Rechte. 

”) So vor Allem die fehr felbftänbigen 5 Weichbilde in Braunfchweig bis 
1671 (vgl. unten Note 87); in älterer Zeit auch die Burfchaften in Köln, bie Pa- 
rochien in Worms, die Burfchaften in Soeft, die 8 Wachten in Megeneburg u. f. w.; 
vorübergehend (1427) die Stadtviertel in Halle und (1454 b. Schreiber II. 434 f.) 
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In manden Städten finden ſich auch, befonders in fpäterer Zeit, neben- 
einander verſchiedenartige für das politiiche Necht erhebliche Glieberungen der 
Bürgerfhaft®®), 

Eine Bürgerfchaft, in der es gar Feine oder nur unbedeutende und 
unfelbftändige politische Gliederungen gab, kam faft nur in kleinen Lanbftäb- 
ten, ſelten Dagegen zur Blüthezeit bes Städteweſens in größeren Gemein- 
weien vor). 

Bie fi nun aber die forporative Gliederung der Stadt geftalten mochte, 
immer traten für eine Reihe von Beziehungen zwifchen vie Stadt und bie 
einzelnen Bürger politiſche Körperfchaften, welche bie zwiefache Bereutung 
in fich vereinten, Körper für fih und Glieder des Stadtkoͤrpers zu fein. 
Diefer doppelten Seite ihres Weſens war man fi burdaus bewußt. In 
ber erften Eigenfchaft wurden fie als freie Vereinigungen, deren Selbfländig- 
feit nnr am Gemeinwohl cine Grenze fand, behandelt), Aber auch als 
Theile der Stadt waren fie nirgend mechanisch gemachte und unfelbftändige 
Abtheilungen, jondern felbftändige, von eignem politifchen Leben erfüllte Glie— 
ber des Gemeinweſens?s). Oft gieng ihre eigene politiihe Bebeutung fo 
weit, daß die Stadt faft ein bundesftaatliches Gepräge erhielt?), immer kam 


bie Sechstheile unter Sechstheilsmeiftern in Sreiburg; in fpäterer Zeit bie neuen 
achten in Regensburg, Die Duartierd unter Onartieräherrn in Ueberlingen (1559) 
u. ſ. w. Bgl. auch Note 50 zu $ 26. 

3) So in Hamburg bie erbgejeßene Bürgerfehaft und bie Zünfte, fpäter aber 
nebeneinander die erbgefehene Bürgerfchaft, die 5 Kirchipiele und bie Eintheilnng 
in Stände („gelehrter" und Handelsftand“). In Mühlbanfen bie gemeine Bür- 
gerſchaft nach Bierteln und Ständen (Gelehrte und Handwerker); in Halle feit 
1479 Innungen und Gemeinde neben Stadirierteln; in Königsberg Großbürger 
(Kaufmannfhaft und Mälzenbräuerzunft) und Kleinbürger (politifche Zunft aus 
allen ändern Gewerben); ſeit der Vereinigung aber der drei Städte Magiftret, 
Stabtgericht, die 2 Großbürgerzünfte und bie Kleinbürgerfchaft ald 5 mit je einer 
Stimme nach Mehrheit befchließende Glieder der Stadt. 

33) Bon größeren Stäbten gehören hierher 3. B. Bremen und Münden; auch 
nad) Vernichtung Ihrer alten Berfaßungen Wien, Braunfhweig, Freiburg I. Br. 

3) Bol. 3. B. Url. v. 1377 6. Boehmer 755: auch wo die fischere bij 
ein weren, ise were von der stede wegen oder von des handwerks wegen. Bgl. 
Th. I ©. 371. Weber bie oft erfolgende äußere Trennung der politifchen und ber 
gewerblichen Seite der Zünfte ib. 384 u. Maurer IL 708-723. 

3%) Bol. Th. I ©. 322. 983 f. 340 f. S44f. 373 f. 

3) Bol. Th. I ©. 333 f. 341 f. 845. B71f. 

29 So follten, auch nachdem fie rein politifhe Abtheilungen geworben, die 
Zunftgemeinden in Bafel feldft ihre 12 Sechſer und ihre Zunftmeifter wählen, 
wenn auch feit 1529 nur mittelbar durch Die alten Meifter und Gechfer und vier 
von ber Zunftgemeinde Binzugewählte Wahlmänner; Heusler if. Ochs V. 
686 f. 672 f. Ebenſo wählten in Reutlingen die rein polilifhen Zünfte, im die 
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ihnen eine Reihe wichtiger politiſcher Funktionen in mehr oder minder unab⸗ 
bängiger Weiſe zu%. Bei mannichfacher Verſchiedenheit bes Grades war 
biefe Torporative Glieberung der Bürgerfchaft ein Grunbzug bes beutichen 
Städteweiens. Andererſeits jedoch war Duelle biefer Glieberung nad ihrer 
politiſchen Seite hin allein die Verfaßung der Stabt; die Bürgerichaft ferner 
blieb troß aller Gliederung glei der Stabt felbft nur Eine; und über allen 
Sonderlörpern fand in unvergleihlicher Machtfülle Die Stadt als einheit- 
liches und wahrhaft ftaatliches Gemeinwefen??). 

III. Die Verfaßung war aber nicht bloß Duelle ber Gliederung, ſon⸗ 
dern auch Duelle der Organiſation bes Stadtkoͤrpers. Denn ſie ſtellte 
ein für alle Mal eine objektive Norm darüber auf, welche ſtändigen Behoͤr⸗ 
den und Aemter in der Stadt beſtehen und wie dieſelben gebildet und be- 
fegt werben follten. 

1. Anf Grund der Stabtverfaßung waren demgemäß gewiße Bürger 
oder bürgerliche Verbände zu Wahlen oder Srnennungen berufen. Indem 
fie aber wählten ober ernannten, waren fie nur die Willenswerkzeuge bes 


anch Juriſten, Aerzte, Geiftliche, Lehrer und Schreiber vertheilt waren, felbft je 
einen Zunftmeifter, 2 Zunfthüte und 10 Zunftrichter. Vgl. auch oben Note 28 
über Soeft und Dsnabrüd; ferner über die Selbftändiglelt der politifchen Innungen 
in Magdeburg, bie erft feit 1402 wieder abhängiger vom Rath wurben, Rath⸗ 
mann IL 263 f. 458. 490. III. 287f. Auch tin Meb batten die paraiges eine 
große Selbftändigkeit. Bol aud Th. I ©. 326 u. 884. — Am nächften einem 
Bnudesftaat ftand Brannfchweig, indem bier jebed der 5 Weichbilde fein eignes 
Stadthaus und Wappen hatte, Bürgermeifter und Rath wählte und eigne Stadt- 
beamte jeder Art beftellte; die zum Geſammtrath zufammentretenden 5 Räthe ge- 
lobten fich erft feierlich brüderliche Eintracht, und das Wappen der Stadt fepte 
fih aus dem der 5 Weichbilde zufammen. Bol. Urk. v. 1299. 1835. 1845. 1360 
u. be. Ordin. Sen. Brunsvig. im Braunſchw. Urkb. 20. 88f. 40. 49. 1314f. 
Erf bei der Unterwerfung der Stabt 1.3. 1671 wurde die Stabt centralifirt, Ein 
Rath eingefept und von den überflüßig geworbnen 4 Rathhänfern zwei in Theater 
verwandelt, zwei niebergerißen. 

29 So war bie Mitgliedfchaft in einer ber Körperfchaften Bebingung bes al- 
tiven Bürgerrechts, und dennoch entſchieden die Körperfchaften meift ziemlich frei 
über Aufnahme und Ausjchluß, ja es war oft (3. B. in Bafel, Speier, Eflingen) 
der Uebertritt von einer zur andern erlaubt (Dagegen in Ulm, Yugeburg u. Miet 
verboten). Sie wählten ihre Borftände und Räthe felbft, und dennoch waren diele 
zugleich Behörben ber Stadt. Sie waren in der Gerichte-, Heered- und Steuer 
verfaßung der Stadt felbftändige Untergemeinden u. f. w. 

20) Deshalb fand Wohl und Ehre der Stabt Über dem ber Einzellörper 
(Belege in Tb. I ©. 371 Note 61—62 u. oben Note 22); bie aus ihren Bor: 
fländen und Deputirten gebildeten Kollegien waren einheitliche Organe bes Einen 
Gemeinweſens (vgl. unten); die ftädtiſche Geſetzgebung, Verwaltung und Polizei 
ergriff alle Bärger u. f. w. 
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Gemeiuweiene, welches anf biefe Weiſe fi feine Organe ſchuf. Piermit 
wurbe bie alte Anſchauung überwunden, weldie in Bahlen wie in Emeumun- 
gen immer eine Willensübertragung jeltens eines Einzelnen oder einer @e- 
fammtbeit, mithin die Beftellung bevollmächtigter Stellvertreter oder aber bie 
Berleibung refp. Veräußerung von eignen Gewaltbefugnißen ſah. 

a. Am fchärfften trat die nene Auſchanung bei der Beftellung bes 
Raths, dem Hauptgegenftand aller Berfahungsftreitigleiten und Verfaßungs- 
beftimmungen, hervor. 

Wählte ihn die Bürgerfchaft, jo lag ber Gedanke au eine Gefammt- 
vollmacht noch am nächften, wenn die Vollbürgergemeinbe in ihrer Gejammt- 
heit zu wählen hatte). Dod wurde au bier diefe Vorftellung in dem⸗ 
jelben Maße überwunden, in welchem man eben von ber Stufe der Schöffen- 
Tollegien und Gildeausfchühe zur Stnfe eines wirklichen Raths fortſchritt). 
As dann fpäter die Bürgerfhaft in ihrer Torporativeu Gliederung wählte?) 
oder die Borftände ber engeren Bürgerverbände von vorn herein in den Rath 
berufen wurben®®), trat e8 deutlich hervor, daß man an eine Willensvertre⸗ 
tung der Wähler nicht dachte. Denn bie einzelnen Rathmannen waren von 
ihren Wählern unabhängig, und Batten nicht ihr, fondern der Stadt In⸗ 
tereffe in bem einheitlichen Stabtrath zu vertreten“). 

“) 3. B. Url. f. Bremen. v. 1246 6. Donandt L 241f.: consules sicut 
fiebat antiquitus a communibus burgensibus eligantur. Urk. v. Stenbal v. 
1285 b. Lenz I. 128: divites et pauperes; f. Ruppin v. 1256 b. Buchholz 
88: viri disoretiores; f. Schweibnig 1298 6. Tʒſchoppe u. Stenzel 480 $1: 
eliguntur. Ebenſo wählte in Köln urfprünglich die Richerzeche, in Magdeburg, 
Strasburg, Worms, Freiburg, Regendburg, Bern, Zürich und auch wol in andern 
Städten, aus denen nichts Anderes berichtet wird, die Vollbürgergemeinde. 

m) Bol. Th. I ©. F1f. 

“) Wie 3. B. 1248 in Freiburg (Schreiber I. 181f.), wo zwar bie alten 
24 von den Edlen auf Lebenszeit, die neuen 24 aber von Edlen, Kaufleuten und 
Handwerkern jährlich zu gleichen Theilen gewählt werden follten; in Worms, we 
zuerft Gefchlechter und Parochien, dann Gefchlechter und Zünfte wählten; in Wetzlar, 
wo Gemeinde und Zünfte, in Norbhaufen wo die Gemeinde 9, die 9 Zünfte je 2 
Rathmannen wählten. In Magdeburg wählten fett 1880 bie Innungen (nur 2 
and ber gemeinen Bürgerfchaft), in Chur die 5 Zünfte (je 3), in Stendal bie 10 
Gilden (außerdem 2 ut den meinen bürgern), in Kaufbenren die 7 Zünfte (je 1 
Zunftmeifter und 1 andern Rathsherrn, Jäger, Mag. V. 855 f.), in Landau, 
Konftanz und andern Städten bie Zünfte In Halle wählten bie Stadtviertel, im 
Stralfund die Stände u. f. w. 

“5 So waren in Ulm die 17 Zunftmelfter neben 14 Gefchlechtern, in Ep 
lingen im 14. Jahrh. 13 Zunftmeifter neben 18 Bürgern, in Rothweil Die 9 Zunft- 
meifter neben 8 Beifipern bes Tin. Hofgerichts zum Rath berufen. In Weberlingen 
biibeten den fog. großen (in Wahrheit aber regierenden) Rath 11 ab bem Löwen, 
7 Amtszunftmeifter u. 77 Zunftgenoßen. 

4) Bol. unten Note 7982. 
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Wählte umgekehrt der Rath ben Rath, fo konnte bie Vorftellung, daß 
ber Rath eignes Amtsrecht befite und übertrage, am eheften dann Platz grei- 
fen, wenn ein beftändiger Rath dauernd fi felbft ergänzte). Indeß dachte 
man doch nur in ben Zeiten des überwiegenden Schöffentbums und in den 
Zeiten des fpäteren Verfalls fo oder ähnlich“. Wählte aber, wie bies fehr 
Häufig war, ber abgehende Rat) den neuen Rath‘), fo erſchien bies von 
vornherein nicht als Amtsveräußerung, fonbern als verfaßungsmäßig erzwun- 
gene Bezeihnung von Amtönkchfolgern. Trat von felbft zwifchen mehreren 
Rathen ein periodifcher Wechſel im Regiment. ein“), fo lag es zu Tage, baf 
die Verfaßung als folde e8 war, welche bem figenben Rath die Gewalt 
verlieh. 

Waren andere Behörben, das Zunftmeifterkolleg, ein äußerer Rath u. ſ. w. 
zu Rathswahlen berufen“), jo Tonnte fchon deshalb, weil diefe ein Recht, 
das fie jelbft nicht Hatten, nicht zum übertragen vermochten, von Bollmadts- 
aufträgen nicht die Rebe fein. 

Am allerfhärfften aber zeigen das neu entwidelte Bewußtjein die fünft- 
lichen und verwidelten Wahlordnungen, welde in vielen Städten zur Geltung 
kamen und bald das Zuſammenwirken und SIneinandergreifen verjchiedener 


*) Wie in Oppenheim; zeitweife in Hamburg (Lappenberg, R. A. Ein. 
84 f.); 1244 in Main (Gudenus I. 587 8 8); in Meb bie 18 (bie 1398 jähr- 
liche Wahl von 26 und Auslofung ber Hälfte vorgefchrieben wurde, Maurer I. 
655); 1340 in Schwäbiſch Hall; in Frankfurt a. M., wo jebe Rathsbank fi koop⸗ 
tirte (feit 1725 immer 8, zwifchen denen Kugelung); in Lübeck u. f. w. Vgl. Th. 
1 ©. 318 Note 26. 

6) Bol. Th. 1 ©. 844 u. S. 703f. 

A) Wie zeitweife in Köln (Ennen II. 484f.), 1276, 1440 u. 1868 in Augs⸗ 
burg (Hreyberg 48, Chronik I. 130. 186); 1880 in Luzern (Kopp, Urkb. 154), 
1828 in Schweibnig, 1934 in Landéhut nm. 1858 in Hainau (b. Tzſchoppe u. 
Stengel 519 8 1, 537 8 1, 570); in Berlin (1482 b. Gerken, C.B. V. 115); 
1327 in Breslau; 1849 in Speier (aber immer je 2 aus je 4 von jeder Zunft 
Praefentirte) und ähnlich wieder 1516; feit 1382 in Straßburg. 

“) So beftand In Speier der Rath feit 1849 aus brei je 28 und feit 1480 
aus brei je 24 Mitglieder zählenden Räthen, welche jährlich fich ablöften Die 
hierdurch veranlaßte Oligarchie führte 1512 zum Aufftande und es wurbe nun ein 
„ewwiger” oder „fleter" Rath von 12, drei jährlich wechſelnde von je 12 eingefept. 
In Mühlgaufen wechſelten feit 1642 8 Rathöabtheilungen von je 16 im Re- 
giment. 

“) So wählten in Lindau ber Bürgermeifter und die 8 Zunftmeifter; in Bafel 
1529, in Wien 1526, in Weberlingen 1559 der äußere Rath; feit 1783 in den 
öfterr. Städten änßerer Rath und Magiftrat. In Strasburg wählten 1482 bie 
Schöffen jeber Zunft ihren Ratheherm. In Dortmund bildeten ſeit 1400 die 12 
Borgänger und 6 Gildeerbſaßen das Kurlollegium (Kurfreunde). 
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Faktoren anorbneten 9), bald außerdem inbirefte Wahlen mit einem oft fehr 
komplicirten Mechanismus vorfchrieben 9). Denn bier zeigt es ſich deutlich, 
bag bie Wahl dazu biemen follte, einen vom Geſammtheitswillen durchaus 
verjchiedenen Gemeinwillen zum Ausbrud zu bringen. 


s) So follten 1827 in Ulm (b. Jäger 471) bie Zünfte 8 oder 9 Zunftmeifler 
zur Ergänzung des Heinen Rathe und 30 neue Zunftmeifter für den großen Rath 
wählen. Die fegteren 80 und die fämmtlichen 17 Zunftmeifter bes Heinen Raths 
wählten dann zufammen mit dem alten Bürgermeifter ben neuen Bürgermeiſter; 
fobann dieſer mit ben 47 bie für bie 7 an:tretenben Geſchlechter des Heinen Raths 
nöthigen Erfagmänner und die 10 Gefchlechter des großen Raths. — Su Nürnberg 
beftand ber Heine Rath aus 34 Geſchlechtigen, 8 alten „Senannten® und 8 Zänf- 
tigen; die 8 Genannten wäßlte der Meine Rath aus dem großen. — In Braun 
ſchweig beſtand nach dem Ordin. Sen. Brunsv. der gemeine Rath aus ben figenben 
Nätben ber 5 Weichbilde, wählte aber feinerfeits jährlich die ſitzenden Räthe ber 
einzelnen Weichbilde auf ben VBorfchlag ihrer gegenwärtig ſitzenden Räthe neu; 
1445 kamen bann noch Gildemeifter für bie Zünfte und Bürgerbauptleute für die 
Gemeinde hinzu (Braunfhw. Urkb. 145 8 2f. 226f.). In Goslar beftanden 
fpäter zwei Rätbe aus je 20, wovon 6 durch KRooptation, 14 aus ben Gilden ge 
wählt wırben (Jäger, Mag. IV. 114. VI. 88 f.); in Reutlingen 12 Stabtrichter, 
4 gewählte Bürger und die 12 Zunftmeifter (ib. II. 597 f. V. 287 f.). Bgl. Zrei⸗ 
burger Berf. v. 1888 u. 1392 6. Schreiber IL 88 - 91. Stadir. v. Freiberg 
b. Schott IIL 279 c. 48 (wonach die 12 Rathöheren 6 neue aus ber Gemeinde, 
biefe 6 audere aus den 12 alten wählen). 

s) In Magdeburg wählten fchon 1330 bie 10 Innungen durch Köhr⸗ oder 
Wahlherrn je einen Ratheherrn aus ihrer Mitte und biefe 10 nach ihrer Bereibi- 
gung durch den alten Rath 2 aus der gemeinen Bürgerichaft; 1625 follten zur Wahl 
biefer 2 von den 10 neuen Ratheherrn erſt wieder neue Köhrherrn and deu In⸗ 
nungen ernannt werben Rathmanu III. 294 f. 427 f. IV, 2. 26 f.). — Iu Bafel 
wurde jeit 1337 durch Kiefer, in Eßlingen 1376 durch 7 theils aus Bürgern theils 
aus Kiefern genommene Wahlherrn gewählt. — In Strasburg follte nad) dem 
Schwörbrief v. 1884 ber Rath aus 2 Stäbtemeiftern, 1 Ammanmeifter, 14 Bürgern, 
8 Nittern ober Knechten und 25 Handwerkern befiehen. Die abgehenden 3 Meifter 
ſollten aus ben 25 abgehenden Handwerkern 6 Kiefer, biefe mit ben 3 Meiſtern 
aus ben abgebenden Bürgern 4 Kiefer, diefe 10 und die -brei Meifter aber deu 
nenen Rath wählen. — In Schweibnig war 1389 (b. Tſchoppe u. Stenzel 236 
u. 608) das Wahlverfahren folgendes. Der figende Rath läßt bie alten und neuen 
Handwerkömeifter ans jedem Handwerk 2, bie Gemeindeälteſten aus dieſen 5 wählen. 
Dann läßt er bie Kretfchmermeifter 8 beerbte Kretfchmer uud die Gemeinbeälteften 
aus diefen 4 wählen. Die fo gelorenen 9 wählen dann 4 aus den Gemeindeälteſten, 
aus biefen 13 aber wählt ber Rath 6 Rathöherrn (2 Aelteſte, 2 Hanbwerter, 2 
Kretfchmer), während bie andern 6 Schöffen werden. — In Reutlingen follten 
1374 jäbrlih 5, von ihnen 7, von biefen 12 „richtern“ ber Heine Rath gewählt 
werden. — In Freiburg fchreibt die Verfaßung v. 1293 einen Wahlausfhuß von 
9 vor, der theils vom Rath, theils von ben brei Stänben gewählt wirb und fowol 
leere Stellen in dem Kolleg der alten 24 zu beſetzen, als bie neuen 24 jährlich aus 
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Alle biefe Wahlen woren nun überdies nicht beliebig vorzunehmente 
Privatbandlungen, fondern verfagungsmäßig nach Zeit und Form beftimmt. 
Und fie waren in objektiver Beziehung keineswegs frei, fendern durch man- 
nichfache Beſchränkungen gebunden). 

So kam benn weder eine Amtskoͤrperſchaft aller Art, noch ein Bevoll⸗ 
mächtigtenkongreß zu Stande, fondern ein einheitlicher Stadtrathes), ber als 
ein politisches Kollegium mit Stimmenmehrheit beihlog%). Cr war Feine 
auf Grund eignen Amtsrecht herrfchende Mehrheit, denn er regierte nur auf 
Grund ber Stabtwerfaßung, die ihn nicht nur berief, fondern auch abberief, 
indem lebenslängliche Rathmannfchaft durchaus die Ausnahme) unb yerio- 
diſcher Rethöwechjel®%) die Regel bildete. Aber er war aud feine bloße 


den 3 Ständen zu wählen bat; Schreiber I. 141 f.; vgl. 1368 ib. 591. — In Köln 
wählten feit 1396 bie 22 Gaffeln jebe eine beflimmte Zahl, zuſammen 86 Ratheherren, 
diefe 86 Gaffelherren aber zufammen 18 beliebige Bürger und alle 49 die beiden Bürger- 
meifter. — In Breslau follten feit 1475 Die Kauflente 24, dieſe aus Zehen und 
Handwerken 24, die 48 zufammen mit Rath und Schöffen 7 Rathmänner, ber 
König den Bten wählen. — In München wählteten feit 1403 der äußere, Rath aus 
dem innern, der innere aus dem äußeren und ber innere aus ber ganzen Gemeinde 
je einen Wähler; die 3 Wähler aber wählten „aus aller stat‘‘ bie 12 Innern nnd 
24 äußern Räthe (M. B. 35, II. 249f.). — Bgl. über die 7 Wahlmänner in 
Rothweil und das aus innerm Rath, Außerem Rath und gemeiner Bürgerſchaft ge- 
bifdete Bahlamt von 9 in Regensburg Jäger, Mag. IV. 31f. u. VL 76f. Aud 
in Reutlingen finden ſich Siebener (Jäger, Mag. V. 262 f.), in Soeft 12 Chur⸗ 
berrn, in Coesfeld Achtmaͤnner (Söleland 63f.), in Baireuth 5 Wähler, und in 
Worms 1519 ein fehr verwidelter Wahlmodus. 

2) So namentlich durch die feften Beſtimmungen über die Zahl der Rath- 
mannen, welche aus deu einzelnen Ständen ober Körperfchaften genommen werden 
ſollten; ebenfo aber durch die Aufftellung anderer Erfordernige ber Wahlfähigkeit. 

55) Auch wenn ber Rath in mehrere Bänke zerfiel, waren bie Berathungen 
ber ftäbtifchen Angelegenheiten gemeinfchaftlih. Es war dann nur entweder eine 
Bank zugleich Schöffenbant, ober die Raths- und Zunftbänte, „Oberbanf” und 
„Niederbank“, alter Rath und jüngerer Rath (wie in Weißenburg) hatten außer 
den Räbtifchen zugleich Eorporative Funktionen. Beſondere ftändifhe Kurien, wie 
bei den Landſtänden, kamen nicht vor. 

) Ur v. 1248 b. Schreiber 883: wes der rat oder der merteil des rates, 
das ist auch der rat, über ein koment, das das feste und stete sol beliben. 
Der bier gewählte Ausdrud des Majoritätöprineips zeigt befien veränderte Auffaßung 
beſonders deutlich an. 

 MWie Anfangs in Worms, Speier, Lübeck, 1244 in Mainz, 1343 in Bredlau, 
1400 in Dortmund, 1408 in Münden, in Bremen und überall, wo eigentliche 
Kooptation galt (Note 45). 

s) Meift jährlich (3. DB. in Köln, Mägbeburg, Strasbnrg, Regendburg, Bern, 
Stendal, Reutlingen, Eflingen, ven fchlefifchen Städten); oder auch halbjährlich 
(3. 8. in Luzern und nach der Bruniſchen Neuerung in Zürich) oder alle 4 Monate 
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Summe von Bevollmächtigten einer Geſammtheit, denn er hatte, einmal Ton- 
ftituirt, vermöge der Stabtverfaßung eine felbftänbige Regierungsgewalt®?). 

b. Aehuliches gilt vom großen Rath; und verwantten Kollegiem, 
bie in verfchiedener Bedeutung vorkamen und auf mandherlei Art gebildet 
wurben. 

Zunädft kamen innerhalb der alten Bollbürgergemeinde Orgaue vor, 
welche in wichtigeren Ungelegenheiten ten Rath verſtärkten. Sie wurben 
theils vom Rath durch Zuzug beliebiger oder ber Zahl nach firirter, oft aber 
im Lauf ber Zeit zum ftehenden Kollez Tonftituirter Bürger gebilbet>®); theils 
erichienen fie als ein felbftänbigerer Bürgerausichug neben dem Rath 9; 
theild war daneben für gewiße Källe die Erweiterung bes Rathes durch ben 
nicht fitenden, den alten, den alten und oberalten ober noch mehrere ehema⸗ 
lige Käthe vorgefchrieben®®. 

Sodann fam da, wo eine zur Bildung des regierenden Raths aut 
ſchließlich befugte Altbürgerfchaft und eine Gemeinde von Nenbürgern gegen- 
einanterftanden, eine Gemeindevertretung vor, bie bald durch Zuzug bes 
Rats berufen wurbet), bald als ftänbiger großer Rath aus den Neubürgern 


(wie vorher in Züri). In Braunfchweig follte der abgehende Rath ben: neuen bie 
Schlußel zu den Thoren, bie Kleinobien und bie Bücher übergeben (Ordin. Brunsr. 
im Brannfhw. Urkb. 145f. 8 2—7) Mit ber „Rathöverlehrung” verbanden 
fi Feierlichkeiten, Eidesleiſtung, Rechnungslegung u. |. w. 

5) Bol. unten Rote 78 f. 

20) So in Zürich Zuzug von 100 und fpäter 200 Bürgern, Bluntfhli L 163f. 
332; in Lübed, Stralfund, Roftod, Lüneburg, Frens dorff 200 f.; in Ham 
burg (Stadtr. v. 1270 pr. a. 1. 4. 5, 1292 pr. a. 8. 9, 1497 pr. 195. Zappen- 
berg, 8. A. I, 1. 8. 99. 102. 181. 189); in Bremen Zuzug der disereti eivi- 
tatis ober wisesten van der stad, woraus fich bie „wittheit‘ entwidelte (Donanbt 
I. 330 f., Stat. v. 1303 6. Oelrichs 29. 35. 83. 8f. 282 f.); in Magbeburg uud 
vielen fchlefifchen Städten Zuzug der wisesten liute, witzegesten, seniores ober 
discretiores (1261 $ 1 u. 1304 pr. u. $ 1, 1298 8 8, 1311, 1824 & 27 n. 28, 
1328 pr., $ 4 u. 19, 1334 $ 1, 1886 pr. u. $ 1 6. Tzſchoppe uw. Stenzel 
351. 449. 421. 489. 508. 519. 537. 540), woraus fpäter in Magbeburg bie Hun- 
bertmänner, in Bredlan bie Achtundbvierziger u. |. w. entſtanden; in Brakel und 
Hörter Zuzug ber wisheyt van der meynheit ober wisheit der stadt, ber pru- 
dentiores etc. (Wigand, Ar. V. 164 f. Geſch. v. Corvei 1292, 1327, 1348, 
1376 &. 324 un. 331; in Ruppin 1256 viri discretiores (Buchholz 88). 

#) Wie in Freiburg 1248, in Regensburg, Stradburg, Wien, Köln; Th. IS. 
314 f. Note 6, 7 u. 9. 

eo) Wie in Köln, Magbeburg, Strasbnrg, Hamburg, Lübeck, Bremen, 
Speier, Bafel, Hörter, wo aber überall noch ein Zuzug ober Ausſchuß baneben 
fanb. 

oi) So follten in Hamburg, Lübel und andern Städten im 14. Jahrh. in 
wichtigen Angelegenheiten die Zunftmeifter zugezogen werben, Url. v. 1340 im Lät. 
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ober aus ihnen und ben Altbürgern durch mancherlei Wahlformen beftellt 
wurbe®®), 

Aber auch in ber neuen, burd ben Sieg ber Zünfte meiſt bergeftellten 
Bollbürgerfchaft wurde dein aus ber ganzen Bürgerſchaft gebilbeten Heinen 
Rath oft ein aus derjelben Bürgerſchaft gebildeter großer ober weiter Rath 
zur Seite geftellt. Er wurde dann fowol in benjenigen Städten, in welden 
fich zwei ungleich berechtigte Theile ber Bürgerfchaft erhielten“), als in 
Fällen reiner Zunftverfagung 9) in ganz ähnlicher Weife wie ber Feine Rath 
beftellt. Nur überwog bier mehr das Princip der freien Wahl. 


Urkb. H. 664. Ebenſo fpäter in Bremen Leute „uthe der gemenheit, deme 
kopman unde ampten“, Delrihs 774 f. a. 

2) So in Worms bie feit 1300 aus den Parochien, feit 1392 aus den Zünf- 
ten gemählten Sechszehner; fo Anfangs das Zunftmeifterfolleg in Bafel (Heusler 
176 f.); fo in Bern 1294 ein burh Wahl aus ben Bierteln gebildeter Bürgeraus- 
ſchuß von 16, dem fpäter ein großer Rath von 50 und dann von 200 zur Seite 
trat, ber feit 1884 durch bie Venner und die Sechözehner aus ben Handwerken ge- 
wählt werben follte (Stettler 43 S.); fo in Nürnberg die 200, 400 unb felbft 500 
„Senannten von der Stabt im gemeinen Rath”, die von der Bürgerichaft gewählt 
wurben, bis auf die vom Meinen Rath aus den Gefchlechtern erwählten „alten Ge⸗ 
nannten”; fo in Braunfchweig bas aus Gildemeiftern und Bürgerhauptleuten (für 
bie im Rath nicht vertretenen Gilden und Gemeinden) gebilbete „große Regiment“ 
(Urkb. 226 f.); jo in Met feit 1252 die consoulz, 20 aus ben 5 regierenden pa- 
raiges und Al aus der Gemeinde (Maurer IL 657 f.) 

*, So in Augsburg 1363 (bie 15 Gefchlechter und 19 Zunftgenoßen des Heinen 
Raths bildeten mit 12 Geichlechtern und je 12 Ehrbarften jeder Zunft den großen 
Rath von 260); in Ulm 10 Gefchlechter und 30 Zünftige, in Chlingen 14 und 
14, in Züri bis 1493 13 Konftaffler und 18 Zünftige, in Schaffhaufen 18 Ge- 
ſchlechter und 18 aus der Gemeinde; ähnlich in Hagenau (1332 b. Schoepflin II. 
144) u, Ueberfingen; in Reutlingen bildeten feit 1343 12 gejchlechtige (feit 1874 
durch Kiefer gewählte) Bürger mit den 12 Zunftmeiftern und Zunftridgtern ben 
großen Rath; in Dortmund zerfiel er feit 1400 in den Erbfaßenftand, ver aus 6 
durch ben Rath auf Lebendzeit gewählten Rathéerbſaßen und 6 von ben Vorgängern 
des Bierundzwanzigerftands auf 2 Jahre gewählten Gildeerbſaßen beftand, uub den 
Biernndzwanzigerftand, zu welchem jede Bilde ans ihrer Mitte 2 Vorgänger und 
2 Andere wählte. 

*) So bildeten in Magdeburg die Sunungsmeifter neben den alten Räthen unb 
bem Bürgerausfchnß einen großen Rath; in Worms 1392 u. 1393 (Schannat I. 
206 — 208) das Zunftmeifterfolleg; in Stendal die Gildemeiſter; in Köln bie 22 
Bannerherrn ber 22 Gaffeln als „Bannerraty”. — In Bafel giengen die Zunft 
Sechſer 1529 „von der Gemeinde wegen” in ben großen Rath; in Strafburg alle 
Zunfifhöffen (über 800), bis man feit 1612 fie nur gefondert berief. -— Ju Bern, 
Solothurn, Chur, Landau, Weißenburg und fpäter in Baſel wählten die Zünfte 
befondere Zunftverorbnete für ben großen Rath; ebenſo in Rothweil, aber durch 5 
von den 9 Zunftmeiftern erwählte Wahlmänner (Jäger, Mag. VI. 76 f.). — Später 
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Endlich finden fih in vielen Stäbten nebmeinanter verſchiedene und 
verfchiebenartig beftellte Rathserweiterungen und Bürgerausichüße®). 

Offenbar machten fidh bei allen tiefen Formationen verſchiedene Gefidhts- 
punfte geltend, indem der leitende Gedanke bald nur in ber Forderung eines 
größeren Kollege für wichtige Dinge, bald in der Vertretung einer im fipen- 
den Rath nicht vertretenen Bürgerklaſſe, bald in der Vertretung der Bürger- 
haft gegen bie eigne Regierung lag. Su ber Regel kombinirten fid mehrere 
biefer Gedanken. 

Immer aber erfolgte die Beftellung ber betreffenden Organe auf Grund 
der Verfaßung unter mancherlet objektiven Beſchränkungen und mit Rüdficht 
auf die Eorporative Gliederung der Stadt und gab fi ſchon dadnrch als ein 
gemeinheitlicher Willensatt der Stadt kund. Ernennung oder Zuziehung von 
Bürgern ober andern Räthen Tonnte nie als inbividueller Willensaft des re- 
gierenden Ratbs erfcheinen, zumal dabei außer deu feſten Berfapungsuormen 
mehr und mehr der Wille andrer Faktoren mitzuwirken hatte Wahl eines 
Bürgerausſchußes konnte um fo weniger als Geſammtbevollmächtigung er- 
fheinen, weil vielfach der Peine Rath oder ber bisherige große Rath jelbft 
oder andere bereits Fonftituirte Organe mitzuwirken batten. Verwickeltere 


wählte in Worms die gemeine Bürgerſchaft (1526), ebenfo in Goslar bie Gemeinde 
(20 Gildefähige); in München und Regensburg gemifchte Wahlämter (Rote 51). — 
Durchaus dem Berfall gehört es an, wenn fpäter oft (3.8. 1552 in Eßlingen, bau 
in Wien u. andern dfterreichiihen Städten) der innere Rath ausſchließlich ben Außer 
ren ernannte ober ber Ießtere ſich jelbft ergänzte (Th. I ©. 703), und menu z. 2. 
im Lübeck nur ſchriftliche Bota der einzelnen bürgerlichen Kollegien erfordert 
wurden, 

* So war das Syſtem, wonach fi ber ſitzende Rath bei wichtigen Dingen 
durch alte, oberalte oder noch ältere Räthe verftärken follte, nicht nur in ſich man- 
nichfach gegliedert, fondern regelmäßig mit dem Vorhandenſein eines weiten KHathes 
oder VBürgerausihußes verbunden (vgl. Th. I. 316 Note 14 und oben Note 60 mit 
61 u. 64, bei. iiber Magdeburg und Köln). In Regensburg und München fanden 
fpäter neben bem inneren Rath zwei durch Wahlämter aud ber Bürgerfchaft ger 

"wählte Ausſchüße, ein äußerer und ein großer Rath. In Dortmund Erbfahen- 
ſtand und Vierundzwanzigerftand, in Bern feit dem 14. Jahrh. Sechszehner und 
großer Rath (Note 62 u. 63), in Wetzlar Bürgerausfchuß und Kolleg der Zwoͤſſer. 
In Reutlingen fpäter neben dem Heinen Rath Kolleg der 12 Zunftmeifter, Kolleg 
der 24 Zunithüte und großer Rath (außer den genanuten 36 die 120 Zunftrichter 
und 12 von ber VBürgerichaft gewählte Ichige Bürgersföhne). In Hamburg neben 
bem Rath das Kolleg ber Oberalten (3 aus jedem ber 5 Kirchipiele), das ber 60 
(überbied 9 aus jedem Kirchfpiel), das der 180 (noch je 24 aus jedem Kirchipiel) 
und die nach Mehrheit der Kirchipiele entfcheidenbe erbgejeßene Bürgerſchaft. Ir 
Frankfurt außer dem Bürgerfollegium von 51 bie Kollegia der Dreier, Neuner und 
Achtundzwanziger. In Köln neben bem Bannerrath feit 1392 Zuzug ven 2 
„Breunben” aus jeber Gaffel, feit 1512 Rändiger Vürgerausfchuß von 44. U. f. w. 
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und mehrfache Rathöbildungen, indirekte Wahlen und bie Verbindung ernann- 
ter und gewählter Elemente mußten immer beutlicher den Lünftlich feftgeftell- 
ten Gemeinwilln als Quelle ver bebörblichen Funktionen heransftellen. 

So kamen auch die weiten und großen Räthe und alle verwandten Kol- 
legien als Organe der einheitlihen Stabt zu Stande. Ja in der Blüthezeit 
ber Städte war ber Gedanke der Einheit bes Gemeinweſens fo ftart, daß 
nicht einmal wie heute in ben Stäbten bie regierenden und bie vertretenden 
Behörden von einander getrennt wurden. Sondern indem der Heine Rath 
immer zugleich Theil des großen und jedes engere Kolleg Theil des weiteren 
war“), eriftirte im Grunde nur Ein Rath, der nur je nach feinen verſchiede⸗ 
nen Funktionen fih ringfärmig erweiterte und in ten engeren Ringen bem 
Gedanken der Regierung, in ber weiteren Ringen dem Gedanken ber Vertre⸗ 


tung ftärkeren Ausdrud verlieh. 


c. Nicht anders verbielt es fih mit der Beſetzung aller andern ftäbti- 
fhen Aemter. 

Die Bürgermeifter und fonftigen Stadthäupter wurden bald von bem 
einen oder anbern Rath, balb von ber gefammten Bürgerfchaft, bald vom ben 
Zünften oter Zunftmeiftern, bald indirekt durch Wahlmänner gewählt, immer 
aber nad) feſten Berfaßungsnormen in beftimmter Korm, auf beftimmte Zeit 
und aus beftimmten Perjonenfreifen zu ftäbtiichen Funktionen berufen®”), 

Die zablreihen Ausfhüße, Deputationen und Kommiffarien für einzelne 
Regierungsgeichäfte wurben meift vom Rath, bisweilen aber auch von ge- 
mifchten Organen auf Grund feiter Berfaßungsnormen ernannt‘®). 


*) Maurer III. 229-231. Nur fpäter finden fi ftatt des Bürgermeifters 
befondere Vorfigende bes großen Rathe, 3. B. in Regensburg ber „Borgänger" 
(®emeiner II. 849), in Meiningen der „Semeinbebürgermeifer" (Grimm, ®. 
DI. 596. 897), in München ber „Rebner” u. f. w. 

6) Die gefammte Gemeinde wählte z. ©. feit 1381 in Ißni; bie Richerzeche 
in Köln; bie Gefchlehter und Handwerke zufammen in Strasburg (bie 1882); die 
Eilfer der 7 Zünfte in Kaufbeuren; ber alte Bürgermeifter und bie 8 Zunftmeifter 
in Lindau; die Kiefer in Baſel, 1529 aber ber große Rath, 1538 ber Fleine Rath; 
ber abgebende Rath aus 10 NReugewählten und 2 von ber gemeinen Bürgerfchaft 
dazır Gewählten in Magbeburg; der Rath 2 unb die Zünfte 2 in Chur; der innere 
Rath 1 und der Äußere Rath 1 in München (1408). Gewöhnlich wählte ber Rath, 
aber er follte z. B. einen gefchlechtigen und einen zünftigen wählen (wie 1893 in 
Worms, 1304 in Speier, bis 1430 in Mainz (feitbem 1 geſchlechtigen, 2 zünftige), 
1368 in Augsburg, in Weißenburg u. f. w.), ober in früherer Zeit einen Ritter 
und einen Bürger (5 3. in Worms). Der Amtswechjel richtete fih meift nach dem 
RNathswechſel. 

ee) Bgl. bef. Ordin. Brunsv. im Braunſchw. Urfb. 145 f. 8 7—20. 23. 
35 f. Maurer II. 190f. — Eine ftändige gemifchte Deputation ift 3. B. 1514 
ber Regensburger Gefepgebungsausihuß, der aus dem Bürgermeifter, dem inneren 
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Ebenſo aber waren alle ftändigen inzelämter, über deren Beſetzung 
bie Verfaßung Borfchriften enthielt, ftädtifche Sunktionen, zu benen meift ber 
Rath, bisweilen auch eine andere Behörde oder die ganze Bürgerfchaft die 
geeigneten Perjonen im Namen der Stabt zu berufen hatte). 

d. Endlih wurden au die Gerichte, foweit fle überhaupt ſtädtiſch 
wurden, im Sinne verfaßungsmäßiger Aemter befegt%*). Statt beliehener 
Gerichtsinhaber führten daher nun entweher bie Bürgermeifter und jonftigen 
Stabthäupter?®), ober beſonders ernannte Stadtrichter ) den Vorfitz. Das 
Urtel aber fanden nit mehr bevollmächtigte oder zu eignen Amtstörperichaf- 
ten abgezweigte Ausſchüße der Gerichtögemeinde, fondern ein Theil des Raths2), 
ber Rath als folder?) oder ein beſonderes verfaßungsmäßig beftelltes Kolle- 
gium?). 


Rath, 6 Äußeren Räthen und 6 Bürgern aus ber Gemeinde gebildet wurde (Säger, 
Mag. IV. 31f.). 

) Bol. oben $ 28 Note 165f. — Vgl Ordin. Brunsv. im Braunſchw. 
Urkb. 145 f. 8 20f. 64—114 Über die Ernennung bed „gemeinen Stadtgefinbe‘‘ 
durch den Geſammtrath und der Stiftsnorfieher, Kirchfpieldälterleute und des 
„Rathegeſinde“ durch die Einzelräthe der 5 Weichbilde. — In Kaufbenren wählten 
bie Eilfer der 7 Zünfte bireli den Stabtammann und den Stabtbüttel. 

=) Magdeb. Zr. I, 1 d. 2 b. Bebrenb 22: mer werdin scheppin von den 
ratmannen zcu ammecht in der stat nucze unde ere unde vromen gesaczt. 
Bol. ib. c. 3 ©. 56f. 

”) Maurer IL 571. Lehmann, Speier, 291. 

1) Note 41 zu 8 28. Ordin. Brunsv. im Brannfchw. Urkb. 145f.: der Ge 
fammtrath wählt aus ſich 2 Bögte als Gerichtsvorſitzende, jeder Weichbilderath 2 
Richteherrn. W. v. Meiningen b. Grimm Il. 596 f : Richter ift ber Schultheiß, 
welchen Rath und Gemeinde wählen, er praefidirt den fich felbft ergänzenden 12 
Schöffen, welche zugleich als erfie Rathsbank fungiren und durch Hinzutritt von 8 
von der Gemeinde gewählten Räthen unter einem befonderen &emeindebürgermeifter 
zum Stadtrath werben. 

2 Wo Schöffen alter Art zur erſten Rathsbank wurden, wie in Köln (bid 
1896), Magdeburg (bis 1294), Görlig (1300), Srankfurt a. M., Nürnberg, Ulm, 
Wetzlar, Meiningen (Grimm III. 597), legten fie nur allmälig ihren alten Gharal- 
ter ab. Später aber trat auch hier daſſelbe Verhältniß wie ba ein, wo eine Ab⸗ 
theilung der Rathmannen zu Schöffen wurbe, wie 1248 in Breiburg i. Br. und in 
Oppenheim, wo von den 16 Bürgern unb 16 Rittern bes Raths 7 Bürger und 7 
Ritter zugleid Schöffen fein follten. 

73) So fprach in Braunfchweig ſchon 1269 ber Rath von 8 Städten mit bem 
Bogt Recht, Urkb. I. 15. In Emmerich) waren 1238, in Stendal 1351, in Rands- 
hut, 1279, in Sreiburg i. U. Burgdorf, Murten, Meiningen n. |. w. im 14. Yahrh. 
die Rathmannen zugleich Schöffen. Später war der Stabtrath regelmäßig ſtädtiſches 
Berufungsgerict und in Blutbannsfachen Gericht erfter Inftang. Maurer L 6877. 
II. 654 f. I. 179f. 879 f. IV. 196 f. 

14) So wurden in Magdeburg 1294 die Schöffen von ben Rathmannen und ben 
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2. Alle diefe Wahlen und Eruennungen waren Alte, durch welche das 
Gemeinwefen fein inneres Leben bethätigte. Außerftädtiſche Gewalten hatten 
baber hierbei nicht mitzuwirken, foweit nicht in älterer Zeit die Abfchliegung 
des ftäbtilchen Gemeinweſens noch unvollendet ward) oder jpäter bie neue 
Richtung, welde die Statt in ein abhängige Glied des Staats verwan- 

delte, obfiegte 7°), | 

3. Bon der Konftitnirung ftäbtifcher Organe innerlih wie äußerlich 
durchaus verfchieden war die Ertheilung von Bollmadten, wie fie bie 
Stadt häufig zu ihrer Vertretung bei völferrechtlidhen oder privatrechtlichen 
Alten Einzelnen gab 77). Sie gehören nicht dem inneren Berfagungsleben, 
fondern dem äußeren Rechtsleben der bereits Fonftituirten Stadt an; fie find 
der Ausdrud eines freien Willensentfchlußes im einzelnen Sal; und fie be 
rufen nicht zur Darftellung ber Stabtperjönlichkeit, fondern zu ihrer Stell» 
vertretung. 

IV. Innerhalb des fo gegliederten and organifirten Gemeinweſens über: 
wies die Verfafſung als ſolche den verſchiedenen Organen verſchiedene Funk⸗ 
tionen des ftädtifchen Lebens. Damit entftanden an Stelle einander be 


Meiftern der Innungen gewählt (Rathbmann II. 492), in Schweibnig, Ratibor, 
Landshut, Hainan, Görlig, vom Stabtrath (1293 $ 1 n. 1328 $ 2 6. Tzſchoppe 
u. Stenzel 420. 519; 1299, 1834 8 1, 1858, 1391 ib. 489. 587. 570. 610); 
ebenfo in Baſel (Ochs II. 864), Mainz u. ſ. w. In Schweibnig, in Worms 
(Schannat Il. 443) und andern Stäbten fogar nur auf ein Jahr. Doch findet 
ſich häufig auch Lebenslänglichkeit und Selpftergänzungsrecht, ja Erblichleit ber 
Schöffen. Maurer III. 575f Ausführliche Erörterungen über Schöffenwahl durch 
Kath oder. Schöffen, auf ein Jahr ober auf Lebenszeit enthalten Die Magb. Fragen 
d. 1 u. 2 6. Bebrend 20—22. Bol. auch Note 131 3. 8 28. | 

») Wie bie Ernennung oder body Betätigung des Stadtraths, welche die Biſchoͤfe 
in Strasburg, Bafel, Worms, Konftanz, Weißenburg (aber ſchon 1265 ex favore 
consensu et voluntate vulgus et totius populi), ber Kaifer in Bern (1218 $ 7), 
Augdburg, Dortmund, bie Landeeheren in S. Gallen (1858), Saalfeld, Luzern 
u. |. w. zeitweiſe beanipruchten und ausübten; oder bie Ernennung ber Bürger 
meifter in Freiburg 1. Br. (bis 1316), Ißni (bis 1381), eine Zeit lang in Goͤrlitz 
n. Neiße, vorübergehend in Mainz, Strasburg und Bafel. — Dagegen bebentete 
bie Ernennung berrichaftlicher ober öffentlicher Richter nur, ba das Gerichtsweſen 
noch nicht ber Stadt gehörte. 

”) Wie fhon 1485 in Salzwebel, wo ber Kanbesherr den Rath „seiner 
gnaden rath, der an seiner gnaden stat ist‘ nennt und „will des seiner gn. rath 
handthaben und schützen alss der landesfürste‘“. 

2) Vgl. oben Note 97 zu 8 28, wenad die Stabt für einzelne völlerrechtliche 
Alte „plena auctoritas“ ober „volle gewalt“ an beftimmte Berfouen gibt. Urk. 
v. 1885 b. Weizäder, Deut. R. T. 9. I: „wir burgere unde der rat der 
stat zu Schweinfurt... geben . . gancze volle macht und kraft für uns 
und für alle unser mitburger gemeinlich reich und arme“ an 4 Rathmannen, 
Namens ber Stabt dem ſchwäbiſchen Bund beizutreten. 

I. 51 
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ſchränkender Herrichafte- und Gefammtbefugnige verfaßungsmäßig geordnete 
Gewalten. 


1. Der Rath vereinigte, von Meinen Anfängen ans, im Laufe ber 
Zeit die gefammte eigentliche Regierung in feiner Hand. Denn neben feinen 
richterlichen und gejebgeberiichen Funktionen wurde ihm nicht bios eine Reihe 
von Einzelbefugnißen zugeſchrieben, jondern er follte das Gemeinweien als 
ſolches nach außen wie nad) innen in feiner pofitiven Lebensthätigkeit dar⸗ 
ftellen, er follte Alles „zum Nutzen und zur Ehre der Stadt” Erforberlide 
anzuorbnen haben 78). 

Deim Rath ftand daher die Regierung ber Stadt 9), er war ber 
eigentliche Träger der pofitiven Staatsgewalt °%). Und zwar war er innerhalt 
biefer Sphäre auf Grund der Verfaßung „vollmächtig” 81), nicht etwa Kies 
„benoflmächtigt” von der Gefammtheit. Die Berfakung gab ihm eine ielb- 
ftändige und von dem augenblidlichen Gefammtwillen unabhängige Stellung. 
Die Idee einer Souveränität der Geſammtheit, welche den Rath nur mit ber 
Ausübung der eigentlih ihr zuftehenden Gewalt betraut babe, lag ten 
beutihen Stätten des Mittelalters fern®?) oder tauchte doch nur vorüber 
gehend hei einzelnen Volksbewegungen auf. 

Antrerfeitö jedoch war ber Rath keineswegs Obrigfeit aus eignem Reit. 
Ihm war bie Regierung bed Gemeinweiend nur durch deffen Berfaßung an- 


ı So heißt e8 in dem Stabtr. v. Eus v. 1212 $ 25 u. v. Wien v. 1221 
856 6. Ganpp 11. 222 250, der Rath habe Alles zu beforgen: que ad honorem 
et utilitatem civitatis pertinent; in Luzern, altes Stabtr. im ſchweiz. Geſchichis⸗ 
freund I. 163: swaz dien burgeren ze nuze u, ze eren komen mag. — lieber 
die einzelnen Bunltionen des Raths vgl. Maurer Ill. 176—1S9. 

") Briv. v. 1198 b. Remling 137: eorum consilio civitas gubernetur. 
Priv. f. Emmerih v. 1233 b. Lacomblet IL, 100: quorum consilio eadem 
civitas regatur. 1267 im Lũb. Urkb. I. 291: per quos ipsa villa regitur. 
1258 b. La comblet II. 249: de mala administratione. Bgl. auch über die „Re 
gierung'‘ des Raths in Bonn u. der Schöffen in Coesfeld Maurer II. 262 Rote 
7, jowie 548 Note 32. Später finden fih auch die Namen „regierender Rath”, 
„Stabdtregiment”, „Regimentsorbnung“ u. ſ. w. 

©) Bgl. die Erzählung der Strasburger Chroniften (b. Maurer II. 41- 
542): sus kam der gewalt us der herren hant an die antwerck. 

1) In Bremen regierte der Rath als „vulmechtigher rad“, was bier aller- 
dings bedeutete, daß er alle Gewalt in ſich vereinte und nur, wenn es ibm be 
liebte, die Gemeinde zuzuziehen brauchte. 

2) Es beruht wol auf Nachbildung einer römtfchen Stelle, wenn es 1277 im 
Urkb. des Bieth. Kübel 252 heißt: consules civitatis in quos populus et volun- 
tatem et potestatem transtulit. Wenn aber in Um 1407 b. Fäger 274 Rote 
die beiden Mäthe, als fie ein Geſetz über Zinslehen geben, iagen: wan die ganze 
gemainde uns des gewalt gegeben hat, — fo ift bier nur auf die verfaßung®- 
mäßige Zuftimmung ber Gemeinde im einzelnen Ball hingewieſen. 
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vertrant 8). Cr handelte nicht im eigenen Namen, fonbern im Namen ter 
Stadt und daher au im Namen der gefammten Bürgerſchaft, welche den 
Stabtlörper bildete 4). Er leiftete feinen Amtseid zu Händen oder doch zu 
Gunften ter ganzen Gemeinde). Er war rehhnungspfliähtig und verant- 
wortlich und ftand unter einer laufenden Kontrolle, welhe von ihm unab- 
hängige Behörden übten®®), Er war endlid in einer Reihe von Yällen ver- 
faßungemäßig an die Zuftimmung oder Mitwirfung der Bürgerfchaft oder 
anderer ftädtifcher Organe gebunden 8). Der Rath war alfo nicht der Herr 
ter Stabt®®), jondern eine ftäbtifche Behörde; er war das verfagungsmäßige 
Drgan für die Selbftregierung der Bürgerfchaft 9). 

Erft in einer fpäteren Periode, in welcher die Idee bed Gemeinweſens 
verloren gegangen war, legte man dem Rath eine entwerer vom Lanbesherrn 
abgeleitete oter zu eignem Hecht bejeßene obrigkeitlihe Gewalt bei®%); nnd 
in den Reichsftäbten ftritt man nun barüber, ob die Lanteshoheit ihrer Sub- 
ftanz nach dem Rath oder der Bürgerjchaft zuftehe, während ein berartiger 
Streit in ben Zeiten der Stäbtefreiheit gegenftanblos gewefen wäre. 

2. Die Bürgerfhaft war urfprünglih eine Gefammtheit alter Art. 
Sie beſorgte daher gleich jeder andern Gemeinde ihre wichtigften Angelegen- 
beiten jelbft auf echten und gebotenen Dingen; fie erſchien dabei ale bie fiht- 


es) Urk. vd. 1212 6. Lambert, Gel. v. Erfurt 110: burgenses, quibus 
dispensatio reipublicae Erffordensis civitatis credita est. Bgl. Note 165 
su $ 28, 

s) Urk. v. 1299 b. Jäger, Ulm 185: accedente consensu consulum jura- 
torum in Ulma, nomine et loco universitatis ibidem. Mühlhäufer Urf. v. 1300 b. 
Maurer 111. 178 Note 10: consules et jurati in Mulhusen nomine et vice 

05) Bol. Note 167 zu $ 28. Priv. f. Speier v. 1198: civitas .. libertatem 
habeat, XII ex civibus eligendi, qui per juramentum ad hoc constringantur, 
ut universitati prout melius possint et sciant provideant. 

60) Bol. oben Note 23 n. 75 zu $ 29. 

7) Bol. unten Rote 94—98. 102. 

) Der Name „die herren’ (3. 8. in Köln im 14. Jahrh. b. Ennen um. 
Erkertz 1. 85f. ftets „heirren‘) war entweber nur Zitulatur, ober galt als Aus⸗ 
druck unberechtigter Anſprüche. 

&) Urk v. 1344 b. Wigand, Arch. I, 4. 99: jus municipale quo se regere 
et de cetero gaudere debent. Wenn v. Lancizolle 8. 58 u. 59f. behauptet, 
e8 babe nie eine „Selbftregierung ber Bürgerſchaft“ beftanden, fondern ber Rath ſei 
ſtets „gebietende Obrigkeit” gewefen, fo ift dies durchaus uurichtig. 

%) Bol. Th. I S. 701 Note 4. Berordn. Karls V. f. Wien v. 1520 b. 
Hormayı, Wien L 2 Url. ©. 135f.: er ichafft den Gemeindbeausfhuß der Ge 
nannten ab; und der gewalt der ausschusz neben dem ordentlichen rat ab- 
gethan ist, und ir erscheinet u. gesehen werdet, das ir eur ordentliche oberkait 
in gehorsam erkennet. 
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far werbende Genoßenſchaft, welche das ihr eigenthümliche Geſammtrecht un- 
mittelbar felbft ausübte; fie wollte und handelte in eignem Namen, während 
fie, foweit fie nicht felbft wollen und handeln Tonnte, zu Bevollmächtigungen 
oder Willensübertragungen genöthigt war 9%). 

Im Laufe der Zeit indeß wurde nicht nur dad Feld unmittelbarer Ge 
jammttbätigfeit äußerlich jehr eingeſchränkt, fondern innerlih auf eine ganz 
neue Bafis geftellt. 

Im vollendeten Gemeinwejen war die Bürgerverfamminng nicht mehr 
bie jelbftberechtigte Geſammtheit, fondern ein Organ ded Gemeinweſens. Sie 
war jo wenig wie der Rath das Gemeinwejen felbft und fo wenig wie er 
fouverän; fondern wie ber Rath das fpißefte und beweglichfte, jo war fie 
bas breitefte und der Bafis am nächiten ftehenbe Organ der Stadt. Auf 
fie daher fam nur in verfaßungsmäßigen Sormen und nad Maßgabe ber 
forporativen Gliederung zur Gricheinung.) Auch ihre Beihlüße und Hand⸗ 
lungen waren verfaßungsmäßig gebunden und beſchränkt ®). Und auch fie 
hatte nicht in eignem Namen zu wollen und zu banbeln, fondern ald Organ 
bed Gemeinwejend beftimmte Funktionen, welde die Berfahung ihr gab, zu 
erfüllen. In diefer Eigenfchaft hatte fie den Rath zn wählen und zu fontrolliren. 
Und in berjelben Eigenſchaft mußte fie vom Rath bei der Geſetzgebung ’% 


9) Ba. Maurer I. 563. IIL 202. 207 f. 592 f. Wetzlarer Urk. v. 1280 b. 
Gudenus II. 217: coram scabinis consulibus et universitate civium. Urk ». 
1219 b. Boehmer 26: in generali placito nostre civitatis coram nobis in 
legitimam possessionem acceperunt. Tzihoppe u. Stenzel 224. Zimmer 
mann I 119f. 

or) Während daher urfprünglich alle Vollbürger in ben Formen ber alten Dinge 
zufammen famen, verfammelte ſich fpäter die Bürgerichaft nad Zünften (3. B. in 
Reutlingen, Rothweil), Wachten (Regenöburg) u. f. w. In Hamburg beichloß 
fogar die erbgefeßene Bürgerfhaft nah Mehrheit der Kirchipiele, und in übel 
votirte jpäter jedes bürgerliche Kollegium abgeſondert für ſich. 

o2) So durch objektive Beftimmungen, durch das Erforderniß der Zuſtimmung 
bes Raths, durch die Beſchränkung auf Berathung der vom Kath vorgelegten Gegen 
ftände u. ſ. w. 

%) Magdeb. Schöffen Urtel B. I c. 1 dist. 10 u. 11 5. Behrend, Magd. 
Fr. S. 26f.: basz die rhatmanne einer stadt willkör mögen setzen u. machen 
zcu der stad nutz mit wissenschaft ihrer gemein, ohn wissen u. thun des 
burggraffen oder ires obersten herren. Bgl. Stabir. v. Soeft v. 1120 $ 63; 
v. Hörter v. 1385 b. Wiganb, denkw. Beitr. 165 n. 166; v. Stendal v. 1345 
b. Gercken, V. M. I. 90; v. Strasburg 1263 $ 8 b. Schilter 730; v. 
Gorlitz b. Tzſchoppe u. Stenzel 553; in Augsburg 1308 5. Stetten, Geſch. 
ber Geil. 381; in Ulm 6. Säger, Mag. IL 510f.; in Meiningen b. Grimm 
®. Ill. 596; in Bremen 1303 b. Deirihs 13: de ratmanne mit vulbort der 
menheyt user stat; vgl. ib. 60 u. 397 (gantze menheit). 
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und wichtigen Beſchlüfſen ®), inſonderheit bei erheblichen Verfügungen 
über ftädtiſches Eigenthum ), Auflage neuer Steuern ?’) und auf 
wärtigen Lebensfragen ter Etadt?®) zugezogen werben. 

Rath und Bürgerverſammlung, wenn fie jo zufammenzuwirfen Hatten, 
"waren una freilich Organe verfhiedener Art. Der Rath gab ter Einheit 
und Aktivität des Gemeinweſens Ausdruck nnd ftand an befjen Spige. Die 
Bürgerverfanmlung gab der Zufammenfegung des Gemeinweſens aus ber 
Geſammtheit feiner Glieder Austrud und ftand näher an feiner Grundlage. 
Allein dieſe verfehiedenartigen Seiten waren nur Seiten beflelben Gemein- 
weſens, und die ungleichartigen Organe, in welchen fie fich ausprägten, brach⸗ 
ten daher erft miteinander bie höhere Einheit der Stadt zur Erfcheinung 9). 

3. Die großen Räthe und, verwandten Kollegien ftanden ſämmtlich 
zwifchen Rath und Bürgerverfammlung in der Mitte und hatten ftets, cb- 
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vs) So heißt es 1149, 1151 nm. 1159 in Köln b. Ennen u. Erkertz J. 39. 
531. 550 ven wichtigen Handlungen, der Rath nehme fle vor vulgi etiam favore 
applaudente ; mit unwiversus populus Colon.; tocius populi .. pari voto ac 
unanimi consensu. Die Magdeb. Urf. v. 1304 $ 1 b. Tzſchoppe u. Stenzel 
449 fagt: die ratman legen ir burding uz swenne sie wollen .. der stadt not 
zu kundegene. In Wetzlar wirb bei Streitigfeiten ber fläbtifchen Behörden und 
in Ulm bei Ungehorfam der Metzger gegen den Rath bie Entſcheidung der Bürger- 
ſchaft angerufen, 1390 n. 1393 b. Ulmenftein 1. 496. u. 505, 1416 b. Jäger, 
Ulm 596 f. In Worms follte nach den Rachtungen v. 1300 u. 1394 die ganze 
gemeinde bei ganz wichtigen Dingen zugezogen werden. Cbenfo in München 
(Maurer II. 586f. u. 598) u. ſ. w. | 

*“) Go bei Verfügungen über die Allmende; vgl. oben Note 5—7 u. 11 zu 
8 26; Stradburger Url. v. 1263 c. 6 b. Schilter 730, Wormſer v. 1277 b. 
Gudenus, syll. 269 f., $reiburger v. 1282 b. Schreiber-I. 95, Eifenader v. 
1283 $ 13 b. Gaupp 1.200, Münchener Stabtr. b. Auer 120 a. 312, Kölner 
Urt. v. 1347 6. Ennen I 472: eo quod communitas populi congregata publice 
adclamavit, quod consentirent, quod domini consules de illis bonis dispone- 
rent ad usus civitatis. Ebenſo 1430 in Mainz bei Aufnahme einer großen Schuld. 

”, So in Köln, Ennen u. Edert I. 135. Streit darüber in Breslau b. 
Tzſchoppe u. Stenzel 263. 

se Wie in Zürih bei der Entfcheibung zwiſchen mehreren um das römifche 
Neich ſtreitenden Fürſten ober Wahl eines Herrn, Bluntſchli I. 162f., in Mainz 
1430 bei Bünbnißen u. Ausfahrten, vgl. Tb. I S. 314 Rote 5. Bol. auch Maurer 
DL 205. 

”) Nah Nicolaus Wurm b. Tzfhoppe u. Stenzel 229 faub in Magbehurg 
beim jährlichen Hathöwechfel felgenbe Feierlichkeit ſtatt. Der burgermeister sal 
uffstehin mit seynen eydgenossen (ben andern Rathéherrn) und sich demutig- 
lich kegin der gemeyne beweysin u. sal sie frugen, ob sie wellin bey den 
geboten bleibin, die sie do vorkundigen wellin. Dorczu sprechen sie: yo. So 
spricht her denne: her statschreiber, vorkundiget die gebot von der sat 
wegen. Hier wirb die Gemeinde noch höher als ter Rath geftellt; bie Uebereinſtim⸗ 
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wol in mannichfach verjchiedener Miſchung, vom Weſen heiter etwas in fid. 
Deshalb mußte von vornherein ihre Gewalt auf ber Zuweifung verfagunge- 
mäßiger Funktionen beruben. 

Sie waren einerjeitd Crweiterungen des Regierungsorgans, an deſſen 
Zunftionen fie in widhtigeren Fällen Theil nahmen 100); durch ihren Hinzn- 
tritt wurde aber der Rath nidht bloß eine nmfangreichere, fondern eine an- 
berögeartete Behörte, weldhe dem Gedanken eines kürgerichaftlihen Gemein- 
willens näher als verher ſtand 10), 

Sie waren andrerjeits an Stelle der Bürgerfhaft zur Kontrolle und 
Zuftimmung berufen?) und galten deshalb als ein repräfentatives Organ 109}. 
Allein fie waren Feineswegs mit ber von ihr vertretenen Bürgerichaft identiſch, 


mung beiber macht Gele; aber die Berfiindigung erfolgt im Namen ber von beiden 
verfchiebenen Stadt. — Aehnliche Befihtepunfte treten auch fouft bei den Feierlich⸗ 
keiten des Rathawechſels und ber Bůrgerſprachen (3. ®. 1345 in Stendal b. Gercken, 
V. M. I. 90) hervor. 

100) So beſonders bei dem Zuzug ber Bürger ober ber alten Räthe in „wich 
tigeren Angelegenheiten”, 3. B. 1849 in Speier, ober nad) Ermeßen des Raths, wie 
in Bremen. Ebenſo die Zuziehnng ber Meiſter der 5 großen Innungen in Halle 
bis 1427, einiger Hanbwerler 1824 in Breslau (Tzſchoppe u. Stenzel 505 $ 
6) u. 1365 in Xöwenberg (ib. 589), des großen Raths in Met (Maurer IL 656 
Note 18—36) und Dortmund bei wichtigeren Angelegenheiten. 

100) So bildete fih in Braunfchweig durch die in wichtigen Angelegenheiten 
erforderliche Zuziehung der Borflände von Gilden und Gemeinde „das große Regi⸗ 
- ment“, welches nun auch bie im Heinen Nath nicht vertretenen Theile ter Bürger 
ſchaft vepraefentirte. Braunſchw. Urkb. I. 226f., v. I. 1445. 

102) Beionders zur Kontrolle des Stener- und Finanzweiens, zur Zufimmung 
bei Berfügungen fiber ſtädtiſches Eigenthum und zur Theilnahme an ber Gefeßgebung. 
So heißt es 1340 in ber Ehronit v. Augsburg I. 129—131: e8 fein Männer aus 
der Gemeinde zuguziehen bei der Erhebung und Berredhnung ber Einnahmen, das arm 
u. rich auch wissen, wa dasselb gut hin chumen sy; aud) darf der Rath nur 
über 5 Pfund Pfennige verfügen, ohne „arm und rich‘ zuzuziehen; ebenfo follen 1363 
ib. 159 drei won ber Gemeinde bei Erhebung bes Ungelts zugegen fein. In Hagenan 
fol ber große Rath bei Aufnahme von Schulden und Ausfchreibung von Stemern 
zugezogen werben (Schöpflin II. 144f.), in Stendal bei „bot und settinge“; 
in Löwenberg bei neuen Satungen (1365 b. Tzſchoppe nu. Stenzel 589); m 
Strasburg der große Schöffenrath der 300 bei nemen Statuten u. Berorbnungen, 
neuen Steuern und Abgaben, Berathung ber Schwörbriefe und anderen wichtigen 
Angelegenheiten; in Bremen verorbnet der Rath zufanınıen mid der wittecheyt, 
Oelricht 20. 28. 29. 83. 84. 37. 88. 144. 149. Bgl. Th. I S. 314 Note 7 — 
13 und oben Note 122 zu $ 26. 

08) So heißt es 1377 b. Ennen II. 474 vom großen Rath in Köln: ac 
pluribus aliis tam majoribus quam popularibus .. nomine universitatis ao 
universitatem, consilium, majores et communitatem repraesentantes. Elgger 
Serrichafter. a. 6 6. Beftaluk I. 264: grosz rat, so alwegen in namen, an 
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vielmehr ein ſelbſtändiges Organ der über beiten ftehenden Stadt, weshalb 
denn auch daneben bie allerwichtigften Funktionen nach wie vor der allgemei- 
nen Bürgerverfammlung vorbehalten blieben 1%). 

Indem nun in vielen Städten mehrere Formen bed großen Rathe und 
ter Bürgerausihüße nebeneinanderftanden, wurben häufig genaue Berfagungs, 
beftimmungen über die Kompetenz bed Meinen Raths, der Bürgerverfammlung 
und aller dazwiſchen ftehenden Kollegien nöthig!%). Damit mußte fi tas 
Weſen der Stadt als eines rechtlich geordneten Organismus immer deutlicher 
beraugftellen, und ber Gedanke eines Belichenen oder eignen Amisrechtes 
mußte immer mehr vor dem einer verfaßunggmäßigen Funktion zurüd- 
treten. 


statt u. für ein gantze gemeind . . . den groszen rat besitzend. freiburger 
Stabtr. v. 1520 fol. 2: mit vorwyssen u. gehelle unser alten räten u. zünfte 
Achttwer, die dann ein gantz gemeind diser statt representieren. Kulmer R. 
I c. 2: was in ben Städten von einem Rath und benen, fo die Gemeinde reprae- 
fentiren, gelobet und angeorbnet ift, das foll ſtets und feſt gehalten werben. 

0% Beſonders bei neuem Steuern, Aenberung ber Orundgefege und Ent⸗ 
ſcheidung über Krieg und Frieden. So in Köln, Hamburg, Augsburg, Uluı, 
Lübeck, Zürih, Regensburg, Münden, Eßlingen, Reutlingen, Hörter, Bern, ©. 
Gallen, Bremen. Bol. Ennen I. 484. Bluntfhli I. 162f. Maurer II. 
233 f. Münchener Stabtr. 6. Auer ©. 158. 169. 178. 188 vgl. mit 154. 173 
176 u. 178. Bremer Stat. v. 1308 b. Delrichs 59, 63 u. 154: de ratmann 
unde de wisesten mit der meneheyt der stat; vgl. ib. 44 u. 1304 ib. 327: 
van den radmannen unde van den sesteynen unde van der menen stad; 1303 
u. 1433 ib. 86 u. 145: de rad mit der wittecheyt unde mid der meynheyt; 
1428 u. 1483 ib. 404, 439, 440 u. 441: de rad to Bremen mit der gantzen 
menheit unde mit den olden radtheren, de in vortiden in deme rade gheseten 
hedden. Urk. v. Hörter b. Wigand, Corvey I. 331: mit rade des olden rades 
unde der ganzen menheyt. 

os) Bol. die Eidbücher Köln's von 1320 an b. Ennen u. Ederg I. 1f. u. 
Eunen II. 484. Alle Räthe follten 1882 eutboten werben wegen neuen Ver⸗ 
bundes, Heerfahrtt, Erhöhung ober Erniebrigung von Xccifen, Beſchwerung ber 
Stadt mit Reuten, Veränderungen bes Eidbuch; bei Auflegung ganz neuer Steuern 
die ganze Bürgerſchaft; in andern Fällen bald nur bie ehemaligen Räthe bes engen 
Rathe, bald überbies ber weite Rath. Seit 1392 befand ein „Bannerrath“” für bie 
Kontrolle und ein Gemeinteausfhuß für Zufimmung — In Speier heißt e8 1430 
(6. Rau II. 16): das... kein rat weder losunge noch lipgedinge verkeuffen 
Doch kein trefflich schuld machen sol ohne wissen u. willen der andern zweier 
räthe; außerbem befichen „dreytzehn usz der gemeinde“ für Recdhnungsablage 
unb andre feierliche Handlungen. — Bgl. über bie Kompetenz bes großen Rathé, 
feiner „Heimlicher” und ber ganzen Gemeinde in Bern Stettler, R. ©. 44f.; 
über die Kompetenz bes Zunftmeifterfollege, bes Zunfthütelollegs, des großen Rathé 
und ber Bürgerfchaft in Reutlingen feit 1576 Jäger, Mag. V. 257f.; über 
Rothweil ib. VI. 76 f.; über die Kompetenz von äußrem Rath, Bürgerausfhuß und 
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4, Ebenfo aber berubte Lie Amtögewalt aller antern Behörden und 
Beamten der Stadt auf ter ihnen verfaßungsmäßig gefeßten Kompetenz. 

So war es die Verfaßung, welche den Bürgermeiften allmälig außer 
dem Rathsvorfitz die Stellung von Häuptern der Stadtregierung und in 
Folge deſſen jelbftäntige Befugnifle in Verwaltung, Polizei und Gericht über- 
wies 108), 

Es war bie Verfaßung, welde ben Gefchäftefreis der einzelnen Aue 
ſchüße und Konmifjäre des Rathes orbnete, die keineswegs nad freiem Be‘ 
lieben beftellt und bevollmächtigt werben konnten, fondern gejetlih in be⸗ 
ftimmter Weife und mit georbneten Funktionen niedergejeßt werden mußten 107). 
In manden Städten giengen fogar aus engeren Rathsausſchüßen für bas „be 
ftändige Regiment” ganz felbftändige Regierungsorgane hervor, bie freilich 
meift zur Oligarchie führten und den Verfall anbahuten!®), 


Bürgerfhaft in Regensburg ib. VI. 31—55; über bie Kompetenz ber brei Rärbe 
umb des Bürgerausſchußes in Mählhaufen ib. III. 280 Note u. IV. 4835f.; über 
NRorbhanfen ib. IV. 432. In Frankfurt a. M. beftand fpäter das Kolleg ber 3 für 
Bahlauffiht, das der 9 für das Rechnungsweien, bad der 28 für die Revifion ber 
Sahresrechuungen und neue Auflagen, das der 51 für bie Ueberwachung bes Voll⸗ 
zuges kaiſerlicher Refolutionen, die Kaffalion von Wahlen und bie Zufimmung zn 
nenen Auflagen und Ausgaben. Fu Hamburg hatten die einzelnen Kollegieu zugleich 
Kirchliche Bedeutung. 

106, Val. Arnold I. 299. Ennen II. 509. Srensporff 109f. Heus⸗ 
fer, Bafel 283f. Zimmermann 1. 91f. Maurer I. 631. III. 172. 

07) So enthält 3. B. der Ordinarius Senatus Brunsv. Brauuſchw. Urkb. 
145 f. genaue Beftunmungen über bie jährliche Beftellung von Rathsausſchüßen ſewol 
in jebem Weichbild als für die Gefammtftabt. Für letztere follen 7 Seckelmeiſter 
(büdelherrn) zur Erhebung und Berrehnumg ber Gefammtabgaben, 5 Geteherm 
für die Münze, 4 für Streitigleiten mit ber Geiftlichkeit, 7 Baumeifler, 1 Bewahrer 
bes Stabtflegeld, Einer über die Stabtmühle, 3 für ben Kauf vor Mühlfteinen, 4 
für den Marflal, 1 für die Steiubrüche kommittirt werben; in jebem Weichbilb 
aber ein Ausſchuß für die Thore, Kämmerer für Rechnungsweſen, Weinherrn, Zeug 
meifter, 2 über Mauern und Gräben, 1 über die Landwehr, 1 Siegelbewahrer, 2 
* Schlüßelbewahrer des Archivs (brevekiste), 1 für die Gelblifte u. f. w. Ebenſo finden 
fih in vielen andern Städten als bauernde verfaßungsmäßige Iuftitutionen Aue 
ſchüße für Rechnungsweſen, Stenern, Bauten, Kriegeweien, Feftuugswerle, Zeughäufer 
Marftälle, Gewerbeweien u. ſ. w.; vgl. Url, v. 1328 8 11—18 u. 1389 & 
Tichzoppe u. Stenzel 521. 609; v. Lancizolle 68; Arnold II. 132f. 3571; 
Ochs I. 79. 857f. DL 38f. V. 25. 87; Schreiber I. 53f.; Srensporff 
113f., Eunen I. 611f.; Donanbt I. 820f.; Sökeland, Coesfeld 25 f. 64f.; 
Jäger, Mag. V. 83f. 282f.; Zimmermann I 112; Maurer III 100f. 
Ju Bern gab es im 17. Jahrh. 47 Kammern u. Kommiſfionen. 

108) Wie der fog. Küchenrath (Bürgermeifter, einige Rathöherrn u. 4 Syndiken) 
als „beftänbiges Regiment“ nach Ordin. Brunsv. $ 20—22. 24—27; ber „geheime 
Rath” in Magbeburg; bad „Geheimniß* in Nürnberg; die Regimentsansihäße in 
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Auch war es die Verfaßung, welche eine große Zahl beſonderer Einzel⸗ 
ämıter, — und zwar in viel weiterem Umfange, als heute ber Fall zu fein 
pflegt, — zu ftändigen inrichtuugen im Organismus bed Gemeinweiens 
erhob nnd mit beftimmten amtlichen Yunktionen dauernd ausrüftete 109. 

5. Endlih wurde au die Kompetenz ber Gerichte im Sinne ver- 
faßunsmäßiger Funktionen geordnet, fo daß eine fachliche Abgrenzung der Kom- 
petenzen und ein regelmäßiger Iuftanzenzug entitand 110%), Und es wurben 
zwar nicht Verwaltung und Juftiz im heutigen Sinne getrennt!!1), wol aber 
vermwaltende unb rechtiprechende Funktionen von einander gefchieben 112), 

V. Die fo geglieberte und organifirte Stadt wollte unb handelte 
mit rechtlicher Wirkung; fie wollte durch verfaßungsmäßige Beſchlüße und 


Stradburg u. Worms; ber enge Rath In Goslar; der geheime Ausſchuß ber 6 in 
Regenäburg (Gemeiner III. 847); der fogen. „Heine” oder „innere Rath" in Ueber⸗ 
lingen; das geheime Kollegium in Reutlingen; die „Geheimen bed Rathé“ ober „bie 
Herrn Dreizehner” in Speier, welde fi „als der rechte ewige und beständige 
rath und die obrigkeit der stadt‘ erflärten (Lehmann 269, Ran II. 28) und 
fpäter noch wieber einen Ausſchuß ber Fünfer bildeten. 

109) Dies war nicht blos bei Stabtfchreibern nnd Syndiken, bei Münzern, Zöllnern, 
Judenbeamten und Steurern, bei Stabthauptienten, Zeugmeiftern und andern Offizieren 
und Kriegsbeamten, bei Hospital, Kirchen und Schulbeamten, bei den zahlreichen 
Auffehern und Wächtern über ſtädtiſches Eigenthum, bei ben ftädtifchen Polizeibeamten, 
bei Antlägern, Fürſprechen, Bütteln und Henfern, kei Mältern, Stabtärzten, Stabt« 
aftronomen n. |. w. ber Fall, fonbern andy bei untergeorbneten Yunktionären, wie 
Stadthandwerkern, Mufitern, Hirten, Boten und Dienern jeber Art, deren Anftellung 
heute dem lonkreten Bebürfniß und dem freien Belieben der Behörben überlaßen zu 
werben pflegt. Bol. 3. ®. Ordin. Brunsv. a. a. O.; Maurer III. 28. 99. 109. 
116f. 125. 142. 144. 235. 580f.;, und bie im Stadthaushalt audgeworfenen 
fiebenden Befolbungen in Rote 172 zu 8 28. 

110) Bol. Maurer DIL 568. 749. IV. 196 f. 

111) Denn bie Schöffen gehörten vielfach zum Rath und ber Kath felbR war 
oft in Blutbannsfachen erfte und in allen andern Saden zweite Inſtanz. Und 
felöR die vom Rath völlig abgesweigten Schöffenftühle follten bisweilen, wie iu Magde⸗ 
burg und Halle, in Negierungdangelegenheiten zugezogen werben (Rathmann II. 
273; Maurer I. 596); ober es follten, wie in Loͤwenberg, brei buch bie Hand⸗ 
werlmeifter gewählte Schöffen der Rechnungslegung beiwohnen und nenen Satungen 
zuftimmen, Urk. v. 1365 b. Tzſchoppe u. Stenzel 589. 

113) Dies zeigt fi 3. B. in der Berfchiebenheit bes Verfahrens und oft auch 
bed Borfißes, wenn der Rath ale Regierung und wenn er ale Gericht verhandelte; 
in der Selbflänbigleit und Unabhängigkeit der Untergerichte im Gegenfap zu andern 
Stadtbehörben (Maurer III. 569.) u. |. w. Vgl. and bie bemußte Unterfcheibung 
ber gerichtlichen Zunktionen ber Schöffen von ben Regierungsfunktionen des Rathe, 
weshalb bei dieſem Wechſel, bei jenen Stetigleit bed Amts vorzuziehen fei, in ben 
Magd. Er. L, 1 cc. 1 5. Behrend ©. 21. 
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bandelte durch verfaßungsmäßige Alte ihrer Berfammlungen, Behörten umb 
fonftigen Organe. 

Erforderlich war, daß ein ftäbtifches Organ als ſolches auftrat umb 
kenntlich war, was fogar bisweilen ausdrücklich Tonftatirt wurbel!3); erfor- 
derlich ferner, daß diefes Organ feine verfaßungsmäßige Ephäre nit über” 
ſchritt, widrigenfalld eben nit die Stadt gehandelt hatte!!, Waren aber 
biefe Boransfegungen erfüllt, fo kam, wie fih ſchon in mancherlei Aeußer⸗ 
lichkeiten kund gab15), das Gemeinweſen jelbft in feinen Organen zur Er- 
ſcheinung. 

Wenn daher eine Behoͤrde verfaßungsmäßige Funktionen erfüllte, ſo 
wollte und handelte durch fie die Stadt. In dieſem Sinn war es dafſelbe, 
ob man die Stadt ober die Behörde nannte, Und oft fügte man, um 
die Stellung ber Behörde als Organ zu bezeichnen, Hinzu, daß fie „im Na— 
men,” „von wegen‘ oder „anftutt”’ der Stadt auftrete 17); oder man nannte 


13) Man vgl. 3. B. die Speirer Hemtervergebung b. Maurer, St. III An- 
hang Ar. 3 ©. 790 f. Der Rath if anweſend und handelt „von der stette wegen“. 
Es ergeht dann an ihn die Frage (&. 795): ir herrn von dem rate, myn her 
von Spire tut euch fragen, ob ir hie sint als der rate von Spire und von der 
Stette wegen. Es erfolgt dann (S. 796) bie eutſprechende Antwort. 

113) Bol. die Url. v. 1340 in ber legten Note zu $ 29: alias expeditio ipsa 
nullias fuit et est momenti. 

18) So in den Ehrenredhten, ber Amtstracht, ben Amtsinfignien, bem amtlichen 
Gefolge der höheren Stabtbeamten (es foll 3 B. 1410 in Bafel ben Bürgermeißer 
„von der stadt wegen‘ ein Gefolge geftellt und kefolvet werben, Ochs ILL 76 u. 
77); in ben Uniformen der ſtädtiſchen Sicherheitäbeamten, Krieger unb Diener, 
Maurer II 254 f,; in ber ftrengen Beftrafung der Beleidigung von Beamten ia 
Ausabung ihres Berufs, 3. B. W. v. Rhenfe v. 1456 b. Grimm Ill. 777: wer 
ben bürgermeister . . wan Er von einer gemeinde wegen jemand pennen will, 
fchlägt, wird enthauptet. Vgl. Recht der Stadt Nũwkilch ib. I. 291: Jeder Bürger fol 
dem Vogt und jedem Rathmann geborfam und geholfen fein, „als ob ain vogt u. 
rath by ain andern versampt weren by iren ayden und eeren“. Magdeb. Fragen 
d. 19 u. 20. 

116) Bol, z. B. Url. v. 1328 6. Zafhoppe u. Stenzel 522 8 25: der- 
selben pfennige sullen sie dye zwey teil geben den ratherrn da is 
der Stat. 

17 3.8. Url. v. 1219 b. Böhmer 27: qui hoc nomine civitatis sunt 
executi. 1270 im üb, Urkb. I. 304: actum in domo consulum a consulibus 
nomine civitatis. 1836 b. Trouillat Ill Nr. 276 S. 445: schulth. burgerm. 
u. rat von Colmar geloben: an unser u. der gemeinde der stette von Col- 
mer stat. 1338 ib. Nr. 296 €. 483: wir in unsere stette namen. 1350 6. 
®acomblet IIL 849: consules et scabini Col. pro se necnon vice et nomine 
civitatis Col. 1875 ib. 666 n. 669. Bgl. Note 82 83. 96. 113 u. 129 


zu $ 28. 


iz" 
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Behörde und Stadt nebeneinanbert!®); oder man führte nach älterer Sprech⸗ 
weife die ganze Bürgerfchaft in ihrer Gliederung und Organifation auch da 
als Handelnd auf, wo nur der Rath wirklich aktiv war119, 

Ebenſo aber war die Bürgerjhaft nur zur Darftellung ber Stadt be- 
rufen, nicht mit ihr identifh. Deshalb war es fo gebräuchlich, „Stadt und 
Bürger''120, „Stadt und Gefammtbeit ter Bürger‘ 121) u. |. w. nebenein« 
ander auftreten zu laßen. Und wenn man urfprünglic in ben Bürgern eine 
Genogengefammtheit ſehen mochte, welde unter einander richtete, Cinungen 
über fi jeßte oder fich jelbft regierte 12%), jo wurde man fi im Laufe ber 
Zeit doch vollfommen bewußt, daß aud da, wo alle Bürger zur XTheilnahme 
berufen waren, die Stabt ala ſolche durch fie regierte, richtete und Geſetze 
gab 123, 

Endlih wollte und handelte auch da, wo eine oder mehrere Behörben 
und Lie Bürgerverfamnlung in der That zufamınenwirfen mußten, nicht, 


10) 3,8. Url. v. 1349 5. Lacomblet IN. 377: Berhanblung cum judicibus 
scabinis consulibus ac civitate Coloniensi. Seerecht v. 1299 im Lub. Urkb. IL 
83 u. 83: deme rade u. der stad, 1346 6. Boehmer 606: den scheffen dem 
rade und der stat F. u. |. w. 

119) Vol. oben 8 23. 

120) 3, 8, 1285 b. Lacomblet 1. 479: contraxisset cum civitate et ci- 
vibus; ... de manu civium et civitatis. 1332 ib. III. 212: mit der stat inde 
den burgeren v. Kolne. 1334, 1350, 1355, 1356 ib. 227—231. 391. 453. 454. 
460. 1351 ib. Ill. 409: burghere inde stede von Ayghen. 1263, 1264 ib. 
11. 298—309, 363. gl. ib. 367 u. III. 407: oppidanis et oppido. Urf. v. 1270, 
1271, 1272, 1273, 1297, 1808, 13807 b. Ennen u. Ederg III. 7. 12. 13. 29. 
30. 84. 36. 42. 46. 56. 171. 422. 494. 516; 1289 u. 1291 ib. 289. 296. 316; 
1295 u. 1303 ib. 393 u. 492. Oben Note 101 u. 116 zu 8 28 u. f. w. 

421) Urk. v. 1249 b. Enren u. Eder II 289: civitatem atque commu- 
nitatem Col.; ebenfo S. 290 u. 291. Ib. IH. 15 u. 110: civitatem et cives 
universaliter vel singulariter. 1349 b. Lacomblet III. 877: cives Col, con- 
junctim seu divisim seu ipsam civitatem Col.; ähnlich S. 376. 1279 ib. II. 
436: civitatem Dusburgensem ac universos ejusdem cives. 1255 im Lüb. Urkb. 
I. 204: eivitatem Lub. et universos cives dicte civitatis. 1259 5. Ried 449: 
civitati R. et universitati civium. Schreiber H. 383: der stette v. F. und 
gantzer gemeinde. 

122) Priv. f. Quedlinburg v. 1134: cives .. de omnibus que ad cibaria 
pertinent inter se judicent. ®. v. Kyburg b. Grimm IV. 337 8 9. Handf. v. 
Colmar v. 1278 b. Trouillat II Nr. 234 ©. 308: uber alles das mögent 
die burger van Colmer uber sich selben einungen setzen, als sie dunket, 
das es ihn selben u. der stätte nützlich sye; 12S5 ib. 540: super se statuere 
emendas. Bgl. oben Note 89. 

123) Bol. oben $ 28. 
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nur ber kraft der Stabtverfaßung dazu Zompetente Rath, nicht aber die Ge- 
fammtbeit ber Bürger zu bevollmächtigen Erauchte!3”7). Und enblich wurben 
in ten meiften Städten in Geftalt von Syndiken, Klerikern, Prokuratoren, 
Konfulenten n. ſ. w. ftändige Proceorgane gefchaffen, welche ein für alle 
Mal durch die Stabtverfagung zur Beforgung der gerichtlichen Angelegenhei⸗ 
ten ber Stabt legitimirt waren 198), 

Die ‚Stabt konnte aber nicht blos vor auswärtigen Gerichten, jonbern 
and) vor * Ihren eignen Gerichten Recht nehmen und geben. Denn alle jei 
es privatrechtlichen ſei es öffentlichrechtlichen Streitfragen zwifchen der Stabt und 
einzelnen Bürgern ober zwiſchen der Stabt und andern Perjonen wurden als 
wahre Rechtöhändel betrachtet). Dabei konnte allerbings infoweit, als ber 
Rath zugleich oberfted Gericht und Repraefentant der Stabt war, von vellen 
procefiualifhen Formen nicht die Rede fein. Allein es waltete trogbem bie 
Auffapung, ba man bei der Stadt felbft gegen die Stabt Recht zu fudhen 
babe. Deshalb wurde 3. B. bei Befreiungen einer Stadt von auswärtigen 
Gerichten fowol den Bürgern ald Fremden zur Pflicht gemacht, bei Streitig- 
feiten mit der Stadt fo gut wie bei Streitigkeiten mit einzelnen Bürgern 
zuerft bei der Stadtbehörbe zu Magen und erft, wenn diefe ten Rechtsſpruch 
nach Stadtrecht verweigerte, an ein andre Gericht zu gehen !#). Die Iden⸗ 


137, So ftellen 1310 im Lüb. Urkb. 11. 225 die universi consules die Bell- 
macht zu einem Proceße aus; ebenjo 1846 ib. 732 zu einer Klage gegen einen 
Kleriter. 1494 5. Schannat IL 255f.: immer „der Stat Worms anwelde“. 
Brünner Schöffend. c. 51 5. Röfler 28: judex et jurati simul per magistrum 
civium, cui vices 8uU88 pro persona actoris commiserant, 

130) Bgl. die Beſtallung des lübiſchen Syndikus v. 1970 in Note 166 zu 8 28; 
bes clericus v. 1341 im füb. Urkb. II. 677 (nos conzules et communitas Lub. 
.. unanimi consilio et consensu recipimus discretum virum magistrum 
W. B. in nostrum et nostre civitatis prediete clericum, ad omnia nostra ne- 
gocia terra marique peragenda, ubicungue et quoruncungne nobis visum fuerit 
expedire, et ad agendum pro nobis nosque defendendum contra quemcungue 
coram quocungque judice ecclesiastico in omnibus et singulis causis praesen- 
tibus et futuris nos et noeiram civitaten tangentibus quomodo. 1810 ib. 23: 
prochuratore della citta di Lubeke. 1256 ib. 29: Schreiben bed procurator in 
Romana curia. Bgl. Maurer, St. III. 240. 

130) Daher finden ſich fo viele Schöffenfprühe und Schöffenweisthüner, welde 
über Rechtsverhaͤltniße zwifchen dem Rath und den Bürgern, bem Rath unb andern 
Behörden ober dem Rath und dem Stabtherrn in der Form gerichtlicher Urtel ent⸗ 
ſcheiden. Bol. 3. B. die Magbeb. Schöffenfprüche im erften Kapitel des erſten Buche 
der Magdeb. Fragen b. Behrend ©. 20f., bei. d. 4. 6. 7. 9. 15—18. 24—37. 

140) 3. 8. Priv. v. 1885 b. Lacomblet DIE. 454: civiias autem spa et 
cives Colonienses nusquam poterunt vel debebunt oommuniser vei dieisim in 
personis suis aut rebus vel bonis pro promissione, debito, excesso, forefacto 
give delicto gui coneivis vel concivium au etiam civitatis impeti, impignorari, 
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tität von Gericht und Partei trat hierbei vor dem Gedanken der objektiven 
Macht des Rechtes zurüc, mußte aber freilich bei ſchärferer Ausprägung 
bes Proceßgedankens als ein zu befeitigender MWebelftand empfunden wer- 
den #1), 
C, Nnerlaunbte Handlungen. Daß Städte als foldhe rechtswidrig 
handeln koͤnnten, bat das Mittelalter nie bezweifelt. Man ſprach, wenn fid 
die ftädtiichen Organe innerhalb ihrer Machtiphäre oder die Bürgerjchaft in 
ihrer organiſchen Erſcheinung vergangen hatten, von einem Verbrechen und 
von einer Schuld der Stabt!). Es Eonnte in georbnetem peinlichen Ber- 


invadi vel quomodolibet aggravari, nisi civitas aut judices civitatis antea super 
eo pluries et legitime requisiti ... justiciam secandum jus civitatis facere 
denegassent, Bgl. 1875 ib. 676 u. Priv. f. Rotweil v. 1299 b. Lünig, R. 4. 
XIV. 368. — In dem Bertrage zwiichen dem Grafen und der Stabt von Freiburg 
v. 1282 b. Schreiber I. 92 wirb feſtgeſetzt: swas öch nüwir ansprach oder 
mishellunge wurde enzwüschent mir und den burgerne von V. gemeimlich umb 
solich sache, dy an disem brief ni geschriben stat, darumbe sol ich recht nemin 
inrehalb der mur se V. als die burger erteillint. Sprech ich öch die burger som- - 
derlich an, zwenzig oder drizege, minir oder me, das die gemeinde nüt angienge, 
dar ümbe sol ich öch recht nemin in der stat ze V. als die burger erteillint. 
Swas aber ich und da gemeinde mishelli gewunnin umbe dehein sach dä an 
disem brief geschriben stat, da sol jederman recht suchen u. nemen da er 
es billich tuon sol. Es werten alfo Streitigleiten mit einzelnen Bürgern nnd mit 
ber Gemeinde als folcher unterſchieden. Jene follen immer bei dem Stabigericht 
angebracht werden; dieſe nur dann, wenn es fi um bie vertragsmäßig noch nicht 
feftgeftellten Punkte Handelt, fonft bei jedem andern Gericht. Die „Bürger” follen 
bier alfo Recht fprechen, obwol fie zugleich Partei find. Das Gericht der „burger“ 
war damals in Freiburg das Kolleg der alten 24, alfo ein Theil bes Raths. 

m So in dem höchſt merkwürdigen Brünner Schöffenfpruh Nr. 51 b. Röoß⸗ 
ler &. 28 „In Broda Ungaricali batten Richter und Geſchworne deu Bürger 
meifter bevollmächtigt, eiuen angeiehenen Dlitbürger wegen unrichtiger Verfteuerung 
feines Bermögens gerichtlich zu Belangen (quod collectam de bonis injuste solvis- 
set judicialiter convenerunt). ®Diefer wenbet ein, dba man das, was man durch 
einen Andern thue, ſelbſt thue, feien Richter und Geſchworne zugleich Richter nub 
Partei; es müßten deshalb für diefen Proceß ein anderer Richter und andere Ge⸗ 
ſchworne ftatuirt werben, vor benen er fein Recht darzuthun bereit jei. Und fo 
wird entfchieben. „Unde in tali casu, in quo judex et jurati simul agant, sive 
per se sive per interpositam personam, non possunt simul et agere et offi- 
cioram suorum actus debitog exercere. Aliquem enim simul esse judicem, 
actorem et sententiam diffinitivam dictantem, non consonat aequitati.“ — 
Zum Verfländniß ift zu bemerken, baß nach der in Mähren nnd Ungarn gewöhn⸗ 
Iihen Stabtverfaßung Richter und Geſchworne zugleih Rath und Gericht waren. 

142) Bal. 3. B. Priv. v. 1385 b. Lacomblet III. 454: pro. . excesso, fore- 
facto sive delicto .. civitatis; Urf. v. 1358 (in Note 146): stad mit vrevele; 
Ark. v. 1255 6. Boehmer 95: si civitates vel opida ... pacem violaverint; 

IL. 63 
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fahren gegen eine Stadt eingefchritten werden). Die Stabt als folde 
wurde durd alle ihr zu imputirenden unerlaubten Handlungen zum. Schabens- 
erfaß verpflichtet!) Und unzählige Male find in aller Form Rechtent 
Strafen gegen die Städte erkannt und vollftredit worden. Es wurden geift- 
licher Bann und weltliche Acht, Berfeftung und des Reiches Adt und Ober 
acht, Kaflıtion der Privilegien und Gelbbußen über die Städte verhängt!©). 
Su allen Bünten und Genoßenſchaften, denen Städte angehörten, wurde un- 
ter dem Gefichtspunft ter Beftrafung gegen bundbrüchige Städte eingefchritten 
und insbefonbere die Verhanfung oder Vervemung ald Strafe ausgefprochen!*). 


1256 ib. 110: si vero aliqua civitatum hoc infregerit, perjura et carens omni 
honore reputabitur; 1257 im 2üb. Urkb. 1. 225: civitas .. rea. U. ſ. w. 

2) Bol. oben Rote 129 u. 140. Urtel des Kön. Kammergerichts b. Franklin 
a. a. D. Nr. 26 u. 83. Magbeb. Urtel v. 1470 5. Neumann Nr. 43, wonach 
es, um eine Stadt aus ber Verfeſtung zu ziehen, von Gerichts wegen der Hanblung 
des Richters und ber Schöffen, vou ber Stabt und ber Gemeinde wegen ber Hand» 
Iung bed Bürgermeifters und ber Rathmaunen bebarf. Urk. v. 1285 b. Lacomblet 
IL 478. 

14) Bol. Note 91 zu $ 28 u. Note 61 zu 8 29. Erf. bed Kön. Kammerge⸗ 
richte v. 1448 b. Franklin a. a. D. ©. 56 Rr. 26, weldyes bie von der Stabt 
Nördlingen nachgefuchte Reftitution gegen eiu Kontumazialurtel verwirft, wonach bie 
Stabt dem Kläger Friedrich Muracher ben durch die Burgerſchaft erlittenen Schaden 
erfeen follte, wie er den mit feinem und zweier ebrbaren Mannen Eid würbigen 
werde. — Auch geben alle Sühnen, Bergleiche und Verträge zwifchen Städten und 
andern Etädten, Fürſten oder Herrn von der Voransfegung aus, daß bie Stadt den 
aus ihren Handlungen entftehenven Schaden beiern mühe. — VBgl. über die Haftung 
der Stadt für das burdy ihre servitores verwirkte Wergeld Urk v. 1343 im Lüb. 
Urkb. II. 827, v. 1241 5b. Zappenberg, Hamb. Url. Nr. 622 ©. 445. — 
-Ebenfo fpricht ein Erf. v. 1461 b. Ochs V. 223. ans, daß die Stadt Baſel glei 
jedem Geleitsherrn im Falle eines gegen Geleitögeld ertheilten Geleites für ben 
Erſatz des durch Straßenraub verübten Schadens hafte. — Diefe Haftung war auch 
nicht etwa blos Fremden, ſondern ebeufogut den eignen Bürgern gegenüber be 
gründet (vgl. 3. B. Erk. Nr. 41 b. Franklin a. a. O. S. 50). 

05) Vol. 3. B. die Löſung ber civitas et dioecesis Worm. von ber Grlom- 
muuilation 1343 b. Schannat II. 169; des Reiches Oberacht über Bürgermeifter 
Rath und Gemeinde von Nymwegen i. 3. 1455 b. Lacomblet IV Nr. 309 ©. 
879 u. Franklin a. a. DO. Nr. 82 ©. 59; Urt. b. Weizfäcker, D. R. T. A. J 
Nr. 104 u. 106 ©. 189 f., wonach Karl und Wenzel 18 ſchwäbiſche Stäbte aus ber 
Reihsacht entlaßen, Wenzel fie begnadigt. Bezüglich der Kaffation von Privilegien 
braudt nur an die Geſetze Friedrichs II erinnert zu werben. Gelbfirafen, bie in ber 
Stabt „gemeined Gut“ zu volftreden, ſ. oben in Note 98 zu 8 29. 

0) Rolf. 3. B. ben Beſchluß ber Gothländer Kaufınannegefellihaft v. 1287 
b. Sartorius II Nr. 67, wonach die civitas, welde dem Beſchluß nicht nad» 
fommt, zur Strafe den Anſpruch auf bie Buße einzelner Bürger vermirkt, welde 
biefe für ben Anlauf geraubter ober bei Schiffbruch genommener Gegenftände jonft 
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Das gefammte politiihe Leben im Innern bes Reichs beruhte auf ber Idee, 
daß die Städte für die Handlungen ihrer Behörben voll verantwortlich 
feien147), 

Do wurde in diefer Beziehung weniger als in irgend einer andern 
die alte Anfhauung überwunden, welche die Stadt mit ber Bürgergejanmt- 
beit identificirte. Mam nahm keinen Anſtoß daran, dat Strafen, welche we- 
gen einer Handlung des Raths ober auf Grund eines Mehrheitsbeſchlußes der 
Bürgerihaft erkannt wurden, mit der Stadt zugleich jeden einzelnen Bürger 
ohne Rückficht auf feine Mitſchuld in feiner Sonbereriftenz trafen, wie Bann 
und Acht ober die Zerftörung der Stadt!®). Und man ließ ebenfo wegen 
bes von der Stabt zu leitenden Schadenserſatzes die Vollſtreckung im Noth- 
fall gegen Perfonen und Eigenthbum aller einzelnen Bürger zu.) 

Allein die Städte eritrebten und erlangten wenigftens fo viel, daß nicht 
auch umgekehrt, wie ehemals, Hantlungen einzelner Bürger ber Geſammtheit 
und folgeweife der Stadt imputirt werden follten. Es bildete fi) die meift 


an die Stadtkaße zahlen follen; an bie Stelle ber Stabt tritt dann bie Gefammtge- 
noßenidhaft. Eine Stadt aber, welche dauernd ungeborfam ift, ſoll aus ber fauf- 
männifden Genoßenſchaft zur Strafe außgeftoßen werben. — Urk. v. 1858 ib. Nr. 
183 &. 443f.: wer olz jenich stad van der dudeschen hense, de sik miz 
vrevele ute deseme ghesette wolde werpen unde des nicht wolde helden, de 
stad schal ewiclichen ute de dudeschen hense blyren unde des dudeschen 
rechtes ewichliken entberen. Ib. Nr. 1866 ©. 454 f. u. 607f. Bel. Th. J ©. 
462 Note 26; ©. 470 u. 472; ©. 473 Note 56; 480. 

) Bol. 3.8. die Urfehde v. 1275 b. Schreiber 1. 73, worin ben „scultetus 
et universitas civium de Vriburch‘‘ wegen Berurtheilung und Hinrichtung eines 
Verwandten verziehn und jede Rache verfchworen wird; auch bie Sühnen ib. 89. 
87.92. 

ı, Bann und Acht wurben daher auebrüdiich über Stadt uud Bürger ver- 
hängt, 3. B. 1876 6. Lacomblet II. 683 f.: stat inde burgere; 1377 ib. 696: 
dat die stat inde burgere uyss der achte komen; Ennen n. Edert I. 428: 
stat u. burgere in die achte. Beſ. aber das Konttimazialurtel v. 1375 b. La⸗ 
comblet 111. 672 f., wonach gelaben waren „die stat, burgere und personen 
von Coln . . sich und die stat von C. zu verantworten; es waren die stat und 
burgere von C... nyet erschenen; e8 wurbe bem klagenden Erzbiſchof „uff 
die stat burgere und personen van Coln anleyde und acht mit gerichte‘‘ ge- 
geben. Ansprüdlich wurbe noch 1501 in Worms 5. Schannat 289 des Reiches 
Acht und Oberacht über alle Maunsperfonen von mehr ald 14 Jahren, unverhindert 
fünftiger Einreden, ausgeſprochen. 

149) Bol. oben $ 29. Url. v. 1386 b. Schannat II. 196: Kläger, welche 
ein obfiegliches Urtel gegen die Stabt Worms erfiritten, werden in nutz und gewer 
gesetzt .. umb 100,000 mark goldes uff der burgermeister rates und der 
burger gemeinlich armer und richer zu Worms guier und burgere inwendig 
u. uszwendig der stat. 

b2* 
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auch äußerlich ſanktionirte Rechtsanſchauung, tab eine Stabt wegen Berge 
bungen ihrer Bürger, fo weit fie fich diefelben nicht durch Inſchutzuahme ober 
Rechiöweigerung aneignete, fo wenig Schabenderfah zu. leiften habe!5®), als 
mit Strafen belegt werben bürfeldi) 


8. 81. Das Weſen ber Stabtperfäntigkeit. 

Die eigenthümlihe Natur der deutſchen Stadtperfönlichleit, bie wir 
fo fi vollenden fahen, und ihr Gegenſatz fowol zu ten älteren Berbands- 
einbeiten als zu parallelen roͤmiſchen Begriffen, Laßt fi am beften in bem 
dentſchen Gedanken und Worte des Semeinwefens!) ausbrüden. 

I. Die Stadt war das natürlide und politifche Ginheitsweien, welches 
in der an eine Stätte gebundenen organifirten Bürgerfchaft lebte. 

1. In diefem Siune beftand ber Körper ber Stadt aus ihrem dop⸗ 
yelten Subftrat. 

a. Sie war erftens, ungleich der alten Genoßenſchaft, mit ihrem Ge⸗ 
biet bergeftalt verwachſen, taß in bem perjönlichen Begriff der Stabt immer 
zugleih der urfprüngliche ränmliche Begriff der Stätte mitgedacht wurbe. 
Dies gebt Thon darans hervor, daß gerade das Wort „Stabt" zum Namen 
bes Gemeinwefens wurde, nnd folgt bireft aus tem Sprachgebrauch, welcher 
nit nur neben, fondern mit und in ber perfönlichen Bedeutung des Wortes 
„Stadt“ defien räumlihen Sinn fefthielt?). Keineswegs aber war die räume. 
liche Stabt ausſchließliches Subftrat der Stadtperfönlichkeit und etwa für 
fi allein in dem neuen Stadtbegriffe perjonificitt. Denn dann hätte man 
nicht von „gemeiner” ober „gefammter Stabt” reben?), Ausfahrten, Borla- 


130) Bol. oben Note 99—100 zu 8 29. 

m Schon 1146 b. Ried 215 tabelt der Probft ben Biſchof von Regensburg, 
daß er alle Bürger gebannt habe, ba doch nur einige gefrevelt Hätten. Gr folle 
über homicidium unb sacrilegium eiu judicium einſetzen, quod non involveret 
totum illius civitatis populum, nisi forte populus ipse voluisset criminosos 
contra justitiam defendere. Bgl. Urk. v. 1259 ib. 449: Der Herzog verſpricht, 
„nullam offensam pertioularem, ut si aliquis vel aliqui ex civibus eum offen 
derint, civitati Ratisponensi et universitati civium imputabite“. Priv. f. Weſel 
v. 1882 5. Geugler 522: quod nullus opidanus Wesaliensis pro alterius 
culpa punietur. 

1) Während in respublica „res“ nur ein Xobtes und „publica‘“ mehr 
das Deffentliche als das Gemeine bezeichnet, deutet dad Wort „Gemeiumefen” zu⸗ 
gleich auf das einheitlich Seiende, Lebendige umb feine Immanenz in einer Gemein 
ſchaft Hin. 

N Bol. 3. B. Url. v. 1298 im Lüb. Url. L 551; v. 1895 b. Lacomblet 
111. 499. 

9) 3.8. 1215f. Achen b. Gengler, C. D. mun. I. 2: totius civitatis. 
1264 b. Lacomblet II. 3: nen inimicabitur . . toti civitati . . nisi tota ci- 
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dungen und Berfammlungen ber Stäbte berichten‘). zahlloje Urkunden mit 
„wir die Stadt“ ober ähnlich beginnend), und dur die fehr verbreitete 
Sprechweiſe „Stadt zu Worms““, „Stadt von Köln," „civitas in Lubeke,“ 
„oppidum in loco D.“ u..w.*), wofür wir heute etwa „ftädtifches Gemein- 
weſen zu Worms“ u. ſ. w. fagen müßten, die Statt als ein an den Ort 
gebundenes, aber tarüber emporgewachſenes Weſen bezeichnen können. 

b. Die Stadt enthielt zweitens einen genobenfchaftlihen Perjonen- 
verband, ter in ihrem Begriffe jeberzeit mitgebadht wurde”). Aber Die 
Stadt war keineswegs ausſchließlich auf dieſe Perfonengefammtbeit gebaut, fo 
bag etwa diefe allein in dem Begriffe der Stabt perfonificirt worden wäre. 
Denn dann hätte man nicht die Stadt ald etwas Höher neben unb über 
die Bürgerichaft®), neben und über die Gefammtheit der Einwohner?), ja ne- 
ben und über die ganze gegenwärtige und zukünftige Einwohnerſchaft 10) ftelleu 
koͤnnen. 

2. Die Stadt wurde aber zu einem lebendigen Einheitsweſen erft da⸗ 
durch, daß dieſer Körper eine Gliederung und Organtfation erhielt. In dem 
Begriff der Stadt wurbe baber ihr Organismus ſtets mitgebacht!!}. 


vitas se voluntarie ingerat tali facto. 1303 im @äb. Urfs. II. 174: van der 
gbemeenen stede wegen van Dordrecht. 1337 5. Boehmer 542: den von 
M. oder andern steten. 

®) Bgl. oben 8 28 u. 29. 

5, So fehr oft 6. Lacomblet, z. B. 1366 111. 565. 

6) Bgl. die Noten zu 3 28 -30. Heute iſt dieſe Aushrudsweife nicht mehr 
üblich. 

) Vollſtändig zählt den auf Gleichheit ber Pflicht und des Rechts gegründeten 
ſtãdtiſchen Schukverband eine Urk. v. 1368 b. Schreiber I. 511 auf: sullen... 
alle burgere, seldenere und gesessen lüte ze Friburg, clostere, phaffen u. 
leyen, geistliche u. weltliche u. aller menglich, der zuo der stat Friburg gehöret, 
die burdi des quotes u. der schulde glich mit einander tragen. — Für Alle wirb 
ein Abzugsgeld eingeführt. 

6) Bgl. Rote 120 u. 121 zu $ 30. 

„3.85 Eunen u. Ederk I 144: umb eyns gemeynen besten ind 
gutz wille der stat v. C. ind alle yrre ingesessene. Ib. 422f. 1283 im Lüb. 
Urkb. I. 412: ipsa civitas vel persone sen persons ejusdem. 1392 6. La⸗ 
combfet HL 849: of die stad van Colne hoere burgere of yngesetene .. . 
schuldich weren. 

1291 im Lüb. Urkb. I. 520: ipsa civitas Lub. et omnes ejus presentis 
et futuri temporis inhabitatores . . possidebunt. Ib. 522: ipsos consules et 
burgenses Lubecenses presentis ac futuri temporis et ipsam civitatem . 

u) Bel. oben $ 23. Unter „Stadt” kann baber in zuſammengeſetzten Formeln 
bald mehr die Behörde gemeint fein (Note 116 zu $ 30), bald gerade umgekehrt Die 
Gemeinde. Bol. z. B. Url. v. 1361 b. Schreiber I. 486: den 24 dem burger- 
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Allein aud mit dem Inbegriff ihrer Glieber und Organe war die Stabt 
nicht identiſch, wurde vielmehr von ihnen allen ansdrücklich unterfihieben!®}. 

3. Im dem organifhen Körper vielmehr lebte eine nufihtbare Ein- 
beit, welche fih als geiftige und natürlihe Macht nad aufen und innen 
zur Geltung brachte Das war die Stadt. 

Divfe Stadt war ein einheitliches Weſen. Sie blieb dieſelbe Stadt, 
wenn auch ihr Gebiet, ihr Perfonenverbind, ihr Organismus fi änderten.) 
Sie trat als lebendige Willenseinheit in der Geſchichte handelnd auf. Sie 
ließ fich infoweit einem einzelnen Menſchen in feiner phyfiſchen Struftur und 
geiftigen Einheit vergleichen, wie fi denn au in ber That das Bild bes 
Einzelmenſchen von jeher aufgevrängt hat, ſobald die Exiſtenz einer ibenlen 
Sefammteinheit zum Bewuptfein kame). Und es ließ ſich im politifchen, 
focialen, wirthichaftlichen Leben von „Stäbten” wie von geiftigen und fitt- 
lihen Einheitswejen prechen!®). 


meister dem schultheisz dem rade und der stat gemeinlich zu F.; ib. 495. 
1293 ib. 134: es sollen die burger u. du stat gemeinlich sweren. 13837 b. 2a- 
eomblet Ill. 751: meistere gesworen rait ind gemeyne stat v. Lüttich. 1330 
b. Sengler 507: mit rade der wysesten un mit vulbort der menen stand. ®. 
v. Geligenftabt 6. Grimm I. 509: dem rad u. stat gememlich armen u. richen. 
Bremer Stat. v. 1303 b. Delrichs 60: der ratmanne unde dhe mens stat; 59, 
63 u. 154: the ratmann mit den wisesten und mit der menen stat. 

12) Bol. Note 127 zu $ 30. 

13) Bl. z. B. Url. v. 1333 6. Boehmer 524: 8. Lubwig erlaubt dem 
burgermeister rat u. burgern gemeinlichen, bie Neuftadt zur Stadt Frankfurt 
zu ziehen. Doc foll die gemehrte Stadt als dieſelbe Stadt wie bie bißherige Stadt 
gelten, genau basjelbe Recht und biefelben Freiheiten haben und biefelbe Steuer 
zahlen. Denn „ez sol ouch die selbe niwe stat u. der niwe begriffe ein dım 
sin mit der stat se Frankfurt u. sol alles ein stat heizen u. sin“. Bgl. Urk. v. 
1303 b. Schreiber 1. 173. 

4) Man ſprach vom Geift der Stabt (1329 6. Lacomblet Il. 125: spiritum 
civitatis), von „der stat gnade u. frundschaft“ (1396 b. Schannat 209), ber 
Stadt Huld, Gunft u. ſ. w., aber aud von der Hand ber Stadt, 3. B. 1271 6. 
Laeomblet II: resignavimus et resignamus in manus civitatis Col. et trans- 
ferimus etiam in manus ipsius civitatis quicquid juris habemus. 1280 im Lüb. 
Urfb. 11. 37: civitas Lubec. uti incepit sigillo, quod pre manibus habet. 
1524 b. Neugart II. 515: der statt Zurich . . ze handen stellen u. bringen 
1318 b. Boehmer 444: so nimt iz die stat in iere hant. — and fombolifirte 
von je die Kunft eine Stadt unter menſchlichem Bilde. 

15) Auf allen biefen Gebieten wurbe daher, wie jebe Siãdtechronit zeigt, von 
Handlungen, Eigenſchaften, Willensäußerungen der Städte als ſolcher geſprochen. 
Wir hören von meineidigen und bunbdeötreuen, von treuen und nngeborfamen, vor 
ruhmvollen und fchandebelabenen Stähten (vgl. Note 146 3. 8 30; 1239 b. La» 
comblet II 124 „devotio“ u, 125 „fidelitas*‘ ber civitas; 1265 b. Remling 307: 
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Die Stadt war aber zugleih ein gemeinheitlihes Weſen. Ihre 
Eriftenz beruhte auf der Verbindung anderer, für fich eriftirender Weſen. 
Sie wollte und handelte durch Organe, die zugleich als Individuen wellen 
and handeln Zonnten. Ihre Einheit war finnlid nicht wahrnehmbar. Sie 
war aljo eine von ben Einzelmenſchen völlig verſchiedene Mefendgattung. 

U. Indem nun das fo geftaltete ftähtiiche Gemeinweien auch im Recht 
zur Anerfennung gelangte, wurde e8 zum Rechtsweſen, d. b. zur Perfon. 

Tie Stadt als Perfon war alfo diefelbe Stadt, welche auf allen Lebens: 
gebieten ſich als eine Dafeinseinbeit offenbarte. Aber fie war dieje Statt in 
ihrer rechtlichen Bedeutung. 

Sn ber Erhebung der Stadt zur Perfon lag nichts Künftliches oder 
Singirtes, fondern ber nothwendige Ausdrud einer zwingenden Wirklichkeit. 
Es lag aber darin eine Abftraftion, intem nur vermöge einer foldhen die 
Einheit in der Vielheit erfannt und als ein von ber letzteren Berfchietenes 
gejegt werden Tonnte. 

II. Die Stadt ald Perfon war den Einzelperfonen infofern gleichartig, 
als beide Perjonen waren; fie war abır von ihnen verſchieden, foweit im 
Gegenſatz zur Einzelperfönlicheit ihre Gefammtperjönlichkeit in Frage ftand. 

1. Mit jeber andern Perjon und fomit auch mit dem Ginzelmenfchen 
hatte die Stadt die Fähigkeit gemein, Rechtsjubjeft zu fein und mit redht- 
licher Wirkung zu wollen und zu handeln. Wurde auch tas Fremdwort 
„Perſon“ nur jelten zur Bezeichnung dieſer Gattungseinheit angewandt, fo 
wurden doch Häufig Städte und einzelne Menſchen derartig paralle- 
lifirt, daß an dem Bewußtſein des ihnen gemeinfamen Merkmals, 
Perſon zu fein, nicht gezweifelt werben kann 16), Auch wurden ter 
Stadt gewiße allgemeine Rechte der Perjönlichkeit in gleicher Weile 
wie den Einzelnen beigelegt. Sie führte einen Namen, ein Siegel’), 


fama nunc infamia civitatis Spirensis). Cs bilden ſich fichente Beinamen, wie 
die ‚heilige“ Stadt von Köln (ſchon 1159 b. &acombiet I. 257 „sancta Colonia“; 
ebenfo im Siegel; in ber Chronik „van der hilligen stat v. C.“ u, f. w.), bie 
„edle (4.3.1335 u. 1349 5. Lacomblet 111.-376 u. 453: civitas Col. nobilis), 
die „fromme”, die aurea Moguntia, bie „freie gefürflete Stadt zu Wormd’, tie 
„gefreite Stabt zu Freiburg” (1276 b. Schreiber 1. 88: daz dü statte ze V. 
gevrite wäre von künge u. kaiser) ı. ſ. w. 

16) Bol. oben Note 68—71 u. 102—105 zu $ 28. 

7) Das Siegel heißt Anfangs sigillum burgensium ober civium (. B. 1198 
b. Schannat 221; 1211 b. Ried 302; 1226 u. 1233 ib. 34€ u. 373; 1219, 
1223 6. Boehmer 28 u. 34; 1235 u. 1261 6. Tzſchoppe u. Stenzel 299 
u. 351); dann vielfadh sigillum universitatis, communitatis, gegel der gemeinde 
u. f. w. (vgl. Note 8 zu $ 23; Richthofen 298: sig. communitatis in A.; ib, 
Note 2: richtere u. meene meente in den Damme unse buyrseegel. 1328 b. 
Trouillat Il. 383); endlich immer häufiger „Siegel der Stadt”. 3. 3. 1219, 
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eine Hausmarke 2%) und ein Wappen 19); fie batte eine Torporative Stan- 
deöqualität ?°); fie Hatte eine perfönlidhe Ehre ?). 


1222, 1223, 1225 b. Boehmer 26. 30. 34. 40. 41 u. 43: sigillum civitati 
Frankof.; 1258 b. Schreiber I. 58: der stete ingesigele von Fribure; 1257 
b. Lacomblet 11. 286: der stede van Colne ingesigilin; 1260 b. Trouillat 
II. ar. 75 ©. 106: der stat ingesigel von Basel; 1295 6. Tzſchoppe u. 
Gtenzel 431; 1237 b. Gudenus II. 1088: sigillum opidi, 1229, 1269, 1256 
ib. 439 n. 441: sig. civitatis Mog.; 1241 6. Zacomblet II. 134: sigillum civi- 
tetis Aquensis; 1277 ib. 410: sigillo communi civitatis; Lũ b. Urkb. 11. 37: 
amo 1280... . civitas Lub. uti incepit sigillo quod pre manibus habet; 
1280 ib. I. 872: sigillo civitatis nostre Stetin hoc tempore caruimus; Richt⸗ 
hofeu 110: sig. civitatis; ib. 313; Rappenuberg 435 (1236) u. |. w. — Das 
Eiegel befiubet ſich in einer befonderen Lade, deren Verſchluß und Verwaltung um- 
Ränblich geregelt wirb (3. 3. 1300 5b. Schannat 157: Beſtimmnugen über bie 
Junehabung ber 4 Schlüßel zu der arken da der stede ingesigelde inne ist). 
Denn. e8 foll nur bei Urkunden, melde bie Stabt als Körperichaft angehen, ge 
braudt werden; 3. B. 1300 a. a. DO. 156: swelche brive die stat gemeinlich 
rurent oder der stede gut. — Die Embleme des Siegeld deuten auf bie 
Bereinigung des perfönlichen und räumlichen Schutzverbantes, indem fie meiſt 
fowohl den Schußpatron als ein Stüd der Mauern oder Thürme enthalten. — Land⸗ 
gemeinden ermangelten in ter Regel dieſes Ausdrucks Forporativer Selbftändigkeit 
und Einheit (5. 8. W. v. Planig a. E. b. Grimm IV. 614; Richthofen 505 
a. E.). 

18) Homeyer, die Hand- und Hofmarken S. 181—183 u. 336. Urk. v. 1260 
v. Soeft b. Seiberg IL, 1. 894 u. 395: signum civitatis., Nürnberger Urf. b. 
Siebenkees 1, 117: der stat schilt (zum Bebrenuen des Getreidemaßes). Re 
gensb. Rathsordn. v. 1303 b. Freyberg V. 97: der purger zeichen u. sein 
selbs zeichen. Rolle der Gofpfchmiede v. 1494. 6. Wehrmann 215: ‚mit der 
stad tekenn“. In Lüneburg if von einer „rathsmark“, in Braunfchweig von des 
„rades teken“ und der Stadt „teken yserne“ die Rebe. — Die Stabtmarke 
diente zur Bezeichnung ftädtifcher Grunbftüde und Grenzen, ſtädtiſchen Geräthe und 
Eigenthums; aber auch zum Eichen der Maße und Gewichte und zum Stempeln ber 
Waaren, wobei fie nicht das Eigenthum, fondern bie Sffeutliche Autorität ber von 
ihr bezeichneten Perfon ausdrüdt. 

19 Nah Michelfen, die Hausmarle (Jena 1853) ©. 53 u. 54—55 iſt Die 
Marke der Stadt ans der dinglichen Marke des Stadtgebiet hervorgegangen, während 
das Wappen als Zeichen einer perfönlichen Gefchlechtseinheit erwachfen ift und alſo 
bei der Ausbildung zum Stadtwappen die Perjoneueinheit der Bürgerfchaft ausdrückt. 
Auch hier haben wir alfo einen Beleg für den Urſprung der Stabtperfönlichkeit aus 
ber Berfhmelzung von Stadtmark und Bürgergenopenfchaft zn höherer Einheit. 

20) Es gab „freie, „gefürftete' Stäbte n. f. w. 

a) Priv. v. 1156f. Worms: justitiam et honorem ac commodum civitatis. 
1188 6. TZafhoppe u. Stengel 266: pro honore cirvitatis nostre Magdeburg. 
Bol. 272 $ 4. 1261 ib. 351 $ 1: der stat recht u. ir ere u. ir vromen. 1261 
ib. 364: intendentes commodo ac honori civitatis nostre Wratislaviensis. 
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2. Die Stabt uuterjhieb filh aber von dem Einzelnen dadurch, daß fie 
Geſammtperſon und nicht Einzelperjon war. 

a. Daraus ergab fich erftens ein theils engerer theils weiterer Umfang 
bes der Stadt zugänglichen Hechtögebiett. Denn während im Privatrecht 
die Stadt von gewißen auf das Individuum berechneten Gebieten, wie dem 
Familienrecht und dem größten Theil des Erbrechts, ausgeſchloßen war, hatte 
fie umgekehrt im öffentlichen Recht Befugniße und Pflichten, beren Subjekt 
niemals ein Einzelner jein konnte. 

b. Zweitens aber ergriff bas Recht, welches beim einzelnen Menichen 
nur auf das äußere Leben Bezug haben kann, bei ter Statt auch das in- 
nere Leben. Denn biejes Leben war das zuſammengeſetzte Leben eines 
Gemeinweſens, deſſen Glieder und Organe zugleich jelbftändige Rechtsweſen 
waren. Zwar war das innere Leben der Stadt keineswegs bloßes Erzeugniß 
des Rechts, ſondern zugleich ein natürlicher und geiſtiger Proceß: allein es 
mußte ſoweit, als es rechtlich erheblich ſein ſollte, zur Rechtsordnung erhoben 
werden. Es war daher Sache des Rechts, zu beſtimmen, wie viel von ber Per⸗ 
fönlichkeit des Einzelnen im Gemeinweſen aufgieng und wie viel bem Indi⸗ 
vibuum blieb; es war eime rechtliche Ordnung, welche ben Stattlörper glie 
derte und organifirte und die ftädtiſchen Lebensfunktionen an beftimmte 
Organe vertheilte, und es war eine Rechtefrage, ob im einzelnen Ball bie 
Stabt als ſolche gewollt und gehandelt Hatte oder nicht. 

IV. Die Stadtperfönlichkeit war enblih im Verhältniß zu ber fie bil- 
denden Geſammtheit eine zwar jelbftändige, aber immanente Einheit. 

1. Daß die Stadt als felbftändiges Einheitsweien der Geſammtheit 
ihrer Glieder gegenübertrat: das gerade war gegenüber ber alten, auf ber 
Spentität von Gefammteinheit und Geſammwielheit beruhenden Genoßen- 
{haft der Fortſchritt des ſtädtiſchen Lebens. 

Die Stadt war das Ganze und als folches begrifflich verſchieden von 
ber Summe ber Theile. Sie trug Grund und Zwed ihres Lebens zunächft 
in fi felbft. Das Wohl der Stadt, welches fi mit dem Wohl aller Ein- 
zelnen Teineswegs zu decken brauchte??), war der Angelpunkt des ftähtifchen 


1804 ib. 449 8 2: der stat ere. 1241 b. Lacomblet II. 184. 1290 8 5 6. 
©engler 355 $ 5: honor ipsius civitatis. Ib. 79. Grimm, ®.1L 829: zu 
ehr u. herrlichkeit der stat Limpurg. — Die Stabt kaun baber auch frieblos 
und ehrlos werben, 3. ®. 1255 u. 1256 6b. Boehmer 95 n. 110: civitas... 
perjura e oarens omni honore reputabitur; 1257 im Lüb. Urkb. 255: civitas... 
proscripta. — Auch kann die Stadt Ehren verleihen, 3- B. das Ehrenbürgerreiht 
(Maurer I. 758—759), fie hat Ehrenausgaben u. ſ. w. 

33) So wäre 3. B. eine Bertheilung der Stadtallmende im SIntereffe aller Ein- 
zelnen aber nicht der Stabt geweſen; eine Verwendung und Belaſtung berfelben für 
die Ehre ber Stadt oder fiir den Vortheil künftiger Generationen kam nicht nu- 
mittelbar der Geſammtheit zu Gute. 
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Lebens 22); dem Nuten und der Ehre ber Statt mußten die Bürger und bie 
bürgerlichen Behörden ihre öffentliche Thätigkeit winmen*), 

Deshalb war die Stadt im öffentlihen Recht ein wirklider Staat. 
Sie ftellte den Einzelnen gegenüber eine höhere Willensorbnung dar, welche 
dem individuellen Belieben ſchlechterdings entrüdt und in die Sphäre ber 
Allgemeinheit erheben war. 

Deshalb war aber die Stadt auch eine eigne und felbftändige Privat- 
rehtsperfon. Sie ftand als ſolche nicht über, fondern. neben den Snbini- 
duen. Aber fie war ein Subjekt für fidh, deſſen Rechte und Pflichten ver- 
fhieden waren von den Rechten und Pflichten ihrer Glieder. 

2. Die Stadt war jedoch ald Gemeinweien eine ber bürgerlichen Ge- 
meinſchaft immanente, nicht transcendente Einheit. Sie lebte in ber or- 
ganifirten Gefammtheit und warb hierdurch in ihrem Weſen bedingt und be— 
ftimmt. Das unterſchied fie ſcharf von antiken und Pirchlichen Gebilden und 
ftellte fie als Fortbildung der germanifchen Genoßenſchaft dar. 

Die Stadt war ald Ganzes nicht denkbar ohne ihre Theile. Wie ihre Glieder 
zwar zunächſt für fich jelbft, zugleich aber um des Ganzen willen ta waren, fo 
war die Stadt nicht ausſchließlich für fi, fondern zugleich um ihrer Bürger 
willen da. Die Harmonie red Ganzen und der Theile war das letzte Ziel 
bes ftäbtiichen Lebens. Wie jeder Bürger dem öffentlichen Wohl der Stabt 
nachleben ſollte, fo follte die Stadt felbit in dem gemeinen und gleichen 
Wohl aller ihrer Bürger, Armer wie Reicher, die Aufgabe ihrer Xhätigfeit 
finden®®). Nicht ein Staatewohl, deffen rückfichtsloſe Durchführung auf 


23) Bol. Note 21. Urk. v. 1800 b. Schannat II. 156: der stede not u. 
nutz besetzen; 157: umbe der stede nutz u. umb andere noth, die die stad 
angeit. 1383 b. Lacomblet III. 46: nutz u. urbeir der stede. 1304 b. 
Tzſchoppe u. Stengel 448 $ 1: der stat ere u. vrummen; der stat not. 
u. f. w. 

24) Dabin geht daher ber Rathseid wie der Bürgereib (vgl. oben Note 15 zu 
8 27 u. Note 167 u. 163 zu 8 28: „der Stat recht u. ir ere u. ir vromen zu 
bewarende“; „zu werven der Stede beste“ u. ſ. w.); daran findet bie Autonomie 
ber Zünfte ihre Grenze (1293 b Schreiber I. 133), vielmehr follen dieſe in ihren 
Berfammlungen „vorderen des stades nut‘‘ (Frensdorff 129); und das ift bas 
Ziel aller einzelnen ſtädtiſchen Willensakte (vgl. oben 8 28 u. 29). 

25) So jagen fon 1159 die Kölner, als fie den Wechſel ber Meifter und Bur⸗ 
officialen auf 10 Jahre unterfagen, es ei ein Gemeinweſen nur dann vernünftig 
eingerichtet, wenn das gemeine Wohl Aller gleihmäßig berüdfichtigt werde. Bei 
Zacomblet I. 275: reipublicae status salutari consilio tum ordinatus esse 
cognoscitur, quando generali bono omnium equali pietate providetur. Nos 
itaque utilitati universorum pie ‚consulentes, communiter per totam sacro- 
sanctam Coloniam statuimus. Cbenfo verfolgt 1248 in Freiburg 6. Schreiber 
1. 52 die Berfaßungsänderung, weil die bisherige Behörde das „negotium universale 
sive rempublicam ville Friburgensis“ nad Willfür führte, flatt nach bem ger 
meinen Vortheil und ber gemeinen Chre (honestas et utilitas communis). Unb in 
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Koften der Einzelnen und ganzer Klafſen von Stantsangehörigen zuläffig 
ſchien, fondern ein zugleich öffentliches und gemeines Wohl der Staht?®), den 
übereinftimmenden Bortheil, ben Nuten und die Ehre der Stadt und aller 
ihrer Bürger??) bezweckte die Einrichtung tes Gemeinweſens. Und wie ber 
Bürger jedem frembeu Eingriff gegenüber Gut und Blut für die Stabt zu 
opfern verpflichtet war, jo hatte er antrerfeits ein Recht darauf, daß ihn bie 
Stadt nach außen bin vertrete, ſchütze und räche®). 


Weſel wirb 1808 b. Lacomblet III. 55 ber Berfaßungsftreit entſchieden nach bem 
commune bonum commodum et honorem oppidi. — Derfelbe Gebante wurde 
von den Zünften bei allen ihren Erhebungen andgefprochen. 

20) Daher heißt e8 fo oft, es werde eine Einrichtung getroffen oder eine flaat- 
Tide Handlung vorgenommen „zum gemeinen Beflen ber Stabi.” 3. 9. 1821 
5. Lacomblet III. 152: pro pace commodo et comemmns bono civitatis Col. 
1380 ib. 724. 1391 6b. Eunen n. Ederk I. 1 $ 1: umbe gemeyn beste der 
Steede van Kolne. Bgl. ib. 144. Url. v. 1849 6b. Schreiber L 385: der 
stete an gemeinen nutz, armen u. richen. 1391 ib. 887: dat unser stede 
nutz ere ind gemeyne beste sy; umb unser stede gemeynen besten willen. 
Berbener Stat. b. Gengler 507: an der menen stad nutteheyt u. beste; $ 7, 
12 n. f. w. 

37) Daher werben Verfaßungen gemacht, Geſetze gegeben, Stabtgüter veräußert 
n. f. w. zu ber Stabt und ber gemeinen Bürger Nutzen. Bgl. 3. B. Hanbf. v. 
Colmar v. 1278 u. 1285 6. Trouillat II. 808 u. 540: einungen .. das es 
ihn selben (ben Bürgern) und der stätte nützlich sye. Willfür v. Medebach v. 
1314 b. Seiber% H. 133: electionem ob utilitatem et bonum sive commodum 
nostre civitatis vel communitatis. ®riv. f. Nordhauſen v. 1290 b. Gengler 
318 8 1. GStabtr. v. Dieffenhofen ib. 79: aiuunge ... der statt u. der gemainde 
ze nutz u. ze eren. Schweriner Stabtr. $ 22. Urt. v. 1294 im Tüb. Urkb. 1. 
5: to ere u to deme vromen unser truwen borgere van Lubeke unde dher 
stat. 1335 b. Gudenus III. 290. 1321 im Lũb. Urkb. IL 853: dat it unsen 
menen borghere unde unse statt nutlic si. UÜrf. v. 1865 b. Schreiber I. 493; 
v. 1816 6. Trouillat Illnr. 135 ©. 234; vgl. oben Note 40 zu 8 29. Enneu 
u. Eckertz I. 422f. 429. 430. 431. 434. 435. 443. 

33) Bol. den Appingabamer Bauernbrief v. 1327 6. Rihthofen 296 8 14: ein 
Bürger, dem von außen ber Brandftiftung gefchehen ift, hat zunächſt von der Bürger- 
haft gegen Bürgenflellung eine mit dem Stabtfiegel verjehene Urkunde zu erwirken 
umb mit diefer an dem Heimatheorte bed Brandflifters Recht zu ſuchen; nützt ibm 
dies nichte, postea sit hec causa communis civium (N. 4: so sall het der ge- 
menen bueren sake wesen). Bgl. 8 20 ib. 287: Niemand übe außerhalb Rache, 
bevor er cum literis sigillo civium signatis Recht geforbert bat und biefes ihm 
öffentlich verweigert if. — Deshalb fahen anch alle Städte im Verhältniß zu ans- 
wärtigen Mächten bie Rechte und Privilegien einzelner Bürger oder Bürgerverbänbe 
zugleich ale ftäbtifche Rechte au. So z. B. die auswärtigen Privilegien ihrer Hanſen 
nub Gilden, ihrer Kauflente und ihrer Zünfte (vgl. 3. B. Url. v. 1203, 1209 n. 
1238 im Tüb. Urtb. I. 20 u. 86), ja das einzelnen Bürgern gegebene Recht ber 
Stäbtegrünbung (3. B. 1242 u. 1246 ib. 97 u. 107). Bel. TH. I S. 383. 465 f. 
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Deshalb war bie Stadt im ffentlichen Recht weder ein antifer Staat 
noch eine Kirchliche Auftalt, fonderu ein ſtaatliches Gemeinweſen. Sie 
gieng nicht mehr, wie die alte Genoßenſchaft, in der Gejammtbeit auf, aber 
ebenfowenig gieng ber Bürger in ber Stadt anf. Vielmehr hatte der Bür- 
ger als folder fo gut Rechte wie Pflichten gegen die Statt. Es war 
nit nur fein Recht, dab tie Stadt feine Privatrechtsipbäre nit kränke: 
es war auch fein Recht, in verfaßungsmäßiger Weiſe Theil zu nehmen an 
dem Leben ber Stabt, den Gemeinwillen bilden zu helfen, Glied und Organ 
des Ganzen zu fein). So hoch die Stadt über ihrem einzelnen Bürger 
ftehen mochte: fie ftand auch als Staat gleih ihm im Recht. Indem im 
Folge deſſen alle ſtädtiſchen Verfaßungsfragen als Rechtsfragen im vollen 
Sinne bed Wortes behandelt?) und alle politiihen Rechte gleich dem Privat- 
recht gerichtlich geſchützt wurden?), war bie Stadt ein Rechtsſtaat, in dem 
die germantiche Idee des ffentlichen Rechts zuerft ihres privatrechtlichen Ce- 
wantes entkleitet und dennoch ihres Rechtscharakters nicht beraubt war. 

Aber auch im Privatrecht war die Stabt Feine juriftiiche Perjon, für 
die es gleichgültig geweien wäre, daß fie in einer Geſammtheit lebte. Sie 
war vielmehr eine Geſammtperſoͤnlichkeit, berem rechtliche Natur gerabe 
barin beftand, daß fie ald Gemeinweien zugleich Bermögensfubjet war. Sie 
ftand daher auch hier ihren einzelnen Bürgern zwar als Dritte, aber nidt 
ald beliebige Dritte, nicht wie jeber Fremde gegenüber. Und es war fo 
die Möglichkeit vermoͤgensrechtlicher Iuftitute gegeben, bei welchen Einheits- 
rechte der Stadt und Sonderrechte der Bürger organiſch zufummengefaßt und 
zwiihen Stadt und Bürgern Privatrechtönerhältnige begründet wurden, 
welche in diefer Weile eben nur zwiſchen einer Koͤrperſchaftsperſon nnd ihren 
Gliedern, nicht aber möglicherweije auch zwiſchen beliebigen andern Perfonen 
vorfommen Tonnten®2). 


29) Bol. oben $ 27. 

”) Dies geht ans jebem mittelalterlichen Stadtrecht, Schöffenſpruch ober Weit 
thum hervor. Bol. oben 8 30. 

31) Bol. oben Note 141 zu 8 30; den Proceß und bad Urtel bed Ein. Kammer⸗ 
gerichtd zwifchen bem alten unb dem nenen Rath zu Schweinfurtb vo. 1448 b. 
Franklin a. a. O. ©. 56f. Nr. 27; die Proceße v. 1460 u. 1473 ib. Rr. 40 
n. 52. — Der volle gerichtlihe Schuß des öffentlichen Rechtes innerhalb ber Stäbte 
durch die Reichsgerichte blieb bekanntlich bis zur Auflöfung des Reiches in Uebung; 
noch 1788 klagte die Bürgerichaft v. Worms beim Reichshofrath auf Wiederherſtellung 
der Rachtung v. 1519; 1786 u. 1790 (Jäger, Mag. III. 354 f.) entichied basfelbe 
Gericht, daß in Nürnberg der Raıh allein das Beitenerungsreht habe; 1794 er- 
langten in Regensburg (ib. IV. 8f. 63 f.) innerer Rath, äußerer Rath und Bürger 
ausſchuß ein Urtel gegen die augemaßte Gewalt bed geheimen Ausichußes; die Fünfte 
in Ulm beantragten beim Reichshofrath Interpretation einer zweifelhaften Stelle des 
Schwörbriefs v. 1558 u. f. w. 32) Bol. oben $ 26 a. ©. 


Fünfte Kapitel. 
Die Ausbreitung ded Körperſchaftsbegriffs. 


9. 82. Die Arten der Körperſchaft. 


Der Körperihaftsbegriff, im ftädtifchen Gemeinweien dem bentjchen 
Rechtsbewußtſein einmal aufgegangen, durchdrang und geftaltete bald alle 
anberen bafür geeigneten Genoßenſchaften des beutjchen Rechte. Es Tann 
nicht unfere Aufgabe jein, dieſe theils felbftändig von innen fih vollziehende, 
tbeild direkt an das ftädtifche Vorbild fi anlehnende Entwidlung im 
Einzelnen zu verfolgen. Bielmehr erübrigt und nur, anf der im erften Theil 
gewonnenen Örundlage diejenigen Momente herporzubeben, in denen uns eine 
Differentiirung des dentjchen Körperjchaftsbegriffes entgegentritt. 

Gewiße Merkmale hatten alle neu in dad Bewußtfein tretefden Körper- 
ſchaften deutſchrechtlicher Bildung mit der Stadt gemein. In diefen Merk. 
malen haben wir daher das Weſentliche des deutſchen Körperfchaftsbegriffes 
überhaupt zu fuchen. Andere Merkmale dagegen trennen von der Stadt bie 
übrigen Körperjchaftögeuppen ab und bezeichnen daher die Entftehung mehrerer 
Arten von Körperfchaften. 

Gemeinſam war allen Körperihaften des deutichen Rechts dad Merk⸗ 
mal der Geſammtperſönlichkeit. Eine Körperſchaft lag alfo vor, wenn 
die einer Geſammtheit immanente Einheit als Perjon erkannt und aner- 
kanut war. 

Artunterfchiede aber traten in den werfchiebenften und zum Xheil 
fich kreuzenden Beziehungen hervor. 

1. Zunächſt unterjhieden fi die Körperichaften mit Rüdfiht darauf, 
ob außer einer Perjonengefammtheit noch ein anderes Subitrat für den Be 
ftand ihres Körpers wejentlih war oder nicht. Für ben Begriff der Stabt 
war außer der Bürgerjchaft ein beitimmtes Gebiet unentbehrlidhe Grundlage, 
Dafjelbe galt von Landgemeinden, Lindern, Territorien und Bünden, infoweit 
fie fih korporativ geftalteten. So trat die Gruppe der Gebietstörper- 
Ihaften ben übrigen Körperichaften gegenüber. Die letzteren aber zerfielen 
wieder, jenachdem ein Perjonenverein ihr ausichliegliches Subſtrat war ober 
außerdem eine objektive Grundlage gefordert ward, in rein perfönliche und 
jahlih bedingte Verbände. 
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2. Sodann war bie Eriftenz der Körperihaft bald ber Ausflug einer 
natürlichen ober gefchichtlichen Nothwendigkeit, bald das Reſultat eines Fon- 
ftitutiven Willensaktes. Die Stabt war ein nothwendiges Gemeinweien, bdeffen 
Dafein der freie Wille nicht zu bejaben oder zu verneinen, jondern ala etwas 
Gegebenes hinzunehmen hatte. Nur über das Wie ihres Lebens Hatte er 
Macht. Ebenfo war es bei einer Reihe anderer Gebietöverbände, jowie Bei 
ber korporativ geftalteten Familie. Dagegen gab es viele jei es im Wege 
der Gilde fei es im Wege politiicher Einung entftandene Körperichaften, die 
einem freien Willensentihlug ihr Dafein verdankten. Es ließen fih mithin 
gewordene und gewilltürte Körperichaften unterfcheiden. 

3. Die Stadt verfolgte als ftaatliched Gemeinwejen den menfchlicdhen 
Gemeinſchaftszweck jchlehthin. Gleich ihr waren andere Körperihaften auf 
allumfagende Gemeinſchaft gerichtet. Daneben aber begannen fi jetzt korpo⸗ 
rative Verbände zu Eonftituiren, teren Lebensaufgabe nur in der Durdführung 
beftimmter Einzelwerfe beſtand. 

4. Die Stadt war zunächſt Perjon des dffentlihen Rechts. Erft in 
zweiter Reihe war fie Privatrechtsperſon. Ebenſo gehörten die meilten ande 
ren Körperſchaften ihrer eigentlihen Beitimmung nad in das Gebiet des 
Öffentlichen Rechte. Cs zeigten fih aber daneben die Anfänge jelbftändiger 
Körperfhaftsbildung für Privatrechtszwecke. 

5. Ein fermerer Unterjchied trat in dem Berhältnig von Einheit und 
Vielheit hervor, inden das Princip der forporativen Einheit in allen oder 
nur in einigen Beziehungen durchgeführt fein konnte. In der Stadt hatte 
das Recht der Körperichaft als ſolcher in allen für ten Stadtbegriff wejent- 
lichen Beziehungen gefiegt, ohne freilich für die mehr zufälligen Privatredts- 
verhältniffe die Mözlichkeit eines genogenjchaftlihen Geſammteigenthums anus- 
zufchliegen.. Andere Körperfihaftägruppen dagegen fegten ihrem Weſen nad 
eine Rechtsgemeinſchaft voraus, welche einen Inbegriff von Sonterrechten ber 
Mitglieder mit dem Recht der Gejammtperfönlihkeit zu einem augen 
verband. 

6. Da alle diefe Artunterfhiede, Lie fih mit Rüdjicht auf die Ber 
fhiedenheiten ter Organijation und der redtlihen Bedeutung der einzelnen 
Körperichaftsgruppen noch jehr vermehren liegen, einander mannichfach kreuz⸗ 
ten, läßt fi eine alljeitig befriedigende Eintheilung der Körperſchaften kaum 
aufitellen. Es iſt daher am zwedmäßigften, in Anlehnung an unjere moderne 
Eintheilungsweije die Begriffe de8 Staats, der Gemeinde und der Ge- 
noßenſchaft an die Spige zu ftellen, die Entfaltung jedes diefer drei De. 
griffe auf rein deutſcher Grundlage beſonders zu verfolgen, und hierbei im 
Einzelnen die weiteren ſich ergebenden Weſensunterſchiede aufzujuhen. Nad- 
dem dies gejchehen, werden wir fchlichlih noch dad Verhältniß des vollenteten 
Körperichaftsbegriffes zu dem Begriffe einer bloßen Rechtsgemeinſchaft 
einerjeits und zum Anftaltsbegriffe andrerjeits feftzuftellen haben. 


rt 


8 83. Der Staatsbegriff. 831 


$. 88. Der Staatsbegriff. 


I. Der Staat ift die Perfon gewordene höchfte Allgemeinheit. Er 
unterjcheidet fi) daher von allen anderen Berbanböperfonen dadurch, daß es 
nichts ihm Achnliches mehr über ihm gibt. Er ift aber andrerjeits nur bad 
legte Glied in der Reihe der zu Perfonen eniwidelten Verbände, indem er 
gleich ihnen den verbundenen Individuen gegenüber den gemeinheitlichen Willen 
zur rechtlichen Einheit verkörpert. 

Der Staatöbegriff ift daher zwar nicht der Gegenſatz des Körperfchafts- 
begriffes, aber er ift weiter und enger als diefer. Er ift weiter, weil er nicht 
nur als höchfte Steigerung des Körperfchaftsbegriffes, ſondern auch 
ale hoͤchſfte Steigerung des Unftaltsbegriffes zur Erſcheinung kommen 
oder auch korporative und anftaltlihe Momente in fi verſchmelzen Tann. 
Er ift aber andrerſeits enger, weil der Körperihaftebegriff eine Reihe weite 
rer Merkmale in fih aufnehmen muß, um zum Staatsbegriff zu werben. 
Der Staat Fann aljo Körperihaft fein, kann aber auch jedes korporativen 
Charakters entbehren. Die Körperfhaft aber wird nothwendig zum Staat, 
ſobald fie als höchſter und umfaßenditer Verband auf einem beftimmten Ge 
biet für Erreihung des menſchlichen Gemeinſchaftszweckes ſchlechthin Eonftituirt 


it. Der korporative Staat läßt fih ale ftaatliches Gemeinweſen, der anftalt- 


lihe Staat als Obrigkeitsſtaat bezeichnen, dazwiſchen aber läßt fih in man- 
nichfacher Weiſe eine Kombination forporativer und anftaltlicher Elemente als 
Erſcheinungsform der Staatsidee voritellen. 

Meil es zu allen Zeiten Verbände über den Einzelnen gab, immer aber 
unter diefen Verbänden ein höcjiter jein mußte, eriftirte Staatliches von je. 
Allein der Staat blieb, jo lange die Berbandsperjönlichkeit ſich mit der Rechts. 
fubjeftivität eines Herrn oder einer Geſammtheit deckte, in feinen finnlidhen 
Trägern latent. Der Staat ald Perjon war weder in das Bewußtjein 
noch in das Leben getreten, und es fehlte folgeweife an einer jelbftändigen 
und nur durch ihr eignes inneres Weſen beitimmten Staatseriften. Das 


. Staatlihe Fam nirgend für fih und rein, fondern überall in konkreter Bin- 


bung und zufälliger Trübung duch Individuelles zur Erſcheinung. 

Sobald indeß irgendwo die einen heftimmten Verband durchdringende 
Einheit als Perfon geſetzt war, mußte infoweit, als dieje Einheit die in ihrer 
Art höchſte war, der Staatsbegriff gegeben fein. Insbeſondere mußte fi 
baber auch der Körperjhaftöbegriff, wenn einmal entwicelt, auf feiner jeweilig 
hoͤchſten Stufe fofort zum Staatsbegriff fteigern. 

I, So war denn in der That die Stadt, weil fie die erfte und zu- 
naͤchſt in ihrer Art höchſte Körperichaft war, zugleich der älteſte wahre und 
für fich beftehende deutihe Stant. Der Staatöbegriff aber fam an ihr in 
ber bejonderen Form des bürgerlihen Gemeinwejens zur Erſcheinung. 
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Die Stadt war, wie im @inzelnen gezeigt ift, ein durchaus flaat- 
liches Weſen. Denn nad innen führte fie allen ihren Glievern gegenüber 
als die mit hoͤchſter Machtfülle ausgeftattete Perfon ein einheitliches wub 
felbitändiges Lehen. Nah außen aber war fie, foweit fie fih durchzuſetzen 
vermochte, eine völlig, abgeſchloßene politiihe Machteinheit, die über fich zwar 
eine Reihe von Herrſchaftsrechten, aber Teine ihr ähnliche und fie ſelbft durch⸗ 
dringende Einheit hatte. 

Die Stadt war aber, weil fie Körperfchaft war, ein gemeinheitliches 
Staatsweien, welches in der genofenfhaftlih organifirtten und mit einem be- 
ftimmten Gebiet verwachſenen Bürgerſchaft lebte, durch das Recht der Bürger 
gebunden und von der Idee bes oͤffentlichen Rechts beherrſcht war. 

Debnte fi) der Staatöbegriff über die Stabtmauern aus, jo mußte bie 
Stadt, foweit fie Glied eines höheren ſtaatlichen Verbandes wurde, von ihrer 
eignen ftantlichen Natur etwas einbüßen und zuleßt dieſelbe völlig zu Gunften 
des höheren Berbandes aufgeben. Der höhere Verband entnahm daun ber 
Stadt den weientlihen Kern des Staatöbegriffes, konnte aber demfelben unter 
veränderten Berhältnigen eine neue Wendung geben. Insbeſondere war e& 
möglih, daß die Torporativen Elemente des ſtädtiſchen Staatöbegriffes bei 
biejer Uebertragung theilweife oder völlig verloren giengen. 

II. Daraus analog zunächft waren dem ftädtifchen Gemeinweſen bie 
eigentlichen Zandeögemeinwefen, welche fich vereinzelt auf reiu korpora⸗ 
tiver Grundlage fonftituirten. Der Staatsbegriff Tam bier in der Yorm 
einer aus Land und Lenten gebildeten andesperfönlichkeit zur Erſcheinung, bie 
mit den durd die Natur der Sache bedingten Mobifilationen das Abbild der 
Stabtyerjönlichleit wart). 

Das freie Landesgemeinwejen erwuchs glei ber Stabt aus der korpo⸗ 
rativen Verdichtung einer alten Genoßenſchaft, welche in ihrer ueuen Geital- 
tung die öffentlihe Gewalt in größerem oder geringerem Umfange zn einmer 
Ausübung behielt oder erwarb. Der Proceß diefer Umbildung vollzog fid 
in ganz ähnlicher Weile wie die Bildung des ftäbtifchen Gemeinweſens. Schon 
im äußeren Sprachgebrauch finden wir aud hier den Fortſchritt vom alten 
Geſammtrecht zu dem einheitlihen Recht eines geglieterten und organifirten 
Gemeinwejens deutlich ausgebrüdt?). Der veränderten Ausdrucksweiſe aber 


) Sol. W. 18 4. 

3 Wir finden daher auch Hier ale Träger des Landesrechts urſprünglich die 
Geſammtheit ſchlechthin genannt; es find die cives de villa Suites, dieuniversitas vallis 
oder universi homines Uraniae, bie lantlude gemeinlich ober die gemeind des 
thalls, die communitas hominum intramontanorum vallis inferioris u. |. w., 
welche für ſich oder in Berbindung mit dem minister vallis, dem landtamman 
oder dem fonftigen Vertreter bed Faiferlichen Rechts als Subjekt politifcher Gewalt 
ericheinen (Urk. des 18. Jahrh. b. Tschudi I. 125. 180. 134. 179. 178; Blu⸗ 
mer I. 79. 120. 122 NR. 26 u. 80. 127 N. 45. 128 — 180. 132 R. 64. 557; 
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entjpricht auch hier eine begrifflide Veränderung, indem die unfihtbare Ein- 
heit des Landes, welche fih über der alten Genofengemeinde und ihrer 
Eandesmark erhob, als Perfon erkannt und anerfannt ward. Grundlage der 
politifchen Landeskoörperſchaft war in territorinler Beziehung ein gefchloßenes 
Landesgebiet, deſſen Sffentlichrechtlihe Bunktionen nunmehr fi von allen 
grundherrlichen und markgenogenfchaftlichen Zufammenhängen innerlidh trenn- 


Kopp I. 82f.); ebenfo wirb in Frießsland dem populus oder volk, ber universi- 
tas ober meenen meente, ben Leuten u. f. w. das politifche Recht beigelegt (vgl. 
oben $ 16; 1261 6b. Lappenberg I Pr. 657 ©, 588 universi Frisones in 
Utlandia constituti; 1269 b. Sartoriud I. 725 u. 726 f. die Emesgones unb 
die Wurtzati als voͤlkerrechtliche PBaciscenten) ; auch tritt neben einem Herrſcher bie 
Sefammtpeit des Landes als Theilhaberin am politifchen Recht auf, 3. B. der 
populus Holsatiae i. d. Allg. Monatéſchr. v. 1854 &. 360 u. die communis terra 
1255 b. Zappenberg 487, bie communitas ejusdem Regni 1297 im Iüb. Urkb. 
1. 599, bie tota terra Budessin 1282 b. Tyfhoppe u. Stenzel 399, bie homi- 
nes terrae nostrae 1251 b. Zacomblet II. 201, bie universitas vasallorum 
regis Dacie Estoniam inhabitantium 1323 im lüb. Urfb. U. 392 Allmälig 
aber kommen für die fich abfchließenden Landeögemeinden ähnliche Formeln 
wie für bie Städte in Gebrauch, welche die Lanbeöbürgerfchaft in ihrer 
Gliederung und Organifation ausdrüden; fo wird 1315 b. Techudi I. 274 den 
officiato consilio civibus et universis hominibus de Suites geſchrieben; in Dit- 
marfchen beißt ed regelmäßig advocatus milites consules et tota communitas 
terre Thetmarsie (1265, 1286 u. 1281 b. Zappenberg I Rr. 650, 683, 716 
u. 720 ©. 560, 650, 716 u. 720), advocatis militibus et universitati terre T. 
(1286 ib. 679), advocatus consuleg jurati et totus populus terre T. (1306 b. 
Nitzſch, Jahrb. f. Landesk. der Herz. Schl. u. Holft. II. 105), advocatus con- 
sules et universitas (ib. 107 f. ı. 1307 u. 1808 b. Sartorius 328 u. 342), 
jurati et tota communitas parochie in Brunesbutele (1286 b. Zappenberg 


679); ebenfo erſcheinen als Rechtöfubjelt bie sedecim et universitas terre 


Rustringie (1291 ib. Nr. 855 ©. 715 f.), gretmanni et universitas cetus terre 
Franackere (1297 ib. Nr. 899 ©. 750), judices et universitas cetus terre 
Herlingorum (1297 ib. Nr. 900 ©. 752), judices adrocati consules et univer- 
sitas terre Nordensis (1800 ib. 770), sculteti scabini judices ac universitas 
terre Hadhelerie (1300 ib. Nr. 918 ©. 763) ober jurati consules et universi 
terram Hadhelerie inhabitantes (1298 im üb. Urkb. I. 604), wy hoevetling 
richteren und meene meente (Richthofen 298 N. 2). Oft treten nunmehr 
auch die Behörden handelnd für das Land auf, 3. B. die Gretmannen Richter umb 
Praelaten bei Richthofen 102 u. 109, comes judices et consules terre Wort- 
sacie (1288 b. Lappenberg Nr. 514 ©. 444), jurati terre Ymbrie, we lant- 
sworne van Vemmern (1340 im üb. Urfb. II. 662 u. 665) u. ſ. w. Endlich 
aber wird unter dem Namen des „Landes“ mehr und mehr die unfichtbare Ein- 
beit des Gemeinweſens zur NRechtöperfönlichkeit erhoben und als das eigentliche 
Subjelt ber von Landesbehörden und Landesgemeinde ausgelibten Rechte genannt, 
wofür ausreichende Belege in TH.1 9 49 N. 2, 6, 7, 9. 11—14, 37—38. u. |. w, 
gegeben find. 

IL 68 
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ten, in perjönlicher Beziehung aber ein nach Boransiehuugen, Inhalt mub 
Abſtufungen rein politiſches Landesbürgerihum, das für bie privatrechtlichen 
Beitandtbeile des alten Genoßenrechts hödcftens noch ben Plab eines um- 
felbftändigen Ausflußes hatte. Das fo zufammengeiekte Land wurbe zum 
lebendigen Gemeinweſen durch eine Torporatine Organifation, vermöge beren 
beftinmte Berfammmiungen und Bebörben zur Darftellung feines einheitlichen 
Lebens berufen wurden. Als rechts⸗ und willensfähige Einheit aber war be 
Land das Subjekt der dffentlichen und privaten Rechte, welde nach aufen 
wie nach innen ans der Einzeliphäre in die Lanbesiphäre erhoben waren. 
Das Land war daher ein als korporatives Gemeinweien Tonftitwirter, nad 
außen mit völferredhtlicher Geſchloßenheit und nah innen mit fouveräner 
Machtfülle ausgeräfteter Staat. Es Hatte als folder eine von ber Einzel⸗ 
perfönlichkeit genertich verſchiedene Perfönlichkeit, während es im Gebiete bes 
Vermoͤgensrechts den Einzelnen gleichgeftellt ward. Wie bei den Städten, 
fo Enüpfte fih au bier an die Torporative Geftaltung des Geinweiens eine 
Reihe weiterer Fottſchritte; Hffentliches Recht und Privatrecht trennten fidh, 
rein Öffentliche Aemter entftanden, über Richter und Schöffenthum erhoben 
fih eigentliche Regierungen, eine Berfagung trat über die individuellen Rechts 
beziehungen, ein Landeſhaushalt, ein Landeskriegsweſen und eine Ranbespolizei 
wurben in ftädtifcher Weife entwickelt. Die Unterſchiede von ber Stabt Ingen 
bauptjächlihh in ber breiteren, eine offene Gebietöfläche und deren gefammte 
Bewohner umfahenden Grundlage und in ber thatſächlich unnolllommeneren 
Durdführung der neuen Gedanken und Einrihtungen. Damit ftand im 
Zufammenbange, daß das Landesgemeinweſen nicht nad) Bilden, fondern nad 
Srtlihen Gemeinden gegliedert ward); daß die Laudesallmende oft eine 
gröhere Bedeutung behielt 4); daß die Verſammlung aller voliberechtigten 
Landesbürger, obwol fie aud hier aufhörte, mit dem Lande identifch zu fein, 
als vollftes und hauptjächliches Landesorgan den regierenden und vertretenben 
Räthen gegenüber ungleich mächtiger blieb, als die Bürgerverſammlung gegen- 
über dem ftäbtifchen Rath ®). 

Dieje ganze Entwicklung indeß, weil nur vereinzelt und iu engen durch 
Meer und Gebirge gezogenen Grenzen burchgeführt, konnte anf bie Bildung 





2) Bol. Th. I. 516 f. N. 15, 30 n. 86; auch unten 8 AN. 1. 

9) Bol. Th. I. 516 N. 14. 

s) Bol. Th. I. 516. N. 16—21, 48—49. Biumer IL 139: dan die 
meyen lantsgemeind .. der grösste gwald u. landtsfürst sin sollte. Ib. 171: 
wasz ein landgemeind erkennt, dasz soll kein rath abthun. Bali. auch bie 
nordfrief. Rechte b. Richthofen 516, 571, 575—576, wo bie (nad 576 $ 8 auf 
1 Jahr gewählten) Räthe ber einzelnen Landſchaften ftets mit Bolibort, Vollmacht 
oder Zuftimmung der Menheit handeln. 
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bes deutſchen Staatsbegriffes im Großen einen nachhaltigen Einfluß nicht 
gewinnen. 

IV, Wichtiger für die Geftaltung des Staatöbegriffee war das poli- 
tiſche Einungsweſen, weldes drei Jahrhunderte hindurch in buntefter 
und mannichfachfter Weife auf Grundlage de ftändifchen Gliederung das 
Öffentliche Leben Deutſchlands formte®). Denn indem aus ber Fülle von 
Bereinigungen ber Stände in fi) und mit einander politifche Einheiten her⸗ 
borgiengen, welche für viele ober wenige Beziehungen ihren Gliedern als 
jeibftändige Perjonen gegenübertraten, wurbe bie Möglichkeit fichtbar, ſtaat⸗ 
lie Berbände unter einer nur theilweilen Aufgabe ihrer ſtaatlichen Natur 
zu einem neuen bunbesftaatliden Gemeinweſen zujammen- 
zufügen. | 

Die politiiden Einungsverbände waren aber keineswegs gleichmäßig zu 
Forporativen Einheiten entwidelt, noch war bie Einheit in ihnen gleichmäßig 
durchgeführt. Und wenn ihre Torporative Natur feftftand, war damit noch 
nicht nothwendig ihr bundesitantlicher, ſondern möglicherweife nur ihr völfer- 
rechtlich oder privatrechtli einheitlicher Charakter gegeben. So tritt in 
diefen in lebendigem Fluß befindlichen und meift mehr werdenden als fertigen 
Bildungen die große Dehnbarkeit des deutichen Körperichaftsbegriffs bei feiner 
Anwendung auf politiiche Verbände hervor. 

1. Zunädft find, zum Unterfchiebe von den immer und nothwendig zu 
Einheiten organifirten Städten, unter den politifchen Einungen nur einige zu 
Körperfchaften entwidelt, während andere auf ber Stufe eines fubjektiven 
Rechtsverhältnißes unter Mebreren ftehen bleiben. Und während bei ben 
Städten nur eine längft vorhandene Einheit erfannt und verſelbftändigt 
wurde, wuchs bier oft did Einheit ſelbſt ganz allmälig und unmerklich aus 
anfänglichen Vertrags⸗ und Gemeinfchaftsverhältnigen hervor. Beides wurbe 
zwar, ſeitdem einmal ber Körperfhaftsbegriff entwicelt war, begrifflidh von 
einander getrennt. Aeußerlich aber blieben korporative Verbände und bloße 
Gemeinfchaften einander vielfach fehr ähnlich und durch mannichfache Ueber⸗ 
gangeformen verbunden. Daher ift oft für uns und war noch mehr für das 
Zeitbewußtfein im einzelnen Falle das Ob der Gefammtperfönlichkeit unentichie- 
den. Man machte lange Zeit von der neu eroberten Möglichkeit, die Einheit 
als jelbjtändige Perſon zu jeßen ober zu verneinen, nur bei den ausgepräg- 
teren Verhältnißen Gebrauch, während man bei einer großen Zahl weniger 
entſchiedener Formen weder Bedürfniß noch Anlaß fand, die Frage nach bem 
Vorhandenſein eines abftrakten Rechtsſubjekts überhaupt zu ftellen. 

So find unzweifelhaft gewige Verbindungen von Stäbten mit Städten 
immer als bloße Allianzverträge betrachtet 7), andere, wie der große rheinijche 


©) Bgl. Th. 18 44—48 u. 50-51. 
) 3. B. %.19845 N. 8-8, 61 u. 9. 
55° 
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Stäbtebund bes 13. Jahrhunderts, von vornherein als jelbftändige Buubes- 
perionen über den Gliedern geicdhaffen worden $). Andere Städtebunde da⸗ 
gegen haben fi erjt allmälig aus einzelnen Willensbindungen zu einheit- 
Iihen Willensträgern verdichtet und ſchwankten lange zwiſchen einem Subegriff 
von Verträgen nnd feft georbneten Bundesgemeinweſenꝰ). So blieb es ; B. 
lange zweifelhaft, ob die Hanfa eine folde politifhe Perfon fi. War eb 
doch anfangs zweifelhaft, was fie überhaupt fe. Denn bald erſchien 
fe als Geſammtheit von kaufmänniſchen Gilden, bald al Gefammt- 
beit verbündeter Städte, halb als ein aus Gilden und Städten zujammen- 
geſetztes Ganze; ungewig war ihre räumliche und perfönliche Ausdehnung; 
gänzlich mangelte es ihr an einer Verfaßung. Im Laufe der Zeit jedoch 
tauchte immer "deutlicher uub Eräftiger die Idee auf, dab Gilden wie Stäbte 
nur die Glieder und Organe eines fie alle umfaßenden und ihnen allen über- 
georbneten einheitlichen Rechtsweſens fein. Nicht für fi, fondern in große 
artigem Sinne für einen zuerft mehr in ber Idee als in ber Wirklichkeit 
eriftirenden Berband aller beutichen ober doch nieberdeutihen Kaufleute und 
Städte erwerben im fernften Auslande die einzelnen Körperfchaften Rechte 
nnd Freiheiten. Immer häufiger und beftimmter werben bie Leute des Kai- 
ſers, alle Kauflente von Alamannien, die Kaufleute gemeinlich vom heiligen 
römifchen Reich ober fhlechthin der gemeine Kaufmann, fpäter bie Städte 
gemeinlih oder die Geſammtheit der Städte zum Rechtsſubjekt, Vertrags 
oder Streittheil zufammengefaßt. Bald werden Kaufleute und Stäbte, indem 
fie als Kauflente und Städte „von der deutſchen Hanfa” auftreten, aud 
äußerlich als die Glieder eines fie überragenden feften Bundes bezeichnet, und 
das ihnen als Hanfagliedern zuftehente Recht wird von ihrem Individualrecht 
geſchieden. So erhält die ideale Gejammteinheit in Begriff und Namen ber 
Hanfa eine beftimmtere begriffliche Ansprägung, bis die Hanſa jelbft als 
Perjon gebacht und genannt, als Subjekt des Bundesrechts und der Bunde 
gewalt bezeichnet wird und enblich auch äußerlich fi) einen fefter gegliederten 
und reicher organifirten Körper ſchafft. Unbeftritten gilt num die Hanſa als 
finats- und völferrechtlicde Perfon. Sie führt Kriege, ſchließt Frieden und 
Berträge, ſchickt Gefandte, erwirbt im In- und Auslande Eigentum, Privi- 
legien und Rechte. Ste tritt aber auch ihren Gliedern als höhere und zwin- 
gende Einheitsmacht gegenüber, welche fogar in deren innered Leben eingreift 
und mit der verfafungsmäßigen Ausſchließung einer Bunbesftabt dieſe ohne 
Entſchädigung fofort von jeder Theilnahme an den hanfiſchen Beſitzthümern, 
Sreiheiten und Rechten entfernt. Und dieſe Perfönlichkeit ber Hanſa gilt troß 
bed Wechſels ihrer Grundlagen und ihrer lieber ben fpäteren Geſchlechtern 


25. 1845 ©. 479 f. 
Th. 18 45 ©, 481-487. 
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als dieſelbe, welche ſchon vor Jahrhunderten ben Handel gefhügt und bie 
Meere gefreit bat 19). 

Gleich den Städtebünden waren aber alle anderen politifchen Eiuungen 
und Eidgenoßenſchaften, Fürften- und Ritterverbände, Kleriferunionen, Bauer- 
gejellichaften u. ſ. w. zum Theil unzweifelhaft bloße Vertragsverhältniße, zum 
Theil unzweifelhaft wahre Koͤrperſchaften, zum Theil jedoch in der einen Zeit 
ihres Beftandes das eine und in der anderen bad andere, jo daß auf ben 
Uebergangsftufen die Frage, ob eine eigene Gejammtperjönlichkeit vorhanden 
war, ohne Antwort bleiben Tonnte 11), 

Bon den Landfriebenseinungen enthielten viele unftreitig nichts als bie 
Geftftellung einzelner NRechtsverhältniße, eine Sühne, einen gelobten Frieden 
mit Einzelabreden für den Fall feines künftigen Bruchs. Indem jebod der 
Friedenskreis ausgebehnt, der auf Zeit eingegangene Friedensbnud häufig er- 
neuert, eine Reihe fländiger und regelmäßiger Inftitutionen entwidelt wurde, 
errangen manche langlebige Landfrieden als dauernde Exiſtenzen die Anerken⸗ 
nung und Geltung eigner Perfönlichkeit 1). So entftanden 3. B. im Elſaß, 
am Rhein, in Weitfalen förmliche Landfriedensgemeinweſen von zugleich terri- 
torialer und genoßenſchaftlicher Grundlage). Schon im Sprachgebrauch 
wurde bier ber Landfriede ald eine für bie Handhabung von Frieden und 
echt beftehende Perſon bezeichnet 1%). Im Namen des Sanbfrieden ergiengen 
die Entſcheidungen und Anordnungen der ftänbigen Landgerichte 1); Urkunden 
wurben unter einem eigenen Siegel des Landfriedens ausgeftellt 1%); ber 


10) Ueber dies Alles Th. I 8 37 u. 8 45 ©. 463472. 

) 0.1 8 46. 

2) Th. 18 47. 

19 Th. I ©. 505 f., bei. N. 15—18. 

) Das Wort „Tandfriebe” bleibt aber dabei ebenfo vieldeutig wie bas Wort 
„Stadt“ und bezeichnet außer der juriftifchen Perfon bald vorzugsweiſe oder aus⸗ 
fehließlich den Friedensbezirk, balb die Friedensgenoßen, bald bie Friedensbehörde, 
bald den Friedensvertrag, bald den durch ihn begründeten Friedenszuftand Vgl. 


3 B. ben wetteranifchen Landfr v. 1854 b. Boehmer 628 f., wo ed neben ein- 


anber beißt: art. 4: zu dem sal es der lantfride sehen u. sal in darzu drin- 
gen u. halden daz er es tu; a. 4 u. 22: in den zylen dyses lantfriden ge _ 
sessen; a. 5: so salde ez der lantfride su dem slosse warten; &. 6: uzfart 
von des lantfriden wegen; zu dysem lantfriden gehoren; a. 20: wo die eilff 
adir der merer teil daz houbit hene kerin, da sol man in mit dem lantfriden 
noch folgin; a. 26: so der lantfride usgegangen were. 

, Bol, z. B. Url. des 14. J. 6. Schaab U Nr, 95. 97. 99. 100. 101. 
110. 115 u. f. w. ©. 133. 186 f. 138. 189. 157. 175. 176, wo bie &iebener 
oder Renner „von des lantfriden wegen“ urthellen, vidimiren, fliegen, fchreiben, 
ſchützen, aufbieten u. f. w. 

6) So z. B. „sigill des lantfridens am Rhein‘ oder „des lantfriden in- 
gesigel“ b, Schaab I. 270 u. II Nr. 97. 100. 101. 115 ©. 186. 138. 189. 
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Landfriebe wurbe gegen Friedbrecher aufgehoten und zwang fie unter dem 
Sandfriedensbanner zum Gehorſam 27); Organe jeber Art, Hauptlente, Ri 
ter, Gekorne u. |. w. vertraten ben Lanbfrieden nach außen, nahmen neme 
Mitglieder auf und übten nad innen die Bunbeögewalt 1%); ber Laubfriebe 
felbft wurde als berechtigt und verpflichtet, als wollend und handelnd ge 
nannt 19), 

Auch bezüglih der landftändiſchen Vereinigungen ift ihre ſchließliche 
forporative Natur ebenfo gewiß, als der Zeitpunkt, in welchem bielelbe voll⸗ 
endet und anerfannt ward, oft ungewiß bleibt 9). 

Und jelbft die einzige auf nnjere Rage gekommene föderative Einheit 
biejer Zeit, die fchweizer Eidgenoßenſchaft, erwuchs nur allmälig aus vertrags- 
mäßigen Ginzelbeziehungen von Ländern und Städten. Schwerlich laßt fid 
beftimmen, wann fie Perfon geworben if. War doch noch, ald die Bundes⸗ 
perſoönlichkeit nad außen und innen fih Tängft unzweifelhafter Anerkennung 
und Wirkſauikeit erfreute, die äußere und formale Grundlage des eidgensßi⸗ 
ſchen Gemeinwefens keine Berfaßung, fonbern ein Syſtem von Büͤndniß 
verträgen. Unb dabei waren felbft die eigentlich eidgendgiihen Drte nicht 
jeder mit dem andern, fondern manche nur mit mandyen und alle in ım- 
gleichartiger Weiſe mit einander nerbündet, während es überbied „zugewandte”, 
nur mit einem einzelnen Bunbesglieb vereinigte uud andere nur ober zunädhft 
nur auf Zeit dem Bunde angehörige Orte gab. Unb doch war auf bat 
Allerentfchiedenfte eine ber Summe der lieber übergeorbnete politifche 
Derfönlichkeit des Bundes fowol im Zeitbemußtjein als im Leben ausge 
prägt *i). 

2. Stand nun aber die koͤrperſchafiliche Natur einer Einung feft, fo 
fonnte diefe in einem ehr verſchiedenen Umfauge burdhgeführt fein. “Die 


161. Siegel des thüring. Landfr. v. 1838 b. Erhard, Mittheil. z. Geſch. der 
Sandfr. &. 30 f. Sub sigillo publicae pacis Luzenburgieae 1843 b. Datt, 
de pace publ. 80. Siegel bes lotharing. Lanbfr. 1359 ib. — Bgl. überhaupt 
817F ib. ©. 14. 

m Datt ©. 144f. Schaab I. 103 — 107. Erhard ©. 9f. u. 80f. 
„Paner des lantfriden“ bei Datt 147. 

16) Bgl. 3. B. die Beftimmungen üder bie Eilfer in dem Landfr. der Wei⸗ 
teran v. 1354 b. Boehmer 628—633. Berner Schaab II Rr. 80 ©, 117 
bis 122 über die Nüne bes Landfr. v. 1880, welche ald Landgericht auf Landtagen 
zufammenfommen unb nach Stimmenmehrheit über Alles befchließen follen, das es 
dem lantfride nutzliche u. notturftig sie. Auch über die siebene (resp. nüne) 
die über den lantfriden gekoren u. gesetzet sint, ib. 183 f. 144 f. 1731|. — 
Bol. au Datt 188 f, Erhard 9 f. Th. I S. 807 N. 23—27. 

) Bol. üben R. 10, auch die Landfr. v. 1877 bis 1887 b. Weizfäder, 
D.R T. A. S. 196 f. 200 f. 206 f. 216 f. 285 f. 315 f. 822 5. 837 f. 

”) %. 18 51. 

29 Th. I 8 50. 


un — 
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Durchführung der rechtlichen Einheit beſchränkte Fich zunächft auf diejenigen 
Berhältnige, welche überhaupt in einem Berbande folder Gattung und ind 
befondere in diefem beftimmten Berbande von ber Bereinigung berührt 
wurden. Aber auch in der jo begrenzten gemeinjamen Macht- und Rechts⸗ 
ipbäre brauchte das Princip der Einheit keineswegs durchweg zu herrſchen. 
In allermannichfachfter Weiſe vielmehr konnten fich gemeinheitliches Einheits⸗ 
recht und gemeinicdhaftliches Vielheitsrecht Tombiniren. Die gemeinfame Herr 
Ihaftsiphäre ließ ſich in zwei Machtinbegriffe zerlegen, von denen ber eine 
dem Ganzen als jelbftändiger Perjon in einheitlicher Weiſe zuftand, ber an- 
dere unter bie Vielheit als Perjonenfumme in der Weiſe von Sonberrechten 
Gura singulorum) zerftreut war, während erft beide zufammen in ihrer orga- 
niſchen Verbindung den Begriff der ganzen Bereinigung erjchöpften. Und fo 
entftanden auf ftaats- und voͤlkerrechtlichem Gebiet ganz analoge Bildungen, 
wie fie auf vermögensrecdhtlihem Gebiet das Eorporative Gejammteigenthum 
hervorbrachte. 

Man war fich der Möglichkeit, die politiſche und juriftiſche Perjönlichkeit 
des Ganzen nur für beftimmte Beziehungen durchzuführen, Korporatives und 
Gemeinſchaftliches zu verbinden, auch ausdrücklich bewußt. So erflärten i. J. 
1450 die Hanfeftädte ausdrücklich, fie feien zufammen nicht ein Körper ſolcher 
Art, daß um Einer Stadt That und Geſchichte willen andere unfchuldig be 
fhwert, angellagt und aufgehalten werben dürften, gleih als wenn fie wie 
die englifchen Sinem Herrn gehörten, jondern fie feien ein Körper nur in 
etlichen Freundſchaften und Verbündnißen, darin fie mit einander überein- 
gelommen #2), Ebenſo machten auf dem erfolglofen Städtetage zu Ulm 
v. 1452 bie Stäbtehoten den Vorſchlag, daß fie, wenn fie ſich nicht fammtlich 
einer durchgehenden Bereinigung mit einander vereinen möchten, doch fi 
etlicher Artikel vertrügen 2°). 

Sp griff denn auch in der That in faft allen Eidgenoßenſchaften, Ver⸗ 
brüberungen, ®efellichaften, Bünben, Briedenseinungen u. |. w. eine mannid. 
fache und wechſelnde Verbindung von Gejammteinheitsreht und Geſammt⸗ 
vielheitsrecht Platz. Und in benjelben Vereinigungen kamen nebeneinander 
für beftimmte Beziehungen die Grundbfäge einer organifirten Bundeskoͤrper⸗ 
haft und für andere Beziehungen die Grundſätze einer bloßen Rechtögemein- 
ſchaft zur Geltung. 

a. Dies zeigt ſich fhon in Bezug auf den Begründungstitel. Ein? 
Korperſchaft entfteht durch einen Eonftituirenden Mt oder gewohnheitsrechtliche 
Satzung, jedenfalls durch eine Norm des objektiven Rechte. Die Grundlage 
bloßer Rechiögemeinfchaft dagegen ift ein Vertrag oder ein zufälliges Rechts 
verhältnig, jedenfalls das fubjeftive Recht. 


3 Barthold, Geſch. der Hauſa IIL 94. 
3) Datt, de pace publica 72. 
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Unzweifelhaft nun berubten infoweit, als fie Torporative Natur batten ober 
annahmen, alle Einungen auf autonomifdhen Akten ober auf Gewohnheitt- 
recht. Auch die in die Form von Berträgen gelleiveten Begründungdafte waren 
oder wurden Statnte oder Sabungen, welche eine objektive Norm über ben 
Einzelnen ſchufen 9). 

Allein diefelben ausbrädlichen ober herfömmlichen Rechtetitel begründeten 
oft in ben von ber @inheitsiphäre nicht abforbirten Beziehungen eine Summe 
individueller Rechte und Pflichten unter den Genoßen. Die autonomifchen 
Satungen konnten daher zugleich einen Gefellihaftsvertrag enthalten und im 
Laufe der Zeit durch Bertragsabreben über gewiße weitere Punkte vermehrt 
werden, Und mit der hiſtoriſch gegebenen und geſetzlich feftitehenden Körper- 
ſchaftsexiftenz konnten fich hergebrachte ober irgendwie neu entſtehende zufällige 
Gemeinſchaftoverhaͤltniße verbinden 9). 

b. Sodann iſt die Mitgliedfchaft in einer Körperihaft das theilweife 
Aufgeben des Einzelwillens zu Gunften eines höheren Gemeinwillens, wäh. 
rend die Rechtsgemeinſchaft uur die individuellen Willen Mebrerer nach be 
ftiimmten Richtungen bin bindet. 

Offenbar waren nun zwar in einer Reihe von Beziehungen bie zu 
Bünben vereinten Stäbte und Stände Glieder eined fie umfchliegenten wei- 
teren Organismus geworden. Sie waren ein für alle Mal dergeftalt gebun- 
den, daß ber Bundeswille auch gegen ben abweichenden Sondermillen ſich 
durchzuſetzen befugt und im Stande war. Es gab eine Reihe von Rechten 
und Pflichten, die fie nur als Bundesglieder hatten und mit dem Berluft 
diefer Eigenfchaft ohue Weiteres verloren. Der Einzelwille Tonnte ſich viel- 
leicht vom Bundeskoͤrper loͤſen, hatte aber keine Macht über die Eriftenz bes 
Sanzen. Und bie Binheit und Spentität des Gefammtlörperd war unab- 
bängig von ber wechſelnden Individualität der ihm angehörigen lieber ?%) 

Allein mit benfelben Bunbesorganifationen waren Gemeinfchaftöverhält- 
niße verwoben, in Bezug auf weldye die Glieder eine Summe rechtlich ver- 
bunbener Indivibuen blieben, daher nur einftimmig verfügen, bei etwaigem Aus- 
tritt aber Theilung ober doch Ausfcheibung ihres Antheils verlangen fonnten?”). 


24) Bol. 3. B. Th. I ©. 464 N. 5. 465 NR. 9, 477 R. 49 u 4. 498 
N. 38. 506. 565 u. |. w. 

28) Bol. Th. I ©. 468 f. 481 f. 504. 541 f. u. fonft. 

20) Daher waren and Aufnahme und Austritt oder Ausſchluß von Gliedern 
verfaßungsmäßig geordnet, es hatten beſtimmte korporative Organe babei thätig zu 
werden, und von den Eintretendben wurde eidliche Unterwerfung unter ben Gefell- 
fchaftewillen verlangt. Bgl. Th. 1 S. 462. 466 f. N. 12, 17, 22, 26, 34. 472. 
473 N. 41. 479 N. 58. 484 N, 77, 78, 81, 84. 499 RN. 69. 506 NR. 17 u. 20 
bie 21. 550. 562, bef. N. 185. 

2) So z. B. oft bezüglich der im einem Wundesfrieg gemeinfam eroberten 
ober erworbnen Herrichaften, vgl. unten N. 50. 
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c. Deshalb konnte auch die Bunbdesverfammlung gleichzeitig für 
Torporative Dinge das Hanptorgan ber Gefammtperjönlichkeit und für gemein- 
ſchaftliche Angelegenheiten die berechtigte Perſonenmehrheit felbft ober eine 
Summe Bevollmädtigter fein. 

Soweit daher die Glieder nicht perjönlich zufammentamen, erſchienen 
ihre Vertreter auf ber Tagfahrt zum Theil als repräfentative Abgeordnete 
und zum andern Theil als verjammelte Benollmäctigte. In erfterer Bezie 
bung ftellten fie den Verband als foldhen dar, leiteten ihre Machtbefugniße 
aus ihrer verfaßungsmäßigen Berufung ber und waren innerhalb ber hier. 
auf gegründeten Stellung unabhängig und unverantwortlid. In zweiter 
Beziehung dagegen vertraten fie ihre Machigeber, gründeten ihr Recht auf 
deren individuellen Willensauftrag und waren au Snftrultionen gebunben, 
Beides nun findet fi in den meiften Einungen nebeneinander. Die Stäbte- 
boten auf den Tagfahrten der Hanſa, der Eidgenoßenſchaft und vieler anderer 
Bünde wurden von ihren Städten mit Spectalnollmachten ausgerüftet, follten 
zunächſt deren Intereſſen vertreten und konnten wichtige Anglegeubeiten vor 
ber Abftimmung „heimbringen”: allein in ben ein für alle Mal der gemein- 
heitlichen Sphäre zugewielenen Dingen bildeten fie troßbem durch ihren Zu- 
jammentritt ein freies und jelbftändiges Organ bes ganzen Verbandes, hatten 
das Wohl des Ganzen zu vertreten und Tonnten „mit voller Gewalt" ohne 
Räückſicht auf die Inftenktion, auf bie fi zurückzubeziehen 3. B. bei laufen- 
ben Geſchäften oft ausdrücklich verboten war, die Bunbesangelegenheiten er- 
ledigen 28). Im rheinischen Stäbtebunde trat umgekehrt ſogleich mit großer 
Entihiedenheit Die Anficht in den Vordergrund, daß die Bundesverſammlung 
ale Ganzes und jeder Einzelne in ihr zuerft dem einheitlichen Bundeszweck, 
— ber Ehre Gottes, dem gemeinen Wohl bes deutfchen Reiches und dem 
Öffentlichen Yrieden, — zu dienen babe: in zweiter Reihe aber hatten auch 
bier die Abgeordneten der Stäbte und Herren deren Sonberintereffen und 
Sonderrechte auf Grund befonderer Vollmachten wahrzunehmen 2%). Auf ben 
Landtagen blieben die Deputirten der einzelnen Etände immer zunächft be 
vollmädtigte und an Inſtruktionen gebundene Vertreter von ftändifchen 
Sonderreihten: allein die Berfammlung im Ganzen wurde trotzdem zugleich 
zu einem wahren Landesorgan, band durch ihre Beichlüße das Land als 
ſolches und bildete mehr und mehr ein feites Gewohnheilsrecht aus, wonach 
jeder einzelne Landbote Beſchwerden nicht nur bed ganzen Landes, fondern 


2 Bol. Th. I S. 473 n. 588, and die Vollmachten für Gtädteboten 
oben in N. 97 3u 98 28 un. b. Weizfäder, D. R. T. A. Nr. 197 ©. 849, 
585 8 9. 

2) Th. IS. 479. Die Städteboten follen volle Macht Haben, im Namen 
ihrer Städte zu haudeln und zu beſchließen. Vgl. ib. 507 RN. 22, wonach bie 
Stäbte fi) verfammelu, mit ain ander da ze reden, was wir alle gemeinlich 
oder unser jeglich statt besundere nothurfftig sin. 
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auch einzelner nidyt unmittelbar vertretener Perfonen und Gemeinden anbrin- 
gen und bie Landſchaft bisweilen jogar bie fürftlichen Kammerbauern gegen 
ben Yürften vertreten konnte”). 

Kür korporative Verſammlungen ferner find Zeit, Ort, Berufung, Ber 
handlung und Leitung ein für alle Mal verfagungsmäßig normirt, für Ber 
fammlungen von Gemeinihaftsinterefienten von jebesmaliger Willenseinigung 
oder doch von einem nur auf eine bejtimmte Reihe einzelner Fälle im Vor⸗ 
aus berechneten Vertrage abhängig. Während nun aber z. B. der rheiniſche 
Stäbtebund gleih im Beginn feiner Thätigkeit regelmäßige Städtetage für 
alle Zukunft anordnete, die Art ihrer Beſchickung regelte, die Ladung und bie 
Anberaumung auperordentliher Tage beftimmten Städten ausdrücklich über- 
trug ??), war in der Hanſa, mit alleiniger Ansnahme ber gewohuheitsrecht⸗ 
lichen Befugnig Lübecks, Tagfahrten anzufegen und die Einladungen zu er- 
laßen, alles Andere der jebesmaligen Verabredung auf ber jüngften Tagfahrt 
überlagen 9). Ebenſo tritt eine mannichfach verſchiedene Milhung kor⸗ 
porativer und gefellichaftliher Grundſätze bei allen andern Bünden und bei 
den Landſchaften hervor 3°), bei welchen letzteren erſt fpät die Fürften meift 
das Princip verfagungsmäßiger Berufung durchſetzten 94). 

Korporative Berjammlungen find Organ eines einheitlihen Gemein- 
willens, der bei einem Zwieſpalt ber Einzelwillen nad dem Princip bes 
Stimmenmehts oder in irgend anderer verfaßungsmäßiger Weife feitgeftellt wird; 
in der Gemeinſchaft gibt es nur eine Mehrheit von Einzelwillen, die infoweit, 
ale fie ih nicht im Boraus für beftimmte Einzelfälle gebunden haben, fich 
nur durch freie Uebereinftimmung zum Kollektivwillen vereinigen. So fehen 
wir denn bei den meiften Einungsgenoßenſchaften zwar einen die Einzelwillen 
zwingenten Gemeinwillen in ausbrüdlich beftimmten oder berfümmlichen 
Formen zu rechtlicher Geltung kommen: baneben aber gibt es immer Ange⸗ 
legenheiten, welche, obwol fie als gemeinfame anf ben allgemeinen Berfamm- 
lungen behandelt werben, nur durch freie und einftimmige Willenserflärung 
Aller erledigt werben dürfen 9). In ber Dana ſetzte ſich fogar ein formales 
Mehrheitöprincip Überhaupt nur bezüglich der Niederlagen im Auslande ım- 
beftritten durch 3%), und in ber fchweizeriichen Eidgenoßenſchaft wurbe erft 
1515 für vie Beihlüße ver Tagfahrten der Grundſatz aufgeftellt, daß in 
Sachen, welche bie Ehre und das Wohl der Eidgenoßenſchaft beträfen und 
ben Bünden fowie bem Herkommen nicht wiberfprächen, bie Minderheit ber 


” Th. 16. 563. 570 f. 574—76. 577 R. 189. 
2.16. 479. 
22 36.16. 478. 


” Th. 1 ©. 488. 490 N. 19. 495 RN. 57. 499. 652. 555. 565 N. 146. 
*) Th. 1 ©. 809-811. 
” 9.8. Th. J S. 495 N. 58. 546. 


3. 
) Sartoriug, url. Geld. I. 89. 
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Stände fi den Beichlüßen der Mehrheit zu unterziehen babe?) Im 
ſchwäbiſchen Stäbtebunde jollte in allen Bundesjachen einfahe Stimmen» 
mehrheit genügen, ja es jollte jeit 1382 auch zur Abänderung der Bundes⸗ 
verfaßung nur, wenn darin eine Minderung ber Bunbesartifel läge, Ein- 
ftimmigfeit erforberlih, wenn aber eine Beßerung (b. h. Berftärfung ber 
Bundedeinheit), Zweidrittelsmehrheit hinreichend fein ®). Und auf Reiche 
und Landtagen ſetzte ſich zwar allmälig, wenigſtens innerhalb der einzelnen 
Kurien, das Mehrheitsprincip durch, es follte aber nicht auf alle, fondern 
nur auf foldhe gemeinfame Angelegenheiten fidh erftredien, bei welchen feine 
jura singulorum oder die durch jpecielle Verträge und Geſetze gejchütten reli- 
gisfen Intereffen ind Spiel kämen 9). 

Ganz ähnlich verhielt es fich mit der Bindung der nicht erſchienenen 
Glieder durch die erjchienenen, mit der Frage, ob dies in ber Ladung ausdrück⸗ 
fi) angedroht werden mußte oder nicht, mit der Verpflichtung neu eintreten- 
der Glieder durch ältere Beſchlüße u. f. w. 49 

d. Aud in der weiteren Organifation verbanden fidh vielfach ver- 
fagungsmäßige Funktionen orporativer Organe und befondere zur Vertretung 
von Individualrecht befugende Vollmachtsverhältniße. 

Dies war 3. B. oft bei den Häuptern und Bororten der Bünde und 
ihrer Unterabtheilungen der Fall, indem denſelben theild die Befugniße lei⸗ 
tender Vorftände dauernd durch ausdrückliche oder herkommliche Satungen 
übertragen, tbeild aber auch Vollmachten zu beftimmten im Namen Aller 
vorzunehmenden Handlungen, wie zur Anberaumung von Zagfahrten oder zur 
Aufnahme neuer Bundesglieber, befonderd und wiederholt ertheilt wurden 4). 
Entſchiedener war ber Torporative Charakter bei den Borftehern und Aus⸗ 
ſchühen ftändiger Kandfriebenseinungen, ihren Hauptleuten, Gekornen, Räthen 
und Landgerichten außgebiltet; während aber 3. B. ein Kollegium ber Eilfer, 
Neuner, Siebener ſchon durch die Geltung bed Stimmenmehrs, das oft aner- 
Tannte Recht der Selbftergänzung und ſehr felbftändige Amtsbefugnige als 
wahres Körperichaftsorgan gekennzeichnet wurde, vertrat doch darin zugleich 
jeder einzelne Deputirte fo ſehr die Sonderintereffen beitimmter Städte und 
Herrn, daß bie Beitellung eines von ber Geſammtheit gewählten und die Ge- 
faınmtheit vertretenden befonderen Obmanns oder Mundmanns neben den 
Öruppendeputirten erforderlich ſchien *). Aehnlich verhielt es ſich mit den 


In Blumer, R. ©. I. 346. 

2) Viſcher, Forſch. z. deutſch. Geld. IL 71-76. 

20) Th. 1 S. 488. 668 N. 137—138. 805 N. 12. 887. 

) Th. I S. 467 N. 17 u. S. 474. 

4) Z. B. Th. 1 ©. 474. 779, bei. N. 58. 484 NR. 77. 556. 

) Bol. oben Note 14 u. Tb. I ©. 507. R. 28 u. 37, def. NR. 24, wo 
von ben Deputirten der einzelnen Bunbeögenoßen unterichieben wirb „ein gemeiner- 
mundman von der herren u. stett wegen aller gemeinlich.“ 
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über andre Binungen uud Geſellſchaften gelornen oder geſetzten Häuptern umb 
Behörben ). Und ganz verliefen den Boden gemeinfamer Vollmacht and 
diejenigen Organe nicht, welche im Laufe ber Zeit den korporativen Gedanken 
am Entſchiedenften ausprägten, wie der reiche Behörden- und Beamtenorga- 
nismus des fchwäbiichen Bundes 4) ober die ftändiſchen Ausihüge und 
Käthe, welche zuletzt ben Landſchaften felbft durch ihre felbftändige und mehr 
und mehr unmittelbar aus der Randesverfaßung abgeleitete Kompetenz gefähr- 
lich wurden %). 

e. So ift ber Verband durch verfaßungsmäßige Grundlage, Gliebe- 
rung unb Organiſation befähigt, als Einheit Perſon zu fein, zn wollen und 
zu handeln. Und er bleibt dennoch zugleich befähigt, für andere Beziehungen 
als eine durch rein jubjeftive Gemeinichaftsverhältnige verbundene Vielheit 
fortzugelten. Derſelbe Berband daher ift nad) außen und innen für einen 
Theil der gemeinfamen Macht- und Bermögzensiphäre eine Geſammtperſon, 
für einen andern Theil eine Perfonengefammtheit, wie dies auch ber wechſelnde 
Sprachgebrauch fchon äußerlich bezengt *). 

f. Rah außen zunähft ward jeber entwidelte Bund als nölker- 
rehtlihe Perfou auerkannt. Er konnte daher als ſolche Krieg erklären 
und führen, Frieden ſchließen, ftreiten und verhandeln; er gieng Verträge, 
Bergleihe und weitere Bundesverhältniße ein; er ftellte Urkunden aus, er- 


) Bol. 3. B. über die meift Tollegialifchen, fich felbft ergänzenden unb mit 
großer Gewalt betrauten Häupter und Ausſchüße ber Ritterfchaften und Anele- 
bünde Th. I ©. 490 N. 19 u. 495 R. 59— 60; über die diffinitores und anbre 
Borftände der Kierilerunionen ib. 499 N. 68—70; über die Borftäude und Aus 
fhüße ber fländifchen Bünde, 3 B. bie aus 8 Rittern und 8 Rathmannen ber 
ftebenben brannfchweigifchen „Satedfeute” und tie 4 Satetage, bie bairifchen Land⸗ 
Ihafteansfchüge, das württemb. Regiment von 12 Räthen, ben mecklenb. Ausſchuß 
ber 23, welche in gewöhnlichen Fällen felbft Abhülfe ſchaffen und in ungewöhnlichen 
die Landichaft zufammenrufen follten, den Ausihuß und das Austragögericht in 
Trier, den ftehenden Rath nebft Aueſchuß und Schiebsgericht in Mänfter, die An 
jhüße und Räthe in Pommern, dem Orbdenslanbe un. ſ. w. ib. 546. 549. 550. 
551 N. 74. 552. 558 N. 89. 554-565. 559. 561. 

“6.16. 518. 

Th. 1 ©. 563 f. u. 805. 

“0, Denn es ift fehr gewöhnlich, ale Snöjelt von Rechten und Pflichten bie 
zufammengefaßte Bielheit zu nenuen, wie 3. DB. Die gemeinen Städte und ben ge 
meinen Kaufmann von ber dentichen Hanfa, die gemeinen Stäbte des Bundes, bie 
Städte und Herrn gemeinlich, die verbünbeten, verſchwornen, vereinten Stäbte und 
Herrn u. ſ. w. (vgl. 3. B. Th. 1 ©. 467 N. 16 u 468 N. 28, oben R. 25 mb 
88 und beſonders bie vielen Belege in $ 28 N. 72. 74-76. 82. 85. 86. 88, 91. 
98. 102; au Weizſäcker a. a. O. 504 $ 2, wo eine Zahlung erfolgt „von der- 
selben gemeinen städte, die den bund mit einander halten, wegen“; 585 
8 9, wonach jegliche stat ir botschaft.. . mit vollem gewalt zu gemainen 
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theilte ſelbft Privilegien, und bediente fich eines Torporativen Siegels *°). 
Allein derjelbe Bund konnte zugleich im Verkehr mit auswärtigen Mächten 
als verbündete Vielheit in kollektiver Weife oder durch Geſammtbevollmäch⸗ 
tigte auftreten. Ein Bundeskrieg 3. B. Tonnte zugleich als Krieg jeder ein- 
zelnen Bunbesftabt gelten follen, wie denn wirkli die Hanfa i. 3. 1368 
ben Krieg an Dänemark augenfheinlih als Bundeskrieg erklärte und gleich 
wol Fehdebriefe aller einzelnen Städte fammelte und abſchickte *); ein Friede 
konnte zugleih mit dem Bunde und mit ben verbündeten Einzelmächten ge- 
ſchloßen werden 4); gemeinichaftliche Erwerbungen Tonnten theils zum einheit- 
lichen Bundeseigenthum, theils zur Vertheilung nad gleichem Maßftabe ober 
nah Mannzahl beftimmt fein 5%); es konnte zu einem von einer Bundes. 
verfammlung gejchloßenen Vertrage die nachträgliche Einholung befonberer zu- 
ftimmender Beibriefe von den nicht erjchienenen Genoßen nothwenbig ober 
nũtzlich feinen; und Achnliches mehr. 

g. Nach innen war zuvoͤrderſt bie korporative Einheit Duelle eines 
in der Form von Satzung oder von Gewohnheit zu Tage tretenden objektiven 
Rechts. Jedes Bundesgemeinweſen Batte daher innerhalb der Sphäre feiner 


steten Senden fol; oder bie Eidgenoßen gemeinlih, bie gemeinen Gefellen, bie 
gemeinen Stände ober alle Herren, Ritter, Kuechte, Prälaten, Städte, Märkte u. ſ. w. 
des gemeinen Landes (vgl. Th. I 8 51 N. 51. 92. 108. 122. 123. 124. 142. 145, 
174—180). Andrerſeits aber befeftigt fi ein perfonifleirender Sprachgebrauch, 
welcher die Einheit des Ganzen als berechtigt umb verpflichtet, als wollend nnd 
handelnd nennt. So wirb 3. B. ber Landfriebe perfoniflcirt (oben N. 10— 15). 
Ebenfo aber „ver Bımb”, bie „confoederatio dicta Stetebund“, „die Hanfa”, 
„ber ſchwäbiſche Bund” u. ſ. w. (vgl. z. B. Th. J. 485 f. N. 82. 85—86. 88—89. 
92, bei. die dort mitgetheiften Stellen aus dem Mainzer Chroniſten; auch Weiz- 
jäder a. a. O. 418. 480. 450. 581 f.). Huch die Eibgenoßenfchaft, die Geſellſchaft, 
ber Orben n. f. w. Befonders aber die Landſchaft, das Land ober Das gemeine 
Land (Th. L 588539. 548 bei. N. 56. 561. 562 N. 135. 564 f. 570 N. 167: 
it ne willekore dat land. 577 R. 69. 571 N. 169. 574 N. 176. 57T N. 186 
bis 187). 

) Bol. oben N. 12 u. Th. L 465. 468 f. 477 N. 53. 454486. 514. 
548 N. 56. 550. 565. Weizfäder, D. R. T. A. 305. 806. 418. 426. 430. 436 
bis 448. 450-464. 456 f. 555. 588-596. 

x. 1®.469. Auch 465 R. 11. 

*) So werden au 3. B. Sühnen und Schulbquittungen für ben ſchwaͤbiſchen 
Bund jeder einzelnen Stadt ausgeſtellt und es werden darin gleichzeitig ledig geſagt 
die Stadt NN. und auch gemeine städte des bundes zu Swaben. Bgl. 
Beizfäder, D. R. T. A. L 494 f. 504. Dagegen lautet bie engl. Parl.- Alte 
v. 1473 über Einftellung ber Beinbfeligkeiten mit the confederation ligue and 
company called the Dutche Hannse, ohne Erwähnung der Einzelädte, Lappen⸗ 
berg, Stalhof IL. 185 f. 

 Bgl. 3. DB. Th. L 469 u. 495 N. 54. Auch oben $ 28 N, 89. 
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einheitlichen Perjönlichkeit eine geſetzgebende Gewalt und vielfach waren 
die in ber Form von Verträgen ober Verfügungen auftretenten Bundehaub- 
lungen ber Sache nad Bundes⸗ ober Genofenfchaftsgefeße, Statuten oder 
Satungen, Verordnungen, kurz Schaffung einer objektiven Norm di; Allein 
biefe rechtßerzeugende Gewalt fand ihre verfaßungsmäßige Greme an ber 
Selbftänbigfeit und dem Sonberreiit ber Glieder, jo daß jemfeits dieſer 
Grenze au in ber für Alle gemeinfamen Sphäre zur Abänderung des be 
ſtehenden Rechtszuſtandes eine vertraggmäßige Bereinbarung der Ginzelnen 
erforberlih war 52). 

h. See entwidelte politiſche Einung hatte ferner eine richter liche Ge⸗ 
walt über ihre Glieder. Gin ftändiges Bundesgericht, oft ſogar als Haupt- 
organ des Ganzen, pflegte niebergefeßt zu werden unb hatte ald Wächter 
bes Bundesrechts nicht nur Streitigkeiten zwiſchen den Genoßen zu entichei- 
den, fondern auch auf Strafen zu erkennen. Ein foldhes Gericht war keines⸗ 
wegs etwa ein vertragsmäßig beftellted Schiedsgericht, feine Beitellung nicht 
etwa ein Kompromiß, die von ihm verhängte Strafe nicht etwa eine Kon⸗ 
ventionalitrafe. Vielmehr war ed das Organ einer gemeinheitlichen Gerichts- 
barkeit, die, einmal Eonftituirt, unabhängig vom SIndividualwillen in der 
Sphäre ber höheren Willensordnung lebte. Deshalb waren auch die Sprüdhe 
der Bundes⸗, Genoßenſchafts⸗, Randfriedend- und Stäntegerihte nah Maf 
gabe ber Torporativen Verfaßung unmittelbar ober doch (wie in ber Hanſa) 
mittelbar erzwingbar und wurden häufig mit Gewalt vollftredt, wozu ber 
Richter den nächſtgeſeßenen Genoßen oder Kreid ober die ganze Genoßen⸗ 
haft oder ein irgendwie gebildetes Erefutionäheer aufzurufen Batte5®). So 
verjhieden nun aber von ſolchen Organen korporativer Selbftgerichtsbarkeit 
die für einen einzelnen Fall ober eine Reihe von Fällen vertragsmäßig be 
ftellten Schiebs- und Anstragsgerichte innerlich waren, fo konnten fie doch in 
benjelben Berbänden neben jenen vorkommen ober fi mit ihnen ver · 
binden *). 

i. Und eine eigentliche Regierungsgewalt ſtand den Einungelör- 
perſchaften zu, indem fie poſitive Maßregeln für die öffentlichen und einheit⸗ 


2 Bol. 3. DB. Aber bie Gefepgebnng der Hanfa Th. I ©. 467 R. 16 (dem 
willekor, den de stede u. de mene kopman ghesad hoft; bie Stäbte „setten 
of ordenerden“), R. 17 (ghesette; des dudeschen rechts), 468, 470 R. 82 1. 
476 N. 46; über die Gefepgebung des rhein. Bundes ib. 477 N. 54; den „Ab 
fcyled” bes rhein. Städtebundtages v. 1387 3. Speier b. Weizfäder a. a. D. 551 f.; 
bie Befchlüße ib. 475. 492. 567. 582. Ueber die Schweizer Bunbeögefehgebung 
Th. I ©. 588. — Auch oben N. 76 zn 8 28. 

s”) Bel. oben Note 30—39. 

5) Bol. über died Alles Th. L 462. 477 N. 49 u. 480. 484 N. 78, 488, 
494 NR. 48—50. 499 N. 70. 508. 618. 550. 565. 568. 

s) Bgl. z. B. oben 5 28 N. 9 
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lihen Zwede des Verbandes beſchließen und bush ihre Organe ausführen 
Tonnten. Snfoweit war der Bund als folder das Subjekt einer beberrichen- 
den und zwingenden Gewalt gegen jeden ihm wiberftrebenden Einzelwillen. 
Und das einzelne Mitglied jchuldete dem Bunde und feinen Behörden bie 
eiblich bekräftigte Bundestreue und einen mitunter ftreng aufgefaßten Gehor- 
ſam, war aljo einer politiſchen Herrfchaftsgewalt unterworfen 5%). Allein bies 
Alles hatte da, wo das Recht der Vielheit begann, feine verfaßungsmäpßige 
Grenze, jenfeit welder die dur Bevollmächtigte vermittelte gemeinichaft- 
liche Geſchäftsführung neben ber Buntesregierung, das übereinftinnmende 
Sonderinterefje Aller neben dem Bundeswohl, die kollektive Verbindung vor. 
Einzelwillen neben ihrem theilweiſen Aufgeben in einem höheren Gemeinwillen 
zur Geltung kam 59). 

k. Insbeſondere trat im Heerweſen der meiften Einungsgenoßen 
haften faſt überall eine Miſchung von Einheitsrecht und gemeinfchaftlidem 
Bielheitöreht hervor. Die einer bloßen Gemeinſchaft entfprechende Vertrags. 
pflicht, mit einem beftimmten Kontingent von Mannſchaften, Schiffen u. f. w 
in gewißen vorausbeftimmten Fällen ten bebrohten und zur Hülfe mahnen- 
ben Bundedgenofen zu unterftügen, fteigerte fi) in ansgeprägten Bundes- 
gemeinwejen zu einer mehr ober minder intenfiven ‚Heereöpfliht Der Glieder . 
gegen das Ganze. Dem entſprach dann ein mehr oder minder einheitliches 
Bundesheer, welches von der Bunbesgewalt als foldher einberufen uub ver- 
wandt, einem von ihr ernannten Oberbefehlähaber unterftellt und ſchon Außer- 
lich durch ein beſonderes Banner als Einheit gekennzeichnet wurde. Immer 
aber blieb ein folches Heer aus ben Kontingenten der einzelnen &lieber zu- 
ſammengeſetzt, bezüglich welcher das vielbeitliche und indivituelle Princip in 
der ganzen Einrichtung und Führung und jedenfalls darin in Kraft blieb, 
daß die Art und Weije ihrer Aufbringung, Ansrüftung und Beſoldung durch⸗ 
and ben betreffenden Kontingentsherrn anheimgezeben war. So war es z. B. 
nicht nur in der Hanfa, der Eidgenoßenſchaft und andern Bünden, die über: 
haupt nur eine loſe Gefammtheeresorganijation hatten 57), fondern and in 
dem fchwäbifchen Städtebunde der Sahre 1376—1386 und dem fpäteren 
großen ſchwabiſchen Bunde, in welden im Uebrigen eine ſehr ausgebiltete 
und einheitliche Kriegs- und Kriegsftenewerfagung beftand 5%). Ebenſo wurden 
bie Sandfriedensheere und in noch höherem Maße die Heere der Adels⸗ und 
Ritterbünbe, fowie bie Iandichaftlichen Heere nad dem Princip bunvesftaat- 
Viher Einheit anfgeboten uud verwendet, organifirt und geführt, während 


5) Bol. TE. I. 462. 467 N. 17. 470. 475416. ATI f. 484. 495 N. 56. 
549. 551 f. 558 f. 563 f. 

*) Inſofern werben nur gemeinfame Angelegenheiten gemeinfam betrieben, 
„oommunibus expensis et laboribus“, wie es Th. I &. 499 Beißt. 

» Th. L 468469. 480 f. 580. 

“ Th. 1.4 N. 77 m 518. 
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gleihwol ihre Grundlage bie Kontingentöverfaßung blieb 5%). Und alle folde 
Bundesheere waren gleich verſchieden von dem einheitlichen Heer einer Stabt 
oder eines Fürflen und von den auf Grund eines Allianzvertrages zu einzel - 
nen Zweden zufammengeworfenen Heeren verbünbeter Landesherrn. 

l. Ganz ähnlich verhielt es fih mit dem Haushalt der Bünde. Die 
der bloßen Gemeinfchaft entſprechenden Grundſätze der Aufbringung und Ber- 
wendung gemeinfamer Mittel für gemeinfame Zwecke blicken vielfach auch im 
Einungen mit ausgeprägter Perfönlichkeit in Kraft, während andrerfeits ber 
gemeinfchaftlide Fonds zu einer bem Bunde gehörigen und nur für feine 


Zwecke beftimmten Bundeslaffe, die Beitragspflicht ter Glieder zu einer 


wahren Bunbesfteuerpflicht, die gemeinfame Verwendung zu einer einheitlichen 
Beitreitung wieberlehrender Bundesausgaben vielfach gefteigert wurbe. 

So hatten z. B. alle kräftigeren Bünde, wie der rheiniſche Städtebund, 
bie Hanſa, der ſchwäbiſche Bund, das unbeftrittene Recht zur Ausſchreibung 
von Bunbesiteuern %). Allein während die dergeftalt von ben Einzelnen für 
bad Ganze aufzubringenden Mittel in vielen Bünden in eine Bundeskafſe 
abgeführt, bier als das beweglihe Eigenthum ber Bunbesperfönlichleit ke 
trachtet und demgemäß von den Bunbesorganen unter bundesverfaßungsmäi- 
ger Kontrolle verwaltet und für Bundeszwecke ausgegeben wurden: fehlte «8 
z. D. der Hanſa zwar nicht an der Steuergewalt, wol aber an einer Bundes⸗ 
kaſſe und einem Bundeshaushalt. Die Erhebung und Verwendung der von 


‚ber Hanfa ausgefchriebenen Steuern für Hanfazwede wurde daher gar nicht 


durch einen bazwifchenliegenden Eigenthumserwerb de8 Bundes vermittelt: 
fondern die fteuernde ober die Steuer bei fi einziehende Stadt verausgabte 
das Geld unmittelbar für ben Stenerzwed felbft und es fand demnächſt 
nach aufgeftellten Rechnungen und Gegenrechnungen durch Ausgleichungen 
und Meberweifungen eine verhältnigmäßige Bertheilung ber Laften und Bor- 
theile ftatt. Während alſo in Bezug auf die Stenergewalt dad Princip der 
Einheit durchgeführt war, glaubte man in Bezug auf den gemeinfamen Haus⸗ 
halt mit den Grunbfäßen einer Gejchäftsführung ber Einzelnen für bie 
Anderen auskommen zu Tönnen. 

In vielen andern Eidgenoßenſchaften und Priebenseinungen verhielt es 
fich ähnlich ober dad Recht der Vielheit ftand noch mehr im Vordergrunde #1), 


20) Oben Note 17—18; Th. I ©. 494. 513. 566 Note 148, 

eo) Th. L 469. 480. 484. 513. Urk. v. 1255 b. Pertz IL 373: eine 
Bundesſteuer wirb ausgefchrieben, de qua edificabitur domus pads. Schaab 
a. a. DO. DI. 94: der rhein. Landfriede errichtet einen Rheinzoll durch gemein gut 
u. nutze der lute u. des landes. Landfr. v. 1379 b. Weizfäder a.a D. 244: 
bie Siebener bes Landfrieben follen Geldbeiträge erheben. 

1) Bot. über bie gemeine Kafle ber Nitterblinde und bie von ben Ginzelnen 
„in commune“‘ ober „in die gemeyne gesellschaft“ zu leiftenden Beiträge Th. I 
©. 496 R. 61—62. 
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während umgekehrt bei ben Landſtänden ans einer Anfangs nur kollektiven Be- 
willigung, Sammlung und Verwendung ber im Grunde von jedem einzelnen 
Stande frei für fi allein bewilligten Beiträge mehr und mehr eine Steuer- 
erhebung und Steuerbewilligung im Namen des ganzen Landes, ein Landes⸗ 
hanshalt, eine Landeskafſe und ein Lanbesihuldenweien hervorwuchſen %). 

m. Sehe Einungsgenogenfchaft war enblih vermögensfähig, es 
konnten fi aber auch bier Einheitsrecht ter juriftiichen Perjon und gemein- 
ſchaftliches Vermoͤgensrecht ber Glieder mit einander verbinden. So ent 
behrte bie Hanſa, wie eben erwähnt ift, einer Bundeskafſe und eines beweg⸗ 
lichen Bunbeseigentbums: dagegen hatte fie an Kaufhöfen und Nieberlaßungen 
in ber Fremde, jofern diefelben nicht bejonderen Gilden gehörten, und an ein» 
zelnen eroberten und verpfändeten Schlöpern und Burgen ein nnbewegliches 
Bundeseigenthum, woran die Einzelftäbte durchaus nur als Bundesglieder und 
mit keinerlei Sonderrecht Theil nahmen). In der ſchweizer Eidgenoßen⸗ 
ſchaft umgekehrt gab es Tein Bunbdeseigentbum, fondern auch bie fogenannten 
gemeinen Bogteien und Herrſchaften waren nur ein Miteigentfum der bei 
ihrer Erwerbung betbeiligt gewefenen Orte. Waren dies alle Bundesglieber, 
jo erlangten gleihwol die fpäter aufgenommenen eidgenößiſchen Orte Beinen 
Antheil daran. Die Verwaltung erfolgte durchans im individuellen Intereffe 
ber berechtigten Kantone, wobei nur dadurch, daß bies eine Mehrheit ven 
Gemeinwefen war, nähere Beitimmungen über die Beftellung des Berwalters 
und über die Vertheilung der Revenüen erforderlich wurden. Sn der Regel 
ſandte nad einer fogenannten Kehrordnung jeder mitregierende Ort einen 
Landvogt auf unbeftimmte Zeit (meift 2 Jahre) in das betreffende Herr- 
fchaftögebiet, der die Anführung im Kriege und bie oberfte Gerichtögewalt 
übte und die Einkünfte bezog. Auf befonderen Tagſatzungen aber ber im 
Miteigentfum ftehenden Orte wurbe bie Aufficht über biefe Voͤgte geführt, 
die Rechnung ihnen abgenommen und der nad Abzug der Verwaltungs⸗ 


) Th. 1. 547 NR. 61. 650. 569-571. 

es Th. 1 S. 476. Doch waren die Eigentbumdverhäftniße an auswärtigen 
Kaufhöfen oft ftreitig, beſonders am Londoner Stalhof. Bel. Lappenberg, 
Stalhof I. 152 f. In den Urkunden erfheint bald die beutihe Gilde in London 
als freie Eigenthämerin (3. B. 1446 ib. II. 70: mercatoribus Alemannie, illis 
videl. qui habent domum in civitate L. que Gildhalla Theutonicorum vulg. 
nuncupatur; ebenfo S. 140 f. 179. 180. 188. 184), bald fie ober ihr Vorſtand 
aur als Verwalter eines der gemeinen Hanfa gehörigen Eigenthums (4. B. 1438 
jb. 61: aldermannus seniores et jurati communis mercatorum Hanze teutho- 
nice Londonie residentium; 1594 ib. 186: Onittung bed Londoner Stabtlämmme- 
rerö über Gelpempfang de mercatoribus Alemannie existentibus sub et de con- 
federatione, liga et societate Hanze Teutonice habente domum in civitate L. 
vulg. nuncupatam le Stillhoffe). 

II. 54 
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Toften fih ergebende Ueberſchuß der Einkünfte vertheilt*). — Sn vielen 
Bänden und Landfrieden war ausbrüclich bebungen, daß von bem, was an 
Städten, Burgen, Privilegien und %reiheiten mit Bunbesmitteln erworben 
wurde, Beitimmtes dem Bunbe verbleiben, das Andere aber unter bie Ge 
noßen zu gleichen heilen oder nach Mannzahl getbeilt werben follte 8). 
Und in mannichfadher Weiſe konnte au demſelben Bermögensinbegriff, an 
welchem ein Eigenthum oder Recht der Gefammtperjöulichkeit anerkannt war, 
zugleih eine Sunme jelbftändiger Sonderrechte ber Glieder zur Geltung 
fommen. 

3. Bar nun aber die Perfönlichkeit einer Einung in größerem ober 
geringerem Umfange durchgeführt, fo ergaben ſich in Bezug auf bie Befchaffen- 
heit biefer Perfönlichkeit möglicherweife neue Wuterfchiebe, welche fih mit 
dem ungleidhartigen Verhältniß von Einheits. und Vielheitsrecht mannichfach 
kreuzen Tonnten. 

a. Zunächft war es von Wichtigkeit, ob und wie weit die Einheit bes 
Verbandes als freie Willensichöpfung, ob und wie weit ald höhere Noth⸗ 
wendigfeit erſchien; ob und wie weit alfo eine gewillkürte oder eine 
Zwangsgenoßenfchaft vorlag. 

Urſprüngliche Grundlage ber politifchen Einungen war der freie Willens- 
entihlug einer fih als Einheit fegenden Gefammtheit ober etwa auch bie 
nachträgliche Annahme eines folhen in der Vergangenheit Tiegenden Begrün- 
dungsaktes. So entftand ein gewilltürter politiſcher Körper, deſſen 
Eriftenz vom Willen beliebig bejaht oder verneint werden konnte. Sehr vide 
Bundes, Landfriedens- und Stänbevereinigungen wurden jogar nur auf Zeit 
oder Kündigung errichtet und hatten trogbem einen Torporativen Charakter. 
Andere beftanden für unbeftimmte Zeit, es wurde aber nie in Zweifel ge 
zogen, baß, wie ein Tonftituirender Beſchluß ihnen das Dafein gegeben Hatte, 
ein freier Auflöfungsbeichlug es ihnen jederzeit nehmen konnte. Und ebenfo 
blieb dann bier für jebes einzelne Mitglied der Eintritt wie der Austritt 
Sache des freien Willens °°). 

Allein in Folge dauernder gejchichtlich » politifcher Bedeutung brach fi 
bei vielen Einungsgenoßenſchaften eine ambere Auffaßung Bahn. Ihre 
Eriftenz erichten als das Produkt eines gefchichtlihen Werbens und als eine 
tem menjhlichen Belieben entzogene Nothwendigkeit. Nicht das OB, 
fondern nur das Wie tes einheitlichen Törperichaftlichen Lebens ſchien ben 
Gegenſtand aller und jelbft ber älteften Bereinigungsbeichlüge zu bilden. 
Bundesverträge, Dereinigungen und Verſchwörungen ftellten fih nicht mehr 


) Blumer a. a. D. I 296 f. 346—349. 

65) Th. I. 469. 495 N. 54. 

) Bol. def. Th. I. 462 N. 9. 464 N. 8. 498 NR. 44. 504. Oben 
Note 22. 
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als Tonftituirende Akte dar, vernöge welcher ein bis dahin ungebundener und 
nun exit ſich bindender Vielheitswille fi als Einheit feßte, ſondern als 
formgebende Berfaßuugsgefeße, durch welche ber bereits Tonftituirte und or- 
ganifirte Gemeinwille über feine Dafeinsmobalitäten Verfügung traf. Unter 
dieſem Gefichtspunkt erſchienen dann oft die nach Ablauf einer urfprünglid 
geliebten Zeitfrift nem errichteten Bundeöwerträge als bloße Verlängerungen, 
bie auch fonft häufigen Bunbeserneuerungen als Berfagungsrevifionen, bie 
ben Berband Eräftigenden Cinungen über weitere Punkte als Berftärkungen, 
bie den Bund räumlich ausbehnenden Konföberationen ale Erweiterungen 
einer alten und mit fich ſelbſt iventifch bleibenden Bundeseinheit 7). Ein 
ſolches die Jahrhunderte überbauerndes und nur bie Lebensformen wechſelu⸗ 
des Bunbeögemeinwefen erſchien dann auch nicht mehr als beliebig auflösber, 
joudern nahm ausdrücklich oder ftilljhweigenb ben Charakter einer unauflös- 
lichen und ewigen, die vergangenen nnd kommenden Geſchlechter verfnüpfen- 
ben Allgemeinheit an). Und wie fi dann bad einzelne Glied dem Ber 
bande nicht ohne Unrecht willfürlich entziehen konnte, jo ſchien fogar jchon 
von Rechteweqgen jede dem Machtgebiet bed Bundes äußerlich angehörige poli- 
tifche Machteinheit ber betreffenden Gattung jener höheren Willenseinheit unter- 
worfen zu fein und konnte im Notbfall in den Verband hineingezwungen 
werten °9). 

Eine jolde Steigerung zu nothwendigen und zwingenden Gemeinweſen 
erfuhren z. B. die großen Stäbtebünde, die Hanja, der fchwähtiche Bund, 
bie ſchweizer Eidgenoßenſchaft, die zu Ritterfchaften fih ummandelnden Ritter- 
geiellihaften, manche Lanbfriebensbünde und vor Allem die Tanvftändifchen 
Körperihaften. Sie Alle traten aus ber Reibe blos gewillfürter Einungen 
im Laufe ber Zeit heraus. | 

b. Im Zufammenhbange hiermit ftand ber weitere Unterſchied, ob die 
Gefammtperfönlichkeit eines Verbandes ihrem Weſen nach nur durch die ver 
bundene Perfonengefammtheit beftimmt wurde, ober ob ein beftimmtes Gebiet 
zu ihrem gleich wejentlihen und in ihrem Begriff mit enthaltenen Subftrat 
wurde. Se mehr fih das Ganze einem Zwangsgemeinweien über den Ein- 
zelnen näberte, befto fefter verwuchs es mit einem Gejammtterritorium, einem 
Bunbeögebiet, einem Friedensbezirke ober einem Lande ?9). 


m) Vgl. 3. B. Th. I. 468. 470 N. 29. 472. 481—488. 496. 508 f., bei. 
N. 17. 518 f.; ganz befonder® aber 541 f. u. 555-561. 

“) Bol. 5. B. %. 16.472 N. 39. 479. 548 N. 60. 

w) Bol. bei. fiber den rhein. Bunb TH. I. 478 N. 56 u. 502 u. über bie 
Lanbfrieden ib. 506 N. 16—17. ferner über bie landſchaftlichen Vereinigungen, 
von denen fi Niemand löfen ober fondern follte ober welche doch ben Austreten- 
den ale Ausländer behandeln wollten, ib. 551 N. 77. 558 N. 85. 554. 562 | 
N. 185. 

”) Bol. Th. 1. 506. 580 f. 562. 
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c. Bon entjcheidender Bedeutung für das Weien der Bundesperſöulich 
feit war es ferner, ob fie, wie dies ber frei gewollten und rein perjönlichen 
Föderation entſprach, für die in ihr enthaltenen Gemeinweſen und fonftigen 
Machteinheiten nur eine änßere Willensverbindung blieb, oder ob fie in 
irgend einem Punkte in bad Innere ihrer Glieder hineinragte, daher bie 
Geſchloßenheit berfelben irgendwie durchbrach und für deren einzelne Bürger 
oder Untertbanen irgendwelche Unmittelbarkeit erlangte. Soweit das Letztere 
ber Ball war, hatten offenbar die engeren Gemeinweien und Machteinheiten 
von ihrer ſtaatlichen Natur etwas auf- unb an dad Ganze abgegeben. Im 
ben Fräftigeren Bünden nun aber zeigt fi in der That, obwol ſtets in be- 
ſchränktem Umfange, eine Madt der Gefammtperfönlichfeit über das innere 
Leben ber verbündeten Stäbte und Herrſchaften, ein Recht der Einmiſchung 
in Berfaßungsftreitigfeiten, eine die einzelnen Bürger oder Unterthanen 
unmittelbar bindende Bundesgewalt und Bundeögefeßgebung, und manches 
Aehnliche !), Und noch entidhieiener durchbricht die landſtändiſche Ent- 
willung das Princip der ftantlihen Geſchloßenheit ber einzelnen Landes 
glieder und überträgt auf die gemeine Landſchaft eine Fülle von ftaatlichem 
Reht??). 

d. Unauflöslich enblih war mit allen biefen Unterjchieben der Wefens- 
unterſchied verknüpft, ob die Gefammtperjönlichkeit nur ein Mittel für die 
Individualzwecke der Glieder, ob fie vielmehr zugleich fich jelbft Zweck war. 
Dem mittelalterlichen Einungsweien war es charakteriftifch, daß alle politischen 
Einungstörperichaften auf den höheren Entwidlungsitufen zwar einerfeitö ben 
genoßenfchaftlichen Charakter eines Verbandes beibehielten, der dem gemeinen 
Wohle aller verbünbeten Einzelnen zu dienen beftimmt war, andererjeits aber 
zu höheren Allgemeinheiten mit felbftändigen, rein öffentlichen Daſeinszwecken 
emporwuchien. Indem dann bier das erfte und nächfte Ziel des Torporativen 
Lebens ein von der Summe aller Intividualzwede durchaus verfchietener all- 
gemeiner Zwed war und von allen Gliedern zu Gunften diefer höheren Ein- 
heit Unterwerfung und Opfer gefordert wurben, ftellte fih das Ganze als ein 
wahres Gemeinweien in dem früher entwickelten Sinne dar. Denn die Ges 
jammtperfönlichleit war eine der Geſammtheit immanente, aber felbftändige 
Einheit, welche zunächſt um ihres eigenen einheitlichen Zweckes willen beftand 
und injoweit ihre Glieder zu Mitteln eines höheren Zwecks herabſetzte, in 


1) Vgl. über die Einmifchung der Hanfa in innere Angelegenheiten ber Stäbte 
Th. L 470-471 u. 8 56; über die Einmifchungsrechte des ſchwäbiſchen Bundes 
ib. 484 N. 77; über die eidgenoͤßiſche Dazwiſchenkunft 533. Charakteriftiifch ift es auch, 
wenn in den Stäbten bes rheiniſchen Bundes jeder nen eintretende einzelne Rath- 
mann dem Bunde fchwören fol, ib. 482 ©. 63. 

”) Vol, Th. I. 549 (wonach kein Stand ohne den Willen der anderen fi 
gegen das Landesrecht Auflagen machen Taßen darf). 568-572. 
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zweiter Linie aber bie übereinftimmenben Sonberzwede ber Glieder als ihren 
eignen Zweck anfah und injoweit jelbft bem einzelnen Gliedern als Mittel 
diente 79). 

4. Nach allem Diefem ift die Bebentung bes politiſchen Einungsweſens 
‚für die Ausdehnung des Staatöbegriffes Leicht zu bezeichnen. Die Möglichkeit 
einer bunbesftaatliden Einheit wurbe erfannt, aber nur in beichräntter 
Weiſe verwirklicht. 

Soweit eine eigene Perjönlichkeit des Berbandes überhaupt nit mit 
Entichiedenheit ausgeprägt, ober ſoweit bie zwar der Fall, die Vertrags⸗ ober 
Gemeinihaftsauffagung aber für eine Reihe von Beziehungen trogdem durch⸗ 
geführt war, Lagen überhaupt ober in ben betreffenden Beziehungen Teine 
ftantsrechtlichen, ſondern voͤlkerrechtliche und privatrechtliche Verhältniße vor. 
Denn bie einzelnen Gemeinweſen und ſonftigen Machteinheiten kamen Bier 
Vebiglich als jelbftändige Individnalitäten, als in ſich abgeſchloßene Perjonen 
in Betradht. 

Aber auch die Anerkennung eines. Verbandes als Perſon ftempelt ihn 
Beineswegs notbwendig und durchweg zu einer ſtaatlichen Einhell. Soweit 
vielmehr die Perfönlichkeit des Ganzen nur ein Mittel für die individuellen 
Zwecke ber Glieder ift, als Geſchoöͤpf und Spielball bes freien Willens er- 
ſcheint, bie ftantliche Gejchlogenheit der Genoßen unangetaftet läßt und ber 
feften und nothwendigen Gebietögrundlage entbehrt, ift fie zwar aus ſtaat⸗ 
lichen Faktoren zuſammengeſetzt, felbft aber Fein Staat, ſondern nur ein 


ra, &o find bie meiften Bünde zwar um bes gemeinen Bortheild der Glieber 
willen, zugleich aber für bie öffentlichen Zwecke bes Friedens, des Nechtes und ber 
Bollöwohlfahrt errichtet. Vgl. 3. ®. den Bund ber hanſiſchen Seeftäbte v. 1298 
n. 1296 in 3. I ©. 465 R. 9, welcher geſchloßen ift ob bonum pacis et uti- 
litatem mercatorum communium,. Vgl. über die Zwecke ver Hanſa ib. 475 f. 
Am kräftigen tritt der felbfänbige und höhere Bundeszweck bei ber Er⸗ 
rihtung des rheiniſchen Bundes hervor, welche beſteht propter culturam 
pacis et justiciae observationem; ober ad honorem dei et 8. matris 
ecclesise necnon sacri imperü . . . et ad communem utilitatem equs- 
liter divitibus et pauperibus; ober ad salutem totius populi et terre, pro 
patriae salute; vgl. ib. 477 N. 49 u. 54. Ebenſo dienen bie Lanbfrieben dem 
Öffentlichen Frieden und Recht, bem gemeinen Vollswohl, dem Reich nnd der Kirche, 
find aber zugleich Vereinigungen für bie befere Durdyführung der Einzelzwecke ihrer 
Blieder. Vgl. auch über die verfchiedenartigen Zwede ber Nittergefellfchaften Tb. J. 
494. N. 4547; der Bauerfchaften ib. 499 f.; des ſchwäbiſchen Bundes 512 f. — 
Am Marften endlich tritt bei ben landſtändiſchen Einungen ber doppelte Dafeins- 
zwed der Körperfchaft hervor, bie Wahrung der gemeinfamen Rechte und Freiheiten 
der Stände fowie ihren genoßenfchaftlihen Zufammenhang zu vermitteln, und dem 
Öffentlichen Wohl, dem Recht und ber Freiheit bes Landes, Reichen nnb Armen 
gemeinlih, dem gemeinen Lande m. f. w. zu bienen; vgl. Th. I. 549552. 555 
(„um bed gemeinen Landes willen”) u. bei. &. 577 R. 186 u. 187. 
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völferrehtliher ober privatrehtliher Körper. Denn fie erfcyeint 
bier nicht als für fi) beftehende umd zur Perſon erhobene höchfte Allgemein- 
beit, jondern als eine für andere Gemeinheiten beftehende und als Perſon 
anerkannte genoßenichaftliche Beranftaltung zur Erreihung gemeinfchaftlicher 
Zwecke. Es liegt mithin zwar ein nölferrechtlicher Staatenbund, aber nicht 
ein Bunbesftaat vor. Und fofern ein folder Verband ſich feinerfeits einem 
ihm übergeordneten Staate einfügt, wirb er in ihm nicht zu einem als ge 
nofßenfchaftliches Gemeinweſen organifirten Staatögliede, fondern zu einer 
privatrechtlichen Körperichaft, deren Mitgliebichaft nur nebenbei zugleich poli- 
tiſche Rechte giebt. 

Soweit dagegen eine Einungstörperichaft als für fich beftehenbe Perfon 
mit felbftändigen Dafeinsziweden über die Glieder tritt und von ihnen Unter- 
werfung unb Opfer fordert, als geichichtlich gegebene und dauernde Exiſtenz 
eine höhere Willensorbnung darſtellt, mit einem beftimmten Gebiet als 
Zwangsgenogenihaft verwächft und die ftaatliche Gejchloßenheit der engeren 
Einheiten durchbricht, ift fie eine ftaatsrechtliche Körperichaft. Es Liegt 
alfo im Verhältnig zu den Gliedern ein wirklicher Bundesſtaat vor, der als 
höhere Allgemeinheit über dem Sonberleben eine Sphäre gejammtftaatlichen 
Gemeinlebens erzeugt. Und fofern fi ein folder Verband einem ihm über- 
geordneten Staate einfügt, bleibt er ein zuſammengeſetztes Gemeinweſen ftaat- 
licher Art, das nur feinerjeitd wieberum für eine Reihe von Beziehungen 
Glied einer umfaßenden ftaatlichen Einheit geworden ift. 

Der Stantöbegriff ift Hier alfo zu bem Begriff eines bunbesftaat- 
lichen Gemeinwefend erweitert, einem Begriff, der mit dem Stabtbegriff 
alle Merkmale des ftantlichen Gemeinwejens gemein bat, ſich aber von ihm 
durch die nur bunbesftantliche Einheit des Ganzen unterjcheidet. Das Stast- 
liche ift bier getheilt. Nur einige fei es viele ſei es wenige ftantliche Rechte 
find bei der Bundeöperfönlichkeit, bie andern bei den verbündeten Perjönlich- 
feiten der Glieder. Sowol das Ganze wie jedes Glied für fi find flaat- 
liche Gemeinweien: Staat ſchlechthin aber ift weder das Ganze noch find es 
die Glieder. Bielmehr wird der volle Staatsbegriff im Sinue ber höchften 
und in fi abgeſchloßenen Allgemeinperfönlichfeit erft durch die organiſche Zu- 
fammenfaßung des Bundesgemeinweiend und ber Einzelgemeinwefen erichöpft. 

Dis zu irgend einem Punkte hatten nun offenbar in ber Blüthezeit des 
mittelalterlihden Cinungswefens alle entwidelteren Bünde, Eidgenoßenſchaften, 
Landfrieven, Stänbelörper und Landſchaften bunbesftaatlihe Natur. Und bie 
allgemeine Bewegung gieng auf Kräftigung und Verdihtung der geſammt⸗ 
ftaatlichen Einheiten. Allein im Ganzen war doch erft in unzureichender 
Weiſe der jo ausgedehnte Staatöbegriff über größere Gebiete verwirklicht, als 
jene Bewegung vermöge ihrer in ber ftänbifchen Bafls gegebenen inneren 
Schwäche in Stodung gerieth und endlich rückwärts ſchritt. Und nun ke 
ſchleunigte und erleichterte dieſelbe Dehnbarkeit des deutſchen Körperichafts- 
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begriffes, welche bisher der geftaltenden und erpanfiven Kraft bes füherativen 
Principe freie Bahn in der Erzeugung ber mannichfachften lebensvollen Bil- 
dungen geichaffen Batte, die zum privilegiirten Korporationsweien hintreibende 
verengernde und verfuöchernde Richtung. Denn in bemjelben äußeren Rahmen 
konnte eine an Gemeinfinn überreiche Zeit felbft ohne formale Grundlage dem 
Ganzen überall geben, was bed Ganzen war, unb eine Zeit bed fiegenben 
forporativen Egoismus mehr und mehr alle politiſchen Gefammtperfönlichkeiten 
zu bloßen Mitteln für übereinftimmende Sonberintereffen herabjegen. 

V. So war es benn ber Landesſtaat, welder mit feiner Träftigeren 
centralifirten und ungetheilten Einheit allmältg faft ansfchlieglich die Hort. 
und Durchführung bes deutlichen Stantöhegriffe für umfaßendere Gebiete 
übernahm. 

Der Stantöbegriff des Landesſtaats war jeboch, wie früher ausführlich 
gezeigt ift, zunächſt keineswegs ber Begriff eines rein obrigkeitlichen Staats. 
Er kam vielmehr zuwörberft als ber Begriff eines aus Lanbeögemeinde und 
Landesobrigleit zufammengefehten Landesweſens zur Entftehung. Erſt jpäter 
wurde er mehr und mehr zum reinen Obrigkeitsftaat. Auch für diefe Ent- 
widlung aber gab das früher entwickelte ftädtiſche Gemeinweſen nach ver- 
ſchiedenen Seiten hin das Äußere und innere Vorbild her 74), 

1. Der ftändifhe Landesftaat des Mittelalters war ein zwei- 
gliedrigeö Landesweſen. Er beitand aus ber Landeögemeinde und der Landes⸗ 
obrigfeit, weldhe jede für fich eine eigene Nechtöperjönlichkeit waren, durch 
die Landesverfaßung aber fich zu einer höheren Landesperjönlichkeit verbanden. 

a. Die Landesgemeinde ober Landſchaft war ein bunbesftantliches 
Gemeinweien. Die Grundlage dieſes Gemeinwejens bildeten das Landesgebiet 
einerjeitö und ber durch das inungäweien geftaltete Verband der ypo- 
litiſchen Machteinheiten des Landes andrerſeits. Diefe Machteinheiten 
waren unter fi ungleihartig, indem fie theild Gemeinweſen theils Herr⸗ 
ſchaftsverbaͤnde waren. Die ftäbtifchen Gemeinweien, welche durch ihren 
Hinzutritt zu den alten Ritter und Hoftagen der Landſchaft erit den 
neuen Torporativen Stempel aufprägten, fowie bie etwa betheiligten Amts 
oder Bauergemeinweien traten ald engere Gefammtperfönlichkeiten in den Ver⸗ 
band. Aber auch die Herren, Prälaten und Ritter erſchienen bald neben ven 
Städten nit als bloße Einzelperfonen, fonbern ale Häupter der von ihnen 
nur bargeftellten politifchen Verbände So Tonnten troß ihrer Ungleichartig⸗ 
feit die Mitglieder der Lanbesgemeinde als kleine ftaatliche Machteinheiten in 
dem Begriff der „Stände einander gleichgefeht werben. Die Stände waren 
num aber wieberum uicht eine vom Lande verſchiedene Körperichaft, ſondern 


“) Kür das Folgende wird durchaus auf Th. I 8 51, 60 m. 61 verwiefen, - 
woraus hier nur das Faeit bezüiglich des Begriffes einer idealen Perſoͤnlichkeit ge» 


zogen wird. 
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ftellten als Bollbürger der Lanbeögemeinde in filh das ganze Land und baber 
alle anderen als Schupbürger von ihnen vertretenen Landesangehoͤrigen bar. 
Weiter gliederten fih ſodann zunächſt bie unter fich gleichartigen unb zum 
Theil au die räumlich zufammengehörigen Stände zu engeren Körpern, 
welche ſich erft auf ber oberften Stufe zum Gefammilärper der Lanbichaft 
verbanden. Der fo zufammengeleite und geglieverte Landeskörper aber 
wurde durch die Landesverfaßung zum belebten Organismus, indem als Haupt⸗ 
organe die jtändilchen Verſammlungen Tonftituirt, überdies aber Vorſtände, 
Ausſchũhe, Räthe, ftändifche Gerichte m. |. w. mit wichtigen Torporativen 
Funktionen betraut wurden. Und fo endlih war es möglich, das biefem Gan- 
zen innewohnente zugleich gemeinbeitliche und einheitliche Weien als Perſon 
zu ſetzen. 
Die landſchaftliche Koͤrperſchaft war gleich ber Stabt eine Geſammtper⸗ 
jönlichkeit und unterfchieb fich von jener nur durch ihre bunbesftantliche Natur, 
vermöge beren fie nur einiges Staatliche ben Gliedern abnahm. Soweit aber 
die allgemeinen Sandesangelegenheiten reichten, war fie nach außen unb innen 
ein ftaatlihes und privatrechtliches Subjeft und wollte und handelte burdh 
verfaßungsmäßige Organe ald freies und felbftändiges, uur durch das Recht 
gebundenes Gemeinweſen. Durchaus als eine politifhe Perfon daher war die 
Landſchaft dem Landesherrn gegenüber bie Inhaberin der Landesfreiheiten und 
des Lanbesrechts und kounte mit ihm, neben ihm oder flatt feiner Kriege 
führen, Frieden und Bünduiße fchliegen, ftreiten und verhandeln, richten und 
regieren. Als hoͤhere Allgemeinperjönlichkeit ferner trat fie den einzelnen 
Landesgenogen mit rechtserzeugender, richtender und regierenber Gewalt gegen- 
über, vertrat und ſchuͤtzte fie, und band fie bafür ihrerfeits durch ihre Befchlüße 
und Anordnungen. Und als beſondere ſtaatliche Körperſchaft Batte fie ihr 
Landesſiegel, einen Landeshaushalt, ein beſonderes Stener- und Schulten- 
weien, eine landſchaftliche Kafje und ein eigenes bewegliches und unbewegliches 
Vermögen. | 

b. Ueber ber jo Eonftituirten Landesgemeinde nun aber ſtand eine vom 
Landesherrn dargeftellte Landes obrigkeit als mitberufene und bald über 
mächtige Trägerin des territorialen Staatsgedankens. Nicht wie einft über 
ber Stabt war über der Landſchaft bloß ein Herrichaftsnerband alter Art ber 
gründet, welder ber Eutwidlung des ftaatlihen Gemeinweſens ur einen 
Inbegriff patrimonialer und äußerer Herrſchaftsgerechtſame entgegenzufehen 
gehabt Hätte. Wäre dies ber Zall geweien, fo würde bie Landſchaft aus fi 
allein den Staatsgedanken genau ebenſo erzeugt und genau ebenjo ohne ben 
Fürften oder troß feiner durchgeführt haben, wie dies die Städte dem Stabt- 
bern unb die Xerritorien gegenüber dem Reiche thaten. Der Lunbeöherr 
. aber, wenn er Anfangs in ber That nichts als ber Inhaber mannichfacher 
dinglicher und perjönlicher, amtlicher und eigener, gelichener und eigenthüm- 
licher Herrſchaftsrechte alter Art geweien war, wandelte in berfelben Zeit, im 
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welcher die Landftände fi zur Aaubesförperichaft entwidelten, jenen Rechts⸗ 
Tompler in eine äußerlich und innerlich geſchloßene Stantsgewalt um. Indem 
er mehr und mehr fi als den Träger einer ihren Begriff nah ein- 
heitlichen, unveräußerlichen umb untheilbaren Landesobrigkeit anſah und durch⸗ 
fette, wurde er zugleich zu dem hervorragenden Träger und Bildner bes terri- 
torialen Staats. 

Der Laudesherr als der ans eignem Recht berufene Träger ber Landes⸗ 
obrigkeit war nicht mehr ein Herr alter Art: es wurbe vielmehr an ihm be 
grifflih und mehr und mehr auch thatjächlih das doppelte Merkmal geſchie⸗ 
den, daß er Perjon für fih und daß er das Haupt und ber Repraeientaut 
einer beſonderen obrigkeitlichen DBerbandseinheit war. Die Landesherrlichkeit 
als ſolche, die den Wechſel der Gefchlechter und Zeiten überbanernde ibenle 
Einheit des über ein beftimmtes Land erftrediten und an ein beitimmtes 
Herrſcherhaus gefnüpften obrigkeitlichen Verbandes war im lebten Grunde als 
unfihtbare Perſon das Subjekt der obrigkeitlichen Rechte und Pflichten. Da 
indeß dieſe unfichtbare Einheit gar keine andre Erſcheinungsform als bie 
Eine Perfon des Landesherrn hatte unb ihr Mebergang auf einen andern 
Laudesherrn überdies durch die Forporative Einheit bes fürftlichen Hauſes 
vermittelt wurde, jo Zounte fie mit dem Landesherru als Landesherrn oder _ 
doch mit dem regierenden Haufe ibentifch geſetzt werben. 

Der Gedanke der Landesobrigkeit mit einer Zülle fi aus ihm ergeben- 
ber Äußerer Veränderungen wurde von ben Bürften zunächft dem ftäbtifchen 
Gemeinweien entnommen ober doch umter weſentlichem Einfluß bes ftädti- 
hen Borbilbs ausgebildet. Allein es war nur bie eine Seite ber ftäbtifchen 
Perjönlichkeit, welche bier ihre Fortſetzung faud. Die gemeinheitliche Seite 
bes Stadtftaats blieb für die Eutwidlung der Landesobrigkeit gänzlich bedeu⸗ 
tungslos: feine einheitliche Seite wirkte um fo kräftiger hinüber. Die 
Landesobrigkeit war gleich der Stabt eine jelbftändige, Land uud Leute zur 
organifirten Einheit zufammenfaßende Perfon. Aber fie war keine koͤrper⸗ 
ſchaftliche, fondern eine anftaltliche Perfon, welche fih deshalb nach ber anbern 
Seite bin mit dem kanoniſchen Anftaltebegriff und fpäter mit dem römtichen 
Staatsbegriff berührte. Der durch den Landesherrn bargeftellte Allgemein⸗ 
wille war nicht ein zur Einheit organifirter Gefammtwille, fondern ein ans 
fich felbft ober aus höherer Duelle fliegenber, für die Geſammtheit ſchlechthin 
höherer und äußerer Alleinwille. Die Lanbesobrigkeit war nicht ein dem 
Volke immanentes Gemeinweſen, fondern eine ihn transcendente, nach Exiftenz 
und vorm jchlehtbin gegebene und unabhängige Herrſchaftsordnung. Der 
Landesherr war gleich dem Rath ein Träger obrigkeitlicher Gewalt, aber nicht 
gleich ihm ein zugleich vertretendes Torporatives Organ, ſondern ber felbft- 
berechtigte Träger einer flantsanftaltlichen Obrigkeit. Es gab nicht wie in 
der Stabt eine Fülle anbrer verfagungsmäßig berufener Torporativer Organe, 
jondern ein landesherrlicher Beamtenorgauismus empfieng von oben her ben 
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Beruf zus Darftellung der obrigkeitlichen Einheit. Die Landesherrn entwide- 
ten nach ftäbtifchem Vorbild eine einheitliche und wahrhaft ftaatliche Gefeh- 
gebung und Rechtſprechung; fie bilbeten ben Begriff ber Regierung als ber 
pofitiven Fürſorge für das Hffentliche Wohl aus; fie ſchufen nach ftädtiſcher 
Analogie ein ftautliches Kriegeweien mit zum Theil auch äußerer Nachbilbung 
bes Sölbnerweiens, ber ftehenden Heere und ber Feftungsanlagen, ein höchſt 
eingreifenbes Polizeiweien mit feinen vielfachen Verzweigungen, einen einbeit- 
lichen Haushalt mit Schulden- und Kreditweien und einer eigentlichen, ins 
befondere auch indirekten Befteurung. In allen diefen Beziehungen aber er- 
fegten fie die Selbftverwaltung und Autonomie durch obrigkeitlihe Berwal- 
tung und Verordnung. Und wie ben Schiußftein ber ftäbtiichen Entwicklung 
die Herftellung eines einheitlichen Stabtbürgertbums bildete, fo war das Ießte 
Ziel der Landeshoheit die Begründung eines allgemeinen und gleichen Staats- 
bürgerthums, das aber wieberum nur nad der paffiven Seite als die un- 
mittelbare Unterwerfung nnter bie Eine obrigkeitliche Stantseinheit in dem 
Begriff der Unterthanenſchaft zur Erſcheinung am. 

Die Landesobrigkeit war nun aber zunächſt Feineswegs identijh mit dem 
Lanbesftaat: fie war nur deſſen verjelbftändigte Spite. Der Begriff des Landes 
daher als einer politifChen Gefammtperfänlichkeit wurde erft durch bie Ber 
bindung diefer über Land und Leuten Tonftituirten anftaltlichen Einheit einer- 
feit8 und der aus Rand und Leuten Tonftituirten ſtaͤndiſchen Koͤrperſchaft an⸗ 
drerſeits erſchoͤpft. 

e. Das Land als Staat war daher eine Geſammſperſoͤnlichkeit, 
welche fih aus einer anftaltlihen und einer Eorporativen Einheit zufam- 
menfügte. 

Anfangs durchaus als unabhängige und allein für ſich ſelbſt beftehende 
politifhe Mächte nebeneinander geftellt, erkannten und betrachteten fi Lan⸗ 
beöbere und Landſchaft unter dem Einfluß ihres theils feindlichen Ringens 
theils friebliden Zufammenwirkens mehr und mehr als die Glieder eines 
fie beide umfaßenden weiteren und höheren Verbanbeg. Sie behielten freilich 
ihre eigne und geſchloßene Perfönlichteit für ihre befonderen Angelegenheiten 
bei: für die hoͤchften und allgemeinften Beziehungen aber erfchienen fie nun 
als Träger und Glieder des über ihnen beiben fiehenden Landes und das 
Land als eine von ihnen beiden verſchiedene Perfon. An die Stelle ſubjek⸗ 
tiver Eingelverhältnige zwifchen den Fürſten und den Ständen trat nun ine 
weit, als es fih um das orgamifche Lebensgeſetz der Landesperfoͤnlichkeit han⸗ 
delte, eine objektive Norm, und ber Begriff einer Landesverfaßung entftand. 
Landeöherr und Landſchaft konnten nach wie vor in Bezug auf ihre politifche 
Sondermadit in voͤlkerrechtlicher Wetfe ihre beiberjeitigen Individnalwillen firei- 
tend gegeneinanberftellen und vertragemäßig binden: foweit es fi aber nm das 
Landesverfaßungsrecht als ſolches handelte, waren der Sache nach ihre Strei- 
‚ tigleiten ein. innerer Zwieſpalt und ihre Vereinbarungen ein einheitlicher 


a Tee Bad u & 


\ 
4 


vu 


“ 


am 


\4 


27 » 


ver 


“WW 


5 35. Der Staatsbegriff. 859 


Willensakt des Landesftantes felbft. Landesherr und Landſchaft fanden ferner 
nah wie vor in ihrem Sonderintereffe das nächfte Ziel ihrer Thätigkeit: 
darüber hinaus aber gab es jegt ein Gebiet, auf weldem beide zur Thätig- 
feit für das öffentliche Landeswohl im Sinne des Staatswohls berufen 
waren. Beide hatten auf Grund ihrer bejonderen Berfaßung ihre eignen 
Angelegenheiten in eignem Namen zu verwalten: zugleich aber wies ihnen bie 
Landesverfaßung beftimmte ftantlihe Funktionen zu, bei deren Crfüllung fie 
das Land als ſolches zur Darftellung brachten. Es gab nun eine Landes⸗ 
gefeßgebung, eine Landesregierung, einen Landeshaushalt, in Bezug auf welche 
bald Fürſt und Stände zufammenwirken mußten, bald biefen oder jenem be 
ftimmte Befugniße einfeitig zuftanden. 

Das Land als eine fo aus: zwei Gliebern beftehende Perſon war ein 
wirfliher Staat. Unendlich viel fehlte freilich im Leben an ber vollen 
Verwirklichung der Konjequenzen des Staatöbegriffs: aber der Staatebegriff 
als folder war vorhanden und die Richtung auf feine Durdführung im 
Leben unverkennbar. Die Lanbesperjönlichleit war ein über Land und 
Lenten zu lebendiger und felbftänbiger Einheit verkörperter hoͤchfter Allge- 
meiuwille. Nah außen ſchloß fi das Land in finatliher Weile gegen 
anbre Länder und gegen das Reich felbft ab, in welchem letzteren die Land⸗ 
faßen mittelbar wurden unb bas Land immer mehr zu einem jelbftändigen 
Regierungs-, Rechte» und Gerichtskoͤrper (wobei auch hier wie in den Städten 
privilegia de non evocando und bald fogar de non appellando eine Rolle 
fpielten) emporwuchs. Nah innen aber wurde das Land als. Staat bie 
Duelle einer einheitlichen Gefeßgebung, eines mehr und mehr zufammen- 
hängend georhneten Gerichtsweſens und vor Allem einer öffentlichen Landes⸗ 
verwaltung. Wenn auch die Geboppeltheit des Kriegsweſens, bes Steuer 
weſens und bes ganzen Haushalte zum Theil fortbeftand, fo gelangte doch 
barüber allmälig die Einheit des Landesheeres, der Landesſteuern, des Landes 
vermögens, der Landesſchulden u. |. w. zum Bewußtjein und zur Ericheinung. 


Nur die Verwaltung fhien noch getrennt. Wie in den Städten ſchloß fi 


dann auch hier an die Erzeugung der Staatsidee die Umbilbung der Rechts. 
ibee an, indem das Gefeß über die Rechte trat, das fogenannte Territoriali⸗ 
tätsprincip durchdrang und die Scheidung von äffentlihem unb privatem 
Recht begann. Die Landeshoheit felbft wurde als äffentlihe Gewalt in 
immer weiterem Umfange ber. willfürlichen Veräußerung und Theilung und 
dem Privaterbrecht entzogen, die Öffentlichen Aemter wurben bes patrimontalen 
Charakters entkleidet, die gefammten öffentlichen Laften und Pflichten wur- 
ben mehr unb mehr als Ausflug ber politiihen Lanbesangehörigfeit aufge: 
faßt. Kurz, der Staatsgedanke begann nad allen Richtungen Hin bie freilich 
erft in unferen Tagen völlig zu Ende gebrachte Auflöfung des patrimonialen 
Syſtems und feine Erſetzung durch ein öffentliches Landesſtaatsrecht an- 
zubahnen. 


860 Die Uusbreitung bet Körperichaftäbegriffe. 


Das Land war aber Staat in ber eigenthümlichen Form einer Ge⸗ 
fammtperfönlidkeit, die aus der organifchen Berbindung einer am 
ftaltlichen und einer koͤrperſchaftlichen Einheit erwuchs. Es war alfo fein reimeb 
Gemeinweien, wie bie Stadt: fonbern in ihm waren zweierlei verichiedenartige 
Glemente jebes in einer bejonberen Rechtögeftaltung getrennt verförpert umb 
dann erft mit einander verbunden. Im Landesherrn gewann ber Subegriff 
ber von oben und außen ber über Land und Leute gegebenen Orduungen 
einen ſichtbaren Träger unb wnrbe fo zu ber in fich nothwendigen, beftänbi- 
gen unb einheitlichen Anftalt einer Staatsobrigkeit. In der ſtändiſch geglie 
berten und organifirten Landſchaft wurden die non ber Landeshoheit frei ge 
lahenen Bolkafräfte zur Geſammtperſon zufammengefaßt und ftellten jo ein 
fiaatliches Gemeinweien ber. Und erft indem die aus eignem Recht Tonfti- 
tnirte Landesobrigkeit und das anf eigner korporativer Bafis ruhenbe Sanbes- 
gemeinweien fidh bes Weiteren zu einem höheren Orgauismus verbanden, ent- 
ftand die Perjönlichkeit des Landesſtaats. 

Der mittelalterliche Stänbeftant enthielt ſomit eine Ausbreitung bes 
Staatsbegriffs über ein größeres Territorinm. Der Staatebegriff aber erfuhr 
bei diefer Ausbreitung durch bie Verbindung anftaltlicher mit den Zorpora- 
tiven @lementen eine Bereicherung, ohne doch aus dem Rahmen bes beut- 
chen Perjonenbegriffs herauszutreten. Denn die Landesperſoͤnlichkeit trat als eim 
ſittlich freier, aber zugleich fittlich befchränkter Wille in, nicht über das Recht. 
Trotzdem litt diefer Staat an einer inneren Schwäche, bie er nicht zu über- 
winben vermochte. Diefelbe lag in ber Zwieipältigleit feiner Grundlage. 
Das letzte Ziel einer vollkommen einheitlichen Staatsgewalt und eines allge 
meinen und gleichen Staatöbürgerthums Tonnte nur erreicht werben, wenn es 
ben Dualismus der Staatsperfönlichfeit zu überwinden gelang. Wären beibe 
Faktoren des Aandesfinats fich ihrer Aufgabe bewußt und von Gemeinfinn 
erfüllt geblieben, fo wäre vielleiht ber langſame Fortichritt zum modernen 
Staat auf der im Mittelalter gelegten Bafis erfolgt. Seitdem jedoch bes 
alte Landesgemeinweſen nach dem Erlöichen bes Genoßenſchaftsſiuns in flän- 
bifhem und korporativem Egoismus verfnächerte und fi zum Privi⸗ 
legöförper verengte, verzichtete es damit felbft auf die Theilnahme am der 
ferneren Gortbildung des Staatsgedankens und überlieg dieſe mehr unb 
mehr der ihm feindlichen und im Kampfe überall fiegreihen Landeshoheit. 

2. So entftand der rein obrigfeitlihe Staat, in weldem aller 
ſchoͤpferiſche Sortichritt vom Laudesherrn ausgieng, bie Landſchaft aber faft 
nur noch als ein anomales Hemmmiß ber ftaatlichen Entwicklung erfchien, 
bis zuletzt die Landesobrigkeit fi zur alleinigen Trägerin des Gtaatt- 
begriffes erhob und den ftänbifchen Körper von jeder Mitträgerichaft abe 
drängte. 

Der obrigkeitliche Staat war ein zur Perſon verkoͤrperter hoͤchſter Allge⸗ 
meinwille. Seine Perjönlichkeit aber lebte einzig und allein in ber obrig⸗ 
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feitlihen Beranftaltung, beren fihtbarer Träger der Landeöherr war. Der 
Staat war daher identiſch mit der Staatsobrigkeit. Was von politifchem 
Recht etwa noch bei einem ftändifchen Körper verblieb, dad waren Ausnahme- 
befugniße, die eine für das Weſen bes Staats unerhebliche privilegiirte Korpo⸗ 
ration aus bejonderen und zufälligen Titeln befaß. 

Diefer Staat war daher fhlehthin Anftaltsperfon. Er war ein 
bem Bolfe durchaus trandcendenter, von oben und außen ftammender, nad 
Eriftenz und Lebendform von jedem Gemeinwillen unabhängiger Alleinwille. 
Es gab in ihm Feine die Baſis des Staatöwillend bildende Bürgerſchaft, 
fondern nur eine von frembem Willen als willenlojeg Objekt ergriffene 
Unterthanenſchaft. Das Torporative Princip hatte in ihm hoͤchftens als 
das Gefäß für die politifhen Sonderrechte privilegiirter Unterthanenflafien 
eine Stelle, war aber bedeutungslos für das Weſen des Staates als ſolchen. 

Die rein anftaltliche Natur bes neuen Staates ſchloß es nicht aus, daß 
auch er innerlich wie äußerlich dem älteren Stabtftant Vieles entnahm. Aber 
er führte ſchlechthin nur bie einheitliche und in nichts bie gemeinheitliche 
Seite des Stabtbegriffes fort. Und wenn er infoweit im Rahmen bes 
deutichen Perfonenbegriffes blieb und als fittlich « gebundenes, in fi be⸗ 
ſchränktes und verpflichtetes Weſen nach wie vor im Recht ftand, fo fuchte 
er nicht felten darüber Kinaus in Anlehnung an römifdh-Tanonifhe Be⸗ 
geiffe als ſchrankenloſer und pflichtenlofer Wille fih über das Recht zu 
ftellen. 

Immerhin jeboch blieb felbft in ber fhärfften Durchführung bes obrig- 
Teitlihen Lanbeöftants ber deutſche Perfonenbegriff mächtig genug, um bem 
dauernden Sieg eined fremden Stantsbegriffee zu hindern. Der Gebanfe 
des Nechteftants gieng niemals völlig unter. Und fo Tonnte ber Neubau 
unferer Tage an altnationale Rechtsbegriffe anknüpfen. Indem wir ben 
modernen Berfaßungeftant errichteten, übernahmen wir vom abfoluten Staat 
bie mühlam errungene Einheitlichleit des Staatsweſens, legten aber von 
Nenem die eine Seite dieſes Staatsweſens in das genoßenſchaftlich organifirte 
Bolt zurück. Auch unfer Staat aljo beruht glei dem mittelalterlichen 
Lanbesweien auf ber Zuſammenfaßung anftaltlich-obrigkeitlicher und gemein- 
heitlich⸗ volksthümlicher Elemente zu einer höcften Rechtsperjönlichkeit. Aber 
was ehemals in zwei getrennten Bildungen organifirt und dann erſt Aufer- 
ih verbunden war, ift heute in unlößliher Verſchmelzung und gegemfeitiger 
Durchdringung zu einem einheitlichen Organismus mit ungetheilter Perſoͤn⸗ 
lichkeit geftaltet. 

VL Weber den Xerritorien ſtand zu allen Zeiten das Reich als 
Ausbrud ber deutſchen Geſammiſtaatsidee. Wie fih ſchon früher ergeben 
bat 75), wurde auch das Reich bereits im Mittelalter als ideale Geſammt⸗ 


15) Bol. Th. 15 48 m. 62, ſowie oben $ 20. 
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perjönlichkeit erfaunt. Allein. wenn der Idee nad hiermit bas eich zu 
einem für fich beftehenden beutichen Staat erhoben war, fo ähnelte es bod 
in der Wirklichkeit weit mehr einem halb völferrechtlichen Bunde als einem 
föberativen Staat. Jedenfalls erfuhr die ſtaatliche Seite ber Reichöperfön- 
lichkeit keine Sortbildung, von allen für ben neuen abfiratten Staatsbegriff 
charalteriſtiſchen Fortſchritlen wurde nicht Einer am Reiche vollzogen, und es 
fehlt jo dem Reiche eine eigentlih reale Bedeutung für die Geſchichte bes 
mobernen deutſchen Staatsbegriffs. In immer fteigendem Maße übernahmen 
die Landesſtaaten die thatſächliche Durchführung des Stantögedantens, wäh- 
rend das Neich für fie ſchlechthin nur theils als äußere Schranke, theils als 
Mittel der eignen Sonberzwede in Betracht kam. Das Neid wurbe endlich 
zu einer bloßen Staatenforporation, beren Auflöfung erft die letzte Füllung 
und Abrundung bes Staatöbegriffes bewirkte. | 

So hat aud das wiebererftandene deutſche Reich dem alten Reiche nur 
die traditionelle Grundidee eines dentſchen Gefammtitaats entnehmen können. 
Im Uebrigen aber bat die neue Reichsidee ihren pofitiven Inhalt nicht aus 
der alten Reichsidee, ſondern lediglich "aus ber zuvor im Landesſtaat ent- 
widelten Stanttidee zu fchöpfen vermocht. Das neue Reich ift daher aud 
feine Fortſetzung des alten Reiches, deſſen für immer untergegangene Perjön- 
lichkeit etwa wieberbelebt worden wäre: es iſt vielmehr eine neugeborne 
Staatsperfönlichleit unferer Tage, welche mit ingendlicher Kraft diefelbe 
Aufgabe, die das alte Reich nicht zu Löfen vermochte, zu Iölen unterninmmt. 
Was das alte Reich nur in der Idee geworben ift, das will das neue in 
Wirflichkeit fein: die ftaatliche Perfonifictrung bes deutſchen Volks. 


8 34. Der Semeindebegriff. 

L Gemeinde im heutigen Sinn ift ein für ſtaatliche Zwede auf 
einem Theile bes Staatsgebietes beftehender Zwangdverband, welcher eine 
zwiſchen der hoͤchſten Allgemeinheit und ben einzelnen Sntivibuen mitten inne 
ftehende eigene Perjöulichkeit hat. 

Eine Gemeinde in biefem Sinne gab ed vor der Ausbilbung des Koͤr⸗ 
perſchaftsbegriffs nicht. Vielmehr gab es zwar Berbände, welche die Funk⸗ 
tionen der Gemeinde thatjächlich erfüllten: allein das Gemeinbliche an ihnen 
war mit den umnentfalteten Keimen bes Staates einerſeits und mit ben ver- 
mögensgenoßenfchaftlichen Verhältnißen ber alten Wirthſchaftsgemeinſchaft 
andrerſeits untrennbar vermijcht. Und ber Gemeindebegriff als folcdher war 
noch durchaus in dem alten Genoßenſchaftsbegriff Intent. 

Seitdem indeß ber Körperihaftsbegriff entftanden und auf ber oberften 
Stufe zum Staatöbegriff gefteigert war, Tonnte auch ber Gemeinbebegriff 
nad verjchiedenen Richtungen bin mehr oder minder rein zum Bewußtſein 
fommen. 

J. Zunächſt war die Stabt als Ganzes ein geichloßenes Gemein 
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weien, welches mit feinen ftaatlihen Funktionen zugleich die Funktionen 
der heutigen Stadtgemeinde erfüllte. Inſofern waren bier zwar Staat und 
Gemeinde noch nit von einander gelöft, wol aber war durch die Ent- 
widlung der Stabi zum rein politifchen Gemeinweſen mit dem Stantöbegriff 
zugleih ber Gemeinbebegriff ans ben Banden des alten agrariſchen Ge⸗ 
noßenſchaftsrechtes befreit. Und als fpäter bie Stabt ihre ftantlichen Auf- 
gaben an den umfaßenteren Landesverband abgeben mußte, da blieb Alles daß, 
was in der Stadt für ben Staatäbegriff gejhehen war, für ben Gemeinde⸗ 
begriff bebeutungsvoll. Denn es war biefelbe Stadt, weldde nun als Stabt- 
gemeinde fortlebte und in ihrer Torporativen Perfänlichkeit alle diejenigen po- 
litiſchen Funktionen beibehielt, welche nicht der Landesſtaat in die eigne 
Dand nahm). 
II. Die Stadt aber glieberte fi regelmäßig in politifche Theil- 
Törper, welde als Zwijchenverbände zwifchen dem ftädtiihen Gemeinwefen 
und feinen einzelnen Bürgern eine befondere Gefammtperjönlichkeit batt n. 
Da diefe Körperichaften zugleih Glieder des Stadtftants und politifche Ge- 
meinwejen für fih waren, brachten fie von vornherein innerhalb der Stadt 
ben Gemeinbebegriff oder doch beftimmte Seiten besjelben zur Ericheinung. 
Am nächſten dem heutigen Gemeindebegriff ftanden die örtlidhen 
Unterverbände ber Stadt, infofern fie ſich Eorporativ geftalteten 9) 
Denn fie waren der Stabt analoge engere Gebietäförperfchaften Doch ber 
hielten fie einerſeits von ihrem ſehr verjchiedenartigen Urjprunge ber zu 
viel lokale Beſonderheiten bei?), und giengen andrerſeits der Negel nad 
zu früb in ganz unfelbftändigen Bierteln oder Stadtbezirken unter *), als 
bag fie fih zu Trägerinnen eines leitenden Gedankens hätten erheben können. 
Dagegen waren bie Perfonalfdrper, in welde die Bärgerichaften in 


1) Charakterifttich if, wie in ben feltenen Fällen, in benen Städte als 
Unterverbände von korporativen Randesgemeinweien erfchienen, ſofort eine weit 
größere politifche Abhängigkeit der Stabt vom Randesftant hervortrat, als Died 
um diefelbe Zeit bei Landftädten innerhalb ber noch nicht vollkommen ftaat- 
lich konſtimirten landesherrlichen Xerritorien ber Fall war. Go bei den 
frieſiſchen Stäbten; vg!. die Beftätigung ber Appingadamer und Franeker Statuten 
durch die Landesgemeinden b. Richt hofen 295 f. u. 478 f., bei. aber die Ableitung 
ber ftädtifchen Gerichtsbarkeit aus ber Landesvollmacht ib. 559 f. u. 478 $ 1. 

9 Bol. Th. 15 35 u. oben 5 26 N. 50 u. 8 30 N. 81. 

3) So laßen fi die bloßen Parochien, Wachten, Viertel, Heimfchaften mancher 
Städte, die aus alten Mark- oder Hofgemeinden hervorgegangeuen Burſchaften, 
Nachbarverbände u. |. w. anderer Stäbte, bie blos foederirten Weichbilde, Vorſtädte, 
und Doppelfläbte an andern Orten, und dann wieder bie Subengemeinben und 
Indeaviertel kanm ohne Zwang unter einen gemeinfamen Gattungsbegriff ſub⸗ 
fumiren. 

9) Bgl. Th. 18 59 A, 
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ihrer Blüthezeit fich meift glieberten, zwar feine wirklichen Gemeinben. 
Denn es fehlte ihnen bie territoriale Grundlage, fie behielten vielfach den 
Gharakter gewilllürter Berbände, unb bas in ihnen enthaltene politiiche Ele⸗ 
ment war mit berufs- und wirthichaftsgenoßenfchaftlichen Elementen verwoben 
und wurde nur zum Theil und ungleichmäßig dergeftalt verfelbftändigt, daß 
rein politifhe Körper barans bervorgiengen. Allein foweit fie ſtaatliche 
Funktionen zu erfüllen hatten, brachten troßbem bie Gilden, Zünfte, Aemter, 
Gaffeln, Geſellſchaften und fonftigen bürgerlihen Genoßenſchaften keftimmte 
Seiten det Gemeindebegriffs zu ſcharfer Ausprägung. Denn fie ftellten ſich 
ber Gefammtbürgerfchaft gegenüber als Unterbürgerfchaften, der ganzen Bür⸗ 
gergemeinbe gegenüber ald engere oft aud jo benannte „Gemeinden“ bar, 
welche zugleih Glieber im Organismus bes ftäbtifhen Gemeinweſens und 
für fi beſtehende engere Gemeinweien mit eigner politiider Macht⸗ 
fphäre waren. Und in dem Zuge bes ftäbtiichen Gemeinweiens, trotz 
feiner engen Grenzen unb feiner centralifirenden Tenben: fi auf moͤglichft 
jelbftändige Torporative Glieder zu bauen, trat berfelbe Teitende Gedanke deut- 
her Staatsbildung hervor, weldyer noch immer wieder ben Gemeinbebegriff zu 
lebensuoller Seftaltung geführt bat). 

IV. Soweit fih Landgemeinden ausnahmsweiſe zu politiſchen Orts- 
gemeinwejen nach Analogie der Stäbte erhoben, vollzogen aud fie mit ber 
forporativen Umgeftaltung zugleich die begriffliche Loslöfung des politiichen 
ÖOrtöverbandes von der vermoͤgensrechtlichen Wirthſchaftsgenoßenſchaft. Auch 
fie baber wurben, fobalb fie fi Höheren flantlichen Verbänden einglieberten, 
zu politiiden Ortsgemeinden von eigner Torporativer Bebeutung ®). 

V. Dasielbe gilt von allen größeren Bezirksgemeinden, welde 
durch Umbildung alter gerichts. oder amtögenokenfchaftlicher Verbände ober 
durch Nengeftaltung irgend einer Art zu politiihen Koͤrperſchaften wurben. 
Als Aemter, Gerichte, Pflegen, Thäler, Kirchfpiele, Kreife u. |. w. Tonnten 
fie mit der Eigenſchaft, Theile eines politiihen Ganzen zu fein, bie Eigen⸗ 
ſchaft Torporativer Kreis- oder Bezirksgemeinweſen von mehr ober minder 
felbftänbiger politifher Bedeutung verbinden 7). 

VI ber aud bie forporativen Glieberungen der poli- 
tifhen Sinungsverbände, ber Bünde und Landfrieden, ber Eid- 
genoßenſchaften und Geſellſchaften, ber Nitteridhaften und ber fländiſchen 
Körper überhaupt brachten beftimmte Seiten des Gemeindebegriffs zur Ex 
fheinung. Denn fie alle fiellten fih mit eigner politifcher Perfönlichkeit nicht 
nur als Glieder des Ganzen, fondern zugleich als felbftändige engere Gemein 
weien zwifchen den Gejammtverband und defien Glieder. Und fie alle dokun⸗ 


6) Bol. Th. I 8 86-88 u. oben 8 80 N. 13—39. 
©) Bel. Th. 1 ©, 631—688 u. oben ©. 448456. 
7) Vol. Th. 1 ©. 597-530 TB1f. 
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mentirten die durchgehende Neigung bes politifchen Koͤrperſchaftsweſens der 
Deutihen, jeden höheren und weiteren Organismus ans Iebensvollen und in 
fi jelbft organiſch Eonftituirten Gliedern zufammenzufügen. 

VI. Soweit nun hier überall der Gemeinbebegriff zum Bewußt⸗ 
fein und zur Darftellung gelangte, erichien er zunächft durchaus als eine be⸗ 
fondere Anwenbung bes beutichen Körperichaftöbegriffe. Die Gemeinte war 
eine Körperfchaft, welche fi von andern Körperihaften einmal durch ihre 
territoriale und natürliche Grundlage und durch ihre politischen Zwecke und zwei⸗ 
tens durch ihre gliedmäßige Sinfügung in ben höheren Staateverband unterſchied. 
Aber fie blieb eine Körperfchaft mit einer ihr felber entftammenden Gefammt- 
perjönlidhkeit und war für ihre Glieder eine zur Perfon geworbene höhere Allge- 
meinheit, welche in einer Reihe von Beziehungen deren Stellang zur hödhften 
Allgemeinheit vermittelte Sie war ein ber Geſammtheit immanentes unb 
doch jelbftändiges Gemeinweſen, welches fein beſonderes Leben für fich 
hatte, darüber hinaus aber das abhängige Glied eines höheren Gemeinweſens 
bildete. 

VID. Diefer Gemeindebegriff wurde fpäter von oben ber mannichfach 
mobdificirt, ja bei den Landgemeinden, welche zum größten Theil erſt durch 
obrigkeitlihe Schöpfung zu politifhen Ortögemeinden wurden, fowie bei den 
meiften umfabenderen Gemeinbeverbänben von vornherein durch einen anderen 
Gemeindebegriff erſetzt. Denn im Sinne bes obrigkeitlihen Staats war bie 
Gemeinde als politifcher Verband eine bloße Staatsanftalt, mit der fich nur 
für privatrechtlide Zwede eine Torporative Organijation verband. Allein 
ganz untergegangen ift der Torporatine Gemeindebegriff nie, bis in un- 
jerer Zeit auch er in verjüngter Geftalt zu nenem eben wiebergeboren 
worben ift. 


8 86. Der Genoßenihaftsbegriff. 

1. Der Begriff der Genoßenſchaft im Redtöfiune muß jeit ber 
Einführung des Körperjchaftsbegriffes in das beutfche Leben in zwei Bezichun- 
gen anders und enger als vorher gefaßt werben. 

Einmal nämlich entſcheidet fich jest für jeden genoßenſchaftlichen Ver⸗ 
band die bis dahin offene Frage, ob er ein beſonderes Rechtsweien für ſich 
ober ob er ein bloßes Rechtsnerhältniß zwiſchen einer Perſonenmehrheit tft. 
Nur im erfien Fall darf man jet noch techniſch von einer „Genoßenſchaft?, 
im zweiten Fall hödhftens von einem genoßenſchaftlichen Gemeinjchafteverhält- 
niß reden. Die Genoßenſchaften alter Art fallen nun alſo in (forporative) 
Genoßenſchaften neuer Art und bloße genoßenſchafiliche Redhtsgemeinichaften 
auseinander (vgl. $ 36). 

Zweitens loͤſen fich von den übrigen genoßenſchaftlichen Verbänden all- 
mälig Staat und Gemeinde ab. Auch fie beruhen nun zwar in ihrer kor⸗ 
porativen Geflitungsform nof genoßenſchvaftlicher Grundlage, aber fie find 
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zugleih mehr als _:oße Genoßenſchaften. Sie treten daher als beſondere 
Körperichaftegattungen hervor und laßen für ben Genoßenſchaftsbegriff im 
techniſchen Sinne nur die übrigen Körperihaften zurüd. 

Der Genoßenſchaftsbegriff ift alfo nunmehr der Gattungsbegriff für die- 
jenigen beutjchrechtlichen Körperichaften, welche nicht Staat oder Gemeine 
find. Er ift mithin im Verhältniß zum Körperfchaftsbegriff ein Artbeyriff. 
Und zwar tft er erſtens ein Ausdrud für die beſondere Geftalt, welche ba 
deutfche Recht im Gegenſatz zu fremden Rechten dem Körperihaftebegriff ge 
geben hat. Zweitens aber ift er ber beutfchrechtlihe Körperfchaftäbegriff nur 
infoweit, als defien mögliche Steigerung zum flaatlichen oder gemeindlichen 
Gemeinweſen außer Betracht bleibt. Dabei ift jedoch zu beachten, daß, weil 
das Gemeinwefen nur eine potenzirte Genoßenſchaft ift, auch im ihm ber 
Genoßenſchaftsbegriff als das Geringere enthalten ift. Insbeſondere ift daher 
mit dem ftäbtifhen Gemeinweſen bereits ber korporative Genoßenſchaftsbegriff 
gegeben, indem er fich als ein pofitiver Rechtsbegriff von beftimmtem Suhalt 
einfach dadurch herftellen laßt, daß der Stadtbegriff ter durch die ftant- 
liche und zugleich gemeinbliche Natur Hinzugetretenen Merkmale entkleibet wirt. 

Der fo gewonnene Rechtsbegriff verwirklicht fih nun in einer Fülle der 
verjhiedenartigften Winzelgeftaltungen und offenbart in teren mannichfachen 
Berzweigungen und Nüancirungen feine außerorbentlihe Dehnbarkeit. Ueber⸗ 
all jedoch bleiben dabei gewiße einheitlihe Grundgedanken gewahrt, die in 
den Kiefen bes nationalen Rechtsbewußtſeins wurzeln. Deshalb ftellt fich 
bem alten Genofenjchaftsrecht gegenüber der neue Genohenfchaftsbegriff nur 
als der von einem vorgefhrittneren Bewußtſein bei verwidkelteren Lebensver⸗ 
bältnigen naturgemäß vollzogene Fortſchritt der Abftraftion einerfeits und 
Ihärferer Differenzitrung andrerfeits dar. 

Wie im Einzelnen bei den verfchievenen Verbaubsgattungen, bei Gilden, 
Zünften und Brüderſchaften, dem hochadligen Haufe, den Geſchlechtsverbaͤnden 
mancher Gegenden, ben Deicdhverbänten, ben mancherlei Berufsgenogenichaften 
und Gelellihaften, den von der politiihen Gemeinde abgetreunten Agrar- 
genoßenihaften, den Vermögens und Erwerbögenokenfchaften u. |. w. ber 
Körperjhaftöbegriff in feiner genoßenſchaftlichen Form allmälig zum Bewußt⸗ 
fein. kam unb umgeftaltend wirkte, bebarf hier Feiner Darftellun. Im Gan- 
zen wiederholten fi hier überall beftimmte einzelne Seiten ber großen &e- 
jammtentwidlung, durch welche wir die Stadt zur Körperfchaft werben fahen. 
Die Reiultate aber, welche biefe Entwicklung hatte, find in den wichtigften 
Beziehungen noch fo fehr die Grundlage des heutigen Rechts, daf ihre nähere 
Analyſe in das geltende Genoßenſchaftsrecht gehört. Wir begnügen uns 
baber hier, die allgemeinen Merkmale und bie Hauptunterſcheidungen des 
Genoßenſchaftsbegriffs, wie er und in den rein nationalen und vom fremden 
Recht noch unbeeinflußten korporativen Geftaltungen fertig entgegentritt, zu⸗ 
fammenzuftellen. 
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II. Zunädft lag der Eriftenzgrumd jeder beutfchen Genoßenſchaft 
in ihr ſelbſt. Sie trat wie jeber Einzelne als ein aus ih und um 
feiner felbft willen lebendes, mit eignem Willen begabtes, fittlich - freies 
Weſen in das Recht, um von dieſem als Rechtsweſen anerkannt zu 
werben. 

1. Damit war in negativer Beziehung ausgefprochen, daß ber Eyi- 
ftenzgrund der Genogenjhaft nicht in etwas anper ihr lag. Anfchaunngen, 
wie bie von dem Erforberniß einer allgemeinen oder befonderen Jukorporation, 
von ſtaatlicher Verleihung. einer Fünftlihen Perſoͤnlichkeit, von der Nothwen⸗ 
digfeit beſonders zugeftandener Korporationsrechte u. f. w., waren bem bent- 
ſchen Recht völlig fremd. Keineswegs jedody war bansit geſagt, daß jede 
fremde Macht über die Genopenfchaftseriftenz ausgefhloßen war. Nur wurbe 
die Genoßenſchaft zunächſt als durch fich beftehend geſetzt unb dann erft 
höherem Willen unterworfen. Möglih war es baber, daß beftimmte Ge⸗ 
noßenihaften, 3. B. Gilden und Zünfte in ben Städten, einer Beftätigung 
oder Anerkennung bedurften; daß ſolche Beftätigungen felbft in ber Form 
förmlider Statutenverleigungen erfolgten; daß unter beftimmten Berans- 
fegungen eine Genoßenſchaft ftaatlich verboten oder aufgehoben werben Tonnte, 
wie ja aud die Einzeleriftenz dem ftantlichen DVernichtungsrecht unterliegt, 
ohne darum aufzuhören, in fich felbft zu beruben!). Und von ſelbſt verficht 
es fih, daß die Mitwirkung eines höheren Willens erforderlich war, damit 
Genoßenſchaften, zu deren Wejen der Beſitz von Rechten, die fie fi nicht jelbft 
verleihen konnten, wie z. DB. eines Amtes, Gewerberechts, Müngrechts ober 
beitimmter politifcher Befugnife, gehörte, als Genoßenſchaften diefer Art 
entftehen und leben Tonnten?). 

2. Was nun aber ben poſitiven Charalter bes rundes einer Ge- 
noßenſchaftsexiſtenz angeht, fo trat jegt der wichtige Unterjchieb geworbener und 
gewillkürter Körperjchaften hervor. 

Bei den gewordenen Genofenfchaften war die einheitliche Eriftenz 
bes Verbandes eine natürlich oder geichichtlich gegehene Thatſache. Der freie 
Wille ſetzte nicht das Ob, fondern nur das Wie der Verförperung jener Ein- 
beit in ber Vielheit. Er trat nicht fhöpferiih, jondern nur geftaltgebend 
auf. Wie dies hei Staat und Gemeinde der Fall war, fo war es bei allen 
von ihnen abgelöften oder nicht mitergriffenen hiſtoriſch⸗politiſchen Gemein- 
ſchaften Eorporativer Art, 3. B. bei ben verjelbftändigten Markgenoßen- 
ichaften, den Dei. unt Sielverbänten, vielen politiſchen Körperichaftu, 
ber all. Ebendahin aber gehörte die Torporative Geftaltung einer natür- 
lich gegebenen Familieneinheit, wie fie im hoben Abel und auch fonft mit- 
unter vorkam. 


1) Bol. Th. 1. 864 NR. 22 u. 874—876. 
9 Bol z. B. Th 1. 190 f. 247 f. 847. 859 f. 
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Bei den gewilllürten Genoßenſchaften dagegen war bie geſammte 
Berbandseriftenz eine frei gewollte. Gin fchöpferiicher Willentakt rief hier 
bie- Körperfchaft als ſolche ins Leben. Eine fi frei vereinigende Geſammi⸗ 
beit, bie ihre Bereinigung ebenſo gut hätte unterlafen Tönmen, ſetzte fich ſelbſt 
als ein von nun an in beftimmten Formen lebendes Einheitsweſen. Grunb- 
iypus aller Genoßenſchaften diefer Art war bie Silbe. 

Geworbene und gewilltürte Genoßenſchaften giengen nun freilich im 
Leben vielfach in einander über. Es Tonnte zweifelhaft fein oder werben, ob für 
ein hochadliges Haus ein beftimmter Hausvertrag *), für einen Deichverbaub 
eine Ginnng *), für einen politifcden Zwangelörper ein Bundesvertrag*) blos 
geitaltgebender oder vielmehr begrüudender Alt jei. Bei gewillfürten Ge⸗ 
noßenfchaften konnte umgekehrt ber Urfprung fi) verwiichen und eine Reihe 
von Merkmalen zwingender und bauernder, natürlich erwachjener Gemein- 
weſen ſich einftellen, wie dies 3. DB. bei den Gilden und Zünften feit ihrer 
Einfügung in die Stabtverfaßung, bei Ritterfchaften, Stänbeförpern n. j. w. 
geihah. Und mande Verbände Tonnten in kaum beftimmbarer Weiſe 
zwiichen Gildenatur und Gemeintenatur ſchwanken, wie fo viele‘ Danfen, 
Kaufmannsgilden und Nieberlaungen im Auslande ?), bie Subengemeinden®), 
die Kölner Banerbänfe®) u. |. w. 

Alle'n dadurch wurde ber principielle Gegenfah beider Begrünbungsarten 
einer Genoßenſchaft nicht berührt. Diefer Gegenfaß vielmehr, welcher etwa 
bem Gegenfaß von gewohuhbeitörechtlicher und autonomiſcher Satzung ent- 
ſprach, ift ſeitdem begrifflich ftets feftgehalten worden. Und es war von ber 
vorragender Wichtigkeit, daß das beutfche Recht, fobalb es einmal ben frei 
ſchaffenden bewußten Willen neben dem natürlichen Wachsthum anerkannte, fofort 
in beiden die mögliche Duelle einer genoßenſchaftlichen Gefammteziftenz fand. 
Bon vorn herein trat dadurch mit dem Körperichaftebegriff auch ber Begriff 
eines Eonftituirenden Altes in das Bewußtfein und in das Leben. Und 
Marer noch als bei ben anf einer natürlichen ober hiſtoriſchen Thatſache be⸗ 
rubenden Berbänben wurde e& bei ben gewillfürten Genoßenſchaften, baß ber 
Sriftenzgrund einer bentichen Genoßenſchaft in ihr felbft lag. 


2 Vgl. Th. 1. 416 f. Die Banerngeichlechter Ditmarfens umb bie 
Fehmarns nahmen far burchans gildemäßige Form unb Ratur an, vgl. ib. au 
n. 412. 

* Th. IL 614 9. 101. 

5) Bol. oben $ 88. 

6) Bel. Th. I. S71f. m oben 3 38. 

N) Bel. Th. 1. 349 f., bei. 364 u. 866. 

8) Th. I. 887—889. 

) Th. I. 866. Sie ftellten ſich ale wirthſchaftliche Markverbände dar, welche 
fig zunftmäßig Eonftitnirt hatten. 
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Der Unterſchied des Begrünbungstitels bringt dann auch in Bezug auf 
bad fernere Leben ber Körperihaft Unterſchiede hervor. Darin freilich 
fiehen, ſobald einmal die Körperichaft als ſolche eriftirt, beide Fälle gleich, 
bag von nnn an die Torporative Eriftenz jedem Individualwillen gänzlich 
entzogen und durchaus in bie Sphäre eines höheren Gemeinwillene verlegt 
ift, weldier dem fubjeltiven Belieben ver Einzelnen gegenüber fi als Aus- 
drud einer objektiven Nothwendigkeit darftell. Allein die Macht bes Torpo- 
rativen Gemeinwillens über fi ſelbſt ift Teineswege immer eine gleiche. 
Und in diefer Beziehung ift wiederum bei der gewillfürten Genoßenſchaft ber 
verfaßungsmäßig fi) offenbarende Genopenfchaftewille regelmäßig freier ge- 
ftellt als bei der geworbenen. Allerdings ergibt ſich nicht ſchon aus einem 
biefem Unterfchied entfprechenden allgemeinen Princip, ſoudern erft aus ber 
befonderen Verfaßung der Genopenihaft das Nähere darüber, ob und in 
welchen Sormen der Torporative Wille die eigue Briftenz mobdificiren ober zer- 
ftören Tann. 

II. Die Zufammenfegung der deuntſchen Genoßenſchaft beruhte 
ftetS anf ber Herftellung eines organiſchen Körpers aus den verfafungsmäßig 
von ben verbundenen Sndivibualitäten abgetrennten Elementen. Jede Ge⸗ 
noßenſchaft ſetzt fih alſo aus einer Mehrheit von Perfonen zuſammen, bie 
mit beftimmten Stücken ihrer Perfönlichkeit Theile der Geuobenichaftöperjön- 
lichkeit geworben find. Prineipielle Unterſchiede aber ergeben fi) daraus, ob 
die Perjonengefammtheit das einzige Subftrat ber Körperichaft ift, 
oder ob außerdem für deren Begriff ein zweites Subſtrat objektiver 
Art, eine ſachliche Einheit bes öffentlichen oder bed Vermoögensrechts, als 
weſentlich ericheint. 

1. Ein objektives Subftrat zunächſt ift für ben Begriff ber 
Genoßenſchaft an fih nicht weſentlich; gewiße Genoßenfchaftsarten 
aber ſetzen ein ſolches, das dann wieber fehr verjchiedener Art fein Tann, 
voraus. 

a. Es gibt rein perfonale Genoßenſchaften, welche ſchlechthin nur 
bie natürlihe oder gewollte Einheit einer Summe fo ober jo verbundener 
Perjonen verkörpern. Für eine ſolche Genoßenſchaft find weientliche und be⸗ 
flimmenve Elemente allein die in ihr verfnüpften Willenstheile, während jede 
Macht⸗ ober Bermögensiphäre für fie nur ale Willensobjelt in Betracht 
fommt. Ste ift aljo durchaus nur auf das ſubjektive Subftrat eines Per 
fonenverbandes gebaut, und erft als fertig Tonftituirtes Rechteweſen tritt fie 
an bie Welt der Objekte heran. So war es z. B. bei den eine Gamilien- 
einbeit verförpernden Genoßenſchaften, jowie an fi bei allen Gilden und 
gewillfürten Vereinen). 


0) Alſo das hochablige Hans, bie Torporativen Bauerngeſchlechter und Vetter⸗ 


ſchaften, die urſprunglichen weltlichen Schnutzgilden und geiſtlichen Bruderſchaften, 
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b. Andere Genoßenihaften bagegen berubten gleichzeitig auf einem 
objektiven Subftrat, indem eine beftimmt geftaltete und gegliederte Sad) 
fpbäre zu den unentbehrlichen Elementen gehörte, aut benen fich ihr Körper 
zufammenfeßte. Diefe objektive Einheit mußte bei und mit ber Konftituirung 
der Körperfchaft gegeben fein und ſteckte jelbft in dem genoßenfchaftlichen Or⸗ 
ganismus. Deshalb war dann auch bis zu irgend einem Punkte ber Per- 
fonenverbanb durch objektive Momente bebiugt und beftimmt. 

«. Objektive Subftrat konnte nun zunächſt eine Einheit des dffent- 
lihen Redtes fein. 

Dies war vor Allem bei ben Gebietstörperfhaften der Kal, 
beren territoriale und oͤrtliche Grundlage ben ihr entiprechenden Perjonen- 
verband in weientlichen Beziehungen durchdrang. Wir haben gejehen, wie 
gerade durch die Berjhmelzung einer Gebiets und eimer Perfoneneinheit zu 
höherer Einheit ber Staats- und Gemeinbebegriff vollendet wurden. Achn- 
liches finden wir nun namentlih bei ſolchen Genoßenſchaften, welche an 
Staat oder Gemeinde anlehnten ober beftimmte Funktionen von ihnen ab- 
Iöften, 3. DB. bei Deidh- und Sielachten 11), Iandichaftlihen Verbänden 12), 
Tanfmännijchen Vereinigungen im Auslande 13) und andern dem Weſen ber 


bie Gefellenvereine und SIunungsverbände, bie Reiſegilden, die ritterlihen Geſell⸗ 
ſchaften, Orden n. ſ. w., die Schüben-,, Sanges⸗, echter, Spiellentegilben, vie 
Sölönerinnungen n. |. w. Bol. Th. I. 413f. 410f. 2875. 405. 406 f. 451. 
496 f. 452 f. 445-f. Alle dieſe Genoßenfchaften bebürfen, um zu beſtehen, weber 
eines beſtimmten Vermögens noch einer durch ein Gebiet oder ein Amt geichaffenen 
öffentlichrechtlichen Grundlage. 

29 Bol. Th. 1. 613 f. — Später fielen alle gemeindeähnlichen Berbände für 
befondere Zwede, wie bie Kirchens, Gchulen-, Armen- und BWegegemeinden, unter 
Diefelbe Kategorie. Hente gehören hierher auch die modernen Zwangsgenoßenſchaften 
für Ente und Bewäßerung ober für anberweite Kulturzwede. Bol. ib. 765 f. 

) Bol. oben $ 88. 

13) Schon wegen bes häufigen Wechiele, bes oft kurzen Wufenthalıs und ber 
gleichzeitigen heimifchen @ilbeangehörigfeit der Mitglieder lag es nahe, ben feflen 
Mittelpuntt der trogbem für ben Verein begründeten banernben politifchen und 
Bermögensreihte in dem, was im Anslande fe und unverändert blieb, das Heißt 
eben in bem Hofe, ber Halle oder dem Gildehaue, zu finden. Die gefammte Macht- 
und Vermögensiphäre der Hanfe erſchien daher zunächſt als Zubehör dieſer örtlichen 
Gebietseinheit und erft durch Die Bezuguahme anf die Iehtere erhielt ber unbe 
ſtimmte Begriff der kaufmänniſchen Gefammtbeit die Bedeutung eined Torporativen 
 Berbandes. Deshalb wurde 3. B. bie deutſche Gilde in London, wenn fie als 

Rechtsfubjelt auftrat, technifch „die beutichen Kaufleute von ber Gildhalle in Ronton” 
oder „Die iu London anwefenden Kaufleute, benen das Hand ber Deutfchen in Lon⸗ 
bon gehört‘ genannt. Und ähnlich erfcheint in dem älteren Urkunden und Etatuten 
von Nowgorod der Peteröhof ſelbſt, die curia 3. Petri ober Theutonicorum, als 
Inhaber von echten und Vermögen, ale wollenb und handelnd. Die Gejammtheit 
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Gemeinde nahe ftehenden Genoßenſchaften 4. In allen diefen Fällen liegt 
eine wahre Gebietögenofenfchaft vor. Denn der Verband war hier überall 
an einen beftimmten Bezirk oder Ort dergeftalt gebunden, daß er anderswo 
nicht beftehen Tonnte; dieſe Gebietseinheit war mit dem Genoßenſchaftsorga⸗ 
nismus innerlich verwachſen; die Verbandsmitgliebihaft folgte entweder un- 
mittelbar aus der Gebietsangebörigfeit oder ftand doch mit ihr in einem 
fejlen rechtlichen Zufammenbange; und ſchon äußerlich wurde meift ber Name 
für die Rechtsperſoͤnlichkeit des Ganzen der ‚örtlichen Beziehung entnommen. 
Aud andere Genoßenſchaften hatten freilich ihren räumlihen Mittelpunkt ?5): 
biefer war aber für fie nicht Weſensſubſtrat, fondern ein oͤrtliches Domicil, 
das fo gut wie das Domicil des Cinzelnen nur eine äußere Eigenfchaft der 
Perfönlichkeit begründete. 

Andere Genoßenſchaften, die man ald Amtskörperſchaften zufammen- 
faßen Tann, jegen einen zur objektiven Einheit und zwar in ber Regel unter 
Begriff und Namen des Amtes verjelbftändigten Inbegriff öffentlicher Rechte 
und Pflichten als Subftrat voraus. Solche Genoßenſchaften wurden beſon⸗ 
ders im ftädtiihen Gemeinweien, in dem ja zuerſt ein rein öffentlicher 
Amtöbegriff entftand, entwidelt. An das Amt ald den begriffliden Kern 
einer beftimmten Rechtsſphäre Tonnten fich freilich auch Vermögensrechte in 
dem BVerhältnig fachlicher Zubehörung anfchliegen: die Natur der Geſammt⸗ 
ſphäre aber wurde durch ihren öffentlichrechtlichen Mittelpunkt beftinmt. 
Diefe in fih geichlogene und gegliederte Amtsiphäre nun war nicht etwa 
blos das Herrichaftögebiet einer ohne Rüdfiht auf fie Eonftituirten Genoßen⸗ 
ſchaft: fondern in höherem ober geringerem Grade bildete fie jelbft die be- 
Dingende und beftimmende Grundlage des Perjonenverbandes und feiner 
Gliederung. So war ed 3. B. bei den Schöffenbrüberihaften, den Kölner 


der Genoßen ſteht zu diefem räumlichen Begriff in einem ähnlichen Verhältniß wie 
die Gejammtheit ber Bürger zum GStadtbegriff; fie ift hier wie dort bie Trägerin 
einer das Gebiet in fig mitentbaltenden höheren unfichtbaren Einheit. Bgl. Th. I. 
850 f. u. 3858|. Lappenberg, Stalhof, Urkb. 18. 17 f. (ipsi aut successores 
predictam domum habentes). 20. 53. 54. 179 (teneri et firmiter obligari R. 
8. aldirmanno de L. stilgard London. et fratribus suis, sociis ejusdem domus). 
180. 183, 184. 186. 207. 2üb. Urkb. I. 696. 700. 708, 

) 3. B. bie Jubengemeinden, bie Ditmarjer Geſchlechter, bie bergmännijchen 
Gemeinweien. Bgl. Th. 1. 837 f. 410 f. 442 f. u. oben $ 11. 2. 

15) So hatten bie Geſchlechtergilden ihre Häufer oder Stuben, die Handels⸗ 
gifden ihre Hallen, bie Zünfte ihre Zunfthäufer, nach denen fie oft fogar ben Namen 
führten. Auch war vielfach ein Inbegriff genoßenfchaftlicher Rechte zunächft Zubehör 
biefer Häufer, während umgelehrt beftimmte von ber Gefammtbeit zu ent- 
richtende Abgaben als eine Reallaft darauf Hafteten. Bol. 3. B. dad Kämmerei- 
buch im Lüb. Urkb. DI. 1045 f., wonach die domus pannorum, domus kutero- 
rum u. ſ. w. beftimmte Zinfe zahlen follen. 
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Pfarramtstöirpern und andern Officialenverbänden 1%); fo bei ben politiich 
bevorrechteten Geſchlechtergilden, für welche ein Inbegriff politiicher Funktio⸗ 
nen als ein genobenfchaftlich zu übendes „Amt” das zufammenhaltende und 
den Organismus des Ganzen beftimmende Band war 17); fo bei den auf 
ben Begriff bes Handeldamtes gebauten Kaufmannsgilden 1%); jo vor Allem 
bei den freien Zünften in ihrer Blüthezeit, deren Beitand und Glieberurg 
jo fehr anf der Verwebung eiueb genopenfchaftlihen Arbeittamtes mit 
dem Perjonenverbande beruhte, daß die korporative Perjönlichkeit felbft Namen 
wie „Amt“, „Handwerk“, „Sewerl“ ober ähnlich führen Tonnte 19). 

4. Objektives Subftrat einer Genoßenſchaft Tonnte aber zweitens eine 
Bermögenteinbeit fein. Denn wenn es and vor der Entftehung bes 
Altienvereind eine reine Bermögensgenobenfchaft, d. h. einen durchaus nur 
durch und für ein beftimmtes Sondervermögen eriftirenten Bereinskörper, 
nit gab: fo gab es doch Genoßenſchaften von entfchieten Torporativem 
Gepraͤge, für welche eine in ſich geſchloßene und gegliederte Bermögenseinbeit 
bie nicht fortzudenkende Grundlage war. Eine folde Genoßenſchaft war 
dann zwar mehr als ein blos inkorporirtes Vermögen, aber fie Eounte doch 
ohne ben betreffenten Vermoͤgenskonplex jo wenig beflehen wie eine Ge⸗ 
meinde ohne ihr Gebiet. Das Bermögen war für fie nicht ber einzige 


16) Bol. Th. 1. 266 u. 335 R. 19-26, bei. R. 21, wo fih Belege für bie 
Bezeichnung der Körperfchaftsperfönlichkeit ale „officium parochiae“ ober „das 
ampt‘‘ finden; ferner oben $ 11 R. 16. 

m) Bol. Th. 1. 341 f. m. oben $ 11 N. 15, bei. Über bie Nicherzeche, deren 
gefammtes Torporatived Recht als ein „Amt mit Zubehör an Rechten, Renten unb 
SGefällen” benannt unb behaubelt, bie aber ebenfo felbft in ihrer korporativen Gin- 
beit ale „Amt“ bezeichnet wird, fo daß 3. ®. dem Amte Treue gefchworen, Gehor⸗ 
fam gejchuldet, etwas geleiftet oder gezahlt werben ſoll. 

0) Bol. TH. I. 847. 

19) Bol. Tb. I. 248 f. u. 359 f. u. oben 8 11. ben fo wie ber Name der 
„Stabt”' zum Ramen des Gemeinweſens wird, heißt bie Bunftperfönlichkeit wielfad; 
offcium, opus, artificium, amt, handwerk, gewerk, lehen u. ſ. w.; vgl. Th. L. 
859 N. 5 m. unten. Wie aber in dem Begriff der „Stabt” nunmehr auch bie 
Bürgergefammtheit enthalten if, fo faßt man nun auch bie Genoßengeſammtheit 
als Umt oder Haubwerk zufammen, fpricht von einem „gemeinen“ ober „gefamm- 
ten” Amt ober Handwerk, überweift Wein ober Bier „oflicio ad bibendum“ 
u. ſ. w. 3.8. Bellebung b. Mone XYVI 136: das antwerk gemeinliche; 
Boehmer 649 u. 667: der zunfften adir hantwerken; Wehrmann 246 
N. 51: wy kannenghetere tho Lubeke alsoe dat gantze ammet; ebenjo 1896 
ib. 874. Umgelehrt geht aber auch ber Name bes perfönlichen Vereins, wie „Zunft,” 
„FJanung“ nm. f. w., anf das genoßenfchaftlihe Amt unb bie daraus fließenden 
Amteberehtigungen ber einzelnen Genoßen, ja auf bie für Erwerbung oder Wah⸗ 
zung dieſes Rechtes zu zahlenden Gebühren über; vgl. Th. L 248 R. 39 m. 40. 
868 R. 49. 370 N. 55. 
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Lebenszweck, aber ebenfowenig ein bloß zufälliges Herrichaftsohjelt. Und bie 
Vereinsmitgliedſchaft war nicht gleich der Aktie der völlig abhängige Ausfluß 
eines Bermögensantheiles, aber fie war durch Theilnahme am Bermögen be- 
Dingt und nahm durch die innige Verknüpfung mit biefem Vermögensantheil 
mehr ober weniger von der Natur eines Sachenrechtes an. 

Bor Allem war es das unvertbeilte Gemeinland, weldes in bie- 
fer Weiſe zum Subftrat einer Genoßenſchaft werden Eonnte. In der alten 
Marktgemeinde lag ja von.je der Typus einer auf Bodengemeinſchaft gekau- 
ten Genoßenſchaft vorgebildet. Wurde einerſeits ber dingliche Gemeinſchafts⸗ 
verband dem politiſchen Gemeindeverbande gegenüber verſelbſtändigt und an⸗ 
drerſeits der Koͤrperſchaftsbegriff in Bezug auf ben fo verjelbftändigten Sach⸗ 
verband durchgeführt, fo war bie Agrargenohenfchaft fertig. Beides geichab 
nun zwar zunächft nur felten und unvollftändig: allein die Entwicklung nad 
biefer Richtung bin war angebabnt und die rechtliche Möglichkeit einer 
Torporativen Agrargenoßenſchaft von rein vermögensrechtlicher Struktur war 
gegeben. 

Beſonders ſcharf trat da, wo nur ein einzelnes Bodenbeſitzthum 
von bejonderer Beichaffenheit als Reft einer alten Allmende übrig geblieben 
war oder aus anderen Gründen in Gemeinbeſitz ftand, und wo gleichwol bie 
Verbindung der Gemeiner ein Torporatived Gepräge hatte, ber vermögend- 
genoßenſchaftliche Typus hervor. Allerdings war auch hier in ber Regel ent- 
weber die Verbindung mit der Gemeinde nicht volllommen geloͤſt ober aber 
ber Torporative Charakter nicht unzweidentig entwidelt: allein mehr oder 
minder näberten fih doch viele Wald⸗ Weide, Alpmark⸗, Weinberge, Brun⸗ 
nen- unb verwandte Genopenfchaften einem auf rein vermögensrechtlicdher 
Grundlage erbauten Körper 9). 

Aehnliches gilt von denjenigen Genoßenfchaften, deren Bafis eine immo- 
biliare Gefammtgerehtjame war?!). Es bedarf nur ber Anbeutung, 
daß auch gewerbliche Genoßenſchaften und Amtslörperfchaften infofern bierher 
gehörten, als die vermögensrechtliche Auffaßung des Gewerberechts oder ber 
Amtögerechtfame bei gleichzeitiger Durchbildung bes Koͤrperſchaftsbegriffes 
überwog??). Mehr noch war dies der Fall, wenn ein genoßenfchaftlicher 
Gewerbebetrieb feine hauptfächliche Grundlage in einem die Gewerbeberedti- 
gung mehr ale Zubehör nad fich ziehenden gemeinſchaftlichen Befitzihum, 


©) So beſonders bei den Kölner Banerbänten, Th. I. 886; vgl. ferner ib. 
611—613 u. 678,1. 

29 Bol. oben 8 13. 

=) Wie bei den Münzen, Th. 1. 190—192, deren Genofenfchaft Daher auch 
ſelbſt ein „oflicium“ hieß (ib. N. 47), während dieſes Münzeramt als „feudum“ 
privatrechtlich behandelt wurde (ib. R. 61). Aehnlich oft bei Fiſcher⸗ Schiffer⸗ 


Zeldler- und Förftergenofenfchaften, vgl. oben $ 18 N. 3—8. 
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3. D. in einem Gejammteigenthum au einem Mühlentompler oder an einem 
Bergwerk, fand 39). 

Damit war dann enblih auch bie Möglichkeit gegeben, ein bewegliches 
Kapital von beftimmter Höhe dem Ban einer Körperfchaft zu Grunde zu 
legen und fo zum Altienverein zu gelangen. 

2. Mag nun aber fo für den Beftand ber Genoßenſchaft eine im Bor- 
and gegebene objektive Grundlage wefentlich fein ober nicht: nnerläßliches 
Subſtrat iſt ftetd ein Perfonenverein. Die duch die Genoßenfchafte- 
verfaßung in beftinmter Weife verbundenen Perfonen find die lebendigen 
Glieder, aus welchen ber genoßenſchaftliche Körper fih zufammenfeht. Indem 
bie Eorporative Gefammteriften; von ber Individualität dieſer Glieder voll- 
fommen unabhängig, an dad Vorhandenſein aber des gliedmäßigen Organis- 
mus ſchlechthin gebunden ift, ftellt fie fih als Geſammiperſoͤnlichkeit im frü- 
ber entwidelten Sinne bar. 

Für die einer korporativen Genoßenſchaft angehörige Einzelperfon ift 
die Mitgliedfchaft im Vereinskörper eine gegen ten übrigen SIubalt ihrer 
Derjönlichkeit beftimmt abgegrenzte und verielbftändigte Rechtsqualitäit. Ge 
rade in ber feften Begrenzung und begrifflihen Abtrennung besjenigen Stüdes 
ber Perjönlichkeit, mit weldem ber Einzelne in der gemeinbeitlichen Dafeins- 
ſphäre des Verbandes aufgeht, Tiegt einer der wichtigften durch die Vollendung 
bes Körperichaftsbegriffee bedingten Kortfchrittee Der Genoße ift nun nicht 
mehr dur bie Genoßenſchaft in feiner Perſoͤnlichkeit ſchlechthin erweitert und 
gebunden, jondern an feiner Perfönlichkeit find verſchiedene Seiten rechtlich 
firirt und für ſich Eonftituirt, um fi erft binterher zu ter einheitlichen 
Rechtöiphäre ihres Trägers zu verbinden. Ein Theil feiner rechtlichen Eri- 
ftenz ift dem gemeinheitlichen Organismus einverleibt und bildet einen in ſich 
geſchloßenen Kompler von Rechten und Pflichten, die ihm durchaus nur als 
bem liebe einer anderen Exiftenz zuftehen. In allen biervon nicht berühr- 
ten Beziehungen dagegen bleibt er in feiner Perjönlichfeit vollfommen frei 
und ifolirt, fo daß er der Genoßenſchaft jelbft ganz wie ein Dritter gegen- 
überfteht. Und dasſelbe Verhältniß rechtlicher Getrenntheit beſteht infoweit, 
als diefelbe Perfon Trägerin der Mitgliebichaft in verjchiedenen Berbänden 
if. Es vollzieht fih ſonach in Bezug auf jede Genoßenſchaft im Kleinen 
basjelbe, was fi im Großen als bie Trennung ber Privatrechtsperfänlichkeit 
und der ftaatöbürgerlichen Perſoͤnlichkeit darftellt. 

Was nun aber im Weiteren bie rechtliche Beſchaffenheit der Genoßen⸗ 
ſchaftsmitgliedſchaft anlangt, jo kann fih dieſe durch bie Verfaßung je nad 
Charakter und Zweck des Vereins mannichfach ungleich geftalten. 

Zunächſt können den Inhalt der Mitgliedſchaft fo verichievene Rechte 


9) Bol. Th. 1. 968 f. 
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Beziehungen bilden, als überhaupt in menfchlichen Gemeinſchaftsverhältnißen 
vorfommen Tönnen. Rechte und Pflichten perjönlicher wie fachlicher, poli⸗ 
tifcher wie öfonomijcher, ethifcher wie pefuniärer Natur können in die korpo⸗ 
rative Sphäre erhoben fein. Die Genoßenſchaft kann, indem fie nur einen 
vereinzelten Gemeinfchaftszwed verfolgt, nur eine eng begrenzte Seite ber 
Perfönlichkeit in ihren Verband ziehen, oder fie kann, indem fie gleich ber 
Zunft faft alle ihren Gliedern gemeinjhaftlichen Lebensinterefien inforporirt, 
in umfaßendſter Weife die verjchiebenartigiten Rechte und Pflichten zur Mit- 
gliebihaftsiphäre zuſammenſchließen. Bon den ungleichartigen Beftandtheilen 
des Mitgliederrechts kann dann bald der eine und bald der andere als deſſen maß⸗ 
gebender Kern ericheinen, der die Natur des Ganzen beftimmt und den übri- 
gen Inhalt nach ſich zieht. Auch kann das Verhältniß diefer Beftanbtheile 
zu einander fih im Laufe der Zeit verſchieben. Immer aber muß bei einer 
beitimmten Genoßenſchaft zu einem gegebenen Zeitpuntte verfaßungs- 
mäßig feftfiehen, welche Rechte und Pflichten den Inhalt ter Mitglieb- 
ſchaſt bilden und welde davon für die Natur berjelben maßgebend find. 
Sehr verfchieten geftalten filh je nad der Natur der Genoßenſchaft die 
für jede forporative Verfaßung unentbehrlichen Normen über Erwerb und 
Berluft der Mitgliedſchaft. Jede Genoßenſchaft fordert ihrem Lebenszwecke 
gemäß bejondere Vorausfegungen für die Aufnahme, Beibehaltung und Ans- 
ſcheidung ber ihren Körper bildenden Elemente. Möglich ift es, daß bie ver- 
ſchiedenſten perjönlihen Eigenſchaften, 3. B. in Bezug auf Alter, Geſchlecht, 
Stand, Religion, Nationalität, Bamilienangehörigkeit, Beruf, perjönliche 
Tüchtigkeit, Ehre u. |. w., für bie Mitgliedſchaft weientlih find. Möglich 
aber ift e8 auch, daß fachliche Erforderniße, wie ber Befitz eines beftimmten 
Bermögens, einer gewißen Menge von Land, eines eigenthümlich gearteten 
Gutes, einer beftimmten Gerechtigkeit u. ſ. w., aufgeftellt werben. Endlich 
müßen überdies oft beftimmte Handlungen, wie perjönliche Leiftungen, peku⸗ 
niäre Praeftationen, Eide, Bürgichafteftellungen u. ſ. w., vor ober bei der 
Aufnahme erfolgen. Sind nun aber die Beringungen der Mitgliebjchaft 
vorhanden, fo kefteht ein Hauptunterfchieb darin, ob die Zugehörigkeit zum 
Berbande reihtlih erzwungen wirb oder nit. Zwangsmitgliebfchaft 
findet fi namentlich bei den mit Staat oder Gemeinde verknüpften Genofen- 
Ihaften, bei denen daun ber Zwang bald bedingt bald unbedingt, bald direkt 
bald nur durch die Androhung von NRechtönachtheilen geübt wird. Der äuße⸗ 
ren Erſcheinung nach vollzieht ſich biefer Zwang im zwei verſchiedenen For⸗ 
men. Entweder nämlich tritt bei dem VBorhandenfein gewißer Vorausfegun- 
gen, wie des Domicils auf einem beftimmten Gebiet, ber Zugehörigkeit zu 
einer beftimmten Familie, des Befitzes eines beftimmten Grundftüdes, die 
Mitgliedfhaft ohne Weiteres von Rechtswegen ein. Ober es bedarf zwar 
bed Beitrittes und ber Aufnahme, ber Beitritt aber und mitunter auch die 
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Aufnahme find auf Grund ber betreffenden Boransfehungen erzwingbar *9). 
Fundament der Mitgliedfhaft ift in beiden Fällen eine über ben freien 
Willen emporgerüdte Rechtsvorſchrift, welde dort unmittelbar und Bier mit- 
telbar wirffam wird. Diefe Rechtsvorſchrift ift es dann felbftverftäntlidh 
auch, weldhe den Umfang bes ber Gemeinheit zu opfernden Stüdes der Zu- 
bividualperfönlichkeit feftfeßt. Dagegen beruht bie freie Mitgliedfchaft, 
bie fi bei allen nicht im Laufe der Zeit in ihrem Weſen veränderten ge- 
willfärten Genoßenfchaften findet, auf einem zweijeitigen Alte des freien 
Willens. Denn damit fie entftehe, muß der Einzelne durch einen indivibnellen 
Willensakt fi) eines ihm bisher zu freier Verfügung ſtehenden Theiles fei- 
ner Perfönlichkeit entängern, der Berbanb aber durch einen Torporativen 
Willensakt ihn zu einem an ber Gemeiueriftenz verfafungsmäßig betheiligten 
Gliede Tonftituiren. Diefe Willenstbat ift es hier auch, welde das Map, 
bis zu dem bie Subividualfreibeit von dem Berbande abforbirt werben ſoll, 
beftimmt, und welche daher wieberholt werben muß, fobalb irgend ein durch 
jene erfte Erklärnug nicht ſchon hingegebenes Stüd der Perjöulicgkeit in den 
Berband hineingezogen werben fol. Und ebenfo Tann nur in Folge einer 
im Voraus erklärten freiwilligen Willendunterwerfung das Recht zur einſeiti⸗ 
gen Auflöfung bes Mitgliebichaftsverhältniges beichränft ober an Bebingungen 
geknuͤpft werben. 

Wenn nun aber jede Vereinsmitgliedſchaft von dem Borbandenfein ge 
wißer Voransfegungen abhängt, jo wird doch auch in diefer Beziehung ein 
Unterjchieb daburch begründet, ob dem Berein ein objeftives Subftrat weient- 
lich iſt oder nicht. Sm letzteren Falle find alle Erforderniße, durch welche 
bie Mitgliedſchaft bedingt wird, für deren innere Struftur und vechtliche 
Natur unwejentlih. Iſt dagegen die Genofenfchaft auf ein ſachliches Sub- 
ftrat gebaut, fo jet nicht nur die Mitgliedichaft in ihr mit Nothwendigkeit 
auch bei dem Einzelnen eine rechtliche Beziehung zu jenem Subftrat voraus, 
fondern dieſe Rechtöbeziehung ift als grundlegende Bafis ein integrirenber 
Theil der Mitgliebichaft und daher bis zu irgend einem Grabe für beren 
juriftifhes Weſen mitbeftimmend. So verhält es fi mit der Gebiets⸗ 
angehörigfeit in Gebietögenegenichaften und mit der Theilnahme am Amt in 
Amtskörperfchaften, wo in Folge deffen dad Mitgliederreht mit dem Domicil 
oder mit dem Amt organiſch verwachien ift und ein dadurch näher beſtimm⸗ 
tes öffentlichrechtliches Gepräge annimmt. So verhält es fich aber auch Bei 
den auf eine Bermögenseinheit gebauten Genoßenſchaften mit der entſprechen⸗ 
ben vermögensrechtlichen Antheildquote des Einzelnen. Indem bier die Mit 
gliedſchaft ohne ein ſachliches Antheilsrecht gar nicht denkbar und mit biefem 
zur Einheit verwachſen ift, hört fie auf, ein rein perſonenrechtliches Ber- 


Dies ift 3. B. bei Zünften ber Ball (Th. I. 361 N. 8-10), Erſteres kei 
gemeindeähnlichen Verbänden, Familiengenoßenſchaften, Deichachten. 
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haͤltniß zu fein, nnd empfängt irgend welche fachenrechtlichen Merkmale. Bis 
zu welchem Grabe im einzelnen Halle die fachenrechtliche Bafis für das Per- 
fonenrecht entfheidend ift, kann bush die Verfaßung ungleich beitimmt fein. 
Die äußerſte Möglichkeit, wie fie in der Aktie verwirklicht ift, orbnet ben 
Begriff der Mitgliedihaft durchaus dem Begriff des Autheils unter, jo daß 
bie Theilnahme an ber Genoßenſchaft ſchlechthin als Beſtandtheil eines als 
Bermögensguote gedachten Rechtskomplexes von fachenrechtlihem Weſen er- 
ſcheint. Im mittelalterlichen Genoßenſchaftsweſen dagegen behält faft immer 
bie perfönliche Seite der Mitgliedſchaft eine größere oder geringere juriftiſche 
Selbftändigkeit und wird nur in einzelnen Beziehungen durch die mit ihr 
verwachjene Vermögensberechtigung beherrſcht. 

Aus biefen Unterſchieden und Abftufungen erflärt es fih, daß auch im 
ber korporativen Genoßenſchaft die rechtliche Natur der Mitgliedichaft 
von ſehr verjchiedener Beichaffenheit fein kann. Nur erlangt biefelbe jekt, 
flatt nach der Weife bes alten Genoßenrechts bem umgeftaltenden Fluß ber 
Lebensverhältnipe widerfiaubslos preißgegeben zu fein, eine verfafungsmäßige 
Bafis. Immer ift die Mitgliefchaft ein perſonenrechtliches Berhältniß. 
Allein wegen des Einflußes, den bie Berichiebenheiten der Grunblage und 
bes Inhalts üben, kann dieſes Rechtöverhältnig bald mehr von der Seite ber 
Pflicht und bald mehr von der Seite ber Befugniß, bald mehr von poli⸗ 
tiichen und Bald mehr von privatrechtlichen Gefichtspunkten, bald mehr von 
ben perjönlichen Genoßenbeziehungen und bald mehr von dem ölonomijchen 
Werthgehalt aus aufgefaßi werben. So Tann denn unter nerichiedenen Ge⸗ 
fihtepuntten die an ſich ihrem Charakter als Mobifikation der Perjänlichkeit 
entfprechende bödhft perjönliche Natur der Mitgliedſchaft ſtufenweiſe bis zu 
einem Punkte zurüdgebrängt werben, auf welchem die Mitgliebichaft die Be⸗ 
flimmung ihrer Natur von ber objeltinen Seite ber empfängt und folgeweije 
als ein für fich beſtehender Rechtsfompler erſcheint, der für jeinen Träger 
beftimmte perfönliche Beziehungen begründet, Damit aber ändert fi bie 
ganze juriftiihe Behandlung bes Mitglieverrehte. Als Höchft perjönliches 
Recht ift die Mitgliebichaft in ähnlicher Weiſe wie etwa die Ehre ober ber 
Stand an ihre Subjelt gebunden, fie fteht und fällt mit beffen ben ver- 
faßungsmäßigen Bedingungen entſprechenden Perfonalqualitäten, fie ift voll- 
kommen unübertragbar, ſowol unter Lebenden wie von Todes wegen, unb 
fowol der Subflang wie ber Ausübung nad. Dies ändert fidh, wenn bie 
Genoßenſchaft anf eine objektive Bafıs gebaut wird, zunächft immer injoweit, 
als die Mitgliebichaft nun noch von einer zweiten Seite her bebingt und 
beftimmt wird, ihrem Subjekt in einer gewißen Selbftänbigleit gegemnüberfteht 
und nicht mehr blos Ausfluß, fondern zum Theil auch Grundlage der Per- 
ſoͤnlichkeit ihres Trägers if. Dagegen bleibt dann, wenn jene Baſis äffent- 
lichrecht licher Natur ift, die Mitgliedichaft an die Perfon gebımben. Soweit 
aber bie objektive Grundlage des Vereins eine vermögensrechtliche ift oder ver- 
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mögendrechtlich aufgefaßt wird, Tann fich auch eine mehr oder minder freie 
Mebertragbarkeit der Mitgliedſchaft entwideln, die freilich niemals unabhängig 
von verfaßungsmäßiger Orbnung werben Tann, immerhin aber in irgend 
einem Grabe die Anwendung ſachenrechtlicher Grundſätze auf die Mitglied 
ſchaft enthält. Es kann daher, wenn auch nur in beftimmten verfaßungs- 
mäßigen Grenzen, eine leihweife, pfanbweije oder definitive Veräußerung unter 
Lebenden und eine Vererbung von Todes wegen ftattfinden. Dabei können 
dann freilich im einzelnen Falle Zweifel entftehen, ob wirklich fchon Die fadıen- 
rechtliche Auffaßung durchſchlägt und nur durch das daran gefnüpfte Perfonen- 
recht modificirt wird, ober ob vielmehr noch die perjonenrechtlihe Auffagung 
überwiegt; ob aljo z. B. in ver That ein Kauf ber Mitgliedſchaft als folder 
vorliegt oder nur die Entrichtung hoher Eintrittögebühren vorangehen muß); 
ob wirklich die Mitgliepfchaft als foldhe vorbehaltlih der Torporativen Ein- 
fhränkungen veräußert und vererbt oder nur ein zur Erwerbung ber Mit- 
gliebfchaft geeigneter und notwendiger fachlicher Titel übertragen werben 
kaun *); ob die Vorftellung des Erbrechts bei dem Uebergang eines Genoßen⸗ 
recht auf Witwen nnd Kinder anwendbar ift oder nur Geburt, Ehe und 
Verwandtſchaft als perjönlihe Qualitäten einen Vorzug bei der Aufnahme 
geben 27); ob ein ausſcheidender Genoße fein Recht verſchenken und letztwillig 
einem Anderen zuwenden Tann oder nur eine enticheidende Stimme bei ber 
Wahl eines neuen Mitgliedes hat 28). Daß aber die Entwidlung zur Ber 
mögendgenopenfchaft ber begriffemägigen Anwendung fachenrechtlicher Berhält- 
nie und Rechtsgeſchäfte auf die Mitgliepfchaft als ſolche zuftrebt, wird 
buch die jchlieglihe Herausbildung der Aktie unzweideutig bewiefen. — In 
nabem Zufammenhange mit biefem qualitativen Unterjchiede bes Rechtes bes 


5) Bol. 3. B. Th. IL 868 über bie allmälige Entwidiung der Idee vom 
„Kauf der Zunft” aus dem Gintrittögelde. 

6) Die letztere Auffagung überwiegt 3. B. noch bei den meiften Agrargenoken- 
fchaften, wie bei den Kölner Bauerbänfen (Th. I. 836), wenn das Genofenredht an 
ein beſonders qualificittes Beſitzthum gebunden ift; ebenjo bei Zunften und andern 
gewerblichen Genofenfchaften, wenn das Gewerberecht rabicirt ift umb folgeweife der 
Erwerb eines berechtigenden Haufes, einer Brod» oder Fleiſchbauk, eined Badhaufes 
oder einer Babftube ber Aufnahme in die Zunft vorangeben muß; Maurer, 
Städten. II. 454 u. 461. Dagegen if 3. B. bei den Munzergenoßenſchaften ent 
fhieben das Genoßenrecht als foldyes Gegenftanb einer freilich beichräntten Ber 
äußerung, bei manchen Altbürgergifden wird dad „Stubenrecht gelauft und ver 
erbt, bei den Kölner Weinbrübern {ft von Piänbung der „Bruderichaft” bie Rebe; 
Th. J. 192 N. 70; 343; 846 N. 8. | 

) Bol. Th. L 192 NR. 69. 848 N. 19. 370. Auch Freiberger Stabdir. 
b. Schott III. 276. 288. 290. 291. Maurer II. 459-461. 

20) Letzteres ift 3. B. bei dem „Kürrecht” ber Ball, welches in ben Kölner 
Amtslörperfchaften der Officiale bezüglich feines Nachfolger Bat, Xp. I. 885 
N. 24. 
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Einzelnen an feiner Mitgliebfchaft fteht der Unterſchied der offenen oder ge⸗ 
ſchloßenen Mitglieberzahl, während den Zwilchenftufen die verjchiedenen Stufen 
ber Erichwerung neuer Mitgliederaufnahme entiprehen. Demgemäß Tann 
dann aud die Aufnahme eined neuen Mitglieves feitens der Genoßenſchaft 
bald nur als eine Verſtärkung ihres Perfonenkörpers, bald als Konftituirung 
und Verkauf ober anderweite Veräußerung eines neuen Antheilrechtes an 
ihrer fachlichen Rechtsiphäre aufgefaßt werten 29). Und der Ausflug eines 
Mitgliedes fommt bald nur als eine durch fein perjönliches Verhalten bebingte 
und gegen jeine Perfon gerichtete Maßregel in Betracht, bald wird darin zu- 
nähft und vor Allem die Entziehung eines wohlerworbenen Antheilrechtes 
erblidt und deshalb ein objektiver Grund dafür gefordert). Die weiteren 
Modalitäten in ihrer unendlichen Mannichfaltigkeit gehören dem Berfaßungs- 
recht der einzelnen Körperfchaften an. Hervorzuheben aber ift, daß in allen 
biefen Beziehungen mit der Vollendung bes SKörperfchaftöbegriffs nicht nur 
bie verfaßungsmäßige Seftftellung und Begrenzung ermöglicht, fondern aud) 
über allen Berfchiedenheiten der rechtlichen Natur ein höherer einheitlicher 
Geſichtspunkt gefichert if. Denn zulegt ift der Inbegriff der noch fo un- 
gleihartigen Normen über die Mitgliedichaft ftetd nur ein Theil bes inneren 
forporativen Lebensgeſetzes, welches über die Art und Weife, in ber dem ge- 
noßenſchaftlichen Körper feine lebendigen Beſtandtheile zugeführt oder von 
ihm ausgeſchieden werben, beitimmt. Und im lebten Grunde ift baher auch 
bie frei übertragbare und vererbliche Aktie während bed Vereinsbeſtandes nur 
deshalb übertragbar und vererblich, weil bie Vereinsverfaßung dies fo vor- 
ſchreibt. 

Der ungleichen rechtlichen Natur der Mitgliedſchaft entſpricht endlich 
auch eine ungleiche Art der Abſtufung von Rechten und Pflichten 9). 
Wenn das perſoönliche Moment entſcheidend bleibt, jo findet, ſofern nicht voll⸗ 
kommene Gleichheit herrſcht, eine Klaffenbildung nach perjönlihen Merkmalen 
ftatt. Inöbefondere pflegt dann der alte Unterſchied von Aktivgenoßen und 
Schutzgenoßen fi zu wieberbolen, fo da nur die für das betreffende Lebens- 
gebiet zur Selbftändigkeit und Selbftvertretung qualificirten. Glieber aktive 
Mitträger der Gemeineriftenz find, die unfelbitändigen und vertretungsbebürf- 
tigen Berbandsangehörigen aber am Gemeinleben nur paffiv Theil nehmen. 
Sm Uebrigen finden fih darin je nad der Beichaffenheit der Torporativen 
Lebenziphäre verſchiedenartige Klaffenbildungen, welche 3. B. bei politiichen 
Verbänden anf eine geburts-, befig- ober berufsſtändiſche Gliederung, bei 


2) Bol. Th. J. 192 N. 68. 385. 848. 868 R. 42-50. 

”) Bol. Th. L 348 N. 18. 350 N. 26. 351 N. 36. 858. 857. 897 
N. 186. 

31) Bel. TH. I. 385. 847348. 850 N. 36. 354 N. 55. 369 N. 51. 
401405. 
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Amts- unb Gewerbegenoßenſchaften auf die berufliche Stellung oder Tüdtig- 
feit, bei freien Brüberfchaften und Gilten auf die mehr ober minder umfang- 
reihe Erfüllung gewißer Bereinsleiftungen (wie z. D. in Köln und an man⸗ 
den andern Orten, ber bier in allen Genoßenſchaften wiederkehrende Unter- 
ſchied der „verbienten" und „unverbienten” Brüder auf bie Ausrichtung ber 
genoßenſchaftlichen Gaftereien) gegründet werben Tönnen. Der Unterſchied ber 
Perſoͤnlichkeit zieht danu eine Ungleichheit der verfaßungsmäßigen Rechte und 
Pflichten nach fi, während ber unter den Genoßen überhaupt ober doch un- 
ter den Genoßen berjelben Klafſe principaliter beftehenden Gleichheit auch 
eine gleiche Torporatine Berechtigung und Berpflichtung, obwol möglicherweife 
ein dem thatſächlichen Srfolge nach ungleicher Umfang der Bortheile umb 
Laften entipriht. Wenn dagegen bie Mitgliedfhaft ihre Weiensbeftimmung 
von ber objektiven Seite ber empfängt, jo geht auch die Klaflenbilbung von 
der Sirirung des in ber Mitgliedſchaft enthaltenen objektiven Rechtskomplexes 
aus. Hier werden daher bie Mitgliederrechte zunächft ihrem Umfange nach 
abgeftuft, bie ungleiche korporative Stellung der Perfonen aber wird auf bie 
Beſchaffenheit ihres Antheilrechts an ber Gemeinfphäre gegründet. Zulegt 
kann das Uebergewicht des fachlichen Momentes fidh jo weit fleigern, daß 
eine fefte Anzahl von Antbeildquoten am Geſammtrecht ein für alle Mal 
Tonftituirt, jeder derartigen Quote eine Mitgliedfhaft angehängt und durch 
die Möglichkeit eines mehrfachen oder bruchtheiligen Befiged von Antheilen 
auch eine rein quantitative Abfinfung unter ben Mitgliebern ermöglicht wird. 
Dann gibt es aljo z. B. ſtatt ber Altivgenofen und Schuögenogen ganze 
und halbe Genopenrechte, ftatt privilegiirter Mitglieder eine doppelte ober 
mehrfache Mitgliebfchaft, ftatt principiellee Bleichheit ber Genoßen eine 
principielle Gleichheit der Aktien derſelben Mafee 

IV. Die Organtifation ber Torporativen Genoßenſchaft beruht auf 
ber verfaßungsmäßigen Konftituirung ihrer Elemente zu einem mit einheit- 
lichem Leben begabten Körper. Im Gegenſatz zu bem alten Genopenichafts- 
wefen loͤſt fidh feit der Vollendung des Körperichaftsbegriffes der Begriff ber 
Verfaßung völlig von der Sphäre fubjeltiver Rechteverhältuige ab und ftellt 
fih als eine eigentbümliche Modalität des Rechtes im objektiven Siune bar 
Indem nun aber die Berfaßung als ein dem indivibuellen Willen entzogenes 
Lebensgeſetz die Bedingungen, unter welchen beftimmte Glieder bes Bereind- 
koͤrpers defſen einheitliches Leben zum Ausdruck bringen, rechtlich orbnet, er 
fcheint die gemeinheitlihe Dajeinsiphäre ald eine beiondere und nur in fid 
felbft beruhende rechtliche Exiſtenz. 

Auch in der Genoßenſchaft firirt ſich jomit der nene Begriff des korpo⸗ 
rativen Organs nnd Löft fih von den ihn ehemals umfangenden Borftellun- 
gen der Bertretungd- und Bollmachtsverhältnige ab. Die genoßenſchaftlichen 
Drgane find nunmehr die durch bie Verfaßung zur Darftellung ber verichiebe- 
nen Funktionen des Gemeinlebens berufenen lieber ober Gliederkomplexe 
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bes Vereinskoͤrpers. In ihnen und durch fie bethätigt ſich das einheitliche 
Leben, welches die Genoßenſchaft durchftroͤmt. 

Bor Allem iſt e daher die Bildung biefer Organe, worüber die Ver⸗ 
faßung bie entſcheidenden Normen aufftellt. Die Organe als folde find 
dauernde Einrihtungen, deren Zahl und Art für das Weien der Genoßen⸗ 
haft beftimmend ift, fo bag jede Veränderung ih diefer Beziehung eine 
BVerfaßungsänderung enthält. Die Berfagung beftimmt baber ein für alle 
Mal, daß dieſe ober jene Organe in diefer oder jener Bedeutung beftehen 
und auf dieſe oder jene Weiſe in ihrem Beftande erhalten werben follen. 
Dagegen koͤnnen bie fubjetiven Träger der fo in ihrem objektiven Beſtande 
feftgeftellten Organihaften wechjeln, ohne daß bamit bad Organ ale ſolches 
fein Wefen veränderte. Die Art und Weife in welder bie einzefnen Perfo- 
nen zur Trägerjhaft einer organischen Funktion im Genoßenſchaftskoͤrper be- 
rufen und von berjelben wieder entfernt werben, Tann durch bie Verfaßung 
außerorbentlich verſchieden uormirt fein. Es können ſaͤmmtliche Glieder ober 
doch bie Glieder einer beftimmten Klafje in ihrer Berfammlung ein Organ 
bilden, e8 Tönnen Kollegien oder Ausfhüße vom verichiebenften Umfange ein 
jolhes darftellen, es koͤnnen Einzelne oder auch Mehrere Tollektiv mit einer 
Torporativen Funktion betraut werben. Sobald nicht Alle gleihmäpig zur 
Bildung eines beftimmten Organs berufen find, kann die Bezeichnung ber 
berufenen Perſonen bald durch die Verfaßung jelbft erfolgen (wie 3. B. die 
Berufung bes Yamilienhauptes durch die Haußverfaßung), bald an Wahl 
ober Ernennung irgend eiuer Art geknüpft fein, wobei dann wieder nicht nur die 
verſchiedenartigften Modalitäten und Komplikationen bezuglih der zur Theil⸗ 
nahme berufenen Perfonen möglich find, fondern auch in mannichfachfter 
Weiſe durch materielle und formelle Borausjegungen der zur Wahl ober Er- 
nennung berufene Wille von vornherein verfaßungdmäßig gebunden fein kann. 
In berfelben Weile kann das Torporative Lebensgeſetz über bie Amtsbauer, 
den periobifchen Wechfel, die Abfehbarkeit oder Entlaßbarkeit, die von Rechts 
wegen bei gewißen Boransfeßungen eintretende Entfernung und bie Wieder 
ergänzung ber ein Organ bildenden Perfonen Ungleichartiges beftimmen. Bei 
aller dieſer Mannichfaltigleit aber bleibt das lebte Fundament, auf welchem 
die Theilnahme irgend eines Einzelnen an einem Genoßenſchaftsorgan beruht, 
ſteis das objektive Recht der Verfaßung. Hierin liegt ein entſcheidender Ge 
genfaß gegen das alte Syftem, bei weldem bie organiſche Stellung in ben. 
Berbänden mit Individualrechtöverhältnigen untrennbar verwoben war und 
deshalb die gemeinheitlihen Gewalten uud Aemter von Einzelnen ober Ge⸗ 
fammtheiten zu eignem ober geliehenem Recht befeßen, übertragen, vererbt 
und veräußert werben konnten. Auch jet bleibt es freilich möglich, daß im 
einer Genoßenſchaft ſei es an die Geburt ober eine fonftige perfönliche Eigen- 
ſchaft, jet es an ein irgendwie qualificirtes Beſitzthum eine Torporative Funk⸗ 
tion, eine Regierungsgewalt oter ein Amt gelnüpft wirb: allein bamit wird 

IL 56 


8823 Die Ausbreitung bed Koͤrperſchaftsbegrifft. 


diefe Yunktion nit mehr für ein inbivibnelles Samilien- ober Bermögent- 
seht erklärt, joudern es wird nur eine beflimmte privatrechtlicdhe Borauk 
fegung als ein geeigneter Titel für verfahungsmäßige Berufung behanteli. 
Und wenn irgend eine Mehrheit durch Wahl ober ein Einzelner dur &- 
nennung ein Organ beftellt, jo liegt werer mehr Willensübertragung ned 
BWillensverängerung, weder Bollmadıt zur Ausübung noch fubftantielle Hingabe 
eines eignen Rechtes bes Wählenden oder Ernennenden vor: fondern Traft dei 
ihnen übergeorbneten Berfagungswillens berufen die als Orgame für einen 
ſolchen Berufungsakt Eonftituirten Perfonen eine andere Perjon zur Trägerſchaft 
einer forporativen Funktion, bei deren Ausübung diefelbe lediglich durch die 
Verfaßung ermächtigt und gebunden ift. 

Die Berfapung ift es ſodann, welde die Funktionen eines jeben 
Organs beftimmt und abgrenzt. Kraft der Verfaßung ift jedes Organ in 
einer beitigmten Sphäre, aber auch nur in biefer, zur Darftellung oder 
Mitdarftellnng des Torporativen Einheitslebens berufen. Sobald das Organ 
aus diefer Sphäre beraustritt, gilt es rechtlich nicht mehr als Organ, fon 
dern als Individunum oder Summe von Inbivibuen. Su den Grenzen jei- 
ner Funktion dagegen bringt es mit rechtlicher Wirkung bie Körperichaft als 
ſoiche zur Erſcheinung, fo baß bie Korperſchaft felbft durch ihr Drpam zu 
wollen und zu handeln vermag. Man darf diefe Darftellung bes korporati⸗ 
ven Lebens durch die verfagungsmäßig fungirenden Organe nicht als ein Ber- 
tretungsverhältuiß auffaßen, da weder die Körperichaft außerhalb ihrer Organe 
eine reale Eriftenz bat, noch das Organ, foweit e8 Organ ift, ohne Beziehung 
auf die Körperfchaft vorftellbar ift: vielmehr Tiegt ein dem Torporativen 
Rechtögebiet eigenthümliches Rechtöverhältnig vor, das in ben übrigen Redit 
gebieten Tein Analogon bat, durch das Bild aber, weldies der Bezeichnung 
als Organ eines Körpers zu Grunde liegt, nur annähernd verdeutlicht wird. 
Dies ift ja überhaupt bei Allem der Gall, was ans ber Grunderfcheinung 
bed Körperichaftsrechtes refultirt, daß bier das innere Leben einer zujammen- 
gelegten Eriftenz der Rechtsordnung anheimfäll. Neben ber objektiven Ab 
grenzung der Sphäre, in welder das einzelne Organ zu funktioniren hat, 
werben auch in jubjeltiver Beziehung Grenzbeftimmungen dadurch nöthig, 
dag alle Träger einer Organichaft zugleich felbftändige Perjonen mit einer 
andermweiten Rechte- und Lebensiphäre find. Oft ift von vornherein die äußere 
Form beftimmt, in welde fi die forporative Thätigkeit zu kleiden bat, um 
ſogleich als ſolche Tenntlih und von anderweiter Thätigleit derfelben Perjon 
unterfcheibbar zu fein:-- So ift das gefammte Redhteverhältnig zwiſchen bem 
einzelnen Beamten, Vorſteher oder Ausſchußmitgliede und ber Körperfchaft 
infoweit, als es fih um die organische Stellung im genoßenjhaftlichen Leben 
handelt, gemeinheitlicher unb deshalb nicht privatredhtlicher, fondern für biefen 
beftimmten Lebenskreis äffentlichrechtlicher Natur. Allerdings koͤnnen fi da 
mit bezüglich der Bejoldung, etwaigen Entſchädigung u. |. w. individnalreht- 
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liche Beziehungen verknüpfen, für welde fi dann die Genoßenſchaft und ber 
Beamte als zwei iſolirte Privatrechtsſubjekte gegenüberftehen. In Bezug 
quf das Amt als ſolches aber ftehen fie fich als eine Allgemeinheit und 
deren Organ in verfaßungsmäßiger Verknüpfung gegenüber, fo baß von ber 
Anwendung privatrechtlicher Begriffe nicht die Rede fein Tann. Deshalb find 
wohlerworbene Individualrechte anf irgenb welche Herrihaft iu der Gemein⸗ 
heit mit dem entwidelten Körperfchaftebegriff unvereinbar. Die Berfaßung 
grenzt ferner bie Kompetenz verjhiedener Organe gegen einander ab. Auch 
hierdurch entftehen Verhaͤltniße öffentlichredhtlicher Natur, jo daß alle zwifchen 
ben Organen vorkommenden Streitigkeiten, Bergleihe und Verträge nicht 
eine Entzweiung und Einigung verjchiebener felbitäntiger Individnalwillen 
darftellen, fondern als innere Erfchütterungen, Veränderungen und Wieber- 
befeftigungen des forporativen Rechtsorganismus erjcheinen. 

Was nun enblih bie Einrichtung und den Wirkungskreis der einzel- 
nen Organe angeht, jo beſteht Hierin bie größte Mannichfaltigkeit. Ee 
lagen fi indeß gewiße typiſche Formationen bezeichnen, die ſich in ber 
deutſchen Genoßenſchaft in ber einen ober andern Weife zu wiederholen 
pflegen. 

Bor Allem ift in der Regel die Mitgliederverſammlung ein wid- 
tiges Genoßenſchaftsorgan. Sie befteht aus den gefammten aktiven Trägern 
bes Vereinskoͤrpers, durch welche die Paſſivgenoßen mitvertreten und unter 
welchen zugleih die etwa vorhandenen Abftufungen ber Mitgliedichaft durch 
Unterjhiede der Stimmberehtigung ausgedrückt werden. Ihre Xhätigkeits- 
Iphäre umfaßt gewöhnlich die für das korporative Leben efjentiellen Beſchluß⸗ 
fagungen, Statutenänderungen, Wahlen, bie oberfte Kontrolle und bie legte 
Entſcheidung. Keineswegs aber ift eine derartige Berfammlung, wie ehemals, 
mit der Genoßenſchaft als folmer identifh: vielmehr ift auch fie nur ein 
verfaßungsmäßig gebilbetes und befugtes Organ der Körperichaft. Die Ein- 
zelnen kommen in ihr nicht Eraft eines individuellen Rechtes, ſondern kraft 
verfaßungsmäßiger Berufung zufammen, und verhandeln demnächſt nicht als 
bie Träger ſelbſtändiger Individualwillen über vertragemäßige Willenseinigung, 
fontern als Mitträger des Gemeinwillens über bie Bildung und Aeußerung 
eines Torporativen Willendentſchlußes. Deshalb find zunädft Zeit, Ort und 
Form der Zufammenkunft, jowie Form, Leitung und Abſchluß der Berhand- 
lungen entweder ein für alle Mal verfaßungsmäßig beitimmt, ober aber 
mittelbar durch Anordunngen über Anfehung von Verfammlungen, Ladung, 
Wahl des Vorfikenden n. f. w. feftgefeßt. Sehe Berfammlung aber, welde 
ans biefem verfaßungsmäßigen Rahmen herausträte, würde nur als eine Zu- 
fammentunft von Individuen, nit als Körperfchaftsorgan erfcheinen. So» 
dann wird der Verfammlungsbefhluß von der alten Vorftelluug eines Ber- 
trages oder Mebereinlommens völlig emancipirt und als ber einheitliche 
Willensentichlug eines Gemeinweiens begriffen. Deshalb fett fi) die Bin⸗ 
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bung der Abweſenden durch die Anwefenden, ber zukünftigen Mitglieber durch 
die gegenwärtigen, ber Minderheit durch die Mehrheit nicht nur faft überall 
durch: fondern biefe Grundſätze gewinnen eine neue und unerſchütterliche 
Bafis in der felbftändigen Geftaltung der vom Individnalwillen unabhängi- 
gen Körperfchaftseriften,. Denn nunmehr ergibt fi das einfache, mur in ber 
Anwendung ſchwierige Princip, daß die Grenzen des Geltungögebietes jener 
Grundjäße zufammenfallen mit den Grenzen ber Torporativen Lebensfphäre. 
Soweit alfo der Einzelwille von dem Zorporativen Organismus intaft ge 
lahen ift, Hört jede Macht des Mehrbeitäbeichlußes über ihn auf. Soweit 
er dagegen feine Befonberheit in der Gemeinheit einbüßt, bat er nur bab 
von der Gemeinheitinerfahung ihm eingeräumte gliedmäßige Recht, gilt er 
nichts für ih und Alles nur in feiner organmäßigen Gebundenheit. Das 
Majorttätsprincip indbefonbere ftreift nun jeden Neft der alten Borftellungt 
weife ab und erhebt fich zu ber Bebentung einer rein objektiven Norm über 
das Zuftandefommen eines Torporativen Willens. Es ift nicht mehr ein 
Mittel, um über den Zwieipalt der Einzelnen hinaus zu einem Willen Aller 
zu gelangen, fondern ein Mittel, um bie Einheit des Genopenfchaftswillens 
der inneren Uneinigkeit feiner Faktoren durch Konftituirung eines Willene- 
organed zu entrüden. Der Mebrbeitswille gilt auf Grund der Berfaßung 
als Genofenfchaftswille, weshalb auch tiefe Geltung verfafungsmäßig be 
ſchraänkt, für beftimmte Fälle eine qualificirte Mehrheit gefordert, unter 
Umftänden fogar ein einftimmiger Beſchluß, der aber keineswegs nrit einer 
Willenseinigung Aller zuſammenfällt 2), verlangt werben kauu. Anch bie 
Kompetenz endlich der fo konſtitnirten Verfammlung richtet ſich nach ben ihe 
verfaßungsmäßig zugewielenen Funktionen. So weit biefelben im einzelnen 
Falle reihen mögen, bie Berfammlung ift nicht mehr die jouveräne Herrin 
ber Genoßenſchaft, fondern ftellt nur in der buch die Berfaßung für 
fie begründeten Sphäre das Leben der fie überragenden Gemeinbeit bar. 

An der Spike der Genoßenſchaft finden fich fehr verfchierenartig gebilbete 
Borftände, die als Einzelperfonen, als kollektive Mehrbeiten ober als Kolle- 
gien, auch als Einzelvorſteher mit Tollegialifchem Beirath ober als Kollegin 
mit einheitlicher Borfteherfchaft, organifirt fein können; die ferner kalb un 
mittelbar durch die Berfaßung berufen, bald durch Wahl, Ernennung, Selbſt⸗ 
ergänzung oder andere verwideltere Mechanismen beftellt werben; bie fobanz 


3) Bol. über das Erforderniß der Einftimmigkeit beim Familienbeſchluß be 
hochabligen Haufes TH. 1 S. 420—421. Das Bewußtſein der Verſchiedenheit eined 
einftimmigen Geſellſchaftsbeſchlußes von der Einftimmigteit aller Geſellſchafter er- 
hellt 3. B. fehr deutlich aus den Statuten ber Gefellichaft zum Gauch v. 1361 5. 
Schreiber II. 485, indem bier zur Aufnahme neuer Mitglieder ein 8 Tage md 
dem Anfnahmeantrage gefaßter einftimmiger Beichluß der verfanmelten Gefellen 
nöthig iſt, zur Beichlupfähigkeit aber die Anweſenheit von % aller Gefellen genügt. 
Ebenfo 1451 ib. 496 f. 
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in beftimmten Sormen und nach beftimmten Regeln zu beichließen und zu 
handeln haben; deren Kompetenz endlich, fo verſchieden fie ſich im Ginzelnen 
in Bezug auf bie ihnen zugeftandene Selbftändigkeit und Zwangegewalt 
geftalten Tann, immer nad außen eine gewiße Vertretung und nach innen 
eine gewihe Regierung ber Genoßenſchaft umſchließt. Alle ſolche Vorſteher 
find feit der Vollendung des Körperjhaftsbegriffes gleich verſchieden von In⸗ 
babern einer eignen Herrſchaftsbefugniß und von bloßen Gejammtbevollmäd;- 
tigten. Sie find, auch wenn fie, wie ber Chef des hochadligen Hauſes, ihre 
Stellung aus einem von ber Gefammtheit ganz nuabhängigen Titel herleiten, 
feine Inhaber von Herrfchaftsrecht, weil alle ihre Befugniße ihnen nur durch 
bie Berfaßung nut in verfaßungsmäßiger Gebundenheit übertragen werben, 
und weil die Lorporativen Funktionen, die fie im Namen der Genoßen⸗ 
haft ausüben, einen von ihrer fonftigen Thätigkeit innerlich geſchiede⸗ 
nen Xhätigkeitöfompler bilden. Sie find aber, auch wenn fie von 
ber Gefammtheit gewählt, inftruirt, Tontrollirt und abberufen werden, 
feine bloßen Bevollmächtigten, weil fie nidt im Namen ber &e- 
fammtheit, jondern im Namen der einheitlichen Genoßenſchaftsperſoͤnlichkeit 
bandeln und in ihrer verfaßungsmäßigen Sphäre eine jelbftändige unb un- 
abhängige Stellung einnehmen. Bielmehr find fie verfaßungsmäßige Körper. 
Ihaftsorgane, welche bald mehr einer regierenden Obrigkeit, bald mehr einer 
verantwortlichen Vollzugsbehoörde ähneln Tönnen, immer aber in ber 
ihnen zugewielenen Sphäre die Körperichaft als foldde zur rechtlichen Dar- 
ftellung bringen. 

Zwifchen Borftänden und Mitgliederverfammlung Tommen bäuflg ver- 
fhiedenartige Ausſchüße vor, welche theild die Bedeutung einer Verftärkung 
und Ergänzung des Vorftandes für wichtigere Angelegenheiten, theils die Be 
bentung einer Vertretung der Geſammtheit gegen den Borftand haben. So⸗ 
fern fie an der korporativen Regierungsgewalt als mitverwaltende ober be- 


rathende Behoͤrden Theil nehmen, bringen aud fie ber Geſammtheit gegen- 


über den einheitlichen Genoßenſchaftswillen zur verfaßungsmäßigen Gricheinung, 
obne jemals als die Träger einer eignen Herrſchaftsbefugniß gebacht zu wer- 
ben. Sofern fie aber als Auffichtsräthe und Beichlußkollegien ftatt der Ge⸗ 
fammtheit die VBollzugsbehörbe beſchraͤnken, liegt andy bier in ber Idee ber 
Repraejentation keineswegs die Idee einer privatrechtlichen Bevollmächtigung. 
Bielmehr Hat der Repraefentativausihug unmittelbar auf Grund ber Ber- 
faßung beftimmte Funktionen im Namen der Genoßenſchaft ale folder zu 
erfüllen und wirb nur durch die Art feiner Wahl und Zufammenfeung zu 


.eimem eigentbümlichen Organ geftempelt, welches geeignet ift, die Mitglieter- 


verfammlung in dem an fidh ihr zugewieſenen Gebiet ganz oder theilweife 
zu erfeßen. Er foll nit ein von dem Torporativen Einbeitsintereffe ver- 
ſchiedenes Interefſe der Geſammtheit ober einer Gruppe berfelben vertreten, 
aber er bringt jeiner Natur nach bei ber Vertretung bed Torporativen Inter⸗ 
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eſſess ben Standpunkt ber ihn wählenden Mitglieververiaumlung ober be 
flimmter Klafſen oder Gruppen berjelben zur Geltung. 

Wenn ferner in ben Genoßenſchaften veridiedener Gattung mancherlei 
Behörden, Ausihüße oder Einzelbeamte für beftimmte einzelne Zwecke vor- 
kommen, fo entfcheibet auch bei ihnen lediglich die Verfaßung über die Stel. 
Ing, welche ihnen im Gemeinleben bes Berbandes gebührt. Eine eigenthüm- 
liche Bebentung haben insbeſondere die richterlichen ober ſchiedsrichter⸗ 
liden Organe, welchen fiets, wenn fie überhaupt vorhanden find, eine ben 
übrigen Organen gegemüber felbfländige Stellung eingeräumt wirb. Aehn⸗ 
liches gilt vielfach von ben Organen für die Vertretung der Körperichaft 
vor Gericht, fowie mitunter von befonberen für bie Vermoͤgensverwaltung 
oder einzelne finanzielle Funktionen gebildeten Behörden. Andere Organe 
ſtehen im größerer ober geringerer Abhängigkeit von einem Hanptorgan, das 
fie zu kommittiren oder zu ernennen bat. Wie weit hier überhaupt moch ber 
Begriff ded Organes Plab greift, oder nur ein Auftrags» oder Dienftverhält- 
niß vorliegt, muß danach entfchieden werben, ob die betreffende Funktion durch 
bie Berfaßuug in objektiver Weife ſtändig organifirt ift oder nicht. Denn 
im erfteren alle wird auch ber untergeorbnete Beamte auf Grund des korpo⸗ 
rativen Lebensgeſetzes durch das Mittel eines anderer Drgand zur Ausfüllung 
einer Stelle im Torporativen Organismus berufen. Wenn aber die Auftellung 
ober vorübergehende Beauftragung eine® Beamten oder Dieners nur auf bem 
von einem Genoßenſchaftsorgau in feiner Kompetenziphäre gefaßten ſubjektiven 
Entſchluß beruht, jo Bat fih damit bie Körperichaft in derſelben Weile, wie 
bies ein Einzelner könnte, einen Stellvertreter oder Diener beftellt. 

Eudlih ift zu bemerken, daß die Organifation ber Genoßenſchaft fid 
vielfah auf die engeren Berbände ftügt, in welde jeder um- 
fangreichere deutſche Verband fi zu gliebern pflegt. Ueberall iritt bier 
die Tendenz hervor, ben Unterverbänden eine eigene Torporative Exiſtenz 
und ein eigenes gemeinheitliches Leben zu belaßen, gleichzeitig aber fie 
in einer organischen Stellung für das Leben bes höheren Organismus zu 

n. 

V. Das eigentliche Ziel aller korporativen Organiſation iſt die Geſtal⸗ 
tung des Verbandes zur lebendigen Geſammtperſoͤnlichkeit. Alle Fort- 
ſchritte, welche ſich dem alten Genoßenſchaftsweſen gegenüber in dem korpo⸗ 
rativen Genoßenſchaftsweſen vollzogen haben, führen darauf zurück, daß die 
ber Genoßenſchaft immanente Einheit als Perſon erkaunt und rechtlich aner⸗ 
Tannt wurde. 

Die Gefammtperjönlichkeit der Genoßenſchaft ift in ihrem inneren Weſen 
ber Stabtperjönlichkeit, die wir oben amalyfirt haben, volllommen analog, 
Der zwar aus Theilwillen zufammengejeßte, aber durch die Organifation zur 
Einheit geftaltete Gemeiuwille, welcher fi) in ber Genoßenſchaft verkörpert 
und biefen Körper bejeelt und durchdringt, wirb als Beherrſcher einer ihm 
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und nur ihm unterworfenen Rechtsſphäre vorgeftellt. So gewinnt die Ge 
noßenſchaft als ſolche eine eigne Rechtswefenheit, welche unabhängig von ber 
Sonberperfönlichkeit ihrer Glieder befteht und in unwandelbarer Kontinuität 
mit fich felbft identiſch bleibt, wenn aud die Mitglieder wechſeln. Das ge- 
noßenfchaftliche Rechtsweſen ift eine Gefammtperfönlichkeit, weil es einer 
Genoßengeſammtheit immanent ift, aus und in ihr lebt und ohne fie fo wenig 
wie die Einzelperfon ohne einen Körper beftehen koͤnnte: aber es iſt feine 
Perfonengefammtheit im alten Sinne, die zugleich Einheit und Bielheit, ein 
Ganzes und eine Summe wäre, fondern es ift fhlehthin nur bie als Perfon 
begriffene Gin heit in ber Geſammtheit. Die Gejammtperfönlichkeit tft Leine 
blos fingtrte, ſondern eine reale Eriftenz: aber ihr Begriff ift ein abftrafter, 
weil er von der finnlihen Erſcheinung bes Genofenverbandes nur eine be- 
ftimmte in biefer Bejonderbeit finnlih nicht wahrnehmbare Seite abhebt. 
Und indem bie von diefer Einheit beherrſchte Rechtsſphäre verfelbftändigt 
wird, bleibt zwar eine organifche Verbindung bes Einheitsrechtes mit Sonder- 
rechten der Vielheit möglich (vgl. unten unter VI): aber innerhalb der feften 
Grenzen ber gemeinbeitlichen Sphäre ift die Genoßenſchaftsperſon als folche 
das ansichliegliche und einheitliche Rechtsfubjekt. 

Die Sefammtperjönlichkeit mußte fich überall aus ber alten Perfonen- 
gefammtheit, das korporative Recht mußte fih aus dem Geſammtrecht empor- 
ringen. Da biefer Proceß fih gleih der Erhebung der Stabtperjönlichkeit 
in langfamer Entwidiung vollzog, Tann es für eine einzelne Genoßenſchaft 


‚in einem gegebenen Zeitpunkte oft zweifelhaft fein, ob fie ſchon Perjon ift 


ober noch nicht. Auch ift es möglih, daß troß principiellee Durchführung 
bed Körperichaftsbegriffes in einem beftimmten al nicht alle Konjequenzen 
hiervon bereits thattächlic gezogen find, daß einzelne aus ber alten Unge⸗ 
ichiedenheit von Gejammteinheitsreht und Gejammtvielheitsrecht herrührende 
Säge fortgelten, daß endlich Unklarheiten und Schwankungen ber individuellen 
Auffaßungsweife in der Orbnung bed Genoßenſchaftsrechts eine Rolle fpielen. 
Sm Ganzen aber ftellen fi) mehr und mehr beftimmte Gruppen von genoßen- 
ſchaftlichen Verbindungen feft, deren Perjönlichkeit in fcharf ausgeprägter 
Weife in das allgemeine Bewußtjein tritt und flegreich fich ihre Rechtsiphäre 
abgrenzt und geftaltet. 

Soweit nun bies ber Fall ift, Tommen der Genoßenſchaft als foldher 
alle Mertmale einer wahren und vollen Perfon zu. Sie ift daher fowol 
rechtsfähig als willens⸗ und bandlungefäbig. 

1. Ihre Rechtsfähigkeit ift, wie bie einer jeden Körperichaft, theils 
enger theild weiter als die der &inzelperfon. Unter einander aber bifferiren 
die Genoßenfchaften weit mehr als die Einzelperfonen in Bezug auf Umfang 
und Inhalt der Rechtsfähigkeit. Als Grundlage ſolcher Verichiedenheit kom⸗ 
men beftimmte perfönliche Eigenſchaften in Betracht, die deshalb als befon- 
dere Rechtsqualitaͤten der Gejammtperjönlichkeit erfcheinen. Zugleich aber er- 
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öffnet fi hiermit für bie letztere bereits ein Gebiet eigenthümlicher Rechte, 
bie in die allgemeine Kategorie der Statusrechte ober ber Rechte am ber eig 
nen Perſon fallen. Die Genoßenſchaft als ſolche führt insbeſondere einen 
einheitlichen Namen, eine Eorporative Hauſsmarke ®), ein eignes Siegel ®%), ein 
Wappen, ein Banner und manderlei andere Zeichen, welche ihrer Perfönlichfet 
einen inbivibuellen und finnlidhen Ausdruck verleihen %). Sie bat am tem 
örtlichen Mittelpumkt ihres Lebens einen beionberen Wohnfitz und Gerichts 
ftand. Ihr kommt eine befondere Törperfchaftlihe Ehre zu). ie kann 
eine Standesqualität, einen Anſpruch auf Rang und Titulaturen und ähnliche 
Perſonenrechte haben. Und fo tritt fie von vornherein ungleich ausgerüſtet 
fowol in das äffentliche wie in das Privatrecht als Subjeft ein. 


3 Bel. Homeyer, bie Haus⸗ u. Hofmarlen 5 69 ©. 185; auch über bie 
Sunuugäwmarle (signum oollegii) Struv, syst. jur. opif. TIL2ce. 9; Hirfd, 
9. Geſch. 822; Marquard, de jure merc. 449; über die Kluftzeichen in Dit- 
marſchen w. bie Betterfchaftszeichen auf Fehmarn Homeyer a. a. O. ©. 52 u. 
185. — Auch gefellichaftliche Marken (Societätszeichen) gibt ed: ihre Natur ale 
Kollektivmarke oder verfärkte Einzelmarke aber gebt fchon ans dem äußeren Um- 
flande hervor, daß fie durch Verichlingung ber Zeichen ber einzelnen Gefellfchafter 
oder aus dem Zeichen eines beruorragenben Socins gebildet zu werben pflegen; ib- 
184— 185. Es iſt berfelbe Unterichied, wie zwiſchen der Sachfirma des Ultien- 
vereind und ber Tollektiven NRamensfirma der offenen Handelsgeiellichaft. 

”) Bol. Th. J. 387 N. 83. 846. 352 N. 46. 382 N. 103. Maurer, 
Stäbten. IL 411 R. 15—20. Kriegt 381. Ennen I. 685 f. Bei ben 
Zänften war das Zerfchlagen des Giegels fumbolifcher Ausdruck für bie Zerftörung 
der Zunftperföulichkeit; 1866 b. Boehmer 714; Ennen a. a. O. 

29) Th. I. 372 N. 67. Auch ib. 495 über bie Zeichen der Rittergefellfchaf- 
ten. Berner Maurer II. 409 f. über Zunftwappen u. Zunftzeichen, ib. 411 
N. 12 —14 über Zunftfarben, ib. 423 über Zunftbanner, 537 N. 3-8 über Ab⸗ 
zeichen ber Altbürgergilden. — Alle Wappen, Banner und fonftigen Genshen⸗ 
ſchaftsembleme kommen barin überein, baß fie nicht von individuellen Beziehungen 
ber Geuoßen, fonbern von einem dauernben Merkmal des genoßenichaftlichen Ber- 
banbes bergenommen find; 3. B. von bem Schutzheiligen befielben, von der Stadt, 
von dem Verfammlungähaus, von dem Zwed ober Gegenftanb der Bereinigung. 

) Wenn bie Begriffe ber Ehre des Haufe, ber Sanbwerlächre und über 
haupt ber Genoßenſchaftsehre ober „Korpd-Ehre” eine leitende Rolle in ber Eut- 
widelung ganzer Rechtsgebiete gefpielt haben, fo tft bamit freilich noch nicht gefegt, 
daß diefe Begriffe in ihrem gangen Umfange Rechtöbegriffe find. Allein in einem 
gewißen Umfange kommt dem Begriff der Torporativen Ehre überall juriſtiſche Re 
levanz zu. So ift, wie bei dem Einzelnen, auch bei ber Körperfchaft bie vollkon⸗ 
mene Ehre Andfluß der vollen Rechisfähigleit und Minderung ber Chre Taun zur 
Zerfiörung ihres Rechtes führen. Es ift ferner eine Ehrverlekung gegen bie Ger 
noßenſchaft als foldde möglich und firafbar. Und endlich iR es Mügfiederpfitdl, 
für die Ehre des Ganzen einzuſtehen und an fich biefelbe zu wahren, fo Daß jeher 
Verſtoß gegen die korporative Ehre zum Ansihluß führen kam. 
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a. Sm öffentliden Recht ift je nad ber überwiegend politiſchen 
ober privaten Bebeutung einer Genoßenſchaft deren Stellung ſehr ver- 
ſchieden. 

Ein bei jeder Genoßenſchaft vorhandenes, wenn auch an Umfang un⸗ 
gleiches Gebiet öffentlicher Rechte entfteht durch das innere Leben des genoßen⸗ 
ſchaftlichen Organismus. Das Verhaltniß einer Geſammiperſoͤnlichkeit zu 
anbern Perjonen, die ihr ald Glieder eingefügt find, erzeugt nothwendig für 
die von ber Verbindung ergriffene Lebensiphäre einen Kreis von Rechten unb 
Hflichten, weldhe ein Analogon ber in Staat und Gemeinde begründeten 
öffentlichen Rechte und Pflichten bilden. Diefe Rechte. Haben daher jelbft 
dann, wenn bie Körperichaft im Ganzen nur für Privatrechtszwecke befteht, 
einen Öffentlichredhtlichen Charakter. Denn infoweit, als es fih um ben Auf- 
bau eines Torporativen Organismus handelt, entftchen Verhaͤltniße einer All⸗ 
gemeinheit unb ihrer Glieder, mag auch zulegt die Eonftituirte Allgemein- 
heit nur Mittel für Individualzwede fein. Insbeſondere hat zunächft jede 
Genohßenſchaft das Recht der Autonomie; und gerabe damit erft, daß bie 
einheitliche Gefammtperfon als Subjekt diefes Rechtes vorgeftellt wirb, Iäft 
der Begriff der Autonomie fi vollkommen von dem Vertragsbegriff ald der 
Billenseinigung mehrerer Subjelte ab und erhebt fi zu dem Begriff einer 
korporativen Selbfigefebgebung °). Aehnlich verhält es fih ſodann mit ber 
genoßenſchaftlichen Gerichtsbarkeit, welde nunmehr ber einheitlichen Ge- 
jammtperfon als folder zugefährieben und in ihrem Namen. ſowol dur Ent- 
ſcheidung innerer Streitigkeiten, als dur Zwang und Strafen zum Schutze 
ihres Friedens, ihres Rechtes und ihrer Ehre geübt wird ®). Aber auch bie 
gefammte genoßenſchaftliche Selbfiverwaltung bat jet ihr eigentliches 
Subjelt in ber einheitlichen Körperihaftsperfon und fireift daher die Merk⸗ 
male bloßer gemeinfchaftliher Verwaltung von gefellihaftlichen Angelegen- 
beiten ab®%). Kraft ihrer Stellung als eine ben Gliedern übergeorbnete 
Allgemeinheit bat die Gefammtperjönlichkeit eine Reihe von Gewaltbefugnißen, 


7) Bol. Th. I 191 N. 64. 885 N. 23. 386. 338. 346. 851. 358. 864 
N. 58-59. 356 N. 69. 860 N. 4. 897 N. 182. 412. 419 f. 4932. Maurer, 
Gtäbten. II. 383 f. 4389. — Die Zunftfaßungen beißen daher nun auch Küren, 
wiliküren, gesetze, einungen, gemeine gebote, ordnungen ober ähnlich. 

88) Bol. Th. I. 885. 886. 338. 840 N. 4. 846 N. 8. 850 N. 26. 351 
N. 36. 856 N. 68. 887. 889. 897 N. 188—187. 413. 422. Maurer, 
©täbten. II. 266. 888 f. 487 f. Url. v. 1420 b. Schilter 841: item die stuben- 
gesellen sullent wol macht haben, ordenunge under in selbu ze machen, u. 
gerichte under in selbs haben, nach iren gelegenheiten. 

) Bel. Th. L 330. 388. 851. 856. 861 f. u. 888 f. 412 N. 10. 492. 
Maurer, Städten. II. 881 f. 898 f. Daher ift auch von einer „Regierung ber 
Zunft bie Rebe, ib. 400 N. 201; Ennen IL 625. Und bei ber Wahl und 
Bereibigung von Vorftänden wird als Richtſchnur ihres Verhaltens fletd bie Ehre 
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welche es ihr ermöglidien, das einheitliche Körperichaftsintereffe in Dem ver- 
faßungsmäßigen Grenzen durchzuführen. Sie hat das Recht, in allen gemein- 
beitlihen Angelegenheiten einen Beſchluß zu faßen und zu vollziehen, fo baf 
der individuelle Wille der Glieder fi vor ihrem Willen beugen muß. Sie 
bat daher den Anſpruch auf Gehorfam, Treue und Dienft ihrer Genoßen . 
Insbeſondere Tann fie Beiträge und Leiftungen verfchiebener Art ausfchreiben 
unb eintreiben, worin- ein korporatives Seltftbeftenrungsrecht zur Erſcheinung 
fommt, das von einem bloßen Syftem gejellihaftlicher Beiträge innerlich 
verſchieden ift 4). Ebenſo wird dadurch, daß ber genofenfchaftlihe Haushali 
mit feinem Kontroll- und Rechnungdapparat fein letztes Subjelt nur im ber 
einheitlichen Gefammtperjänlicleit findet, eine Torporative Finanzgewalt her⸗ 
geftelt @). Endlich ift auch, wie fich ſchon oben gezeigt bat, die Genofen- 
haft als ſolche das Subjelt der Amtshoheit über die genofenichaftlichen 
Borfteher, Ungeftellten und Diener, fo daß dieſe zu ihr in einem ähnlichen 
öffentlichrechtlichen Verbältnig ftehen, wie die ftähtiichen Behörben und Beam⸗ 
ten zu dem ftäbtilchen Gemeinweſen als foldem; und auch bier wiederum 
war die Erhebung eines einheitlichen unfichtbaren Rechtsſubjekts ebenfo umer- 
laͤßlich für die Reinigung des Amtöbegriffes von den alten privatrechtlichen 
Beimifhungen, als anbrerfeits die Seftftellung eines rein Sffentlihen Amts- 
begriffes mittel der dadurch bedingten Entwicklung der Idee eines gemein- 


und der Vortheil des Verbandes als ſolchen, bei politifchen Koͤrperſchaften aber 
überbied das Befte des Reiches, des Landes ober der Stadt bezeichnet. 

%) rk. v. 1855 5. Boehmer 646: auch muz he globin daz he halde 
der zunffte gebod und recht. 1855 ib. 644; daz sie-unser zunft gehorsam 
werin. Bgl. au Th. I. 861 R. 9 u 362 N. 13. 412 N. 10. 422. 495. 

“1, Deshalb unterlag auch, fobald überhaupt eine ftäbtifhe Körperichaftöhohelt 
bervortrat, das Selbftbefteurungsrecht ber Zünfte ber obrigleitlichen Beichränkung- 
So follte nach dem Zürcher Rathserk. v. 1836 b. Bluntfhli I. 325 keine Zunft 
weiter ald in ben Grenzen ibrer gefchriebenen Verfaßnug Alte ber Autonomie, 
Selbftgerichtsbarkeit u. Selbftbefeuerung vornehmen: daz enkein zunft enkeinen 
einung über sich selben seisen suln noch enkein ding under in selben richten 
noch scheisen, wan daz ouch ir zunfftbrieve hant. In Straßburg aber wurbe 
ſchon 1822 die einzelne Umfage an obrigkeitlidde Genehmigung gebunben; Berorbn. 
des Stadtraths v. 1322 b. Mone Bb. 16 ©. 188: es sol och keine antwerke 
denheinen pfennig samenen noch legen in sine buhse an urlop meister u. 
rates; wande vellet denheine antwerke in schulde van unserre stette wegen, 
daz ez gutes bedarf, so sol es vur meister u. rat gen u. sol vorderen, das 
man ime erloube pfenninge in sine buhse zu legende u. zu samende untze 
an ein summe. Und 1446—1446 ib. Bd. 15 ©. 45 wird wiederholt: ohne 
Wißen und Willen des Raths u. ber 21 foll dehein antwerck deheijnerley 
schatzunge uff sich oder ir gemein gesellschaft legen. 

2) Bol. unten ©. 894f. 
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heitlichen Organs für bie Erhebung der Genoßenſchaft zur Perfon unerläß- 
lich war. | 

Wenn nun aber fo eine gewiße oͤffentlichrechtliche Einheitsſphäre ſchon 
mit dem Genoßenſchaftsbegriff felbft gegeben ift, fo kann barüber hinaus eine 
fehr viel umfaßendere öffentliche Rechtsſubjektivität Durch Die befonbere poli- 
tifche Bedeutung ber einzelnen Genoßenſchaft begründet werben. Dies ift 
3. 2. bei allen denjenigen Gilden, Zünften, Gejelliaften u. |. w. der Fall, 
welche fidh zu organiſchen Gliedern bes ftädtifchen Gemeinweiens erheben %). 
Denn einerfeits tft e8 bier bie Körperfchaftöperfon als foldhe, welche durch 
die Stabtverfaßung zur Mitträgerin des Gemeinweſens berufen wird und 
daher ftädtiihe Wahlrechte, militärtiche, gerichtliche und polizeiliche Funktio⸗ 
nen, öffentlihe Dienft- und Steuerpflichten u. ſ. w. bat. Andrerſeits wirb 
berjelben Körperfchaftsperfon eine mehr ober minder umfafende, von ber 
ftäbtifchen Gewalt abgezweigte politiihe Machtbefugnig übertragen, welde 
fowol die Gewalt der Genoßenſchaft über ihre Glieder fteigert, als ihr auch 
Dritten gegenüber eine obrigkeitlihe Stellung gibt. So ift bie Zunft als 
Sefammtperfönlickeit mit dem Hanbwerksamt betraut und bat in Folge 
befjen gejeßgebertjche, gerichtliche, polizeiliche und finanzielle Befugniße in Ge⸗ 
werbejachen; bie Hanbelögilbe ift das Subjekt der Handelsgeſetzgebung, Han- 
belögeridhtsbarkeit und Handelspolizei; eine Altbürgergilde kann bie wichtigften 
politifchen Vorrechte und geradezu ein Recht auf Ausübung ber ftantlichen 
Regierungsrechte in der Stadt befiken; und im Auslande Tann eine Gilde 
fih zu einem faft völlig geſchloßenen faatlihen Gemeinweſen fteigern. Aber 
nicht nur in ber Stadt, auch in dem ftänbiichen Landesftant können Genoßen⸗ 
haften eine ähnliche organijche Stellung einnehmen und nach oben Bin 
Landſtandſchaft, nach unten hin eine umfaßende politiiche Herrſchaft in ein- 
beitlicher Weile befigen und ‚ausüben. Ja die Kandeshoheit jelbft kann nicht 
nur geiftlihen und weltliden Körperfhaften zuftehen, fonbern erjcheint auch 
ba, wo ein Fürft Eraft Geburtsrechtes berufen wird, zunächft ihrer Subftanz 
nach als Attribut des regierenden Hanfes in feiner Torporativen Einheit. 
Genoßenſchaften aller Art koͤnnen ferner die manderlei in privatrechtliche 
Hülle gekleideten öffentlichen Rechte, bie Herrichafte-, Amts- und Gewerbe 
gerechtfame, bie kirchlichen Patronatrechte u. |. w. erwerben. Die verjchieben- 
artigften Privilegien und Befreiungen im In- und Auslande Tönnen einer 
Genoßenſchaft ertheilt werden, und, wenn fie auch den einzelnen Mitgliedern 
direft zu Gute kommen, für die Geſammtperſon als folde eine Reihe von 
politiſchen Anſprüchen begründen 4). Endlich Tann jede Genoßenſchaft, ſo⸗ 
weit fie eine ſelbſtändige politiſche Stellung hat, auch mit andern ihr koordi⸗ 


2 Bol. Th 1. 842. 347. 372 f. 388 f. 
*) Bol, 3. B. Th. L 842, 847 N. 14. 860 N. 31. 352 N. 48. 354. 
866. 448, 
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nirten Genoßenſchaften ober ſonſtigen politiſchen Machteinheiten in bie man- 
nichfachſten Rechtöverhältnige Bffentlidher Art eintreten und durch Bünbuife, 
Berträge ober Vergleiche ſich mad; aufen hin eine politiſche Belfätigungt- 
ſphaͤre eröffnen 9. 

In allen diefen Beziehungen bat die äffentlichredhtliche Perſönlichkeit ber 
Genoßenſchaft je nach der Richtung, in welcher fie fih zur Geltung bringt, 
einen eigenthümlichen Charakter. Ihren Gliedern gegenüber ftellt fie fich als 
böbere Allgemeinheit dar. Dem Staat, der Gemeinde ober einem andern fie 
umſchließenden Berbande gegenüber ift fie ein zwar mit eigner Rechtsweſen⸗ 
beit begabtes, zugleich aber einem höheren Organismus eingefügtes Glied. 
Koordinirten politiſchen Perſonen gegenüber iſt fie eine freie und am ſich 
ungebundene Machteinheit. In ber erſten Richtung alſo iſt ihre echte 
ſphaͤre ein Analogon bes zwiſchen dem Staat und ſeinen Bürgern beſtehen⸗ 
den Verhaͤltnißets. Sie iſt für ihre Glieder zwar weder bie höchſte mod 
eine für den menfchlichen Gemeinſchaftezweck ſchlechthin beftchende Mllgemein- 
beit: wohl aber ift fie vorbehaltlich der höheren Berbindungen unb für bai 
von ihr inkorporirte Lehensgebiet ein den Individuen übergeordnetes Weſen 
gemeinheitlicher Natur. In ber zweiten Richtung ift ihre Rechteſphäre ein 
Analogon ber Stellung des Bürgers zum Staat und fteigert fi im Falle 
einer Webertragung von Lebensfunktionen des höheren Organismus zu einem 
Analogon bed Amtöverhältuißes. Sie ift alfo gleich dem einzelnen Bürger 
auch im öffentlichen Recht eine durch fich felbft beftehende Perfon, aber fe 
ordnet fich gleich jenem einem höheren Ganzen als ein infoweit abbängi- 
ges Glied ein, und Tann durch eine ihr zugewiejene organische Stellung zu 
gleih mit der Srweiterung ihres Wirkungsfreifes eine Steigerung ihrer Ab 
bängigkeit erfahren. Im der britten Richtung enblich ift fie weder Mllgemein- 
beit noch Glied, ſondern eine für fidh allein ſtehende Perfon, welche nur ſo⸗ 
weit gebunden ift, als fie fich felbft bindet. Ihre Beziehungen zu andern 
Machteinheiten find daher Bier ein Analogou der Beziehungen zwiſchen Staat 
und Staat, jo daß fie kein vollendetes öffentliches Recht barftellen, ſondern 
hochſtens den Keim zu einem ſolchen enthalten. 

b. Im Privatrecht ift die Genoßenſchaft als ſolche gleich dem Ein⸗ 
zelnen vermögensfähig. Auf biefem Gebiet ift fie weber bem höheren Gemein- 
weſen untergeorbnet noch ihren Gliedern Üübergeorbnet, fondern tritt ihnen fo 


4) Man denke nur an bie Arbeitöverträge, bie gemeinfamen gemerbfiden 
Seftfesungen, ja fürmlichen Schug- u. Trutzbündniße ber Zünfte verfchiedener Erädte, 
Th. I. 888 N. 106-107, Maurer II. 426, und an bie oft Daraus erwachſenen 
Snnungsvereine, Zunftbünde und Gefammtzünfte, ib. 406 f.; ferner an bie ausge 
prägte voͤlkerrechtliche Einheit, die Bevollmächtigten und Gefandten der Kauf 
manndgilden, ib. 368 NR. 49, 854 nu. 356; ober an bie Kriegführung, die Ber 
handlungen und Sühneverträge ber bitmarfcher Geſchlechter, der Rittergeſellſchaften 
und Übelövereine u. |. w. 
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gut wie allen unverbundenen Dritten als Toorbinirte® Individuum gegenüber. 
Deshalb ift es auch feit der Vollendung des Körperichaftsbegriffes für bie 
Natur der Privatrechtöverhältnige als ſolcher unerheblich, ob ihr Subjekt eine 
Genoßenſchaft ober ein Einzelner ift, und ob fie im erfteren Falle zwifchen 
ber Genoßenſchaft und ihren Gliedern, zwifchen ihr und dem Staat ober 
zwilchen ihr und beliehigen Dritten beftehen. Immer liegen rein indivibual- 
rechtliche Beziehungen vor, für weldhe die Perfonen nicht in ihrer orgauiſchen 
Stiederung und Verbindung, ſondern als gefonberte Eriftenzen in Betracht 
Tommen. 

Im Ginzelnen umfaßt die Privatredhtsfähigkeit der Genoenfchaftsper, 
ſönlichkeit vor Allem bie Fähigkeit zu Eigentbum und bingliden Rech— 
ten. Es koönnen alſo Sachen ganz oder partiell in bie einheitliche Herr⸗ 
ſchaftsſphäre des Genogenfchaftswillens fallen. 

Insbeſondere entwidelte ih an liegen den Gütern an Stelle bes 
alten Geſammteigenthums in vielen Fällen ein ausſchließliches Eigenthum ber 
juriftifchen Perfon 4). Ein foldhes Iag 3. ® vor, wenn ein unbewegliches 
Beſitzthum direkt den einheitlichen Zweden bes Verbandes diente, wie bies 
bei den Höfen und Häufern, ben Lagerräumen und Berkauföballen, ben Waffen- 
Tammern und Vorrathskellern der Zünfte und Gilden aller Art vielfach ber Fall 
war. Deutliher noch trat das ausſchließliche Eigenthum der Genoßenſchaft 
als ſolcher hervor, wenn biejelbe ein Gut oder Gebäude zu Gunften ber Ge- 
noßenſchaftokafſe verwalten Tieß oder verpachtete. Aber auch an foldden Gü- 
tern, welche nach Art des alten Geſammteigenthums zugleich ben individuellen 
Zwecken der einzelnen Genoßen dienten, wurbe jedenfalls ein Theil der Eigen- 
thumsbefugniße nunmehr der einheitlichen Koͤrperſchaftsperſon zugeichrieben. 
Indem fo die Genoßenſchaft als einheitliches Subjekt grunbeigenthumsfähig 
wurde und in lebendigem Rechtsverkehr Grunbftücde von Einzelnen erwarb 
und an Einzelne veräußerte, ftellte fich zugleich die Unabhängigkeit bez redht- 
liden Natur des Grundeigenthums von feinem Subjekte fe. Deshalb 
wurde nun aud in ben Stadtbüchern ter Grundbefitz jo gut auf ben Na- 
men von Genoßenſchaften wie auf ten Namen von inzelnen etugejchrie- 
ben #°). 

Gleich dem Eigenthum Tounten natürlih auch alle von demfelben ab- 
geiplitterten binglichen Rechte, ſowie die felbftändigen Gerechtigfeiten mit 


“) Bol. TH. 1. 886. 837 RN. 34. 841. 846 N. 9. 350 N. 30. 354 N. 61 bis 
63. 896. 438. 443. Maurer, Städten. II. 885 f. 462. 507509. 522. 
Bgl. unten. 

47) So wurbe ſchon 1385 in Kübel auf den Namen des Amtes der Knochen⸗ 
bauer ind Stadtbuch eingetragen. Wehrmann, lüb. Züufte 263: vortmer desse 
vorbenomeden koven staen toscreven in des stades boke Hertych Burryke 
to des gantzen amptes behoef. Bol. Ennen IL 640: Die Tuchſchererzunft 
ließ fi bei dem Zunfthauſe ber Wollenweber ein Miteigentbum anjchreinen. 
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Smmobiliarcharakter ihr Subjelt in einer Genoßenſchaftsperſonlichkeit finden. 
Er Tonnten daher Reullaftberehtigungen, dingliche Zinfe und Renten, das 
* auf Dienſtbarkeiten, Näherrechte, Zwangs⸗ und Banurechte, Pfand 

rechte, Regalgerechtſame, Ants- and Gewerbegerechtſame und alle noch fort⸗ 
beftebenden Patrimonialgerechtigkeiten in Being auf ihre vermoͤgensrecht⸗ 
ide Seite in die einheitlihe Vermoͤgensſphäre einer Genoßenſchaft als 
folder fallen. 

Auch au fahrender Habe firirte ſich vielfach ein ausichliegliches Gigen⸗ 
tbum der Gefanmtperfönlichteit. Jede Genoßen ſchaft beſaß mancdherlei be 
wegliche Sachen, welche für korporative Zweite theild ftändig gebraucht, theils 
verkraucht und vom Neuem beichafft wurden #). Sie wurde daher imfoweit 
flatt der alten Geſammtheit als einheitliches Subjekt vorgeftellt, und fomel 
bezüglich tes Sachenrechtes als foldyen, als bezüglich ber auf dasſelbe gerichte- 
ten Privatrechtsgefchäfte einem Individnum gleichgeſetzt *). 

Suöbefontere aber bildete fie eine ſtändige Kaffe, bie durch Torporative 
Ginnahmen gefüllt, für korporative Zwecle verwandt und demnach als Mittel, 
punft des Eorporativen Gigeuthums aufgefagt wurbe. Gerade diefe Bildung 
war es, bie auf vermögensrechtlichen Gebiet am deutlichſten die Meberwindung 
des alten genoßenſchaftlichen Geſammtrechts durch das neue Körperjchaftöredit 
ansprägte und ber einheitlichen Genohenſchaftsperſönlichkeit einen greifbaren 
Ausdrud verlieh. Dies zeigt fih z B. Mar bei allen Gilden und Zünften, 
welche bas maßgebende Vorbild der Stabtlaffe befonders nahe hatten. Ur 
fprünglid war and bei ihnen von einer Unterjheidung ber einheitlichen 
Gildezwecke und der gemeinichaftlichen Individnalzwecke der Brüder nicht die 
Rede; (Eintrittögelder, Bußen, Beiträge, Zinfe u. ſ. w. wurden theils in 
Babe, ıheild in Wein oder Bier, theils iu baarem Gelde erhoben, und als 
eine Geſammthabe alter Art ohne das Bewußtſein eines inneren Unterſchiedes 


9) So war bei den Gilden und Zünften Alles, was ihren religiöien Zweden 
diente, wie Altargeräth, Bahnen mit dem Bilde des Schugheiligen, Begräbniß- 
geräth, Wachs für Kerzen n. ſ. w., offenbar rein Eorporatived Gut. Ebenſo aber 
die Waffenvorräthe, welche in Notbfällen zur Ausrüftung von Gefellen und Lehr⸗ 
fingen dienten (Zimmermann L 192 f. Maurer IL 423 f.), die Zelte (Kriegk 
866, Boehmer 641), Kanonen (Reumann, Görlig 115), Streitwagen und Banner 
der Zünfte. Nicht minder das Siegel, die Eorporativen Zeichen und Gmbleme, 
das Torporative Archiv mit den barin enthaltenen Urkunden, die Kaften, Kiften 
und Laden für die Aufbewaßrung von Geld und Geräth, Eobann bad gefammte 
Mobiliar und Geräth der Gildehäufer und Zunftftuben, was bei ben genofen- 
ſchaftlichen Berfammlungen, bei Gerichtöfigungen, für polizeiliche Zwede und für 
bie Zwede der korporativen Gefelligleit Verwendung fand (der zunft husrat u. 
geschirr, vgl Mone Bd. 16 ©. 184 j.) 

“%) Bel. Th. L 336 N. 26. 887 N. 34. 841. 346 N. 9. 351 N. 58. 354 
N. 68. 357. 396. 412. 446 N. 29. 
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bald für Kerzen und Seelenmeflen, bald für bie Unterftügung bebürftiger 
Brüber, bald zum Vertrinken ober Vertheilen aufbewahrt und verwandt. 
Allmälig aber brach fi die Erkenntniß Bahn, daß zwiſchen der Beftimmung 
für ftändige Gildezwecke und ber für augenblicliche Bedürfniße aller Genofen 
eine rechtliche Verſchiedenheit obwalte. Als Gildezwede von dauerndem und 
einheitlihem Charakter erichienen anfangs vorzugsweiſe die religidien Funk⸗ 
tionen ber Genoßenſchaft. So wurde denn von Alterd ber bei. gewißen Ein- 
nahmen mit Rachdruck betont, daß fie für kirchliche Zwecke beftimmt ſeien 
und daß fie in anderer Weiſe nicht verwandt werben bürften 5%). Derartige 
Einnahmen wurden namentlich demjenigen fcharf gegenübergeftellt, was an bie 
Brüder zum Bertrinten field). An die befondere Zwedbeftimmung ſchloß 
ih dann die äußere Abſonderung und getrennte Berwaltung, fo daß eine 
eigne kirchliche Zunftlaffe gebildet wurbe 59), Die objektive Sonderung aber 
führte weiter dazu, auch ein beſonderes Subjekt für diefen Bermögenstheil 
zu fuchen. Nicht felten fand man, unter Anlehnung an die kirchlichen Bor- 


ftellungen, dieſes Subjekt in dem Heiligen, welcher der Schußpatron ber 


Gilde war 5%), und ftellte tann dem Eigenthum bes Heiligen das Eigenthum 


so So heißt ed 1248 bei den Schlächtern in Baſel: item vero duo solidi, 
qui pro parte eorum solvuntur de emendis (der Zunftantheil an Bußen), tan- 
quam illi qui solvuntur propter introitum societatis, expendi debent in usus 
sumftae, ut semper in summis festivitatibus, in honorem et laudem omnipo- 
tentis dei et b. virginis et omnium sanctorum, lumen in majori ecclesia 
habundantius habeatur. Bei Dche L 318 u. Trouillat I nr. 398 ©. 574 
(die übrigens Beide irrig das oben hinter societatis geſetzte Komma erft hinter de- 
bent feten). Ebenſo 1260 bei den Schneidern, Ochs L 851 u. Trouillat 1I 
or. 71 ©. 108. 

s) So wird 1248 bei den Epinnwettern in Bafel bei Eintrittögeldern und 
Bußen unterfchieben: ad Iumen zunftae tres solidog, et confraternie tres solidos 
ad bibendum persolvat, Ochs L 823, Trouillat I nr. 898 S. 579. Ebenſo 
1256 bei den Bädern ib. I. 342 resp. I nr. 445 ©. 685: datis ad lumen b. 
virginis 20 sol, communitati panificum 10 solidis. Und 1271 ib. I. 404 resp. 
IH 686: 15 schillinge, ze dem liehte zehen und der zunft gemeinlich 5 


2 Bol. Th. I. 885 N. 116, bei. das Etatut der Gpeierer Hafenphäler- 
zunft v. 1388, wonach die Zunft 2 gemeine Büchſen hat, für bern jebe 3 befon- 
bere Echlüßel, wovon einen bie 2 Meifter und die andern bie Zuuftvierer in Händen 
baben follen, exiftiren; im die eine Büchfe fällt s. Niclaus gelt, in die andere 
Büchſe der. zunfte gelt von penen o. von andern vellen. 

) So wurde in Nowgorod die Vermoͤgenseinheit zwifchen den ſich abwech⸗ 
felnden Sommer- und Winterfahrern dadurch hergeftellt, daß eine Kaffe deö heiligen 
Beter gebildet wurde, beren Ueberfhüße bie Sommer: und Winterfahrer bei ihrem 
Abzuge nicht verbrauchen, fondern in der Marienkirche zu Wisby in ©. Peters 
Kifte legen foliten, unter Uebergabe der Schlüßel an die Vorfteher ber vier haupt. 
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des Amtes ober ber gemeinen Brüder gegenüber 5%. Daraus refultirte in 
manden Fällen ſchließlich eine wirkliche Spaltung ber alten Gilde in zwei 
getreunte Körper, eine geiftlihe Brüberfhaft nad eine weltlihe Zunft. 
In der Regel aber blieb die urfprüngliche Ipentität gewahrt, und bad zuerft 
nur in Bezug auf tie religidfe Seite des Verbandes anerlannte einheitliche 
Bermögensfubjelt dehute feine Herrihafteiphäre mehr und mehr auf Alles 
ans, was überhaupt einem dauernden und einheitlichen Gildezweck diente °9). 
Statt bes Heiligen wurbe dann mehr und mehr die Gilde oder Zunft in 
ihrer Einheit als das Subjekt genannt, an welches diejenigen Ginnahmen 
fielen, die nicht vertrunken ober vertheilt werben jollten 5%). Für ſolche Ein- 
nahmen wurbe zugleih beflimmt, daß fie in eine befonbere Büchſe ober 


ſachlichſten Einzelfanfen (von Gothland, Kübel, Soeſt u. Dortmmid); vgl. bie 
dentihe Era im Tab. Urfb. L 703. Es ift dann bier auch die Rebe von Bu- 
Deu an zante Peter (ib. 704-707), won sante Peteren holte und sante Peteres 
ketele (ib. 708). Semmerfahrer wie Winterfahrer föunen einen Priefler witbrin- 
gen upe zante Peteres cost, berielbe erhält van sante Peteres gode 50 mart. 
(ib. 701). Die gelorenen Borfänbe heihen oldermannen des. hoves u. synte Pe- 
teres (ib. 700). — Bgl. ferner Stat. v. 1888 in R. 62: s. Niclaus gelt; lũb. 
Zunftrolfen v. 13885 u. 1480 b. Wehrmann 165 u. 361 f. 

“) So in dem Gtat. v. 1338 in N. 52 s. Niclaus gelt und der zunfte 
gelt; im ber Rolle ber lub. Barbiere v. 1480 b. Wehrmann 165 der broder- 
schop lichte u bome ober mas au Bußen sunte Cosme u. Damiano zufällt, 
u. des amptes Einkünfte; in der Rolle der Anochenhauer v. 1385 ib. 261, we 
das, was an unser leven vrowen fällt, dem Vorſteher des Zunftaltars abgeſon⸗ 
bert überantwortet werben fol. 

85) Bol. Th. L 386. Mone IL 8. Wehrmann, üb. Zunfte. 150 f. 
49 f. Kriegt, Bürgerth. 178—185 u. bef. Die Bruderſchafteſtatuten ber Schneiber- 
geſellen v. 1462 ib. 186—189 u. ber Barchentweberkaechte v. 14451489 ib. 
190—1%. Jäger, Ulm 533 f. Auch Manrer, Städten. IL 402-409, welcher 
Leptere mit Recht gegen Mone, Jäger n. Wehrmaun annimmt, bag urfpräng- 
li die Identität von Zunft u. Brüberfchaft überall die Regel war. 

“) So wurde in Nowgorob dad Eigentum bed Heiligen Peter (vgl. oben 
N. 53) für alle danernden öffentlichen Zwede des dort entfiehenben hanſiſchen Ge⸗ 
meinwefens verwandt und beöhalb fpäter zum Eigentbum beö Hofed ber Deutſchen 
zu Rewgorob erweitert. 

e) Schon in ber oben angef. Url. ber Basler Schlächter v. 1248 (N. 50) 
wird bie refigtöfe Verwendung eine Verwendung in usus zunftae, bei den Spinn⸗ 
wettern (R. 51) ad iumen zunfiase genaunt. Wllgcemein beißt es in einer Freibur⸗ 
ger Url. v. 1600 5. Mone Br. 15 ©. 48: was frevel gefallen, da der zunft- 
meister by sey, die sollen der sımft vallen, wo aber der zunft meister u. 
die aechtewer nit by seyen, das mögen die spruchlüt wol verzeren. Ebenſo 
1500 b. Wehrmann 898: wer Meiſter wirb, schall ock geren to des ampies 
behof twe mark lub. to harnschgelde, und den amptbrodern eyne tunnen bers, 
eynen schinken u. eyn gron gerichte. 
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Kafſe gethan und darin unvertheilt aufbewahrt werben follten®®), Und ces 
wurde üblich, ausdrüdlich dasjenige, was in die Kaffe der Zunft fallen follte, 
von den an bie Summe ber einzelnen Genoßen zu entrichtenden Praeftatio⸗ 
nen zu unterjcheiben, und fo ſchon durch ben Hinweis anf Me korporative 
Kaffe zugleich die Torporative Beitimmung ber betreffenden Einnahmen aus- 
zubrüden 5%), Nicht immer freilih fprah man fo genau. Oft vielmehr be 
gnügte man fih mit ber Älteren, bie Frage des einheitlichen oder vielhelt- 
Then Subjekts offen laßenden Ausdrucksweiſe %), und überwies daher auch 


5®) Bol. 3. DB. die Rolle der Dreier v. 1507 b. Wehrmann 201: welk 
gelt also to broke offte to harnsche edde anders, alse vorscreven, in de busse 
gegeven wert, dat scholen de olderlude edder amptbroder nicht verteren 
noch under sik delen, dan getruwelick to des amtes u. der stadt besten in 
verwaringe holden. Ebenſo in der Rolle der Höfer v. 1507 ib. 285: das der 
selschup gegebene Eintrittegeld jollen de olderlude truwelick in de bussen 
steken u. under sic edder der selschup nicht delen noch vortheren, dan to 
der stadt besten holden u. bewaren. Ebenſo ib. 477 mit dem Zufag, baf die 
Umtsvorfteber eine folhe Anfbewahrung eidlih verjprechen und in jeder Morgen- 
ſprache, daß fie dem nachgekommen find, auf ihren Eid verſichern follen. 

” So werben in den Frankfurter Zunfturtunden die Gintrittögebühren 
Immer geſchieden in das für Die Zunftbüchfe beftimmte Geld, bad für die Kerzen 
beftimmte Wachs und die den Meiftern oder gemeinen Genoßen zufallenden Natu⸗ 
ralien. 3. B. 1355 b. Boehmer 645 bei ven Schiffen: in unser dusssen u. 
in unser munft 1 pfund h., 4 pfund wasser, 4 vyrteyl wynes, jedem meistir 
eyn par handzschuhe u. jedem gesellin ein schappel. Aehnlich oft in den andern 
Urt. v. 1355 ib. 635 f. Vgl. 1852 ib. 625: den meistern... ein pfunt h. «. 
in ir busszen. 1852 ib. 626: den meistern in ir bussen zu pene. 1853 ib. 
624: in unser bussen. Ebenſo ib. 642 eine Buße u. 648 Lehrgeld. 640: in 
unser urten. — In ähnlicher Weiſe werden in Lübeck die forporativen Cinnah⸗ 
men, wie Darnifhgelder und Buben, „in des amptes busse“ ober „dem ampte 
in de busse* gezahlt (5. B. bei Wehrmann 199. 285. 806. 888. 361. 414. 
476 u. oft), Bier und Gchmaufereien aber „ben Amtöbrüdern” ansgerichtet 
(oben N.57; au Wehrmann 482: 12 sch. in die ampts busse, u. dem mei- 
stern ein vaht bier). 

0°. Wenn i. 3. 1149 bei ven Bettziechenmebern in Köln b. Lacomblet 1. 
351 ein commune bonum fraternitatis erwähnt wird, fo ift dabei ficherlich noch 
ein Gefammteigentyum alter Art, ein Allen gemeined Gut, gemeint. Allein das 
ganze Mittelalter hindurch treffen wir bei allen Arten von Gilden eine Ausdruds- 
weile, bie dad Gildevermoͤgen ſchlechthin nur ald Geſammtgut bezeichnet, ohne dar⸗ 
über etwas Entſchiedenes auszufagen, ob «8 Torporatives oder blos gemeinſchaft⸗ 
liches Gut ifl. Denn wenn wir 5. B. in den Statuten ber Bilde v. Berwyck v 
1284 b. Wil da 376 f. von faeultates gildae (c. 9), expensae gildae (c. 12) u. 
gildae emendare (ce. 5 u. 7.) hören, jo wißen wir doch nicht, ob bamit bie ju⸗ 
niſtiſche Perfon gemeint ift, fobald wir Daneben „Alii et filiae gildae* (c. 8) leſen 
ud alfo fehen, tab gilda auch die Geſammtheit der Einzelnen bedeuten kann. 

IL 857 
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das, was allen Einzelnen zufiel, der Zunft, dem Amt oder dem Hanbwerf®), 
fowie umgekehrt das, was für die Körperichaft als ſolche beſtimmt war, den 
Dandwerlern, ben gemeinen Genofen ober den Brüdern insgemein @). Allein 


Ebenfo wenn (ib. 150 Note 1 $ 8) der „amicitia“ Gtrafe gezahlt wirb beim. 
Ausfhluß „ab amicitia communi“. In der Url. der Aurbewener zu Bremen v. 
1300 bh. Delrihs 415 wird von einer Buße gejagt, fie folle zum Theil au bie 
Stadt und zum Theil ad ipsorum convivium fallen, was ſowohl „zum Berfhman- 
fen” als „an die Zeche“ (im Sinne von Wilde) heißen Tann. Sn Bafel wirb 
communitati panificum (1256 b. Trouillat I. 635), in Schiefien den pistores 
(1285 b. Tzſchoppe u. Stengel 298 $ 36) gebüßt, aber weber hier die korpo⸗ 
rative Verwenbung noch dert die fofortige Vertheilung bamit ausbrüdlich negitt. 
Dft werden in einer Urkunde Bußen gleicher Art balb der Brüberfchaft, balb ben 
Brübern, bald der Geſellſchaft, balb den Geſellen zugewielen (vgl. z. 8. Url. v. 
1853 b. Lacomblet 111. 419; Stat. v. 1452 5b. Krieg 186189; bei. aber 
Stat. v. 1445—1489 ib. 1W—1%, wo die Buben bald der bruderschaft und 
bald den gemeynen brudern, dann wieder der geselschaft, der gemeynen ge 
selschaft oder dem hantwerk zufallen follen.) Auch heißt es (1355 b. Boehmer 
645): den gesellin wad der zunfft geben nun schill. zu einunge. Wenn etwas 
„dem handwerk“ zufallen fol, jo geht doch, daß die Idee des gemeinfchaftfichen 
Eigentums damit noch nicht ausgeſchloßen zu fein braucht, daraus hervor, daß 
mandmal hinzugefügt wird „dem hantwerk in gemeinschaft“ (3. B. 1377 ib. 
7149 $ 8), ober „in gemeine nutz des handwerks“ (ib. 754), oder „dem hant- 
werk in gemeinen nucz“ (ib. 750 Rr. 9, 10, 11 u. 12 u. 758 Ar. 10 u 11) 
Und doch wird mitunter in biefer Form gerade von dem am Entjchiebenften kor⸗ 
porativ Befimmten geiprochen, wie 3. B. noch im 15. u. 16. Jahrh. in Frauffart 
a. D. vom Harnifchgeld (Rolle der Leinweber v. 1507 b. Zimmermann II Auh. 
©. 111: den Meiftern Gelb in gemeyn zu enthalt der rustigung in krig esleufen; 
ib. 114: dem hantwerk in gemeyne zu enthaltung in krigeslofften nyn ssoc 
merkisch; ähnlich ib. 117 f.; während zugleich Wade, Bier, Mahlzeiten u. am 
bre Praeftationen bald „dem hantwerk,* bald „den meistern‘ zu entrichten 
find). — Noch näher fteht es dem alten Geſammtrecht, wenn bie beutidhe Hanfa 
in London in Bezug auf ihr Eigentum und ihre Einnahmen techuifch bezeichnet 
wirb alö „universi et singuli homines de hansa societatis mercatorum de 
‘ regno Alemanniae habentes domum gildhallam in London“ (3. B. 1325 b. 
Lappenberg, Stalhof 20, w. ähnlich ib. 20. 22 f. 53—54), ober ebenfo mit 
bem Zuſatze „et sucosssores“ (1260 u. 1282 ib. 13 u. 14), oder de kopman von 
Alemannien etc.) ib. 22 u. 26—27); und wenn noch i. 3. 1427 eine Schulbuer- 
pflichtung von allen gegenwärtigen Kaufleuten der Hanfa „pro se et omnibus 
aliis mercatoribus de hansa Alemannise, qui temporibus futuris erunt infrs 
London residentes et dietam gildhallam optinentes“, übernommen wird 
(ib. 54). 

*) Eo heißt es 1321 im Iüb. Urt. I. 356: vadiabit officio unam tur 
nam servisie. Ebenſo 1432, 1474 u. 1480 b. Wehrmann 158, 294 u. 168. 
15608 ib. 258: Bier und Wachs deme ampte. 

) 3. 8. Urk. von 1286 b. Tafchoppe u. Stengel 298 9 36: dume 
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das Bewußtjein des Unterſchiedes war doch vorbanden, und im Ganzen be- 
feftigte fih auch der Spracdhgebrauh mehr und mehr dahin, daß man an 
Allem, was den einheitlichen Gildezweden diente, der Gilde oder Zunft als 
folder das Eigenthum zufchrieb 8e)). Die Bedeutung ber fo gebildeten Kafle 
mußte dann um jo mehr wachſen und zugleich ihre Torporative Natur um jo 
Ihärfer fi ausprägen, je mehr fich einheitliche Gildezwecke, für die es äuße— 
zer Mittel bedurfte, herausbildeten und verzweigten. Dies mußte 3. B. bei 
den Zünften hervortzeten, indem biefelben nicht blos für manche mit ihrer 
religiöfen und ethifchen Seite zufammenhängende Ausgaben, wie für Unter 
ftügungen Kranker und Berarmter, Begräbnige, Almofen u. ſ. w., fondern 
aud für politiiche und militäriſche, polizeiliche und gewerbliche Zwede, für 
das Verſammlungshans, für Befoltungen und für viele ausjchlieglih dem 
Öffentlichen Intereſſe dienende Auszaben Gelb aufzumwenten hatten. Indem 
nun aber allen biejen jo verfchiebenartigen Zweden die Eine Zunftkaffe 
diente, wurde es mehr und mehr unthunlich, die Beſtimmung ber Kaffe in 
einzelnen Sonderzwedien zu fuchen. Vielmehr bildete fih bie Auffaßung, 
daß der Zwed der Bermögensbildung mit bem Lebenszwecke ber Körperjchaft 
jelbft zufammenfalle und glei dieſem ein einheitlicher und öffentlicher fei. 
So ift in der flanbrifchen Hanfa die Kaffe beftimmt, das Recht damit zu ftärken 
und das Unrecht damit zu wehren %). So ift aber auch fonft das Gildever- 
mögen für das einheitliche Befte der Gilde und damit zugleich für das Sffentliche 
Wohl vorhanden 8). So fol das Zunftvermögen, da ja bie Zunft nicht nur 
ein Gemeinweſen für fi), ſondern auch ein Glied des ftähtiichen Gemeinweſens 


partes spectant ad civitatem, uns pars ad pistores. 1298 ib. 421 $ 18: % 
adv., % cons., '% ipsis officialibus ejusdem operis. 1844 ib. 554 $ 6: des 
geldis sal der stat zwe teil den hantwerken daz dritte. 1384 b. 
Schreiber IL 84: alle Beßerungen fallen au „die gesellen“. Ebenſo 1409 
ib. 286 f. 

Bol. oben Note 57—59 u. unten Rote 65-70. 

, Nach dem lüb. Seerecht v. 1299 (b. Sartoriud, Hanſa II. 83 a. 1, 
Lüb. Urtb. It. 84), welches anorbnet, Daß jeder nach Flandern kommende und über 
13 sch. eignes Saufmanndgut befigende Bürger dort „tor hense“ 12 Pfennige 
geben foll; der schal men de twe del lecghen in de bussen, dat recht mede to 
sterkende unde dat unrecht mede to werende, unde dat drudden deel van den 12 
penningen engl. schal de olderman unde de hensebrodere blidelicken vordon 
na ereme willen. 

*, Stat. der Gefellfehaft zum Gauch v. 1861 b. Schreiber II 483: Cintritte- 
geld wird erhoben durch friden u. nutzes willen... der gesellschaft und der stu- 
ben zem Gouch. Urk. v. 1328 b. Tzſchoppe u. Stengel 505 $ 7: das dritte 
teil sullen sy mit wissen derselben ratluyt an der stat nuta keren odir an ir 
handwerk ab syn not ist. Unbeſtimmter 1828 ib. 522 $ 25: daz dritte teil 
sullen sie behalden, in u. irre gemeyne, u. mugen damite machen und zcu- 
gen waz sie wollen und an ihren nutz zcuwendin. Gtradb. Ber. v. 1446 b. 

57" 
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ift, zum Beften bes Amtes unb der Stabt anfbewahrt werben ®). Uns 
austrüdlich wird es nunmehr verboten, das Torporative Gut unter die Einzed- 
nen zu vertheilen ober zu verzehren *). Vielmehr wird es, ſoweit bie augen- 
blicklichen Torporativen Bebürfnige es nicht verfchlingen, für die Zukunft be 
wahrt, fo daß eine Kapitalbilbung ftattfiuden und das Genoenfchaftekapitel 
zinsbar angelegt oder durch Rentenkauf fruchtbar gemacht werten Tann ®). 
Zugleih muß nun aber, wenn ter Torporative Charakter der Genoßenſchafti 
kaſſe feftfteht, auch ihre Verwaltung in ben Bereich des verfaßungsmägig 
georbneten Körperihaftslebens fallen. Und ba bie Kaffe ben Mittelpunkt 
ber genoßenſchaftlichen Vermögensiphäre überhaupt bildet, indem alle Ein 
nahmen in fie abgeführt und alle Ansgaben aus ihr beftritten werben, fo ift 
bamit ein Forporativer Haushalt nad Analogie des Stadthaushaltes gegrün- 
bet. So entfteht eine verfaßungsmägig georbnete Vermoͤgensverwaltung mit 
rehnungspflichtigen Berwaltungsorganen und regelmäßiger Kontrolle 6%). Und 


Mone Br. 15 ©. 46 8 8: u. sol das antwerck das geit nemen zu irem ge- 
meynem gehruche u. nutze. 

*) Bol. üb. Zunftr. v. 1511 bei Wehrmann 344: umıme det tho de stadt 
u. des amptes beste tho bruken. Ib. 201: to des amptes unde der stadt besten 
in verwaringe holden. Ib. 477: to der stadt besten holden u. bewaren. 
256: in de busse .. deme ersamen rade unde deme ampte tor stadt besten. 
305 u. 383: in des amptes busse der stadt thom besten, Rolle v. 1508 ib. 
355: der Knecht, der Meifter wird, foll einen geprüften Harniſch haben. Rad 
feinem Tode fol der Harniſch in dat ampt sterven deme ersamen rade u 
deme ampte tom besten. Würden der Harmifche mit der Zeit zu viel, fo fol 
ftatt deſſen @eld in des ampts busse gelegt werden. — Ebenſo werben in den 
märkifhen Städten bie Eintrittögelder und Bußen in den Zünften verwanbt „zum 
Rupen ber Stabt” ober „des Gewerbes n. der Stadt; Zimmermann I. 18 
u. 1885. 

T Bol. oben Note 58. 

“) So kaufte 1866 die Bäderzunft zu Selz eine Korngülte, Mone Bd. 16 
©. 183. Die Freiburger WMebgerzunft lich 1487 Selb zu 5X aus, ib. ©. 184 
Bol. aud über bie Rentenbücher der Gilden in Hamburg im 14. und 15. Jahr. 
Wilda 366 u. Über bie kaufmänniſche Anlage des Gildekapitals fowie über bie 
Berwendung ber-Zinfen ib. 367—868, 

60 Bol. 3 B. über den Haushalt ber beutfhen Hanfa zu London Th L 
861 N. 38 u. über den bed Hofes zu Nomgorod ib. 354 N. 68. — Bei allen 
Silben mußten fowohl die Vorſteher, als bie maucherlei befonberen Beamten für 
finanzielle Angelegenheiten, wie die für Einſammlung und Aufbewahrung ber Ge 
ber angeftellten Eedelmeifter ober Echaffner, die Rechnungdbenmten, bie Stuben⸗ 
wirthe, die Güterverwalter u. f. w., einen befonberen auf getreue Bermögendver- 
waltung lautenden Eid leiſten, regelmäßige Rechnung Iegen und ber Gilde für jeben 
Schaben haften. Bgl. 3. B. Zunftrolle v. 1808 b. Wehrmann 254: so schr- 
len die olderlude myt den amptbroderen to samende gan u. holden reken- 
schop van des amptes wegen. Bgl. 1507 ib. 477. — Ordn. ber Zimmerleunte in 
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zulegt kann, jobald überhaupt eine ftantliche Oberanffiht das korporative 
Leben beſchraͤnkt, auch die Forporative Vermögensverwaltung obrigkeitlich ein- 


Strasburg v. 1478 b. Moue Bd. 16 ©. 159 a. 42: man machet alle jore 
einen seckeler . . der sol sweren dem antwerck das sin getruwelich in zü ge- 
winnen u. das gelt in die bühse zu stoszen. Sonſt muß er es usz sinn 
seckel erſetzen. Dafür wird er von dem antwerck bejoldet. — Bol. die Be 
Fimmungen über die Beamten bes Stradbnrger Kürſchnerhandwerke im 15. Jahrh. 
ib. 885888. Hier ſchwoͤrt der Zuuftmeifter dem Handwerk und ber Etabt; 
der Schaffner fhwört dem antwerk, sin gelt getruwelich in zu nemmen u, 
us zu geben, u. sol nut übernemmen, u. was man dem antwerck schuldig 
ist, dem soll er noch gon mit gerichte u. recht, alle die er erlangen magk, 
u. was also blibt us ston von schulden u. ime nit noch ginge, also do vor 
stot, das sol er uff siner letzten rechenunge dem antwerck ursatzen u. be- 
zalen. Doch was er in sinem jor, die wile er schaffner ist, von gerichts 
wegen us git, solichen costen sol das antwerck betzalen und er nit. End- 
lich ſchwört ein houbtkann, des antwercks stub und loube u. begriff getru- 
welich zu behieten u bewarende. Allen diefen Beamten gegenüber findet eine 
regelmäßige Kontrolle ftatt. — Sehr detaillirt find die Vorfchriften über bie Zünf- 
männer der Tuchhändlerzunft in Straäburg im 15. $. ib. 329—332 Sie find 
eine ber Zunft vereibigte Kontrollbehörde; fie haben bie Aufficht über das Ber- 
mögen zu führen, Rechnungen abzunehmen, alle Zunftfchufden zu bezahlen, Zunft 
forderungen (ein jegliches das dem antwercke schuldig wurt u. gefellet, es sij 
stubezinsz, fronfastgelt, besserunge o. anders, das dem antwercke zu gehoret) 
einzutreiben und im Notbfall die Echulbner zu pfänden; fie follen jährlih „des 
antwercks husrat u. geschirre u. was dann unser antwerck hett“ ſich vorzel- 
gen lahen und verzeichnen; fie follen ihr Amt erft nieberlegen, wenn ihnen De 
charge ertheilt ift. Bol. auch noch bie Unftelung bed „houptkanne“ (Gtuben- 
wirthe) bei berfelben Zunft, ib. 185—186; er foll ben Fünfern gehorfam fein, bie 
Genohen ehrlich gegen eine fefte Taxe bewirtben, m. getreulich des antwercks hus- 
rat u. geschirre, es sigent dischlachen, hantqueheln, kannen, pfannen, fleschen 
u. anders, das ime danne von des antwerks wegen entpfolben ist o. ent- 
pholhen wurt, aufbewahren u. jährlich vorzeigen. Bol. 1417 ib. 178: ver- 
lornen husrat der zunft muß der Zunftfnecht erſetzen. — Bol. bad Stat. ber 
Branffurter Schneibergefellen b. Krieg? 188—189 über die Berantwortlichkeit ber 
Bierer, welde, wenn fie einen ber Geſellſchaft etwas ſchuldenden Gefellen, ber nicht 
zahlt, nicht den gesellen gemeynlich clagen, fondern ihn auf fein Wort fortlaßen, 
den gesellen darfur gnug dun follen. Ferner das Stat. der Brüderfchaft der 
Barchentweberknechte ib. 190 f. Hier werben jährlich Kerzenmeifter gewählt für 
bie Beſorgung ber veligiöfen Angelegenheiten; fie werben vereidigt, mühen Rech⸗ 
numg legen, follen keine aus ihrem Jahre ftammenbe Borderung der Bruderfchuft 
uneingezogen laßen und beu Weberfchuß ihres Jahres in der Büchfe den Nachfolgern 
ũberlieſern (S. 190 u. 192). Wußerdem werden GStubenmeifter gewählt für bie 
Verwaltung der Geſellſchafteſtube (S. 198), welche Alles „das der geselschaft 
ist“, fo beforgen foll, „als synn eygen guther* (S. 195). Kergenmeifter n. 
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geichräntt werben 7°), worin bejonters praegnant zu Tage tritt, Daß ale Sub- 
jet dieſes Vermögens wicht eine gefellichaftlich verbundene Mehrheit, fondern 
die Genoßenſchaftsperſoͤnlichkeit als ſolche vorgeftellt wird. 

Wie im Sachenrecht, fo war au im Obligationenredt bie Körper 
haft als ſolche rechtsfähig. Sie konnte Gläubigerin und Schultnerin jein, 
ohne bag bie Einzelnen mitberechtigt oder mitverpflichtet zu werden brauchten. 
Ein rein korporatives Forderungsrecht insbeſondere lag vor, wenn irgend eine 
Zahlung in die genoßenjhaftliche Kaffe zu leiften ober irgend. .eine Handlung 
für einheitliche Genoßenſchaftszwecke vorzunehmen war 1). Eine rein korpo⸗ 
rative Verbindlichkeit aber entftand aus allen Rechtögefchäften, welche bie ge 
noßenfhaftlihen Organe im Namen der Berbandseinheit eingiengen, ſowie 
aus denjenigen Zuftänden und Berhältniffen, an welche eine Verfagungsnorm 
ober ein höheres Geſetz eine einheitliche Verpflichtung des Verbandes Tnüpfte, 
durch bie korporativen Organe etwas zu thun ober aus bem korporativen 
Bermögen etwas zu leiften 7%), 


Stubenmeifter haben feit 1489 das Wecht, wegen Geld⸗ oder Wachsbeiträge zu 
pfänden als fur erkant schult (S. 198). Für bie Einziehung ber Stubenkei- 
träge find beſondere Nechenmeifter angeftellt (&. 194 u. 195). Zu ihrer Kon- 
trolle werden Sechſer aus ber gemeinen Geſellſchaft geloren (S. 198). 

0) Bel. ſchon die Straßburger Rathéverordn. v. 1460 b. Mone Bd. 15 
&. 45 $ 6: es sol ouch deheyn antwerck uff ir stub o. uff ir gemeyn ge 
sellschaft o. zunft nüt verkoufen noch versetzen deheijnerleij ablösig zinse 
noch lipgedinge on meister u. rat u. der einundzwenzig wissen u. willen. 
Ib. $7: wer aber, das ein antwerck geltz nothdurftig were 0. ime ein guter 
kouf für käme, domitte sie beducht irs antwercks nutz zu schaffen, solichs 
söllent sie an meister u. rat u. die 21 bringen, was die dann darinne er- 
loubent u. erkennent, dem sol noch gegangen werden on intragk. 

7) Bol. z. B. Strasb. Kürfchnerftat. oben in Rote 69: was man dem ant- 
werk schuldig ist. Kriegt a. a. ©. 191: schuldig der bruderschaft. $erner 
bie Aufzählung ber verfchiedenen Arten von Forderungen der Zunft bei den Strakb. 
Tuchhändlern oben in Note 69. 

29 Wrfprünglid waren namentlich die ans dem Hofrecht ftammenden 
Dienfte und Abgabenpflichten der Zünfte gegen ben Stabtheren ober die Etabt 
(TH. 1. 179 N. 88 u. 874 N. 69) Gelammtverbindlichkeiten alter Art. Es fanı 
daher nicht Wunder nehmen, daß auch fpäter noch einerfeit® die daraus hervorge⸗ 
gangenen Pflichten der einzelnen Handwerker einer beftimmten Gattung als Pflich⸗ 
ten bed gemeinen Handwerks, andrerjeitö die Daraus entiprungenen Törperjchaftficen 
Pflichten als Pflichten ber Bäder, ber gemeinen Fleiſcher u. |. w. bezeichnet werben. 
So Werden im lübifhen Kämmereibnch im Titb. Urkb. IL 1045 f. nebeneinander 
als Einnahmen ber Stabt in ziemlich gleichlautender Weife die gewerblichen Ab 
gaben der Zünfte als folder uub der Zunftgenogen aufgeführt; von beiden heißt 
es, witgherwere dant, pistores solvunt, aurifabri debent n. f. w. Nur wird 
in einzelnen Fällen ausdrüdlich Kinzugefegt, daß fie „quivis,“ oder „de qualibet 
sorte“, „de qualibet cista,‘ oder „quodlibet macellum carnium,“ oder jeder 
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Endlih war bie Koͤrperſchaft erbfähig, indem ſie letztwillig bedacht 
werben Tonnte”?) und kraft beſonderer Sabungen mitunter auch ein In⸗ 
teftaterbrecht an dem Nachlaß ihrer Glieder hatte”4. Zwifchen Samilien- 
genoßenſchaften konnte auch ein vertragsmäßiges Erbrecht begründet wer- 
den ”5). 

2. Die Genoßenſchaft war aber als Perfon nicht blos rechtöfähig, 
fondern auch willens: und hbandlungsfähig. Denn gerade dies, daß 
fie zu einheitlihem Willensentihlug und einheitlicher Willensbethätigung mit 
rechtlicher Wirkung befähigt werde, war ber Zweck aller korporativen Organi- 
ſation 7%). 


„pro opere suo“, oder „pro opere acquirendo‘‘ etwas geben, auch wol, daß bie 
Abgabe des Einzelnen, je nachdem er Bürger iſt oder nicht, einmal auch (bei den 
campsores ©. 1049) nah der Zahl ber vorhandenen Kenkurrenten, verfchieben 
hoch fein fol. In andern Fällen dagegen wird ber einheitliche Charakter der Schuld 
dadurch ausgebrüdt, daß biefelbe als Laft des Zunfthaufes bezeichnet wird und von 
den Zunftvorfiänden als ſolchen zu entrichten if. So Heißt es: de domo kutero- 
rum dant magistri carnificum etc.; und bazu im liber memorialis (Note 7): 
domus carnificum solvit annuatim civitati 10 marc. den., quos magistri car- 
nificum, qui pro temporo fuerint, tenentur exigere et camerariis integraliter 
presentare. Aehnlich vorher: witgherwere dant simul; u. bazu im liber memo- 
rialis (Rote 5): quos magistri congregabunt et eas in una summu Camerariis 
praesentabunt. Cbenjo heißt ed in der Urk. der Magdeb. Schufter v. 1164: duo 
talenta solvent, quae magister praesentabit. Hier wirb alfo der Unterfchieb 
noch ald bioßer Unterfchied der getrennten oder vereinigten Zahlungéweiſe aufgefaßt. 
Allein im Ganzen drang mehr und mehr dad Bewußtſein bed Unterfchiebes im 
verpflichteten Subjelte durch, und ek wurden baber auch foldhe alten Gefammt- 
abgaben in Torporative Berbindfichkeiten, die man nun dem „Amt oder „Hanb- 
wert" als ſolchem zuſchrieb, und in individuelle Verbindblichkeiten, die den Einzel« 
nen bei ihrem Eintritt und ald Gewerbefteuer ober Zind von einem Gewerbelofal 
oblagen, gefchieben. Vgl. 3. B. Url der Leinweber in Bremen b. Wilda 826 
Note 2: wellik man, de dat ammet wan, de want dat van dem vaghede u. 
van dem ammete und de gaff dem vaghede twe groten; und dat ammet gaff 
dem vaghede to allen sunte Martens daghe achte grote. 

) Bot. Schon Stat. ber Gilde v. Berwyck b. Wilda 376 f. c. 8 u 4; 
huic gildae aliquid legare. 

) So 3. B. das Recht der lübifchen Aemter anf den beim Eintritt anzu- 
fchaffenden Harntih des WMeifterd, der bei feinem Tode „in dat ampt sterven“ 
fol; Wehrmann 255. 

19) So find die Erbverbrüberungen als Erbverträge zwiſchen hochadligen 
Haͤuſern aufzufaßen. 

10), Schon die Äußere Betrachtung des korporativen Lebens im ſpäteren Mittel 
alter zeigt, wie hier einerfeitd bie alte. Borfiellung des in ber Summe feiner inbi- 
viduellen Träger fteden bleibenden Geſammtwillens mit ben Konfequenzen ber Ge⸗ 
fammthandfung oder Gefammtvertretung überwunden war, andrerſeits aber dem 
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Die Sefammtperfönlichteit wollte und handelte durch ihre Organe, ſo⸗ 
fern diefelben als ſolche und in der gehörigen Form im Bereiche ihrer verfagung®- 
mäßigen Sphäre auftraten. Dabei genoß fie ber geſetzlichen Freiheit, ihre 
Entſchlüße und Handlungen, foweit fie nicht in eine ibre fremde Sphäre 
eingriff, nach eignem Ermeßen ihrem Bortbeil gemäß einzurichten. Da jedoch 
die Genoßenſchaft ſchon an fih ihrer öffentlichrechtlihen Bebeutung wegen 
früh einer obrigkeitlichen Aufficht unterworfen, überbied aber häufig als Glied 
und Yunktionärin des flaatlihen Organismus in beftimmten Richtungen 
durch höheres Recht gebunden war, jo waren in vielen Fällen genoßenſchaft⸗ 
liche Beſchlüße und Rechtshandlungen nur gültig, wenn eine darüber ſtehende 
öffentliche Behoͤrde zugeftimmt ober mitgewirkt hatte. Der Sinn einer foldyen 
Beſchränkung indeg war urjprünglich keineswegs der, daß bie Genoßenſchaft 
als juriftifhe Perfon für unvolllonmen willens- und banblungsfähig ange 
fehen und eine obervormundſchaftliche Ergänzung ihrer Alte gefordert worben 
wäre Bielmehr blieb ihre Willens: und Handlungsfähigkeit vollkommen 
unangetaftet, und e8 wurben nur für beflimmte einzelne Alte, weil fie das 
freie Eorporative Bewegungsgebiet überfchritten, die Torporativen Organe an 


Zeitbewußtſein nichte ferner Tag als die Vorſtellung willens und handlungsuufäfl- 
ger, von den Borftänden ald Kuratoren vertretener und obervormunbichaftlich be» 
auffitigter fingirter PBerfonen. Vielmehr zieht fich durch die ganze Geſchichte bei 
Genoßenſchafteweſens diefer Zeit die Auffaßung bin, daß die Vereinigung bie Kraft 
babe, viele Willen zn Einem zu verfchmelzen. So fagt das Stat. der Bilde v. Ber⸗ 
wyck v. 1284 b. Wilda 876, bie Sapungen feien Tonfitnirt, ut multa corpora 
uno loco congregata unio consequatur et unica voluntas et in relatione unius 
ad alterum firma et sincera dilectio. Auch heihen die Zünfte au mandyen Orten 
„unanimitates“, und es if in zahllofen Wendungen von dem Willen ber Zunft, 
bes Handwerks oder bed Amtes wie von einem gemeinen, aber zugleich einheitlichem 
und allen Subividnalwillen übergeorbneten Willen die Rebe. Cbenfo ift in biefer 
Zeit des gefchloßenen Auftretens der Körperfchaften in dem gefammten öffentlichen, 
wirthſchaftlichen und focialen Leben die Auffagung allgemein, baß bie genoheufchaft- 
lichen ſei e& durch Borftänbe jet es durch Geſammtheiten vollzogenen Handlungen 
die Lebensäußerungen ber durch bie Jahrhunderte hindurch mit ſich ſelbſt ibenti- 
ſchen einheitlichen Gemeineriftenzen find. So drängte fidh 3. B. in dem politiſchen 
Beſtrebungen, Kämpfen und Errungenfchaften der Zünfte bie Betbätigung einer 
organifchen Lebendeinheit dem Bewußtſein Faft in finnlicher Klarheit auf! Und wie 
deutlich man in dieſer Möglichkeit des korporativen Handelns den Grund der Stärfe 
des Zunftwefend empfand, geht 3. B. daraue hervor, daß bei der Unterbrüdung 
der ftäbtifchen Freiheit nicht felten den Zünften verboten ward, in öffentlichen An- 
gelegenheiten ale Einheiten zu handeln. Eo mußten die beiden Städte Salzwedel 
in bem Revers von 1488 (b. Gercken, Cod. Dipl. Brand. IV. 647 f.) unte 
Anberm verfprehen: es sol unser iglicher in solchen sachen (b. 5. in Saden 
pofitifcder Natur) stan als für ein einig person, nicht als ein gewerk, sondern 
als ein gemeiner man, 
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einen zur Mitbarftellung der betreffenden Funktion verfahnugsmäßig berufenen 
höheren Willen gebunden 7). 

Im Einzelnen waren es Rechtsakte mannichfachfter Art, welche die Ge⸗ 
. jammtperfönlichleit vornehmen konnte. Zunähft war das gejammte äffent- 
liche Leben der Genoßenſchaft, ſowol nach innen ald nach außen, ein Inbe⸗ 
griff korporativer Entſchlüße uud Handlungen. Sie war es ja, welche Geſetze 
gab, gebot und verbot, richtete, ftrafte, Organe beitellte und beauftragte, Mit- 
glieder aufnahm nnd ausfchlog u. f. w.; fie war es ferner, welche oft iu 
einem weiteren Berbande politifche, militärifche und polizeiliche Funktiouen 
ansübte, wählte, ftimmte, Erklärungen abgab u. ſ. w.; file war es aud, 
welche mit andern Berbänden difentlicher Natur verhandelte, fi verglich, fich 
verbündete und fonftige öffentliche Rechtsakte vollzog. Ferner aber trat die 
Genoßenſchaft als einheitliche Perfon im bürgerlichen Rechtsverkehr wollend 
und Bandelnd auf; fie nahm Nechtögeichäfte jeder Art vor und ſchloß Ber- 
träge mit ihren Gliedern oder mit Dritten; jie Taufte und verkaufte, mie⸗ 
thete, puchtete, ſchenkte, lich, verpflichtete fich, zahlte und ließ fich zahlen, ver- 
pfändete und lieg ſich verpfänden, empfing Bürgichaftsftellungen u. |. w.; 
kurz fie war zu jeder Verkehrshandlung fähig, die nicht etwa, wie die fami⸗ 
lienrechtlichen Akte, durch ihre befondere Natur ausgefchloßen wurde 7%). Nicht 
minder war fie proceßfähig und fpielte vor Gericht die Rolle einer einheit- 
lichen Partei %). Und endlich konnte fie auch eine unerlaubte Handlung 
begehen und fi dadurch nicht nur fchadenserjagpflichtig, jondern auch ſtrafbar 
machen ®9), 

VL Wenn nun fo die Genoßenſchaft eine einheitlihe Perjon war, jo 
war fie doch eine Gejamnitperiönlichleit, welche in einer Vielheit lebte. 


7) Bgl. bei. über die Beichränfungen ber Zünfte durch bie Stadt Th. I. 
371—383. Auch oben Note 41 u. 70, Maurer, Städten. IL 428—435. 

°) Bel Th. I. 888 N. 40. 841. 351 N. 82— 83. 882 N. 104 u. 106. 412, 
Auch oben Note 68. Url. v. 1277 5. Ennen u. Ederg, Quellen IIL 129. 

”, Th. 1. 338 N. 41. 351 N. 32. 352 N. 47. 382 N. 104. 412. Url. v, 
1404 b. Behrmann 478 u. 479%: Die Aelterleute der Fiſcher erfcheinen vor dem 
Mathe „van des ampts wegen“ in einem Rechtehandel, ben bad Amt „van der 
rechtycheit wegene des gantzen amptes‘‘ mit bem Marktvogt hat. 

oo), So find nicht nur and der Gefchichte die gegen aufftändifche Zünfte ver- 
bängten Strafen, wie Gelbbußen, Konfiskation des Zunftvermögens (vgl. Ennen 
TL 677), Raffation ber Privilegien und Aufhebung, befannt, fondern ed beißt 3. D. 
in einem Zürcher Rathserk. v. 1336 6. Biuntfchli 1. 325 ganz allgemein: feine 
Zunft foll über ihr verfaßungsmäßiges Recht hinaus eine Sapung maden, Gericht 
halten oder eine Steuer umlegen, und swele zunft icht anders tete, die 
sol man dar umb buossen nach der gelegenheit der sache. Bgl. auch Priv. 
der Hutmacher v. 1507 6. Zimmermann I Anh. ©. 111: im alle Heim» 
licher Beriammlung wider die Stadt fol die Zunft ihr Privileg verlieren. 
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Deshalb war das Berhältnig von Einheit und Bielheit in ber 
beutichen Genoßenſchaft keineswegs Iediglich das bes Gegenſatzes, fontern zu- 
gleih das der Zufammengebhörigkeit. Und hieraus ergaben fich biejenigen 
Eigenthümlichkeiten, welche man vorzugsweife als charakteriſtiſche Merkmale 
ber dentſchrechtlichen Genohenſchaft im Gegenſatz zur römiicredtlichen uni- 
versitas zu betrachten yflegt. 

Offenbar if, wenn man ben abjoluten Perfonenbegriff des römijchen 
Rechtes zu Grunde legt, für das Weien ber juriftiichen Perſon, fobalb fie 
einmal als Perfon gefeßt ift, die Beichaffenbeit ihres Subftrateß irrelevant. 
Der deutſche Perjonenbegriff Dagegen, indem er von vornherein den ſittlich 
gebundenen Willen in feiner Beziehung zu andern Willen vorftellt, forbest 
bie Determinirung der Gefammtperfönlichleit Durch die in ihr verbunbene Per⸗ 
fonengefammtbeit. Es gehört nach vdentichrechtlicher Anfchauung zum Weſen 
der Genopenihaft, Eiubeit in einer Vielheit zu fein, und folgeweife zwar als 
Einheit eine felbftändige Eriftenz über ihren Gliebern zu führen, zugleich aber zu 
ber Vielheit der in ihr vorhandenen felbftändigen Sondereriftenzen in organifcher 
Beziehung zu ftehen. Die Genoßenſchaftsperſoͤnlichkeit als folche fteht daher zwar 
über, aber nicht außer ber Perjonengefammtheit, welche ihren augenblicklichen 
Körper bildet; fie ift eine ihr immanente Einheit, welche fih als eine weſen⸗ 
Iofe Abſtraktion ins Nichts verflüchtigen würde, fobald man bie Beziehung 
zu einer Vielheit felbftändiger Perjonen forttenten wollte; fie ift ein einheil 
liches, aber zugleich ein gemeines Weſen. Deshalb findet die Genofenicdhafte- 
perfon zwar gleich jeder Perfon ihren nächſten Daſeinszweck in fich felkft und 
beziehungsweife in dem fie ummölbenden höheren Organismus, aber fie ift 
zugleich ein Mittel für die Sonderzwecke der fie bildenden Einzelnen. Und 
ebenfo find die Einzelnen in ihr, während fie zunächſt in ihrer Beſonderheit 
fich ſelbſt Zweck bleiben, zugleich die Vermittler eines höheren Gemeinzweds 
Einheit und Vielheit find für einander da und in ihrer gegenfeitigen Bedingt 
heit Zwed und Mittel zugleih. Berbält es fich aber fo, dann wirb fih auch 
in ben Rechtöverhältnigen, welche zwifchen ihnen beftehen, die organifche Zu⸗ 
fammengebörigkeit ansprägen. Weil fie beſondere Perjönlichkeit haben, werben 
zwar zwijchen ihnen alle Rechtöverhältnige, welche zwiſchen organiſch unver: 
bundenen Perfonen möglich find, in berjelben Weife vorkommen können. Beil 
fie aber nicht fchlechthin nur wie unverbundene Indivituen einander gegen- 
überftehen, fondern ein näherer und innerer Zuſammenhang zwifchen ber 
Genoßenſchaftsperſon und den in ihr verbundenen Perfonen eriftirt, Tann 
ed zwifchen ihnen eigenthümliche, außerhalb des Genoßenſchaftsrechtes gar 
nicht vorfommende und für diefes charakteriftifche Rechtsverhältniße geben. 

Wenn es nun aber fo im Wefen der deutfchen Genoßenfchaft liegt, daß 
Einheit und Vielheit in ihr nicht ſchlechthin nur Gegenfäße, fondern zugleich 
Korrelate find und ſich gegenfeitig binden und beſchränken: fo ift bamit eine 
unüberjehbare Fülle von Möglichkeiten der Cinzelgeftaltung gegeben. Dean 
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je nach der Beſchaffenheit bes einzelnen Verbandes Tann nun ber Gegenſatz 
ober bie Zufammengebörigkeit beider Seiten ber Genoßenſchaft ſchärfer ausge⸗ 
prägt fein; es kann ferner in dem Berhältnig ber gegenfeitigen Bedingtheit 
ber einheitliche Zweck des Ganzen oder die Summe ber vielheitlichen Indivi⸗ 
dualzwecke voranftehen; e8 kann in ben verjchiedenften Beziehungen und Pro- 
portionen neben bem Einheitsrecht ein Vielheitsrecht durchgeführt und mit 
fenem organifh verbunden werden. So entfteht die Debnbarkeit des deut- 
ſchen Genoßenſchaftsbegriffes, welcher für einen die Einzeleriftenz weit über- 
ragenden ſtaatähnlichen Verein und eine fi eng an eine Summe beflimm- 
ter Individuen anfchließende Gefelichaft, für einen ben hoͤchſten politifchen, 
seligidfen und fittlichen Zwecken dienenden Lebensbund und einen zum Zweck 
bes gemeinfamen Erwerbes der Einzelnen gegründeten Bermögenslörper, für 
einen der Anftalt fi nähernden Einheitsverband und eine der bloßen Sach⸗ 
gemeinfchaft naheftehende Vereinigung von Theilhabern gleichzeitig Raum hat, 
Und es ift dem deutſchen Genohenfchaftsbegriff hiernach eigenthümlich, nicht, 
bag die Vielheit der Einheit gegenüber eine beftimmte Stellung bat, fonbern 
daß fle beftimmte Rechte ihr gegenüber haben fann. 

Sonach entfieht bei jeber Genoßenſchaft die aus ihrer befonderen Ver⸗ 
faßung zu beantwortende Trage, wie weit die Einheit in ihr ausſchließlich 
berechtigt ift, fo daß nur um ihretwillen und nur als ihre Glieder die Ein- 
zelnen daran Theil nehmen, und wieweit vielmehr ein Recht ver Vielheit 
fortgilt, fo dag eine Summe felbftändiger und für den forporativen Willen 
unantaftbarer Einzelrechte das Einheitsrecht beichräntt und bindet. In allen 
Beziehungen aber, in welden fi hiernach @inheitsrecht und Vielheitsrecht 
nebeneinander ergehen, bat man biefelben nicht mechaniidh in eine Summe 
von. Einzelbefugnißen tjolirter Individnen aufzulöfen, fondern fie in ihrer 
organifchen Zufammengehörtgkeit als Ausdruck des genoßenſchaftlichen Grund- 
princips der Bereinigung aufzufaßen. Denn es befteht in ber Genoßenſchafts⸗ 
verfagung ein rechtliches Band, welches auch die Vielheitsrechte umfchlingt 
und von ben fonftigen Snbivibualrechten ber Glieder abgrenzt und fonbert. 
Wenn alfo z. B. in Bezug auf ein beftimmtes Vermögen gewiße Befugniße 
in die Einheitsiphäre und andere in die Vielheitsiphäre fallen, fo ftehen die 
Iegteren Teineswegs einer Anzahl von Rechten an fremder Sache gleich, wie 
fie auch ein Dritter erwerben koͤnnte. Bielmehr kann zwar auch jebes Mit. 
glied zu ber Korperſchaft als ſolcher in ein beliebiges Rechtsverhältniß, das 
mit dem Genofenverbande nichts zu thun hat und bei ihm genau fo wie bei 
jedem Dritten beichaffen ift, treten. Etwas völlig Anderes aber ift es mit 
dem genoßenjchaftlichen Vielheitsrecht, das bei Dritten gar nicht möglich, fon- 
dern mit der Mitgliebfhaft organiſch verwoben ift, und das zwar ber befon- 
beren und indivibuellen Sphäre der Mitglieder angehört, darum aber nicht 
ohne Beziehung zur Mitgliebichaft ift, fondern dieſe ſelbſt individualrechilich 
beftimmt. Ueber ſolche Vermögensrechte der Vielheit baber bat zwar ber 
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Torporative Wille keine Macht, fo daß fie z. B. dem Mehrheitsbeſchluß ent- 
zogen find: allein auch der individuelle Wille kaun über fie nur infoweit frei 
falten, als nicht die organiſche Berfuüpfung mit der Mitgliebfchaft entgegen- 
ſteht. Es ift Hier überhaupt die Zerlegung tes genoßenichaftlichen Rechtes in 
feine korporativen und individualrechtlichen Elemente begrifflich nur im ber 
Weiſe möglich, daß beide fofort wieber als zuſammengehörig in nothwenbiger 
Verbindung gebacht werden. Denn erft in ihrer Infammenfagung ergeben 
die beiberlei Befugnipiphären das wirklich eriftirende Rechteinftitut. Dan 
kann 3. D. nicht, ohne dem Rechtsbewußtſein Zwang anzuthun, ten Aktien 
verein als eine Summe von Rechten einer juriftiſchen Perſon und eine 
andere Summe von Rechten Ginzelner vorftellen: fondern zum Begriff 
bes Altienvereind gelangt man nur uub die ihm efientiellen Merkmale 
erfhöpft man erft, wenn man die verjchiebenartigen Befugniggruppen in ihrem ' 
Zufammenbange und in ihren gegenfeitigen Beziehungen bergeftalt auffaßt, 
daß fie ein organifches Ganze bilden. Ebenſo aber ift es überall bei ben 
älteren beutfchrechtlichen Genoßenſchaften, bei denen eine romanifirenbe Be 
trachtungeweife die jura singulorum in völliger Ablöfung von der universitas 
im Sinne von Privatrechten zu Tonftruiren neigt, für deren eigentliche We⸗ 
fen ber Umftand, daß ihre Subjekte die jedesmaligen Mitglieder find, zufällig 
und juriftiſch nuerheblich iſt. 

Sm Einzelnen hat fi ſchon oben bei Beſprechung ber politiſchen Ver⸗ 
einigungen gezeigt, in wie mannichfacher Weiſe zunächft in Bezug. auf poli- 
tifche Rechte mit theilweifer Durdführung der Gefammtperfönlichkeit eine 
theilweiſe Sortgeltung ter Vielheit vereinbar war). Das Eigenthümliche 
liegt bier darin, daß diefelbe Verbündung, Vergefellihaftung, Eidgenoßenſchaft 
oder Einung beiderlei Momente in fich zu enthalten pflegt; daß fie für eine 
Reihe von Beziehungen die Geſammtheit zum einheitlihen Subjekt einer 
höheren Gewalt über den Gliedern konſtituirt und gleichzeitig für andere 
Beziehungen ein bloßes Gemeinſchaftsverhältniß unter mehreren fi) koordinirt 
bleibenden Subjekten begründet. 

Bor Allem fpiegelie fi ferner in Bezug auf das Eigenthum, wie 
ber alten Genoßenſchaft das alte Gefammteigentium entiprochen Hatte, jo ber 
neue Genoßenſchaftsbegriff in einem neuen Begriff des Gefammteigentbums wie 
der. Diefes neue Gefammteigentbum aber beftand nach dem oben Gefngten 
darin, daß gewiße Eigentbumsbefugniße bei der Sejammiperfönlichkeit koncen⸗ 
teirt, andere Eigenthumsbefugniße unter die Vielheit der Genoßen vertheilt, 
beide Befugnikiphären aber durch die Genoßenjchaftsverfagung organifch ver- 
bunden waren. 

Sowol bie Gegenftänte ald der Vertheilungsmobus waren bierbet man- 
nichfach verſchieden. Bor Allem dauerte dad uralte Gejammteigentium an 





en) Bol. oben 8 33 IV. 
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Grund und Boben auch nach der Vollendung des Körperjchaftäbegriffes nicht 
nur in den Gemeinden, ſondern and in den von ihnen abgeläften Agrar⸗ 
genoßenſchaften aller Art vielfach fort. Das Theilungsverhältniß zwiſchen 
Einheit und Vielheit konnte hierbei ſehr verſchiedenartig geftaltet ſein, bie 
Art der Theilung aber war inſofern immer dieſelbe, als beſtimmte Be 
nutzungsrechte in natura ben Einzelnen zuftanden. Der „Antheil" an 
bem Grundvermögen, welchen man bier bem Einzelnen zuſchrieb, beftand 
alfo in einer Quote ber von dem korporativen Recht frei gelafenen nuß- 
baren Befugnißgruppe; wobei dann im Weiteren die individualrechtliche 
Natur dieſes Antheild bis zu einem fehr ungleihen Grabe durdhgeführt 
fein Tonnte. 

Anperbalb der Iandwirthichaftlihen Bodengemeinſchaft fam ein ver 
wandtes Gefammteigentbum an Liegenjhaften auch in Gilden und Zünften 
vor. Sn der Regel zwar überivog hier das Einheitsreht, jo daß, wenn 
Silvehäufer, Trinkſtuben, Hallen, Lagerräume, Landungspläbe und gemeine 
Werfftätten ben gejelligen nnd gewerblichen Bebürfnigen der einzelnen Ger 
noßen dienten, gleichwol kein feftes Sonderrecht, fonbern lediglich ein korpo⸗ 
ratives Mitgliederrecht daran entftand 2). Allein mitunter befaß eine Zunft 


6”) Zwar beißt ein foldhes Haus mit Rüdficht darauf, daß ed auch für bie 
inbividuellen Bebürfnie ber einzelnen Genoßen beftimmt ift, Häufig ein „gemeines*. 
3. 8. 1263 b. Tzſchoppe u. Stengel 866: de domo communi in qua 
pecora mactantur. Limburger Chronik p. 64 (von den Kölner Wollwebern): ein 
grosz gemein hausz, das gleichet sich einem grossen palast, darauf sie zu- 
sammengiengen um ihres handwerks noth. Allein der Anſpruch bes Einzelnen 
auf die Mitbenupung ericheint lediglich ale Ausfluß feiner Mitgliedſchaft, nicht als 
Suptvidualreht. Deshalb geht die Beuupung für Torporative Zwede unbedingt 
vor; ed Tann jeben Augenblick durch Körperichaftsbeihlu eine Die Sonbernnpun- 
gen einfchränkende ober aufhebende Berfügung getroffen werben; von irgend einer 
ſelbſtaͤndigen Veräußerlichkeit, Bererblichkeit oder Theifbarkeit der Nutgungsbefuguiß 
ift nicht Die Rede. Der Einzelne hat einzig und allein baranf ein feſtes Recht, daß 
er nicht in verfaßungsmwibriger Weile ungünftiger als feine Mitgenoßen geftellt 
werde. Die Zunft kann alfo 3. B. das gemeine Schlachthaus für alle Meiſter 
troß bed Wibderfpruches eines Einzelnen eine Zeit lang ſchließen, fie kann aber nicht, 
außer in beftimmten Fällen uach Urtel ımb Recht, einen einzelnen Meifter bavon 
ausichließen. Ebenſo hätte der einzelne Gildegenoße zwar kein Widerſprucherecht, 
wenn bie Triufftube nach Mehrheitsbeſchluß verkauft würde, wohl aber Tönnte er 
widerjprecden, wenn ihm willtürlich das Recht zum abendlichen Bein entzogen 
würde, während ed den Mitgenoßen unverwehrt bliebe; womit natürlich vereinbar 
ift, dah aus verfaßungsmäßig feftgefehten Gründen, z. B. wegen Nichtzahlung ber 
Beiträge (Mone Bd. 16 ©. 175) oder wegen ungebührlichen Benehmens, eine 
Entzjichung des Stubenrechts zur Strafe ftatifinden kaun. Ein berartiger Torpo- 
rativer Gemeingebrauch welcher fein Analogon in ben für den Öffentlichen Gebrauch 
jedes Bürgers beftimmten Gemeindegütern findet, ift mur fo weit thunlich, ala alle 
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eine Anzahl ihr eigenthümlicher oder von der Stadt ihr überlaßener, mit 
einem ausfchliegenden Gewerberecht andgeftatteter Bnden, Werkflätten ober 
Berkaufsftellen, am denen in der That zugleich vererblihe und veräußerliche, 
nicht jelten in die oͤffentlichen Bücher eingetragene Privatrehte der Einzelnen 
Ponftituirt wurden. War dann, wie dies meift der Fall war, mit dem Beſih 
einer ſolchen Bude ober Stelle die Zunftmitgliebfhaft organiſch verknüpft und 
zugleih mit Rädficht darauf das Befigrecht genoßenſchaftlich gebunden, fo lag 
ein Torporatives Geſammteigenthum vor ®®). 

Genoßen zu der betreffenden Benutungsweife gleichmäßig Anlaß und Gelegenheit 
haben und ber Gebrauch bed Einen ben Gebrauch des Andern nicht ausfchlieht 
So können 3. B. in einer Kaufmannsgilde gemeine Landungspläthe, Lagerräume 
und Berlaufslotale den Bedürfnihen aller Genoßen gleichmäßig dienen; in vielen 
Handwerktzünften Tann eine gemeine Verlauföftelle oder ein jonftiges gemeines Ge- 
werbelokal von allen Meiftern, die ja unter ſich nicht nur berufögleich find, ſondern 
ihren Beruf in wefentlich gleichem Umfange treiben, gleihmäßig benntzt werben; 
überall endlich kann das Gildehaus nicht nur als tägliche Trinkftube und für ge 
meinfame Geſelligkeit, fondern auch für die eier folcher Familienfeſte des Einzel- 
nen, wie fie ſich in jeder Familie von Zeit zu Zeit ereignen, ohne Aufgabe des Eorporati- 
ven Geflchtäpunftes dienen. IR in irgend einer Beziehung ein beliebiger unb gleichzei⸗ 
tiger Gebrauch jedes Genoßen unausführbar, fo treten genoßenfchaftliche Beichrän- 
fungen baus- und gemerbepofigeilicher Art und korporative Gebrauchsordnungen 
(Reihegebrauch, Wechfel, Loos ober dergleichen) ein. Würbe aber durch freien Ge- 
brauch beftimmter Art wegen Ungleichheit des betreffenden Bebürfniges das Princip 
der genofenfchaftlichen Gleichheit gefährbet, fo bleibt obue Berrädung des Staud⸗ 
puuftes die Ausgleichung durch eine Entfcpäbigungeforberung möglih. (Bel. 3 B. 

b. Mone Bd. 16 ©. 178 bie Forderung einer Lokalmiethe und einer Entſchädi⸗ 

gung für dad verbrannte Holz bei der Hergabe ber Zunftftube für Familienfeſte 

eines Zunftgenoßen. Ebenſo gehören hierher viele Miethözinfe für gemeine Ber- 

Taufö- unb Gewerbelolale). ine folde entgeltlihe Gebrauhsüberlafung an einen 

Genoßen ift alfo noch nicht in jedem Falle eine einfache Bermietiung, kann vielmehe 

auf einem Torporativen Mitgliederanſpruch des Gebrauches gegen Entſchädigung be 

ruben. Möglich aber iR natürlich auch, daß die Gilde als ſolche mit ihrem liebe 

irgend einen privatrechtfichen Vertrag über ben Gebrauch ihres Eigenthums ab- 

fließt und dann hierbei ihm wie einem beliebigen Dritten gegenüberficht. Dann 

entfteht infoweit bei dem Einzelnen freied Privatrecht, das mit feiner Eigenſchaft 

als Körperfchaftäglieb nichts zu thun Bat. — Bol. and Th. I. 340. 846. Mone 

Br. 15 S. 4 f. u. Bd. 16 ©. 184 f. Kriegk, Dürgerzw. 369. Eunen DL. 618 

626. 640. Rathmann IL 461. Maurer, Städten. IL 385 f. 440. 462. Urk. 

v. 1507 5. Zimmermann II Anh. ©. 115 (Berloofung ber Marktſtände) u 

120 (Bertbeilung nach dem Alter). 

63) Im der Regel komplicirte fich Hier das Nechtöverbältutg noch dadurch, 
daß bie betreffenden Gewerbslokale im Eigentum oder DObereigentfum der Gtabt 
ftanden, die fie gegen einen erblihen und ewigen Zins verlich. Vererbung und 
Verlauf waren bann unter dem doppelten Geſichtspunkt des ftädtiſchen Gigenthums 
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Auch an beweglichen Sachen einer Genoßenſchaft war,. fofern fie beſtim⸗ 
mungsmäßtg ben Einzelzwedien der Genoßen dienten, ein felbftändiges Vielheits⸗ 
echt denkbar °%). 


und bed genoßenfchaftlihen Anrecht befchräntt. — Hierher gehören 3. 8. die von 
bem Rath der Stabt Frankfurt a. D. nach ber Urk. v. 1308 b. Zimmermann 
a. a. D. 129—132 an bie einzelnen carnifices gegen ewigen Zins zu erblichem 
Beſitz verliehenen macella. An einer ſolchen Fleiſchbank hat die Etadt das Eigen- 
tbum, der Beflger aber ein Erbzinsreht. Bet erblofem Tode fällt fie an bie 
Stadt zurüd, Göhne, Töchter und Ehefrau erben fie, mehrere Miterben aber 
theilen nur die Einkünfte nah einer Schätzung, über das Recht ſelbft müßen fie 
binnen einem Monat fi einigen oder ed verlaufen. Cine Witwe bringt bie Fleiſch⸗ 
bant dem zweiten Manne zu. Geber Erbe muß fi im Rathhaufe gegen eine 
Abgabe belehnen laßen. Unzuläßig ift die Vereinigung nıehrerer macella in Einer 
Hand. Das Recht kann nicht gegen Zins überlaßen, jedoch verkauft werden, aber 
nur an einen gelernten canifex, der dann in das Gewerk eintreten und bie Zunft 
gebühr entrihten muß. Die Sleiſchbank ſelbft wird vor dem Rath aufgelaßen und 
von ihm empfangen. Die Zahl der Zleifchbänte tft geſchloßen nnd fol vom Rath 
nur mit Zuftimmung der Zunft vermehrt werden fünnen. — Aehnlich verhält es 
fih mit den Goldſchmiedbuden in Kübel nad der Ber. v. 1531 b. Wehrmanu 
222; fle kann der Amtsmeifter ober feine Witwe übertragen, aber nur an ein lü- 
biſches Goldſchmiedskind, das dann eine beftimmte Summe zur Kämmerel zu ent 
richten hat; ftirbt Der Inhaber, ohne Berfügung getroffen zu haben, fo fällt bie 
Bude an den Rath, ber fie aber den Kindern zuerft zu verleißen verſpricht. — 
Auch die Barbiere dürfen in Lübel die Badftuben mit dem ihnen anbaftenden Amt 
verlaufen und auftragen, aber nur an einen geprüften und zur Aufnahme in bas 
Amt auch fonft geeigneten Barbier; 1587 ib. 166. — Bol. auch über bie Verloo⸗ 
fung und Berzinfung ber ftäbtifchen Fleiſchbänke, Brodbänte und Buden in Lübeck 
IAb. Urfb. IL 1046 n. 1047. Ueber die 14 Berlaufsftellen der Nädlerr Wehr- 
mann ©. 889. — Ferner Reumann, Görlig 73—80. 607f. Mone Bd. 18 
©. 885 f. Maurer, Städten. 454. 

) Alſo z. B. ein feftes Anrecht auf die Benutzung gemeiner Gewerbege⸗ 
räthichaften Für den Einzelbetrieb, oder in neuerer Zeit das Recht des Genoßen 
auf Benutzung einer genofenfchaftlich befchafften Maſchine. Doch tft damit allein, 
daß Eorporatives Eigenthum für Sonderbedürfniße der Einzeluen beſtimmt if, auch 
bier der individualrechtliche Charakter des Nußungsanfpruches noch nicht nothwendig 
begründet. So bient in den Züinften ein großer Theil des beweglichen Vermögens 
den gewerblichen und gejelligen Bebürfnigen ber einzelnen Meifter, wirb auch wol 
nach fefter Ordnung an fie hergeliehen ober anderweit ihnen zum Sondergebrauch 
überlaßen, Und es Tann baber von „iren vorrath u. ampts gemeine geräthe 
also thodtenlacken, becher u. dergl.“ die Rede fein (1635 5. Bochmert 88), 
ja es Tann dad Anrecht des Einzelnen „an gelde, an kertzen, an gezeldin u. 
an andern dingen, die zu unsers handwerkes nutz gehorint“, ald ein durch 
die Eintrittögebühren erfaufter Antheil aufgefaßt werden (Stat. ber Frankf. 
Schuhmacher v. 1355 5. Boehmer 641). Allein zu einem felbftänbigen und 
nicht nur von der Mitgliedfchaft bedingten, fondern dieſe felbft. beftimmenven Son⸗ 
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Bielfah ſtand ein ganzer Bermögenslompler, ber ſich in älterer Zeit 
meift um ein beftimmtes Grunbvermögen gruppirte, im genoenfchaft- 
lichen Gefammteigentfum. Dann Tamen wieder fehr verjhiedene Kheilungs 
formen vor. 

So entwidelte fi) das Hansvermögen des hohen Adels zu einem fehr 
eigenthämtlich beichaffenen Geſammteigenthum ber abligen Familiengenoßen⸗ 
[haft 88). Als eigentliches Eigenthumsſubjekt trat hier immer fchärfer bie 
beftändige Familienperſoͤnlichkeit herans. Der lebte Zwei des Hausguts war 
daher, der Ehre und dem Glanz des Haufe zu dienen, und unter biejem 
Gefihtspunkt war die Verfügung über die Subftunz und eine Reihe anderer 
Befugniße durch die Hausverfapung dem Haufe als ſolchem reſervirt. Die 
jelben Familienglieder aber, welde hierbei ald Organe des Haufes zur Ver⸗ 
tretung feiner dauernden und einheitlichen Sntereflen berufen wurden, hatten 
zugleich als Einzelne beftimmte Sonderrechte am Hausgut. Bor Allem hatte 
das Haupt des Haufe nit nur die Verwaltung und Bertretung, ſondern 
aud die freie Benutung des gefammten nicht ausdrüdlih ihm zu Gunften 
ber andern Familienglieder entzogenen Hausvermögens. Diefed umfaßende 
Sonderrecht war ein „jus proprium et singulare“, ein eignes und individuelles 
Recht, Eraft deffen der Familienchef der Samilieneinheit gegenüber ale Sonder⸗ 
perfönlichkeit felbftberechtigt daftand und fein bejonderes Intereſſe in felbitän- 
Diger Weiſe zur Geltung zu bringen befugt war: aber es war gleichwol fein 
freie Privatrecht, wie es etwa der Nießbrauch eines beliebigen Dritten an 
dem Bermögen einer ihn fremden jnriftiichen Perjon gewejen wäre, ſondern 
ed war mit ber Stellung feines Subjektes an ber Spitze des Hauſes orga- 
nifch verfnüpft, beruhte auf ter durch die Familienordnung begründeten und 
baber verfaßungsmäßigen Sndividualfncceffion, und unterlag zufammen mit 
der ganzen Gamilienvorfteberfchaft, von ber es fi in feiner Weiſe tremnen 
ließ, der objektiven Norm des Eorporativen Hausgeſetzes. Außerdem beftanten 
Sonderrechte der Agnaten als der vollberechtigten Samilienglieder, und zwar 
nit nur unentziehbare Wart- und Eventualrechte, ſondern auch gegemmärtige 
Genußrechte, die uriprünglich oft an beftimmten reellen Theilen bes Dausguid 
begründet, fpäter meift als fefte Bezüge aus befien Erträgen firirt waren. 
Auch biefe Rechte nun waren zwar fefte und unentziehbare Snbivibnalanfprüde, 
aber fie waren zugleich mit der Familienmitgliedſchaft organiſch verfuäpft, jo 
daß fih das agnatifche Sonberreiht von bem verfaßnngsmäßigen Theilnahme- 


derrecht Hat ſich doch dieſes Gebrauchsrecht nirgend entwidelt. Vielmehr Tiegt cin 
Torporatives Eigenthum mit der verfaßungsmäßigen Veſtimmung, den Gliedem 
als foldyen zu dienen, vor. Bol. TH. I. 8%. Ennen I ©. 26. Mone Bi. 
16 &. 186. 382. Maurer IL 46%. Kriegk, Bürgerth. 181—182. 

 Befeler, Erv. U, 2 8 16; Syſt. $ 172. Kohler, VDandb. 
8 58—68. 
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recht an den das Eigenthum des Haufe als foldhen ausübenden Subflanz- 
verfügungen gar nicht trennen ließ. Gleiches endlich gilt von etwaigen ko⸗ 
gnatifhen Anſprüchen an das Hausgut, wie von Alimentationsanfprücden ber 
Töchter. Denn wenn auch die Kognaten Feine aktiven Mitträger der Zami- 
lieneinheit find, jo gehören fle doch als Paffingenoken zur Samilie, und Diele 
ihre Stellung ift es, mit der fi bas auf der andern Seite auch hier wieder 
der Individualrechtsſphaͤre feines Trägers angehörige Sonderrecht organiſch 
verfnüpft.e. So beftehen am Hausvermögen Einheitsrechte und Bielheits- 
rechte, die der .perfönlichen Struftur bed Haufed entfprehen und in ihrer 
hausverfaßungsmäßigen Sujammengehörigfeit fi als Geſammteigenthum bar- 
ftellen.. 

Andersgeartet ift bie Bertheilung des Geſammteigenthums bei Torpora- 
tiven Gewerbichaften und ähnlichen auf die Theilhaberfchaft an einem gemein» 
ſchaftlichen Vermögenskomplex gegründeten Genoßenſchaften %). Hier fteht 
bie Zerlegung des gemeinjchaftlichen Vermögensganzen in eine Anzahl ideeller 
Quoten, die fih im Sondereigentbum ter Gemeiner befinden, durchaus im 
Bordergrunde. Allein jofern überhaupt die Gemeinfchaft fich zur Körperichaft 
fteigert, wird eine Summe von Eigenthumsbefugnißen in die einheitliche und 
ftändige Sphäre der Gefammtperfönlichkeit verlegt und damit den Antheild- 
iphären der Einzelnen entzogen. Dann hat aljo etwa die Genoßenſchaft als 
Einheit die Sukftanzverfügung und tie Ausübung der auf die Sade un 
mittelbar gerichteten Herrſchaftsbefugniße. Unter die Genoßen als Vielheit 
aber ift eine Reihe von unmittelbaren Nugungsbefugnipen oder auch blos 
ein mittelbarer. Ertragsanſpruch vertheilt. Und ber Antheil des Einzelnen 
an dem Geſammteigenthum ift dann zwar ein fefted und unentziehhares in- 
dividuelles Vermdgensreht, aber ald Träger der Körperfehaftsmitgliedichaft 
zugleich genoßenfchaftlic gebunden und: beſtimmt. | 

Auch in Bezug auf ein aus Geltbeiträgen ber Glieder ober auf andere 
Weiſe gebildete Kapital finden wir ſchon ſeit alter Zeit in verjchiedenen 
Gormen die Idee durchgeführt, daß ed, während es der Subftanz nach dauern- 
bes Eigenthum der Genoßenſchaft als folder bleibt, doch tem Nuten nad 
für die individuellen Zwecke der einzelnen Genopen beftimmt werben Tann”). 


&6) Bol, Th. I. 424—425. 454 f. Auch ib. 886 N. 27 m. 28 über bad Ge 
fammteigentyum ber Kölner Bauerbänle. 

7) Hierher gehört die oben gejchilberte Benupungewelfe eined Genoßen⸗ 
ſchaftokapitals durch abwechſelnden Gebrauch in dem Privatgeſchäft ber einzelnen 
Genoßen (oben $ 14 ©. 378 - 880 n. Th. J. 836 N. 36). Sodann bie Verthei⸗ 
lung der Reventtien eines von ber Genoßenſchaft zinsbar angelegten ober fonft nup- 
bar gemachten Kapitald unter bie Einzelnen (oben ©. 880). Ebenſo aber bie in 
allen Gilden, Brüderfchaften, Zünften und Gefellenvereinen ftatutenmäßige. Ver⸗ 
wendung ber Kaffe und ber im Notbfall zur Ergänzung geforderten außerordent- 
lichen Mitglieberbeiträge für die Unterflübung der von einem Unfall betroffenen 
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Aus einer jolden beftimmungsmägigen Verwendung folgt an ſich nmoch feine 
Theilung des Eigenthums zwiſchen Einheit und Vielheit. Vielmehr können 
die Anſprüche der Einzelnen auf pekuniäre Vortheile aus ber Genoßenſchaftt 
kafſe rein korporativer Natur fein. Moͤglich aber ift auch, daß den Einzelnen 
fefte Sonderrechte zuftehen, die zwar wegen ihrer organiſchen Verknüpfung 
mit ber Mitgliedſchaft genoßenſchaftlich gebunden find, zugleich aber eine 
jelbysandige und für die Mitgliedihaft ſelbſt beftimmende individualrechtliche 
Bedeutung haben. Stellen fi dann die Sonderrechte als unmittelbare Ar- 
theilsberechtigungen an dem Gebrauch, dem Nutzen oder dem Werih des Ka⸗ 
pitals bar, fo liegt andy hier ein forporatives Geſammteigenthum vor. Diefe 
Auffaßung waltet z. B. vor, wenn das Gefammtlapital in beftimmten Raten 
wechſelweis ben einzelnen Gliedern anvertraut werben jollte, um von ihnen 
in ihrem Taufmänniichen Geihäft eine Zeit Iang gebraucht zu werben 9%). 
Ebenjo aber war, wenn fefte Praebenden aus dem Ertrage deö von der Ge 
noßenſchaft jelbft verwalteten Kapitals oder verhältnigmäßige Antheile an 
befien Revenüen als Individnalrechte mit der Mitgliedſchaft verknüpft 
waren, die Borftellung eines Geſammteigenthums an dem Kapital möglid, 


Brüder, für Borfchüße in beftimmten Fällen, für Krantenpflege, für dauernde Un⸗ 
terftübung der verarmten ober erwerbönufählg gewordenen Genoßen, für wandernde 
Gefellen, für dad Begräbniß verfiorbener Brüder und ihrer Samilienangehörigen 
u. f. w. Bol. Th. 1 229-230. 232. 239. 887. 896. Ennen, Köln II. 63%. 
Mone Bd. 15 ©. 24f. Basler Zunfturk. b. Ochs I. 318, 854 u. 406: Be 
gräbniß u. Geelforge „de communs zunfta“. Lũb. Zunftr. v. 1508 b. Wehr- 
mann 258: verarmte Amtsbrüder ode. Frauen aus dem Amt erhalten wöchentlich 
2 schill. „uthe deme ampte“. 1500 ib. 399: „das ampt‘ foll dem verarmten 
Amtöbruder wöchentlich 4 schill. geben. Urk. der Eijenfchmiede v. Trier v. 1285 
b. Zacomblet, Arch. I. 270 f.: si aliquis frater vel soror aliqua ejusdem 
fraternitatis pervenerit ad paupertatem, . . fratres et sorores ejusdem frater- 
nitatis subvenient juxta qualitatem et quantitatem donorum fraternitatis. Url. 
der Frankf. Bader v. 1855 b. Boehmer 403: Berpflegung unb Begräbniß ber 
Gefellen aus der Zunftlaffe. Gtat. v. 1284 b. Bilda 378 c. I—11: facultatis 
gildae für Arme, Witwen und Begräbniße. Gteinmepenorbn. v. 1459 Nr. 5 b. 
Heibloff 89: us der büchse; 1462 Nr. 111, 1503 Rr. 24 u. 35 ib. 56, 66 u. 
67. Neumann, Görlik 262 u. 600. Urk. v. 1589 b. Boehmert 89. Bruber- 
ſchaftsſtatut der Schuhlnechte bei Zimmermann II Anh. ©. 122 m. 123, worin 
fefte Unterſtützungsſätze für Krantheitsfälle normirt, zugleih aber im Fall ber Ge 
nejung Maßregeln zur Sicherung ber Rüderftattung durch Lohnabzüge angeordnet 
werden. Vgl. auch Kriegk, Bürgertf. 182-1835. Wilda ©. 368. Maurer, 
Städten. II. 412-415. 448. 459. 

es, Mie bei den Kölner Münzen. Vgl. oben ©. 378—880, wo der Nad- 
weis geführt ift, daß man hierbei das Hecht der Senohenichaftsperfönlichkeit ald 
torporativeg Eigenthum, die Mechte der Genoßen aber als Gebraudhsanrechte mit 
dem Gharalter von jura singulorum betrachtete. - 
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indem aud bier fowol der Genoßenſchaft in ihrer Einheit als den Einzelnen 
jachenrechtliche Befugnife an dem als ein beftändiges nußbringendes Ganze 
aufgefaßten Kapitalvermögen zugejchrieben werben Tonnten ®). Wenn dagegen 
die Sonderrechte der Glieder ſich Lediglich ald Korberungsrechte gegen die Ber- 
einskaſſe charakteriſiren, wie dies 3. B. bei den Anfprüchen auf die Gewäh- 
rung beftimmter Vorſchüße, Entiſchädigungen oder Unterftügungen der Yall 
ift, fo ift zwar der ſachenrechtliche Begriff des Gefammteigentfums nicht anwend- 
bar: wohl aber liegt, fobald nur die Sonderrechte troß der Eorporativen Ge⸗ 
bundenheit eine indivibualrechtliche Seite haben, ein obligatoriiches Geſammt⸗ 
recht vor, das mehr oder minder den Bau der Genofenfchaft bedingen und 
beftimmen Tann 9), 

Die letzte Stufe enblih in der Entwidlung des forporativen Gejammt- 
eigenthums, wie fie in Gewerkichaften, Mühlenerbichaften und andern Erwerbs- 
körperſchaften vorgebildet, im Altienverein aber vollendet ift, beruht auf ber 
Durchdringung bes Bermögensbegriffes mit dem abſtrakten MWerthbegriff. 
Indem die Funktion des Werthes als jelbftändige Eigenfchaft eines Ver⸗ 
mögenstompleres gejet wird, ann ein beſtimmtes Bermögen in feinem realen Be» 
ſtande ganz einer Torporativen Einheit zugewiefen, in feinem Werthbeftande aber 
nad) Quoten unter die Vielheit vertheilt werben. Dann hat alfo die Genoßen⸗ 
ſchaft als ſolche alle unmittelbar auf die Sache felbit gerichteten Herrichafts- 
ſchaftsrechte, die Genoßen aber haben als Einzelne das Recht auf eine be 
ftimmte Werthquote mit der daraus refultivenden Ertragsquote. Auch diefes 
mobernfte Gejammteigentbum daher beruht auf der Theilung ber Eigentbums- 
befugniße zwiſchen Einheit und Bielheit in einer Genoßenſchaft: die Beſonder⸗ 








8) Bol. oben ©. 880. 

) Die in Note 87 aufgeführten Anfprüce ber Gildebrüder auf Leiftungen 
aus der Bereinslaffe find zum größeren Theil unfelbftändige Ausflühe der Gildemit⸗ 
gliedfchaft als folcher: zum Theil aber ftellen fie fi, indem fie mit den zu feiftenden 
Beiträgen in Zufammenhang gebracht, an beftimmte objektive Vorausſetzungen ge- 
knüpft und im Voraus der Höhe nach normirt werden, als wirflidhe jura singu- 
- lorum bar. Steht aber 3. B. ein für deu Torporativen Willen unantaftbares 
Sorderungdrecht des Einzelnen auf Zahlung eines beflimmten Invaliditätsgeldes, 
ber Begräbnißloften, einer Witwenunterftüpung u. ſ. w. aus der Vereinskaſſe feft, 
fo Tiegt darin ein obligatorifched Sonderrecht, dad zwar mit der Mitgliedfchaft zu- 
fanmenbängt, aber nicht in ihr aufgeht. Es iſt ein Forderungsrecht, das fein. 
Natur nad) verfchieden iſt von einem rein Eorporativen Anſpruch bed Glledes gegen 
dad Ganze, und das doch ebenfo verjchieden ift von einem Obfigationsverhältnig 
zwifchen zwei unverbunbenen Perjonen. Und fo liegt auch bier eine organifche Ver⸗ 
bindung von Bielheitörecht mit dem Einheitsrecht vor. Was Hier überall im Mit- 
telalter nur in den Keimen vorhanden war, bat fih in neuerer Zeit in größter 
Geſtaltenfülle entfaltet. Denn auf der Weiterbildung biefed Gedankens einer obli- 
gatorifchen Gefammtberechtigung in der Genopenfchaft beruht das ganze umfaßende 
Gebiet der Gegenjeitigleitögenogenfchaften. Vgl. darüber noch nnten S. 922-923. 
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heit aber ift, daß Feine unmittelbare Nutzungsbefugniß irgenb welcher Art, 
fondern lediglich die abſtrakte Eigenſchaft, einen beftimmten Werth zu haben 
und beflimmte Ertragswerthe zu liefern, von dem als objeftiveg Ganze in bie 
Welt geftellten Vermoͤgenskomplex abgezweigt und zum Gegenftante des Biel- 
heitsrechtes gemacht if. Die fo entftehenden Sonderrechte nun aber find au 
bier zwar individuelle Rechte, über welde der Ginzelne als Einzelner ver 
fügen kann und die in ber Sphäre feiner Sonderperfönlichkeit wurzeln: aber 
fie find zugleich Grundlage der Mitgliedſchaft, mit diefer rechtlich verknüpft 
nad injoweit genoßenfchaftlic gebunden. Indem bie Aktie mit dem Sonter- 
recht am Werth zugleich das Porporative Recht, als Glied ber Gefammtperfön- 
lichkeit deren Einheitereht an der Subftanz ausüben zn helfen, in fidh ent- 
halt, ift fie ebenfo verjhieden von einem freien Privatreht wie von einem 
rein Eorporativen Recht. Cinheitsreht und Vielheitsrecht gehören bier eben 
zufammen und erfchöpfen erft in ihrer verfaßungsmäßigen Verbindung den 
Bermögendbegriff. Und der Altienverein und die Aktionäre ftehen fich, in- 
dem fie fih in die Rechte an demſelben Herrſchaftsobjekt teilen, nicht als 
unverbundene Individuen gegenüber, wie dies ja unter ihnen vorkommen 
fann, wenn z. D. ein Aktionär an einem Geſellſchaftsgrundſtück ein Pfanb- 
recht erwürbe: fondern das Hecht des Vereins bat feine Weſens⸗ und Zwed- 
beftimmung in den Sonderrechten der Glieder und die Sonderrechte ber Ein- 
zelnen werben in ihrem Weſen beftimmt durch das fie bindende unb vermit- 
telnde Recht des Vereins 91), | 

Daß gleich dem Eigenthum jede dauernde Gerechtigkeit von einer 
Genoßenſchaft als Gejammtgerechtigkeit beſeßen werden Eonnte und daß auf) 
bierbei die Vollendung des Körperjchaftsbegriffs zu einer begrifflichen Scheibung 
und demnädhftigen organifchen Verbindung einer Einheitsiphäre der Gefammt- 
perfönlichkeit und einer Vielheitsiphäre der Glieder führen mußte, bedarf nur 
der Andeutung %). Soweit dabei nur privatredhtlihe Geſichtspunkte in Be⸗ 
tracht kommen, ift die Analogie des Gefammteigenthums eine vollkommene 9). 
Aber auch auf öffentlichrechtliche Verhältniße erftreckt fich biefe Analogie So 
ift bei allen Amtögenogenfchaften und insbefondere bei den Zünften, ganz 
abgejehen von der vermögensrechtlihen Auffagung ihrer nutbringenden Berech⸗ 


) Bol. Th. IS. 968-971. 973—974. 981 N. 46. 1070 f. 

2) Bol. oben 8 18 ©. 850 f. 

9), Dies ift z. B. bei den Münzergenoßenfchaften feit ihrer korporativen Aus 
geftaltung ber Ball; vgl. Th. I. 190 f., bei. S. 193 Note 68—T1. Das „officium 
quod huysgenoizschaft dicitur“ oder „officium monetae* fieht ber Genoßenſchaft 
als folcher zu: ebenfo aber heißt Die Amtsgerechtiame des einzelnen Muͤnzers, bie 
verkauft uud vererbt werben kann. In Köln wurden dabei die Formen ber Ueber- 
tragung von Immobilien, Auflagung und Anfchreinung, beobachtet. (Bol. 3 B. 
Ennen u. Ederg L 806. 814 (1850). 815), Weil aber das Münzeramt or 
ganiſch verbunden ift mit der Mitgliebfchaft in der Münzergenoßenſchaft, jo Hatte 
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tigung, die Vorftellung entwidelt, daß ſowol ber Genoßenſchaft im Ganzen 
als jedem jelbitindigen Genoßen das betreffende „Amt” zufteht. Die Zunft 
in ihrer Einheit ift es, welder die Stadt das Handwerldamt anvertraut hat, 
welche ihr für deffen ordnungsmäßige Ausübung verantwortlich ift, welche die 
aus dem Amtsbegriff fliegenden gewerbepolizeilichen Rechte übt, und weldye jeden 
Meifter in feinem Gewerbe auf das Engfte durch einen Eorporativen Wirthſchafts⸗ 
zwang befchränft und bindet. Jeder einzelne Zunftbruber aber beſitzt gleichfalls zu 
eignem, wenn auch genoßenfchaftlich gebundenem Recht das „ Handwerksamt“, Tann 
möglicherweife jogar darüber unter gewißen Borausjegungen verfügen, und iſt 
jedenfalls der felbftändige Träger einer in feiner Sonberperfönlichleit wurzeln- 
ben individuellen Berufsiphäre. Wenn daher in allen Zunftftatuten einerfeits 
der Zunft ald folder das Ketreffende Handwerksamt zugeichrieben®) und fie 
jeloft ein „Amt”, „Gewerk“, „Handwerk“ u. ſ. w. genannt wird, andrer- 
ſeits es zugleich von jedem einzelnen Genoßen heißt, daß er das Amt erwerbe 
und beflße, je nach den Umftänden auch, daß er es Taufe, übertrage, vererbe 
oder verliere 5): jo liegt darin jo wenig ein Widerſpruch, wie in ber gleich 
zeitigen Bezeichnung bes Aktienkapitals als Eigenthum des Vereins und als 
Eigenthum der Aktionäre. Denn ihrem vollen Umfange nad ift freilich bie 
in dem Begriffe des Handwerksamtes objektivirte Gewerbefphäre weder hei ber 
Zunft als folder noch bei der Summe aller gegenwärtigen Meifter: allein 
biefe Sphäre iſt qualitativ fo getheilt, daß ihre zu einheitlicher Beherrſchung geeig⸗ 


z. B. in Köln die Genoßenſchaft als folche ein Vorkaufdrecht zu der feften Tare 
von 50 Marl und Tonnte dann das Genoßenrecht zu einem höheren Preife, nur 
nicht für mehr als 150 Mark, verkaufen. Ebenfo war in Köln das Erbrecht auf 
männliche ebeliche Nachkommen vom Laienſtande befchränkt; doch hatte der Genoße 
für den Ball feines erblojen Abfterbens das Recht der einmaligen „Küre” eines 
Nachfolgers, ein Hecht, das er auch zur Ausübung nach feinem Tode Jemandem 
vermachen Tonnte. Vgl. Stat. v. 1841 a. a. D. S. 306-307. — Hierbei zeigt 
befonders bie Beftimmung, daß die Genoßenſchaft ein valant gewordenes Genopen- 
recht felbft Taufen und wieber verkaufen kann, einen burchfchlagenden Sieg ber 
Auffegung des Einzelrechto als einer felbftändigen Individnalgerechtigkeit. 

9) Bgl. Th. I. 360f. Wehrmann ©. 163. 164. 2231. 246. 362. 874. 
837. 891. 449. 456. 457 u. f. w. Hier wirb überall dem Amt als ſolchem ſowol 
bas Gewerberecht im Ganzen als eine Reihe der darin enthaltenen Einzelbefugniße, 
3 D. das Recht, Andern beftimmte Arbeiten zu verbieten, der Zunftzwang, Das 
Recht zur Ansbildung von Lebrlingen, die Gewerbepofizei u. f. w., zugefchrieben. 

) Bol. Th. I. 862 N. 11. 868 f. N. 49, 56, 57. 888-396. Bol. Url. 
v. 1879 6. Mone Bd. 15 ©. 42: einen gewerbe in einer zunft koft; .. nit 
erben. Wilda 326 N. 2: wellik man de da: ammet wan, de wan dat van 
dem vaghede u. van deme ammete. Urk. v. 1300 b. Delridhö 415: officium 
allutariorum deveniat ad filios et filias earum. 1507 b. Zimmermann Il 
Anh. 111: wer also das handtwerk nicht gewinnet, der sal sich das handtwerk 
allhier nicht gebrauchen. Bol. Maurer, Städten. I. 326 f. 3895 f. 455 f. 


4 


918 Die Autbreitung des Körperfchaftöbegriffe. 


nete und deshalb der unfterblidden Einheit in ber Bielheit zugewiefene Hälfte 
ebenfo gut als Amt bezeichnet werden kann, wie andrerfeits jedes durch quan- 
titatine Vertheilung der anbern Hälfte unter bie Vielbeit entftchende Gewerbe 
recht fih als ein beſonderes Amt vorftellen Tapt9%). Das Weien der mittel, 
alterlihen Zunft aber wirb nur richtig verftanden, wenn bie durch bas ge 
noßenichaftlihe Princip ermöglichte organiſche Verbindung von Einheitsrecht 
nnd Sonderrechten in Betracht gezogen und weder die korporative Berech⸗ 
tigung als ansfchlieglih und beziehungslos gedacht, noch bie Berechtigung 
des einzelnen Meifters aus dem genoßenſchaftlichen Zuſammenhange gelöft 
wirb 9”). 


*) Daß das Recht bet Einzelnen als ein Antbeil am Gefammtgewerberecht 
ber Zunft vorgeftellt wird, erhellt ſchon äuferli aus manden Stellen. So, 
wenn es t. 3. 1164 bei ben Magdeburger Schuftern heißt: juri illo, quod inninge 
vocatur, participes. Unb ebenfo, wenn 1280 b. Fidicin II. 2 die Kürfchner vor- 
reiben: primo ne ullus advena opus pelliparium stans in foro vendere 
praesumat, nisi communi magistrorum opere preacquisiic. Aljo dad Gewerberecht 
ift ein gemeines, der Einzelne aber erwirbt es ald Antheilhaber. Unb wie man 
von jebem Markzenoßen jagen kann, ihm gehöre bie Allmende, fo kann auch hier 
dad gemeine Amt jebem Genoßen zugefchrieben werden, ohne daß anstrüdfidh hin⸗ 
zugefetst zu werden braucht, daß er nur antheildweife daran berechtigt if. — Bol 
auch bie folgende Note. 

7) Daß das Recht des einzelnen Handwerksmeiſters auf Gewerbebetrieb eine 
ber Zunft gegenüber felbftändige Bafis hat und in feiner rechtlichen Natur nicht 
lediglich korporativ beftimmt ift, bedarf um fo weniger einer näheren Darlegung, 
als in den fpäteren Zeiten bes Zunftweſens biefe Seite vorzngöweile betont unb 
entwidelt warb. Denn je mehr einerfeitd familienrechtliche und anderweite privat- 
rechtliche Titel zur Erwerbung bed Amtes anerfaunt, anbrerfeitS aber obrigteitliche 
Prüfungen und Berleihungen zur Bedingung der Ausübung eines Gewerberechtt 
gemacht wnrben, befto fchärfer traten außerforporative Momente als bedingend 
und befiimmend für dad Hecht des Einzelnen hervor. Allein wenn zu allen Zeiten 
ein organtfcher und nothiwenbiger Zuſammenhang zwiſchen die ſem befonderen Gewerbe⸗ 
vecht des Einzelnen und ber Mitgliebfchaft in der betreffenden Zunft beſtand, fo 
darf man am wenigften für bie Blüthezeit des Zunftweiend diefen Infammenhang 
überfehen. Denn die gefammte mittelalterliche Organtfation ber gewerblichen Ar⸗ 
beit berubte darauf, daß in der Gewerbeberechtigung des Einzelnen das individuelle 
Recht untrennbar mit feiner Stellung ald Glied einer gewerbeberehtigten Genofen- 
ſchaft verknüpft war Mochte dad Sonderrecht enger ober weiter fein: immer war 
ed fowol der Subftang ald der Audübung nach genoßenichaftli) gebunden, 
weil es dur bie Zunftwerfaßung mit der Zunftmitgliedſchaft zu einem or- 
ganifhen Ganzen verwoben wurde. Deshalb betrieb der Zumftgenoße bas 
Handwerk zwar für fi, aber zugleich ald Glied einer Arbeitögenoßenichaft, er war 
weber ein freier Einzelunternehmer, wie ein beutiger zu einer modernen Iunung 
gehöriger Handwerker, noch ein bloßer Mitträger eines produktiven Gefeltfchafte 
unternehmen, wobel nur bad Ganze wirtbfchaftlich felhftändig if; ex war vielmehr 
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Auch im Obligationenreht endlich ermöglicht die genoßenfchaftliche 
Struktur der dentſchen Köperjchaft eine organische Verbindung von Einheits⸗ 
und Vielheitsrecht. Es finden daher zunächſt jowol Forderungen ale Berbind- 
lichkeiten ber Genoßenſchaft zwar regelmäßig ihr ausſchließliches Subjekt in 
ber Torporativen Einheit: möglich aber ift auch, daß fie gleichzeitig mit der 
Einheit in irgend welden Beziehungen die einzelnen Genoßen befugen oder 
belaften. Bei genoßenſchaftlichen Forderungsrechten ift eine ſolche Kom- 
bination von Einheits⸗ umd Vielheitsrecht dem Geſammteigenthum im Weſent⸗ 
liächen analog; im Einzelnen wird e8 von ber Verfaßung abhängen, wie weit 
die Forderung, die als Ganzes nur von der juriftiichen Perfon geltend gemacht 
werden Tann, zugleih in ben Xheilforberungen ber einzelnen Genoßen felb- 
ſtändige Anfprüde erzeugt. Bei genoßenfhaftlihen Berbinplichleiten aber 


der Träger eiued eignen Sondergewerbes unb der Miiträger eines genohenfchaft- 
lichen Geſammtgewerbes, wobei bie wirihſchaftliche Gemeinfphäre und die wirth⸗ 
ſchaftlichen Imdividualfphären erſt in ihrer Zufammenfaßung einander zum lebeus⸗ 
fähigen Wirthichaftäorganiemus ergänzten. Juriftiſche Grundlage aber für Diefe 
wirthſchaftliche Organifation mit ihrer Halb genofenfchaftfichen und halb inbisidun- 
liftiſchen Produktionsweiſe war bie dem Geſammteigenthum analoge Theilung bes 
Handwerksamtes zwifchen die Torporative Einheit und die Vielheit ber Genoßen. 
Wie fehr man übrigens bie baburch begründete Doppelnatur des Sonderrechts auf 
Gewerbebetrieb empfand, geht ſchon daraus hervor, daß man für baffelbe nicht nur 
die von feinem befonderen Inhalt hergenommenen Namen (3. B. officium, opus, 
handwerk, amt, gewerk, gewerbe, meisterrecht, amtsrecht, handwerksrecht 
u. f. w.), fondern and ſolche Namen brauchte, welche auf bie Genoßenſchaft oder 
die Mitgliebfchaft in ihr hinwiefen. Wenn es aber an fich überall vorkommt, daß 
bei dem Bedurfniß eines einzigen Namens für ein aus korporativem und individnellem 
Hecht zuſammengeſetztes Rechtsverhältniß bie Bezeichnung bald von ber einen unb 
bald von ber andern Seite ber gewählt wird, fo ift ed für bie Auffaßung bes 
Sonderrechts in ber Zunft charakteriftifch, daß auch da, wo ber inbdividualrechtliche 
Gehalt durchaus im Vorbergrunde fteht, der Name des Genoßenrechts nicht felten 
bafür gebraucht wird. Man erklärt alfo z. B. geradezu „inninge“ für „gratia 
vendendi“ (Th. I. 248 R. 89) und nennt das „opus“ zugleich ein Recht, „quod 
dieitur innynge“ (1984 b. Fidicin IL 3, Man ſpricht von einem Verleihen 
der Zunft (Trouillat V. 219: zunft lihe) und ihrem Empfange (Grimm, W. 
IV. 82: wer die zunfft empfahet), von einer Erneuerung ber Zunft (1268 b. 
Trouillat IL 185: stirbt ir zunftbrüder einer, des kint nüweret ir zunft 
mit einem halben pfund wachses), ton einem Leihen der Brüderſchaft (Ennen 
u. Eder I. 156: den man die winbruderschaff leynt), von einem DBeflg an 
ber Genoßenſchaft (1252 b. Lae omblet II. 206: possidere . . husgenoszschaf), 
von einem Berluft der Gilde (1284 b. Wilda 381 c. 21: amittat gildam). Es 
beißt gleichbedeutend „wie man handwerch und gesellschaften koufen ouch die 
erben möge” (1544 in Bern b. Mone Br. 15 ©. 49 8 2), man fpridt von 
einem Kauf ber Iunung oder Gilde (Göfchen, Goslar. St. ©. 76 3. 25: 
welde aver en uns> borghere kopen ene inninghe erre gelden), und bejonders 
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nete und deshalb der unfterblichen Einheit in der Vielheit zugewiejene Hälfte 
ebenfo gut ald Amt bezeichnet werben kann, wie andrerfeitS jedes durch quan⸗ 
titative Bertheilung der andern Hälfte unter bie Vielheit entftehende Gewerbe 
recht fich als ein beſonderes Amt vorftellen läßt). Das Weſen ber mittel 
alterlihen Zunft aber wird nur richtig verftanden, wenn die durch bas ge 
noßenichaftlihe Princip ermöglichte organiſche Verbindung von Einheitsrecht 
und Sonderrechten in Betracht gezogen und weder bie korporative Bered- 
tigung als ausſchließlich und beziehungslch gedacht, noch die Berechtigung 
des einzelnen Meifterd ans dem genoßenſchaftlichen Zuſammenhange gelöft 
wird 97), 


) Daß das Recht bee Einzelnen als ein Antheil am Geſammtgewerberecht 
ber Zunft vorgeftellt wird, erhellt fchon änßerli aus manchen Stellen. So, 
wenn es i. 3. 1164 bei den Magdeburger Schuftern beißt: juri illo, quod inninge 
vocatur, participes. Und ebenfo, wenn 1280 5. Fidicin II.2 die Kürfchner vor- 
fhreiben: primo ne ullus advena opus pelliparium stans in foro vendere 
praesumat, nisi communi magistrorum opere preacguisito. Alſo das @ewerbereft 
{ft ein gemeines, ber Einzelne aber erwirbt es ald Antheilhaber. Und wie man 
von jedem Markgenoßen fagen Tann, ihm gehöre bie Allmende, fo kann and hier 
das gemeine Amt jedem Genogen zugefchrieben werden, ohne dah austrüdlid hin⸗ 
zugefetst zu werden braucht, ba er nur antheilswelfe daran bereditigt if. — Bol. 
auch die folgende Note. 

M) Daß das Recht des einzelnen Handwerksmeiſters auf Gewerbebetrieb eine 
der Zunft gegenüber felbftändige Bafid bat und in feiner rechtlichen Natur mit 
Lediglich Torporativ beftimmt ift, bedarf um fo weniger einer näheren Darlegung, 
ale in den fpäteren Zeiten bed Zunftwefend biefe Seite vorzugsweiſe betont und 
entwidelt warb. Denn je mehr einerfeitd familienrechtlicde und anberweite privat 
rechtliche Titel zur Erwerbung des Amtes anerkannt, andrerfeitd aber obrigkeitliche 
Prüfungen und Berleihungen zur Bedingung ber Ausübung eines Gewerberecht 
gemacht wurden, befto fchärfer traten außerkorporative Momente als hbebingend 
und befiimmend für dad Hecht des Einzelnen hervor. Allein wenn zu allen Zeiten 
ein organifcher und nothiwenbiger Zuſammenhang zwiſchen die ſem befonderen Gewerbe 
recht des Einzelnen unb ber Mitgliebfchaft in der betreffenden Zunft beſtand, fo 
darf man am wenigften für bie Blüthezgeit bes Zunftweſens biefen Zuſammenhang 
überfehen. Denn bie gefammte mittelalterliche Organifation ber gewerblichen Ur- 
beit beruhte darauf, daß in der Gemwerbeberechtigung des Einzelnen das inbividnele 
Recht untrennbar mit feiner Stellung ald Glied einer gewerbeberechtigten Genoßen⸗ 
ſchaft verknüpft war Mochte dad Sonderrecht enger ober weiter fein: immer wer 
es fowol der Subftang ald der Ausübung nach genoßenſchaftlich gebunden, 
weil ed dur die Zunftverfaßung wit der Zunftmitgliedichaft zu einem 9° 

ganiſchen Ganzen verwoben wurde. Deshalb betrieb der Zunftgenoße bei 
Handwerk zwar für fi, aber zugleich als Glied einer Arbeitsgenoßenſchaft; er wat 
weber ein freier Eingelunternehmer, wie ein beutiger zu einer modernen Jung 
gehöriger Handwerker, noch ein bloßer Mitträger eined produktiven Geſelſchaftb 
unternehmend, wobei nur das Ganze wirtbichaftlich felpftändig if; er war wielmeht 
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Auch im Obligationenreht endlich ermöglicht die genoßenfchaftliche 
Struktur der beutichen Köperfchaft eine organifche Verbindung von Einheits⸗ 
und Vielheitsreht. Es finden daher zunächft ſowol Forberungen als Berbind- 
lichkeiten ber Genoßenſchaft zwar regelmäßig ihr ansjchließliches Subjekt in 
bee Torporativen Einheit: möglich aber ift auch, daß fie gleichzeitig mit der 
Einheit in irgend welchen Beziehungen die einzelnen Genoßen befugen ober 
belaften. Bei genoßenſchaftlichen Forderungsrechten ift eine ſolche Kom- 
bination von Einheits⸗ und Bielheitsreht dem Geſammteigenthum im Weſent⸗ 


lichen analog; im Einzelnen wird e8 von ber Verfaßung abhängen, wie weit 


bie Sorberung, die als Ganzes nur von der juriftiihen Perfon geltend gemacht 
werden Tann, zugleih in ben Theilforderungen ber einzelnen Genoßen felb- 
fändige Anfprüde erzengt. Bei genogenfchaftlichen Verbindlichkeiten aber 


der Träger eined eignen Sondergewerbed und der Mitträger eined genoßenſchaft⸗ 
lien &efammtgewerbed, wobei bie wirthſchaftliche Gemeinfphäre und die wirth- 
ſchaftlichen Individnalſphären erſt in ihrer Zufammenfaßung einander zum lebeus⸗ 
fähigen Wirthichaftdorganiemus ergänzten. Inriftiſche Grundlage aber für Diefe 
wirtbichaftliche Organifatlon mit ihrer halb gennBenfchaftlichen und Halb inbisibua- 
Tiftifchen Produltionsweife war bie dem Geſammteigenthum analcge Theilung bes 
Handwerksamtes zwiſchen die Torporative Einheit und die DVielheit der Genoßen. 
Die fehr man übrigens bie baburch begründete Doppelnatur des Sonberrechts auf 
Gewerbebetrieb empfand, geht ſchon daraus hervor, daß man für daffelbe nicht nur 
die von feinem befonderen Inhalt hergenommenen Namen (3. B. officium, opus, 
handwerk, amt, gewerk, gewerbe, meisterrecht, amtsrecht, handwerksrecht 
u. f. w.), fondern auch ſelche Namen brauchte, welche auf die Genoßenſchaft oder 
die Mitgliebfchaft in Ihe Hinwiefen. Wenn ed aber an fi überall vorlommt, daß 
bei dem Bedüurfniß eines einzigen Namens für ein aus korporativem und indivibnellem 
Recht zufammengefebtes Rechtöverhältnig die Bezeichnung bald von ber einen und 
bald von der andern Seite ber gewählt wird, fo ift es für bie Auffaßung des 
Sonderrechts in ber Zunft charakteriftifch, daß auch da, wo ber individualrechtliche 
Gehalt durchaus im Vordergrunde ftebt, der Name des Genoßenrechts nicht felten 
bafür ‚gebraucht wird. Dan erklärt alfo 5. B. geradezu „inninge“ für „gratis 
vendendi“ (Th. I. 248 R. 89) und nennt das „opus“ zugleich ein Recht, „quod 
dieitur innynge* (1284 b. Fidicin IL 3). Man ſpricht von einem Verleihen 
der Zunft (Trouillat U. 219: zunft lihe) und ihrem Empfange (Grimm, ®. 
IV. 82: wer die zunfft empfahet), von einer Erneuerung ber Zunft (1268 b. 
Trouillat IL 185: stirbt ir zunftbrüder einer, des kint nüweret ir zunft 
mit einem halben pfund wachses), ton einem Leihen der Brüderfchaft (Ennen 
u. Ederg I. 156: den man die winbruderschaff leynt), von einem Beſitz an 
der Genoßenſchaft (1252 6. Cacomblet II. 206: possidere . . husgenoszschaf), 
von einem Verluſt dee Gilde (1284 b. Wilda 381 c. 21: amittat gildam). Es 
beißt gleichbedeutend „wie man handwerch und gesellschaften koufen ouch die 
erben möge” (1544 in Bern b. Mone Bd. 15 ©. 49 $ 2), man fpridt von 
einem Kauf der Innung oder Gilde (Göfchen, Goslar, St. S. 76 3. 26: 
welde aver en uns> borghere kopen ene inninghe erre gelden), und beſonders 
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kann mit ber Torporativen Haftung, vermöge beren principaliter nur die Ge 
fammtperfönlichkeit mit ihrem Bermögen und folgeweife bei bem Einzelnen 
nur das in der Mitgliebichaft befangene Stüd feiner Bermögensperjönlichkeit 
getroffen wird, fidh in verſchiedener Weiſe eine jubfidiäre Sonderverhaftung der 
Genoßen als Einzelner und folgeweije ihres gefummten Privatvermögens fon- 
biniren. Dabei Tann dann biefe Sonbernerbintlichleit bes Einzelnen, beren 
Eintritt an ſehr verfchiebenartige Boransfegungen geknüpft fein Tann, bald eine 
antheilmäßige, bald eine folidarifche, bald eine antheilmäßige mit fubfibiärer 
Solidarbaft fein). In der Anwendung anf alle Verbindlichkeiten der 
Genoßenſchaft zeigt uns 3. B. das moderne Suftitut ber Erwerbs⸗ und Wirth⸗ 
ſchaftsgenoßenſchaften die Durchführung dieſer beutichrechtlichen Idee. Denn 
bier wirb für ben ganzen Geihäftefompler zwar in erfter Reihe die Genofen- 
ſchaft als ſolche verhaftet, dahinter aber fteht bie perſönliche, unbefchränkte 
und (wenn auch durch vorerft antheilmäßige Heranziehung gemilderte) ſolida⸗ 
rifche Haft der einzelnen Genoßen. Es liegt aljo eine genogenfchaftlide Ge 
jammtverbindlichteit vor, welde man nicht mechanisch in eine Summe von 
Berbinblichkeiten verſchiedener Perfonen, deren Beziehung zu einander jnriſtiſch 
irrelevant wäre, auflöjen darf, fondern welche vielmehr auf der organifden 
Zufammenfaßung von Einheits- und Vielheitsverpflichtung dur die Ge 
noßenſchaftsverfaßung berubt. Denn die principale Verbindlichkeit ber jurifti- 
ſchen Perjon zieht bier die fubfidiäre Korrealverbindlichkeit der Perjonenmehr- 
beit von jelbft und mit Rechtsnothwendigkeit als Ergänzung nach fih, bie 
Berbinblichleit ber Einzelnen aber wirb durch die Mitgliebichaft in der Ge 
noßenſchaft bebingt und beftimmt, fo daß ihr Inhalt, ihr Umfang und ihre 
Dauer von dem Lebensgeſetz des Torporativen Organismus abhängen 9). 
Aber nicht nur in Bezug auf bie Frage, wer das Subjelt genoßenſchaft⸗ 
licher Forderungen und Berbindlichkeiten ift, Tann das Princip der Einheit 
durch das Princip der Vielheit mobificirt werden: auch im Bezug auf bie 
wilden ber Genoßenfhaft und ihren Gliedern jelbft beſtehenden inneren 


- häufig von einem Kauf der Zunft (1855 b. Boehmer 642 u. 646; 1484 b. 
Mone Bd. 16 ©. 162; 1497 ib. 172: Erhöhung der Gebühr, damit nit yeder 
bettler die zunft koff). Und ald Abflufungen in ber Gewerbeberechtigung ant- 
ftehen, bezeichnet man fie als „ganze und halbe Zunft” (Mone Bd. 16 ©. 171.. 
u. 886) nnd als „Halbe und ganze Einung” (1269 ib. 171: integrum jus quod 
dicitur eynung acquirere; pro dimidio eynunge VI solidi dari debent). 

) Bol. oben S. 383—385. Aus den Gefammtverbindlichleiten alter Art, 
bie bort behandelt find, ergibt fi Die Torporatine Geſammtverbindlichkeit überall, 
fobald das Doppelmoment ber einheitlichen und ber vielheitlidhen Haftung firft, 
gefchieden und an die verſchiedenen Subjekte verteilt wird. Der Körperfchaftöbegrif 
zwingt auch hier nicht zur Negation eines der beiden vorher verbundenen Momenk, 
fonbern nur zu ihrer begrifflichen Auseinanderfeßung. 

) Bol. Th. IE, 1108—1100. 
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Rechtöverhältnige ift obligatorifhes Geſammtrecht möglid. Wie ten 
inneren Bau einer Genoßenſchaft eine jachenrechtliche Gemeinfchaft, au welcher 
Einheit und Vielheit Theil haben, beftimmen Tann: fo Tann ibn auch ein 
obligatorifches Rechtöverhältnig beftimmen, in welchem bie Genoßenſchaft und 
bie Einzelnen einander als berechtigt und verpflichtet dergeftalt gegenüberftehen, 
daß mit den Rechten und Pflichten der Einzelnen als Glieber der Einheit 
Rechte und Pflichten derſelben Einzelnen ald einer Bielbeit von Individuen 
organiſch verknüpft find. 

Möglich ift dies zunächſt in der Weile, daß ber Nachbrud auf einer 
Summe von Pflichten ruht, in Bezug auf welche fich individuelle Vielheits- 
pfliht und Eorporative Einheitspflicht kombiniren. Dies ift 3. B. bei ben 
Deichverbänden, beſonders in ihrer älteren Geftalt, der all. Die Deich 
genoßenfchaft ift durchaus auf die Deichpflicht gebaut. Die Deichpflicht aber 
ift nicht blos Ausflug der Deichverbindung, ſondern befteht auch vor ihr und 
ohne fie als Sonderpflicht der einzelnen Grundbefitzer des Bezirkes und erhält 
durch deren Inkorporirung nur ein Torporatives Gewand. Die Deichgenoßen 
find daher nicht blos, weil fie Deichgenofen find, verpflichtet, ſondern 
ihre Pflicht bat als Reallaſt ihre Baſis in dem Beſitz eines konkreten 
Grundeigenthums und wurzelt daher recht eigentlich in ihrer Individual⸗ 
fpbäre. Ursprünglich ift fogar die Pflicht ganz oder doch bis zu einem be 
ftimmten Punkte nad realen Etüden gejondert unb in natura begründet; 
fpäter wird file zu einem quotenmäßigen Antheil an der Geſammipflicht, fo 
daß bie Einheitspflicht des Verbandes im Vordergrunde fteht, der Einzelne 
jedoch in Bezug auf Beiträge und Leiftungen immerhin individuell verpflichtet 
bleibt. Diefe Bielheit von Sonderpflihten nun aber wird durch die genoßen- 
ſchaftliche Verfaßung bergeftalt organifitt, daß die Sonberpfliht als Bafıs 
der Mitgliedſchaft erfcheint, Torporative Rechte und Berbinblichkeiten nad 
fich zieht und in Solge deffen felbft in einer Reihe von Beiehungen genoßen- 
Ihaftli gebunden, normirt und ergänzt wird. Es entftebt fo eine in älterer 
Zeit nur fubfidiäre, fpäter durchaus in den Vordergrund tretende Einheits⸗ 
pflicht, an weldyer nun, fo weit fie eben reicht, bie Einzelnen nur als Glieder 
ber verpflichteten Geſammtperſoͤnlichkeit varticipiren. Diefe Cinbeitspflicht 
umfaßt Anfangs nur bie außerordentliche Beihülfe und bie allgemeine foge- 
nannte Nothhülfe, fpäter überhaupt die gefammte unmittelbare Thätigkeit für 
die Anlage und Suftandhaltung bes Deiches. Immer alſo bildet die Bafis 
und ben Inhalt bes Deichverbandes eine genohenfchaftlihe Gefammtpflicht, 
bei welcher die Genoßen in einigen Beziehungen als eine Vielheit individuell 
verpflichteter Grundbefiger, in andern Beziehungen als Torporativ verpflichtete 
Glieder einer Gejammtperjönlichkeit ericheinen: beide Berpflichtungsiphären 
aber, indem fie einander ergänzen und in rechtlich notwendiger Beziehung zu 
einander ftehen, verbinden fih organisch zu einem Ganzen. Es tft auch hier 
mit der Durchführung des Körperfchaftebegriffes die theilweiſe Sortgeltung bes 
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Bielheiteprincips vereinbar geblieben, und wie fonft fo häufig jura singulorum, 
fo find bier individuelle Sonberpflichten in den Torporativen Organismus 
hineingewoben 19%. 

Umgekehrt koͤnnen enblich auch inddivinalrechtliche Anfprüche obligatoriſcher 
Art mit der Mitgliebfhaft in einer Genoßenſchaft organiſch verknüpft fin, 
fo daß beftimmte Korberungsrechte der Genofenvickheit gegen tie Genopen- 
haft Hier für die innere Strultur des Berbandes Erheblichkeit erlangen. 
Wird das Einheitsprincip ausſchließlich durchgeführt, fo find alle Forderunge 
rechte der Einzelnen gegen bie Genoßenſchaft entweder rein Torporative Aus 
flüge ber Mitgliedſchaft, ober fie find freies, auf kefonteren und dem Genofen- 
verbande ganz fremden Titeln rubendes Privatrecht, wie es jeder Dritte genan 
ebenfo haben Zönnte. Hier aber bewirkt die theilweiſe Forigeltung tes Viel⸗ 
beitörechtes die Anerkennung eigenthümlicher Sonderrechte, welche für die Ein- 
zelnen iubivibuelle und unentzichbare, aber mit der Mitgliedſchaft unlöslich 
verfnüpfte und daher in biefer ihrer befonderen Form durch die korporative 
Berfafung bedingte und keftimmte Forderungsrechte gegen ben Verein erzeu- 
gen. Daß biefe Sonberrechte fo gut wie die Antheilsrcchte des Markgeneßen 
oder Aktionär eine individnalrechtliche Baſis haben, zeigt ſich darin, daß fie 
mit Beendigung der Mitgliedichaft nicht einfach verjhwinden, fondern vielmehr 
eine nunmehr rein individualrechtliche Forderung zurücdlagen. Daß fie aber 
nicht eine bloße Summe individueller Rechte, wie fie auch ein Dritter haben 
koͤnnte, find, zeigt fih darin, daß fie nur bei Mitglievern möglich, für die 
Mitgliedſchaft jelbft beftimmend und durch die Genoßenſchafteverfaßung man- 
nichfach beſchränkt und gebunden find. Denkt man fi bei einem folden 
Sonderanfprudy des Genoßen bie mit ihm organijch verbundene Mitgliedfchaft 
fort, fo müßte, wenn ein rein korporatives Mitgliebsrecht vorläge, gar krin 
Recht übrig bleiben, wenn aber ein rein individuelles Recht gegen die juriftiiche 
Perfon vorläge, das Recht feine Natur in nichts veräubern. Erſteres wäre 
ja 3. DB. in der Xhat ber Fall, wenn man bei dem Recht eines Gildegenoßen 
auf Unterftügung aus der Gildekafſe in Krankheitsfällen, Lehteres, wenn man 
bei einer Darlehusforderung eines Gildegenoßen gegen die Gilde die Gildemit- 
gliedihaft als nicht vorhanden ſetzte. Daß bier Beides nicht ber Fall if, 
vielmehr zwar ein Forderungsrecht, aber ein anders genrtetes Forderungsrecht 
zurückbleiben würde, das ift ein charakteriftilches Merkmal für die auf der 
organiichen Verbindung von korporativem Einheitsrecht und intividuellem Bid- 
heitsrecht berubende Doppelnatur folder Gejammtforberungsreihte der Genoßen 
gegen die Genoßenſchaft. Eine mehr oder minder auf ſolcher Grundlage ruhente 
Organifation weifen im heutigen Recht bie gegenjeitigen Berfiherunge- umd 
Krebitgenofenfchaften anf; principiell durchgeführt aber tft die Idee des obli- 
gatorijchen Vielheitärechtes in der Genoßenſchaft befonders in ben mobernen 


“o) Bol, Th, 1 6. 770. 772—774. 
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Erwerbs. und Wirthſchaftsgenoßenjſchaften mit ihrem Syftem der Mitglieber- 
guthaben 11), Nimmt man bier die Solidarhaft hinzu und will fih an dem 
Bilde der römischen Rechtsbegriffe das Weſen ber beutichen Genoßenſchaft 
vergegenwärtigen, jo Tann man fagen, daß bier in ähnlicher Weife eine 
societas, wie bei dem Aktienverein ein condominium pro parte in den Bau 
einer universitas verwoben ift. 


8 36. Koͤrperſchaft und Rechtsgemeinſchaft. 


J. Die Vollendung des Koͤrperſchaftsbegriffes bewirkte zugleich indirekt 
die Klärung der rechtlichen Natur derjenigen Gemeinſchaften, welche fich zum 
Eiutritt in die Reihe ver Koͤrperſchaften nicht eigneten. Denn ſobald ein. 
mal feftitand, daß die Einheit in der Geſammtheit befonderer Rechtsweſen⸗ 
heit fähig war, mußte für jede Gemeinihaft die Eriftenz einer von ber 
Bielheit verjchiebenen Perfönlichkeit des Ganzen entweber bejaht oder ver- 
neint werben. Wo fie aljo nicht bejaht und damit eben eine Körper 
haft geſetzt wurde, da ftellte fih nun ihre Nichteriftenz für das Recht 
mit Beitimmtheit fe. Die nicht Lorporativen Gemeinfchaften mußten 
mithin als individuelle Rechtöverhältnige, in denen eine Perfonenmehrheit 
ftand, begriffen werden. Und wie fi) in ber Körperihaft die Einheit eine 
abgeſonderte Dafeinsiphäre errang, fo mußte bier die Unterwerfung der ge 
fammten Gemeinihaftsiphäre unter den Gebanten ber Perfonenmehrbeit voll- 
zogen werden. | | 

Hierin aber lag offenbar den älteren Rechtözuftänden gegenüber eine Klaͤ⸗ 
ruyg bed Rechtsbewußtſeins. Denn vorher waren Torporative und nicht korpo⸗ 
tive Gemeinſchaften in den umfaßenden Begriffen ber Genoßenſchaft und bes 
Sefammtrechts zufammengefloßen, indem bei der Ungefchiedenheit von Geſammt⸗ 


on) Bol. Th. 1 $ 70, bef. ©. 1076—1078, 1092 u. 1108—1109, wo auch 
nachgewiefen iſt, daß bie Guthaben, wenn fie auch „Geftchäftsantheile“ heißen, 
feine fachenrechtliche, fondern obligatorifche Natur haben. — In den Berficherungd- 
genohenfchaften auf Gegenſeitigkeit, den Krebitgenoßenfchaften aller Urt, den Unter- 
ſtũtzungskaſſen u. f. w. Herricht im Einzelnen eine nnüberfehbare Mannichfaltigkeit 
in Bezug auf Inhalt und Umfang der obligatorifchen Sonderredhte, ben Grad ihrer 
individualrechtlichen Selbftändigfeit und ihre Bedentung für den Bau der Genoßen⸗ 
haft. Nirgends liegt bier fo Har wie bei den Guthaben ber Erwerbd- und 
Wirthſchaftogenoßenſchaften das dargeftellte Rechtsprincip zu Tage. Ueberall aber 
beftehen irgendwie zwiichen bem Verein und den Einzelnen obligatorifche Rechts⸗ 
verhältniße, aus welchen für die Einzelnen feftes Sonderrecht erwächft und welche 
doch mit dem inneren Bau ber Genoßenſchaft organiſch verknüpft find. Alſo auch 
bier obfigatorifche jura singulorum, bie zwar individuelles Vielheitdrecht, aber nicht 
eine Eumme von Forderungen beliebiger PBerfonen, fondern das In einer Genoßen⸗ 
ſchaft Durch deren Berfahung anerfanute und für fie als wefentlich geſetzte Vielheits⸗ 
recht dev Genoßen iſt. 
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einbeit und Geſammtvielheit nur Unterſchiede des Grades barin zu liegen fchienen, 
wenn bei einer ale Subjekt gedachten Gejammtbeit bier mehr die einheitliche 
und bort mehr bie vielheitliche Seite zur Geltung kam. Desbalb war, wie 
einerjeitö bei ben ihrer Natur nad Torperativen Gemeinfhaften die Einheit 
in ber Vielheit der verbundenen Individuen fteden blieb, fo ambrerfeitd bei 
vielen ihrer Natur nach nicht Torporativen Gemeinfchaften bie Vielheit irgend⸗ 
wie zugleih als eine befondere und felbitändige Einheit behandelt worben. 
Se mehr fi daher eine Gemeinschaft durch ihre Dauer und Innigkeit von 
einfacher Mitbereihtigung entfernte, defto mehr fchien fie von ber Natur einer 
Gemeinheit anzunehmen. Man ließ bei vielen Verhältnißen, obwol man fie 
überwiegend dem Princip ber Mehrbeitsberechtigung unterwarf, doch, zugleich 
BVorftellungen walten, welche bem Torporativen Gebiet angekören; man 
betrachtete irgendwie zugleich bie verbundenen Perjonen als Verband, ihre 
Gemeinichaftsiphäre ald die Sphäre eines zufammengefegten Ganzen, die An- 
einanderbiudung ber Willen als Unterwerfung unter die objektive Ordnung 
einer böberen Willensiphäre. Es gab ja bier Feine ſcharfe Begriffsgrenze, 
die es gehindert hätte, die rechtliche Auffagung der Verhältnige in naiver und 
finnlich⸗konkreter Weife ihrem jedesmaligen thatfächlichen Fluß und den Schwan- 
kungen bes Lebens anzırpaßen. 

Anders wurbe es jeßt. Denn fobald jetzt einmal feftfland, daß ber Ber- 
band als Ganzes nicht Rechtsſubjekt war, war eben nur eine berechtigte Mehr⸗ 
heit verbundener Perfonen vorhanden. War ed aber fo, dann ſtand eine 
uuüberfteigliche Begriffsſchranke der Hineintragung Torporativer Ideen ent 
gegen. Dann Eonnte es nie eine gemeinheitliche, jondern immer nur eine ge 
meinſchaftliche Willens- und Rechtsſphäre geben. Dann waren die Gemeiner 
niemald Glieder eines jelbftändigen höheren Organismus, fondern immer nur 
Theilnehmer an einem gemeinfchaftlichen Rechtsverhältniß. Dann lag niemals 
eine Berfaßung in ber Bedeutung einer objektiven Ordnung, fondern immer 
nur ein ſubjektives Rechtöverhältniß vor. 

Allein dieſe begriffliche Fixirung zwang keineswegs dazu, die Mannid)- 
faltigfeit ber im Leben vorhandenen Gemeinjchafteverhältnige ohne korpora⸗ 
tiven Charakter auf die Formen einfacher Mlitberechtigung zu rebuciren und 
das in hundertfacher Weiſe fidh bethätigende Moment einheitlicher Zufammen- 
faßung aus dem Gemeinichaftsrecht zu elimintren. Sn feiner Weiſe wurbe 
nun etwa, wie dies bem römifchen Gedankenſyſtem entiprochen haben würde, 
bei jeder Gemeinſchaft das Princip der abfoluten Geltung des Individnal⸗ 
willens in völlig geſonderten Antheilefphären durchgeführt. Vielmehr gab es 
zwar auch jeßt, wie von je, einfache Miteigenthums und Mitberechtigunge- 
verhältniße, die den entfprechenden römifchen Snftituten korreſpondirten. Allein 
barüber hinaus behielt ber deutſche Gemeinihaftsbegriff für eine Fülle von 
Rechtögeftaltungen Raum, bei weldyen troß Feſthaltung des Mebrbeitsprincips 
eine Träftige und dauernde Bindung ber Einzelwillen, eine ftarfe Koncentra- 
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tion. der Gemeinfphäre und eine nach augen und Innen wirkſame Modifikation 
des Individualrechts durch das Moment der Einheit in biejen oder jenen 
Beziehungen anerkannt ward. Eine ſolche Gemeinfhaft war nun freilid 
feine „Senogenjdhaft" im Sinne jelbftändiger Rechtsweſenheit des Ganzen 
mehr, wol aber ein „genogenfchaftliches Rechtöverhältnig"; und ihr entſprach 
fein „Sefammteigenthfum“ und überhaupt Fein „Gefammtredht“ im Sinne 
eines zwiſchen Gefammteinheit und Gejammivtelheit getheilten Rechts, wol 
aber eine Berechtigung Mehrerer „zu gefammter Hand“!). Und fo konnten 
in dem Rahmen der Gemeinihaft ohne eigne Perjönlichleit vom einfachen 
Geſellſchaftsvertrag oder Miteigentfum an die mannichfachſten Abftufungen 
bis aufwärts zu BVerhältnigen, die in ihrer äußeren Erjcheinung und Wirk⸗ 
ſamkeit der Körperfchaft ganz nahe ftanden, ihren Platz behaupten. 

Da nun von ber andern Seite ber, wie ſich gezeigt hat, ber deutſche 
Körperfchaftöbegriff für eine weitgehende Bindung und Beſchraͤnkung des Ein- 
heitsrechtes durch das Vielheitsrecht Raum behält, fo ftehen fih tem thatſäch⸗ 
lihen Erfolge nah die am meilten vom Vielheitsrecht afficirten Genoßen⸗ 
haften und die am meiften vom @inheitsprincip afficirten Gemeinſchafts⸗ 
verhältnige überaus nahe. Troß der Schärfe des begrifflichen Gegenſatzes 
berühren fih im Leben die äußerften Glieder der realen Verwirklichungen 
beider Begriffe Gerade barin liegt der Borzug bieler im Berbältniß 


N) Wir finden freilih in bem mittelalterlichen Quellen ſolche durchgreifenden 
techniſchen Ramensunterfchiede nicht. Aber fie fehlen ja leider auch noch heute! Ja 
man iſt heute bei Weitem ungenauer, als die Ältere ben Unterfchieb unbewußt und 
im Ganzen richtig fefthaltende Rechtsſprache. Nennt man doch heute oft die Ehe fo 
gut wie die Gilde eine ‚Genoßenſchaft“ und das ehellche Bermögen fo gut wie das 
laͤndliche Gemeingut „Gefammteigenthbum." Unmoͤglich indeß können wir auf bie 
Dauer verſchiedener technifiher Ausbrüde für fo entgegengefehte Verhältniße entbeh- 
ren, wie dies eine Verbindung mit und ohne juriftiſche Perfönfichkeit, Torporatives 
Geſammteigenthum und gemeinfchaftliches Recht einer Mehrheit find. Und ba 
ſchelnen mir bie im Text gewählten Ausbrüde nicht nur dem vorhandenen Begrifid- 
unterfchiebe zu entſprechen, fondern auch der Ausdrucksweiſe ver Quellen am nächften 
zu ſtehen. Sedenfalls iſt ed unerläßfich, das Wort „Genoßenſchaft“, ſobald man 
einmal technifch eine Körperfchaftsgattung damit bezeichnen will, für nicht Torpora- 
tive Gemeinfchaften zu vermeiden und diefe nur ald „Gefellfchaften" ober mit einem 
anderen für verbundene Mehrheiten pafienden Namen zu benennen, während man 
immerhin dad Band ald ein geuohenfchaftliches und die VBerbundenen Einen als des 
Andern Genoßen bezeichnen mag. Und ebenfo nothwendig If es (mas freilich noch 
weniger gefchieht), von dem Begriff Geſammteigenthum und Gefammtrecht über- 
Baupt, fobald man dieſe Ausdrüde einmal für forporative Verhältniße verwenbet, 
die Rechtögemeinfchaften nicht korporativer Natur auszuſchließen, für welche fich 
dann, foweit fie nicht bloßes Miteigentyum ober Mitberechtigumg find, ber alte und 
treffende Name ber „gejammten Hand" von felbft barbietet. Vgl. auch meinen Art. 
„Sefammteigentfum" b. Hol zendorf, NRechtäler. 494. 
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zum römifchen Recht verſpäteten, aber vertieften Abftraftionen, daß fie ber 
Fülle Iebendiger Geftaltungen, welche bie weite Kluft zwifchen den erften 
Anfängen und dem leiten Rejultaten der Affociation faft ausfüllen, keinerlei 
Zwang anthun, obne doc ihre Scheibung nad principiellen Gegenſätzen zu 
bindern. Doc wird dadurch andrerſeits allerdings in Bezug auf bie recht⸗ 
liche Natur mancher Bereinigungsarten eine fortbauerndbe Unbeftimmtheit und 
ein längeres Schwanken ermöglicht. Der principielle Gegenſatz ſteht feit: 
aber nicht in jebem Falle fühlt das Rechtsbewußtjein den Zmang, die Frage 
nach dem Borhandenfein der Geſammtperſoönlichkeit überhaupt anfzumwerfen; 
und wenn ed fie aufwirft, lann es fie auch wol einmal in ähm 
lihen Fällen verfichieden beantworten. Sind ja doch heute ſelbſt dieſe 
Unbeftimmtheit und dieſes Schwanken keineswegs überwunten. Sa fie 
find ftärker und gefährlicher als ehedem, weil wir hente ganze Gruppen von 
Affociationsformen, bie wir oft nach fehr äußerlichen Merkmalen bilden, einer 
uniformirenden Regel unterwerfen und bei dem Suden nad) dem einheitlichen 
Priucip, das dann diefe Gruppe beherrſchen foll, eutweber nach rechts oder 
nach links fehlgehen ). Im Mittelalter dagegen geftalteten fih faft überall 
die Affociationen in individueller Bewegungsfreiheit, jo daß gewipermaßen 
jebe einzelne Verbindung ihre befonvere Rechtsgeſchichte Hatte. Deshalb 
fchmiegte fih die vom Zwange ber uniformirenten Norm noch nidyt beengte, 
aber freilich auch erft in ihren Anfängen ftehende Abftraftion den realen Ber- 
bältnigen in ungleich höherem Maße an. Dadurch entfteht dann auch die 


3 Die Unfierheit und faft unheilbar fheinende Spaltung unferer juriftiihen 
Theorie, welche bald bie eigue Perfönlichleit ded Berbandöganzen in die Ehe, bie 
Gefammtbelehnung, bie offene Hanbelögefellichaft und überhaupt in jede ber röm- 
[hen societas ober communio nicht abaequate Gemeinfchaft Hineinträgt, bald fie 
bem Altienverein, der Gewerkichaft, ber Erwerbs⸗ und Wirthichaftsgenogenfchaft und 
ben umfaflendften Vereinen abfpricht, if befanıt genug und wird und ſpäter zu be 
fhäftigen haben. Hier fei nur darauf bingemwiefen, wie ſchwankend und unbeftimmt 
auch die Auffaßungs- und Ausdrucksweiſe unferer Geſetze iſt. Sie ſprechen von 
„Dereinen,” „Geſellſchaften,“ „Genofenihaften” m. f. w. ohne jede technifche Be⸗ 
ftimmtheit, gebrauchen dieſelben Ausbrüde bald für Eorporative und bald für nicht 
forporative Bildungen, ja fie ſtellen eine Fülle von äußeren Regeln über gewiße 
Gemeinſchaftsverhaͤltniße auf; bei denen fle nicht nur die Frage nad dem Borham- 
benfein einer juriftifchen Perfönlichkeit unbeantwortet laßen, fonbern geflißentlich bie 
Antwort auf dieſe fich überall aufdränugende Frage umgehen. So braucht auch bad 
deutſche Handelsgeſetzbuch das Wort „Handelögefellichaft” techniich für verichiedene 
Einigungöformen, von denen eine korporativ und die anderen nicht forporativ find; 
und obmol ed der Sache nach im Ganzen das Richtige trifft, jo wagt es doch nicht, 
eine Entfcheidung zu fällen, und vermag iu Folge beffen nicht durchweg bie einem 
fremden Gebiet angebörigen Begriffe und Nechtsjäge von den einzeluen Materien 
fern zu Halten. 


$ 36. Nörperfcpaft und Bechtägemeinfchaft. 927 


eigenthũmliche Erſcheinung, daß, auch nachdem der Koͤrperſchaftsbegriff vollen- 
det ift, nicht nur Gemeinfchaften fih allmältg zu Körperfhaften fteigern "und 
Körperichaften fih allmälig zu Gemeinſchaften abſchwächen Tönuen, ſondern 
daß auch manche aus Einem Keim erwachjene und mit Einem Namen be 
zeichnete Verbandskategorien eriftiren, in denen wir bei näherer Betrachtung 
nebeneinander Torporative und nicht Torporative Ansgeftaltungen jenes Keims 
vertreten finden. Dies bat ſich ung beiſpielsweiſe auf politifchem Gebiet bei 
„Landfrieden”, „Bünden”, „Vereinigungen” und „Berjhwörungen“ aller Art 
ergeben. Ebenſo warb nad Berfelbftänbigung der politiihen Seite des Ge⸗ 
meiudeverbandes die alte Markgemeinfchaft tells zur forporativen Agrargenoßen⸗ 
ſchaft, theils aber auch zum bloßen gemeinjchaftlicden Eigenthum. Ein auf 
fallendes Beifpiel ferner bieten die Ganerbichaften an Burgen, von weldyen 
manche entſchieden auf der dinglichen Grundlage des Gejammteigenthums und 
der perſoͤnlichen Baſis der Burgfriedensgenoßenfchaft zu korporativen Einheiten 
emporwuchlen und als ſolche die Jahrhunderte überdauerten, andere dagegen 
aus dem Rahmen der vielerlei ähulichen Gemeinfchafteverbältnige unter Fa⸗ 
miliengenoßen oder fonftigen nahe verbundenen Gemeinern nie heraustraten?). 
Auch die Gewerkichaften des Bergrechts und viele andere Erwerbsgemeinſchaf⸗ 
ten neigten lange Zeit hindurch theils auf die eine theils auf die andere 
Seite. Und zu keiner Zeit fehlte es auch fonft an mancherlet Mittelgliedern, 
bei denen es dem Zeitbewußtiein jchwer gefallen fein würde, bie Frage zu 
beantworten, ob fie hierhin oder dorthin gehörten. 

Immerhin: der principielle Gegenfag war, nachdem einmal die forpora- 
tive Ansgeftaltung einer großen Zahl von Genoßenſchaften vollzogen war, jo 
gut wie heute vorhanden. Und der Begriff ber bloßen Rechtsgemeinſchaft 
war alfo nun, mochte er aud für viele fi) äußerlich mit der Körperichaft . 
nahe berührende Gejtaltungen Raum behalten, der Gegenſatz des Körperichafts- 
begriffes. Uns erübrigt baber, ohne daß wir felbjtverftänblih in das vielver⸗ 
zweigte Gebiet des unferer Aufgabe fremden Gemeinſchaftsrechts näher ein⸗ 
gehen können, in Kurzem feftzuftelen, wie ſich der von allen Forporativen 
Elementen gereinigte beutfchrechtliche Gemeinſchaftsbegriff zum Körperfchafts- 
begriff verhielt. 

IL Um dies zu erkennen, müßen wir vor Allem das zu erflären fuchen, 
woher denn, wenn nicht aus bem Torporativen Princip, die Möglichkeit koͤr⸗ 
perfhaftsähnlicher Geftaltung ftammt. Wie vermag eine Gemeinfchaft, bie 
am Körperfhaftsbegriff nicht ben Heinften Theil haben foll, dennoch fo man⸗ 
nichfache Analogien mit ter Körperfhaft zu bieten? Wie ift es möglich, daß 
eine Perfonenmehrheit, wenn fie doch Mehrheit bleibt, fich fo vielfah im 
Sinne einer Einheit geltend maht? Und wie Tönnen die Sndividualiphären 


2) Bol, Th. 1. 424—425. 968. 
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durch die Gemeinfhaftsiphäre fo mannichfach abjorbirt und zurückgedrängt wer 
den, wenn doch eine von ihnen abgetrennte und im fich jelbft beruhende Rechte- 
fphäre vom Recht nicht anerkannt wird ? 

Wir Tönnen bei der Erklärung dieſer Erſcheinnng, unter Anknüpfung an 
bie frühere Eroͤrterung über die Grundbegriffe umferes Rechte, einen beppelten 
Ausgangspunkt nehmen. Wir Tönnen nämlich einmal vom Perfonenbegriff 
und zweitens vom Suchbegriff ausgehen. Bei den einzelnen Berhältnien aber 
werden wir je nach ihrer Natur bald bie eine bald bie andere. biefer 
Betrachtungsweifen zu Grunde zu legen, bald aber auch beide zu Tombiniren 
haben. 

Bon ber Seite des deutſchen Perfonenbegriffs ergibt fi Die Möglichkeit, 
daß eine Perfonenmehrheit von vornherein zwar ale Mehrheit, aber nicht als Mehr⸗ 
beit ſchlechthin, fondern als fo und fo verbundene Mehrheit Subjekt eiuer 
Gemeinſchaftsſphäre wirb*). Legt man freilich den Maßſtab tes römiichen Per- 
fonenbegriffs an, fo ift dies unmoͤglich. Denn ber fouveräne Einzelwille 
würde aufhören, fouverän zu fein, wenn er in irgend einem Rechtöverhältnig 
nicht blos als durch dieſe beftimmte Einzelbeziehung gebunden, fontern als 
von vornherein mit andern Willen verbunden vorgeftellt würde. “Der indivi- 
bualiftifche und egoiftiiche Freiheitsbegriff der Römer widerftrebt diefer Vor⸗ 
ftellung. Deshalb ift jede Mehrheit, die irgenbwie gemeinfan: beredhtigt ober 
verpflichtet wird, als Mehrheit ſchlechthin berechtigt und verpflichtet; es ift 
eine Summe für fich ftehender Individuen, bie an das beftimmte Obfelt 
berantritt, wobei es für das entſtehende Rechtsverhältniß volllommen glei. 
gültig ift, ob dieſe Individnen fonft noch verbunden find ober fich forben zu- 
fällig zufammenfanden; bie gemeinfame Sphäre baber zerfällt fofort in meh⸗ 
rere innerlich jchlehthin getrennte und nur durch die Beziehung auf dasſelbe 
Objekt zufammengehaltene Individnalſphären; und das engfte Gejellfchafts- 
verhältni bleibt nach innen ein rein inbivibualiftifches Obligationsband unb 
ift nah außen überhaupt nicht vorhanden. Ganz anders, wenn bie Perjon 


%, Diefen Geſichtspunkt Nellen mehr ober minder beftiimmt alle neueren Ber 
fechter eines vom Miteigentum in feinem Weſen verichiebenen deutfchen Gemein- 
ſchaftorechtes an die Spike. So findet er bei Befeler (Erbv. J. 84, Syſtem 269) 
darin feinen Ausdrud, dab er „eine der Korporationsverfagung nachgebilbete Drga- 
nifation, welche den an fi) getrennten Einzelwillen der Genoßen zur einheitlichen 
Herrichaft fiber das Vermögen befähigt," bei der Geſammthand für nothwenbig er» 
Mär, Am beftimmteften aber führt Stahl, Nechtöphilof. (8. Aufl.) II, 1. 386f., 
bie beutfche Geſammthand daranf zurüd, daß bei ihr die Menſchen „nicht als 
Sndividuen, fondern in einer organifhen Verbundenheit” berechtigt find. Auch 
Stobbe, Z.f. R⸗Geſch. 214f., hebt in diefem Siune mit Recht hervor, ba, wäh. 
rend das römifche Miteigentum amsfchließlich dem Sachenrecht angehört, bei ber 
beutfchen Geſammthand das Kechteverhaltniß durch feinen ſachenrechtlichen Inhalt 
nicht erſchoͤpft wird. 
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auf Grundlage des bentjchen Freiheitsbegriffes als verkörperter fittlih-gebunde- 
ner Wille aufgefaßt und daher die Beichränkung durch andere Willen bem 
Einzelwillen ſchon bei feinem Eintritt in das Recht als Weſensmerkmal 
attribnirt wird. Dann find au befondere Gebundenheiten eines Willens 
durch andere Willen dergeftalt denkbar, daß fie der betreffenden Perfon inner- 
halb einer gewißen Kebensiphäre als von vornherein gegebene nähere Beftimmt- 
heiten anbaften, ohne daß doch damit dieſe Perfon aufhörte, in Bezug auf 
das bergeftalt nmichriebene Gebiet als freies und für fich abgefchloßenes In⸗ 
bividuum zu erſcheinen. Und fo kann indbefondere auch eine Perfonenmehr- 
beit, die irgendwie als Rechtsſubjekt in Betracht kommt, hierbei zwar als 
Mehrheit, aber nicht als beliebige Mehrheit nebeneinanderftehender Individuen, 
jondern als eine von vornherein verbundene und dadurch beterminirte Mehr- 
beit von fo und fo gebundenen Individuen vorgeftellt werben. Die beireffen- 
ben Perfonen treten dann in Bezug auf einen mehr oder minder umfang. 
reichen Kreis von rechtlichen Beziehungen zwar nicht ald Glieder eines höhe- 
ren Ganzen, fondern als auf fi allein bezogene Individuen auf: aber nicht 
als Individuen ſchlechthin, fondern als Individuen, welche durch ein beftimm- 
tes rechtliches Band mit einander verknüpft find. Während da, wo einfache 
Mitberehtigung ober Mitverpflichtung entftehen fol, die mehreren Subjelte 
loſe nebeneinander an das Objelt berantreten, werben fie bier, wie bies Bild 
und Symbol der gefammten Hand treffend ausbrüden ®), als eine mit ver 
ſchlungenen Händen beranjchreitende Gruppe vorgeftellt. Die Zolge hiervon 
ift, daß das die Mebrheit umfchlingende Rechtsband einen Eiuflug auf die . 
Beichaffenbeit jedes von ber Gemeinſchaft ergriffenen Rechtsverhältnißes er- 
langt; daß daher z. B. das an ſich fachenrechtliche Berhältnig des gemeinfhaft- 
lihen Eigenthums feine nähere Beſtimmung durch die Natur des perjönlichen 
Bandes unter den Gefammthändern, aljo etwa durch die Natur der Ehe, 
empfängt; and daß in mannichfachfter Weile je nach der Kraft und Daner- 
haftigkeit der unter den Subjekten beftehenden Verbindung das Gemeinſchafts⸗ 
verhältniß nach außen und nah innen fih als Einheit zur Geltung bringt. 
Nah außen zeigt fih das Moment ber Einheit darin, daß die verbundene 
Mehrheit in Bezug anf die von ber Verbindung ergriffene Gemeinſchafts⸗ 
ipbäre im Rechtsverkehr mit Dritten als Kollektivganges aufzutreten vermag; 
indem ihre Verbindung juriftifch relevant, für Jeden fihtbar und in einem 
feften Umkreiſe wirffam ift, ermöglicht fih eine unmittelbare Bertretung ober 
Veränderung der Gemeinfchaftsiphäre durch einen ober mehrere Theilhaber, 
jobald dieſelben in ihrer Verbundenheit oder im Namen ber verbundenen 


®) Belege dafür, daß man in ber That bei der Begründung von Gemeinfchafts- 
verbäftnigen durch Auflakung, Belehnung u. |. w., fowie bei fpäterer gemeinſchaft⸗ 
licher Dispofition das Symbol eines Zufammenlegend ber Hände anwandte, f. 5. 
Haltaus 8. v. gesamte hand, Merkel, 3. f. Rechtsgeſch. IL 139 N. 1085, 
Stobbe, ebenda IV. 219. 
IL 89 
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Mehrheit Tenntlicher Weife auftreten; das mehrköpfige Subjelt erlangt daher 
bis zu einem gewißen Grade die Geltung einer Einheit, aber einer Einheit, 
bie nicht eine von ber Mehrheit verjchiebene, aus deren Potenzirung erwachſene 
neue Weſenheit ift, ſondern einer Einheit, welche die Mebrbeit in fich enthält 
und fie nur durch einfache Summirung für eine Reihe von Beziehungen 
wirkſam zufammenfaßt *). Auch nad innen aber vermag der Umftand, daß 
die Mehrheit in dem Zuftande einer bejonderen und dauernden Werbundenheit 
als Subjeft ber Gemeinſphäre gejeht wird, das Gemeinſchaftsverhältniß im 
Sinne des Einheitäprincips zu mobificiren. Denn auch bier fällt ja nun 
nicht nothweudig die gemeinfame Sphäre in bas Herrichaftögebiet mehrerer 
freier Inbividualiwillen, fondern fie kann das Gebiet der von vornherein im 
beftimmter Weiſe au nnd durch einander gebundenen Willen bilden. Und fo 
entftebt möglicherweije eine das Indivibualrecht in den Hintergrund brängenbe 
kollektive Rechtsiphäre, in welder zwar immerhin fein von den Einzelwillen 
abgetreanter Torporativer Einheitöwille, wohl aber der and einer feften unb 
dauernden Zuſammenfaßung der inzelwillen rejultirende vereinigte Wille 
herrſcht. | 
Umgelehst ergibt fih nun aber auch von der Seite bes deutſchen Sach⸗ 
begriffs bie Möglichkeit eines einheitlichen Gepräges der Gemeinſchafts⸗ 
jphäre, indem biefelbe in ſich jelbft von der ofjeftiven Seite her als ein bis 
au einem gewißen Grabe geichlogenes uud mit rechtlicher Beſonderheit begab- 
tes Ganze gefeht und ſodann in biefer einheitlichen Struktur an bie Mehrheit 
er Sybjekte berangebracht werben kann’). Bei Zugrunbelegung bed roͤmi⸗ 
ſchen Sad und Bernögenöbegriffes muß freilich jedes Sachganze, welches in 
die Sphäre einer Mehrheit von Subjekten fällt, jofort in allen feinen Be 
ftandtheilen von dem Mehrheitsprincip burchbrungen werden; es müßen baran 
jofort entweber getrennte Antheilsberehtigungen oder (bei untheilbaren Stüden) 
mehrfache Sonderberechtigungen entftehen; und jebe einzelne dem betreffenden 
Komplere zugehörige Befugnig muß gleihmäßig und bis ins Innerſte bie 
Summe der fouveränen Einzelwillen in fi aufnehmen. Ganz anders, wenn 
ber bentjchrechtlichen Anſchauungsweiſe gemäß bie Möglichkeit vorliegt, einen 
Rechtskomplex und insbejoudere ein Sondervermögen zuvoͤrderft ohne alle Be 





* Bol. darüber die treffenden Bemerkungen von Stobbe a. a. D. 219. 

) Bol. oben S. 65f. Diefe Möglichkeit, von ber Seite ber objeltinen Einheit 
ber das einheitlihe Moment in den Gemeinfchhaften zur gefammten Hand zn erklä⸗ 
ven, ift biöher weit weniger beachtet, als bie Möglichkeit feiner Erklärung aus ber 
organtfchen Verbundenheit feiner Subjekte. Und doch reicht offenbar bie legtere nicht 
überall ans. An fi) aber iſt es ebenfogut möglich, eine Mehrheit von Rechtsobjelten 
zunäcft als zum Ganzen verbunden und banı er als Objekt einer Perſonenmehrheit 
zu jegen, wie es möglich ift, eine Perſonenmehrheit zunächſt als verbunden und baum 
erſt als Subjekt einer beftimmtem Rechtsſphäre zu fehen. Und in manchen Fällen, 
wie bei ber offenen Oanbelsgefellichaft, ift offenbar Beides unerläßlich. 
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ziehung zu feinem Subjrft auf Grundlage objektiver Gliederungen und Zu⸗ 
fammenhänge zu einem einheitlichen Ganzen von relativer Selbftäubigfeit 
und Geſchloßenheit zu Tonftituiren. Dann wird es insbefondere auch denkbar 
fein, ein ſolches Objektsganze bergeftalt einer Mehrheit von Subfelten zu unter- 
werfen, daß feine objektive Einheit bis zu einem gewißen Grabe fidh gegen 
bie Mehrheit der Subjekte zur Geltung bringt. In einem foldden Falle 
kann dann ſchon diefer feiner fachlichen Beichaffenheit wegen das Sonberver- 
mögen oder ber anderweite Rechtöfompler nach außen hin dem Rechtsverkehr 
ſich als eine mehr oder minder geichloßene Einheitsiphäre barbieten, welche von 
den in diefe Gemeinſchaft nicht gehörigen Privatiphären der Theilhaber be 
ftimmt geſchieden ift, ihre eigne Vertretung und ihre eignen rechtlichen Schid- 
fale Bat, und jedem einzelnen von ihr ergriffenen Rechtsverhäliniß vermöge 
der Zugehörigfeit zu ihr eine bejondere rechtliche Färbung verleiht. Ebenſo 
aber Tann nad innen bin die relative Geichlogenheit und Einheit ber Ge 
meinfchaftsiphäre der Geltung des Inbivibualwillens eine fefte Schranke zie- 
ben; fie kann durch die Abfonderung bes aus ber Gemeinſchaft fließenden 
Befugnißkomplexes von der übrigen Redhtsiphäre bes einzelnen Theilhabers 
eine Scheidewand zwiſchen den verichiedenen in feiner Perfönlichkeit zufammen- 
treffenden Befugnißgruppen errichten und bie unmittelbare Berührung ber 
Einzelbeitanbtheile diefer oder jeder Gruppe mit einander hindern ; fie kann die 
Durchführung des Principe der Antheilsberechtigung entweber überhaupt ab- 
wenden, oder aber jo mobificiren, bag nur die Sphäre als Ganzes in Antheile 
zerfällt, während die durch die dazwiſchenftehende objektive Einheit des Ganzen 
geſchũtzten Einzelrechte und Einzelpflichten vor ber Zerlegung in ibeelle Antheile 
und deren Folgen bewahrt bleiben. 

Wenn nun fo die von dem bentichen Gemeinſchaftsbegriff ermöglichte 
Mobificirung bes Mehrheitsprincips durch Momente ber Einheit von zwei 
verſchiedenen Seiten ber begriffen werden Tann: jo haben wir bei ben einzel- 
nen Gemeinjchaftöverhältnigen je nach ihrer Natur bald von ber einen ober 
anderen biejer Seiten, bald aber auch gleihmäßig won beiden auszugehen. So 
werten wir von ber fubjeltiven Verbindung ausgehen mühen, wenn dieſe als 
day logische Prius ericheint, wenn alfo entweder ein natürlich-fittliches ober 
ein vertragsmäßiges Band unter mehreren Perfonen eine gemeinfame Rechts- 
fphäre erzeugt und dem perjönlichen Verbande abaequat geftaltet. Dies ift 
3 D. im ehelichen Güterrecht der Hall, das durchaus auf ber Bindung bes 
Vermoͤgensrechtes durch das feine Subjelte umfchlingende Band beruht. Die 
Ehegatten treten als Ehepaar in ber durch das eheliche Verhaͤltniß bewirkten 
engen und bauernden Berbundenheit an die vom ehelichen Hecht ergriffene 
Rechtsſphäre heran; fie werben nicht als eine beliebige Zweiheit uebeneinanber- 
fiehender fonveräner Individualwillen, ſondern als die durch einander ge- 
bundenen unb in dem Verhaltniß natürlicher Ungleichheit organiſch verknüpften 


Träger vereinigter Willen berechtigt und verpflichtet; es entſtehi daher eine 
59° 
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Mehrheit Tenntliher Weile auftreten; das mehrkäpfige Subjekt erlangt daher 
bis zu einem gewißen Grabe die Geltung einer Einheit, aber einer Einheit, 
bie nicht eine von ber Mehrheit verjchiebene, aus deren Potenzirung erwachfene 
neue Weſenheit ift, fondern einer Einheit, welche die Mehrheit in fi enthält 
und fie nur durch einfahe Summirung für eine Reihe von Beziehungen 
wirkſam zufammenfaßt %). Auch nach innen aber vermag der Umftand, baß 
die Mehrheit in dem Zuſtande einer befonberen und dauernden Werbundenbeit 
ale Subjelt ber Gemeiniphäre gejegt wird, das Gemeinfchaftsverhältuig im 
Sinne des Einheitäprinciye zu mobdificiren. Denn aud bier fällt ja nun 
nicht nothwendig die gemeinfame Sphäre in das Herrichaftsgebiet mehrerer 
freier Individualwillen, fondern fie kann bas Gebiet der von vornherein in 
beftimmter Weife an und durch einander gebundenen Willen bilden. Und jo 
entfteht möglicherweije eine has Individualrecht in ben Hintergrund drängende 
folleftine Rechtöipbäre, in welcher zwar immerhin kein von den Einzelwillen 
abgetreunter Torporativer Einheitowille, wohl aber der ans einer feften und 
dauernden Zujfammenfaßung ber Einzelwillen refultirenbe vereinigte Wille 
bereit, 

Umgelehst ergibt fi) nun aber auch von der Seite bes deutſchen Sach⸗ 
begriffs bie Möglichkeit eines einheitlichen Gepräges ber Gemeinfchafte- 
iphäre, indem biefelbe in fich felbft von ber objeftinen Seite her als ein bis 
zu einem gewißen Grabe geſchloßenes und mit rechtlicher Beſonderheit begab» 
te8 Ganze gejegt und fobaun in biejer einheitlichen Struktur an die Mehrheit 
er Subjelte herangebracht werben kann’). Bei Zugrunbelegung bes römi- 
ſchen Sad. und Berndgendbegriffes muß freilich jedes Sachganze, welches im 
die Sphäre einer Mehrheit von Subjekten fällt, fofort in allen feinen Be 
ftandtheilen von dem Mebrbeitöprincip durchdrungen werben; es müfen daran 
fofort entweder getrennte Antbeilsberechtigungen oder (bei untbeilbaren Stücken) 
mehrfache Sonberberechtigungen entfliehen; und jebe einzelne bem betreffenden 
Komplexe zugehörige Befugnig mn gleihmäßig und bis ins Innerſte bie 
Summe der fouveränen Einzelwillen in fi aufnehmen. Ganz anders, wenn 
ber deutjchrechtlichen Anſchauungsweiſe gemäß bie Möglichkeit vorliegt, einen 
Rechtsfompler und insbejondere ein Sondervermögen zunörberft ohne alle Be⸗ 





®) Vgl. darüber die treffenden Bemerkungen von Stobbe a. a. D. 319. 

?) Bel. oben ©. 65f. Diele Möglichkeit, von ber Seite ber objektiven Einheit 
ber dad einheitlihe Moment in ben Gemeinfchaften zur gefammten Sand zu erklä⸗ 
zen, ift bisher weit weniger beachtet, als die Möglichkeit feiner Erflärung aus ber 
organifchen Verbundenheit feiner Subjekte. Und doch reicht offenbar bie Teßtere wicht 
überall ans. An fich aber iſt e6 ebenfogut möglich, eine Mehrheit von Rechtsohjekten 
zumächft ald zum Ganzen verbunden und dann erfi als Objekt einer Perſonenmehrheit 
zu fegen, wie es möglich ift, eine Perſonenmehrheit zunächR als verbunden nud baun 
erſt als Subjelt einer beftimmten Rechtsſphäre zu feen. Und in manchen Füllen, 
wie bei ber offenen Handelsgeſellſchaft, ift offenbar Beides unerläßlich. 
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ift, indem bier die zwifchen Brüdern, Verwandten, Miterben oder andern Ge 
ſammthänden ftattfindende Lebens- und Wirthſchaftögemeinſchaft als Grund 
der einheitlichen Struktur ihres gemeinſchaftlichen Vermoͤgensrechtes erſcheint 10). 
Aber auch eine auf gemeinſamen Erwerb oder ſonftige gemeinſame Thätigkeit 
gerichtete vertragsmäßige Geſellſchaft ſtellt ſich in der Regel zunächſt als eine 
danernde perjönliche Verbindung bar, fo daß ihre oberfte Wirkung bie Fähig- 
keit der betreffenden Mehrheit ift, im Rechtsverkehr als kollektive Einheit auf- 
zutreten, und erft als weitere Solge fih hieran die Entftehung einer gemein- 
ſchaftlichen Rechts- und Vermögensfphäre anfchließt, die fih nun dem perfön- 
lichen Gejellichaftsbande adaequat mehr oder minder einheitlich geſtaltet. — 
Umgekehrt jedoch liegt offenbar in jehr vielen amberen Fällen der Grund, 
warum eine Gemeinſchaft enger als einfaches Miteigenthbum oder bloße Mit. 
berehtigung ift, ausjchlieglich oder doch zunächſt auf der objektiven Seite. So 
verhält es fich z. B. bei der Gemeinſchaft zwifchen ben Befitern der Theile 
eined parcellirten Hofgutes, wenn diejed in Bezug auf Vertretung und Ver 
zinfung nad) wie vor als ein Ganzes behandelt wird. So bei der Erbenge- 
meinfchaft, fofern fi die Einheit der Nachlaßmaſſe geltend macht. So in 
fehr vielen Yällen der Gefammthand, der Gejammtbelehnung und fonftiger 
Verleihung von Geſammtrecht, wenn der principale Zwed die Gemeinſchaft 
an biefem beftimmten Objekte ift und nur als Mittel hierfür die Vereinigung 
ber Gemeiner ind Leben tritt. So bei dem gemeinfchaftlichen Eigenthum des 
älteren Bergrechts, bei der Mitrheberei und in vielen ähnlichen Fällen. — Endlich 
faun aber auch von der fubjeftiven und objektiven Seite her gleichzeitig das 
Einheltsprincip in das Gemeinichafterecht getragen werden, woraus dann be- 
greiflicherweife eine beſonders ftarfe Annäherung an Torporative Bildungen her» 
vorgehen muß. So iſt bei den Ganerbſchaften an Burgen auf der einen Seite 
bie berechtigte Verfonenmehrheit durch den Burgfrieden gefellfchaftlich eng ver 
knüpft und in diefer Verbuntenheit berechtigt, auf der andern Seite die Burg 
mit Zubehör eine geſchloßene und dauernd als Einheit Tonftitnirte Herrfchafts- 


10, Bol. unten Note 37. — Klar tritt die Idee, daß bie Haus⸗ und Lebens- 
gemeinſchaft die Urſache und die jtatt des Miteigenthums nach Antheilen eintretenbe 
Ungefchiebenheit bed gemeinfamen Eigenthums, der Mangel von Sonderantheilen 
baran, bie Wirkung ift, darin hervor, daß manche Sakungen mit der Auflöfung 
ber perjönlichen Gemeinſchaft unter den Geſammthändern auch die geſammte Hand 
aufhören lahen. Bol. Stobbe a a. DO. 229 u. 248. Schulze, Erft- 
geburt 237. Grimm, W. L 22 8 88. IV. 848. Daß dann fpäter die gefammte 
Hand kraft ausdrücklicher Abreben ober nach allgemeinem Recht bie 2öjung ber 
perfönlichen Lebendgemeinfchaft überbauern Tann, beweif, wie das fachenrechtliche 
Verhaltniß allmälig fich zu felbftändiger und nun Iebiglich im Sachenrecht wurzeln- 
ber Bebentung fortentwidelt. 
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bem ehelihen Banbe entjprechenbe Gütervereinigung irgend weldyer Art. Im 
weiteren Berlanf Tann fi) dann je nach ber Art und Weiſe, in welcher bas 
verbundene Subſekt vorgeftellt wird, das Güterrecht verfchieden geftalten. Ins 
befondere kann entweder der Nahbrud anf die Stellung des Mannes als 
Mundbalters der Frau gelegt werden, jo daß ber Mann in feiner Einen 
Hand Gewere und Verwaltung bed ganzen Chevermögend hat, während bie 
an der Subftanz beftehenden Sonberredhte der einzelnen Ehegotten baburd) 
nur in den Hintergrund gedrängt, nicht aufgehoben werben; ober aber es 
kann die Idee der Gefammthanb überwiegen, jo daß beide Ehegatten in ihrer 
Vereinigung bad Subjelt der Gewere und endlich auch des gemeinjchaftliden 
Eigentums werden, während dann erft in zweiter Reihe bezüglich der Ber- 
waltungse- und mancher Verfügungsrechte bie überwiegende Stellung des 
Mannes als Haupt der Ehe fi geltend machtꝰ). Se mehr fi dann eine 
eigentliche Gütergemeinfchaft entwickelt, deſto entſchiedener ftellt es fich feſt, 
daß die Ehegatten in ihrer ehelichen Verbindung bad Subjelt des Ehever- 
mögens find und baber in Bezug auf dieſes theild nur zufammen, theils aber 
auch jeder einzeln in der ihm überwiejenen Sphäre handeln können. Und 
erft in fefundärer Weile wirft dann auch bier zum Theil die objeltive Ab- 
fonderung befonderer eheliher Vermoͤgensmaſſen auf die Geftaltung des Ge⸗ 
meinfchaftsredhtes ein. Gleich der Ehe Tann auch eine anderweite Yamilien- 
verbindung und insbeſondere in ben mannichfachften Formen jede Verbindung 
mehrerer Perfonen zu einem einheitlichen Haushalt das bedingende und be 
ftimmende Prineip für eine Gütergemeinjchaft enthalten, wie dies nit nur 
bei der Fortführung der gemeinfamen Wirthichaft zwiſchen dem überlebenben 
Ehegatten und den Kindern?), fondern urjprünglich auch in fehr vielen ambern 
Fällen der gefammten Hand des Landrechts, Lehnrechts und Hofrechts der Fall 


° Sehr richtig formulirt Heusler, die &ewere (Weimar 1872) S. 152. 
ben Gegenfats des fächfifchen und fränkifchen ehelichen Güterrechtö als den Gegenſatz 
der ebemännlichen Bormunbfchaft d. i. „Borhanb” und der eheliden „Gelammt- 
band.” Und er zeigt zugleich, wie die fog. „Gewere zu rechter Bormunbichaft” 
eben Ausfluß (nicht Baſis) der Stellung ded Mannes als Ehevogtes, die Geſammt⸗ 
gewere am But aber Ausfluß der Auffaßung der Eheleute ald Geſammthänder if. 
Wie aber die Gewere, fo geftalten fi überhaupt die fachenrechtlichen Verhältniße 
am Ghevermögen bem perjönlichen Ehebande gemäß: die Ehe ift bas Wirkende, bie 
Gütervereinigung oder Gütergemeinichaft das Bewirkte. 

*) Bei den Rechtsverhältnißen bed Beifiges, der fortgefeßten &emeinfchaft 
u. f. mw. if immer bie Fortbauer ber perfönlichen Hausgenoßenſchaft bie Urſache 
unb die unabgefonberte Gemeinſchaft die Wirkung. Der überlebende Ehegatte und 
bie Kinder in der Were bilden einen nach außen gefchloßenen perfänlichen Familien⸗ 
verband, and bem bie abgefchichteten Kinder ansgefchieben find, und mur die Folge 
und bad Abbild biefer perfönlihen Verbindung ift bie Vermoͤgensgemeinſchaft mit 
ihren weligebenben Konfequenzen. 
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widelten Hanbelögefellihaften, wie das moderne Recht fie ausgeſtaliet hat 
Denn die nad) außen und innen wirkſame Einheit der Handelsgeſellſchaft be» 


Genoßenſchaft gefteigerten Verbindung entfpricht nun eine ſachen rechtliche Ge⸗ 
meinſchaft an einer Burg mit Zubehör ober einem andern Beſitzthum. Dieſes ge⸗ 
meiunſchaftliche Vermoͤgen iſt in ideelle Theile zerlegt, welche die Grundlage für dad 
Recht eines Ganerben bilden. Die Theile aber beſtehen nicht an ben einzelnen Sachen, 
Rechten und Pflichten, ſondern an der ale ein objectives Ganze anfgefaßten und 
behandelten Herrichaftd- und Bermögendiphäre. Dazu gehören außer ben Grund- 
ftäden und immobillaren Rechten auch bewegliche Sachen, Waffenvorräthe und eine 
für Inſtandhaltung der Burg beftimmte, beſonders verwaltete Kaffe (vgl. z ©. 1382 
bei Mone 427 u. 428 R. 5: der gemeine Pförtner ſoll bie von aufgenommenen 
Flüchtigen gezahlten Einlaßgelder bewahren, bis man fie an gemeinen buwe lege, 
und die ambrost sollent gemeine bliben off der vesten). Obwol daher ideelle 
Theile am Ganzen beftehen, fiberwiegt doch in Bezug auf die Ausübung bes Rechtes im 
Einzelnen die ungetheilte Gemeinfchaft. Richt nur die mit der Burg verknüpften poli» 
tiſchen Gewaltrechte, bie Verwaltung, Bertheidigung und Vertretung ber Burg und 
ihres Zubehörs, fowie jebe Verfügung über die Subftanz find ungetheilt bei Allen 
(Kyllinger «a. «aD. disc. 6 nr, 1—20, disc. 8, 10, 16 ar. 4 u. 15—21; 
Stryck a. a. DO. 863 u. S65; Mone a. a. D. 430 a. 10-12; 1305 u. 1850 
b. Gudenus V 79% u. 816; Befeler, Exbv. I. 82 N. 26), ſondern auch Be⸗ 
fit und Genuß verbleiben in größerem ober geringerem Umfange in ungetheilter 
Gemeinihaft (fo 3. DB. bezüglich des gemeinfchaftliden Wohnungerechtes auf ber 
Burg, des Deffuungsrechtes, bed täglichen Lebensunterhaltes aus ben Früchten; vgl. 
1555 b. Günther V nr. 150: in gemain zu nutzen, zu nieszen, pleiben u. 
gepueren). Was baber in Quoten zerlegt ift, da iſt ber Vermogenswerth ber 
Burgfphäre Im Ganzen, weshalb bie Untbeilsgnoten ber Einzelnen befouberd ba 
den Mafiftab einer wirflichen Bertheilung abgeben, wo gewiße Nupungen, Hebnngen 
ober Zinfe als Burgertrag unter bie Einzelnen biötribuirt (4. 8. 1202 b. Gün- 
ther II nr. 2; Mone 480 a. 10—12) und umgelehrt die Bau- und Reparatur- 
koſten unter Alle repartirt werden (Mone a. a. D. 431 a. 14—15). — Dieſe 
beiden Seiten des Rechtsverhältnißes nun aber, bie perſönliche und bie dingliche, 
bedingen und beftimmen fich gegenfeitig. Deshalb iſt ber au ſich als individuelles 
Sonderrecht aufgefaßte (Befeler a. a. D. 82 N. 27) und in Bolge beffen nad 
den Grundſätzen des Sachenrechts vererbliche und veränßerliche ibeelle Antheil an 
dem Objektsganzen bie Grundlage des Ganerbenrechts und ber darin enthaltenen 
Zugehörigkeit zum Burgfriebensnerbande. Andrerieitd aber befigt ber Einzelne 
dieſen Antheil nicht als für fich ſtehendes Imbivibuum, fonbern in ber durch ben 
Burgfriedens vertrag begränbeten und eiblich beſtaͤrkten Verbundenheit, bie ihn auch 
in Bezug auf fein Sonderrecht mannichfach befchräntt. Er kann feinen Antheil ver- 
änfßern, aber doch nnr audnahmöweife und meift nur im Falle echter Noth (Befe- 
ler ©. 82 u. 84); überdies oft nur an gewiße Perfonen, 3. B. nur an Familien 
glieder (Mone 481 a. 16) oder an ſolche, die den Burgfrieden zu beſchwören be- 
reit find (Ib, 429 a. 8); ober an beſtimmte Perfonen nicht (3. B. ib. 434 a. 31 nicht 
an Gtädte und Uebergenoßen ober nah Kyllinger 1 c. disc. 7 ur. 42 nicht au 
einen potentiör); und immer muß er den Genoßen vorher ben Kanf anbieten (1310, 
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und Bermögensiphäre!!), Ebenſo haben bei ben bes genoßenſchaftlichen Cha⸗ 

rakters beraubten Agrargemeinfchaften meift fich neben dem objeltiven Banbe 
Momente einer näheren perjönlihen Berbindung unter den Gemeinern er- 
halten. Bor Allen aber gehören bierber alle nicht zur Koͤrperſchaft ent- 


1) In den älteren Darftellungen des Rechtes ber Gunerbichaften wirb biefe 
“ Doppelte Seite oft als burgmanniatus und ganerbinatus gefdhieben, bie societas 
custodiae castrensis causa inita ınd die communio herediteria castri neben 
“ einanbergeftellt; vgl. 3. B. Kyllinger, de ganerbiis castrorum, Tub. 1620; 
Lobethan, syst. el. jur. priv. IL 246—246; Stryck, diss. VII c 8 — 
Die felbRändige Bebentung der perſönlichen Seite des Rechteverhältnißes tritt 
in der engen Friedens- Rechts⸗ und Schupgemeinihaft hervor, welche bie Ganer- 
ben durch ben Burgfriedenövertrag unter fich begründen. Häufig beficht ungetrenute 
Bohnungd- und Lebenögemeinihaft auf ber Burg, jedenfall muß die Burg jebem 
GSanerben geöffnet werden. Perfönlich ferner find alle Ganerben zur Vertheibigung 
der Burg und zu gegenfeitiger Unterſtützung verpflichtet (Urk v. 1202 b. Gün- 
therli nr. 2, au b. Kraut $ 75 Rr. 15: alter alteri fideliter assistet). Der 
gelobte „Burgfriede" umfaßt nicht nur die Burg unb einen beſtimmten Umkreis 
(weshalb auch der räumliche Friedensbezirk „Burgfriebe” genannt wird, 3. ®. b. 
Grimm, ®. III. 388 u. Mone Bb. 16 ©. 427 N. 4), fondern andy bie Per- 
fonen ber Ganerben, ihre Familie und ihr Geſinde, fo dab andy die Diener uub 
Knechte ſammtlich auf den Burgfrieben vereibigt werben (4. B. ib. 429 a. 2 u. 3). 
Die Ganerben follen fi) daher auch in jeber Weife wie Genoßen gegen einanber 
verhalten, 3 8. fi das Geſinde nit abwenbig machen (ib. 438 a. 3), ben Frie⸗ 
den an einander nicht brechen und ihre Zwiftigleiten ben übrigen Gemeinern zur 
Entſcheidung vorlegen. Es werben iu dem WBurgfriebenövertrage Strafen für bem 
Sriebend- und Rechtsbruch angebroht. Oft werben im Borans jährliche Verſamm- 
lungen feftgefeßt (3. B. ib. 434 a. 18 u. 34), bie in gewißen. Dingen (. B. ib. 
429 a. 6 bezüglich etwaiger Verſtaͤrkung ber Beſatzung auf gemeine Koften) mit 
Stimmenmehrheit beſchließen können. Sodann werben eigue Schiebögerichte über 
ben Qurgfrieben gefegt (4. D. ib. 488 a 4 u. 484 a. 30), gemeine Verwalter, 
Hförtner und Hüter beftellt (5. B. ib. 429 a. 5) und für die Ausübung ber mit 
dem Burgbefig verbundenen Herriaftsrechte ein Senior ober Burggraf gewählt 
(4. 2. für bie. Bergabung von Leben, ib. 430 a. 10—12; für die Gerichtebarleit, 
Stryck 1. c. ©. 868). Diefer ganze Vertrag aber wird in ber Regel für ewige 
Zeiten geflogen (1888 b. Mone a. a. D. 428 a. 1: wir und alle unser erben 
u. nachkomen .. ainen ewigen burgfrid halten u. laisten söllin; 12025. Ga n- 
“ ther II ar. 2: perpetuo indivisim permanebit; 1425 ib. IV. nr. 134) unb 
durch Eibſchwur bekräftigt (Mone a. a. D. 431 a. 17). Eine Aufßebrug iR da⸗ 
ber mei nur durch einftimmigen Beſchluß möglich (1285 5. Günther II ur. 317 
n. Kraut 8 75 Ar. 16; Kyllinger l.c. disc. 6), Und es wirb bie Dauer 
im Voraus dadurch gefichert, daß nicht nur Söhne ber Ganerben bei Erreichung ber 
Mündigleit den Vertrag beſchwͤren müßen, um eingelaßen zu werben (Mone 
a. a O. 481a. 18 u.484 a. 24), fondern auch der Erwerb eined Burgautheils durch 
einen Anbern von ber Leiftung biefes Eides durch ihn und fein Gefiube abhängig 
gemacht wird (ib. 439 a. 8). — Diefer engen und nahezu bis zur Torporativen 
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die, foweit fie biefem Kreife eigenthümlich ſind, aus der freiwilligen Bindung 
ber fi vereinigenden Einzelwillen hervorgehen, barüber hinaus aber aus all- 
gemeinen Regeln folgen, die an gewiße Zuftände ober Thatfachen ſtets gewiße 
Rechte und Pflichten nüpfen. Ein Geſellſchaftsvertrag bleibt daher ein Ver⸗ 
trag, wenn er auch durch Vorausberedung ber Unterwerfung unter künftige 
Mehrheitsbeichlüße, durch Cinräumung umfaßender Vertretungsbefugniße, durch 
Beſchränkung des Austritts-, Kündigungd» ober Theilungsrechts und durch 
ähnliche das Individualrecht zurücddrängende Klaufeln einem Torporativen 
Statut fih äußerlich ſehr annähert; er erfcheint dann als eine über ben 
Rahmen der römifhen Societät weit hinaudgehende, aber immer noch die in- 
dividuelle Willensfreiheit unverfehrt laßende Selbftbindung freier Individuen. 
Und ebenfo kann durch die von Rechts wegen eintretenden Folgen einer Per- 
fonenverbindung, wie 3. B. bei ber Ehe und jonft im Familienrecht, das In⸗ 
Dividualrecht zu Ounften einer gemeinfamen Sphäre auf das Kräftigfte be- 
ſchränkt werden, ohne daß auch bier die Bafis des fubjeftiven Begrünbungs- 
titeld aufgegeben nnd ftatt eines Rechtsverhältnißes unter felbftändigen Indi- 
viduen eine gemeinheitliche Ordnung über den Individuen gejeßt zu werben 
brauchte. Wie die Entftehung , jo ift dann auch der Beſtand jeder Gemein- 
haft von Momenten des fubjeltiven Rechtes abhängig. Mag daher auch der 
Beſtand der Gemeinſchaft auf eine längere Dauer berechnet, gegen das willfürliche 
Einzelbelieben fihergeftellt und durch die Bafls einer in fich jelbft zufammenhalten- 
ben objektiven Sphäre gefeftet fein: zulegt beruht er nie auf einer ihr Lebens. 
gefetz in fich felbft tragenden höheren Satzungsordnung, fondern lediglich auf der 
Kraft und dem Umfange des die Individualſphären zuſammenſchließenden 
Rechtöverhältniges. Insbeſondere ift in Bezug auf die Aenderung wefentlicher 
Punkte der Vertragswille in derſelben Weife wie bei ber Begründung die 
Duelle des Gemeinſchaftsrechtes, und jede Abänderung des urſprünglichen In⸗ 
halts der Gemeinſchaft ift Tediglih eine auf die Umgeftaltung von Rechts. 
verhältnifen gerichtete Willenevereinbarung, nicht aber ein autonomifcher Akt 
oder eine Verfaßungsänderung im Sinne des Koörperſchaftsrechts. Demgemäß 
ift zuleßt auch die Beendigung der Gemeinſchaft ein Vorgang, der fi in dem 
Rahmen der Auflöjung eines ſubjektiven Rechtsverhältnißes hält. 

2. Als ein bloßes Rechtsverhältniß Tann ferner die Gemeinihaft zwar 
eine Summe perfönlidder und fachlicher Beziehungen zu einem relativ felb- 
ftändigen Kompler zufammenfaßen, niemals aber in dem Begriff einer Mit- 
gliedfhaft ein Stüd der Perfönlithkeit aus der Individnalſphäre herans- 
trennen, noch auch eine objeftive Einheit als ihr ſachliches Subftrat von der 
übrigen Rechtswelt abjchneiden. Vielmehr bleibt zunächſt, was die perfönliche 
Seite angeht, der durch eine Gemeinſchaft gebundene Wille ein jelbitändiger 
Einzelwille, der fi zwar an andere Willen gebunden, nicht aber ſich einem 
einheitlichen Gemeinwillen unterworfen bat. Auch bier wieder ermöglicht es 
der deutſche Perfonenbegriff, daß die Einzelperfönlichkeit im Voraus, ſei es 
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durch das Geſetz ſei es durch eigne Willensthat, für einen ganzen Bezichungs- 
komplex gebunden uud befhränft fein kaun, ohne daß darin ſchon eine partielle 
Aufopferung ber Perſoͤnlichkeit läͤge. Die verbundenen Perſonen alſo werben 
bier nicht die Mitglieder eines neuen Perſonenkoͤrpers, ſondern finb lediglich 
bie Theilnehmer an einem Gemeinihaftsverhältniß; fie haben nicht ein Stud 
ihres felbft einem hoͤheren Organismus aufgeopfert, fontern lediglich fich zu 
einer Summe verbunden; ihre Stellung in ter Gemeinfchaft ift nicht eine im 
fich vollkommen geſchloßene Seite ihrer Perfönlickeit, ſondern Iebiglich ein Be- 
ftandtheil ihrer Individualſphaͤre: und doch Tann ihre Bintung eine fo weit- 
gehenbe, die entfichende Gemeinſphäͤre eine jo Eräftig wirkende und der Kom⸗ 
plex der auf die Gemeinſchaft kezüglichen echte und Pflichten im Verhältniß 
zu ber übrigen Rechtoſphäre bes Einzelnen relativ fo felbftänbig fein, daß bie 
Theilhaberfchaft äußerlich einer Körperfchaftsmitgliebfchaft ſehr ähnelt. Die per- 
fönliche Theilnabme an der Gemeinfchaft Tann ferner in analoger Weile wie 
bie Körperichaftemitgliebfchaft bald von lediglich perjönlihen Momenten te 
bingt und beftimmt fein, bald als ber mehr ober minder abhängige Ausflug 
ber objektiven Slieberung ber Semeinichaftsiphäre ericheinen, jo daß dann and) 
bie rechtliche Natur der Theilhaberſchaft bald die eines höchft perjönlichen 
Rechts, bald die eines fachenrechtlichen Antheils fein Tann. Iſt aber irgend 
eine objektive Einheit, ein beftimmt geglieberter Rechtskomplex oder ein in An- 
fheile zeriegtes Sondervermögen bie Bafls des Gemeinichafsverhältuiges, fo 
tritt doch nie, wie bei dem objektiven Subftzat der Körperichaft, eine völlige 
Losldfung biefer Objektsiphäre von allen übrigen Objektsſphären ein. Biel- 
mehr bleibt die Geſchloßenheit und Selbftänbigkeit biefee Sphäre eine vor. 
Väufige und relatine, jo daß fie zuleßt immer fi in die Subivibualfphären 
ber Autheilsberechtigten aufgelöft vorftellen laͤßt. 

3. Ans der Natur ber Gemeinſchaft ale eines Rechtsverhäͤltnißes unter 
Mehreren ergibt ſich weiter, daß ihr ber Begriff einer Organifation völlig 
fremb bleibt. Trotzdem ermöglicht auch in biefer Beziehung ber deutſche Ge⸗ 
meinfchaftsbegriff eine mannihfade Annäherung an bie forporativen Er. 
ſcheinungen. Zunädft ift die zufammentretende Mehrheit der Theilhaber zwar 
niemals, wie eine Torporatine Mitglieberverfammlung, das Organ eines von 
ihr verjchiedenen idealen Rechtsfubjektes, jondern bie leibliche Erſcheinung bes 
Rechtsſubjektes felber: allein wenn. fie nicht als beliebige Individuenfunme, 
fondern als jo und jo verbundene Mehrheit Subjekt ift, jo muß fie, bamit ihre 
Zufammenfunft für bie betreffende Gemeinihaftefphäre juriftiihe Erheblichkeit 
habe, fih auch äußerlich als deren in beftimmter Weiſe verbundene Trägerin 
kund geben. Es kanu daher geſetzlich und vertragemäßig eine Reihe änßerer 
Sormen feftftehen, deren Wuhrung ed außer Zweifel ftellen joll, daß die be 
treffende Mebrheit in ihrer Verbundenheit und nidht ala Summe von Judi⸗ 
viduen auftritt; es Tann nach außen durch ben Gebrauch eines kollektiven 
Namens, eines Zeichend ober einer Firma von vornherein ein Mittel gegeben 
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fein, die auf die Gemeinſchaft bezüglichen Alte der verbundenen Mehrheit von 
anderen gemeinfamen Akten derſelben Mehrheit zu unterjcheiben; und es kaun 
nach innen die Zufammenkunft, Berathung und Beſchlußfaßung in den Auge 
legenheiten der betreffenden Gemeinihaft an Beftimmte Foͤrmlichkeiten in Be 
zug auf Zeit, Ort, Ladung, Leitung, Verhandlung u. |. w. gebunden fein. 
Wie nun aber hierdurch bei Ausübung ber Herrſchaft über die Bemeinfchafts- 
fphäre der Einzelwille in Bezug auf die Form der Willenserflärung befchräntt 
ift, fo kann er auch materiell in Bezug auf den Inhalt feines Wollens da⸗ 
durch beſchraäͤnkt fein, daß für gewiße Bälle bie Abweſenden burd die An⸗ 
wejenden oder die Minderheit durch die Mehrheit gebunden werben. In ber 
Möglichkeit von Mebrbeitsbefchlügen Liegt dann, jo gleichartig fie in ber 
äußeren Erſcheinung forporativen Willensakten fein mögen, immer body nur 
eine für einen ganzen Beziehungefompler anticipirte Bindung tes Individnal⸗ 
willens. Der Beihlug bleibt aljo grundverjchieden von dem einheitlichen 
Willensentichluß einer buch ihre Glieder funktionirenden Gemeinheit: er bleibt 
vielmehr die vertragsmäßige Vereinigung mehrerer Einzelwillen, die nur hierbei 
nicht vorausfegungslos und fouverän, ſondern behaftet mit ber ganzen Yülle 
der von ihnen im Voraus bewilligten Beichränfungen und gebunden durch 
eine Reihe früherer für die Zukunft wirkſamer ewentueller Willenserflärungen 
auftreten. Und deshalb ift auch ber Zubegriff der Beitimmungen hierüber 
feine Berfaßung, welche Normen für bie Offenbarung des einheitlichen Ge⸗ 
meintwillens aufftellte, jonbern die Summe ber von dem Geſetz mit bem be 
treffenden Nechtönerhältuig verknüpften oder aber vertragsmäßig begründeten 
Beziehungen ber mehreren verbundenen Willen auf einander!?). Wenn nun 
aber fo die Mehrheit ver berechtigten Perfonen identiſch bleibt mit dem Rechte. 
fubjeft als ſolchem, fo beruht jede Befugniß eineß einzelnen Xheilhabers ober 
einer andern Perjon, für bie Gemeinfchaft aufzutreten, auf einer ſei e8 ge- 
ſetzlich ſei es durch Vollmacht begründeten Stellvertretung. Das im beutfchen 
Rechte herrſchende Princip ber freien Stellvertretung ermöglicht es hier auf 
ſehr einfache Weiſe, die Stellung einer vertretungsbefugten Perfou ber eines 
Torporativen Organs äußerlich jehr ähnlich zu geftalten, ohne daß der Rahmen 
bes jubjektiven Repraefentationsverbältnißes verlaßen und zu der Idee einer ver- 
faßungsmäßigen Berufung zu beſtimmten Lebensfunktionen eines Organismus 
übergegangen zu werben brauchte. Kraft Geſetzes hat in beftimmtem Umfange 
der Ehemann, im Kreiſe der Schlüßelgewalt auch die Ehefrau das Ehepaar 


12) Befonberd. deutlich tritt dies Alles in ben Verträgen ber Ganerben hervor 
(vgl. oben R. 11). &benfo bei den Rhebereiverträgen und den Gefellichaftsverträ- 
gen bes Ganbelörechts, welche ſchon der Sprachgebrauch nie ald Satzungen“ ober 
„Statute” bezeichnen wird, obwohl fie in allen erwähnten Beziehungen den Einzel. 
willen einer großen Zahl von Regeln, welche ihn in ber Form feiner Geltend- 
madrung binden und in bem Umfange feiner Geltung befchränfen, im Voraus untere 
werfen. W 
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burch das Geſet fei es durch eigne Willensihat, für einen ganzen Bezichungs- 
komplex gebunden und beichränft fein Tann, ohne dah barim ſchon eine partielle 
Aufopferung ber Perfönlichkeit läge. Die verbundenen Perfonen aljo werben 
bier nicht die Mitglieder eines ueuen Perionenkörpers, fonbern find lediglich 
bie Theilnehmer an einem Gemeinihaftsverhältuig; fie haben nicht ein Stud 
ihrer felbft einem Göheren Organismus anfgeopfert, ſondern lediglich ſich zu 
einer Summe verbunden; ihre Stellung in der Gemeinfchaft ift nicht eine im 
fich volllommen geihloßene Seite ihrer Perfönlichkeit, ſondern lediglich ein Be⸗ 
ftanbtheil ihrer Individnalſphäre: und doch Tann ihre Bintung eine fo weit- 
gehende, bie entfichende Semeinfpbäre eine fo Eräftig wirkende und der Kom⸗ 
plex ber auf die Gemeinſchaft bezüglichen echte und Pflichten im Verhältniß 
zu der übrigen Rechtsſphäre bes Einzelnen relativ fo felbftänbig fein, daß bie 
Theilhaberfchaft aͤnßerlich einer Körperichaftsmitgliebichaft ſehr ähnelt. Die per- 
fönlihe Theilnahme an ber Gemeinſchaft kann ferner in analoger Weiſe wie 
bie Koͤrperſchaftomitgliedſchaft bald von lediglich perſoͤnlichen Momenten ke 
dingt und beftimmt fein, bald als ber mehr ober minder abhäugige Ausflug 
ber objeftinen Gliederung ber Gemeinfchaftsiphäre erfcheinen, fo daß daun aud 
bie rechtliche Nature der Theilhaberſchaft bald die eines hoͤchſt perfäntichen 
Rechts, bald die eines fachenrechtlichen Antheils fein Tann. Iſt aber irgend 
eine objektive Einheit, ein beſtimmt geglieberter Rechtskomplex oder ein in An- 
fheile zerlegtes Sondervermögen bie Bafis des Gemeinſchafsverhältnißes, fo 
tritt doch nie, wie bei dem objektiven Subftrat der Koͤrperſchaft, eine völlige 
Loslbſung biefer Objektsfphäre von allen übrigen Objektsſphären ein. Viel⸗ 
mehr bleibt die Geſchloßenheit und Selbftänbigkeit biefer Sphäre eine ver- 
läufige und relative, jo daß fie zuleht immer fi in die Subivibualiphären 
ber Autheilsberechtigten aufgelöft vorftellen laͤßt. 

3. Aus der Natur der Gemeinichaft als eines Rechtsverhältnißes unter 
Mehreren ergibt fi weiter, daß ihr der Begriff einer Organifation völlig 
fremb bleibt. Trotzdem ermöglicht auch in diefer Beziehung ber deutfche Ge⸗ 
meinfchaftöbegriff eine mannichfache Annäherung an bie Torporativen Er. 
ſcheinungen. Zunächft ift die zuſammentretende Mebrbeit der Theilhaber zwar 
niemals, wie eine korporative Mitgliederverſammlung, das Organ eines von 
ihr verichiebenen idealen Rechtsfubjektes, ſondern bie leibliche Erſcheinnng bei 
Rechtefubjeltes felber: allein wenn fie nicht als beliebige Individnenſumme, 
fondern als jo und fo verbunbene Mehrheit Subjekt ift, jo muß fie, damit ihre 
Zuſammenkunft für bie betreffende Gemeinichaftsiphäre juriftifche Exrheblichkeit 
habe, fih aud äußerlich als deren in beftimmter Weiſe verbundene Trägerin 
kund geben. Es kann daher geſetzlich und vertragemäßig eine Reihe äußerer 
Formen feftfteben, deren Wuhrung es außer Zweifel ftellen fol, daß die be 
treffende Mebrbeit in ihrer Verbundenheit und nicht als Summe von Judi⸗ 
viduen auftritt; es kann nad außen durch ben Gebrauch eines Tollektiven 
Namens, eines Zeichens ober einer Firma von vornherein ein Mittel gegeben 
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fein, die auf die Gemeinſchaft bezüglichen Akte der verbundenen Mehrheit von 
anderen gemeinſamen Alten berfelben Mebrbeit zu unterfcheiben; und es Tann 
nach innen die Zufammenktunft, Berathung und Beſchlußfaßung in den Ange 
Iegenheiten ber betreffenden Gemeinichaft an beftimmte Zörmlichleiten in Be 
zug auf Zeit, Ort, Ladung, Leitung, Verhandlung u. f. w. gebunden fein. 
Wie nuu aber hierdurch bei Ausübung der Herrihaft über die Gemeinjchafts- 
fphäre der Einzelwille in Bezug auf die Form der Willenserklärung beichräntt 
it, fo kann er auch materiell in Bezug auf ben Jnhalt ſeines Wollens da⸗ 
durch beſchränkt fein, daß für gewiße Fälle die Abweſenden durch die An- 
wejenden ober bie Minderheit durch die Mehrheit gebunden werden. In ber 
Möglichkeit von Mehrheitsbeſchlüßen Liegt dann, fo gleichartig fie in ber 
äußeren Erjcheinung forporativen Willensaften jein mögen, immer body nur 
eine für einen ganzen Beziehungdfompler anticipirte Bindung bed Subinidual- 
willens. Der Beſchluß bleibt aljo grundverſchieden von dem einheitlichen 
Willensentihluß einer durch ihre Glieder funktionirenden Gemeinheit: er bleibt 
vielmehr die vertragsmäßige Bereinigung mehrerer Einzelwillen, die nur hierbei 
nicht vorausſetzungslos und fouverän, ſondern behaftet mit der ganzen Fülle 
der von ihnen im Voraus bewilligten Beſchränkungen und gebunden durch 
eine Reihe früherer für die Zukunft wirkjamer eventueller Willenserflärungen 
auftreten. Und deshalb ift auch ber Inbegriff der Beftimmungen hierüber 
keine Berfagung, welche Normen für bie Offenbarung des einheitlichen Ge⸗ 
meinwillens aufftellte, jondern die Summe der von dem Geſetz mit bem be 
treffenden Rechtsverhältniß verfnüpften oder aber vertragsmäßig begründeten 
Beziehungen ber mehreren verbundenen Willen auf einander!?)., Wenn nun 
aber fo bie Mehrheit ber berechtigten Perſonen identiſch bleibt mit dem Rechts. 
fubjett als ſolchem, fo beruht jede Befugniß eines einzelnen Theilhabers oder 
einer andern Perfon, für bie Gemeinfchaft aufzutreten, auf einer ſei e8 ge- 
feglich fei e& durch Vollmacht begründeten Stellvertretung. Das im beutfchen 
Rechte herrſchende Princip ber freien Stellvertretung ermöglicht e8 hier anf 
fehr einfache Weife, die Stellung einer vertrefungsbefugten Perfon der eines 
Zorporativen Organs äußerlich ſehr ähnlich zu geftalten, ohne daß der Rahmen 
des ſubjektiven Repraefentationsverhältnißes verlaßen wub zu der Idee einer ver- 
foßungsmäßigen Berufung zu beftimmten Lebensfunktionen eines Organismus 
übergegangen zu werten brauchte. Kraft Geſetzes bat in beftimmtem Umfange 
der Ehemanu, im Kreiſe ver Schlüßelgewalt auch die Ehefrau das Ehepaar 


12) Beionderd dentlich tritt bie Alles in ben Verträgen ber Ganerben hervor 
(ogf. oben R. 11). Ebenſo bei ven Rhedereiverträgen und den Gejellichaftsverträ- 
gen bes Handelsrechts, welche ſchon der Sprachgebrauch nie ald „Sapungen” ober 
„Statnte” bezeichnen wird, obwohl fie in allen erwähnten Beziehungen den Einzel- 
willen einer großen Zahl von Regeln, welche ihn in ber Form feiner Geltend- 
medyung binden und in bem Umfange feiner Geltung befchränfen, im Voraus unter- 
werfen. | 
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zu vertreten, fo daß ihre in diefer Vertretungsiphäre Tiegenden Einzelhanblungen 
ohne Weiteres für Beide und für das ganze Vermögen wirkſam werben. Ebenſo 
ift jeder offene Gejellichafter unmittelbar zur Bertretung der Geſellſchaft be⸗ 
fugt, fo daß feine Handlungen direkt die verbundene Mehrheit berechtigen ober 
verpflichten und direkt das Geſellſchaftsvermoͤgen mehren oder mindern. Aber 
auch die Vertretung der Geſellſchaft durch Prokuriften und Hanblungsbevoll- 
mächtigte wirkt in derfelben Weife, während doch bei biefen die Idee ber Dr- 
ganſchaft durch die Gleichartigfeit bes DVertretungsverhältniges mit ber Ber 
tretung des Einzelkaufmanns von vornherein ausgeſchloßen wird. Und fo ift 
überhaupt in allen Källen, in welchen innerhalb einer Gemeinſchaft beftimmten 
Perfonen eine ſcheinbar organiiche Stellung angewiefen wird, zuletzt nur eine 
im deutſchen Recht in weitem Umfange zuläßige Willensübertragung und Wil. 
Iensvertretung vorhanden??). Nicht eine höhere Willendorbnung bringt der zur 
Geihäftsführung für eine Gemeinfhaftsfphäre berufene Einzelne den Andern 
gegenüber zur Darftellung: aber er ift der Träger der ihm für einen ganzen 
Beziehungskomplex freiwillig oder gezwungen anvertrauten Sonterwillen feiner 
Mitberechtigten. Und nicht eine felbftänbige Lebensfphäre des Ganzen wird 
durch Organifation zu einheitlicher Betätigung befähigt: aber bie gemein- 
ſchaftliche Sphäre wird dadurch noch gefchloßener und feiter als etwas rechtlich 
Beſonderes in den Verkehr geftellt, daß ein Einzelner, wenn er befugtermapen 
und in erfennbarer Weiſe als Repraefentant ber berechtigten Mehrheit anftritt, 
diefe Mehrheit unmittelbar in Bezug auf die Gemeinſchaftsſphäre berechtigt 
und verpflichtet. 

4. So ift denn das Rejultat der Gemeinſchaftsbildung zwar niemals die 
Erhebung einer von der Mehrheit verfchiedenen Einheit zur Perfon, wohl aber 
eine mehr oder minder jtraffe Zufammenfaßung der Mehrheit zur Kollektiv- 
einheit. Diefe Einheit bleibt ald bloße Summe abhängig von den im ihr 
verbundenen lementen, während die Torporative Einheit als felbftändige 
Eriftenz gar nicht berührt wird von dem Wechſel ber Elemente, aus benen 
fih ihr Körper zufammenfegt. Allein in verſchiedener Weiſe Tann aud Bier 
der einheitliche Beftand des in der Gemeinſchaft fi darftellenden Rechtstom- 


13), Das gilt 3. B. auch von dem Disponenten oder Korreipondentrheber ber 
Rheberei (vgl. TH. I. 967); von dem Lehnsträger bei ber Belehnung zur geſamm⸗ 
ten Hand; von bem Xräger einer getbeilten Bauerhufe (oben S. 204), von bem 
Bertreter einer zur gefammten Hand befeßenen Herrſchaft (oben S. 420 N. 52); 
von dem Senior und ben Angeftellten einer Gauerbſchaft (oben R. 11; vgl. 
z. B. Mone Bd. 16 S. 429 a. 5, wonach ein gemeiner Thorwart, ein Wächter 
und zwei Knechte für bie Burg beftellt werden, welche fchwören follen, aim als des 
andern . . ze unser jeklichs teil die Burg zu hüten unb zu wahren; eine Stelle, 
bie offenbar jeden Gedanken an Torporative Aemter ausſchließt, obwol fie 
aus dem das Sonderrecht fehr eng einfchräntenden Burgfrieben zu Homburg von 
1388 tft). 
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plexes den die Individualität betreffenden Zufälligkeiten entzogen ſein. Zu⸗ 
naͤchſt iſt da, wo dad Weſen einer Verbindung non der Perjönlichkeit der 
Verbundenen feine Beſtimmung erhält, zwar die Individnalität eines jeden 
einzelnen Theilnehmers für die kollektive Einheit efſentiell, und dieſe hoͤrt da⸗ 
ber auf, mit fi identiſch zu fein, ſobald ein Einzelner ansfcheidet ober hin⸗ 
zutritt. Allein wenn, wie 3. B. bei ber offenen Handelsgeſellſchaft der Fall 
it, der gefellichaftlich verbundenen Mebrbeit zugleich eine in fich geglieberte 
und gejchlogene Gemeinſchaftsſphäre von objektiver Bedeutung entipriht, kann 
trog der Aenderung der Perjonenmehrheit die Identität der Gemeinfchafts- 
Iphäre gewahrt bleiben. Die Gefellihaft wird dann aljo, weil fie ja in fub- 
jettiver Beziehung mit der Summe ber Gejellichafter zufammenfällt, eine 
andere, fobald ein Geſellſchafter ausfcheibet oder Hinzutritt: allein die veränderte 
Perjonenmehrbeit kann unter berfelben Firma das Geſellſchaftsgeſchäft unver- 
ändert fortführen, jo daß die gefammte Gemeinfchaftsiphäre mit allen Rechten 
und Pflichten auch den neuen Geſellſchafter unmittelbar ergreift und in jeder 
Beziehung in ihrer objektiven Einheit fortbefteht. Sobann aber gibt e8 andere 
Faͤlle, wo entweber (wie z. B. bezüglich der Kommanditgeſellſchafter) theilweife 
oder (wie 3. B. bei der Ganerbſchaft und bei ber Mitrhederei) durchaus die 
objektive Bafis für den Beitand ber Gemeinſchaft beftimmend ift, und wo 
daher der einheitliche Beitand bes Rechtöverhältniges fo lange überhaupt durch 
einen Wechſel der Subjelte nicht berührt wird, als dadurch die objektive Ber 
mögensbafls des Ganzen keine Veränderung erfährt. Jnſoweit alfo ift das 
Subjelt hier nicht als eine Mehrheit beftimmter perjönlich verbundener Indi⸗ 
viduen, jondern als die Mehrheit der durch die Antbeilnahme an einer be- 
ftinnmten Bermögensiphäre beftimmten Individuen beterminirt. Es ift mithin 
3. D. bei ber Rheberei für die Ipentität bed Gemeinſchaftsverhältnißes mit 
fich jelbft nur die Identität bes in Antheile zerlegten Schiffövermögens wefent- 
lich, während das Eigenthum an diefen Antheilen die Perjönlichkeit der Sub- 
jekte ſchlechthin beftimmt. Indem indeß die berechtigte Mehrheit der Subjekte 
wechſeln Tann, ohne daß der einheitliche Beſtand des Rechtöverhältnißes alterirt 
würde, ift bamit keineswegs eine von ihren Gliedern Iosgelöfte korporative 
Einheit ald Subjelt gefeßt: Subjekt vielmehr tft Die zur kollektiven Einheit 
zufammengefaßte Summe der Theilhaber, wobei nur beshalb, weil es fi um 
rein fachenrechtliche Antheile handelt, jowol eine Univerfalfucceflion als eine 
Singularfucceffion in die Stellung als Theilhaber möglich ift. Unerheblich 
alfo für den einheitlihen Beitand des Ganzen ift nur die perfönliche Indivi⸗ 
bualität, nicht aber überhaupt die Einzeleriftenz der Träger; das Subjekt 
bleibt auch bier eine Mehrheit und deshalb an die Sonberfphären der Ein- 
zelnen, nur nit an die Sphären beftimmter Perfonen, fondern an bie 
Sphären ber Inhaber beftimmter Sachenrechte, gebunden. 

5. Weil bad Gemeinſchaftsganze eine eigne Perfönlichkeit nicht Bat, 
eriftirt auch eine befondere Rechtsfähigkeit der Gemeinſchaft als folder 
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uicht. Weil es aber von juriftiſcher Erheblichkeit fein Tann, daß eine beftimumte 
Befugniß ober Pflicht der Mehrheit entweder nur in ihrer fo und fo be 
ſchaffenen Berbundenheit ober aber als Beſtandtheil einer fo und fo qualifi- 
cirten objektiven Einheit zufteht, vermag auch bie Fähigkeit der Mehrheit, in 
ihrer gejellihaftlichen Verbundenheit oder in Bezug anf einen beftimmten ob- 
jektiv abgelonberten Kreis Subjelt von Rechten und Pflichten zu werben, ſich 
in einer eigenthämlichen und an bie korporative Rechtsfähigkeit äuperlich ber- 
anftreifenden Form auszuprägen. Schon durch ben Gebrauch eines befonderen 
Namens, Zeichens oder Siegels, einer Marke ober Firma kann die verbundene 
- Mehrheit fich ale kollektive Einheit kundgeben. Sie kann dann nnter biefer 
Bezeichnung rechts⸗ und gerichtöfähig fein, wie 3. B. das dentſche Hanbeltge- 
ſetzbuch von ber Handelsgeſellſchaft jagt, daß fie „unter ihrer Firma Rechte 
erwerben und Berbinblichleiten eingehen, Eigenthum und andere binglide 
Rechte an Grundftäden erwerben, vor Gericht Hagen und verklagt werben’ 
Tann. Ihr kann in demſelben Sinne ein eigner Wohnfitz und ein eigner 
Gerichtoſtand zugefchrieben werben. Dies Alles aber bedeutet nicht, baß eine 
bejondere Perfönlichkeit des Ganzen mit einheitlichem Namen und Domicil be 
ſteht und als ſolche rechtsfähig iſt. Vielmehr wird der Mehrheit nur eine 
kollektive Rechtsfähigkeit in der Weiſe zugefchrieben, daß fie, ſobald fie die hier 
auf gerichtete Abficht in geböriger Weile kundgibt, mit ben durch bas be 
treffende Gemeinichaftsverhältuig bedingten näheren Modalitäten Subjekt wird. 
Sie wird dann alſo nicht als Mehrheit von Individuen ſchlechthin berechtigt 
und verpflichtet, fondern Rechte und Pflichten werben theils dadurch, daß fie 
ihr in ihrer geſellſchaftlichen Verbundenheit zufallen, theils dadurch, daß fie 
ohne Weiteres zu Beftandtheilen einer beionders beſchaffenen Gemeinfchafte 
fphäre werden, eigenthümlich gefärbt. Name, Birma und Zeichen find, wie 
fie auch ſchon äußerlich nicht Torporative, fondern Zolleftive Natur zu haben 
pflegen, nur ein Mittel, um in fihtbarer Weife ben jo zufammengehaltenen 
Kompler von Rechten und Pflichten ber Mehrheit gegen andere Rechte umb 
Pflichten derſelben Perjonen abzugrenzen. Und Wohnfit, Gerichtsſtaud 
und Gerichtsfähigkeit der Gemeinſchaft bedeuten gleichfalls nur, daß die Mebr- 
beit bezüglich bes ganzen Kompleres von Rechten und Pflichten, die durch bie 
Beziehung auf das betreffende Gemeinſchaftsverhältniß zuſammenhängen, ein 
kollektives Domicil bat und kollektiv Magen und verflagt werden kann. Go 
entftebt denn auch als Refultat der kollektiven Rechtsfähigleit nur eine ge 
meinfchaftliche, nicht eine gemeinhettliche Rechtsſphaͤre. Diejelbe ift weber Aus- 
fluß noch Bafis einer beſonderen Perfönlichleit, fondern fie bildet das Herr⸗ 
ſchaftsgebiet einer Perſonenmehrheit. Allein fie ift freilich ein relativ felb- 
ftändiger und abgefonderter, mit juriftiich erheblichen Qualitäten bekleideter 
Inbegriff, der von etwaigen fonftigen gemeinichaftlicden Rechten derſelben Mehr- 
beit und von ben Sonderſphären ber Einzelnen fi ſcharf unterfheibet umb 
abhebt. Wenn daher von einer Befugnig ober Pflicht ausgeſagt wird, daß 
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eine beftimmte Gefellihaft oder Gemeinſchaft, von einer andern, daß bie jene 
Geſellſchaft bildenden mehreren Perfonen ihr Subjekt feten: jo ift damit zwar 
feine Verſchiedenheit bes Subjekts, dennoch aber möglicherweile eine ſehr er- 
hebliche rechtliche Verſchiedenheit ausgeſagt. Denn biefelbe Mehrheit ift in 
beiden Fällen Subjelt; in dem einen Falle aber fällt das betreffende Recht 
ohne jebe weitere Beftimmtheit in die mehreren Individualſphären, in dem 
andern Falle ift es der Mehrheit fo zugeſchrieben, daß dieſe es nur unter Bor- 
ausfegung einer Reihe von Bindungen nnd Beihräntungen Eines durch den 
Andern befigt und daß es vielleicht überdied als Zubehör eines beftimmten 
Sondervermoͤgens an allen deſſen rechtlichen Eigenſchaften und Schidjalen 
Theil nimmt!t). Offenbar fteht ber zweite Fall einer korporativen Berechtigung 
näher als der erfte: Heide jedoch ſtehen einander näher als einer von ihnen ber 
forporativen Berechtigung. Denn in beiden Fällen ift das Subjekt basfelbe 
und nur die Modalitäten ber Verknüpfung des Rechtes mit feinem Subjekt 
find verjchieden. Da aber zuleht alles Recht feinen Endpunkt in einer ein- 
heitlichen Perjönlichkeit finden muß, fo Tann bei dem gemeinfchuftlichen Recht 
alle Einheit, die burch die kollektive Zuſammenfaßung einerjeitd und bie ge- 
meinjame Abfonberung des fo Zufammengefaßten anbrerjeits in die Mebrheits- 
bereihtigung hineingetragen wird, nur eine relative und proviſoriſche Be⸗ 
deutung haben. 

6. Wie mit der Nechtöfäbigkeit, fo verhält es filh mit der Willens⸗ 
und Handlungsfähigkeit. Die Gemeinichaft kann nicht als eine 
jelbftändige Weſenheit wollen, aber durch eine Meihe von Willensbindungen 


- und Willensübertragangen kann yon vornherein eine gewihe Einheitlichkeit des 


Mehrheitswillens gefichert fein. Und die Gemeinſchaft kann nicht als eine 
Einperjoͤrlichkeit duch Drgane haudeln, aber indem entweder die Mehrheit 
feloft oder die zur Bertreiung berufenen Einzelnen unter Anwendung be- 
ftimmter Sormen mit unmittelbarer Wirkung für die Gemeinfphäre zu han⸗ 
dein vermögen, nehmen alle Rechtshandlungen, welche fih auf bie Gemeiniphäre 
beziehen, einen mehr oder minder einheitlichen und unterſcheidenden Charakter 
as. Es entfteht ein mehr ober minder umfangreicher, nach außen abgegrenzter 


„) Man ſetze 3. B. den Fall, A und B bilden unter ber Firma A uub Co. 
eine offene Handelsgeſellſchaft und beſitzen als folche eine Fabrik, währenb fie über- 
Died Miteigenthämer eines Privatwohnhanfes find. Haus und Fabrik gehören dem⸗ 
felben Subjekt: der Berfonenmehrheit A und B. Aber das Hans befipen beibe als 
zwei nicht weiter beflimmte Individnen, bie Babrif in ihrer gefellichaftlichen Ge⸗ 
fchäftöverbindung Und das Haus befipen fie Jeber bergeflalt zur Hälfte, baß bie 
ideelie Hälfte an ber körperlichen Sache in ihrer ganzen Unmittelbarkeit in bie In⸗ 
Dividualfphäre eines Jeden fällt; die Fabrik dagegen bildet zunächft einen Theil des 
Geſellſchaftevermoͤgens, und nur an dem Werthe dieſes Vermögens in feiner Ein- 
heit befigt Jeber bie ideelle Hälfte, während die Fabrik als korperliche Sache keines⸗ 
wege in geirennte ideelle Hälften audeinanderfaͤllt 
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Kompler von rechtlichen Thätigkeiten, welcher zwar nicht den Inhalt eines be 
fonderen SPerjonendafeins bildet, wohl aber im Verhältniß zu dem übrigen 
Leben ber für ihm thätigen Perfonen eine bejondere rechtliche Bebeutung hat. 

IV. Was num aber endlich die mannichſache Beionberheit ber einzelnen 
Rehtsverbältmiße angeht, welche burdh die Anwenbung bed fo geftalte- 
ten beutichen Gemeinfchafsbegriffes in feinen hundertfachen Schattirungen ent- 
fteben, fo eröffnet fich hier dem Blick ein kaum überjehbares Gebiet der bunteften 
und nad) den verjchiebenften Richtungen bin auseinanderlaufenden Geftaltungen, 
deren Betrachtung eine ebenfo umfangreiche Unterjuchung wie die des Körper 
fchaftörechtes felber fordern würde. Es mögen daher bier nur noch die oberften 
Gefichtspunkte für die Unterorbnung der weit von einander bivergirenden Ein- 
zelverhältnige unter die aufgeftellten leitenden Gebanlen angegeben werben. 

Die dem Gemeinſchaftsrecht angehörigen Rechtsverhältniße gruppiren fi 
ber obigen Darftellung gemäß einerſeits nach ber Verſchiedenheit des perjön- 
lichen Bandes und andrerſeits nach der Verfchievenheit des als gemeinſchaftlich 
gejekten Objektes. 

1. Nah der Verſchiedenheit des perjänlihen Bandes haben wir vor 
Allem diejenigen Gemeinſchaften, bei denen bie Perfonenverbindung über- 
haupt eine felbftändige Bebentung hat, von benjenigen Gemeinichaften zu 
fondern, bei welchen eine Perjonenverbindung nur ald Ausflug ober doch nur 
in Anlaß einer Objektsgemeinſchaft hervortritt. In die legtere Kategorie, 
welche dem römijchen Begriffe der communio entſpricht, gehören nicht nur 
alle durch Zufall, Erbgang oder einen auf diefes beftimmte Objekt beſchränkten 
Bertragswillen entftandenen einfachen Mitberehtigungs- und Mitverpflichtunge ' 
verbältniße, fondern auch ſolche Semeinfchaften zur gefammten Dand, bei welchen 
die gelammte Hand nur zum Behuf der Herftellung biejer einzelnen Objektsge⸗ 
meinfchaft gebildet ift. Dagegen umfaßt die andere Kategorie, welche dem römi- 
ſchen Begriff der societas im weiteften Sinne entipricht, alle Gemeinſchaften, bei 
welchen die Mehrheit der Subjekte durch ein nicht oder doch nicht ausſchließlich 
von der objektiven Seite ber beftimmtes Perfonenbanb verknüpft wird. Diefe 
Gemeinfchaften theilen fich weiter in natürlich-fittliche und in vertragsmäßige Ber- 
bindungen. Die erftexen haben ihre Stelle vornemlich im Familienrecht, fie 
koͤnnen aber auch im dffentlichen Recht als Ausflug einer hiſtoriſchen Ent- 
widlung hervortreten. Die Ießteren zerfallen wieder in öffentlichredtliche und 
in privatrechtliche Verbindungen. Im öffentlichen Recht gehören bierber alle 
Bunbesverhältniße, die ed nicht bi zum konftituirten Bundesgemeinweien 
bringen. Bon dem einfachen, auf einen einzelnen Zweck gerichteten Allianz. 
vertrage bis aufwärts zu einem die Souveränität ber verbündeten Mächte all 
feitig umftridlenden und zurüddrängenden Bündniß Tönnen fie die mannid- 
fachften Stufen durchlaufen, auf denen immer noch feine Geſammiperſoͤnlich⸗ 
feit über den Gliedern entfteht, bie verbündete Mehrheit aber für einen im 
Voraus feftgeſetzten größeren Beziehungstompler nad außen als Kollektivmacht 
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auftritt und nach innen durch Torporationsähnliche Einrichtungen, wie regel» 
mäßige Zufammenkünfte, geordnete Vorfteherichaft, Austragsgerichte, gemein- 
ſchaftliche Beichlug- und Zwangegewalt, gemeinfames Heered- und Finanz 
weien, feft normirte gegenfeitige Hülfspflicht und organifirten gemeinfamen In- 
tereffenfhuß, fih als ein das inzelrecht beſchraͤnkendes Kollektivganze geltend 
madt!d). Im Privatrecht aber gehören Hierher alle Gejellichaften, welche 
nicht bis zur Genoßenſchaft cher zum korporativen Verein entwidelt ſind 16). 
Don ber einfachen Vergeſellſchaftung für ein einzelnes Geſchäft bis zu den ver- 
ſchiedenen Sormen der eigentlihen Handelögejellihaft und den fonftigen für 
dauernde und umfaßende Zwecke errichteten deutfchrechtlichen Gejellichaften find 
fie der mannichfachften Schattirungen und Unterabtheilungen fähig. Und da- 
bei zeigt ſich aud hier eine fo große Dehnbarkeit des Begriffes bes vertrags⸗ 
mäßigen Gefellichaftsbandes, daß darin nebeneinander eine der römilchen So⸗ 
cietätsobligation entſprechende Eingelbeziehung zwifchen zwei Individuen und 
eine bem Forporativen Organismus fih nah außen und innen annähernde 
Berfnüpfung vieler Perjonen zu einer kollektiven Perfoneneinheit Platz haben. 

2. Nach der Verſchiedenheit des als gemeinichaftlich geſetzten Objektes 
ergeben fih fo vielerlei Gemeinihafteverhältnige, als ed durch ihr Objekt un» 
gleichartig beftimmte Rechtsverhältniße gibt, die für eine Mehrheit von Sub- 
jetten, ſei es num als Solge fei es als Bafls ihrer Verbindung, begründet fein 
fönnen. 

In mannihfachfter Weiſe zunächſt fonnte im Mittelalter politijches 
Recht gemeinichaftlich fein. Herrichaftsrechte über gemeinfam eroberte oder 
erworbene Gebiete kamen als gemeinjchaftliches Recht einer Mehrheit verkün- 
deter Mächte vor!?). Das Fürftenamt und tie Landeshoheit wurden, bevor 
die Entwidelung des regierenden Haufes zu einer Einheit mit einem einzigen 
Haupte vollendet war, vielfach von mehreren Gefanmthändern gemeinſchaftlich 


15) Vergl. oben $ 30 ©. 835 f. 

6) Daß manche Gefellichaften, welche der älteren Zeit entfiammen, wie 3. B. 
die Ganerbſchaften (Note 11), ſowol als politifhe Einungen wie ald Bermögend- 
gejellihaften erſcheinen und deshalb gleichzeitig In das öffentliche und private Recht 
gehören Fönnen, bedarf nur bes Hinweifed. Daher ſchwanken z. B. bei den Gan- 
erbenverträgen die Aelteren, ob fie diefelben zu den „foedera“, „societates‘‘, pacta 
successoria“ oder wozu fonft rechnen follen; Besold, de foeder. c. 5 nr. 5; 
Stryck a. a. D. 865. 

17) Bol. oben ©. 849 f., bei. über bie gemeinen Bogteien und Herrfchaften in 
ber Echweiz. Vgl. au Urk. v. 1365 b. Boehmer 694: 3 Herren und 4 Stätte 
treffen ein Uebereinkommen wegen einer gemeinfchaftlich eroberten Stadt und zweier 
Burgen. Kein Herr oder Stabt darf sin teyl an diesen sloszen virkeufen, vir- 
setzen, viruszern. DBeichlüße werden mit Stimmenmehr gefaßt. Jeder Theil er- 
hält von den Einnahmen und gibt zu den Ansgaben zu sinem siebenden teyle. 
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beiepen??). Aus jeder Grundeigenthumsgemeinſchaft folgte zugleich eine Ge⸗ 
meinfchaft der mandherlei mit Grund und Boden verknüpften politifchen Rechte 
und Pflichten. Und auch für fi) allein Tonnten patrimoniale Gewalten aller 
Art, Gerichte, Bogteien, Aemter, Patronatrechte, Zollrechte, Regalgerechtig ⸗ 
leiten n. |. w. einer Perſonenmehrheit zuftehen. In allen dieſen Fällen jedoch 
wurde bie Gemeinſchaft durchaus nach Analogie einer Eigeuthumsgemeinſchaft 
bebandelt, wie fie ja auch entweber Beitanbtbeil einer ſolchen war, oder aber 
aus dem gemeinſchaftlichen eignen oder gelichenen Recht: an einer alö Ber 
mögensftüd aufgefaßten Gewalt entiprang!?). Deshalb: vermochten auch der 
artige Gemeinichaftöverhältnige die Durdführung des Staatsgedankens ent- 
weder nur in der Form völkerrechtlicher Gemeinichaften oder. aber in Bezug 
anf einzelne den Charakter von Patrimonialrechten nach wie vor bewahrende 
Öffentliche Rechte zu überleben. Su beiden Fällen aber trifft für fie auch 
fpäter die Analogie ber Eigenthumsgemeinſchaft zu,. jo daß ihr Prinzip dem 
Privatrecht zu entnehmen if. Dagegen kann infoweit, als die ftantlide 
Natur des Sffentlichen Rechtes fih durchjetzt, von gemeinfchaftlidher politifcdher 
Berechtigung oder Verpflichtung einer Perfonenmehrheit überhaupt nicht mehr 


18) Schulze, Erfigeburt S. 235—240. 

19) So lange und fo weit bie Öffentliche Ratur eines Amtes ober Rechtet dem 
fenhalen Umbitdungsproce widerſtand, hielt mau an der Untheilbarkeit beffelben 
mitunter auch bann moch feſt, als bie Idee des eignen ober gelichenen Beſitzes 
daran im ‚Uebrigen ſchon durchgedrungen wer. . Daan findet fih auch wohl bie 
Möglichkeit des gemeinichaftlichen oder Antheilbefiges an ſolchem Recht verneint, 
wie 3. B. nad dem Sachſenſpiegel III, 58 $ 3 u. 64 $ 5. bad gelichene Gericht _ 
nit thelibar nud nach dem ſächſ. Lehnt. 71 8 4 auch ein Gefammtichen am Ge 
richt unzuläßig M. Bol. Befeler a a. DO. IM. 11; Homeyer IL, 2. 537. Und 
ebenfo wird durch feldye Aniheilbarkeit dae ſich entwidelnde Erbrecht zuvörderſt ber 
ſtimmt „und gebunden Mehr und. mehr. indeß bringt im Laufe der Zeit auch an 
ben gerichtliden und allen. anderen öffentlichen Gewalten die Möglichleit des gemein. 
ſchaftlichen Befitzes, der Belchuung zur gejammten Hand und ber Erbengemein- 
ſchaft durch. Die fel es ungetheilte fei es quotenmweife Gemeinſchaft erfaßt dann 
bie Subftang des Rechts und befien nupbare Seite, während das Recht auf that- 
fählihe Ausübung der darin enthaltenen politiſchen Gewalt zunächft Einem zu ver- 
bleiben pflegt. Allein mehr und ‚mehr wirb auch biefes Recht ald gemeinfam ange» 
fehen, es wird daher abwechielnd oder kollektiv. oder nach gemeinfchaftliher Juſtruktion 
von einem Vertreter ausgeübt, bis zufegt bie reale Theilung ber Ausübung nach 
räumlichen Bezirken oder nach. Einzelbefugnigen möglich wird. Bol. Th. I. 212 — 
213. 302 N. 3. 413 N. 20. 428 N. 44; oben S. 419-4290. Schulze, Grfl- 
geburt 95 .f. 156 f. 228 f. 251 f. 320 f. Homeyer II, 2. 587. — Und) Kom- 
patrone ſind bezüiglih der Subſtanz des Patronatrechtes antheilsberechtigt: die 
Ausübung des Praefentationsrechtes aber erfolgt entweder burch Alle nebeneinander, 
oder durch die Einzelnen abwechſelnd, nder durch Alle nach Mehrheitöbefchluß; c. 3- 
X de jure patron. (3,88); Cl. 2 eod. (3,12). 
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die Rebe fein. Denn. nunmehr ift mit ben Begriffen ber öffentlichen Gewalt, 
bed Amtes, ber ftantöbürgerlihen Rechte und Pflichten u. ſ. w. zugleich uoth- 
wendig bie Einbeitlichkeit ihrer Subjekte gegeben. Es ftehen ſich überall Al- 
gemeinperfönlidhkeiten nnd beren Glieder gegenüber, jo daß zwiſchen dem Ein- 
zelnen und dem Staat nur organiſche Einheiten, nicht aber kollektive Mebr- 
heiten als Subjekte des äffentlihen Rechtes denkbar find. Höchftens koͤnnen 
zur Ausübung einzelner öffentlicher Funktionen mehrere Perfonen in kollektiver 
Berbundenheit berufen werden. Das aber ift nicht kollektive politiiche Rechts⸗ 
jubjektivität, fondern Follektive politifche Organſchaft, jo daß darin nicht bas 
Gegenbild der politiſchen Körperfchaft, jondern das Gegenbilb des politifchen 
Kollegiumsd gegeben iſt. 

Im Privatrecht ift es die Eigentbumsgemeinfhaft, welde bie 
verjhiedenen Typen ber gemeinfchaftlichen Berechtigung. am Bollftändigften in 
fid) ausprägt. Alle andern gemeinichaftlichen Rechte finden barin ihr Bor- 
bild; fie find im Grunde in der Eigenthumsgemeinihaft enthalten und laßen 
fi als aus ihr herausgenommene und verfelbftändigte Stücke auffahen. Dies 
gilt insbejondere vom gemeinchaftlichen Lehnrecht und bäuerlichen Befſitzrecht, 
jowie überhaupt von allen im Gemeinbefig ſtehenden dinglichen Rechten, von 
gemeinfamen Nutzungsrechten, Zinsrechten, Regalgereihtigkeiten u. |. w.?9). 
Ebenfo aber gilt es von allen jelbftändigen Gerechtigleiten, die einer Mehrheit 
zufteben?!). Und endlich gilt es mehr ober minber and von gemeinjamen 
Sorderungsrechten, indem auch bei biejen, ſoweit ihre Natur nicht entgegen- 
ftand, ganz ähnliche Modalitäten ber Mitberehtigung Pla greifen 
fonnten *). 

Das gemeinſchaftliche Eigenthum nun aber kam in einer Fülle ver- 
Ichiedenartiger Typen nor. Den Hauptgegenfaß bildete auch bier das einfache 
Miteigentbum und das Eigenthum der gejammten Hand: dazwiſchen 
lagen mancherlei Formen, bei denen in einigen Beziehungen das Prinzip ber 
Autheilöberechtigung und in anderen Beziehungen bas Prinzip ber Geſammthand 
zur Geltung gelangte). Das einfache Miteigenthum, welches von je an 


20) Bol. Stobbe, 3. f. Rechtsgeſch. W. 212. 

21) Bol. oben Note 19. 

22) Bol. Stobbe a.a. O. und zur Se. des beutichen Bertragsrehts ©. 174. 

25) Bgl. darüber bei. Die Abh. v. Stobbe, Miteigenthum u. gefammte Hand, in 
der Zeltichr. f. Rechtegefch. IV. 207—243. Doch faßt Stobbe ben Gegenfag zu 
ausfchließlich‘ auf, und fieht überdies zu einfeltig das Kriterium ber Geſammthand 
iu dem Nichtvorhandenſein ideeller Antheile. Die gefammte Hand fließt nicht jede 
Quotentheifung, fondern nur die durchgreifende Theilung in getrennte Antheile aus. 
Bol. auch Homeyer a. a. D. ©. 462463 u. was Stobbe ſelbſt S. 235 be- 
merkt. Deshalb darf marı mit Eng nnd Recht auch, wie z. B. Bejeler that, bie 
Ganerbſchaft und die Rhederei, oder, wie Runge thut, dad Hanbelögefellichafte- 
vermögen zur gefammien Sand rechnen, während doch bier unzweifelhaft ibeelle An- 
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Objekten der verichiebenften Art möglich war®*), beruht in feiner reinen und 
ftrengen Durdfüßrung auf der Zerlegung ber Eigenthumsſphäre in mehrere 
von einander vollfommen getrennte und als feltftändige Individunalrechte ber 
ſeßene ibeelle Antheilsiphären. Und baffelbe gilt von jeder anderen nad) dem 
Borbild des Miteigenthums Tonftenirten Mitberechtigung. Hier entftcht alfo 
für jeden Einzelnen ein freies, veräuferliches und vererbliches Quotenrecht, 
während das Recht im Ganzen nichts als die Eumme diefer Quolenrechte ift. 
Soweit daher eine Verfügung über ben Antheil und eine dem Anteil entipre 
chende Nutzung möglich ift, ohne die Antheilsrechte der Anderen zu berühren, ift der 
individuelle Wille unbefchräntt; foweit dagegen es fich um Verfügung oder Gebrauch 
handelt, welche Die Sache ober das Recht im Ganzen treffen, müßen die inbivibuellen 
Willen der Teilhaber fih zu gemeinfchaftlicher Tätigkeit vereinigen; und ſo⸗ 
weit ein Konflilt der mehreren Willen nicht durch freie Uebereinftimmung ge 
1öft wird, Hilft das einem jeden Theilhaker unverfümmerte Recht, jederzeit 
Theilung ober Auseinanderjegung zu verlangen. Diefem Rechtsverhältniß fteht 
ale entgegengefeßtes Extrem die gefammte Hand in ihrer reinen und firengen 
Form entgegen, wie fie fi namentlih bei bem urfprünglichen mit voller 
Wohnungs und Lebenögemeinichaft verbundenen Gemeinbefit an Hänfern, 
Burgen, Lehen und Banergütern, fobann auch bei der ehelihen Gemeinſchaft 
und zum Theil auch bei der urfprünglichen Form der gemeinfcdhaftlichen Re 
gierungen verwirklicht findet?%). Hier tritt eine Getheiltheit der Eigenthumb⸗ 
ſphäre beziebungsweife des fonft etwa den Gegenftaub ter Gemeinſchaft bil: 
denden Rechts überhaupt nicht zu Tage. Im Hintergrunde freilich ſchlum⸗ 
mert Die Idee ber Antbeile auch hier, wie ja jelbftverftändlih, wenn das 
Subjelt eine Mehrheit ift, zulekt immer auch mehrfaches Recht vorhanden fein 
muß. Wenn daher das einigende Band fortfällt, fo tritt fofort ein Mit 
eigenthum nach Antheilen herwor, und wenn ter Einzelne befugtermaßen fid 
aus ber Gemeinſchaft Löft, jo gebührt ihm eine Quote, die feiner bis dahin 
unabgefchiedenen Mitberechtigung entfpricht?%). Allein jo lange die geſammte 
Hand dauert, fehlt es durchaus an der Borftellung getrenuter Autheile?”). 
Es ift die Mehrheit in ihrer Verbindung zur kollektiven Einheit, welche alle 
Eigentbumsbefugniffe bat und ausübt. Und nur als Mitträger biefer Kol- 


theile befteßen. Denn auch Sei biefen Verhältnißen iſt es die „gefanumte Ganb”, 
d. h. die Berechtigung der Subjekte in einer gewißen Verbundenheit, welche, wenn 
auch nicht allein, bie Behandlung der Antheile als für fich beftiehender Mitelgenthpumi- 
quoten hindert. 

29 Bol. Stobbe a. a. D. 221. 224 f. Homeyer a. a. DO. 464 f. 

2») Stobbe ©. 228 f. Homeyer ©. 457 f. Schulze ©. 237. 

26) Stobbe a. a. O. ©. 285. 

2) Wie die befannte Etelle des ſächſ. Lehnr. 82 8 8 dies unzweibentig bei 
der Belehnung zur gefammten Hand fagt: wende des die man nenen deil 
untvangen ne hevet, des ne mach he nenen deil lien noch laten, 
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lektivſphaͤre hat der Einzelne an dem gemeinfdhaftlichen Objekte Theil. Des- 
halb befigt ber einzelne Geſammthänder, da er zu Allem nur in der Berbin- 
dung mit den Antern befugt ift, gar fein für fich veräußerliches und vererb- 
liches Sonderrecht. Es kann baher für ſich allein weber über einen Theil, da 
ja ein folder für ihn nicht abgetremnt ift, noch über das Ganze, das ja eben 
nicht ihm allein gehört, verfügen). Dagegen tft er in der ihm burdh bie 
Geſammthand angewiefenen Stellung zu allen Eigenthumshandlungen bezüglich 
bes ganzen Objektes befugt, jel e® nun, daß er in ungetheilter Gemeinſchaft 
mit Allen handelt, fei e&, daß er Eraft bes die Geſammthand beberrichenden 
Rechtöverhältnies handelnd die Andern repraefentirt. In Folge befien treffen 
alle Einzelbandlungen und Einzelverfügungen eines Geſammthänders die Ge- 
meinjchaft entweder überhaupt nicht oder in vollem Umfange Wie weit aber 
das Letztere der Fall ift, wie weit baber 3. B. auch Schulden des Einzelnen 
die Gemeinſchaft verpflichten?) und felbft Verbrechen des Einzelnen Die Ge- 
fammthand ergreifen koͤunenꝰo), das enticheibet fich nach der Natur ber per- 
fönlichen Verbindung und ber dem Einzelnen in dieſer zukommenden GStel- 
lung®!). Die Wirkung für das Ganze aljo tritt auch hier wieder nicht be 
halb ein, weil ber Einzelne über irgend ein Stüd deſſelben als iſolirtes In⸗ 
dividuum Macht hätte, fondern deshalb, weil die kollektive Einheit ſich in 
jedem ihrer Mitträger oder boch in beftimmten hervorragenden Mitträgern nach 
außen bin manifeftirt, Mit der Berneinung eines individuellen Antheils ift 
natürlich auch die Möglichkeit, von Todes wegen über das Theilnahmerecht zu 


2 Sachſ. Lehnx. 0,88 1n.82 83. Homeyer S. 458. Stobbe ©, 281 f. 

2%) Bel, Stobbe ©. 231 f., wo auch Beilpiele der gerichtlichen Verabredung 
und Eintragung einer Beichränfung ber Verſchuldungsmoͤglichkeit bis zum Belauf 
der Quote ober einer beftimmten Summe mitgetbeilt werben. 

2) Bol. Stobbe ©. 233. Charakteriftifch ifl auch Hier, daß, währenb bie 
ſchuldhafte Handlung des Miteigenthümers immer nur Zolgen für feinen Antheil 
haben Tann, bie des Geſammthänders entweber überhaupt nicht fire die Gemein- 
Ichaftsiphäre oder aber fir das Ganze wirkt. 

31) Deshalb if z. B. im ehelichen Güterrecht dies ein Hauptpunkt, in dem fich 
bie ungleiche Stellung ber Eheleute zeigt. Deun die Gemeinfchaft Baftet eben für 
die Handlungen eines Ehegatten nur, foweit in diefem bie Einhelt bes Ehepaare 
ſich darftellt, dann aber fofort ganz und nie blos zu einem ibeellen Theile So 
beruht auch in andern Gemeinfchaftöverhältnigen es ſtets auf einer Repraejentation 
Aller dur Einen, wenn jeder Einzelne mit rechtlicher Wirkung für das ganze und 
nngetheilte Objekt zu handeln vermag, Am beutlichfien tritt bies bei ber offenen 
Handelsgeſellſchaft hervor, bei welcher kraft formaler und nnbeichränfbarer Reprae⸗ 
fentation Allee durch Seben bie Einzelhandlung ummittelbar für das Geſellſchafis⸗ 
vermögen, nie aber blos für einen Theil beffelben wirkt, und bei welcher daher, 
wenn biefe BVertretungäbefugniß uuter Beobachtung ber gehörigen Formen einem 
Geſellſchafter entzogen ift, jede Erheblichkeit feiner Handlungen für das Geſellſchafts⸗ 
vermögen fortfällt. 


950 Die Hukbreitung des Körperfchaftebegriffe. 


disponiren, verneint??). Aber auch das geſetzliche Individnalerbrecht Tann ben 
unanegefchiebenen Antheil nicht ergreifen, vielmehr kommt es auch bier auf die 
beſonderen Feſtſetzungen ter einzelnen Geſammthand an, inwiefern in bie 
Stelle des verftorbenen Geſammthänders beftimmte Perfonen als Reditsnad- 
folger einrüden. Gewöhnlich ift eine folde Nachfolge zu Gunften ber De 
fcendenten teftimmt®®). Soweit dann aber ein folder Fall nicht vorliegt, 
tritt nach tem ftrengen und reinen Princip der Tollektiven Einheit die Kon⸗ 
folidation zu Gunſten der antern Gefammibhänber ein). Hierin wird nur 
bie volle Konfequenz einer Anſchauumg gezogen, wonach das Subjelt bie zur 
kollektiven Einheit verbundene Perſonenmehrheit if. Denn wer dieſes Sub- 
. jet durch Fortfall eines feiner Träger veräntert wird, jo wirb es doch fo 
lange nicht vollfonımen zerftört, als eine der zur Summe zufanımengefaßten 
Sndivibualitäten vorhanden if. Mithin ſetzen die übrigbleibenden oder and 
ter allein übrigbleibende- Geſammthänder jet für fih das Recht fort, 
welches an der ungetheilten Gemeinfphäre beſtand*s). Dieſes Konfolidations- 
princip kann indeß nur fo weit Plat greifen, als das ganze Rechtönerbältnig 
von der Seite ber Perjönlichkeit beftimmt wird. Dem nur infoweit kann 
das in der Geſammthand ja nicht. negirte, fonbern nur gebundene und zurück⸗ 
gebrängte Sonderrecht mit bem Tode ober boch mit hem Tode ohne Nachkommen, 
welche die Perfönlihfeit direkt fortfegen Tönnten, ohne Weiteres gleich allen 
böchft perſoͤnlichen Rechten erloͤſchen. Vereinbar aber ift es uud mit bem 


22) Stobbe S. 2334. Anders im alle der Zuſtiimung ber Nebrigen (1327 
b. Gudenus V. 1014: Niemand Tann feine rau bewibmen mit gemeinen lehen, 
da he ganerben zu hat... ez ensi ouch mit willen . . der ganerbeh). 

3) Sp bei ber Belehunng zur gefammten Hand, Homeyer ©. 469. Au 
fonft oft bei der Geſammthand, Stobbe ©. 236 un. 242. Mitunter bei Gauerb⸗ 
ihaften, oben Note 11. Im gewißem Sinne auch bei ber ehelichen Gemeinſchaft. 

#) So bei der Geſammibelehnung, bei ber geſammten Hand an Bauergätern 
(unten Rote 41), bei der Ganerbſchaft (oben Note 11), bei der ehelichen Gemein 
haft des fränkischen Rechts und bei vielen anderen zum Theil gerabe um biefeß 
gegenfeitigen Anfallsrechtes. willen eingegangenen Gemeiuderſchaften. Vgl. Homeyer 
©. 459-460. Stobbe S. 236—241 m. befonders auch das von im S. 217 f. 
beiprochene Magdeburger Schöffennrtel, wonach ein Erbzindgut, bad einer Frau iu 
Gemeinfchaft mit ihrem Manme gelichen war, nad) dem Tode des Mannes bamn, 
wenn es ihnen „yn sampt mete‘' geliehen war, ganz, fonft aber nur halb am bie 
Frau fallen fol. Auf demfelben Grundgebanten aber beruht ja auch, wie Befeler 
Erbv. I. 88 f. nachgewiefen bat, bie Anwendung ber gefammten Hand bei ber Ber 
gabung von Todes wegen. Und ebenfo fpäter bei ben Erbverbrüberungen. 

s Das Rechiöfubjekt,. welches bisher and zwei Perfonen beftand, wirb wur 
auf eine Perfon reducirt (Stobbe ©. 219). Bon der Idee eines Erbrechts in ben 
Antheil des Andern ift natürlich Anfangs nicht die Rede, diefe Vorſtellung Eommt 
erft Binein, als man bie alte Auffaßung verloren bat (vgl. aber z. B. unten 
Note 41). 
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Princip der Geſammthand, daß in dem Einzelrecht bie rein fachenrechtliche Seite 
als vererblich anerkannt wird, während hoch die Theilnahme an ber Gefammt- 
hand als ſolche an die Perjönlichkeit gebunden bleibt). — Eriftirt nun fo 
bei den reinen Formen ter Geſammthand ein getrenntes Sonderrecht ber Ein- 
zelnen nicht, fo hat bie Mehrheit der Subjekte in ihrer Verbundenheit und 
deshalb entweder unter ungetrennter und unmittelbarer Beteiligung Aller 


dder in der Vertretung durch ein dazu berufenes Gaupt ober auch in ber 


Bertretung durch den einzelnen Geſammthänder, joweit dies feftgefeßt iſt, das 
gemeinfchaftliche Recht ungetbeilt auszuüben. Deshalb entipricht insbefonbere 
der alten Geſammthand eine unmittelbare Gemeinichaft bed Beſitzes und der 
Nutzung, wie fie noch heute der ehelichen Guͤtergemeinſchaft korrefpondirt, ehemals 
aber in vielen anderen Fällen in der Form einer ungeſchiedenen Wohnunge- 
und Wirihſchaftogemeinſchaft, ald jog. „ungeſchiedener Rauch“, als „Gemein- 
ſchaft bes Brodes und Salzes” u. |. w. eintrmt?”), Die Gefammthänder 
haben eben „mit gefanimter Hand“ die Sache ober das Recht in „gleicher und 
„gemeiner“ Gewere, fie fiten auf Gebeih und Verderb zufammen im Gute 
und genießen und brauchen Alles ungetheilt. Wie hierbei die Anfprüche und 
Bebürfniffe der Binzelnen gegen einanber abgewogen, abgegrenzt und ausge» 
gliden werben, das iſt Feine Frage bed Sachenrechts, ſondern, foweit nicht 
überbanpt Sitte und Sittlichleit Bier ftatt des firengen Rechtes enticheiden, 
eine Frage bed unter den Gejammthändern berrihenden perfönlichen Verbands⸗ 





3) Dies ift z. B. ber Fall bei ben ganerbfchaftfichen Beftimmungen (Rote 11), 
wonach die zur Mufnahme unter die Gemeiner nicht geeigneten Perſonen Antheite 
erben Finnen, aber fie verlaufen mühen. — In andern derartigen fällen erfolgt 
Auflöfung ber Gemeinſchaft oder auch gRifetzung derfelben unter ben Ueberlebenden 
unter Herauszahlung eines dem Geldwerth bed Theilnahmerechts entfprechenden An⸗ 
theiled an bie Erben. So ifl ja auch bei ber offenen Hanbelögefellichaft bie Stel 
lung ald Gefellichafter unvererblich, aber vererbt wird ein Anfpruch auf einen mun« 
mehr zu vealifivenden Antbeil am Gefellfchaftönermäögen. 

2) Bol. darüber Homeyer ©. 457-458, Schulze S. 285 f., Stobbe 
S. 28—230. So beſteht beim Geſammtlehn eine „gleiche” und „gemeine” Gewere 
Aller und damit wird Anfangs Immer auch gleicher und gemeiner Gebrauch u. Ge- 
nuß als verbunden gedacht. Es foll nach ber GL zu fächf. Lehnr. art. 82 nur ein 
Hans und ein Gefind, nach der Brandend. GL ein samende woninge u. unge 
scheiden roek ſowie Gemeinſchaft an upboringe des gudes (Guteerträgen) fein; 
benn gelike were, dat is an einen schepel u. an einen roek u. brot. Im 
franzdf. R. Heißt Diefe Gemeinfchaft vivre au möme pot, sel et chanteau de 
pain. Ebenſo aber ift e® bei Ganerbſchaſten (Note 11), bei gemeinfchaftlicher Re⸗ 
gierung, bei ber gejammten Hand an Bauergütern, un einem Wohnhauſe u. f. w. 
Und als allgemeine Sitte unter Miterben wird es In Urk. Nr. 155 6. Meichel- 
beck, hist. Frising. berichtet: Germanos nobiles viros hereditatem patris aut 
matris sua6 habuisse non inter se divisam, sed communiter sine divisione, 
sicuti amabiles fratres, dei amore, usitare debuerunt. 
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rechte. Ebenſo ift die Verfügung über bie Subftanz ober einen Theil der⸗ 
felben, bie Beränßerung, Belaftung oder Veränderung: bed gemeinfchaftlichen 
Objekto Sache der Geſammthänder in ihrer Tollektiven @inheit?®). Der 
Regel nach müßen baher Alle zufammen handeln. Doch kann in Folge un- 
gleiher Stellung der Einzelnen ein beftimmer Geſammthänder zur Berfü- 
gung im Namen Aller in beftimmten Umfange befugt fein, wie 3. B. ter 
Ehemann in der Ehe. Oder es kann nach außen bin die Handlung jedes 
einzelnen Gefammthänters für das Ganze wirken, indem eine Repraefentation 
Aller durch Seven von Rechts wegen ober kraft befonderer Abrede eintritt. 
Auch bezüglich der in einer Eigenthumsſphäre enthaltenen, mit ihr verbun- 
benen ober ihr gleichgeachteten Gewaltrechte politiſcher Natur gilt bafjelbe 
Princip, fo daß die Geſammthänder fie entweder gemeinfchaftlih oder durch 
einen gemeinſchaftlichen Vertreter, mitunter auch abwechſelnd der Reihe nad) 
auszuüben haben, fofern nicht entweder durch die beſondere Natur ber perfön- 
lichen Verbindung oder durch eine vertragsmäßige Feſtſetzung Einer als Haupt 
der Geſammtheit erjcheint und folgeweile die Andern bei Ausübnng ber Hen- 
ſchaftsrechte zepracfentirt. Gerade mit Rüdfiht auf foldhe Verhältnige, die 
ftatt ber kollektiven eine perjönliche Einheit fordern, geſchieht es häufig, daß 
die gefammte Hand eine gewiße Organifation erhält). in ähnliches Be 
dürfniß teitt hervor, fofern es fih um die Vertretung eines zur gefammten 
Hand beſeßenen Lehens oder Bauerzuts gegen den Herrn und insbefonbere 
um bie Erfülung der dem Gute obliegenden Laften bantelt, Die Gefammt- 
händer gelten dem Deren gegenüber bergeitalt als Eine Perfon, daß z. DB. bei 
dem Lehen, wenn ein Geſammthänder ohne Defcendenz abftirbt, kein Lehenfall 
eintritt ), kei der bäuerlihen Geſammthand aber nicht nur in gleicher Weile 
das Anfallerecht der Gemeiner ben Heimfall an ben Herrn ausfchliegtt), 


2) Stobbe ©. 284. 

0) Wie bei der Ganerbichaft bezüglich der mit der Burg verbundenen Lehn& 
berrlichkeiten, @erichtögewalten und fonjtigen Herrſchaftsrechte (oben Note 11), aber 
auch bezüglich etwaiger Reichs- oder Kandftandfhaft Kyllinger disc. 16 nr. 4 
u. 15—21; Stryck 865: omnes simul saltem statum repraesentant ac unicum 
votum habent; statum . . constituunt non distributive sed collective), womit 
freilich die Steigerung zur entwidelten Körperfchaft in der Hegel ald vollzogen 
anzunehmen fein wird. Weber die verfchieveuen Formen ber Ausübung von gemein 
ſchaftlichem Herrſchafterecht vgl. oben ©. 419 N. 51 u. 420 R. 52. Bol auf 
oben Note 17 uud 19, 

0, Homeyer ©. 459. Stobbe S. 243. — Eine weitere Folge if, da 
fie ale Zeugen in Rehnsfachen nur für Eine Perfon gelten, ſächſ. Lehm. 
8.789. 

1) Vol. 3. B. Deffn. v. Kyburg b. Grimm I, 22 8 32: unabgefonberte 
Gefchwifter, bie bei einander haushäblich find und teil u. gemein mit einander 
habent, follen, die wile sy müt einandern in theil u. gemein sint, einander 
erben; theifen fie aber und es gebt einer ohne eheliche und hofhörige Leibeserben 
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ſondern aud) das perfänliche Fallrecht nur bei tem Tode Eines, ber die ge 
jammte Hand repraefentirt (3. DB. des Xelteften, bes Trägers), für ben Herrn 
begründet iſt“). Sie haben daher auch in Bezug auf die Laften das Gut 
zufammen wie Eine Perfon aber auch nur wie Eine Perjon gegen den Herrn zu 
vertreten. Deshalb wird beim Lehngut ein Lehnöträger beftellt, der die Lehn⸗ 
pflicht als Vaſſall ftatt der Mehrheit erfüllt). Beim Bauerngut aber wirb 
in ber Regel ebenfalls ein Träger gegeben, um bas Gut zu Ring und zu 
Ding zu tragen und feine Zinfe zu fammeln unb zu überbringen, während 
binter ihm ale einzelnen Gefammthänder folidarifh für die Gutslaften 
haften 4). 

Denn nun aber dies die reinen Formen des Miteigenthums einerjeits 
und ter gefammten Hand andrerjeits find, fo gibt es mannichfache Zwifchen- 
ftufen, auf denen die Trennung in Antheile durch eine gewiße Einheitlichkeit 
ber gemeinfamen Sphäre oder die gefammte Hand durch Duotentheilung mo- 
dificirt wird. Es entitehen dann Gemeinfchaftöverhältnige, bei denen das 
Eigentbum oder ein fonftiges Recht von einer Mehrheit in. einigen Bezie 
hungen individuell nad) Antheilen und in anderen Beziehungen Eolleftiv zur 
gefammten Hand beſeßen wird. So ift e8 von der Seite des Miteigenthums 
ber eine Modififation des Antheilsprincips, wenn, wie bies häufig ber Ball 
ift, der Einzelne in der Verfügung über feine Quote beſchränkt, an Zuftim- 
mung der Andern gebunden ober doch für die Miteigenthümer ein Borkaufs- 
recht begründet wird). Sodann muß vielfach der einzelne Miteigenthümer, 


ab, fo erbt der Herr. Cbenfo in Binzikon 1485 ib. IV. 272 8 8 (esz Beyen 
mann, frowen, knaben u. töchteren, jung o. alt, wer die sind, die theill u. 
gemeind sammend hand). Auch ib. II. 13 8 22: welhi öch teil u. gemein 
mit einander hand, erbt sie aber der herr nüt. ®erabe um ber Erzeugung 
eines folchen gegenfeitigen Anfallörechtes willen wurden oft auch an bie dahin ge- 
trenntem Gut, und zwar liegendem wie fahrenden, Geſammthandeverhältniße ver- 
tragsmäßig errichtet (was ald „zemenstosz u. gemeinschaft vulbringen‘ oder ale 
„über liggend u. varend gutt ze getheilt u. ze gemeinden nemmen u, zemen 
stozsen‘‘ bezeichnet wird), doch follte dies nur im Sahrgericht möglich fein; ib. I. 
16 $ 50; IV. 275 $ 16. 

2) Grimm, R. A. 367; W. I 3. 13 8 28. 20 $ 25. 190. 245. 285. 290. 
312. 685. 7158 8—9. 716 89. 722. 728. 740. 744. 816. IL. 883. 757. III. 745 f. 
IV. 272 8 8. 303 $ 10. 835 $ 12. — Auch iſt nach ber Oeffn. v. Einfibeln vor 
1493 ib. 152 $ 2, wenn vil brüder in einem hus u. in einer kost ungeteilt 
werint, nur der Aelteſte dingpflichtig. 

0) Homeyer 457. Gtobbe 246. Albrecht, Gewere 24. Sächf. 
Lehur. 8 $ 2. 

+) Ur. v. 1280 5. Boehmer 201; v. 1223 b. Seiberg I Nr. 170; 
Grimm, ®. I 751 u. IV. 122. Stobbe ©. 246. Oben S. 204. 

“, Stobbe a. a. D. ©. 224. — Die Gebundenheit des Individualrechte 
Tann fo weit gehen, daß Verluft beöfelben an die Miteigenthümer zur Strafe mög- 
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während doch feine Quote mehr ober minder freies Individualrecht⸗ Bleibt, in 
Bezug auf Alles, was unmittelbar bad Ganze und beflen reale Einzelbeftand- 
theile trifft, fi einer mehr oder minder feft geftalteten Kollektiveinheit fügen. 
Inkbeſondere pflegt ba, wo eine gemeinichaftliche Sache oter Berechtigung 
bauernb als Srwerböquelle dienen: toll und ein ſtetes Zuſammenhandeln ber 
vielleicht zahlreichen Miteigenthümer ganz mansführbar ift, wie z. B. kei ber 
Rheterei, bei gemeinſchaftlichen Bergwerlka⸗ ober Salzgereihtigkeiten, bei ge 
meinſchaftlichen Mühlen u. |. w, den Einzelnen jere unmittelbare Einwirkung 
auf das gemeinfchaftliche Objekt entzogen zu fein. Berwaltung, Benubung 
und minder wichtige Verfügungen werben danı Gefchäftsführern, Bermaltern 
oder andern Bevollmächtigten übertragen, die Torporativen Organen oft ehr 
ahnlich chen. Wichtigere Berfügungen, Anweifung, Enticheidung und Rechen⸗ 
ſchaftslage bleiben der Gefammtheit ter Miteigeuthümer vorbehalten, aber ir 
einem oft ſehr anögebehnten Umfange werten Mehrheitsbeſchlüße für bindend 
erflärt®). Das Recht, die Theilung zu verlangen, wirb für ten Einzelnen 
beſchraͤnkt, zu dem Recht bed Sehens einer Summe, für welde bie Andern 
das Objekt nehmen oder laßen mühen, abgeſchwächt?), oder ganz ausge 
fhloßen.. Und fo entfteht zulett ein dem Torporativen Geſammteigenthum ſich 
ſehr annäherndes Rechtöverhältni, bei welchem ber Einzelne nur eine ibeelle 
Werthquote tes Ganzen mit tem entfprechenden Anfpruch auf eine in Gelb 
zu zahlende Ertragsanote als ‚rein inbivibnelles Recht beſitzt, während für alle 
übrigen Beziehungen die Gemeiner zu einer nad außen und innen fich geltend 
machenben kollektiven Einheit zufammengefaßt find“). Umgekehrt kanu bei 
einer urſprünglich das Sonberrecht völlig zurüdträngenten Geſammthand die 
kollektive Einheit mr für einige Beziehungen feſtgehalten, für antere in An- 
theilörechte aufgelöft werben. So kaun zunächft eine Theilung ter Nutımgen 
nad) Antheilsquoten, die gerade mit Rückſicht hierauf zuerit innerhalb ber fol. 
lektiven Sphäre hervorzutreten pflegen, ftattfinden, während Befitz und Ber- 
waltung noch vollfommen ungertheilt. bei der Gemeinfchaft bleiben ). Damit 


ih if. So verliert nach bem Weſterwolder Laudr. v. 1470 c. 10 8 4 5. Richt⸗ 
bofen 2369 von mehreren Miteigenthümern einer Mühle der, welcher uicht repariren 
will, feinen Theil an die Nebrigen. 

Wie bei den Ganerbichaften (oben N. 11), Ber Rheberei u. ſ. w. Bol. 
Hamb. Schiffer. a. 24 b. Lappenberg 38. Lüb. R. IV, 34. Befeler, 3. f. D. 
R. XVII. 294 f. Stobbe ©. 24. 

) So bei Schiffen (Th. L 967 N. 3), aber auch bei Häufern (Stobbe 

S. 227). 

*e) Unzweifelhaft gehören dann ſolche Berhäftniße, wenn fie auch von einem in 
Quoten geteilten Miteigentbum ansgegangen nud erft allmälig einheitlicher zu⸗ 
fammengefaßt und durch ein Vertragsband unter ben Gemeiner verſtärkt find, in 
bie Kategorie der Gemeinfchaften zur gefammten Hand. 

So if es mitunter bei Ganerbfchaften, oben Rote 11. 
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erhält dann das Theilrecht bes Einzelnen einen beftimmten Sondergehalt und 
vermag fi nun mehr oder minder einem inbivibuellen, wenn. aud nur be 
ſchränkt vererblichen und veräußerlichen Sachenrecht zu nähern. Weiter aber 
ift es möglich, daß ftatt der iteellen Nutzungsquoten zeule Genußantheile gebildet 
werben, während in Bezug auf die Subftauz die Geſammthand fortbefteht. 
Dabei wird Anfangs bie gleiche Gewere am Gut noch nicht aufgegeben, ſon⸗ 
bern es werben nur einzelne Nutzungen getheilt®%. Stufenweiſe aber ſchritt 
man au burdbringenderer Theilung fort, ohne daß in fpäterer Zeit bamit bie 
Geſammthand, deren Fortfall urſprünglich die Folge jeder Befitesabjonderung 
war, zerftört zn werben brauchte o). So entftanden Berbältnige, bei deuen aller 
Befitz und Genuß real getheilt war, bie Gefammthanb aber außer in bem 
eventuellen Anfallsrechte fi nur noch barin Auferte, daß gewiße oberfte Herr⸗ 
ſchaftsrechte und die Verfügung über das Ganze ungetheilt bei Allen blieben ®®). 
Endlich wurde es möglich, da man das Princip der Einheit: nach innen 
völlig aufgab und nur nach außen fefthielt. So gieng man in fpäterer Zeit 
bei Leben und Bauergütern zur Annahme völlig getrennter ideeller Quoten 
nach innen mit entfpreddenter Theilung der Erträge über, während bem Herrn 
gegenüker bie gefammte Hand fortbeftand?d),. Sa in biefer Berentung über- 
dauerte die gefammte Hand beſonders bei Bauergütern and bie vollkommen 
durchgeführte Realtheilung, fo daß bie getrennt beſeßenen Stüde einer. Hufe 
dem Herrn gegenüber nad wie vor als ein Ganzes vertreten und verzinst 


“) So foll nach der Urk. v. 1202 6. Günther I nr. 2 n. Krant.$ 75 
Nr. 15 eine Burg mit allem Zubehör ewig ungetheilt und gemein fein; ebenfo ber 
Birbbann und bie Herrfchaft über die der Burg zugehörigen Banern; aber bie 
Dienfte und Zinfe find bergeftalt getheilt, daß jebem Gemeiner beftimmte Bauern 
und Hufen zugehören. — Auch bei der Theilung ber gemeinfchaftliden Regierun- 
gen wurde Anfangs bie gleiche Gewere nicht aufgegeben, dad Land blieb ein sament 
gut, Laudtage, DObergerichte, Baffallendienfte, Bete und Huldigung blieben gemein; 
nur wurben jedem Herrn beflimmte Anteile, wenn anch oft nur auf Zeit, zur 
Sondernugung angewiefen; Schulze S. 237. — Ebenfo bei Lehen, Bauergltern 
und andern gemeinikaftlichen Grundſtücken. Bgl. Homeyer S. 463 u. 466. 

s, Urfprüngfich hörte mit der gemeinen Gewere auch die gefammte Hand auf. 
Deshalb endete mit ber Thellung des Lebens das Anfalldrecht der Gefammthänber 
(Homeyer ©. 460-461). Ebenſo bei der Theilung ded Banerguts (oben Note 
41). Bol. auch Mone Bd. 1C ©. 427 N. 8. Stufenweiſe aber fchritt man zu 
immer burchdringenderer Theilung, zuerſt der Früchte und ber Wohnung, dann 
tes Befipes, endlich des Lehnrechts ſelbſt fort, ohne bie Idee ber Gefammthand 
fallen zu lahßhen; Homeyer ©. 466. 

6) Bgl. Homeyer ©. 466. Schulze S. 241f. Bei der geſammten Hand 
an Territorien befchräntt ſich zuletzt das gegemmärtige Recht des Einen am: Theil 
des Anderen auf Symbole, Beine Anerlennungdzinfe, bie gemeinfame duldigung 
und dergleichen. 

) Stobbe ©. 244 u. 247. 
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werben mußtend*). Zuletzt bat überhaupt, wofür ja freilich in ber alten Ver⸗ 
gabung von Todes wegen ſchon das Vorbild gegeben war, in vielen Fällen, 
wie namentlich bei der Gefammtbelehnung bes ſächſiſchen Rechts und bei ben 
Erbverbrüderungen, bie gefammte Hand mehr den Charakter eine formalen 
und filtiven Mitteld zur Begründung ober Sicherung von Erbrechten an- 
genommen. 

Auf einer Eigenthumsgemeinſchaft, welche ber gefanımten Haud nahe 
fteht, aber einige Züge vom Miteigenthum aufgenommen bat, beruht auch bas 
Recht der nicht korporativen Haudelsgeſellſchaften am Gejellfchaftsvermögen ®). 
Denn die Gefellichaften find durchaus nur in ihrer Verbundenheit, nicht als 
eine Mehrheit beliebiger Individuen bereihtigt, und wenn ihnen ibeelle Antheile 
am Geſellſchaftsvermoͤgen zuftehen, jo find doch dieſe Antheile einmal durch 
bie gefellihaftliche Verbundenheit ihrer Subjelte von Miteigenthumsquoten 
unterfchieden, zweitend aber ergreifen fie dad Vermögen nur als ein Werth- 
ganzes von objektiver Geſchloßenheit und Einheit. In Bezug auf bie ein 
zelnen Sachen, Rechte und Pflichten daher entftehen gar keine getrennten An- 
theile der Geſellſchafter. Das Eigentbum an koͤrperlichen Sachen, die zum 
Geſellſchaftsvermoͤgen gehören, ift daher fein Miteigenthum zu ideellen Theilen, 
fondern ſteht als Beitandtheil einer beſonders qualificirten Rechtsſphäre den 
Geſellſchaftern in ihrer Verbundenheit zu. Ebenſo verhält es fi) nidt nur 
mit andern dinglichen Rechten, fondern auch mit Forderungen und Verbind⸗ 
lichkeiten. Die Forderungen ftehen als zum Gejellichaftsvermögen gehörige 
Aktien den übrigen Rechten ganz glei. Die Verbindlichkeiten aber find eben- 
falls zunächft der Gefellihaftsiphäre objektiv zugehörig und kraft diefer Zuge 
hörigkeit ergreifen fie deren Träger in ber ihrem perfönlichen Geſellſchaftsbande 
entfprechenden Weiſe 5%). 

Auch im Gebiete des Obligationenrehts endlich, fofern bie Obliga- 
tionen nicht bios als Beſtandtheile eines gemeinſchaftlichen Vermögens, jonbern 
als felbftändige Gemeinſchaftsobjekte in Betracht Tommen, findet fih eine ähn⸗ 


) Stobhe ©. 248. Oben ©. 204 R. 31—35. 

5, Den Geſichtspunkt der gefammten Hanb führte bier zuerft Kuntze, 3- |. 
d. gef. H. R. VI. 177f., durch. 

so) Sie ergreifen baber bie offenen Geſellſchafter ſolidariſch und unbeſchränkt, 
die Kommanbitiften folidariich und beſchränkt, weil jene ihre ganze vermögend- 
rechtliche Perfönlichkeit, dieſe ein Lapitaljftifch abgegränztes Stud ihrer Berfönlid- 
keit in der Gefellihaft dem Verkehr barbieten. Daß die offenen Sefellichafter prin- 
eipaliter ſowol in ihrer Verbundenheit wie als Einzelne (und nicht erft fublibiär 
als Einzelne) verklagt werden Tönnen, beruht darauf, daß, wo Einer fiets für Alle 
fiehen Tann, ftetd auch Einer für Alle eben muß. Im Uebrigen wäre eine 
entgegengefetste Beftinnmung mit ber nichtlorporativen Natur ber Geſellſchaft neh 
fehr wol vereinbar, während mit der Principalhaft der Einzelnen bie Annahme 
einer eignen Perfönlichkeit der Gefelfchaft Fam vereinbar ift. 
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liche Mannichfaltigkeit der deutſchrechtlichen Gemeinihaftsformen. In Bezug 
auf gemeinihaftlide Sorderungsvedhte greift hier durchaus die Analogie 
der übrigen gemeinjchaftlihen Rechte Play"). In Bezug auf gemeinfchaft- 
lihe Verbindlichkeiten aber entipricht gleichfalld tem Unterſchiede des Mit- 
eigenthums und der gefammten Hand ein Unterjchted der Mitverpflichtung pro 
rata und ber Verpflichtung zur geſammten Hand 5), wobei e8 dann auch hier 
an Mittelftufen nicht fehlt. Die einfache Mitverpflichtung ftellt fih als 
Summe von völlig getrennten Xheilverpflihtungen einer Mehrheit von Indie 
vibuen dard9). Die Verbindlichkeit zur gefammten Hand dagegen ergreift eine 
Prrjonenmehrheit dergeftalt in ihrer fei es durch das Verſprechen zur ge 
fammten Hand hergeitellten, ſei es bereit als ein geſellſchaftliches Berbältnig 
oder als Erbengemeinſchaft beitehenden Verbindung, bag Alle in ihrer Zu⸗ 
fammenfaßung zur Eolleftiven Einheit verpflichtet find). Daher müßen nad 
außen Alle principaliter und folitarifh für das Ganze haften®!), während 
nach innen die Natur der Verbindung über den Antheil eines Seben an der 
Pflicht enticheidet. Es Tiegt mithin eine einzige Obligation vor, deren Sub- 
jekt eine in beitimmter Weife verbundene Mehrheit ift. Weil diefe Mehrheit 
nicht als Summe von Indivituen, fondern in ihrer Verbundenheit verpflichtet 
ift, zerfällt die Obligation nicht in Theile Und weil die Mehrheit fo ver- 
bunden ift, daß in ihr Einer für Alle ftehen foll, können nicht nur bie meh⸗ 
reren Perſonen zugleich, ſondern e8 kann auch jede einzelne Perfon als Re- 
praefentantin der Mehrheit kelangt werben). Dafür fommt aber auch, was 


sn Es entiteht daher andy bier der Hauptgegenfaß von antheildweifer Berech⸗ 
tigung und Fordernng zur gefammten Hand. Bol. oben S. 332—883, wo ber 
Unterfchied der Zorberung zur gefammıen Hand von der genoßenfchaftlihen Ge⸗ 
fammtforderung, der nunmehr ſich begrifflich firiren mußte, ſchon bezeichnet if. 
Das Charakteriftifche iſt auch Bier, daß die Mehrheit in ihrer Verbundenheit be⸗ 
rechtigt if: die Möglichkeit, daß Yeder dad Ganze verlangen und der Schuldner 
durch Leiſtung an Jeden fich befreien kann, ergibt fi demgemäß aus der Reprae⸗ 
fentation der Geſammthand durch jeden ihrer Träger. Denkbar find auch Verhält⸗ 
niße, wo nur Alle zufammen fordern können und nur Zahlung an Alle zufammen 
befreit. 

8) Bol. über das Bewußtſein diefed Unterſchiedes und bie Dafür in ben 
Duellen üblichen Ausdrüde Stobbe a. a. D. ©. 138f. 

s Stobbe an. a. D. ©. 142-144. 

°) Stobbe a. a. DO. ©. 185-174. Platner, die Birgihaft S. 36 f. 

0) Bol. die von Stobbe S. 157—160 gefammelten Onecllenftellen. Dazu 
Forſiding 3. Goslar 6. Grimm, W. III. 267 8 64: wur twene to samender 
hand lovet, dar heft he den wilkor, weme he best hebben kan, den mach 
he forderen, so forder dat neyn hat edder frevel mede en sy. Unb über bie 
Eolidarhaft bei der Einzinferei oben ©. 204 N. 29 u. 35. 

2) Es kann dies indeß dadurch ermäßigt werben, daß zunächft oder in den Fällen, 
wo es thunlich IN, die Mehrheit gemeinjchaftlich oder im einem beftimmten Bertretir ' 
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mit Einem abgemadht ift, Allen zu Gute*®. Inſofern, als eine gewiße Ein- 
beitlichkeit des Subjektes befteht, nähert fi) bieje Verpflichtung zur gefammmten 
Hand der korporativen Berpflihtung. Und da eine Genoßenſchaftspflicht mit 
jubfidiärer oder ſelbſt principaler Solibarhaft aller Genopen verbunden jein 
faun, bei der Mebrheitspfliht zur gefammten Hand umgekehrt eine Mobif- - 
kation der Einzelverhaftung durch principale Verweifung bes Gläubigers an bie 
Gemeinſchaft und die Gemeinichaftsfafje moͤglich ift, fo koͤnnen äußerlich fehr 
ähnliche Rechtöverhältnige entftehen. Allein es bleibt ber principielle Unter 
ſchied, daß dort außer ten Einzelnen eine bejonbere, von ihnen abgehobepe 
jnriſtiſche Perſon Schuibnerin ift, bier nur die Ginzelnen in kollektiver Zu- 
ſammenfaßung einheitlich fchulden. Deshalb fteht auch bei der Verbindlichkeit 
zur gefammten Hand immer der Gedanke an eine zuletzt eintretende Berthei- 
Iung der Leiftung unter vie Gefammthänder im Dintergrunde, weßhalb z. B. 
das deutſche Recht ohne Weiteres ſtets demjenigen, ber dad Ganze gezahlt bat, 
den Regreß gegen die Mitverpflichteten gewährt). Endlich Tann nun auch 
die Solidarbaft nah außen mit Theilhaft kombinirt werden. Es geſchicht 
dies bejonderd in ber Weije, daß vor bie Gefammihaft eine Haftung pro 
rata geichoben wird. Dann muß aljo jeder einzelne Mitwerpflidtete zumädhft 
auf feinen Theil belangt werden umd erft wegen bed Ausfall® zeigt die ge» 
tamınte Ha“d fi wirffam®). Dies Verhältniß harakterifirt fi als eine Mittel 
ftufe zwiſchen einfacher Mitverpflihtung und Berpflihiung zur gefammten 
Hand, intem dabei principaliter die Gettenntheit und erft ſubſidiär bie 
Verbundenheit der mehreren Subjelte der Einen Obligatien zur Geltung 
fommt. 
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Wie uns die Entwidelung des Körperſchaftsbegriffes einen Proceß vor 
Augen geführt hat, deſſen Snhalt die Loslöfung der einer Geſammtheit imma- 
nenten Einheit von der Gefammtheit in ihrer Vielheit und bie Anerfenuung 
biefer Einheit als Perfon war: fo hat eine parallele Entwidinng diejenigen 


(3. 8. die für ben Zins ſolidariſch verbafteten Theilbeſther oder Theitpächter im ber 
Perſon ihres Trägers) angegangen werben fol. Go if z. B. bei Gefchichaften 
aller Axt, in deuen die Einzelnen folibarlich haften, es mindeftens gebräuchlich, daß 
man fih zunächft an die Gefellfchaft in ihrer Verbundenheit hält Unb im Bezug 
auf Miterben beftimmt das preuß. 2. R. ı, 17 8 127 u. 151 ausdrücklich, daß 
fie vor der Theilung nur gemeinſchaftlich und bie Einzelnen weder in solidam noch 
pro rata verpflichtet find. 

es Stobbe a. a. O. S. 167. 

) Stobbe a a. O. ©. 171. 

0) Bol. die von Stobbe S. 161—166 gefammelten Quellenſtellen, bie ſich 
in diefem Sinne ausjpredhen. 
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bierfür geeigneten Berbandseinheiten, beren jelbftändiges Lehen aus einer für 
die VBerbundenen äußeren Duelle floß, von ihren finnlihen Trägern Iosgelöft 
und mit eigner Perfönlichkeit befleidet. Diefe Entwidlung, bie wir als Ent- 
widlung des Anftaltsbegriffes begeihnen Lönnen, haben wir an vielen 
Stellen berühren müßen. Ihre nähere Darftellung liegt außerhalb unferer 
Aufgabe. Es erübrigt uns aber, ihr gegenbilbliches Verhältniß zur Eutwid- 
Iung des Aörperfchaftsbegriffes und ihre Bedeutung für dieſe in kurzer Zu- 
ſammenfaßung zur Anſchauung zu bringen. 

J. Die Geſchichte des Anſtaltsbegriffes in Deutſchland führt zu⸗ 
rück auf den uralten Dualismus ven Genoßenſchaft und Herrſchaft!). Wie 
von je in der doppelten Form von Gefammtheiten und Herrn bie über Die 
Einzelperjönlichkeit hinansragenden Rechtsſubjekte zur Ericheinung kamen, fo 
mußte auch die Abſtraktion der idealen Rechtsſubjeltivität vom ihren Trägern 
fi) in einem doppelten Begriff vollziehen. Wie daher ber Körperichaftsbegriff 
dem Erfah der fihtbaren Geſammtheit burd eine unſichtbare Geſammt⸗ 
verjönlichkeit jein Daſein verbankte, jo lag der Uriprung des Anitaltöbegriffes 
in dem Erfah des fihtbaren Herrn drrch eine unfidhtbare Einperjönlichkeit. 
Su feiner weiteren Fortbildung und Verzweigung aber hat dann ber Anitalts- 
begriff fi) in reichhaltigfter Weiſe differenziirt und babei vielfach ein an fein: 
erfte Entftehung kanm noch erinnernded Gepräge angenommen. 

Unzweifelhaft war es das kanoniſche Recht, welches den Auftaltebegriff 
zuerft und zwar in voller Reinheit und Schärfe ausprägte. Wir haben 
früher gefehen®), wie der kanoniſche Anftaltsbegriff, in der Kirche felbit 
vielleicht von je vorhanden, im allgemeinen Rechtöbewußtfein nur allmälig die 
finnlicheren Vorftellungen der alten Zeit verbrängte. Aber er verbrängte., fie, 
und aus dem überizdifchen Herrn wurbe ein abftraktes Rechtsſubjekt. Die 
Kirche in ihrer Gefammtheit, die Einzelkirchen, die Klöfter, die Orbensinftitute 
und alle anderen kirchlichen Berbandseinheiten ftellten fi als Anftaltsprrfonen 
dar. Sie erſchienen als Berkörperungen eines ben Verbundenen trandcen- 
denten Willens, der den ihm dienenden Organismus von oben und außen her 
befeelte und richtete. Als letzte Duelle dieſes Willens dachte man fi) den 
göttlichen Willen felbft. Gott hatte feinen Willen in die Kirche hineingelegt, 
die Kirche theilte ihn allen ihren Zheilorganismen mit, und fo war jebe kirch⸗ 
lie Anftalt uur der verjelbftändigte Körper des lofalifirten und inviduali- 
firten goͤttlich⸗kirchlichen Allgemeinwillene. Gerade diefe religiös-theologiiche 
Bafis der anftaltlichen Auffapung der Kirche war es, die den von ihr fehr 
weientlich gefärbten Mechtöbegriff der kanoniſchen Anftaltsperjon auch einer 
Zeit verftändlih machte, die im Uchrigen ber Abftraktion noch ferner ftand. 
Benn daneben im Eanonijhen Recht römifchrechtliche Anfchanungen und For⸗ 


) Val. oben 8 4.- 
2) gl. oben $ 19. 
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mulirungen fortlebten, welche den Anftaltebegriff mitbeftimmten, fo hatte vice 
zunächſt für das allgemeine Bewußtfein nur geringe Bedeutung. Dagegen 
war es für die Wahrung bes Zufammenhangs mit den weltlichen Rechtsin⸗ 
ftituten und Rechtsbegriffen von größter Wichtigkeit, daß aus dem Recht der 
germaniſchen Herrichaftöverbänte und Grundftücksſphären eine Fülle von 
Merkmalen an dem kanoniſchen Anftaltäbegriff baften blieb. 

Veit fpäter und unvollftändiger, aber zunächft im Wefentlichen in durch⸗ 
aus felbftändiger und eigenthümlicher Weiſe begann fi) in weltlichen Herr⸗ 
ihafteverbänden der Anftaltöbegriff in tem Gedanken einer vom Herm nur 
repräfentirten Obrigkeit durchzuringen. Bor Allen war es, wie fich gezeigt 
bat°), die Idee der Landeshoheit, in welcher eine Loslöfung der idealen Ein- 
beit des über ein beitimmtes Land erſtreckten obrigkeitlichen Verbandes von der 
Sndividualperfönlichleit bes Landesherrn vollzogen ward. Die Anfänge einer 
ähnlichen Entwicklung laßen fi aber auch in den untergeordneteren Herr⸗ 
ſchaftsverbãnden verfolgen, indem auch in ihnen mehr oder minder deutlich ber 
Gedanke einer beftändigen Gerichtsobrigkeit, Ortsobrigkeit oder Gutsobrigfeit 
hervortrat, welcher eine felbftändige, vom Wechſel ihrer finnlihen Träger un- 
abhängige Eriftenz zugefchrieben ward. Zum vollen Abſchluß kam freilich 
diefe Entwidlung nicht, da der obrigkeitliche Landesftant alle aus eignem Recht 
beitehenden untergeorbneteten Obrigkeiten begrifflich abjorbirte, bevor die eigne 
Nechtöweienheit der entiprechenden Herrichafteverbände juriftiich ausgeprägt und 
zum Haren Bewußtfein gebracht war. Und auch bie Landesobrigkeit felbit 
wurde zunächft Beineswegs in vollbewußter Weiſe als eine für ſich keftehende 
Perſon gedacht und benannt, fondern mit dem Lanbeöherrn als ſolchem oder 
auch mit der Eorporativen Einheit des regierenden Haufe identificirt. Allein 
joweit nur die Eigenfhaft "des Landesheren, Landesherr zu fein, von feiner 
Privatperjönlichkeit begrifflich getrennt ward oder Aehnliches bei einem andern 
Herrn geſchah, war der Sache nad eine eigne Perfönlichfeit der buch das 
Berbandehaupt dargeftellten Berbandseinheit anerkannt, wenn aud bie 
Durdführung der daraus fih ergebenden Konjequenzen noch Jahrhunderte for» 
deite. Und als jpäter die Lanteshoheit unter Zurückdrängung des ihr ent- 
gegenftehenden ftändifchen Landesgemeinweſens fi zur ausfchliegliggen Trägerin 
des Landesftantswejend erhob, da wurde in dem Begriffe und unter dem Ramen 
des territorialen „Staates“ die obrigkeitliche Berbandseinheit tes Landes auf 
das Beftimmtefte auch äußerlich perjonificirt. Der Staat im Sinue einer 
unfichtbaren Anftaltsperfon war nun das unfterbliche Subjelt der in ber Landes⸗ 
hoheit zufammengefaßten Rechte und Pflichten, der Landesherr aber war bie 
fihtbare Verförperung ber unfichtbaren Staatdeinheit und deshalb zugleich das 
ftantsrechtlich zur ausfchlieglichen Trägerſchaft der Landeshoheit berufene Staats 
organ. Diefe ganze Entwicklung vollzog fi zunächſt im Weientlichen auf 


2) Bol. oben ©. 866 f. 
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beutfchrechtlicher Grundlage. Denn die inneren Triebkräfte, beren Entfaltung 
zu einem ſolchen Ziele drängen mußte, fchlummerten von je im germanifchen 
Herrſchaftsverbande, das Vorbild aber, welches fie weckte und ihnen bie Rich 
tung anwies, lag in der einheitlichen Seite des früher vollendeten forporativen 
Gemeinweſens. Es trat nur naturgemäß das Bedürfniß, ein abftraktes Rechts⸗ 
jubjeft an die Stelle der finnlih wahrnehmbaren Träger des Verbandes zu 
jegen, bier um Vieles fpäter hervor. Dec ift nicht zu verkennen, daß auch 
ter fanonifche Anftaltsbegriff auf tie Geftaltung der weltlichen Herrſchafts⸗ 
verbände eingewirkt und bei der fpäteren Fortbildung des obrigkeitlichen Staate- 
begriffes fogar eine entſcheidende Rolle gefpielt hat. Und ſchließlich war es 
dann vor Allem der Einfluß des römifchen Rechts und ber antiken Staatd- 
idee, welcher auf den Abſchluß des obrigkeitlihen Staates beftimmend und 
formend wirkte So ift es begreiflih, daß ber obrigkeitlihe Anftaltöbegriff 
nit nur verjchiedene Phafen durchlaufen, jondern auch von verjchiedener 
Seite ber verſchieden aufgefaßt werten mußte Immer aber blieb ihm cha⸗ 
rafteriftiih, daß für ihn ber finnlich wehrnehmbare Herr zur Verkoͤrperung 
einer als Perſon gefeßten unfichtbaren Einheit wurde, deren Lebensquelle außer- 
balb der durch fie verbundenen Vielheit Ing. Es war fein zur Einheit orga- 
nifirter Geſammtwille, fondern ein für die Gefammtheit ſchlechthin höherer 
und äußerer Alleinwille, der bier die felbftändige Lebensordnung ber von den 
Individualſphären abgetrennten Allgemeiniphäre ſchuf und beberrichte. Woher 
diefer Wille ftammte, das mochte dann freilich fehr verſchieden beantwortet 
werden. Man mochte ihn Iebiglich auf fich jelbft erklären oder auf eine hoͤ⸗ 
bere Duelle zurüdführen,; man mochte fein Vorhandenſein als eine gejchicht- 
lihe Thatjache hinnehmen; man mochte ihn im Sinne der mittelalterlihen 
Reichsidee als Ausfluß der Reichögewalt betrachten, die felbft wiederum als 
unmittelbare Einjeßung durch göttlichen Willensakt erſchien; man mochte unter 
bem Einfluß ter fpäteren und beſonders ber proteftantifchen Kirchenlehre jede 
einzelne Obrigfeit bireft als göttliche Stiftung anfehen und fomit im Staat 
eine dem göttlichen Willen entftammende Anftalt erbliden; man mochte end 
lich im Anſchluß an antike Ideen in den mannichfachften Formulirungen die 
Staatderiftenz auf veränßerten Volkswillen zurüdführen, der, einmal konſti⸗ 
tuirt, für alle Zeiten als fouveräner Alleinwille abgeſchloßen daſtand: in allen 
Fällen war es Fein der Geſammtheit immanenter, fondern ein außer ihr 
ftehender Allgemeinwille, welcher fih in der obrigkeitlichen Anftalt ver- 
koͤrperte. 

Am nächſten berührten fi ber kirchliche und der weltliche Anſtaltsbegriff 
in den Öffentlihen Sinzelanftalten, welde ber feiner ſelbſt bewußt 
gewordene öffentlihe Wille für beftimmte Zwede ins Leben- rief und mit 
eigner Perjönlichfeit ausſtattete. Auf folder Anftalteftiftung beruhte feit 
alter Zeit die gefammte Ausbreitung der Kirche, ihre Zertheilung in Einzel 
firchen, ihre Thätigkeit für religtöfes Leben, für Unterrichtszwede und für Hu- 
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manität.. In ganz analoger Weiſe verfuhr ber Staat. feitbem er mit ber 
Kirche in der Sorge für das öffentliche Kulturleben rivaliſirte. Und in ge 
wißem Umfange giengen ſchon früh auch von andern äffentlihen Berbänben, 
von Stänbelörpern, von Gemeinden u. |. w. ähnliche Anftalteftiftungen aus. 
Alle ſolche oͤffentlichen Anftalten, wie fie dann bis zur Gegenwart für bie 
mannichfachſten Zwecke, für bie Pflege von Wißenſchaft uub Kunft, für dem 
Unterricht, für die Förberung von Verkehr, Handel und Gewerbe, für Wirth⸗ 
ſchaftsfoͤrderung, für Unterftügungs- und Wohlthaͤtigkeitszweclke unb zum Theil 
auch für Erwerbszwecke ſich außerordentlich vermehrten*), erſcheinen, ſofern fie 
überhaupt als Rechtsſubjekte anerkannt find, lediglich als Berjelbftändigungen 
eines von dem höheren oͤffentlichen Willen abgezweigten Theilwillens. “Der 
Staat, die Kirche oder eine andere dazu befugte Allgemeinperſon jchafft einen 
Anftaltstörper, befeelt ihn mit dem eignen in beftimmter Richtung von nun 
an gebundenen Willen, gibt ihm durch eine Berfaßung eine unabhängige 
Lebensorbnung, vermöge deren beftimmte Organe als Funktionäre bed beion- 
deren Anftaltslebens Tonftituirt werben, und erflärt die jo zum Sonberleben 
befähigte Auftalt für eine rechte, willene- und banbInngsfähige Perfon. 

Bon ganz beionderer Wichtigkeit enblih war es, daß durch die Bermitte- 
lung des kanoniſchen Rechtes au dem Privatwillen bie Möglichkeit, Anftalten 
mit Rechtsperfönlicgkeit ins Leben zw rufen, gegeben und von ihm in um⸗ 
faßender Weife verwertbet wurde. Denn nichts Anderes als perfonificirte An- 
ftalten, in welchen ber in beftimmter Richtung firirte Wille des Stifters fort. 
lebt und ben von ihm gejchaffenen Organismus dauernd beberricht, find Die 
‚ Stiftungen bes älteren und neueren Rechts. Diejer Charakter der Stif- 
tungen war allerdings im Mittelalter midht volllommen feft und unzweidentig 
ausgeprägt. Vielmehr verbunfeltett ihn zum Theil andere fi bamit kren⸗ 
zende Anfchauungen. So lehnten fi jehr vielfach die Stiftungen bis zu 
einem ſolchen Grabe an beftimmte Kirchen an, daß fie nur als ein durch bie 
befondere Zweckbeſtimmung und Verwaltung abgegrenzter Beitanbiheil bes 
Vermoͤgens bed Heiligen oder feiner Kirche erſchienen 6). Als dann fpäter bie 
ftäbtifchen Gemeinweſen, die engeren und weiteren politiichen Körperfchaften 








“ Dot. Th. I. 874 f. 959 f. 1019 f. 1049 f. 1065 f. 

5) Beſonders war bied zB. bei. ber Stiftungen von ewigen Meffen, Bilarien, 
Altären u. ſ. w. der Fall; vgl. 3. B. Ried 1216-1218 (wo in einem Salbuch 
für Straubing die zahlreichen von Stäbten, Herzögen, Zünften Familien (beevm 
Senior dann die Berleifung bat) ‚und Bruderſchaften geftifteten ewigen Meſſen 
mitgetgeilt werben); Wehrmann, Iüb. Zunftr. 261, 263 un. 265; Urkb. bes üb. 
Bisth. ©. 164 f.; Ur. v. 1276 Nr. 125 6. Ennen n. Ederg III 8. 100-102. 
Ebenſo bei vielen Almofenftiftungen, welche einer beftimmten Kirche einen Fonds 
zu regelmäßigen Spenden überwiefen; Mone L 129 f.; Kriegk, Bürgerth. 16Lf. 
Mitunter aber auch bei Hospitälern und VBerforgungsanftalten Als Eigen- 
tyümer ber Stiftung galt dann ber Heilige, weshalb 3. B. Vermädtziße für 
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und die Kerritorialftanten das Stiftungsweien zum Theil in bie Hand nahmen, 
ba wurden auch zu ihnen viele Stiftungen in ein ähnliches Berhältniß ber 
vollen Abhängigkeit gebracht und als befonbere, einem beflimmten Zweck ge- 
widmete Bermögenslomplere innerhalb des ſtädtiſchen, korporativen ober ſtaat⸗ 
lihen Eigenthums aufgefagt®). Sehr zahlreich ferner waren von je die Fälle, 
in denen eine Bruderſchaft oder anberweite Perfonenvereinigung von vorn- 
berein für einen beftimmten Stiftungszweck fich bildete, Zuwendungen dafür 
entgegennabm, die Stiftungsanftalt errichtete und ihr Torporatines Leben dau- 


fromme Zwede als Legate an Sankt Niklaus, S. Katharina, ©. Agnes bezeichnet 
werden (3. B. 1847 b. Schreiber I. 865 f.), bei Hoßpitälern in zahlloſen Ur⸗ 
Funden ber heilige Geiſt ſelbſt ale Rechteſubjekt erfcheint (3. B. im lüb. Urkb. IL 
1069 u. häufiger noch bei Lappenberg im Hamb. Urkb.), und vielfach fogar das 
Bruderfhaftsvermögen ale Eigentyum des Heiligen vorgeftellt wird (oben S. 895 
N. 53). Oder das Eigenthum der Stiftung wird ber Kirche. als folcher zugelchrie- 
ben, 3. B. 12738 6. Ennen u. Ederp II. 144 eine Stiftung für 14 Beghinen 
„ecclesie 8. Gereonis.“ Ganz ausdrüdlich heißt es in der Urk. v. 1926 b. Ried 
345 von dem großen für 100 Arme beftimmten Regensburger Hospital, daß es 
im gemeinfchaftlichen Cigentyum (dominium) ber Domlirche und der Stabt ftebe. 
Su diefem Hospital ſoll ftetd ber Bifchof und fein Nachfolger „principalem 
potestatem“ Baben; 4 Domberrn und 4 Bürger follen als ein fich kooptirendes 
Kolleg „‚dispensationem circa idem hospitale ad pauperes“ beforgen; das Hos⸗ 
pital joll nie „a dominio canonicorum majoris ecclesine‘ veräußert werden; 
„volumus quoque, . .. ut ipsum hospitale pari modo sit sub dominio Ratis- 
ponensium civium, ut, si quisquam illud alienare vellet ab Eccl, Ratisp., 
omnes potestatem habeant contradicendi.“ 

%) Am früheften treten Spuren einer foldden Auffaßung in den Städten her⸗ 
vor. Die Regensb. Urt. v. 1226 in ber vor. Note zeigt, wie ſchon damals bie 
zwiſchen Kirche und Stadt getheilte Verwaltung eines Hospitals zu der Idee eines 
wirklichen gemeinfchaftlihen Eigenthums Beider daran führte, ähnlich 1278 6. 
Boehmer 183. Als dann fpäter Spitäler, Berforgungshäufer, die Anftalten ber 
Beghinen und Begharden und zuletzt die gefammte Armenpflege unter rein bürger- 
liche Verwaltung und oft ganz volifiänbig im bie Hände des Rathes lamen (oben 
©. 741 Note 152), da gieng fehr Hänfig bie Vorftellung ſtädtiſcher Berwaltung 
in die Vorſtellung eines ansfhließlichen ſtädtiſchen Eigenthumd über. Am Ent. 
ſchiedenften prägte fi dies bezüglich der Stiftungen für Arme aus, indem diefe 
mebr und mehr von ber Stabt an fich gezogen, fpäter aber oft von vornherein 
in die Form von Vermächtnihßen an bie Stadt mit der Beftimmung ihrer Ber- 
wendung „zu einer ewigen almosen“ gekleidet wurden (Kriegt 161—176 u. 
548 f.). Im 15. Jahrh. (3. 8. 1487 in Frankfurt) erfcheint das „Almofen’ ober 
ber „Almoſenkaften“ in ber Regel fchon als ein von befonberen Almofenpflegern (meift 
einigen Rathsherrn und einigen Bürgern) nuter Auffiht des Raths (ober eines 
Almofenamtes) verwalteter ftäbtifcher Sonderfonds, der nichts als ein für ben 
Zweck der Urmenpflege abgetrenntes Stud des Stabtvermögend if. Dieſe ganze 
Auffaßung erfeichterte dann nach ber Reformation bie fo vielfach vollzogene ftaat⸗ 
liche Einziehung des Vermoͤgens ber geiftiiden Stiftungen und Bruderſchaften. 
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ernb dem Dienfte und ber Verwaltung dieſer Auftalt wibmete, — Bälle, in 
denen es dann ſehr nahe lag, in dem zur beftändigen Einheit organifirten 
Perjonenverein das Subjeft bes Stiftungsvermögens zu erblicken7). Nicht 
jelten fanb fi) auch während bes ganzen Mittelalters eine Torporative Orga⸗ 
nijation derjenigen Perfonen, welchen eine Stiftung zu Gute fam, z. DB. ber 
Armen im Armenbanfe, der Siechen im Hospital, ter Injaßen im Berjor- 
gnngehaufe®), und es machte fi) dann oft geradezu bie Anſchauung geltend, 
dat die Gefammtheit diejer Perfonen Eigenthümerin des Stiftungsvermögens 
jei?). In allen Fällen aber war es beſonders bie im beutfchen Recht be» 
gründete relative Selbftändigfeit der objektiv einheitlichen Sonderfphären, wo- 
durch es möglih wurde, die dauernde Beſtimmung eines Bermögens für 
einen Stiftuugszwed zunächſt auf die objektive Beſonderheit dieſes Vermögens 
zurüdzuführen und die Frage nach dem eigentlidhen Subjeft diefes Bermögend 


) So bei Heöpitafbruberfchaften, Elenbögliden, den Stiftungen der Hand» 
werfsbruderfchaften n. f. w. Vgl. 3. B. Url. v. 1193 b. Boehmer 13; 138% 
u. 1484 b. Ried 568 u. 1067; 1385 b. BWebrmann 261, 263 u. 265; auch ib. 
459, 499 u. 508. Die Auffaßung, daß der von einer Bruderfchaft andgegangene 
and von ihr verwaltete Stiftungsfompler einen Theil ihrer Torporativen Rechts⸗ 
fphäre bitde, tritt . B. bervor, wenn bei Wehrmann 427 bei Bereinigung bes 
Amtes der alten und nemen Schneider das dem erfleren bisher allein gehörige 
Stiftungsvermögen (sulck geistlick lehn u. broderschop) nunmehr „an dat gantze 
ampt“ übertragen wird. — Umgelehrt fommen auch Stiftungen Fremder zu Gun- 
ſten einer Bruberfchaft vor, z B. 1496 b. Ried 1092. 

°, Vgl. über ben Torporativen Charakter der Armenhänfer ſchon im frünkiſcher 
Zeit Fehr, Staat m. Kirche im fränk. Reich (Wien 1869) S. 409; über bas 
Verſorgungshaus in Nürnberg v. 1338, in welchem die Aufgenommenen eine Art 
Bruderfchaft bildeten, Krieg? 100; über die Torporative Berfaßung der Beghinen- 
häufer ib. 103 f. u. Th. 1 ©. 435. 

9) Daher heißt es 3. B. 1276 6. Schreiber I. 87: daz ich han den hof 
ze Hochdorf daz driteil geben den siechen an dem velde. 1347 ib. 365 f.: den 
guoten lüten. Ennen u. Ederg II. 367: dimidia marca predicti census sol- 
vetur annis singulis fratribus in Stolikengazen, dimidia marca fratribus mi- 
noribus, dimidia marca penitentibus, dimidia marca leprosis in campis. 1272 
ib. IIL 52: pauperibus; 1282 ib. 199: cedat pauperibus ejusden domus. 
Ebenfo häufig bei der Stiftung von Beghinenhänfern, 3. 8. 1387 ib. 260: „duo- 
decim pauperibus begginis ad inhabitandum et perpetuo possidendum.“ Bol 
1270 ib. &. 1, wo zwei Ehegatten ein Haus mit Zubehör an „novem personae 
pauperum mulierum‘‘ dergeftalt zu freiem Eigenthum überweifen, daß im Falle 
bed Abganges einer von ihnen die Stifter und nad) ihrem Tode der jebesmalige 
Familienältefte mi: Rath bed Pfarrers von ©. Alban eine andere Perjon beftimmen 
follen, welche in den Mitgennß der Stiftung einzutreten hat. — Rur eine Ansdehnung 
biefer Auffaßung iR bie befannte Theorie, welche alles Kirchengut als Eigenthum 
ber Armen und die Kirche Iediglich ale Berwalterin betrachten wollte. Thomas- 
sinus 1. c. IIL 3 c. 26—33. 
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in der Schwebe zu halten oder ungleich zu beantworten. In älterer Zeit 
knüpfte dieſe Borftellung der Stiftungsiphäre als einer in fid) geglieberten 
und geichloßgenen Objeltsipbäre ganz wie bei dem Kirchenvermögen ober ber 
weltlichen Grundherrſchaft an einen räumlichen Mittelpunft an, jo daß ber 
Sulegriff aller durch die gleiche Zwedbeftimmung und einheitlihe Verwaltung 
znfammengehaltenen Sachen und Rechte als Zubehör des Hospitales, des Sie⸗ 
chenhauſes, des Schulhanfes u. ſ. w. erfchien!®). Später wurde das objektive 
Band verinnerlicht und der zweckbeftimmte Sonde, der Vermoͤgenskomplex als 
folder mit der Bebeutung einer objektiven Bermögenseinheit ausgeftattet, wo- 
bei die Abfonderung auf rein objektiver Bafis in fo weitem Umfange möglid) 
war und bis heute blieb, daß der thatſächliche Unterfhieb zwiſchen Stiftungen 
mit eiguer Rechtefubjeltivität und Stiftungsfonds im Eigentum des Staates, 
einer Kirdhe, einer Gemeinde ober einer antern Körperſchaft nur unbedeutend 
war!!), Trotz aller diefer anf eine andere Entwidlung hinwirkenden Faktoren 
jedoch rang fich im Allgemeinen die ſchon frühzeitig erkennbare Vorſtellung, 
daß die Stiftungsanftalt als ſolche das Subjekt des Stiftungsvermögens jei, 
mehr und mehr zur Klarheit durch und erhob fi zum leitenden Princip des 
Stiftungsweiens. Ganz wie bei der Einzelkirche oder tem löfterlihen In⸗ 
ftitut wurde die Anftalt als ſolche unter dem Namen des Haufes, bes Hospi⸗ 
tals u. ſ. w. perfonificirt und als Eigenthümerin der für den Stiftungszweck 
Eonftituirten Vermögensfphäre anerfannt1?). Der Heilige, nach welchem auch 


10) Deshalb ift auch ber Name des Haufes fpäter zum Namen des Rechts 
fubjeftes geworben. Die urſprüngliche räumliche Auffaßung wirb durch bie Analo- 
gie mit den Gotteshäufern (oben S. 542.) um fo mehr bewieſen, als zu jebem 
Spital oder Berforguugehans eiue Kapelle oder Kirche gehörte (Krieg ©. 93 f.). 
Bol. au 1226 6. Ried 345: si contingat, Zocum in divitiis augmentari, 

1) Bgl. oben Note 6 a. E. — Die herrſchende Lehre fieht ia fogar in ber 
GStiftungsperjon nichts als eine Perjonififation des Vermögens als ſolchen. 

12) So wird 3. B. in Köln das Helligegeiftfpital ald „domus sancti Spiri- 
tus“ durchgehende perſoniſtcirt. Bgl. z B. bie Url. v. 1270 b. Ennen m. 
Ederg IIL 7: tradidimus et remisimus domus sancts Spiritus in Colonia et 
effestucavimus super ipea ita, quod dieta domus s. Spiritus memoratam parti- 
culam (einen Hausantheil) Iibere optinebit et divertere poterit ad sue bene- 
placitum voluntatis; ugleich wirb „demwi s. Spiritus‘ Gewähr wegen ekwaiger 
Eviltion geleiſtet. Derfelden „domui‘ wirb 1270 ib. 10 ein Haus übertragen, 
12376 ib. 99 eine Jahresrente Lonftituirt, 1279 ib. 152 eine Schenkung gemacht, 
1281 ib. 178 ein Vermächtniß andgefebt und eine Exrbzinsrente cedirt. Das Haus 
als ſolches ſoll zahlen (1378 ib. 141: eadem domus solvet) und ihm wird ge- 
ſchuldet und gezahlt (1810 ib. 548: solvendis domui spiritus sancti; 1295 ib. 
403: dabimus et solvemus ipsi domui s. spiritus). Eso ift erbfähig (1282 ib. 
199: domus s. Spiritus . . succedat dictis consanguineis . .. in tota heredi- 
tate), Es faun kaufen und verkaufen (4. B. 1310 ib. 543 Bererbpachtuug eines 
Haufes, que est ipsius domus Spiritus sancti; 1282 ib. 199: ita quod ipsa 
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jest eine Stiftung oft genannt warb, erfdhien nun als bloßer Schutzpatron '3); 
die kirchliche, ftantliche oder Torporative Theilnahme an ber Stiftungsvenwal- 
tung verwandelte fidh, ſoweit wicht das einzelne Stiftungsgefeß ihr eine andere 
Bebentung verlieh, in eine Aufficht über fremde Bermögensverwaltung'*); bie 








domus s. Spiritus nulla necessitate dictam hereditatem vendere vel alienare 
possit et debeat). Bgl. auch ib.: omne jus . . in ipaos nomine ei ad ntiliiaien 
dicte domus transferendo; ib. 404: usus et utilitas ipeius domus; and 
ib. 208. 220. 224: 225. 881. 433 u. f. w. — Sn ganz ähnlicher Weile werben 
anbere Kölner Spitäler in ben Urkunden als Rechtsſubjekte aufgeführt, z. B. dus 
hospitale s. Andreae ib. 172. 212. 227. 30%. 448. 515; anbere Siechenhäufer 
ib. 204. 237. 307. 388. 424. 522. 526. 529. — Gbenfo die Beghinenhäuſer, 3.8, 
1395 ib. 404; aud ib. 40. 91. 97. 146. 1%. 279. 290. 298. 351. 404. — Unb 
wenn eine Stiftung bie ganze Anftalt zuerft ins Leben ruft, jo wirb dabei dem 
Bewußtfein deutlich Ausdrud gegeben, daß dadurch ein neues Rechtsſubjekt gefchaffen, 
biefem das Eigenthum bes Stiftungsvermögend überwiefen und in ber gleichzeitig 
niedergefeßten DVerwaltungäbehörbe ihm ein Organ gegeben wirb; vgl. z. 8. 
1287 ib. 250: ein gewißer Hermannus ſchenkt unb widmet ein Haus „ad hospitale 
inde faciendum ad hospitandum in e0 beckinas et pauperes in honorem 
dei ;* zugleich feßt er feft (ordinarit et disposuit), quod post mortem ipsius 
duo officiati, quos officiati ad hoc deputaverint videl. parrochie s. Columbe 
Coloniensis, aößsumpto eis guardiano fratrum minorum, si voluerint eum sibi 
assumere, erunt provisores dioti Aospitalis, ita ut ipsi disponant et provide- 
ant dicto hospitali; Abniich 1295 ib. 404; 1282 ib. 198f. u. bei vielen anderen 
Stiftungen. — Ju gleicher Weife werben in Frankfurt a. M. bie Spitäler, Ver⸗ 
forgungsanflalten, Beghinen- und Begharbenhänfer, Waiſenhäuſer, Findelhäuſer, Bett 
lerftiftungen und Elendenherbergen perfonificirt, e8 werben Ihnen Eigentum nub 
Nutzungsrechte, Grunbfiüde, Gülten und Baarvermögen, Dienft- und Abgabepflich- 
ten gegen bie Stadt und öffentliche Rechte zugefchrieben, es if davon bie Rebe, bafı 
fie laufen und verfaufen; Kriegta. a. D. 75 f. 90f. 93. 97f. 102. 125 f. 132 f. 
136 f. 143 f. 153 f. 532 (unten in Rote 14); 1193 b. Boehmer 18: allodium 
‘ donavimus hospitali. — Bgl. au) 1297 6. Schreiber 145: Geld vermacht dem 
spital vom heiligen geist; 1847 ib. 865—667: dem spital der armen lüte ze 
Friburc. — Ferner 1211 b. Ried 302 (hospitali) u. 1226 ib. 346; 1261 m. 
1336 b. Remling 288 u. 521; Gudenus II. 3 u. 140; 1208 6, Zappen- 
berg 298 f., lüb. Urtb. I. 293. 815. 498. 429. 480f. 614. IL 36. 216. 231. 
882; 1263 im Urkb. des Bisth. Kübel 164—168 (viearia . . habet proventus; 
pertinet ad vicariam). 

2) Kriegk S. 179. Auch foll ber heilige Geiſt bie Vermaltnngäbehörbe in- 
jpiriven, 1287 b. Ennen u. Eder III. 250: prout eisdem (ben provisores 
des neu errichteten Spital?) Spiritus sanctus ordinandum et prövidendun in- 
spiraverit. 

) So wird z. B. in Frankfurt bei Veräußerung ober Anlauf von Grund» 
ftüden buch Spitäler und Beghinenhäufer geforbert, daß deren Pflegeämter die 
Genehmigung bes Raths einholen: allein es if das Spital, das Haus, welches 
verkauft oder kauft, und ber Rath bat un als Auffichtebehärde mitzuwirken, 
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für den Dienft und die Verwaltung der Stiftung beftimmten ftändigen Per- 
onenvereine erjchienen als Tollegialifche Anftaltsorgane!5); bie Perfonenge- 
fammtheiten, welchen bie Stiftung zu Gute kam, ftellten fich lediglich noch 
als Deftinatäre ihres Nutzens dar!) ; und die objektive Einheit des Stiftungs- 
fonds war nicht (wie auch heute vielfach gelehrt wird) der ausſchließliche Grund der 
Abfonderung des Stiftungsvermögens von ber übrigen Bermögenswelt, fondern 
nur eined unter ben Elementen, aus welchen fi der Anftaltsförper zuſammen⸗ 
feßte und demgemäß ein ber objektiven Einheit entiprechendes einheitliches 
Rechtsſubjekt erwuchs!). Soweit nun aber in dieſer Weile der Begriff einer 
eignen Stiftungsperſoͤnlichkeit durchdrang, lag darin ein durch das pofitive 
Recht ermöglichtes Fortleben des Willens des Stifters. Denn wenn ber kirch⸗ 
liche, ftantliche oder fonftige öffentliche Wille fih der Stiftungsperfon gegen- 
über nicht fchaffend und Heftimmend, jondern nur anerfennend und beauffid- 
tigend verhält; wenn alle durch das Stiftungsgefeß zur Thätigkeit für den 


Kriegt 93. 105. 155. 1449 ib, 532 N. 72: der spitale sal der elenden her- 
berge ir lant abekeuffen. 1447 ib.: dem spitale nit gonnen, die dru fierteil 
landes o. ander eigen u. erbe czukeufen. 

5) Kollegien von provisores, procuratores, Meiftern, Pflegern oder Bor- - 
mündern (Kriegk a. a. DO. 81f.) welde nach ber erften Einſetzung theils ſich 
felbft ergänzen, theild durch die Beftellung feitend beſtimmter geiftlicher oder welte 
liher Behörden, Zamilien oder Körperfchaften ergänzt werben, finden ſich bei allen 
Stiftungen, daher 3 B. auch bei den Beghinenhäufern troß ihrer inneren Korpora- 
tionsverfoßung ( Kriegk 105; Ennen u. Ederk III. 1 (oben Rate 9). 250 (oben 
Note 12). 404 u. f. w.). Diefe Kollegien handeln, erwerben und veräußern für 
die Anſtalt (3. B. magister et provisores b. Ennen u. Edert III. 185. 141. 
152. 173. 230. 261. 385. 414. 416. 515. 545), aber im Namen der Anſtalts⸗ 
perfon. Vgl. 1286 ib, 280: ad manus provisorum 8. Spiritus in curia Col. 
jus et proprietatem dicte marce in ipsos transferendo. 1295 ib. 408: cum 
. . magistris seu provisoribus prefate domus s. Spiritus nomine ipsius 
domus concordavimus; ipsi domui 8. Spiritus et ejus provisoribus nomine 
suo. 1278 ib. 141: dicta domus seu provisores et magistri ejusdem 
solvet. 

16) 3.2. 1211 b. Ried 302: Aospitali s. Johannis in Ratispona ad usw 
pauperum ibidem tunc presentium et futurorum,. Ebenſo haben bie Beghinen 
in ihrer Eorporativen Dereinigung nur ein Gennßrecht, während das Eigenthum 
bei der Stiftungsanftalt it und von einem eignen Pflegamt verwaltet wird (oben 
N. 12 u. 15). Daß die Anftaltöperfon als ſolche Eigenthümerin if, ſchließt na⸗ 
tärlich die Konftituirung fefter Sonderanrechte Einzelner nicht aus, wie fie ſich in 
Praebenden (3. B. Wehrmann 501), den oft förmlich verkauften Siechenpfründen 
(Krieg ©. 87), bei FZamilienftipendien und in hundert andern Zällen finden. 

19 In ähnlicher Weife daher, wie bie Worte „Stadt”, „Amt“, „Kirche“ 
u. f. w., erhalten uun auch die Worte „Haus Fonds’, „Stift” u. |. w. eine 
Doppelte Bedeutung, indem fie das Rechtsſubjekt und bas feine Baſis bildende Rechts⸗ 
objett gleichzeitig ausdrliden. 
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Stiftungszweck berufenen Perfonen nur als verfaßnngsmäßig berufene Organe 
ber Anftaltsperfon funktioniren, nicht aber aus ihrem Sonberwillen heraus 
ben Stiftungswillen bilden ober verändern; wenn endlich alle Perfonen, denen 
die Stiftung zu Gute kommt, durchaus außerhalb bes aktiven Auftaltserga- 
nismus ftehen: fo iſt e8 einzig und allein ber fchöpferiiche Wille des Stifters, 
welcher nicht nur, indem er ſich in beftimmter Weiſe feiner felbft entäußerte 
und in einer mit Vermögen auögerüfteten und durch eine Verfaßung organi- 
firten Anftalt verkörperte, die Stiftungsperfon ind Leben rief, fonderu welcher 
and fort nnd fort das belebende und Feftimmente Princip derjelben bildet. 
Für alle Zeiten alſo firirt fih in dem Stiftungsförper ber urſprüngliche Stif- 
tungswille, ex bindet in unbeftimmte Zukunft Hinaus eine Reihe fremder 
Willen und macht fie zu feinen ansführenden Organen, er hält den von ihm 
and von ihm allein befeelten Anftaltsorganismns zujanımen, und er vermag 
fo, wenn feine uatürliche Eriftenz längft beendigt ift, dennoch im Recht ala 
Kern einer Perfönlichkeit fortzuleben. Offenbar liegt in einem Snftitut, wel- 
ches jo dem einfachen Privatwillen ben Weg zu unfterbliher Geltung bahnt, 
eine Tünftlihe und in gewißem Sinne anomale Ausdehnung ber inviduellen 
Willensmacht über die Grenzen ihres natürlien Daſeins. Deshalb muß 
auch, wenn anders die zum Selbftihug unfähigen Willen ter längſt verftor- 
benen Stifter nit dem Spiel des Zufall anheimgegeben fein follen, ter 
öffentliche Wille fie feinem beſonderen Schuß unteritellen, und deshalb muß 
anbdrerfeits, wenn nicht die Gegenwart in ungebührlicher Weiſe durch bie Ber- 
gangenheit zefeßelt werden fol, irgendwie dafür gejorgt jein, daß bei allzu 
grellem Widerſpruch mit veränderten Zuftänden der erftarrte, aus fich heraus 
zur Aenderung unfahige Stiftungswille von außen her gewandelt werben Tann. 
Im Princip aber ift die Möglichkeit der dauernden Verkoͤrperung eines pri. 
vaten Willens in einer Stiftungsanftalt vom voſitiven Recht nun einmal aner- 
fannt. Und heute wie ehemals müßen wir daher in der Stiftung einen vom 
Recht als Perjon anerkannten, das Stiftungsvermögen zu Eigenthum be» 
fitenden, durch Organe wollenden und handelnden, von Staate nur beauf- 
fihtigten Anftaltsorganismus erbliden, in welchem fi) cin Stück des Willens 
eines Stifters unfterblich verkörpert hat. 

I. Der fo in ben verſchiedenſten Manifeftationen ſich offenbarende An- 
ftaltsbegriff ftand zum Körperfchaftebegriff theils im Verhältniß des Parallelis 
mus, theild im Verhältniß des Gegenſatzes. 

1. Gemeinſam waren dem Anftaltebegriff mit dem Körperichaftebegriff 
alle Merkınale, welche fi) daraus ergaben, daß auch in ihm eine finntich 
nit wahrnehmbare Willenseinheit über den Einzelmenſchen zur Perfon erhoben, 
bag au in ihm die abftrafte Einheit eines Verbandes von ihren indivibuellen 
Trägern Iosgelöft war. Deshalb erſchien aud die anftaltlihe Eriftenz als 
Produkt eines in den Biftorifch-politiihen Thatſachen ſich kundgebenden Rechts- 
ſatzes oder aber eines Fonftituirenden Willensaftes, niemals aber ald Probuft 
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eines durch Berjährung begründeten ſubjektiven Rechtsverhältnißes, eines Ver⸗ 
trages ober einer Individualverfügung. Deshalb Eorrefpondirte auch dem An- 
ftaltöbegeiff der Begriff einer Verfaßung als eined Inbegriffs objektiver Nor- 
men, weldje das die Individualſphären überragende anftaltliche Leben regelten 
und zu einer felbftändigen höheren Dafeinsorbnung ausprägten. Deshalb 
forderte and die Anftalt ein von der Verfaßung näher beftimmtes Subftrat 
und eine fefte Ordnung über die Zufammenfegung ihres Körpers aus perſoͤn⸗ 
lichen und fachlichen Elementen, während der Wechſel diefer Elemente die Ein- 
heit und Koutinnität bes Anftaltöganzen unberührt ließ Deshalb bedurfte 
ferner die Anftalt einer verfaßungsmäßigen Organiſation, fo daß beſtimmte 
Derfonen mit beitimmten Funktionen ihres einheitlichen Lebens betraut und 
innerhalb biefer ihrer Kompelenz zur unmittelbaren Darftellung der Anftalte- 
perjönlichleit berufen wurden. Und deshalb endlich war die Anftalt als eine 
für fi beſtehende und im fich abgeichloßene Perjon glei ber Körperichaft 
rechtö-, willens- und handlungsfähig. 

Der Anftaltsbegriff war aber gleich dem Körperfchaftöbegriff der mannich⸗ 
fachften Differenzitrung und temgemäß in Bezug auf ben Umfang und die 
Gebiete ber einheitlichen Rechtefubjektivität der gewaltigiten Unterſchiede fähig. 
In ihrer hoͤchſten und allgemeinften Geftalt wird die Anftalt glei) der Kör- 
perichaft zum Staat, fo daß dem rein Forporativen ein rein anftaltlicher 
Staat, dem Gemeinweien ein obrigfeitliches Stanteweien Torreiponbirt. Und 
foweit dies ber Fall ift, muß alles dasjenige, wad aus der Anerkennung bes 
Staated als der hoͤchſten einheitlichen Allgemeinperfönlichkeit folgt, fi im an⸗ 
ftaltliden Staat genau in berfelben Weife wie im Gemeinweſen durchſetzen. 
Nicht minder eigentbümliche Rechtsiphären von umfaßendfter Bedeutung er- 
geben fih für die kirchlichen Inftitute aus den Beſonderheiten ber kirchlichen 
Lebenskreiſe. Während aber fo in der Kirche, dem Staat und ihren anftalt- 
lich organifirten Theiien der Anftaltöbegriff die Denkform für die böchften 
menſchlichen LXebenseinheiten abgeben und Allgemeinperjönlichkeiten ausbrüden 
Tann, die ben Individuen vor Allem als Xrägerinuen öffentlicher Rechte und 
Pflichten in unvergleichlicher Hoheit gegenüberftehen, haben andere Anftalten, 
wie die privaten Bermögensftiftungen, zunächft nur prinatrechtliche Bedeutung, 
und die Anftaltsperfon erfcheint dann, wie die Körperfchaftsperfon bei ben Pri- 
vatrechtskoͤrperſchaften, lediglih als Mittel für die Durchführung eines im 
Dermögensrechte beichloßenen Zwecks. 

Gleich den Körperihaften haben auch die anftaltlihen Verbände nur 
langfam fich bie Anerkennung ihrer von der Perfönlichkeit ihrer Träger ges 
trennten Rechtsweſenheit errungen. Langbanernde Schwankungen und Unbe⸗ 
ftimmtheiten finden fi) auch bier, oft erfcheint die Frage nad dem Vorhan⸗ 
denjein ober Nichtvorhantenfein einer abftraften Verbandseinheit als eine 
offene, und wenn wirklich die Rechtsjubjektivität eines beſtimmten Anftalts- 
organismus zum Bewußtſein gekommen war, mochten doch noch Sahrhunderte 
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vergehen, ehe alle Folgen ber ehemaligen Identificirung des Berbandes mit 
feinen indivihuellen Xrägern befeitigt wurden. Mehr und mehr indeß 
mußte, ſobald einmal der Anftaltsbegriff feftftand, die Auseinanderlegung der 
ehemals generifch nicht verſchiedenen Verhältniße begrifflih und tbatjächlich 
fich auch hier vollziehen. Wie ſich daher Koͤrperſchaft und Rechtsgemeinſchaft 
trotz der im Leben ftattfindenden nahen Berührung nach feſten logiſchen Grenz 
linien fonterten, fo traten nun auch die alten Herrichaftsnerbände in anftalt- 
liche Organismen mit eigner Perjönlichkeit nnd bloße ſubjektive Rechtsverhält- 
niße zwifchen mehreren Einzelperjonen auseinander. Die Verhältniße Ieterer 
Art aber, wohin z. B. die Hausherrichaft, die Gutsberrichaft, Das Gefellen-, 
Lehrlings- und Gefindeverhältnig, das kaufmänniſche Geſchäft in Bezug auf 
das Verhältniß von Principal und Gehülfen, fowie fpäter die gefammten mo- 
dernen Großunternehmungen gehörten, mußten nunmehr im Princir als 
bloße Subegriffe von indivitnalrechtlichen Beziehungen aufgefaßt werden. In 
ber Durchführung diefes Princips konnte dann freilich bier wie bei der Rechts⸗ 
gemeinſchaft, ohne daß die Baſis des ſubjektiven Rechtsverhältnißes zwiſchen 
Mehreren verlaßen zu werben brauchte, das individuelle Vielheitsrecht im Sinne 
einer relativen Einheit modificirt werden. Und es konnte jo in ber äußeren 
Erſcheinung der Inbegriff von fubjektiven Rechtsbeziehungen einem dauernden 
Organismus, bie Vertragsbafis einer objektiven Berfaßungsorbnung, die pri- 
vatrechtlihe Befugniß und Pflicht einer ‚öffentlichen Herrſchaft und Unterwer- 
fung, die Eigenberechtigung des Herrn der Repraeſentanz eines aus Haupt und 
Gliedern beftehenden Verbandes in hohem Maße ähneln. 

2. Benn nun aber jo ber Auftaltöbegriff mit dem Koͤrperſchaftsbegriff alle 
Merkmale einer über den Individuen anerlannten abſtrakten Berbandsperjönlich- 
feit gemein bat, fo befteht doch zwifchen beiden der oft berühtte ſcharfe Gegenſatz, 
daß die Koͤrperſchaftsperſon als Gefammmtperjönlichkeit der verbundenen Geſammi⸗ 
beit entfiammt und in ihr Lebt, die Anftaltsperfon aber ihr Leben von einem außer⸗ 
halb der Geſammtheit ftehenden Leben abzweigt und unabhängig von einer joldyen 
fortführt. Es hat fich oben bereits ergeben, daß bie Duelle des anftaltlichen Lebens 
eine jehr verſchiedene fein Tann, immer aber ein einheitlicher Alleinwille ift, ber 
entweber fich jelbft ala Perfon jet ober ein Stüd feiner jelbft in einen da⸗ 
durch zur Perjon belebten fremden Körper bineinlegt. Bon biefem einheit- 
lichen Wlleinwillen aus wird dann and der Anftaltsorganismns gebilbet und 
im ange erhalten, jede Berufung von Kollegien oder Einzelnen zur Aus 
übung von Lebensfunktionen des Verbandsganzen vollzogen, die gefammte 
Richtung bes anftaltlichen Lebens beftimmt. An diefe ihre Duelle oder, wenn 
fie nicht mehr vorhanden ift, an den darüberſtehenden öffentlichen Willen muß 
endlich, während bie reine Körperichaft fih wieber in die Geſammwielheit 
auflöft, die Anftaltseriftenz im Falle der Zerftörung ihres Sonderbafeins zu- 
rüdfallen. Jede Gejammtheit, welche durch die Anftaltsperjon verbunden ober 
von ihr ergriffen wird, ift daher nicht Willensträgerin, jondern nur Willens 
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objeft der Verbandseinheit. Sie gehört dem Verbandskoörper nur als ein 
paffiver Beftandtbeil an. Die Anftaltsperfon ift vielleicht für fie, aber nicht 
durch fie da; fie widmet ihr vielleicht ihr Leben, aber fie lebt nicht in ihr; 
fie verbindet vielleicht die Vielheit zur Einheit, aber die Einheit erfcheint als 
ein über und außer der Vielheit beftehendes, biefelbe von oben und außen her 
ergreifendes und umfaßendes Band. So gibt es hier Feine aktive Mitglieb- 
haft der Verbundenen, fondern nur die einzige Trägerſchaft des Verbands⸗ 
bauptes oder der aüberweiten Berlörperung des originären Alleinwillens. Und 
von einem Anrecht Aller auf Mitbeftiimmung des Verbandslebens und Mit- 
barftellung der Verbandseinheit ift hier nicht die Rede. 

II. Trotz dieſes gegenfäglichen Verhältnißes nun aber waren koͤrper⸗ 
ſchaftliche und anftaltliche Elemente von je in vielen Verbänden mit einander 
kombinirt. Wie ſchon Genoßenſchaft und Herrfchaftöverband, welche die Keime 
bed Körperihafts- und Anftaltsbegriffs in ſich enthielten, im alten Recht 
fh zu Miſchformen verknüpft und einander mobificirt Hatten, jo blieben 
auch Anftalt und Koͤrperſchaft mannichfacher Verbindung und gegenfeitiger 
Beeinflußung fähig. 

Möglich war es zunächſt, daß eine amftaltliche und eine Torporative 
Einheit zunächſt jede für ſich ausgeprägt und als eigne Rechteperfön- 
Tichkeit organifirt waren, demnähft aber fich zu einer höheren Einheit mit 
jelbftändiger Rechtefubjektivität verbanden. So war cd, wie ſich gezeigt Bat, 
bei dem aus der landesherrlichen Obrigkeit und der landſtändiſchen Köperfchaft 
zuſammengeſetzten mittelalterlichen Landesſtaats). Moͤglich war es and, — 


und einem foldhen Ziele drängten wegen ber auf die Dauer bervortretenden 


Unbaltbarkeit einer zweigetheilten Perſoͤnlichkeit zuletzt auch die urfprünglic 
dualiſtiſchen Bildungen zu —, daß ſich in einem einheitlichen Berbandsorga- 
nismus Torporative und anftaltlihe Elemente mit unb durch einander zur 
Geltung brachten und ald Beftanbtheile eines einzigen Rechtölörpers mit un- 
getheilter Perfönlichkeit erſchienen. Sp war e& vor Allem bei den kirchlichen 
BVerbantseinheiten des Mittelalters, teren anftaltliche Struktur ſtets durch ge- 
noßenſchaftliche Elemente modificirt war, in vielen Fällen aber, wie bei Ka- 
piteln, Kloͤſtern, Orbenögemeinden u. f. w., vor ber genoßenfchaftlichen Bafis 
zeitweife faft ganz zurücktratis), Nicht anders ferner war es bei ben geiftlichen 
Bruderſchaften, die bald als voll entwickelte Körperichaften jelbftändig ba- 
ftanden, bald lediglich als Mittel einer jelbftändigen Stiftungsanftalt erfchienen, 
bald endlich eine Mittelftellung zwiſchen dieſen beiden Extremen einnahmen®). 


ıe, Oben S. 355-860. 

) Oben ©. 555-557 u. 558562. 

) Urſprünglich überwog burchaus ber genopenfchaftliche Typus (Th. I. 233—239 
u. 484), Während des ganzen Mittelalterd daher begegnet uns in zahlloſen Bruder- 
Ihaftöftatuten eine freie Körperfchaftsverfaßung, über welcher nur eine Oberaufficht 
der Kirche ftebt; die regelmäßig zufammenkommende Geſammtheit der Mitglieder erfcheint 
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als Willensträgerin dev Bereinigung und beftellt deren Borficher unb Organe ; dad Bruber- 
ſchafts vermõgen wird als ein gemeines oder gefellichaftlidhes Gut, als Eigenthum aller 
Bräber oder der Brüder gemeiulich bezeichnet und nach genoßenſchaftlichen Princip 
frei verwaltet und verwendet; und als bie Andprägnug eines einheitlichen Redhtö- 
ſubjektes fi) vollendet, wird dieſes ſchon dadurch als Torporative Gefammtperfönlid, 
teit fundgegeben, daß dafür ber Name der fraternitas, Bruberfchaft oder Geſell⸗ 
{haft gewählt wird, Vgl. z. ®. die Bruderſchaftsſtatuten b. Wehrmann, lüb. 
Zunftr. 165 u. 499—508 (500: schaffere unde vormundere der broderschop 
fammeln, verwahren u. verwalten der broderschop geld u. gud; es wirb ein 
Kolleg von Zehn gebildet, also wat de teyn manne don var der broderschop 
wegen, dat schal stede u. vast biyven; 502: Rezahlung der Seelenmeſſen uth 
der gemeynen broderschop); ferner die Stat v. 1452 u. 14451489 6. Krieg 
186—196, wo durchgehends die bruderschaft ober gesellschaft als ARechtöfubjelt 
erſcheint; Urk. v. 1269 6. Lacomblet II. 845 (damus et assignamus fraterni- 
tati) u. 1168 ib. I. 367 (die fratres fraternitatis nehmen ein Geſchenk au unb 
vollziehen ein concambium); 1285 b. Enuen u. Eder$ Ili. 226; Gudenus 
IV. 518; Zimmermann U Urkb. 122 f. 126 f. 232 f.; Hanffen, Fehmarn 
347 ſ.; au oben ©. 897 f. Rote 60 u. ©. 901 Rote 69. — Andrerfeite kam 
es frühzeitig vor, daß Brübderfchaften, deren Lebenszweck nur eine beftimmte brader- 
ſchaftliche Stiftung war, fi tn dem Begriff diefer Stiftung völlig verloren, fo 
daß das Forporative Element entweder ganz untergieng ober (wie bei Hospital 
brüberjchaften, Elcnbegiiden, Beghinenvereiuen u. f. w.) nur noch ald Beſtandtheil 
ber Anftaltöverfaßung erſchien; vgl. oben Note 5, 7, 12 u. 15. — Im Laufe ber 
Zeit aber trat andy bei den an der Eorporativen Grundlage feſthaltenden Bruder- 
haften mehr und mehr ein anflaltlided Moment hervor; die geiftlichen und bald 
auch bie weltlihen Behörden banden ihre Entftehung und Lebenäbethätigung an 
ihre Miwirkung (vgl. 3. DB. Kriegk 186. 196. 545 Ne. 161); es findem ſich 
ftiftungsmäßige Kuratelbehörden, Proviforen, Verwalter ober Bormimbder für das 
Bruderfchaftövermögen (vgl. 3. B. 1264 6. Remling 299: fratres qui dicuntur 
Stuhlgebrudere verpachten communicato fratrum et sororum comsilio et per 
manum domini W. prepositi majoris Spirensis prorisoris eorundum . . molendi- 
num suum; ferner die Urf. v. 1280, 1288, 1286 u. 1392 b. Ried 567 f., 589, 
616 u. 943 über dad adıt Regensburger Brüberfchaften gemeinfchaftliche Eigenthum, 
welches deren magistri sive rectores unter einem summus magister verwalten); 
und als beredhtigtes Subjekt wurde, wie ſich dies auch in dem bafür nicht felten 
gewählten Namen des Heiligen ausprägt (eben &. 895f. Rote 53 u. 54), eine 
anftaltliche Einheit vorgeſtellt. So Tonnten denn auch bei ber Reformation bie 
Städte da8 Bruberfhaftsvermögen dem Bermögen ber geiſtlichen Etifiungen unb 
Anfalten volltommen gleich behandeln und, da der biöherige Anſtaltszweck hinfällig 
und damit Die Aufhebung des betreffenden Rechtsſubjektes zuläßig geworden war, 
zur Gerwendung für ähnliche Zwede einziehen. Bol. Wilda 372f. (danach follen 
3. 8. in Hamburg in den allgemeinen Arwenſchatz gehören alle hospitale mit ehren 
thobehoringen, . . alle bröderschoppe u. alle gilden mit ehre thobehörunge); 
Wehrmann 151f.; Kriegk 181 — 182 (Berzeihniß des 1580 m. 1581 an bem 
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verkänden Torporative und anftaliliche Elemente?). In nenerer Zeit nahmen 
dann, ſeitdem der Staat das gefammte Bffentliche Leben mit feinem einheit- 
lihen Billen zu durchdringen fuchte, mehr und mehr and bie urſprünglich 
rein Torporativen öffentlichen Berbände, wie bie Gemeinden jeder Orbmung, 
bie Deihachten, die Züufte und fonftigen Gewerbskörperſchaften, die ſtändiſchen 
Körperichaften u. ſ. w., einen ſtaatsanſtaltlichen Charakter an*). Zugleich 
vermehrte fi durch Neufchöpfungen für politifche, wißenſchaftliche, gewerbliche 
and wirthſchaftliche Zwecke bis in unfere Tage hinein auf bad Anperorbent- 
lihfte die Zahl der öffentlichen Anftalten, welde zugleih ein Torporatives 
Moment in fih aufnahmen und für ben Anftaltszwed werwertbeten ?). So 
ift anch im heutigen Recht auf den verjchiebenften Gebieten eine Fülle von 
Rechtöorganismen mit anerfannter Perjönlichkeit vorhanden, in welchen An» 
flaltliches und Körperfchaftliches fi mit einander verbindet. Und zulekt hat 
der Staat felbft, nachdem er den alten Dualismns zunächft durch einfeitige 
Hervorkehrung des Anſtaltscharakters überwunten hatte, dad genoßenfchaftliche 
Element von Neuem in fi aufgenommen nnd ald moderner Berfagungsftaat 
bie innere und begrüffliche Verſchmelzung anftaltlich-obrigkeitlicher und gemein- 
heitlich-volfsthämlicher Elemente zur höchften und umfaßendſten Allgemeinper- 
fönlichkeit vollzogen *%). 

Wenn nun aber fo die Körperihaft ſewol wie die Anflalt in dem Rah⸗ 
men ihrer Verfaßung Raum für viele der entgegengefeßten Berbandsari ent- 
ſprechende Mobifitutionen hatte, ſo begreift es fich leicht, daß im Lehen beiberlei 
Rechteinftitute fih oft nahe berühren Tonnten; daß mandherlei Uebergangs⸗ 
formen andy bier die begrifflihe Kluft thatjächlich nahezu ausfüllten; daß 
Schwankungen und Unbeftinmtheiten möglih waren; daß im Lanfe der Zeit 
die eine Form fi) in die andere allmälig wandeln Tonnte, wie ja z. B. einer 
ſeits die Univerfitäten aus freien Gelehrtengenoßenſchaften zu Unterrichtsan- 
ftalten, viele Brüterichaften zu Stiftungen, Ordensgeſellſchaften zu Orbens- 


allgemeinen Almofenkaften abgelieferten Bruderſchaftsvermögens). In Bremen wurde 
fogar fon 1332 (&affel, Samml. ungedr. Url. 466) bei Abichaffung der Bruder- 
{haften verfügt: eleemosynas vero hujusmodi fraternitatibus durantibus collectas 
ad hoepitale situm in nostra civitate . . ordinavimus erogare. 

21) Bel. Th. 1 540 u. Maurer, Gtäbten. II. 281—321. 

22) Bol. Th. 1 5 55, 56, 58, 59, 62, 64 u. 67. 

2) Bgl. z. B. Th.1 ©. 872f. (Alabemien, Unterricgtsanftalten u. |. w.); 949f. 
(moderne Ianungen, Zwangdlafien, Unterflügungsvereine, Gewerbe- und Handeld- 
kammern); I91f. (anftaltliche Momente ber älteren und mander neneren Ältien⸗ 
geſellſchaften); 1049. (Berficherungsanftalten mit Torporativen und Berfiderungs- 
gejelichaften mit anftaltlichen Elementen); 1066f. (Banken und Krebitinftitute mit 
Torporativer Beimiſchung, landſchaftliche Kreditvereine als Körperjchaften mit ſtaats⸗ 
anſtaltlicher Zuthat); u. f. w. 

2) Bl. Th. 1 561 u. oben ©. 861. 
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inftituten, engere Gemeinweſen zu anftaltlichen Staatögliedern geworben find *9), 
andrerfeit6 in neuerer Zeit aus ben jedes Torporativen Charakters beraubten 
Landgemeinden, ans rein ftantlich abgetbeilten Bezirken und Kreifen und aus 
vielen andern überwiegend anftaltlih organifirten oͤffentlichen Verbänden fich 
felbftändige Koͤrperſchaften bes öffentlichen Rechts von Neuem erzeugt haben *). 

So eingreifend jedoch die Mobifilationen beiber Begriffe durcheinander 
fein mögen: für die principielle Beurtheilung ber einzelnen Rechtsinſtitute 
muß, — wenn wir vom bem Staate als der alle anderen Berbände überra- 
genden, bie gefammte von ber Vergangenheit ererbte und in ber Gegenwart 
lebendige Aflociationstraft des Volkes zufammenfaßenben und deshalb aus dem 
Rahmen der übrigen Rechtsbegriffe heraustretenden Perſönlichkeit abſehen, — 
an dem gejchichtlich ausgebildeten Gegenſatze der Körperfchaft und der Anftalt 
feftgehalten werben. Wir haben daher, fobald uns eine vom Recht als Perfon 
anerkannte Einheit über den Ginzelmenfchen begegnet, die Frage aufzumwerfen, 
ob fie ihrer pofitivrechtlichen Entwicklung und Geitaltung nad unter bem 
Körperichaftäbegriff oder unter den Anftaltsbegriff füllt. Se nach dem Ueber⸗ 
gewicht ber einen oder ter andern Seite haben wir dann entweder das 
Torporative oder aber das anftaltlihe Princip ihrer juriftiichen Konſtruk⸗ 
tion zu Grunde zu legen. Daß dabei in Bezug auf die der Grenzlinie 
naheftehenden Verbände (wie 3. B. Kreißforporationen einerſeits und Univer⸗ 
fitäten anbrerfeits) die Entiheibung etwas Willtürliches behalten wird, ift ein 
unvermeidlicher Uebelſtand, der jeber juriftiichen Konftruftion mit der von ihr 
gebotenen Zutheilung der Eonfreten Bildungen bes Rechtslebens an entgegen- 
geſetzte Begriffögebiete an haftet. Nachdem wir aber Die Scheibung vollzogen 
haben, müßen wir den Anftaltsbegriff wie den Körperichaftsbegriff weit geung 
faßen, um die Mobifitation durch ben entgegengejetten Begriff in ihn auf- 
nehmen zu können. So ergibt fih uns die Möglichkeit von Anftalten mit 
forporativer Verfaßung und von Körperjhaften mit anftalt- 
liher Spite. Die erfteren find durchaus als Anftalten zu betrachten; die 
anferhalb der Geſammtheit fiehende anftaltliche Einheit ift bei ihnen bas 
Primäre und Entſcheidende, die Torporative Vereinigung der Geſammtheit das 
Abgeleitete und Untergeordnete; ber Torporative Organismus ift Bei ihnen 
weder durch fich felbft noch um feiner felbft willen vorhanden, fondern er ift 
nur ein Mittel für die beßere Erreichung bes Anftaltgzwedes; auch in for- 
maler Beziehung ftellen fi alle Regeln über Aufnahme und Ausfhluß von 
Mitgliedern, über deren Rechte und Pflichten bezüglich des Verbandolebens, 
über die korporativen Formen der Wahlen und Beichlüge, über Autonomie 
und Behörbenbeftellung nur ald integrirende Beſtandtheile der Anftaltsverfaßung 
dar; und fie alle bezwecken nichts, als die jo und fo verbundene, gegliederte 


2) Bgl. 5.18 410.8 646. 871; 546 u. 3 64 ©. 870; 8 55, 56, 58 u. 59. 
20) Bgl. Th. 1 8 57—59. 
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und organifitte Sefammibeit dem ans einer für. fie äußeren Duelle ftam- 
menden Einheitöwillen bienftbar zu machen. Umgekehrt bleiben Körperfchaften, 
in welche anftaltlihe Elemente eingebrungen find, durchaus bem Körperichafts- 
begriff unterworfen; die einer Gefammtheit entftammente und ihr immanente 
Einheit bleibt bad Primäre und Enticheibende, das anftaltliche Element ift 
nur von außen hinzugethan und dem korporativen Organismus einverleibt; 
bie Körperichaft befteht als eine aus ſich heraus belebte und mit einheitlichen 
Willen begabte, in fich felbft abgeſchloßene, vom Recht als natürliche Lebens- 
einheit vorgefundene und beöhalb als Perfon anerkannte Gejammteriftenz, und 
erſt in zweiter Einie muß fie wegen ihres Zufammenhanges mit höheren Ge⸗ 
fauımteriftenzen einem außer ihr ftehenven öffentlichen Willen nicht nur ſich 
unterordnien, fondern biefen zum Theil in fi aufnehmen; ihr Leben bleibt 
feinem Weſen nach ein gemeinheitlichee, das durch bie von einem fremden 
Leben abgezweigte Zuthat weder gefchaffen noch beberricht, ſondern nur ver- 
ftärft und gerichtet wird; auch in formaler Beziehung werben alle Beftim- 
mungen, welche die Körperichaft nach Art einer Anftalt von einer auberbalb 
bes Verbandes ftehenden Willensordnung abhängig machen, als integrirende 
Beſtandtheile in bie Körperfchaftenerfaßung aufgenommen; und ter legte Zweck 
aller diefer Beftimmungen befteht darin, den in ber Körperichaft fich mani- 
feftirenden Gejammtwillen von vornherein bergeftalt-durd organifche Einfü⸗ 
gung eines barüberftehenben öffentlichen Willens andzugeftalten, daß berjelbe 
in feiner freien Bethätigung bie Sarantie einer dem wahren Körperjchaftszwed: 
entfprechenden Entfaltung bietet. 

Wenn nun aber fo die einzelne Anftalt durch Forporative und die ein- 
zelne Koͤrperſchaft durch anftaltliche Diomente in eigenthümlicher Weiſe gefärbt 
fein Fann: jo kann auch bei einem beftimmten Volke und zu einer beftimmten 
Zeit ber Anftaltöbegriff überhaupt durch den Einfluß des korporativen Ger 
dankens oder der Körperichaftsbegriff überhaupt durch bie Anftaltsibee mo⸗ 
bificirt werben. Und gerade hierfür bietet die Gefchichte des deutſchen Per- 
fonenbegriffs deutlichen Beleg. 

Wir haben ten deutſchen Körperichaftsbegriff ohne irgend eine für ihn 
wejentliche anftaltlie Zuthat als den reinen Begsiff der zur Perfon erho⸗ 
benen Gefammteinheit aus dem alten Genoßenſchaftsweſen erwachſen ſehen. 
Bon da an aber bis zur Aufnahme der fremden Rechte ftand der fo vollen- 
bete Körperjchaftöbegriff nicht nur in voller Reinheit ba, fondern er nahm 
auch für das gefammte Verbandsrecht eine bergeftalt überwiegende Stellung 
ein, daß er feinerfeits die Entfaltung eines von forporativer Zuthat freien 
Anftaltöbegriffes vielfach bemmte. Waren doch die letzten Jahrhunderte des 
Mittelalters die Blüthezeit des durch das Cinungsprincip verjüngten Genoßen⸗ 
ſchaftsweſens. Im weltlichen Recht war in biefer Zeit ein mit dem Körper- 
ſchaftsbegriff rivalifirender Anftaltebegriff überhaupt noch nicht in voller 
Schärfe ausgeprägt, und was davon vorhanden war, das lehnte ſich vielfach 
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noch an ben Eorporativen Gedanken an. Im geiftlichen Recht behauptete 
zwar der kanoniſche Anftaltebegriff feine enticheivende Bebentung: niemals 
aber wurde er in gleihem Maße wie gerade in jener Zeit durch ben germa- 
aiſchen Genogenfchaftegedanfen modificirt und gefärbt. 

Ganz anders wurbe ed in ber Zeit der obrigkeitlichen Staatsibee unb 
ber Aufnahme der fremben Rechte. Nun übernahm der Anftaltebegriff, ber 
feinerfeits immer reiner und jchärfer ausgeprägt ward, bie Führerſchaft in ber 
Seftaltung der menſchlichen Berbände. Und mehr und mehr wurte uuu um⸗ 
gelehrt der Körperihaftäbegriff durch die anftaltliche Idee umgeitaltet und ge 
färbt, bis es zuleßt einen reinen Körperfchaftsbegriff im Sinne bes beutjchen 
Rechts nicht mehr gab und gewiße anftaltlihe Merkmale ale weientli für 
den Körperfchaftsbegriff als folden galten. Unterftügend wirkte dabei das 
Borbild des kanoniſchen Reis und befonders des durch feine Bermittelung 
in das weltliche Privatrecht eindringenden Stiftungsbegriffs, unterſtũtzend aber 
vor Allem die von ber roͤmiſch⸗rechtlichen Surisprudenz entwidelte Korporatione- 
lebre. So entftand die mit unſerem nationalen Körperichaftskegriff in man- 
nichfachem Widerſpruch ſtehende civiliftiiche Korporationstbeorie, deren Ge⸗ 
ſchichte wir als Einleitung für die Darſtellung des heute geltenden Genoßen⸗ 
fhaftsrechtes noch näher darzulegen haben werben. 

Was aber die Gegenwart anlangt, fo wird uns ber Verſuch, eine bem 
modernen bentichen Rechtsbewußtſein und feiner pofitivrechtlichen Ausprägung 
entiprechende Theorie des geltenden Genoßenfchaftsrechtes aufzuftellen, Gelegen- 
beit zu dem Nachweiſe bieten, daß heute wiederum Anftaltsbegriff und Kär- 
perfchaftsbegriff als die beiden Offenbarungsformen einer das Einzeldaſein über- 
ragenden Perjönlichkeit in voller Selbftänbigkeit nebeneinander ftehen, und daß, 
während der moderne deutiche Anftaltsbegriff feinem eignen Princip folgt, der 
moderne Körperfhaftsbegriff in allen weientlichen Beziehungen nicht der xö- 
miſche Korporationdbegriff, fondern ber wiebergeborne und durch die Wieber- 
geburt verjüngte Körperfchaftsbegriff des deutichen Rechtes ift. 


Verlag ber Weidmannſchen Buchhandlung (3. Reimer) in Berlin. 
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